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I.  ABHANDLUNGEN. 


DER  STAAT  ALS  LEBENSFORM. 

Ein  Beitrag  zur  Auseinandersetzung  zwischen  Rechts-  und  Staatswissenschaft. 

Von 

Professor  D.  Dr.  BIERLING  f  in  Greifswald. 

Das  unter  dem  vorstehenden  Haupttitel  inmitten  des  Welt- 
krieges (1916)  erschienene  Buch,  in  welchem  der  bekannte  schwe- 
dische Publizist  Rudolf  Kj eilen  sein  »System  der  Politik«  auf 
Grund  einer  »rein  empirischen  Auffassung  des  Staats«  skizziert 
hat,  bietet  auch  dem  Juristen  mannigfache  Anregung  zur  Selbst- 
besinnung und  zur  Gegenäußerung.  Für  meine  Person  fühle  ich 
mich  hierzu  um  so  mehr  veranlaßt,  als  ich  in  meinen  bisherigen 
wissenschaftlichen  Arbeiten  mich  auf  allgemeinere  Erörterungen 
über  den  Staat,  soweit  sie  nicht  zur  Lösung  der  darin  behandelten 
juristischen  Fragen  mehr  oder  weniger  geboten  waren,  meist  nicht 
eingelassen  habe.  Dazu  kommt,  daß  die  schon  im  Vorwort  der 
Kjellenschen  Schrift  enthaltene  Erklärung  über  den  »endgültigen 
Bruch  mit  der  juristischen  Staatsauffassung«  zu  einem  Wider- 
spruch von  juristischer  Seite  geradezu  herausfordert. 

I. 

Diese  Erklärung  beruht  zunächst  auf  gewissen  irrtümlichen 
Voraussetzungen  über  die  in  der  Juristenwelt  herrschenden  An- 
schauungen. In  erster  Linie  fällt  die  Behauptung  (S.  4)  auf,  daß 
die  Staatswissenschaft  bisher  wesentlich  als  ein  Teil  der  Rechts- 
wissenschaft betrachtet  worden  sei.  Inwieweit  dies  für  Schweden 
zutrifft,  vermag  ich  nicht  zu  beurteilen.  Für  unsere  deutsche 
Wissenschaft  jedoch  ist  ein  solcher  Vorwurf  sicherlich  zurückzu- 
weisen. Dafür  spricht  nicht  nur  die  Tatsache,  daß  bis  vor  kurzem 
die    weitaus    meisten    deutschen  Universitäten    den  Staatswissen- 

Zeiuchrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1920.     i/a.  I 
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schaften  ihren  Platz  in  der  philosophischen  Fakultät  angewiesen 
hatten,  sondern  vielleicht  in  noch  höherem  Grade  die  andere, 
daß  sowohl  die  von  Kj eilen  selbst  (S.  5)  angeführten,  namentlich 
österreichischen  Fakultäten,  als  auch  diejenigen  deutschen  Juristen- 
Fakultäten,  die  neuerdings  die  Staatswissenschaften  im  Hinblick 
auf  die  enge  Berührung  ihrer  Aufgaben  in  sich  aufgenommen 
haben,  doch  zugleich  ihren  Titel  in  »rechts-  und  Staats  wissenschaft- 
liche Fakultät«  umgewandelt  haben.  Wie  wenig  ich  selbst  bis- 
her daran  gedacht  habe,  Politik  und  Nationalökonomie  als  juristische 
Wissenschaften  anzusehen,  habe  ich  noch  kürzlich  in  meiner 
Juristischen  Prinzipienlehre  (Bd.  V  S.   19)  hervorgehoben1). 

Nicht  minder  anfechtbar  ist  aber  auch  das  Bild,  das  sich 
Kjellen  von  der  »Juristischen  Auffassung  des  Staats«  gemacht 
hat.  Nach  seiner  Ansicht  charakterisiert  sich  diese  Auffassung, 
zunächst  als  staatsrechtliche,  hauptsächlich  durch  zwei  Momente: 

1.  durch  die  Auffassung  des  Staates  als  Rechtssubjekt  (S.  4,  8  f.); 

2.  durch  die  angeblich  unsere  Jurisprudenz  beherrschende  Vor- 
stellung, daß  der  eigentliche  Beruf  des  Staats  in  der  Aufrecht- 
erhaltung des  Rechts  aufgehe  (S.  5  f.  12  f.).  Betrachten  wir  diese 
beiden  Momente  etwas  näher ! 

Daß  die  Auffassung  des  Staats  als  Rechtssubjekt  eine 
in  der  Rechtswissenschaft  allgemein  übliche  ist,  bestreite  ich 
natürlich  nicht.  Noch  mehr:  ich  gebe  auch  Kjellen  ohne  wei- 
teres zu,  daß  darin  Fiktionen  stecken;  ja,  ich  habe  dies  selbst 
wiederholt  in  eingehendster  Weise  begründet  gegenüber  den  ver- 
schiedensten Versuchen ,  diese  Fiktionen  hinwegzudisputieren. 
Allein  hieraus  folgt  noch  lange  nicht,  was  Kjellen  damit  beweisen 
will.  Schon  innerhalb  der  Rechtswissenschaft  selbst  steht  neben 
der  Auffassung   des  Staates   als  Rechtssubjekt  —  oder    vielmehr 

1)  Ebenso  entschieden  muß  ich  mich  allerdings  wider  die  Ansicht  von 
Jellinek  (Allgemeine  Staatslehre,  3.  Aufl.  S.  6)  erklären,  wonach  die  gesamte 
Rechtswissenschaft  unter  die  staatswissenschaftlichen  Disziplinen  im  weiteren  Sinne 
fallen  soll,  »da  Recht  stets  nur  ein  Produkt  organisierter  menschlicher  Verbände 
sein  könne«.  Dabei  ist  zweierlei  übersehen:  1.  daß  es  »Recht«  auch  vor  und 
außer  dem  Staate  gibt,  wie  denn  Staat  und  organisierter  Verband  sicher  nicht 
identische  Begriffe  sind  und  auch  die  Behauptung,  daß  »alle  anderen  organisierten 
Ordnungen  ohne  den  Staat  nicht  zu  bestehen  vermögen«,  schon  im  Hinblick  auf 
zahllose  Naturvölker  und  sonstige  primitive  Kulturverhältnisse  unhaltbar  ist;  2.  daß 
eine  Verbandsorganisation  immer  nur  denkbar  ist  vermöge  einer  entsprechenden 
Rechtsbildung,  d.  h.  vermöge  der  Anerkennung  gewisser  Normen  des  Zusammen- 
lebens der  Verbandsmitglieder.  Vgl.  meine  »Juristische  Prinzipienlehre«,  insbe- 
sondere Bd.  V  S.  179  ff.   183  ff.5  sowie  unten  den  Abschnitt  VI. 
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dieser  voran  —  die  Auffassung  als  Rechts  gern  eins chaft, 
genauer  gesagt,  als  ein  Gesamtrechtsverhältnis  von  nur  generell 
bestimmten  im  Laufe  der  Zeit  wechselnden  Mitgliedern.  Eben 
diese  Rechtsgemeinschaft  ist  es,  die  sich  einerseits  darstellt  als 
bürgerliche  Gesellschaft,  d.  h.  als  Gesamtverhältnis  aller  zeit- 
weiligen Staatsgenossen1)  untereinander,  dessen  Inhalt  das  staat- 
liche Privatrecht  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  bildet;  Subjekte 
der  aus  dem  letzteren  sich  ergebenden  zunächst  meist  nur  be- 
dingten Rechte  und  Pflichten  sind  also  die'  einzelnen  Staats- 
genossen  und  etwaige  privatrechtliche  Verbände  derselben  oder 
sonstige  juristische  Personen.  Andererseits  erscheint  der  Staat 
als  Staatsverhältnis  im  engeren  Sinne  d.  h.  als  ein  Rechtsver- 
hältnis der  als  Persönlichkeit  oder  Rechtssubjekt  gedachten 
Gesamtheit  der  Staatsangehörigen  sowohl  zu  den  einzelnen  Staats- 
genossen im  allgemeinen  als  insbesondere  zu  seinen  Organen 
und  einer  Anzahl  kleinerer  öffentlich-rechtlicher  Verbände  (Ge- 
meinden, Kreise,  Provinzen,  Kirchen) :  die  Auffassung  des  Staates 
als  Rechtssubjekt  ist  hier  also  nur  das  Mittel,  um  das  Verhältnis 
zwischen  der  Gesamtheit  und  ihren  verschiedenartigen  Gliedern 
juristisch  angemessen  zu  konstruieren  oder  mit  anderen  Worten 
als  ein  Verhältnis  von  korrespondierenden  Rechtsansprüchen  und 
Pflichten  anschaulich  zur  Darstellung  zu  bringen.  Daß  diese  Auf- 
fassung des  Staates  als  Rechtssubjekt  auch  allgemeine  Anwendung 
findet  im  Völkerrecht,  für  das  als  Rechtssubjekt?'  streng  ge- 
nommen überhaupt  nur  Staaten  in  Betracht  kommen,  sowie  in 
beschränktem  Maße  auch  im  Privatrechtsverkehr,  spielt  für  das 
innere  Leben  des  Staates  und  damit  auch  für  die  Erfassung 
seines  eigentlichen  Wesens  nur  eine  Nebenrolle.  Es  ist  also 
klar,  daß  die  Auffassung  des  Staates  als  Rechtssubjekt,  wie  man 
auch  diese  sich  gedanklich  konstruieren  mag,  keinesfalls  mehr 
ist,  als  ein  Stück  juristischer  Staatsauffassung2). 


i)  Das  Wort  >Staatsgenossen«  brauche  ich  hier,  wie  schon  in  meinen  früheren 
Arbeiten,  in  so  weiter  Bedeutung,  daß  darunter  nicht  nur  die  Staatsangehörigen 
im  technischen  Sinne  fallen,  sondern  auch  der  »Subditus  temporarius«,  d.  h.  jeder, 
der  durch  seinen  Aufenthalt  im  Staate  dessen  Recht  auch  für  seine  Person  als 
berechtigend  und  verpflichtend  anerkennt. 

2)  Nach  Jellhuk    freilich,    der    für  Kjellen    staatsrechtliche  Ilauptautorität    ist, 

fallt    die  Auflassung    des  Staats    als  Rechtssubjekt    mit  der  juristischen  Staatsauf- 

g    (lherhaupt    zusammen,     da    er    einen    Rechtsverhältnis»staat<    ebensowenig 

kennen  will  wie   einen   Siaat  als  Rechtsobjekt.     Allein   diese  Anschauung  ist   iluich- 

Icefoe    allgemein    in    der  Rechtswissenschaft  herrschende.     Gibt  doch  Jellinek 

I  * 
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Sehen  wir  freilich  näher  zu,  so  scheint  der  Begriff,  den 
Kjellen  mit  dem  Worte  » Rechtssubjekt c  verbindet,  wesentlich 
verschieden  zu  sein  von  dem  herkömmlich  juristischen.  Irre  ich 
nicht,  so  findet  er  schon  darin  einen  Hinweis  auf  das  zweite 
oben  bezeichnete  Moment;  jedenfalls  steht  es  ihm  in  enger  Be- 
ziehung zu  diesem,  und  damit  gestaltet  sich  die  Sache  in  der 
Tat  etwas  anders.  Zwar  müssen  wir  nunmehr  den  Vorwurf  einer 
irrigen  Voraussetzung  auch  in  betreff  des  Gebrauchs  des  Wortes 
»Rechtssubjekt«  erheben,  aber  in  der  Sache  selbst  kommt  dann 
alles  auf  das  Gewicht  jenes  zweiten  Moments  an.  Wenn  es  nun 
nicht  bloß  eine  s.  Z.  weit  verbreitete,  namentlich  von  National- 
ökonomen und  Philosophen  vertretene  Ansicht  wäre,  sondern 
wirklich  die  allgemeine  Ueberzeugung  unserer  Jurisprudenz  dahin- 
ginge,   daß    der   eigentliche  Beruf  des  Staates  ausschließlich  die 


selbst  zu,  daß  die  Auffassung  des  Staates  als  Rechtsverhältnis  auf  den  ersten  Blick 
die  richtige  zu  sein  scheint.  Und  die  Gründe,  die  er  wider  diese  Auffassung  vor- 
bringt (S.  167 — 169),  sind  äußerst  fadenscheinig.  So  wenn  er  behauptet,  >keine 
solche  Theorie  vermöge  zu  erklären,  woher  der  den  Staat  leitende  Wille  stamme, 
wie  so  der  Staat  rechtlich  nicht  ein  zusammenhangloses  Neben-  und  Nacheinander 
von  Handlungen  bedeute,  sondern  als  eine  handelnde  Einheit  im  juristischen  Sinne 
erscheine«;  ja,  >den  Einheitswillen  des  Staates  als  eine  juristische  Fiktion  zu  be- 
zeichnen, heiße  nichts  anderes,  als  einzugestehen,  daß  man  ihn  nicht  zu  erfassen 
vermöge«.  Ein  zusammenhangloses  Neben-  oder  Nacheinander  von  Handlungen 
ist  in  Wahrheit  niemals  ein  Rechtsverhältnis.  Woher  aber  der  den  Staat  leitende 
Wille  stammt,  ergibt  sich  eben  von  Rechts  wegen  aus  den  Normen,  die  den  Inhalt 
des  konkreten  Staatsverhältnisses  bilden.  Denn  rein  empirisch  betrachtet,  ist  doch 
das,  was  wir  Staatswillen  nennen,  stets  ein  Wille  lebendiger  Menschen,  sei  es 
einzelner  sei  es  einer  gewissen  Mehrheit.  Und  eben  darum  enthält  die  Auffassung 
eines  solchen  Willens  als  Staatswillen,  wie  ich  gerade  Jellinek  gegenüber  schon 
früher  (Jur.  Prinzipienlehre  Bd.  I  S.  226  ff.)  nachgewiesen  habe,  stets  eine  Fiktion ; 
nur  ist  dies  nicht  eine  erst  von  der  Wissenschaft  gemachte,  sondern  eine  durch 
das  Recht  selbst  bedingte  und  darum  das  Leben  des  Staates,  auch  im  Verkehr 
mit  anderen  Staaten,  beherrschende.  Damit  dürfte  zugleich  der  von  Jellinek  aus 
dem  Völkerrecht  abgeleitete  Einwand  erledigt  sein.  Ebenso  unhaltbar  ist  aber 
auch  der  Einwand  > ein  Rechtsverhältnis  setze  unter  allen  Umständen  eine  darüber 
stehende  Macht  voraus,  von  welcher  die  das  Verhältnis  regelnden  Normen  aus- 
gehen.« Wenn  dieser  Grund  wirklich  zuträfe,  wie  könnte  dann  überhaupt  von 
»völkerrechtlichen  Beziehungen«  die  Rede  sein,  da  das  Völkerrecht  jedenfalls 
keiner  höheren  Macht  unterstellt  ist,  von  der  seine  Normen  ausgehen  ?  Nein !  mit 
jener  viel  zu  engen  Vorstellung  von  Recht  und  Rechtsverhältnis,  die  schon  bei- 
läufig in  Anm.  1  zurückgewiesen  ist,  muß  in  der  Tat  gebrochen  werden,  wenn 
man  zu  einer  richtigen  Staatsauffassung  vom  juristischen  Standpunkte  aus  kommen 
will;  nur  so  findet  auch  die  Auffassung  des  Staats  als  Rechtssubjekt  ihren  rich- 
tigen Platz. 
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»Aufrechterhaltung  des  Rechtes«  sei,  und  daß  diese  Aufgabe  nur 
dem  Staate  allein  zukomme,  so  würde  ich  dem  endgültigen  Bruche 
mit  einer  solchen  »juristischen  Staatsverfassung«  nur  zustimmen 
können.  In  Wahrheit  trifft  dies  aber  nicht  zu.  Ich  will  hier 
ganz  davon  absehen,  daß  es  schließlich  immer  nur  das  eigene 
Recht  des  Staates  ist,  um  dessen  Aufrechterhaltung  es  sich 
handeln  kann,  und  daß  eine  analoge  Rechts-Aufrechterhaltung 
sich  auch  bei  anderen  Rechtsgemeinschaften  nachweisen  läßt. 
Mag  man  meinethalben  über  dieses  Verhältnis  von  Staat  und 
Recht  oder  m.  a.  VV.  über  den  Umfang  des  Begriffes  Recht  ver- 
schiedener Ansicht  sein,  in  jedem  Falle  besteht  in  unserer  heutigen 
Juristenwelt  kein  Zweifel  darüber,  daß  zur  wesentlichen  Aufgabe 
des  Staates  nicht  nur  die  Aufrechterhaltung  des  bestehenden 
Rechts,  sondern  auch  in  ausgedehntem,  die  althergebrachten  Ge- 
biete weit  überschreitenden  Maße  die  Schaffung  neuen  Rechts 
sowie  die  mehr  oder  minder  nach  freiem  Ermessen  erfolgende 
Durchführung  der  hierauf  gerichteten  Rechtsnormen  anzusehen 
ist.  Auch  in  der  Staatsrechtswissenschaft  des  vorigen  Jahr- 
hunderts hat  es  an  solcher  Erkenntnis  nicht  gefehlt.  So  be- 
zeichnete z.  B.  mein  verehrter  Lehrer  Eduard  Albrecht  als  Gegen- 
stand des  Staatsrechts  ausschließlich  die  rechtlichen  Schranken 
der  Staatsgewalt,  indem  er  gleichzeitig  ein  Eingehen  auf  die 
Frage,  was  alles  der  Staat  tun,  gebieten,  verbieten  usw.  könne, 
wegen  der  Unbegrenztheit  der  Möglichkeiten  als  für  die  Begriffs- 
bestimmung des  Staatsrechts  bedeutungslos  ablehnte.  Damit 
war  bereits  dem  Staate  im  Prinzip  alles  das  zuerkannt,  was 
Kjellen  in  seiner  empirischen  Untersuchung  (S.  9  ff)  als  soziale 
und  wirtschaftliche  Aufgabe  des  heutigen  Staates  zur  Erörterung 
bringt. 

Ebensowenig  dürften  in  unserer  Juristenwelt  Zweifel  darüber 
bestehen ,  daß  für  die  Außenpolitik  dasselbe  Rechtssubjekt 
»Staat«  in  Betracht  kommt  wie  für  die  innere  Politik.  Die  Aus- 
drücke »Staaten«  und  »Mächte«  sind  juristisch  wie  staatswissen- 
schaftlich  reine  Synonyma,  wenn  auch  in  dem  einen  mehr  das 
rechtliche,  in  dem  anderen  mehr  das  tatsächliche  Kräfteverhältnis 
anklingt.  Beruht  doch  auch  das  Innenleben  des  Staates  zum 
guten  Teil  darauf,  in  welchem  Maße  er  Macht  besitzt,  seine 
Gebote  durchzusetzen.  Anderseits  kennt  auch  die  Rechtswissen- 
schaft außer  dem  Völkerrecht  nur  das  Interesse  des  Staates  selbst 
als  maßgebend    für  die  Politik  gegenüber   anderen  Staaten;    und 
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daß  das  Völkerrecht  nur  eine  oft  zweifelhafte  und  jedenfalls  nur 
verhältnismäßig  schwache  Schranke  für  die  Staaten-Willkür  dar- 
stellt, verkennt  auch  der  Jurist  nicht,  wenn  man  auch  nur  ver- 
einzelt so  weit  geht,  ihm  jede  juristische  Bedeutung  abzusprechen. 
Nach  alledem  vermag  ich  vorläufig  nicht  abzusehen,  warum 
die  Staatswissenschaft  »endgültig  brechen«  müßte  mit  der  juristi- 
schen Auffassung  des  Staates.  Die  vorstehenden  Ausführungen 
legen  sogar  die  Frage  nahe,  ob  die  bisherige  Staatswissenschaft 
den  wohlbegründeten  Anschauungen  der  Jurisprudenz  immer 
gerecht  geworden  ist.  Nicht  minder  jedoch  müssen  wir  als  be- 
rechtigt die  Gegenfrage  anerkennen,  ob  unsere  Rechtswissen- 
schaft die  Ergebnisse  staatswissenschaftlicher  Untersuchungen 
bisher  genügend  berücksichtigt  hat.  Ich  betone  das  .»genügend«, 
denn  ob  die  Nichtberücksichtigung  einen  wahren  Mangel  darstellt, 
oder  vielmehr  eine  berechtigte  Selbstbeschränkung,  bedarf  hier 
wie  dort  besonderer  Untersuchung.  Es  soll  die  Aufgabe  der 
folgenden  Blätter  sein,  beide  Fragen  zusammen  an  der  Hand  der 
Kje/fmschen  Schrift  weiter  zu  verfolgen. 

IL 

Das  erste  Kapitel  der  K/e/lenschen  Schrift  enthält  unter  dem 
Titel  »Das  allgemeine  Wesen  des  Staats«  —  außer  der  schon  in 
Abschnitt  I  zurückgewiesenen  direkten  Polemik  wider  die  ver- 
meintliche juristische  Staatsauffassung  und  einem  Ueberblick  über 
die  den  Inhalt  der  späteren  Kapitel  ausmachenden  Dinge  —  eine 
prinzipielle  Ausführung  über  den  Charakter  des  Staates  als 
»organische  Einheit«,  der  wir  noch  eine  etwas  eingehendere  Be- 
trachtung wridmen  müssen.  Ich  denke  hierbei  nicht  unmittelbar 
an  einen  Gegensatz  zwischen  Staats-  und  Rechtswissenschaft. 
Fehlt  es  doch  auch  innerhalb  der  letzteren  keineswegs  an  Ver- 
tretern ähnlicher  Anschauung.  Ja,  als  ein  Schüler  von  Ahrens 
bin  ich  selbst  eine  Zeitlang  Anhänger  seiner  »organischen  Staats- 
lehre« gewesen,  und  an  und  für  sich  betrachtet,  würde  mich  die 
sogenannte  organische  Auffassung  des  Staates  auch  heute  nicht 
hindern,  zugleich  meine  Ansicht  vom  Staat  als  Rechtsgemein- 
schaft und  Rechtssubjekt  mit  einer  geringen  Modifikation  des 
letzteren  Begriffs  festzuhalten.  Wohl  aber  bin  ich  schon  ziemlich 
früh  zu  der  Ueberzeugung  gekommen,  daß  die  Hereinziehung  des 
Organismus-Begriffs  in  die  Lehre  vom  Staate  zu  verwerfen  ist. 
Eine    besondere  Begründung  .hierfür   glaube  ich  mir  ersparen  zu 
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dürfen  im  Hinblick  auf  die  gerade  in  diesem  Punkte  durchaus 
beachtenswerten  Ausführungen  von  Jellinek.  (Allgemeine  Staats- 
lehre, 3.  Aufl.  S.  148—158).  Kjellen  meint  freilich,  diese  Aus- 
führungen mit  ein  paar  halbschnoddrigen  Bemerkungen  (S.  37) 
abtun  zu  können.  Allein  was  er  selbst  zur  Begründung  seiner 
organischen  Ansicht  vorbringt,  ist  äußerst  schwach. 

Daß  es  sich  beim  Staatsleben  um  ein  »überindividuelles  Leben« 
handelt,  das  »größer  und  mächtiger  ist  als  das  Leben  eines 
einzelnen  Menschen«,  kann  man  ohne  weiteres  unterschreiben. 
Denn  überindividuell  ist  das  Leben  jeder  Menschengruppe,  ja, 
richtig  verstanden,  sogar  das  Leben  des  einzelnen,  soweit  es 
soziales  Leben  ist,  d.  h.  in  Zusammenhang  steht  mit  dem  Leben 
anderer  Individuen.  Aber  eben  darum  folgt  hieraus  gar  nichts 
für  die  Annahme  einer  natürlichen  Staatspersönlichkeit.  Wenn 
Kjellen  ferner  sich  darauf  beruft,  daß  nach  einer  allgemeinen 
Redeweise  insbesondere  auch  der  gesamten  internationalen  Presse 
(S.  35,  vbd.  18  ff.)  »die  Staaten  sprechen  und  handeln,  Kongreß- 
sitzungen abhalten,  einander  auf  Schlachtfeldern  bekämpfen,  sich 
scheiden  und  hassen  oder  miteinander  sympathisieren  usw.«,  so  ist 
schwer  zu  begreifen,  wie  ein  ernster  Forscher  darin  mehr  sehen 
kann,  als  eine  bildliche  Vorstellung,  unter  der  man  die  wirklichen, 
rein  empirisch  betrachtet,  ganz  anders  aussehenden  Vorgänge  in 
Zusammenhang  brUlgt  mit  den  als  Einheiten  gedachten  Staaten. 
Oder  hält  Kjellen  etwa  auch  »die  Staatswissenschaft«,  von  deren 
»tiefer  Ueberzeugung«  er  kurz  vorher  spricht,  für  ein  denkendes 
Individuum? 

Zum  Schluß  macht  er  allerdings  noch  einen  Versuch,  die 
Begriffe  »Organismus«  und  »Persönlichkeit«  zu  definieren,  indem 
er  bemerkt:  »Wenn  das  wesentliche  eines  Organismus  darin  be- 
steht, daß  er  sich  aus  eigener  innerer  Kraft  zu  entwickeln  ver- 
mag und  wenn  das  wesentliche  des  Persönlichkeitsbe?griffs  darin 
liegt,  daß  diese  Entwicklung  sich  in  der  Richtung  höherer  geistiger 
Bestimmung  vollzieht,  dann  läßt  sich  die  Diskussion  über  den 
Charakter  des  Staates  als  abgeschlossen  betrachten«.  In  Wahr- 
heit sind  damit  weder  die  zu  definierenden  beiden  Begriffe  wirk- 
lich erklärt,  noch  passen  diese  Erklärungen  auf  die  wirklichen 
Staaten.  Was  heißt  hier  »aus  eigener  innerer  Kraft?«  Und  wo 
ist  diese  Kraft  zu  suchen?  Was  heißt  »im  Kampf  ums  Dasein 
sich  entwickeln«  und  was  ist  unter  »höherer  geistiger  Bestimmung« 
zu  verstehen?     Wie    paßt    ferner    die  Organismus-Definition    auf 
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Staaten,  die  ihre  Existenz  lediglich  nur  der  Eifersucht  ihrer  Nach- 
barn verdanken,  wie  Belgien  und  Luxemburg.  Und  wieviele 
Staaten  gibt  es  nicht,  die  sich  vielmehr  in  der  Richtung  auf 
Machtgewinn  als  in  der  Richtung  höherer  geistiger  Bestimmung 
entwickelt  haben? 

Zu  alledem  kommt  noch,  daß  die  Begriffe  Organismus  und 
Persönlichkeit  noch  durchaus  keinen  klaren  Hinweis  darauf  ent- 
halten, was  den  eigentlichen  Halt  eines  Staates  bildet.  Im  Gegen- 
satz hierzu  spricht  die  Kennzeichnung  des  Staats  als  Rechtsge- 
meinschaft zugleich  deutlich  aus,  daß  dieser  Halt  mit  dem  Rechte 
gegeben  ist  und  nur  mit  ihm.  Den  Beweis  dafür  hoffe  ich  in 
den  folgenden  Abschnitten  führen  zu  können. 

III. 

Im  zweiten  Kapitel  seines  Buches  behandelt  Kjellen  den 
»Staat«  als  »Reich«.  Was  er  hier  (S.  46  ff.)  im  Anschluß  an 
Ratzel  als  Hauptstücke  einer  Geopolitik  über  das  Reich  als 
integrierenden  Bestandteil  des  Staates,  über  den  Unterschied  von 
Stadt-  und  Territorialstaaten  und  den  hierdurch  bedingten  zwi- 
schen antiker  und  moderner  Staatsauffassung,  über  Begriff  und 
Wert  der  natürlichen  Grenzen  sowie  überhaupt  über  die  geo- 
graphische Individualität  und  die  Wechselwirkungen  zwischen 
Naturgebiet  und  Staat,  desgleichen  über  Wandlungen  und  »histo- 
rische Seiten«  dargelegt  hat,  ist  im  allgemeinen  von  ebenso 
hohem  politischen  als  verhältnismäßig  geringem  juristischen 
Interesse.  Anlaß  zu  Bedenken  bietet  mir  nur  die  grundsätzliche 
Auffassung  des  Staatsgebiets  als  »Körper  des  Staates«.  Soweit 
dieselbe  zusammenhängt  mit  der  Auffassung  des  Staates  als 
Organismus,  steht  und  fällt  sie  natürlich  mit  dieser.  Doch  Kjellen 
spricht  selbst  an  mehreren  Stellen  nur  von  einer  Analogie  zwi- 
schen dem  Verhältnis  des  Staates  zum  Staatsgebiet  und  dem  des 
Einzelmenschen  zu  seinem  Leib.  Das  ist  jedenfalls  eindeutiger 
und  verständlicher ;  aber  streng  durchzuführen  ist  auch  diese 
Auffassung  nicht.  Zuzugeben  ist,  daß  das  Verhältnis  des  Staates 
zu  dem  ihm  wesentlichen  Territorium  kein  sachenrechtliches,  wie 
das  des  Eigentümers  ist,  sondern  vielmehr  ein  quasi-personen- 
rechtliches  wie  das  des  Einzelmenschen  zu  seinem  Leib.  Das 
will  sagen:  das  Hoheitsrecht  des  Staates  am  Staatsgebiet  ist  in 
der  Tat  dem  Rechtsanspruch  des  Einzelmenschen  auf  Unverletzt- 
heit   seines    Leibes    vergleichbar;    das  Objekt    des    betreffenden 
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subjektiven  Rechts  gehört  in  beiden  Fällen  schon  zum  Begriff 
des  betreffenden  Rechtssubjekts  dort  des  Staates  hier  des  Einzel- 
menschen. 

Sehen  wir  jedoch  weiter  zu,  so  erblicken  wir  auch  sofort 
wesentliche  Unterschiede.  Das  Recht  des  Menschen  an  seinem 
Leibe  schließt  nicht  nur  jedes  Recht  anderer  Personen  an  diesem 
Leibe  und  seinen  Teilen  aus,  sondern  auch  weitgehende  Ver- 
fügungsfreiheit darüber  für  den  Berechtigten  ein.  Dagegen  ist 
die  Verfügungsfreiheit  des  Staates  betreffend  des  Staatsgebietes 
nicht  nur  eine  rechtlich  vielfach  beschränkte,  sondern  es  stehen 
ihr  auch  zahllose  einzelne  als  Eigentümer  von  Teilen  der  das 
Staatsgebiet  bildenden  Bodenfläche  gegenüber,  und  der  Staat 
selbst  hat  neben  seinem  Hoheitsrecht  über  das  ganze  Staats- 
gebiet regelmäßig  auch  noch  ein  Eigentumsrecht  und  andere 
dingliche  Rechte  an  einzelnen  Stücken  desselben  als  Domänen, 
Forsten,  Gebäuden  usw.  Beachten  wir  ferner,  daß  der  mensch- 
liche Leib  schon  an  sich  —  auch  abgesehen  von  seinem  Ver- 
hältnis zur  Seele  —  als  ein  Organismus  erscheint,  so  ist  hiermit 
ein  weiterer  Differenzpunkt  gegeben.  Oder  ist  die  Bezeichnung 
des  Staatsgebiets  als  Körper  des  Staates  dahin  zu  deuten,  daß 
es  schon  als  solches  ein  Organismus,  also  nicht  bloß  als  wesent- 
licher Bestandteil  des  vermeintlichen  Organismus  »Staat«  zu  be- 
trachten sei?  Und  wenn  dem  so  wäre,  wenn  sich  diese  Ansicht 
wirklich  halten  ließe,  was  wäre  schließlich  damit  gewonnen  ? 
Was  das  organische  Leben  eigentlich  ausmacht,  darüber  besteht 
in  der  Biologie  ebensosehr  Streit  wie  in  der  Psychologie  über 
den  Zusammenhang  zwischen  Leib  und  Seele.  Die  Kennzeichnung 
als  Organismus  läßt  daher  noch  in  keiner  Weise  erkennen,  worauf 
die  Eigenschaft  eines  bestimmten  Landgebietes  als  integrierender 
Bestandteil  eines  konkreten  Staates  beruht. 

Um  so  deutlicher  ist  die  Erklärung,  die  unsere  Auffassung 
des  Staats  als  Rechtsgemeinschaft  hierüber  gibt.  Es  ist  nichts 
anderes,  als  das  Recht,  das  den  Begriff  eines  bestimmten  Staats- 
gebiets konstituiert,  —  das  Recht,  wie  es  einerseits,  staatsrecht- 
lich betrachtet,  in  der  Anschauung  des  das  betreffende  Gebiet 
tatsächlich  bewohnenden  und  beherrschenden  Volkes  wurzelt, 
andererseits,  völkerrechtlich  betrachtet,  in  der  Anerkennung  der 
anderen  Staaten.  Wo  eine  oder  die  andere  dieser  beiden  Rechts- 
voraussetzungen fehlt,  da  ist  die  Existenz  eines  wahren  Staats- 
gebiets   als    solches    in  Frage    gestellt ;    wo    beide  fehlen,    kann 
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überhaupt  nicht  von  einem  entsprechenden  Rechte  und  eben 
darum  auch  nicht  von  einem  wahren  Staatsgebiete  die  Rede  sein. 
Nur  versteht  sich  von  selbst,  daß  diese  beiden  Voraussetzungen 
nicht  notwendig  urkundlich  verbrieft  sein  müssen  ;  statt  der  aus- 
drücklichen Erwähnung  in  Verfassungsurkunden,  wie  sie  Kjellen 
selbst  anführt,  genügt  auch  schon  die  stillschweigende  Voraus- 
setzung in  Gesetzen  und  sonstigen  Regierungsakten,  desgleichen 
statt  der  formellen  Anerkennungserklärung  der  fremden  Mächte 
die  Einleitung  eines  entsprechenden  diplomatischen  Verkehrs  oder 
irgend  eine  andere  konkludente  Handlung.  Welche  Schlußfolge- 
rungen hieraus  zu  ziehen  sind  für  die  Veränderung  eines  Staats- 
gebietes, liegt  auf  der  Hand.  Insbesondere  ist  klar,  daß  eine 
vollendete  Staatsgebietsveränderung  nur  denkbar  ist  unter  gleich- 
zeitiger Veränderung  der  betreffenden  Staats-  und  völkerrecht- 
lichen Rechtsanschauung. 

Es  bedarf  kaum  der  Bemerkung,  daß  die  vorstehenden  recht- 
lichen Erwägungen  nicht  nur  die  Jurisprudenz,  sondern  auch  die 
Staatswissenschaft  angehen.  Dürfte  es  doch  zu  den  eigensten 
Aufgaben  der  letzteren  gehören,  den  Gründen  nachzuspüren,  die 
für  die  Bildung  und  Aufrechterhaltung  der  fraglichen  Staats-  und 
völkerrechtlichen  Anschauung  bestimmend  zu  sein  pflegen.  Zum 
Teil  liegen  diese  Gründe,  wie  dies  der  Sache  nach  die  Kjellen- 
schen  Ausführungen  zeigen,  in  der  eigentümlichen  Natur  des  als 
Staatsgebiet  in  Anspruch  genommenen  Landes ;  zum  anderen  Teil 
aber  ergeben  sie  sich  aus  den  Bedürfnissen  und  Strebungen  der 
zum  Staate  verbundenen  Einzelmenschen  bzw.  Menschengruppen. 

IV. 

Mit  den  letzten  Bemerkungen  ist  bereits  die  Brücke  ge- 
schlagen zu  dem  Kapitel  über  »Demopolitik«  oder  den  »Staat 
als  Volk«.  Ueberblicke  ich  dieses  Kapitel  im  ganzen,  so  komme 
ich  zu  einem  ähnlichen  Urteile  wie  bei  dem  vorigen  Kapitel. 
Unzweifelhaft  enthält  es  eine  Fülle  von  beachtenswerten  Beobach- 
tungen, wenn  diese  auch  durch  die  Erfahrungen,  die  uns  die  rus- 
sische und  zumal  unsere  deutsche  Revolution  gebracht  haben,  in 
manchen  Punkten  durchkreuzt  werden.  Der  Begriff  der  Nation 
und  das  Nationalitätsprinzip,  wie  sie  hier  vom  staatswissenschaft- 
lichen Standpunkte  aus  erörtert  werden,  verlangen  mehr  und 
mehr  auch  die  Aufmerksamkeit  der  Rechtswissenschaft:  sie  wird 
gelegentlich  zu  untersuchen  haben,    ob  und  wieweit  das   »Selbst- 
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bestimmungsrecht  der  Völker«  bereits  bestehendes  oder  doch 
werdendes  Recht  darstellt.  Umgekehrt  enthalten  die  Ausfüh- 
rungen Kjellens  über  das  Volk  als  Staatsvolk  (im  Gegensatz  zur 
Nation)  insbesondere  über  den  Begriff  der  Loyalität,  sowie  die 
beiläufigen  Hinweise  auf  Gerichts-  und  Militärwesen,  doch  ein  ge- 
wisses, sei  es  bewußtes,  sei  es  unbewußtes  Zugeständnis,  daß  es 
bestimmte  Rechtsanschauungen  sind,  die  eine  Mehrheit  von  Ein- 
zelmenschen oder  Menschengruppen  zum  Volke  machen.  Und 
sehen  wir  näher  zu,  so  sind  das  keine  anderen  Rechtsanschau- 
ungen als  die,  welche  jeder  —  geschriebenen  oder  ungeschrie- 
benen —  Verfassung,  dies  Wort  im  weitesten  Sinne  genommen, 
zugrunde  liegen.  Daraus  folgt  zugleich,  daß  jede  einseitige 
Aenderung  der  Verfassung,  mag  sie  von  oben  oder  von  unten 
her  erfolgen,  den  Bestand  auch  des  Volkes  als  solchen,  d.  h.  als 
Staatsvolk,  in  Frage  stellt,  sofern  nicht  die  neue  Verfassung  in 
demselben  Umfange  wie  die  alte  tatsächliche  Anerkennung  findet. 
Bedürfte  es  noch  besonderer  Belege  hierfür,  so  würden  sie  schon 
durch  die  Geschichte  der  letzten  Jahre  ausreichend  gegeben 
sein. 

Auf  der  anderen  Seite  führt  auch  hier  die  Hereinziehung  des 
Organismusbegriffs  nicht  sowohl  zur  Aufklärung  als  vielmehr  zur 
Selbsttäuschung  und  zu  unlösbaren  Widersprüchen.  Zur  Selbst- 
täuschung zumal,  wenn  die  staatsvvissenschaftliche  Untersuchung 
auf  rein  empirische  Grundlage  gestellt  werden  soll.  Wirklich  er- 
fahrungsgemäß sind  alle  Erscheinungen  des  Volkslebens,  gleich- 
viel ob  man  dabei  an  Aeußerungen  der  Loyalität  oder  des  Na- 
tionalgefühls denkt,  uns  immer  nur  als  Handlungen  oder  Erleb- 
nisse lebendiger  Einzelmenschen  bekannt.  Die  Annahme  einer 
Volksseele  nach  Analogie  der  menschlichen  Seele,  als  deren 
Aeußerungen  die  Handlungen  der  einzelnen  Volksgenossen  zu 
betrachten  wären,  ist  im  günstigsten  Falle  eine  denkbare  Suppo- 
sition ;  empirisch  beweisbar  ist  sie  sicherlich  nicht.  Und  wo 
soll  man  diese  Volksseele  suchen,  wenn  Volk  und  Nation  von- 
einander verschieden  sind?  Da  Kjellcn  das  Staatsgebiet  als  Körper 
des  Staates  auffaßt,  so  erscheint  folgerichtig  als  dessen  Seele  das 
Staatsvolk.  Dagegen  weisen  seine  weiteren  Ausführungen  auf 
eine  gleiche  Auffassung  der  Nation  hin  :  so  namentlich  das  von 
ihm  besonders  betonte  Streben  jeder  Nation  nach  staatlicher  Ge- 
staltung. Wie  sind  nun  diese  beiden  Annahmen  zu  vereinigen  ? 
Verschmelzen  da,  wo  das  letztere  Streben  zum  Ziele  geführt  hat, 
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beide  Seelen  zu  einer,  oder  wandelt  sich  die  Nationalseele  zur 
Staatsseele  um?  Und  wenn  mehrere  Nationen  in  einem  Staate 
vereint  sind,  ist  dann  der  Staat  ein  Organismus  mit  mehreren 
Seelen  ?  Lauter  Fragen,  die  gar  nicht  durch  tatsächliche  Erfah- 
rungen der  Geschichte,  Sondern  nur  durch  deren  Verquickung 
mit  einem  unklaren  Postulate  hervorgerufen  werden.  Vielleicht 
hält  man  mir  vor:  die  hier  vorausgesetzte  Zwei-Seelentheorie  ent- 
spreche wohl  einer  gewissen  naiven  Analogiebildung,  nicht  aber 
der  von  Kjellen  wirklich  vertretenen  Ansicht.  In  der  Tat  hat 
Kjellen  die  psychologische  Erklärung  des  Nationalgefühls  ebenso 
wie  die  aus  Abstammung  und  Sprache  abgelehnt  (S.  105  ff.) ;  er 
bezeichnet  wiederholt  die  Nation  als  ein  »Naturwesen«  und  ver- 
gleicht an  einer  späteren  Stelle  die  zu  einer  Nation  oder  zum 
Volke  gehörenden  menschlichen  Individuen  mit  den  Zellen  des 
menschlichen  Leibes.  Aber  wie  stimmt  dies  zu  der  Auffassung 
des  Staatsgebiets  als  Körper  des  Staates  ?  Sollen  wir  einen 
doppelten  Staatsleib  annehmen,  einen  materiellen,  physischen  und 
einen  mehr  ätherischen,  geistigen?  Und  selbst  wenn  wir  uns  zu 
einem  solchen  halben  Verzweiflungsschritt  entschlössen,  was  wäre 
damit  erreicht?  Es  ist  doch  leicht  zu  sehen,  daß  die  oben  be- 
züglich der  beiden  Seelen  aufgeworfenen  Fragen  bei  dem  Forschen 
nach  dem  Verhältnis  der  beiden  »Körper«  des  Staates  sich  in 
veränderter  Form  wieder  aufdrängen  würden. 

Und  doch  hätte  es  gerade  für  Kjellen  nahe  gelegen,  sowohl 
für  die  Auffassung  des  Staatsvolkes  wie  für  die  der  Nation  zu 
einem  weit  annehmbareren  Resultate  zu  gelangen! 

Ein  gründliches  Durchdenken  des  Loyalitätsbegriffs  führt, 
wie  schon  oben  angedeutet,  mit  Notwendigkeit  zu  dem  Schlüsse, 
daß  den  Halt  jedes  Staates  sein  Recht  bildet;  oder  mit  anderen 
Worten,  daß  der  Staat  immer  nur  denkbar  ist  als  Rechtsgemein- 
schaft. Damit  ist  nicht  etwa  die  Aufgabe  des  Staates  charak- 
terisiert. Nein,  Rechtsgemeinschaft  ist  nur  der  höhere  Gattungs- 
begriff, unter  den  der  Staatsbegriff  als  Artbegriff  unterzuordnen 
ist.  Mit  anderen  Worten :  der  Staat  ist  nur  eine  Art  von  Rechts- 
gemeinschaft unter  vielen,  die  sämtlich  durch  ihr  Recht  zusammen- 
gehalten werden.  Sein  spezifischer  Unterschied  besteht  nur  in 
dem  besonderen  Inhalt  und  Charakter  seiner  Rechtsnormen,  wo- 
zu u.  a.  die  schon  unter  III  erörterte  Beziehung  auf  ein  be- 
stimmtes Staatsgebiet  gehört  x).     Umgekehrt  setzt  der  Begriff  des 

1)  Bei  alledem  setze  ich    freilich  (entsprechend  Anm.   1  und  2)  einen  Rechts- 
begriff   voraus,    wie  ich  ihn  in  allen  meinen  wissenschaftlichen  Arbeiten  energisch 
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Staatsvolkes,  sofern  man  ihn  nicht  mit  dem  der  Nation  oder  dem 
des  Stammes  vermengt,  den  Begriff  des  Staates  schon  voraus.  Will 
man  ihn  daher  definieren,  so  kann  man  einfach  sagen  :  das  Volk  ist 
die  Gesamtheit  der  Staatsangehörigen.  Wer  Staatsangehöriger« 
ist,  bestimmt  sich  nach  dem  in  dem  betreffenden  Staate  geltenden 
positiven  Staatsrecht.  Die  wissenschaftliche  Untersuchung,  wer 
zum  Volke  gehört,  ist  also  in  erster  Linie  Sache  der  Rechts- 
wissenschaft; der  Staatswissenschaft  bleibt  als  selbständige  Auf- 
gabe nur  die  Untersuchung  der  Motive,  auf  denen  die  ver- 
schiedenartigen Bestimmungen  über  Staatsangehörigkeit  beruhen, 
sowie  der  hieraus  sich  ergebenden  Wirkungen. 

Wesentlich  anders  liegen  die  Dinge  für  das  Problem  der 
Nationalität.  Vorläufig  wenigstens  gehört  dieses  Problem  noch 
ausschließlich  zur  Domäne  der  Staatswissenschaft.  Und  zwar 
halte  ich  es  an  sich  für  keinen  unglücklichen  Gedanken  Kjellhis, 
daß  er  seine  Lösung  auf  biologischer  Grundlage  versucht.  Alles, 
was  die  allgemeine  Biologie  über  die  feststehenden  Gattungs- 
typen sowie  über  die  mehr  oder  minder  wandelbaren  Arten  und 
Unterarten,  ihre  Entstehung,  Vermischung  und  sonstigen  Wand- 
lungen, desgleichen  über  die  verschiedenen  Formen  des  Zu- 
sammenlebens gleichartiger  Tier-Individuen  lehrt,  hat  eine  ge- 
wisse Bedeutung  auch  für  die  Gattung  »Mensch«.  Dabei  ist  je- 
doch zweierlei  nicht  zu  übersehen :  einmal  der  wesentliche  Unter- 
schied zwischen  organischen  Einzelwesen,  auch  wenn  sie  auf  einer 
größeren  oder  geringeren  Zahl  von  Zellen  sich  aufbauen,  und 
den  organisierten  Vielheiten  gleichartiger  Lebewesen  höherer 
Stufen,  wie  solche  sich  teils  als  Herden,  teils  als  staatsähnliche 
Verbände  (bei  Bienen,  Ameisen  usw.)  kennzeichnen;  für  eine 
Auffassung  menschlicher  Verbände  als  ethnische  Einheiten,  Per- 
sönlichkeiten oder  Makroanthropen  im  Sinne  Kjellens  bietet  die 
rein  empirische  biologische  Forschung  durchaus  keinen  An- 
halt. Anderseits  fehlt  es  unter  den  von  der  allgemeinen  Bio- 
logie erörterten  Formen  des  Zusammenlebens  gleichartiger  Indi- 
viduen an  einem  wahren  Analogon  zu  dem  Begriff  der  »Nation«. 

Der  Grund  ist:  Tierverbände  haben  wohl  mancherlei  Wand- 
lungen   aufzuweisen    aber    keine    »Geschichte«.     Wo    aber    diese 


vertreten  habe.  Vgl.  insbes.  juristische  Prinzipienlehre«  Bd.  I  S.  19  ff.  Bd.  V 
S.  174  ff.  und  meinen  Aufsatz  >Zur  Verständigung  über  Begriff  und  Aufgabe  der 
Jurist.  Prinzipienlehre«  im  Arch.  f.  Rechts-  u.  Wirtschaftsphilosophie  XI,  S.  215 — 220. 
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fehlt,  da  gibt  es  keine  Nationen  ;  daher  auch  reine  Naturvölker 
keinen  Anspruch  auf  diesen  Titel  haben.  Nur  wo  in  einer 
Menschengruppe  das  Bewußtsein  lebt,  von  einer  Zusammenge- 
hörigkeit mit  einer  Reihe  früherer  Generationen,  deren  Leistungen 
und  Errungenschaften,  nur  da  kann  ein  Nationalgefühl  aufkommen. 
Noch  mehr:  das  Streben  einer  Nation  nach  staatlicher  Gestal- 
tung weist  regelmäßig  zurück  auf  ein  ehemaliges  Staatswesen, 
mit  dem  sie  sich  geschichtlich  verbunden  fühlt.  In  dieser  Auf- 
fassung gelangt  auch  die  relative  Wahrheit  der  drei  von  Kjellen 
abgelehnten  Nationalitätstheorien  zur  Geltung:  das  an  sich  nur 
subjektive  Nationalgefühl  findet  seine  objektive  Begründung  in  dem 
geschichtlichen  Zusammenhange  mit  einem  vergangenen  staat- 
lichen Zusammenleben,  wie  solcher  meist  bezeugt  wird  durch  die 
gemeinsame  Sprache  und  in  der  Hauptsache  vermittelt  durch  die 
Abstammung,  mag  diese  auch  teilweise  auf  verschiedene  Wurzeln 
sich  zurückführen  lassen.  Im  Grunde  genommen  stimmen  hiermit 
auch  die  Einzelausführungen  Kjellen?,  sehr  wohl  überein.  Nur 
wird  von  ihm  das  aus  diesen  Einzelausführungen  zu  erschließende 
empirische  Gesamtbild  überboten  und  damit  zugleich  in  gewisser 
Weise  entstellt  durch  die  halb  naive  halb  phantastische  Vorstel- 
lung der  Nationen  oder  gar  bloßer  nationaler  Majoritäten  als  hi- 
storische Persönlichkeiten,  wozu,  wie  schon  bemerkt,  die  allge- 
meine Biologie  durchaus  keinen  Anlaß  bietet. 

Doch  ich  möchte  nicht  mißverstanden  werden.  Es  liegt  mir 
durchaus  fern,  die  Bezeichnung  der  Nation  als  einer  geschicht- 
lichen Persönlichkeit,  sowie  den  Gebrauch  von  Ausdrücken  wie 
Volksseele,  Volksgeist  und  ähnl.  für  den  wissenschaftlichen 
Sprachgebrauch  als  schlechthin  verboten  zu  erklären.  So  lange 
man  voraussetzen  darf,  daß  es  sich  dabei  nur  um  eine  bildliche 
Redeweise  handelt,  ist  dagegen  nichts  weiter  zu  sagen.  Streng 
genommen  freilich  steckt  darin  immer  eine  Fiktion,  ein  »als  ob«, 
ähnlich  wie  wenn  wir  von  Leistungen  der  Wissenschaft  und 
der  Kunst,  von  Gewohnheiten  des  Handels  und  Verkehrs  usw. 
reden;  aber  wir  sind  mit  derartigen  Personifikationen  so  vertraut, 
daß  daraus  kaum  noch  falsche  Schlüsse  zu  fürchten  sind.  Be- 
denklich wird  die  Sache  erst,  wenn  die  Voraussetzung  einer  bloß 
bildlichen  Redeweise  in  Frage  gestellt  wird.  Dies  ist  aber  in  be- 
treff der  Kjellenschen  Darstellung  in  der  Tat  der  Fall,  und  eben 
hiergegen  richtet  sich  mein  Widerspruch. 
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Das  vierte  Kapitel  der  Kjellenschen  Schrift  trägt  die  Haupt- 
überschrift »Der  Staat  als  Haushalt,  Gesellschaft,  Regiment« :  die 
entsprechenden  Lehrzweige  nennt  ein  Nebentitel:  »Wirtschafts- 
politik, Soziopolitik,  Herrschaftspolitik «.  Im  weiteren  Verlaufe 
der  Darstellung  werden  sodann  Haushalt,  Gesellschaft  und  Regi- 
ment —  in  gleicher  Linie  mit  Reich  und  Volk  —  als  >Elemente 
des  Staates«  bezeichnet. 

Wider  die  letztere  Bezeichnungsweise  muß  ich  entschieden 
Einspruch  erheben.  Wenn  Reich  und  Volk  als  Elemente  oder 
Bestandteile  des  Staates  bezeichnet  werden,  so  hat  das  seinen 
guten  Sinn.  Haushalt  und  Gesellschaft  hingegen  als  Elemente 
des  Staates  zu  betrachten,  erscheint  mir  selbst  dann  als  verfehlt, 
wenn  man  dabei  nicht  bloß  an  die  Staatspersönlichkeit  sondern 
an  das  ganze  Gemeinschaftsverhältnis  des  Staates  denkt.  In  Wahr- 
heit handelt  es  sich  vielmehr  bei  dem  Haushalt  des  Staates  in 
der  ihm  von  Kjellen  beigelegten  Doppelbedeutung  um  zwei  Haupt- 
aufgaben  und  entsprechende  Tätigke  ite  n  des  Staates,  näm- 
lich einmal  um  dessen  Eigenwirtschaft  und  Einanzverwaltung, 
anderenteils  um  die  Regelung  und  Förderung  des  gesamten 
Wirtschaftslebens  seines  Volkes ;  dieses  Wirtschaftsleben  selbst 
also  ist  gar  nur  Gegenstand  staatlicher  Tätigkeit  und  nur 
insofern  auch  mittelbar  der  Wirtschaftspolitik.  Aehnlich  steht  es 
mit  der  »Gesellschaft«,  wie  sie  Kjellen  in  wesentlicher  Ueberein- 
stimmung  mit  einem  weit  verbreiteten  modernen  Sprachgebrauche 
definiert  hat  (S.  172).  Als  eine  »Zusammenfassung  aller  der 
natürlichen  Interessensphären,  die  nach  den  Anforderungen  der 
Kultur  und  der  Arbeitsteilung  die  Staatsbürger  innerhalb  des- 
selben Staatsrahmens  zu  kleineren  Gruppen  vereinigen«,  mithin 
als  »eine  reale  Vielheit  widersprechender  Interessen«  (S.  173) 
ist  sie  gleichfalls  nur  Gegenstand  staatlicher  Tätigkeit  und  darum 
auch  der  Soziopolitik,  nicht  aber  ein  Element  des  Staates  selbst. 
Etwas  anders  liegen  die  Dinge  allerdings  beim  »Regiment«. 
Dieses  Wort  ist  doppelsinnig:  man  kann  darunter  sowohl  die 
Regierungs  organisa  ti  o  n  als  die  Regierungs  tat  i  g  keit  ver- 
stehen. Im  ersteren  Falle  ist  darin  in  der  Tat  ebenso  wie  im 
Staatsgebiet  und  Volk  ein  wahres  Element  des  Staates  zu  er- 
blicken; aber  nur  in  der  zweiten  Bedeutung  paßt  die  Zusammen- 
stellung mit  Haushalt  und  Gesellschaft,    wenigstens  insofern,    als 
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mit  allen  drei  Worten  Staatsaufgaben    oder  Staatstätigkeiten  ge- 
meint sind. 

Den  Einzelausführungen  des  vierten  Kapitels  kann  ich  wie- 
derum —  trotz  der  vorstehenden  Einwendungen  —  fast  durchweg 
zustimmen:  so  insbesondere  den  Ausführungen  über  Autarkie 
als  Wirtschaftsprinzip,  über  die  Entwicklungsgeschichte  der  Ge- 
sellschaft und  über  die  Stufenfolge  der  Staatsformen  mit  der  ein- 
gehenden Kritik  des  allgemeinen  Stimmrechts.  Dagegen  hat  die 
uns  speziell  interessierende  Frage  nach  der  rechten  Arbeitsteilung 
zwischen  Rechts-  und  Staatswissenschaft  eine  direkte  Antwort 
nur  bei  der  Lehre  vom  Regiment  gefunden.  Auf  den  ersten 
Blick  wird  hierdurch  der  Anschein  erweckt,  als  ob  die  Wirt- 
schafts- und  Soziopolitik  für  die  Rechtswissenschaft  gar  nicht  in 
Betracht  käme.  In  Wirklichkeit  trifft  das  Gegenteil  zu.  Dem 
Haushalt  und  der  Gesellschaft,  wie  sie  von  KjelUn  als  Gegen- 
stand und  Aufgaben  der  staatlichen  Tätigkeit  behandelt  werden, 
entspricht  auf  seiten  der  Rechtswissenschaft  —  abgesehen  vom 
Finanzrecht  —  fast  die  gesamte  Gesetzgebung  über  bürgerliches 
Recht  und  seine  mannigfachen  Nebenzweige,  als  Landwirtschafts- 
recht, Handels-  und  Gewerberecht,  Seerecht,  Versicherungsrecht, 
Bergrecht,  Wasserrecht  und  alle  sonstigen  Arten  von  Gesellschafts- 
rechten; in  vielen  dieser  Gesetze  spiegelt  sich  zugleich  die  enge 
Verwandtschaft  von  Wirtschaft-  und  Soziopolitik,  auf  die  auch 
Kjellen  hinweist.  Andererseits  ist  das  Interesse  der  Rechts- 
wissenschaft am  Regiment  oder  an  der  Herrschaftspolitik  mit 
der  bloßen  Betonung  des  Staatsrechts  nur  unvollständig  erfaßt; 
gehören  doch  hierher  auch  Strafrecht,  Prozeßrecht,  Verwaltungs- 
recht  im    engeren  Sinne  und   schließlich  selbst  das  Völkerrecht. 

Bei  alledem  versteht  sich  von  selbst,  daß  es  die  Rechts- 
wissenschaft grundsätzlich  nur  mit  der  Erforschung  und  Dar- 
stellung des  bestehenden  oder  zu  schaffenden  Rechts,  also  den 
betreffenden  Rechtsnormen ,  Rechtsverhältnissen  oder  Rechts- 
institutionen zu  tun  hat,  während  die  Erörterung  der  Staatsauf- 
gaben selbst,  sowie  der  sie  bestimmenden  Bedürfnisse  und  treiben- 
den Kräfte  des  Staatslebens  zunächst  der  Staatswissenschaft  zu- 
fällt. In  der  Durchführung  sind  indessen  diese  beiden  Ziele  nicht 
schlechthin  zu  trennen.  Auf  der  einen  Seite  muß  die  Staats- 
wissenschaft auch  das  Recht  als  treibende  und  namentlich  als 
erhaltende  Kraft  in  mehr  oder  minder  ausgedehntem  Maße  berück- 
sichtigen.    Umgekehrt   sind   selbst   Rechtsdogmatik   und  Rechts- 
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geschiente  nicht  richtig  zu  betreiben  ohne  auf  die  tatsächlichen 
Verhältnisse  und  die  aus  ihnen  entsprungenen  Motive  der  Gesetze 
einzugehen,  soweit  dies  zum  Verständnis  des  darzustellenden 
geltenden  oder  vergangenen  Rechtes  nötig  ist.  Und  vollends  die 
Rechtspolitik  läßt  sich  eben  sowohl  als  ein  Teil  der  Politik- 
Wissenschaft  wie  als  ein  Zweig  der  Rechtswissenschaft  ansehen; 
der  Unterschied  zwischen  dem  Juristen  und  dem  Staatswissen- 
schaftler wird  sich  hier  meist  nur  darin  geltend  machen,  daß 
der  erstere  nicht  von  den  allgemeinen  Bedürfnissen  des  Staats- 
lebens, sondern  von  einem  derzeitigen  Rechtszustande  ausgeht 
und  bei  den  befürworteten  Maßnahmen  in  höherem  Grade  auf 
die  juristische  Formulierung  Bedacht  nimmt. 

Uebrigens  bedarf  es  wohl  kaum  der  Bemerkung,  daß  die 
gleichen  Grundsätze  auch  anzuwenden  sind  auf  solche  Staats- 
aufgaben, die  in  dem  Kjellenschen  System  der  Politik  auffällig 
wenig  Berücksichtigung  gefunden  haben,  wie  insbesondere  die 
Pflege  von  Kunst  und  Wissenschaft  und  die  Stellung  des  Staats 
zu  Kirche  und  Schule. 

VI. 

Im  V.  Kapitel  seines  Buches  behandelt  Kjellen  den  »Staat 
unter  dem  Gesetz  des  Lebens«.  Er  spricht  demgemäß  von  der 
Vergänglichkeit  der  Staaten,  von  deren  Geburt  und  Tod;  nur 
die  Frage,  ob  alle  Staaten  sterben  müssen,  läßt  er  offen  als  em- 
pirisch unbeantwortbar.  Natürlich  fußt  seine  Ausführung  auch 
hier  auf  seiner  Grundanschauung  vom  Staat  als  Organismus,  als 
Makroanthropos,  als  Persönlichkeit.  Daß  ich  ihm  hierin  nicht 
folgen  kann,  versteht  sich  nach  den  früheren  Bemerkungen  von 
selbst.  Ja,  Kjellen  selbst  hat  gerade  in  diesem  Kapitel  einige 
Einzelausführungen  niedergelegt,  die  gegen  seine  Grundanschau- 
ung sprechen.  Insbesondere  gilt  dies  von  dem  aus  Jellifieks 
Staatslehre  übernommenen  Unterschied  zwischen  primärer  und 
sekundärer  Entstehung.  Eine  sekundäre  Geburt  ist  schon  an  sieh 
ein  Widerspruch,  zumal  wenn  man  dabei  an  die  Entstehung  durch 
Zerreißen  bestehender  Individuen  oder  umgekehrt  an  Verschmelzen 
mehrerer  zu  einem  einzigen  zu  denken  hat.  Die  Biologie  kennt 
allerdings  ähnliche  Vorgänge  bei  Lebewesen  der  niedrigsten 
Rangstufen.  Aber  mit  der  Entstehung  einer  Persönlichkeit  sind 
sie  unvereinbar.  Ebensowenig  scheint  mir  der  Hinweis  auf  ein 
mögliches  Wiederaufleben   eines   untergegangenen   Staates   sowie 
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das  im  Hinblick  auf  die  Gefahren  des  Zweikindersystems  gemachte 
Zugeständnis  (S.  220),  daß  »das  Leben  des  Staates  hiernach 
letzten  Endes  in  der  Hand  der  Individuen  liege«,  zu  jener  Grund- 
anschauung Kjellens  zu  passen,  so  sehr  er  auch  dabei  das  Gegen- 
teil und  damit  das  »Uebergewicht  der  Notwendigkeit  über  die 
individuelle  Freiheit«  betont. 

Trotz  alledem  kann  ich  mir  die  Kennzeichnung  des  Staates 
als  Lebensform  recht  wohl  aneignen.  Nur  verstehe  ich 
dann  hierunter  nicht  eine  Form  individuellen  Lebens,  sondern 
eine  besonders  hervorragende  und  umfassende  Form  des  Z  u- 
sammenlebens  einer  Vielheit  von  Menschen. 
Und  zwar  ist  dieses  Zusammenleben,  wie  ich  wider  Kjellen  und 
Jellinek  behaupte,  von    Anfang   an    ein   rechtliches1). 


1)  Die  bezüglichen  Ausführungen  von  Kjellen  über  das  Verhältnis  von  Staat 
und  Recht  sind  freilich  zu  dürftig,  um  eine  spezielle  Polemik  daran  zu  knüpfen. 
Dagegen  kann  ich  nicht  unterlassen,  gewisse  Widersprüche  und  schwache  Punkte 
in  den  eingehenden  Erörterungen  Jellineks  aufzuzeigen.  Im  Vordergrunde  steht 
hier  die  Behauptung  (Allg.  Staatslehre  S.  4),  daß  es  nur  Recht  im  Staate  gebe, 
und  alles  Recht,  das  nicht  vom  Staate  selbst  herrührt,  nur  als  abgeleitetes  denkbar 
sei.  Da  er  sich  jedoch  nicht  verhehlen  kann,  daß  doch  auch  Jäger-  und  Hirten- 
völker schon  Rechtsordnungen  besitzen,  so  sieht  er  sich  genötigt,  neben  unserer 
modernen  Vorstellung  vom  Staate  auch  noch  einen  Staat  im  weiteren  Sinne  anzu- 
nehmen, wonach  unter  diesen  Begriff  jede  herrschaftliche  Organisation  fällt,  die 
keine  höhere  über  sich  hat  (S.  266).  Andererseits  erweitert  er  auch  —  wohl 
namentlich  im  Hinblick  auf  die  katholische  Kirche  (S.  392/393),  die  er  doch  nicht 
selbst  zu  einem  Staate  zu  stempeln  sich  getraut,  —  seinen  Rechtsbegriff,  indem 
er  (S.  333)  als  Rechtsnormen  definiert:  alle  Normen  für  ein  äußeres  Verhalten 
der  Menschen,  die  von  einer  anerkannten  äußeren  Autorität  ausgehen,  und  deren 
Verbindlichkeit  durch  äußere  Mächte  garantiert  ist.  Sofern  in  dieser  Definition 
das  von  einer  weitverbreiteten  Rechtstheorie  immer  wieder  betonte  Merkmal  der 
Erzwingbarkeit  aufgegeben  ist,  darf  ich  hierin  eine  Annäherung  an  meine  Rechts- 
anschauung erblicken.  Aber  zugleich  muß  ich  fragen:  Setzt  denn  nicht  die  »an- 
erkannte äußere  Autorität«  schon  ein  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Inhaber  und 
dem  sie  anerkennenden  oder  m.  a.  W.  eine  Gehorsamspflicht  des  letzteren  gegen- 
über dem  ersteren  voraus  ?  Wo  bleibt  ferner  die  anerkannte  äußere  Autorität  im 
Völkerrecht?  Und  was  die  erforderte  Garantie  anlangt,  ist  diese  nicht  in  der 
Gewissenhaftigkeit  der  Paziszenten,  in  deren  klarem  Bewußtsein  und  festem  Willen, 
an  einen  Vertrag  gebunden  zu  sein,  in  viel  höherem  Maße  vorhanden,  als  in  der 
Möglichkeit,  eventuell  die  Staatsmacht  wider  den  Schuldner  in  Bewegung  zu  setzen? 
Freilich  kann  auch  diese  Garantie  unter  Umständen  versagen.  Aber  das  trifft 
auch  für  die  staatliche  Garantie  zu.  Scheint  es  doch  fast,  als  ob  Jellinek  selbst 
dies  empfunden  hätte,  wenn  er  (S.  371)  bemerkt:  »Der  letzte  Grund  alles  Rechts 
liegt  in  dessen  nicht  weiter  ableitbaren  motivierenden  Kraft«.  Leider  hat  er 
diesen  Gedanken  nicht  vollständig  durchgedacht. 
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Damit  ist  natürlich  nicht  gesagt,  daß  es  ausschließlich  recht- 
licher Natur  sei;  was  zur  Herstellung  eines  Staates  Anlaß  gibt, 
was  für  Kräfte  dabei  mitwirken,  ist  eine  Frage  für  sich,  mit  der 
es  nur  die  Staatswissenschaft  zu  tun  hat.  Auch  denke  ich  nicht 
daran,  aus  einem  vor  oder  gar  über  dem  Staate  stehenden  Recht 
einen  »Rechtsgrund«  für  die  rechtliche  Existenz  des  Staates  ab- 
zuleiten, wie  dies  die  naturrechtlichen  Theorien  mit  ihrer  Lehre 
vom  Staatsvertrage  zu  tun  pflegen.  Zwar  ist  m.  E.  unleugbar, 
daß  Verträge  eine  mögliche  Form  der  Staatengründung  bilden 
können,  wie  dies  namentlich  die  Entstehung  von  Bundesstaaten 
bezeugt.  Aber  abgesehen  von  diesen  verhältnismäßig  doch  nur 
wenigen  Einzelfällen  kennt  die  Geschichte  ja  in  der  Tat  keine 
Entstehung  der  Staaten  durch  bewußten  ausdrücklich  formulierten 
Vertrag;  und  wo  ein  solcher  wirklich  nachweisbar,  erscheint  er 
schließlich  nicht  als  Rechtsgrund  für  die  Existenz  des  Staates, 
sondern  nur  als  ein  —  meist  sogar  nur  partieller  —  Ausdruck 
für  den  wirklichen  Rechtsgrund :  für  die  tatsächliche  Anerkennung 
seitens  der  ihn  Begründenden  und  seitens  anderer  schon  bestehender 
Staaten. 

Insofern  kann  man  wohl  sagen :  in  erster  Linie,  d.  h.  abge- 
sehen von  der  erst  nachträglich  hinzutretenden  völkerrechtlichen 
Anerkennung,  trägt  jeder  Staat  den  Rechtsgrund  seiner  Existenz 
in  sich  selbst.  Nur  darf  man  das  nicht  so  ausdrücken :  die  Exi- 
stenz des  Staates  beruhe  auf  seinem  eigenen  Willen  als  Rechts- 
subjekt. Vielmehr  beruht  seine  Eigenschaft  als  Rechtssubjekt 
und  damit  auch  sein  »eigener  Wille«  ausschließlich  auf  dem  in 
ihm  bzw.  für  ihn  geltenden  von  lebendigen  Menschen  aner- 
kannten Rechte.  Denn  es  ist  eben  ein  Irrtum  zu  meinen,  es  gäbe 
schon  einen  Staat  als  bloßes  Faktum,  das  erst  später  zu  einem 
rechtlichen  sich  gestalte.  Ist  doch  in  Wirklichkeit  kein  Staat 
denkbar,  ohne  eine,  wenn  auch  noch  so  einfache  Organisation. 
Das  bedeutet  aber  nichts  anderes  als  ein  Vorhandensein  gewisser 
Normen,  die  von  den  in  die  Organisation  Einbezogenen  als  für 
ihr  äußeres  Verhalten  maßgebend  anerkannt  werden,  m.  a.  W. 
von  Rechtsnormen. 

Man  darf  sich  nur  nicht  dadurch  irre  machen  lassen,  daß  in 
primitiven  Rechtsverhältnissen,  und  so  auch  in  primitiven  Staats- 
vcrhiiltnissen,  diese  Normen  nicht  sogleich  deutlich  als  solche  auf- 
treten, sondern  mehr  nur  gefühlsmäßig  erfaßt  und  befolgt  werden; 
beim  Gewohnheitsrecht  ist  dies  ja  überhaupt  die  Regel.     Und  so 
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gewiß  die  zum  Zustandekommen  eines  Gewohnheitsrechts  er- 
forderliche Rechtsüberzeugung  aus  den  Handlungen  der  Rechts- 
genossen erschlossen  werden  muß,  so  gewiß  ergibt  sich  für  jeden 
schärfer  Blickenden  die  rechtliche  Natur  auch  des  primitiven 
Staates  aus  der  Tatsache  seiner  —  auch  noch  so  primitiven  — 
Organisation.  Ja,  selbst  die  roheste  Herrschermacht  über  einen 
einigermaßen  größeren  Menschenkreis  besteht,  wie  ich  an  anderer 
Stelle  ausführlich  dargelegt  habe 1),  aus  der  tatsächlichen,  wenn 
auch  vielleicht  nur  widerwilligen  Anerkennung  einer  dem  An- 
spruch des  Herrschers  auf  Gehorsam  entsprechenden  Rechts- 
pflicht. Wohl  mag  man  für  lange  Zeiträume  nur  ein  zweifelhaftes 
oder  doch  erst  werdendes  Rechtsbewußtsein  konstatieren ;  aber 
dann  ist  eben  auch  die  Herrschaft  nur  eine  zweifelhafte  oder  erst 
werdende. 

Zu  demselben  Resultate  führen  uns  übrigens  auch  die  be- 
reits in  Abschnitt  III  und  IV  gepflogenen  Ueberlegungen.  Da 
von  einem  bestimmten  Staatsgebiet  oder  einem  bestimmten  Staats- 
volke überall  nur  die  Rede  sein  kann  auf  Grund  bestimmter 
Rechtsanschauungen,  und  da  diese  beiden  Begriffe  wesentliche 
Elemente  des  Staatsbegriffs  bilden,  so  kann  von  einer  Existenz 
des  Staates  als  solcher  auch  nur  unter  der  Voraussetzung  ge- 
sprochen werden,  daß  entsprechende  Rechtsanschauungen  vor- 
handen sind. 

Die  Erkenntnis,  daß  es  Recht  nicht  bloß  innerhalb  des 
Staates,  sondern  auch  in  Rechtsgemeinschaften  vor  und  neben 
den  Staaten  gibt,  hingegen  schlechterdings  keinen  Staat  ohne 
ein  sein  Leben  irgendwie  mitbestimmendes  Recht,  hat  natürlich 
auch  eine  Bedeutung  für  die  Lehre  vom  Untergange  der  Staaten. 
Könnten  wir  uns  denken,  daß  innerhalb  eines  gewissen  Staats- 
gebietes schlechthin  jede  Rechtsanerkennung  erloschen  wäre,  so 
würde  damit  auch  die  Nicht-mehr-Existenz  des  Staates  besiegelt 
sein.  Tatsächlich  pflegen  freilich  selbst  die  größten  Revolutionen 
einen  beträchtlichen  Teil  des  Rechts  und  damit  zugleich  ein  ge- 
wisses Bewußtsein  staatlicher  Zusammengehörigkeit  bestehen  zu 
lassen,  so  daß  der  revolutionäre  Neubau  nur  als  eine  Umbildung 
des  alten  Staates  erscheint. 

Auf  der  anderen  Seite    ist    es    sehr   wohl    möglich,   daß   ein 


i)  Zur  Kritik    der   juristischen    Grundbegriffe    Bd.  I  (1877),    S.  39  ff.,    insbe- 
sondere 47 — 52. 
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Staat,  der  als  solcher  untergeht,  indem  er  von  einem  mächtigeren 
annektiert  wird,  nach  seinem  einen  Hauptbestandteil,  nämlich  als 
Privatrechtsgemeinschaft  oder  bürgerliche  Gesellschaft,  innerhalb 
des  annektierenden  Staates  fortlebt.  Zwar  ist  der  annektierende 
Staat  in  der  Lage,  den  annektierten  auch  mehr  oder  minder  in 
seine  Privatrechtsgemeinschaft  aufzunehmen ;  aber  soweit  er  es  vor- 
zieht, dessen  bürgerliches  Recht  bestehen  zu  lassen,  bildet  dieses 
fortan  ein  provinzielles  Sonderrecht,  das  die  Glieder  des  unter- 
gegangenen Staates,  soweit  sie  in  dem  früheren  Staatsgebiet  ver- 
blieben sind,  auch  weiterhin  verbindet,  ähnlich  wie  dies  bei  jedem 
lokalen  Gewohnheitsrecht  für  die  in  seinem  Geltungsbereiche  Le- 
benden zutrifft.  Und  diese  Tatsache  verdient  selbst  da  Beach- 
tung, wo  diese  Fortgeltung  in  dem  Einverleibungsgesetz  aus- 
drücklich ausgesprochen  wird.  Wohl  erhält  hier  das  betreffende 
Privatrecht  zugleich  eine  neue  gesetzliche  Grundlage  als  partiku- 
lares Recht  des  annektierten  Gebietes  und  muß  demzufolge  nach 
der  dem  Einverleibungsgesetz  innewohnenden  Intention  ausgelegt 
und  angewendet  werden.  Aber  soweit  dieses  Gesetz  nichts  an- 
deres bestimmt,  spricht  doch  eine  Vermutung  dafür,  daß  das  be- 
stätigte Recht  so  auszulegen  und  anzuwenden  ist,  wie  es  in  dem 
untergegangenen  Staate  verstanden  wurde. 

Von  dem  Untergange  eines  Staates  durch  Annexion  oder 
sonstweiche  Verschmelzung  mit  anderen  zu  einem  Einheitsstaate 
ist  wohl  zu  unterscheiden  die  Aufnahme  in  einen  Bundesstaat; 
gleichviel  ob  diese  in  unmittelbarem  Zusammenhange  steht  mit 
der  Schöpfung  des  letzteren,  oder  in  einen  bereits  bestehenden 
Bundesstaate  erfolgt.  Sie  bedeutet  allerdings  einen  Verlust  der 
Souveränität,  nicht  aber  der  Eigenschaft  als  Staat,  sondern  nur 
eine  Aenderung  bzw.  Teilung  der  staatlichen  Zuständigkeit.  Des- 
gleichen wird  die  Identität  des  Staates  nicht  aufgehoben  durch 
eine  gewaltsame  Aenderung  der  Verfassung  oder  eine  teilweise 
Veränderung  (Vergrößerung  oder  Verkleinerung)  des  Staatsge- 
biets. Nur  ein  vollständiger  Wechsel  des  Staatsgebietes  müßte 
nach  unseren  heutigen  Vorstellungen  vom  Staate  als  Untergang 
des  bestehenden  und  Begründung  eines  neuen  angesehen  werden. 

In  den  letzterwähnten  Beziehungen  besteht  zwischen  Kjellin 
und  mir  kaum  eine  sachliche  Differenz.  Wohl  aber  möchte  ich 
zum  Schluß  nochmals  darauf  hinweisen,  daß  durch  alle  Phasen 
des  Staatslebens  hindurch  das  Recht  den  unentbehrlichen  Halt 
des  Staates  bildet.     Das  heißt  nicht,    daß   der  Staat  ein  Produkt 
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des  Rechtes  sei.  Das  ist  er  so  wenig,  wie  irgend  ein  Privat- 
verein zu  wirtschaftlichen  oder  kulturellen  Zwecken.  In  beiden 
Fällen  sind  es  vielmehr  die  auf  solche  Zwecke  gerichteten  mensch- 
lichen Bedürfnisse  und  Triebkräfte,  die  Anfang  und  Ende,  wie 
alle  Wandlungen  innerhalb  des  betreffenden  Zusammenlebens  be- 
stimmen. Wohl  aber  bildet  das  Recht  das  unentbehrliche  Mittel 
zur  Erreichung  jener  Zwecke;  denn  ohne  Recht  gibt  es  überhaupt 
kein  geordnetes  Zusammenleben. 

VII. 

In  einem  Schlußkapitel  spricht  Kjellhi  vom  »Zweck  des 
Staates«.  Er  verwirft  darin  alle  Theorien,  die  darauf  hinauslaufen, 
daß  der  Staat  letzten  Endes  um  der  lebendigen  Menschen  willen 
da  ist,  die  seinen  Bestand  ausmachen.  Er  betrachtet  es  als  einen 
besonderen  Vorzug  seiner  organischen  Auffassung,  der  Erkenntnis 
des  Staates  als  Persönlichkeit,  daß  sie  dem  Staate  »wieder  einen 
eigenen  Zweck«  gibt;  und  zwar  findet  er  diesen  in  der  > Ver- 
vollkommnung der  Nation«. 

Daß  ich  ihm  in  alledem  nicht  zu  folgen  vermag,  liegt  auf 
der  Hand.  Insbesondere  möchte  ich  nochmals  auf  die  Wider- 
sprüche hinweisen,  die  sich  für  alle  Fälle  ergeben,  wo  Staat  und 
Nation  sich  nicht  decken  (vgl.  oben  unter  IV).  Vor  allem  aber  muß 
ich  hervorheben,  wie  wenig  stichhaltig  die  Gründe  sind,  die  er 
gegen  die  schon  im  Altertum  herrschende,  wenn  auch  verschieden 
formulierte  Grundanschauung  vom  Staatszweck  ins  Feld  führt. 
So  zunächst  der  Vorwurf,  sie  mache  den  Staat  zum  Diener  der 
Einzelnen.  Fällt  es  doch  keinem  Menschen  ein,  irgend  einen 
Verein  zu  wissenschaftlichen,  ästhetischen  oder  ethischen  Zwecken 
als  Diener  seiner  Mitglieder  anzusehen,  obgleich  die  Zwecke, 
denen  er  wirklich  dient,  schließlich  nur  Wert  haben  für  lebendige 
Einzelmenschen,  und  zwar  in  erster  Linie  für  die  Mitglieder. 
Genau  so  liegt  die  Sache  beim  Staat.  Er  dient  stets  gewissen 
ideellen  und  materiellen  Zwecken,  die  als  Zwecke  einer  Gesamt- 
heit, sei  es  des  Staatsvolks  sei  es  der  ganzen  Menschheit,  gedacht 
sind,  wenn  sie  auch  in  Wirklichkeit  immer  nur  von  lebendigen 
Einzelmenschen  bewußt  erfaßt  und  realisiert  werden  können. 
Wenn  sich  Kjellen  ferner  darauf  beruft,  daß  das  Ganze  etwas 
anderes  sei  als  die  Summe  der  Teile,  so  ist  dies  zwar  eine  un- 
bestreitbare Wahrheit ;  aber  sie  beweist  durchaus  nicht,  was  sie 
beweisen  soll.     Denn  näher  besehen,    trifft    der  Satz   nur    darum 
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zu,  weil  wir  überall,  wo  wir  von  der  »bloßen  Summe  der  Teile« 
reden,  von  den  Beziehungen  und  Wechselwirkungen,  in  welchen 
die  Teile  zu  einander  stehen,  vollständig  abstrahieren.  Und  eben 
darum  gilt  der  Satz  ebensowohl  für  eine  bloße  Maschine  wie  für 
ein  organisches  Wesen;  ganz  davon  zu  schweigen,  daß  bei  einer 
Persönlichkeit  im  wahren  Sinne  des  Wortes  überhaupt  nicht  von 
Teilen  die  Rede  sein  kann.  Daß  übrigens  ein  rechtlich  geord- 
netes Zusammenleben  von  Menschen,  wie  es  nach  meiner  Mei- 
nung der  Staat  ist,  in  keinem  Falle  ein  bloßes  »Konglomerat« 
darstellt,  bedarf  wohl  nicht  besonderer  Darlegung. 

Zu  alledem  drängt  sich  noch  die  Frage  auf:  Wie  kommt  es, 
daß  Kjellen,  der  doch  sonst  die  Ausführungen  von  Jellinek  aus- 
giebig berücksichtigt  hat,  dessen  wohlbegründete  Unterscheidung 
zwischen  einem  mehrfachen  Sinn,  in  welchem  vom  Zweck  des 
Staates  gesprochen  werden  kann,  anscheinend  ganz  ignoriert  hat  ? 
Wie  kommt  er  insbesondere  dazu,  vor  allem  —  wie  namentlich 
Anfang  und  Ende  des  Kapitels  bezeugen  —  mit  dem  »univer- 
salen, objektiven  Staatszweck«  (nach  der  Jellineksz\it\\  Termino- 
logie) sich  zu  befassen  ?  M.  E.  gehört  die  Untersuchung  hierüber 
in  die  Staatsphilosophie  bzw.  Rechtsphilosophie,  aber  nicht  in 
die  empirische  Staats-  und  Rechtswissenschaft.  Ebenso  ist  die 
Erörterung  der  »partikulären,  objektiven  Staatszwecke «  oder  m.  a.  W. 
der  Aufgaben,  die  ein  konkreter  Staat  innerhalb  der  Geschichte 
der  Menschheit  zu  erfüllen  hat,  in  die  Geschichtsphilosophie  zu 
verweisen.  Die  empirische  Wissenschaft  kann  dafür  nur  das  Ma- 
terial liefern,  wie  es  ihr  in  den  von  den  Staaten  tatsächlich  ver» 
folgten  Zwecken  —  als  subjektiver  Staatszweck  —  sich  offenbart. 
Damit  ist  bereits  die  entsprechende  Aufgabe  der  theoretischen 
Staatswissenschaft  als  empirische  Wissenschaft  gekennzeichnet. 
In  ähnlicher  Weise  kommt  für  die  Rechtsdogmatik  und  Rechts- 
geschichte der  subjektive  Staatszweck  nur  insofern  in  Betracht, 
als  er  zur  Begründung  und  Auslegung  der  zurzeit  geltenden 
oder  bereits  der  Vergangenheit  angehörenden  Rechtsinstitutionen 
oder  Rechtsvorschriften  dient.  Dagegen  ist  das  Ziel  der  Rechts- 
politik, soweit  es  sich  um  Feststellung  der  bezüglichen  Staats- 
zwecke handelt,  identisch  mit  dem  der  praktischen  Staatswissen- 
schaft oder  Politik  schlechtweg.  Nur  Ausgangspunkt  und  Gang 
der  Behandlung  werden  sich  meist  verschieden  gestalten,  wie  dies 
bereits  in  den  Schlußbemerkungen  von  Abschnitt  V  angedeutet  ist. 

Ueberblicken  wir  jetzt  noch  einmal  die  ganze  Reihe  unserer 
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bisherigen  Betrachtungen,  so  wird  die  Behauptung  gerechtfertigt 
erscheinen,  daß  dem  Recht  —  und  damit  auch  dem  juristischen 
Denken  —  für  das  wirkliche  Leben  wie  für  die  wissenschaftliche 
Auffassung  des  Staates  doch  eine  größere  Rolle  zukommt,  als  es 
nach  den  Ausführungen  Kjellens  den  Anschein  hat.  Wohl  war 
ihm  zuzustimmen  in  der  Verwerfung  der  einseitigen  Ansicht,  daß 
der  Zweck  des  Staates  ausschließlich  in  der  Aufrechterhaltung 
des  Rechts  bestehe.  In  der  Tat  ist  selbst  die  Aufgabe  des 
Staats,  sein  Recht  aufrecht  zu  erhalten,  nur  in  demselben  Sinne 
als  ein  wesentlicher  Zweck  des  Staats  zu  bezeichnen,  in  welchem 
dies  auch  für  jeden  anderen  organisierten  Verband  zu  behaupten 
ist.  Ebenso  gewiß  aber  ergibt  sich  aus  unseren  Erörterungen 
eine  doppelte  Erkenntnis:  einmal  erscheint  das  Recht  als  der 
notwendige  Halt  für  den  Bestand  des  Staats  in  allen  seinen 
wesentlichen  Eigenschaften;  ein  Staatsgebiet  und  ein  Staatsvolk 
gibt  es  nur  auf  Grund  eines  entsprechenden  konkreten  Rechts. 
Andererseits  bildet  das  Recht  das  unentbehrliche  Mittel  für  die 
Erreichung  der  Zwecke,  die  sich  ein  Staat  stellen  kann  und  will. 
Zugleich  aber  folgt  hieraus  für  die  staatswissenschaftliche  For- 
schung, daß  sowohl  für  die  Erfassung  des  Charakters  eines 
Staats  als  für  die  Feststellung  der  von  ihm  ins  Auge  ge- 
faßten Zwecke  sein  Recht  eine  stets  zu  berücksichtigende  Er- 
kenntnisquelle und  damit  zugleich  eine  notwendige  Grundlage  für 
eine  wahre  Realpolitik  darstellt.  Nicht  minder  freilich  muß  sich 
die  Rechtswissenschaft  bewußt  bleiben,  daß  zum  vollen  Ver- 
ständnis und  zur  rechten  Wertschätzung  alles  staatlichen  Rechtes 
auch  eine  ausreichende  Kenntnis  der  mannigfachen  sonstigen  Be- 
dingungen staatlichen  Lebens  gehört,  deren  Erforschung  und  Dar- 
stellung Sache  der  Staatswissenschaft  ist. 
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DIE    GEWINN-    UND    VERLUSTKONTEN    DER 

RHEINISCH  -  WESTFÄLISCHEN    PRO  VINZIAL- 

GROSSBANKENi). 

Von 

Dr.  WALTHER  DÄBRITZ. 

B.  Gewinn-  und  Verlustkonto,  Debet. 

Aus   den  Bruttogewinnen,    die    die  Kreditseite   des   Gewinn- 
und  Verlustkontos  ausweist,    müssen  zunächst  die  zur  ordnungs- 

i)  Der  erste  Teil  der  vorstehenden  Darstellung  ist  an  dieser  Stelle  im  3.  Heft 
des  Jahrgang  1914  (S.  479—504)  erschienen.  Seine  Fortsetzung  ist  durch  den 
Ausbruch  des  Krieges  unterbrochen  worden,  und  es  ist  mir,  da  ich  bis  Kriegsende 
im  Feld  gestanden  habe,  erst  jetzt  möglich  gewesen  ihn  abzuschließen.  Ich  habe 
davon  abgesehen,  die  Untersuchung  über  das  Jahr  19 13  hinaus  fortzusetzen. 
Dieses  Jahr,  das  der  Darstellung  von  vornherein  als  zeitliche  Grenze  nach  der 
Gegenwart  hin  gesetzt  war,  ist  nicht  nur  das  Ende  der  friedlichen  Entwick- 
lung des  gesamten  deutschen  Bankwesens  mit  ihren  von  der  Marktlage  des  Krieges 
deutlich  unterschiedenen  Entwicklungsbedingungen,  sondern  es  hat  auch  in  der 
Geschichte  der  rheinisch-westfälischen  Provinzialgroßbanken  seine  besondere 
Bedeutung.  Von  den  5  Instituten,  die  den  Gegenstand  der  vorstehenden  Unter- 
suchung bilden,  sind  in  der  Zwischenzeit  2  ausgeschieden:  mit  Wirkung  vom 
1.  Jan.  1914  ist  die  Bergisch  Märkische  Bank  nach  42jährigem  Bestehen  von  der 
Deutschen  Bank,  Berlin  übernommen  worden,  und  durch  Beschluß  der  Außer- 
ordentlichen Generalversammlung  vom  29.  Okt.  1917  ist  die  Rheinisch-Westfälische 
Disconto-Gesellschaft,  Aachen  nach  4Öjähriger  Selbständigkeit  auf  die  Dresdner 
Bank,  Berlin,  übergegangen.  Beide  Verschmelzungen  sind  im  Weg  der  Fusion 
gemäß  §  306  des  HGB.  durch  Gesamtrechtsnachfolge  unter  Ausschluß  der  Liqui- 
dation erfolgt.  Der  letzte  Geschäftsbericht  der  Bergisch  Märkischen  Bank  ist  am 
31.  Dez.  1913,  der  der  Rheinisch-Westfälischen  Disconto-Gesellschaft  am  31.  Dez. 
1916  erschienen;  ein  Bericht  der  letzteren  für  1917  ist  nicht  mehr  zur  Ausgabe 
gelangt.  Anderseits  ist  aus  der  Zwischenreit  der  bemerkenswerte  Vorgang  fest- 
zustellen, daß  sich  die  Zahl  der  rheinisch-westfälischen  Provinzialgroßbanken  um 
ein  Institut  vermehrt  hat:  gemäß  Beschluß  der  Außerordentlichen  Generalversamm- 
lung vom  28.  Mai  1914  ist  das  Aktienkapital  des  A.  Schaafhausenschen  Bank- 
vereins   im  Weg    der  Umgründung    auf  100  Mill.  Mk.  herabgesetzt   und   in  seiner 
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mäßigen  Aufrechterhaltung  des  Betriebs  erforderlichen  Aufwen- 
dungen, die  sog.  Verwaltungskosten  bestritten  werden;  es  muß 
ferner  im  Weg  der  Abschreibungen  der  Buchwert  der  Aktiva 
mit  ihrem  tatsächlichen  Wert  in  Einklang  gebracht  werden.  Der 
alsdann  verbleibende  Ueberschuß  gilt  als  Reingewinn  und  steht 
der  Generalversammlung  zur  Verfügung.  Sie  kann  ihn  durch 
Rückstellung  auf  Reservekonten  oder  durch  Vortrag  auf  dem 
Gewinn-  und  Verlustkonto  dem  Geschäftsbetrieb  als  werbendes 
Kapital  erhalten  oder  sie  kann  ihn  als  Rente  auf  die  Kapital- 
beteiligung der  Aktionäre  ausschütten  und  damit  aus  dem  Geschäfts- 
betrieb ausscheiden. 

In  noch  höherem  Maße  als  auf  der  Kreditseite  zwingt  die 
Regellosigkeit  und  Verschiedenartigkeit  der  Originalausweise  auf 
der  Debetseite  zu  einer  Verarbeitung  des  Urmaterials.  Es  sind 
aus  ihm  im  folgenden  sechs  Abteilungen  gebildet  worden: 

a)  Die  Verwaltungskosten  mit  den  Unterabteilungen 
der  Betriebskosten,  Tantiemen  und  Unterstützungsbeiträge.  Die 
Betriebskosten  werden  in  den  Originalberichten  in  der 
Regel  ungenau  als  Handlungsunkosten  oder  allgemeine  Unkosten, 
auch  wohl  als  Verwaltungskosten  i.  e.  S.  bezeichnet.  Sie  um- 
fassen die  Kosten  der  Unterhaltung  der  eignen  Bankgebäude 
oder  die  Mieten  für  fremde,  den  Verbrauch  an  Schreibwerk, 
Drucksachen,  Reklame,  Porto,  Stempeln  und  anderen  Spesen. 
Ferner  sind  in  ihnen  enthalten  die  Staats-  und  Kommunalsteuern 
(Einkommen-,  Gewerbe-  und  Gebäudesteuern)  sowie  sonstige 
öffentliche  Abgaben  (Gebühren  für  Kanalisation,  Wasser,  Straßen- 
beiträge); auch  die  seit  1909  von  der  Rheinischen  Creditbank, 
seit  1910  von  der  Bergisch  Märkischen  Bank  und  der  Essener 
Credit- Anstalt,  seit  1911  vom  Barmer  Bankverein  und  der  Rheinisch- 
Westfälischen  Disconto- Gesellschaft  ausgewiesene  Talonsteuer  und 
der  1913  bei  der  Rheinischen  Creditbank  und  der  Rheinisch- 
Westfälischen  Disconto-Gesellschaft  erscheinende  Wehrbeitrag  sind 


vollen  Höhe  von  der  Diskonto-Gesellschaft,  Berlin,  übernommen  worden.  Gleich- 
zeitig ist  die  Berliner  Niederlassung  des  A.  Schaafhausenschen  Bankvereins  auf- 
gelöst worden.  Der  Bankverein  ist  damit  wieder  zu  der  Kölner  Provinzbank  ge- 
worden, die  er  seit  seiner  Gründung  im  Jahre  1848  bis  zum  Jahre  1892  gewesen 
war;  er  ist  aus  der  Reihe  der  Berliner  Großbanken,  die  in  der  obigen  Darstellung 
zum  Vergleich  herangezogen  wird,  ausgeschieden;  die  Zahl  der  letzteren  hat  sich 
hierdurch  von  9  auf  8  verringert.  Damit  ist  die  Grundlage  für  eine  Untersuchung 
der  Gewinn-  und  Verlustkonten  der  rheinisch-westfälischen  Provinzialgroßbanken 
auch  auf  dieser  Seite  verschoben.  Der  Verfasser. 
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Tab.  10.     Barmer  Bank-Verein.     Gewinn- 
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Tab.    11.     Bergisch    Märkische    Bank.      Gewinn-    und    Verlustkonto 

Debet  (1000  M.). 
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Tab.  12.     Essener  Credit-Anstalt.     Gewinn-  und  Verlustkonto 

Debet  (iooo  M.). 
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Tab.   13.     Rheinische    Creditbank.     Gewinn-    und  Verlustkonto 

Debet  (1000  M.). 
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Tab.     14.      Rheinisch-Westfälische      Disconto-Gesellschaft. 
Gewinn-  und  Verlustkonto  Debet  (1000  M.). 
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ihnen  sinngemäß  zugerechnet;  zwar  handelt  es  sich  hierbei  nicht 
um  Jahr  für  Jahr  abgeführte,  sondern  einstweilen,  bis  zu 
demnächstiger  Fälligkeit  zurückgestellte  Beträge;  die  Kurz- 
fristigkeit der  Rückstellungen  und  ihre  Regelmäßigkeit  gibt  ihnen 
aber  den  Charakter  laufender  Betriebsausgaben. 

Es  darf  dabei  angenommen  werden,  daß  wenigstens  nach 
der  Gegenwart  hin  sämtliche  laufenden  Betriebskosten  über 
Handlungsunkostenkonto  geführt  werden.  In  der  Vergangenheit 
ist  dies  indessen  keineswegs  die  Regel.  Besonders  in  den  An- 
fängen der  Errichtung  von  Agenturen,  Depositenkassen  und 
Wechselstuben  werden  die  hierfür  aufgewendeten  Mieten  und 
sonstigen  Spesen  im  Etat  der  Kassen  selbst,  vor  der  Linie  ab- 
geschrieben, und  erst  mit  der  weiteren  Ausdehnung  des  Depo- 
sitenkassenwesens  und  der  Zunahme  ihrer  Spesen  werden  sie 
über  das  allgemeine  Handlungsunkostenkonto  zum  Austrag  ge- 
bracht. Aber  auch  in  der  Gegenwart  werden  bestimmte  e  i  n- 
m  a  1  i  g  e  Unkosten  vorweg  abgebucht.  Der  wichtigste  Fall  sind 
die  Kosten  einer  Kapitalserhöhung  mit  ihren  recht  beträchtlichen 
Emissionsstempeln,  die  gemäß  §  262  Ziffer  2  des  HGB.  von 
dem  dem  gesetzlichen  Reservefonds  zuzuführenden  Aktienaufgeld 
gekürzt  werden  dürfen. 

Endlich    gehören    zu    den  Betriebskosten    die    Gehälter   der 
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Direktoren  und  Beamten,  Abschluß-  und  Weihnachtsgratifikationen, 
Teuerungszulagen ,  laufende  Versicherungsbeiträge ,  bei  der 
Rheinisch-Westfälischen  Disconto-Gesellschaft  seit  1909  auch  Ueber- 
weisungen  an  den  Beamtenversorgungs-  und  Unterstützungsfond ; 
in  einzelnen  Fällen  sind  Tantiemen  einbegriffen,  so  beim  Barmer 
Bank-Verein  bis  1910  die  vertragsmäßigen  Tantiemen  an  Vorstand 
und  Beamte,  bei  der  Bergisch  Märkischen  Bank,  der  Essener 
Credit-Anstalt  und  der  Rheinischen  Creditbank  dagegen  offenbar 
nur  diejenigen  der  Beamten,  im  letzteren  Fall  seit  1910  mit  Aus- 
schluß der  ProkurisTen;  bei  der  Rheinisch- Westfälischen  Disconto- 
Gesellschaft  sind  1883 — 90  sämtliche  statutarischen  und  vertrags- 
mäßigen Gewinnanteile  auf  Handlungsunkostenkonto  verbucht. 

Wie  sich  schon  aus  dem  zuletzt  Gesagten  ergibt,  sind  auf 
dem  Tantiemenkonto  nur  die  sichtbar  ausgewiesenen  Ge- 
winnanteile enthalten;  die  Angaben  sind  mithin  nicht  erschöpfend. 
Ihrer  Auswertung  sind  außerdem  dadurch  Grenzen  gesetzt,  daß 
die  Praxis  der  Ausweisungen  von  Bank  zu  Bank  wie  innerhalb 
ein  und  'derselben  Bank  von  Jahr  zu  Jahr  wechselt  und  daß 
nähere  Angaben  über  die  Zahl  und  Art  der  Tantiemenempfänger 
fehlen.  Im  einzelnen  stehen  auf  Tantiemekonto  bis  1910  bei  dem 
Barmer  Bank- Verein  die  Vergütungen  an  den  Aufsichtsrat,  bei 
der  Bergisch  Märkischen  Bank  im  Anfang  die  des  Verwaltungs- 
rates, von  1889  ab  sämtliche  statutarischen  und  vertragsmäßigen 
Gewinnanteile  an  Aufsichtsrat  und  Vorstand  sowie  die  Ver- 
gütungen an  die  Ortsausschüsse,  bei  der  Rheinischen  Creditbank 
die  Tantiemen  des  Aufsichtsrats  und  Vorstands,  seit  1889  auch 
die  der  ständigen  Kommission,  seit  1910  auch  die  der  Prokuristen; 
bei  der  Rheinisch- Westfälischen  Disconto-Gesellschaft  zunächst 
die  Verwaltungsratstantiemen,  1883 — 90  fehlen  die  Ausweisungen 
überhaupt,  von  da  ab  enthalten  sie  die  sämtlichen  Gewinnanteile 
an  Aufsichtsrat,  Vorstand,  Ortskommissionen,  Prokuristen  und 
andere  Angestellte. 

Hierzu  treten  die  Ueberweisungen  an  die  verschie- 
denen Beamtenpensions-,  Versorgung  s-  und  Unter- 
stützungsfonds sowie  die  Fonds  für  gemeinnützige  Zwecke, 
und  zwar  fortlaufend  bei  der  Rheinischen  Creditbank  seit  1872, 
bei  der  Bergisch  Märkischen  Bank  seit  1882,  bei  der  Rheinisch- 
Westfälischen  Disconto-Gesellschaft  seit  1883  (ausgewiesen  bis  1908), 
bei  der  Essener  Credit-Anstalt  seit  1887,  beim  Barmer  Bank- 
Verein  seit  1902;  neuerdings  sind  ihnen  auch  in  einzelnen  Fällen 
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die  von  den  Banken  übernommenen  Versicherungsbeiträge  für 
den  Beamtenversicherungsverein  des  Deutschen  Bank-  und 
Bankiergewerbes  zugeschlagen,  soweit  sie  nicht  unter  Betriebs- 
kosten ausgewiesen  sind. 

b)  Die  Abschreibungen.  Gemäß  §  40  des  HGB. 
sind  sämtliche  Vermögensgegenstände  und  Schulden  nach  dem 
Wert  in  die  Bilanz  einzusetzen,  der  ihnen  am  Bilanztag  beizulegen 
ist.  Ferner  sind  die  besonderen  aktienrechtlichen  Vorschriften 
des  schon  erwähnten  §  261  zu  beachten:  Wertpapiere,  die  einen 
Börsenpreis  haben,  sind  zu  dem  Börsenpreis,  und  sofern  dieser 
den  Anschaffungspreis  übersteigt,  höchstens  zu  letzterem  anzu- 
setzen, andere  Vermögensgegenstände  höchstens  zum  Anschaf- 
fungspreis; Anlagen  und  Gegenstände,  die  dauernd  zum  Geschäfts- 
betrieb bestimmt  sind,  dürfen  ohne  Rücksicht  auf  einen  geringeren 
Wert  zu  dem  Anschaffungspreis  angesetzt  werden,  sofern  ein  der 
Abnutzung  gleichkommender  Betrag  in  Abzug  gebracht  oder  ein 
ihr  entsprechender  Erneuerungsfond  in  Ansatz  gebracht  wird. 
Hiernach  werden  vorgenommen  :  Abschreibungen  auf  Immobilien, 
d.  h.  auf  die  Geschäftsgebäude  der  Banken  und  sonstiges  Grund- 
eigentum, die  durch  Abnutzung  oder  anderweit  eine  Wertver- 
minderung erfahren  haben,  ferner  Abschreibungen  auf  Konto- 
korrent- und  Wechselforderungen,  deren  Eingang  zweifelhaft  ge- 
worden ist,  oder  auf  Effekten-,  Konsortial-  und  andere  Beteili- 
gungskonten, deren  Bestände  Kursverluste  erlitten  haben,  während 
die  Kassenbestände  und  die  Bestände  an  fälligen  Kupons  oder 
gelosten  Obligationen,  die  Giroguthaben  bei  der  Reichsbank  und 
die  Nostroguthaben  bei  anderen  Banken  für  eine  Differenz  zwischen 
Buchwert  und  tatsächlichem  Wert  in  der  Regel  keinen  Raum 
lassen. 

c)  Unter  Reservestellungen  sind  verstanden  die 
Ueberweisungen  an  den  ordentlichen  (gesetzlichen)  Reservefond, 
an  die  außerordentlichen  (freiwilligen)  Reservefonds  und  an  die 
Speziaireserven  (Effekten-,  Konsortial-,  Kontokorrentreserven,  Del- 
krederekonten). In  der  Zuweisung  zu  einer  dieser  drei  Gruppen 
liegt  zugleich  die  Entscheidung  über  ihre  künftige  mögliche  Ver- 
wendung: als  Teil  des  gesetzlichen  Reservefonds  dienen  sie  ge- 
mäß §  262  des  HGB.  zur  Deckung  eines  aus  der  Bilanz  sich  er- 
gebenden Verlustes,  als  außerordentliche  und  als  Speziaireserven 
sind  sie  gesetzlich  nicht  gebunden. 

d)  Der  Vortrag  auf  neue   Rechnung  ist  Ursprung- 
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lieh  die  bei  der  Gewinnverteilung  verbleibende  Spitze,  der  Aus- 
gleichsposten des  Gewinn-  und  Verlustkontos,  der  mithin  im  fol- 
genden Jahr  an  der  Spitze  der  Kreditseite  des  Gewinn-  und  Ver- 
lustkontos wiederkehrt.  Im  Lauf  der  Zeit  aber  wird  mit  diesem 
ursprünglichen  Zweck  der  einer  besonderen  Gewinnrückstellung 
kombiniert.  Damit  wird  der  Gewinnvortrag  mehr  und  mehr  zu 
einer  ungebundenen  Reserve,  die  wie  andere  Reserven  neben 
dem  Aktienkapital  im  Geschäft  mitarbeitet. 

Widersprüche  der  letzteren  Art  zwischen  der  äußeren  Form 
der  einzelnen  Konten  und  ihren  materiellen  Funktionen  erschweren 
die  Auswertung  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  in  hohem  Maße. 
Auf  sie  ist  schon  an  anderer  Stelle  hingewiesen  worden.  Weil 
die  von  §  261  des  HGB.  vorgeschriebenen  Sätze  nicht  über-,  wohl 
aber  unterschritten  werden  dürfen,  verbergen  sich  unter  der  Form 
von  solchen  Abschreibungen,  die  über  die  tatsächliche  Entwer- 
tung der  eigenen  Bestände  oder  der  eigenen  Forderungen  hinaus, 
vielleicht  bis  zu  einem  bloßen  Promemoriasatz  heruntergehen, 
echte  Reserven.  Anderseits  sind  in  der  äußeren  Gestalt  von 
Reserven  auftretende  Passivposten  in  Wirklichkeit  Corrective  zu 
hoch  angesetzter  Aktiva,  echte  bilanzmäßige  Bewertungskonten 
mit  dem  Zweck,  nicht  zukünftige  mögliche,  sondern  bereits  ein- 
getretene gegenwärtige  Verluste  auszugleichen.  Das  gilt  beson- 
ders von  den  Delkederekonten.  Diese  einzelnen  Fälle  auszu- 
sondern ist  aber  ohne  große  Willkür  nicht  möglich,  nur  im 
ganzen,  über  längere  Perioden  hin  betrachtet,  und  besonders  nach 
der  Gegenwart  zu,  nehmen  gerade  diese  Kontokorrentreserven 
mehr  und  mehr  den  Charakter  eines  im  Geschäft  arbeitenden 
Kapitals  an,  womit  ihre  generelle  Zurechnung  zu  der  Gruppe 
der  Reservestellungen  begründet  sein  dürfte. 

Schließlich  sei  auch  hier  nochmals  betont,  daß  die  ausge- 
wiesenen Abschreibungen  und  Reserven  nicht  sämtliche  echten 
Abschreibungen  und  Rückstellungen  umfassen,  sondern  daß 
sie  nach  der  Gegenwart  hin  in  wachsendem  Maße  durch  ein 
System  von  internen  Buchungen  ergänzt  werden.  Aus  dem 
Jahresgewinn  werden  vorweg  Teile  einbehalten,  vor  allem  aber 
werden  außergewöhnliche  Effekten-,  Konsortial-  und  Fusionsge- 
winne, unerwartete  Eingänge  aus  bereits  abgeschriebenen  For- 
derungen, Beteiligungen  und  Beständen  oder  sonstige  Extrage- 
winne nicht  mehr  offen  im  Gewinn-  und  Verlustkonto  ausge- 
wiesen, sondern   zu  vorsorglichen    internen  Abschreibungen   ver- 


Die  Gewinn-  u.  Verlustkonten  d.  Rheinisch-Westf.  Provinzialgroßbanken.        3  3 

wandt  oder  auf  eigenen,  nach  außen   indessen   nicht   in  Erschei- 
nung tretenden  Reservekonten  zurückgestellt *). 

e)  Die  Dividende  ist  derjenige  Teil  des  Reingewinns, 
der  an  die  Aktionäre  als  Rente  auf  ihr  Anlagekapital  ausge- 
schüttet wird.  Sie  wird  berechnet  und  ausgedrückt  in  Prozenten 
des  Nominalbetrags  der  Aktien  und  ist  zahlbar  nach  erfolgter 
Festsetzung  in  der  ordentlichen  Generalversammlung.  Mit  der 
Auszahlung  scheidet  der  Dividendenbetrag  aus  dem  werbenden 
Kapital  aus,  arbeitet  nicht  mehr  im  Betrieb  mit;  dadurch  unter- 
scheidet er  sich  von  den  übrigen  Bestandteilen  des  Reinge- 
winns. 

f)  Als  »Verschiedenes«  sind  bei  der  Rheinischen 
Creditbank  eine  einmalige  Abfindung  (1897)  unc^  die  seit  19 II 
aus  der  Interessengemeinschaft  mit  der  Pfälzischen  Bank,  Lud- 
wigshafen sich  ergebenden  Differenzen  aufgeführt. 

In  gewissen  Fällen  können  hinsichtlich  der  Einreihung  in 
die  vorgenannten  Gruppen  Zweifel  entstehen.  Von  einigen 
Bilanzstatistikern 2)  sind  den  Verwaltungskosten  auch  die  Ab- 
schreibungen zugerechnet  worden,  weil  sie  Ausgaben  darstellen, 
die  durch  eine  ordnungsmäßige  Wirtschaft  bedingt  und  als  solche 
vor  dem  jeweiligen  Reingewinn  festzustellen  sind.  Ihre  tatsäch- 
liche Entwicklung  im  Bankwesen  läßt  indessen  ihre  gesonderte 
Behandlung  ratsam  erscheinen.  Dagegen  sprechen  gewichtige 
Gründe  dafür,  die  sämtlichen  Tantiemen  und  die  Beamtenunter- 
stützungen den  Verwaltungskosten  zuzurechnen.  Wie  die  Dinge 
sich  gestaltet  haben,  sind  beide  in  dem  Verwaltungssystem 
unserer  Banken  begründet  und,  mindestens  materiell,  regelmäßig 
wiederkehrende  ordentliche  Ausgaben.  Aus  formellen  Gründen 
steht  die  Praxis  allerdings  auf  einem  anderen  Standpunkt,  die 
einzelnen  Banken  durchbrechen  ihn  aber  selbst  sehr  oft  und  halten 
ihn  uneingeschränkt  nur  für  die  Aufsichtsratstantiemen  fest;  die  dar- 
aus folgende  Ungleichwertigkeit  des  statistischen  Materials  ist 
ein  weiterer  Grund,  Tantiemen  und  Unterstützungsbeiträge  den 
ordentlichen  Verwaltungskosten  zuzuschlagen. 


1)  Vgl.  hierzu  die  Einleitung  zu  dieser  Untersuchung  in  Jahrgang  1914  S.  484 
dieser  Zeitschrift. 

2)  A.  Bosenick,   Neudeutsche  gemischte  Bankwirtschaft  (München-Berlin   1912) 

s.  97, 
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Tab.   15.     Fünf  Provinzbanken.    Gewinn-  und  Verlustkonto  Debet. 
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Tab.  16.     Berliner  Banken.     Gewinn-  und  Verlustkonto  Debet1). 
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1.  Diese  6  Positionen  sind  in  ihren  absoluten  Beträgen  für 
jede  der  5  Provinzbanken  in  Tab.  10 — 14  gegeben  und  für  alle 
5  in  Tab.  15  zusammengefaßt;  Tab.  16  enthält  die  Vergleichs- 
zahlen der  Berliner  Banken;  die  ferner  in  Tab.  15  und  16  be- 
rechneten Relationen  sind  in  Diagramm  V  und  VI  veranschau- 
licht. 


1)  Bezügl.    des  Zahlenmaterials    für   die  Berliner  Banken  vgl.  Jahrgang 
S.  481  Anmerkung  2  dieser  Zeitschrift. 
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Diagramm  V.  5  Provinzbanken.  Diagramm  VI.  Berliner  Banken. 
Prozent.  Anteil  von  Verwaltungskosten,  Prozent.  Anteil  von  Verwaltungskosten, 
Abschreibungen,   Dividenden    und  Rest.       Abschreibungen,    Dividenden   und  Rest. 
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(Vgl.  Tab.  15  Sp.  8—13.) 
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(Vgl.  Tab.  16  Sp.  8—13.) 
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III' 
Verwältungskosten 

Abschreibungen 

Dividenden 

— 

* 

'ortrag 

'.  Reserven 

l/ers'di/edenes 

Der  erste  Eindruck  ist  eine  im  Gegensatz  zu  den  ordent- 
lichen Einnahmen  verhältnismäßig  weitgehende  Uebereinstimmung 
von  Provinz-  und  Berliner  Banken.  Im  Durchschnitt  der  42-  (43-) 
jährigen  Berichtszeit  entfallen  auf 
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bei   den    Provinzbanken   in  % 
bei  den  Berliner  Banken  in  % 

28.3 
30.1 

II.3 

7-i 

5i-5 

54-8 

4.0 
1.8 

4.9 

3.8 

2.4 

IOO 
IOO 

Unterschied  der  Provinz-  gegen- 
über den  Berliner  Banken 

-^-1.8 

+  4-2 

-^-3.3 

-{-2,2 

+   I.I 

-rM 

Höhere  Abschreibungen,  Vortrags-  und  Reservestellungen 
werden  bei  den  Provinzbanken  durch  die  etwas  niedrigeren  Ver- 
waltungskosten- und  Dividendenanteile  ausgeglichen,  und  eine 
weitere  kleine  Verschiebung  erklärt  sich  daraus,  daß  der  Rest- 
posten ^Verschiedenes«  bei  den  Provinzbanken  nicht  in  Betracht 
kommt. 

Aber  hinter  diesen  DurchschnittszirTern  verbergen  sich  be- 
deutsame Wandlungen,  die  eine  Gegenüberstellung  der  ersten 
und  der  letzten  Periode  erkennen  läßt.  Zu  Anfang  der  Berichts- 
zeit entfällt    bei    den    Provinzbanken   auf  die    Verwaltungskosten 

3* 
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knapp  V«  ^es  Ganzen,  auf  Abschreibungen  reichlich  y3,  auf  Di- 
videnden 2/5,  der  Rest  auf  Gewinnvortrag  und  Reserven.  Am 
Schluß  sind  die  Verwaltungskosten  auf  fast  2/5  des  Ganzen  ange- 
wachsen, die  Dividenden  beanspruchen  annähernd  die  Hälfte,  in 
den  Rest  teilen  sich  Abschreibungen,  Vortrag,  Reserven  und  Ver- 
schiedenes. Vgl.  Tab.  15,  Sp.  8  —  13.  Hält  man,  um  zu  prüfen, 
ob  diese  eigenartigen  Verschiebungen  in  den  besonderen  Ent- 
wicklungsbedingungen der  Provinzbanken  oder  in  allgemeinen 
Ursachen  begründet  sind,  Anfangs-  und  Endbestand  der  Berliner 
Banken  daneben,  so  zeigt  sich  auch  in  diesen  weit  größeren  Bud- 
gets die  gleiche  Tendenz  zunehmender  Verwaltungskosten  und 
Gewinnvorträge,  abnehmender  Abschreibungen-  und  Reserve- 
quoten. Außerdem  fällt  hier  aber  auch  der  Dividendenanteil, 
während  er  bei  den  Provinzbanken  stieg.    Vgl.  Tab.  16,  Sp.  8 — 13. 

2.  Die  erste  einschneidende  Veränderung  besteht  mithin  in 
einer  Steigerung  der  Verwaltungskosten.  Sie  gehen  bei 
den  Provinzbanken  bereits  im  zweiten  Jahrfünft,  das  im  Ganzen 
eine  rückläufige  Bewegung  zeigt,  von  820000  auf  953  000,  von 
da  in  raschem  Tempo  bis  1895  auf  2>33  Mill.  Mk;  dadurch  er- 
höht sich  ihr  prozentualer  Anteil  1881 — 85  auf  27%  und  1891 — 95 
auf  31,5%.  Die  zweite,  die  letzten  18  Jahre  umfassende  Periode 
setzt  die  absolute  Steigerung  in  dem  schnellen  Schrittmaß  fort, 
das  die  jüngste  Gegenwart  überhaupt  charakterisiert.  Jedes  neue 
Jahrfünft  bringt  eine  Verdoppelung  gegenüber  dem  vorher- 
gehenden, und  am  Schluß  erreichen  die  Verwaltungskosten  bei 
allen  5  Banken  23,5  Mill.  Mk.;  der  Prozentanteil  erfährt  dagegen 
zunächst  einen  Rückgang,  aber  schon  im  nächsten  Jahrfünft  setzt 
auch  hier  die  Steigerung  sich  durch  und  das  Jahrdritt  191 1 — 13 
bringt  mit  37,3%  den  bisherigen  Höchstsatz.  Im  Vergleich  zu 
den  Berliner  Banken  bedeutet  dies,  daß  die  Quoten  in  der  Pro- 
vinz denen  Berlins  bis  1895  entweder  gleich  sind  oder  sie  sogar 
ein  wenig  übertreffen ;  das  ändert  sich  aber  deutlich  in  den  letzten 
18  Jahren;  die  Verwaltungskosten  der  Berliner  steigen  jetzt  noch 
wesentlich  rascher  (191 1 — 13  =  48,6  %)  als  die  der  an  und  für  sich 
schon  kräftig  wachsenden  Provinzbanken. 

Um  die  Ursachen  dieser  Steigerung  aufzuklären,  soweit  dies 
mit  Hilfe  der  Statistik  möglich  ist,  sind  die  Verwaltungskosten 
im  folgenden  in  ihre  einzelnen  Elemente  zerlegt.  Die  in  Tab. 
10 — 14,  Sp.  I — 3  gegebenen  EinzelzifTern  sind  in  Tab.  17  zu- 
sammengefaßt. 
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Tab.   17.     Verwaltungskosten  der  fünf  Provinzbanken. 


1000  M 

%  der  Summe  Sp.  4. 

im  Durch- 
schnitt der 
Jahre 

Betriebs- 
kosten 

Tantiemen 

Beamtenunter- 
stützungen 

Summe 

Be- 
triebs- 
kosten 

1  g 

S  S 

Beamt.- 
Unter- 
stütz. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1872-75 

638 

175 

7 

820 

77,* 

2I,J 

0,9 

1876—80 

846 

92 

15 

953 

88,8 

9,6 

i>6 

1881—85 

1074 

168 

19 

1261 

8J,2 

J3>3 

**S 

1886—90 

1433 

296 

47 

1776 

So ,7 

16,7 

2,6 

1891—95 

1830 

442 

59 

2331 

7*,S 

18,9 

2,6 

1896 — 00 

3363 

1282 

107 

4752 

70,8 

26,0 

2,3 

1901 — 05 

6758 

1984 

147 

8889 

76,0 

22,4 

1,6 

1906 — 10 

14  354 

3533 

185 

18072 

79,3 

19,5 

1,2 

1911  — 13 

19038 

4287 

165 

23490 

8  i,i 

18,2 

o,7 

Hiernach  ist  an  der  Zunahme  jede  der  drei  Unterabteilungen 
ungefähr  gleich  stark  beteiligt.  Gemessen  an  dem  Anfangsstand 
haben  sich  1911 — 13  die  Betriebskosten  auf  das  30  fache,  die  Tan- 
tiemen auf  das  25  fache,  die  Unterstützungen  auf  das  24  fache 
gehoben.  Aber  die  Unterstützungen,  auf  die  im  Durchschnitt 
der  ganzen  Berichtsperiode  nur  1 — 2  %  aller  Verwaltungskosten 
entfallen,  bleiben  mit  ihren  absolut  so  geringfügigen  Beträgen 
ohne  jeden  bestimmenden  Einfluß;  die  Zunahme  erfolgt  vielmehr 
auf  Kosten  der  Tantiemen,  die  durchschnittlich  fast  */ö  der  Ver- 
waltungskosten ausmachen,  und  vor  allem  der  eigentlichen  Be- 
triebskosten, die  mit  einem  Anteil  von  4/s  des  Ganzen  die  Be- 
wegung der  Verwaltungskosten  entscheidend  bestimmen.  Im 
einzelnen  ist  zu  beachten,  daß  die  absoluten  Zahlen  der  Betriebs- 
kosten unaufhaltsam  zunehmen,  während  die  Tantiemen  bei  einer 
ebenfalls  nach  oben  führenden  Grundtendenz  doch  gelegentlich 
starke  Rückgänge  aufweisen  oder  das  Tempo  ihrer  Steigerung 
verlangsamen,  zeitweise  aber  auch  erheblich  beschleunigen.  Das 
Auf  und  Ab  der  allgemeinen  Marktlage  wirkt  auf  sie  unmittelbar 
zurück,  bald  fördernd,  bald  bremsend,  während  das  Wachstum 
der  Betriebskosten  eigenen  Gesetzen  unterworfen  ist  und  über 
alle  hemmenden  Einflüsse  rückläufiger  Konjunkturen  hinweg  sich 
durchsetzt.  Das  kommt  erst  dann  deutlich  heraus,  wenn  man 
auf  die  Jahres  Ziffern  zurückgeht.  1872,  in  dem  Jahr  der  über- 
reichen Bruttogewinne,  übertreffen  die  Tantiemen  mit  566000  Mk. 
die  Betriebsausgaben  von  472  OOO  Mk.  sehr  erheblich;  im  Krisen- 
jahr  1873  sind  letztere  weiter  auf  637  OOO  Mk.  gewachsen,  die 
Tantiemen    dagegen    auf    19000  Mk.    gesunken;    1876   wird    von 
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keiner  der  5  Banken  eine  Tantieme  ausgewiesen.  In  den  Jahr- 
fünftdurchschnitten der  Tabelle  verwischen  sich  diese  Details, 
aber  sie  sind  doch  noch  in  dem  starken  Rückgang  des  Tan- 
tiemenanteils von  21,3  °/0  auf  9,6%  im  zweiten  Jahrfünft  zu  er- 
kennen ;  entgegengesetzt  bewegen  sich  in  der  gleichen  Zeit  die 
Betriebsausgaben.  In  den  beiden  nächsten  Jahrzehnten  steigen 
die  Tantiemen  von  diesem  Tiefpunkt  stetig  nach  oben,  besonders 
erheblich  in  der  Hochkonjunktur  der  90  er  Jahre,  wobei  aller- 
dings auch  die  oben  auseinander  gesetzten  Veränderungen  in 
den  Verbuchungsweisen  zu  berücksichtigen  sind.  Eine  dritte 
Verschiebung  bringen  die  letzten  13  Jahre;  die  absoluten  Tan- 
tiemensummen wachsen  auch  weiterhin  stark,  aber  die  eigent- 
lichen Betriebskosten  wachsen  noch  stärker ;  so  zeigt  der  pro- 
zentuale Anteil  der  Tantiemen  zunächst  in  der  Depressionsperiode 
1901 — 05  eine  stärkere  Senkung,  die  aber  auch  weiterhin  bis  in 
die  Gegenwart  sich  fortsetzt. 

Die  einzelnen  Banken  weisen  übrigens,  abgesehen  von  den 
eigenartigen  Verhältnissen  des  ersten  Jahrvierts,  gegenüber  dem 
Gesamtdurchschnitt  ziemlich  deutliche  Gegensätze  auf.  Ueber 
dem  Durchschnitt  der  Betriebskosten,  also  mit  relativ  hohen  Be- 
triebskosten, aber  relativ  niedrigen  Tantiemen  arbeiten  der  Barmer 
Bankverein  und  die  Rheinische  Creditbank;  erst  nachdem  seit 
191 1  der  Barmer  Bankverein  auch  die  Tantiemen  seiner  Direk- 
toren und  Beamten  sowie  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
von  Betriebskosten-  auf  Tantiemenkonto  übernommen  hat,  ver- 
schwindet die  Differenz  fast  völlig.  Die  Rheinisch-Westfälische 
Disconto-Gesellschaft  und  die  Essener  Credit-Anstalt  halten  sich 
konstant  unter  dem  Durchschnitt.  Die  Bergisch  Märkische  Bank 
bewegt  sich  bis  1890  über  dem  gemeinsamen  Mittel  der  Betriebs- 
kosten, von  da  ab  unter  ihm,  ohne  daß  indessen  die  Abweichungen 
beträchtlich  wären.  Aber  über  diese  Einzeldifferenzen  hinweg 
kehrt  die  Grundtendenz  der  Bewegung  bei  allen  Banken  wieder: 
anfänglich  höhere  Anteile  der  Betriebskosten,  später  sinkende, 
zuletzt  wieder  steigende. 

Mit  Vorliebe  werden  in  den  Geschäftsberichten  für  die  Stei- 
gerung der  Betriebskosten  die  öffentlichen  Abgaben  verantwort- 
lich gemacht;  das  vorhandene  Material  reicht  indessen  zu  einer 
einwandfreien  Feststellung  ihres  Anteils  nicht  aus.  Es  ist  nicht 
völlig  gleichartig;  der  Barmer  Bankverein  spricht  von  Steuern 
und  öffentlichen  Lasten,  die  übrigen  von  Staats-  und  Kommunal- 
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steuern  oder  schlechthin  von  Steuern;  auch  die  auffällige  Ver- 
schiedenheit der  ausgewiesenen  Sätze  legt  die  Vermutung  nahe, 
daß  im  einzelnen  neben  den  Steuern  gelegentlich  andere  öffent- 
liche Leistungen  wie  Versicherungsbeiträge  oder  Stempelabgaben 
mit  einbegriffen  sind.  Ferner  ist  das  Material  lückenhaft;  bei 
dem  Barmer  Bankverein  und  der  Essener  Credit-Anstalt  beginnt 
es  1886 — 90,  bei  der  Rheinisch- Westfälischen  Disconto-Gesell- 
schaft  1891 — 95;  für  die  Bergisch  Märkische  Bank  ist  es  zwar 
seit  Beginn  vorhanden,  aber  das  Jahrzehnt  1896— 1905  fehlt;  nur 
die  Angaben  der  Rheinischen  Creditbank  sind  lückenlos.  Vgl. 
die  Spezifikationen  der  Tab.   10—14  und  die  folgenden  Auszüge. 


Barmer        Berg.    1 
Bank-    \\   Mark. 
Verein    ij    Bank    j 
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bank 

Rhein. 
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lo   !      co 
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\  1    "> 
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00            ON 

Steuern   1000  M 
Sonstige    Betriebskosten    1000  M 

42 

158 

946 

2325 

36 

121 

IIOI 

3415 

40 
93 

941    33 
2373,188 

1294 
3536 

39 1    865 
122I  2242 

Steuern  0/0 
Sonstige  Betriebskosten  0/0 

100 
100 

2252 
1471 

\ioo 
\ioo 

30S8 

2822 

IOO 

100 

2352 

2JJI 

,001 

\ioo 

3921 
I880 

IOO 
IOO 

2218 

1837 

Vorstehend  sind  zunächst  die  jeweiligen  Anfangs-  und  End- 
jahre in  absoluten  Zahlen  zusammengestellt  und  mit  den  sonstigen 
Betriebskosten  verglichen.  Es  zeigt  sich,  daß  1911 — 13  die  höch- 
sten Steuerbeträge  von  der  Rheinischen  Creditbank  und  der 
Bergisch  Märkischen  Bank,  die  niedrigsten  von  der  Rheinisch- 
Westfälischen  Disconto-Gesellschaft  entrichtet  wurden.  Mangels 
anderer  Betrachtungsmöglichkeiten  ist  ferner  für  beide  Positionen 
die  Steigerung  in  Prozenten  der  Anfangsperiode  berechnet.  Es 
tritt  dann  die  außerordentliche  Zunahme  der  öffentlichen  Lasten 
ans  Licht,  sie  beträgt  fast  gleichmäßig  seit  den  80er  Jahren  bei 
dem  Barmer  Bankverein,  der  Essener  Credit-Anstalt  und  der 
Rheinisch-Westfälischen  Disconto-Gesellschaft  das  22 — 23  fache, 
bei  den  beiden  anderen  Banken  das  30 — 40  fache,  wobei  aller- 
dings die  Anfangszahlen,  an  denen  die  Steigerung  gemessen 
wird,  gerade  in  den  beiden  letzten  Fällen  besonders  niedrig  sind, 
weil  sie  aus  dem  Beginn  der  Berichtszeit  stammen.  Legt  man 
den  gleichen  Maßstab  an  die  sonstigen  Betriebskosten,  so  zeigen 
diese  in  allen  Fällen  mit  Ausnahme  der  Essener  Credit-Anstalt 
ein  langsameres  Wachstum;  besonders  deutlich  ist  der  Gegensatz 
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bei   der  Rheinischen  Creditbank,    aber  auch   beim  Barmer  Bank- 
verein. 

Das  erste  für  alle  fünf  Banken  zur  Vergleichung  verfügbare 
Jahrfünft  ist  1891 — 95;  hierfür  und  für  1911 — 13  sind  im  fol- 
genden die  öffentlichen  Lasten  in  Vergleich  mit  den  Betriebs- 
und den  gesamten  Verwaltungskosten  gestellt. 


Die  öffent- 
lichen  Lasten 
betrugen 

Barmer 
Bank- 
Verein 

Berg. 
Mark. 
Bank 

Essener 
Credit- 
Anstalt 

Rhein. 
Credit- 
bank 

Rhein.- 

Westf- 

Disconto- 

Gesellsch. 

£  S 
s  e 

in  1000  M 

1891—95 
1911  — 13; 

60 
946 

199 

IIOI 

99 
941 

133 

1294 

39 
865 

530 
5M7 

in  0/Q  der  Be- 
triebskosten 
(bzw.  der  ge- 
samten Verwal- 
tungskosten) 

1891—95 
1911— 13 

23    (2o,4)]32,j   (2j) 
28,9(23,2)1 24)4{20)4) 

40,9(31,1) 
28,0(22,2) 

*4    (J9>3) 
26,8(22,1) 

24,2(16,4] 

27,8(2lA 

28,9(22,7) 
27  (21,9) 

Weil  hier  gleiche  Zeitabschnitte  miteinander  verglichen  werden, 
weil  ferner  ausgegangen  wird  von  einer  nicht  allzuweit  zurück- 
liegenden und  daher  in  den  Buchungsmethoden  einheitlicheren 
Periode,  läßt  sich  die  Bedeutung  der  Steuerlast  für  den  Aus- 
gabenetat der  Banken  wesentlich  genauer  erfassen.  Das  beste 
Bild  gibt  ein  Vergleich  mit  den  gesamten  Verwaltungskosten. 
Er  zeigt  noch  1891 — 95  ziemlich  starke  Verschiedenheiten;  der 
Anteil  der  öffentlichen  Lasten  schwankt  zwischen  16,4%  (Rhei- 
nisch-Westfälische Disconto- Gesellschaft)  und  31,1  °/0  (Essener 
Credit- Anstalt).  191 1 — 13  dagegen  haben  sich  die  Zahlen,  wie 
in  so  vielen  anderen  Fällen,  auch  hier  einander  erheblich  ge- 
nähert; der  Anteil  schwankt  zwischen  20,4%  unc*  23,2  °/0.  Un- 
verkennbar ist  aber  ferner,  daß  wenigstens  in  den  letzten  20 
Jahren  die  übrigen  Verwaltungskosten  in  einzelnen  Fällen  noch 
rascher  gestiegen  sind  als  die  Steuern;  das  gilt  vor  allem  von 
der  Essener  Credit- Anstalt  und  der  Bergisch  Märkischen  Bank, 
während  bei  den  drei  übrigen  Instituten  die  oben  festgestellte  Be- 
obachtung von  einem  rascheren  Wachstum  der  Steuern  sich 
wiederholt ;  der  Erfolg  ist,  daß  im  Durchschnitt  aller  fünf  Banken 
der  Steueranteil  1911 — 13  sich  fast  gleich  geblieben  ist,  obwohl 
gerade  die  letzten  Jahre  seit  1911  mit  Talonsteuer  und  Wehr- 
beitrag neue  erhebliche  Belastungen  gebracht  haben. 

3.     Abschreibungen     und     Reservestellungen 
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ausschließlich  des  Vortrags  auf  neue  Rechnung  weisen 
unter  sich  verschiedene  Entwicklungstendenzen  auf. 

Am  stärksten  schwankt  der  Anteil  der  Abschreibungen. 
In  den  70  er  Jahren  beansprucht  er  Vs  bis  V*  und  noch  Ende 
der  80er  Jahre  V7  des  Gesamtgewinns;  in  den  90er  Jahren 
sinkt  er  auf  wenige  2 — 4  °/0,  um  dann  nach  der  Gegenwart  zu 
wieder  auf  7,4 °/0  0911  — 12>)  zu  steigen.  An  diesem  Ergebnis 
sind  beteiligt:  die  Abschreibungen  auf  Immobilienkonto,  auf 
zweifelhafte  Debitoren,  auf  Effektenkonto  und  auf  »Verschiedenes«. 
Vgl.  im  einzelnen  Tab.  17. 

Tab.   17.    Spezifikation  der  Abschreibungen  der  fünf  Provinz- 
banken (1000  Mk.). 


Abschreibungen  auf: 

1872 
-75 

1876 
—80 

1881 
-85 

1886 
—90 

1891 
—95 

1896 
—  1900 

1901 

—05 

1906 
— 10 

1911 
—  13 

Immobilienkonto 
Zweifelhafte  Debitoren 
Effektenkonto 
Verschiedenes 

93 
320 

I    915 

|    353 

114 

637 

248 

88 

19 
362 

11 

74 

901 

6 

59 
98 

3 

411 

201 
86 

492 

574 

960 
I34i 

77 
18 

1040 

2847 

461 

Insgesamt 

|i68i 

1087 

392 

1  98i 

160 

698 

1066 

2396 

4348 

Das  Immobilienkonto  der  Bilanzen  enthält  außer  den  eigent- 
lichen Bankgebäuden,  vielfach  noch  den  sonstigen  Immobiliar- 
besitz der  Banken;  verschiedentlich  sind  auch  Hypotheken  auf 
ihm  verbucht.  Demgemäß  stellen  die  Abschreibungen  auf 
Immobilienkonto  nicht  nur  die  Wertminderungen  und  Ab- 
nutzungen der  eignen  Geschäftsgebäude  dar,  sondern  auch  die 
anderer,  durch  Zwangsversteigerungen,  als  Sicherheit  für  not- 
leidende Forderungen  und  auf  andere  Weise  in  den  Besitz  der 
Banken  geratener  Grundstücke  und  Gebäude.  Es  ist  bedauerlich, 
daß  beide  grundsätzlich  verschiedenen  Gruppen  nicht  klar  ge- 
schieden werden  können  und  damit  die  Möglichkeit  entfällt,  jene 
Ausdehnung  des  äußeren  Apparats  der  Banken,  die  in  der  Er- 
richtung kostspieliger  Bankpaläste,  Filialgebäude  und  Depositen- 
kassen in  wertvollen  Stadtgegenden,  in  der  prunkvollen  Aus- 
stattung der  Kassenräume,  Depots  und  Stahlkammern,  Besuchs- 
und Sitzungszimmer  in  Erscheinung  tritt,  zahlenmäßig  festzustellen 
und  ihren  Einfluß  auf  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  zu  be- 
messen. 

Unter  den  übrigen  Abschreibungen  dominieren  in  der  ersten 
Berichtsperiode  die  Abschreibungen  auf  Effektenkonto. 


42 


Dr.  Walther  Däbritz; 


In  ihnen  spiegelt  sich  die  Entwicklung  des  Effektengeschäfts 
wider.  Es  hat  in  den  Entstehungsjahren  der  Banken  jene  treib- 
hausartige Steigerung  erfahren,  die  die  EfTektengewinne  weit  über 
die  Zins-  und  Provisionsgewinne  hinaustreibt.  Aber  diese  Gewinne 
sind  einmalige,  außerordentliche  Spekulationsgewinne,  entsprungen 
aus  dem  Finanz-  und  Börsengeschäft  der  Gründerjahre,  und  sie 
versiegen,  als  die  Krisis  von  1873  in  gleicher  Weise  die  Berliner 
Börse  wie  den  rheinisch-westfälischen  Kuxenmarkt  ergreift.  An 
Stelle  der  Effektengewinne  treten  Effektenverluste  und  der  Rück- 
gang aller  Kurse  zwingt  zu  starken  Abschreibungen  auf  Effekten- 
konto, die  die  hohen  Gesamtabschreibungen  des  ersten  Jahrzehnts 
erklären.  Je  mehr  die  Banken  in  den  80  er  Jahren  die  Schäden 
der  Gründerzeit  bereinigen  und  in  richtiger  Erkenntnis  der  eignen 
Aufgaben  das  Kontokorrentgeschäft  mit  seinen  ergiebigen  und 
stetigen  Zins-  und  Provisionserträgnissen  zum  Rückgrat  ihres 
Betriebs  machen,  tritt  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  der 
Anteil  der  EfTektengewinne  zurück  und  die  Abschreibungen  auf 
Effektenkonto  werden  seltener  und  geringfügiger.  Erst  nach  der 
Gegenwart  hin  gewinnen  sie  wieder  größere  Bedeutung  in  dem 
Maße,  als  die  im  Effektenkonto  enthaltenen  Staatspapiere  Kurs- 
rückgänge erfahren,  die  durch  Abschreibungen  wieder  ausge- 
glichen werden  müssen. 

Neben  den  Abschreibungen  auf  unterwertige  Effekten 
kommen  solche  auf  Wechsel-  und  Kontokorrentkonto 
vor.  Auch  hier  sind  im  Anfang  der  Berichtszeit  die  Wirkungen 
der  Börsenkrisis  von  1873  zu  spüren.  Die  Wertpapiere  der 
spekulierenden  Kundschaft  werden  in  ihren  Strudel  hineingerissen. 
Report-  und  Lombardkredite  werden  gefährdet.  Noch  stärker 
und  nachhaltiger  sind  die  Wirkungen  der  auf  die  Krisis  folgenden 
Depression.  Sie  ergreift  auch  die  industrielle  und  kommerzielle 
Kundschaft  der  Banken;  der  rheinisch-westfälische  Kohlenbergbau 
hat  besonders  schwer  unter  den  Stockungen  des  Absatzes  und 
dem  Rückgang  aller  Preise  zu  leiden.  1876 — 80  sind  die  Ab- 
schreibungen auf  Kontokorrentkonto  fast  doppelt  so  groß  wie 
diejenigen  auf  Effektenkonto  ausschl.  Verschiedenem.  Aber  auch 
in  dem  folgenden  Jahrzehnt,  in  welchem  Abschreibungen  auf 
Effektenkonto  kaum  noch  vorkommen,  sind  sie  noch  beträcht- 
lich; im  Jahre  1888  haben  sie  allerdings  eine  besondere  Ursache 
in  Riesendefraudationen  bei  der  Rheinisch- Westfälischen  Disconto- 
gesellschaft.     In   den   90er  Jahren  ist   offenbar   auch   im   Konto- 
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korrentgeschäft  allgemein  ein  Zustand  der  Bereinigung  und 
Stabilisierung  erreicht.  Die  jüngste  Zunahme,  in  deren  Verlauf 
die  absolute  Höhe  der  Abschreibungen  auf  zweifelhafte  Debitoren 
den  Betrag  von  2,8  Mill.  Mk.  erreicht,  steht  in  engstem  Zu- 
sammenhang mit  jener  Ausweitung  des  Kontokorrentverkehrs, 
die  diese  letzte  Periode  des  Bankgeschäfts  überhaupt  kenn- 
zeichnet. 

Die  vorstehenden  Feststellungen  finden  ihre  Bestätigung  bei 
einem  Vergleich  der  Spezialabschreibungen  mit  den  Konten,  auf 
die  sie  sich  beziehen.  Die  Abschreibungen  auf  Immobilien  sind 
verglichen  mit  dem  Immobilienkonto,  und  die  Schwankungen 
ihrer  Sätze  stützen  die  bereits  ausgesprochene  Vermutung,  daß 
auf  Immobilienkonto  neben  dem  dauernden  Bestand  an  eignen 
Geschäftsgebäuden  noch  anderer,  wertunbeständigerer  Immobiliar- 
besitz enthalten  ist.  Die  Abschreibungen  auf  zweifelhafte  Debi- 
toren sind  dem  Kontokorrentkonto,  Avaldebitoren,  Warenvor- 
schüssen, Reports  und  Lombards,  diejenigen  auf  Wertpapiere  dem 
Effekten-,  Konsortialkonto  und  dem  Konto  der  dauernden  Be- 
teiligungen gegenübergestellt. 

Tab.    18.      Verhältnis     der     Abschreibungen    (Tab.    17)    zu    den    zuge- 
hörigen Bilanzkonten. 


A,     .     ß              in  %  der  nachstehenden 
Abschreibungen          /Ur>i       i 

r      fe                 Bilanzkonten 
auf: 

1872 
-75 

1875 
—80 

1881 
-85 

1886  1891 
—90—05 

1896 
— 1900 

1901 
-05 

1906  1911 

—10—13 

Immobilien 
Zweifelhafte  Debi- 
toren 

Effekten 

Immobilienkonto 
Debitoren,  Aval,  Waren- 
vorschüsse,   Reports  u. 

Lombards 
Effektenkonto,  Konsor- 
tialkonto, Beteiligungen 
bei  anderen  Banken 

9.0 
0.66 

9-35 

5.o 
1.20 

4-77 

0.62 
0.49 

2.77 
0.87 

2.21 
0.09 

8.54 
0.07 

3.17 

O.II 

2.79 
0.14 

2.45 
0.24 

0.26 

Eine  zutreffende  Einschätzung  der  zweifelhaften  Debitoren 
durch  die  Bankleitung  stößt  auf  größere  Schwierigkeiten  als  eine 
Bewertung  der  Effektenbestände.  Die  letzteren  können  in  ein- 
facher Weise  an  den  Börsenkursen  oder  an  den  Notizen  des 
freien  Verkehrs  gemessen  werden.  Die  Frage  des  sicheren  Ein- 
gangs eines  diskontierten  Wechsels  oder  der  Abdeckung  eines 
eingeräumten  Kredits  ist  in  der  Regel  weit  schwerer  zu  beant- 
worten und  bleibt  oft  Sache  des  Gefühls.  Deshalb  ist  im  Wechsel- 
und  Kontokorrentverkehr  neben  der  Abschreibung  die  Zuschrei- 
bung    das    Mittel    des    Wertausgleichs.      Solche    Zuschreibungen 
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finden  statt  auf  den  verschiedenen  offenen  und  stillen  Reserve- 
konten und  auf  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto.  Faßt  man  die 
Zuweisungen  zum  Reservefonds  und  die  Gewinnvor- 
träge zusammen,  so  zeigt  ihre  Entwicklung  gegenüber  den  Ab- 
schreibungen eine  bemerkenswerte  Stabilität.  Ihr  Anteil  hält  sich 
ohne  große  Verschiebungen  auf  8 — jo%  des  Gesamtgewinns, 
mit  einer  kleinen  Senkung  nach  der  Gegenwart  hin  (bis  zu  5,8% 
in  191 1  — 13).  Im  einzelnen  aber  zeigen  sich  auch  hier  deutliche 
Unterschiede.  Während  der  Anteil  des  Gewinnvortrags  im  Lauf 
der  Zeit  zunimmt,  fällt  derjenige  der  Reservestellungen.  Nach 
HGB.  §  262  Ziff.  I  sind  dem  Reservefonds  von  dem  jährlichen 
Reingewinn  mindestens  5%  solange  zuzuführen,  bis  er  10%  des 
Grundkapitals  beträgt.  Diese  Gesetzesbestimmung  gewinnt  natur- 
gemäß besondere  Bedeutung  in  den  ersten  Geschäftsjahren  der 
Banken,  in  denen  dieser  Mindestbetrag  des  Reservefonds  noch 
nicht  erreicht  ist.  Gerade  in  ihren  Jugendjahren  sind  überdies 
die  Banken  jenen  starken  Erschütterungen  ausgesetzt,  die  sie  zu 
Rückgriffen  auf  die  den  Gewinnen  früherer  Jahre  entstammenden 
Reserven  zwingen  und  deren  Wiederauffüllung  erforderlich  machen. 
Und  es  ist  eine  Lehre  der  Krisenzeit,  daß  jedes  Institut  sich 
über  das  gesetzliche  Mindestmaß  hinaus  zu  konsolidieren  und 
durch  Bildung  freiwilliger  Reserven  gegenüber  den  Rückschlägen 
der  Konjunktur  widerstandsfähiger  zu  machen  sucht.  So  erklären 
sich  die  hohen  Reservestellungen  der  ersten  Jahrfünfte.  Der 
Gewinnvortrag  bleibt  in  der  gleichen  Zeit  das,  was  er  seinem 
Begriff  nach  ist,  eine  aus  Gründen  bequemer  Abrechnung  und 
Abrundung  nicht  verteilte  Spitze;  er  hält  sich  auf  niedrigem 
Stand. 

Im  weiteren  Verlauf  der  Entwicklung  geht  der  Anteil  der 
Reservestellungen  mehr  und  mehr  zurück.  Die  Kinderkrank- 
heiten sind  überstanden,  die  Institute  haben  einen  bestimmten 
Grad  innerer  Festigung  erreicht.  Zugleich  tritt  das  Bestreben 
zutage,  neben  den  zweckgebundenen  ordentlichen  Reserven  außer- 
ordentliche zu  freier  Verfügung  der  Verwaltung,  neben  den  all- 
gemeinen Speziaireserven,  neben  den  offenen  stille  Reserven  zu 
schaffen.  Es  werden  Kontokorrentreserven  (Reserven  für  zweifel- 
hafte Debitoren,  Delkrederefonds)  gebildet,  die  im  Jahrfünft 
1876 — 80  bereits  das  3  fache  der  Zuweisungen  zum  ordentlichen 
Reservefonds  beanspruchen.  Seit  dem  Jahrfünft  1886 — 90  treten 
neben  ihnen  außerordentliche  Reservefonds  auf.     Im  Durchschnitt 
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der  nächsten  Jahrzehnte  entfallen  aut  beide  bis  zu  4/5  aller  Reserve- 
stellungen.    Vgl.  hierfür  Tab.  19. 


Tab.  19.     Spezifikation  der  Reservestellungen  der  fünf  Provinz- 
banken (1000  M). 


1872 

—75 

1876!  1881 
—80    —85 

1886 
—90 

1891 
-95 

1896 
— 1900 

1901 
-05 

1906 

1911 
—13 

Ordentl.  Reservefonds 
Außerordentl.  Reservefds 
Kontokorrentreserven 

250 

85 

79 
251 

204 
61 

154 
158 
120 

77 

215 

94 

152 

386 
144 

212 

377 
203 

306 
3i 

3i5 

167 
247 
508 

335 

330 

265 

432 

386 

682 

792 

652 

922 

Noch  nachhaltiger  äußert  sich  die  Neigung  der  Verwaltungen, 
sich  Ausgleichsposten  in  einer  möglichst  ungebundenen  und  leicht 
disponiblen  Form  zu  schaffen,  in  der  systematisch  betriebenen 
Erhöhung  der  Gewinnvorträge,  die  einen  solchen  Grad  erreicht, 
daß  der  Rückgang  des  Anteils  der  eigentlichen  Reserven  am 
Gesamtgewinn  nahezu  ausgeglichen  wird.  Daß  bei  der  Gewinn- 
verteilung die  Reservefonds  nach  der  Gegenwart  hin  in  immer 
geringerem  Umfang  bedacht  werden,  hat  einen  letzten  Grund 
darin,  daß  man  außerhalb  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  eine 
Methode  weit  rascherer  und  kräftigerer  Auffüllung  gefunden  hat : 
die  Ausnutzung  der  Agios  der  eignen  Aktien.  Seit  den  90er 
Jahren  setzt  die  Konzentrationsbewegung  auch  bei  den  Provinz- 
banken ein.  Sie  gehen  daran,  Filialen,  Agenturen  und  Depositen- 
kassen zu  errichten,  bereits  bestehende  Lokalbanken  aufzusaugen 
und  in  Zweigstellen  umzuwandeln,  dauernde  Aktienbeteiligungen 
und  Kommanditierungen  zu  übernehmen.  Und  nach  Maßgabe 
ihrer  eignen  Konsolidierung  und  Rentabilität  werden  sie  instand 
gesetzt,  ihr  eigenes  Aufgeld  durch  Auflegung  von  neuen  Aktien 
zur  Zeichnung,  durch  Aktientausch  oder  durch  Fusion  zu  ver- 
werten. Das  Agio  fließt  nach  gesetzlicher  Bestimmung  dem 
ordentlichen  Reservefonds  zu.  So  erklärt  sich  die  aus  Tab.  20 
ersichtliche  Gegenbewegung:  der  Anteil  der  aus  dem  Jahres- 
gewinn herrührenden  Reservestellungen,  verglichen  mit  dem  aus 
der  Jahresbilanz  sich  ergebenden  Stand  der  Reservekonten,  nimmt 
nach  der  Gegenwart  zu  stark  ab ;  dessen  ungeachtet  weist  der 
Anteil  der  Reservekonten,  verglichen  mit  dem  Aktienkapital  oder 
selbst  mit  der  Bilanzsumme  nach  der  Gegenwart  hin  eine  starke 
Zunahme  auf. 
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Tab. 


20.      Reservestellungen     und    Reservekonten     der     fünf 
Provinzbanken. 


Es  betragen 

in  % 

1872 
—75 

1876 
—80 

1881 
-85 

1886 
—90 

1891 
—95 

1896 
— 1900 

1901 
-05 

1906 
— 10 

1911 
—  13 

die      Reservestel- 

derReserve- 

22.75 

12.06 

6.52 

6-39 

3.67      2.10 

1.49 

0.72 

0.92 

lungen    aus    dem 

konten 

Jahresgewinn 

(Tab.  19)  die  Re- 

des Aktien- 

3-35 

8.49 

8.94 

11.98 

16.16 

23.73 

23-7» 

25.0 

22.77 

servekonten     der 

kapitals 

Jahresbilanz 

der  Bilanz- 

1.60 

3.10 

3-o 

4.0 

5.60 

7.80 

6.70 

6.30 

5.89 

desgl. 

summe 

Bei  einem  Vergleich  mit  den  Berliner  Banken  ist  zu  berück- 
sichtigen, daß  die  Mehrzahl  von  ihnen  bereits  auf  eine  längere 
Entwicklung  zurückblickt  und  im  Anfang  der  Vergleichszeit  dem 
Sturm  der  Konjunkturbewegung  innerlich  gefestigter  gegenüber- 
tritt als  die  Provinzbanken.  Das  wirkt  unmittelbar  zurück  auf 
die  Höhe  der  Abschreibungen  und  der  Rückstellungen.  Der 
Anteil  beider,  und  insbesondere  der  Abschreibungen,  ist  bei  den 
Berliner  Banken  von  vorn  herein  erheblich  geringer.  Im  übrigen 
aber  zeigen  sich  auch  hier  die  bei  den  Provinzbanken  festge- 
stellten Tendenzen:  Schwankungen  in  den  Anteilen  der  Ab- 
schreibungen, wenn  auch  weniger  starke,  und  bei  den  Abschrei- 
bungen und  Reserven  nach  der  Gegenwart  zu  ein  Rückgang,  bei 
dem  Gewinnvortrag  eine  wenn  auch  langsamere  Zunahme.  Die 
Folge  ist,  daß  bei  Abschreibungen  und  Reserven  sich  die  Unter- 
schiede zwischen  Provinz-  und  Berliner  Banken  nach  der  Gegen- 
wart hin  mehr  und  mehr  verwischen,  während  sie  beim  Gewinn- 
vortrag sich  vergrößern.  Im  Endresultat  ergibt  sich  jedenfalls 
auch  hier  eine  bemerkenswerte  Annäherung  zwischen  beiden  Typen. 

4.  Seiner  absoluten  Größe  nach  ist  die  ganze  Zeit  hindurch 
der  Dividendenbetrag  der  wichtigste  Posten  der  Gewinn- 
verwendung. Er  hält  sich  laut  Tab.  15  Sp.  3  bei  den  Provinz- 
banken zunächst  auf  1,8  bis  2  Mill.  Mk.  und  verdoppelt  sich 
bis  1891 — 95  auf  4, 18  Mill.  Mk.  Im  zweiten  Abschnitt,  seit  1896 
spüren  wir  von  neuem  jenes  erstaunliche  Wachstum,  eine  mächtige 
Ausweitung  der  Ziffern:  1895 — 1900  =  9,4  Mill.  Mk.  und  1911 — 13  = 
31,0  Mill.  Mk. 

Auch  im  Verhältnis  zu  der  Gesamtsumme  des  Gewinn-  und 
Verlustkontos  steht  der  Dividendenanteil  an  erster  Stelle.  Im 
Anfang  der  Berichtszeit  entfallen  auf  ihn  39,2  %  des  Ganzen  und 
am    Ende    der   ersten    Periode   ist    er,    weil    die   Gesamtsumme 
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wesentlich  langsamer  wächst,  auf  56,7  %  gestiegen.  Wie  bereits 
festgestellt,  erfolgt  diese  Ausdehnung  bei  gleichzeitiger  Steigerung 
des  Anteils  der  Verwaltungsquote  auf  Kosten  der  Abschreibungen 
und  Rückstellungen.  In  der  zweiten  Periode  geht  der  Dividenden- 
anteil auf  49,4%  des  Ganzen  zurück.  Die  Ursache  ist  bei  wei- 
terem Rückgang  der  Zu-  und  Abschreibungen  in  der  bis  in  die 
Gegenwart  unvermindert  anhaltenden  Zunahme  des  Anteils  der 
Verwaltungskosten  zu  finden. 

Aus  der  Tatsache,  daß  bei  den  Berliner  Banken  (vgl.  Tab.  16) 
die  Anteile  der  Abschreibungen  und  der  Rückstellungen  von 
vornherein  wesentlich  niedriger  sind,  entsteht  ein  Gegensatz, 
der  sich  indessen  im  Lauf  der  Zeit  fast  völlig  ausgleicht.  Die 
Folge  dieser  besonderen  Gestaltung  der  Abschreibungen  und 
Rückstellungen  sowie  der  bereits  erwähnten  Entwicklung  der 
Verwaltungskosten  ist ,  daß  die  Dividende  bei  den  Berliner 
Banken  in  der  ersten  Zeit  einen  relativ  breiten  Raum  einnimmt, 
in  der  zweiten  Periode  aber  hinter  dem  entsprechenden  Anteil 
der  Provinzbanken  zurückbleibt;  besonders  seit  1901  zeigen  die 
Dividendenquoten  —  und  entsprechend  die  Verwaltungskosten  — 
in  beiden  Gruppen  die  entgegengesetzte  Bewegung. 

Aus  der  Zahl  der  Beziehungen,  die  die  Dividendenstatistik 
darbietet,  sind  im  folgenden  drei  hervorgehoben :  das  Verhältnis 
der  Dividenden  zum  Nominalbetrag  des  Aktienkapitals,  zu  den 
Verwaltungskosten  und  zu  den  Geschäftsumsätzen. 

a)  Die  Dividendensätze,  ausgedrückt  in  Prozenten  des  nomi- 
nellen Aktienkapitals,  sind  in  Tab.  21  S.  48  wiedergegeben. 

Aus  der  Tab.  errechnet  sich  für  die  gesamte  Berichtszeit 
ein  Dividendendurchschnitt  der  Provinzbanken  von  6,45  %  gegen 
7,34%  bei  den  Berliner  Banken.  Die  einzelnen  Jahrfünfte  zeigen 
bei  den  Provinzbanken  nach  einem  ersten  Rückschlag  eine  deut- 
lich aufwärtsführende  Richtung,  die  ihren  Höhepunkt  1906 — 10 
mit  7,74%  erreicht;  sie  wird  1886 — 90  durch  die  besonderen 
Verhältnisse  bei  der  Rheinisch- Westfälischen  Disconto-Gesellschaft 
unterbrochen;  weitere  Rückgänge  liegen  1901 — 05  und  1911  — 13, 
so  daß  nach  dem  stärkeren  Aufstieg  1880 — 95  im  neuen  Jahr- 
hundert von  einer  gewissen  Stabilität  der  Sätze  gesprochen  wer- 
den kann.  Jene  anfängliche  Aufwärtsbewegung  ist,  wie  wir 
wissen,  bei  langsam  steigenden  ordentlichen  Einnahmen  das 
Produkt  gelegentlich  sinkender  Verwaltungskosten  und  Reserven 
und  vor  allem  stark  verminderter  Abschreibungen;  dagegen  kann 
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die  stärkere  Bruttogewinnsteigerung  der  letzten  13  Jahre  nicht 
entsprechend  steigende  Dividenden  auslösen,  weil  gleichzeitig  die 
Verwaltungskosten  noch  erheblicher  wachsen. 


Tab.  21.     Dividenden 

in  Prozenten  des  Akl 

i  e  nk 
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7.0 

7-43 

6.06 
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7.36 

-r-  2.09 

1876—80 

4-8 

533 

4.2 

5-1 

5.08 

4.92 

5.36 

~  O.44 

1881—85 

5-3 

6.96 

5-2 

6.2 

6.2 

597 

6,92 

-~  0.95 

1886—90 

5-6 

6.5 

6.0 

6.0 

4.0 

5.62 

7.99 

-r-  2-37 

1891—95 

6.4 

7-1 

7.0 

6.0 

6-35 

6-57 

6-54 

+  O.03 

1896 — 1900 

7.4 

8.0 

7-8 

6.9 

7-55 

7-53 

8.21 

-f-  O.68 

1901—05 

6.1 

8.2 

8.1 

6.7 

71 

7.24 

7. 11 

+  O.I3 

1906 — 10 

7-3 

8-5 

8-5 

7.0 

7-4 

7.74 

7.94 

-:-  0.20 

1911— 13 

6.5 

7.33 

8-5 

7.0 

6.83 

7-23 

7.89 

-tr  0.66 

Eine  weniger  einheitliche  Bewegung,  kräftigere  Schwankungen 
weisen  in  der  gleichen  Zeit  die  Dividenden  der  Berliner  Banken 
auf.  Wie  im  zweiten  Jahrfünft  der  Rückgang,  so  ist  im  dritten 
und  vierten  der  Aufstieg  ausgeprägter;  dafür  bringt  1891 — 95 
eine  erhebliche  Einbuße,  während  die  Provinzbanken  zur  gleichen 
Zeit  steigen ;  auch  in  den  letzten  18  Jahren  sind  hier  die  Gegen- 
sätze von  Rückgang  und  Zunahme  schärfer.  Die  allgemeine  Er- 
klärung für  diese  Gewinngestaltung  hat  sich  uns  bereits  ergeben : 
in  den  80  er  Jahren  setzen  sich  die  Gewinnsteigerungen  unge- 
hemmt durch,  einzelne  Aufwendungen  wie  Abschreibungen  und 
Reservestellungen  verlieren  sogar  an  Bedeutung;  in  den  letzten 
18  Jahren  verlangsamt  sich  das  Schrittmaß  der  Gewinnzunahme, 
dabei  wachsen  die  Unkosten  um  so  rascher,  und  auch  die  Ab- 
schreibungen beeinträchtigen  gelegentlich  den  zur  Verteilung  an 
die  Aktionäre  verbleibenden  Betrag. 

Bis  1890  bleiben  deshalb  die  Provinzbanken  z.  T.  sehr  er- 
heblich hinter  den  Berliner  Banken  zurück,  in  den  letzten  23  Jahren 


1)  Zahl  der  Berliner  Banken  1871 — 75  =  5 

1876—80  =  6 

1881—85  ==  7 

1886  ff.     =  9. 

Vgl.  Jahrgang  1914  dieser  Zeitschrift  S.  479  und  ebenda  S.  490  Tab.  7b. 
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nähern  sich  aber  beide  Dividenden  einander  erheblich^  und  zeit- 
weise schlägt  das  Minus  der  Provinzbanken  sogar  in  ein  kleines 
Plus  um.     Vgl.  im  einzelnen  Tab.  21  Sp.  8. 

Aus  Sp.  1 — 5  der  Tab.  21  geht  hervor,  daß  sich  die  Bergisch 
Märkische  Bank  (ausgenommen  1871 — 75)  dauernd  nicht  unerheb- 
lich über  dem  Durchschnitt  hält,  ebenso  die  Essener  Credit-Anstalt 
(ausgenommen  1876 — 85);  dagegen  bleibt  der  Barmer  Bank- 
Verein  dauernd  unter  ihm  und  die  beiden  anderen  Provinzinstitute 
wechseln ;  die  Rheinische  Creditbank  übertrifft  ihn  bis  1890,  die 
Rhein.  Westfälische  Disconto-Gesellschaft  bis  1885;  von  da  ab 
bewegen  sich  beide  unterhalb  desselben  (ausgenommen  ein  un- 
beträchtliches Plus  der  Rheinisch  Westfälischen  Disconto-Gesell- 
schaft 1896 — 1900).  Für  den  Durchschnitt  der  ganzen  Berichts- 
zeit ergibt  sich  somit  die  Reihenfolge  Essener  Credit-Anstalt  6,84%, 
Bergisch  Märkische  Bank  6,58%,  Rheinische  Creditbank  6,48%, 
Rheinisch  Westfälische  Disconto-Gesellschaft  6,27%,  Barmer  Bank- 
Verein  5,86%. 

b)  Von  den  Wirkungen,  die  von  der  stärken  Steigerung  der 
Verwaltungskosten  auf  die  Gestaltung  der  Dividenden  aus- 
gehen, ist  schon  mehrfach  die  Rede  gewesen.  Um  sie  klarer 
ins  Licht  zu  setzen,  sind  beide  in  Tab.  22  in  unmittelbare  Be- 
ziehung gebracht.  Dabei  ist  die  Dividende  als  Einheit  ange- 
nommen. Das  ist  ja  zunächst  auch  von  privatwirtschaftlichem 
Standpunkt  aus  Aufgabe  und  Ziel  des  Unternehmens,  daß  das 
von  den  Aktionären  investierte  Kapital  nutzbringend  arbeiten 
und  eine  Rente  abwerfen  soll.  Im  Rahmen  der  volkswirtschaft- 
lichen Arbeitsteilung  gilt  diese  Arbeit  allen  »bankmäßigen«  Ge- 
schäften, wie  die  Statuten  der  Banken  ihren  Zweck  zumeist  um- 
schreiben, im  besonderen  also  der  Kreditgewährung,  der  Ver- 
mittlung des  Zahlungsverkehrs,  der  Vermögensverwaltung.  Diesen 
Leistungen  entstammen  die  Bruttogewinne  der  Banken  mit  ihren 
drei  Hauptformen  der  Zinsen,  Provisionen  und  Effektengewinne. 
Aber  diese  Erträgnisse  bieten  sich  erst  nach  bestimmten  Auf- 
wendungen dar.  Es  muß  ein  Geschäftsgebäude  vorhanden  sein. 
In  ihm  müssen  besondere  Geschäftseinrichtungen,  Schalter  und 
Kassen,  Bureaus  und  Depots,  Stahlkammern  und  Telefone,  Mo- 
bilien  und  Geschäftsbücher  zur  Verfügung  stehen.  Ein  geglieder- 
tes Personal  von  Direktoren  und  Subdirektoren,  Prokuristen  und 
Bevollmächtigten,  Kassierern,  Buchhaltern,  Korrespondenten, 
Kassenboten  und  Laufjungen  muß  organisiert  werden.     Die  Bank 
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muß  bare  Kasse  halten,  Guthaben  bei  der  Reichsbank  und  an- 
deren Abrechnungsbanken,  in  Berlin  und  an  sonstigen  wichtigen 
Provinzplätzen  halten  und  sich  damit  die  Grundlage  eines  Zahlungs-, 
Anweisungs-  und  Inkassoverkehrs  schaffen.  Sie  muß  Effekten- 
und  Wechselbestände  halten  und  Zutritt  zum  Wertpapier-  und 
Diskontmarkt  haben.  Diesen  ganzen  gegliederten  Apparat  er- 
fordert das  Bankgeschäft  selbst  dann,  wenn  es  mit  eignen  Mitteln 
betrieben  wird.  Er  wird  weiter  kompliziert,  wenn  die  Bank  neben 
ihnen  bewußt  und  systematisch  fremde  Mittel  heranzieht,  wenn 
sie  sich  zu  diesem  Zweck  in  Filialen  und  Depositenkassen  de- 
zentralisiert und  ihren  Betrieb  damit  auf  eine  neue,  erweiterte 
Basis  stellt.  Betrachtet  man  unter  diesem  privatwirtschaftlichen 
Gesichtspunkt  den  Nutzeffekt,  die  Rentabilität  des  investierten 
Kapitals,  so  ist  zu  sagen,  daß  diese  Rentabilität  mit  dem  Wachs- 
tum dieses  sich  immer  mehr  vergrößernden,  verbreiternden,  ver- 
feinernden Verwaltungsapparats  nicht  Schritt  gehalten  hat. 


Tab.  22. 
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Den  Beleg  für  diese  Tatsache  bietet  die  Berechnung  der 
Verwaltungskosten,  die  erforderlich  sind,  um  100  Mk.  oder 
1  %  Dividende  zu  erzielen.  Bei  den  Provinzbanken  steigen  in 
der  Berichtszeit  die  auf  100  Mk.  Dividende  entfallenden  Ver- 
waltungskosten auf  fast  das  Doppelte,  bei  den  Berliner  Banken 
auf  fast  das  Vierfache.  Um  1  %  Dividende  ausschütten  zu  können, 
müssen  beiBeginn  der  Berichtszeit  bei  den  Provinzbanken  ßioooMk., 
in  Berlin  86000  Mk.  aufgewendet  werden;  1911 — 13  sind  die  ent- 
sprechenden   Zahlen    auf  650000  Mk.  bzw.  1685000   Mk.  ange- 


Die  Gewinn-  u.  Verlustkonten  d.  Rheinisch-Westf.  Provinzialgroßbanken.        c  \ 

wachsen.  Vgl.  Tab.  22  Sp.  6,  7,  13,  14.  Auffallend  ist  hierbei, 
daß  der  auf  100  Mk.  Dividende  entfallende  Kostensatz  von  vorn- 
herein bei  den  Berliner  Banken  niedriger  ist  als  bei  den  Provinz- 
banken ;  aber  von  dieser  niedrigeren  Basis  aus  geht  die  Zunahme 
bei  ihnen  ohne  Unterbrechung  vor  sich,  während  bei  den  Provinz- 
banken gelegentlich  Rückgänge  zu  verzeichnen  sind.  Im  Jahr- 
fünft 1891 — 95  haben  die  Berliner  Sätze  die  der  Provinz  erreicht ; 
von  da  ab  wachsen  sie  weit  rascher  als  die  letzteren.  Die  Provinz- 
banken verzeichnen  noch  1896 — 1900  einen  Rückschritt;  in  der 
Hochkonjunktur  dieser  Jahre  bessert  sich  die  Relation,  aber  nicht 
weil  die  Unkosten  kleiner  werden,  sondern  weil  die  Bruttogewinne 
noch  rascher  wachsen;  in  den  letzten  13  Jahren  ist  auch  in  der 
Provinz  jene  starke  Steigerung  festzustellen.  In  potenziertem 
Maße  kommt  sie  zum  Ausdruck  bei  Beziehung  auf  den  durch 
die  verschiedene  Höhe  des  Aktienkapitals  bedingten  Prozentsatz. 
Hier  übertreffen  die  Berliner  Banken  mit  ihren  höheren  Aktien- 
kapitalien von  vornherein  die  Provinz,  und  in  den  letzten  18  Jahren 
erweitern  sich  diese  Differenzen  in  dem  Maße  wie  auch  die  ab- 
soluten Summen  der  eignen  Mittel  der  Berliner  Banken  sich 
rascher  vermehren.  Doch  ist  auch  bei  den  Provinzbanken  die 
Steigerung,  für  sich  betrachtet,  seit  1901  sehr  erheblich.  Die 
geschäftliche  Entwicklung,  die  die  Banken  in  den  letzten  beiden 
Dezennien  erlebt  haben,  hat  wohl  ihre  Kapitalkraft  und  ihre 
Bruttoeinnahmen  gewaltig  gesteigert;  aber  die  komplizierteren 
Aufgaben,  die  im  Vergleich  mit  jenen  einfachen  Betrieben  der  70er 
und  80er  Jahre  diese  modernen  Großbanken  zu  lösen  haben, 
erfordern  einen  weit  kostspieligeren  Verwaltungsapparat,  steigende 
sachliche  und  vor  allem  persönliche  Aufwendungen,  steigende 
öffentliche  Lasten.  Und  wie  überhaupt  findet  diese  Erscheinung 
bei  dem  fortgeschritteneren  höheren  Typ  der  Berliner  Zentral- 
banken den  deutlicheren  Ausdruck.  Bezüglich  der  Besonder- 
heiten der  einzelnen  Provinzbanken  sei  auf  Tab.  22  Sp.  I — 5 
und  8 — 12  verwiesen;  sie  erklären  sich  wenigstens  im  Beginn 
der  Berichtszeit  aus  der  damals  noch  größeren  Verschiedenheit 
der  Rohgewinne,  späterhin  ist  in  erster  Linie  die  Höhe  der  Ver- 
waltungskosten selbst  ausschlaggebend. 

c)  Die  eignen  und  die  fremden  Mittel  der  Banken  werden 
im  Betrieb  umgesetzt,  und  die  Zahlen  der  Geschäftsumsätze 
sind  neben  der  Vermehrung  der  Aktienkapitalien  und  der  Depo- 
siten   ein    wertvoller  Maßstab    für    das  Wachstum    der  Betriebe. 

4* 
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Leider  ist  das  verfügbare  statistische  Material  auch  hier  dürftig. 
Spezifikationen  der  Umsätze  der  einzelnen  Banksparten  werden 
nur  selten  mitgeteilt.  In  der  Regel  begnügen  sich  die  Geschäfts- 
berichte mit  Angabe  der  Gesamtumsätze  von  einer  Seite  des  Haupt- 
buchs. Für  die  Rheinisch  Westfälische  Disconto-Gesellschaft 
fehlen  auch  diese  in  den  Jahren  1886—1905.  Das  sich  hiernach 
ergebende  Zahlenwerk  ist  in  Tab.  23  a  zusammengestellt,  und 
keine  andere  Zahlenreihe  zeigt  mit  gleicher  Deutlichkeit  den 
Gegensatz  zwischen  der  ersten,  1895  zu  Ende  gehenden  Periode 
mit  ihrem  bescheidenen  Ausmaß  und  der  seitdem  einsetzenden 
und  nach  der  Gegenwart  hin  immer  mächtigeren  Ausweitung 
aller  Betriebe.  1891 — 95  betragen  die  Umsätze  der  fünf  Provinz- 
banken (wenn  die  der  Rheinisch  Westfälischen  Disconto-Gesell- 
schaft mit  etwa  500  Mill.  Mk.  angenommen  werden)  etwa  4^2  Mil- 
liarden Mk.;  191 1  — 13  geht  der  Umsatz  bei  drei  Banken  über 
10  Milliarden  hinaus  und  beträgt  für  alle  fünf  Institute  fast  48  Mil- 
liarden. Damit  erst  ergibt  sich  eine  Vorstellung  von  den  ge- 
waltigen Leistungen,  die  jener  moderne  kompliziertere  Verwal- 
tungsapparat den  Banken  ermöglicht. 

Tab.  23a.     Gesamtumsätze  der  fünf  Provinzbanken    von    einer 
Seite  des  Hauptbuchs  (1000  M.). 


im  Durch-    i 
schnitt  der 
Jahre 


Bank-Verein 


Bergisch  Mär- 
kische Bank 


Essener 
Credit- 
Anstalt 


Rheinische 
Creditbank 


Rhein.   Westf. 

Disconto- 
j  Gesellschaft 


1872—75 
1876—80 
1881—85 
1886—90 

1891—95 
1896—1900 
1901  —  05 
1905—10 
19H-13 


403  473 

335  939 

423  885 

533  764 

551950 

1  075  480 

2415900 

7  148  490 

10  565  900 


349250 

503  200 

813  200 

1  367  600 

1  800  400 

3  529  000 

5815600 

9  705  000 

12  156  300 


324  544 

250489 

284  160 

364  143 

586  003  j 

I 576457 

2  860  030 

5  738  924 

8  312  743 

448  820 
677  920 

943  145 
1  169  001 
1  133  260 

1  964  975 

3755815 

7  457  730 

10503  130 


118055 
162  205 
303  870 


4647  159 
6  403  660 


Zugleich  wird  damit  die  Frage  der  Rentabilität  der  Banken 
von  einer  neuen  Seite  her  beleuchtet.  In  Tab.  23  b  S.  53  sind  diese 
Umsatzziffern  in  Beziehung  zu  den  Verwaltungskosten  und  den 
Dividenden  gesetzt,  derart,  daß  berechnet  worden  ist,  wieviel 
Verwaltungskosten  bzw.  Dividenden  jeweils  auf  iooo  Mk.  Umsatz 
entfallen.  Das  Ergebnis  ist  in  beiden  Fällen  verschieden.  Die 
Verwaltungskosten  (Sp.  11)  zeigen  eine  beachtenswerte  Stabilität. 
Auf  1000  Mk.  Umsatz  entfallen  etwa  0,50  Mk. ;  um  diesen  Betrag 
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pendeln  die  Kostensätze  mit  ganz  geringen  Schwankungen  herum, 
nicht  nur  in  der  ruhigen  Zeit  der  ersten  Jahrzehnte,  sondern  auch 
weiterhin,  im  Verlauf  der  stürmischen  Steigerung  aller  Umsätze 
nach  der  Gegenwart  hin.  Anders  ist  das  Bild  der  Dividenden 
(Sp.  12).  Der  Einheit  von  1000  Mk.  Umsatz  entspricht  bei  Beginn 
der  Berichtszeit  ein  Dividendensatz  von  1.13  Mk. ;  von  diesem 
Anfangsstand  sinkt  er,  abgesehen  von  einer  Unterbrechung  im 
Jahrfünft  1896 — 1900,  unaufhaltsam  und  nach  der  Gegenwart  zu 
immer  rascher  bis  auf  0.69  Mk.  Die  einzelnen  Banken  weichen 
von  diesem  Durchschnitt  in  verschiedener  Weise  ab;  soweit  in- 
dessen die  vorliegenden  Zahlen  ausreichen  und  vergleichbar  sind, 
lassen  sich  auch  im  einzelnen  hinter  allen  Sonderbewegungen 
die  beiden  Grundtatsachen  der  mit  der  Zunahme  der  Umsätze 
schritthaltenden  Kosten  und  der  rückläufigen  Dividenden  er- 
kennen. In  diesem  Sinn  können  wir  von  einem  Gesetz  des  ab- 
nehmenden Ertrags  und  gleichbleibender  bzw.  steigender  Kosten 
sprechen.  Mit  zunehmender  Größe  der  Betriebe  und  der  Umsätze 
verringern  sich  die  Kosten  nicht,  sondern  sie  nehmen  zu,  günstig- 
stenfalls bleiben  sie  gleich;  und  weil  die  Bruttoerträgnisse  nicht 
ebenso  stark  wie  die  Kosten  steigen,  gehen  die  Reinerträge  zurück, 
die   Dividendenanteile  fallen. 

Tab.  23b.     Auf  1000  M  Umsatz    der    fünf  Provinzbanken  entfallen 
in  Mark  Verwaltungskosten  bzw.  Dividenden. 
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WO  STEHT 
DIE  DEUTSCHE  FINANZ  WISSENSCHAFT? 

Von 

Dr.  FRANZ  MEISEL 

(Schluß.) 

Rußland  ist  hauptsächlich  an  seinem  Beamtentum  zugrunde  ge- 
gangen. Die  nationalen  Wirren  Oesterreichs  wuchsen  ins  bedroh- 
liche, seitdem  auch  die  Beamtenschaft  ausschließlich  national  wurde. 
Die  sachliche  Auswahl  und  Ausbildung  ging  stetig  zurück;  unter 
der  Schwäche,  Unfähigkeit  und  Ziellosigkeit  der  Ministerien  wuchs 
in  der  Beamtenschaft  der  Egoismus  der  Individual-  und  Standes- 
interessen, die  nationalpolitische  Eignung  wurde  die  hauptsäch- 
liche, der  Kollektivismus  wurde  zurückgeschraubt  auf  den  aus- 
schließlich parteimäßigen  und  volklichen.  Der  Zusammenbruch 
war  nicht  aufzuhalten.  —  Frankreich  hat  seinen  Syndikalismus, 
Amerika  die  Korruption. 

Kollektiv-  und  Individualbedarf  stoßen  kaum  irgendwo  so  hart 
aneinander  wie  in  der  Beamtenfrage.  Sie  ist  eine  der  obersten 
im  Staate  nach  aller  Richtung,  die  Fragen  der  Volks-  und  Finanz- 
wirtschaft mit  Geistesgut  sind  die  großen  Probleme  der  Zukunft. 
Die  Erschließung  noch  so  großer  Steuerquellen  bringen  uns  nicht 
ins  finanzielle  Gleichgewicht,  wenn  die  Ausgabentendenz  und 
speziell  der  Personalbedarf  nicht  gründlich  geändert  wird. 

Davon  finden  wir  bei  Lotz  ein  paar  Akkorde ;  das  einzelne, 
das  Beispiel  sollen  den  Ton  geben;  bei  der  Feststellung  der 
Tatsachen  und  bei  der  Erklärung  keine  Behandlung,  die  ins  große 
und  ganze  geht.  Und  so  ist  es  weiter  in  der  gleichen  Behand- 
lung der  Fragen  des  öffentlichen  Bedarfes  unter  volkswirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten.  Von  der  Lehre,  die  wir  doch  endlich 
haben  müssen,    über    den  Staat   als  Unternehmer,   die  schrumpft 
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zusammen  zu  einer  Darstellung  einiger  Punkte :  der  Staat  als 
Arbeitgeber  in  Erwerbsbetrieben,  als  Erwerber  von  Sachgütern 
und  Nutzungen,  die  Beschaffung  im  eigenen  Betriebe  oder  durch 
Kauf  und  Miete,  die  Submissionspolitik,  so  und  so  viele  Spezial- 
fragen  und  keine  Antwort  auf  das  Generale. 

Sinn  und  Wert  der  Lotzschen  Forschung  können  wir  noch 
handgreiflicher  in  der  Lehre  von  den  Einnahmen  fest- 
stellen. Scharfe  logische  Auseinanderhaltung  des  sachlichen  in 
den  Begriffsbestimmungen  und  Einteilungen  ist  nicht  seine  Sache. 
Wer  Definitionen  konsequent  aus  dem  Wege  geht,  muß  um 
so  schärfer  die  Dinge  ansehen,  bestimmen,  scheiden  und  zu- 
sammentun nach  logischen,  sachlichen  oder  formellen  Gesichts- 
punkten. Es  ist  unrichtig,  wenn  nur  von  Unterarten  der  ordent- 
lichen Einnahmen  gehandelt  wird,  die  außerordentlichen  haben 
die  gleichen  Arten.  Beide  teilen  wir  in  privat-  und  staatswirt- 
schaftliche. Doch  hat  die  erste  Gruppe  ihren  eigenen  Sinn. 
Die  Staatswirtschaft  bleibt  immer  Staatswirtschaft ;  sie  arbeitet 
nur  auf  gewissen  Wirtschaftsgebieten  in  der  Hauptsache  nach 
den  gleichen  Gesetzen,  wie  die  Privatwirtschaft.  Den  privatwirt- 
schaftlichen stellt  Lotz  die  öffentlichrechtlichen  entgegen.  Das 
ist  unrichtig.  Nehme  ich  eine  Kategorie  des  Rechts  zum  Ein- 
teilungsgrunde, so  komme  ich  zu  der  Scheidung :  privatrechtlich 
und  öffentlichrechtlich.  Diese  Einteilung  macht  der  Jurist  in  den 
Gesetzen,  in  der  Theorie  und  in  der  praktischen  Anwendung. 
Nach  der  deutschen  Rechtsentwicklung  decken  sich  in  der  Haupt- 
sache die  privatwirtschaftlichen  mit  den  zivilrechtlichen ;  Aus- 
nahmen gibt  es  in  der  deutschen,  noch  mehr  in  der  österreichi- 
schen Rechtsordnung.  Und  noch  stärker  und  konsequenter  haben 
die  Franzosen  ihr  Recht  ausgebaut;  sie  ordnen  den  Staat  und 
die  Verwaltung  dem  Staatsrat  unter,  nicht  dem  Richter.  Die  wahre 
Natur  des  ganzen  Fiskalrechts  schreit  nach  öffentlichem  Recht 
und  publizistischer  Anschauungsweise.  Die  richtige  Entwicklung 
geht  in  dieser  Richtung,  und  in  Zukunft  werden  sich  bei  den 
öffentlichen  Rechtssubjekten  die  Begriffe  privatwirtschaftlich  und 
privatrechtlich  noch  weniger  decken  als  heute.  Den  Volkswirt- 
schaftler berührt  die  Frage  weniger ;  für  ihn  ist  die  erste  und 
oberste  nach  der  Art  der  Wirtschaft,  nicht  nach  der  des  Rechts. 

Und  es  ist  ein  gewaltiger  Fortschritt  in  unserer  Anschauungs- 
und Denkungsweise,  daß  wir  die  Wirtschaft  des  Staates  als  eine 
anders    geartete   erkennen,    als    die    des   Privaten.     Der  einzelne 
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wirtschaftet  für  sich,  für  das  eigene  Wohl,  für  seinen  Profit. 
Auf  die  Gemeinwirtschaft  nimmt  er  nur  so  viel  Rücksicht,  als  es 
der  Staat  in  den  Gesetzen  fordert,,  darüber  hinaus  nur  nach  Maß 
seines  eigenen  Empfindens,  das  sich  nach  Bildung,  Sitte  und  Ver- 
anlagung für  sozialen  Sinn  richtet.  Individualinteressen  solcher 
Art,  wie  sie  die  Privatwirtschaft  hat,  besitzt  der  Staat  seinem 
Wesen  nach  nicht.  »Der  Staat  .ist  Vertreter  der  Gemeinschaft 
seines  Volkes.«  Was  dem  Ganzen  frommt,  was  die  Gemeinschaft 
fördert,  bestimmt  staatlichen  Willen.  Kollektivinteressen  erhebt 
der  Staat  zu  seinen  Interessen,  für  diese  wird  er  tätig  und  den 
sittlichen  Zwecken  gerecht.  Es  ist  ein  bleibendes  Verdienst 
deutschen  Geistes  die  Fortbildung  des  Gedankens  von  der  An- 
passung der  gesamten  Staatswirtschaft  an  das  Wohl  der  Gesamt- 
heit; nicht,  was  dem  Individuum,  der  Klasse,  dem  Stande  frommt, 
gibt  die  Richtlinie  für  die  staatliche  Wirtschaft.  Es  ist  ein  be- 
deutender Fortschritt,  der  zu  wenig  betont  wird,  daß  die  Sozial- 
ethik von  den  öffentlichen  Abgaben  auch  auf  die  übrige  Staats- 
wirtschaft übertragen  und  auf  diese  ausgedehnt  wird  und  folge- 
richtig zu  der  Kategorie  der  öffentlichen  Unternehmung  ge- 
langt ist.  Was  in  der  Interessensphäre  der  Allgemeinheit  liegt, 
was  jeder  oder  doch  die  allermeisten  brauchen,  wird  aus  öffent- 
lichem Interesse  staatliches  Ziel.  Nicht  bloß  die  Steuern  und 
Gebühren  und  mit  ihnen  die  Finanzmonopole  sind  gestellt  unter 
die  Regeln  und  Normen  der  Gerechtigkeit,  sondern  die  ganze 
Erwerbswirtschaft  des  Staates.  Freilich,  wo  der  Staat  kraft  ge- 
schichtlichen Werdeganges  Vermögen  und  Unternehmungen  hat, 
die  unter  die  geltenden  Wirtschaftsgesetze  und  die  herrschende 
Rechtsordnung  der  Privatwirtschaft  fallen,  muß  die  Staatswirtschaft 
für  die  Erzielung  des  bestmöglichen  Gewinnes  sorgen,  weil  der  in 
freier  Konkurrenz  arbeitende  Staat  der  Gesamtheit  gegenüber  un- 
wirtschaftlich und  ungerecht  handeln  würde,  wenn  er  das  Getreide 
der  Staatsdomänen  oder  die  Kohle  der  staatlichen  Bergwerke  billiger 
verkaulen,  oder  mit  diesen  Wohltaten  z.  B.  für  die  dem  staatlichen 
Unternehmen  benachbarten  hilfsbedürftigeren  Untertanen  üben 
würde  auf  Kosten  der  Allgemeinheit.  Denn  hier  kommt  der 
Punkt  der  Subsidiarität  der  Steuer  zur  Geltung.  Um  die  Höhe 
des  erzielten  Gewinnes  werden  die  Steuern  niedriger  sein  und 
die  Begünstigung  aus  einem  zufälligen  Zusammentreffen  von  Um- 
ständen, wie  in  dem  Falle  der  Nachbarschaft,  wäre  unbillig  und 
ungerecht  für  alle,  denen  der  zufällige  Umstand  nicht  zu  Hilfe  kommt. 
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Ganz  anders  liegt  die  Frage,  wenn  der  Staat  nach  den  ge- 
gebenen Verhältnissen  Monopolist  wäre.  Es  wäre  unsittlich  und 
antisozial,  wenn  der  Staat  aus  einem  Getreidemonopole  eine  hohe 
Rente  erzielen  wollte,  weil  er  den  Brotkorb  dem  Volke  nicht 
höher  hängen  darf,  als  er  bei  freier  Wirtschaft  hängt.  Der  Staat 
wird  also  das  Getreide  nicht  als  Gegenstand  eines  Finanzmono- 
pols wählen  dürfen  aus  denselben  Gründen,  aus  denen  er  Ge- 
treide und  Mehl  nicht  besteuert.  Die  Sozialwirtschaft  muß  fragen, 
was  kostet  das  Brot  bei  freiem  Verkehr,  was  verdienen  Produktion 
und  Handel,  und  auf  der  anderen  Seite,  wie  hoch  sind  die  Ver- 
waltungskosten beim  Monopol,  und  wie  groß  das  Zinsenerforder- 
nis des  investierten  Kapitals.  Ergibt  sich  bei  den  gleichen  Brot- 
preisen kein  Abgang  oder  ein  kleiner  Gewinn,  so  wird  die  Summe 
der  Gründe,  die  für  ein  Verwaltungsmonopol  sprechen,  für  die 
Einführung  entscheidend  sein.  Die  Erwerbsabsicht  über  ein  kleines 
Maß  hinaus  muß  vollständig  zurücktreten.  Geht  Bedarf  und  daher 
Erwerbsabsicht  ins  Große,  da  kann  der  Staat  Branntwein,  Tabak, 
Zucker  monopolistisch  verwerten ;  es  gilt  nur,  Steuerinteressen 
und  Steuerregeln  zu  wahren.  Getreide,  Mehl,  Kohle  vertragen 
keinen  steuerlichen  Gewinn  ;  gewiß  auch  die  Erzeugung  elektri- 
scher Kraft,  die  wieder  nur  die  Gruppe  der  öffentlichen  Unter- 
nehmung erweitern  wird.  Kosten,  Zinsen  des  Kapitals  und  mas- 
siger bürgerlicher  Gewinn  bestimmen  das  Maßprinzip. 

Das  alles  gilt  von  der  kommunalen  Wirtschaft.  Das  öffentliche 
Interesse  und  sein  Schutzrayon  sind  stärker  bei  Unternehmungen,  die 
Wasser,  Schlachthäuser,  Kanalisation,  Beleuchtung  schaffen.  Je 
größer  und  allgemeiner  die  Gesamtheit  an  den  Einrichtungen  beteiligt 
sind,  desto  nachhaltiger  wird  man  an  dem  wirtschaftlichen  Prin- 
zip festhalten.  Je  besser  die  Kommunalpolitiker  rechnen,  je  mehr 
die  Hygieniker  an  der  Verwaltung  teilnehmen,  desto  mehr  kommt 
das  Prinzip  zu  allgemeiner  Gültigkeit.  Der  Gewinn  kommt  in 
einer  anderen  Rubrik  hervor;  man  erspart  an  den  Kosten  der 
Armen-  und  Krankenpflege,  die  Menschen  bleiben  gesünder,  ar- 
beitsfähiger mit  längerer  Lebensdauer.  Das  führt  viel  sicherer 
als  ein  Kapitel  über  Kommunismus  zu  dem  weiteren  Schritt  in 
der  Entwicklung.  Die  Kommunalpolitik  verzichtet  auf  jeden  Ge- 
winn und  begnügt  sich  mit  der  Kostendeckung.  Die  Erwerbs- 
absicht fällt  ganz  weg,  gerade  wie  bei  der  Justiz,  Schule  und  Kran- 
kenpflege in  öffentlichen  Anstalten,  die  niemals  in  Kulturstaaten 
des    Erwerbes    wegen   zur    staatlichen    Aufgabe    gesetzt    wurden. 


58 


Franz  Meisel : 


Je  höher  das  Bedürfnis  in  unserer  sozialen  Wertung  steigt,  das 
die  staatliche  Leistung  befriedigt,  desto  mehr  tritt  die  Erwerbs- 
absicht zurück.  Selbst  der  absolute  Staat  verzichtet  auf  die 
Gegenleistung,  er  befreit  sogar  den  Unbemittelten  von  der  Ge- 
bühr im  Prozesse  und  im  Krankheitsfalle,  beim  Schulbesuch,  aus 
sozial -ethischen  und  sozial-wirtschaftlichen  Gründen.  Der  staat- 
liche Wille  geht  bei  diesen  Leistungen  nicht  auf  den  Profit.  Die 
Geschäftsabsicht  ist  und  bleibt  vorhanden  bei  der  öffentlichen 
Unternehmung;  aber  die  Gewinntendenz  erhält  ihre  Grenzen  im 
öffentlichen  Interesse. 

Diese  Schranken  fallen  ganz  bei  privatwirtschaftlicher 
Unternehmung  der  öffentlichen  Körper  und  beim  Finanzmono- 
pol, bei  dem  wieder  Grundsätze  der  Steuergerechtigkeit  ein- 
wirken. Der  Einteilungsgrund  für  die  Leistung  des  öffent- 
lichen Körpers  geht  über  und  bleibt  bestehen  bei  der  Gegen- 
leistung, die  die  Privatwirtschaft  als  Entgelt  zu  zahlen  hat.  Der 
Maßstab  für  dieses  Entgelt  bildet  das  Prinzip,  und  sozialwirt- 
schaftlich stehen  wir  vor  dem  Gebührenpreis,  vor  den  Preisen 
der  öffentlichen  Unternehmung  einerseits  und  der  Steuermonopole 
anderseits. 

Bei  der  Wirtschaft  des  Staates  mit  freier  Konkurrenz 
bleiben  die  Preisgesetze  der  Privatwirtschaft  unberührt.  Freilich 
ist  bei  dieser  Einteilung  der  Theorie  an  die  tatsächlichen  Gren- 
zen zu  denken,  in  denen  in  unserer  Zeit  der  Staat  Erwerbsein- 
künfte bezieht,  also  aus  Domänen,  Forsten,  Bergwerken  usw.  Ob 
die  Entwicklung  des  sozialethischen  es  dem  Zukunftsstaat  erlau- 
ben wird,  solche  große  Gewinne  einzuheimsen,  wie  es  heute  ge- 
wisse Kartelle  und  Trusts  in  Ausnützung  ihrer  organisierten  Macht- 
stellung tun,  erscheint  mir  sehr  fraglich,  sowohl  in  einer  sozialisier- 
teren  Wirtschaftsordnung  als  auch  in  einer  ganz  neuen  syndika- 
lisch-sozialistischen.  Sicher  scheint  zu  sein,  daß  die  Kategorie 
der  öffentlichen  Unternehmung,  die  schon  in  der  Periode  vor 
dem  Kriege  eine  starke  Wachstumstendenz  zeigte,  sich  noch 
stärker  ausbreiten  und  nach  neuen  Formen  und  verbesserter 
Technik  suchen  wird.  Der  soziale  Zug  mußte  erstarken  und 
wachsen,  weil  die  Ausbeutung  des  Kapitals  und  der  Privatwirt- 
schaft an  Macht  und  Kraft  beängstigend  zugenommen  hat. 
Die  Stürme  der  sozialistischen  Revolution,  die  wir  seit  den  No- 
vembertagen miterleben,  sind  das  Urteil  des  Weltgerichtes  auf 
die  grenzen-  und  erbarmungslose  Ausbeutung  und  Auswucherung 


Wo  steht  die  deutsehe  Finanzwissenschaft?  Cq 

des  Volkes  und  auf  die  psychopathische  Unfähigkeit  der  staat- 
lichen Macht  und  Ordnung  Moral,    Recht  und  Hilfe    zu  bringen. 

Das  typische  Beispiel  für  die  Ausbeutung  durch  das  Kapital 
kennen  wir  aus  der  Geschichte  der  Eisenbahnenverstaatlichung. 
Unter  den  Gründen,  aus  denen  der  Gedanke  und  die  Tat  sich 
ausgebildet  haben,  ist  gewiß  der  der  oberste,  daß  nach  den  ge- 
machten Erfahrungen  ein  so  weites  und  wichtiges  Feld  der  Pri- 
vatwirtschaft nicht  weiter  überlassen  werden  dürfe,  weil  nur  ihr 
eigenes  Wohl  und  ihre  weite  Tasche  die  Richtschnur  ihres  Han- 
delns war,  nicht  die  salus  reipublicae. 

Die  Entwicklung  berührt  Lotz  nicht.  Er  lehnt  den  Versuch 
ab,  »die  öffentlichen  Einnahmen  von  vornherein  nach  dem  Ge- 
sichtspunkte des  Wertes  von  Leistung  und  Gegenleistung  und 
der  finanzpolitischen  Bewertung,  vom  Standpunkte  der  verteilen- 
den Gerechtigkeit  zu  klassifizieren«  aus  drei  Gründen  ab: 

Erstens  müßte  man,  sagt  Lotz,  bei  monopolistischen  Unter- 
nehmungen die  Klassifikation  für  ein  Gemeinwesen  von  Jahr  zu 
Jahr  ändern,  je  nachdem  »ein  steuerartiger  Monopolgewinn«  erzielt 
ist  oder  nicht.  Zweitens  kann  bei  Gebühren  Wert  und  Gegen- 
wert der  öffentlichen  Leistung  sich  fortwährend  mit  Veränderung 
der  Selbstkosten  und  der  Geldleistung  ändern ;  es  würde  dann 
auch  die  Einordnung  unter  die  Kategorie  nicht  einen  feststehen- 
den Charakter  haben.  Wir  sehen,  es  sind  nicht  zwei  Gründe, 
sondern  einer  an  zwei  Fällen  exemplifiziert.  Die  Lehre  und  ihre 
Beispiele  zeugen  so  recht  von  der  Art  des  kritischen  Blickes  und 
der  ganzen  Auffassung  der  wirtschaftlichen  Gesetze  und  Erschei- 
nungen. Vor  allem  muß  ich  hervorheben,  daß  Lotz  im  Eingange 
zu  den  Gründen  bei  den  fraglichen  wissenschaftlichen  Begriffs- 
bildungen ihren  aprioristischen  Charakter  betont.  Für  seinen  Me- 
thodenstandpunkt ist  es  ein  überaus  beweiskräftiges  Beispiel! 
Die  Konstruktion  von  Gebühr  und  öffentlicher  Unternehmung  ist 
keine,  die  in  der  Wissenschaft  von  »vornherein«  entstand,  viel- 
mehr von  der  Praxis  apriori  angewendet  wurde.  Die  Kategorien: 
Gebühr  und  öffentliche  Unternehmung  waren  als  Tatsachen  und 
Einrichtungen  vorhanden,  ehe  es  in  der  Theorie  hiefür  feste  Be- 
griffe gab. 

Der  »Geist«  der  Finanzgesetze,  die  ihnen  zugrundeliegenden 
Gedanken  und  Anschauungen,  werden  auch  in  der  übrigen  Finanz- 
wissenschaft viel  zu  selten  und  dort  wieder  zu  nüchtern  charak- 
terisiert.    Es    ist    für    die    unbeschränkten   Monarchien   geradezu 
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charakteristisch,  daß  sie  selbst  in  Zeiten  großer  und  größter  Fi- 
nanznot die  Entgelte  für  wichtige  Amtshandlungen  ihrer  Organe 
niedrig,  fast  geringfügig  festsetzten.  Wie  lehrreich  ist  es,  wenn 
man  wirklich  aus  ersten  Quellen  schöpft,  wie  beispielsweise  Oester- 
reich  1850,  also  nach  inneren  und  äußeren  Wirren,  mit  leeren 
Kassen  für  eine  Amtshandlung  des  Richters  oder  der  Verwaltung 
ein  paar  Kreuzer  fordert,  in  demselben  Gesetze  den  Verkehr 
schon  anständig  steuerlich  anpackt,  wie  dort  in  seinen  größten 
Nöten  der  Tarif  für  Brief-,  Sach-  und  Personenbeförderung  nied- 
rig gestellt  und  niedrig  gehalten  wurde.  Als  die  echte  Gebühr 
und  die  öffentliche  Unternehmung  als  staatswissenschaftliche  Kate- 
gorie in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  begründet  wur- 
den, war  es  nichts  Aprioristisches,  sondern  eine  feine  Abstraktion, 
und  die  Gründe  nicht  etwas  Seinsollendes,  sondern  das  in  der 
lebenden  Finanz  Geltende.  Und  weil  die  ratio  der  Gesetze  so 
natürlich,  klar,  gut  und  richtig  war,  mußte  die  Theorie  ihr  Ge- 
bührenprinzip als  Kostendeckung  formulieren. 

Also  wieder  ein  Fall,  daß  das  Seinsollende  gerade  in  der  Finanz- 
wissenschaft, nicht  dem  Gedankenschwunge  des  gelehrten  Mannes, 
sondern  dem  geltenden  Recht,  dem  bestehenden  zu  verdanken  ist. 
Und  Lotz  hat  von  dem  entgeltlichen  öffentlichen  Rechtsgeschäfte  und 
den  Rechtsinstituten  eine  wenig  klare  Vorstellung,  wenn  er  glaubt, 
man  müsse  alljährlich  untersuchen,  nach  welchem  der  Maßstäbe 
sich  das  Entgelt  zur  Leistung  stelle.  Beurteilt  denn  die  Privat- 
wirtschaft, namentlieh  die  große,  ihre  alten  und  neuen  Geschäfte 
nach  den  Ergebnissen  eines  Jahres?  Das  Rechnungsjahr  ist  ferner 
für  den  öffentlichen  Körper  aus  einer  ganzen  Reihe  von  Gründen 
ein  anders  zu  wertender  Zeitraum  als  bei  der  Privatwirtschaft. 
Das  muß  man  nicht  gelegentlich  einmal  sagen,  um  es  dann  bei 
der  Anwendung  zu  vergessen.  Auf  die  Absicht  des  Gesetz- 
gebers und  der  Willensträger  der  nicht  staatlichen  Körperschaften 
kommt  es  bei  der  Beurteilung  des  Maßprinzipes  an,  nicht  auf 
das  Ergebnis  eines  Jahres,  und  dies  nicht  nur  bei  praktischen 
Erwägungen  und  Wertungen.  Seit  welcher  Zeit  hat  übrigens  die 
Theorie  ein  Interesse  an  solchen  Schwankungen  ?  Nach  meinen 
Beobachtungen  und  Darstellungen  registriert  sie  nicht  einmal  die 
Bewegungen  und  Veränderungen  in  den  Fundamenten.  Wäre  es 
geschehen,  so  hätte  die  Wissenschaft  einen  wirtschaftlich  unbe- 
gründbaren  Zustand  feststellen  müssen,  der  jenen  zugute  kommt, 
die    die    öffentlichen    Dienstleistungen    in  Anspruch    nehmen,    zu 
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einem  großen  Teile  auf  Kosten  der  Steuerträger,  ein  echter  Fall 
für  die  Lehre  vom  Fiskus  als  Wohltäter. 

Der  dritte  Grund,  den  Lotz  bringt,  gehört  dem  Lieblingsleit- 
motive des  Buches  an,  das  vom  Anfang  an  den  Leser  begleitet. 
Schon  in  der  Literaturübersicht  werden  die  paar  Arbeiten,  die 
die  exakt  berechneten  Belastungs-  und  Ueberwälzungsvorgänge 
festzustellen  versuchen,  als  die  wertvollen  und  wahrheitbringenden 
der  Wissenschaft  hingestellt.  In  vielen  Abschnitten  kommt  das 
große  Frage-  und  Sorgenmotiv  immer  wieder,  wen  eigentlich  die 
Zahlungen  an  die  öffentlichen  Körperschaften  treffen.  In  der 
Regel  hören  wir  dann  die  Antwort :  Das  ist  noch  nicht  unter- 
sucht, das  nicht  festgestellt,  das  wissen  wir  vorläufig  nicht,  es 
wäre  sehr  verdienstvoll,  wenn  es  gesucht  und  gefunden  würde. 
Wer  es  mir  nicht  glaubt,  dem  sagt  es  Neumann  sehr  deutlich 
und  bestimmt:  »Darüber  ist  ja  alle  Welt  einig,  daß  es  bei  den 
meisten  Steuern  überhaupt  nicht  ersichtlich  ist,  wer  sie  im  Grunde 
trägt«  v).  Stein  bezeichnet  die  Lehre  von  der  sogenannten  Ueber- 
wälzung  der  Steuern  als  eine  der  wunderlichsten  Begriffsverirr- 
ungen, die  es  wohl  je  in  der  Wissenschaft  gegeben  hat 2).  Im 
Texte  lehrt  er  das  >  große  Resultat«  der  üblichen  Ueberwälzungs- 
lehren,  »daß  jede  Steuer  von  jedem  auf  jeden  überwälzt 
wird,  indem  jeder  die  Steuer,  die  er  zahlt,  nur  für  den  anderen, 
der  sein  Produkt  braucht,  auslegt,  um  sie  ihm  in  irgend  einer 
Weise  aufzurechnen,  gerade  so  gewiß,  so  regelmäßig  und  so  or- 
ganisch notwendig,  wie  er  das  bei  dem  Zins  seiner  Kapitalien 
und  dem  Arbeitslohne  tut«  3). 

Der  Schluß,  den  Stein  daraus  zieht,  ist  unfehlbar  richtig : 
»Eine  spezielle  Steuerüberwälzung  gibt  es  daher  nicht;  das,  was 
man  unter  derselben  bisher  verstanden  hat,  ist  nur  die  im  ganz 
einzelnen  Falle  mögliche  spezielle  Verrechnung  der  Steuerüber- 
wälzung. Der  Begriff  der  letzteren  erscheint  abgetan«,  die  anderen 
Fragen  gehören  in  die  kompetente  Nationalökonomie. 

Die  Ueberwälzung,  sagt  Vocke  *),  ist  gar  kein  Gegenstand  der 
Steuerlehre.  »Sie  gehört  rein  wirtschaftlichen  Verhältnissen  an  und 
knüpft  sich  an  die  Gewinnungs-  oder  Betriebskosten.  Hätte  man  die 
Verbrauchsauflage  nicht  als  indirekte  Steuer  angesehen,   so  wäre 

i)  Die  Steuer  und  das  öffentliche  Interesse,  S.  482. 

2)  Finanzwissenschaft,   3.   Aufl.  S.   384,  Anna. 

3)  Ebenda  S.  382;  ebenso  in  der  5.  Aufl.  2.  Teil,   I.  Abt.  S.  555. 

4)  Die   Grundzüge  der  Finanzwissenschaft  S.  210. 
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die  Ueberwälzung  beim  Steuerwesen  nie  zur  Sprache  gekommen.« 
Und  am  Schlüsse  der  Lehre1)  meint  Vocke:  »Bei  der  Steuer  aber 
kann  es  sich  nur  darum  handeln,  die  Verschiebungen  unmöglich 
zu  machen,  und  hiermit,  nicht  mit  jenen  und  ihren  Folgen 
hat  sich  die  Lehre  von  der  Steuer  zu  befassen.«  Von  seinem  Sitt- 
lichkeitsgedanken, unter  dem  Vocke  die  Steuer  überall  anschaut, 
kommt  er  mutig,  wie  die  Ehrlichen  zumeist  sind,  zu  der  Warnung 
vor  der  Rücksichtnahme  auf  die  Steuerüberwälzung.  Weitblickend, 
wie  Vocke  ist,  findet  er  die  Lehre  besonders  gefährlich  für  die 
Praxis;  »denn  sie  dient  der  Reformscheu  zum  Faulkissen  und 
verleitet  zur  Rücksichtslosigkeit   bei  Auferlegung  von  Abgaben.« 

Solche  Wahrheiten,  solche  Aufschlüsse  aus  den  »Zusammen- 
hängen« brauchen  wir!  Nicht  das  theoretische  Gebührenprinzip 
bedarf  der  Revision,  wohl  aber  die  geltenden  Gebührengesetze 
und  deren  Sätze.  Die  Gehälter  und  die  Löhne,  der  ganze  Sach- 
bedarf der  Staaten,  die  Gebäudewerte,  die  Mieten  sind  gestiegen, 
die  Preise  des  Getreides,  der  Kohle,  des  Eisens  sind  in  die  Höhe 
gegangen  und  die  Entgelte  für  die  staatlichen  Dienstleistungen 
sind  in  der  Hauptsache  unverändert  geblieben.  Es  wäre  von 
großem  Interesse  in  der  Literatur  der  Finanzreform  des  Deut- 
schen Reichs  und  der  großen  Bundesstaaten,  festzustellen,  wer 
an  diese  Einnahmequelle  gedacht  hat,  trotzdem  den  großen  Preis- 
und  Kostenveränderungen  die  Gebührensätze  nicht  entsprechend 
gefolgt  sind. 

In  unserer  Schrift  »Oesterreichs  Finanzen  und  der  Krieg« 
haben  wir  den  nicht  leicht  erklärbaren  Stillstand  in  der  Entwick- 
lung der  Gebühren  betont.  Er  hat  vielleicht  nur  eine  gute  Folge, 
daß  in  Zeiten  großer  Finanznot  unerschlossene  Einnahmsquellen 
vorhanden  sind.  Die  Erhöhung  der  Justizgebühren  anläßlich  der 
Zivilprozeßreform  des  Jahres  1898  war  geringfügig.  Die  Erforder- 
nisse der  Justiz  waren  groß;  sie  stiegen  seit  der  Zeit  unaufhörlich 
und  bedeutend  von  56.5  Millionen  des  Jahres  1898  auf  887  des 
Jahres  1908  und  94.7  Millionen  des  Jahres  1913.  Der  mündliche 
Prozeß  ist  in  Oesterreich  eine  teuere  Institution. 

Noch  beweiskräftiger  ist  das  Beispiel  aus  den  Verwaltungs- 
gebühren, das  wir  herausgehoben  haben.  Das  Kollegiengeld 
an  den  österreichischen  Universitäten  ist  durch  eine  Verord- 
nung   aus     dem    Jahre     1850    geregelt.      Die    Vorlesungsstunde 


1)  Ebenda,  S.  212. 
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kostet  für  das  Halbjahr  2.10  Kronen,  in  Preußen  mindestens 
5  Mark.  Dort  wird  diese  Gebühr  den  dürftigen  Hochschülern 
gestundet,  in  Oesterreich  ganz  oder  halb  erlassen.  Nach  der 
letzten  Statistik  für  das  Studienjahr  1908/09  beträgt  das  erlassene 
Vorlesungsgeld  49,5  %  des  gezahlten.  Die  Regelung  nach  preußi- 
schem Muster  hätte  für  das  Jahr  eine  Erhöhung  der  Vorlesungs- 
einnahmen von  1,3  auf  5,3  Millionen  Kronen  erbracht.  Auch 
dies  hätte  dem  Grundsatze  der  Kostendeckung  nicht  genügt;  es 
blieben  etwa  noch  zwei  Drittel  der  Kosten  aus  anderen  Mitteln 
zu  decken. 

Selbstverständlich  betonen  wir  auch  dort,  daß  Billigkeit 
der  Rechtspflege  und  des  Unterrichtes  das  zu  erstrebende 
Ziel  sind,  daß  jedoch  die  NichtVerwendung  des  richtigen  Maß- 
stabes, das  Zurückbleiben  der  Gebühren  hinter  den  Kosten  zu- 
gunsten der  die  Staatseinrichtungen  in  Anspruch  nehmenden  und 
zu  Lasten  der  daran  unbeteiligten  Bevölkerung  erfolgt,  der  Aus- 
gleich also  durch  Steuerzahlungen  geschieht.  Die  Zustimmung  zu 
diesem  Vorschlage  war  eine  allgemeine. 

Wie  es  in  der  neuen  Finanzwissenschaft  schon  geht,  Vogel  fand 
den  Vorschlag  »sehr  bedenklich«.  Und  die  Begründung?  »DieRechts- 
pflege  zu  verteuern,  scheint  mir  kein  glücklicher  Gedanke,  zumal 
hier  das  Prinzip  der  Kostendeckung  keinesfalls  in  Betracht  kommen 
kann!«  Jetzt  wissen  wir,  wie  es  um  die  Frage  steht.  Wenn  das 
Gebührenprinzip  nicht  gilt,  so  müßten  wir  mit  Tauschwert  rechnen. 
Partei  und  Richter  stehen  sich  als  Marktparteien  gegenüber, 
schließen  einen  Tausch  und  die  Gebühr  ist  der  Preis  I  Launisch, 
wie  schon  das  Recht  ist,  hat  die  kaiserliche  Verordnung  vom 
15.  September  191 5,  R.  279  die  Gebühren  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren und  in  und  außer  Streitsachen,  im  Exekutions-,  Konkurs- 
und Ausgleichsverfahren  neu  geregelt,  wegen  der  Kriegsaus- 
gaben beträchtlich  erhöht  und  im  Strafverfahren  auf  Grund  von 
Privatanklagen  neue  Gebühren  geschaffen.  So  würden  die  um 
ihre  Ehre  so  zahlreich  streitenden  Galizianer  —  es  handelt  sich 
um  einige  Hunderttausende  Ehrenbeleidigungsprozesse  —  für  das 
eine  große  Zahl  der  Richter  beschäftigende  Gezanke  dem  Staate 
etwas  vergüten. 

Auf  die  erhöhten  Gebühren  in  der  Verwaltung  und  auf 
die  sach-  und  zeitgemäße  Einrichtung  eines  organischen  Systems 
in  dieser  Gruppe  werden  wir  noch  weiter  warten  müssen. 
Warum  Oesterreich  bei  der  Erhöhung  der  Gerichtsgebühren  nicht 
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gleich  die  Verwaltungsgebühren  revidiert  und  erhöht  hat?  Die 
Dinge  sind  nicht  so  einfach,  wie  sie  Lotz  sich  vorstellt.  Vor 
allem  deshalb,  weil  die  Gebühren  für  die  Justiz-  und  Verwaltungs- 
amtshandlungen selten  unmittelbar,  häufiger  in  Stempelform  er- 
hoben werden.  Ohne  weitläufige  Erhebungen  und  Rechnungen 
wissen  wir  ja  nicht,  was  die  Gebühren  in  der  Verwaltung  tragen 
und  wieviel  davon  auf  die  einzelnen  Zweige  der  Verwaltung 
kommt,  von  denen  wir  am  Jahreschluß  ohne  viele  Untersuchung 
nicht  einmal  wissen,  was  sie  ungefähr  den  Staat  kosten. 

Und  wie  stellen  wir  uns  so  beiläufig  die  Untersuchungen 
vor,  die  Lotz  fordert  und  die  jemand  alljährlich  darüber  machen 
soll,  wer  nach  der  Frage  das  spezielle  Entgelt  wirklich  trägt. 
Den  Kreislauf  der  Grundsteuer  kennen  wir,  wie  zum  Schlüsse  der 
Bauer  in  dem  Preise  für  seinen  Rock  und  seine  Stiefel  ein  Stück 
der  Steuer  nochmals  zahlt.  Aber  bei  den  Gebühren,  der  Post, 
der  Eisenbahn  gehen  die  Entgelte  noch  mehr  ins  Individuelle  und 
Persönliche.  Treffend  hebt  Wieser1)  es  hervor.  Der  Staat  voll- 
zieht seine  Leistungen  in  diesen  Fällen  für  die  einzelnen  Personen 
getrennt,  ganz  oder  ähnlich,  wie  im  privaten  Tauschgeschäft; 
die  staatlichen  Ausgaben  hierfür  sind  *  ihm  die  persönlich 
unterscheidbaren,  denen  die  andere  große  Gruppe  der  ununter- 
scheidbar  gemachten  Kollektivausgaben  gegenübersteht.  Welcher 
Unterschied  bei  den  Justizgebühren,  die  der  Kaufmann  zahlt  für 
die  Klagen-  und  Exekutionsgesuche  gegen  seine  säumigen  Kunden 
und  jenen,  die  derselbe  in  einem  Vaterschaftsstreite,  in  einem 
Erbschaftsprozesse  entrichtet,  zwischen  dem  Porto  für  Brief-  und 
Frachtstücke  im  geschäftlichen  Verkehre  und  den  Liebesbriefen 
und  Ansichtskartengrüßen  im  gesellschaftlichen  Leben,  welcher 
Unterschied  bei  der  Eisenbahnfahrkarte,  die  der  Handlungsreisende 
zahlt  und  jener,  die  der  Kranke  für  die  Fahrt  in  das  Bad,  der 
Gelehrte  für  die  Erholungsreise  in  die  Alpen  und  der  Kapitalist 
zu  seiner  Zerstreuung  macht. 

Von  diesen  Postsendungen  bringt  manches  Stück  eine  Welt 
voll  Liebe  und  Freude  vom  allerhöchsten  Werte ;  von  den  Eisen- 
bahnfahrten sind  manche,  denen  die  Wiedererlangung  der  vollen 
Gesundheit,  der  Arbeitsfreudigkeit  zu  verdanken  ist.  Und  jetzt 
untersuche  man  nur  nach  der  Idee  von  Lotz,  »ob  der  zunächst 
Belastete  nicht  die  Last  weiter  auf  andere  Personen  wälzt,  bei 
denen  absolut  nicht  zu  erkennen  ist,  ob  sie  irgend  ein  meßbares 
i)  A.  a.  O.  S.  416. 
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Interesse  an  der  speziellen  Gegenleistung  des  öffentlichen  Körpers 
haben«.  Und  weiter:  »Es  ist  zwar  eine  Tatfrage,  die  das  höchste 
Interesse  im  einzelnen  Falle  erregt,  wie  groß  die  Belastung  im 
Verhältnisse  zum  Interesse  des  einzelnen  ist«  ! 

Nicht  der  erstaunte  Leser,  sondern  Lotz  selbst  verlangt  dann : 
»Diese  Tatfrage  muß  aber  in  jedem  einzelnen  Falle  auf  Grund 
von  Forschungen  beantwortet  werden.«  So  die  Methode.  Und 
die  Schlußfolgerung?  Da  die  Tatfrage  »verschieden  bei  formell 
gleichartigen  Einrichtungen  zu  verschiedenen  Zeiten  zu  beant- 
worten ist«,  —  —  eignet  sich  dieser  Gesichtspunkt  nicht  zur 
Grundlage  der  Klassifikation.  Und  da  sehen  wir  infolge  einer 
einfachen  Fragestellung  öffentliche  Unternehmungen  aller  Art  und 
die  Monopole,  die  Früchte  scharfsinnigen  Denkens,  in  dem  großen 
Topfe  der  Erwerbseinkünfte  verschwinden.  Lotz  wird  aber  seiner 
großen  Entdeckung  doch  nicht  so  recht  froh.  Der  Schluß  dieses 
lehrreichen  Kapitels  ist  das  ehrliche  Geständnis,  »daß  hier  keines- 
wegs in  allen  Fällen  in  der  Nutzung  des  öffentlichen  Vermögens 
ein  gewöhnlicher  Geschäftsgewinn  vorliegt,  sondern  daß  die  Mög- 
lichkeit vorliegt,  daß  in  den  Ueberschüssen  noch  etwas  anderes 
steckt.«  Die  Einteilung,  mit  ihr  das  richtige  Maßprinzip,  verschwin- 
det und  dies  zu  einer  Zeit,  da  von  allen  Seiten  der  Ruf  nach 
staatlichen  Unternehmungen  sich  erhebt.  Liberal,  wie  die  Frei- 
handelsschule ist,  gestattet  Lotz  auch  fernerhin  die  Untersuchung 
der  Belastungen  in  den  einzelnen  positiven  Fällen,  »auch  wenn 
nicht  die  Kategorien  der  Einteilung  vom  Standpunkte  der  Gerech- 
tigkeit aufgestellt  sind.« 

Meine  Darstellung  erlaubt  es  mir,  auf  die  weitere  Charak- 
terisierung der  Lotzschen  Untersuchung  und  Methode  zu  ver- 
zichten. Aber  das  Ergebnis  der  neuen  Richtung  ist  geradezu 
typisch  für  alle  Fälle.  Dieses  Anrennen  gegen  die  bisherige 
Forschung,  die  Versuche,  das  bestehende  Lehrgebäude  niederzu- 
reißen, geschieht  mit  ganz  ungenügenden  Mitteln ;  sie  gelingen 
nicht.  Was  uns  dann  aber  dafür  geboten  wird,  das  fällt  einfach 
in  sich  zusammen,  weil  der  Inhalt,  soweit  er  vorhanden  ist,  halt- 
los erscheint.  Diese  Forschung  will  uns  das  Beste  nehmen  und 
setzt  Unbrauchbares  an  die  Stelle,  die  Erwerbseinkünfte  aus  rein 
Tjrivatwirtschaftlichen  und  rein  staatswirtschaftlichen  Betriebs- 
formen bunt  ineinandergewürfelt,  eine  rein  formalistische  Ein- 
teilung der  Steuern  in  veranlagte  und  tarifierte,  etwas  glatt  Zu- 
fälliges   und    Acußerliches  an  Stelle    der  in    die  Sache    und    ins 

Zeitschrift  für  die  ge».  StaaUwinemch.     1930.     1/2  C 
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Leben  gehenden  Scheidung  von  direkten  und  indirekten  Steuern. 
Und  das  Bedauerlichste  an  dem  Abwege,  der  hinunter  statt  hin- 
aufführt :  so  viele  Mühe  und  Aufwand  an  kostbaren  Gütern 
haben  die  Altvorderen  aufgewendet  und  den  Werken  soll  das 
Schicksal  werden  auf  Grund  einer  Erwägung,  eines  einzigen  Ge- 
dankens mit  ein  paar  Zeilen  der  Begründung! 

IV. 

Wir  haben  es  im  Eingange  dieser  Arbeit  dargetan.  Die  groß- 
artige Geistesarbeit  ist  natürlich  nicht  beendet,  sie  ist  auszubauen 
an  vielen  Stellen  im  wirtschaftlichen,  .sozialen,  ethischen  und 
technischen  Teile.  Aber  soweit  wir  mit  unseren  Mitteln  sehen 
und  reichen  können,  die  Fundamente,  die  sitzen  fest.  Und  statt 
auszubauen  im  Oberbau,  dort,  wo  es  fehlt  und  unfertig  ist,  kommt 
Skepsis,  ungenügend  vorbereitet,  technisch  nicht  vorgebildet;  mit 
beschränktem  Blick  sieht  sie  nur  das  Unfertige,  setzt  sich  aufs 
hohe  Roß  und  mißt  und  mäkelt  gerade  an  den  besten  Grund- 
lagen mit  kleinen  und  großen  unrealen  Einwänden,  arbeitet  mit 
einem  Handwerkszeug,  das  aus  allen  anderen  Richtungen  zusam- 
mengetragen wird,  nur  nicht  aus  den  bewährten  Arbeitsstätten, 
nicht  aus  wirklichem  Leben,  nicht  geeignet  für  den  Organismus 
und  die  Zwecke;  die  Kritik  kömmt  aus  ungesunder  Stubenluft, 
die  Zweifel  aus  dem  Gesichtskreis  der  schablonenhaften  Rechen- 
kunst. 

Bei  der  Einteilung  der  Steuern  hat  nach  Lotz  (S.  223) 
Wagner  und  Cohn  die  Steuern  gruppiert  »in  solche  auf  den 
Erwerb,  den  Besitz  und  Gebrauch  bez.  den  Verbrauch  des  Ein- 
kommens und  Vermögens.  Zwei  Beispiele  mögen  die  hiergegen 
sprechenden  Bedenken  illustrieren«.  Die  genannten  Schriftsteller 
rechnen  die  Ertragssteuern  zu  den  Steuern  auf  Erwerb  des  Ein- 
kommens und  zu  diesen  wieder  regelmäßig  die  »Hausertrags- 
steuer«. Es  ist  fraglos,  daß  in  den  Anfängen  einer  solchen  Be- 
steuerung und  auch  später  bei  ungünstiger  Konjunktur  des  Woh- 
nungsmarktes für  die  Vermieter  der  Hausbesitzer  die  Steuer  trägt. 
Es  ist  keine  Frage,  daß  bei  günstiger  Konjunktur,  namentlich  in 
den  großen  Städten  es  dem  Hausbesitz  gelingt,  einen  Teil  der 
Steuer  auf  die  Mieter  überzuwälzen.  Die  Fälle,  in  denen  die 
Steuer  vom  Mieter  ganz  getragen  wird,  werden  vielleicht  nur 
Ausnahmen  sein,  auch  wenn  der  Hausbesitz  seine  günstige  Lage 
brutal  ausnützt.    Schließlich  ist  nach  den  Erfahrungen  des  Krieges 
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gut  denkbar  und  sehr  wünschenswert,  daß  die  Frage  gesetzlich 
geregelt  wird.  Oesterreich  mit  seiner  hohen  Hauszinssteuer  und 
den  rücksichtslosen  kommunalen  Zuschlägen  hat  sich  vor  dem 
Kriege  mit  der  Reformfrage  eingehend  beschäftigt,  weil  der 
Wohnungsaufwand  namentlich  in  den  größeren  Städten  ein  drük- 
kender  ist.  Die  Reform  ist  nicht  zustande  gekommen,  weil  man 
ins  Mietrecht  nicht  radikal  eingreifen  konnte.  Es  ist  richtig  und 
nicht  neu,  daß  in  den  Fällen  der  gelungenen  Ueberwälzung  der 
Mieter  die  Last  ganz  oder  zum  Teile  trägt,  und  daß  dann  die 
Steuer  den  Wohnungsaufwand  trifft  und  als  indirekte  Steuer  zu 
klassifizieren  ist.  Was  folgt  daraus  ?  Doch  nur  das  eine,  daß  die 
Steuer  in  dem  einen  Falle  eine  direkte  und  in  dem  anderen  eine 
indirekte  Steuer  ist. 

Ein  ähnliches  Schulbeispiel  bietet  die  Klassifizierung  der 
Gebäudesteuer  in  Oesterreich  bei  der  am  flachen  Lande  üblichen 
Hausklassensteuer  nach  der  Zahl  der  Wohnräume.  Die  Regel  ist 
die  Nutzung  der  Wohngebäude  durch  den  Eigentümer;  in  dem 
Falle  stehen  wir  nicht  vor  einem  Ertrage,  sondern  wieder  vor 
einer  Wohnungsaufwandsteuer  oder  einer  Art  der  Vermögens- 
steuer. Die  Beispiele  beweisen  nur,  daß  wir  scharf  beobachten 
und  scheiden  müssen.  Sie  beweisen,  wie  die  Kategorie  der  direkt 
und  indirekt  erhobenen  indirekten  Steuern,  nur  den  Formen- 
reichtum in  der  Besteuerung.  Freut  sich  der  Botaniker  mit  dem 
Reichtum  der  Formen  und  Farben  in  der  Natur,  mit  den  zahl- 
losen Arten  und  Unterarten,  ist  es  ihm  interessante  Arbeit,  neue 
Varietäten  zu  finden,  zu  bestimmen  und  zu  klassifizieren,  das 
Werden  und  die  Regeln  für  die  Spezies  festzulegen,  so  geht  es 
dem  Finanzmann,  wenn  er  den  verschiedenen  Spielarten  des  täg- 
lichen Lebens  auf  Schritt  und  Tritt  begegnet  und  neue  Formen 
und  Standorte  findet  und  die  Zugehörigkeit  zur  Gattung  und  Art 
bestimmen  muß.  Dazu  braucht  es  natürlich  vielerlei.  Beobach- 
tungs-  und  Unterscheidungsvermögen,  Positives  und  Phantasie, 
Liebe  zur  Wissenschaft,  Freude  an  der  Sache.  Wer  in  der  Steuer 
nur  ein  unangenehmes  Opfer  sucht,  wer  sich  sie  nicht  anders 
vorstellen  kann  als  so,  wie  sie  den  Besteuerten  drückt,  wer  voll- 
ständig darauf  vergißt,  daß  die  großen  Fortschritte  unserer  Zeit 
vor  dem  Kriege  in  den  Wissenschaften,  in  der  Technik  aller  Er- 
werbszweige, in  der  allgemeinen  Kultur  und  Wohlfahrt  auf  staat- 
liche Bestrebungen,  Förderungen  und  Einrichtungen  zu  einem 
großen  Teile   zurückzuführen   sind,    die    wiederum   in  der  Haupt- 
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sache  mit  und  durch  Steuern  bewerkstelligt  wurden,  der  besitzt 
nicht  die  Voraussetzungen  zu  einer  objektiven  Erkenntnis  und  zu 
einem  richtigen  Urteile  der  steuerlichen  Dinge,  wie  sie  geworden 
und  wie  sie  sind.  Es  fehlt  nicht  an  Versuchen  in  der  Finanz- 
wissenschaft, die  das  Ganze  unter  moralischer  und  sozialer  Auf- 
fassung angesehen,  untersucht  und  kritisiert  haben.  Man  kann 
sich  auch  heute  noch  vorstellen,  daß  die  staatlichen  Dinge  und 
speziell  die  Finanz  unter  rein  individualistischer  Auffassung  be- 
trachtet und  behandelt  werden.  Sie  wäre  heute  nicht  zeitgemäß; 
das  ist  für  die  wissenschaftliche  Leistung  auch  nicht  notwendig. 
Aber  der  Versuch  müßte  uns  vor  allem  beweisen,  daß  der  bis- 
herige Gang  der  Entwicklung  in  Theorie  und  Praxis  die  Sache, 
das  Materielle  der  Seite  verfehlt  hat.  Lotz  kommt  aber  immer 
wieder  nur  mit  dem  Formalistischen,  mit  Mängeln  der  Methode, 
der  Begriffe  und  Einteilungen,  und  da  wieder  fehlt  ihm  das  Talent 
der  kritischen  Schärfe  und  der  beweisenden  Dialektik.  Wem  es 
Schwierigkeiten  macht,  eine  Anomalie,  meinetwegen  eine  Ab- 
normität in  das  System  einzugliedern,  die  besondere  Art  zu  er- 
kennen und  unterzubringen,  Haupt-  von  Nebensachen,  Wesent- 
liches vom  Unwesentlichen  zu  unterscheiden,  von  dem  darf  es 
uns  nicht  verwundern,  wenn  das  Ergebnis  erst  recht  ein  zweifel- 
volles ist  und  bestenfalls  Negatives  zutage  fördert. 

Hat  da  der  Reichsschatzsekretär  einen  neuen  Terminus  in 
die  Welt  gesetzt,  der  mangels  sachlicher  Kritik  rasch  populär 
geworden  ist.  Lotz  findet  den  Begriff  unbestimmt  und  unbrauch- 
bar. Lotz  ist  da  vollständig  im  Rechte.  Aber  die  Begründung  ? 
>  Die  Umwälzungs Vorgänge  bei  der  1909  eingeführten  Reichs-Talon- 
steuer,  die  als  Besitzsteuer  verteidigt  wurde,  lassen  die  Unbrauch- 
barkeit  des  Begriffs  Besitzsteuer  genügsam  erkennen.«  Das  ist 
das  zweite  Beispiel  gegen  die  vorgeschlagene  Gruppierung  der 
Steuern  und  die  ganze  Begründung! 

Cokn,  der  ein  paar  Zeilen  vorher  der  Unvorsichtigkeit  be- 
schuldigt wird,  weil  er  die  Gebäudesteuern  unter  die  Ertrags- 
steuern rechnet,  während  an  der  Kritik  und  an  dem  Bedenken 
das  eine,  und  gar  nicht  Neue  richtig  ist,  daß  eine  Art  der 
Steuergattung  unter  gewissen  Voraussetzungen  sich  in  eine  Auf- 
wandsteuer umwandelt ;  dieser  vernünftige  Mann  hält  dem  Reichs- 
schatzsekretär und  vielen,  die  es  nicht  wissen,  eine  gute  Vor- 
lesung über  das  Wesen  und  die  Klassifikation  der  Steuern.  Er 
hat    seine  Pflicht   getan,    den   Irrtum    aufgeklärt    und    damit    die 
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Sache  erledigt.  Bei  Lotz  führen  die  beiden  Beispiele  zur  Zerstö- 
rung der  Kategorien  direkt  und  indirekt. 

Aber  das  genügt  nicht.  Lotz  meint  noch  auf  derselben  Seite 
(223),  daß  auch  Gebühren  und  Beiträge  weiterwälzbar  sind. 

Lotz  und  wir  haben  uns  mit  diesem  Punkte  bereits  bei  dem 
Kapitel  »Unterarten  der  ordentlichen  Einnahmen«  beschäftigt, 
Hier,  bei  der  Einteilung  der  Steuern,  wird  uns  ein  neues  Beispiel 
vorgesetzt.  >Wenn  eine  Baugesellschaft  die  vom  Hausbesitz  zu 
leistenden  Beiträge  und  Gebühren  als  Spesenelemente  in  dem  zu 
erzielenden  Mietvertrag  erfolgreich  kalkuliert,  trägt  schließlich 
nicht  der  speziell  interessierte  Hausbesitzer,  sondern  der  Mieter 
die  Last.«  Fügen  wir  hier  gleich  Lotz1  Folgerung  bei:  »Es  ist 
dann  aber  nicht  zulässig,  in  der  Systematik  ein  heimliches  Wert- 
urteil (!)  über  die  Gerechtigkeit  der  hier  vorliegenden  Belastungen, 
das  die  Ueberwälzungstatsachen  ignoriert,  auszusprechen.  Die 
Folge  muß  (!)  sein,  die  Gebühren  und  die  Beiträge,  letztere  so- 
weit sie  nicht  einmalige  Leistungen  und  daher  außerordentliche 
öffentliche  Einnahmen  sind,  zu  den  Steuern  zu  rechnen  und  die 
Scheidung  in  Steuern  im  weiteren  und  engeren  Sinne  des  Wortes 
preiszugeben.«  Also  auch  die  Gebühren  müssen  sterben,  »sind 
noch  so  jung«.  Ein  Beispiel,  ein  paar  Zeilen  Begründung  und  das 
Urteil  ist  fertig.  Tatbestand  und  Gründe  sind  grundfalsch,  der 
Schluß  leichtfertig. 

Wenn  es  sich  um  echte  Gebühren  handelt,  so  sind  sie 
nicht  groß  und  dürfen  nicht  hoch  sein.  Das  lehrt  das  positive 
Recht  überall,  in  Deutschland  und  in  Oesterreich.  Die  Kosten 
der  Baupolizei  dürfen  als  Entgelte  für  die  Tätigkeit  der  öffent- 
lichen Bauorgane  nicht  hohe  sein,  weil  die  Amtshandlungen 
der  Verwaltung  wesentlich  aus  öffentlichen  Rücksichten  im 
Interesse  der  Allgemeinheit  gesetzt  sind  und  kein  modernes 
Gemeinwesen  die  Baupolizei  aus  Erwerbsabsicht  treibt  und  ge- 
trieben hat.  Bei  einer  großen  Baugesellschaft  könnten  diese 
Kosten  summiert  einen  größeren  Posten  bilden,  lange  nicht  so 
groß,  wie  die  Advokatenspesen  und  anderes ;  sie  verteilen  sich 
auf  das  ganze  Terrain  und  werden  dann  Teilchen,  die  der  Rede 
und  der  Aufbauschung  zu  einem  »Falle«  nicht  wert  sind.  Sind 
es  aber  nur  dem  Namen  nach  Gebühren,  benützt  der  Staat  oder 
die  Gemeinde  den  Anlaß  der  Amtshandlung,  um  Steuern  aus 
wirtschaftlichen  Gründen  in  steuerwirtschaftlicher  Erkenntnis  der 
mitkonkurrierenden  Tatsachen    zu  erzielen,    dann   stehen   wir  vor 
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Steuern,  die  steuererzeugend  auch  gleichartig  wirken.  Es  sind 
Verkehrssteuern  und  wir  stehen  vor  dem  bekannten  Schulfall  der 
Ueberwälzung  der  Verkehrssteuern,  den  wir  oben  charakterisiert 
haben. 

Das  ganze  Ach  und  Weh,  das  nach*  Lotz'  Meinung  sich  aus 
der  Theorie  der  »gesamten  Besteuerungc  (S.  223)  ergibt,  ist  auf 
einen  Punkt  zurückzuführen,  auf  das  Unterscheidungsmerkmal, 
das  nicht  ist  und  nicht  sein  soll,  »wen  die  einzelnen  Abgaben 
treffen  oder  treffen  sollen«.  Alle  Zweifel  schwinden,  alle  Be- 
denken fallen  weg,  wenn  nur  ein  rein  »äußerliches  administrativ- 
technisches Unterscheidungsmoment«  aufgestellt  wird.»  Mit  dieser 
Einteilung  und  ihrem  Grunde  haben  wir  uns  noch  zu  beschäf- 
tigen. Warum  das  sachliche  Unterscheidungsmerkmal  zu  ver- 
werfen" ist,  dafür  haben  wir  die  Argumentation  von  Lotz  und  die 
Beispiele,  die  den  Beweis  erbringen  sollen,  vorgeführt.  Diese 
Beispiele  und  mit  ihnen  die  Beweisführung  sind  die  schlimmsten 
Schwächen  des  Buches;  sie  haben  nur  den  Verfasser  in  die  Irre 
geführt,  sie  können  auch  den  mutigsten  Verneiner  der  herrschen- 
den Lehre  nicht  überzeugen  und  nur  irreleiten.  Das  Prinzipielle  aus- 
schalten und  das  »Administrativ-Technische«  an  die  Stelle  setzen, 
das  verlangt  mehr  als  eine  Negierung  des  Abstrakten  und  ein 
oberflächliches  Hineingreifen  in  das  Praktische,  mit  dem  sich  die 
Finanzwissenschaft  bisher  weit  weniger  befaßt  hat  als  mit  der 
Steuertheorie,  mit  dem  daher  die  Wissenschaft,  und  da  besonders 
Lotz^  viel  weniger  vertraut  ist,  als  es  das  Theoretische  fordert. 
Administrativ-technisch  ist  es  wohl,  daß  Frankreich,  teilweise 
auch  Italien,  die  Entscheidung  über  die  Anwendung  der  Gesetze 
über  die  direkten  Steuern  den  Gerichten  nicht  einräumt,  wohl 
aber  den  Rechtsweg  bei  den  indirekten  zuläßt,  daß  Preußen  1897 
ein  besonderes  Verwaltungsstrafgesetz  für  Zölle  und  indirekte 
Abgaben  schafft,  ähnlich  wie  Oesterreich,  das  in  seiner  großen 
Kodifikation  von  1835  nur  das  strafbare  Unrecht  der  indirekten 
Steuern  der  Verwaltungsstrafgerichtsbarkeit  übertragen,  für  diese 
einen  eigenen  vollständigen  Prozeß  geschaffen,  die  Uebertretung 
der  direkten  Steuern  jedoch  den  gewöhnlichen  Administrativbe- 
hörden nach  ihrem  eigenen  Verfahren  belassen  hat.  Fünfzehn  Jahre 
später  hat  die  Gesetzgebung  das  ganz  eigenartige  Gebührenun- 
recht und  das  Strafrecht  der  in  Stempelform  erhobenen  Ver- 
kehrssteuern aus  rein  technischen  Gründen  aus  diesem  Strafbe- 
reich entfernt.     Die  Zahl  der  Straftaten  wurde  zu  groß. 
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Das  Uebel,  das  nach  dem  Gebührengesetz  von  1850  denUeber- 
treter  der  Norm  zu  treffen  hat  und  in  einem  Vielfachen  der  betreffen- 
den Gebühr  besteht,  nannten  die  gesetzlichen  Regeln  Gebührener- 
höhungen ;  die  Praxis  hat  dann  daraus  ein  besonderes  Rechts- 
institut ausgebildet  und  man  streitet  noch  heute,  ob  diese  Ge- 
bührenerhöhungen Strafen  oder  Teile  der  Gebühr  sind.  Den 
Streit  hat  wesentlich  praktisches  Interesse  hervorgerufen ;  der 
Fiskus  behauptet,  daß  die  Erhöhungen  keine  Strafe  sind  und  ver- 
langt daher  im  Konkurse  die  privilegierte  Stellung  der  Abgaben, 
die  bei  den  Strafen  nicht  nur  nicht  besteht,  sondern  die  Straf- 
gelder gehen  allen  anderen  Gläubigern  nach.  Die  Technik  beein- 
flußt das  Gesetz,  das  natürlich  nicht  nur  Recht  schafft,  sondern 
Streit  und  Unrecht  im  Gefolge  führt,  naturgemäß  in  der  Praxis 
und  Theorie.  Naive  Gemüter  können  glauben,  daß  ein  Streit 
nicht  aufkommen  kann,  wenn  das  Gesetz  oder  die  Verwaltung 
den  Begriff  und  die  Unterscheidung  von  direkten  und  indirekten 
Steuern  aufstellt.  Oesterreich  hat  die  Steuerverwaltung  kausal 
geordnet,  und  zwar  in  allen  Instanzen;  in  der  ersten  sind  es  so- 
gar getrennte  Aemter,  in  der  oberen  besondere  Abteilungen. 
Trotzdem  weiter  das  Staatshaushaltgesetz  und  die  Staatsrech- 
nungen nach  den  beiden  Gruppen  von  Steuern  scheiden,  streiten 
Theorie  und  Praxis,  ob  die  Bergwerksabgaben,  die  Militärtaxe 
und  die  Schanksteuer  zu  den  direkten  oder  indirekten  Steuern 
gehören. 

Und  der  Streit  ist  so  wenig  ein  klärender  und  die  Sache 
erledigender,  daß  Robert  Meyer,  der  Finanzpolitiker  und  Verfasser 
des  bekannten  Buches:  »Die  Prinzipien  der  gerechten  Besteuerung 
in  der  neueren  Finanzwissenschaft«,  in  seinem  vorzüglichen  Ar- 
tikel des  Oesterreichischen  Staatswörterbuches1)  » Abgaben«  die 
Schanksteuer  als  systematisch  den  indirekten  Steuern  anzureihende 
bezeichnet,  und  zwar  auf  Grund  ihrer  Stellung  im  Budget  und 
der  Judikatur  des  Verwaltungsgerichtshofes,  der  Spezialartikel 
desselben  Werkes  »Schanksteuer«  und  auch  Myrbqch2)  sie  meines 
Erachtens  richtig  als  Spezialgewerbesteuer  zu  den  direkten  rech- 
nen, und  zwar  der  erstere  wiederum  im  Grunde  anderer  Ent- 
scheidungen desselben  Gerichtshofes. 

Man    streitet    über    die    Zugehörigkeit    der    »Zölle«    zu    den 


1)  2.  Aufl.  1905,  i.  Bd.,  S.  9. 

2)  Grundriß  des  Kinamrechts  2.  Aufl.,    1916,  S.  66  ff. 
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indirekten  Steuern  oder  zu  einer  besonderen  Kategorie  und 
über  manches  andere.  Daß  die  Dinge  nicht  einfacher  werden, 
wenn  noch  oder  hauptsächlich  das  Administrativ-Technische 
dazu  kommt,  sehen  wir  aus  der  juristisch  und  finanzwissen- 
schaftlich  verfehlten  Begründung  Myrbachst  Ihm  ist  die  Militär- 
taxe1) keine  Abgabe,  weil  sie  nicht  dem  Staatsschatze,  son- 
dern »einem  eigenen  Fond«-  zufließt,  während  richtig  dieser 
Fond  nur  einem  besonderen  Zwecke  des  Staates  dient,  also 
ein  staatliches  Vermögen  ist,  das  nur  für  eine  spezielle  staat- 
liche Aufgabe  verwendet  werden  darf.  Der  Fond  ist  staatliches 
Zweckvermögen,  und  die  Militärtaxe  einfach  eine  interessante 
Art  der  Zwecksteuern  direkter  Natur.  Die  Bergwerksabgabe 
rechnet  Myrbach  richtig  zu  den  öffentlichen  Abgaben,  die  jedoch 
dem  Finanzwesen  nicht  zuzurechnen  sind,  »weil  sie  einem  be- 
sonderen Ressort  angehören  und  durch  das  Bergrecht  geregelt 
sind«.  Die  gleichen  Einwendungen  gelten  vielfach  im  Gebühren- 
wesen ;  die  spezielle  Verwaltung  ist  mit  Einzelaufgaben  der  Ein- 
nahmswirtschaft betraut,  beispielsweise  bei  den  Patenten  zum 
Schutze  von  Erfindungen  und  doch  handelt  Myrbach  von  ihnen 
im  Finanzrechte  und  rechnet  sie  zu  den  Taxen. 

Wir  können  also  die  Schlußfolgerung  von  Lotz  nicht  anders 
als  unrichtig  bezeichnen,  der  Satz  müßte  den  Tatsachen  ent- 
sprechend so  lauten:  »Ueberblickt  man  die  gesamte  Besteuerung 
und  sucht  man  nach  einem  Unterscheidungsmerkmal,  das  nicht 
etwa  darin  gelegen  ist,  wen  die  einzelnen  Abgaben  treffen  oder 
treffen  sollen,  so  bleibt  nur  ein  äußerliches  administrativ-tech- 
nisches Unterscheidungsmoment«,  das  aber  ebensowenig  allge- 
mein hilft  und  in  allen  Fällen  helfen  und  befriedigen  kann,  wie 
die  bisherigen  in  der  Finanzwissenschaft  aufgestellten  Unterschei- 
dungsmerkmale. Das  lehrt  das  geltende  Recht.  Robert  Meyer 
kommt  zur  Wahrheit  aus  der  Sache,  wenn  er  im  Anschluß  an 
die  Kontroversen  der  Finanzwissenschaft  zu  dem  Urteile  gelangt : 
»Will  man  der% Einteilung  auch  noch  eine  verwaltungsrechtliche 
Bedeutung  geben,  so  wird  hiermit  noch  ein  neues  Moment  der 
Verwicklung  hineingetragen«.  Also,  mit  dem  Einteilungsgrunde, 
der  aus  dem  Administrativ-Technischen  geholt  wird,  ist  wieder 
nicht  geholfen.  Es  bleiben  naturgemäß  auch  da  gewisse  Arten 
übrig,  die  durch  die  Merkmale  der  Gattung  nicht  begrenzt  wer- 
den.   Ob  finanzwissenschaftlich  oder  finanzrechtlich  geforscht  und 

l)  A.  a.   O. 
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untersucht  wird,  immer  kommen  wir  zu  kleinen  Teilen  und  Erschei- 
nungen, die  die  erschöpfende  Einteilung,  namentlich  bei 
Neubildungen,  ausschließen.  Diese  Ausnahmsfälle  müssen  unter- 
gebracht werden,  so  gut  es  geht,  nach  einer  scharfen  Analyse  so 
richtig  als  möglich.  Schließlich  erscheint  so  eine  Spezies,  die  sich 
in  die  große  Einteilung  nicht  hineinbringen  läßt,  für  die  Haupt- 
sache, um  die  es  immer  geht,  für  die  richtige  Erkenntnis  kein 
Unglück  und  keine  Gefahr.  Im  Gegenteil,  es  wird  der  Wissen- 
schaft möglich,  mit  der  Ausnahme  die  Regel  fester  zu  ergründen. 

Mit  so  einem  Anhang,  wie  im  französischen  Budget  die  Taxes 
assimilees  aux  contributions  directes,  wird  man  auch  in  der  Theo- 
rie erreichen,  daß  das  Ganze  restlos  vorgeführt  wird  nach  logisch 
sachlicher  Einteilung,  die  dem  Wesen  und  der  Natur  des  Ganzen 
entnommen  wird  und  die  Hauptsachen  erschöpft.  Die  Unmög- 
lichkeit, dies  anders  zu  gestalten,  darin  liegt  der  große  Fehler 
der  kritischen  Forschungen  Neumanns.  Alle  Verbesserung  in  das 
schärfer,  in  das  besser  Auseinanderhalten  und  Erkennen  bleibt 
vorbehalten  und  erwünscht.  Lotz  bestimmt  Sinn  und  Wert  seiner 
Einteilung  in  veranlagte  und  tarifierte  Steuern  oder,  anders  aus- 
gedrückt, in  Schätzungen  und  Steuern  auf  Handlungen  oder  Ge- 
legenheitssteuern, indem  er  wörtlich  sagt :  Im  wesentlichen  fallen 
in  das  Gebiet  der  veranlagten  Steuern  alle  die  Steuern,  die  man  bis- 
her als  direkte,  in  das  Gebiet  der  Gelegenheitssteuern  jene,  die  man 
bisher  als  indirekte  Steuern  zu  bezeichnen  pflegte.  Der  Fort- 
schritt wäre  nicht  groß ;  >nur  daß  dann  konsequenterweise  die 
Gebühren  als  Gelegenheitssteuern,  die  wiederkehrenden  Beiträge 
als  veranlagte  Steuern  zu  rubrizieren  sind«  und  noch  imposanter: 
>Die  viel  umstrittene  Erbschaftssteuer,  die  vom  Standpunkte  der 
Ueberwälzbarkeit  meist  zu  den  direkten  Steuern  gerechnet  wurde, 
ist  jedenfalls  (!)  eine  Steuer,  die  nicht  nach  Heberollen,  sondern 
nach  einem  Tarife  bei  bestimmten  Gelegenheiten,  nämlich  beim 
Erwerbe  von  Todes  wegen  fällig  wird«  und  der  bereits  erwähnte 
Fall  der  Mietsteuer  ist  eine  veranlagte  Steuer.  Die  Lösung  ist 
nur  »etwas  zweifelhaft«  — je  nach  der  Steuertechnik—  bei  »einer« 
Steuer,   »bei  der  Hundeabgabe«. 

Ehe  wir  an  die  Prüfung  der  Richtigkeit  und  Stichhaltigkeit  der 
Einteilung  schreiten,  müssen  wir  prüfen,  ob  der  Gedanke  Lotz  direkt 
zuzurechnen  ist.  Bei  der  Aufstellung  des  Administrativ-Technischen 
als  Unterscheidungsmoment  beruft  sich  Lotz  (S.  224)  auf  Neumann, 
die  französische  Finanzwissenschaft  und  auf  das  Urteil  »mitEinschrän- 
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klingen c  von  Adolf  Wagner.  Uns  war  der  Einleitungsgrund  und 
namentlich  die  Gruppe  der  »Steuern  von  Handlungen«  in  Erinnerung, 
die  in  diesem  Kapitel  der  Dogmengeschichte  mit  dem  Namen 
y.  G.  Hoffmann  verknüpft  wird.  Von  diesem  und  von  dessen 
»Lehre  von  den  Steuern«  finden  wir  in  der  Klassifikationslehre 
die  Einteilung  der  Steuern  vom  Besitze  und  von  Handlungen. 
Sie  hat  einen  Achtungserfolg  zu  verzeichnen;  sie  wird  häufig  in 
den  Lehrbüchern  erwähnt  und  ist  bei  aller  Anerkennung  des 
Werkes  selbst,  aus  dem  sie  stammt,  abgelehnt  worden.  Aber  das 
Interessantere  an  dieser  Tatsache  ist  dies :  Hoffmann  kommt  zu 
ihr  von  dem  gleichen  unrichtigen  Ausgangspunkte,  wie  Lotz. 
Hoffmann  gibt  dem  Gedanken  öfters  Ausdruck,  daß  man  näm- 
lich zwar  leicht  bestimmen  könne,  wer  die  Steuern  »entrichten 
solle«,  aber  nicht,  wer  sie  »tragen  müsse«  (S.  57,  61).  In  einem 
anderen  Zusammenhange,  in  der  Frage  nach  der  Steuerfähigkeit, 
hat  dann  Neumann  in  der  hervorragenden  Arbeit  »Die  Steuer 
nach  der  Steuerfähigkeit«1)  dargelegt,  daß  die  Untersuchung  ab- 
strakter Fragen  nicht  Hoffmanns  Streben  war  und  er  von  ein- 
gehenden prinzipiellen  Untersuchungen  wegen  seines  Glaubens  in 
der  Ueberwälzungsfrage  zurückgehalten  wurde,  also  genau  der 
neue  Fall  Lotz.  Diese  Meinung  Hoffmanns,  hat  Röscher  in  seiner 
Geschichte  der  National-Oekonomik  ganz  bestimmt  abgelehnt.  » Von 
der  Abwälzung  der  Steuer  —  heißt  es  dort  S.  741  —  hat  Hoff- 
mann »ebenso  übertriebene  wie  unklare  Vorstellungen.  Er  kann 
sie  auf  keine  andern  Regeln  zurückführen  als  darauf,  daß  sich  in 
jedem  Volk  eine  Meinung  bildet,  welcherlei  Anspruch  auf  Lebens- 
unterhalt und  Genuß  jeder  Klasse  gebühre So  ungenau  dies 

ist,  so  gilt  es  doch  bei  Hoffmann  als  ein  unwiderstehliches  Hin- 
dernis jedes  planmäßig  guten  Steuerwesens«  und,  wie  Neumann 
gezeigt  hat,  der  prinzipiellen  Untersuchung  der  theoretischen  Fragen. 
So  wie  Hoffmann  beseelt  Lotz  die  Frage  zu  oberst,  wen 
die  Steuer  schließlich  trifft;  alles  andere  muß  vor  dieser  zurück- 
treten, selbst  wenn  etwas  so  Inhaltloses  und  Blulteres  an  die  Stelle 
des  Geltenden  treten  soll,  wie  die  Hoffmannsche  Einteilung  der 
Steuern  in  der  Ausgabe  von  Lotz.  Dabei  können  wir  für  den 
Irrgang  Hoffmanns  auch  noch  die  tatsächlichen  Verhältnisse 
im  Steuerwesen  jener  Zeit  entschuldigend  anführen.  Er  war  der 
große    überzeugte  Gegner    der  Einkommensteuer   und  der  eifrige 

1)  Jahrbücher  f.  Nationalökonomie  und  Statistik  N.  F.  2.  Bd.,   1881.  S.  462, 
wo  die  übrige  Literatur  vorgeführt  wird. 
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Verehrer  und  Schöpfer  der  preußischen  Klassensteuer.  Zwar  be- 
kannte auch  er  sich,  wie  Neumann  nachzuweisen  versucht,  zur 
Leistungsfähigkeit,  doch  nur,  wie  ich  meine,  zu  der,  die  man 
real  greifen  kann,  also  der  nach  äußeren  Merkmalen,  nach  so- 
zialen Unterschieden  in  Stadt  und  Land  usw.  In  dieser  Zeit 
waren  die  Steuer  und  namentlich  die  Gemeindeabgaben  so  ge- 
ring, daß,  wie  Neumann  sagt,  bei  den  kleinen  Steuern  das 
Prinzipielle  eher  in  den  Hintergrund  treten  konnte. 

Ich  meine,  daß  nicht  nur  dies,  vielmehr  das  ganze  Tatsachen- 
material der  Gegenwart  ein  ganz  anderes  geworden  ist  als  1840. 
Und  die  spezielle  Frage  der  Ueberwälzung,  die  Kaizl  dogmenge- 
schichtlich so  gründlich  und  scharfsinnig  untersucht  hat,  bekommt  ein 
anderes  Bild,  wenn  man  sie  »im  Lichte  der  Einkommenbesteuerung« 
ansieht,  wie  es  Kaizh  Untersuchung:  Die  Lehre  von  der  Ueber- 
wälzung der  Steuern1)  getan  hat.  Sie  steht  unter  dem  Einflüsse 
der  Sc  km  oller  sehen  Jugendarbeit,  offenbar  auch  unter  dem  per- 
sönlichen des  Lehrers  Schmoller,  dem  sie  auch  zugeeignet  ist.  Es 
ist  nicht  so  sehr  »von  hohem  Interesse«,  daß  Malchus  und  Hoff 
viann  in  dieser  Lehre  auf  demselben  Standpunkt  stehen ;  auf  dem 
Boden  eines  Ertragssteuersystems  kann  man  die  Frage  schwer 
anders  sehen  und  anders  beantworten,  als  es  die  beiden  getan 
haben.  Nach  ihrer  Meinung  gelingt  es  der  Staatsverwaltung  nie, 
die  Steuer  auf  die  Dauer  gleichmäßig  zu  verteilen;  der  Verkehr 
spielt  bei  der  endgültigen  Verteilung  der  Steuerlast  die  große 
1  Rolle  und  bewirkt  schließlich  —  wenn  auch  unkontrollierbar  — , 
daß  sich  die  Last  gleichmäßig  auf  das  ganze  Volkseinkommen 
verteile.  Daher  die  Lehre  von  der  Güte  jeder  alten  Steuer  und 
des  Werturteils  über  den  Grundsteuerkataster,  der  trotz  aller  Irr- 
tümer besser  ist  als  Willkür.  Es  liege  doch  tief  in  der  Natur 
des  Menschen,  daß  er  sich  williger  dem  Irrtum  unterwirft,  als 
der  Willkür.  Zum  Schlüsse  kommt  auch  Kaizl  auf  den  wahren 
Grund,  auf  dem  nach  Hoffmanns  Ansicht  die  Verteilung  der 
Steuern  beruht,  zurück;  es  bleibt  nur  die  Möglichkeit,  zur  Ent- 
richtung der  Steuern  »anzuhaltenc .  Und  es  ist  für  Hoff  mann 
nach  Kaizh  Ansicht  »nicht  minder  kennzeichnend  die  Verwerfung 
der  herrschenden  Einteilung  der  Steuern  in  direkte  und  indirekte«. 
( )b  zu  jener  Zeit  diese  Einteilung  die  »herrschendec  war,  mag 
dahingestellt  bleiben.  Richtiger  ist  der  Nachdruck  darauf  zu 
gen,  daß  die  deutschen  Schriftsteller  der  früheren  Zeit  der  Ein- 

1)  Duncker  &  Humblot,  1882,  S.  30  ff. 
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teilung  keine  prinzipielle  Bedeutung  beilegen.  Ihnen  war,  wie 
Vocke *)  richtig  betont,  die  Scheidung  nur  die  Bezeichnung  der 
Erhebungsform ;  die  physiologische  und  biologische  Seite  der 
beiden  Steuerarten  war  jener  Zeit  fremd.  In  unserer  Zeit  geht 
wohl  die  herrschende  Meinung  dahin,  daß  das  Wesen  der  Steuern 
in  den  beiden  Gruppen  stark  auseinandergeht,  beide  Arten  ihre 
verschiedene  Aufgabe  und  finanzpolitische  Bestimmung  und  Be- 
deutung besitzen. 

Im  zweiten  Teile  seiner  Finanzwissenschaft,  dessen  Existenz 
Lotz  und  Eheberg  entgangen  ist,  lehnt  Kaizl2)  die  Hof/mannsche 
Einteilung  ab;  ebenso  Vocke3).  Beide  Stimmen  meinen,  sie  gehe 
nur  auf  die  Erhebungsweise  und  treffe  nicht  das  Wesen  der 
Sache.  Vocke  stellt  fest,  daß  in  der  Literatur  die  Einteilang 
Hoffmanns  keine  Bedeutung  und  außer  von  M.  v.  Prittwitz  und 
M.  Wirth  keine  Anhänger  gefunden  hat.  Diese  beiden  gehören 
der  Freihandelsschule  an  und  die  Ausgrabung  der  Definition 
durch  Lotz  beruht  wohl  auf  keinem  Zufall,  sondern  auf  der  wahl- 
verwandtschaftlichen Grundgesinnung.  Das  Interessanteste  an  der 
Frage  und  der  ganzen  Sache  scheint  mir  darin  zu  liegen,  daß 
die  beste  Kritik  der  Einteilung  von  Leroy-Beaulieu  ausgeht,  der 
Lotz  so  sehr  imponiert,  [und  daß  es  eine  Ironie  des  literarischen 
Schicksals  ist,  wenn  Lotz  »die  französische  Finanzwissenschaft« 
geradezu  als  Beweis  für  das  Bedeutsame  der  Einteilung  anführt4). 
Die  direkten  Steuern  im  Sinne  dieser  Einteilung  beziehen  sich 
nach  Leroy-Beaulieuh)  direkt  auf  Personen,  auf  Vermögen  oder 
auf  den  Genuß  von  Gütern;  sie  wenden  sich  an  eine  normale 
und  dauernde  Situation  und  gestatten  Nominativrollen  (Kataster) 
mit  den  Namen  der  steuerpflichtigen  Destinatare.  Die  indirekten 
Steuern  dagegen  werden  bei  Gelegenheit  einer  Handlung,  eines 
Rechtsaktes,  eines  Tausches  erhoben ;  sie  lassen  gegenüber  dem 
Steuerpflichtigen  keine  regelmäßig  und  periodisch  angelegten 
Nominativrollen  zu.  So  lautet  die  administrative  Definition;  ihr 
ist  es  zu  verdanken,  daß  die  Steuer  von  Erbschaften  und  Schen- 
kungen   unter   die   indirekten   Steuern   eingereiht    wird,    weil    sie 


i)  Die  Abgaben,  Auflagen  usw.  S.  2. 

2)  S.  173  ff. 

3)  A.  a.  O.  S.  3  ff 

4)  Darüber  und  die  andere  Literatur:  Neumann,  Die  Steuer  und  das  öffent- 
liche Interesse,  (1887)  S.  430  ff. 

5)  7.  Aufl.  1906  S.  305. 
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bei  Gelegenheit  eines  ausnahmsweisen  Vorfalles  bezogen  wird, 
der  sich  nicht  periodisch  und  in  kurzen  Intervallen  bei  demselben 
Steuerpflichtigen  einstellt.  Diese  administrative  Definition  ist  em- 
pirisch, sie  verwechselt  Sachen,  welche  unterschieden  werden 
müssen;  sie  nimmt  zum  Klassifikationsgrunde  nur  die  akzes- 
sorischen und  keineswegs  die  wesentlichen  (prinzipalen)  Merkmale 
der  Steuer.« 

Vielleicht  sagt  die  Praxis  und  jene  Theorie,  der  das  Formale 
alles  und  namentlich  das  Feststehende  bedeutet,  das  Prinzipale 
sind  die  Scheidungen,  wie  sie  der  Tag  im  Leben  zeigt.  Wäre  es 
nicht  das  einfachste,  zu  sagen:  Direkt  sind  die  Steuern,  die  in 
den  Geschäftskreis  der  Steuerbehörden  für  diese  Steuergruppen 
fallen ;  jede  Geschäftseinteilung  gibt  die  Kompetenz  für  den  eigenen 
Wirkungskreis  und  dort  finden  wir  die  einzelnen,  dahin  gehören- 
den Steuern  aufgezählt.  In  Oesterreich  ging  die  Scheidung  so  weit, 
daß  die  Finanzbeamten,  die  direkte  Steuern  zu  bearbeiten  hatten 
und  kurzweg  » Direktesten «  hießen^  einen  eigenen,  geschlossenen,  die 
von  den  indirekten  einen  anderen  Personalstatus  bildeten.  Frei- 
lich bewirkte  der  doppelte  Status,  daß  bald  die  einen,  bald  die 
anderen  rascher  und  sicherer  vorwärtskamen,  gewiß  auch  das, 
daß  die  einen  von  den  anderen  nichts  wußten,  sehr  bald  das  noch 
bösere,  daß  beide  vom  Ganzen  kaum  mehr  etwas  kannten.  Die 
Arbeitsteilung  wird  Selbstzweck,  wird  egoistisch  und  erfinderisch; 
doch  geht  es  nicht,  wie  wir  gesehen  haben,  wenn  die  vielgestal- 
tigen Fragen  des  Lebens  kommen,  vielleicht  gerade  —  wegen  der 
allzugroßen  Spezialisierung. 

Fast  in  allen  Darstellungen,  auch  bei  Lotz,  finden  wir 
den  Hinweis,  daß  die  indirekten  Steuern  eine  besondere  Ueber- 
wachung  der  Grenzen ,  der  Produktionsstätten  verlangen ,  die 
durch  einen  eigenen  Beamtenkörper  besorgt  wird.  Schauen 
wir  uns  also  die  Einteilung  und  die  Erklärung  bei  Lotz 
etwas  näher  an.  Definitionen  gibt  es  nicht;  zur  scharfen  Gegen- 
übersetzung der  Teile,  in  der  das  Ganze  getrennt  wird,  gehört 
eine  besondere  Gabe,  die  Lotz  vollständig  fehlt.  Nicht  erst  der 
scharfsinnige  würde  teilen,  wenn  er  von  dem  Punkte  aus  trennt : 
veranlagte  und  nicht  veranlagte  Steuern,  je  nachdem,  ob  bei  der 
einzelnen  Steuer  die  Veranlagung,  im  Sinne  des  Einteilungsgrun- 
des, erfolgt  oder  nicht.  Lotz  nennt  die  erste  Gruppe  veranlagte, 
die  zweite  tarifierte,  offenbar,  weil  dieses  Wort  selbst  so  inhalts- 
reich ist  und  gut  klingt.    Veranlagte  Steuern  sind  jene,   »für  deren 
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Erhebung  die  Voraussetzung  ist,  daß  Register,  Listen,  sogenannte 
Heberollen  als  fortlaufende  Verzeichnisse  der  Steuerpflichtigen  mit 
irgendwelchen  Merkmalen  ihrer  Steuerfähigkeit,  angelegt  und 
dauernd  evident  gehalten  werden«.  Und  das  ganze  technische 
Geschäft  wickelt  sich  in  diesen  Fällen  so  weiter:  »auf  Grund 
dieser  Rollen  werden  dann  periodische  Hebungen  vorgenommen, 
ohne  daß  eine  einzelne  Handlung  des  Pflichtigen,  der  einmal  in 
der  Rolle  verzeichnet  steht,  den  Anlaß  seiner  Steuerpflicht  dar- 
stellt«. 

Ist  uns  damit  geholfen,  kommen  wir  auf  dem  Wege  zur 
reinlichen  Scheidung?  Vor  allem  müssen  wir  wieder  feststellen, 
daß  das  ganze  Veranlagungsgeschäft  mit  all  den  formellen  Pflichten 
und  Hilfsmitteln,  das  Rechtliche  und  das  rein  Technische  in  der 
Theorie  seit  Wagner  in  der  Finanz  Wissenschaft  vollständig  ver- 
nachlässigt ist.  Von  den  Registern  und  Listen  wird  im  beson- 
deren Teil  natürlich  gesprochen;  von  einer  Erkenntnis  des  Prin- 
zipiellen sind  wir  weit  entfernt ;  wir  stehen  da  in  vielem  noch  vor 
den  Anfangs-  und  Versuchsstadien.  Die  Wichtigkeit  des  Gebietes 
und  die  Gesetzmäßigkeit,  die  ihm  innewohnt  und  erst  zu  finden 
ist,  kommt  bei  den  Andeutungen  im  folgenden  vielleicht  hervor. 

Register,  Listen  haben  wir  nicht  nur  in  den  direkten  Steuern, 
bei  den  indirekten  Steuern  geradezu  in  Hülle  und  Fülle,  beim  Brannt- 
wein, Zucker  und  bei  den  Verkehrssteuern.  Die  A-  und  B-Register 
im  österreichischen  Gebührenwesen  für  Stempel  einerseits  und  un- 
mittelbare Gebühren  anderseits  sind  zwei  kleine  Reiche  für  sich. 
Unter  diesen  Listen  und  Registern  sind  viele,  die  nur  für  den 
Kassen-  und  Rechnungsdienst  bestimmt  sind.  Die  umfangreichen 
Ausführungs-  oder  Vollzugsverordnungen  trennen  da  nicht  immer 
und  können  es  auch  schwer  tun,  wenn  sie  an  die  Uebersichtlich- 
keit  denken.  In  dem  rein  technischen  Teile,  im  Manipulations- 
dienste, z.  B.  beim  Zoll  und  in  den  Konsumsteuern  gibt  es  Nor- 
men, die  die  Veranlagung  selbst  betreffen,  nicht  den  Hilfsdienst. 
Wir  stehen  also  mit  dem  Einteilungsgrunde  vor  einer  fast  un- 
übersehbaren Menge  solcher  Listen  und  Register  und  das  bedeutet 
schon  für  den  Anfang  der  Untersuchung  eine  große  Schwierigkeit. 
Lotz  gibt  uns  drei  Merkmale  der  Register  und  Listen,  die  näher 
und  bestimmter  charakterisieren  sollen.  Die  Listen  und  Register 
sind  i .  fortlaufende  Verzeichnisse  der  Steuerpflichtigen  mit  irgend- 
welchen (!)  Merkmalen  ihrer  Steuerfähigkeit;  gut,  das  Merkmal 
zielt  auf  die  Veranlagung,    findet    sich   tatsächlich   nicht   nur  bei 
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den  direkten  Steuern;  er  ist  ihnen  durchaus  nicht  eigentümlich. 
Soll  das  zweite  Merkmal  den  Kreis  des  Hierhergehörigen  einengen  ? 
Es  sollen  hier  nur  die  Register  und  Listen  gemeint  sein,  die  als 
sogenannte  »Heberollen«  vorkommen.  Was  ist  eine  Heberolle, 
jene,  die  die  Theorie  oder  diejenige,  die  die  Praxis  so  in  Gesetz 
und  Verordnungen  bezeichnet?  Ist  da  oder  dort  der  Terminus 
ein  fester  Begriff?  Myrbach,  der  Lotz  für  Oesterrcichisches  »erste 
Quelle«  ist,  sagt  es  ganz  bestimmt,  daß  es  nach  dem  Sprachge- 
brauche solche   in  Oesterreich  nicht  gibt1). 

Noch  unbestimmter  wird  der  Ausdruck,  wenn  man  fragt,  ob 
mit  ihm  die  Veranlagung,  also  die  Erhebung  der  Steuer  oder 
die  Einhebung,  das  ist  Einzahlung,  gemeint  ist.  Lotz  meint,  wie 
die  angeführten  Stellen  dartun,  beides.  Damit  ist  nicht  viel  Fe- 
derlesens zu  machen,  daß  bei  jeder  Steuer,  die  am  Amte  zu 
zahlen  ist,  Listen,  Verzeichnisse,  Journale  bestehen,  aus  denen 
die  Kasse  entnimmt,  welchen  Betrag  das  Steuersubjekt  zu  zahlen 
hat.  Diese  Aufzeichnungen  sind  die  Ergebnisse  der  Veranlagung, 
selbstverständlich  getrennt  nach  den  einzelnen  Steuern.  Jedes 
Kassenamt  hat  also  so  und  so  viele  Listen,  als  es  Steuern  gibt, 
die  in  jedem  Falle  die  Steuergattung,  den  Namen  des  Steuer- 
trägers und  die  Höhe  der  Steuersumme  enthalten,  in  manchen 
Fällen  aus  praktisch-technischen  und  anderen  Gründen  auch 
noch  besondere  Merkmale  der  Steuerfähigkeit  aufnehmen.  Das 
gilt  für  direkte  und  indirekte  Steuern,  die  »unmittelbar«  an  die 
Steuerämter  gezahlt  werden.  Jede  Vollzugsverordnung  kann  die 
Behauptung  erweisen.  Die  Steuer  g  e  s  e  t  z  e  regeln  den  Ge- 
genstand seltener  und  von  einem  feststehenden  Terminus  tech- 
nikus  kann  keine  Rede  sein.  Man  muß  also  bei  jeder  einzelnen 
Steuer  die  Anordnungen  und  Bezeichnungen  durchgehen,  ihren 
Sinn  feststellen,  Gesetz  und  Verordnung  interpretieren,  mit  dem 
früher  Bestandenen  und  mit  anderen  Anordnungen  über  ähnliche 
Steuern  vergleichen,  um  das  Vorhandensein  der  Zischen  Merk- 
male und  sohin  das  Vorliegen  einer  veranlagten  oder  tarifierten 
Steuer  festzustellen.  Ich  lade  Lotz  ein,  dies  einmal  bei  einer  di- 
rekten oder  indirekten  Steuer  zweier  Länder  zu  versuchen. 

Das  dritte  Merkmal  deutet  wenigstens  an,  woran  Lotz  denkt. 
Diese  Listen  müssen  dauernd  evident  gehalten  werden.  Das 
wird  uns  zweimal  gesagt  auf  S.  224  und  226  und  es  ist  auch 
bei  den  alten  Ertragssteuern  mehr   oder   weniger    der  Fall.     Der 

I)  Grundriß  d.  Fintnirecht»  S.    105. 


gQ  Franz  Meisel: 

Steuerkataster  für  die  Grundsteuer  ist  das  Vorbild  ;  da  bestehen 
auch  besondere  Gesetze,  die  die  Evidenzhaltung  regeln,  da  — 
und  das  ist  das  Wesen  der  Sache  —  liegen  die  relevanten  dau- 
ernd festgestellten  und  festgelegten  Tatsachen  der  Veranlagung 
gesammelt  vor.  An  den  Reinertrag  braucht  nur  noch  der  Steuer- 
einheitssatz angelegt  zu  werden  und  man  kennt  die  konkrete 
Steuer.  Die  Tatsachen  und  Verhältnisse  sind  nach  der  Kataster- 
besteuerung stabile,  namentlich  die  Steuerfähigkeit,  der  Reinertrag. 
Solange  die  Gebäude-  und  Gewerbebesteuerung  an  feststehende 
äußere  Merkmale  ansetzt,  kommt  man  zu  einer  gewissen  Stabili- 
tät und  der  Kataster  hat  ähnlichen  und  dauernden  Inhalt,  wie 
bei  der  Grundsteuer.  Geht  die  Gesetzgebung  im  Laufe  der  Ent- 
wicklung in  Berücksichtigung  des  persönlichen  Elementes  und 
der  konkreteren  Verhältnisse  in  die  jüngeren  und  besseren  For- 
men über,  so  wird  das  Tatsachenmaterial  variabel,  gerade  die 
Hauptsachen  sind  in  Bewegung.  Bei  der  Hausklassensteuer,  bei 
der  Besteuerung  von  Tür  und  Fenstern  kann  man  das  Wesent- 
liche der  Steuern  stabilisieren  und  sodann  im  Kataster  festlegen. 
Bei  der  Mietzinssteuer  mit  den  veränderlichen  Mieterträgen  und 
Zinsen  bleibt  für  den  Kataster  wenig  übrig,  die  Zahl  der  Wohn- 
räume, der  Name  des  Eigentümers  und  anderes  tritt  zurück  und 
der  einbekannte  Zins  und  die  abzugsfähigert  Ausgaben  werden 
zur  Hauptsache.  Das  tritt  im  Steuerverfahren  markant  hervor. 
Wo  die  Stabilität  herrscht  oder  doch  vorherrscht,  einmalige  Ver- 
anlagung, einmalige  Reinertragsbestimmung,  und  solange  der 
Steuersatz  der  gleiche  bleibt,  was  bei  der  Staatssteuer  die  Regel 
ist,  die  gleiche,  jährliche  Steuersumme;  bei  der  Mietzinssteuer  mit 
veränderlichem  Ertrage  bleibt  nichts  übrig  als  alljährliche  Ver- 
anlagung oder  die  in  längeren  Zeitabschnitten.  Der  Kataster  hat 
den  Inhalt,  der  stabil  wäre,  verloren ;  er  sinkt  bestenfalls  zu  einem 
Hilfs-  und  Kontrollmittel  herab,  ebenso  wie  man  in  Theorie  und 
Praxis  vom  Kataster  der  Verbrauchssteuern  in  den  Produktions- 
stätten redet  und  an  gewisse  äußere  Merkmale  denkt,  die  eine 
gewisse  Stabilität  besitzen,  Standort,  vorherrschende  Erhebungs- 
form, Rauminhalt  der  Gefässe,  Pferdekräfte  der  Maschinen  usw. 
Darauf  hat  selbstverständlich  Wagner  gleich  in  der  Terminologie1) 
aufmerksam  gemacht  und  führt  die  Dinge  an  den  Bezugsstellen 
aus.     Bei   Wagner  und    bei    anderen  werden  die  äußeren  Dinge> 


i)  Finanzwissenschaft,  II.  S.   155,  156. 
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die  nur  lose  zusammenhängen,  auch  getrennt,  so  der  Steuer- 
kataster, dann  die  Steuerrollen  und  die  Steuerlisten.  Lotz  wirft 
das  alles  untereinander,  vergißt  es  oder  weiß  es  nicht,  daß  es 
Steuerrollen  und  Steuerlisten  gibt,  die  nicht  dauernd  evident  ge- 
halten werden  und  sich  auf  veranlagte  Steuern  im  vollen  Sinne 
beziehen. 

So  weit  wären  wir  glücklich,  trotz  allen  Streites,  doch  ge- 
kommen, daß  die  Einkommensteuer  eine  direkte  und  veranlagte 
Steuer  ist.  Wenn  wir  die  preußische  Type  und  ihre  Nachbil- 
dungen nehmen,  so  finden  wir  sprachgebräuchlich  Staatssteuerlisten 
und  Staatssteuerrollen,  Heberegister  und -listen  und -rollen.  Nach 
ihrer  sachlichen  Bedeutung  sind  manche  bloße  Veranlagungs- 
behelfe; die  Staatssteuerollen  allerdings  das  »Ergebnis  der  statt- 
gehabten Verhandlungen«  und  der  »Veranlagung«.  An  anderen 
Stellen  der  Ausführungsanweisung  bedeuten  sie  reine  Aufzeich- 
nungen für  das  Kassa-  und  Rechnungsgeschäft.  Von  einer  dau- 
ernden Evidenzhaltung  dieser  Listen  und  Rollen  kann  keine  Rede 
sein ;  es  wäre  zwecklos,  weil  nicht  einmal  die  Steuersubjekte,  ge- 
schweige denn  das  Einkommen  stabil  ist ;  sie  beziehen  sich  auf 
das  »Steuerjahr«.  Vielleicht  sind  die  Gesetzgeber  zu  ängstlich 
an  dem  theoretischen  Einkommensbegrifife  haften  geblieben.  Prak- 
tisch sind  die  Fälle  nicht  seltene,  in  denen  die  Einkommen  der 
Rentner,  Festbesoldeten,  Pächter  durch.  Jahre  gleich  bleiben. 
Man  könnte  manche  Zeit  und  Arbeit  ersparen.  Aber  prinzipiell  hat 
man  an  der  jährlichen  Veranlagung  und  Vorschreibung  der  Steuer 
festgehalten;  selbst  die  Personenstandsaufnahme  erfolgt  wegen 
der  Fluktuierung  alljährlich,  obzwar  sich  hier  ein  Kataster  mit 
Ab-  und  Zugangsfällen  denken  ließe.  Bei  der  alten  Ertragssteuer 
ermitteln  wir  ein  für  allemal  Objekt  und  Ertrag,  tragen  sie  in 
dauernde  Kataster  ein  und  die  Eintragungen  bilden  die  Grund- 
lage der  Steuerbemessung.  Eine  mehrmalige  Veranlagung  findet 
nicht  statt,  das  blanke  Rechnungsgeschäft  bleibt  übrig.  Bei  der 
Einkommensteuer  ist  das  stabile  begrifflich  ausgefallen,  die  Ver- 
anlagung und  ihre  Grundlagen,  Verfahren  und  Rechtsprechung, 
der  konkrete  individuelle  Fall  beziehen  sich  auf  das  Steuerjahr. 
Nicht  die  Rolle,  sondern  der  einzelne  Steuerakt  ist  das  Bleibende; 
die  Register  und  Rollen  sind  lediglich  Verzeichnisse  über  die 
Tatsachen  und  wesentlichen  Verwaltungsakte  des  Steuerjahres. 
Mit  der  Ausfertigung  des  Zahlungsauftrages  über  die  veranlagte 
Steuer    an    den    Steuerpflichtigen    ist    die   Veranlagung    beendet 
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und  die  Aufgabe  der  Listen  in  dieser  Richtung  erfüllt.  In  den 
folgenden  Steuerjahren  ist  auch  die  Staatssteuerrolle  bloßer  Be- 
helf, nicht  die  Grundlage  der  neuen  Steuer. 

Also,  mit  dem  Merkmale  der  dauernden  Evidenthaltung  ist 
das  Ziel  der  Abgrenzung  und  Begriffsbestimmung  nicht  erreicht. 
Die  Heberollen  finden  sich  bei  direkten  und  indirekten,  bei  ver- 
anlagten und  nicht  veranlagten  Steuern. 

Das  Kriterium  der  letzteren ,  das  Lotz  an  eine  einzelne 
Handlung  des  Pflichtigen  und  an  die  Herrschaft  des  Tarifes 
knüpft,  ist  falsch.  Einen  Tarif  in  dem  Sinne  der  Zischen 
tarifierten  Steuern  gibt  es  nicht.  Steuertarife  sind  die  für  die 
einzelne  Steuer  gesetzlich  festgestellten  Steuersätze  für  eine 
Reihe  von  Steuereinheiten.  Die  modernen  Einkommensteuerge- 
setze sprechen  ausdrücklich  von  Einkommensteuertarifen.  Der 
Lotzsche  Begriff  des  Tarifes  ist  ein  engerer.  Er  soll  dort  gegeben 
sein,  wo  »die  Steuern  lediglich  auf  Grund  eines  Tarifes«  »fällig«  (!) 
werden,  wo  also  die  Veranlagung  ausfällt.  Lotz  führt  als  Beispiel 
den  Zoll  an ;  es  ist  schlecht  gewählt.  Das  Zollamt  entscheidet 
über  die  Richtigkeit  der  Zolldeklaration  und  über  die  Anwendung 
des  bestimmten  Zollsatzes  auf  den  vorliegenden  Fall ;  dann  über 
den  besonderen  Zollsatz,  wenn  für  eine  Warengattung  mehrere 
bestehen. 

Der  Typus  für  den  Tarif,  an  den  Lotz  denkt,  sind  die 
Konsumsteuern,  iooo  kg  Zucker,  iooo  hl  Bier  zahlen  die  durch 
Rechnung  und  nicht  durch  eine  Veranlagung  gefundene  Summe ; 
der  Steuersatz  wird  einfach  mit  iooo  multipliziert.  Ebenso  ein- 
fach und  Tarif  in  diesem  Sinne  sind  die  Sätze  der  Stempelsteuern 
bei  Wechseln,  Schecks,  Rechnungen.  Oesterreich  hat  Skalenge- 
bühren im  Gegensatze  von  Perzentualgebühren.  Aber  die  Erb- 
schaftssteuer in  diese  Kategorie  der  tarifierten  Steuern  einzu- 
reihen! Diese  und  die  Rechtsgeschäftsbesteuerung  sind  eminent 
Veranlagungen  im  technischen  und  rechtlichen  Sinne.  Dem  fran- 
zösischen Finanzbeamten  ist  diese  Art  der  Veranlagung  geradezu 
die  juristische  Seite  des  Berufes.  La  loi  sur  l'enregistrement 
est  pour  nous  autres  legistes  la  plus  noble,  ou  pour  mieux  dire, 
la  seule  noble  entre  toutes  les  lois  fiscales.  Der  Tarif  ist  das 
letzte,  die  einfache  Rechnung,  wie  bei  den  Aufwandsteuern !  Und 
umgekehrt,  die  Gebäudesteuer  in  der  Erhebungsform  nach  der 
Zahl  der  Wohnräume,  der  Fenster  und  Türen  kennt  keine  Ver- 
anlagung im  technischen  Sinne,  nur  Anwendung  des  Tarifes. 
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Es  gibt  also  veranlagte  Steuern  und  Tarifsteuern.  Aber  Lots 
hat  das  Wesen  der  Sache  nicht  klargestellt  und  seine  Einteilung 
behebt  nicht  Zweifel  der  Klassifikation  und  Reinheit  der  Schei- 
dung. Das  Ergebnis  nach  diesem  Einteilungsgrunde  ist  vielmehr 
veranlagte  direkte  und  indirekte  Steuern,  dann  Tarifsteuern,  unter 
denen  wieder  Steuern  der  beiden  Gruppen  erscheinen.  Und  das 
hat  seine  tiefen  Gründe,  die  aus  den  Tatsachen  kommen,  aus 
denen  der  Gesetzgeber  die  Folgerungen  zieht,  sowohl  in  der 
Technik  als  im  Recht.  Das  hat  glänzend  der  Meister  des  Ver- 
waltungsrechts, Otto  Mayer,  festgestellt,  den  die  neue  Finanzwis- 
senschaft natürlich  nicht  kennt.  Sein  deutsches  Verwaltungsrecht x) 
lehrt :  Was  das  Gesetz  gewollt  hat,  soll,  bevor  es  durch  die 
Tat  vollzogen  wird,  im  Einzelfalle  erklärt  und  besonders  ausge- 
sprochen werden  durch  Verwaltungsakt;  das  ist  die  wei- 
tere Forderung  des  Rechtsstaates.  Bei  der  Steuer  heißt  dieser  Akt 
die  Veranlagung.  Gründe  höherer  Zweckmäßigkeit  können  das 
Gesetz  veranlassen,  von  einem  solchen  abgestuften  Wirksamwerdeh 
Umgang  zu  nehmen  und  die  Entstehung  der  Zahlungspflicht  un- 
mittelbar an  den  dazu  ausersehenen  Tatbestand  zu  knüpfen.  Den 
indirekten  Steuern  entspricht  mehr  die  Erhebung  unmittelbar 
aus  dem  Gesetze2);  das  will  nicht  sagen,  daß  die  obrigkeitlichen 
Akte  zu  bindender  Bestimmung  des  Geschuldeten  überhaupt  nicht 
vorkommen,  so  im  Beschwerdeverfahren,  bei  der  Strafverfolgung. 
Die  Steuerpflicht  entsteht  immer  ohne  Verwaltungsakt  und  soll  ohne 
ihn  zur  vollen  Erledigung  kommen  ....  Die  gesetzliche  Steuer- 
pflicht hängt  sich  an  äußerlich  erkennbare  und  meßbare  Dinge, 
die  sie  mit  festen  Sätzen  belegt.  Daher  Tarifsteuern.  Welcher 
Unterschied  in  der  Begründung  der  Einleitung,  welche  Logik  aus 
der  Sache!  Sie  kommt  aus  der  rechtlichen,  nicht  aus  der  wirt- 
schaftlichen Betrachtung.  So  glänzend  der  Lehrsatz  ist,  so  kann 
er  nur  die  Lösung  geben,  wenn  das  Gesetz  positiv  den  Verwal- 
tungsakt,  den  urteilsmäßig  wirkenden  Zahlungsauftrag  als  Ergeb- 
nis der  Veranlagung    fordert. 

Im  anderen  Falle  kommt  wieder  die  große  Frage,  die 
Zweifel  des  Rechtslebens  und  die  Ausnahmen.  Es  ist  daher 
nicht  merkwürdig,  wenn  ein  anderes  modernes  Lehrbuch,  »die 
ausgezeichnete  Zusammenfassung  des  gegenwärtigen  Standes  der 
Verwaltungsrechtswissenschaft*    Fleiners    Institutionen    des    Ver- 

1)  I.  Bd.,  2.  Aufl  ,   1914,  Üuncker  &  Humblot,  S.  333. 

2)  Ebenda  S.  338. 
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waltungsrechts  1),  wieder  das  Wirtschaftliche  als  Einteilungs- 
grund aufnimmt.  »Die  direkte  Steuer  stuft  den  vom  einzelnen 
Pflichtigen  geschuldete  Betrag  nach  der  Leistungsfähigkeit  des 
Pflichtigen  ab.«  Die  Person,  die  eine  indirekte  Steuer  entrichtet 
hat,  besitzt  im  allgemeinen  die  Möglichkeit,  die  Steuer  auf  einen 
anderen  abzuwälzen.  »Der  Erwerber  trägt  dann  faktisch  die 
Steuer;  die  Abgabe  trifft  den  Steuerträger  indirekt,  d.  h.  durch 
die  Persoft  des  dem  Staate  gegenüber  Verpflichteten  hindurch.« 
Die  Anm.  i  auf  S.  336  erläutert  den  Satz:  »Die  direkte  Steuer 
kann  in  dieser  Weise  nicht  überwälzt  werden;  Steuerpflichtiger 
und  Steuerträger  sind  una  persona.«  Es  ist  für  den  National- 
ökonomen interessant,  daß  der  Jurist  bei  der  wirtschaftlichen  Eintei- 
lung bleibt.  Leider  weiß  der  erstere,  daß  die  Tatsachen  der  Begriffs- 
bestimmung nicht  entsprechen.  Das  scheint  Fleiner  schon  in  der 
2.  Auflage  des  Buches  erkannt  zu  haben  und  die  Folgerung 
lautet  dort2)  in  der  neuen  Formulierung:  »Ist  aber  die  Ueber- 
wälzung  ausgeschlossen,  so  spricht  man  von  direkter  Steuer.« 
Auch  das  ist  zweifellos  unrichtig. 

Die  Zische  Einteilung  und  Begriffsbestimmung  hat  weiter 
den  Fehler,  daß  sie  rein  am  Aeußeren,  am  Formalen  hän- 
gen bleibt  und  dann  an  die  tatsächlichen  Umwälzungen  in 
der  Besteuerung  der  Gegenwart  vergessen  hat.  Schon  Vocke 3) 
hat  darauf  hingewiesen.  Gegenüber  der  Definition  J.  G.  Hoff- 
manns erklärt  er :  Aber  daß  die  indirekte  Steuer  zu  ihrem 
Gegenstand  eine  Handlung  habe,  das  ist  doch  augenfällig 
nicht  richtig.  Das  Bierbrauen,  das  Schlachten,  das  Branntwein- 
brennen usw.  ist  nicht  ihr  Gegenstand,  sie  wird  nicht  dafür 
und  nicht  davon  erhoben,  sondern  nur  bei  diesen  Gelegen- 
heiten. Die  Einteilung  kommt  also  hier  doch  auch  nur  auf  die 
Erhebungsweise  hinaus  und  trifft  nicht  das  Wesen  der  Sache. 

Bei  Lotz  wird  die  Sache  noch  undeutlicher  und  verschwom- 
mener. Die  »Handlungen«  waren  nach  Ho  ff  mann  die  Tätigkeiten 
der  Steuerpflichtigen,  an  denen  das  Gesetz  im  steuerbaren  Ver- 
fahren anknüpft,  die  rechtlich  relevanten,  rechtserzeugenden  Tat- 
sachen. Das  Ueberschreiten  der  Zollgrenze,  das  Schlachten,  das 
Unterzünden  der  Kesselfeuerung,  das  Hinwegbringen  des  fertigen 
Fabrikates  und,  was  Lotz  übersieht,  die  Hauptsache,  die  Meldung 

1)  J.  C.  B.  Mohr  191 1,  S.  335. 

2)  S.  368  Anm.  9. 

3)  A.  a.  O.  S.  3  u.  4. 
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oder  Ansage  beim  Amte.  »Gelegentlich«  dieser  Handlungen  also 
anläßlich  der  Vornahme  werden  Steuern  gefordert,  und  Lotz 
nennt  sie  Gelegenheitssteuern,  jeweils  bei  der  Ausstellung  der 
Urkunde,  beim  Todesfalle.  Aber  diese  Gelegenheit  fällt  heute 
in  den  großen  Betrieben  der  Brauereien  und  Brennereien  weg; 
das  Verfahren  ist  nichts  gelegentliches,  es  dauert  Tag  und  Nacht, 
das  ganze  Jahr.  Wo  ist  sie  bei  der  Abfindung  und  Pauschalie- 
rung? Wenn  man,  statt  genau  zu  fragen  und  zu  unterscheiden, 
das  Verschiedene  einfach  »Manipulationen  mit  Kaufmannswaren« 
bezeichnet,  dann  ist  die  Sache  einfach,  aber  gewonnen  ist  nichts, 
und  bewiesen  sind  weder  die  »Gelegenheitssteuern«,  noch  die 
Vorgänge  im  Administrativ-Technischen.  Und  das  andere  aus  der 
Technik,  das  Bekenntnis  bei  der  Einkommensteuer  und  bei  der 
Erbsteuer,  dann  wieder  jenes  beim  Zoll,  die  sogenannte  Zoll- 
deklaration und  die  Meldungen  und  Selbstansagen  bei  den  in- 
neren Verbrauchssteuern?  Das  geht  Lotz  nicht  nahe;  ebenso  nicht 
die  Erscheinung,  daß  es  Arten  gibt,  bei  denen  das  Steuersub- 
jekt Steuerbemesser  ist  und  nicht  einmal  die  Zahlung  beim  Amte 
erfolgt.  Nicht  gelegentlich,  sondern  Tag  für  Tag  arbeiten  die 
Kaufleute,  die  Banken,  die  Advokaten,  Sensale  bei  Wechseln, 
Fakturen,  Rechnungen,  mit  Stempeln,  Tabakfabriken  und  -handel 
mit  Banderolen,  der  Zuckerhut  und  das  Bierfaß  bekommen  ihre 
Marken,  keine  Listen  und  Register  bei  der  Zahlung,  man  kauft 
die  Marken  und  Zeichen  ohne  Namensnennung  und  Bestätigung 
beim  Verschleißer  oder  Amte. 

Ein  Trost  ist  uns  geblieben;  unsre  guten  alten  Gruppen, 
Verkehrssteuern,  innere  Verbrauchssteuern  und  Zölle  blieben  auch 
als  Gelegenheitssteuern;  nur  die  Gebühren  sind  begraben,  ihr 
Namen  bleibt  der  Nachwelt  erhalten.  Auf  den  Steuertarif  dürfen 
sich  die  Gelegenheitssteuern  als  »eine  Besonderheit«  nichts  zugute 
halten,  die  veranlagten  Steuern  besitzen  ihn  ja  auch.  Nur  ist  bei 
ersteren  »ohne  Tarif  die  Erhebuifg  überhaupt  nicht  durchzuführen«. 
So  lehrt  Lotz,  das  wirkliche  Leben  aber  das  Gegenteil.  Es  gibt 
veranlagte  und  laufende  Steuern,  die  nicht  mit  einem  Tarif,  son- 
dern mit  einem  einzigen  Steuersatze,  in  der  Regel  mit  einem 
Prozentsatze  arbeiten.  Die  Hauptsache  ist  erreicht,  die  Mietzins- 
steuer und  die  Erbsteuer,  die  Gebühren  sind  unterbracht,  und 
die  Frage,  wer  sie  eigentlich  zahlt,  die  kommt  nicht  wieder. 
Aber  neue  andere  Zweifel,  Abnormalitäten,  Ausnahmen  von  den 
Regeln  tauchen  auf,  je   tiefer   man   eindringt    mit  dem  Kriterium 
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administrativ-technisch.  Das  ist  nach  der  ganzen  Rechtsentwick- 
lung in  den  verschiedenen  Ländern  verschieden,  und  selbst  in 
dem  einen  Gebiete  verschieden  nach  den  verschiedenen  Ursprungs- 
zeiten. 

Zu  so  festen  Begriffen  wie  Eigentum,  Pfandrecht,  Klage 
und  Einrede  müssen  wir  erst  gelangen.  Wir  haben  uns  einige 
Urteile  für  den  Abschluß  dieser  Frage  aufgespart.  In  Kaizh 
Ueberwälzungsstudie  wird  das  Urteil  Eisenharts  über  die  Hoff- 
mannschen  Lehren  vorgeführt:  »Skeptizismus,  Zynismus,  Naivität 
und  Leichtfertigkeit.«  So  unter  Anführungszeichen  und  »in  einem 
Satze«  erscheint  die  »Kraftfülle«  der  Kritik  in  Eisenharts  »Kunst 
der  Besteuerung«  *)  nicht.  »Man  wundert  sich«,  so  darf  ich  mit 
den  Worten  der  Quelle  sagen,  »über  den  Skeptizismus,  mit  wel- 
chem der Gelehrte  auf  die  Bestrebungen  der  Wissenschaft 

herabsieht« ;  ich  darf  hinzusetzen,  über  den  Mangel  eines  solchen 
bei  den  eigenen  Lehren  und  Behauptungen.  Ich  wundere  mich 
»über  die  Leichtfertigkeit,  mit  welcher  derselbe  von  der  ersten 
Verpflichtung  wissenschaftlicher  Forderung  sich  entbindet,  seine 
Voraussetzungen,  auf  welchen  er  sein  ganzes  Steuergebäude  zu 
errichten  gedenkt,  einer  exakten  Prüfung  zu  unterwerfen  und  da- 
mit zu  begründen«.  Die  Steuern  auf  Handlungen  und  den  damit 
zusammenhängenden  Einteilungsgrund  haben  mit  verschiedener 
Begründung  und  in  verschiedenen  Stärkegraden  und  Tonarten 
abgelehnt:   Wagner2),  Schaffte3),  Schall*),  Ehebergh),  Kaizl*). 

Man  nennt  in  der  Literatur  häufiger  als  man  es  für  möglich 
halten  sollte,  Hoffmanns  Anschauung  mit  jener  Schäffles  in  einer 
Linie.  Bei  Hoffmann  ist  die  Einteilung  ein  Notbehelf,  ein  for- 
males Moment,  weil  man  nur  bestimmen  könne,  wer  die  Steuer 
»entrichten  solle«,  nicht  aber,  wer  »sie  tragen  müsse«.  Bei 
Schaff le  lernen  wir  die  Physiologie  der  beiden  Arten,  ihr  inneres 
organisches  Wesen,  das  soweit  klargelegt  und  verfolgt  wird,  daß 
die  Existenz  von  »Tarifsätzen«  ift  materieller  Richtung  bei  den 
direkten  Steuern  bestritten  7)  wird ;  dieses  Argument  allein  müßte 

i)  Berlin,   1868,  S.  39. 

2)  Finanzwissenschaft,  II  S.  268,  607;  dann  in  Schönbergs  Handbuch,  1.  Aufl., 
II.  Bd.  S.   151  und   152. 

3)  Steuern,  I,  S.  68.  70. 

4)  In  Schönbergs  Handbuch,   1.  Aufl.,  II  Bd.,  S.  276. 

5)  Finanzwissenschaft,  S.  21 1. 

6)  Finanzwissenschaft,  II.  Bd.  S.   174. 

7)  Steuerpolitik,  S.  67. 
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bei  sachlicher  Scheidung  mehr  in  die  Wagschale  fallen,  als  die 
Zweckmäßigkeit  im  Administrativen,  die  wechselt  mit  den  Fort- 
schritten, die  leider  in  unserer  Zeit  kümmerlich  sind.  Die  Gründe 
für  den  Stillstand  sind  klar.  Die  Praktiker  sind  unzureichend 
von  der  Finanzwissenschaft  vorgeschult  und  orientiert.  Wie  soll 
die  Technik  den  festen  Schritt  tun,  wenn  die  Sicherheit  schon  in 
der  Terminologie  und  Begriffsdefinition  fehlt?  Neumann  hat  es 
in  der  gründlichen  Untersuchung,  von  der  wir  an  dieser  Stelle 
sprechen x),  als  die  dringendste  Aufgabe  unserer  Wissen- 
schaft bezeichnet,  ungenügende  Unterscheidungen  abzuweisen, 
neue  an  ihre  Stelle  zu  setzen  und  unter  den  zahlreichen  ein- 
ander widerstreitenden  Anschauungen  auf  diesem  Gebiete  grös- 
sere Klarheit  und  Einigung  herbeizuführen.  Was  Neumann  so 
eindringlich  und  eingehend  »von  der  Steinschen  Weise«  sagt,  gilt 
noch  mehr  von  der  Lotz  sehen  »mit  augenblicklichen  Gedanken- 
kombinationen« und  »mit  einem  einfachen:  So  ist  es  oder  sosoll 
es  sein,  ist  hier  wenig  erreicht«. 

»Die  Fülle  jener  einander  entgegenstehenden  Ansichten  ist 
eine  so  große,  und  die  Gewalt  des  trotz  aller  Differenzen  in  die- 
sem oder  jenem  Umfang  einmal  befestigten  Sprachgebrauches  eine 
so  mächtige,  daß  unter  allen  hierauf  bezüglichen  Reformvorschlä- 
gen sicherlich  nur  diejenigen  einige  Aussicht  auf  Erfolg  haben, 
welche  wirklich  den  Gesamtinteressen  der  Wissenschaft 
zu  entsprechen  vermögen.  Und  was  hierzu  geeignet  ist,  ist  nicht 
im  Fluge  zu  erhaschen,  sondern  nur  auf  Grund  umfassenden 
Ueberblicks  und  sorgfältiger  Kritik  in  planmäßig  durchgeführter 
Arbeit  festzustellen.«  Daran  hat  es  bei  Neumann  nicht  ge- 
fehlt. Wenige  Jahre  später  bringt  sein  Buch  »Die  Steuer  und 
das  öffentliche  Interesse«  das  Ergebnis  neuer  Untersuchung,  tie- 
ferer Begründung  und  erweiterter  Beweisführung  durch  die  er- 
weiterte Problemstellung.  Zu  einer  Lösung  und  Klarstellung  der 
Art,  daß  das  Wesen  der  Steuer  und  die  Gliederung  der  öffent- 
lichen Einnahmen  nunmehr  feststeht,  ist  Neumann  nicht  gekommen. 
Die  fortlebenden  Zweifel  und  neuen  Konstruktionsversuche,  die 
in  der  Literatur  kein  Ende  nehmen  wollen,  beweisen  es  sattsam ; 
zwar  muß  ich  zugeben,  daß  die  neuesten  Werke  es  sich  gar  nicht 
so  schwer  machen  wie  Neumann,  und  weit  davon  entfernt  sind, 
die  vorstehenden  weisen  Arbcitsregeln  und  Gebote    zu  befolgen; 


l)  Die  Steuer  nach  der  Steuerfähigkeit,  a.  a.  O.  S.  479- 
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mit  ein  paar  Worten  und  einem  mehr  oder  weniger  glücklich, 
oft  auch  unglücklich  gewählten  Beispiele  wird  Neumann  bei-  oder 
entgegengetreten  —  auf  Grund  einer  neuen  Entdeckung  aus  dem 
Positiven,  mit  der  irgend  eine  Lehre  dann  nicht  stimmt.  Die 
Folgerung  ist  dann  einfach :  fort  mit  ihr !  so  ist  es,  so  muß  es 
sein !  Schaut  man  gründlich  hinein,  so  ist  das  Beispiel,  der  ge- 
fundene Fall  oft  richtig.  Man  darf  nicht  vergessen,  daß  in  jedem 
Finanzrechte,  im  französischen,  deutschen,  österreichischen,  wie 
leicht  zu  beweisen  ist,  Reste  landesfürstlicher  Hoheitsrechte 
sich  mit  Gesetzen  des  Polizei-  und  Rechtsstaates  zu  »einem  Kon- 
glomerate verschiedener  Rechtssätze«  mischen,  Normen  aus  ver- 
schiedenen Zeiten,  die  eine  rein  fiskalisch,  die  andere  modern 
sozial,  die  eine  voll  von  milden,  billigen  Inhalts,  die  andere  mit 
harten  und  starren  Regeln,  das  alles  bunt  untereinander  ge- 
mischt. Und  alles  ist  zu  einem  wissenschaftlichen  System  zu  ver- 
einigen. Schon  bei  der  Begriffsbildung  kommt  der  ernste  For- 
scher bei  der  Frage  nach  dem  warum  zu  jener  von  dem  woher. 
Und  da  kommen  wir  dann  zu  Resten,  die  auf  einer  alten  Theorie 
beruhen,  die  heute  im  allgemeinen  überwunden  ist,  oder  aut 
Rechtsinstitutionen,  die  auf  die  Bedürfnisse  der  Praxis,  auf  irgend 
einen  klugen  Kopf  zurückzuführen  sind,  der  sich  um  Theorie 
wenig  geschert  hat.  Statt  dies  zu  erklären,  wie  es  geworden  ist, 
wachsen  die  Schwierigkeiten,  der  Stoff  und  die  Untersuchung 
geht  ins  Immerweitere,  wird  unübersichtlich,  und  je  gründlicher 
die  Arbeit  und  das  gesammelte  Material  zusammengetragen  wird, 
desto  weniger  konzentriert  sich  der  Blick  und  das  Verständnis. 
Statt  die  Führung  zu  übernehmen  und  das  Ziel  zu  erreichen, 
geben  die  Zaghaften  den  Weg  auf,  die  anderen  finden  einen 
neuen,  der  neue  Mängel  hat.  So  ist  es  trotz  aller  Gründlichkeit, 
oder  vielleicht  wegen  allzu  sehr  ins  kleinliche  gehender  Skepsis 
Neumann  ergangen,  sein  Steuerbegriff  ist  zu  dehnbar,  seine  Klas- 
sifikation der  Einnahmen  zu  unübersichtlich,  einzig  und  alleip, 
weil  er  alles  unterbringen  und  einschachteln  wollte,  was  er  auf 
dem  mühsamen  Suchen  und  Forschen  gefunden  hat.  Seine  kri- 
tische Kraft  ist  stärker  als  die  Konstruktion.  Ich  bedauere  es, 
daß  das  Werk  keine  besseren  und  dauernd  verwertbaren  Ergeb- 
nisse erzielt  hat,  schon  als  Lohn  für  die  mühselige  Arbeitsleistung. 
So  viel  hat  das  Buch  gewiß  erreicht,  daß  kein  ernster  Forscher 
an  den  Gedankengängen  Neumanns  achtlos  vorbeigehen  wird, 
auch    nicht   in   der   Hauptpartie,    trotzdem    gerade  sie  durch  die 
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neuen  Forschungen  des  deutschen  Staats-  und  Verwaltungsrechts 
überholt  ist.  Wer  heute  die  Frage  der  Beiträge  dogmatisch  oder 
kritisch  behandeln  will,  und  es  wäre  wohl  schon  an  der  Zeit,  es  zu 
tun,  oder  wer  nur  die  Beiträge  richtig  im  Systeme  klassifizieren 
und  unterbringen  will,  der  kann  an  dem  7.  und  8.  Kapitel  des 
Neumannschen  Buches  nicht  vorübergehen.  Die  Beiträge  sind 
Tatsachen  des  Finanzlebens,  deren  Ordnung  nicht  weit  über  die 
ersten  Anfänge  der  wissenschaftlichen  Ergründung  hinausgekom- 
men ist. 

Was  Wagner  veranlaßt  hat,  sie  den  Gebühren  anzuhängen, 
ist  klar.  Die  Kosten  jener  Tätigkeit  der  öffentlichen  Körper,  die 
dem  besonderen  Interessentenkreise  oder  aus  ihm  dem  einzelnen 
zugute  kommen,  soll  der  Interessent  ganz  oder  zum  Teile  ersetzen. 
Neumann  hat  die  Lehre  in  seinem  Buche  vorwärts  gebracht ; 
aber  nicht  mehr  Heckel  mit  seiner  Teilung  in  Steuerpräzipuen 
und  Zwecksteuern.  Lotz  beschäftigt  sich  mit  ihnen  an  verschie- 
denen Stellen.  •  Was  sie  sind,  das  kann  sich  der  Leser  auf  den 
verschiedenen  Seiten  verschiedener  Teile  zusammensuchen.  Neu- 
mann untersucht  umständlich  die  Frage,  ob  die  von  den  Staatsrechts- 
lehrern »beliebte  Bezeichnung«  der  Matrikularbeiträge  als  Steuern 
finanzwissenschaftlich  gerechtfertigt  ist.  Um  zum  Begriffe  der 
Steuer  zu  kommen,  muß  er  diese  Beiträge  ausscheiden.  Lotz  tut 
die  Frage  in  siebzehn  Zeilen  einfach  ab :  Leistungen  öffentlicher 
Körper  an  andere  öffentliche  Körper,  ohne  Bezugnahme  auf 
Neumann  oder  einen  anderen.  Auf  S.  223  sind  die  Beiträge,  so- 
weit sie  nicht  einmalige  Leistung  und  daher  (sie!)  außerordent- 
liche Einnahmen  sind,  zu  den  Steuern  zu  rechnen.  Es  können 
doch  einmalige  Leistungen,  Steuern  oder  Gebühren  sein,  gerade 
die  typischen  Fälle  der  »Gelegenheitssteuern«  ?  Und  doch  sind 
die  Gebühren  und  beispielsweise  die  Erbschaftssteuern  ordentliche 
Einnahmen  !  So  einen  Sondernutzen,  der  für  den  Anlieger  aus 
einer  Kosten  verursachenden  Tätigkeit  eines  öffentlichen  Körpers 
beim  Bau  einer  Straße  oder  Eisenbahn  hervorgeht,  kann  man  je 
nach  dem  geforderten  Maßprinzip  gebühren-  oder  steuerartig  treffen. 
Es  sind  in  beiden  Fällen  Sonderabgaben,  sie  dienen  einem  be- 
sonderen Zwecke,  dem  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit.  Wer 
davon  ausgeht,  daß  die  Abgaben  den  einzigen  oder  obersten 
Zweck  haben,  den  öffentlichen  Bedarf  decken  zu  helfen,  der 
kommt  dann  aus  den  Tatsachen,  zu  weiteren,  zu  den  Neben- 
zwecken der  Steuern  und  Abgaben.    Das  Recht,  das  den  enteren 
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anstrebt,  will  Finanzzwecke  fördern,  das  andere  mehr  oder  weni- 
ger selbständige  Zwecke,  Selbstzwecke.  Es  ist  keine  Frage,  daß 
Wirtschafts-Sozial-Bevölkerungspolitik  das  Steuerrecht  beeinflussen, 
daß  es  tatsächlich  Steuern  gibt,  deren  Ergebnis  unerwünschte 
Wirkung  des  Gesetzes  sind.  Der  Steuerertrag  ist  Nebensache, 
das  andere,  der  treibende  Zweck  die  Hauptsache.  Wir  treiben 
die  Förderung,  den  Zweckgedanken  unter  anderem  auch  durch 
die  Steuer,  und  es  kann,  wie  die  Tatsachen  lehren,  der  andere 
Zweck  in  der  Form  des  Steuerrechts  auftreten,  dieses  wesentlich 
oder  nebensächlich  beeinflussen.  Die  Sozialpolitik,  die  Zollpolitik 
bedient  sich  bei  ihrem  Eingriff  einfach  der  Form  des  Steuergesetzes. 
Der  Gesetzgeber,  der  die  Wehrsteuer  vorbereitet,  geht  gewiß  in 
erster  Linie  davon  aus,  daß  es  eine  ungleiche  Belastung  der  Be- 
völkerung ist,  daß  der  zur  Wehrpflicht  Geeignete  Opfer  bringen 
muß,  die  bei  der  allgemeinen  Wehrpflicht  dem  Untauglichen  er- 
spart bleiben.  Die  Wehrsteuer  wird  man  sagen,  ist  nicht  Selbst- 
zweck, sondern  hat  die  Tendenz  der  ausgleichenden  Gerechtig- 
keit. Ihr  Erträgnis  ist  der  Finanz  noch  willkommener,  als  die 
Steuer  mit  reinem  Steuerzweck.  Was  von  den  treibenden  Moti- 
ven bei  ganzen  Gesetzen  gilt,  die  ihren  eigenen  Zweck  an  der 
Stirn  tragen,  gilt  auch  von  einzelnen  Bestimmungen  von  Steuer- 
gesetzen, bei  denen  etwas  zweites  angestrebt  wird,  die  schärfere 
Anfassung  des  Ausländers,  der  kinderlosen  Haushalte  usw.  Die 
Steuerpolitiker  verwahren  sich,  mehr  oder  weniger  entschieden, 
dagegen,  daß  sie  mit  der  Junggesellensteuer  bevölkerungspolitische 
Zwecke  verfolgen;  sie  wollen,  oder  sagen  es  wenigstens,  die 
Leistungsfähigkeit  schärfer  ausgestalten,  zu  einem  Steuerzwecke 
ausnützen.  Also  mit  der  Unterscheidung  von  zwei  Gruppen  je 
nach  der  Stellung  des  Zweckes  »in  erster  oder  zweiter  Linie«, 
oder  als  Haupt-  oder  Nebensache,  wird  allein  der  Theorie  nicht 
gedient  sein. 

Lotz  ist  das  Verfolgen  von  Nebenzwecken  ein  lehrreiches 
Phänomen;  er  gibt  auch  die  Tatsachen  zu,  daß  es  in  der  Steuer 
»sogenannte  Nebenzwecke  der  Besteuerung«  gibt.  Das  Nichtsein 
wäre  natürlich  der  Freihandelsschule  das  Seinsollende;  das  sagt 
Lotz  selbstverständlich  nicht,  das  ginge  gegen  das  Programm. 
Aber  »die  Tatsache«,  daß  es  solche  Nebendinge  gibt,  ist  von 
symptomatischer  Bedeutung  für  den  Beobachter  der  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Entwicklungsstufe  eines  Landes,  und  die 
Lehre  lautet:    »Beherrschend  ist  aber.stets  (?)  schließlich  der  Fi- 


Wo  steht  die  deutsche  Finanzwissenschaft  i 


91 


nanzzweck,  der  keine  hiermit  unverträglichen  Nebenzwecke  auf 
die  Dauer  duldet.«  Was  sind  doch  dagegen  die  Männer  mit  dem 
offenen  Seinsollenden  für  milde,  ruhige  Staatsbürger?  Kaum  in 
einem  zweiten  Kapitel  tritt  Lotz  so  warm  für  die  Besteuerung 
und  deren  Moralität  ein,  wie  auf  den  beiden  Seiten  218  und  219. 
Alle  Laster  und  Leidenschaften  werden  durch  die  Nebenzwecke 
und  Begünstigungspolitik  geweckt.  Wird  gar  »der  finanzielle 
Hauptzweck  durch  die  Nebenzwecke  vereitelt«  —  wo  mag  denn 
sich  so  etwas  rein  ereignet  haben?  — ,  »so  bricht  finanziell  ein 
Gemeinwesen  zusammen.«  Auf  ein  ähnliches  Lamento  und  ein- 
seitige Wirtschaftspsychologie  hat  Georg  v.  Mayr x)  schon  früher 
einmal  Lotz  geantwortet.  Mayr  verlangt  das  einzig  mögliche : 
Revision  und  Erweiterung  der  Lehre  von  den  Nebenzwecken. 
Dazu  ist  Lotz  auch  jetzt  nicht  zu  haben.  Mayr  hat  es  voraus- 
gesehen und  dies  auch  gut  begründet:  »Wer  so  im  Widerspruch 
mit  der  tatsächlichen  wirtschafts-  und  sozialpolitisch  zur  Notwen- 
digkeit gewordenen  Entwicklung  in  der  weitaus  überwiegenden 
Zahl  der  Volkswirtschaften  in  treuer  Hingebung  an  das  allein 
seligmachende  Prinzip  des  Freihandels  zu  denken  gewohnt  ist, 
für  den  bleibt  freilich  das  ganze  Steuerproblem  nichts  anderes  als 
die  simple  Frage  der  besten  technischen  Ausgestaltung  dieses 
notwendigen  Uebels.« 

So  glänzend  ist  wohl  selten  eine  Voraussage  in  Erfüllung 
gegangen.  »Fiskus  als  Wohltäter«  und  der  Untertitel  »Be- 
trachtungen über  Nebenzwecke  bei  der  Besteuerung«  ist  das 
große  Leitmotiv,  die  »technische  Ausgestaltung«  der  oberste 
Einteilungsgrund  für  die  wichtigste  Gruppierung.  Dazu  kommt, 
daß  die  quantitative  Bedeutung  der  Nebenzwecke  in  der  Praxis 
der  Besteuerung  vor  dem  Kriege  überschätzt,  die  der  Technik 
in  der  weiteren  Darstellung  von  Lotz  unterschätzt  wird.  Die  Tech- 
nik erscheint  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  stiefmütterlich  be- 
handelt. Räumlich  kömmt  auf  diese  60  Seiten  von  511,  die  den 
Steuern  gewidmet  sind,  sachlich  ist  es  die  Methode,  die  Wagner  tadelt, 
die  Behandlung  an  der  Hand  der  Smit/ischen  Steuerprinzipien. 
Man  darf  wohl  sagen,  nicht  eine  neue  Welt  ist  unsere  heutige 
Besteuerung,  gewiß  aber  eine  andere,  quantitativ  und  qualitativ. 
Lotz  beherrschten  noch  die  Gedanken  der  andern  Welt  mit  dem 
Prinzipe    des    freien   Waltens    der    wirtschaftlichen    Kräfte.  '  Wer 

1)  Wege  und  Abwege  der  Steuerpolitik,  Zeitschrift  f.  d.  ges.  Staatsw.  63.  Jhrg. 
S.   177  IT. 
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Lotz  mit  all  den  kleinen  spitzen  Nadelstichen,  Verdächtigungen 
und  Anzweiflungen  objektiv  lesen  kann,  der  begreift  den  Satz 
von  Stammler'.  Der  Freiheitsgedanke  ist  für  die  Ausgestaltung 
der  Rechtsordnung  unbrauchbar.  Alle  Willkür,  alles  Unrecht, 
das  dem  Steuersubjekte  zustoßen  kann,  ist  >für  zivilisierte  Men- 
schen im  höchsten  Maße  unerträglich« ;  uns  modernen  Sozial- 
ethikern  ist  Recht  und  Steuergerechtigkeit  auch  in  öffentlichen 
Dingen  das  hohe  Ziel,  und  wir  hassen  das  Unrecht,  in  welcher 
Form  es  uns  entgegentritt,  gleichgültig,  ob  es  den  einzelnen 
oder  den  Staat  und  die  Gesellschaft  trifft.  Mit  deutschem  Ge- 
rechtigkeitssinn hat  Theorie  und  Praxis  in  der  zweiten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  den  Rechtschutz  der  Steuerpflichtigen  ausge- 
staltet. 

Die  Rechtssprechung  in  Steuersachen  zum  Schutze  des  ge- 
samten Rechts,  Unabhängigkeit  derselben  von  administrativen 
Einflüssen,  rechtlich  geordnetes  Verfahren  sind  Garantien  gegen 
Willkür  und  in  der  Ausdehnung  der  Rechtssprechung  auf  das 
Gebiet  des  öffentlichen  Rechts  erblickt  die  Rechtslehre  »einen 
der  bedeutsamsten  Fortschritte  in  dem  Ausbau  des  modernen 
Staates  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts«.  Die  Rufer  nach  den 
»ordentlichen  Gerichten«  in  Steuersachen  wissen  gar  nicht,  wie- 
viel an  törichter  Unsachlichkeit  in  diesem  Wunsche  steckt.  Der 
»Richter«  ist  vor  allem  von  der  hohen  Schule  her  theoretisch  im 
finanzwissenschaftlichen  und  in  Finanzrechtssachen  wenig,  prak- 
tisch natürlich  gar  nicht  geschult.  Die  überwiegende  Ausbildung 
und  Beschäftigung  in  der  Privatrechtssphäre  schafft  den  unsozia- 
len Blick  und  Sinn.  Woher  sollen  sie  kommen  in  dieser  anderen, 
in  der  sozialen  Welt,  woher  die  Kenntnis,  das  Verständnis  des 
Rechts,  und  woher  das  Rechtsgefühl  in  dem  so  weiten  Rechts- 
gebiete ?  Daß  der  Rechtsschutz,  den  der  Staat  besitzt,  für  alle 
persönlichen  Steuern  der  Gegenwart  nicht  ausreicht,  daß  die 
Rechtsentwicklung  deshalb  stehen  geblieben  ist,  und  daß  das 
Steuerunrecht  die  Wirklichkeit  beherrscht,  die  Wahrheit  und  das 
Recht  der  erst  anzustrebende  Zustand  ist,  davon  fehlt  in  der 
Theorie  und  namentlich  in  der  Steuerpsychologie  von  Lotz  und 
anderen  liberalen  Vorkämpfern  für  das  Steuerrecht,  das  sie  meinen, 
die  Kenntnis  der  Tatsachen  und  das  Verständnis  für  die  Gründe 
und  Zusammenhänge  in  der  Frage  von  gut  und  böse,  von  Recht 
und  Unrecht. 

Sicher  fühlen  sich  die  Herren  denn  doch  nicht,  wenn  sie  in 
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der  Finanzwissenschaft  von  diesen  Dingen  reden  müssen;  man 
streift  die  Frage  oder  tappt  herum  und  spricht  hypothetisch. 
So  sagt  Lotz  (S.  232).  »Während  die  ordentlichen  Gerichte  in 
Großbritannien  und  ebenso  für  einige  Reichssteuern  in  Deutsch- 
land zuständig  sind«  —  mit  welchen  Erfolgen  und  Kosten  für 
die  Parteien  und  den  Staat?  —  »ist  man  in  großen  Einzelstaaten 
noch  nicht  hierzu  gelangt,  vielfach  auch  in  den  Gemeinden,  be- 
sonders im  Gebührenwesen  und  der  Bemessung  von  Beiträgen 
der  Grundbesitzer  u.  dgl.  von  der  vollsten  Durchführung  des 
Prinzips,  jede  Willkür  in  der  Steuerbemessung  auszuschließen, 
entfernt«. 

Vom  Rechtsschutz  der  Steuerberechtigten  und  der  anderen 
ehrlichen  Steuerträger,  von  den  öffentlichen  Interessen,  die  die 
volle  Ausnützung  der  bestehenden  Steuerquellen  und  nicht  neue 
Steuern  ohne  Ende  wieder  mit  unwirtschaftlicher  Erschließung  ver- 
langen, finden  wir  da  kein  Wort.  Und  wir  können  die  schönste, 
gerechteste  Steuer  nicht  ausnützen,  wir  können  Steuergerechtig- 
keit nicht  herstellen,  solange  wir  keinen  praktikablen  Rechtsschutz 
für  die  staatliche  Veranlagung  besitzen.  Schutzbedürftig  ist  der 
Staat!  Garantien,  Technik  und  Kontrollen  sind  gerade  bei  den 
edleren  Steuern  in  den  ersten  Anfängen  stecken  geblieben,  eben- 
so die  Steuermoral  der  besitzenden  Klassen.  Bei  den  Steuer- 
pflichtigen sucht  man  nach  Garantien;  beim  Staate  heißen  die 
gleichen  Sicherungsmittel  mit  einer  verächtlichen  Redewendung: 
organisatorisches  Verfahren  und  Strafen,  »sofern  nicht  politische 
Momente  die  Anwendung  dieser  Mittel  verbieten«.  Dazu  muß 
man  dann  die  anderen  politischen  Erwägungen  und  Zusammen- 
hänge nehmen,  die  Lotz  vorbringt.  Ich  empfehle  z.  B.  die  Aus- 
führungen auf  Seite  452  bei  den  Streitfragen  der  Einkommens- 
besteuerung. Da  finden  wir  alle  die  antisozialen  Unlustgefühle : 
»Nichtübereinstimmung  mit  der  Regierung,  Verärgerung  gegen 
den  heimischen  Staat,  Indifferenz  in  vaterländischen  Dingen,  Ab- 
neigung, nicht  bloß  Steuer  zu  zahlen,  sondern  auch  dem  Gemein- 
wesen Vertrauen  entgegenzubringen«  usw.  Das  ist  der  Fall  a) 
in  der  Lotzschen  Unterscheidung ;  der  Fall  b)  und  c),  das  ist  die 
Unzufriedenheit  mit  den  rein  steuerartigen  Dingen.  Nur  gegen  ein 
Wort  muß  ich  protestieren.  Nicht  in  der  Bevölkerung  finden  sich 
diese  Gefühle,  sondern  »in  den  Köpfen  derer,  die  seit  Jahrzehn- 
ten daran  gewöhnt  sind,  den  größten  Teil  ihres  Einkommens  der 

<-rpflicht   zu    entziehen«.     Nur   in   diesen  Köpfen   meint  Sow- 
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hart1)  gibt  es  »Schwierigkeiten  für  die  Ausführung  einer  gewissen- 
haften Selbstdeklaration«.  Was  Lotz  in  dieser  Richtung  vorbringt, 
ist  nichts  als  die  Psychologie  aus  diesem  Kreise  der  besitzenden 
Klassen,  die  wir  ohne  Ende  in  dem  gleichen  schäbigen  Gewände  in 
den  Streitschriften  und  in  der  täglichen  Meinung  der  bürgerlichen 
Parteien  finden.  Es  ist,  wie  Röscher 2)  es  bezeichnet,  die  »bei 
den  mammonistischen  Freihändlern  vorkommende  Geringschät- 
zung der  idealen  Güter«,  »der  theoretische  Egoismus  der  Frei- 
handelsschule zur  praktischen  Bekämpfung  der  wichtigsten  Moral- 
grundsätze. So  sieht  Lotz  »wissenschaftlich«  die  Schwierigkeiten 
der  modernen  Einkommensteuer  in  einer  Zeit,  in  der  es  feststeht, 
daß  in  Preußen  fast  jedes  zweite  Bekenntnis  mit  Erfolg  bean- 
standet wird,  und  daß  in  üesterreich,  Sachsen,  Bayern,  Baden 
und  Württemberg  aus  dem  flüssigen  Kapital  nicht  mehr  als  12  % 
des  Gesamteinkommens  herauszubringen  ist  und  der  Löwenanteil 
an  den  Ergebnissen  der  Steuer  mit  40— 50  %  den  Festbesoldeten 
zuzurechnen  ist. 

Steuerpsychologisch  mag  der  Fall  a)  dem  Staate  größere 
Hindernisse  entgegensetzen  als  die  Fälle  b)  und  c),  die  in  Wirk- 
lichkeit die  gleiche  Erscheinung  bieten  und  nur  e  i  n  Fall  sind. 
Steuertechnisch  ist  mit  der  Scheidung  gar  nichts  gewonnen. 
Lotz  gibt  zu,  daß  eine  verbesserte  Technik  möglich  ist  und  im 
zweiten  Falle  [b)  und  c)]  ein  besseres  Veranlagungsergebnis  er- 
zielen kann.  Mit  der  richtigen  Technik,  so  lehrt  die  Geschichte 
der  Steuern,  wTird  das  Recht  ein  relativ  gleiches  Resultat  erzielen 
und,  wenn  es  doch  nicht  geht,  zu  einer  schärferen  greifen.  Das 
Unrecht  im  Steuerwesen  ist  gewiß,  wie  das  Kriminalunrecht,  pa- 
thologische Erscheinung.  Mit  einem  kleinen  Teil  der  Massen 
hat  es  selbst  die  Einkommensteuer  zu  tun,  aber  dieser  Teil 
kommt  bei  dieser  Steuer  gar  nicht  in  Betracht;  wir  lassen  sie 
vernünftig  und  zweckmäßig  von  dem  Bekenntnisse  frei.  Die 
übrig  bleibende  Schichte  der  »Verärgerten«  ist  leicht  besserungs- 
fähig. Mit  der  Strafandrohung,  die  in  den  krasseren  Straftaten 
tatsächlich  verwirklicht  wird  und  die  nicht  bloß  am  Papiere  steht, 
wären  wir  in  normalen  Zeiten  bald  fertig  geworden.  Als  Massen- 
erscheinung wenigstens  wäre  das  Unrecht  nicht  aufgetreten,  wenn 
die  Regierung  ein  richtiges  Recht  angestrebt  hätte.     Es  ist  eben 


1)  Archiv  f.  soziale  Gesetzgebung  u.  Statistik,  II.  Bd.,     1889,    S.  682  in  der 
Besprechung  von  Bücher,  Basels,  Staatseinnahmen  u.  Steuerverteilung  (1878 — 1887). 

2)  Geschichte  der  National-Oekonomik  in  Deutschland,   1874,  S.   1023. 
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der  Kampf  ums  Recht.  Den  Freunden  und  Vertretern  der  mo- 
dernen Einkommensteuer  wird  die  Geschichte  des  Kampfes  und 
die  Steuergeschichte  der  letzten  Periode  das  sagen ,  was  ein  kluger 
Richter  des  Staates  New- York  in  treffenden  Worten  an  Ely1) 
darüber  geschrieben  hat:  »Ichstimme  mit  Ihnen  überein  hinsicht- 
lich der  Steuer  des  Einkommens.  Es  ist  die  gerechteste  Steuer, 
die  man  finden  kann  unter  der  Voraussetzung,  daß  der  Betrag 
des  Einkommens  ermittelt  werden  kann.  Da  sitzt  die  Schwierig- 
keit. Mir  scheint,  daß  Sie  diese  kaum  angemessen  würdigen.« 
Dort  liegt  das  große  Problem  für  die  Theorie  und  Praxis. 

Auf  Grund  des  guten  statistischen  Materials,  das  die  Ver- 
anlagung in  Preußen  bietet,  konnten  wir  in  unserer  Untersuchung 
> Moral  und  Technik  bei  der  Veranlagung  der  preußischen  Ein- 
kommensteuer« 2)  zu  dem  Ergebnisse  kommen,  das  auch  für  die 
anderen  Länder  gilt,  die  die  preußische  Type  des  Gesetzes  ge- 
wählt haben,  und  die  eine  Verwaltung  von  der  Energie,  Gewissen-, 
haftigkeit  und  Unverdrossenheit  besitzen,  wie  die  preußische. 
Es  steht  in  der  Gegenwart  die  Einkommensteuer  auf  der  zweiten 
Stufe  der  Entwicklung.  Die  Veranlagung  ist  kein  »Lug-  und 
Trugsystem«  ;  sie  ist  aber  auch  nicht  das  Gegenstück,  ein  voll- 
endetes Werk.  Die  »Zukunft  der  Einkommenbesteuerung«  liegt 
nicht  in  der  Beschränkung  der  beschränkten  staatlichen  Macht, 
die  Fuisting  in  seiner  Verbitterung  und  Einseitigkeit  vom  hohen 
Richterstuhl  herab  fordert.  Die  Zukunft  liegt  in  den  friedlichen, 
gesunden  Verhältnissen  und  Beziehungen  zwischen  Staats-  und 
Privatwirtschaft.  Der  Friede  kann  nur  einkehren,  wenn  das  gegen- 
seitige Mißtrauen  schwindet.  Dazu  brauchen  wir  eine  andere 
Moral  und  eine  andere  Technik!  Für  den  Stand  der  Moral  ist 
das  Zeugnis  von  Lotz  bezeichnend.  Man  kann  es  oft  in  bürger- 
lichen Kreisen  hören  und  in  deren  Presse  lesen.  Ich  kann  nicht 
einmal  den  guten  Ausspruch  anwenden,  daß  es  der  Egoismus  ist, 
der  »sich  mit  dem  Gewände  wohlklingender  Worte  umkleidet«. 
Die  »Verärgerung«,  das  »Sattbekommen«,  allein  »richtige  An- 
gaben zu  machen«,  das  »Abschrecken  vom  ehrlichen  Bekennen 
des  Einkommens«,  einmal  »wegen  enormer  Normalsätze«,  das 
andere  Mal  wegen  *  enormer  Zuschläge«  der  Selbstverwaltungs- 
körper.     Das   klingt    nicht   nur   nicht   schön,    das   ist   sittlich  und 


i)  Das  Zitat  bei  Cohn :  Betrachtungen  usw.  S.  262. 
2)  Duncker  &  Humblot,   1911,  S.  88. 
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rechtlich  nicht  haltbar,  weil  es  mit  solchen  Gründen  nirgends  und 
niemals  eine  Moral  und  ein  Recht  gibt. 

Lehrt  Lotz  nicht  selbst,  »daß  man  von  der  Opposition  ver- 
langen kann,  daß  sie  ihre  Steuern  mit  zu  der  Deckung  der  herr- 
schenden Politik  zahle  und  die  Gesetze  nicht  verletze« !  Der 
Gehorsam,  lehrt  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre1),  ist  »das  Kom- 
plement der  Staatsgewalt,  ohne  welches  sie  nicht  zu  existieren 
vermag.  ,  Eine  Gewalt,  die  befiehlt,  ohne  daß  ihr  gehorcht  würde, 
verliert  ihren  Charakter  als  Herrschergewalt.  Näher  besehen  ruht 
die  ganze  Staatsgewalt  auf  dem  Gehorsam  der  Untertanen,  all 
ihre  Tätigkeit  ist  verwandelter  Gehorsam.  Sie  kann  nämlich  ihre 
Funktionen  nur  erfüllen  durch  sachliche  und  persönliche  Lei- 
stungen der  Einzelnen  und  der  Verbände.  Nur  durch  diese  kann 
sie  existieren,  wollen,  das  Gewollte  durchsetzen.  Es  gilt  für 
jeden  Staat:  an  dem  Maße  des  Gehorsams  und  der  Pflichter- 
füllung seiner  Mitglieder  hat  er  zugleich  das  Maß  seiner  Kraft 
und  Stärke«.  Die  Geschichte  und  die  Entwicklung  der  Steuern 
sind  ein  exakter  Beweis  für  die  Richtigkeit  dieser  Lehre.  Weil 
man  den  Gehorsam  bei  den  edleren,  gerechteren  Steuern  nicht 
durchsetzen  wollte  und  konnte,  blieb  man  fern  dem  Ziele  der 
Steuergerechtigkeit.  Lotz  sagt  es  uns  ganz  ausdrücklich:  Im 
Falle  a)  lautet  das  Rezept,  muß  man  »es  mit  einem  anderen  Steuer- 
system versuchen,  welches  nicht  an  die  Mitwirkung  der  Steuerzahler 
appelliert«.  Nun  glaubt  die  Finanzwissenschaft,  daß  die  moderne 
Entwicklung  gerade  lange  genug  bei  den  Ertrags-  und  Aufwand- 
steuern stehen  geblieben  ist.  Wir  können  ruhig  und  bestimmt 
behaupten,  daß  im  Deutschen  Reich  und  in  Oesterreich  bis  in 
die  90er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  der  Reichtum  direkt  so 
gut  wie  gar  nicht  besteuert  war.  Bei  den  Steuern  »der  anderen« 
gibt  es  keine  Verärgerung,  kein  Sattbekommen  der  Veranlagungs- 
künste. Der  Individualismus  hat  es  in  diesen  Dingen  leicht  und 
bequem,  er  kommt,  wenn  er  konsequent  ist,  wenigstens  in  seiner 
Theorie  recht  weit.  Der  reine  Individualismus  des  Naturrechts 
kam,  wie  Treitschke2)  sagt,  zu  dem  ungeheuerlichen  Schluß:  wenn 
der  Staat  einen  Krieg  erklärt,  den  der  einzelne  Bürger  für  un- 
recht hält,  so  soll  der  Bürger  das  Recht  haben,  den  Staat  zu 
verlassen.     Bei    dieser    Befugnis   wäre .  der   furchtbare    Weltkrieg 


1)  S.  385. 

2)  Politik,  2.  Aufl.  1.  Bd.,  S.   110. 
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bald  beendet  gewesen,  die  soziale  Revolution  wäre  erst  später 
gekommen. 

Die  Gründe.,  die  Lotz  gegen  die  weitere  Ausgestaltung  der 
Einkommensteuer  vorbringt,  sind,  wie  sie  die  Sozialethik  unserer 
Zeit  einstimmig  beurteilt,  nichts  als  Worte,  »Sophismen,  mit  denen 
sich  der  Eigennutz  seinen  Pflichten  gegen  Staat  und  Reich 
zu  entziehen  sucht«.  Das  Unrecht  liebt  es  nicht,  sich  nackt  zu 
zeigen.  Man  sucht,  so  sagt  wieder  Treäsc/tke1),  nach  Vorwänden 
und  erkennt  dadurch  mittelbar  die  Herrschaft  des  Sittenge- 
setzes an.     Was  ist  Wahrheit? 

Die  Moraltheologie  beschäftigt  das  sittliche  Problem  der 
Verbindlichkeit  der  Steuergesetze  durch  Jahrhunderte.  Von  der 
Lehre  Christi  und  der  Apostel  geht  im  christlichen  Altertum  und 
Mittelalter  bis  in  die  Gegenwart  die  Auffassung,  Steuerpflicht  ist 
Gewissenspflicht.  Gebet  dem  Kaiser,  was  des  Kaisers  ist  — 
gebet  Steuern,  wem  Steuer,  Zoll,  wem  Zoll  gebührt.  Das  Steuer- 
gesetz erzeugt  neben  der  Rechtspflicht  unmittelbar  Gewissens- 
pflicht; Steuerrecht  verbindet  auch  dem  inneren  Verhalten  nach 
im  Gewissen.  Es  ist  überaus  interessant,  dem  Theologen  und 
Staats  Wirtschaftler  Franz  Hamm  in  seinem  Werke:  »Zur  Grund- 
legung und  Geschichte  der  Steuermoral« 2)  auf  seinem  Gange 
durch  die  moraltheologische  Literatur  dieser  Zeiten  bis  in  die 
Gegenwart  zu  folgen,  nicht  so  sehr  in  der  Beantwortung  der 
Frage,  sondern  in  der  Begründung,  in  der  Grundauffassung  von 
Staat  und  Steuern.  Die  Lehre,  die  die  Erage  bejaht,  ist  vererbt. 
War  das  römische  Steuerrecht  trotz  seiner  Härten  und  Mängel, 
trotz  feindlicher  Gesinnung  des  Staates  und  der  Obrigkeit  gegen 
die  Kirche  nach  deren  Lehren  gewissensverbindlich,  »dann  ist  es 
auch  Pflicht  katholischer  Moraltheologie«,  die  Steuergesetze  und 
•veibote  der  neu/.eitigen  Kulturländer  als  Gewissenssache  anzu- 
sehen. Der  Geist  der  großen  Theologen,  der  Synoden  und 
Konzilien,  des  Corpus  juri  canonici  usw.  rücksichtlich  der  Steuer 
denn  doch  die  Finanzwissenschaft  interessieren;  dieGedanken, 
Werturteile  und  Begründung  der  verschiedenen  Epochen  sind  doch 
o  wertvolle  Dokumente,   wie    die  weltlichen  derselben  Zeit. 

lentlich  steuergeschichtliche  Untersuchungen  müßten   auf  die 

icksicht  nehmen,  die  nicht  nur  den  Stand  der  Ethik 

iode    und    in    einem    konkreten    Gebiete    zeigen, 

i)  Bbendi  S.  97. 

I'.uilinus-Druckcrei- Verlag,  1908,  XIV  und  320  S. 
ZtiuHir  li  tur  dir  get.  Staatuwiiicnscb.     1930.     \\i.  '   J 


98 


Franz  Meisel: 


sondern  auch  das  wertvolle  Bild  geben,  wie  Tugend  und  Sünde 
bezüglich  der  Steuer  im  einzelnen  Menschen  gelebt  und  gerungen 
haben.  Nicht  bloß  die  kasuistischen  Untersuchungen  abstrahieren 
von  den  Erfahrungen  des  Tages,  aus  der  geistlichen  Beratung  und 
dem  Beichtstuhl.  Endlich  sind  Meinung  und  Gründe  über  Grund- 
fragen der  Steuerlehre,  über  Steuergerechtigkeit  und  über  Technik 
interessante  und  wertvolle  Ueberlieferungen  aus  Zeiten,  in  denen 
der  Steuergeschichte  wenige  Quellen  fließen. 

Die  theoretische  und  praktische  Ethik  kam  in  der  Frage 
natürlich  ziemlich  bald  zu  jener  Stelle,  an  der  sie  untersuchen 
mußte,  verbindet  und  verpflichtet  auch  das  ungerechte  und 
schlechte  Gesetz,  die  Steuerkorruption  der  Fürsten  und  Beamten 
im  Gewissen?  Die  theologische  Moral  kam  an  dieser  Stelle  zu 
dem  gerade  dem  Steuerethiker  und  -techniker  merkwürdigen  Ver- 
suche mit  der  lex  poenalis.  Die  staatsfreundlichen  Gedanken 
der  Evangelien  führten  zur  treuen  Bewahrung  der  Lehre:  alle 
Fiskalia  sind  aus  Gewissenspflicht  zu  zahlen;  die  ungerechte  und 
unerträgliche  Ausbeutung  hat  mit  Gottes  Gebot  nichts  zu  tun. 
Die  ist  auszuscheiden  und  Steuerentziehung  ist  fraus.  Das  ist 
folgerichtig  und  nach  Augustinus  die  sana  doctrina. 

Nach  Hamm  und  seinen  Quellen  begegnet  uns  die  pönalge- 
setzliche  Auffassung  des  Steuerwesens  zuerst  in  der  kasuistischen 
Literatur.  Sie  wendet  die  allgemeinen  Moralgrundsätze  auf  den 
konkreten  Fall  an  und  will  für  ihn  die  entstandene  Gewissens- 
frage lösen.  Der  unmittelbaren,  bindenden  Gewissenspflicht  wird 
eine  zweite,  eine  mittelbare  entgegengesetzt;  sie  besteht  nur 
gegenüber  der  festgesetzten  Strafe  und  die  Steuer  selbst  wäre 
nicht  gewissensverbindlich.  Logisch  und  ethisch  ist  die  Kon- 
struktion nicht.  Konsequent  ist  die  andere  Form.  Ist  das  Steuer- 
gesetz ungerecht  und  unsittlich,  so  ist  auch  seine  Rechtsfolge, 
die  Strafe,  »aus  dem  moralischen  Bewußtsein  auszuscheiden«. 
Auch  das  ist  gesagt  worden.  Die  Folgerung  aus  der  Pönalge- 
setztheorie  ist  dann  nur  ein  weiterer  Schritt:  laß  dich  nicht  er- 
tappen! Diese  Pönalgesetztheorie  ist  nur  zu  verstehen,  wenn  man 
sich  die  zwei  Welten  vorstellt.  Die  lex  poenalis  gehört  der 
justitia  legalis  an,  während  die  richtige  Steuer  unter  die  justitia 
commutativa  fällt.     Aus   dieser    allein  erwächst  Gewissenspflicht. 

Nach  der  Darstellung  unseres  Führers  durch  diese  Literatur 
scheint  die  Lehre  von  den  Pönalgesetzen  namentlich  in  unserer 
Zeit    im    starken   Rückgang    begriffen.     Hamm   verweist   darauf, 
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daß  die  neuen  Moralisten  modernes  Leben  und  Denken  berück- 
sichtigen und  daß  sie  das  Moralischwerden  der  Steuertheorie  und 
Praxis  der  Gegenwart  feststellen.  So  lehnt  auch  die  neue  Unter- 
suchung, die  von  Klemens  Wagner:  die  sittlichen  Grundsätze  be- 
züglich der  Steuerpflicht  *),  die  Lehre  ab,  und  erklärt  das  ernst- 
liche Verfechten  »der  gewiß  veralteten  und  überlebten  Theorie« 
damit,  daß  das  im  wissenschaftlichen  Moralbetriebe  so  manches- 
mal verhängnisvolle,  mehr  als  konservative  Festhalten  an  einmal 
aufgestellten  »probablen»  Meinungen  auch  wieder  die  Schuld 
daran  trägt. 

An  dem  Kern  der  Lehre,  wie  sie  die  älteren  Moraltheo- 
logen, namentlich  auch  der  hl.  Thomas  überliefert  haben,  ist 
festzuhalten.  Dieser  Kern  ist  die  Gerechtigkeit.  Aus  den  Proben, 
die  uns  Hamm  aus  der  letzten  Zeit  vorlegt,  ersehen  wir  bei  den  . 
starken  Geistern  klares  Verständnis  für  Staat,  Steuer  und  Steuer- 
pflicht, richtiges  Verstehen  der  Vorgänge  und  ernstes,  wissen- 
schaftliches Streben  nach  der  Wahrheit.  Was  können  wir  für 
die  Moral  des  Volkes  besseres  wünschen,  als  den  Leitsatz :  »In 
der  Erziehung  der  Völker  für  die  wahren  sozialen  Güter  muß  die 
Moral  die  tiefsten  Motive  zur  Verfügung  stellen«2).  Wie  weit- 
schauend ist  der  Satz  in  der  »katholischen  Moral«  Mausbachs^ 
daß  in  dieser  Ethik  die  zu  starke  Bevorzugung  des  Privatrecht- 
lichen gegenüber  dem  OefTentlichrechtlichen  und  Sozialen  ohne 
Gefahr  geopfert  werden  könnte.  Tatsächlich  finden  sich  in  den  Be- 
legstellen feine  Beobachtungen  des  tatsächlichen  Lebens  und  der 
Volksseele,  und  im  Gegensatz  zu  vielen  Darbietungen  der  Finanz- 
wissenschaft, in  schöner  Form  und  in  einer  geradezu  erwärmenden 
Art  der  Darstellung.  Welches  schöne  Muster  geben  die  Lei- 
stungen eines  Hirscher  und  Linsenmann!  Wie  richtig  und  einfach 
ist  die  Antwort,  die  der  letztere  auf  die  Einwendungen  bringt, 
wie  sie  Lotz  bietet.  Die  Lehre  von  den  reinen  Pönalgesetzen 
beruht  auf  einer  falschen  Auffassung  von  der  Bedeutung  der  Ge- 
setze für  das  allgemeine  Beste  und  von  einer  geordneten  Ge- 
setzgebung überhaupt:  Der  Begriff  des  reinen  Pönalgesetzes  ist 
von  der  Moral  nicht  vollziehbar.  Und  die  große  Wahrheit !  »Der 
einzelne  erkennt,  so  lange  er  nur  an  sich  denkt,  in  jeder  Polizei- 
verordnung nur  eine  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit,  in 
jeder    Steuer    eine    Bedrohung    seines    Eigentums,    er   fühlt   sich 

i)  Regensburg,  G.  J.  Manz,  1906,  102  S. 
2)  S.  316. 
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daher  im  Gewissen  nicht  an  eine   Sache   gebunden,    welche    vor 
Erfassung  des  Gesetzes  freigestellt  war.     Man  muß  sich  aber  als  * 
Glied  des  Ganzen  fühlen  und  muß  erkennen,  daß  die  Wohlfahrt 
des    einzelnen    von    der   rechten   Ordnung   des  gesellschaftlichen 
Ganzen  abhängt« 1). 

Ich  muß  mir  leider  versagen,  Hirschers  Antwort  in  den 
Betrachtungen  über  die  sonntäglichen  Evangelien«  auf  die 
Frage :  ist  es  überhaupt  recht,  daß  die  Obrigkeit  uns  Steuern 
auferlege  und  wir  sie  entrichten?  hier  anzuführen.  Der  »Mann 
von  großen  Fähigkeiten,  von  tiefer  Innigkeit  und  von  einem 
feinen  psychologischen  Gefühl«  spricht  die  Sprache,  die  auf 
die  Studenten  und  die  anderen  Gebildeten,  die  lernen  und 
besser  werden  sollen,  anders  wirkt,  als  der  nüchterne  Ton  unserer 
Finanzwissenschaft.  So  lehrt  er  zu  unserem  Thema:  »Freilich 
diese  Abgaben  sind  lästig  2),  und  es  liegt  nahe,  dieselben  trüg- 
lich  zu  umgehen.  Tue  das  aber  nicht!  Der  Staat  bedarf  dieser 
Einnahme;  es  ist  in  seinem  Haushalte  auf  sie  gerechnet;  er  gibt 
darüber,  wozu  er  sie  verwendet  habe,  öffentlichen  Nachweis. 
Und  ferner,  wenn  du  ihn  betrügst,  dann  betrügst  du  nicht  so 
sehr  ihn,  als  vielmehr  deine  Mitbürger,  die  für  den  durch  dich 
entstehenden  Ausfall  aufkommen  müssen.  Nicht  genug:  du  be- 
einträchtigst deine  Mitbrüder  auch  dadurch«,  daß  die  redlichen 
die  Waren  um  den  gezahlten  Zoll,  Akzis  usw.  teuerer  erlangen. 
»Aber  außerdem:  Betrug  ist  Betrug;  Falschheit  und  Unehrlich- 
keit ist  Falschheit  und  Unehrlichkeit.     Beflecke  dich  nicht.* 

K.  Wagnerz)  schiebt  der  schiefen  Pönalgesetztheorie  »zweifel- 
los« die  Schuld  mit  daran  zu,  »wenn  in  den  Steuerzahlern  da 
und  dort  kein  rechtes. Bewußtsein  von  einer  eigentlichen  Steuer- 
pflicht aufkommen  will«.  Das  gilt  fraglos  von  jener  finanzwissen- 
schaftlichen Strömung,  die  Lotz  vertritt.  Hamm  erinnert  an  das 
andere,  von  Finanztheoretikern  und  Juristen  lebhaft  geäußerte 
Verlangen  nach  Verschärfung  des  Bewußtseins  der  Steuerpflicht 
und  Hebung  der  Steuermoral4).  »Gerade  die  belehrende  Moral- 
wissenschaft hat  die  Aufgabe,  mitzuwirken«,  so  meint  Hamm 
unter  Berufung  auf  Nolden  J.  S.,  »daß  der  Volksgeist  mit  der 
sittlichen  Pflicht  der  auferlegten  Steuerleistungen   sich  allmählich 


i)  Ebenda,  S.   292. 

2)  Nach  Hamm,  S.   130. 

3)  A.  a.  O.  S.  101. 

4)  A.  a.  O.  S.  315  Anm.  3. 
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zurechtfindet,  das  anzustrebende  und  zu  erhoffende  Ideal  ver- 
wirklicht, da  es  Täuschung  ist«,  —  und  das  ist  die  Antwort  auf 
die  Lehre  von  Lotz  und  die  Moral  der  Advokatenschriften  — 
>die  Ursachen  der  Steuerdefraudationen  in  unvollkommenen  Steuer- 
gesetzen und  nicht  auch  im  Egoismus  und  menschlicher  Schwäche 
zu  suchen«.  Und  den  Verärgerten  gibt  ein  anderer  Ethiker  die 
Belehrung:  Es  gehört  zur  bürgerlichen  Tugend,  an  dem  Grund- 
satz »Gehorsam  gegen  geltende  Gesetze«  festzuhalten,  aber  auch 
an  dem  hiermit  verbundenen  Rechte,  ein  besseres  Gesetz  zu  ver- 
langen. Das  ist  der  Weg,  den  Sittlichkeit  und  Recht  vorzeichnen, 
mit  staatsbürgerlichen  Mitteln  Unrecht  des  Gesetzes  und  der  Ver- 
waltung zu  bekämpfen.  Und  unmittelbar  auf  die  Seite,  auf  der 
Lotz  die  unmoralische  Selbsthilfe  mit  Grundsätzen  der  Psychologie 
jener  Kreise  verteidigt,  folgt  auf  S.  453  das  Geständnis:  »von 
der  Sorge  für  den  Geldbeutel  der  Wohlhabenden«,  für  die  bis 
jetzt  kaum  ein  Mittel  existiert,  die  Heranziehung  dieser  Schichten 
zu  energischer  Teilnahme  an  den  öffentlichen  Geschäften  zu 
fördern«.  Mein  Standpunkt  ist  es,  wenn  Lotz  die  Gleichgültigkeit 
in  der  Ausübung  politischer  Rechte  gerade  bei  den  Wohlhabenden 
weit  mehr  überwinden  will,  »wenn  diese  sich  an  der  Lastenauf- 
bringung in  wirksamer  und  fühlbarer  Form  stark  zu  beteiligen 
haben«.  Um  sein  gutes  Recht  kämpfen,  Unrecht  und  Unwirt- 
schaft  am  richtigen  Orte  angreifen,  dem  Rechte  in  den  einzelnen 
Stadien  der  Entwicklung  und  Umbildung  zum  Siege  zu  verhelfen, 
bedeutet  doch  etwas  anderes  als  die  zur  Regel  gewordene  Selbst- 
hilfe, die  unter  Berufung  und  Bekräftigung  des  besten  Wissens 
und  Gewissens  lügt  und  betrügt  und  sich  dann  noch  auf  Grund- 
sätze der  Moral  beruft,  die  wenigstens  das  für  sich  haben,  nichts 
zu  kosten.     Beflecke  dich  nicht! 

Auf  dieser  Seite  453  kommen  dann  zwei  Werturteile,  die 
auch  ein  Beispiel  dafür  geben,  wie  nach  meiner  Anschauung  die 
Wissenschaft  zu  führen  hat.  Das  eine  betrifft  die  Veranlagung 
der  englischen  Einkommensteuer,  mit  dem  gelehrt  klingenden 
Namen  »analytische«  Methode.  Es  ist  ein  Zeichen  des  richtigen 
Blickes  und  Urteiles,  wenn  L.otz  trotz  der  Mängel  der  deutschen 
Gesetze  und  der  Erfahrungen  mit  der  synthetischen  Methode  die 
englische  mit  ein  paar  Zeilen  abtut.  Es  ist  eine  Inkongruenz  mit 
seiner  Beweisführung,  auf  der  vorhergehenden  und  dann  wieder 
auf  der  nächsten  Seite,  aber  es  ist  ein  richtiges,  und  dazu  ganz 
apodiktisches  Werturteil,  wenn  Lotz  es  als  »eine  enorme  Einsei- 
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tigkeit«  hinstellt,  wenn  man  nicht  die  Vorzüge  und  Einträglich- 
keit der  Steuer  nach  der  synthetischen  Methode  anerkennen 
wollte.  Es  ist  ganz  richtig.  Unsere  Type  ist  das  »richtige«  Recht 
und  ihr  fehlt  nur  eine  andere  Moral  und  eine  andere  Technik. 
Mit  der  Ethik,  die  Lotz  vorträgt,  und  mit  seinem  Maßstabe  von 
hohem  und  niedrigem  Niveau  des  politischen  Lebens  kommen 
wir  nicht  einen  Schritt  weiter;  in  der  Erkenntnis  nicht,  weil  wir 
das  schon  von  den  Zeiten  Umpfenbachs  wissen,  in  den  Tatsachen 
nicht,  weil  die  Ursachen  nicht  andere  werden.  Deutschlands 
Finanzmisere,  sagt  Schulze-Gaevernitz,  ruht  nicht  auf  mangelnder 
Steuerfähigkeit,  sondern  auf  mangelnder  Steuerwilligkeit.  »Der 
Steuerdruck  ist  eine  moralische  Größe«,  keine  zahlenmäßige. 
Mit  ihm  operieren  Parteien  und  Wissenschaft  solange  im  Sinne 
einer  zu  bekämpfenden  feindlichen  Macht,  bis  es  das  Volk  und 
die  Theorie  glaubt.  Statt  die  Steuergerechtigkeit  zu  suchen, 
arbeitet  das  Deutsche  Reich  in  seiner  Vertretung,  in  der  Presse 
und  Wissenschaft  mit  der  ganz  haltlosen  Kompetenz  von  Reich 
und  Einzelstaaten  in  direkten  und  indirekten  Steuern  und  kommt 
zu  unmöglichen  Verhältnissen  auf  der  ganzen  Steuerlinie.  Unter 
dem  Einfluß  der  innerpolitischen  Verhältnisse,  die  stärker  waren 
als  der  Kanzler  Bismarck,  kamen  nach  der  richtigen  Wertung 
Gerloffs  *)  »Zoll-  und  Steuervorlagen  zur  Verabschiedung,  die 
allen  finanzpolitischen  Grundsätzen,  wie  sie  gerade  damals  im 
Zusammenhang  mit  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Umgestal- 
tung der  deutschen  Volkswirtschaft  von  Neumann,  Wagner, 
Schmoller,  Schäffle  u.  a.  vertreten  wurden,  nur  zu  sehr  wider- 
sprachen«. Der  »Kampf  um  die  Besitzsteuer«  im  Sinne  einer 
Belastung  der  stärkeren  Steuerkräfte,  wie  ihn  Altmann2')  schildert, 
bringt  keine  gesunde  Reform,  »sondern  nur  ein  Denkmal  unserer 
Zeiten  Schande«.  Gesiegt  haben  die  organisierten  Interessen- 
gruppen und  die  politischen  wirtschaftlichen  Parteien,  unterlegen 
sind  die  Gemeinschaft  und  die  Gerechtigkeit  in  der  Idee  und  in 
der  Ausführung. 

Wenn  man  die  Summe  und  den  Stand  der  Dinge,  die 
zu  einer  überwiegend  zuverlässigen  Einkommensdeklaration  in 
einem  Lande  führen,  als  Beweis  für  ein  sehr  hohes  Niveau 
des  politischen  Lebens  und  der  öffentlichen  Moral  hinstellt, 
so    ist    damit    erstens    nicht    viel    anderes    gesagt,    als    was    die 


i)  Finanz-  und  Zollpolitik  S.  519. 

2)  Archiv   für  8ozialwissenschaft  und  Sozialpolitik,  XXIX.  Bd.,   1909,  S.  107. 
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anderen  sagen  und  gesagt  haben;  zweitens  ist  aber  die  schöne 
Lehre  nicht  wahr.  Das  politische  Leben  in  der  Schweiz  und  in 
Amerika  steht  auf  einem  gewiß  höheren  Niveau  als  das  Oester- 
reichs;  jenes  von  England  nach  Lotz''  Ansicht  auf  einem  besseren 
als  Deutschlands.  Die  Steuerbekenntnisse  sind  aber  bei  den 
Ländern  mit  der  höheren  politischen  Reife,  wie  Lotz  es  von  den 
beiden  Republiken  weiß  und  auch  sagt,  alles  andere  als  mora- 
lische. Das  Moralische  in  Steuersachen  versteht  sich  nirgends 
und  niemals  von  selbst.  Wie  Lotz  die  Steuermoral  in  den  beiden 
Ländern  charakterisiert  —  der  Fall  b)  oder  c)  auf  S.  452  und  die 
amerikanische  Vermögensbesteuerung  auf  S.  459,  der  Zustand  der 
Dinge  in  England,  wie  sie  englische  Quellen  darlegen,  —  beweisen 
mir  die  Richtigkeit  meiner  Anschauung.  So  wie  es  unter  den  Ver- 
ärgerten und  den  Leuten,  die  unsere  Steuerdinge  satt  bekommen 
haben,  manche  gibt,  die  sonst  auf  einer  hohen  Stufe  der  Politik 
und  Moral  stehen,  so  ist  es  mit  den  Ländern.  Was  Eßlen  von 
den  »direkten  Steuern  im  Kanton  Zürich«  erzählt,  stimmt  genau 
mit  meiner  Darstellung,  wie  sie  der  Abschnitt:  »Der  Kampf  ums 
Finanzrecht  in  Oesterreich«  *)  bringt.  Hat  man  jedoch  durch 
statistische  und  vergleichende  Studien  in  diesem  Zweige  der 
Moral  eine  größere  Erfahrung  und  einen  schärferen  Blick  —  und 
die  muß  man  haben,  wenn  man  von  den  Dingen  »wissenschaft- 
lich« spricht  und  lehrt,  —  so  kommt  man  auf  Tatsachen,  die  den 
Grad  der  steuerlichen  Unlustgefühle  ziemlich  exakt  und  genau 
bestimmen. 

Psychologisch  und  ethisch  ist  das  ein  wesentlich  tieferes 
Niveau  steuerlicher  Moral,  wenn  die  Bevölkerung  lügt  und  sich 
für  die  materiellen  Unrechtsfolgen  versichert,  wie  das  nach  Eßlen 
in  der  Schweiz  noch  jetzt  geschieht  und  in  Oesterreich  in  der 
ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  beim  Warenschmuggel  ge- 
schehen ist.  Und  diese  beiden  Erscheinungen  sind  steuerethisch 
wieder  verschieden  zu  werten,  da  Einkommen-  und  Vermögens- 
steuern eine  andere  steuerliche  und  sittliche  Grundlage  haben 
als  der  Zoll.  Derselbe  Zollschmuggel,  den  unser  reisendes  Publi- 
kum und  speziell  die  Frauen  mit  einer  gewissen  Lust  und  Vor- 
liebe heute  so  üben,  wie  die  Vorfahren,  ist  einfache  Harmlosig- 
keit gegenüber  der  amerikanischen  Form,  die  allgemein  üblich 
war,  die  Dollarnote  zu  oberst  hinzulegen,  die  vor  der  Fest« 
Stellung  der  im  Koffer  enthaltenen,  unverzollten  Sachen  und  Säch- 

i)  Beitrüge  jui   Lehre  rom  Finanz-Unrechte,  Wien,  Manz,  1892.  S.  35  ff. 
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lein  bewahrte.  Bei  den  Wunderorten,  in  denen  nach  der  Ge- 
schichte die  Steuermoral  wirklich  gelebt  hat,  also  z.  B.  bei  Zürich 
nach  dem  Zeugnis  von  Adam  Smith  und  bei  dem  bekannten 
Steuerautomaten  Bremens  möchte  ich  nach  der  Lotzschen  Me- 
thode doch  anregen  zu  untersuchen,  wie  hoch  die  Steuern  waren, 
die  gewissenhaft  entrichtet  wurden,  und  wie  die  Einkommens- 
und   Vermögensverhältnisse    der   Bürger    um    diese  Zeit    waren. 

Endlich  müssen  wir  an  den  Volkscharakter,  an  das  Tempera- 
ment des  Volkes  erinnern,  aus  dem  heraus  sich  die  Art  des  Wider- 
standes erklärt.  Und  innerhalb  des  Volkes  finden  wir  Unter- 
schiede, die  wiederum  auf  andere  Momente  zurückgehen.  Die 
Steuermoral  von  Stadt  und  Land,  vom  Westen  und  Osten  Preus- 
sens  und  Oesterreichs  weisen  auf  andere  Gründe  der  Moral,  als 
sie  Lotz  sich  und  seinen  Lesern  zurechtlegt.  Die  Technik  des 
Steuergesetzes,  die  Güte  und  Stärke  der  Steuerverwaltung  sind 
wohl  auch  Kräfte,  die  bei  der  Steuermoral  mitarbeiten. 

Wenn  ich  Teile  des  Einkommens  aus  Kapital  an  der  Quelle 
fasse,  aus  der  das  Einkommen  fließt,  so  muß  ich  zu  einem 
anderen  Ergebnis  kommen,  als  wenn  das  Kapitaleinkommen  sich 
nur  aus  dem  Bekenntnis  offenbart.  Die  Steuermoral  und  die 
Steuerumgehung  beginnt  erst  an  dem  Punkte,  wo  es  geht,  das 
Einkommen  nicht  in  die  faßbare  Quelle,  sondern  an  eine  andere 
Stelle  zu  leiten.  So  geschieht  es  in  England  und  in  der  ganzen 
Welt.  Die  ehrlichen  und  klugen  Fabier1)  erklären  es  richtig  als 
»die  einfachste  Art  der  wohlhabenden  Leute,  die  Steuer  zu  um- 
gehen«, indem  sie  ihr  Vermögen  in  ausländischen  Papieren 
oder  Grundbesitz  anlegen;  das  Zinsenguthaben  im  Ausland,  die 
»Kupons  auf  Paris  oder  New-York« ,  werden  dann  auf  einem 
laufenden  Konto  einer  dortigen  Bank  eingezahlt.  Die  von  Eng- 
land aus  gezogenen  Schecks  auf  die  ausländische  Bank  sind,  so 
berichtet  unsere  Quelle,  ohne  weiteres  in  London  zu  verwerten. 
Das  ist  immer  eine  Uebertretung  der  Gesetze  und  Steuerbetrug 
gewesen;  »aber  es  ist  zu  befürchten,  daß  es  häufig  geschieht« 
»Auf  diesem  Wege  haben  Versicherungsanstalten,  Finanzfirmen, 
reiche  Privatleute  große  steuerfreie  Vermögen  gesammelt.« 

Im  Jahre  1914  wurden  alle  derartigen  Einkommen  von  in  Eng- 
land lebenden  Personen,  gleichgültig,  ob  es  dahin  gebracht  wird 
oder  nicht,  für  steuerpflichtig  erklärt.  »Aber  dies  geschieht 
durchaus  nicht  immer,  und  bis  jetzt  haben  wir  (die  Fabier)  nicht 
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erlebt,  daß  die  Steuerbehörde  Strafantrag  gestellt  hätte«1).  Und 
dazu:  »Bei  Firmen,  die  nicht  sterben  und  denen  keine  Erb- 
schaftssteuer droht,  fehlt  sogar  dieser  letzte  Hinderungsgrund. 
Im  Jahre  1914  wurde  das  derart  im  Ausland  wieder  angelegte 
Einkommen,  offiziell  auf  jährlich  20  Millionen  geschätzt.«  Ein 
anderer  Fall  aus  der  Steuerleidensgeschichte  Englands  !  Bei  den 
Depositen,  deren  Zinsen  sich  jährlich  auf  einige  10  Millionen 
Pfd.  St.  belaufen,  wird  die  Einkommensteuer  an  der  Quelle  nicht 
abgezogen,  »und  sie  werden  wohl  auch,  wie  zu  befürchten  ist, 
gewöhnlich  nicht  von  den  Steuerpflichtigen  deklariert,  besonders 
wenn  sie  keine  Ermäßigungen  oder  Abzüge  zu  beanspruchen 
haben«.  Selbstverständlich  werden  Gründe  angeführt,  die  sich 
gegen  den  obligatorischen  Steuerabzug  kehren.  »In  Wahrheit«,  sagt 
unsere  Quelle2),  »handelt  es  sich  dabei  um  die  Macht  der  Bank- 
welt gegenüber  dem  Schatzsekretär.« 

Eine  ganze  Reihe  von  Fällen  aus  den  verschiedenartigsten 
Einkommensquellen  führt  das  Kapitel  »Verhütung  der  Steuer- 
hinterziehung« vor,  die  auf  sorgsame  Beobachtung  hindeuten. 
Ganz  wie  bei  uns  geht  die  Einkommensteuer  leer  aus:  bei  Dar- 
lehenszinsen, bei  Schatzwechseln  und  Aktien,  die  unter  Pari  aus- 
gegeben und  mit  dem  Nominale  oder  einem  noch  höheren  Ge- 
winn rückgezahlt  werden;  -geschäftliche  »Praktiken,  zu  welchen 
häufig  gegriffen  wird*  in  der  Absicht,  erlaubter- und  unerlaubter- 
weise die  Einkommensteuer  zu  umgehen,  werden  uns  vorgeführt, 
Künstler  und  Literaten  mit  sehr  verschiedenen  Einnahmen  wer- 
den nicht  vergessen,  auch  nicht  (»gelegentlich«)  Aerzte  und 
Rechtsanwälte. 

Einen  Fall  möchte  ich  doch  hervorheben  und  ihn  als 
Beispiel  den  Lehrbüchern  empfehlen,  auch  den  Steuerethikem. 
Die  »Operation«  soll  »nur  bei  gewerbsmäßigen  Spekulanten 
üblich«  sein,  Die  Steuer  wird  bei  der  Dividende  an  der  Quelle 
abgezogen.  Man  verkauft  nun  das  Papier  kurz  vor  der  Divi- 
dendenverteilung, wenn  im  Kurs  das  Plus  an  Dividende  schon 
enthalten  ist,  und  kauft  nach  einigen  Tagen  das  Papier  ohne 
Dividende  wieder.  Unsere  Quelle  notiert  dazu:  Bei  Papieren 
von  internationalem  Charakter,  deren  Kupons  oder  Dividenden 
auch  in  Paris  oder  New- York  zahlbar  sind,  neigt  der  Preis  da/.u, 
um  den  reellen  Wert  der  unversteuerten   Dividende  zu  varii< 


1)  Kbenda  S.    161. 

2)  Kbenda  s.  165. 
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Das  sind  Symptome  des  Steuerprozesses,  Charakterzüge  des 
Steuerlebens,  aus  denen  ein  Schluß  auf  den  gesunden  Zustand 
des  Ganzen  gezogen  werden  kann.  Wenn  man  mir  aber  die  Tat- 
sache hinstellt,  daß  die  Zahl  der  Besteuerungen  »von  anderen 
Zinsen«  von  1900/01  bis  1906/7  von  33  141  auf  46872  hinaufging 
und  infolge  der  Erweiterung  der  Bekenntnispflicht  auf  102  361  im 
Jahre  1910/11  weiterstieg,  daß  dagegen  trotz  steigendem  Zins- 
fuße die  »besteuerte  Summe«  im  ganzen  in  den  10  Jahren  »nur« 
von  I  876306  £  auf  2  351  048  stieg,  so  weiß  ich,  wie  die  Dinge  im 
Punkte  Bekenntnis  stehen. 

Nun  weiß  man  aus  dem  Positiven,  daß  Bekenntnisse 
gerade  in  den  breiteren  Schichten  überreicht  werden  müssen, 
wenn  Ermäßigungen  und  Abzüge  beansprucht  werden ;  hier 
tritt  nach  englischem  Recht  Bekenntnispflicht  ein.  Es  durfte 
nach  dem  Jahre  1909  das  Gesamteinkommen  500  Pfd.  St.  nicht 
überschreiten,  wenn  der  Abzug  von  10  Pfd.  für  jedes  lebende 
Kind  unter  16  Jahren  eintreten  sollte.  Die  Aufgabe  des  Be- 
kenntnisses ist  gegeben,  die  treibende  Kraft  ist  die  gleiche 
wie  in  den  kontinentalen  Steuergesetzen,  wenn  die  Ermäßigung 
erreicht,  oder  wenn  die  nächste  Stufe  nicht  überschritten  werden 
soll.  Da  dies  in  manchem  einzelnen  Falle  nicht  leicht  wird, 
verzichtet  man  lieber  auf  den  Abzug  und  erspart  sich  und  dem 
Amte  das  Reden  und  Rechnen. 

Steuerpsychologisch  erscheint  die  Erklärung  unserer  Quelle 
dafür1),  daß  »unzählige  Steuerzahler  der  Ermäßigungen  und 
Abzüge  aus  Unwissenheit  verlustig  gehen«,  nicht  richtig.  Rechts- 
unkenntnis, die  eine  Steuermehrleistung  zur  Folge  hat,  ist  als 
Massenerscheinung  auf  die  Dauer  nirgends  in  Erscheinung  ge- 
treten. Im  Gegenteil,  wir  wissen  aus  der  Statistik  der  preußi- 
schen Steuertechnik,  daß  die  kleinen  Leute  die  Steuerver- 
anlagung kräftiger  im  Wege  Rechtens  mit  Rechtsmitteln  be- 
kämpfen als  die  großen.  Diese  sagen  es  jedem,  der  darnach 
fragt:  man  glaubt  uns  nicht,  das  Berufen  lohnt  nicht,  es  kommt 
nichts  heraus;  in  Wahrheit  ist  es  die  Verstandesregel:  im  Glas- 
haus nicht  mit  Steinen  zu  werfen  oder  das  kräftigere :  mit  Butter 
auf  dem  Kopfe  nicht  in  die  Sonne  zu  gehen.  Der  Rechtszug  in 
Einkommensteuersachen  ist  ja  individuellste  Durchprüfung  der 
Verhältnisse 
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Die  > Gedanken«  der  wissenschaftlichen  Abteilung  der  Fabier 
sind,  das  muß  nachdrücklich  betont  werden,  auch  nicht  m 
kleinsten  eine  Beschönigungsschrift  zugunsten  der  Steuer- 
träger und  eine  Verdächtigung  der  Veranlagung  mit  billiger 
Verspöttelung  der  Praxis  und  der  Reformgedanken.  Es  ist  eine 
ausgesprochene  Tendenzschrift  für  das  richtige  Recht  der  Ein- 
kommensteuer, für  eine  vollkommene  Technik  und  für  eine  gute 
Moral.  Doch  kommt  das  richtige  Bild  von  dem  Ganzen  nicht 
heraus  und  das  Gesamturteil    stimmt  nicht  mit  den  Einzelheiten. 

Die  erfahrensten  Steuerbeamten  glauben,  daß  nicht  mehr  als  1% 
des  gesamten  steuerbaren  Einkommens  der  Steuer  entgeht1).  Und 
ein  Blatt  zuvor  steht:  »es  mag  noch  einige  Personen  geben,  die 
der  Steuer  ganz  entgehen,  aber  gewiß  sind  es  wenige«. 

Wohnungslisten  hat  England  nicht.  Der  Steuerkontrolleur  ver- 
sendet deshalb  die  gelben  Formulare  »auf  gut  Glück  nach  den 
Adressenverzeichnissen  der  Postämter  oder  anderer  Zusammen- 
stellungen, um  Personen  zu  erwischen,  die  versehentlich  nicht  zur 
Steuer  herangezogen  sindc  Und  der  Effekt?  »Es  heißt,  daß  zwei 
Drittel  der  gelben  Formulare  an  ihn  nicht  zurückkommen.« 

Wir  wissen,  daß  nach  der  Novelle  vom  18.  Juni  1907  der 
Erfolg  der  Auskunftserteilung  der  Arbeitgeber  in  Preußen  trotz 
der  Wohnungslisten  ein  ganz  unerwarteter  war. 

Das  Uebel  wieder  unterschätzen  die  Fabier  nicht.  Das  zeigt  die 
Rechtsfolge,  die  sie  beantragen :  es  müßte  der  Steuerbehörde  das 
Recht  der  Strafverfolgung  wegen  nicht  erfolgter  Zurückschickung 
zustehen.  Mit  dem  Ausfüllen  der  Formulare,  sagt  weiter  unsereQuelle, 
ist  aber  nicht  alles  geschehen.  »Fast  alle  von  uns  erwähnten  Formen 
der  Steuerumgehung,  samt  anderen,  die  bei  einer  weiteren  Steuer- 
erhöhung sofort  erfunden  würden,  hängen  in  der  Durchführung 
hauptsächlich  von  der  Geheimhaltung  ab.«  Das  ist  der  Haupt- 
grund für  die  Erfahrungstatsache,  die  sich  in  aller  Welt  zeigt. 
Die  Steuerpflichtigen  nützen  die  gute  Position  aus.  Die  Fabier 
ziehen  aus  ihrer  richtigen  Darlegung  nicht  den  letzten  zwingenden 
Schluß.  Im  Gegenteil,  sie  vergessen  die  eben  dargelegte  Mei- 
nung, mahnen,  dem  Regierungsbeamten  auch  über  die  Ver- 
nsanlage  offen  zu  sein,  wie  wir  uns  daran  gewöhnen  mußten, 
unser  Einkommen  anzugeben.  »Wir  tun  es  schon  sowieso  meist 
bei  der  Einkommen-  und  Zuschlagssteuer,  und  immer,  wenn  wir  eine 
Erbmasse  zur  Steuer  anzugeben  haben.«     Wir,    die    ehrlich  sind, 

1)  A.  a.  O.  S.  167. 
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und  wir,  die  müssen,  weil  es  nicht  anders  geht.  Und  der  Irr- 
glaube an  die  Kraft  der  Erbsteuer!  Die  Steuertechnik  lehrt,  daß 
es  dort,  wo  ausreichende  Kontrollen  fehlen,  wo  die  Stellung  der 
Steuerpflichtigen  eine  gute  ist,  eine  spezielle  Moral  bei  einer 
einzelnen  Steuer  nicht  besteht.  Namentlich  gilt  dies  bezüglich 
der  Vermögensteuer  und  besonders  von  der  Erbschaftsteuer, 
worauf  ich  öfters  bereits  hingewiesen  habe.  Die  Theorie  hat 
sogar  fast  allgemein  den  Lehrsatz  von  der  Kontrolle  der  Ein- 
kommensteuer durch  die  Erbsteuer  aufgestellt.  Richtig  ist  die 
Lehre  nur  dann,  wenn  die  Erbschaft  vollständig  deklariert  werden 
muß,  wie  die  Fabier  es  richtig  für  die  Fälle  und  Zwecke  der 
Eigentumsübertragung  hinstellen,  also  beim  unbeweglichen  Gut. 
Aber  unrichtig  ist  es,  wenn  sie  meinen,  daß  manches  undekla- 
rierte  Einkommen,  so  im  Fall  der  erwähnten  Auslandsanlagen, 
anläßlich  des  Erbganges  und  der  Erbsteuer  herauskommen  muß. 
Richtig  ist,  daß  durch  Jahrzehnte  von  den  Regierungen  in  Frank- 
reich Versuche  gemacht  wurden,  mit  Mitteln  aller  Art,  auch  durch 
Konventionen  mit  internationaler  Rechtshilfe  dem  Uebel  zu  steuern. 
Schanz  verdanken  wir  eine  vortreffliche  Studie,  eine  Quellenarbeit 
unter  dem  Titel :  Die  Bekämpfung  der  Erbschaftshinterziehung 
in  Frankreich  *).  Von  den  vielfachen  Bestrebungen  Englands  be- 
richtet gleichfalls  im  Finanzarchiv2)  Interessantes  Paul  Haensel. 
Aber  alle  Versuche  blieben  vergeblich,  so  lange  die  Privatwirt- 
schaftsordnung »die  Uebertragung  unter  Lebenden  oder  einfache 
Besitzergreifung  nach  dem  Tode  ohne  Deklaration«  zuläßt.  Das 
ist  in  Großbritannien  möglich  und  die  »Gedanken«  der  Fabier 
erinnern  daran,  wieder  mit  dem  Zusätze:  »doch  wird  angenommen, 
daß  derartige  Umgehungen  nicht  häufig  sind«.  Dieser  Satz  steht 
beweislos  da  und  die  Quelle  dieses  Wissens  und  die  Verläßlich- 
keit fehlt. 

Geben  wir  die  Charakterzüge  des  englischen  Steuerlebens 
nach  den  Beobachtungen  und  Feststellungen  der  englischen  Quelle, 
so  ergibt  sich  kurz  das  folgende  Bild:  wie  in  der  übrigen  Welt 
wehren  sich  die  Engländer  heute  »beinahe  ebenso  kräftig  gegen 
das  Steuerzahlen  wie  früher«  d.  i.,  wie  bei  der  ersten  und  zweiten 
Einführung  der  Einkommensteuer  anno  1798  und  1842  (S.  141).  Rich- 
tig und  wichtig  ist  auf  der  gleichen  Seite  die  Beobachtung:  »Die 
Ungeneigtheit,  sich  von  seinem  Gelde  zu  trennen,  gilt  ebenso  für 

i)  Finanzarchiv  27.  Jhrg.    1.  Bd.,  1910,   S.    135  ff. 
2)  25.  Jhrg.  2.   Bd.,   1908,  S.  598  ff. 
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die  Haus-  oder  Grundsteuer,  die  Steuer  auf  männliche  Dienst- 
boten, Wagen,  Hunde  usw.  Wo  steckt  das  Zische  Dogma  von 
der  Wirkung  der  Uebereinstimmung  von  Regierten  und  Regierung? 
Das  Unlustgefühl  ist  im  allgemeinen  das  gleiche  und  von  der 
Seite  her  gibt  es  keinen  Grund  dafür,  daß  das  Publikum  sich 
der  einen  Steuer  geneigter  zeigen  sollte,  als  gegenüber  der 
andern. 

Ich  leugne  und  verstehe  es  auch  nicht ,  warum  die 
Steuerpflichtigen  der  Erbsteuer  freundlicher  gegenüber  stehen 
sollten  als  der  Einkommensteuer  und  ihr  Verhalten  der  einen 
und  der  anderen  gegenüber  anders  einrichten  sollten.  Nun  gibt 
»jede  Steuererhöhung  einen  verstärkten  Anreiz  zur  Hinterziehungc 
(S.  159)-  Daraus  erwächst  dem  Gesetze  und  der  Verwaltung  die 
Aufgabe,  »es  ist  wesentlich«,  sagt  unsere  Quelle,  »alle  Schlupf- 
löcher zu  verstopfen«.  Das  ist  die  große  Kunst!  Da  sitzt  die 
große  Aufgabe  der  Steuertechnik  in  der  Theorie  und  Praxis. 
Der  weise  New-Yorker  Richter  hat  recht :  da  sitzt  die  Schwierig- 
keit. Mir  scheint,  daß  beide,  Theorie  und  Praxis,  sie  kaum  an- 
gemessen würdigen! 

Die  Einkommensteuer  hat  viele  solche  Schlupflöcher.  Nach 
der  deutschen  Steuertype  haben  wir  beim  Einkommen  aus  be- 
weglichem Kapitalbesitz  nicht  mehr  Löcher  und  Lücken  im 
Recht,  wir  haben  direkt  Hintertüren.  Das  englische  Recht  hat 
mit  seiner  Technik  »stopping  at  source«  viele  Türen  versperrt; 
manche  sind,  wie  die  Fabier  zeigen,  dennoch  offen.  Also  bei 
derselben  Steuer,  bei  derselben  Einkommensart  offene  und  ver- 
sperrte Türen!  Das  ist  bei  unserer  Wirtschaftsordnung  mit  der 
Heiligkeit  und  Heimlichkeit  des  Hauses  und  des  Besitzes  das 
Merkwürdige  und  doch  das  logisch  Gesetzmäßige.  In  meiner 
Untersuchung  über  »Unrecht  und  Zwang  im  Finanzwesen«  habe 
ich  festgestellt,  daß  Recht,  Moral  und  Strafe,  das  Schicksal  der 
einzelnen  Steuern  abhängig  sind  von  den  faktischen  Machtver- 
hältnissen, die  in  einer  bestimmten  Wirtschaftssphäre  zwischen 
Steuerberechtigten  und  Steuerverpflichteten  herrschen.  Aus  der 
Natur  ,  Wirtschafts-  und  Rechtsordnung  heraus  und  aus  deren 
Ausnutzung  ergibt  sich  die  von  dem  Gesamtgebiete  bis  in  die 
Inen   Vorgänge  reichende  Macht  bald  des  Staates,  bald  des 
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n  Machtverhaltnisse    in    der    vollen  Hand    staatlicher  Macht, 
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der  Staat  ist  in  der  Lage,  das  Gebiet  absolut  sicher  zu  über- 
schauen, zu  kontrollieren.  Es  gibt  auf  der  entgegengesetzten 
Seite  wirtschaftliche  Sphären  und  Vorgänge,  die  der  Private  aus- 
schließlich beherrscht.  Was  den  Staat  dort  interessiert,  liegt 
verschlossen  da,  es  ist  unbekanntes,  unkontrollierbares  Gebiet. 
Und  dazwischen  liegen  die  nicht  ganz  verschlossenen  und  wiede- 
rum die  nicht  ganz  offenen  Tatsachen,  die  im  ganzen  keine  ab- 
solute, aber  immerhin  eine  Kontrolle,  die  Einsicht,  die  Kontrol- 
lierbarkeit bis  zu  einem  gewissen  Grade  gestatten. 

Aus  der  Ausnützung  der  verschiedenen  Macht-  und  Stärkever- 
hältnisse erwächst  der  Steuerkampfund  von  einer  Steuermoral  kann 
man  eigentlich  erst  dort  sprechen,  wo  der  Verpflichtete  einen  ge- 
wissen Spielraum  und  Willensfreiheit  hat.  Der  Staatsbeamte  mag 
wollen  oder  nicht,  sein  Einkommen  aus  Dienstbezügen  ist  genau 
bekannt,  absolut  kontrollierbar;  die  unwahre  Angabe  nützt  ihm 
nichts  und  wäre  unvernünftig.  Ebenso  die  Abzüge  bei  der  Zins- 
zahlung an  den  staatlichen  Kassen.  In  derselben  Steuerart  und 
in  aller  Herren  Ländern,  also  auch  in  Großbritannien  erscheinen 
kontrollierbares  und  unkontrollierbares  Einkommen  und  Vermögen 
fast  neben-  ja  ineinander  1). 

Von  der  Schedula  C  und  E  gilt  unsere  gleich  gute  Er- 
fahrung in  der  deutschen  und  österreichischen  Gesetzgebung ; 
es  ist  für  den  Staat  sicheres,  fast  mühelos  sich  ergebendes 
Einkommen.  Schedula  A  und  B  treffen  kontrollierbaren  Er- 
trag, sie  haben  übrigens  ausgesprochen  eine  ertragssteuer- 
artige  Erhebüngsform  und  Grundlage.  Mit  dieser  wird  Preußen 
und  Oesterreich  bald  fertig  werden,  sobald  die  privilegierte 
Stellung  der  Agrarier  gebrochen  ist.  Die  Schwierigkeit  liegt  in 
der  ganzen  Welt  in  dem  Einkommen  von  Industrie  und  Handel 
und  namentlich  des  flüssigen  Großkapitals.  In  der  » berüchtigten < 
Schedula  D  liegt  die  Kunst  der  Besteuerung. 

Von  dieser  haben  die  Fabier  wenig  berichtet  und  sich  fast  nur 
auf  die  Fälle  der  Kapitalsbesteuerung  beschränkt.  Es  ist  nun  keine 
Frage,  daß  England  in  geschickter  und  erfolgreicher  Weise  das  flüssige 
Kapital  in  den  Erträgen  erfaßbarer  Teile  desselben  gut  kontrol- 
liert und  zu  treffen  verstanden  hat.  Die  Fabier  haben  uns  aber 
gezeigt,  wie  sich  die  Bevölkerung  in  der  Praxis  mit  Erfolg  hilft. 

i)  Das  übersieht  Haensel,  wenn  er  a.  a.  O.  von  den  Schwierigkeiten  der 
Einkommensteuer  spricht  und  behauptet,  daß  >die  Feststellung  der  Erbschaftsmasse 
und  die  Berechnung  ihres  Wertes  fast  gar  keine  verursacht.« 


Wo  steht  die  deutsche  Finanzwissenschaft  ?  III 

Das  sind  nicht  einzelne  Erscheinungen,  das  sind  mir  Symptome 
des  Zustandes,  die  einen  Schluß  erlauben  und  ein  Urteil,  das 
auf  keinem  so  exakten  Beweismaterial  beruht,  wie  bei  meiner 
Untersuchung  der  preußischen  Veranlagung.  Es  sind  jedoch 
starke  Indizien,  die  aus  der  Moral  breiter  Schichten  hervorkommen. 
Es  sind  breite  Schichten  des  Kapitals,  die  gegen  die  Steuer  in 
den  Formen  arbeiten,  die  wir  durch  unsere  Quelle  kennen  ge- 
lernt haben,  bei  den  Zinsen  aus  Depositen,  aus  ausländischen 
Werteffekten  usw.  Die  Taxierungen  in  anderen  Fällen,  die  von 
den  Fabiern  gewiß  im  guten  Glauben  erfolgen,  können  den 
Techniker  nicht  irre  führen,  der  weiß,  wie  Theorie  und  Praxis  in 
Preußen,  wie  selbst  ein  erfahrener  und  kenntnisreicher  Mann  wie 
Vocke  sich  geirrt  hat. 

Ich  weiß  es  nicht,  ob  England  das  gute  statistische  Veran- 
lagungsmaterial besitzt,  das  Preußen  hat,  ob  aus  diesem  ein 
Urteil  über  die  Schwächen  und  Stärken  der  englischen  Veran- 
lagung gewonnen  werden  könnte.  Aber  das  weiß  ich  aus  der 
Geschichte  der  Steuertechnik,  daß  ein  Land  unmöglich  eine  be- 
sonders hohe  Steuermoral  haben  kann,  das  mit  Erbitterung  und 
Erfolg  die  Einkommensteuer  bei  ihrer  ersten  und  zweiten  Ein- 
führung bekämpfen  konnte  und  durfte.  Bis  nach  dem  Burenkrieg 
wurde  die  Einkommensteuer  selbst  von  der  Regierung  als  eine 
vorübergehende  Einnahme  gedacht  und  »dementsprechend  war 
auch  die  Organisation  der  Verwaltung«  unvollkommen.  Das 
Steuerpublikum  wertete  seine  Erfolge  contra  legem  praktischer. 
Die  Fragestellung  entspricht  der  egoistischen  Grundlage.  Was 
kann  mir  geschehen?  Was  ist  nach  der  Familien-  und  Freund- 
schaftstradition den  Eltern  und  Vettern  geschehen,  als  sie  ihre 
gut  geschützte  Stellung  ausgenützt  haben  ? 

Die  Literatur  berichtet  uns,  daß  es  in  England  einer  langen 
Reihe  von  Gesetzen  bedurft  hat,  um  bei  der  Einlösung  von  Kupons 
ausländischer  Wertpapiere  das  Einkommen  sicherzustellen.  Mit 
hohen  Strafen  gegen  die  englischen  Bankiers,  mit  Prämien  usw.  wurde 
gearbeitet  und  den  heutigen  Stand  der  Frage  und  Moral  lehrt  unsere 
Quelle.  Es  ist  besser  geworden,  von  gut  sind  wir  noch  weit  entfernt. 
Mit  den  Anträgen  der  Fabier  soll  doch  »eine  Umwälzung  in 
der  Einkommensteuer«  herbeigeführt  werden  und  so  ist  das  ganze 
fünfte  Kapitel  betitelt!  Mit  der  »Verhütung  der  Steuerhinterziehung« 
beschäftigt  sich  ein  volles  Drittel  von  dem  Räume  des  ganzen 
Kapitels ! 
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Ein  vielleicht  noch  schwierigeres  Kampfgebiet  ist  die  Erb- 
schaftsbesteuerung. Ist  das  Erbe  auseinandergefallen,  in  ver- 
schiedene Hände  hineingekommen,  so  ist  es  der  Steuer  dauernd  und 
endgültig  entzogen.  Bei  der  Einkommensteuer  kommt  die  Frage 
alljährlich,  es  bleiben  Anhaltspunkte,  von  denen  man  noch  hinter- 
her Gebrauch  machen  und  die  Sache  aufnehmen  kann.  Und  die 
Hauptsache,  die  Technik  der  Erbschaftsteuer  ist  eine  unent- 
wickelte, von  ihr  wissen  und  bringen  die  Lehr-  und  Handbücher 
kaum  die  Anfangsgründe.  In  dem  Punkt  finden  wir  in  der 
deutschen  Finanzwissenschaft  vollkommene  Uebereinstimmung ; 
in  minder  wichtigen  Partien  eine  oft  überflüssige  Weitläufigkeit, 
in  wichtigen  eine  auffallende  Schweigsamkeit.  Die  Technik  des 
Grundsteuerkatasters,  der  Branntwein-  der  Tabak-Steuer  und  auf 
der  anderen  Seite  die  Technik  der  Einkommen-,  Erbschaftsteuer 
und  der  übrigen  Verkehrssteuern!  Aehnlich  geht  es  in  der  jüngsten 
Gesetzgebung.  Ein  Gesetz  schreibt  das  andere  ab,  neue  eigene 
Gedanken,  Versuche  und  Verbesserungen  sind  die  seltene  Aus- 
nahme. 

Zu  den  interessantesten  Ideen  der  Praxis  gehört  das 
Studium  der  Bewegung  von  Vermögensmassen  durch  den  Erb- 
gang und  die  Versuche,  daraus  die  Größe  des  Volksvermögens 
und  Nationaleinkommens  zu  ermitteln.  Frankreichs  Finanzmini- 
sterium beginnt  1877,  das  italienische  1879,  im  Jahre  1888  auch 
das  österreichische.  Daran  schließen  sich  natürlich  theoretische 
Untersuchungen,  ich  nenne  die  von  A.  de  Foville,  M.  Pantaleoni, 
Carl  Theodor  v.  Inama  Sternegg.  Und  ihr  Ergebnis  ?  Für  Grund 
und  Boden  bei  ziemlich  richtiger  Unterlage  der  Nachlaßobjekte 
infolge  mangelhafter  Bewertung  nur  halbwegs  brauchbare  Feststel- 
lungen der  Werte,  ungenügende  für  die  beweglichen  Vermögens- 
massen. 200  Milliarden  Nationalvermögen  Frankreichs,  54,7  Ita- 
liens, davon  120  und  33,1  Milliarden  an  unbeweglichen  und  80 
bzw.  21,6  an  beweglichen  Vermögen! 

Es  ist  überaus  lehrreich  zu  verfolgen,  welche  Mühe  und 
welchen  Aufwand  an  kritischem  und  konstruktivem  Scharfsinn  es 
kostet,  um  dann  zu  einem  halbwegs  anständigen  Ergebnisse  zu  kom- 
men, das  uns  wenigstens  etwas  ausdrückt.  Für  Oesterreich,  dessen 
Technik  ich  genau  kenne,  müßte-  Inama  und  jeder  Fachmann, 
der  die  Untersuchung  nachprüft,  sagen,  daß  auf  der  Grundlage 
der  Erbschaftsbesteuerung  eine  Bewertung  der  mobilen  Ver- 
mögensmassen untunlich  ist  und  der  Versuch  nur  beweisen  kann, 
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wie  schlecht  es  um  die  Moral  und  Technik  bei  der  Erbsteuer 
steht. 

Wie  schlecht  der  armselige  Steuerstaat  behandelt  wurde, 
ersehen  wir  aus  der  Berechnung  des  Verkehrswertes  des  unbe- 
weglichen Gutes  mit  rund  28  Milliarden  Kronen  gegenüber  dem 
Verlassenschaftswerte  derselben  Massen  einschließlich  der  ge- 
bührenäquivalentpflichtigen  Werte  von  13  Milliarden.  Das  Natio- 
nalvermögen beträgt  44  Milliarden  Kronen,  bei  einem  Zinssatz  von 
4%  das  fundierte  Nationaleinkommen  1760  Millionen  und  das 
nicht  fundierte  »nach  anderwärts  angestellten  Berechnungen«  un- 
gefähr ebensoviel,  also  im  Ganzen  das  Volkseinkommen  2520  Mil- 
lionen Kronen.  »Daß  übrigens  auch  diese  Ziffer  erheblich  zu 
niedrig  ist,  ergibt  die  einfache  Rücksicht  auf  den  Lebensbedarf 
der  24  Millionen  Menschen.«  Bei  einem  Jahresbedarf  des  Ein- 
wohners im  großen  Durchschnitt  nicht  unter  54,8  Heller  für  den 
Tag  kommt  man  zum  Volkseinkommen  von  4,8  Milliarden  Kronen. 

Nun  stehen  wir  für  die  neue  Zeit  vor  neuen,  riesig  angewach- 
senen Größen.  Erbvermögen  und  Erbschaftssteuern  geben  in  Eng- 
land und  Frankreich  erstaunliche  Ziffern.  Steht  heute  das  erfaßte 
bewegliche  Erbvermögen  in  dem  gleichen  Verhältnisse  zu  dem 
wirklich  hinterlassenen  ?  Absolut  natürlich  ist  das  unbekannte  und 
das  versteuerte  stark  gestiegen.  Aber  in  Relation  zu  den  wirklich 
übergegangenen  Erbmassen  ?  Die  Technik  ist  nicht  besser  ge- 
worden. Und  die  Moral?  Wenn  es  richtig,  ist,  was  die  Fabier 
behaupten,  daß  die  Schlupflöcher  verstopft  werden  müssen,  so- 
bald wir  neue  oder  höhere  Steuern  verlangen,  so  folgt  daraus, 
daß  dort,  wo  die  Technik  es  nicht  tut  oder  nicht  trifft,  der  In- 
stinkt und  der  bewußt  ausgebildete  Trieb  des  bomo  oeconomicus 
in  Steuersachen  erhalten  bleibt  und  weiter  antisozial  fortarbeitet. 
Das  ersehen  wir  auch  nach  unserer  Quelle!  Nach  ihr  genügt  in 
England  die  Angabe  über  den  »Wert  der  Erbschaft«  ;  der  Er- 
klärung braucht  kein  Spezifikat  der  einzelnen  Vermögensteile 
beigelegt  zu  werden  (S.  161).  Wenn  dies  gefordert  würde,  meint 
die  Quelle,  möchte  man  damit  den  geltenden  Zustand  verbessern. 
Das  ist  unrichtig.  Nach  den  kontinentalen  Anordnungen  sind  in 
den  Bekenntnissen  die  einzelnen  Vermögensteile  anzugeben.  Es 
geschieht  nicht,  wenn  die  Wertpapiere  in  der  Kasse  des  Erb- 
lassers liegen;  der  Vorgang  ist  der  gleiche  wie  in  England,  die 
»Besitzergreifung«    erfolgt    »nach    dem   Tode   ohne  Deklaration«:. 

Zeitschrift  für  die  gel.  Staatswiisensch.     igao.     l/t<  8 
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Es  genügt  bei  der  großen  Masse  der  Inhaberpapiere  das  Besitzen, 
das  Inderhandhaben  der  Werteffekten. 

Anders  ist  die  Lage  der  Erben,  wenn  die  Papiere  auf  den 
Namen  lauten  und  übertragen  werden  müssen,  wenn  sie  vinkuliert 
sind,  sich  in  fremder  Aufbewahrung  befinden  oder  einfache  Buchfor- 
derungen bilden.  Da  ist  Uebertragung  und  daher  Bekenntnis  und 
Versteuerung  nötig.  So  ist  auch  die  besondere  Vorschrift  in  Schott- 
land aufzufassen.  Darin  haben  die  Fabier  recht  und  soweit  ist  auch 
die  deutsche  Theorie  richtig.  Dort,  wo  die  Versteuerung  von  Erb- 
gut ihren  Zweck  erreicht,  gibt  es  eine  gute  Kontrolle  für  die 
Einkommensteuer. 

Es  ist  gewiß  richtig,  wenn  unsere  Quelle  feststellt,  daß 
»die  systematische  Heranziehung«  der  Immobiliar  -  Erbschaft- 
steuerergebnisse der  englischen  Steuerverwaltung  wertvolle 
Aufschlüsse«  gegeben  hat;  gewiß  hätte  die  Verwaltung  beim 
Mobiliargut  an  das  Hilfsmittel  nicht  vergessen,  wenn  es  nur  vor- 
handen wäre.  Das  würde  in  der  Hauptsache  auch  dann  mög- 
lich werden,  wenn  der  radikale  Vorschlag  der  Fabier  Gesetz 
würde.  Es  ist  nichts  mehr  und  nichts  weniger  als  mit  der  jähr- 
lichen Einkommensteuererklärung  eine. genaue  Kapitalsdeklaration 
zu  liefern.  Nach  dieser  würden  die  Steuerämter  »ein  allgemeines 
Besitzregister«  zusammenstellen;  das  müßte  so  geführt  werden, 
daß  das  Verschwinden  eines  zinstragenden  Papiers  in  einem 
folgenden  Jahre  vom  Steuerpflichtigen  aufgeklärt  werden  müßte. 
Wir  bekämen  so  ein  Grundbuch  über  Einkommen  und  Vermögen, 
das  uns  über  die  Besitz-  und  Schuldverhältnisse  so  aufklären,  so 
fest  und  sicher  stellen  würde,  wie  es  unsere  deutschrechtlichen 
Grundbücher  über  den  unbeweglichen  Besitz  tun. 

So  einfach  wie  der  Vorschlag  ist  nicht  die  Verwirklichung. 
Ohne  Aenderung  des  Zivilrechtes  und  ohne  internationale  Mit- 
wirkung kämen  wir  nicht  viel  weiter.  Ich  habe  dies  öfter  schon 
hervorgehoben.  Die  Evidenzhaltung  und  die  Kontrolltätigkeit 
der  Steuerverwaltung  werden  viel  Arbeit,  festen  Willen  und 
Scharfsinn  beanspruchen.  Neue  Umgehungsversuche,  neue  Un- 
rechtsformen werden  entstehen,  denen  die  Gesetzgebung  und  die 
Verwaltung  zwecks  Verhinderung  wird  folgen  müssen.  Der 
Steuertechniker  wird  der  Ueberzeugung  und  Behauptung  der 
Fabier,  namentlich  in  der  gewählten  Form,  ohne  Bedenken  bei- 
treten. Solche  Vermögenserklärungen  mit  objektiver  Bindung 
»könnten  mit  dazu  beitragen,    die  bedeutungsvolleren  Steuerum- 
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gehungen  auszuschließen«  (S.  169).  Die  Grundauffassung  unseres 
Dokumentes  über  den  Teilausschnitt  des  englischen  Steuerlebens 
ist  klar;  sie  stimmt  in  der  Hauptsache  mit  jener  überein,  zu  der 
man  aus  der  Steuergeschichte,  aus  der  Soziologie  der  steuer- 
lichen Kräfte  und  der  Steuerkämpfe  kommen  muß. 

Im  einzelnen  überschätzen  die  Fabier  die  Kraft  auch  der  besten 
Steuerverwaltung  und  deren  Hilfsmittel.  Sie  haben  recht,  und  es  ist 
eine  feine  Beobachtung,  daß  die  Zunahme  der  Aktiengesell- 
schaften eine  größere  Publizität  gewährt;  die  Aufstellung  der 
Bilanz  durch  unabhängige  Buchhalter  und  die  Bücherprüfung 
durch  öffentliche  Revisoren  sind  gewiß  zweckmäßige,  aber  kost- 
spielige Kontrollen;  sie  versagen  ihre  Wirkung,  wenn  von  ihnen 
nicht  im  großen  Umfang  Gebrauch  gemacht  wird,  was  eben 
die  großen  Kosten  verursacht.  Unter  der  Voraussetzung,  daß 
diese  Kontrollen  häufig  erfolgen,  würde  gewiß  die  Wirkung  ein- 
treten, daß  >dem  einzelnen  Steuerzahler  die  Steuerlast«  abge- 
nommen »und  auch  Mißverständnis  und  offener  Betrug«  er- 
schwert würde. 

Ob  die  folgende  Behauptung  eine  kleinere  oder  größere 
Uebertreibung  ist,  ob  das  Urteil,  das  darin  liegt,  richtig  ist? 
»Die  kleinen  Ladeninhaber,  Privatfirmen  und  andere  unab- 
hängige Erwerbtätige  werden  von  den  Steuerbehörden  ge- 
nau (?)  überwacht,  denen  genug  Hilfsmittel  zur  Information  zur 
Verfügung  stehen  und  die  sich  nach  den  Lebensgewohnheiten 
und  der  Wohnung  eine  ziemlich  genaue  Vorstellung,  vom 
durchschnittlichen  Einkommen  jeder  Familie  machen  können.« 
Am  flachen  Lande,  in  der  kleineren  Stadt,  aber  in  London  und 
den  Städten  mit  Häusermeeren  ?  Das  sind  Fragen  der  prakti- 
schen und  theoretischen  Steuertechnik;  über  die  ist  »in  englischer 
Sprache  wenig  geschrieben  worden.«  Zu  ihren  Hilfs-  und  Er- 
kenntnismitteln gehört  unter  anderem  eine  ausgebildete  Statistik. 
Wo  diese  Dinge  fehlen,  mangelt  die  Grundlage  für  eine  objek- 
tive Beurteilung  der  Steuermoral.  In  einer  sachlichen  Bespre- 
chung meiner  Untersuchung :  Moral  und  Technik  bei  der  Ver- 
anlagung der  preußischen  Einkommensteuer  kommt  Adams1)  zu 
diesen  Fragen.  To  the  American  Student  interested  in  finding  the 
scientific  and  true  attitude  towards  this  exceedingly  complex 
question  of  the  income  tax,  the  administrative  statistics  showing 
the   extent   to   which  tax  declarations  are  corrected   and  increa- 

i)  The  American  Economic  Reriew,  Boston,   191 2,  Oktob. 
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sed,  and  the  judicial  statistics  revealing  the  extent  to  which 
appeals  are  taken  and  fines  imposed,  are  of  peculiar  interest. 
It  is  a  pity  that  administrative  and  judicial  processes  in  Ame- 
rica do  not  result  in  a  Statistical  record  sufficient  to  afiford  the 
basis  of  a  similarly  objective  discussion  of  tax  morality  in  this 
country. 

Wozu  all  die  Dinge?  Steuerbekenntnis,  Veranlagung,  Stra- 
fen und  gar  die  Steuermoral,  das  alles  hängt  nach  Lotz  von  der 
Zivilisationsstufe,  von  dem  politischen  Niveau,  namentlich  wieder 
von  der  Uebereinstimmung  des  Volkes  mit  der  Regierung  ab. 
Mit  aprioristischen  Gerechtigkeitsidealen  macht  man  keine  Wahr- 
heit und  Erkenntnis  :  aber  man  schafft  sie,  wie  das  Buch  von  Lotz 
lehrt,  mit  leichtfertigen,  billigen  und  subjektiven  Erklärungen 
der  Zusammenhänge.  Aprioristisch,  in  der  schlimmsten  Bedeu- 
tung des  Wortes,  tritt  Lotz  an  die  Fragen  der  Finanz  und  Steuer 
mit  seiner  Anschauung  heran,  die  er  von  seiner  Schule,  nach 
seiner  Staatsauffassung,  von  Haus  aus  muß  man  sagen,  mitbringt. 
An  die  Stelle  der  Gerechtigkeit  setzt  er  ein  anderes,  aber  wieder 
nur  ein  Ideal,  das  wir  lange  noch  nicht  haben,  gerade  in  den 
Steuerdingen.  Zivilisationsstufe,  politische  Reife,  Uebereinstimmung 
mit  der  Regierung,  das  sind  natürlich  Zustände,  die  erfreulich, 
höchste  Güter  sind,  die  wir  nach  Lotz  am  Kontinent  nicht  haben, 
die  drüben  jenseits  des  Kanals  und  der  weiten  Meere  zu  Hause 
sind  und  für  uns  ein  anzustrebendes  Ideal  bilden.  Nun  sind  die 
Zustände  und  Verhältnisse  bezüglich  der  Steuer  und  der  Durch- 
führung im  Leben  der  demokratischen  Staaten  durchaus  keine 
Ideale.  Damit  wäre  die  Lotzsche.  Erkenntnislehre  erledigt.  Um 
sie  zu  halten,  kommen  dann,  wie  wir  gesehen  haben,  andere 
Erklärungen  für  die  Zusammenhänge  oder  Auslegungen ,  bei 
denen  den  Dingen,  wie  sie  im  Leben  liegen,  Zwang  angetan  oder 
aber  mit  untauglichen  Mitteln  gearbeitet  wird. 

Wir  mußten  der  englischen  Einkommensteuer  den  breiteren 
Raum  einräumen,  weil  an  ihrem  Beispiel  die  Unrichtigkeit  und 
Wertlosigkeit  der  neuen  Methode  und  die  Subjektivität  des  Bu- 
ches direkt  und  klar  bewiesen  wird.  In  der  zusammenfassenden 
Würdigung  der  englischen  Einkommensteuer  sagt  Lotz:  I.  Es 
wird  nicht  bestritten,  daß  auch  bei  der  britischen  Einkommen- 
steuer Hinterziehungen  vorkommen.  Von  dieser  feststehenden 
Tatsache  ausgehend,  müßte  Lotz  logisch  dartun,  wie  so  die  Ver- 
fehlungen möglich  sind  und  wess'  Geistes  sie  sind.     Die   beiden 
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einwirkenden  Faktoren  Moral  und  Technik  müssen  auseinander- 
gehalten und  untersucht  werden.  Lotz  springt  von  einem  in  den 
anderen.  Tun  wir  es,  so  ist  die  2.  Behauptung:  »Die  Kontrolle 
durch  die  Nachlaßsteuer  erweist  sich  als  sehr  wirksam«  nur  zu 
einem  Teile  rücksichtlich  des  Einkommens  vom  unbeweglichen 
Vermögen  richtig.  Die  Kontrolle  besitzt  die  deutsche  Type 
auch  und  braucht  dazu  nicht  erst  die  komplizierte  Erbsteuer, 
ihr  genügt  das  Grundbuch  und  der  Kataster.  Bezüglich  der 
weit  wichtigeren  Kontrolle  des  flüssigen  Kapitales  fehlt  dieser 
Behelf,  wenn  die  Umstände  des  Nachlasses  die  Erben  nicht 
zur  Wahrheit  zwingen ;  sie  fehlt  also  gerade  dort ,  wo  man 
sie  braucht,  bei  den  in  diesen  Sehleichwegen  bewanderten  Ele- 
menten und  deren  Fällen.  Von  der  Technik  der  englischen  und 
amerikanischen  Methode  der  stopping  at  source  spricht  Lotz  an 
dieser  Stelle  gar  nicht.  Auf  diese  ist  der  teilweise  Erfolg  rück- 
sichtlich der  Kapitaleinkommen  zurückzuführen;  sie  fehlt  der 
deutschen  Type.  Den  weit  größeren  Anteil  des  Kapitales  an 
dem  Steuerergebnisse  ist  der  Technik  zuzurechnen,  nicht  der 
Moral.  In  dem  Punkte  gibt  es  kein  freies  Handeln,  sondern  ein- 
fachen Zwang,  das  Stück  der  Steuer  wird  einfach  genommen,  wo 
es  hervorkommt. 

Wo  diese  Kontrolle  vom  Gesetze  nicht  angebracht  ist  oder 
per  abusum  nicht  geübt  wird,  da  liegen  die  Schlupflöcher,  die 
Lotz  nicht  kennt.  Wer  sich  etwas  auf  den  interessanten  Schleich- 
wegen nicht  bloß  des  Paschers  bewegt  hat,  der  muß  aus  den 
Tatbeständen  der  Fabier  die  Dinge  etwas  anders  anschauen  als 
im  Lichte  der  Zischen  Beleuchtung-  Die  Technik  der  Steuer- 
hinterzieher  ist  eine  ausgebildete,  eine  ganz  anständige  Leistung. 
Die  Steuerträger  kennen  sich  in  dem  Gebiete  gut  aus.  So  eine 
Auswahl  der  »vielfältigen  und  nicht  uninteressanten  Steuerhinter- 
ziehungen« geben  die  Fabier  im  2.  Abschnitt  des  5,  Kapitels. 
Neben  den  Kategorien,  die  wir  angeführt  haben:  die  Kapitals- 
anlagen im  Ausland,  Verschweigung  der  Zinsen  von  Depositen, 
des  Diskonts  von  Schatzwechseln  kommen  die  Formen  der  Be- 
nutzung von  Aussteuer-  und  ähnlichen  Versicherungen,  der  Er- 
werb verfallender  Polizen  als  steuerfreie  Anlagen,  die  Gewinne 
aus  Einlösung  von  Effekten  über  pari,  die  Unterbringung  von 
Gewinnen  in  der  Form  von  Vermögensänderungen  und  wie  überall 
die  Börsengewinne,  die  eine  Verschleierung  gestatten,  die  in  Ho- 
tels und  Pensionen  herumziehenden  Personen  ohne  festen  Wohn- 
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sitz  und  ohne  Steuer!  Also  »die  Furcht  der  Steuerzahler  vor 
Kontrollen«  ist  wahrlich  keine  große.  Lotz  meint  dies  anders  in 
seinem  3.  Lehrsatz:  Der  Erfolg  der  britischen  Einkommensteuer 
beruht  keineswegs  in  erster  Linie  auf  der  Furcht  der  Steuerzahler 
vor  Kontrollen,  sondern  auf  der  Uebereinstimmung  mit  der  Re- 
gierung, c  Zum  so  und  so  vieltenmale  die  bloße  Behauptung, 
hier  jedoch  ausnahmsweise  mit  dem  Versuche  einer  Begründung, 
die  vollständig  mißlungen  ist. 

Der  entscheidende  Schlag,  den  wir  noch  zu  registrieren 
haben,  ist  nichts  als  eine  naive  Behauptung.  »Der  besondere 
Beleg«  für  die  Lehre  3  ist  der  Posten  »Gewissensgeld«  des  bri- 
tischen Budgets.  Es  stünde  mir  und  jedem  kritischen  Leser  frei, 
über  dieses  bekannte  Reuegeld  Studien  zu  machen  und  mit 
diesen  sich  und  vielleicht  Herrn  Lotz  von  der  Unrichtigkeit  seiner 
Behauptung  zu  überzeugen.  Wenn  ein  Buch  einen  Schluß  aus 
einer  Tatsache  von  der  Bedeutung  zieht,  wie  er  uns  von  Lotz 
hier  geboten  wird,  so  ist  es  seine  Pflicht,  die  Dinge  darzulegen 
und  die  Behauptung  zu  beweisen.  Aus  den  fünf  Zeilen  erfährt 
der  Leser  nichts  mehr  als  in  den  anderen  Lehr-  und  Handbücher 
gesagt  wird,  daß  so  eine  Einnahmspost  existiert.  Die  anderen 
ziehen  keinen  so  weitreichenden  Schluß  aus  der  Tatsache  und 
sind  vielleicht  damit  entschuldigt,  daß  sie  aus  der  Steuerpsycho- 
logie und  Technik  wichtigeres  nicht  bringen.  Lotz  spielt  aber 
die  conscience  money  als  Trumpf  aus  und  im  Vollgefühle  der 
Beweiskraft  seiner  Tatsache  für  seine  Haupt-  und  Lieblingsidee 
ruft  er  uns  zu:  »Nicht  daß  Steuerhinterziehungen  stattfinden, 
sondern  daß  sie  ohne  Zwang  von  Einzelnen  wieder  gut  gemacht 
werden,  ist  das  Besondere.« 

Dieser  Schluß  erinnert  mich  an  einen  ähnlichen  Conrads. 
Nur  war  die  behauptete  Tatsache  richtig  und  offenliegend 
und  bloß  die  Folgerung  unrichtig.  »Die  verhältnismäßig  geringe 
Zahl  der  Bestrafungen  in  Preußen  ....  zeigt,  daß  es  sich  mehr 
um  falsche  Auffassung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  handelt, 
als  um  bösen  Willen.« 

Aus  der  kleinen  Zahl  der  Straffälle  schließt  Conrad1)  auf  gute 
Steuermoral,  während  richtig  der  Grund  in  der  nicht  funktionieren- 
den Straftechnik  liegt.  Selbst,  wenn  viele  die  Reue  durch  frei- 
willige Zahlung  zeigen  würden,  wenn  die  Einnahme  aus  dieser  Post 
eine  große  wäre,  würde  dies  für  die  Einkommensteuer  nichts  oder 

1)  Art.  Einkommensteuer  in  H.W.B.     3.  Aufl.  III.  Bd.,  S.  765, 
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wenig  beweisen,  da  die  Sammelpost  aus  allen  möglichen  Steuer- 
hinterziehungen herrührt  und  herrühren  kann.  Steuerpsycholo- 
gisch und  ethisch  kommen  vor  allem  die  Erbschaftssteuer  und 
der  Zoll  in  Betracht. 

Nach  Bentham  bringt  Röscher^)  die  launige  Charakteri- 
sierung der  eidlichen  Versicherung  der  Importeure  durch  einen 
schottischen  Richter;  die  Aussage,  daß  gewisse  Weine  spanische 
seien,  während  sie  doch  französische  waren,  sei  eine  ähnliche 
Formsache,  wie  die  >Ihr  gehorsamer  Diener«!  Und  selbst,  wenn 
es  viele  wären,  die  die  Gewissensgelder  einschicken,  so  würde 
dies  erst  recht  die  Größe  der  Steuerunmoral  beweisen  und  nur 
das  eine  dartun,  daß  sie   gutartiger  Natur  ist. 

Die  Gutmachung  der  Uebertretung  ohne  Zwang  ist  nicht 
das  »Besondere«  bei  der  englischen  Einkommensteuer.  Die 
findet  sich  bei  den  Einkommensteuern  der  deutschen  Type  als 
wohldurchdachte  Rechtseinrichtung  der  tätigen  Reue.  Der  reuige 
Sünder  verfällt  nicht  der  Strafe,  tätige  Reue  gibt  den  Strafaus- 
schließungsgrund. Die  Bedeutung  dieses  Rechtsinstitutes  als  Er- 
ziehungs-  und  Besserungsmittel  wird  uns  so  recht  anschaulich, 
wenn  wir  in  der  neuesten  Gesetzgebung  es  im  Besitzsteuer-  und 
Kriegssteuergesetz,  nicht  aber  im  Gesetze  über  den  Warenum- 
satzstempel, nicht  im  Kohlensteuergesetz  finden.  Und,  wenn  Lotz 
an  die  Dinge  nicht  mit  apriori  bei  ihm  feststehender  Meinung, 
sondern  unvoreingenommen  herantreten  würde,  so  müßte  er 
objektiv  berichten  und  abwägen,  daß  in  Preußen  unter  den  254169 
Fällen  des  Steuerjahres  1912,  über  die  eine  »Erörterung«,  — d.  i. 
der  Terminus  der  Praxis  und  Statistik  —  über  die  Steuererklärungen 
stattgefunden  hat,  nach  den  Berichten  der  Literatur  eine  statt- 
liche Zahl  von  Menschen  ihr  Bekenntnis  ohne  förmliches  und 
insbesondere  ohne  inquisitorisches  Verfahren  zugunsten  der  Wahr- 
heit und  des  Fiskus  berichtigen.  Anfänglich  wurde  auch  in  der 
Statistik  die  Erörterung  von  der  förmlichen  Beanstandung  aus- 
einandergehalten. Im  Wege  der  einfachen  Verständigung  wur- 
den in  den  Jahren  1899— 1904,  für  welche  die  Statistik  die  bei- 
den Wege  der  Bekenntnisberichtigung  trennt,  jedes  Jahr  über 
22000  Fälle  in  aller  Ruhe  und  Güte  rasch  und  glatt  erledigt1). 
Das  war  zum  größten  Teil  eine  ganz  ansehnliche  Zahl  von 
respektablen  Elementen. 

1)  System  der  Finanzwissenschaft,  S.   303,  Anm.  6. 

2)  Vgl.  Moral  und  Technik,  usw.  S.  14  ff. 
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Diese  Verfahrungsart,  die  leider  auch  ihre  andere  Seite  hat 
und  zwar  bezüglich  der  psychologischen  Einwirkung  auf  die  Un- 
reumütigen, bringt  es  mit  sich,  daß  bei  35.8%  aller  Bekenntnis- 
leger ein  Vorgang  geübt  wird,  den  die  Fabier  für  England  erst 
herbeiwünschen.  »Wir  sollten  alle  jährlich  die  Steuerbeamten  auf- 
suchen, um  unsere  Einkommensteuer  in  Ordnung  zu  bringen,  mit 
derselben  Selbstverständlichkeit,  mit  der  einige  Leute  zum  Arzt 
oder  Zahnarzt  gehen«  1).  Das  bedeutet  nicht  das  Vorhandensein 
der  Uebereinstimmung  von  Regierung  und  Regierten,  das  ist  der 
weitere  Wunsch  und  das  Ziel  nach  gegenseitigem  Vertrauen  in 
der  gerechten  Sache  der  Einkommensteuer,  die  ich  anstrebe. 
Das  Vertrauen,  das  Lotz  meint,  liegt  ihm  immer  in  der  politi- 
schen Uebereinstimmung.  In  England,  in  Amerika,  in  der  Schweiz 
ist  diese  politische  Harmonie  vorhanden,  sie  fehlt  in  den  Haupt- 
sachen bei  den  Steuern.  Ist  es  denn  ein  Zufall,  daß  das  oft  ge- 
brauchte und  bei  den  Fabiern  wiederkehrende  geflügelte  Wort 
von  der  Einkommensteuer,  sie  sei  eine  Prämie  auf  die  Unehr- 
lichkeit, von  John  Stuart  Mill  stammt,  daß  Adam  Smith  seine 
gute  Lehre  von  »Treue  und  Glauben«  in  Steuersachen  für  die 
»kleine  Republik«  aufstellt,  daß  er  Zürich  sucht  und  findet? 

Mit  dem  politischen  Grundsatze  und  dessen  Erklärung  seitens 
Lotz,  wäre  auch,  wenn  sie  richtig  wäre,  gar  nichts  getan.  Viel- 
leicht glaubt  Lotz  dem  Amerikaner,  was  er  dem  Deutschen  nicht 
glaubt.  A  chronic  social  ailment  affecting  modern  democracy 
at  its  most  vital  point,  is  allowed  to  strike  its  roots  deeper  and 
deeper  into  the  political  organism,  without  serious  study  and 
without  scientific  efTort  at  its  understanding  and  correction.  Die 
Staatsmänner  und  die  Verwaltung,  sagt  Adams,  haben  für  die 
Lösung  dieses  Problems  in  Amerika  wenig  oder  nichts  getan, 
der  Gelehrte  findet  ein  jungfräuliches  Feld  vor,  welches  der 
wissenschaftlichen  Pflege  bedarf.  Meine  Studie  erscheint  ihm  an 
interesting  and  suggestive  invitation  to  the  serious  study  of  si- 
milar  problems  in  this  country. 

Was  kann  aus  solchen  Studien  nach  Lotz  herauskommen? 
Die  Uebereinstimmung  zwischen  Volk  und  Regierung,  die  Zivili- 
sationsstufe ?  Die  ist  doch  ohne  Frage  in  Amerika  vorhanden 
und  »das  aprioristische  Gerechtigkeitsideal«  und  die  ethischen 
Vergleichsmaßstäbe  und  Messungen,  das  kann  die  realistische 
Theorie  nicht  brauchen.     Solche  Erwägungen  folgen  unmittelbar 

1)  A.  a.  O.  S.  144. 


Wo  steht  die  deutsche  Finanzwissenschaft?  121 

anschließend  an  den  Eingang  zum  Abschnitte  »Deutsche  Einkom- 
mensbesteuerungc.  Und  am  Schluß  dieses  Abschnittes  (S.  454), 
da  fängt  es  doch  auch  zu  dämmern  an,  »daß  die  wissenschaftliche 
Erforschung  des  Finanzwesens  sich  mehr  als  bisher  darauf  verlegen 
muß,  die  technischen  und  politischen  Voraussetzungen  korrekter  Ein- 
kommenseinschätzung erfahrungsmäßig  klarzulegen.«  Von  den 
moralischen  sagt  er  nichts.  Wir,  die  gewohnt  sind,  an  die  Er- 
scheinungen mit  den  Maßstäben  des  Rechts  und  der  Sittlichkeit 
heranzutreten,  können  eine  Grenzbestimmung  im  Sinne  der  Lotz- 
schen  Theorie  nur  übernehmen,  wenn  die  »Zivilisation«  auch 
einen  sittlichen  Kern  besitzt.  Wenn  wir  eine  ethische  National- 
ökonomie nicht  besitzen  würden,  müßten  wir  sie  nach  den  trau- 
rigen Lehren  des  Weltkrieges  schaffen. 

Das  Steuerunrecht  ist  eine  harmlose  Kinderkrankheit  verglichen 
mit  der  erbarmungslosen  Ausnützung  der  wirtschaftlichen  Lage  des 
Volkes  zugunsten  der  kapitalistischen  Ausbeutungsgesellschaft,  auf 
der  ganzen  Linie  der  freien  und  gebundenen  Wirtschaft  kein  mensch- 
liches Mitleid  oder  etwas  an  sittlicher  Empfindung  und  Erwägung! 
Und  in  der  gleichen  Seelenstimmung  und  in  der  gleichen  Willens- 
richtung die  schamlose  Niedertretung  der  rechtlichen  Schranken, 
die  rücksichtslose  Wahrung  des  eigenen  Wohles  und  Lebens,  der 
eigenen  Wirtschaft,  des  eigenen  Rechts  !  Von  diesen  sozialen  Ver- 
brechen, von  den  beispiellosen  Exzessen  der  groß-  und  klein- 
kapitalistischen Wirtschaft  gegen  die  hungernde  Gemeinschaft 
unterscheidet  sich  in  seiner  Natur  der  Steuerkampf  nur  in  den 
Dimensionen.  Er  entspringt  an  derselben  Quelle  im  nackten 
antisozialen  Egoismus.  Die  Manchesterlehre  in  die  Steuertheorie 
übertragen,  die  Freiheitslehre  für  die  Staatswirtschaft  zum  Prin- 
zip erhoben,  bedeutet  logisch  die  Aufhebung  der  steuerlichen 
Rechtsordnung. 

Stammler  hat  in  seinen  sozialphilosophischen  Schriften  die 
beiden  gegensätzlichen  Standpunkte  wiederholt  untersucht  und 
stellt  sie  auch  in  seiner  neuesten  Schrift:  Rechts  und  Staats- 
theorien der  Neuzeit1),  scharf  gegenüber.  Die  ökonomische 
Freiheitslehre  übersieht,  so  meint  er,  daß  es  für  die  soziale 
Betrachtung  eine  unbedingte  Freiheit  gar  nicht  geben  kann. 
Volkswirtschaft  ist  nur  als  Ausführung  einer  bestimmten  Rechts- 
ordnung denkbar.  Die  Einheitswirtschaft  von  Zentralpunkten  aus 
und  die  Ueberlassung  der  sozialen  Beiträge  an  die  Entschließung 

1)  Leipzig,  Veit  &  Comp.  1917,  S.   5«  K 
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der  Einzelnen  sind  nur  zwei  logisch  einander  gleichstehende 
Mittel  und  Wege,  deren  die  rechtliche  Regelung  des  Zusammen- 
wirkens sich  bedienen  mag. 

Stammlers  Gedankengänge  sind  natürlich  auch  für  die 
Steuerwirtschaft  gut  verwendbar.  So  wie  die  Gesellschaft  für 
gewisse  wohltätige,  humanitäre,  kulturelle  Zwecke  freiwillig 
ohne  Recht  und  Zwang  steuert,  so  wäre  es  auch  ein  Weg 
für  die  Aufbringung  der  staatlichen  Bedürfnisse.  Wir  ken- 
nen dieses  Mittel  aus  der  Bremer  Steuerkasse  mit  verdecktem 
Einwurf;  wir  begegnen  auf  diesem  Wege  den  Armenbüchsen  und 
Opferstöcken  der  Kirchen  auch  in  der  Neuzeit.  Wie  weit  käme 
man  heute  mit  dieser  Freiheit?  Auch  darin  ist  Stammler  beizu- 
stimmen, daß  absolute  Freiheit  und  Zwangsregelung,  unbedingte 
Freiheit  der  rechtlich  Verbundenen  einen  unlösbaren  Widerspruch 
setzen  heißt.  Der  Gedanke  der  unbedingten  Freiheit  taugt  aber 
auch  keineswegs  zum  idealen  Ziel  des  rechtlichen  Wollens.  Sie 
würde  zum  Prinzip  erhoben',  die  grundsätzliche  Gestaltung  mit 
sich  führen,  in  seinem  äußeren  Wirken  nach  persönlichem 
Willensinhalt  vorzugehen.  So  würde  sie  das  Gegenteil  des  ge- 
suchten Maßstabes  für  ein  objektiv  richtiges  Wollen  sein. 
Diesen  Punkt  habe  ich  vollständig  wiedergegeben,  weil  er  die 
gute  und  scharfe  Kritik  über  die  subjektive  Auffassung  in  diesen 
Dingen  gibt,  die  Lotz  von  den  kommunistischen  Bedürfnissen  der 
Gemeinschaft  angefangen  bis  herab  zu  dem  verärgerten  Ein- 
kommensteuersubjekte beherrscht. 

In  einer  scharfsinnigen  und  kraftvollen  Untersuchung  hat 
jüngst  Spiegel  Stammlers  Kritik  der  Rechts-  und  Staats- 
theorien der  Neuzeit  kritisch  gewürdigt1).  Unbedingte  Frei- 
heit, sagt  Spiegel,  haben  die  Freihändler  nicht  gefordert.  Stamm- 
ler selbst  bringt  die  Forderung  der  Schule  in  der  Formulierung: 
Die  Gesetzgebung  habe  nur  die  veralteten  Hindernisse  des  freien 
Wettbewerbes  wegzuräumen  und  den  Bruch  des  Rechtes  zu  ver- 
hüten. Staat  und  Recht,  sagt  nun  ganz  richtig  Spiegel,  sind  mit 
dem  Postulat  nicht  geleugnet,  sondern  nur  auf  ein  unerläßliches 
Mindestmaß  zurückgedrängt;  geradeso  wie  von  der  ethischen 
Nationalökonomie,  also  den  Gegnern  der  Freihändler,  nur  ein 
mehr  von  Beschränkungen,  weitergehende  Maßnahmen  des  Wirt- 
schaftslebens als  die  überkommenen  gefordert  wurden. 

Darin  ist  natürlich  Stammler  zuzustimmen  wenn  er  die  beiden 


.)  Schmollers  Jahrbuch,  XLIII,   i,  1919,  S.   1  ff.  insbes.  S.  35  u.  36. 
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verschiedenen  Wirtschaftsordnungen  logisch  einander  gleichstellt. 
Damit  ist  nach  Spiegel  nichts  gewonnen,  er  stellt  die  Frage  so : 
»Handelt  es  sich  denn  bei  dem  Problem,  Freihandel  oder  staat- 
licher Eingriff,  um  Fragen  der  Logik?«  Oder  haben  vielleicht  die 
Volkswirte  der  einen  oder  anderen  Richtung  geglaubt  oder  vor- 
gegeben, logische  Lehren  aufzustellen?« 

Lesen  wir  das  Werk  des  Freihändlers  über  die  Finanzwirtschaft, 
versuchen  wir  Grundsätzliches  in  kleinen  und  großen  Erscheinungs- 
formen hervorzuheben,  dann  kommen  wir  zu  der  Grundlage,  zum 
leitenden  Prinzip  der  Freiheitslehre :  Freies  Walten  der  wirtschaft- 
lichen Kräfte  mit  und  gegeneinander,  weg  mit  den  Hindernissen 
und  Schranken,  die  der  Freiheit  nicht  bloß  im  freien  Wettbewerb, 
sondern  auch  in  den  sozialen  Beitragspflichten  im  Wege  stehen.  Da 
verstehen  wir  Stammlers  Lehre.  Das  geht  logisch  nicht ;  ohne  die 
logische  Bedingung  des  rechtlichen  Verbindens  besteht 
der  Begriff  der  Gesellschaft  und  der  sozialen  Wirtschaft  überhaupt 
nicht.  Es  geht  aber  erst  recht  nicht  in  der  Wirklichkeit.  Das  tat- 
sächliche Leben  zeigt,  »daß  eine  Harmonie  der  Interessen  nicht  ein- 
tritt »nach  innerer  Notwendigkeit« ;  zügellosen  Konkurrenzkampf, 
Niederrennen  des  wirtschaftlich  Schwächeren  nennen  die  anderen 
die  Disharmonie  »nach  innerer  Notwendigkeit«.  Im  Verhältnis 
zur  Staatswirtschaft  ist  das  freie  Walten  nur  auf  Seite  der  freien 
Volkswirtschaft ;  der  Staat  ist  nicht  bloß  in  seinem  regulierenden 
Wirkungskreise  der  »Nachtwächterstaat«,  er  ist  es  auch  in  seiner 
eigenen  Wirtschaft,  er  lebt  von  der  Privatwirtschaft  Gnaden,  in 
einen^  bescheidenen  Wirkungskreise  und  mit  bescheidenen  Mitteln. 

In  der  Staatswirtschaft,  in  der  es  doch  um  die  eigene 
Wirtschaft  des  Staates  geht,  stellen  wir  uns  doch  einmal  auch 
den  frei  waltenden  Staat  vor !  Vor  lauter  Freiheit  kommt  er  nicht 
zum  Walten.  Die  klassische  Schule  der  Nationalökonomie  läßt 
ihm  im  Prinzip  die  Freiheit,  bei  der  für  ihn  nichts  herauskommt, 
und  disqualifiziert  ihn  als  Wirtschafter.  Und  da  der  Staat  von 
seiner  eigenen  Wirtschaft  nicht  leben  kann,  wird  er  auf  Steuer- 
kost gesetzt.  So  lange  es  mit  den  Brosamen  geht,  die  von  der 
Tafel  abfallen  in  Gestalt  von  Steuern,  die  nach  äußeren  Merk- 
malen bestimmt  werden,  bleibt  die  ungebundene  Freiheit  auf- 
recht. Als  dann  mit  den  Ertragsteuern,  rohen  Vermögensab- 
gaben und  indirekten  Steuern  der  Staat  sein  Auskommen  nicht 
finden  konnte,  die  Theorie  mit  ihrer  sein  sollenden  Gerechtigkeit 
aufmarschierte,    da   allerdings    begann    mit  den  persönlichen  und 
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gerechten  Steuern  die  ungebundene  Freiheit  in  den  Kampf  ein- 
bezogen zu  werden.  Der  Staat  hat  an  der  freien  Wirtschaft 
wegen  des  Steueranteils  am  Einkommen,  am  Vermögen  ein  um  so 
größeres  Interesse,  je  zäher  die  freie  Wirtschaft  an  ihrer  Brosamen- 
portion tatsächlich  festhielt.  Da  setzt  der  Kampf  ein  in  der 
Theorie  und  in  der  Praxis.  Die  Freiheit  ist  bedroht,  die  Heilig- 
keit des  Eigentums,  die  Früchte  der  Arbeit  sind  in  Gefahr,  das 
ist  undemokratisch. 

Die  staatliche  Willkür  ist  für  ein  zivilisiertes  Gemüt  uner- 
träglich. So  die  Freiheitslehre !  Die  Moralisten  und  die  Juristen 
antworten:  es  dreht  sich  nicht  um  die  Freiheit,  sondern 
nur  um  ein  Stückchen  des  Profits.  Der  Moral  und  dem 
Recht  ist  Unwahrheit,  Lüge  und  Unrecht  unerträglich,  um  die 
Steuergerechtigkeit,  um  das  gleiche  Opfer,  um  die  wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit  setzt  die  Frage  und  die  Sorge  ein.  Wir  lassen 
die  Freiheit  der  Wirtschaft,  wollen  in  ihr  nur  das  Recht  und  die 
Moral. 

So  die  deutsche  Theorie  und  Steuerrechtsordnung!  Was 
tat  England  ?  So  voreingenommen  von  der  Freiheit  und  ihrem 
Walten  ist  Lotz,  daß  er  gar  nicht  sieht,  daß  die  englische  Steuer 
die  Freiheit  beschränkt  und  aufhebt.  Hand  weg  vom  Zins,  vom 
Kupon,  von  der  Dividende,  vom  Lohn,  von  der  Pachtrente  1 
ehe  du  freie  Wirtschaft,  deine  Forderungen  bekommst,  nehme 
ich  zuerst  und  vor  allem  meinen  staatlichen  Anteil.  Ist  es  zu 
viel,  dann  kannst  du  ja  kommen,  mit  mir  verrechnen  und  das  über- 
zahlte aus  der  Steuerkasse  hinausbekommen.  Dieses  objektive 
•Verfahren  hat  für  den  Steuerertrag  Vorteile,  das  Einkommen 
kann  nicht  durchschlüpfen ;  ob  es  praktisch  ist,  können  wir  nicht 
sagen ;  wir  müßten  viel  mehr  von  der  Technik  wissen,  wie  sie  ist 
und  mit  welchen  Größen  sie  nach  der  Statistik  arbeitet.  Der 
Freiheitsgedanke  lebt  in  der  deutschen  Type!  Natürlich  die  Frei- 
heit, die  wir  meinen,  die  mit  Gerechtigkeit  und  Sittlichkeit  Hand 
in  Hand  harmonisch  marschiert  und  arbeitet.  >Für  die  Ausge- 
staltung« der  steuerrechtlichen  Ordnung  ist  »der  andere  Freiheits- 
gedanke ganz  unbrauchbar«. 

Der  Methode,  der  Beweisführung,  der  Darstellung  und  den 
gewonnenen  neuen  Lehren  haben  wir  breiten  Raum  gegeben.  Ueber 
den  Stand  und  Wert  dieser  Finanzwissenschaft  ergibt  sich  nach 
dem  vorgeführten  das  zweifellose  Urteil.  Wir  dürfen  uns  über 
den  übrigen  Inhalt  kurz  fassen. 
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Fast  zwei  Drittel  des  Werkes  sind  den  Steuereinnahmen  ge- 
widmet. Wenig  mehr  als  ein  Achtel  davon  entfällt  auf  die  all- 
gemeine Steuerlehre.  Vom  speziellen  Teile  kommt  ziemlich  ge- 
nau je  eine  Hälfte  auf  die  direkten  und  indirekten  Steuern.  Wir 
erinnern,  daß  die  direkten  Aufwandsteuern  in  die  erste  Hälfte 
fallen  und  das  Gleichmaß  vermitteln ;  sie  sind  in  ihrer  neuen 
Stellung  nicht  klarer  und  nicht  bedeutungsvoller  geworden.  Die 
Wehrsteuer,  über  deren  Wesen  viel  gestritten  wurde,  erscheint 
mit  der  Kurtaxe,  über  die  sich  viel  streiten  läßt,  und  den  kom- 
munalen Beiträgen,  über  die  die  Akten  noch  lange  nicht  ge- 
schlossen sind,  in  einem  Paragraphen  unter  dem  Titel:  »sonstige 
veranlagte  Steuern  ergänzenden  Charakters«  untergebracht.  Wie 
sie  da  zusammengekommen  sind?  Erinnerungen  an  Neumann; 
bei  der  nächsten  schärferen  Musterung  gehen  sie  wieder  aus- 
einander. Das  ist  der  Gang  der  Dinge,  wenn  man  ihnen  keine 
richtigen  Namen,  Stellungen  gibt,  wenn  man  der  Definition  aus 
dem  Wege  geht,  wie  Lotz.  Sie  haben  ihre  Gefahren,  das  hat 
schon  der  alte  römische  Jurist  gesagt.  Gute  und  richtige  Defini- 
tionen sind,  wie  die  Rechtswissenschaften  zeigen,  ein  vorzüglicher 
Lehrbehelf. 

An  dem  Buche  von  Lotz  habe  ich  die  Richtigkeit  der  Be- 
hauptung von  Dietzel*)  prüfen  können.  Definitionen,  behauptet 
dieser,  haben  nur  den  Zweck,  den  Definierenden  zu  zwingen, 
zum  Bewußtsein  darüber  zu  gelangen,  inwieweit  er  sich  über 
das  zu  definierende  Objekt  klar  ist.  Wenn  der  Autor  den 
Definitionen  aus  dem  Wege  geht,  wenn  er  wenig  Sinn  für 
strenge  systematische  Ordnung  und  Teilung,  für  dogmatische 
Grundlegung  und  für  die  planmäßige  Bauführung  des  Oberbaues 
zeigt,  dann  steht  die  Kritik  bei  dem  unvollkommenen  Werke  vor 
der  Frage,  liegt  der  Grundfehler  in  solchen  Mängeln  der  Dar- 
stellung oder  in  dem  Mangel  an  Klarheit  über  die  Dinge 
beim  Autor?  Darauf  lautet  die  Antwort  nach  verschiedenen  Teilen 
verschieden.  Es  ist  keine  Frage;  trotz  Mängel  in  der  Begriffs- 
bestimmung und  trotz  Mängel  der  Darstellung  zeigt  der  Ver- 
fasser die  Beherrschung  des  Ertragsteuersystems. 

Das  zeigt  deutlich  der  »Rückblick«  auf  dieses  System.  Auf  der 
anderen  Seite  kann  man  nicht  zweifein,  daß  Lotz  über  das  Wesen, 
über  Bau  und  Leben  der  Gebühren  und  der  Verkehrsbesteuerung 
sich  selbst  nicht  so  klar  ist,  um  die  Führerschaft  in  dem  Gebiete  gut 

1)  A.  a.  O.  S.  49. 
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auszuüben.  '  Die  Gebühr  für  ein  richterliches  Urteil,  die  Erb- 
schaftbesteuerung und  der  Rechnungs-  und  Wechselstempel,  das 
muß  alles  in  eine  Kategorie,  trotz  verschiedenen  Inhaltes,  trotz 
der  verschiedenen  Technik.  Den  Einteilungsgrund  technisch- 
administrativ hatten  die  Gelehrten  schon  vergessen,  also  schnell 
einen  neuen !  Da  man  auch  nicht  sagen  kann,  daß  der  Kridatar  oder 
Dieb  bei  Gericht  verkehre,  mit  diesem  nicht  im  Verkehr  stehe,  muß 
das  neue  Ding  auch  eine  neue  Firma  bekommen.  Sie  lautet:  »Be- 
steuerung aus  Anlaß  von  rechtlich  bedeutsamen  Handlungen«  und 
die  alte  gute  Orientierungstafel,  die  aber  wieder  der  neuen  Sache 
nicht  entspricht,  kommt  darunter  in  die  Klammer,  weil  wohl  sonst 
die  alte,  unersetzte  Orientierung  fehlt.  Viel  ernster  ist  es,  daß  die 
neue  Firma  eine  Sachfirma  ist,  die  den  richtigen  Gegenstand  ver- 
fehlt. »Rechtlich  bedeutsam«  sind  gewiß  alle  entgeltlichen 
und  unentgeltlichen  Rechtsgeschäfte.  In  der  Regel  fallen  aber 
unter  die  Besteuerung  nur  die  schriftlich  abgeschlossenen;  die 
mündlich  vereinbarten  Geschäfte  derselben  Art  sind  doch  recht- 
lich ganz  gleich  bedeutsam.  Rechtlich  bedeutsame  Handlungen 
sind  doch  das  Verlöbnis,  das  Eheversprechen,  die  eheliche  und 
außereheliche  Zeugung,  mit  dem  Steuerrechte  haben  sie  nichts 
zu  tun.  Aber  Lotz  hat  ja  andere  Sorgen  und  Schmerzen,  die 
wir  jetzt  gründlich  kennen.  Er  fordert  auf  S.  509  wieder  einmal 
nicht  das  »Wünschenswerte«,  sondern  »etwas  Mühevolleres«,  »die 
analytische  verständnisvolle  Bearbeitung  des  tatsächlichen  Mate- 
rials«. 

In  der  deutsch-österreichischen  Gebührentheorie,  die  Lotz 
an  die  Spitze  der  Lehre  setzt,  besitzen  wir  eine  feine,  »verständ- 
nisvolle«, analytische  Untersuchung  der  Gebühren  und  Verkehrs- 
steuern aus  der  Hand  des  bestbekannten  abstrakten  Theoretikers 
Wieser^  die  wir  in  dieser  Untersuchung  bereits  genannt  haben, 
die  Lotz  aber  nicht  kennt.  Ihm  hat  es  die  Theorie  von  Koczynski 
angetan.  Sie  ist  zwar,  wie  ihr  Verfasser  selbst  bekennt,  hypo- 
thetisch und  ist  auch  in  der  ernsten  Kritik  ernstlich  angezweifelt 
worden.  Lotz  selbst  hat  Bedenken,  ob  die  Theorie  mit  den 
Laudemien  geschichtlich  in  jedem  einzelnen  Falle  sich  beweisen 
läßt.  Funk  ist  in  seinem  vorzüglichen  historischen  Teile  seines 
Buches  über  »die  Gebühr  von  den  Vermögensübertragungen  auf 
den  Todesfall«  in  diesem  Punkte  der  Hypothese  entschieden  ent- 
gegengetreten ;  er  stützt  sich  auf  archivalische  Quellen  und  ver- 
tritt die  Anschauung,  daß  französisches  auf  österreichisches  Recht 
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eingewirkt  habe.  Der  geschichtliche  Teil  des  inhaltsreichen  Wer- 
kes ist  allerdings  in  böhmischer  Sprache  (1902)  erschienen.  Doch 
hat  im  Finanzarchiv1)  Slawicek  einen  eingehenden  sachlichen 
Bericht  erstattet,  der  auch  den  erwähnten  Punkt  hervorhebt. 

Die  neue  deutsche  Finanzwissenschaft  interessieren  fremde  Be- 
sprechungen nicht,  Lotz  im  speziellen  das  Enregistrement  u.  a.  nicht, 
für  das  in  der  deutschen  Literatur  doch  auch  einige  »Vorar- 
arbeiten«  vorliegen.  So  erklärt  Lotz,  warum  in  seinem  Werke 
»bloß  einiges  skizziert«  wurde.  Die  Gebühren  sind  in  dem  Räume, 
in  dem  sie  fortleben  sollen,  heruntergekommen,  es  ist  kaum  etwas 
mehr  als  der  Name  geblieben  mit  ein  paar  Zeilen  Text  und 
Zahlen.  Text  und  Lehren  gehören  den  Reichsverkehrsteuern  und 
den  Erbschaft-  und  *  Schenkungsteuern.  Die  »rechtlich  bedeut- 
samen Handlungen«  verschwinden,  von  der  Technik  bleiben  ein 
paar  flüchtige  Bemerkungen.  Die  Zölle  und  Verbrauchsteuern, 
die  haben  es  besser.  Warum?  Tarif-  und  Gelegenheitsteuern, 
Steuer  auf  Handlungen  sind  aber  beide,  die  auf  den  Verkehr 
und  Verbrauch.  Wozu  die  Einteilung?  Wie  lebt  die  alte,  weise 
Scheidung  von  direkt  und  indirekt!  Ist  sie  so  fein  und  tief  aus 
der  Sache,  wie  bei  Schaffte,  da  würdigt  man  sie  erst  der  ganzen 
Bedeutung  nach  in  der  Nutzanwendung,  im  besonderen  Teil. 
Dort  wird  die  richtige  Theorie,  das  abstrakte  lebendig ;  dort 
zeigen  die  allgemeinen  Lehren  ihre  Richtigkeit  und  Brauchbar- 
keit. In  der  besonderen  Steuerlehre  bringt  Lotz  fast  regelmäßig 
als  Schluß  eine  allgemeine  Betrachtung,  die  er  bald  als  »Wür- 
digung«, bald  als  »Wirkung«,  bald  als  »Rückblick«  über  die 
einzelne  Steuer  bezeichnet.  Und  in  diesen  zumeist  guten  und 
sachlichen  Abschlüssen  verschwindet  die  strenge  Methodenan- 
wendung; mehr  oder  weniger  behutsam  wird  für  die  Zukunft  ge- 
fordert, die  Vergangenheit  gewürdigt  und  direkt  und  indirekt 
tritt  die  Politik  und  das  Seinsollende  hervor. 
„  Berichten  wir  zum  Schluß  über  die  zweite  Unterabteilung 
der  öffentlichen  Einnahmen,  über  die  Erwerbseinkünfte, 
so  sind  es  alles  in  allem  58  S.,  zehnerlei  öffentl.  Erwerbsunter- 
nehmungen :  Grundbesitz,  Forste,  Bergwerke,  Bankbetrieb,  auch 
die  Münze  und  staatliche  Spielgeschäfte  und  die  großen  Verkehrs- 
unternehmungen; Post,  Telegraphen  und  Eisenbahn. 

Die  allgemeine  Einführung,    das  Kapitel  von  der  Bedeutung 
der  Erwerbseinkünfte  innerhalb  des  öffentlichen   Haushaltes  zeigt 

1)  XXII.  Jhrg.,  1.  Bd.   1905,  S.  425  ff 
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uns  Lotz  nicht  als  strengen  Smithianer;  er  läßt  die  Entwicklung 
der  Dinge  in  den  letzten  40  Jahren,  vielleicht  auch  den  Um- 
schwung der  Meinung  in  seinem  gelobten  Lande  auf  sich  und 
die  Darstellung  einwirken.  In  diesem  Teile  lehrt  das  Buch  die 
herrschende  Meinung  der  deutschen  Finanzwissenschaft.  Mit 
der  Inferiorität  des  Beamtentums  und  mit  den  fehlenden  Selbst- 
interessen läßt  sich  die  große  Frage  nicht  lösen;  gegen  das 
Dogma  der  Klassiker  sprechen  die  Erfahrungen  des  modernen 
Staates.  Die  öffentliche  Unternehmung  steht  auch  nach  Lotz 
Anschauung  keineswegs  überall  hinter  der  privaten  zurück.  Das 
besondere  der  Darstellung  sind  die  Zweifel  von  der  Seite  der 
richtigen  Ertragsberechnung  und  deren  Schwierigkeiten.  >Das 
ist  eine  von  den  alten  Sünden.  Sie  meinen:  Rechnen  sei  das 
Erfinden!«  Frage  und  Antwort  müssen  prinzipiell  davon  aus- 
gehen, was  kann  der  Staat  auf  diesem  Wirtschaftsgebiete  im 
Verhältnis  zu  den  Leistungen  der  Privatwirtschaft?  Zwei  Fehler 
werden  bei  der  Antwort  auf  einmal  gemacht.  Man  nimmt  nach 
gewissen  beschränkten  Erfahrungen  an,  die  private  Wirtschaft 
sei  die  gute,  die  staatliche  die  schlechte.  Gilt  der  Satz  von  der 
Durchschnittstype  ?  Lehrt  nicht  die  Wirtschaftsgeschichte  in 
Vergangenheit  und  Gegenwart,  daß  bei  beiden  schlechte  und 
gute  Muster  einander  gegenüberstehen,  daß  der  große  Erfolg 
nicht  die  Regel  bildet  und  geschäftlicher  Reichtum  auf  wenige 
Generationen  der  betreffenden  Unternehmungen  beschränkt  ist. 
Ist  es  dann  weiter  richtig,  braucht  der  Staat  nur  hineinzugreifen 
in  die  Fülle  der  Anregungen  der  Kriegsliteratur,  in  die  Staats- 
syndikate und  Monopole,  um  die  vielen  Millionen  herauszuholen, 
die  wir  brauchen  ?  Und  die  neuen  Betriebsformen  und  die  radi- 
kale Sozialisierung  der  Volkswirtschaft,  werden  sie  es  vermögen, 
materiell  so  günstige  Ergebnisse  zu  erzielen  als  die  Privatwirt- 
schaft? Der  eine  starke  Hemmungsgrund  im  Mechanismus,  die 
im  Frieden  so  beschränkte  Willenseinheit,  die  wesentlich  ver- 
minderten Reibungshindernisse,  der  große  seelische  Antrieb,  das 
alles  lag  in  der  Kriegszeit  günstiger.  Wo  blieben  die  Erfolge 
des  Staatssozialismus,  wo  liegen  die  Fehler  in  der  Geld-  und 
Ernährungswirtschaft?  Von  den  Geschäftsführenden  meint  die 
Literatur,  der  Hauptpunkt  der  Schwierigkeiten  liege  in  der  schwa- 
chen Fähigkeit  der  Menschen  staatlichen,  kollektivischen  Interessen 
so  zu  dienen,  wie  den  eigenen.  Gewiß,  die  Organisation  der 
Menschen,  die  wir  da  brauchen,  war  eine  mangelhafte  in  der 
Doktrin  und  Praxis. 
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Die  menschlichen  Schwächen,  die  dem  günstigen  Ergebnisse 
in  der  öffentlichen  Wirtschaft  im  Wege  stehen,  wurden  größer 
in  den  kleinen  und  großen  Dingen.  In  seiner  wiederholt  er- 
wähnten Untersuchung:  > Finanzwissenschaft  und  Staatssozialis- 
mus« erklärt  Wagner'.  Gegen  die  radikale  Umgestaltung  der  ge- 
samten wirtschaftlichen  Rechtsordnung  im  Sinne  der  Sozialdemo- 
kraten sprechen  zwei  triviale  aber  unumstößliche  Wahrheiten, 
die  Naturkräfte  und  die  Menschen,  ihre  Eigenschaften,  wie  sie 
eben  sind.  Der  wirtschaftliche  Umsturz  setzt  eine  andere  äußere 
Natur,  die  von  der  Kraft  der  menschlichen  Wirtschaft  unab- 
hängiger sein  müßte,  nicht  nur  andere  Menschen,  sondern  andere 
Wesen  voraus  als  die  einmal  gegebenen.  Wagner  meint  selbst,  und 
es  ist  meine  im  staatlichen  Leben  der  Gegenwart  gewonnene  Ueber- 
zeugung,  daß  hier  großes  zu  erreichen  ist.  »Aber  immer  wird 
der  »Mensch«  bleiben  nach  seinen  Bedürfnissen,  seinen  Trieben, 
seinen  immanenten  körperlichen,  geistigen,  sittlichen  Eigenschaften c 
Wird  der  proletarische  Kollektivismus  diese  Wesen  haben?  Die 
alte  große  Frage  nach  der  Erziehungsmöglichkeit  des  Menschen- 
geschlechtes! Doch  wird  kein  Freund  der  Menschheit,  keine 
starke  Partei  auf  die  Hoffnung  verzichten.  In  dem  Sozialisierungs- 
prozesse  und  in  der  sozialisierten  Gesellschaft  wird  der  Staat 
»als  notwendige  Folge  eine  neue  überragende  Stellung«  gewinnen. 
Renner,  der  dies  ausspricht1),  verlangt  von  den  Marxisten,  »die 
Technik  der  Gesellschaft  zu  erforschen«,  »die  technischen  Wissen- 
schaften der  Gesellschaft  zum  System  zu  entfalten«.  Sie  sollen 
es  sein,  »die  der  Gesellschaft  die  freie  Verfügung  über  sich 
selbst  schaffen,  sie  sind  die  ureigentliche  Lehre  vom  Sozialismus, 
das  heißt  vbn  den  Mitteln  der  Sozialisierung.  Diese  zum  System 
erhobene  Technik  der  Gesellschaft  heißt  Staat  und  Recht,  es 
gibt  außer  ihr  keine  andere«.  Das  ist  natürlich  nicht  der  Staat 
und  das  Recht  der  alten  individualistischen  Gesellschaftsordnung. 
Es  ist  überaus  interessant,  daß  die  Sozialdemokraten  den  Staats- 
sozialismus Go/dsc/ieidscher  Konstruktion  glatt  abgelehnt  haben. 
Aber  wo  immer  in  der  Geschichte  Recht  war,  gab  es  immer 
Unrecht  und  Streit  über  das  richtige  Recht.  Das  weitere  Schick- 
sal der  Menschheit  hängt  geradezu  von  der  Frage  ab,  ob  es  dem 
neuen  System  der  Technik  gelingen  wird,  Streit  und  Unrecht  im 
Wege  Rechtens  zu  lösen.  Es  mußte  die  ganze  Erde  in  Blut 
schwimmen,   es  mußten  Verbrechen,   Terror  und  nackte  Gewalt, 

I)  Vgl.:   Marxismus,  Krieg  und  Internationale,  1917,  S.  59. 
Zeitschrift  für  die  get.  StaaUwiisenschaft.     1930.     1/3.  I) 
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Wucher  und  Ausbeutung  in  nie  dagewesenen  Größenverhältnissen 
herrschen,  um  ein  Staatsgrundgesetz,  wie  das  der  russischen  Sowjet- 
republik in  die  Welt  des  Rechts  zu  setzen.  Da  stehen  sie  jetzt 
riesengroß  die  neuen  gewaltigen  Staatsaufgaben:  die  Menschheit 
aus  den  Klauen  des  Finanzkapitals  und  des  Imperialismus  zu 
reißen,  »die  Aufhebung  jeglicher  Ausbeutung  von  Menschen  durch 
Menschen,  die  völlige  Beseitigung  der  Gesellschaft  in  Klassen, 
die  schonungslose  Unterdrückung  der  Ausbeuter,  die  Einführung 
der  sozialistischen  Organisation«. 

Läßt  sich  wenigstens  die  weitere  Durchführung  und  der 
weitere  Kampf  nicht  verlegen  aus  der  Wirtschaft  ins  Recht? 
Müssen  wir  nicht  in  der  zum  System  erhobenen  Technik  der 
Gesellschaft  diesen  Zentralpunkt  fest  und  klug  ausbauen?  Auf 
der  einen  Seite  der  Staat  als  Schöpfer  der  neuen  Rechtsordnung, 
unser  Allerhalter  und  Allbeschützer,  auf  der  anderen  die  ver- 
gesellschaftete Wirtschaft !  Kommen  wir  nicht  bei  diesem  Baue,  je 
ernster  wir  die  Bedeutung  nehmen,  desto  mehr  und  sicherer  zu 
dem  Punkte,  der  zur  vollen  Objektivität  die  Trennung  der  staat- 
lichen Wirtschaft  vom  Recht  verlangt?  Die  Frage  war  ja  in  der 
Vorkriegszeit  da;  ihre  Bedeutung  ist  nur  zur  prinzipalen  gewachsen. 
Ihre  Tragweite  kommt  deutlich  hervor  in  der  Untersuchung  von 
Schaff U:  Trennung  von  Staat  und  Volkswirtschaft  aus  Anlaß  des 
jüngsten  Arbeitsmassenausstandes  im  Kohlenbergbau  1).  Er  meint, 
daß  das  Grundverhältnis  des  Staates  zur  Volkswirtschaft  »für 
immer«  zur  Trennung  nötige,  daß  dieses  Prinzip  der  Trennung 
geschichtlich  ausnahmslos  und  unterbrochen  gegolten  habe.  Was 
geht  die  Frage  die  neue  Finanzwissenschaft  und  gar  Lotz  an? 
Natürlich  ist  sie  erst  durch  den  Umsturz  und  die  nachgefolgten 
Ereignisse  zur  Schicksalsfrage  der  Menschheit  geworden.  Aber 
auch  zuvor  war  dieser  Teil  der  kleine  Ausschnitt  aus  der  großen 
Staatswirtschaft,  insbesondere  auch  der  noch  kleinere,  den  die 
guten  und  logischen  Systematiker  und  Dogmatiker  die  privat- 
wirtschaftlichen Einnahmen  genannt  haben,  gegeben.  Die  Frage 
ging  sachlich,  wirtschaftlich  und  ethisch  immer  bis  in  die  letzten 
Wurzeln  der  Staatswirtschaft,  der  öffentlichen  kollektivistischen 
Wirtschaft.  Von  der  Technik  dieses  Teiles  wissen  wir  nichts. 
Auch  hier  ist  sie  so  ein  wichtiger  Faktor,  daß  das  staats- 
sozialistische Projekt  Goldscheids,  jeder  Privatwirtschaft  ein  Drittel 
für  den  Staat  zu  expropiieren,  utopistisch  bleibt,  wenn  wir  nicht 

i)  In  dieser  Zeitschrift,  45.  Bd.,  1889,  S.  591. 
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gleichzeitig  aus  dem  Reste  des  Volkes  einen  anständigen  Teil 
als  Vermögensverwalter  für  den  Miteigentümer  Staat  bestellen 
würden.  Wie  stellt  sich  Goldscheid  die  Sorge  und  die  Arbeit 
vor,  um  Vermögenssubstanz  und  Früchte  festzustellen,  die  An- 
sprüche zu  wahren  und  hereinzubringen?  Ebenso  leicht  und 
schwer,  wie  wenn  der  Staat  Erbe  jedes  Nachlasses  zu  */3  wäre. 
Mein  Artikel  »Kaduzität«  im  Oesterr.  Staatswörterbuche  (2.  Aufl.) 
läßt  Einblick  in  die  rechtlichen  Schwierigkeiten  zu;  von  denen 
rein  wirtschaftlicher,  tatsächlicher  Natur  braucht  man  nicht  viel 
zu  erzählen. 

So  bringt  die  neue  Finanzwissenschaft  auch  in  diesem  Teile 
nicht  den  Genuß  von  dem  Gehalte  des  Ganzen.  Wir  genießen 
nicht  den  Gehalt  in  allen  Teilen  der  Finanzkunst  als  der  groß- 
artigen Errungenschaft  aus  der  Entwicklung,  von  den  Anfängen 
der  Finanz  bis  zu  den  Anspannungen  der  großkapitalistischen 
Kriegswirtschaft  in  dem  furchtbaren  Weltkriege.  Ueber  deutsche 
Finanzwirtschaft  und  Finanzwissenschaft  seit  Beginn  des  Jahr- 
hunderts bis  zum  Kriege  können  die  sachlichen  Urteile  nicht 
auseinander.  Mein  Urteil  über  die  Finanzwissenschaft  kann  ich 
nicht  besser  und  schöner  einkleiden  als  in  Goethes  Worte:  Es 
ist  kein  Ernst  da,  der  ins  Ganze  geht,  kein  Sinn  dem  Ganzen 
etwas  zuliebe  zu  tun;  sondern  man  trachtet,  wie  man  sein  eigenes 
Selbst  bemerklich  mache  und  es  vor  der  Welt  zur  möglichen 
Evidenz  bringe. 
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Die  lebende  Generation  ist  Zeuge  von  der  rapiden  Ab- 
schaffung einer  Münze,  welche  für  eine  recht  beträchtliche  Periode 
mehr  im  Gebrauch  stand,  als  von  irgendeiner  anderen  Geldsorte 
es  in  der  Geschichte  jemals  bekannt  geworden  ist.  Während 
mehr  als  fünfzig  Jahren  galt  der  von  den  mexikanischen  Münz- 
anstalten geprägte  Silberpeso  als  Zahlungsmittel  auf  beiden  Fest- 
landsgebieten von  Amerika,  er  zirkulierte  in  Westindien  und  auf 
den  meisten  Inseln  des  großen  Ozeans,  er  bildete  das  bekannte 
und  allgemein  anerkannte  Zahlungsmittel  auf  den  Märkten  Ost- 
asiens von  Wladiwostock  bis  nach  Singapore.  Sein  Vorgänger 
wurde  bereits  geprägt,  als  Mexiko  noch  eine  spanische  Kolonie 
war ;  auch  er  erfreute  sich  während  des  ganzen  achtzehnten  Jahr- 
hunderts und  weit  zurück  in  das  siebzehnte  hinein  eines  ähn- 
lichen weiten  Umlaufsgebietes. 

Der  Peso,  oder  die  sog.  Achterstücke  nahmen  ihren  Ausgang 
von  den  mexikanischen  Münzstätten,  deren  erste  im  Jahre  1535 
am  1 1 .  Mai  errichtet  wurde  ;  in  seinen  verschiedenen  Wertstücken 
gab  der  Peso  das  einzige  Zahlungsmittel  ab,  welches  bei  den 
englischen  Kolonisten  Nordamerikas'  im  Gebrauch  stand.  Aus 
dieser  selben  ehrwürdigen  Quelle  entstammen  natürlich  auch  die 
Geldstücke,  welche  in  Florida,  Cuba,  San  Domingo,  Porto  Rico 
und  auf  den  anderen  spanischen  Antillen  kursierten.  Schon  vor 
dem  Jahre  1600  fand  der  mexikanische  Silberpeso  auch  Eingang 
auf  den  Philippineninseln  und  ebenso  in  den  chinesischen  Hafen- 
städten Canton,  Ningpo  und  Amoy.  Während  dreier  Jahrhunderte 
floß   der  Strom   der  Pesos,    welche  in  den  mexikanischen  Münz- 
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anstalten  geprägt  wurden,  und  verbreitete  sich  in  der  einen  oder 
anderen  Weise  von  selbst  über  zwei  Hemisphären.  Lange  spielten 
sie  eine  nicht  unbedeutende  Rolle  in  der  Entwicklung  der  wirt- 
schaftlichen Beziehungen  zwischen  Ost  und  West,  und  zu  der 
einen  oder  anderen  Zeit  wurden  sie  von  Menschen  jeder  Farbe 
und  jeder  Rasse^  gebraucht.  Heute  scheint  der  Peso  dem  Ge- 
schicke zu  verfallen,  vollkommen  aus  dem  internationalen  Handel 
verschwinden  zu  sollen.  Dieser  historisch  interessante  Zeitpunkt 
des  allmählichen  Verschwindens  einer  weltbekannten  Geldsorte 
hat  den  Amerikaner  A.  P.  Andrew  veranlaßt  im  Quarterly  Journal 
of  Economics  eine  zusammenfassende  Darstellung  der  Geschichte 
des  mexikanischen  Dollars  zu  geben,  an  deren  Inhalt  sich  die 
nachfolgenden  Ausführungen  im  wesentlichen  anlehnen. 

Die  Geldstücke  nur  einiger  weniger  anderer  Staaten  haben 
eine  mehr  als  inländische  Bedeutung  erreicht  und  es  ist  fast 
allein  Oesterreich,  welches  in  dieser  Beziehung  mit  Mexiko  würdig 
verglichen  werden  kann.  Die  Maria-Theresiathaler,  welche  zuerst 
1751  geschlagen  uud  seitdem  regelmäßig  mit  Zeichnung  und 
Datum  des  18.  Jahrhunderts  weiter  ausgegeben  wurden,  erlangten 
als  Handelsmünzen  eine  allgemeine  Bedeutung  in  Aegypten, 
Abessinien,  im  Sudan  ebenso  wie  in  Ostindien  und  dem  äußersten 
Osten  Asiens.  Die  Maria-Theresiathaler  haben  das  männliche 
Profil  und  das  elegante  Wappen  der  großen  Kaiserin  weit  mehr 
bei  den  schwarzen  und  gelben  Rassen  bekanntgemacht,  als  dies 
unter  den  Weißen  jemals  der  Fall  geworden  ist,  und  dennoch 
kann  man  in  bezug  auf  die  Zahl  der  eroberten  Länder  dieses 
österreichische  Geldstück  nicht  entfernt  in  Vergleich  stellen  mit 
dem  mexikanischen  Silberpeso,  der  so  zahlreiche  Märkte  be- 
herrschte. 

Die  Nachhaltigkeit  und  allgemeine  Ausdehnung  des  spanischen 
Dollars  als  Handelsmünze  ist  nicht  schwierig  zu  erklären.  Bis 
zur  Eröffnung  der  Silberbergwerke  im  Westen  der  Vereinigten 
Staaten  Amerikas  vor  etwa  40  Jahren  kam  fast  alles  Silber, 
welches  die  Kulturstaaten  benötigten  aus  Mexiko  und  dem 
spanischen  Amerika.  Mehr  als  4/6  der  Silbermengen,  die  während 
der  Zeit  von  1493 — 1850  bergmännisch  gewonnen  wurden,  hatten 
ihren  Ausgang  aus  den  Silberbergwerken  dieser  Gegenden.  (Siehe 
Tabelle  1).  Es  ist  daher  nicht  überraschend,  daß  die  spanischen 
Kolonien  in  Amerika  mit  ihren  beispiellosen  natürlichen  Quellen 
an  Münzmetall    und    ihren  wohlausgestatteten  Münzstätten,    dazu 


134 


Bruno  Simmersbach: 


Tabelle  i. 

Silberausbringen  in  denHaupt-Silber-Produktionsländern. 
Geschätzt  in  iooo  Kilogrammen. 


Land 

1493— 1850 

1851—1875 

1876 — 1900 

1493— 1900 

Mexiko 

Bolivia 

Peru 

Oesterreich-Ungarn 

Deutschland 

Rußland 

Vereinigte  Staaten 

Andere  Länder 

63657 
35  064  (?) 
29  432  (?) 

6861 

5850 

2  031 

6932 

12548 
2  650  (?) 
1  790  (?) 

—  909 
2055 

—  398 
5271 
5  383 

27  097 

4  260  (?) 

2  570  (?) 

1338 

4  372 
—  251 

35°7i 
16805 

103  302 
41974 
33  792 

9  108 
12277 

2680 
40342 
29  120 

Weltproduktion 

149827 

31  004 

91764 

272  595 

Diese  Zusammenstellung  beruht  für  ihre  ersten  Perioden  auf  den  Schätzungen 
von  Soetbeer  und  Lexis  und  für  die  späteren  Perioden  auf  den  Berichten  der 
Münzen  von~-Frankreich  und  den  Vereinigten  Staaten.  Obwohl  in  den  einzelnen 
Schätzungen  vielfach  verschiedene  Ergebnisse  vorliegen,  so  beeinflussen  dieselben 
die  Weltproduktion  doch  in  keinem  irgendwie  merklichen  Maße. 

berufen  waren,  so  manches  Land  mit  dem  notwendigen  Zahlungs- 
mittel zu  versorgen.  Daß  diese  Verhältnisse  sich  vor  bereits 
dreihundert  Jahren  derart  entwickelten,  ja  entwickeln  mußten,  ist 
des  weiteren  sofort  verständlich,  wenn  man  sich  die  umfassenden 
Handelsbeziehungen  ins  Gedächtnis  ruft,  über  welche  Spanien 
damals  verfügte,  sowie  die  Tatsache,  daß  die  spanischen  Monarchen 
des  16.  Jahrhunderts  Herren  beider  Indien  waren  und  das  aus- 
gedehnteste Reich  besaßen,  welches  die  Welt  jemals  gesehen  hat. 
Dagegen  muß  es  auffallend  erscheinen,  daß  diese  Münzen,  welche 
damals  geprägt  wurden,  sich  ihre  Eigenart  völlig  erhalten  haben, 
da  sich  sowohl  ihr  Gewicht,  wie  auch  ihr  Feingehalt  seit  ihrem 
erstmaligen  Schlagen  nur  verhältnismäßig  sehr  wenig  verändert 
hat.  Während  der  langen  Zeitperiode,  als  die  Spanien  benach- 
barten Staaten  alle  mit  einer  mehr  oder  minder  starken  Ent- 
wertung ihres  Metallgeldes  sich  befaßten,  blieben  die  spanischen 
Pesos  völlig  intakt  und  ihre  außergewöhnliche  Güte  bot  denn 
auch  die  Veranlassung  dazu,  daß  sie  im  Ausland  sich  eifriger 
Nachfrage  zu  erfreuen  hatten  und  so  in  ständigem  Umlaufe  im 
Handelsverkehr  mit  und  unter  den  spanischen  Staaten  standen. 
Bis  zum  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  erlitten  die  Achterstücke 
keine  ernstliche  Entwertung,  mit  Ausnahme  vielleicht  einzelner 
Lokalprägungen,  wie  z.  B.  die  peruvianischen  Münzen,  welche 
um    das    Jahr    1650   eine    >skandalöse    Fälschung«    erlitten    und 
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demgemäß  nicht  nur  in  den  Britischen  Kolonien,  sondern  auch 
in  Spanien  selbst  als  Zahlungsmittel  abgewiesen  wurden.  Während 
des  ganzen  Verlaufs  des  18.  Jahrhunderts  war  der  Feingehalt 
des  Pesos  nur  zweimal  ziemlich  unbedeutenden  Schwankungen 
unterworfen.  Im  Jahre  1728  wurde  der  Feingehalt  an  Tausendsteln 
von  930,5  auf  916,6  herabgedrückt  und  gleichzeitig  das  Gewicht 
der  Stücke  um  1V2  Proz.  vermindert.  Doch  geschah  dies 
offenkundig  mehr  aus  dem  Grunde,  um  die  erhöhten  Prägekosten 
für  die  feinere  Ausführung  der  Münzen  zu  decken.  Später,  im 
Jahre  1772,  bei  Gelegenheit  einer  großen  Neuprägung  von  Peso- 
stücken wurde  ihr  Feingehalt  nochmals  reduziert  und  zwar  auf 
902,7  Tausendstel,  ohne  jedoch  diesmal  auch  eine  Gewichtsver- 
minderung vorzunehmen.  Dieser  Standardwert,  sowohl  an  Gewicht 
wie  an  Feingehalt,  welcher  im  Jahre  1772  geschaffen  wurde,  ist 
immer  beibehalten  worden  und  besteht  noch  heutigen  Tages  in 
dem  Dollar  der  Mexikanischen  Republik  als  festes  Mischungsver- 
hältnis, der  somit  als  der  bedeutendste  überlebende  Repräsentant 
des  uralten  spanischen  Pesos  angesehen  werden  darf.  Insgesamt 
wurde  der  Silberdollar  nach  den  Untersuchungen  von  Prof.  Sumner 
während  der  Zeit  von  1497  bis  heute  in  seinem  Werte  als  Welt- 
münze nur  um  5,9  Proz.  herabgemindert. 

Seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  hat  das  Ausbringen 
der  mexikanischen  Silberbergwerke  ausnahmslos  die  Gesamt- 
produktion aller  anderen  spanisch-amerikanischen  Staaten  über- 
troffen und  Mexiko  behauptete  den  Vorrang  unter  allen  Silber 
produzierenden  Ländern  der  Welt,  eine  Stellung,  die  ihm  erst  in 
den  letzten  dreißig  Jahren  von  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  strittig  gemacht  wird.  Bedeutend  mehr  als  ein  volles 
Drittel  allen  Silbers,  welches  seit  der  Entdeckung  Amerikas  auf 
der  Welt  erzeugt  worden  ist,  kommt  allein  aus  den  mexikani- 
schen Gebirgsabhängen  und  während  dieser  langen  Zeit  bildete 
das  Silber  das  hauptsächliche  Ausfuhrprodukt  Mexikos,  ja  sogar 
für  den  größeren  Teil  dieser  Periode  den  einzigen  Ausfuhrartikel. 
Noch  für  das  Fiskaljahr  1890/91  wird  der  Wert  des  Silberexports 
Mexikos  in  den  amtlichen  Berichten  mit  mehr  als  81  Proz.  des 
Gesamtaußenhandels  angegeben,  während  er  heute  bereits  weniger 
als  40  Proz.  des  Ausfuhrhandels  wertet.  Bis  in  die  letzten  Jahre 
hinein  verließ  der  größte  Teil  des  mexikanischen  Silberexports 
das  Land  in  Gestalt  von  Geld,  das  aus  den  mexikanischen  Mün- 
zen kam,   erst  neuerdings  geht  das  Silber  in  Form  von  Stangen, 


136 


Bruno  Simmersbach: 


Barren  oder  Platten,  selbst  als  verarbeitetes  Silber,  in  das  Aus- 
land. Die  untenstehende  Tabelle  läßt  erkennen,  in  welcher 
Weise  sich  dieser  Vorgang  allmählich  abgespielt  hat.  Im  Jahre 
1872/73  waren  mehr  als  93  Proz.  des  Silberexports  geprägtes 
Geld,  1882/83  nur  noch  81  Proz.,  1892/93  nur  49  Proz.  und  1902,03 
nicht  mehr  als  27  Proz. 

Tabelle  2. 
Der  Export  Mexikos. 


Gesamtexport  in 

Silberexport  in 

Silberexport  in 

Prozenten  des 

Gesamtexports 

Proz. 

Geprägtes  Silber 
in  Prozenten  des 

Fiskaljahr 

1000  mexikani- 

1000 mexikani- 

Gesamtsilber- 

schen Dollars 

schen  Dollars 

exports 
Proz. 

1881—82 

29  207 

15  822 

54,17 

73,69 

1882—83 

41  919 

28601 

68,22 

80,72 

1883—84 

46861 

32524 

69,40 

80,45 

1884—85 

46812 

32878 

70,23 

77,47 

1885—86 

43  797 

29243 

66,77 

75,28 

1886—87 

49  330 

33  041 

66,98 

67,26 

1887—88 

49079 

30  399 

6i,93 

55,39 

1888—89 

60  380 

38  157 

63,19 

59,87 

1889—90 

62680 

38054 

60,71 

60,89 

1890—91 

43426 

35  489 

81,72 

49,98 

1891 — 92 

75661 

48  145 

63,63 

55,48 

1892—93 

88045 

55  479 

63,01 

48,97 

1893—94 

80084 

45620 

56,96 

38,n 

1894—95 

95020 

48138 

50,60 

35,47 

1895—96 

HO  022 

59056 

53,67 

34,5o 

1896-97 

117  784 

59  578 

5o,58 

24,47 

1897-98 

138068 

67637 

48,98 

26,90 

1898—99 

148454 

67281 

45,32 

20,98 

1899 — 1900 

158248 

63584 

40,17 

17,10 

1900 — Ol 

158009 

72421 

45,83 

22,27 

1901 — 02 

168  041 

59  582 

35,45 

19,05 

1902  —  03 

197729 

77  555 

39,22 

27,21 

Diese  Tabelle  beruht  auf  den  Angaben:  Datos  estadisticos  preparados  por 
la  secretaria  de  hacienda  y  credito  pablico,  especialmente  para  el  studio  de  la 
cuestion  monetaria,  Mexico,  Palacio  nacional,  1903. 

Daß  die  Situation  sich  heute  rapid  verändert,  lassen  diese 
Zahlen  ganz  deutlich  und  ohne  allen  Zweifel  erkennen.  Gegen- 
wärtig bildet  Mexikos  Silberexport  einen  erheblich  geringeren 
Bestandteil  im  Gesamthandel,  als  jemals  bevor,  und  der  Export 
an  geprägten  Silberstücken  weist  ebenfalls  stets  abnehmende 
Ziffern  auf.  Alle  diese  Anzeichen  lassen  darauf  schließen,  daß 
die  Zeit  nicht  mehr  fern  sein  wird,  wo  die  Lebensfähigkeit  des 
mexikanischen  Dollars  innerhalb  der  engeren  mexikanischen 
Landesgrenzen   beschränkt  sein  wird,    und  wo  ein  Abfließen  von 
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Pesos  in  das  Ausland  völlig  aufhört,  ja  man  darf  wohl  voraus- 
sehen, daß  mit  dem  Momente  dieser  Erkenntnis  ein  plötzlicher 
Rückfluß  mexikanischer  Dollars  stattfinden  wird,  wenn  nicht  die 
mexikanische  Regierung  gesetzliche |Maßnahmen  trifft,  um  das 
Land  vor  einer  solchen  Ueberschwemmung  zu  bewahren.  Die 
nachfolgenden  Zeilen  sollen  nun  die  Gründe  erörtern,  welche  zu 
einer  derartigen  Gestaltung  der  Verhältnisse  auf  dem  Silbermarkte 
wie  sie  heute  liegen,  geführt  haben. 

Vereinigte  Staaten. 

Die  nordamerikanischen  Ansiedler  sahen,  wie  bereits  erwähnt, 
lange  Zeit  hindurch  keine  anderen  Münzen,  als  die  spanischen 
Pesos.  In  den  englischen  Kolonien  fuhren  die  Ansiedler  natur- 
gemäß fort,  mit  ihren  überbrachten  Begriffen  von  Pfund,  Shilling 
und  Pence  für  eine  lange  Zeit  noch  zu  rechnen,  doch  besaßen 
sie  wohl  kaum  irgendwelche  Münzen  in  dieser  Prägung,  und 
wenn  wirklich  Barzahlungen  zu  leisten  waren,  so  wurden  diese 
durchweg  in  Achterstücken  oder  Realen  betätigt.  Im  Laufe  der 
Zeiten  trat  die  Bezeichnung  Dollar  an  Stelle  des  allmählich  zurück- 
gedrängten Begriffes  Peso  oder  Achterstück  und  schon  in  den 
Kolonialberichten  des  18.  Jahrhunderts  findet  man  häufig  Etats- 
berechnungen und  Zollausweise  in  Dollars  ausgerechnet.  Während 
des  Unabhängigkeitskrieges,  als  der  Föderirten-Kongreß  Kredit- 
billets  auszugeben  gezwungen  war,  wurden  diese  ausdrücklich  als 
in  spanischen  Dollars  zahlbar  ausgestellt,  und  als  etwas  später 
die  Führer  der  neuen  Republik  die  Einführung  eines  nationalen 
Zahlungsmittels  in  Erwägung  gezogen  wissen  wollten,  gab  Jefferson 
lediglich  der  Volksmeinung  Ausdruck,  als  er  erklärte,  daß  unter 
all  den  verschiedenen  Münzeinheiten  der  Dollar  diejenige  sei, 
welche  am  meisten  den  Anschauungen  des  Volkes  entspreche. 
Es  wurde  daher  allerseits  mit  Freuden  begrüßt,  als  man  beschloß, 
das  alte  System  der  Bewertung  nach  Pfund,  Shilling  und  Pence 
gänzlich  beiseite  zu  schieben;  am  6.  Juli  1785  wurde  dann  vom 
Kongreß  endgültig  erklärt,  daß  der  Dollar  die  Idealmünzeinheit 
für  die  Vereinigten  Staaten  sei.  Im  folgenden  Jahre,  am  8.  August 
1786  wurde  dann  beschlossen,  daß  die  amerikanische  Regierung 
selbst  eine  Münze  prägen,  die  dem  spanischen  Dollar  in  seinem 
derzeitigen  Werte  entsprechen  solle;  eine  gleichlautende  Be- 
stimmung wurde  zuletzt  durch  Akt  vom  2.  April  1792  getroffen, 
wodurch  eine  nationale  Münze  endgültig  geschaffen  war. 
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Die  Unterzeichner  dieses  Dekrets  haben  zweifelsohne  ge- 
glaubt, daß  der  neue  Dollar  in  den  Vereinigten  Staaten  sehr 
bald  auf  dem  Kontinent  sein  Urbild  überflügeln  würde,  und  daß 
nach  einem  kurzen  Zwischenzeitraum  die  spanische  Geldmünze 
innerhalb  der  amerikanischen  Union  keinen  Platz  als  Zirkulations- 
mittel mehr  finden  werde;  doch  aus  verschiedenen  Gründen 
wurde  dieser  Zustand  erst  erreicht,  als  mehr  wie  65  Jahre  in  das 
Land  hineingegangen  waren.  'Von  der  Eröffnung  der  amerikani- 
schen Münze  im  Jahre  1793  bis  zum  Jahre  1857  wurden  nur 
2675550  Silberdollars  geprägt,  was  im  Jahresdurchschnitt  nicht 
mehr  als  41  806  Dollars  ausmacht.  Da  viele  dieser  Dollars  so- 
fort außer  Landes  gebracht  wurden,  so  bildeten  die  spanischen 
Prägungen  und  später  diejenigen  der  mexikanischen  Republik 
lange  Zeit  hindurch  noch  einen  integrierenden  Bestandteil  der 
amerikanischen  Zahlungsmittel  jener  Periode. 

Die  Gründe  für  diese  Zustände  sind  bekannt  und  sollen 
daher  hier  nur  in  kurzem  eine  Erwähnung  finden.  Der  Kongreß 
von  1792  hatte  die  Ausgabe  von  amerikanischen  Dollars  be- 
schlossen, welche  an  Gewicht  und  Feingehalt  dem  spanischen 
Dollar  entsprechen  sollten.  Durch  einen  Irrtum  bei  der  Prüfung 
jedoch  war  gesagt,  daß  der  spanische  Dollar  nur  371 1U  grains 
an  reinem  Silber  enthalte,  während  er  in  Wirklichkeit  durch- 
schnittlich ein  größeres  Gewicht  aufwies.  So  wurde  denn  in  dem 
Akt  der  Silbergehalt  der  neuen  amerikanischen  Dollars  nach 
diesem  Analysenirrtum  festgesetzt  und  es  ergab  sich  naturgemäß, 
daß  unter  solchen  Umständen  der  neugeprägte  Dollar  gegenüber 
dem  alten  Mexikaner  im  Nachteil  war.  Als  die  neugeprägten 
Dollars  erstmalig  ausgegeben  wurden,  bemerkte  man  sehr  bald, 
daß  sie  in  den  Inlandsverkehr  nicht  eindrangen,  sondern,  daß 
nur  durch  ihre  Versendung  außer  Landes  ein  Gewinn  zu  erzielen 
sei.  Neu  und  glänzend  von  Aussehen,  fanden  sie  sehr  bald  Auf- 
nahme in  Westindien  und  hier  auch  konnten  sie  für  die  alten 
aber  schwereren  spanischen  Dollars  umgewechselt  werden,  welche 
dann  nach  Amerika  zurückwanderten  und  an  der  Münze  zwecks 
Umprägung  angeboten  wurden.  Die  angestrengte  Beschäftigung 
der  Münze  war  daher  nicht  durch  ein  Anwachsen  der  Menge  der 
nationalen  Münzsorte  bedingt,  sondern  sie  entsprang  lediglich 
der  Profitgier  der  Geldmakler.  Als  Jefferson  im  Jahre  1806  diese 
Zustände  durchschaut  hatte,  ließ  er  sofort  die  Prägung  von  Silber- 
dollars   einstellen   und   während  eines  Zeitraumes  von  30  Jahren 


Das  Ende  des  mexikanischen  Dollars. 


139 


wurde  weiterhin  kein  Dollar  mehr  von  der  amerikanischen  Münze 
geprägt.  Bei  der  Wiederaufnahme  der  Prägungen  im  Jahre  1836 
hatte  sich  die  Situation  wesentlich  verändert.  Der  Akt  von  1834 
hatte  in  der  Zwischenzeit  ein  anderes  Wertverhältnis  zwischen 
Gold  und  Silber,  I  :  16  geschaffen,  welches  für  mehrere  folgende 
Dekaden  bestimmt  war,  das  Silber  zu  unterwerten  und  von  dem 
allgemeinen  Umlauf  nicht  nur  alle  vollwichtigen  fremden  Geld- 
sorten, sondern  auch  die  neuen  amerikanischen  Silbermünzen  aus- 
zuschließen. So  geschah  es  denn,  daß  für  mehr  als  sechszig 
Jahre  nach  der  Errichtung  der  Münze  der  Vereinigten  Staaten, 
beschädigte  und  verstümmelte  fremde  Geldsorten,  insonderheit 
spanischen  Ursprungs,  in  Amerika  den  größeren  Teil  der  im 
Umlauf  befindlichen  Silbergeldmengen  ausmachten. 

So  bildeten  in  der  Tat  diese  spanisch-amerikanischen  Silber- 
dollars mit  ihren  verschiedenen  Untersorten  nicht  nur  ein  handels- 
gemäßes, sondern  sogar  ein  gesetzlich  übliches  Zahlungsmittel 
während  dieser  Zeit  in  den  Vereinigten  Staaten.  Der  Kongreß 
vom  9.  Februar  1793  erklärte  diese  Geldsorten  sogar  »als  gesetz- 
liches Zahlungsmittel  für  alle  Schulden  und  Forderungen«,  eine 
Bestimmung,  die  in  verschiedenen  späteren  Sessionen  häufig  er- 
neuert wurde.  Als  die  spanischen  Gebiete  in  Amerika  ihre  Un- 
abhängigkeit errungen  hatten,  wurde  am  25.  Januar  1834  vom 
Kongreß  sogar  beschlossen,  daß  die  Dollars  von  Mexiko,  Columbia, 
Chile  und  Peru  gleicherweise  als  gesetzliche  Zahlungsmittel  aner- 
kannt sein  sollten.  Bis  zum  21.  Februar  1857  machte  der  Kongreß 
keinerlei  ernstliche  Anstrengungen,  um  das  Land  von  diesem 
Chaos  fremdländischer  Münzwerte  'zu  befreien.  Dann  endlich 
wurden  all  die  vorherigen  Kongreßbeschlüsse  aufgehoben  und 
bestimmte  Normen  aufgestellt,  nach  welchen  die  amerikanische 
Regierung  innerhalb  eines  gewissen  Zeitraumes  die  fremden  Mün- 
zen zur  Umprägung  in  amerikanische  Dollars  anzunehmen  sich 
verpflichtete. 

Im  Jahre  1857  wurden  die  ersten  ernsthaften  Maßnahmen 
getroffen,  um  das  Umlaufsgebiet  der  spanisch-mexikanischen 
Dollars  einigermaßen  einzuschränken.  In  diesem  Jahr  wurde 
nämlich  Nordamerika  formell  für  all'  jene  Münzsorten  geschlossen, 
welche  bisher  ungehindert  hier  zirkulierten. 

Dies  war  jedoch  nicht  die  einzige  Maßnahme,  welche  die 
amerikanische  Staatsrcgicrung  ergriff,  um  die  Sphäre  des  mexi- 
kanischen Dollars  zu  beschränken,  sondern  man  unternahm  einige 
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Jahre  später  einen  Schritt  von  mehr  aggressiver  Bedeutung.  Man 
machte  den  Versuch,  die  Zirkulation  des  mexikanischen  Dollars 
im  fernen  Osten  zu  untergraben,  indem  man  dort  einen  neuen 
»amerikanischen  Haridelsdollar«  einzuführen  suchte,  der  dem 
Mexikaner  überlegen  sein  und  mit  ihm  ernstlich  konkurrieren 
sollte.  Während  der  sechziger  Jahre  wurden  ganz  unerwartet 
in  den  Vereinigten  Staaten  reichhaltige  Silbergruben  aufge- 
schlossen, die  nur  noch  denjenigen  Mexikos  an  Bedeutung  auf 
der  Welt  nachstanden,  und  der  amerikanische  Kongreß  beschloß, 
um  seinen  Silberbergwerksbesitzern  den  orientalischen  Markt  für 
ihr  Metall  zu  sichern,  im  Jahre  1873,  daß  die  Regierung  eine 
Silbermünze  schlagen  lasse,  die  für  den  Handel  im  Osten  ge- 
eignet sei.  So  groß  war  damals  die  Nachfrage  nach  mexikani- 
schen Dollars,  daß  sie  fortwährend  mit  Aufgeld  gehandelt  wurden 
und  die  mexikanische  Regierung  eine  Ausfuhrtaxe  von  8  Proz. 
ihres  Wertes  erhob;  man  hatte  daher  Grund  zu  der  Annahme, 
daß  der  neue  amerikanische  Dollar,  welcher  zollfrei  exportiert 
werden  sollte,  zudem  besser  in  der  Prägung  ausgeführt  war  und 
höheren  Silbermetallgehalt  als  der  mexikanische  Dollar  besaß, 
eine  lebhafte  Nachfrage  hervorrufen  würde  und  sich  dem  mexi- 
kanischen Dollar  in  jenen  östlichen  Ländern  wirtschaftlich  über- 
legen zeigen  dürfte.  Der  gewöhnliche  amerikanische  Dollar  ent- 
hielt 37i1/4  grains  reines  Silber  und  China  nahm  niemals  gern 
Geldsorten  an,  deren  Silbergehalt  ein  solch  niedriger  war.  Daher 
schlug  man  die  neue  amerikanische  Handelsmünze  mit  einem 
Feingehalt  an  Silber  von  378  grains,  also  um  3/4  grain  mehr  als 
der  Gehalt  des  mexikanischen  Dollars  durchschnittlich  betrug. 
Dies  machte  ihn  natürlich  wertvoller,  er  entsprach  denn  auch 
etwas  mehr  als  1.04  $  in  Gold  und  zudem  besaß  man  ja  die 
Sicherheit,  daß  er  nicht  im  eigenen  Lande  zur  Zirkulation  ge- 
langen würde,  da  er  speziell  für  den  Osten  geschlagen  war.  Der 
neue  Dollar  fand  denn  auch,  wie  vorauszusehen  war,  einen  auf- 
nahmewilligen Markt  in  Hongkong,  den  Straits  Settlements  in 
Französisch  Indochina  und  verschiedenen  chinesischen  Freihäfen, 
wo  er  mit  dem  mexikanischen  Dollar  als  gleichberechtigt  im 
Handel  anerkannt  wurde.  Sehr  häufig  stellten  sich  bei  der  Münz- 
stätte in  Kalifornien  Schwierigkeiten  ein,  um  der  enormen  Nach- 
frage nach  solchen  Handelsdollars  durch  genügende  Prägemengen 
entsprechen  zu  können.  Innerhalb  sechs  Jahren  nach  dem  Beginne 
der   Prägung    waren    ungefähr  36  Millionen    geschlagen    und    im 
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Januar  1877  berichteten  die  führenden  Banken  aus  China,  daß 
nunmehr  auch  der  skeptischste  überzeugt  sei  von  dem  erfolg- 
reichen Eindringen  des  neuen  Handelsdollars,  der  ohne  Zweifel 
schließlich  über  ganz  China  verbreitet  sein  würde. 

So  verzeichnete  also  der  amerikanische  Dollar  rasche  Er- 
oberungen solcher  Gebiete,  wo  bisher  der  mexikanische  Dollar 
im  fernen  Osten  allein  geherrscht  hatte,  als  plötzlich  unerwartete 
Umstände  in  Amerika  die  Veranlassung  boten ,  die  Prägung 
schleunigst  gänzlich  einzustellen  und  schließlich  auch  noch  von 
dem  Felde  sich  zurückzuziehen. 

Das  Sinken  des  Silberpreises  hatte  nämlich  im  Jahre  1877 
einen  solchen  Tiefstand  erreicht,  daß  der  Silbergehalt  eines 
Handelsdollars  nicht  nur  weniger  wertete  als  der  Golddollar, 
sondern  sogar  noch  weniger,  als  der  entwertete  Papierdollar, 
welcher  als  Zirkulationsmittel  fast  im  ganzen  Lande  verbreitet 
war.  Infolgedessen  erschienen  auf  dem  amerikanischen  Inlands- 
markte ganz  erhebliche  Mengen  von  Handelsdollaren  im  Umlauf. 
Diese  Handelsdollars  hatten  eigentlich  in  Amerika  keine  gesetz- 
liche Berechtigung,  da  sie  weder  für  öffentliche  Schuldzahlungen 
zugelassen  waren,  noch  von  den  Staatskassen  überhaupt  ange- 
nommen wurden.  Unter  dem  Gesichtspunkte  einer  gesetzlichen 
Beurteilung  waren  es  lediglich  Metallscheiben,  die  in  der  Regie- 
rungsmünzstätte für  ausländischen  Gebrauch  hergestellt  waren; 
jedoch  trugen  sie  die  Aufschrift  »Handelsdollar«  und  »Vereinigte 
Staaten  von  Amerika«  und  es  war  daher  nicht  auffallend,  daß 
sie  sehr  häufig  im  Inlande  als  dasjenige  gegeben  und  genommen 
wurden,  was  ihre  Aufschrift  besagte.  Die  Konfusion  wurde 
jedoch  noch  weiter  vergrößert,  als  der  Kongreß  eine  Neuprägung 
des  alten  Standardsilberdollars  durch  die  Bland-Allison-Acte  am 
25.  Februar  1878  beschloß;  man  wollte  erreichen,  daß  Silber- 
münzen selbst  von  geringerem  inneren  Werte,  dennoch  unter 
dem  Schutze  der  Regierung  als  pari  gelten  sollten.  Wenn  solche 
kleineren  Silbermünzen  überall  als  gleichwertig  mit  dem  Gold- 
dollar in  Zahlung  genommen  würden,  so  erschien  es  logisch,  daß 
dann  auch  die  größeren  Silberstücke  dieser  Prägung  keinen 
Minderwert  zu  verzeichnen  hatten. 

Als  nun  der  Mißbrauch  mit  dem,  eigentlich  ja  nur  für  den 
Osten  bestimmten  Handelsdollar  immer  größeren  Umfang  annahm, 
da  ordnete  das  Schatzsekretariat  am  15.  Oktober  1877  die  Ein- 
stellung  seiner  Prägung   an   und  nur  ganz  ausnahmsweise  wurde 
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später  dieser  Bann  aufgehoben,  wenn  kleinere  bestimmte  Beträge 
direkt  für  die  Ausfuhr  geschlagen  werden  sollten.  Die  im  Lande 
kursierenden  Handelsdollare  bildeten  nun  wieder  eine  Quelle  der 
Bereicherung,  bis  im  Jahre  1887  der  Kongreß  beschloß,  diesen 
anormalen  Verhältnissen  ein  für  allemal  durch  Einziehen  der  be- 
treffenden Stücke  ein  Ende  zu  machen.  Am  3.  März  wurde  ein 
Dekret  erlassen,  wonach  alle  innerhalb  sechs  Monaten  bei  den 
öffentlichen  Kassen  eingelieferten  Handelsdollare  eingezogen  und 
in  Standarddollars  umgeprägt  werden  sollten.  Im  Ganzen  hatte 
die  Regierung  für  35965924  $  dieser  Geldstücke  geprägt  und 
unter  dem  Schutze  des  letzterlassenen  Gesetzes  wurden  7  689036  $ 
eingezogen ;  eine  beträchtliche  Anzahl  Handelsdollars  waren  zu- 
dem noch  aus  dem  Ausland  zurückgeschickt.  Der  größte  Teil 
verblieb  also  im  Orient,  wo  Zeit  und  Gebrauch  eine  Abnahme 
bewirkten  oder  der  Schmelztiegel  dem  Handelsdollar  eine  andere 
Gestalt  gab. 

Philippinen. 

Den  nächsten  und  neuzeitlichsten  Eingriff,  welchen  die  ameri- 
kanische Regierung  in  das  Gebiet  des  mexikanischen  Dollars  ge- 
macht hat,  datiert  vom  spanisch-amerikanischen  Krieg  her  und 
findet  seinen  Gipfelpunkt  in  dem  Akt  vom  2.  März  1903,  der  die 
Regelung  des  Münzwesens  auf  den  Philippinen  zum  Gegenstand  hat. 

Mit  dem  Auftreten  der  Spanier  im  16.  Jahrhundert  begannen 
auch  die  spanischen  Geldsorten  auf  den  Philippinen  zu  zirkulieren, 
und  diese  Münzen,  später  ersetzt  durch  mexikanische  Sorten, 
waren  seither  auf  jenen  Inseln  das  einzige  Umlaufsmittel.  Die 
Einführung  fremder  Münzen  nach  den  Philippinen  wurde  1877 
verboten;  als  jedoch  keine  Dollar-  und  Pesostücke  von  der  Münze 
in  Manila  ausgegeben  wurden,  und,  da  bis  zum  Jahre  1897  nur 
wenige  Münzen  von  Spanien  aus  direkt  verschifft  worden  waren, 
so  hatte  der  mexikanische  Dollar  immer  noch  seinen  gesetzlichen 
Handelswert  behalten  und  wurde  regelmäßig,  auf  die  Philippinen 
eingeschmuggelt,  mit  Kenntnis  oder  Nachsicht  der  Zollbehörden, 
und  so  blieb  der  mexikanische  Dollar  bis  1903  die  einzige  und 
eigentliche  Standardsorte.  Der  Sieg  der  Amerikaner  brachte  hier 
nun  ein  ganz  anderes  Währungssystem  zur  Geltung,  es  kam  das 
System  der  Goldbasis  in  enge  Berührung  mit  dem  System  der 
mexikanischen  Silberwährung,  was  natürlich  sehr  bald  sich  als 
unhaltbar    erwies.     Der    Wechselkurs    zwischen    dem    Gelde    der 
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Vereinigten  Staaten  und  dem  Gelde  der  neuen  orientalischen 
Besitzungen  war  in  beständiger  Bewegung,  teilweise  wegen  Schwan- 
kungen des  Silberpreises  auf  dem  Weltmarkte,  teils  wegen  Nach- 
frage nach  mexikanischen  Silberdollars  in  den  chinesischen  Hafen- 
städten. Im  Dezember  1898  z.  B.  hatte  der  Metallgehalt  des 
mexikanischen  Dollars  einen  durchschnittlichen  Wert  von  46,6  Cents. 
Dann  begann  er  zu  steigen,  und  im  Dezember  1900  hatte  er 
50,5  Cents  erreicht.  Nun  ging  das  Gegenteil  an,  der  Preis  sank, 
und  im  Dezember  1902,  also  zwei  Jahre  später,  hatte  er  den 
noch  nie  erreichten  beispiellosen  Tiefstand  von  37,8  Cents  zu 
verzeichnen. 

Inzwischen  war  aber  auch  der  Wert  des  Geldes  auf  den 
Philippinen  durch  die  wechselnde  Nachfrage  nach  mexikanischen 
Dollars  in  den  benachbarten  Ländern  stark  beeinflußt,  zumal  der- 
artigen Nachfragen  sehr  häufig  infolge  der  Abgelegenheit  der 
Prägungsstelle  nicht  genügend  entsprochen  werden  konnte.  So 
wurden  im  Herbste  1900  mehr  als  3  Millionen  mexikanischer 
Dollars  von  den  Philippinen  nach  China  verschifft,  um  die  An- 
sprüche der  fremden  europäischen  Mächte  in  China  zufrieden- 
stellen zu  können;  der  Kurs  für  den  mexikanischen  Dollar  stieg 
damals  sehr  schnell  über  seinen  Metallwert  hinaus,  nur  um  einige 
Monate  später  wieder  mit  der  gleichen  Heftigkeit  zu  fallen,  nach- 
dem nämlich  die  fremden  Streitkräfte  aus  China  zurückgekehrt 
waren.  Unter  solchen  Umständen  waren  alle  Anstrengungen  der 
Philippinischen  Kommission,  den  Wert  des  mexikanischen  Dollars 
auf  50  Cents  für  zeitweilige  augenblickliche  Aushilfe  zu  fixieren, 
durch  Aufkäufe,  wenn  def  Kurs  zu  fallen  drohte,  oder  durch 
eine  Belastung  durch  Ausfuhrzoll,  wenn  der  Kurs  stieg,  von 
vorneherein  vergeblich.  Die  Kommission  berichtete  dann  auf 
dem  Kongreß,  wie  dringend  notwendig  ein  Ersatz  für  den  mexi- 
kanischen Dollar  sei,  der  in  seinen  Beziehungen  zu  der  Münz- 
einheit der  Vereinigten  Staaten  keinerlei  Schwankung  unterliege, 
und  welcher  trotzdem  so  eigenartig  in  seinem  Charakter  sein 
könne,  daß  er  eine  Ausfuhr  von  den  Philippinen  verhindere.  So 
lautete  der  Rat  von  Mr.  Charles  A.  Cona?it,  welcher  als  Spezial- 
kommissar  die  Währungsfrage  auf  den  Philippinen  studiert  hatte, 
in  seinem  Berichte  vom  25.  November  1901  an  das  Kriegs- 
sekretariat; entsprechend  diesem  Vorschlage  wurde  auch  seitens 
der  amerikanischen  Staatsregierung  gehandelt. 

Die  Frage  der  Umwandlung  der  Währung  auf  den  Philippinen 
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war  in  verschiedenen  Sessionen  des  Kongresses  bereits  häufig  er- 
örtert worden,  bevor  ein  Gesetz  entworfen  wurde,  mit  dem  die 
Majorität  in  beiden  Häusern  zufrieden  sein  konnte.  Der  Senat 
beschloß  die  Einführung  eines  Ersatzes  für  den  mexikanischen 
Dollar,  ohne  jedoch  die  bestehende  Silberwährung  zu  berühren, 
ähnlich  wie  das  Verhältnis  von  den  Engländern  durch  den  Bombay- 
dollar geschaffen  war,  der  in  den  Straits  Settlements  und  Hong- 
kong gleichermaßen  in  Gebrauch  steht.  Die  Mehrheit  des  Hauses 
forderte  jedoch  statt  dessen  die  Einführung  der  Goldwährung  und 
völlig  amerikanisches  System  der  Geldsorten.  Das  Kompromiß, 
welches  in  dem  Gesetze  vom  2.  März  1903  seinen  Ausdruck  fand, 
sah  die  Einführung  der  Goldwährung  vor,  während  als  Zirkulations- 
mittel des  Landes  das  Silber  bestehen  blieb.  So  wurden  also 
die  Goldmünzen  der  Vereinigten  Staaten  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel, gleichzeitig  aber  beschloß  man  die  Ausgabe  eines  neuen 
amerikanisch-philippinischen  Silberpesos,  der  eine  Kleinigkeit 
weniger  wiegen  sollte  als  der  mexikanische  Dollar  um  denselben 
auf  den  Philippinen  als  gebräuchliches  Handelsgeld  zu  ersetzen. 
Dieser  Peso,  welcher  3Y2  grains  mehr  Silber  enthielt  als  der 
amerikanische  Dollar,  wurde  gleichgesetzt  einem  Werte  von 
50  Cents  Gold,  obwohl  zur  Zeit  dieser  Feststellung  sein  Silber- 
wert in  Wirklichkeit  etwas  weniger  als  40  Cents  betrug ;  die 
Kommission  beschloß  ferner  diese  Parität  durch  Einschränkung 
der  Prägung,  Verkauf  fremder  Wechsel,  Schaffung  einer  Gold- 
reserve durch  Ausgabe  von  Schuldscheinen  oder  durch  andere 
Maßnahmen,  welche  ihr  geeignet  erscheinen  möchten,  aufrecht- 
zuerhalten. Der  Schatzsekretär  kaufte  nun  Silber  auf  zur  Prägung 
der  neuen  Geldsorten.  Der  Akt  war  genehmigt  worden  im  März 
1903  und  schon  vor  Ende  April  fanden  die  ersten  Verladungen 
von  Silberpesos  nach  den  Philippinen  statt.  Ende  des  Jahres  1903 
waren  bereits  über  17  Millionen  Pesos  verschifft.  Der  Gouverneur 
Taft  auf  den  Philippinen  veranlaßte  dann  noch  alle  Bankinstitute 
und  Kassen,  keinerlei  Zahlungen  in  lokalen  oder  mexikanischen 
Dollar  nach  dem  1.  Juli  1903  mehr  zu  leisten,  und  seit  dem 
I.  Januar  1904  ist  der  mexikanische  und  spanische  Silberdollar 
nicht  mehr  als  Zahlungsmittel  für  öffentliche  Schulden  zugelassen. 
Die  Reorganisation  der  philippinischen  Währung  wurde  mit 
einer  überraschenden  Exaktheit  ausgeführt.  Vor  der  amerikani- 
schen Eroberung  zirkulierte  auf  diesen  Inseln  ein  Betrag  an 
mexikanischem    Silber,    den    man    auf   20 — 40   Millionen    Dollar 
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schätzte ,  wozu  noch  ungefähr  6  Millionen  eigens  geprägter 
Philippinendollars  von  leichterem  Gewicht  kamen,  die  von  der 
spanischen  Regierung  einige  Monate  vor  Ausbruch  des  Krieges 
dorthin  verschifft  waren.  Erhebliche  Mengen  hiervon  sind  sehr 
wahrscheinlich,  in  der  Voraussicht  ihrer  Demonetisierung,  wieder 
außer  Landes  geschafft  worden  und  der  Rest  wurde  als  Barren- 
silber angekauft  und  in  neue  philippinische  Pesos  umgeprägt. 
Ferner  wurde  seit  Januar  1904  die  weitere  Einfuhr  von  Silber- 
stücken, die  nicht  auf  der  Goldbasis  beruhen,  verboten;  mit  dem 
1.  Oktober  1904  wurde  weiter  eine  Taxe  auf  alle  solche  schrift- 
lichen Verträge  erhoben,  die  in  mexikanischer  oder  spanischer 
Währung  zahlbar  gestellt  sind  oder  in  anderem  Geld  welches 
nicht  auf  Goldwährung  beruht.  Der  Ersatz  der  alten  Silber- 
münzen durch  die  neue  Währung  stieß  insofern  auf  einige 
Schwierigkeiten,  als  vielfach  die  mexikanischen  Dollars  nur  um 
ein  geringeres  an  Gewicht  leichter  waren  als  die  Philippinenpesos 
und  daher  bei  Goldaufkäufen  bevorzugt  wurden  an  Stelle  der 
schwereren  Münzen,  für  welche  man  nicht  ungewöhnlich  ein  Auf- 
geld erzielte.  In  den  betreffenden  Gebieten  des  philippinischen 
Inselreichs  ist  jedoch  die  Einziehung  der  alten  Geldsorten  ohne 
Zweifel  nur  eine  Frage  von  wenigen  Jahren.  Gegenwärtig  be- 
trägt der  nominelle  Kurs  des  Silbers  33,25  :  1  und  bei  einem 
Steigen  des  Silberpreises  auf  über  64,1  Cents  pro  Unze  würde 
die  Möglichkeit  eintreten,  daß  der  neue  Peso  mehr  Wert  als 
Metall  erhielte,  denn  als  Zahlungsmittel.  In  diesem  Falle  würde 
natürlich  das  ganze  Schema  der  monetären  Transformation  zu 
Wasser  werden.  Es  hat  zwar  nur  einen  geringen  Grad  von 
Wahrscheinlichkeit  für  sich,  daß  der  Silberpreis  jemals  wieder 
diese  Höhe  (66 — 667a  Cents)  erreichen  dürfte  und  die  Ameri- 
kaner können  zweifelsohne  die  Akte  vom  3.  März  1903  als  einen 
weiteren  Markstein  betrachten,  welcher  geeignet  ist,  das  Umlaufs- 
gebiet des  mexikanischen  Dollars  dauernd  einzuschränken. 

Porto  Rico. 

Ein  anderer  Fortschritt  auf  diesem  Gebiete,  welcher  auch 
zum  Teil  mit  dem  spanisch-amerikanischen  Kriege  im  Zusammen- 
hange steht,  mag  hier  nebenher  erwähnt  werden;  es  ist  dies  die 
Aenderung  der  Münzwährung  in  Porto  Rico.  Auf  dieser  Insel 
bildete  ebenfalls  während  eines  ausgedehnten  Zeitraumes  der 
mexikanische  Silberdollar  das  alleinige  Zahlungsmittel,  doch  unter- 
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nahm  es  im  Jahre  1895  die  spanische  Regierung,  denselben  durch 
Ausgabe  einer  neuen  leichteren  Prägung  zu  ersetzen,  für  deren 
Einwechselung  sie  sehr  günstige  Bedingungen  eröffnete.  Diese 
neuen  Münzen  wurden  in  demselben  Gewichte  und  demselben 
Feingehalte  geprägt  wie  die  spanischen  Pesos,  auch  tragen  sie 
dieselbe  Aufschrift  und  Münzzeichen,  nur  mit  der  Abänderung, 
daß  an  Stelle  des  Mutterlandes  die  Worte  »Porto  Rico«  einge- 
prägt sind.  Hundert  Stück  dieser  neuen  leichteren  Geldmünzen 
wurden  gegen  95  mexikanische  Dollars  ausgezahlt  und  so  sind 
auf  diese  Weise  bereits  etwa  6  Millionen  mexikanischer  Dollars 
eingezogen.  So  waren  die  mexikanischen  Münzen  zwar  auf  dieser 
Insel  abgeschafft,  aber  die  neuausgegebenen  Geldsorten  sollten 
trotzdem  nur  ein  kurzes  Dasein  fristen.  Mit  dem  Antritt  der 
amerikanischen  Regierung  wurden  sie  auf  einen  Schlag  aufge- 
hoben und  entwertet  und  infolge  der  Akte  vom  12.  April  1900 
wurden  an  ihrer  Stelle  die  Münzsorten  der  Vereinigten  Staaten 
eingeführt,  derart,  daß  60  Cents  amerikanischer  Währung  einem 
Silberpeso  Porto  Ricos  gleichkommen. 

Englische  Kolonien  im  Osten. 

Wirft  man  nun  einen  Blick  auf  die  englischen  Kolonien  im 
Osten,  so  stößt  man  hier  auf  eine  ganze  Reihe  von  Versuchen, 
die  meist  mehr  oder  weniger  ergebnislos  verlaufen  sind  und  von 
der  englischen  Regierung  unternommen  waren,  um  den  mexi- 
kanischen Dollar  aus  diesen  Gebieten  zu  verdrängen  und  ihn 
durch  das  englische  Münzsystem  zu  ersetzen.  In  jener  Beziehung 
hat  die  englische  Regierung  erst  in  den  letzten  Jahren  einen 
einigermaßen  greifbaren  Erfolg  erzielt,  in  dieser  Beziehung  hat 
sie  jedoch  völlig  versagt.  Geht  man  nicht  weiter  zurück  als  bis 
zum  Jahre  1825, .so  sieht  man,  daß  die  Landesregierung  in  jenem 
Jahre  einen  systematischen  Plan  auszuführen  beabsichtigte,  um 
die  neuen  englischen  Silbermünzen  zwangsmäßig  durch  Akt  vom 
Jahre  18 16  in  allen  Kolonien  in  Umlauf  zu  bringen.  Die  Truppen 
wurden  überall  nur  noch  in  englischem  Gelde  entlohnt,  und  um 
diesem  Gelde  dann  auch  die  erforderliche  Umlaufsfähigkeit  zu 
geben,  wurden  feste  Kurse  fixiert,  zu  welchen  dasselbe  an  Stelle 
•  von  mexikanischem  oder  spanischem  Gelde  eingewechselt  werden 
sollte.  Diese  Anordnungen  waren  jedoch  zu  einfach  und  gleich- 
zeitig zu  weitgehend,  um  irgendwie  von  tatsächlicher  Bedeutung 
werden    zu   können,    und    so  blieben  sie  im  allgemeinen  zumeist 
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unausgeführt,  bis  die  großen  Goldentdeckungen  in  Kalifornien 
und  Australien  sie  wieder  verstärkt  in  Kraft  treten  ließen.  Denn, 
als  der  relative  Wert  des  Silbers  stieg,  wurden  die  vollwichtigen 
Silbermünzen  überall  da  aus  dem  Umlauf  herausgezogen,  wo 
Gold  und  Silber  auf  einem  gesetzlich  fixierten  Wertverhältnis 
nebeneinander  kursiert  hatten.  Diese  Wertverminderung  des 
Goldes  war  trotzdem  nicht  überall  in  den  englischen  Kolonien 
von  der  Einführung  der  englischen  Geldwährung  begleitet.  So 
wurden  z.  B.  in  Kanada  die  Goldmünzen  der  Vereinigten  Staaten 
tatsächlich  als  Standardwert  gebraucht  und  in  Neufundland  führte 
man  eine  Goldwährung  nach  einem  ganz  besonderen  Zweidollar- 
system ein.  Dies  brachte  eine  grundsätzliche  Folgeerscheinung 
mit  sich ,  nämlich  die  spanischen  und  mexikanischen  Dollars 
wurden  definitiv  von  den  englischen  Kolonien  in  Amerika  ausge- 
schlossen und  mit  Ausnahme  der  Republiken  des  spanischen 
Amerika  war  somit  der  Silberdollar  nur  noch  auf  den  fernen 
Osten  Asiens  beschränkt. 

In  den  englischen  Kolonien  von  Hongkong  und  den  Straits 
hat  der  mexikanische  Dollar  seine  Vorherrschaft  als  Zirkulations- 
münze bis  zum  heutigen  Tage  noch  behalten,  ungeachtet  der  von 
der  englischen  Regierung  veranstalteten  Versuche,  ihn  zu  ersetzen. 
Großbritannien  gelangte  1841  in  den  Besitz  von  Hongkong  und 
drei  Jahre  später  wurde  englisch  geprägtes  Silber  als  Standard- 
wert erklärt,  da  die  dortige  Regierung  hierdurch  zu  bewirken 
glaubte,  daß  Shilling  und  Pence  innerhalb  einer  kurzen  Zeitperiode 
Dollar  und  Cents  in  den  neuen  Kolonien  verdrängen  würden. 
Diese  Voraussetzung  war  jedoch  weder  auf  dem  Charakter  der 
englischen  Münzen  genügend  begründet,  noch  auch  entsprach 
sie  den  Gewohnheiten  der  von  ihr  betroffenen  Völker.  Es  wurde 
nämlich  in  China  Silber  fast  nur  nach  dem  Gewichte  als  Zahlungs- 
mittel angenommen  und  da  die  englischen  Silbermünzen  18 16 
absichtlich  in  geringerem  Gewichte  ausgeprägt  wurden,  so  war 
es  naturgemäß,  daß  sie  bei  den  Chinesen  sehr  bald  in  Mißkredit 
gerieten  und  so  war  die  englische  Proklamation  von  1844  von 
vorneherein  als  ergebnislos  zu  betrachten.  Sehr  bald  kam  daher 
den  führenden  Männern  in  dieser  Angelegenheit  das  Bewußtsein, 
daß  es  unmöglich  sei,  lediglich  durch  gesetzgeberische  Maßnahmen 
den  mexikanischen  Silberdollar  von  seinem  Platze  in  Ostasien  zu 
verdrängen  und  man  arbeitete  daher  einen  neuen  Plan  aus,  um 
englisches  Geld  dort  einzuführen,  ohne  die  im  Gebrauche  befind- 
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liehen  Münzen  irgendwie  zu  tangieren.  Im  Jahre  1864  faßte  man 
den  Beschluß,  zu  Hongkong  eine  Lokalmünzstätte  zu  errichten 
und  einen  englischen  Dollar  zu  prägen,  der  gleiche  Größe  und 
gleiches  Gewicht  haben  sollte,  wie  der  mexikanische  Dollar. 
Zur  Ausführung  gelangte  dieser  Plan  zwei  Jahre  später. 

Jedoch  hatten  die  von  der  Münze  zu  Hongkong  geprägten 
englischen  Dollars  aus  irgend  welchen,  heute  nicht  mehr  nach- 
weisbaren Gründen,  fast  drei  grains  Silbergehalt  weniger,  als  die 
mexikanischen  Standardwerte,  und  daher  sowohl,  als  auch  wegen 
ihres  ungewohnten  Aussehens,  wurden  sie  zu  Anfang  bei  den 
Chinesen  nicht  gern  angenommen.  Es  schien,  als  ob  sie  nur 
unter  Gewährung  eines  Abzuges  in  Zirkulation  gebracht  werden 
könnten.  So  wurde  denn  schon  nach  weiteren  zwei  Jahren  er- 
folgloser Bemühungen  die  Regierung  entmutigt,  sie  schloß  die 
Münze  in  Hongkong  und  verkaufte  die  maschinellen  Einrichtungen 
derselben  an  Japan.  In  dem  kurzen  Zeiträume  von  zwei  Jahren 
waren  kaum  mehr  als  zwei  Millionen  englischer  Dollars  geprägt 
worden  und  der  Versuch  scheint  daher  nicht  genügend  nach- 
drücklich durchgeführt  worden  zu  sein.  Daß  nämlich  das  Ex- 
periment von  Erfolg  begleitet  gewesen  sein  müßte,  wenn  es 
länger  durchgeführt  worden  wäre,  wird  dadurch  bewiesen,  daß 
diese  selben  Dollarstücke  allmählich  zu  pari  angenommen  wurden 
und  noch  mehr  durch  den  Erfolg  der  gegenwärtigen  Prägungen 
fast  ähnlicher  Stücke. 

Die  Handelsbeziehungen  zwischen  den  Straits  Settlements 
und  Hongkong  boten  in  der  Folgezeit  noch  mehrfach  Veran- 
lassung, das  Experiment  zu  wiederholen ;  jedoch  erst  im  Jahre 
1895,  also  fast  3°  Jahre  später,  konnte  die  Regierung  die  Ueber- 
zeugung  gewinnen,  daß  der  Grund  des  damaligen  Fehlschlages 
der  Versuche  darin  gelegen  habe,  daß  es  schwierig  war,  solche 
Geldstücke  auszugeben,  deren  Preis  niedrig  genug  war,  um  mit 
dem  mexikanischen  Dollar  erfolgreich  in  Wettbewerb  zu  treten. 
Seit  dem  Sommer  1893  traten  mannigfache  Klagen  über  den 
sich  einstellenden  Mangel  an  mexikanischen  Dollars  auf,  die  un- 
geachtet des  Fallens  des  Silberpreises  beträchtlich  über  ihren 
Metallwert  notierten.  Zur  selben  Zeit  befanden  sich  die  Münzen 
in  Indien  ohne  Beschäftigung,  da  die  Prägung  der  Rupie  einge- 
stellt war.  Die  Gelegenheit  erschien  somit  besonders  günstig  für 
eine  Neuausgabe  von  englischen  Dollarstücken  und  die  Regierung 
ermächtigte    durch    einen    Beschluß    vom    2.    Februar    1895    die 
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Münzen  von  Bombay  und  Kalkutta  Dollarstücke  für  einige  Banken 
und  Kaufhäuser  zu  prägen,  die  dafür  Bedarf  zeigen  sollten.  Die 
neuen  Dollare  wurden  in  bezug  auf  Gewicht  und  Feingehalt  nach 
dem  Vorbild  der  alten  Dollarstücke  von  Hongkong  und  des 
japanischen  Yen  geprägt;  für  ihre  Prägung  wurde  eine  gleich- 
mäßige Gebühr  von  I  Proz.  erhoben.  Zwei  große  Banken  des 
Ostens  garantierten  das  Gelingen  des  Experiments  dadurch,  daß 
sie  sich  verpflichteten,  jährlich  mindestens  für  5  Millionen  Dollar 
Neuprägungen  zu  übernehmen,  doch  wurde  dabei  vorausgesetzt, 
daß  das  neue  Geldstück  ein  umfangreiches  Zirkulationsgebiet 
sich  erringen  würde,  nicht  nur  in  Hongkong  und  den  Straits 
Settlements,  sondern  auch,  infolge  der  ausgedehnten  englischen 
Handelsbeziehungen,  in  Gebieten,  die  nicht  der  englischen  Krone 
unterstanden.  Daß  diese  Hoffnungen  sich  im  Laufe  der  Zeit 
bewahrheitet  haben,  wird  dadurch  bewiesen,  daß  von  Jahr  zu 
Jahr  die  Menge  der  neugeprägten  Dollarstücke  stieg,  wie  folgende 
Zusammenstellung  erkennen  läßt: 


Fiskaljahr 

Stück  Dollars 

1895 — 96 

3316063 

1896-97 

6135617 

1897—98 

21  286427 

1898 — 99 

21  545  564 

1899 — 1900 

30  743  159 

1900 — 1901 

9464991 

1901 — 1902 

27  198  656 

1902  — 1903 

31  671  117 

Total  in  8  Jahren 

151  361  594 

Mehr  als  150  Millionen  Stück  wurden  geprägt  und  nach  den 
englischen  Kolonien  am  großen  Ozean  exportiert,  und  da  sie  von 
höherem  Prägewerte  und  völlig  unabgenutzt  waren,  so  gelangten 
sie  sehr  bald  auf  allen  großen  Märkten  Ostasiens  in  Umlauf. 
Sie  bilden  heutigen  Tages  den  ernstlichsten  Konkurrenten,  wel- 
chen der  mexikanische  Dollar  in  diesen  Hafenstädten  jemals  ge- 
habt hat. 

Ebenso  gelang  es,  den  Scheidemünzen  in  Beträgen  von  50, 
20  und  10  Cents,  welche  von  den  Münzen  in  London  und  Bir- 
mingham für  die  Kolonie  Hongkong  geprägt  wurden,  auf  den 
Hongkong  benachbarten  Gebieten,  welche  bisher  von  dem  mexi- 
kanischen Kleingeld  allein  beherrscht  waren,  Eingang  zu  ver- 
schaffen. Ueber  23  Millionen  Dollars  in  Scheidemünzen  sind 
innerhalb  der  folgenden  zehn  Jahre  ausgeführt  worden,  und  die 
Chinesen    ziehen    diese    Stücke    wegen    ihrer  Neuheit    und    ihres 
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tadellosen  Gehalts  den  eigenen  Kupfermünzen  oder  andern  fremd- 
ländischen Silbermünzen  unbedingt  vor. 

In  den  Straits  Settlements  wurde  dann  noch  ein  weiterer 
Schritt  unternommen,  um  dem  mexikanischen  Dollar  das  Feld 
zu  nehmen.  Vor  Jahren  bereits  wurde  die  Frage  der  Einführung 
der  Goldwährung  in  den  Settlements  und  den  Malaischen  Staaten 
ventiliert,  und  das  Kolonialamt  ernannte  im  Jahre  1902  eine  Kom- 
mission zwecks  Untersuchung  der  Ausführbarkeit  und  praktischen 
Bedeutung  einer  solchen  Münzreform.  Diese  Kommission  be- 
richtete im  März  1903  und  empfahl  »die  allmähliche  Einführung 
eines  besonderen  Straitsdollars,  von  demselben  Gewicht  und 
Feingehalt,  wie  der  zur  Zeit  in  Ostasien  kursierende  britische 
Dollar,  zum  Ersätze  für  den  mexikanischen  und  englischen  Dollar, 
die  beide  sofort  demonetisiert  werden  müßten,  sobald  eine 
genügende  Menge  Neuprägungen  geliefert  worden  sei  und  so  die 
Sicherheit  eines  genügenden  Umlaufsquantums  gewährleistet  sei.« 
Wenn  dieser  Vorschlag  angenommen  wird,  so  gelangt  hier  die- 
selbe Methode  zur  Ausführung,  wie  sie  bereits  in  Britisch-Indien 
angewandt  wurde.  Die  Prägung  des  Dollars  soll  so  lange  ein- 
gestellt werden,  bis  der  Kurswert  desselben  eine  bestimmte  von 
der  Regierung  festzusetzende  Höhe  gegenüber  dem  Sovereign 
erreicht  hat,  die  als  zukünftiger  Wert  des  Straitsdollars  dann  an- 
gesehen werden  soll.  Ferner  *  sollen  die  Straitsdollars  nach  einem 
bestimmt  fixierten  Verhältnis  jederzeit  gegen  Gold  an  den  Landes- 
kassen eingewechselt  werden  können«. 

Diese  Vorschläge  des  Komites  wurden  allgemein  angenommen. 
Am  25.  Juni  1903  wurde  ein  Gesetz  über  die  Prägung  eines 
neuen  Straits-Settlementsdollars  erlassen,  der  an  Gewicht  und 
Feingehalt  dem  Bombaydollar  entsprechen  soll,  jedoch  andere 
Aufschrift  und  anderen  Entwurf  zeigen  soll. 

Wenige  Wochen  später  wurden  bereits  in  den  indischen 
Münzen  die  ersten  Stücke  dieser  Art  geprägt  und  die  erste  Sen- 
dung neuer  Dollars  erreichte  die  Straits  im  Oktober  1903.  Mit 
dem  2.  Oktober  wurde  die  Einfuhr  von  mexikanischen  oder  eng- 
lischen Dollars  oder  japanischen  Yen  in  die  Kolonie  verboten, 
und  ebenso  erklärte  man  den  Export  der  neuen  Lokaldollars  für 
ungesetzlich.  Der  nächste  Schritt  war  nun  die  Entwertung,  Ein- 
ziehung und  Umprägung  der  im  Umlaufe  befindlichen  Silber- 
scheidemünzen, wodurch  der  neue  Straitsdollar  stetig  im  Kurse 
anziehen   mußte,    bis  er  einen  bestimmten  vorher  fixierten  Wert- 
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satz  gegenüber  dem  englischen  Gold  erreicht  hat,  genau  so,  wie 
dies  s.  Z.  der  Fall  war  mit  der  indischen  Rupie  nach  Aufhebung 
der  Prägung  im  Jahre  1893.  Der  genaue  Kurs,  zu  welchem  die 
Umwechslung  in  Gold  festgesetzt  werden  soll,  wurde  damals  nicht 
gleich  bekannt  gegeben,  doch  wurde  allgemein  angenommen,  daß 
er  bei  zwei  Shilling  fixiert  wird,  also  genau  dem  auf  den  Philip- 
pinen eingeführten  Wertverhältnis  entsprechen  wird. 

Die  Ausführung  dieses  Planes  hat  die  gänzliche  Vertreibung 
des  mexikanischen  Dollars  von  allen  irgend  größeren  Gebieten 
des  Ostens,  wo  er  einst  so  unbeschränkt  geherrscht  hat,  zur  Folge. 
Die  Währungsreform  berührt  nicht  nur  die-  Straits-Settlements, 
sondern  auch  zahlreiche  der  umliegenden  Eingeborenenstaaten, 
die  das  natürliche  Hinterland  der  Straits  bilden,  deren  Handel 
hauptsächlich  mit  dieser  Kolonie  sich  abwickelt  und  deren  Ein- 
wohner naturgemäß  Mitbenutzer  der  Straitsmünzen  von  jeher  ge- 
wesen sind.  Ferner  wurde  durch  eine  Reihe  von  gesetzlichen 
Bestätigungen  die  neue  Straitswährung  auch  in  den  malaischen 
Staaten  bis  Ende   1903  zur  Einführung  gebracht. 

Im  übrigen  dehnt  sich  der  Einfluß  einer  solchen  Währungs- 
reform doch  viel  weiter  aus,  als  man  ursprünglich  wohl  übersehen 
konnte,  da  solche  Einflüsse  sich  stets  nur  in  ganz  zarten  An- 
fängen vollziehen,  die  dem  Beobachter  daher  häufig  entgehen. 
Doch  wurde  schon  um  1903  ein  ähnlicher  Währungsreformplan 
von  Frankreich  für  seine  indochinesischen  Kolonien  erwogen. 

Indochina. 

Die  Geschichte  des  Geldes  in  den  französischen  Kolonien  in 
Indochina  läuft  ungefähr  parallel  derjenigen  in  den  eben  skizzierten 
englischen  Kolonialgebieten.  Wir  haben  hier  wieder  ein  Gebiet, 
in  welchem  der  spanische  Dollar  und  später  sein  mexikanischer 
Nachfolger  lange  Zeit  hindurch  neben  den  landesüblichen  Münzen 
einträchtiglich  kursiert  haben,  und  ebenso  können  wir  hier  beob- 
achten, wie  die  dort  herrschende  europäische  Macht  allerhand 
Anstrengungen  unternimmt,  um  ihr  eigenes  Geld  in  Umlauf  zu 
bringen  an  Stelle  des  mexikanischen  Dollars,  zuerst  mittels  gesetz- 
licher Gewaltausübung,  die  stets  fehlschlug,  und  schließlich  auf 
dem  Wege  der  Einführung  der  Goldwährung. 

Frankreich  gelangte  1862  in  den  Besitz  von  Cochinchina  und 
im  nächsten  Jahre  schon  erhielten  die  französischen  Münzen  hier 
gesetzliche  Umlaufsberechtigung  und  wurden  an  den  öffentlichen 
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Kassen  ausgegeben.  Diese  Neuerung  erwarb  sich  zunächst  ein 
ziemliches  Umlaufgebiet,  da  die  Geldstücke  gern  genommen 
wurden,  und  als  später  die  Entwertung  des  Silbers  einsetzte,  er- 
hielten die  Stücke  um  so  größeren  Wert  in  Frankreich,  woselbst 
sie  ihren  festgesetzten  Kurs  ja  behielten,  so  daß  also  die  Münzen 
ebenso  schnell  nach  Frankreich  zurückexportiert  wurden,  als  sie 
einige  Jahre  vorher  von  dort  aus  versandt  worden  waren.  Des 
weiteren  spielte  sich  der  Handel  von  Cochinchina  und  von  den 
mit  ihm  verknüpften  Gebieten  von  Annam  und  Tongking,  zu- 
meist mit  China,  Singapore  und  Hongkong  ab,  wo  die  französi- 
schen Geldstücke  keine  Gültigkeit  besaßen,  und  wo  der  mexi- 
kanische Dollar  das  übliche  Zahlungsmittel  darstellte  und  regel- 
mäßig dort  ein-  und  ausgeführt  wurde.  Die  Erfolglosigkeit  der 
Versuche,  das  französische  Münzsystem  in  Indochina  einzuführen, 
wurde  Frankreich  sehr  bald  klar,  genau  so  wie  es  einige  Jahre 
früher  der  englischen  Regierung  zum  Bewußtsein  gekommen  war. 
Frankreich  jedoch  verfiel  dann  gleich  auf  einen  Ausweg,  den 
England  später  ebenfalls  versuchte.  Mit  der  Erkenntnis,  daß  es 
rätlich  sei,  die  Dollarwährung  beizubehalten,  stieg  sofort  die  Frage 
auf,  ob  man  einen  französischen  Dollar  in  Indochina  an  Stelle  des 
mexikanischen  und  amerikanischen  einführen  solle.  So  sollte 
denn  doch  wenigstens  auf  diesen  Prägungen  die  Oberherrschaft 
Frankreichs  über  die  dortigen  Kolonien  angedeutet  werden,  da 
die  Einführung  französischer  Geldmünzen  fehlgeschlagen  war. 
Das  Experiment  wurde  versuchsweise  im  Jahre  1879  zur  Aus- 
führung gebracht  und  Bruchstücke  des  Dollarwertes  geprägt. 
Dann  schlug  man  im  Jahre  1885  einen  französischen  Handels- 
piaster in  gleichem  Gewichte  wie  der  amerikanische  Handels- 
dollar. Gleichwie  sein  amerikanisches  Vorbild  wurde  auch  der 
französische  Handelspiaster  bereitwillig  aufgenommen,  sowohl 
wegen  seiner  genauen  Prägungsausführung,  als  auch  wegen  seines 
höheren  Gewichts,  welches  demjenigen  des  mexikanischen  Dollars 
und  des  japanischen  Yen  etwas  überlegen  war.  Dieses  minimale 
Uebergewicht  machte  natürlich  die  französischen  Handelspiaster 
bei  den  Chinesen  sehr  beliebt.  Trotzdem  erhielt  dieser  Piaster 
aber  kein  großes  Umlaufsgebiet;  denn  obwohl  während  der 
nächsten  10  Jahre  über  13  170  471  Stück  geschlagen  wurden, 
bekam  man  im  Handel  kaum  einige  zu  Gesicht;  die  meisten 
wurden  von  den  Chinesen  angesammelt  oder  eingeschmolzen. 
Infolgedessen  wurde  im  Jahre  1895  das  Gewicht  des  französischen 
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Piasters  unter  den  Wert  des  mexikanischen  Dollars  und  später 
auf  gleichen  Fuß  mit  dem  japanischen  Yen  gebracht;  genau  so 
hatte  sich  der  englische  Dollar  zu  einem  beachtenswerten  Gegner 
des  mexikanischen  Dollars  entwickelt.  In  der  Periode,  während 
welcher  Frankreich  mit  der  Neuprägung  seiner  Handelspiaster 
begann,  von  1895  ^ls  zum  31.  Dezember  1903,  wurden  mehr  als 
55  Millionen  Stück  geprägt,  die  frei  im  Lande  umliefen,  ohne 
Wettbewerb  durch  andere  Geldsorten.     Geprägt  wurden : 


Stück 

1895 

1  782  012 

1896 

11  858018 

1897 

2511  128 

1898 

4  303  953 

1899 

4  681  244 

1900 

13318856 

1901 

3  150  000 

1902 

3326534 

1903 

10  076  893 

In  9  Jahren  55  008  638 

In  den  letzten  Monaten  1905  wurde  nun  sowohl  in  Indo- 
china,  als  auch  den  Straits  Settlements  ein  weiterer  Schritt  in 
Erwägung  gezogen.  Man  hat  Pläne  verschiedener  Art  besprochen, 
um  die  gesamte  Geldwirtschaft  auf  den  Stand  der  Goldwährung 
einzustellen  nach  dem  Vorbild  der  Münzreform  in  Britisch-Indien 
und  den-  Straits  Settlements.  Wenn  diese  Veränderungen  nun 
allgemein  angenommen  und  erfolgreich  zur  Durchführung  ge- 
bracht werden,  so  wird  man  sehr  bald  nicht  mehr  vor  der  Frage 
stehen,  wie  man  den  mexikanischen  Dollar  erfolgreichem  Wett- 
bewerb entgegenstellt,  sondern  wie  man  ihn  gesetzlich  von  einem 
weiteren  großen  ostasiatischen  Landgebiete  ausschließen  wird. 

Japan. 

Hin  weiteres  ostasiatisches  Gebiet,  in  welchem  der  mexikanische 
Dollar  lange  Zeit  fest  eingedrungen  war  und  den  verschiedenen 
Versuchen,  ihn  außer  Umlauf  zu  bringen  stets  widerstanden  hat, 
ist  Japan.  Hier  ist  er  jedoch  innerhalb  der  letzten  zwanzig  Jahre 
vollständig  ausgeschaltet  worden.  Als  die  neu  konstituierte 
Regierung  Japans  vor  etwa  dreißig  Jahren  die  Reorganisation 
der  Landeswährung  ins  Auge  faßte  und  die  Gründung  einer 
Münze  in  Osaka  beschloß,  die  mit  den  Maschinen  ausgestattet 
wurde,  welche  von  der  britischen  Regierung  nach  deren  ver- 
unglücktem Versuche  in  Hongkong  gekauft  worden  waren,  stand 

der  Tatsache    gegenüber,    daß    allgemein    im   ganzen  Lande 
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der  mexikanische  Dollar  sich  in  Umlauf  befand.  Obwohl  man 
wünschte,  die  Goldwährung  zur  Einführung  zu  bringen,  hielt 
die  Regierung  es  zunächst  doch  für  notwendig,  mit  der  allge- 
meinen Vorliebe  für  den  mexikanischen  Silberdollar  zu  rechnen, 
doch  hoffte  sie  der  Nachfrage  nach  demselben  durch  Ausgabe 
einer  Geldsorte  mit  örtlicher  Prägung  entgegentreten  zu  können. 
Es  wurde  daher  am  10.  Mai  1871  die  Prägung  einer  Silbermünze 
beschlossen,  die  heute  allgemein  als  Yen  bekannt  geworden  ist 
und  an  Aussehen  und  Gehalt  genau  dem  mexikanischen  Dollar 
entspricht.  Man  gab  diesem  Yen  gesetzliche  Basis,  besonders 
bei  Zahlungen  in  den  Vertragshäfen,  wodurch  man  dem  mexi- 
kanischen Dollar  erfolgreich  Konkurrenz  zu  machen  hoffte. 

Der  Yen  besaß,  genau  wie  der  Hongkongdollar  von  1866, 
etwa  3  grains  weniger  an  Silbergehalt  als  der  mexikanische 
Standarddollar,  und  als  man  einige  Jahre  später  die  Beobachtung 
machen  konnte,  daß  dieser  letztere  trotzdem  noch  im  Lande 
weiter  zirkulierte,  schrieb  man  diese  Erscheinung  dem  Minder- 
gewichte des  Yen  zu.  Infolgedessen  erhöhten  die  Japaner  im 
Februar  1875  das  Gewicht  ihrer  Münzen  von  416  auf  420  grains, 
dem  Gewichte  des  so  erfolgreich  eingeführten  amerikanischen 
Dollars,  und  vertauschten  die  Bezeichnung  Yen  mit  boyeki  gin 
=  Handelsdollar.  Das  Experiment  verlief  jedoch  insofern  un- 
günstig, als  es  die  Ausscheidung  der  mißliebigen  mexikanischen 
Dollars  nicht  zur  Folge  hatte,  sondern  das  gerade  Gegenteil 
hervorrief,  da  es  den  mexikanischen  Dollar  erst  recht  nach  Japan 
hinzog,  wo  er  gegen  die  vollwichtigeren  japanischen  Handels- 
dollars umgewechselt  wurde.  Im  Jahre  1878  beschloß  daher  die 
japanische  Regierung  die  Einstellung  der  weiteren  Prägung  von 
Handelsdollaren  und  kehrte  wieder  zur  Ausgabe  des  leichteren 
Yen  zurück.  Während  der  nun  folgenden  Jahre,  als  der  Silber- 
preis stetig  sank,  prägte  die  japanische  Münze  immer  größere 
und  größere  Beträge  dieses  Metalls  und  der  Yen  wurde  damit 
immer  mehr  und  mehr  bekannt  und  populär  gemacht.  Er  wurde 
tatsächlich  ,ein  ernstlicher  Rivale  des  mexikanischen  Dollars,  nicht 
allein  in  Japan,  sondern  auch  auf  allen  größeren  Marktplätzen  Ost- 
asiens. Von  besserer  Prägung  und  daher  weit  weniger  Fälschungen 
ausgesetzt,  wurde  er  sehr  bald  im  äußersten  Osten  ein  beliebtes 
Zahlungsmittel,  und  bevor  Mitte  der  90  er  Jahre  der  Bombay- 
dollar auf  der  Bildfläche  erschien,  bildete  er  in  der  Tat  die  be- 
kannteste   Geldsorte    in    den    Straits  Settlements    und    auf    den 
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malayischen  Inseln,  ebenso  wie  auch  in  den  Häfen  von  China, 
Korea,  Indochina  und  Siam. 

Zwischen  1871  und  1897  wurden  mehr  als  165  Millionen  der- 
selben geprägt  und  von  dieser  Menge  mehr  als  1 10  Millionen  an 
das  Ausland  abgegeben.  Während  so  der  japanische  Yen  allmählich 
den  mexikanischen  Dollar  von  den  japanischen  Handelszentren  ver- 
drängte, gelangte  er  gleichzeitig  in  andern  Gebieten,  welche  bisher 
als  die  ausschließliche  Domäne  des  mexikanischen  Dollars  gegolten 
hatten,  zu  erfolgreicher  Einführung.  Gerade  nun  zu  jener  Zeit,  als  der 
japanische  Yen  überall  im  fernen  Osten  seinen  siegreichen  Einzug 
hielt,  schließt  Japan  seine  Münze,  um  gegen  die  Demonetisierung 
des  mexikanischen  Geldes  in  seinen  eigenen  Landesgebieten  vor- 
zugehen. Die  Schwankungen  im  Silberpreise  hatten  schon  seit 
langem  Japans  Handel  mit  Europa  und  Amerika  höchst  ungünstig 
beeinflußt  und  die  japanische  Regierung  erwog  schon  seit  Jahren 
die  Einführung  der  Goldwährung.  Der  Erhalt  der  Entschädigungs- 
summen von  China  nach  dem  Kriege  von  1894/95  machte  die 
Verwirklichung  dieses  Planes  zur  Möglichkeit.  Im  März  1897 
wurde  ein  Gesetz  vorgelegt,  welches  die  neue  Goldmünze  —  den 
Goldyen  —  als  Münzeinheit  erklärte  und  die  fernere  Prägung 
von  Silber  auf  geringwertigere  Münzsorten  einschränkte.  Die 
Prägung  des  Silberyens,  welcher  so  schnell  auf  dem  ostasiatischen 
Markte  vom  einen  bis  zum  anderen  Ende  sich  Eingang  verschafft 
hatte,  war  somit  vorbei.  Diejenigen  Beträge  dieser  Münze,  welche 
im  Lande  verblieben  waren  —  insgesamt  etwa  46  Millionen  — 
wurden  durch  Gold  abgelöst  und  entweder  zu  Scheidenmünze  um- 
geprägt oder  in  Hongkong,  Schanghai,  usw.  verkauft.  Mit  dem 
31.  April  1898  wurde  die  Zirkulation  des  Silberyens  in  Japan 
verboten,  und  seit  Juli  1898  wurde  er  nicht  mehr  an  den  Staats- 
kassen angenommen. 

Im  Laufe  von  zwei  Jahrzehnten  ist  so  der  mexikanische  Dol- 
lar aus  Japan  ausgeschlossen  worden  und  gleichzeitig  hat  Japan 
auf  die  Märkte  Ostasiens  die  größte  Menge  von  Silberyens  ge- 
bracht, welche  jemals  dem  mexikanischen  Dollar  innerhalb  solch 
kurzer  Zeit  im  Kampfe  um  den  internationalen  Handel  erfolgreich 
entgegengetreten  waren.  Hinzugefügt  mag  hier  noch  werden, 
daß  die  späterhin  von  den  Japanern  erworbene  Insel  Formosa 
den  mexikanischen  Dollar  und  den  japanischen  Silberyen  eben- 
falls abgeschafft  hat  und  1897/98  die  Goldwährung  Japans  auch 
hier  zur  Einführung  brachte.  — 
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Gehen  wir  schließlich  zu  einer  Betrachtung  der  Verhältnisse 
in  China  über,  so  finden  wir,  daß  die  Bestrebungen  über 
die  Außerkurssetzung  des  mexikanischen  Dollars  anscheinend 
überhaupt  nicht  zur  Ruhe  kommen  sollen.  Schon  seit  dem 
sechzehnten  Jahrhundert,  als  die  spanischen  Dollarstücke  von  den 
Philippinen  her  eingeführt  wurden,  steht  in  China  der  Dollar  in 
weitestem  Umlaufe.  Die  chinesische  Regierung  hat  bis  in  die 
neueste  Zeit  hinein  niemals  Silbergeld  eigener  Prägung  ausge- 
geben, doch  haben  einzelne  lokale  Regierungen  und  gut  bekannte 
Firmen  den  Standard  der  fremden  Geldsorten  bestätigt  und  ihnen 
einen  Lokalcharakter  dadurch  gegeben,  daß  sie  dieselben  mit 
einem  besonderen  Stempel  versahen. 

Die  bei  den  Chinesen  fast  allgemein  bekannten  Geldsorten 
waren  der  spanische  und  der  mexikanische  Dollar,  welche  nach 
Gewicht  in  Zahlung  genommen  wurden  und  oft  von  ihren  zeitweiligen 
Besitzern  auf  alle  mögliche  Art  gestempelt  oder  gelocht  wurden. 
Während  des  letzten  Dezenniums  aber  traten  diese  mexikanischen 
Dollarstücke  in  Wettbewerb  mit  dem  englischen  Handelsdollar,  dem 
japanischen  Yen  und  ebenso  mit  verschiedenen  lokalen  Prägungen. 
Mehrere  chinesische  Provinzverwaltungen  haben  eigene  Prägean- 
stalten geschaffen  und  gaben  hier  örtliche  Geldsorten  aus,  deren 
Charakter  eine  Nachahmung  des  mexikanischen  Dollars  bildete. 
Die  erste  dieser  Münzen  wurde  1890  in  Canton  eröffnet,  doch 
prägen  heute  ähnliche  Institute  ihre  Lokaldollars  in  Futschau, 
Nanking,  Chungking,  Tientsin,  Mukden  und  Kirin  und  mit  dem 
1.  April  1903  hat  ein  kaiserliches  Edikt  die  Errichtung  einer 
Nationalmünzstätte  in  Peking  bestätigt,  welche  gleichmäßig  für 
das  ganze  chinesische  Reich  einheitliche  Münzen  prägen  soll.  Die 
Lokalprägungen  erwiesen  sich  nämlich  in  bezug  auf  Gewicht  und 
Feingehalt  als  höchst  unzuverlässig.  Ihr  Zweck,  den  mexikani- 
schen Dollar  zu  verdrängen,  scheint  nur  in  ganz  geringem  Maße 
erreicht  worden  zu  sein.  Jedoch  kann  man  wohl  annehmen,  daß 
mit  der  Eröffnung  einer  großen  Nationalmünze  und  der  Schaffung 
einer  stets  in  ihrem  Werte  genau  gleichbleibenden  Standardgeld- 
sorte der  mexikanische  Dollar  auch  hier  aus  seinem  letzten  ost- 
asiatischen Dominium  wird  verdrängt  werden,  zumal  diese  Münz- 
sorte allgemein  von  sämtlichen  öffentlichen  Kassen  Chinas  ange- 
nommen und  ausgegeben  werden  soll.  Sollte  die  Voraussetzung 
er  amerikanischen  Kommission  für  den  internationalen  Geldver- 
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kehr  zutreffen,  daß  China  200  Millionen  solcher  Geldstücke  aus- 
gab, dann  dürfte  in  sehr  kurzer  Zeit  der  mexikanische  Dollar 
endgültig  aus  China  ausgeschlossen  sein. 

In  nicht  allzu  ferner  Zukunft  wird  also  der  mexikanische 
Dollar  seine  Funktionen  als  internationale  Geldsorte,  welche  er 
so  viele  Jahrhunderte  lang  getreulich  und  ohne  Unterbrechung 
ausgeübt  hat,  nicht  mehr  betätigen  können.  Der  Dollar,  welcher 
so  lange  als  Geldmünze  den  verschiedensten  Völkern  in  Ostasien, 
in  den  englischen  Besitzungen  Nordamerikas,  im  spanischen  West- 
indien  und  anderen  Weltgebieten  gedient  hat,  wird  dann  nur  noch 
innerhalb  der  mexikanischen  Landesgrenzen  kursieren.  Fast  ein 
halbes  Jahrhundert  ist  bereits  verflossen,  seit  der  mexikanische 
Dollar  aus  dem  Handelsleben  in  Kanada  und  den  Vereinigten 
Staaten  verschwunden  ist,  doch  bis  vor  zehn  Jahren  noch  be- 
hauptete er  seine  Stellung  im  Orient.  Eine  neue  Geldsorte  nach 
der  anderen  erschien  hier  im  fernen  Osten,  führte  ein  kurzes 
Eintagsdasein  und  verschwand  dann  wieder.  Die  englischen 
Dollars  von  Hongkong  wurden  nur  zwei  Jahre  ausgegeben 
(1866 — 1868);  die  amerikanischen  Handelsdollars  erlebten  schon 
14  Jahre  (1873— 1887)  und  der  japanische  Yen  sogar  26  Jahre 
(187 1— 1897)  (Tabelle  3).  Zwei  Dollarrivalen  von  größerer 
Bedeutung  werden  heutigen  Tages  noch  im  Orient  geprägt, 
nämlich  der  englische  Dollar  von  Kalkutta  und  Bombay 
und  der  französische  Piaster  in  Indochina.  Doch  darf  man  die 
Verdrängung  des    mexikanischen  Dollars  nicht    zu   sehr   auf  den 

Tabelle  3. 
Silbergehalt    des    mexikanischen    Dollars    und    seiner  Wett- 
bewerber. 


Name  und  Datum  der  Ausgabe. 

Gewicht 
grains 

Feingehalt 
1000  stel 

Silbergehalt 
grains 

Mexikanischer  Dollar 

4  17  ,5/i7 

902  '/» 

377  & 

Amerikanischer  Standard-Dollar 

412  y2 

900 

371  Vi 

Amerikanischer  Handels-Dollar   1873 

420 

900 

378 

Spanisches  5   I'escia-Stück                 \ 
Spanischer  Philippinen-Dollar   1897J 

3»5V» 

900 

347  V* 

Amerikanischer   Philippinen-Peso    1903 

416 

900 

374  V« 

;kong-Dollar   1866 

416 

900 

374  V» 

Bombay-  and    Kalkutta-Dollar  1895 

416 

900 

374  V* 

Straiis  Settlements-Dollar   1903 

416 

900 

374  V» 

.1  >ollar   1885 

420 

900 

37» 

Französischer   Handels-Dollar  1895 

416 

900 

375 

eher  Yen    187 1 

416 

900 

374  V» 

nischer   Handels-Dollar    1875 

420 

900 

378 

Ottterreichischei  Mana-Theresia-Taler  1751 

433 

833  V4 

36i 

58 
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Wettbewerb  dieser  anderen  Silberprägungen  zurückführen,  als 
vielmehr  auf  das  schnelle  und  alles  andere  beiseite  schiebende 
Vorwärtsstreben  des  Ostens  nach  einer  allgemeinen  Goldwährung, 
welche  die  Ausscheidung  des  mexikanischen  und  auch  der  an- 
deren Dollars  unbedingt  zur  Folge  haben  muß.  Die  bereits  voll- 
endete Annahme  der  Goldwährung  in  Japan  und  auf  den  Philip- 
pinen hat  schon  die  altgewohnten  Geldmünzen  aus  diesen  Ge- 
bieten verdrängt  und  die  Reformen  in  den  Straits,  in  Indochina 
und  in  China  selbst  werden  wohl  dem  mexikanischen  Dollar  in 
Ostasien  das  letzte  Urteil  sprechen.  Die  Geldsorte,  welche  ge- 
wissermaßen »eine  Universaleinheit«  bildete,  wird  bald  nur  noch 
lokale  Bedeutung  besitzen.  So  weit  sich  heute  schon  überblicken 
läßt,  wird  auch  Mexiko  in  nicht  allzu  ferner  Zeit  seinem  Silber- 
dollar nur  noch  eine  untergeordnete  Stellung  im  wirtschaftlichen 
Leben  einräumen  und  die  ehemalige  »Universaleinheit«  gehört 
dann  zu  den  historischen  Größen.     (Tabelle  4.)  , 

Tabelle  4. 
Prägung  von  Silberdollar  s. 

Mexiko.     Silberprägung  aller  Sorten 

Kolonialperiode  1537 — 182 1 

Seit  der  Unabhängigkeit  1821  — 1903 

Gesamtzeit  1573 — 1903 

Prägung  von   1  Pesostücken   1874  l)  — 1903 

Oesterreich.     Levante-Dollar 
Vereinigte  Staaten.     Standard-Dollars 


2  082  Millionen 

Pesos 

1  466    » 

» 

3  548 

ü 

674    > 

» 

4  222 

1751  — 1903 

146863395 

1792— 1873 

8031  238 

1878— 1903 

580045090 

1792  — 1903 

588076328 

1873— 1887 

35  965  924 

1903 

17883250 

1895—1903 

151  361  594 

2  108054 

1902 

23  550000 

Serie  1885— 1895 

13  170  471 

»   1895— 1903 

55  008638 

165  133  170 

Handels-Dollars 

Philippinen-Pesos 
Britisch-Indien.     Bombay-  und  Kalkutta-Dollars 
Hongkong- Dollar   1864 — 68 

Scheidemünzen  Silber   1893- 
Indo-China.     Französischer  Handelspiaster  erste  Serie 

>  »  >  zweite 

Japan.      1  Yen-Stücke    187 1  — 1898 

Das  Buch  :  Gold  Standard  in  International  Trade.  Report  on  the  Introduction 
of  the  Gold  Exchange  Standard  into  China,  the  Philippine  Islands,  Panama  and 
other  Silver  Using  Countries  and  on  the  Stability  of  Exchange.  Submitted  to  the 
Secretary  of  State  by  the  Commission  on  International  Exchange  enthält  auf 
Seite  470  einen  längeren  Aufsatz  von  Professor  A.  Piatt  Andrew,  Ueber  das  Ende 
des  mexikanischen  Dollars  (nach  den  Quarterly  Journal  of  Economics).  Commis- 
sioners:  Hugh  II.  Hanna,  Charles  A.  Conant,  Jeremiah  W.  Jenks. 
Regierungsdruckerei  in  Washington   1905. 

Mexiko. 
Die  allgemeine  Bewegung,   welche   wir  durch  obige  Ausfüh- 
rungen   zu    beobachten    Gelegenheit    hatten,    scheint    dahin    zu 

1)  Angaben  vor   1874  sind  nicht  erhältlich. 
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zu  tendieren,  Mexiko  in  bezug  auf  seine  Münzwährung  zu  isolieren 
und  gleichzeitig  bezüglich  seines  Hauptexportartikels  stark  zu  be- 
schneiden. Mexikanische  Finanzleute  haben  jedoch  bereits  vor 
geraumer  Zeit  die  Tragweite  der  gegen  ihr  Land  gerichteten 
wirtschaftlichen  Vorgänge  richtig  erfaßt  und  die  Regierung  hat 
demgemäß  ihre  Vorsichtsmaßregeln  getroffen,  allen  Eventualitäten 
so  weit  wie  möglich  vorzubeugen.  Seit  Frühjahr  1903  haben 
Währungskommissionen  und  Unterkommissionen  im  Auftrage  der 
Regierung  eifrig  verschiedene  Pläne  ausgearbeitet  und  eine  Reform 
der  mexikanischen  Währung  nach  allen  Richtungen  hin  beleuchtet 
und  erörtert,  um  dieselbe  mit  derjenigen  der  großen  Handels- 
nationen auf  gleichen  Fuß  zu  bringen.  Von  einer  dieser  Kom- 
missionen ist  nun  der  Vorschlag  gemacht  worden,  die  Münzen 
für  die  Freiprägung  von  Silber  zu  schließen,  die  Einfuhr  der  im 
Auslände  umlaufenden  mexikanischen  Dollars  zu  verbieten  und 
an  deren  Stelle  einen  neuen  Dollar  zu  prägen,  welcher  in  Zukunft 
in  einem  festen  Verhältnis  zu  Gold  im  Kurse  gehalten  werden 
soll,  ähnlich,  wie  die  Vereinigten  Staaten  es  auf  den  Philippinen 
systematisch  durchgeführt  haben.  Ob  und  wann  jedoch  diese 
Vorschläge  gesetzlichen  Charakter  erhalten  werden,  ist  noch  sehr 
unbestimmt  und  daher  der  augenblickliche  Zustand  in  Mexiko 
keineswegs  befriedigend.  Inzwischen  hat  jedoch  die  mexikanische 
Regierung  Schritte  in  anderer  Richtung  unternommen,  nämlich 
die  Verluste,  welche  ihren  Silbergrubenbesitzern  durch  das  weitere 
Fallen  des  Exports  von  Silberdollaren  entstehen  können,  mög- 
lichst einzuschränken.  Die  allgemeine  Einführung  der  Goldwäh- 
rung in  Ostasien  ist  nicht  nur  dazu  angetan,  den  Markt  für  die 
mexikanischen  Dollarstücke  zu  beschränken,  sondern  auch  ebenso 
für  das  ungeprägte  Silber,  und  dadurch  die  für  Mexiko  schreck- 
liche Möglichkeit  eines  weiteren  Fallens  des  Metallwertes  des 
Silbers  herbeizuführen.  Eine  derart  unglückliche  Aussicht  für 
Mexikos  leitende  Industrie  drängt  natürlich  zu  sofortiger  Hilfs- 
tätigkeit. 

Die*  offiziellen  Vertreter  Mexikos  sagen  sich,  daß,  wenn  die 
orientalischen  Staaten  und  die  europäischen  Mächte,  besonders 
diejenigen,  welche  im  Orient  Kolonien  haben,  veranlaßt  werden 
könnten,  Silber  zu  kaufen  und  in  regelmäßig  fortlaufenden  Bett 
zu  prägen,  ungeachtet  ihrer  bestehenden  Goldwährung,  daß  dann  die 
ausländische  Nachfrage  nach  Silber  die  Ausschaltung  des  Dollars 
selbst   Überleben  würde   und  der  Silberpreis  vor  weiterem  Fallen 
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bewahrt  werden  könne.  Seitens  der  mexikanischen  Regierung 
wurden  daher  Schritte  getan,  um  die  amerikanische  Regierung  zur 
Mithilfe  zu  veranlassen,  auf  diplomatischem  Wege  die  Herstellung 
eines  festen  Verhältnisses  zwischen  den  Goldwährungs-  und  Silber- 
währungsländern zu  erzielen,  und  nach  verschiedenen  Vorstudien 
wurde  dann  im  März  1903  der  amerikanische  Kongreß  bewogen, 
in  diesem  Sinne  die  nötigen  Verhandlungen  zu  diesem  Zwecke 
einzuleiten.  Die  Vereinigte  Staaten-Kommission  für  internationalen 
Geldverkehr,  begleitet  von  einer  gleichen  mexikanischen  Kom- 
mission, besuchte  die  bedeutendsten  Hauptstädte  Europas  wäh- 
rend des  Sommers  1903  und  legte  eine  Anzahl  Vorschläge 
auf,  die  eine  Stabilisierung  des  Wertverhältnisses  zwischen 
den  Gold-  und  Silberwährungsländern  bezwecken  sollten.  Diese 
Vorschläge  waren  zweierlei  Art.  Zunächst  wurde  vorgeschlagen, 
China  solle  eine  einheitliche  Silbermünze  prägen  von  einem 
bestimmten  Verhältnis  im  Werte  zum  Gold  —  ein  Plan, 
welcher  von  China  die  möglichst  schnelle  Prägung  von  200  Mil- 
lionen Silbermünzen  erforderte,  im  Gewicht  und  Gehalt  dem 
mexikanischen  Dollar  entsprechend.  Der  zweite  Vorschlag 
ging  dahin,  die  Mächte  zu  veranlassen,  zwecks  Aufrechter- 
haltung des  Silberpreises  sich  einverstanden  zu  erklären,  auf 
eine  Reihe  von  Jahren  hinaus,  regelmäßige  Posten  von  Barren- 
silber kaufen  zu  wollen.  Auf  diese  Weise,  glaubten  die  mexika- 
nischen Vertreter,  würde  ein  Gesamtbedarf  von  jährlich  96  Mil- 
lionen Unzen  erreicht  werden.  Falls  nur  einer  von  diesen  Plänen 
realisiert  werden  würde,  so  wäre  das  genügend,  um  dem  Sinken 
des  Silberpreises  Einhalt  zu  tun,  eine  größere  Stabilität  des  Wert- 
verhältnisses mit  den  Ländern  herbeiführen,  welche  die  Silber- 
währung beibehielten  und  endlich  würde  es  auch  von  Vorteil  für 
die  Silberproduktionstätigkeit  sein.  Die  umfangreichen  Darlegun- 
gen der  Kommissionsmitglieder  fanden  eine  nur  lauwarme  Auf- 
nahme bei  den  europäischen  Finanzvertretern ;  England  begnügte 
sich  mit  einer  recht  bescheidenen  Erwiderung  in  allgemeinen 
Redewendungen,  die  knapp  ein  Drittel  Seite  füllen;  Frankreichs 
Erwiderung  war  schon  ausführlicher  gehalten,  wollte  aber  zu  viele 
Abweichungen  von  dem  amerikanischen  Plane.  Ebenso  gaben 
Rußland,  Deutschland  und  Holland  kürze  und  abweichende  Ant- 
worten. 

Bezüglich    der    chinesischen   Währungsfrage    wurden   irgend- 
welche Einwände    von    allgemeiner  Bedeutung  nicht   geltend   ge- 
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macht,  doch  bestanden  mancherlei  Zweifel,  Beschränkungen  und 
Meinungsverschiedenheiten  in  bezug  auf  die  Methode.  Der  andere 
Punkt  des  vorher  fixierten  Einkaufs  jährlicher  Silbermengen  auf 
längere  Zeit  hinaus  wurde  von  Frankreich  für  gefährlich  erklärt; 
England  hielt  es  für  eine  Privatsache  eines  jeden  Landes,  soweit 
es  ihm  eben  möglich  sei,  diesen  Wünschen  zu  entsprechen;  meh- 
rere andere  Länder  erklärten  sich  »im  Prinzip c  damit  einverstan- 
den. Einen  wirklich  fördernden  Schritt  in  dieser  Angelegenheit 
will  aber  kein  einziger  Staat  unternehmen. 

Die  Bemühungen  der  mexikanischen  Regierung  um  inter- 
nationalen Beistand  auf  dem  Silbermarkte  scheinen  also  wohl 
ohne  allen  Erfolg  verlaufen  zu  sollen.  Mexiko  steht  einem  immer 
mehr  eingeengten  Absatzgebiete  für  seinen  Hauptexportartikel 
gegenüber  und  zudem  noch  einem  der  knotenreichsten  Probleme 
der  Lösung  seiner  Währungsfrage,  die  in  keiner  anderen  Weise 
bewirkt  werden  kann,  als  durch  die  Stellung  der  Landeswährung 
auf  die  Goldbasis. 
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ZUR  STATISTIK  DER  STERBEFÄLLE  IN  MÜN- 
CHEN WÄHREND  DES  LETZTEN  FRIEDENS- 
JAHRFÜNFTS UND  DER  DREI  ERSTEN 
KRIEGSJAHRE. 

Von 

FRANZ  MATARE. 

Offensichtlich  sind  die  Wirkungen  der  Kriegsverhältnisse  auf 
den  Gesundheitszustand  der  Bevölkerung  Deutschlands  von  Ein- 
fluß gewesen.  Die  Meinungen  über  die  Natur  dieses  Einflusses 
waren  geteilt.  In  der  ersten  Kriegszeit,  ungefähr  bis  in  die  zweite 
Hälfte  des  Jahres  1915,  .wurde  vielfach  die  Ansicht  verfochten, 
der  Kriegszustand  schaffe  vorwiegend  günstige  Bedingungen,  in 
dem  späteren  Verlauf  gewann  das  entgegengesetzte  Urteil  mehr 
und  mehr  die  Oberhand. 

Zur  Begründung  der  ersten  Ansicht  läßt  sich  anführen: 

1.  Der  Zwang  zur  Mäßigkeit  in  der  Nahrungsaufnahme.  Vor 
dem  Kriege  bewegte  sich  bekanntlich  der  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung zu  errechnende  Durchschnittsverzehr  in  Deutschland, 
und  besonders  in  unseren  großen  Städten  oberhalb  des  von  der 
Physiologie  als  zuträglich  bezeichneten  Kostmaßes.  Von  der 
nicht  allzuweitgehenden  Herabdrückung  des  Verzehrs  während 
der  ersten  Kriegsmonate  wurde  daher  wohl  mit  Recht  ein 
günstiger  Einfluß  auf  den  Gesundheitszustand  der  Allgemeinheit 
erwartet. 

2.  Die  Verminderung  im  Verbrauch  der  Nervenreizmittel, 
insbesondere  des  Alkohols  und  des  Nikotins.  Dies  war  zunächst 
bedingt  durch  gleich  zu  erwähnende  behördliche  Maßnahmen, 
welche  einen  der  wirksamsten  Anreize  zum  Genuß  von  alkoholi- 
schen Getränken,  aber  auch  zum  Tabakrauchen  beseitigten,  eine 
Wirkung,  die  ebenfalls  im  Rahmen  des  von  der  Gesundheitslehre 
Erstrebten  liegt. 
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3.  Das  Verbot  gewisser  öffentlicher  Belustigungen,  insbeson- 
dere der  Tanzvergnügungen.  Auch  hierin  ist  in  der  Tat  ein  vom 
hygienischen  Standpunkte  aus  begrüßenswertes  Moment  zu  er- 
blicken, denn  das  stundenlange  Verweilen  in  der  mit  Staub,  Ta- 
baksqualm und  Körperausdünstungen  gesättigten  Luft  überfüllter 
Säle,  das  schon  an  sich  gesundheitsschädlich  ist,  wirkt  durch 
das  eine  lebhaftere  Atmung  bedingende  Tanzen  besonders  un- 
zuträglich. 

4.  Die  in  allen  Städten  durchgeführte  Früherlegung  der  Po- 
lizeistunde, die  in  gleicher  Richtung  gewirkt  haben  muß,  wie  die 
beiden  zuletzt  besprochenen  Punkte  und  obendrein  noch  dem 
Publikum  sowie  den  Angestellten  der  Gaststätten  ein  Maß  von 
Nachtruhe  gewährleistete,  welches  das  in  der  Friedenszeit  übliche 
z.  T.  erheblich  überstieg. 

Die  hier  angeführten,  hygienisch  zuträglichen  Momente  haben 
selbstverständlich  auch  im  späteren  Verlauf  des  Krieges  fortbe- 
standen, ja  einzelne  von  ihnen,  so  vor  allem  die  Einschränkungen 
im  Genuß  von  Alkohol  jeder  Form  und  Tabak  verschärften  sich 
noch  bedeutend.  Auch  Kaffee,  Tee,  Kakao  kamen  für  den 
Volksverzehr  nicht  mehr  in  Betracht.  Aber  Hand  in  Hand  da- 
mit gewannen  auch  die  der  Gesunderhaltung  der  Volksmassen 
schädlichen  Einflüsse  größeres  Gewicht. 

Hierher  gehört: 

1.  Der  psychische  Depressionszusand,  in  den  manche  der 
Daheimgebliebenen  infolge  des  Kummers  um  gefallene  Angehö- 
rige und  der  quälenden  Sorge  um  die  noch  im  Felde  oder  in 
Gefangenschaft  befindlichen  Familienmitglieder  versetzt  wurden 
Hatte  die  gehobene  Stimmung  der  ersten  Kriegsmonate  ihnen 
über  vieles  Schwere  hinweggeholfen,  so  lastete  die  Niederge- 
schlagenheit mit  der  zunehmenden  Erkenntnis  der  Unabsehbar- 
keit des  Kriegsendes  um  so  schwerer  auf  den  Gemütern.  Daß 
aber  eine  dauernde  Herabstimmung  des  seelischen  Wohlbefin- 
dens vor  allem  bei  älteren  oder  kranken  Leuten  auf  die  Körper- 
funktionen zurückwirkt,  bedarf  keiner  Betonung. 

2.  Die  vermehrte  Arbeitslast,  welche  infolge  der  fortschrei- 
tenden Herausziehung  der  Männer  den  Greisen,  den  Frauen  und 
den  Jugendlichen  aufgebürdet  wurde.  Die  intensive  Kräfteanspan- 
nung, welche  von  diesen  Personenkreisen  verlangt  werden  mußte, 
bedeutete  (vom  volksgesundheitlichen  Standpunkte  aus  gesehen) 
einen  rücksichtslosen  Raubbau  an  dem  ihnen  verfügbaren  Ka- 
ll* 
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pital  von  Arbeitsfähigkeit,  der  eine  raschere  Abnutzung  ihrer 
Körperkräfte  unvermeidlich  nach  sich  gezogen  haben  muß.  Wenn 
manche  Personen,  insbesondere  die  Jugendlichen,  sich  für  die 
ungewohnte  Schwere  der  Arbeitsleistung  des  Tages  und  der 
Woche  durch  den  Genuß  noch  ungewohnterer  Vergnügungen 
und  Ausschweifungen  unter  dem  Einfluß  der  hohen  Löhne  schad- 
los zu  halten  suchten,  so  haben  sie  damit  vielfach  die  gesund- 
heitlich ungünstigen  Folgen  ihrer  Anstrengung  noch  gesteigert. 
Unter  solchen  Verhältnissen  mußte  sich  natürlich 

3.  die  Nahrungsbeschränkung,  welche  sich  schließlich  zu 
einer  straff  organisierten  Hungersnot  auswuchs,  als  besonders  ge- 
sundheitsschädlich erweisen.  Schon  im  Sommer  19 16  betrug  ja 
der  Kaloriengehalt,  der  der  Bevölkerung  zugewiesenen  Mengen 
von  Nahrungsmitteln  in  München  noch  nicht  die  Hälfte  des  von 
der  Physiologie  geforderten  Durchschnittssatzes.  Und  dabei  ist 
diese  Stadt,  die  übrigens  infolge  der  wirtschaftsgeographischen 
Gunst  ihreY  Lage  besser  gestellt  war  als  viele  andere  Großstädte 
Deutschlands,  1917  und  1918  noch  zu  erheblichen  Abstrichen  an 
ihren  Zuweisungen  genötigt  gewesen. 

Ueberhaupt  mußten  sich  die  gesundheitschädlichen  Fak- 
toren offensichtlich  von  Jahr  zu  Jahr,  ja  sogar  von  Quartal  zu 
Quartal  verschlechtern;  das  lag  in  ihrer  Natur.  Freilich  gilt  das 
nicht  in  gleichem  Maße  von  der  ebenfalls   hier   zu    erwähnenden 

4.  Gefahr  der  Einschleppung  von  Infektionskrankheiten  von 
der  Front  und  der  Etappe,  da  die  zur  Bekämpfung  dieser  Mög- 
lichkeit getroffenen  Maßnahmen  im  Verlaufe  des  Krieges  immer 
wirksamer  ausgestaltet  und  immer  schärfer  gehandhabt  wurden. 
Eine  vollständige  Aufhebung  der  Gefahr  ist  aber  doch  wohl 
kaum  zu  erreichen.     Und  dazu  kam  noch,  daß 

5.  der  Aerztemangel,  der  ebenfalls  unablässig  fühlbarer  wurde, 
die  Bekämpfung  der  unter  allen  diesen  Umständen  wahrschein- 
lich häufiger  auftretenden  Krankheiten  nach  Extensität  und  auch 
(infolge  Ueberlastung  der  in  der  Heimat  verbliebenen  Aerzte) 
nach  Intensität  weniger  wirksam  gestaltete.  In  der  gleichen 
Richtung  wirkte  die  Notwendigkeit,  Krankenhäuser  ganz  oder 
teilweise  Lazarettzwecken  dienstbar  zu  machen  und  der  Be- 
nutzung durch  die  Zivilbevölkerung  zu  entziehen. 

Wägt  man  nun  die  hier  in  aller  Kürze  charakterisierten 
Gruppen  von  Faktoren  hinsichtlich  des  von  ihnen  auf  die  Volks- 
gesundheit ausgeübten  Gesamteinflusses   ab,   so  ergibt  sich  doch 
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wohl,  daß  die  ungünstigen  Wirkungen  bedeutend  tiefer  gegriffen 
haben  müssen  als  die  günstigen.  Ist  das  aber  richtig,  so  steht 
zu  erwarten,  daß  im  Kriege  nicht  nur  die  Krankheitsfälle  sich 
von  Jahr  zu  Jahr  zahlenmäßig  gesteigert  haben,  sondern  auch  der 
Tod  unter  den  Erkrankten  eine  immer  reichere  Ernte  einge- 
heimst hat.  Die  Bilanz  des  Krieges  wird  in  dieser  Hinsicht 
allem  Erwarten  nach  nicht  erfreulich  sein.  Daß  sie  einstweilen 
für  das  Gesamtgebiet  des  Reiches  noch  nicht  gezogen  werden 
kann,  hat  seinen  Grund  im  Fehlen  der  dazu  notwendigen  Zahlen- 
unterlagen. Immerhin  kann  schon  jetzt  gesagt  werden,  daß  sich 
vermutlich  für  die  einzelnen  Hoheitsgebiete  und  Bezirke,  je  nach 
deren  wirtschaftsgeographischer  Situation  ganz  verschiedene  Re- 
sultate ergeben  werden.  Zweifellos :  Die  Städte,  ganz  besonders 
die  großen  Geweinwesen,  haben  dem  unerbittlichen  Mars  gewal- 
tigere Hekatomben  an  Leben  und  Gesundheit  ihrer  Bewohner- 
schaft darbringen  müssen  als  das  flache  Land,  das  wohl  seiner- 
seits erheblichere  Blutopfer  brachte  als  jene. 

Gerade  die  Stadtbevölkerung  also  wird  am  nachdrücklichsten 
von  den  Kriegsverhältnissen  beeinflußt  worden  sein  und  zwar 
nicht  allein  hinsichtlich  der  Ernährungslage,  sondern  auch  in  see- 
lischer Beziehung.  Ist  es  doch  eine  alte  Erfahrung,  daß  die 
Psyche  des  Städters  durchweg  reizbarer  und  empfindsamer  ist 
als  die  des  Landbewohners,  so  daß  die  von  der  Umwelt  auf  sie 
ausgeübten  Wirkungen  sich  als  besonders  einflußreich  erweisen. 
Sodann  hat  der  Kriegszustand  die  Bevölkerung,  die  vielfach 
noch  durch  Zuwanderung  vom  Lande  her  verstärkt  wurde, 
in  großen  Massen  in  die  industriellen  Unternehmungen  hinein- 
getrieben und  Anforderungen  an  sie  gestellt,  die  ihnen  bis  dahin 
durchaus  ungewohnt  waren.  Freilich  war  die  Arbeitslast  auch 
auf  dem  Lande  außerordentlich  gesteigert,  allein  die  von  den 
Landleuten  auszuübende  Tätigkeit  hielt  sich  dem  Wesen  nach 
durchaus  im  Rahmen  des  Hergebrachten.  Kein  Zweifel  also, 
daß  auch  in  dieser  Beziehung  die  Städte  stärker  in  Mitleiden- 
schaft gezogen  wurden  als  die  Bauern,  denn  der  Uebergang  zu 
einer  äußerst  intensiven  Arbeitsleistung  erfordert  von  dem  Arbei- 
tenden noch  einen  besonderen  Zuschuß  an  Spannkraft,  wenn  die 
von  ihm  auszuübende  Leistung  ihm  ihrer  Natur  nach  bis  da- 
hin vollkommen  fremd  war.  Der  Aerztemangel  dürfte  das  flache 
Land  empfindlicher  betroffen  haben  als  die  Städte. 

Alles  in  allem  werden  die  Ausschläge,  welche  das  Manometer 
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der  Volksgesundheit,  die  medizinische  Statistik  im  Kriege  gezeigt 
hat,  in  den  Städten  größer  sein  als  auf  dem  Lande  und  zwar 
am  größten  in  den  Großstädten.  Diese  bilden  offenbar  einen 
besonders  feinfühligen  Index  für  die  Beeinflussung  des  Gesund- 
heitszustandes   der    Volksmassen    durch    die    Kriegsverhältnisse. 

Diese  Ueberzeugung  hat  den  Anlaß  zu  den  hier  folgenden  Unter- 
suchungen geboten,  die  sich  auf  München  beziehen  und  —  ohne 
daß  die  Wichtigkeit  der  übrigen  Zweige  der  Gesundheitsstatistik 
verkannt  würde  —  lediglich  die  Sterbe  Statistik  dieser  Stadt 
zum  Gegenstand  haben.  Für  diese  Beschränkung  war  der  Ge- 
danke maßgebend,  daß  dieser  Zweig  der  Statistik  bei  weit  fort- 
geschrittener innerer  Ausbildung  tatsächlich  die  Gesamtheit  der 
ortsanwesenden  Bevölkerung  erfaßt,  was  ja  z.  B.  bei  der  Stati- 
stik der  Krankenanstalten  nicht  der  Fall  ist.  Die  Aufarbeitung 
der  Angaben  über  Alter  und  Geschlecht  der  Verstorbenen  und 
über  den  zeitlichen  Eintritt  der  Todesfälle,  sowie  insbesondere 
über  die  Todesursachen  werden  uns  demgemäß  gestatten,  ge- 
sicherte Schlüsse  zu  ziehen  auf  die  Einwirkungen,  welche  der 
Kriegszustand  auf  die  Gesundheitsverhältnisse  der  gesamten  Be- 
völkerung eines  großen  deutschen  Gemeinwesens  ausgeübt  hat. 

Hierbei  ist  freilich  gleich  auf  einen  —  allerdings  sehr  schmerz- 
lichen —  Mangel  hinzuweisen,  der  in  dem  Fehlen  jeder  Zahlenangabe 
über  die  Größe  und  die  Zusammensetzung  der  in  München  während  der 
Kriegsjahre  anwesend  gewesenen  Volkszahl  beruht.  Die  Statistik 
gibt  uns  lediglich  Aufschlüsse  über  die  Zahl  der  im  Kriege  Ge- 
storbenen, die  Bestandsmasse  an  Lebenden  während  dieser  Zeit 
kennen  wir  dagegen  nicht.  Hierdurch  ist  also  ein  Vergleich  der 
Sterblichkeitsziffern  in  Frieden  und  Krieg  von  vornherein  un- 
möglich gemacht.  Die  Kenntnis  dieser  Verhältnisse  aber  wäre 
gerade  von  ganz  besonderem  Interesse.  Dies  vor  allem  des- 
wegen, weil  sich  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  während  des 
Krieges  die  Münchener  Bevölkerung  nicht  nur  der  Zahl  nach  be- 
deutend vergrößert  haben  wird,  sondern  auch  hinsichtlich  ihrer 
Zusammensetzung  nach  Geschlecht  und  Alter  vielleicht  ^sehr  tief- 
greifende Veränderungen  erfahren  hat.  Die  Angaben  über  die 
Sterbefälle  hängen  also  gewissermaßen  in  der  Luft,  da  wir  nicht 
in  der  Lage  sind ,  sie  in  Beziehung  zu  der  Bestandsmasse 
zu  setzen,  an  welcher  sie  sich  vollzogen  haben. 

Immerhin  aber  bieten  die  Zahlen  auch  für  sich  allein  noch 
genug  des  Interessanten.     Sie    entstammen    restlos  den  »Statisti- 
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sehen  Monatsberichten  der  Stadt  München«.  Bei  ihrer  Aufarbei- 
tung wurde  in  der  Weise  verfahren,  daß  regelmäßig  das  Durch- 
schnittsergebnis des  letzten  Friedensjahrfünfts  ermittelt  wird  (wo- 
bei das  Jahr  1914  aus  leicht  ersichtlichen  Gründen  als  Friedens- 
jahr angesehen  ist).  Diesem  Durchschnittsergebnis,  das  ja  in  ge- 
wissem Sinne  als  Norm  gelten  kann,  werden  dann  die  betreffen- 
den Zahlenangaben  für  die  drei  Kriegsjahre  19 15  — 19 17  gegen- 
übergestellt und  endlich  auch  der  für  sie  geltende  Durchschnitt 
ermittelt.  Wo  es  sich  als  zweckmäßig  erwies,  sind  alsdann 
noch  die  beiden  Durchschnitte  miteinander  in  Vergleich  gestellt 
worden. 

Alles  weitere  wird   sich    aus    den   ferneren  Darlegungen   er- 
geben. 

1.  Die  Sterbezahlen  überhaupt. 

Die  Sterbezahlen  wiesen   im  ganzen   die  folgenden  Entwick- 
lung auf: 

Gestorbene  in  München : 

..,     ,  Auf   1000  der 


uueiuau[n 

mittl.  Bev. 

1910 

9404 

15-9 

1911 

9551 

15.8 

1912 

9  024 

14.7 

1913 

9  160 

14.4 

1914 

96231) 

146 

1910/14 

9  352 

151 

1915 

9  3871) 

— 

1916 

94221) 

— 

1917 

9  7551) 

— 

1915/17         95221)  — . 

Die  Friedenszahlen  zeigen  also  keine  bestimmbare  Entwick- 
lungsrichtung, während  die  Kriegszahlen  deutlich  eine  steigende 
Tendenz  erkennen  lassen,  so  daß  die  Sterbezahl  für  1917  die 
höchste  der  ganzen  Beobachtungsperiode  ist.  Die  Sterblichkeits- 
ziffer  scheint  im  Frieden  Neigung  zum  Absinken  zu  verraten. 
Sie  betrug   im    Durchschnitt    des    letzten    Friedensjahrfünfts  15.1, 

I)  Einschließlich  der  in  München  verstorbenen  Militärpersonen !  1  >iese  sind 
überall  da  mitgezählt,  wo  nicht  ausdrücklich  auf  ihre  Ausscheidung  hingewiesen 
wird.     Die  Zahl  dieser  Todesfälle  stellte  sich  folgendermaßen: 


1914 

197 

1915 

534 

1916 

488 

1917 

475 

I9«5/17  499 
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war  also  wohl  ungefähr  gerade  so  groß  wie  im  Deutschen  Reiche, 
wo  sie  1912  15.6,  1913  15.0  betrug.  Dabei  scheint  sie  aber  et- 
was ungünstiger  gestaltet  gewesen  zu  sein  als  für  die  Gesamtheit 
der  deutschen  Städte  mit  mehr  als  200000  Einwohnern,  ergab 
doch  eine  Berechnung  dieser  Ziffer  für  das  Jahr  1912  hier  nur 
13,9  Gestorbene  aufs  1000  der  mittleren  Bevölkerung1).  Ob  die 
SterblichkeitszifTer  im  Kriege  zu-  oder  abgenommen  hat,  ist,  wie 
gesagt,  nicht  zu  entscheiden.  Aber  auch  wenn  das  letzte  der 
Fall  gewesen  wäre,  so  würde  es  nicht  beweisen,  daß  sich  der 
Gesundheitszustand  der  Bevölkerung  in  München  gehoben  habe. 
Man  muß  nämlich  berücksichtigen,  daß  der  rasche  Rück- 
gang der  Geburtszahlen,  der  sich  im  Kriege  so  energisch  be- 
schleunigte, eine  ausgiebige  Senkung  der  absoluten  Zahl  von 
Säuglingstodesfällen  zeitigte.  Die  Höhe  dieser  Zahl  wirkt  aber 
entscheidend  auf  die  Gesamtzahl  der  Sterbefälle  ein.  Man  wird 
daher  ein  zutreffendes  Bild  von  der  tatsächlich  eingetretenen 
Entwicklung  erst  erhalten,  wenn  man  die  Todesfälle  von  Säug- 
lingen aus  der  Gesamtzahl  ausscheidet  und  die  danach  ver- 
bleibende Zahl  der  Gestorbenen  im  Alter  von  mehr  als  1  Jahr 
zur  Gesamtzahl  der  über  1  Jahr  alten  Lebenden  in  Beziehung 
setzt.     Das  ist  in  der  folgenden  Aufstellung  geschehen: 

Gestorbene 

j  ,    ,  Lebende  über  über   1   Jahr  alt 

•*        '       1   Jahr  alt           ..,     ,  aufs   1000  der  über 

"  1   Jahr  alten  Lebenden  : 

1910  576165                  7  in  12.3 

1911  590  503                  7  179  12.2 

1912  601  542                  7  218  1 1.9 

1913  622831                   7333  11.8 


1914 

632  564 

7  794 

12.0 

1910/14 

604  721 

7  327 

12. 1 

1915 

— 

7878 

— 

1916 

— 

8312 

— 

1917 

— 

8566 

— 

I9I5/J7         —  8250  — 

Die  Zahl  der  Todesfälle  von  Personen,  deren  Alter  mehr  als 
12  Monate  betrug,  ist  demnach  in  München  seit  1910  ununter- 
brochen angestiegen  und  das  Tempo  des  Anstiegs  hat  im  Kriege 
eine  kräftige  Beschleunigung  erfahren.  Setzt  man  nämlich  das 
Ergebnis  des  Jahres  1910  =  100,  so  ergibt  sich  das  folgende  Bild  der 
Entwicklung : 

1)  Vgl.  Klin.  Therap.  Wochenschrift  1918,  Nr.  27/30.  Matare:  Ueber  den 
allgem.  Charakter  des  Bevölkerungswechsels  in  den  Groß-  und  Mittelstädten  des 
Reiches   19 12. 
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Gestorbene  älter  als   i   Jahr: 


1910 

IOO 

1911 

IOI 

1912 

102 

1913 

103 

1914 

HO 

10/14 

103 

1915 

III 

1916 

117 

1917 

120 

15/17  116 

Zum  Verständnis  der  Zahlen  sei  nochmals  darauf  hingewie- 
sen, daß  die  in  militärischen  Lazaretten  Verstorbenen  in  den 
Kriegszahlen  mit  enthalten  sind.  Im  übrigen  geht  aus  der  zuletzt 
mitgeteilten  Zahlenreihe  deutlich  genug  hervor,  in  welchem  Maße 
sich  während  des  Krieges  in  der  über  ein  Jahr  alten  Bevölkerung 
die  Todesfälle  gehäuft  haben.  Den  Durchschnitt  des  letzten 
Friedensjahrfünfts  überstieg   die  Sterbezahl 


um 

/o 

1915 

546 

7-4 

1916 

985 

13-4 

1917 

1455 

20.5 

1915/17  923  12.6 

Scheidet  man  nun  (um  einen  Ueberblick  über  die  für  die 
Zivilbevölkerung  geltenden  Verhältnisse  zu  gewinnen)  die  infolge 
Verwundung  oder  Erkrankung  in  Münchener  Lazaretten  ver- 
storbenen Krieger  aus,  so  ergeben  sich  folgende  Zahlen 

Es  starben  (ohne  Militärpersonen) 

überhaupt       davon  mehr  als   I   Jahr  alt: 
1910/14  9313  7288 

1915  8853  7  344 

1916  8934  7824 

1917  9280  8091 


15/17  9023  7752 

Somit  nahm  also  bei  der  über  ein  Jahr  alten  Zivilbevölke- 
rung Münchens  die  Sterbezahl  gegenüber  dem  Friedensdurch- 
schnitt zu 


um 

0/ 

/o 

1915 

1916 
1917 

56 
536 
803 

0.8 

7-3 
1 1.0 

15/17         404  0.4 

Das  ist  ein  Wachstum,  welches  immerhin  anzudeuten  scheint, 
daß  die  Münchener  Gesundheitsverhältnisse  der  Zivilbevölkerung 
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während    des  Krieges    doch    nicht    allzu   ungünstig  gewesen  sein 
dürften. 

Uebrigens  sei  noch  im  Vorbeigehen  darauf  hingewiesen,  daß 
auch  die  für  die  über  I  Jahr  alte  Bevölkerung  ermittelte  spezifische 
Sterblichkeitsziffer  von  12.1  x)  (im  Friedensdurchschnitt)  an- 
scheinend ungünstiger  ist  als  in  der  Gesamtheit  der  23  deutschen 
Städte  mit  mehr  als  200000  Einwohnern,  wo  19 12  nur  10.9  vom 
Tausend  der  über  1  Jahr  alten  Personen  dem  Tode  zum  Opfer 
gefallen  sind 2).  Im  Reiche  betrug  die  entsprechende  Ziffer  im 
gleichen  Jahre  12.0,  entsprach  also  fast  genau  der  für  München 
ermittelten. 

2.  Der  zeitliche  Eintritt  der  Todesfälle. 

a)  Die  Gesichtspunkte. 

Es  kann  kaum  einem  Zweifel  unterliegen,  daß  der  Krieg 
auch  auf  den  zeitlichen  Eintritt  der  Todesfälle  von  Einfluß  war. 
Ein  durch  die  Unterernährung  geschwächter  Körper  z.  B.  ist, 
um  nur  das  herauszugreifen,  gegen  die  in  der  kälteren  Jahreszeit 
mit  Vorliebe  eintretenden  Erkrankungen  der  Atmungsorgane 
durchweg  weniger  widerstandsfähig  als  ein  vollernährter,  dazu 
kommt  aber  noch,  daß  die  Ernährungsschwierigkeit  im  Verlauf 
der  einzelnen  Kriegsjahre  nicht  gleichmäßig  stark  wirksam  war, 
sondern  (bes.  1916  und  191 7)  gerade  in  den  ersten  Monaten  be- 
sonders fühlbar  wurde.  Zu  dieser  Zeit  pflegten  ja  nicht  nur 
Obst  und  Gemüse  zu  fehlen  und  die  Kartoffeln  knapp  zu  werden, 
sondern  es  mußte  sogar  vorübergehend  die  Brotration  verkleinert 
werden.  Wenn  1916  auch  zum  Ausgleich  dieser  Kostverminde- 
rung eine  vergrößerte  Fleischgabe  verabfolgt  wurde,  so  haben  die 
breiten  Massen  doch  unter  der  Einschränkung  auch  in  München 
sicherlich  schwer  zu  leiden  gehabt,  wie  das  ja  durch  die  im 
Frühjahr  191 6  und  17  dort  vorgekommenen  Demonstrationen 
bewiesen  wird.  War  es  also  durchweg  unmöglich,  den  zu  diesen 
Zeiten  erkrankten  Personen  (die  vielfach  einer  besonders  kräftigen 
oder  einer  besonders  zusammengesetzten  Ernährung  bedürfen)  die 
Normalsätze    der  Nahrung    für  Gesunde   zu  gewähren  3),    so  muß 

1)  Auch,  wenn  man  die  in  Lazaretten  Verstorbenen  unberücksichtigt  läßt, 
beträgt  die  Münchener  Sterblichkeitsziffer  im  Friedensdurchschnitt  immer  noch  11.5%. 

2)  Vgl.  Klin.  Therap.  Wochenschr.  1.  c. 

3)  Mit  den  Zulagen  für  Kranke  ist  in  München  allem  Vernehmen  nach 
äußerst    vorsichtig  umgegangen  worden,    und  ihre  Gewährung  war  an  so  wirksame 
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dasv  in    der  Gestaltung    der  bezüglichen    Sterbezahlen  zum  Aus- 
druck kommen. 

Noch  auf  etwas  anderes  sei  aber  hingewiesen.  Wie  man 
sich  erinnert,  wurde  von  den  Gegnern  der  vielumstrittenen  sog. 
Sommerzeit  die  Behauptung  verfochten,  diese  Zeiteinteilung  wirke 
vorwiegend  ungünstig  auf  die  Gesundheit  der  Stadtbevölkerung 
ein.  Wenn  das  richtig  ist,  so  muß  sie  erhöhend  auf  die  Zahl 
der  Sterbefälle  im  Sommer,  insbes.  im  Juli  und  August  einge- 
wirkt haben.  Doch  ist  eine  wirklich  durchgreifende  Beeinflussung 
der  Sterbezahlen  von  diesem  Moment  natürlich  nicht  zu  erwarten, 
da  es  seiner  Natur  nach  wohl  nur  in  vereinzelten  Fällen  bei 
sehr  schweren  Erkrankungen  den  tödlichen  Ausgang  beschleunigt 
haben  dürfte  und  jedenfalls  von  viel  geringerer  Kraft  war  als  die 
Nahrungsmittelnot.  Da  nun  diese,  wie  oben  gezeigt  wurde,  die 
Häufigkeit  der  Todesfälle  in  der  kälteren  Jahreszeit  steigern 
mußte,  so  kann  natürlich  eine  etwa  durch  die  veränderte  Zeit- 
einteilung im  Sommer  bedingte  nicht  allzu  bedeutende  Erhöhung 
der  Sterbezahlen  statistisch  kaum  in  Erscheinung  treten,  zumal 
diese  Zahlen  auf  der  anderen  Seite  durch  die  behördlich  ver- 
fügten Einschränkungen  des  Bierausschankes  wieder  herabgedrückt 
worden  sein  dürften.  In  dieser  Hinsicht  dürfen  wir  also  von 
vornherein  ein  non  liquebit  aussprechen. 

b)  Die  Monatsergebnisse  für  die  Gesamtheit. 

Auf  die  einzelnen  Monate  verteilten  sich  die  Sterbezahlen  in 
folgender  Weise: 

Es  starben  im : 


1910 

191 1 

1912 

1913 

«914 

10/14 

1915 

1916 

1917 

15/17 

Januar 

833 

911 

750 

850 

874 

844 

965 

844 

856 

889 

Februar 

751 

789 

766 

724 

817 

769 

785 

825 

923 

845 

März 

843 

879 

780 

829 

834 

833 

919 

926 

973 

939 

April 

778 

783 

785 

813 

790 

7*9 

858 

898 

915 

890 

860 

776 

822 

769 

777 

801 

860 

864 

856 

860 

Juni 

672 

743 

761 

769 

755 

740 

724 

752 

717 

73i 

Juli 

730 

837 

701 

742 

757 

753 

765 

715 

779 

753 

August 

769 

807 

680 

701 

739 

739 

686 

615 

670 

657 

embei 

729 

819 

663 

642 

781 

727 

676 

640 

686 

667 

her 

768 

78i 

712 

736 

781 

756 

642 

638 

725 

668 

ruber 

814 

682 

753 

75i 

789 

758 

755 

78i 

762 

766 

*57 

744 

851 

834 

929 

843 

752 

924 

893 

856 

innen 

9404 

955» 

9024 

9160 

9623 

9352 

93«7 

9422 

9755 

9521 

Kautclen    geknüpft,    daß    sie    nur    einem  sehr  kleinen  Teil  der  Erkrankten  zugute 
gekommen  sein  dürften. 
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Ein  Vergleich  des  Friedensdurchschnittes  mit  dem  der 
drei  Kriegsjahre  zeigt,  daß  im  Kriege  in  den  Monaten  Januar  bis 
Mai  und  November — Dezember  mehr,  in  den  Monaten  Juni  bis 
Oktober  weniger  Todesfälle  sich  ereigneten  als  im  Frieden.  Auf 
je  ioo  Gestorbene  des  Friedensdurchschnittes  entfielen  im  Durch- 
schnitt 191 5/ 17  im 


Januar 
Februar 

io5 
110 

März 

in 

April 
Mai 

113 

107 

Juni 
Juli 

99 

IOO 

August 

September 

Oktober 

89 

92 

88 

November 

IOI 

Dezember     . 

IOI 

Jahr  102 

Man  sieht,  daß  die  geringe  absolute  Steigerung  der  Sterbe- 
zahlen ihren  Hauptgrund  in  der  ungünstigeren  Gestaltung  des 
Ergebnisses  für  die  Monate  Februar,  März,  April  und  Mai  hat, 
was  mit  den  oben  entwickelten  Gesichtspunkten  durchaus  über- 
einstimmt. Auffallend  günstig  dagegen  ist  das  Ergebnis  für  die 
Monate  August  bis  Oktober.  Diese  Ungleichheit  des  Bildes 
bleibt  auch  nach  Ausschaltung  der  verstorbenen  Säuglinge  noch 
fortbestehen,  zeigt  doch  ein  Vergleich  der  Zahlen  für  die  über 
1  Jahr  alten  Verstorbenen  das  folgende  Verhältnis:  Auf  100  im 
Friedensdurchschnitt  im  Alter  von  mehr  als  I  Jahr  Verstorbene 
entfielen  1915/17: 


Januar 

113 

Februar 

119 

März 

123 

April 

125 

Mai 

118 

Juni 

108 

Juli 

112 

August 

100 

September 

106 

Oktober 

IOI 

November 

III 

Dezember 

113 

Jahr  113 

Auch  hier  war  also  die  Zahl  der  Sterbefälle  besonders  gesteigert 
in  den  Monaten  Januar  bis  Mai.  Zur  genauen  Ermittelung  der 
Beziehung  zwischen  der  Jahreszeit  und  der  Häufigkeit  der  Sterbe- 
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fälle  bedienen  wir  uns  der  üblichen  Umrechnung  der  Zahlen  auf 
das  36otägige  Jahr  zu  je  3<Dtägigen  Monaten,  wobei  wir  aus 
Gründen  der  Uebersichtlichkeit  lediglich  die  Durchschnittsergeb- 
nisse für  die  Krieg-  und  Friedenszeit  einander  gegenüberstellen. 
So  erhalten  wir  folgende  Zahlenreihen : 

Es  starben  im  36otägigen  Jahr 

1910/14  I9I5/1? 


im 

überhaupt 

von   1000 
Gestorbenen 

überhaupt 

von  1000 
Gestorbenen 

Januar 

817 

89 

860 

91 

Februar 

818 

89 

896 

95 

März 

806 

87 

909 

97 

April 

789 

86 

890 

95 

Mai 

775 

84 

832 

89 

Juni 

740 

80 

731 

78 

Juli 

729 

79 

729 

78 

August 

7i5 

78 

636 

68 

September 

727 

79 

667 

7i 

Oktober 

732 

79 

646 

69 

November 

758 

82 

766 

81 

Dezember 

816 

88 

828 

88 

Zusammen 

9  222 

1000 

9  390 

1000 

Gesamtdurch- 
schnitt mon. 

769 

83 

783 

83 

Im  Friedensdurchschnitt  wurde  sonach  die  absolut  höchste 
Sterbezahl  (818)  im  Februar  erreicht,  die  folgenden  Monate  zeigen 
ein  stufenweises  Absinken  der  Zahlen  bis  zum  Tiefstand  im 
August  (715),  worauf  eine  stufenweise  Aufwärtsbewegung  der 
Zahlen  folgt*  Sie  schwanken  wie  gesagt  zwischen  818  und  715 
um  103  oder  13%  des  Gesamtmonatsdurchschnittes  der  Periode. 
Während  des  Krieges  war  ebenfalls  im  August  die  Zahl  der 
Sterbefälle  auf  dem  Tiefstand  angelangt,  während  hier  der  März 
die  meisten  Opfer  erforderte.  Die  Zahlen  bewegten  sich  zwischen 
909  und  636,  beanspruchten  also  einen  Spielraum  273  oder  rund  3  5  % 
des  bezüglichen  Gesamtmonatsdurchschnittes.  Man  ersieht  daraus, 
daß  die  Entwickelung  unter  den  Bedingungen  des  Friedens  einen 
viel  ruhigeren  und  stetigeren  Charakter  getragen  hat,  als  im 
Kriege,  woraus  doch  wohl  auf  das  Eingreifen  unständiger,  zufalls- 
weise wirkender  Faktoren  geschlossen  werden  darf.  Wir  werden 
sehen,  daß  die  Entwickelung  der  Kriegszahlen  in  jeder  Beziehung 
sich  unruhiger  und  bewegter  gestaltete  als  die  der  Friedenszahlen. 
So  hat  sich  z.  B.  auch  die  jahreszeitliche  Verteilung  der  Todes- 
lallc   im  Kriege    ihrer  charakteristischen  Beschaffenheit  nach  viel 

er  ausgeprägt : 
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Es    starben    nämlich    von    iooo    im  Krieg-  bzw.  Friedensdurchschnitt  Gestorbenen 

10  — 14  15  —  17 
I.  Quartal                 265  283 

II.        >  250  262 

III.  >  236  217 

IV.  >  249  238 

Es  zeigt  sich  also,  daß  die  zahlenmäßige  Zunahme  der  Sterbe- 
fälle im  Kriege  auf  die  Häufung  derselben  in  den  beiden  ersten 
Vierteljahren  zurückgeht,  während  die  beiden  letzten  z.  T.  erheb- 
lich besser  abschnitten  als  im  Durchschnitt  des  Friedensjahr- 
fünfts. Unsere  oben  erörterte  Erwartung,  es  werde  die  knappe 
Ernährung,  die  während  der  ersten  5 — 6  Monate  der  Jahre  19 16 
und  1917  bestand,  sich  in  einer  Steigerung  der  Zahl  von  Todes- 
fällen widerspiegeln,  scheint  sich  danach  zu  bestätigen. 

c)    Die    monatlichen    Sterbezahlen    der    Zivilbe- 
völkerung im  Alter  von  mehr  als   12  Monaten. 

Freilich  enthalten  die  bis  jetzt  mitgeteilten  Zahlen  nicht  nur 
die  Zahlen  für  die  verstorbenen  Säuglinge  (welch  letzterer  Ab- 
sterben kaum  in  Beziehung  zum  Fehlen  von  Gemüse  und  zur 
Brotknappheit  zu  bringen  sein  dürfte),  sondern  es  sind  in  sie  auch 
die  Todesfälle  der  in  Lazaretten  verstorbenen  Krieger  einbe- 
griffen. Auch  diese  Todesfälle  sind  hinsichtlich  ihres  zeitlichen 
Eintrittes  wohl  kaum  von  dem  Nahrungsmittelmangel  beeinflußt 
gewesen.  Wollen  wir  somit  klarer  den  Zusammenhang  zwischen 
den  Zeiten  des  empfindlichsten  Mangels  und  der  Häufigkeit  der 
Sterbefälle  prüfen,  so  empfiehlt  sich  die  für  die  beiden  genannten 
Kategorien  aufgezeichneten  Todesfälle  aus  der  Gesamtzahl  der 
Todesfälle  auszuscheiden.  Hiernach  erhalten  wir  die  folgende 
Tabelle : 


Die  über  1  Jahr  alten  Verstorbenen 

abzüglich  der 

verstorbenen  Krieger 

1 

1910 

1911 

1912 

1913 

1914 

10/14 

1915 

1916 

1917  |i5/i7 

Januar 

644 

707 

600 

699 

715 

<>73 

728 

695 

7i5 

7i3 

Februar 

566 

611 

612 

594 

687 

614 

622 

668 

763 

683 

März 

649 

680 

624 

678 

676 

66 1 

607 

777 

818 

764 

April 

584 

630 

621 

645 

630 

622 

661 

744 

773 

726 

Mai 

642 

618 

642 

615 

635 

6ji 

670 

706 

708 

6g4 

Juni 

520 

57i 

623 

618 

609 

388 

570 

620 

604 

398 

Juli 

554 

59o 

551 

589 

619 

S81 

589 

587 

655 

610 

August 

585 

544 

541 

538 

579 

358 

556 

509 

528 

33i 

September 

526 

529 

532 

509 

528' 

323 

512 

537 

552 

333 

Oktober 

584 

571 

58l 

592 

585 

38i 

516 

544 

602 

334 

November 

618 

543 

613 

596 

617 

398 

597 

668 

618 

628 

Dezember 

639 

586 

678 

660 

717 

6j6 

621 

769 

755 

713 

Jahr 

7111 

7179 

7218 

7333 

7597 

7288 

7339 

7824 

8091 

773i 
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Die  Kriegszahlen  standen  also  in  allen  Monaten  über  dem 
Friedensdurchschnitt  der  betreffenden  Monate,  nur  im  August 
standen  sie  regelmäßig  unter  diesem  Durchschnitt.  Bei  der  Um- 
rechnung aufs  36otägige  Jahr  gewinnen  wir  für  den  Friedens- 
durchschnitt und  die  Kriegsjahre  die  folgenden  Quartalsergebnisse : 

Es  starben : 


1   10/14     1915      1916     1917 

15/17 

im 

überh. 

V.  IOOO 

Gest. 

...   .   V.  IOOO 

uberh.  „  J 
1  Gest. 

überh. 

V.  IOOO!.., 

r,     .      uberh. 
Gest.  1 

v.iooo 
Gest. 

überh. 

V.  IOOO 

Gest. 

I.  Quartal 

II.  » 

III.  » 

IV.  » 

1944 
1820 
1627 
'794 

271 
253 
226 

2JO 

2044  j  282 
1879  j  260 
1620  j  224 
1696  |  234 

2115  |  275 
2047  i  266 
1597  j  207 
1938  |  252 

2300 
2062 

1695 
1930 

288 
258 
212 
242 

2/JJ 

'99S 
1636 

18*5 

282 
261 
214 
243 

Zusammen 

I185 

IOOO 

7239  ;  1000 

7697 

IOOO 

7987 

IOOO 

7641 

IOOO 

Im  ersten  und  zweiten  Quartal  hat  also  die  Zahl  der  Todes- 
fälle eine  stetige  Zunahme  erfahren.  Das  wird  verdeutlicht  durch 
folgende  Berechnung:  Setzt  man  die  Zahl  der  im  1.  und  2.  Halb- 
jahr des  Friedensdurchschnitts  Verstorbenen  je  =  100,  so  ergeben 
sich  folgende  Reihen : 

Es  starben  : 
I.  Halbjahr  II.  Halbjahr 


10/14 

100 

100 

»5 

104 

97 

16 

1 10 

103 

17 

116 

106 

15/17  110  102 

Man  sieht,  daß  auch  nach  Beiseitelassung  der  ausgeschie- 
denen Gruppen  das  Bild  ganz  das  gleiche  bleibt,  wie  wir  es  oben 
für  die  allgemeinen  Zahlen  finden. 

Allem  Anschein  nach  ist  diese  Entwickelung  in  der  Tat  auf 
die  Ernährungsverhältnisse  zurückzuführen,  zumal  die  Witterungs- 
verhältnisse während  der  drei  Kriegsjahrewinter  doch  nicht  abnorm 
gewesen  sind.  Wir  werden  noch  gelegentlich  auf  diese  Frage 
zurückkommen.  * 

3.  Das  Alter  der  Gestorbenen. 

•  a)  Vorbemerkungen. 

Ea  ist  natürlich  von  besonderem  Interesse,  zu  ermitteln,  welche 
Zahl  von  Opfern  die  einzelnen  Altersstufen  an  der  Gesamtzahl 
der  Todesfälle  in  Krieg  und  Frieden  gestellt  haben,  ist  es  doch 
durchaus  wahrscheinlich,  daß  die  Ungunst  der  Kriegsverhältnisse 
auf  den  verschiedenen  Lebensaltern  nicht  mit  der  gleichen  Schwere 
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gelastet  habe.  Die  oben  erörterten  seelischen  Kriegseinflüsse 
z.  B.  werden  gegenüber  den  Kindern  vollkommen  unwirksam 
geblieben  sein,  während  sie  gerade  von  den  reiferen  Lebens- 
altern schwer  empfunden  werden  mußten.  Unter  der  erhöhten 
Arbeitslast  wird  wohl  auch  schon  ein  Teil  der  heranwachsenden 
Jugendlichen  zu  leiden  gehabt  haben,  doch  wird  sie,  in  der  Haupt- 
sache die  Schultern  der  erwachsenen  Frauen  und  der  alten  Männer 
bedrückend,  diesen  in  ganzer  Schwere  fühlbar  geworden  sein. 
Ueber  die  Wirkungen  der  Nahrun^smittelnot  auf  die  einzelnen 
Altersklassen  läßt  sich  a  priori  nur  schwer  ein  Urteil  fällen. 
Allerdings  möchte  man  annehmen,  daß  sie  am  besten  von  den 
in  der  Vollkraft  der  Jahre  stehenden  Individuen  beider  Ge- 
schlechter ertragen  worden  sei.  Ob  sie  aber  auf  die  jugendlichen 
Personen,  die  zum  Aufbau  ihres  wachsenden  Körpers  einer  be- 
sonders kräftigen  Nahrung  bedürfen,  schädlicher  gewirkt  hat  als 
auf  die  Personen  in  vorgeschrittenen  Jahren,  ist  zweifelhaft.  Denn 
während  der  heranwachsende  Organismus  aller  Erfahrung  nach 
über  eine  große  Anpassungsfähigkeit  verfügt,  vermag  der  gealterte 
Körper  sich  nur  schwer  mit  ungewohnten  Verhältnissen  abzu- 
finden, so  daß  ihn  der  Zwang  dazu  leicht  in  Gefahr  bringt. 
Anderseits  kann  wieder  als  sicher  unterstellt  werden,  daß  die 
erwähnten  gesundheitlich  zuträglichen  Kriegseinflüsse  hauptsäch- 
lich den  mittleren  und  den  höheren  Lebensaltern  zugute  ge- 
kommen sind. 

Die  Frage  nach  den  Wirkungen  des  Kriegszustandes  auf  die 
einzelnen  Altersstufen  könnte  nun  auf  Grund  der  bezüglichen 
Sterbezahlen  ohne  weiteres  der  Klärung  näher  gebracht  werden, 
wenn  die  Aufzeichnungen  für  die  Kriegszeit  unbedenklich  mit 
denen  für  die  Friedensjahre  verglichen  werden  dürften.  Das  ist 
aber  aus  statistischen  Gründen  nicht  statthaft,  weil  ja,  wie  gesagt, 
die  einzelnen  Bestandsmassen,  an  denen  sich  die  Sterbefälle  voll- 
zogen haben,  nicht  bekannt  sind,  und  als  sehr  wahrscheinlich  an- 
genommen werden  muß,  daß  sie  während  des  Krieges  Verände- 
rungen erfahren  haben,  die  auch  auf  ihr  zahlenmäßiges  Verhält- 
nis zueinander  von  Einfluß  waren,  so  daß  selbst  die  Berechnung 
des  relativen  Anteils  der  auf  die  einzelnen  Altersstufen  ent- 
fallenden Todesfälle  an  der  Gesamtsterbezahl  keine  gesicherten 
Schlüsse  gestattet. 

Hierbei  machen  lediglich  die  Säuglinge  eine  Ausnahme,  über 
deren  jeweiligen  Bestand    wir    vermöge   der  auch  im  Kriege  der 
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Oeffentlichkeit  übergebenen  Statistik  der  Lebendgeborenen  genau 
unterrichtet  sind.  Die  Errechnung  der  spezifischen  Sterblichkeits- 
ziffer, die  allein  zur  Abgabe  eines  apodiktischen  Urteils  ermächtigt, 
ist  also  hier  möglich.  Nicht  aber  bei  allen  anderen  Altersklassen. 
Die  Feststellungen,  welche  diese  betreffen,  dürfen  daher  nur  einen 
Wahrscheinlichkeitswert  beanspruchen.  Es  ist  in  dieser  Beziehung 
folgendes  zu  erwägen : 

1.  Die  Altersklasse  zwischen  2  und  5  Jahren  wird  während 
des  Krieges  in  München  kaum  eine  Vermehrung  der  ihr  ange- 
hörigen  Personen  erfahren  haben  ;  denn  wrenn  auch  wahrschein- 
lich ein  Teil  der  zwecks  Arbeitsaufnahme  Zuwandernden  Kinder 
in  diesem  Alter  mitbrachte,  so  ist  dieser  Zuwachs  durch  die  im 
Geburtenrückgang  begründete  Spärlichkeit  des  natürlichen  Nach- 
wuchses zum  wenigsten  ausgeglichen  worden,  ja,  es  sprechen 
sogar  gewisse  Anzeichen  dafür ,  daß  die  Zahl  der  lebenden 
2 — 5  Jährigen  sich  in  München  während  des  Krieges  rasch  .abge- 
senkt habe 

2.  Für  die  6 — 15  Jährigen  läßt  sich  das  kaum  vermuten.  Sie 
werden  vielmehr  ihren  Bestand  ungefähr  gewahrt  haben,  wenn 
er  auch  —  vielleicht  zeitweilig  —  durch  die  besonders  1917  ein- 
setzende Bewegung  zur  Unterbringung  von  Stadtkindern  auf  dem 
Lande  eine  mehr  oder  weniger  ins  Gewicht  fallende  Verminde- 
rung erfahren  haben  kann.  Da  beide  Gruppen  dem  militärischen 
Zugriff  noch  nicht  unterlagen  und  ihre  Glieder  auch  zur  wirt- 
schaftlichen Arbeit  nur  in  vereinzelten  Fällen  herangezogen  wor- 
den sein  dürften,  so  kommt  hier  von  ungünstigen  Kriegseinflüssen 
nur  die  Nahrungsmittelnot  in  Frage.  Demgemäß  dürfen  wir  bei 
den  2 — 5  Jährigen  eine  Verminderung  der  absoluten  Sterbezahl 
erwarten,  während  sie  sich  bei  den  6 — 15  Jährigen  vielleicht 
etwas  erhöht  hat. 

3.  Unklarer  liegen  die  Dinge  bei  den  Altersklassen  zwischen 
16  und  30  sowie  zwischen  31  und  50  Jahren.  Ihnen  sind  die 
kräftigen    und    auch    die    weniger    kräftigen   Männer    durch    den 

resdienst  fast  restlos  entzogen  worden.  Ein  Teil  von  diesen 
wurde  allerdings  besonders  19 16  und  191 7  infolge  der  wirtschaft- 
lichen Notwendigkeiten,  ein  anderer  (stets  wachsender)  Teil  als 
.unbrauchbar  zurückgegeben.  Aber  über  das  Ausmaß,  in 
dem  dies  der  Fall  war,  wissen  wir  gar  nichts.  Dazu  kommt, 
daß  diese  Altersklassen,  deren  männliche  und  weibliche  Glie- 
der   im  Alter    der  vollen  Arbeitskraft  stehen,    die  volle  Schwere 
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der  industriellen  Arbeit  zu  tragen  hatten  und  daß  obendrein 
die  eingezogenen  Männer  zu  einem  sehr  erheblichen  Prozent- 
satz durch  zuwandernde  Frauen  gleichen  Alters  ersetzt  worden 
sind.  Es  ist  danach  so  gut  wie  sicher ,  daß  der  Bestand 
an  lebenden  Männern  von  16 — 50  Jahren  in  München  während 
des  Krieges  stark  abnahm,  während  das  weibliche  Element 
der  gleichen  Alterskategorie  sich  vielleicht  in  höherem  Maße 
verstärkte  als  dieser  Abnahme  entsprochen  hätte.  Da  ferner  für 
alle  hierhergehörigen  Individuen  die  ganze  Ungunst  der  Kriegs- 
verhältnisse wirksam  gewesen  sein  wird  und  ferner  die  körper- 
liche Widerstandsfähigkeit  eines  Teiles  der  Männer  bereits  er- 
schüttert war,  so  möchte  man  ein  nicht  unbeträchtliches  An- 
wachsen der  Todeszahlen  für  diese  Gruppen  erwarten.  Ein  Ur- 
teil über  die  Bedeutung  der  Zahlen  kann  aber  in  Anbetracht 
der  vollständigen  Ungewißheit  hinsichtlich  der  Beschaffenheit  des 
Bestandes  nach  Zahl  und  Qualität  wenn  überhaupt,  so  nur  mit 
größter  Vorsicht  abgegeben  werden. 

4.  Die  Altersklassen  über  50  Jahre,  die  zwar  dem  militäri- 
schen Zugriff  nicht  mehr  unterliegen,  stellen  ebenfalls  schon  im 
Frieden  noch  einen  guten  Teil  von  Erwerbsfähigen,  der  sich  im 
Krieg  unter  dem  Einfluß  verlockend  hoher  Löhne  und  des  Hilfs- 
dienstgesetzes beträchtlich  gesteigert  haben  muß.  Auch  werden 
noch  Männer  und  Frauen  zwischen  50  und  60  Jahren  zugewandert 
sein,  so  daß  also  wohl  die  Gruppe  zwischen  51  und  70  Jahren 
im  Kriege  ihren  Bestand  vermehrte.  Für  die  über  70  jährigen 
ist  das  kaum  anzunehmen.  Ein  nennenswerter  Zuzug  von  aus- 
wärts dürfte  hier  kaum  stattgefunden  haben.  Sollten  also  die 
Zahlen  eine  Vermehrung  der  Sterbefälle  bei  den  50 — 70  jährigen 
zeigen,  so  würde  das  nicht  ohne  weiteres  als  ungünstiges  Symptom 
zu  deuten  sein,  sondern  könnte  in  der  Erhöhung  ihrer  Bestands- 
masse seinen  Grund  haben.  Bei  den  mehr  als  70jährigen  da- 
gegen würde  u.  E.  eine  derartige  Erscheinung  fast  restlos  durch 
die  Kriegsverhältnisse  zu  erklären  sein. 

Doch  mögen  die  Zahlen  selbst  sprechen: 

b)  Die  absoluten  Sterbezahlen  und  ihr  Verhältnis 

z  u  e  i  n  a  n  de  r. 

Die  Entwicklung  des  absoluten  Anteils  der  einzelnen  Alters- 
stufen an  den  Gesamtsterbezahlen  wird  in  der  folgenden  Tabelle 
dargestellt : 
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Es  s 

tarben  im 

Alter  von 

\ 

Jahr 

0  — 1 

2-5 

6-15 

16—30 

31—50 

51—70 

nber  70 

Insgesamt 

1910 

2293 

659 

249 

724 

1597 

2265 

1617 

9404 

1911 

2372 

562 

280 

732 

1664 

2319 

1622 

9551 

1912 

1806 

465 

237 

776 

1697 

2386 

1657 

9024 

1913 

1827 

552 

252 

768 

1676 

2395 

1690 

9160 

1914 

1829 

567 

272 

869 

1722 

2499 

1865 

9623 

16/14 

2026 

S61 

238 

774 

1671 

2373 

iögo 

9333 

1915 

I5M 

572 

288 

964 

1817 

2518 

1714 

9387 

1916 

IIIO 

575 

320 

1015 

1621 

2735 

2046 

9422 

1917 

1189 

379 

264 

1004 

1838 

2930 

2151 

9755 

i5/n 

1271 

508 

29I 

994 

H59 

2728  ■ 

197° 

932i 

Wie  zu  erwarten  war,  ist  also  im  Kriege  eine  sehr  erheb- 
liche Verminderung  der  Zahl  verstorbener  Säuglinge  eingetreten. 
Während  diese  im  Friedensdurchschnitt  mehr  als  1/5  aller  Ver- 
storbenen bestritt,  belief  sie  sich  im  Kriegsdurchschnitt  nur  auf 
wenig  mehr  als  1/s.  Der  Hauptgrund  für  diese  Erscheinung  wurde 
schon  hervorgehoben.  Dieser  dürfte  auch  zwanglos  das  rasche 
Absinken  der  Sterbezahlen  für  die  2 — 5  Jährigen  im  Jahre  1917 
erklären,  denn  es  ist  ohne  weiteres  ersichtlich,  daß  191 7  eine  ent- 
sprechende Ergänzung  der  Bestandsmasse  an  lebenden  2 — 5  Jährigen 
infolge  des  Geburtenrückganges  von  191 5  und  1916  nicht  einge- 
treten sein  kann.  Man  muß  sich  also  hüten,  aus  dem  Nieder- 
gehen der  Sterbezahlen  für  diese  Kategorie  auf  eine  Besserung 
ihrer  gesundheitlichen  Verhältnisse  zu  schließen. 

Gegen  diesen  Schluß  spricht  auch  die  Tatsache,  daß  das 
Kriegsergebnis  für  alle  anderen  Altersklassen  eine  z.  T.  sehr  er- 
hebliche Vermehrung  der  Sterbezahlen  nachweist.  Bei  den  Alters- 
klassen von  6 — 15  und  von  16 — 30  Jahren  weist  das  Jahr  1916 
die  höchsten  Sterbezahlen  auf.  Gegenüber  dem  Friedensdurch- 
schnitt stieg  die  Sterbezahl  im  Kriegsdurchschnitt  bei  den 
6 — 15  jährigen  um  33  oder  12,8%  an,  bei  den  16 — 30jährigen 
um    220    oder   28%.      Bei    den    Altersklassen     über    31     Jahre 

^en  finden  wir  Rekordzahlen  für  191 7.  In  diesem  Jahre 
starben    167  Personen    zwischen  31   und  50  Jahren    mehr   als  im 

lensdurchschnitt,    die  Zunahme    betrug  also  hier  10  %.     Bei 

51 — 70jährigen  belief  sie  sich  auf  557  oder  23,5%,  bei  den 
über  70jährigen  461  oder  27,3%  des  Friedensdurchschnittes, 
so    daß    also    die    höchsten  Lebensalter    von    den  Kriegsverhält- 

n  am  stärksten  in  Mitleidenschaft  gezogen  worden  zu  sein 
scheinen.    Während  alle  drei  Gruppen  zusammen  damals  61  %  der 
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Gesamtzahl  sämtlicher  Sterbefälle  stellten,  nehmen  sie  191 7 
gerade   10%  mehr,  nämlich  71%  für  sich  in  Anspruch. 

So  ungünstig  dieses  Ergebnis  auf  den  ersten  Blick  auch  er- 
scheinen mag,  so  darf  man  doch  nicht  vergessen,  daß  es  uns 
durchaus  nicht  zu  der  Annahme  berechtigt,  als  sei  die  Sterblich- 
keit während  des  Krieges  in  München  gewachsen,  denn  wir 
wissen  ja  gar  nicht,  ob  nicht  eine  voll  entsprechende  Erhöhung 
der  betreffenden  Bestandsmassen  an  Lebenden  stattgefunden  hat, 
und  es  ist  nicht  einmal  möglich,  eine  irgendwie  begründete  Ver- 
mutung in  dieser  Beziehung  zu  äußern. 

Der  Anteil  der  einzelnen  Altersklassen  an  der  Zahl  der 
Sterbefälle  hat  im  Kriege  gewisse  Verschiebungen  erfahren.  Darüber 
berichtet  die  folgende  Relativitätsberechnung : 

Von   1000  Gestorbenen  standen  im  Alter  von: 


Jahr 

0 — 1 

2—5 

6-15 

16—30 

3i—5° 

5i—7o 

über  70 

Insgesamt 

1910 

244 

70 

26 

77 

170 

241 

172 

1000 

1911 

248 

59 

29 

77 

174 

243 

170 

iooo 

1912 

200 

52 

26 

86 

188 

264 

184 

1000 

1913 

199 

60 

28 

84 

183 

261 

185 

IOOO 

1914 

190 

59 

28 

90 

179 

260 

194 

IOOO 

1910/14 

2/7 

60 

27 

83 

i79 

234 

180 

IOOO 

1915 

161 

61 

31 

103 

193 

268 

183 

IOOO 

1916 

118 

61 

34 

108 

172 

290 

217 

IOOO 

1917 

122 

39 

27 

103 

188 

300 

221 

IOOO 

15/17 

*SS 

SS 

3i 

104 

185 

287 

207 

IOOO 

Vermindert  hat  sich  also  im  Kriege  der  Anteil  der  im  Alter 
von  o — 1  und  von  2 — 5  Jahren  Verstorbenen.  Bei  den  übrigen 
Altersklassen  ist  er  gestiegen  und  zwar  bei  den  6 — 15  sowie 
den  31  —  50  Jährigen  nur  unerheblich,  sehr  stark  dagegen  bei  den 
Personen  von  16 — 30  und  von  über  50  Jahren.  Alles  in  allem 
entspricht  das  Bild  genau  dem  der  oben  mitgeteilten  absoluten 
Zahlen. 

Faßt  man  die  einzelnen  Gruppen  unter  Berücksichtigung  der 
oben  dargelegten  Verhältnisse  zusammen,  so  ergibt  sich,  daß 

Von   1000  Gestorbenen  alt  waren 


Jahre 

1910/14 

1915 

1916 

1917 

1915/17 

o-5 

277 

222 

179 

161 

186 

6-15 

27 

3i 

34 

27 

31 

16—50 

262 

296 

280 

291 

289 

über  50 

434 

451 

507 

521 

494 

Man  sieht:  gerade  bei  den  Altersklassen  über  50  Jahre,  die 
eine    nennenswerte  Vermehrung    des  Bestandes  an  Lebenden  im 
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Kriege  kaum  erfahren  haben  dürften,  ist  der  Anteil,  den  die  Ver- 
storbenen an  der  Gesamtzahl  aller  Verstorbenen  beanspruchen, 
mit  jedem  Kriegsjahr  größer  geworden. 

Noch  deutlicher  wird  die  im  Kriege  zuungunsten  der  höheren 
Altersklassen  eingetretene  Verschiebung  ersichtlich,  wenn  wir  ledig- 
lich die  Zivilbevölkerung  ins  Auge  fassen.  Hiezu  ist  die  Zu- 
sammenfassung der  16 — 50  jährigen  notwendig,  da  uns  die  Mün- 
chener Statistik  nicht  über  das  Alter  der  verstorbenen  Militär- 
personen unterrichtet  und  wir  als  sicher  annehmen  dürfen,  daß 
diese  so  gut  wie  restlos  den  Altersstufen  von  16 — 50  Jahren  an- 
gehörten.    Scheiden  wir  sie  aus,  so  ergibt  sich  folgendes : 

Von  den  verstorbenen  Zivilpersonen  waren  alt : 

2—15  16 — 50  über  50"  Zus. 

1910  908  2321  3882  7111 

1911  842  2396  3941  7179 

1912  702  2473  4043  7218 

1913  804  2444  4085  7333 

1914  839  2394  4364  7597 


10/14 

819 

2406 

4063 

7288 

1915 

860 

2247 

4232 

7338 

1916 

895 

2148 

4781 

7824 

1917 

643 

2367 

S08I 

8091 

is/n        799         2254         4698         7751 
Man  ersieht  daraus,  daß  die  Steigerung  der  Sterbezahlen  für 
die  über  ein  Jahr  alte  Zivilbevölkerung  allein  auf  die  Häufung 
der  Todesfälle  bei  dem  über  50  Jahre  alten  Volksteil  zurückgeht. 

c)  Die  Säuglingssterblichkeit. 

Betrachten    wir    nun    zunächst    die    Säuglinge,    also   jene 
Gruppe,  für  die  wir  die  Sterblichkeitsziffern  ermitteln  können. 
Ueber  sie  unterrichtet  die  folgende  Tabelle: 


Im  ersten 

Lebensjahr  starben: 

Lebendgeboren 

überhaupt  v. 

1000 

Lebendgeborenen 

1910 

13  835 

2293 

165.7 

191 1 

13  497 

2372 

175-7 

1912 

13  458 

1806 

»34-2 

1913 

13  169 

1827 

138.7 

1914 

12436 

1829 

146.9 

1910/14 

13279 

2025 

152.5 

1915 

10  162 

1514 

149.0 

1916 

8  354 

MIO 

132.9 

1917 

8  394 

1189 

14 1.6 

1*15/17  8970  1271  1417 

Merkwürdigerweise    hat    sich  somit  unter  dem  Einflüsse  des 
Krieges    die  Lebensaussicht    der    in   München    geborenen  Kinder 
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keineswegs  verschlechtert.  Im  Gegenteil ,  die  Sterblichkeitsziffern 
sind  in  den  drei  Kriegsjahren  z.  T.  beträchtlich  unter  dem  Friedens- 
durchschnitt gewesen,  ja  die  Ziffer  für  1916  war  sogar  die 
niedrigste  der  ganzen  Periode.  Sicherlich  ein  erfreuliches  Er- 
gebnis, das  wohl  nicht  allein  als  ein  Erfolg  der  Säuglingsfürsorge 
zu  werten  ist,  sondern  vielleicht  auch  in  dem  durch  die  Nähr- 
mittelnot mancherorts  vielleicht  erzwungenen  Wiederaufkommen 
der  Brusternährung  beruht.  Auch  mag  die  Gewährung  der  vollen 
Brot-  und  Fleischration  sowie  von  Sonderzulagen  für  Kinder  die 
Mütter  zu  einer  besonders  aufmerksamen  Wartung  derselben 
veranlaßt  haben. 

Besonders  hervorzuheben  ist,  daß  an  der  Besserung  die  ehe- 
lichen und  die  außerehelichen  Säuglinge  teilhaben.  Das  zeigt 
die  folgende  Tabelle: 


1910 
1911 
1912 

1913 
1914 


Lebendgeb. 

9730 
9368 
9244 
8978 
8528 


Ehelich: 

davon  starben : 

..,      ,  auf   1000 

überhaupt   T   ,       ,     . 
v     Lebendgeb. 

1568 
1620 


Außerehelich : 
davon  starben 
auf 


1210 
1211 

1245 


ig« 
64.8 
72.9 
[30.8 

[34.9 
:46.o 


Lebendgeb.    überhaupt    r*^™^ 


4105 
4129 
4214 

4 1.9 1 

39o8 


725 
752 
596 
616 
584 


176.6 
182.8 
I4M 
147.7 
149.4 


10/14 

9170 

1371 

149-5 

4109 

655 

159.5 

1915 

7186 

1049 

146.0 

2976 

465 

156.2 

19 16 

5986 

778 

130.0 

2368 

332 

140.2 

1917 

6046 

799 

130.5 

2348 

390 

166.1 

15/17       6406 


875 


136.6 


2564 


396 


54-4 


Wenn  somit  auch  das  Ergebnis  für  die  Außerehelichen  (wie 
das  ja  allenthalben  der  Fall  ist)  sich  ungünstiger  darstellt  als  für 
die  Ehelichen,  so  erscheint  doch  die  im  Kriegsdurchschnitt  ein- 
getretene Verbesserung  immerhin  beachtenswert.  Auffallend 
niedrig  war  die  bezügliche  Sterblichkeitsziffer  für  1916,  während 
das  Jahr  191 7  leider  recht  schlecht  abschloß.  Aber  selbst  die 
in  ihm  verzeichnete  SterblichkeitszifTer  hält  sich  noch  unter  den 
in  den  Friedensjahren  1910  und  191 1   ermittelten. 

Alles  in  allem  scheint  demnach  der  Kriegszustand  die  Auf- 
zuchtverhältnisse der  Neugeborenen  beider  Kategorien  eher  ver- 
bessert als  verschlechtert  zu  haben. 

Wenn  nun  unsere  Annahme  richtig  ist,  daß  diese  Besserung 
vorwiegend  auf  der  durch  den  Krieg  erzwungenen  Aenderung  in 
der  Ernährungsweise  beruht  habe,  so  muß  das  seinen  Nieder- 
schlag in  der  jahreszeitlichen  Verteilung  der  Todesfälle  gefunden 
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haben.  Denn  die  künstliche  Ernährung  begünstigt  die  Aus- 
breitung von  Affektionen  des  kindlichen  Verdauungsapparates 
und  gefährdet  das  Leben  der  Säuglinge  besonders  in  der  heißen 
Jahreszeit,  so  daß  in  Gegenden,  wo  diese  Ernährungsart  durch- 
geführt ist,  die  höchsten  Sterbezahlen  für  Säuglinge  in  den  Sommer- 
monaten verzeichnet  werden.  In  Gegenden,  wo  dagegen  die 
Brusternährung  der  Kinder  üblich  ist,  fallen  die  meisten  Todes- 
fälle in  die  kältere  Jahreszeit,  da  dort  vorwiegend  die  Erkran- 
kungen der  Atmungsorgane  dem  Tode  zugrunde  liegen.  Wir 
dürfen  danach  erwarten,  daß  während  des  Krieges  in  München 
eine  entsprechende  Verschiebung  in  der  jahreszeitlichen  Vertei- 
lung der  Todesfälle  von  Säuglingen  eingetreten  sei. 

Auf  die  einzelnen  Monate  der  Beobachtungsperiode  verteilten 
sich  die  Sterbezahlen  in  folgender  Weise : 

Im  Alter  von  o — 1  Jahr  starben  im: 


IQIO 

1911 

1912 

1913 

1914 

10/14 

1915 

1916 

1917 

I5/I7 

Januar 

189 

204 

150 

151 

159 

170 

186 

106 

93 

128 

Februar 

185 

179 

154 

130 

130 

ijö 

128 

103 

118 

116 

März 

194 

199 

156 

151 

158 

172 

160 

102 

116 

126 

April 

194 

153 

164 

168 

160 

168 

137 

113 

94 

jiö 

Mai 

218 

158 

180 

154 

142 

170 

137 

113 

96 

t*S 

|uni 

152 

172 

138 

ISI 

146 

152 

127 

86 

80 

\98 

Juli 

176 

247 

150 

153 

138 

*73 

134 

89 

93 

ioj 

August 

184 

263 

139 

163 

147 

179 

108 

76 

106 

97 

September 

203 

290 

131 

133 

193 

jgo 

114 

67 

104 

95 

Oktober 

184 

210 

131 

144 

171 

168 

87 

60 

82 

76 

November 

196 

139 

140 

155 

139 

154 

107 

78 

107 

97 

Dezember 

218 

158 

173 

174 

146 

174 

89 

117 

100 

102 

Insgesamt  |  2293    |  2372    |  1806    |  1827    |  1829    |  2026    j  1514    |mo    |  Il89|/*74 

Wie  zu  erwarten  stand,  wurden  also  während  der  Kriegs- 
jahre in  sämtlichen  Monaten  durchschnittlich  weniger  Sterbefälle 
verzeichnet  als  im  Durchschnitt  der  entsprechenden  Monate  des 
letzten  Friedensjahrfünfts.  Die  Eigenart  der  beiden  Zahlenreihen 
dürfte  aber  besser  bei  der  üblichen  Umrechnung  auf  das  36otägige 
Jahr  zu  12  dreißigtägigen  Monaten  hervortreten,  der  die  übliche 
Relativitätszahl  beigesetzt  ist. 
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Es 

starben 

durchschnittlich 

Säuglinge : 

*9 

10/ 

14 

19 

15/17 

Monat  zu 
30  Tagen 

überhaupt 

V. 

1000  Gest. 

überhaupt 

v.  1000  Gest 

Januar 

165 

83 

124 

99 

Februar 

162 

81 

120 

96 

März 

166 

83 

122 

98 

April 

168 

84 

"5 

92 

Mai 

165 

83 

112 

90 

Juni 

152 

76 

98 

78 

Juli 

168 

84 

102 

81 

August 

173 

87 

94 

75 

September 

190 

96 

95 

76 

Oktober 

163 

82 

73 

58 

November 

154 

77 

97 

78 

Dezember 

168 

84 

99 

79 

Insgesamt 

1994 

1000 

1251 

1000 

Durchschnitt 

166 

83 

104 

83 

Wie  man  sieht,  sind  die  Schwankungen  der  Monatsergebnisse 
im  Kriege  viel  bedeutender  gewesen  als  im  Frieden.  Wenn  hier 
allerdings  die  Durchschnittszahl  für  September  10/14  um  24  über 
dem  Durchschnitt  sämtlicher  Monate  stand,  so  ist  das  nur  eine 
Folge  der  Hitze  des  Jahres  191 1,  die  bekanntlich  ungewöhnlich 
vielen  Säuglingen  zum  Verderben  gereichte.  Die  niedrigste  Sterbe- 
zahl zeigt  der  Durchschnitt  Juni  10/14.  Sie  stand  um  14  unter 
dem  Durchschnitt  sämtlicher  Monate.  Der  Schwankungsspielraum 
im  Frieden  betrug  sohin  38,  also  rund  23  %  vom  Gesamtmonats- 
durchschnitt. Im  Kriegsdurchschnitt  dagegen,  der  insgesamt  für 
den  Monat  104  Sterbefälle  von  Säuglingen  zeitigte,  stand  der 
Januar  um  20  über,  der  Oktober  um  31  unter  dem  Gesamt- 
durchschnitt. Hier  also  betrug  der  Schwankungsspielraum  51 
oder  49  %  des  Gesamtdurchschnitts.  In  der  geringeren  Stetigkeit 
der  Kriegssterbezahlen  ist  wohl  nicht  nur  ein  Ausdruck  des  durch 
den  Geburtenrückgang  bedingten  Rückganges  der  Sterbezahlen  zu 
erblicken,  sondern  auch  ein  Anzeichen  für  Aenderungen  an  dem 
zahlenmäßigen  Anteil  der  einzelnen  Todesursachen  an  der  Gesamt- 
zahl, wie  das  oben  dargelegt  wurde.  Dafür  spricht  die  Tatsache, 
daß  die  Hauptmasse  der  Todesfälle  während  des  Friedensjahrfünfts 
in  das  dritte  Quartal,  während  der  drei  Kriegsjahre  dagegen  durch- 
schnittlich ins  erste  fiel,  wie  aus  der  folgenden  Aufstellung  zu  ersehen  ist : 

Von   1000  gestorbenen  Säuglingen  starben  im 
10/14  15/17 

I.  Quartal  247  293 

II.       »  243  260 

III.  »  267  232 

IV.  > £43; 215 

1000  1000 

Dieses  Ergebnis  entspricht  also  unseren  Erwartungen  durchaus. 
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d)  Die  2 — 5  Jahre  alten  Personen. 

Auf    die   einzelnen  Monate    verteilten    sich    bei  den  2 — 5  Jahre  alten  Personen  die 
-  Sterbezahlen  wie  folgt : 


1910 

1911 

1912 

1913 

1914 

10/14 

1915 

1916 

1917 

15/17 

Januar 

39 

73 

47 

54 

44 

52 

62 

49 

32 

48 

Februar 

48 

52 

32 

37 

52 

44 

62 

69 

31 

34 

März 

72 

74 

42 

72 

58 

64 

70 

92 

41 

68 

April 

60 

59 

39 

45 

69 

54 

59 

61 

46 

SS 

Mai 

44 

46 

46 

46 

48 

46 

58 

65 

3i 

5i 

Juni 

45 

38 

47 

43 

43 

43 

.45 

51 

32 

43 

Juli 

60 

50 

35 

30 

36 

42 

41 

45 

20 

35 

August 

47 

34 

20 

30 

37 

34 

32 

30 

20 

27 

September 

29 

29 

26 

29 

43 

31 

33 

23 

22 

26 

Oktober 

59 

4i 

32 

41 

37 

42 

35 

27 

23 

28 

November 

82 

29 

47 

58 

38 

5* 

35 

25 

32 

3i 

Dezember 

74 

37 

52 

67 

62 

58 

40 

38 

49 

42 

Jahr 

659 

562 

465 

552 

567 

5äi 

572 

575 

379 

S08 

Stellen  wir  auch  hier  wieder  den  Krieg-  und  Friedensdurch- 
schnitt des  360  tägigen  Jahres  gegenüber,  so  erhalten  wir  folgende 
Zahlenreihen  : 


Es  starben  2 — 5  Jährige  l) 
10/14 


5/17 


im 

überhaupt 

V.  IOOO 

überhaupt 

V.  IOOO 

Januar 

5o 

90 

46 

92 

Februar 

47 

85 

58 

115 

März 

61 

III 

66 

131 

April 

54 

98 

55 

109 

Mai 

44 

81 

49 

98 

Juni 

43 

78 

43 

86 

Juli 

41 

74 

34 

68 

August 

33 

59 

26 

52 

September 

31 

57 

26 

52 

Oktober 

41 

73 

27 

54 

November 

51 

92 

31 

62 

Dezember 

57 

102 

41 

81 

Jahr 

553 

IOOO 

502 

IOOO 

Monatsdurchschn.  46 

83 

42 

83 

1)  Im  letzten  Friedensjahrfünft  starben  also  durchschnittlich  46,  während  der 
Kiiegsjahre  durchschnittlich  42  Personen  zwischen  2  und  5  Jahren  im  Monat. 
Auch  hier  ist  die  Spannung  zwischen  der  höchsten  und  der  niedrigsten  Monats- 
durchschnittzahl im  Kriege  erheblich  grüßer  als  im  Frieden.  Während  des  Durch- 
schnitts der  Periode  10/14  zeigte  der  März  die  meisten  (61),  der  September  die 
wenigsten  Todesfälle  (31).  Die  Spannung  betrug  somit  30  oder  49%  des  Ge- 
onatsdurchschnitts.  Im  Durchschnitt  der  Periode  1 5/1 7  dagegen  fielen  in 
den  März  66,  in  den  September  nur  26  Todesfälle.  Die  Differenz  belief  sich  also 
hier  auf  40  oder  95%  des  Gesamtmonatsdurchschnittes. 


186 


Franz  Matare" 


Die  Tatsache,  daß  in  beiden  Zeitspannen  das  Durchschnitts- 
ergebnis für  März  am  höchsten,  für  September  am  niedrigsten 
war,  tut  dar,  daß  im  Krieg  wie  im  Frieden  die  Krankheiten  mit 
Winterakme  hier  von  ausschlaggebender  Bedeutung  gewesen  sein 
müssen.  Die  Verteilung  der  Sterbezahlen  auf  die  einzelnen 
Quartale  ist  dabei  im  wesentlichen  bestehen  geblieben.  Die  ein- 
getretenen Verschiebungen  prägten  aber  ihre  charakteristische 
Eigentümlichkeit  noch  schärfer  aus. 


iooo  2—5  Jahre 

alten 

Verstorbenen 

starben  nämlich  im 

I.  Quartal 

10/14 
286 

338 

II.  > 

III.  » 

IV.  » 

257 
190 
267 

293 
172 
197 

Man  sieht,  im  Krieg  wie  im  Frieden  fielen  die  meisten  Sterbe- 
fälle hier  ins  I.,  die  wenigsten  ins  III.  Quartal. 

Die  während  des  Krieges  eingetretene  Zusammendrängung 
der  Sterbefälle  ins  erste  Halbjahr  ist  wohl  u.  a.  auch  durch  die 
besonders  empfindliche  Nahrungsknappheit  der  bezügl.  Zeitspannen 
bedingt  gewesen. 

Immerhin  scheinen  die  gesundheitlichen  Verhältnisse  dieser 
Altersklasse  durch  den  Krieg  nicht  wesentlich  beeinträchtigt 
worden  zu  sein. 

Nicht  ganz  das  gleiche  läßt  sich  für  die  6 — 15  Jährigen  sagen, 
deren  Sterbezahlen  wir  in  der  folgenden  Tabelle  wiedergeben : 


e)  Die   im   Alter    von   6 — 15    Jahren  Verstorbenen. 

Es  starben  6 — 15  Jährige  im: 


1910 

1911 

1912 

1913 

1914 

10/14 

1915 

1916 

1917 

15/17 

Januar 

23 

31 

19 

16 

18 

21 

25 

16 

23 

21 

Februar 

22 

13 

18 

15 

26 

ig 

15 

22 

26 

21 

März 

28 

26 

25 

23 

33 

27 

30 

36 

31 

32 

April 

14 

22 

12 

27 

15 

18 

30 

28 

28 

29 

Mai 

27 

20 

28 

30 

21 

25 

30 

27 

18 

23 

Juni 

24 

18 

26 

19 

19 

21 

22 

29 

23 

23 

Juli 

22 

27 

19 

23 

25 

23 

25 

25 

25 

23 

August 

18 

18 

17 

25 

25 

21 

22 

25 

9 

19 

September 

22 

27 

16 

15 

18 

■  20 

25 

30 

22 

20 

Oktober 

15 

26 

19 

22 

25 

21 

23 

21 

27 

23 

November 

17 

23 

16 

15 

29 

20 

24 

28 

16 

23 

Dezember 

17 

29 

22 

22 

18 

22 

17 

33 

16 

22 

Zusammen 

249 

280 

237 

252 

272 

258 

288 

320 

264 

291 
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Die  Umrechnung  der  Durchschnittszahlen  für   das  36otägige 
Jahr  ergibt  die  folgenden  Zahlenreihen: 

Es  staiben  im  6. — 15.  Lebensjahr1) 


19 

0/14 

19 

'5/ 

IO 

im 

überhaupt 

v.   100  Gest. 

überhaupt 

V. 

100  Gest 

Januar 

20 

7.9  # 

20 

7.o 

Februar 

20 

7-9 

22 

7-7 

März 

26 

10.3 

31 

10.9 

April 

18 

7.1 

29 

10.2 

Mai 

24 

9.5 

24 

8.4 

Juni 

21 

8.7 

25 

8.8 

Juli 

22 

8.7 

24 

8.4 

August 

20 

79 

18 

6.3 

September 

20 

7-9 

26 

9-1 

Oktober 

20 

7.9 

22 

7-7 

November 

20 

7-9 

23 

8.1 

Dezember 

21 

8.3 

21 

74 

Jahr 

252 

100. 0 

285 

100.0 

Gesamtmonats- 

durchschnitt 

21 

8.3 

24 

8.3 

Hier  hat  sich  auch  die  jahreszeitliche  Verteilung  der  Sterbe- 
fälle in  bemerkenswerter  Weise  verschoben,  wie  das  aus  der 
folgenden  Berechnung  hervorgeht : 

Von  100  im  Alter  von  6—15  Jahren  Gestorbenen  starben  im 

10/14  15/17 

I.  Quartal                    26.1  25.6 

IL        >                           25.3  27.9 

III.  »                           24.5  23.8 

IV.  >                          24.1  23.2 

Während  also  im  Friedensdurchschnitt  die  meisten  Todes- 
fälle im  I.  Quartal  eintreten,  erreichte  15/17  das  IL  Quartal  die 
höchste  Sterbezahl. 

f)   Die    im    Alter   von    1 6 — 30  Jahren  Verstorbenen. 

Etwas  ungünstiger  gestalteten  sich  die  Sterbezahlen  der  16 
bis  30jährigen  im  Kriege,  über  deren  monatliche  Höhe  die  fol- 
gende Tabelle  unterrichtet: 


1)  Während  also  im  Gesamtdurchschnitt  des  Friedensjahrfünfts  je  21  Per- 
sonen zwischen  6  und  15  Jahren  monatlich  starben,  betrug  diese  Zahl  während 
der  Kriegsjahrc  24.  Die  Spannung  zwischen  dem  höchsten  und  dem  niedrigsten 
Monatsdurchschnitt  (10/14  März  bzw.  April)  betrug  im  Frieden  8  (=  38%  des 
Gesamtmonatsdurchnittes)  im  Kriege  (März  bzw.  August)  13  (==  54%  des  Gesamt- 
monatsdurchschnittcs),  ein  Anzeichen  dafür,  daß  im  Kriege  dem  Moment  des  Zu- 
falls größerer  Einfluß  zukam  als   im    Frieden« 
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Es  starben   16 — 30jährige: 


1910 

i-9i. 

1912 

1913 

1914 

10/14 

I9I5 

1916 

1917 

I5/I7 

Januar 

73 

64 

56 

67 

62 

öS 

93 

97 

97 

96 

Februar 

66 

5o 

78 

61 

66 

64 

78 

95 

90 

88 

März 

79 

66 

60 

67 

74 

60 

96 

105 

116 

106 

April 

60 

54 

77 

58 

67 

03 

119 

IOI 

94 

JOS 

Mai 

50 

62 

75 

78 

69 

7 

89 

93 

100 

94 

Juni 

57 

64 

75 

58 

67 

64 

79 

104 

72 

*S 

Juli 

55 

75 

66 

55 

55 

61 

87 

64 

78 

7o 

August 

69 

62 

5i 

59 

76 

63 

59 

65 

80 

68 

September 

53 

58 

5i 

56 

103 

64 
63 

77 

73 

69 

73 

Oktober 

S6 

59 

60 

7i 

66 

70 

73 

66 

7o 

November 

54 

55 

62 

61 

6S 

60 

66 

61 

62 

Dezember 

52 

63 

65 

77 

99 

60 

57 

79 

81 

72 

724 

732 

776 

768 

869 

774 

964 

1015 

1004 

995 

In  den  3  Kriegsjahren  ist  sohin  das  Ergebnis  für  die  Monate 
März  und  April  regelmäßig  besonders  ungünstig  gewesen,  während 
die  Dezemberzahlen  jeweils  die  höchste  Friedenszahl  nicht  erreich- 
ten. Die  Unterschiede  treten  noch  klarer  in  der  Gegenüber- 
stellung des  Krieg-  und  Friedensdurchschnitts  hervor; 

Es  starben  im  36otägigen  Jahr  Personen  zwischen   16  und  30  Jahren 


19 

[0/14 

I9I5/J 

7 

im 

überhaupt 

von  100  Gest. 

überhaupt 

von   100  Gest 

Januar 

63 

8.2 

93 

9-5 

Februar 

68 

8.9 

93 

9-5 

März 

67 

8.8 

103 

10.5 

April 

63 

8.2 

105 

10.7 

Mai 

65 

8.5 

9i 

9-3 

Juni 

64 

8.4 

85 

8.7 

Juli 

59 

7-7 

73 

7-4 

August 

61 

8.0 

66 

6.7 

September 

64 

8.4 

73 

7-4 

Oktober 

61 

8.0 

68 

6.9 

November 

60 

7-9 

62 

6.3 

Dezember 

69 

9.0 

70 

7-1 

Jahr 

764 

100. 0 

981 

100.0 

'    Gesamtmönats- 

durchschnitt 

64 

8.3 

82 

8.3 x) 

Welche  Umschichtung  hinsichtlich  der  jahreszeitlichen  Ver- 
teilung hier  eingetreten  ist,  geht  am  besten  aus  der  quartals- 
weisen Berechnung  hervor. 


1)  Im  Friedensdurchschnitt  war  sohin  die  Sterbezahl  am  höchsten  im  Dezem- 
ber (69),  am  niedrigsten  im  Juli  (59).  Im  Durchschnitt  der  3  Kriegsjahre  wies 
dagegen  der  April  mit  105  Todesfällen  das  ungünstigste,  der  November  mit  72 
das  günstigste  Ergebnis  auf.  Die  Schwenkung  betrug  somit  im  Frieden  10  oder 
15.6%  des  Gesamtmonatsdurchschnittes  (64),  im  Kriege  33  oder  40.2%  des  be- 
züglichen Durchschnittes  (82). 
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während  des  Friedens- 

während 

des  Kriegsdurch 

im 

durchschnittes 

10/14 

Schnittes   1 

5/17 

I. 

Quartal 

25.9 

29.5 

II. 
III. 

> 
> 

25.1 
24.1 

28.7 
21-5 

IV. 

> 

24.9 

20.3 

Die  Todesfälle  im  I.  und  II.  Quartal  sind  also  im  Kriege 
bei  dieser  Altersstufe  häufiger,  die  im  III.  und  IV.  Quartal  sel- 
tener geworden. 

g)    Die   im  Alter   von    31—50  Jahren  Verstorbenen. 

Etwas  geringer  waren  die  Verschiedenheiten  welche  sich  für 
die  Kriegs-  und  Friedenszahlen  bei  den  im  Alter  von  31  —  50  Jah- 
ren Verstorbenen  ergeben:  Die  absoluten  Zahlen  gestalteten  sich 
folgendermaßen  : 

Es  starben  zwischen  31 — 50  Jahren  Personen  im: 


1910 

1911 

1912 

1913 

1914 

10/14 

1915 

1916 

1917 

15/17 

Januar 

M3 

175 

131 

"45 

i47 

148 

170 

162 

169 

167 

Februar 

120 

13« 

136 

121 

153 

*34 

141 

145 

137 

141 

März 

143 

144 

154 

151 

160 

150 

176 

158 

181 

172 

April 

129 

141 

144 

143 

135 

138 

151 

136 

177 

135 

Mai 

141 

158 

144 

158 

150 

ISO 

175 

151 

171 

166 

Juni 

135 

134 

161 

153 

142 

I4S 

144 

106 

147 

IJ2 

Juli 

125 

136 

115 

161 

146 

137 

135 

137 

163 

HS 

August 

136 

137 

139 

127 

151 

138 

137 

114 

127 

126 

September 

117 

116 

13« 

127 

123 

124 

131 

118 

135 

12S 

Oktober 

144 

133 

140 

130 

138 

137 

134 

109 

124 

122 

November 

132 

124 

140 

136 

133 

133 

145 

153 

142 

147 

Dezember 

132 

128 

155 

124 

144 

137 

178 

132 

165 

IS* 

1597 

1664 

1697 

1676 

1722 

1671 

1817 

1621 

1838 

1739 

Bei  der  Umrechnung  der  Durchschnitte 


für  Krieg  und  Frieden 


stellt  sich  die  eingetretene  Entwicklung  so  dar: 

Es  starben  im  36otägigen  Jahr  Personen  zwischen  31   und  50  jähren 


»9 

to/i 

4 

I«) 

5/ 

6 

im 

überhaupt 

von  1000  Gest. 

überhaupt 

von  1000  Gest 

Januar 

143 

86 

162 

94 

1  iar 

H3 

86 

150 

87 

145  ■ 

88 

166 

96 

April 

138 

84 

155 

89 

Mai 

145 

88 

160 

92 

Juni 

145 

88 

132 

76 

Juli 

133 

81 

140 

81 

August 

133 

Si 

122 

70 

inber 

124 

75 

128 

73 

Oktober 

133 

81 

119 

69 

November 

133 

81 

147 

85 

Dezcrnlicr 

133 

81 

»53 

88 

Insgesamt 

1648 

1000 

1734 

1000 

Gesamtmonats- 

durchschnitt 

«37 

83 

145 

83 
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In  beiden  Zeitstrecken  zeitigte  also  der  Monat  März  das 
ungünstigste  Ergebnis,  während  die  niedrigste  Zahl  von  Sterbe- 
fällen sich  für  einen  der  Herbstmonate  ergab  l). 

Die  jahreszeitliche  Verteilung  der  Todesfälle  ist  indes  nicht 
allzu  wesentlich  verschoben  worden. 

Es  starben  nämlich  von  1000  Gestorbenen 


im 

10/14 

i$M 

I.  Quartal 

260 

277 

II.   » 

260 

257 

III. 

237 

224 

IV.   > 

243 

242 

Es  ist  also  während  des  Krieges  lediglich  eine  schärfere 
Hervorhebung  des  im  I.  Quartal  gelegenen  Schwerpunktes  der 
Häufigkeit  von  Todesfällen  eingetreten. 

h)    Die  im  Alter  von  51  — 70  Jahren  Verstorbenen. 

Noch  geringer  sind  die  im  Kriege  eingetretenen  Verschie- 
bungen der  für  die  einzelnen  Jahreszeiten  ermittelten  Sterbezahlen 
gegeneinander  bei  den  zwischen  51  und  70  Jahren  stehenden 
Personen  gewesen.     Hier  zunächst  die  absoluten  Zahlen: 


Es  starben  zwischen 

51  und 

70  Jahren  im : 

1910 

1911 

1912 

1913 

1914 

10/14 

1915 

1916 

1917 

I5A7 

Januar 

193 

221 

224 

237 

256 

226 

232 

222 

255 

236 

Februar 

177 

202 

205 

203 

210 

199 

214 

239 

290 

248 

März 

193 

229 

196 

207 

205 

206 

218 

242- 

265 

242 

April 

195 

215 

190 

223 

204 

20J 

214 

270 

287 

237 

Mai 

223 

208 

193 

168 

224 

20J 

228 

259 

245 

244 

Juni 

159 

176 

193 

211 

204 

189 

180 

217 

221 

206 

Juli 

179 

160 

184 

185 

199 

182 

219 

204 

251 

223 

August 

180 

179 

197 

186 

180 

184 

202 

190 

187 

193 

September 

174 

184 

183 

177 

172 

i78 

187 

188 

189 

188 

Oktober 

179 

180 

201 

193 

204 

192 

167 

205 

238 

20J 

November 

214 

181 

200 

195 

210 

200 

221 

237 

242 

233 

Dezember 

199 

184 

220 

210 

231 

209 

236 

262 

260 

233 

2265  | 

2319 

2386  j 

2395  | 

2499  | 

2373 

2518 

2735  1 

3930 

2728 

i)  Der  Schwankungsspielraum  war  aber  auch  hier  wieder  im  Kriege  sehr 
viel  größer  als  im  Frieden.  Schwankten  die  durchschnittlichen  Sterbezahlen  für 
die  Zeitstrecke  10/14  zwischen  145  und  124  (also  um  21  =  15%  des  Gesamt- 
monatsdurchschnittes), so  bewegten  sie  sich  im-  Durchschnitt  der  3  Kriegsjahre 
zwischen  166  und  119,  so  daß  der  Spielraum  47  oder  32%  des  bezüglichen  Ge- 
samtmonatsdurchschnittes betrug. 
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Bei   der  Umrechnung    der  Durchschnitte   auf  das  36otägige 
Jahr  gelangen  wir  zu  folgenden  Zahlenreihen : 


im 
Januar 
Februar 
März 
April 
Mai 
Juni 
Juli 
August 
September 
Oktober 
November 
Dezember 


Es  starben  Personen  zwischen  51  und  70  Jahren 
1910/14  i9i5/!7 

überhaupt     von  1000  Gest.    überhaupt     von  1000  Gest. 


219 
212 
199 
205 
196 
189 
176 

178 
178 
186 
200 
202 


93 
9i 
86 
88 

84 
81 

75 
76 
76 
79 
85 
86 


229 
262 
234 
257 
236 
206 
217 
187 
188 
197 

233 
244 


85 
98 
87 
92 
88 

77 
81 
70 
70 
74 
87 
91 


Insgesamt 
Gesamtmonats- 
durchschnitt 


2340 


1000 


2690 


195         83         224         83 

Es  ergibt  sich  daraus,  daß  während  der  Friedensperiode  im 
Durchschnitt  monatlich  195  Personen  zwischen  51  und  70  Jahren 
starben,  während  der  Kriegsjahre  dagegen  224  x). 

Daß  sich  die  quartalsmäßige  Verteilung  der  Sterbezahlen,  wie  ge- 
sagt, nicht  wesentlich  geändert  hat,  zeigt  die  folgende  Zusammen- 
stellung : 

Es  starben  von  1000  zwischen  51  und  70  Jahren  Verstorbenen 
im  10/14  15/17 

I.  Quartal  270  270 

n.      >  253  257 

in.      >  227  221 

IV.        >  250  252 

i)  Die  im  Alter  von  über  70  JahrenVerstorbenen. 
Die  folgende  Tabelle  bringt   die   absoluten  Sterbezahlen   für 
die  über  70  Jahre  alten  Personen  zur  Darstellung: 

Es  starben  Personen  über  70  Jahre  alt  im : 


1910 

I9II 

1912 

I9i3 

1914 

10/14 

1915 

1916 

1917 

15/17 

Januar 

173 

H3 

123 

180 

188 

161 

197 

192 

187 

192 

Februar 

133 

»55 

143 

157 

180 

IJ4 

147 

152 

231 

177 

Miirz 

134 

141 

i47 

15» 

146 

I4S 

169 

191 

223 

194 

April 

126 

139 

»59 

149 

140 

I4S 

148 

189 

189 

HS 

Mai 

»57 

124 

156 

135 

158 

146 

143 

156 

195 

i(>5 

Juni 

IOO 

141 

121 

134 

123 

124 

127 

»59 

142 

143 

Juli 

113 

142 

132 

135 

134 

131 

124 

151 

149 

IJO 

August 

135 

114 

117 

in 

123 

120 

126 

"5 

141 

127 

■  mbei 

131 

"5 

118 

105 

129 

tig 

109 

141 

M5 

13* 

Oktober 

131 

132 

129 

135 

140 

133 

126 

143 

165 

*4S 

November 

119 

131 

148 

131 

175 

/.// 

«63 

194 

162 

H3 

Dezember 

165 

145 

164 

160 

229 

'7 J 

135 

263 

222 

207 

lahr 

l6l7 

1622 

1657 

|  1690 

I1865 

löyo 

1714 

2046 

2151 

\i97o 

1)  In  der  Friedenszeit   war    der  Januar  mit  durchschnittlich  219  Todesfällen 
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Während  des  Krieges  hatten  somit  sämtliche  Monatsdurch- 
schnitte höhere  Sterbezahlen  aufzuweisen  als  die  entsprechenden 
Monate  der  Kriegszeit,  doch  hat  sich  die  Verteilung  der  Sterbe- 
fälle auf  die  einzelnen  Monate  im  Kriege  nur  wenig  geändert. 
Das  geht  noch  klarer  aus  dem  Ergebnis  der  Umrechnung  auf 
3<Dtägige  Monate  hervor,  die  hier  folgt: 

Im  360  tägigen  Jahr  starben  Personen  über  70  Jahre  durchschnittlich  während  der 

Zeitstrecke : 


10/14 

I5/I7 

im 

überhaupt 

von  1000  Gest. 

überhaupt 

von  1000  Gest, 

Januar 

156 

94 

186 

96 

Februar 

164 

98 

187 

96 

März 

140 

84 

188 

97 

April 

143 

86 

175 

80 

Mai 

141 

85 

160 

82 

Juni 

124 

74 

143 

74 

Juli 

127 

76 

137 

70 

August 

116 

70 

123 

63 

September 

119 

71 

132 

68 

Oktober 

129 

77 

140 

72 

November 

141 

85 

173 

89 

Dezember 

167 

100 

200 

103 

Insgesamt 

1667 

1000 

1970 

1000 

Gesamtmonats- 

durchschnitt 

139 

83 

162 

83 

In  einem  Monat  der  Friedensperiode  sind  demgemäß  139  Per- 
sonen über  70  Jahre,  in  einem  der  Kriegszeit  162  durchschnitt- 
lich gestorben.  Im  Frieden  wies  wie  im  Kriege  der  Dezember 
die  höchste,  der  August  die  niedrigste  Sterbezahl  auf  1). 

Indes  behielt  die  verhältnismäßige  Verteilung  der  Sterbe- 
zahlen auf  die  einzelnen  Quartale  ihr  charakteristisches  Gepräge. 
Es  starben  nämlich 

Von  1000  im  Alter  von  über  70  Jahren  Verstorbenen  im: 

10/14  15/17 

1.  Vierteljahr  276  289 

2.  >  245  246 

3.  ■»  217  201 

4.  »  262  264 


am  opferreichsten,  der  Juli  mit  176  Todesfällen  am  günstigsten.  Der  Schwankungs- 
spielraum belief  sich  hier  auf  43  (=  22  %  des  Gesamtmonatsdurchschnittes).  Im 
Kriege  betrug  er  75  (=  33  %  des  Gesamtmonatsdurchschnittes).  Hier  fiel  die 
größte  Sterbezahl  in  den  Februar  (262),  die  niedrigste  in  den  August  (187). 

1)  Doch  sind  auch  hier  die  Schwankungen  dieser  Zahl  während  des  Krieges 
erheblich  ausgiebiger  gewesen.  Bewegten  sie  sich  im  Frieden  zwischen  167  und  116, 
so  betrug  im  Kriege  das  Durchschnittsmaximum  200,  das  Minimum  123.  Im 
ersten  Fall  also  ein  Spielraum  von  48  (=  34%  des  Gesamtmonatsdurchschnittes), 
im  zweiten  ein  solcher  von  77  (■=  48  %  des  Gesamtmonatsdurchschnittes). 
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Aus  dem  bisher  Gesagten  ist  zu  entnehmen,  daß  die  jahres- 
zeitliche Verteilung  der  Sterbefälle  nur  bei  den  Säuglingen  und 
den  6 — 15  jährigen  im  Kriege  eine  wesentliche  Veränderung  er- 
fahren hat,  während  sie  bei  den  übrigen  Altersklassen  ihre  eigen- 
tümliche Gestaltung  nur  schärfer  ausprägte  und  der  Schwerpunkt 
der  Sterbezahlen  hinsichtlich  ihrer  zeitlichen  Verteilung  immer 
deutlicher  in  das  erste  Halbjahr  gerückt  wird.  Wir  sehen  somit, 
daß  die  Nahrungsmittelknappheit  der  ersten  Jahresmonate,  die 
regelmäßig  von  der  Bevölkerung  als  besonders  drückend  emp- 
funden wurde  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  bei  manchen  Kranken 
den  Eintritt  des  Todes  beschleunigt  hat.  Bei  sämtlichen  Jahres- 
klassen aber  wurden  die  Schwankungen  zwischen  den  Durch- 
schnittsergebnissen der  einzelnen  Monate  im  Kriege  bedeutend 
größer  als  sie  im  Frieden  gewesen  waren.  Wir  stellen  die  be- 
züglichen Zahlen  hier  noch  einmal  zusammen. 

Die  Abweichungen  der  Sterbezahl  vom  betreffenden  Gesamt- 
monatsdurchschnitt betrugen  in   %  dieses  Durchschnittes: 

,.  ,  ,  ,  „    '  über  70  Tahre 

beiden      0-1     2-5    6-15      16-30     31-50     51-70    alten  £ersJonen 

10/14         23         49         38  16  15  22  34 

15/17         49         95         54  40  32  33  48 

Die  Monatsergebnisse  waren  somit  im  Durchschnitt  der  Frie- 
denszeit überall  viel  stetiger  als  im  Durchschnitt  der  Kriegsjahre, 
woraus  zu  schließen  sein  dürfte,  daß  im  Kriege  neue,  in  ihrer 
Wirkung  unbeständige  Faktoren  Einfluß  auf  die  Gestaltung  der 
Sterbezahlen  gewonnen  haben. 

4.  Das  Geschlecht  der  Gestorbenen. 

Ganz  von  selbst  erhebt  sich  die  Frage  danach,  auf  welches 
der  beiden  Geschlechter  die  Kriegsverhältnisse  schädigender  ein- 
gewirkt haben.  Wohl  mit  Recht  wird  im  allgemeinen  der  Frau 
die  größere  Widerstandsfähigkeit  gegen  Schmerz  und  körperliche 
Beeinträchtigungen  zugesprochen.  Ist  doch  ihr  Organismus  in 
dieser  Hinsicht  wegen  der  ihm  obliegenden  reproduktiven  Funk- 
tionen von  der  Natur  mit  der  Gabe  besonderer  Zähigkeit  aus- 
gestattet. Andererseits  aber  öffnet  wieder  die  zartere  psychische 
Konstitution  des  Weibes  ungünstigen  seelischen  Wirkungen  des 
Krieges  eine  breite  Einfallspforte  auf  das  Innenleben  und  ferner 
hat  die  weitgetriebene  Heranziehung  des  weiblichen  Elementes 
zu  Arbeiten  und  Verrichtungen,   die   seiner  Körperbeschaffenheit 

Zeitschrift  für  die  ge».  StaauwUieniich.     1930.     1/3.  I  3 
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durchaus  unangemessen  sind,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  das 
ihre  dazu  beigetragen  das  als  vorhanden  vorauszusetzende  Maß 
von  körperlicher  Widerstandskraft  im  Laufe  der  Jahre  zu  er- 
schöpfen. Die  Beseitigung  der  zum  Schutze  industriell  tätiger 
Frauen  erlassenen  Bestimmungen,  die  mit  Kriegsbeginn  erfolgte, 
wird  diese  Wirkung  noch  verstärkt  haben. 

Man  darf  somit  wohl  eine  stärkere  Beeinträchtigung  der  weib- 
lichen Gesundheit  durch  die  allgemeinen  Kriegsverhältnisse  als 
wahrscheinlich  annehmen,  die  zu  einer  Steigerung  der  weiblichen 
Sterblichkeit  geführt  haben  müßte.  Unsere  Untersuchungen  ver- 
mögen darüber  nur  bedingt  Aufschluß  zu  geben.  Jedenfalls  darf 
ein  starkes  Anwachsen  der  weiblichen  Sterbezahlen  im  Kriege 
nicht  ohne  weiteres  im  Sinne  dieser  Annahme  gedeutet  werden, 
denn,  wie  gesagt,  ist  das  weibliche  Element  in  München  (be- 
sonders 1916  und  1917)  durch  Zuzug  in  einem  zur  Zeit  nicht  zu 
ermittelnden  Ausmaße  verstärkt  worden.  Nur  einer  ganz  außer- 
ordentlichen Häufung  der  weiblichen  Sterbefälle  also  könnte  eine 
(wenn  auch  schwache)  Beweiskraft  für  eine  Benachteiligung  des 
weiblichen  Geschlechts  zuerkannt  werden.  Doch  lassen  wir  die 
Zahlen  selbst  sprechen. 


Es 

starben : 

Auf  100  gest. 

Männer 

Frauen 

Männer  kamen 
Frauen : 

1910 

4790 

4614 

96 

1911 

4842 

4709 

97 

1912 

4576 

4448 

97 

1913 

4681 

4479 

96 

1914 

47I51) 

4711 

100 

10/14 

472  1  *) 

4592 

97 

1915 

4330  *) 

4523 

104 

1916 

4192  X) 

4742 

113 

1917 

4341  X) 

4939 

114 

15/17  4288  *)  4735  "<> 

Die  Zahl  der  Sterbefälle  hat  sich  also  bei  der  männlichen 
Zivilbevölkerung  beträchtlich  vermindert.  Sie  stand  in  allen 
3  Kriegsjahren  beträchtlich  unter  dem  Friedensdurchschnitt.  Im 
Mittel  der  3  Kriegsjahre  um  433  =  9,1%.  Bei  dem  weiblichen 
Volksteil  dagegen  war  dies  nur  im  Jahre  191 5,  also  gerade  in 
dem  Jahre  der  Fall,  in  dem  wohl  noch  mit  einer  Bestandsmasse 
an  Frauen  gerechnet  werden  darf,  die  den  Friedensbestand  nicht 


:)  Die  in  Lazaretten  Verstorbenen  sind  nicht  eingerechnet. 
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wesentlich  übertraf.  Es  liegt  hier  vielleicht  ein  Niederschlag  der 
zu  dieser  Zeit  noch  vorwiegend  günstigen  Kriegseinflüsse  vor. 
In  den  beiden  folgenden  Kriegsjahren  stellten  sich  die  Zahlen 
höher  als  der  Friedensdurchschnitt,  ja  höher  als  für  irgend  eins 
der  6  vorhergehenden  Jahre.  Immerhin  aber  stand  selbst  die 
Rekordzahl  von  191 7  nur  um  347  oder  7,5%  über  dem  Friedens- 
durchschnitt, was  doch  schließlich  nicht  als  allzu  erheblich  an- 
zusehen ist.  Im  Mittel  der  3  Kriegsjahre  stand  die  Sterbezahl 
des  weiblichen  Volksteils  um  3,1%  über  der  des  Friedensdurch- 
schnitts.  Jedenfalls  kann  die  Möglichkeit  nicht  von  der  Hand 
gewiesen  werden,  daß  der  Bestand  an  Frauen  in  München  sich 
in  einer  diesem  Satz  entsprechenden  Weise  vermehrt  habe. 

Die  Verteilung  der  Todesfälle  auf  die  einzelnen  Monate  der 
Beobachtungsperiode  gestaltete  sich  folgendermaßen : 

1.  Männliche  Todesfälle  (Zivilpersonen): 

Es  starben  im 


1910 

1911 

1912 

1913 

19141) 

10/14 

I9I51) 

19161) 

1917  ») 

tS/*7 

Januar 

416 

449 

371 

418 

433 

418 

426 

359   37i 

38s 

Februar 

387 

373 

38i 

375 

387 

380 

355 

383 

418 

38s 

März 

448 

435 

406 

392 

424 

421 

4i3 

410 

462 

428 

April 

418 

410 

400 

417 

389 

407 

405 

419 

421 

415 

Mai 

439 

422 

431 

416 

411 

424 

428 

383 

394 

402 

Juni 

338 

383 

384 

398 

402 

381 

37i 

326 

312 

337 

Juli 

368 

431 

358 

387 

404 

39° 

361 

333 

343 

346 

August 

37i 

419 

369 

348 

370 

375 

3i8 

276 

3M 

303 

Septemb. 

378 

428 

348 

3i6 

364 

367 

280 

290 

307 

292 

Oktober 

383 

401 

348 

383 

357 

374 

312 

283 

314 

303 

Novemb. 

421 

330 

347 

404 

360 

372 

335 

309 

308 

317 

Dezemb 

423 

36i 

433 

427 

414 

412 

326 

421   377 

373 

Zus. 

4790 

I4842 

|4576 

4681 

47i5 

4721 

433o 

4192 

4341 

4288 

Die  Sterbezahlen  für  männliche  Personen  im  Durchschnitt 
der  Kriegsjahre,  wie  man  sieht,  in  sämtlichen  Monaten  niedriger 
als  im  Durchschnitt  des  Friedensjahrfünfts,  doch  ist  dieser  Rück- 
gang nicht  gleichmäßig  verteilt  gewesen.  Rechnet  man  nämlich 
die  Durchschnittsergebnisse  auf  das  36otägige  Jahr  um,  so  ge- 
langt man  zu  den  folgenden  Zahlenreihen : 


\)  Die  infolge  Kriegsverwundung  usw.  Verstorbenen  sind  ausgeschieden. 
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Im  36otägigen 

Jahr 

starben  männliche  Personen 

10/14 

[5/17 

im 

überhaupt 

von  1000  Gest. 

überhaupt 

von 

1000  Gest 

Januar 

405 

87 

373 

88 

Februar 

404 

87 

408 

97 

März 

407 

87 

414 

98 

April 

407 

»7 

415 

98 

Mai 

410 

88 

389 

92 

Juni 

38l 

82 

337 

80 

Juli 

378 

82 

335 

79 

August 

363 

78 

293 

69 

September 

367 

79 

292 

69 

Oktober 

362 

77 

293 

69 

November 

372 

80 

317 

75 

Dezember 

399 

86 

362 

86 

Jahr 

4655 

1000 

4228 

[OOO 

Gesamtmonats- 

durchschnitt 

388 

83 

352 

83 

Es  starben  Männer 

im 

10/14 

15/17 

I. 

Vierteljahr 

1216 

"95 

2. 

> 

1198 

1141 

3- 

•» 

1108 

920 

4- 

» 

"33 

972 

Die  absoluten  Sterbezahlen  für  den  Kriegsdurchschnitt  sind 
somit  während  der  ersten  Jahreshälfte  nicht  wesentlich  niedriger 
gewesen  als  im  Friedensdurchschnitt.  Während  der  letzten  Jahres- 
hälfte dagegen  bleiben  sie  sehr  beträchtlich  hinter  diesem  Durch- 
schnitt zurück.     Dies  veranschaulicht  die  folgende  Uebersicht: 

der  Unterschied  gegen  den  .    0 
S/17  Friedensdurchschnitt  betrug        /o  aess- 
21  1.7 

57  4-7 

188  •              17.0 

261  23.0 

Jahr                        4655          4228                          527  ".3 

Im  Kriegsdurchschnitt  ging,  wie  ersichtlich  gemacht  ist,  die 
Zahl  der  Todesfälle  von  männlichen  Personen  um  11,3%  zurück. 
Im  ersten  Quartal  dagegen  nur  un>  1,7%,  im  zweiten  um  4,7%. 
Damit  vergleiche  man  die  Abnahme  im  dritten  (17,0%)  und  im 
vierten  Quartal  (23,0%)!  Offensichtlich  also  sind  die  Todesfälle 
im  ersten  und  zweiten  Quartal  relativ  häufiger  geworden,  so  daß 
starben : 

von  1000  Verstorbenen 
im  10/14  I5/I7 

1.  Vierteljahr  261  283 

2.  >  257  270 

3.  »  239  217 

4.  *  243"  230 

Für  die  Erklärung  dieser  Tatsache   können   wir  uns  auf  die 
oben  gemachten  allgemeinen  Ausführungen  beziehen: 
2.  Todesfälle  weiblicher  Personen: 
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Es  starben  im 

1910 

1911 

1912 

1913 

1914 

10/14 

1915 

1916 

1917 

15/17 

Januar 

417 

462 

379 

432 

441 

426 

488 

442 

437 

436 

Februar 

364 

416 

385 

349 

43o 

389 

395 

388 

463 

413 

März 

395 

444 

374 

437 

410 

412 

444 

469 

472 

462 

April 

360 

373 

385 

396 

401 

382 

393 

438 

446 

426 

Mai 

421 

354 

39i 

353 

366 

377 

379 

436 

410 

408 

Juni 

334 

360 

377  • 

37i 

353 

339 

326 

380 

372 

339 

Juli 

362 

406 

343 

355 

353 

363 

362 

343 

405 

37o 

August 

398 

388 

3" 

353 

356 

361 

346 

309 

320 

323 

September 

35i 

39i 

315 

326 

357 

348 

346 

314 

349 

337 

Oktober 

38.S 

380 

364 

353 

399 

376 

291 

321 

37o 

327 

November 

393 

352 

406 

347 

396 

379 

369 

437 

417 

408 

Dezember 

434 

383 

418 

407 

449 

418 

,384 

465 

478 

442 

Zusammen 

4614 

4709 

4448 

4479 

4711 

439o 

4523 

4742 

4939  \473S 

Hier    die  Gegenüberstellung    der   Durchschnittsergebnisse   für  das    36otägige  Jahr: 


Es  starben  Frauen  im 


1910/14 
im  ganzen    von  1000  Gest. 

93 
85 


Januar  412 

Februar  414 

März  399  90 

April  382  84 

Mai  365  82 

Juni  359  76 

Juli  351  79 

August  349  79 

September  348  76 

Oktober  367  82 

November  372  83 

Dezember  386  91 


1915/17 
im  ganzen  von  1000  Gest. 

96 


441 
440 

447 
426 

395 
359 
358 
315 
337 
3i6 
408 
428 


88 
98 
90 
86 
76 
78 
69 
7i 
69 
86 
93 


Zusammen  4504  1000  4670  1000 

Auch  hier  ist  das  Merkwürdigste  die  starke  Anhäufung  der 
Todesfälle  in  der  ersten  Jahreshälfte ;  allein  auf  diese  Häufung 
geht  das  Ansteigen  der  für  191 5/1 7  gefundenen  Sterbezahl  zurück, 
denn  die  zweite  Jahreshälfte  hat  sogar  eine  Verminderung  der 
Zahl  der  Sterbefälle  gezeitigt.  Es  entfielen  1910/14  auf  die  beiden 
ersten  Quartale  2331,  15/17  2508  Todesfälle  weiblicher  Personen, 
was  einer  Steigerung  um  177  oder  7,5%  entspricht.  In  der 
zweiten  Jahreshälfte  10/14  dagegen  wurden  2173  Todesfälle  ver- 
zeichnet, denen  15/17  nur  2162  entsprachen.  Hier  ist  also  ein 
kleiner  Rückgang  eingetreten.  Man  sieht,  auch  beim  weiblichen 
Volksteil  müssen  in  der  Kriegszeit  während  der  ersten  Monate 
des  Jahres  besondere  Momente  auf  den  Eintritt  des  Todes  Er- 
krankter beschleunigend  eingewirkt  haben.  Das  Nähere  geht  aus 
folgenden  Zahlen  hervor: 

Von   1000  gest.  Frauen  starben  im 

IO/X4  15/17 

I.  Quartal  268  282 

II.        »  242  252 

III.  •  234  218 

IV.  »  256  248 
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Daß  die  ersten  Monate  der  Kriegsjahre  aber  den  Frauen 
gleichwohl  nicht  im  gleichen  Maße  verderblich  waren  wie  den 
Männern,  zeigt  sich  bei  einem  Vergleich  der  über  die  Todesfälle 
männlicher  und  weiblicher  Personen  im  Krieg-  und  Friedensdurch- 
schnitt verzeichneten  Zahlenangaben: 

In  den  einzelnen  Monaten  des  ßöotägigen  Jahres  kamen  auf  100  verstorbene  Männer 

Frauen : 
1910/14  1915/17 


Januar 

102 

118 

Februar 

102 

108 

März 

98 

108 

April 

94 

103 

Mai 

89 

IOI 

Juni 

92 

106 

Juli 

93 

107 

August 

96 

107 

September 

95 

136 

Oktober 

IOI 

108 

November 

100 

129 

Dezember 

97 

118 

Jahr  97  110 

Im  Friedensdurchschnitt  starben  also  auf  100  Männer  97  Frauen. 
Dieser  Satz  war  niedriger  in  den  Monaten  April  bis  September, 
höher  in  den  Monaten  Januar/März  und  Oktober/Dezember. 
l9l$ll7  dagegen,  wo  auf  100  gestorbene  Männer  durchschnittlich 
110  Frauen  starben,  wurde  in  den  Monaten  Februar  bis  August 
dieser  Satz  nicht  erreicht,  während  er  in  den  Monaten  September, 
November,  Dezember  und  Januar  beträchtlich  überschritten  wurde. 
Haben  demnach  auch  die  Frauen  sicherlich  unter  der  Nahrungs- 
mittelknappheit, die  in  den  ersten  Monaten  der  Kriegsjahre  zu 
herrschen  pflegten,  schwer  zu  leiden  gehabt,  so  war  doch  die 
Häufung  der  Todesfälle  in  dieser  Zeitspanne  nicht  ganz  so  stark 
wie  bei  den  Männern.  Auf  diese  scheint  somit  die  Nahrungs- 
mittelnot in  höherem  Maße  ungünstig  eingewirkt  zu  haben  als 
auf  jene. 

(Schluß  folgt.) 
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DER   REINE    STAAT. 

Skizze  zum  Problem  einer  neuen  Staatsepoche 

von 

KURT  WOLZENDORFF. 

Wenn  in  der  Weimarer  Verfassung  so  mancherlei  Unausge- 
glichenheiten, ja  Unklarheiten  —  besonders  in  den  Abschnitten 
der  Grundrechte  und  -pflichten  —  festzustellen  sind,  so  sollte 
das  nicht  nur  Gegenstand  für  juristische  Kritik,  sondern  auch  An- 
laß zu  staatswissenschaftlichem  Nachdenken  sein.  Denn  hat  es 
nicht  seinen  Grund  darin,  daß  die  Verfassung  das  ewige  Problem 
des  Staates,  das  Freiheitsproblem,  in  all  den  Schwierigkeiten  an- 
gefaßt hat,  die  auf  der  Schwelle  einer  neuen  Epoche  des  Staats- 
lebens liegen?  Das  ist  eine  Frage,  der  die  Staatslehre  nicht  aus- 
weichen darf,  wenn  anders  sie  den  Staat  der  Gegenwart,  den 
lebenden  Staat  erklären  will.  Lebend  ist  unvollendet.  Den  leben- 
den Staat  erkennen,  heißt  erkennen  nicht  nur,  was  er  vollendet 
aus  der  Vergangenheit  in  sich  trägt,  sondern  auch  das  Neue, 
das  in  ihm  selbst  sich  bildet  und  das  nicht  fertig,  nicht  abge- 
schlossen sein  kann. 


Es  ist  die  Frage  zu  stellen,  ob  nicht  das  Problem  >Freiheit 
und  Staatlichkeit«  —  Mensch  und  Staat  —  in  einen  neuen  Ab- 
schnitt seiner  Geschichte  getreten  ist.  Die  einzelnen  Staatsepochen 
bedeuten  Neueinstellungen  jenes  Problems  auf  die  veränderte  Tat- 
sächlichkeit des  sozialen  Lebens.  Die  Konsequenz  und  Klarheit 
der  Neueinstellung  ist  für  den  Staat  jeweils  eine  Grundfrage  seines 
Seins.  Das  ist  ein  ganz  allgemeines  Phänomen  und  in  ihm  liegt 
ein  ebenso  allgemeines  Problem  des  Staatslebens,  das  ich  vor 
Jahren    an    dieser  Stelle  mit   dem  Beispiel  von  »Aufklärung   und 
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Polizeistaat«  zu  erläutern  suchte1):  „Jede  Zeit,  die  zu  einem  ent- 
scheidenden Schritt  in  der  Entwicklung  des  Soziallebens  berufen 
ist,  wird  vor  demselben  Problem  politisch-gedanklicher  Selbstbe- 
freiung stehen >  Geschieht  es  jetzt  nicht,  so  geschieht 

es  doch  einmal  in  Zukunft.    In  Bereitschaft  sein  ist  alles«." 

Gar  kein  Zweifel  kann  heute  jedenfalls  bestehen  an  der  be- 
sonderen Dringlichkeit  der  letzten,  allgemeinen  Forderung  der 
Bereitschaft.  Daraus  ergibt  sich  dann  aber  auch  schon  für  das 
Weitere  mit  Sicherheit  wenigstens  die  Fragestellung:  Ist  nicht 
auch  für  unsere  Tage  die  Aufgabe  politisch-gedanklicher  Selbst- 
befreiung zu  erkennen?  Sind  wir  nicht  mehr,  als  wir  es  ahnen, 
in  dem  Denken  der  Vergangenheit  befangen,  und  lassen  wir  uns 
nicht  einfach  durch  die  Kontinuität  unserer  Phraseologie  über 
das  Staatsleben  darüber  täuschen,  daß  dies  in  der  Wirklichkeit 
des  Lebens  bereits  sich  völlig  gewandelt  hat?  Ist  überhaupt  —  hier 
steckt  der  Lebenskern  der  Frage  —  in  der  Realität  des  Soziallebens 
die  Staatsidee,  so  wie  sie  uns  aus  ihrer  Tradition  geläufig  und 
selbstverständlich  ist,  noch  vorhanden? 

Wenn  diese  Kernfrage  verneint  werden  muß,  —  und,  ich 
glaube,  sie  muß  es  —  dann  stehen  wir  allerdings  vor  dem  Pro- 
blem einer  neuen  Staatsepoche.  Wenn  die  Staatsidee  in  der 
Selbst  Verständlichkeit  ihrer  Tradition  tatsächlich  unserer 
Zeit  verloren  gegangen  ist,  müssen  wir  für  sie  erst  eine  neue 
Verständlichkeit  suchen,  um  daraus  die  für  die  neue 
Epoche  bestimmende  Einstellung  der  Frage  »Freiheit  und  Staat- 
lichkeit« zu  erkennen. 

Es  handelt  sich  hier  um  rein  Grundsätzliches.  Darum  aber 
nicht  um  rein  Theoretisches.  Zwar  muß  sich  die  staatswissen- 
schaftliche Untersuchung    darauf  beschränken,    die  Probleme  des 


i)  Jahrg.  72,  493 — 537,  künftig  zitiert  »Ztschrft.  St.-W.  72«.  —  Ferner  sind 
andere  Arbeiten  des  Verfassers,  die  als  Grundlagen  für  diese  Skizze  besonders  in 
Betracht  kommen,  hier  angeführt  mit  den  im  folgenden  (durch  gesperrten  Druck 
gekennzeichneten)  Abkürzungen:  Staatsrecht  und  Naturrecht  in  der 
Lehre  vom  Widerstandsrecht  des  Volkes  (Untersuchungen  zur  Staats-  und  Rechts- 
geschichte, her.  von  0.  v.  Gierke  (XXVI)  1916)  Vom  deutschen  Staat  und 
seinem  Recht,  191 7  Der  Polizeigedanke  des  modernen  Staates  (Abhand- 
lungen a.  d.  Staats-  und  Verwaltungsrecht  her.  von  S.  Brie,  M.  Fleischmann  und 
Fr.Giese)  1918 ;  Der  Gedanke  des  Volksheeres  im  deutschen  Staatsrecht  (> Staat 
und  Recht«  4)  1914 ;  Zur  Psychologie  des  deutschen  Staatsdenkens,  Zeitschrift 
für  Politik  XI,  452 — 471;  Deutsches  Volk  errechts  denken  1919;  Geist  des 
Staatsrechts,  1920. 
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Staatslebens  gedanklich  zu  klären  und  die  in  ihm  gewordenen 
oder  werdenden  Ideen  zur  Erkenntnis  herauszuarbeiten,  während 
sie  die  Frage  nach  den  zweckmäßigen  Mitteln  der  Lösung  jener 
Probleme,  nach  den  Grenzen  und  der  Art  der  Durchführbarkeit 
jener  Ideen  der  Politik  und  —  wenn  es  das  gibt  —  ihrer 
Wissenschaft  überlassen  muß.  Deshalb  hört  aber  doch  die  staats- 
wissenschaftliche Erkenntnis  in  ihrer  Bedeutung  nicht  schon  da 
auf,  wo  die  praktischen  Probleme  beginnen.  Dann  wäre  sie  falsch. 
Gerade  das  Grundsätzliche  enthält  die  Kriterien  der  im  Leben 
aus  dem  Allgemeinen  sich  entwickelnden  Einzelprobleme,  wenn 
anders  es  in  sich  klar  ist.  Und  ganz  besonders  muß  das  bei  einer 
Staatenwende  von  der  Staatsidee  gelten.  Sie  ist  die  Wurzel  der 
neuen  Staatlichkeit.  Was  nicht  aus  ihr  gewachsen  ist,  ist  ohne 
Lebenskraft.  Fehlt  sie  überhaupt,  so  ist  alles  ohne  Lebenskraft. 
Ist  sie  noch  im  Werden,  so  kommt  daher  alles  auf  ihre  innere 
Festigung  aus  dem  Gesetz  ihres  Lebenskeims  an.  Das  Erkennt- 
nissuchen darf  deshalb  in  diesem  Fall  nicht  zurückschrecken  vor 
dem  Griff  in  noch  flüssige,  unverdichtete  Lebenserscheinungen, 
in  gedanklich  noch  ungesichtete,  dogmatisch  noch  ungestaltete 
Fragen. 


Wer  ehrlich  das  Denken  vom  Staat  in  unserem  Volke  be- 
obachtet, wird  nicht  verkennen  können,  daß  darin  nicht  nur  über 
die  Staatsform  keine  Klarheit  und  Einigkeit  besteht,  sondern  daß 
es  in  seinen  Grundlagen  selbst  völlig  problematisch  ist.  Ein 
eigentümlicher  Zwiespalt  geht  heute  —  und  wohl  nicht  nur  in 
unserem  Volke  —  durch  dies  Denken:  neben  dem  Bewußtsein 
der  Notwendigkeit  des  Staates  eine  seelische  Zurückhaltung  gegen- 
über dem  Staat,  eine  bis  an  die  Grenze  des  Widerwillens  gehende 
Stimmung  der  Gleichgültigkeit,  ja  Abneigung  ihm  gegenüber. 
Neben  dem  Entschluß  zum  Staate  steht  ein  gefühlsmäßiger  Trieb 
vom  Staate  fort.  Das  Problem  unseres  heutigen  Staatslebens  ist 
das  einer  neuen  Staatsidee,  die  jene  beiden  Komponenten  unseres 
Staatsdenkens  miteinander  auszusöhnen  und  zu  einer  höheren 
Lebenseinheit  hinaufzuheben  vermag.  Im  Denken  vom  Staat  ist 
die  sedes  materiae. 

Der  Riß,  der  heute  durch  das  ganze  Denken  vom  Staat  geht, 
äußert  sich  natürlich  in  den  verschiedenen  geistigen,  sozialen  und 
wirtschaftlichen  Kreisen  verschieden.     Aber,    wenn  in  den  sozia- 
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listischen  Kreisen,  die  unmittelbar  nach  dem  Zusammenbruch 
über  die  größte  politische  Vitalität  nicht  nur  sondern  auch  Schu- 
lung verfügten,  jene  Stimmung  als  Reaktion  des  Arbeitergeistes 
gegen  die  beklemmend  empfundene  Mechanisierung  des  politischen 
Lebens  gekennzeichnet  wurde,  so  ist  damit  wohl  zugleich  auch 
ihr  allgemeiner  Gehalt  im  wesentlichen  zum  Ausdruck  gekom- 
men. Es  hat  einen  tiefen  Sinn  —  und  würde  dann  das  Gegenteil 
von  einem  Tadel  bedeuten  —  wenn  wir  von  uns  sagen  müssen: 
Wir  sind  »eine  Republik  ohne  Republikaner«.  Der  bloße  juristi- 
sche Mechanismus  der  Demokratie  gibt  wohl  in  der  Tat  allen 
Schichten  unseres  Volkes  nicht  genügend  Gegenstand,  um  den 
so  juristisch  als  die  Körperschaft  des  Volks  konstruierten  Staat 
nun  auch  wirklich  als  die  Verkörperung  seiner  Lebensgemeinschaft 
zu  empfinden.  Töricht  wäre  es,  leugnen  zu  wollen,  daß  für  solches 
Empfinden  des  Staates  gerade  bei  der  geschichtlichen  Eigenart 
des  deutschen  Rechts-  und  Staatsdenkens  die  Gemütswerte  der 
Monarchie  einen  Rückhalt  bedeuten1),  der  uns  nun  fehlt.  Aber 
unser  Volk  hat  sich  durch  seinen  Mehrheitswillen  für  den  Ver- 
zicht auf  diesen  Rückhalt  entschieden,  und  wir  brauchen  nicht 
zu  untersuchen ,  ob  er  in  dem  heutigen  Stadium  unseres 
Soziallebens  genügend  wäre,  den  Mechanismus  der  Staatsmaschine 
in  den  Pulsschlag  lebendiger  Staatsgesinnung  umzuwandeln.  Ge- 
nug, die  Aufgabe  bleibt,  und  die  Demokratie  hat  sie  bisher  nicht 
gelöst. 

Am  stärksten  ist  das  Gefühl  der  Oede  des  demokratisch- 
konstitutionellen Staatsapparates  dem  Proletariat  aufgegangen,  und 
daher  von  sozialistischen  Denkern  auch  zuerst  zum  Bewußtsein 
gebracht.  Das  Proletariat,  geschult  in  der  Lehre,  daß  die  ganze 
bisherige  Rechtsordnung  und  ihr  Freiheitsschutz  nur  eine  Indienst- 
stellung der  staatlichen  Rechtsmacht  für  den  Schutz  der  »bürger- 
lichen«-kapitalistischen  Lebensinteressen  sei,  hatte  sein  politisches 
Ziel  darin  gesehen,  die  staatliche  Herrschaft  eines  »bürgerlichen« 
Systems  durch  die  staatliche  Herrschaft  eines  »proletarischen«, 
sozialistischen  Systems  zu  ersetzen.  Der  »Klassenkampf«  war  als 
Kampf  um  die  Staatsmacht  geführt  worden.  Der  auf  den  ersten 
Anhieb  im  November  191 8  restlose  Sieg  in  diesem  Kampfe  brachte 
in  seinen  Auswirkungen  eine  Enttäuschung.  »Die  Massen  emp- 
fanden, daß  trotz  dieses  Umschwungs  in  politischer  Beziehung  ihr 


[)  Deutscher  Staat  27—39,  Ztschrft.  Pol.  XI,  465—467. 
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sozialer  Lebensinhalt  sich  nicht  gewandelt  hat« 1).  Von  dem  als 
so  öde,  hart  und  seelenlos  empfundenen  Staate,  der  soeben  noch 
»Menschenopfer  unerhört«  gefordert  hatte,  hatte  es  einfach  ge- 
heißen: »L'Etat  est  mort,  vive  l'etat«.  Da  wandte  sich  die  Hoff- 
nung von  ihm  ab.  Sie  suchte  neues  Leben  in  der  Idee,  nicht 
durch  staatlichen  Apparat,  sondern  mit  eigenen  Händen  der  Men- 
schen, aus  der  Situation  des  alltäglichen  Lebens  heraus,  eine  neue 
»Lebensordnung  zu  schaffen,  in  der  der  Mensch  sich  selbst  ge- 
hört und  nicht  für  fremde  Zwecke  gebraucht  wird«2):  der  Räte- 
gedanke. 

Der  sogenannte  Rätegedanke  ist  der  Ausdruck  einer  allge- 
meinen Geistesstimmung  in  der  Frage  des  Gemeinschaftslebens. 
Er  spielt  eine  Rolle  —  und  eine  sehr  verschiedene  Rolle  —  in 
politischen  und  sozialen  Parteidoktrinen ;  er  hat  insofern  seine 
Dogmengeschichte  in  der  Entwicklung  der  kommunistischen 
Theorie;  er  hat  bei  uns  Wurzel  gefaßt  zuerst  im  Denken  des 
Proletariats;  und  seine  Keime  sind  hier  gesät  von  der  Agitation 
des  Bolschewismus.  Aber  diese  seine  einzelnen  Rollen  können 
einer  überschauenden  Betrachtung  unseres  öffentlichen  Geistes- 
lebens nicht  als  sein  Wesen  erscheinen.  Sein  Wesen  ist  viel  all- 
gemeiner und  aus  geistigem  Bedürfnis  in  unserem  Gemeinschafts- 
leben gewachsen,  nicht  von  außen  eingepflanzt3).  Es  ist  die 
geistige  Ablehnung  der  Mechanik  des  Staates,  die  mit  ihrer 
seelenlos  sicheren  Funktion  in  der  furchtbarsten  Menschheitskata- 
strophe unbeirrt  ihren  Gang  ging,  und  auch  da,  wo  sie  zusammen- 
gebrochen war,  sofort  automatisch  sich  rekonstruierte  —  und  ihre 
neuen  Lenker  zu  ebensolchen  Maschinisten  machte,  wie  es  die 
alten   gewesen  waren.    Das   ist  die  ganz   allgemeine  Stim- 


i)  //.  Sinzheimer,  Das  Rätesystem  1919,  1  ff. 

2)  H.  Sinzheimer^  Das  Rätesystem  1919,   1  ff. 

3)  Insbesondere  ist  der  Rätegedanke,  wie  er  bei  uns  Lebenserscheinung  ge- 
worden ist,  nicht  als  Produkt  der  bolschewistischen  Idee  anzusehen,  die  sich  über- 
haupt nicht  aus  der  horizontlosen  Weite  des  russischen  Wesens  verpflanzen  läßt, 
aus  der  allein  sie  zu  verstehen  ist.  Sie  hat  ihre  Wurzeln  in  der  eigentümlichen 
Mystik  des  russischen  Geistes,  der  Neigung,  die  Dinge  zur  höchsten  Abstraktion 
und  darüber  hinaus  zur  Symbolisierung,  zur  Entwirklichung  zu  bringen,  wie  denn 
der  Sowjetstaat  eine  einzige,  den  Rätegedanken  geradezu  entwirklichende,  groß- 
artige Mechanik  der  politischen  Organisation  ist.  Der  fruchtbare  Hoden  aber  war 
für  sie  bereitet  unmittelbar  —  wie  hier  freilich  nicht  näher  dargelegt  werden  kann  — 
in  der  von  dem  zaristischen  System  geschaffenen  geistigen  Atmosphäre  des 
»Nihilismus«. 
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mung,  die  in  dem  »Ruf  nach  den  Räten«  *)  in  die  Erscheinung  trat. 
Daß  sie  dem  Proletariat  zuerst  zum  Bewußtsein  kam  und  vom 
Sozialismus  zuerst  aufgegriffen  wurde,  brachte  die  äußerliche  Ent- 
wicklung des  staatlichen  und  sozialen  Lebens  mit  sich.  Die  Stim- 
mung selbst  ist  aber  in  sich  weder  proletarisch  noch  sozialistisch, 
und  darin  liegt,  so  sehr  auch  vielfach  ihr  Bewußtsein  hinter  ihrer 
Wirkung  und  Betätigung  zurückgeblieben  sein  mag,  ihre  allge- 
meine Bedeutung  für  unser  Staatsdenken  und  -leben. 

Der  Gedanke,  der  aus  jener  Stimmung  geboren  ist,  ist  der, 
daß  die  Menschen  selbst  unmittelbar  aus  ihrer  sozialen,  wirt- 
schaftlichen und  geistigen  Position  und  Funktion  heraus  sich  das 
Recht  der  von  dieser  Position  und  Funktion  geforderten  Ordnung 
schaffen  sollen,  der  Staat  nur  die  Unverbrüchlichkeit  dieses  Rechts 
durch  den  Apparat  seiner  Herrschergewalt  sichern  soll.  Das  ist 
nichts  anderes  als  das  Prinzip  der  Trennung  des  Wirtschaftlichen 
und  Geistigen  vom  Staatlich-rechtlichen,  wie  die  geniale  Intuition 
Rudolf  Steiners  das  Problem  gesehen  hat2).  Denn  die  Gegenwart 
des  Staatslebens  zeitigt  Bildungen,  die  ganz  zweifellos  das  Prinzip  der 
»Dreigliederung  des  sozialen  Organismus«  nach  der  Idee  Steiners 
tragen.  Wie  weit  dies  Gepräge  im  Sinne  jenes  Prinzips  als  richtig 
angelegt  und  durchgeführt  anzusehen  ist,  hat  für  unsere  Frage 
keine  Bedeutung.  Für  uns  kommt  es  nur  auf  die  Tatsache  an. 
Und  da  erhellt  ohne  weiteres,  daß  das,  was  zur  Verwirklichung 
des  Rätegedankens  .in  unserer  Staats-  und  Rechtsordnung  neuer- 
dings für  das  Wirtschafts-,  insbesondere  das  Arbeitsleben  ge- 
schaffen worden  ist,  nichts  anderes  bedeutet,  als  eine  Abtretung 
der  Ordnungskompetenz  von  der  Mechanik  des  Staates  an  die 
Kräfte  des  Wirtschaftslebens  selbst3).  Nicht  anders  aber  ist  es 
mit  den  Ansätzen  zu  einer  eigenen  Organisation  des  Geisteslebens, 
wie  sie  (nach  der  Totgeburt  der  »Räte  geistiger  Arbeiter«)  jetzt 
mit  klarem  Zielwillen  zutage  getreten  sind  in  den  von  C.  H.  Becker 


i)  Vgl.  dazu  besonders  die  gleichnamige  Schrift  Arthur  Feilers  (Flugschriften 
der  Frankfurter  Zeitung  »Zur  deutschen  Revolution  6«)  1919,  die  eine  ebenso  fein 
gesehene  wie  tiefdringende  soziopsychologische  Analyse  der  Strebungen  mit  klarer 
Kritik  ihres  politischen  und  sozialen  Gedankengehalts  verbindet. 

2)  Rudolf  Steiner,  Die  Kernpunkte  der  sozialen  Frage,  1919. 

3)  Besonders  anschaulich  erscheint  diese  Bedeutung  in  den  in  der  Entwick- 
lungsgeschichte jener  Gesetzgebung  geradezu  grundlegend  gewordenen  program- 
matischen Darlegungen  Sinzheimers  über  den  Rätegedanken,  a.  a.  O.  besonders 
9  ff.,  31  ff. 
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ausgearbeiteten  Plänen  des  preußischen  Kultministeriums  für  eine 
»Renaissance  der  Gelehrtenrepublik«1). 

Es  handelt  sich  hier  überall  um  ganz  bestimmte  (und  doch 
ganz  allgemeine)  Rechtsideale,  die  keineswegs  erst  von  der  Re- 
volution geschaffen  oder  auch  nur  hervorgetrieben  sind,  sondern 
lediglich  in  der  durch  sie  geschaffenen  frischeren  Luft  etwas  von 
des  Gedankens  Blässe  verloren  haben.  Der  Gedanke  eines  aus 
dem  Wirtschaftsleben  selbst  wachsenden  Arbeitsrechts  war  schon 
längst  in  verschiedenen  Formen  (»demokratisches  Arbeitsrecht«, 
»soziales  Selbstbestimmungsrecht«)  aufgetreten,  am  klarsten  aus- 
geprägt vielleicht  durch  Sinzheimer2)  und,  ganz  unabhängig  von 
ihm  durch  den  Schweizer  Boos3).  Der  Gedanke  der  Verselbstän- 
digung der  Ordnung  des  Geisteslebens  von  der  politischen  Ord- 
nung hatte  den  großartigen  Plänen  Renners  zur  Lösung  des  Na- 
tionalitätenproblems zugrunde  gelegen4).  Aber  die  Gedanken 
gehen  weiter  zurück.  Man  hat  neuerdings  auf  gewisse  Pläne  Bis- 
marcks  hingewiesen.  Seine  Staats-  und  Sozialauffassung  war  sicher 
nicht  ihre  gegebene  Grundlage.  Wohl  aber  war  es  die  seiner  gei- 
stigen Gegner,  und  so  finden  wir  besonders  bei  Constantin  Frantz 
Spuren  davon.  Ihre  eigentliche  Grundlage  aber  liegt  schon  in 
der  klassischen  deutschen  Staatsauffassung,  die  Freiheit  und  Recht 
als  die  einigen  Lebensprinzipien  des  Staates  ansprach. 

In  der  Tat  ist  das  ganze  Problem ,  das  in  unseren  Tagen 
vom  Sozialleben  unmittelbar  hervorgetrieben  worden  ist,  für  den 
Staat  selbst  kein  anderes  als  das  der  Beschränkung  seiner  Tätig- 
keit, seiner  Aufgaben,  seiner  Zwecke :  das  Problem ,  das  für  die 
Staatslehre  des  deutschen  Klassizismus  die  Kernfrage  war.  Es  ist 
die  Frage  der  alten  Rechtsstaatslehre,  die  heute  wieder  aufzuneh- 
men das  Sozialleben  selbst  zwingt. 


1)  Dazu  meine  kurze  Darstellung  dieser  Pläne  in  der  Frankfurter  Zeitung, 
1920,  Nr.  65 

2)  Hugo  Sinzheimer^  Ein  Arbeitstarifgesetz,  die  Idee  der  sozialen  Selbstbe- 
stimmung im  Recht  1918  (dazu  die  klar  orientierenden  Ausführungen  W.  Opper- 
MMMI  im  Sachs.  Archiv  für  Rechtspflege  XIV,  103  ff.).  Aber  auch  z.  B.  Potthof, 
Probleme  des  Arbeitsrechts. 

3)  Roman  ßoos,  Der  Gesamtarbeitsvertrag  nach  Schweizerischem  Recht  1916. 

4)  Besonders  deutlich  herausgearbeitet  in  seinem  letzten  Werk  zu  dieser 
Frage  >Das  Sdbstbestimmungsrecht  der  Nationen.  I.  Teil:  Nation  und  Staat« 
1918.  Eine  nähere  Darlegung  dieses  Problems  der  kulturellen  Selbstverwaltung 
der  Nationen  im  Staat  hoffe  ich  demnächst  veröffentlichen  zu  können. 


20(5  Kurt  Wolzendorff : 

Daß  die  Frage  der  alten  Rechtsstaatsidee  wieder  zum  Leben 
erwacht,  kann  —  dies  sei  vorweg  bemerkt  —  nicht  gar  so  über- 
raschend erscheinen.  Nur  das  Gegenteil  wäre  merkwürdig.  Denn 
jene  Frage  ist  weder  durch  die  Empirie  noch  durch  die  Theorie 
des  Staates  jemals  wirklich  erledigt  worden.  Vielmehr  ist  seiner- 
zeit die  Idee  der  Selbstbeschränkung  des  Staates  auf  die  ihm 
wesenseigenen  und  -notwendigen  Aufgaben  am  Wege  der  poli- 
tischen Ereignisse  liegen  geblieben,  ohne  Nachwirkung  und  Weiter- 
entwicklung; ein  Opfer  der  Unfertigkeit,  Unfähigkeit  und  Unklar- 
heit des  deutschen  Staatscharakters:  die  innerpolitischen  Probleme 
waren  nicht  unter  ein  Gesetz  o'es  staatlichen  Eigenlebens  ge- 
stellt, sondern  preisgegeben  den  außerpolitischen  Eindrücken. 
Die  Reaktion  gegen  die  französische  Revolution  hatte ,  wie  be- 
sonders die  Geschichte  des  preußischen  Verwaltungsrechts  ganz 
klar  erkennen  läßt1),  zunächst  auf  ihrer  Flucht  rückwärts  zum 
Polizeigedanken  der  Bevormundung  die  vom  Staate  selbst  (preuß. 
Allg.  Landrecht)  aufgegriffene  Rechtsstaatsidee  einfach  im  Staats- 
denken erstickt,  nachher  war  dies  durch  die  dringende  Forderung  der 
Befreiung  von  der  äußeren  Knechtschaft  naturgemäß  jener  Frage 
entfremdet,  und  die  politische  Müdigkeit  nach  dem  Freiheitskampf 
hinderte  das  Zurückkehren  zu  ihr.  Die  Staatsauffassung  der  größ- 
ten deutschen  Denker  ist  in  Wirklichkeit  bis  heute  ein  unerle- 
digtes Problem  geblieben.  Nun  stellt  das  Sozialleben  selbst  die 
Frage,  die  jene  ein  Jahrhundert  zuvor  aufgegriffen  hatten. 

Das  Problem  ist  dasselbe,  was  vor  hundert  Jahren  das  Staats- 
denken der  besten  Deutschen  bewegte.  Denn  was  bedeutet,  vom 
Standpunkte  des  Staates,  die  Regelung  der  eigenen  Ordnung 
einzelner  Lebenskreise  durch  den  in  ihnen  gebildeten  Willen  als 
rechtlich  maßgebende  und  vom  Staat  daher  sanktionierte  Ord- 
nung? Doch  nur  das,  was  die  Rechts-  und  Soziallehre  des  Staates 
Selbstverwaltung  nennt.  Allgemein-sozialwissenschaftlich 
mag  es  —  das  bleibe  dahingestellt  —  richtiger  als  »Gliederung« 
gleich  wichtiger,  eigenberechtigter  Funktionen  des  sozialen  Orga- 
nismus zu  bezeichnen  sein.  Staatswissenschaftlich  ist  es  die 
vom  Staate  gewährte  Möglichkeit ,  unter  der  Garantie  seiner 
Macht  eine  von  ihm  anerkannte  und  daher  geschützte  rechtliche 
Ordnung  des  eigenen  Lebenskreises  vorzunehmen  und  zu  hand- 
haben :  Selbstverwaltung.  Selbstverwaltung,  das  ist  aber  die  Grund- 
idee,   die  das  ganze  Denken  jener  Männer  beherrschte,    die  vor 

i)  Polizeigedanke  88  ff. ;  dazu  auch  Ztschrft.  St.-W.  72,  535  ff. 
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hundert  Jahren  aus  der  germanischen  Idee  der  Genossenschaft- 
lichkeit im  Recht  einen  Verfassungsstaat  aus  deutschem  Geist 
und  aus  den  realen  Kräften  des  deutschen  Gemeinlebens  errichten 
wollten ;  der  praktischen  Staatsmänner  wie  der  theoretischen  Staats- 
denker. 

Das  Problem  der  Eigenorganisation  einzelner  Funktionenge- 
biete des  Soziallebens  gehört  in  das  allgemeine  staatliche  Problem 
der  Selbstverwaltung.  Es  handelt  sich  hier  nur  um  eine  neue  Er- 
scheinungsform der  Selbstverwaltung  und  ihres  Problems.  Die 
Wandelung  und  Formbereicherung  politischer  Organisations- 
probleme ist  aber  etwas  in  ihrem  Wesen  liegendes.  Und  in  un- 
serem Falle  durchaus  nicht  ohne  geschichtliches  Gegenstück.  Die 
Selbstverwaltung  ist  im  modernen  Staate,  wie  dessen  Lehre  längst 
erkannt  hat,  selbst  nur  eine  Form  der  Dezentralisation  des  Staates. 
Zentralisation  und  Dezentralisation  des  Staates  aber  können  re- 
gional (örtlich)  und  real  (sachlich-gegenständlich)  sein.  Der  mo- 
derne Staat  stellte  z.  B.  im  älteren  Preußen  seine  Einheit  organi- 
satorisch durch  reale  Zentralisation  bei  regionaler  Dezentralisation 
her  (Provinzialministerien)  und  ging  erst  im  19.  Jahrhundert  über 
zum  System  der  regionalen  Zentralisation  mit  —  nach  Fallen  der 
Institution  des  »Kanzlers«  —  realer  Dezentralisation  (Kollegien  der 
Fachminister);  wobei  immer  noch  das  alte  System  der  Real- 
zentralisation  in  der  Institution  der  als  detachierte  Zentralorgane 
in  der  Provinz  fungierenden  Oberpräsidenten  erhalten  blieb1). 
Wie  damals  zum  Teil  neben,  zum  Teil  an  die  Stelle  der  realen 
die  regionale  Zentralisation  trat,  so  tritt  jetzt  neben  die  regionale 
Dezentralisation  in  der  örtlichen  Selbstverwaltung  die  sachliche 
Realdezentralisation  in  der  Selbstverwaltung  einzelner  Zweige 
des  Gemeinschaftslebens. 

Das  Auftauchen  dieses  neuen  Selbstverwaltungszweiges  be- 
deutet die  Rückkehr  nicht  nur  zu  den  Grundideen  der  Staats- 
männer aus  der  größten  Zeit  Preußens,  der  Stein,  Hardenberg, 
Scharnhorst ,  Boyen  usw.,  sondern  auch  zu  den  Einzelheiten  der 
Rechtsstaatslehre  des  deutschen  Klassizismus.  Denn  die  sog. 
strenge  Rechtsstaatslehre  war  nicht  so  gedacht  (wie  oberfläch- 
liche   spätere  Kritik    es    gerne  erscheinen  läßt),  daß  auf  all  den 


1)  Dasselbe  System  kommt  übrigens  in  etwas  anderer  Form  wieder  neuer- 
dings zur  Erscheinung  in  der  Einrichtung  der  Staats-  und  Pcichskommissare  für 
einzelne  Staatsgebiete  und  hat  hier  wieder  lein  Gegenstück  in  dem  Zcntralkom- 
missnr  für  die  öffentliche   Sicherheit   im  ganzen  Staatsgebiet. 


2o8  Kurt  Wolzendorff : 

Gebieten,  von  denen  sich  der  Staat  durch  Selbstbeschrän- 
kung auf  den  »Rechts-  und  Sicherheitszweck«  zurückzieht,  nur 
ein  soziales  Vakuum,  eine  wilde  Wirrnis  anarchischer  individuali- 
stischer Ellenbogenregung  entstehen  sollte;  sondern  es  sollte  nur 
einer  sozialen  Ordnung  aus  freien  genossenschaftlichen  Bildungen 
Raum  gegeben  werden. 

Dabei  handelt  es  sich  nicht  um  irgendeine  allgemeine  Gleich- 
artigkeit in  der  Geistesrichtung  mit  modernen  Ideen  und  Strebun- 
gen, sondern  um  ganz  konkrete  soziologische  Uebereinstimmung. 
Sehr  anschaulich  tritt  das  z.  B.  in  der  radikalsten  Programm- 
schrift des  strengen  Rechtsstaats,  den  »Ideen«  W.  v.  Hum- 
boldts1) hervor,  wo  es  geradezu  verblüffend  modern  anmutet,  wie 
ganz  dasselbe,  was  jetzt  als  der  »Rätegedanke«  gefaßt  wird,  klar 
herausgearbeitet  ist:  die  Notwendigkeit,  durch  die  Sozialordnung 
den  arbeitenden  Menschen  in  innere  Beziehung  zum  sozialen  Wert 
seiner  produzierenden  Tätigkeit  zu  bringen,  die  Arbeit  (wie  es 
Humboldt  mit  unvergleichlicher  Treffsicherheit  nennt)  zur  »Selbst- 
Tätigkeit«  zu  erheben.  Die  »Einheit  der  Anordnung«,  die  dazu 
nötig  ist,  wird  nun  —  so  sagt  Humboldt  —  durch  »Staatsanstal- 
ten« auf  die  Dauer  nicht  mit  Sicherheit  erreicht,  da  diese  stets 
auf  die  (Herrscher-) »Gewalt«  gestellt  sind,  der  letzte  Recht- 
fertigungsgrund  der  Herrschergewalt,  die  rechtliche  Einwilligung 
der  Regierten,,  aber  gerade  mit  der  sachlichen  Ausdehnung  der 
Staatstätigkeit  psychologisch  immer  unsicherer  wird.  Deshalb,  wenn 
sogar  der  Staat  selbst  »im  engsten  Verstände  eine  Nationalverbin- 
dung« (wir würden  sagen:  ein  echter  Volksstaat,  eine  vollkommene 
Demokratie)  wäre,  so  bliebe  dabei  immer  noch  als  unausschaltbare 
Hemmung  die  Unentbehrlichkeit  der  »Repräsentation«  und  die  Be- 
helfsmäßigkeit ihrer  Mechanik.  Deshalb  ist  »freie  Vereinigung«,  ist 
eine  »Nationalanstalt«  (wir  würden  sagen:  Selbstverwaltung  freier 
genossenschaftlicher  Bildungen),  besser  als  jede  »Staatsanstalt«  zur 
Erreichung  wirtschaftlicher  und  geistiger  Gemeinschaftszwecke.  Sie 
fördern  zugleich  die  Eigenkraft  des  Volkes  und  stärken  damit  wieder 
die  Grundlagen  des  Staates:  »als  Folgen  der  Selbsttätigkeit  scha- 
den sie  endlich,  selbst  bei  beträchtlicher  Einschränkung  der  Frei- 
heit, dennoch  dem  Charakter  minder,  und  vielmehr ,  wie  sie  nur 
bei  einem  gewissen  Maße  der  Aufklärung  und  des  Wohlwollens  ent- 
stehen, so  tragen  sie  wiederum  dazu  bei,  beide  zu  erhöhen.  Das  wahre 

i)  W.  v.  Humboldt,  Ideen  zu  einem  Versuche,  die  Grenzen  der  Wirksamkeit 
des  Staates  zu  bestimmen,  besonders  40 — 43,  114,  175,  133. 
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Bestreben  des  Staates  muß  aber  dahin  gerichtet  sein,  die  Men- 
schen durch  Freiheit  dahin  zu  führen,  daß  leichter  Gemeinheiten 
entstehen,  deren  Wirksamkeit  in  diesen  und  vielfältigen  ähnlichen 
Fällen  an  die  Stelle  des  Staates  treten  können.«  Es  sind  völlig 
unsere  Probleme,  die  Humboldt  so  entwickelt. 


Das  Staatsproblem,  wie  es  die  Staatstheorie  des  deutschen 
Klassizismus  vor  anderthalb  Jahrhunderten  gestellt  hat,  ist  dasselbe, 
das  heute  unmittelbar  von  den  Bedürfnissen  und  Strebungen  des 
Soziallebens  hervorgetrieben  ist.  Das  spricht  nicht  dagegen,  son- 
dern dafür,  daß  es  das  Problem  einer  neuen  Staatsepoche  ist.  Die 
letzte  Epoche  glaubte  das  Problem  »Freiheit  und  Staatlichkeit« 
gelöst  durch  Schaffung  eines  Systems  politischer  und  rechtlicher 
Institutionen,  die  dem  menschlichen  Individuum  gaben  einerseits 
einen  Schutz  vor  willkürlichen  Eingriffen  der  Organe  der  Staats- 
gewalt in  seine  »individuelle  Freiheitssphäre«  andererseits  die  Mög- 
lichkeit der  Einwirkung  auf  die  Staatsgewalt  (politische  Rechte). 
Jetzt  regt  sich  der  Gedanke,  daß  bei  dem  wesentlich  formalen 
Charakter  des  Staates  damit  für  die  materielle  Freiheit  des  mensch- 
lichen Individuums  noch  nicht  die  genügende  Sicherheit  gewonnen 
ist,  da  durch  das  Zwischenspiel  rechtlich  nicht  faßbarer,  außer- 
halb der  Interesse  Status  publici  stehender  Kräfte  der  Me- 
chanismus des  Staats  zu  Auswirkungen  gedrängt  werden  kann, 
die  die  Lebenszwecke  seiner  Institutionen  ersticken  und  ertöten. 
Das  hat  dann  den  weiteren  Gedanken  erzeugt,  daß  einerseits  die 
zu  solchem  Zwischenspiel  im  staatlichen  Apparat  neigenden  so- 
zialen Kräfte  und  Funktionen  ihr  Gebiet  eigener  organisatorischer 
Auswirkung  außerhalb  des  Staates  und  frei  von  seiner  Machtein- 
wirkung haben  müssen,  andererseits  aber  auch  der  staatliche 
Apparat  des  interesse  Status  publici  freibleiben  und  freier- 
halten werden  muß  von  dem  Hineinspielen  jener.  Das  Staats- 
problem ist  daher  nicht  mehr  in  erster  Linie  das  der  Grenzen 
zwischen  der  Staatsmacht  und  der  individuellen  Freiheitssphäre 
seiner  Bürger,  sondern  das  der  Grenzen  zwischen  den  sozialen 
Funktionsgebieten  des  Staates  und  nichtstaatlicher 
Organisationen.  Das  Staatsproblem  ist  also  das  der  Bestim- 
mung des  wesenseigenen  Funktionengebiets  des  Staates,  des 
reinen  Staates. 


Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswtssensch.  1930.     t/a.  I  .} 


2io  ^urt  Wolzendorff: 

Die  Staatslehre  des  deutschen  Klassizismus  hatte  das  Pro- 
blem des  reinen  Staates  theoretisch  lösen  wollen  durch  eine  Be- 
griffsbestimmung des  eigenen  Wesens  des  Staates,  durch  seine 
Beschränkung  auf  die  Zwecke  von  »Recht  und  Sicherheit«:.  Wenn 
sie  auch  diese  Begriffe  gewiß  nicht  so  primitiv  und  naiv  auf- 
faßte, wie  das  spätere  Schulmeisterei  der  Enkel  —  in  der  unseligen 
intellektualistischen  Unbescheidenheit,  in  der  wir  Deutsche  gegen- 
über unserer  geistigen  Geschichte  uns  nie  genug  tun  können  — 
darzustellen  liebt,  so  erscheint  mir  doch  zweifellos,  daß  schon 
dieser  Versuch  einer  Erklärung  durch  so  vieldeutige  Begriffe  ver- 
fehlt war.  Zweifelhaft  hingegen  erscheint  mir,  ob  überhaupt  eine 
einwandfreie  begriffliche  Bestimmung  der  Idee  des  reinen  Staates 
(zum  mindesten  ohne  viel  tiefere  logische  Untergründung,  als  hier 
möglich)  zu  finden  sein  wird.  Aber  in  der  Untersuchung  eines 
schulgerechten  Begriffs  des  reinen  Staates  sehe  ich  auch  gar  nicht 
die  Aufgabe.  Denn  der  Begriff  wird  von  selbst  gegeben  sein, 
wenn  wir  die  Erkenntnis  gefunden  haben.  Für  die  Erkenntnis 
aber  gibt  es  zunächst  nur  die  eine  Richtschnur:  der  Staat  ist  eine 
einzigartige  Einrichtung  des  menschlichen  Soziallebens,  und  aus 
dieser  Einzigartigkeit  muß  daher  sein  Wesen  zu  bestimmen  sein. 

Die  Einzigartigkeit  des  Staates  als  Einrichtung  liegt  in  seiner 
Macht;  anders  ausgedrückt:  in  der  Ursprünglichkeit  seiner  Herr- 
schergewalt. Alle  Macht  in  der  Ordnung  des  Soziallebens  kommt 
vom  Staate  her.  Nur  er  hat  sie  in  sich.  Das  Problem  der  Rein- 
heit des  Staates  ist  deshalb,  daß  von  ihm  keine  andere  Macht 
ausstrahlt,  als  sie  von  ihm  selbst,  von  seiner  Existenz  gefor- 
dert wird. 

Um  die  Bedeutung  dieser  Feststellung  klarzuhalten:  alle 
Mißstände  der  Ordnung  des  Soziallebens  beruhen  nur  auf  einer 
in  ihr  als  mißbräuchlich  wirkenden  oder  empfundenen  Machtaus- 
übung; da  alle  Macht  aber  ihre  letzten  Quellen  nur  im  Staate 
hat,  also  auf  einer  Ablenkung  der  Wesensäußerung  des  Staats: 
denn  die  wesenseigene  Richtung  des  Staates  kann  nur  die  rechte 
Ordnung  des  Soziallebens  sein,  dessen  letzte,  äußerste  Stütze  er 
bildet.  Die  Rechtmäßigkeit  aller  Macht  ist  das  Wesenserfordernis 
des  Staates;  Bedingung  aus  seiner  Existenz  und  für  seine  Exi- 
stenz. Das  ist  zugleich  für  die  Bestimmung  des  Problems  des 
reinen  Staates  wieder  von  weiterer  Bedeutung. 

Das  ureigenste  Wesen  des  Staates  ist  seine  nicht  weiter  ab- 
leitbare Herrschaftsgewalt,  seine  Macht.     Aber  die  Macht  ist  nicht 
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zu  trennen  von  dem  Recht,  das  (sofort  jenseits  der  primitivsten 
Gestaltung  des  Soziallebens)  aus  der  Notwendigkeit  der  Organi- 
sation die  schlechterdings  ihr  unentbehrliche  Form  ihrer  Weiter- 
leitung in  die  Wirkung  ist.  Weil  der  Staat  ist  und  sein  muß, 
daher  sich  erhalten  muß,  muß  er  das  Recht  sich  erhalten,  um 
seine  Macht  auswirken  zu  können.  Mit  und  in  der  Disposition 
über  die  Macht  gehört  die  Erhaltung  des  Rechts  zum  Wesen  des 
Staats,  zum  reinen  Staat.  Hier  beginnt  nun  aber  die  Schwierig- 
keit, in  der  die  alte  Theorie  des  strengen  Rechtsstaates  ihre 
Mängel  hatte.  »Recht«  ist  nichts  aprioristisch  Feststellbares,  es 
ist  vor  allem  nicht  —  zu  welcher  Auffassung  jene  alte  Theorie 
immerhin  neigte  —  einfach  das  jus  civile  und  die  zu  seiner  Sank- 
tion dienende  Prozeß-  und  Strafordnung.  Ist  aber  »Recht«  das 
ganze  positive  Recht,  kommen  wir  dann  nicht  umgekehrt  dahin, 
daß  im  modernen  Staate  des  sozialen  Rechts  es  überhaupt  keine 
Wesensschranken  des  Staates  geben  kann?  Mit  nichten,  denn 
vor  allem  ist  nicht  die  Gestaltung,  sondern  nur  die  Erhaltung 
des  Rechts  die  zu  seinem  Eigenwesen  gehörende  Aufgabe  des 
Staats.  Der  Versuch  ihrer  Lösung  wird  zwar  ohne  den  Versuch 
zur  Einwirkung  auf  die  Gestaltung  des  Rechts  nicht  immer  aus- 
kommen können.  Die  Rechtssetzung  (die  in  Wirklichkeit  ja  nie 
Rechtsschöpfung  ist)  wird  der  Staat  daher  zwar  nicht  entbehren 
können.  Aber  er  bedarf  ihrer  nicht  an  sich  und  restlos,  sondern 
nur  soweit  sein  ureigenstes  Wesen,  die  Macht,  es  verlangt.  Und 
das  ist  allerdings  nur  in  bestimmten  Grenzen  der  Fall.  Diese 
Grenzen  sind  die  Grenzen  des  reinen  Staates,  bestimmbar  im 
Einzelnen  freilich  nicht  durch  den  Staat  selbst,  sondern  durch 
ihn  nur  vollziehbar.  Bestimmt  werden  sie  durch  die  jeweilige 
Gestaltung  des  Soziallebens  überhaupt. 

Eine  Erkenntnis  ist  allerdings  bei  diesen  Gedankengängen 
vorausgesetzt;  daß  nämlich,  wie  Gierke  sagt,  >Recht  und  Staat 
ebenbürtige  Mächte«  sind.  Der  Staat  braucht  das  Recht,  um 
an  seiner  Ordnung  Halt  zu  haben,  aber  das  Recht  braucht  auch 
den  Staat  mit  seiner  Macht,  um  jene  Garantie  seiner  Gültigkeit 
zu  haben,  die  psychologische  Voraussetzung  ist  für  die  sein  Wesen 
bestimmende  und  seine  Existenz  bedingende  Ueberzeugung  von 
seiner  Gültigkeit.  Der  Staat  kann  deshalb  das  Recht  nicht  aus 
sich  schaffen;  umgekehrt  aber  auch  nicht  das  Recht  den  Staat 
und  seine  Macht.  Beide  bedürfen  einander.  Das  Recht,  als  das 
tiefere    Prinzip,    hält   letzten   Endes   den  Staat    in    Banden.     Der 
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Staat,  als  das  vitalere,  wird  und  muß  deshalb  versuchen,  das 
Recht  zu  bestimmen,  um  seine  Macht  und  die  sie  stützenden 
Sozialinteressen  lebensfähig  zu  erhalten.  Aber  aus  seinem  Wesen 
gerechtfertigt  ist  doch  dies  Streben  nur,  soweit  das  Sozialleben 
solchen  Einfluß  des  Staates,  der  Macht,  auf  seine  Ordnung  nötig 
macht. 


Daß  das  Sozialleben  aus  seinen  eigenen  Gesetzen  der  Wir- 
kungsmöglichkeit des  Staates ,  seiner  Lebensbetätigung  also  und 
damit  auch  dem  Wesen  seines  Lebens  ganz  bestimmte  Grenzen 
zieht,  ist  für  die  Staatslehre  gar  keine  neue  Erkenntnis.  Wir  brauchen 
uns  z.  B.  nur  daran  zu  erinnern ,  wie  G.  Jellinek  die  wesens- 
eigenen Zwecke  des  Staates  dargestellt  hat.  Er  weist  auf  die  »ein- 
fache psychologische  Ueberlegung«  hin  dafür,  daß  der  Staat  nichts 
erzeugen  kann,  was  ausschließlich  der  menschlichen  Innerlich- 
keit angehört,  weil  ihm  nur  äußere  Mittel  zu  Gebote  stehen; 
daß  daher  weder  Religion  noch  Sittlichkeit,  noch  Kunst  und  Wis- 
senschaft Gegenstand  des  Staatsbetriebes  sein  können,  der  Staat 
vielmehr  nur  die  günstigen  äußeren  Bedingungen  setzen  kann, 
unter  denen  sich  diese  von  ihm  inhaltlich  ganz  unabhängigen 
Lebensbetätigungen  entwickeln  können.  Ebensowenig,  sagt  Jelli- 
nek, kann  der  Staat  unmittelbar  auf  das  physische  Leben  ein- 
wirken, Gesundheit,  Kraft  und  Zahl  des  Volkes  hervorbringen; 
er  kann  aber  auch  nicht  einmal  wirtschaftliche  Güter  er- 
zeugen ,  sondern  nur  Hemmungen  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit 
hinwegräumen  und  anspornend  auf  sie  einwirken:  die  produkti- 
ven Elemente  liegen  wesentlich  im  Individuum  und  der  nicht- 
staatlichen Gesellschaft.  Aus  der  nur  äußeren  Einwirkungsfähig- 
keit des  Staates  leitet  Jellinek  weiter  die  Erkenntnis  ab,  daß 
sein  Tätigkeitsbereich  liegt  nur  auf  dem  Gebiete  des  durch  aus- 
schließlich gemeinsame,  also  nach  außen  wirkende,  menschliche 
Tat  Erreichbaren ;  nur  die  solidarischen  menschlichen  Lebens- 
äußerungen sind  dem  staatlichen  Betriebe  zugängig  und  auch  sie 
nur,  soweit  sie  ihrem  Wesen  nach  planmäßig  sind,  insbesondere 
also    nicht    als  Ausflüsse   psychischer  Massenwirkung   erscheinen. 

Mit  diesen  Erkenntnissen  der  bisherigen  Staatslehre  haben 
wir  schon  ohne  weiteres  eine  wissenschaftliche  Grundlage  für 
die  Ideen  des  reinen  Staates  und  der  Selbstverwaltung  ein- 
zelner Funktionengebiete   des   sozialen  Organismus:    das   geistige 
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und  das  Wirtschaftsleben  verlangen  aus  ihrem  Wesen  her- 
aus Eigenorganisation.  Hier  liegt  aber  gar  nicht  unmittelbar  die 
Schwierigkeit.  Uie  Forderung  der  Ausscheidung  aus  der  staat- 
lichen »Einheit«  ist  an  sich  klar.  Sie  ist  aber  nur  durchführbar 
zusammen  mit  ihrem  Gegenstück:  dem  Rückzug  des  Staates,  der 
Macht,  aus  dem  geistigen  und  Wirtschaftsleben.  Und  da  ist  die 
Frage  :  wie  weit  ist  diese  Selbstbeschränkung  des  Staates  mög- 
lich? Denn  der  Staat  als  eine  Körperschaft  bedarf  geistiger  und 
wirtschaftlicher  Kräfte,  er  arbeitet  mit  ihnen,  verbraucht  und  er- 
zeugt sie.  Seinem  Wesen  aber,  der  Unmittelbarkeit  seiner  Macht, 
widerspricht  es  offenbar,  sich  abhängig  zu  halten  von  dem  Ver- 
fügungsrecht selbständig  neben  ihm  stehender  sozialer  Organisa- 
tionen. Hier  liegt  das  praktische  Problem :  in  der  organisatorischen 
Selbstgenügsamkeitstendenz  des  Staates,  seiner  Absorbtions- 
tendenz. 

Das  Problem  hat  zwei  Seiten,  eine  formelle  und  eine  mate- 
rielle. Die  formelle  liegt  darin,  daß  auch  der  geistige  und  der 
wirtschaftliche  corpus  der  Organisationsform  bedürfen,  daher  der 
Rechtsordnung  und  deshalb  des  Staates  und  seiner  Macht  als  Ga- 
ranten der  rechtlichen  Regelung  ihrer  Lebensordnung  nicht  ent- 
raten  können.  Wir  haben  schon  gesehen ,  daß  dieses  formelle 
Problem  sich  lösen  läßt  durch  das  Prinzip  der  Selbstverwaltung. 
Viel  schwieriger  ist  das  materielle  Problem;  was  muß  der  Staat 
an  die  Selbstverwaltung  der  beiden  anderen  Glieder  des  sozialen 
Organismus  sachlich  abtreten,  was  kann  er  seiner  Autarkie  vor- 
behalten, ohne  die  sachliche  Reinheit  seines  Wesens  zu  verletzen? 

Bleiben  wir  auch  hier  zunächst  auf  dem  bereiteten  Boden 
unserer  bisherigen  Staatslehre.  Ausschließlich  dem  Staate  ge- 
hörig —  sagt  wieder  G.  Jellinek  —  ist  der  Schutz  der  Gesamt- 
heit, nicht  nur  nach  außen,  sondern  auch  nach  innen :  Strafrecht, 
Polizei ,  Staatswirtschaft  sind  ihm  allein  vorbehalten ,  daher 
auch  die  Aufrechterhaltung  der  gesamten  Rechtsordnung.  Aber, 
so  sagt  Jellinek  weiter,  schon  der  Macht-,  Sicherheit*  und  Rechts- 
zweck nötigen  den  Staat,  seine  Tätigkeit  auf  die  nur  mittelbar 
diesen  Zwecken  dienenden  Funktionen  auszudehnen :  die  Beschaf- 
fung der  ökonomischen  Mittel,  und,  da  diese  von  dem  Stande 
der  Volkswirtschaft  abhängig  ist ,  die  Beeinflussung  der  Volks- 
wirtschaft. Jellinek  weist  darauf  hin,  wie  geschichtlich  die  wirt- 
schaftliche Verwaltungstätigkeit  des  Staates  vielfach  aus  rein  fis- 
kalischen und   militärischen  Gründen   entstanden    ist,     vor  allem 
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das  ganze  Kommunikationswesen  :  Wege,  Post,  Eisenbahnen  usw. 
Wie  weit  hier  der  Staat  aus  seinem  unmittelbarsten  machtegoisti- 
schen Interesse  in  die  sozialen  Interessengebiete  des  Wirtschafts- 
lebens nicht  nur,  sondern  auch  des  Geisteslebens  getrieben  wer- 
den kann,  zeigt  uns  am  deutlichsten  das  Beispiel  des  eudä- 
monistischen  Polizeistaates  des  18.  Jahrhunderts1).  Und  besonders 
lehrreich  wird  stets  die  Tatsache  bleiben,  daß  im  19.  Jahrhundert 
für  den  preußischen  Staat  der  erste  Anstoß  zum  Bruch  mit  dem 
»laissez-faire,  laissez-aller«  im  Arbeitsrecht  gegeben  worden  ist 
durch  die  militärische  Feststellung  des  schädlichen  Einflusses  der 
industriellen  Kinderarbeit  auf  die  Tauglichkeitsquote  des  Ersatzes2). 
Fast  auf  allen  Gebieten  des  menschlichen  Gemeinlebens  drängt 
so  den  Staat  schon  sein  reines  Machtinteresse  zur  Ein- 
mischung. Wie  ist  da  eine  Einschränkung  als  Grundsatz  denk- 
bar? Auch  hier  läßt  uns  unsere  bisherige  Staatslehre  nicht  ohne 
Antwort. 

Das  Verhältnis  des  Staats  —  so  sagt  wieder  G.  Jellinek  — 
zu  den  einzelnen  menschlichen  Solidarinteressen  ist,  wenngleich 
er  »auf  Grund  geschichtlicher  Entwicklung  und  der  herrschenden  An- 
schauungen« zu  ihnen  allen  in  Beziehung  zu  treten  berufen  erscheint, 
doch  durch  ihre  Natur  bedingt:  nur  soweit  die  freie,  individuelle 
oder  genossenschaftliche  Tat  unvermögend  ist,  den  anzustreben- 
den Zweck  zu  erreichen,  kann  und  muß  der  Staat  ihn  überneh- 
men, soweit  er  dazu  fähig  ist,  d.  h.  soweit,  als  planmäßige,  mit 
äußeren  Mitteln  arbeitende  Tätigkeit  gehen  kann.  In  ersterem  — 
es  ist  übrigens  auch  das  ein  alter  Gedanke  der  Staatslehre  der 
Aufklärung  —  sehe  ich  das.  Entscheidende :  nicht  überall  da  hat 
der  Staat  sein  Wirkungsgebiet,  wo  sein  unmittelbares  Machtinter- 
esse im  Spiele  ist,  sondern  nur  da,  wo  das  Sozialleben  aus  sich 
heraus  nicht  imstande  ist ,  Lösungen  zu  bringen  ,  die  auch  dem 
staatlichen  Machtinteresse  genügen.  Das  heißt  also:  es  liegt  im 
Wesen  des  Staates,  daß  seine  Macht  grundsätzlich  in  Hinter- 
grund und  die  ultima  ratio  des  Soziallebens  bleibt;  er  ist  die 
Macht  der  Ordnung  im  Recht  des  sozialen  Lebens. 


Die  Beschränkung  der  staatlichen  Wirkung  auf  das  spezifisch 
»Politische«,    Ordnende    ist    tatsächlich    ein  Erfordernis   aus  dem 


1)  Näheres  Polizeigedanke   16  ff. 

2)  Dazu  Polizeigedanke  217  ff. 
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Wesen  des  Staates,  aber  nicht  sowohl  nur  aus  jenen  staatswissen- 
schaftlich längst  erkannten  Wesensbeziehungen  der  Staatlichkeit  im 
und  zum  Gesamtorganismus  des  Soziallebens,  sondern  aus  dem 
eigenen  Lebensgesetze  des  Staates  selbst  heraus.  Das  staatliche 
Machtinteresse  an  sich  geht  durchaus  nicht  auf  Durchdringung 
des  ganzen  Soziallebens.  Die  Lebenserscheinungen,  um  die  es 
sich  dabei  handelt,  liegen  freilich  der  bisherigen  Betrachtungsweise 
unserer  Staatswissenschaft  so  fern ,  daß  hier  nur  Andeutungen 
möglich  sind1). 

Die  Macht  der  Ordnung,  die  uns  der  Staat  sein  soll,  kann 
festen  Lebensbestand  haben  nur,  wenn  ein  vollständig  klares  Ge- 
füge ihrer  Organisation  deren  absolut  ihren  Grundgesetzen  ent- 
sprechende Funktion  sichert.  Das  ist  aber  nur  dann  denkbar, 
wenn  in  diesem  Räderwerk  ein  Hineingreifen  anderer  Kräfte  un- 
möglich gemacht  ist,  die  ihrem  Wesen  nach  nicht  auf  das  staat- 
liche Prinzip,  das  Ordnungsinteresse  der  Gemeinschaft,  sondern 
auf  andere  Interessen  eingestellt  sind;  desgleichen  aber  auch  nur, 
wenn  nicht  Kräfte  in  das  Räderwerk  hineingezogen  und  von  ihm 
zerrieben  werden,  deren  selbständige  Wirkung  der  Staat  nicht 
entbehren  kann. 

Die  beiden  Grundpfeiler  des  Staates,  die  Macht  der  Gemein- 
schaftsordnung  und  die  Freiheit  der  Volksgenossen,  stehen  auf 
sandigem  Bohlen,  sobald  das  Ordnungsinteresse,  das  allein  die 
staatliche  Macht  zur  Verfügung  haben  soll,  mit  wirtschaftlichen 
Interessen  verquickt  ist.  Dabei  ist  es  gleichgültig,  ob  die  ur- 
sprüngliche politische  Macht  sich  in  die  Wirtschaftsordnung  ein- 
drängt, oder  organisierte  wirtschaftliche  Kraft  die  politische  Macht 
sich  erobert.  Ein  System,  in  dem  die  politische  Macht  über  und 
durch  die  wirtschaftlichen  Interessen  und  Kräfte  herrschen  will, 
ist  zur  politischen  und  sozialen  Entartung  verdammt:  der  merkan- 
tilistische  Polizeistaat  ist  dafür  ein  Schulbeispiel,  der  kommunisti- 
sche Jesuitenstaat  von  Paraguay  aber  ebenso.  Nicht  mehr  jedoch 
und  nicht  minder  unentrinnbar  der  Entartung  verfallen  ist  ein 
System,  in  dem  organisierte  wirtschaftliche  Kraft  politische  Macht 
erwirbt,  heiße  diese  Kraft  nun  »Kapitale  oder  »Arbeite:  die  Zunft- 
herrschaft in  den  mittelalterlichen  Städten  und  die  Hansa  selbst 
haben  in  der  Geschichte  das  Beispiel  gegeben,  die  Sowjetrepublik 
Rußlands  scheint  sie  unseren  Tagen  zu  wiederholen.    Eine  Tren- 

l)  Ich  hoffe  darüber  nähere  Ausführungen  demnächst  an  anderer  Stelle  ver- 
öffentlichen zu  können. 
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nung  der  organisatorischen  Betätigungsfelder  der  wirtschaftlichen 
Interessen  und  des  politischen  Interesses  ist  ein  Lebenserforder- 
nis des  Staates  selbst. 

Dasselbe  Lebenserfordernis  des  Staates  besteht  aber  auch 
gegenüber  dem  Geistesleben.  Denn  der  Staat  sind  —  trotz  aller 
juristischen  Wissenschaft  —  die  Menschen,  die  in  ihm  regieren 
und  regiert  werden.  Das  Fundament  des  Staates  liegt  in  den 
menschlichen  Werten  seines  Volkes.  Er  braucht  diese  mensch- 
lichen Werte,  die  schließlich  nur  die  Seele,  die  des  Geistes  Mark 
ist,  erzeugen  kann.  Er  braucht  deshalb  ein  eigenkräftiges  Geistes- 
leben, damit  ihm  die  motorischen  Kräfte,  die  er  selbst  nicht  er- 
zeugen kann,  daraus  zuströmen:  die  Kräfte  des  Antriebs,  der 
Richtung  und  der  Hemmung.  Und  er  braucht  es  umso  mehr,  je 
größer  der  Sinn  für  Ordnung  und  Einordnung  in  einem  Volke  ist. 
Denn  destomehr  ist  Erstarkung  des  Geistes  in  Freiheit  nötig1). 
Die  eigentliche  Bedeutung  dieses  Problems  liegt  aber  darin,  daß 
eine  besondere  Sicherung  dieser  Freiheit  nötig  ist.  Handelt 
es  sich  doch  gar  nicht  um  die  Gefahren  innerer  Erschütterung, 
denen  sich  der  Staat  aussetzt,  wenn  er  ad  hoc  mit  den  rein 
äußeren  Mitteln  seiner  Macht  in  bereits  verselbständigtes  Geistes- 
leben eingreift  und  damit  dessen  Kräfte  gegen  sich  auf  den  Plan 
ruft  (»Kulturkampf«!),  sondern  um  die  Gefahren  aus  den  viel  zu 
wenig  beachteten  immanenten,  organisatorisch  gar  $icht  sichtbar 
hervortretenden  Beziehungen  der  Staatlichkeit  zur  Geistigkeit.  Sie 
sind  wohl  wesentlich  zweierlei  Art.  Einmal  hat  der  Staat  aus 
seinem  Lebensinteresse  der  Macht  heraus  schon  die  wesenseigene 
Tendenz,  durch  die  Struktur  seiner  Einrichtungen  und  die  Anlage 
seiner  Maßnahmen  seine  Autorität  psychologisch  zu  stützen  und 
dadurch  —  ohne  den  Eigenzweck,  dies  an  sich  und  allgemein  zu 
tun  (Kulturpolitik)  —  das  Geistesleben  in  seinen  Bann  zu  ziehen. 
Zum  andern  wirkt  schon  der  geistige  Gehalt  seines  Systems  un- 
mittelbar auf  das  Geistesleben  des  Volkes.  Jeder  Fehler  dieses 
Systems  wird  dadurch  automatisch  zu  einer  Quelle  seiner  weiteren 
Entartung,  die  schließlich  seinen  Zusammenbruch  herbeiführen 
muß  —  wenn  nicht  aus  einem  freien  Geistesleben  selbständige 
Hemmungskräfte  entgegenstehen.  Das  alles  sind  ziemlich  kom- 
plizierte Dinge,  die  sich,  wie  gesagt,  hier  nur  andeuten  ließen. 
Eine  gewisse  Veranschaulichung  dazu  aber  gibt  vielleicht  schon 
das  von  mir  früher  an  dieser  Stelle  skizzierte  Verhältnis  von  >Auf- 

i)  Vgl.  dazu  auch  unten  224  insbes.  Anm.  1. 
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klärung  und  Polizeistaat«,  sowie  die  von  mir  an  anderer  Stelle 
beleuchtete  Erscheinung  der  Komplementarität  der  Regierungs- 
prinzipien  und   des  staatsbürgerlichen  Denkens1). 


Die  grundsätzliche  Verselbständigung  der  nicht-politischen,  gei- 
stigen und  wirtschaftlichen,  sozialen  Funktionengebiete  ist  ein  Gebot 
der  Reinigung,  Klärung  und  Sicherung  der  Staatsfunktion  selbst.  Die 
Wesensbeschränkung  des  Staates  auf  die  Funktion  als  Macht  der 
Ordnung  im  Recht  des  sozialen  Lebens  ist  ein  Lebensgesetz  des 
Staates  selbst.  Damit  hat  allerdings  das  Problem  noch  nicht 
genügende  Bestimmung  erfahren.  Denn  es  ist  seine  Eigenart, 
daß  es  zwei  ganz  verschiedene,  aber  gleich  wesentliche  Seiten 
hat.  Der  reine  Staat  ist  nicht  zu  denken  ohne  die  soziale  Eigen- 
ordnung der  außer  ihm  liegenden  Funktionen  des  Soziallebens 
(Geist,  Wirtschaft).  Da  diese  aber  immer  nur  —  im  Gegensatz 
zur  autarkischen  Selbstorganisation  des  Staates  —  Selbstverwal- 
tung sein  kann,  so  ist  die  Frage  der  Trennung  der  Staatlichkeit 
von  jenen  Funktionen  immer  zugleich  auch  die  der  Verbindung 
mit  ihnen.  In  dieser  Doppelseitigkeit  des  Problems  liegt  nicht 
nur  seine  Schwierigkeit,  sondern  auch  seine  eigentlichste  Lebens- 
bedeutung. 

Zunächst,  der  Staat  selbst  kann  das  Gesetz  der  Freigebung 
einzelner  sozialer  (geistiger  und  wirtschaftlicher)  Funktionen  von 
seinem  autoritären  Wirken,  wie  es  aus  seinem  Wesen  gegeben 
ist,  doch  auch  aus  diesem  heraus  gar  nicht  erfüllen.  Die  Ent- 
staatlichung jener  Funktionen  ist  ein  Problem  der  Emanzipation. 
Zur  Emanzipation  kann  der  Inhaber  der  manus  nichts  Materielles 
und  Positives  tun,  sondern  nur  Formelles  und  Negatives;  sie  ist 
auf  seiner  Seite  nur  möglich  als  Freilassung,  nicht  Freimachung. 
Freisein  kann  nur  Eigenschöpfung  freien  Willes  sein.  Es  läßt  sich 
nicht  schaffen,  nicht  dekretieren.  Es  kann  nur  werden,  wachsen; 
und  nichts  kann  dazu  geschehen,  als  die  Beseitigung  von  Hinder- 
nissen. 

Das  ist  die  erste  und  grundlegende  Einschränkung  des 
Prinzips  des  reinen  Staates,  die  aus  seiner  Idee  selbst  folgt.  Der 
Staat  ist  in  ihrer  Verwirklichung  abhängig  von  der  Freiheitsreife 
und  dem  Selbständigkeitswillen,  der  dem  Gesetze  seines  Wesens 

»)  Polizeigedanke,  passim  bes.  50  ff.,  96  ff.,   125  fr. 
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nach  von  ihm  freizugebenden  Funktionen  des  sozialen  Organismus 1). 
Damit  ist  ein  Weiteres  verbunden. 

Die  Idee  des  reinen  Staates  ist  weder  zu  denken  noch  zu 
vollziehen  ohne  die  Selbstverwaltung  der  nicht  in  die  reine  Staat- 
lichkeit gehörenden,  geistigen  und  wirtschaftlichen,  Sozialfunktio- 
nen. Aber  inzwischen  muß  der  Staat  leben  —  denn  er  wird 
leben.  Der  Staat  ist  eine  Körperschaft,  gebildet  aus  Menschen, 
und  kann  daher  nur  leben  mit  den  inneren  und  äußeren  Kräften 
der  Menschen.  Er  bedarf  zur  Unterhaltung  seiner  Organisation 
und  zur  Durchführung  seiner  Funktion  wirtschaftlicher  Kräfte. 
Diese  kann  er  sich  garnicht  -beschaffen  ohne  Berücksichtigung 
der  Gesetze  des  Wirtschaftslebens  und  irgendwelche  Einwirkung 
auf  sie:  jede  Abgabe,  jede  Gebühr,  die  er  erhebt,  jedes  Entgelt, 
das  er  zahlt,  wirkt  irgendwie  auf  das  Wirtschaftsleben  und  muß 
daraus  bemessen  und  beurteilt  werden.  Der  Staat  braucht  Geistes- 
kräfte und  wird  da  auf  ein  Mindestmaß  autoritärer  Forderungen 
—  solange  ihm  soziale  Eigenordnung  keinen  vollwertigen  Ersatz 
gibt  —  garnicht  verzichten  können :  er  muß  von  seinen  Beamten 
eine  bestimmte  Qualifikation  und,  wenn  er  ein  Volksheer  hat, 
sogar  von  allen  Wehrpflichtigen  eine  bestimmte  körperliche  und 
geistige  Ausbildung  verlangen;  aber  er  wird  schließlich  für  alle 
seine  Staatsbürger,  die  mit  dem  politischen  Recht  (Wahlrecht, 
Ehrenamt  usw.)  über  sein  Schicksal  entscheiden,  die  Garantie 
einer  gewissen  Unterlage  von  Kenntnissen  für  die  Urteilsfähigkeit 
haben  müssen.  Freilich,  je  mehr  die  Idee  der  Verselbständigung 
des  Geistes-  und  Wirtschaftslebens  zur  Realität  wird,  desto  mehr 
wird  sich  der  Staat  in  allen  geistigen  und  wirtschaftlichen  Fragen 
auf  ihre  organisatorische  Leistung  verlassen  können.  Aber  gerade 
in  jener  organisatorischen  Eigengestaltung  liegt  staatlich  der  Kern- 


i)  Dies  grundsätzliche  Problem  ist  schon  unmittelbar  das  praktische :  wenn 
die  vom  Staat  zur  Verselbständigung  des  Geistes-  und  Wirtschaftslebens  gegebene 
Organisationsfreiheit  so  verkannt  und  daher  mißbraucht  wird,  daß  die  »Eltern- 
beiräte« oder  die  »Studentenschaften«  nach  Listen  politischer  Parteien  gewählt 
werden,  oder  in  die  Betriebsräte  Leute  gewählt  werden  mit  dem  Zweck  die  Räte- 
organisation zum  Träger  politischer  Macht  umzuwandeln,  so  ist  eben  das  Experi- 
ment mißglückt,  weil  die  grundsätzliche  Erkenntnis  gefehlt  hat.  Und  die  praktische 
Frage  wird  auch  wieder  die  grundsätzliche  sein:  steckt  ein  Fehler  nicht  vielleicht 
darin,  daß  eben  der  Staat  hier  zur  Freiheit  mehr  tun  wollte,  als  er  konnte;  daß 
er  schaffen  wollte,  was  nur  sich  selbst  bilden  kann ;  oder :  liegt  es  nicht  im  Wesen 
der  Freiheit,  daß  sie  selbst  nur  ihren  Gebrauch  lehren  kann,  anfänglicher  Miß- 
brauch also  nicht  sehrecken  darf? 
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punkt  aller  Schwierigkeiten  des  Problems.  Denn  sie  bewirkt,  daß 
mit  dem  Maße  der  Trennung  auch  das  der  Verbindung  wächst. 
Die  Verbindung  wird  nur  anderer  Art. 

Die  Lehre  Steiners,  von  der  »Dreigliederung  des  sozialen  Or- 
ganismus« hat  vielleicht  für  die  Entwicklungsgeschichte  des  So- 
zialdenkens dieselbe  Bedeutung  wie  einst  für  diejenige  des  Staats- 
denkens die  Lehre  Montesquieu^  von  der  Trennung  der  Gewalten. 
Wie  bei  jener  liegt  ihr  Schwerpunkt  in  Ziel-  und  Richtgedanken; 
Gedanken  also,  deren  Erkenntnis-  und  Wirkungswert  nur  von  ihrer 
Richtigkeit  abhängig  ist,  nicht  von  dem  Grade  und  Tempo,  in 
dem  praktisch  ihre  Befolgung  möglich  ist.  Wie  jene  hat  sie  ihre 
Stärke  aus  der  Klarheit  des  Prinzips ;  hatte  doch  auch  die  ganze 
Fruchtbarkeit  der  Montesquieuschen  Gewaltentrennungslehre  ge- 
rade in  jener  einseitigen  Schärfe  des  Angriffs  auf  das  Einheits- 
prinzip gelegen,  die  die  spätere  Kritik  leicht  als  Erkenntnisfehler 
nachweisen  konnte.  Wie  unter  den  drei  Funktionen  des  Staates, 
wenn  anders  er  eine  Rechtsgemeinschaft  des  Volkes  und  nicht 
eine  administrative  oder  richterliche  Bürokratie  sein  soll ,  die 
Funktion  der  Rechtsbildung  (»gesetzgebende  Gewalt«)  immer  die 
alles  andere  regelnde  sein  wird,  so  auch  —  aus  demselben  Grunde 

—  im  sozialen  Organismus  der  Staat.  Denn  alles  Recht  ist  zu- 
gleich ein  Problem  des  Bestandes  der  staatlichen  Ordnung.  Je 
mehr  aber  das  Geistes-  und  das  Wirtschaftsleben  zur  Selbstän- 
digkeit der  Eigenorganisation  gelangen,  desto  mehr  werden  sie 
Formen  der  Organisation,  also  Recht  ausbilden.  Die  Erhaltung 
des  Rechts  aber  ist  Sache  der  Macht  der  Ordnung,  des  Staates. 
Doch  ist  das  Wesen  des  Staates  die  Ursprünglichkeit  seiner  Herr- 
schergewalt und  deshalb  kann  er,  ohne  sich  selbst  aufzugeben, 
gar  nicht  zum  blinden  Diener  des  selbstgebildeten  Rechts  des 
Geistes-  und  Wirtschaftslebens  werden.  Materiell  ist  freilich  der 
Idee  nach  ein  so  vollständiges  Zusammenfallen  des  staatlichen 
Ordnungsprinzips  mit  jenem  theoretisch  denkbar,  daß  es  eines 
formellen  Staatswillens  gar  nicht  bedürfte.    Dann  wäre  der  Staat, 

—  wie  Marx  ja  wohl  die  Perspektive  gesehen  hat  —  einfach 
durch  innere  Entleerung  abgestorben.  Aber  für  unsere  Frage  hat 
es  keinen  Sinn,  sich  mit  solchen  Spekulationen  in  das  Gebiet  der 
Utopie  zu  begeben.  Einstweilen  ist  der  Staat  noch  am  Leben, 
und  dies  Lehen  gibt  uns  der  Aufgaben  genug.  Solange  der  Staat 
lebt,  bleibt  aus  seinem  Wesen  der  ursprünglichen  Herrscherge- 
walt sein  Amt,  wie  es  die  ältere  deutsche  Rechtssprache  nannte, 
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»zu  halten  über  die  Gesetze«,  d.  h.  als  verantwortlicher  und  letzt- 
entscheidender Garant  des  Rechts  zu  walten.  Er  kann,  solange 
er  ist,  d.  h.  ursprüngliche  Herrschergewalt  besitzt,  nur  ein  Recht 
verwalten,  das  mit  seinem  eigenen  Bestände  und  daher  seinem 
Willen  vereinbar  ist. 


Wenn  wir  das  Wesen  des  reinen  Staats  schlagwortartig  kenn- 
zeichnen wollen,  so  drängt  sich  aus  der  Geschichte  des  Staats- 
lebens und  -denkens  selbst  diese  Kennzeichnung  auf:  das  Wesen 
des  Staats,  die  Macht  der  Ordnung  im  Recht  des  Soziallebens, 
ist  das,  was  tatsächlich  auch  geschichtlich  der  Kern  des  modernen 
Staates  ist:  die  Polizeigewalt;  aber  das  jus  politiae  im  ganzen 
Umfange  seines  ursprünglichen  Sinnes,  wozu  auch  das  jus  supremae 
inspectionis  über  die  soziale  Rechtsgestaltung  und  Rechtshand- 
habung (Selbstverwaltung)  gehört.  Der  reine  Staat  ist  das  Prinzip 
des  modernen  Staates,  befreit  von  der  historisch  bedingten  Ueber- 
bildung,  mit  der  es  im  Polizeistaat  als  Reaktion  gegen  die  anar- 
chische Zersplitterung  der  entarteten  mittelalterlichen  Ordnung 
aufgetreten  war1).  Das  führt  zugleich  auf  einen  neuen  Gesichts- 
punkt hin.  aus  dem  die  Idee  des  reinen  Staats  beurteilt  werden 
muß. 

Die  Idee  des  reinen  Staates  muß  im  Zusammenhang  der 
Entwickelungsgeschichte  des  staatlichen  Lebens  und  Denkens  ge- 
sehen werden. 

Zunächst  werden  wir  uns  unserer  Feststellung  erinnern,  daß 
ihr  Inhalt  gar  nichts  anderes  ist  als  etwas,  was  die  Wissenschaft 
bisher  schon  über  das  Wesen  und  die  Zwecke  des  Staates  ge- 
lehrt hatte ;  nur  in  schärferer  Betonung  dieser  Lehre.  Es  ist  nichts 
Neues  damit  behauptet,  es  ist  nur  ernst  gemacht  mit  dem  bis- 
herigen Urteil  der  Staatslehre.  Das  hat  dann  freilich  in  der  Ur- 
teilsfindung  zu  der  Notwendigkeit  geführt,  auf  die  eindringlichere 
Feststellung  einer  vermeintlich  überwundenen  älteren  Staatslehre, 
der  des  deutschen  Klassizismus  zurückzugreifen.  In  der  Geschichte 
der  Staatslehre  bedeutet  die  Idee  des  reinen  Staates  die  Revi- 
sion in  einem  Entwicklungsprozeß,  den  man  bisher  abgeschlossen 
glaubte.  In  der  Geschichte  des  Staats  1  e  be  n  s  bedeutet  sie  nichts 
anderes. 


i)  Polizeigedanke  9  ff„  48  ff. ;  Ztschrft.  St.-W.  72,  502  ff. 
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Die  Entwicklungsgeschichte  des  modernen  Staates  stellt  sich, 
wie  G.  Jellinek  es  gekennzeichnet  hat,  dar  als  ein  »fortwährender 
Enteignungsprozeß«  zugunsten  der  staatlichen  Tätigkeit  gegen- 
über der  individuellen.  Jellinek  selbst  aber  hat  auch  schon  be- 
merkt, daß,  während  auf  der  einen  Seite  die  Vergemeinschaftung 
über  die  staatliche  Organisation  hinausgeht  in  die  internationale, 
sie  auf  der  anderen  Seite  sich  der  unmittelbaren  Staatlichkeit  zu 
entziehen  beginnt.  Er  hat  dabei  insbesondere  auf  die  kommunale 
Tätigkeit  hingewiesen.  Aber  das  ist  doch  nur  eine  Form  einer 
allgemeinen  sozialen  Erscheinung :  der  genossenschaftlichen  Selbst- 
verwaltung. In  Wirklichkeit  handelt  es  sich  dabei  um  eine  dem 
historischen  Entwicklungsprinzip  des  modernen  Staates,  der  »Ein- 
heit« entgegengesetzte  Wirkungstendenz:  es  ist  ein  Prozeß  der  De- 
zentralisation gegen  die  Zentralisation ;  ein  Prozeß  nicht  aus  dem 
Grunde  der  Verneinung,  sondern  der  Berichtigung;  mit  dem  Ziele 
nicht  der  Vernichtung,  sondern  des  Ausgleichs.  Der  Prozeß  hat 
vor  hundert  Jahren  begonnen  mit  der  preußischen  Reform.  Und 
wir  wissen,  daß  er  seine  geistige  Richtung  erhalten  hat  aus  dem 
Zurückgreifen  auf  das  alte  germanische  Genossenschaftsprinzip. 
Er  ist  in  der  Tat  ein  Prozeß  der  germanischen  Rechts-  und  Ge- 
meinschaftsidee —  wir  werden  davon  noch  zu  sprechen  haben  — 
gegen  die  von  dem  Formalismus  romanischen  Geistes  geprägte 
moderne  anstaltliche  Staatsidee1). 

Die  Idee  des  reinen  Staates  ist  die  Revision  des  germani- 
schen Geistes  gegen  das  Urteil  der  Entwicklungsgeschichte  des 
Lebens  und  Denkens  des  modernen  Staates. 

Das  beweist  nicht ,  daß  sie  durchzudringen  berechtigt  ist. 
Denn  auch  die  Geschichte  kennt  Ausschlußfristen,  und  die  Le- 
bensgeschichte des  deutschen  Staats  hat  genug  Beispiele  solcher 
versäumter  Fristen  und  Gelegenheiten.  Aber  es  beweist,  daß  der 
entwicklungsgeschichtliche  Titel  der  Idee  des  reinen  Staates  ernst 
genug  ist,  um  ihr  den  Anspruch  auf  Prüfung  zu  geben. 


Die  entwicklungsgeschichtlichen  Zusammenhänge  sind  noch 
stärker  und  unmittelbarer;  im  Staatsleben  sowohl  wie  im  Staats- 
denken ;  eben  weil  es  sich  um  ein  Problem  handelt,  das  in  der 
Geschichte  beider  unerledigt  zurückgestellt  ist. 

i)  Deutscher  Staat  47—67,  75  ff. 
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Die  rein  tatsächliche  Entwicklung  des  Staatslebens  muß  uns 

—  ich  habe  das  schon  vor  der  Revolution  (nicht  ohne  Befremden 
zu  erregen)  gesagt l)  —  mit  der  lebensnotwendigen  Auswirkung 
des  sozialistischen  Ideals  und  der  Gegenwirkung  des  angewandten 
Systems  der  sozialistischen  Doktrin  zu  den  Ideen  der  Aufklärung 
und  des  Rechtsstaats  zurückbringen.  Das  ist  eine  unabweisliche 
Folge  aus  dem  Widerspruch  zwischen  dem  Freiheitsideal,  das 
der  sozialistischen  Idee  ihre  menschliche  und  politische  Schwung- 
kraft gibt,  und  der  polizeimäßigen  Härte  und  Kälte,  die  ihr  Sy- 
stem in  der  Durchführung  durch  Staatsgewalt  empfangen  muß. 
Mit  dem  Rätegedanken  ist  diese  Folge  schon  eingetreten,  und  wir 
haben  gesehen,  daß  sie  unmittelbar  zur  Frage  der  alten  Rechts- 
staatstheorie, der  Frage  nach  den  Wesensschranken  des  Staates 
zurückführt.  Zugleich  ist  damit,  wie  wir  ebenfalls  fanden,  ein 
ganz  allgemeines  Problem  des  Denkens  in  Dingen  des  Ge- 
meinschaftslebens aufgerollt,  und  dies  nun  ist  wiederum  in  sich 
ganz  ähnlich  dem  von  der  Staatslehre  des  deutschen  Klassizismus 
gestellten:  die  Forderung  an  das  Denken,  die  damals  lautete 
»aufgeklärt«,  lautet  heute  —  so  hat  sie  Steiner  formuliert  — 
»wirklichkeitsgemäß«.     Das  Grundproblem   ist  dasselbe. 

Die  klugen  politischen  Denker  der  Aufklärung  kämpften  gegen 
den  Nymbus  der  »Mystik«,  mit  dem  die  absolutistische  Theorie 
die  Vorstellung  des  Staates  umgab  und  dadurch  alle  Fragen  des 
Staatslebens  künstlich  verschleierte.  Heute  wird  wohl  kaum  mehr 
ernstlich  bezweifelt,  daß  wir  in  der  letzten  Staatsepoche  einen 
Staatskultus  getrieben  haben,  der,  wenn  auch  mit  anderer  Phra- 
seologie arbeitend,  nicht  viel  weniger  mystisch  gehalten  war  und 
jedenfalls  eine  ebensolche  Verschleierung  der  staatlichen  Lebens- 
fragen bewirkte.  Ob  wir  nun  den  Staat  erhoben  zur  »Wirklich- 
keit der  sittlichen  Idee«  oder  zur  »Kulturgemeinschaft«  oder  auch 
zur  »Verkörperung  des  Volksgeistes«   oder  aber  zum  »Machtstaat« 

—  nicht  weniger  jedoch,  wenn  wir  neuerdings  vom  »sozialen« 
Staat  reden  —  es  ist  alles,  als  Erklärung  des  Staates,  dieselbe 
Ideologie.  Sittlichkeit,  Kultur,  Machtidealismus,  Volksgeist,  so- 
ziale Gerechtigkeit,    das   alles    kann   mit   dem  Staat   verbunden 


i)  Polizeigedanke  220  ff.,  255  ff.  ;  das  Befremden  entstand  nur  dadurch,  daß 
man  unter  dem  Eindrucke  der  Revolution  glaubte,  ich  habe  die  Lebenskraft  der 
sozialistischen  Idee  in  dem  Anfang  1918  erschienenen  Werke  noch  nicht  richtig 
erkannt,  während  sie  mir  so  selbstverständlich  gewesen  war,  daß  ich  schon  mit 
ihren  Aus-  und  Gegenwirkungen  gerechnet  hatte. 
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sein,  es  ist  nicht  der  Staat.  Wenn  wir  die  Idee  und  das  Wesen 
des  Staates  darin  suchen,  suchen  wir  sie  in  Dingen,  die  wir  erst 
ideologisch  in  ihn  hineingelegt  haben,  sehen  wir  ihn  in  subjektivi- 
stischer  Empfindungsübung,  als  »Erlebnis«  wie  ein  übles  Modewort 
dieser  fzn-de-szecle-Menta\\lät  selbst  es  nicht  unrichtig  nannte. 
Das  ist  echte  politische  Romantik1).  Ihre  Verschleierung  führt 
gegenüber  großen  Aufgaben,  wie  sie  der  furchtbar  harte  Ernst 
unserer  Tage  stellt,  zur  Erstickung.  Darum  müssen  wir  aus  der 
Romantik  der  Staatsauffassung  heraus.  Und  eben  deshalb  werden 
wir  zurück  müssen  zur  Anknüpfung  an  die  Aufklärung,  um  in  der 
Abkehr  von  der  Vergötterung  des  Staates  zu  seiner  Vermensch- 
lichung zu  gelangen. 

Die  Idee  der  Aufklärung,  der  »Ausgang  des  Menschen  aus 
seiner  selbstverschuldeten  Unmündigkeit«  (Kant)  ist  das  prakti- 
sche Problem  des  heutigen  Staatslebens  zugleich  und  des  Staats- 
denkens. Denn  dies  Problem  ist  die  Selbstbestimmung  der  Men- 
schen. Es  ist  das  aber  ein  Problem,  dessen  Lösung  wie  immer 
sie  zu  denken  sei,  letztlich  stets  nur  möglich  ist  durch  eigene 
Arbeit  des  menschlichen  Geistes  im  Sinne  Kants.  So  hat  es  sich 
uns  auch  schon  als  der  praktische  Kernpunkt  der  Frage  des 
reinen  Staates  gezeigt. 

In  dem  Denken  über  die  internationale  (zwischenstaatliche, 
völkerrechtliche)  Ordnung  sind  wir  zu  Kant  zurückgekehrt  und  zur 
ganzen  Geisteswelt  des  deutschen  Klassizismus  2),  in  dem  Denken 
über  die  staatliche  Ordnung  werden  wir  auch  dahin  zurückkehren 
müssen3).  Es  ist  nicht  merkwürdig.  Die  Situation  ist  die  gleiche; 
in  der  Aeußerlichkeit  des  politischen  Zustandes  und  Geschehens 
und  in  ihrer  gedanklichen  Problematik.  Es  gilt,  nachdem  der 
Zusammenbruch  der  Staatsmaschine  das  Volk  zerrieben  hat,  es 
aus  seiner  eigenen  Wurzel,  dem  Menschen,  wiederaufzurichten 
und  die  Idee  für  die  Form  seiner  Gemeinschaftsordnung  zu  finden. 

Wie  Schiller  sagte:  »Die  Geschichte  der  Welt  ist  sich  selbst 
gleich.  Dieselben  Bedingungen  bringen  dieselben  Erscheinungen 
hervor.«  Der  Mensch  braucht  den  Staat,  und  der  Staat  braucht 
den  Menschen.     Darum   muß   der  Staat,    der  in  seiner  höchsten 


i)  Ueber  Begriff  und  Wesen  der  politischen  Romantik«  vgl.  die  1919  unter 
diesem  Titel  erschienene  feinsinnige  und  tiefgründige  Studie  von  Carl  Schmitt- 
Dorotic\ 

2)  Deutsches  Völkerrechtsdenken. 

3)  Ztschrft.  Politik  XI,  486  ff. 
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Entfaltung  zur  Gottähnlichkeit  zusammengebrochen  ist,  entgöttert 
den  Menschen  suchen.  Und  die  Menschen,  die  in  ihm  die  höchste 
Blüte  ihrer  Werte  glaubten  mystisch  verselbständigt  und  verewigt 
zu  haben,  müssen  erleben,  daß  die  Blüte  abstirbt  und  nur  jene 
Werte  in  sich  bleiben  als  die  Lebenskraft,  aus  deren  Wurzel  allein 
der  große  Baum  ihrer  Gemeinschaft  sich  wieder  aufrichten  kann. 
Wie  nach  1807  so  nach  1918.  Und  deshalb  werden  wir  lernen 
können  und  müssen  aus  jener  größten  Zeit  des  deutschen  Volkes 
und  des  deutschen  Geistes,  dessen  erste  große  Regung  für  die 
modernen  Gemeinschaftsprobleme  damals  nicht  zur  vollen  Entfal- 
tung kommen  konnte. 

Die  Grundgedanken  müssen  wieder  die  werden,  die  sie  da- 
malswaren: der  Appell  an  das  freie  Pflichtbewußtsein  des  Menschen 
und  —  dessen  Voraussetzung  —  die  Achtung  vor  dem  Menschen, 
das  Vertrauen  zu  dem  Menschen.  Das  sind  die  Gedanken  aus 
denen  allein  der  reine  Staat  mit  Selbstverwaltung  des  Geistigen 
und  Wirtschaftlichen  erstehen  kann.  Es  sind  die  Gedanken,  auf 
denen  die  Pläne  der  Stein,  Humboldt,  Fichte,  Scharnhorst,  Boyen 
und  wie  sie  alle  hießen,  gebaut  waren  und  aus  deren  Befolgung 
der  Aufschwung  des  deutschen  Gemeinlebens,  aus  deren  Nicht- 
befolgung  die  Begrenzung  und  schließliche  Lähmung  dieses  Auf- 
schwunges sich  erklären.  Und  nirgends  ist  die  Stärkung  dieses 
Gedankens  wichtiger  als  für  unser  Volk1).    Denn  es  ist  doch  nun 

1)  Auch  das  haben  jene  Denker  vor  ioo  Jahren  wohl  erkannt,  deren  Idealis- 
mus wahrhaft,  d.  h.  mit  Wirklichkeitssinn  gepaart  war.  Geradezu  erschütternd 
wirken  z.  B.  die  Ausführungen,  mit  denen  1808  Brandes  die  Möglichkeit  eines 
politischen  Zustandes,  wie  er  sich  bei  uns  jetzt  im  Kriege  zuspitzte,  diagnostisch 
erörtert  und  daraus  eine  Prognose  des  Zusammenbruchs  gestellt  hat,  auf  deren 
Aktualität  ich  Ende  1917  (Polizeigedanke  258  Anm.  3  ;  vgl.  aber  auch  231,  223  Anm.  1) 
mit  aller  damals  möglichen  Deutlichkeit  hingewiesen  habe.  Weil  Brandes  bei  den 
Deutschen  »wohl  den  rechtlichsten,  zwar  langsamen,  aber  größten  Ordnungssinn, 
der  je  einer  Nation  zu  Teil  ward«  findet,  hält  er  eine  Vielregiererei  einerseits  für 
überflüssig  andererseits  für  schädlich,  da  gerade  »der  deutsche  Nationalgeist  durch 
die  schweren,  ihn  ganz  umwindenden  Fesseln  der  Formen  am  meisten  verliert«. 
»Die  innewohnende  Ordnung  und  Rechtlichkeit  hält  die  Deutschen  verhältnismäßig 
ab,  die  sie  umwindenden  Bande  zu  lüpfen.  Sie  suchen  vielmehr  eine  Ehre  darin, 
die  Andern  —  und  wohl  gar  sich  selbst  —  recht  fest  umzuschnüren,  bis  endlich 
die  Unerträglichkeit  der  Ketten  eine  Verdorbenheit,  dem  Volke  seine  edelsten 
Eigenschaften  raubend,  hervorbringt«.  Es  liegt  ein  Trost  in  dem  Fürchterlichen. 
Ueber  ein  Jahrhundert  hinweg  gibt  ihn  uns  die  Deutung  unserer  Vorväter:  die 
Rechtlichkeit  unseres  Volkes  wurde  so  stark  erschüttert,  nicht,  weil  sie  zu  stumpf 
war,  sondern  weil  sie  zu  lebendig  ist,  weil  sie  »Nerven«  hat,  wie  Brandes  es 
ausdrückte. 
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einmal  so,  und  wir  brauchen  uns  dessen  wahrlich  nicht  zu  schä- 
men, dürfen  es  aber  auch  —  schon  lange  vor  dem  Zusammen- 
bruch habe  ich  daran  erinnert l)  —  durchaus  nicht  übersehen : 
>daß  die  Stärke  des  deutschen  Wesens,  wie  sie 
ganz  im  Gemüt  liegt,  auf  staatlichem  wie  auf  jedem 
anderen  Gebiet  zur  Entwicklung  und  Verwertung 
fürs  äußere  Leben  gebracht  werden  kann  nur  in 
und  mit   voller  Entfaltung   der  Persönlichkeit.« 


Und  hier  liegt  der  letzte,  tiefe  Zusammenhang.  Wenn  die 
größten  deutschen  Geister  in  unserem  klassischen  Zeitalter  im 
staatlichen  Problem  die  Achtung  vor  den  Menschen  in  den  Vor- 
dergrund stellten;  wenn  Dichter  und  Denker  die  angeborenen 
Menschenrechte  als  Grund  und  Ziel  des  Staates  ansprachen; 
wenn  die  Staatstheoretiker  die  Idee  der  Selbstbestimmung  des 
Menschen  betonten;  wenn  die  Staatsmänner  das  Gedeihen  des 
Staates  suchten  in  der  Züchtung  und  Nutzung  freien  Pflichtwillens 
durch  Selbstverwaltung  und  genossenschaftliche  Organisation  der 
Landwehr;  wenn  später  noch  die  Besten  immer  wieder  jene  Idee 
der  Genossenschaftlichkeit  betonten,  die  die  Gemeinschaftswertung 
nur  in  und  mit  der  Persönlichkeitswertung  kennt,  wenn  sie  sich 
daher  immer  wieder  gegen  die  Formalistik  und  Mechanik  des 
doktrinären  (westeuropäischen)  Konstitutionalismus  wandten  ;  wenn 
die  ernstesten  Sucher  in  unseren  heutigen  Nöten  wieder  zurück- 
greifen auf  jenen  Gedanken  der  Selbstverwaltung,  um  daraus  neue 
Lösungen  des  Genossenschaftsproblems  zu  finden,  und  sie  sich 
hier  begegnen  mit  dem  Suchen  des  letzten  Hüters  der  Tradition 
des  klassischen  deutschen  Rechtsidealismus  in  der  Politik,  Con- 
stantin  Frantz  —  so  kann  das  alles  kein  Zufall  sein.  Und  es  ist 
kein  Zufall.  Stein  hatte  ganz  in  dem  Geiste  der  alten  germani- 
schen Rechts-  und  Gemeinschaftsidee  der  Genossenschaftlichkeit 
im  Rechte  gestanden.  Scharnhorst  und  Boyen  haben  ganz  bewußt 
mit  der  Landwehridee  an  jene  angeknüpft2).  Bei  Kant  hatte  sie 
eine  Rolle  gespielt.  Und  Schillers  Rechts-  und  Staatsdenken  war 
mit  aller  rechtshistorischen  Wissenschaftlichkeit  darauf  gegründet8). 
Alle  die  idealistischen    deutschen  Staatsdenker,    die  später  noch 

1)  Polizeigedankc  258  f. 

2)  Volksheer  23  ff.;  Deutscher  Staat  76  ff.;  Ztschrft.  Pol.  XI,  457  f. 

3)  Staatrecht  und  Naturrecht  530  Anm.  3;  Ztschrft.  Pol.  XI,  462. 
Zeitschrift  für  die  gei.  Staatswigsemch.     1930.     i/a.  \  C 
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für  ihre  freiheitlichen  Ideale  den  Formalismus  der  westeuropäi- 
schen konstitutionellen  Doktrin  ablehnten,  von  Welcher,  Benzen- 
berg, Görrs  und  Uhland1)  bis  zu  Gerber ,  Held11)  und  Constantin 
Frantz*) ,  sie  beriefen  sich  auf  die  germanische  genossenschaft- 
liche Rechtsidee.  Und  nun  die  heutigen  Sucher:  Boos  und  Sinz- 
heimer,  die  längst  vor  dem  Kriege  das  Problem  wenigstens  der 
wirtschaftlichen  Selbstverwaltung  im  Arbeitsrecht  erkannt  haben; 
sie  fußen  auf  der  Genossenschaftslehre  Gierkes\  Boos  hat  mit  aller 
Grundsätzlichkeit  das  Problem  als  ein  solches  deutscher  Geistes- 
form angesprochen,  und  Steiner  und  er  sehen  in  der  »Dreiglie- 
derung des  sozialen  Organismus«  eine  Erkenntnisforderung  deut- 
schen Geistes.  Das  ist  der  Zusammenhang,  das  das  Gemeinsame, 
das  das  Entscheidende  in  all  diesen  Dingen :  sie  liegen  auf  dem 
geschichtlichen  Wege  des  deutschen  Geistes. 

Der  deutsche  Geist  kommt  mit  Formalismus  nicht  zurecht. 
Er  strebt  aus  ihm  heraus ,  über  ihn  hinaus ;  über  die  Klarheit 
der  Einzelformung  zur  Zusammenfassung  der  Lebenseinheit.  Die 
Programme  der  Volkssouveränität,  der  katalogisierten  Freiheits- 
rechte haben  ihm  nie  etwas  zu  geben  vermocht,  waren  ihm  in 
ihrer  Formalistik  als  Werte  unfaßbar4).  Das  praktische  Versagen 
des  Staates  mußte  daher  das  Sehnen  nach  neuen,  wesensnäheren 
Werten  erzeugen.  Und  dies  mußte  auf  den  Weg  zurück  zu  dem 
alten  deutschen  Gemeinschaftsdenken  führen,  das  den  Staat  nie 
anders  zu  fassen  vermocht  hat,  denn  als  Rechtsgenossenschaft: 
als  die  Genossenschaft,  in  der  alle  Volksgenossen  verwachsen 
sind  aus  dem  in  ihnen  lebenden,  ihnen  angeborenen  Recht.  In  jener 
alten  germanischen  Vorstellung  des  Gemeinschaftsproblems  mußte 
es  das  Urbild  finden,  das  dem  Gedanken  des  sozialen  Selbstbe- 
stimmungsrechts zugrunde  liegt:  Das  Recht  wurzelt  im  Men- 
schen, nicht  in  der  politischen  Organisation;  es  haftet  daher  an 
ihm,  nicht  an  jener  und  ihrer  territorialen  Gliederung  ;  so  ist  das 
Recht  aus  der  sozialen  Selbstbestimmung  nicht  nur  Territorial- 
recht, sondern  auch  Personalrecht5).    Und  weil  das  Recht, 

i)  Deutscher  Staat  81  ff. ;  Ztschrft.  Pol.  XI,  458  ff. 

2)  Geist  des  Staatsrechts,  43  ff. 

3)  Constantin  Frantz,  Die  Naturlehre  des  Staates  1870 ;  das  ganze  Werk  ist 
ein  einziger  Protest  gegen  die  unbefriedigende  Mechanik  des  reinen  und  typischen 
Constitutionalismus,  der  nur  formalen  Demokratie. 

4)  Deutscher  Staat,  bes.  47 — 67. 

5)  Ein  sehr  interessantes  Schlaglicht  auf  die  innere  Geschlossenheit  der 
ganzen  geistigen  Zusammenhänge  wirft  die  Tatsache,  daß  schon  Constantin  Frantz 


Der  reine  Staat.  227 

das  das  Band  der  Gemeinschaft  ist,  im  Menschen  wurzelt,  kann 
es  nur  von  den  Menschen  selbst  aus  ihrer  Lebensfunktion  g  e- 
f  u  n  d  e  n  ,  nicht  von  der  politischen  Organisation  aus  ihrer  Macht 
und  Autorität  gesetzt  werden,  kann  die  Gemeinschaft  selbst 
nur  im  Zusammenwirken  der  Genossen  ihr  Leben  regeln ;  die  Ver- 
waltung der  sozialen  Lebensgemeinschaften  im  Wirtschaftsleben 
(»Arbeitsgemeinschaft«)  und  Geistesleben  ist  nicht  staatliche  son- 
dern Selbstverwaltung. 


Das  deutsche  Gemeinschaftsdenken  ist  auf  dem  Wege  zurück 
zu  seinem  germanischen  Urbilde  mit  den  Ideen  des  Personal- 
rechts und  der  genossenschaftlichen  Selbstverwaltung  sozialer 
Lebensgemeinschaften.  Ob  es  in  der  Praxis  des  Gemeinschafts- 
lebens auf  diesem  Wege  zum  Ziel  kommt  —  wenn  anders  die 
pendelnde  Wucht  des  aus  dem  Gleichgewicht  gebrachten  tatsäch- 
lichen politischen  Geschehens  überhaupt  noch  einen  andern  Weg 
läßt  als  den  zum  Abgrund  — ,  ob  die  Selbstverwaltung  des  Wirt- 
schafts- und  Geisteslebens  entwicklungsfähig  und  segensreich  sein 
wird,  ist  hier  nicht  zu  untersuchen.  Das  ist  eine  Frage  der  Politik. 
Die  erklärende  Staatswissenschaft  muß  sich  mit  der  Feststellung 
begnügen :  das  Leben  sucht  und  versucht  den  Weg,  und  auf  dem 
Weg  liegt  das  Problem  des  reinen  Staates.  Die  Idee  des  reinen 
Staates  aber  liegt  auf  dem  geschichtlichen  Wege  des  deutschen 
Geistes,  des  germanischen  Gemeinschaftslebens.  Hier  trifft  die 
Problematik  des  Staatslebens  unmittelbar  auf  die  Geistesform  für 
ihre  Lösung. 

Das  Problem  des  reinen  Staates  ist  so,  wie  ich  es  hier  zu 
veranschaulichen  versucht  habe,  hervorgetrieben  unmittelbar  von 
den  Bedürfnissen  und  Strebungen  des  Soziallebens  unserer  Tage. 
Die  Idee  des  reinen  Staates  erschöpft  sich  nicht  in  dieser  Problem- 


(a.  a.  O.  345)  erkannt  hat,  daß  nur  das  »politische«  in  der  territorialen  Gliederung 
wurzele  und  diese  fordere.  Daneben  sei  eine  besondere  Organisation  des  »gesell- 
schaftlichen« nötig,  also  »eine  doppelte  Gliederung.  Es  sind  Zweige,  die  fort- 
während ineinander  greifen,  sich  aber  dabei  doch  sehr  verschieden  zueinander  ver- 
halten«. (Daß  Frantz  sich  damals  für  das  »gesellschaftliche«  noch  keine  andere 
Organisationsform  zu  denken  vermochte  als  die  einer  Art  berufstKndigen  Organi- 
sation —  wie  ja  auch  heute  noch  vielfach  irrig  die  Folgerung  gezogen  wird  — 
ändert  nichts  an  der  historisch-illustrativen  Bedeutung  des  Grundsätzlichen  seiner 
Erkenntnis  und  seines  Urteils.) 
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Stellung;  weder  in  ihrem  wissenschaftlichen  Sinne  noch  in  ihrer 
Lebensbedeutung.  Sie  trägt  ihr  Problem  in  sich :  das  ganz  allge- 
meine der  menschlichen  Bedeutung  des  Staates,  ein  Problem,  das 
im  normalen  Lauf  der  Staatsentwicklung  in  der  Stille  der  Wissen- 
schaft zu  ruhen  oder  lediglich  in  gemäßigter  Geistesgymnastik 
bewegt  zu  werden  bestimmt  ist,  zu  überraschender  Lebensstärke 
aber  stets  dann  sich  erheben  wird,  wenn  die  Staatsentwicklung  an 
einem  kritischen  Punkte  angelangt  ist.  Denn  die  Kritik  an  der 
konkret-traditionellen  Erscheinung  des  Staats  wird  stets  zurück- 
greifen nach  einem  allgemeinen  Maßstab  des  Staates  als  Einrich- 
tung, des  Staates  an  sich,  des  reinen  Staates.  Das  ist  die  ewige 
Bedeutung  der  Idee  des  reinen  Staates.  Es  ist  eine  Bedeutung 
gleichermaßen  für  die  Wissenschaft  wie  für  das  Leben  des  Staates. 
Denn  sie  wird  ihrer  Natur  nach  für  das  Staatsleben  gerade  dann 
auftauchen,  wenn  dies  in  seiner  bisherigen  Erscheinungsform  am 
Ende  seiner  Weisheit  ist.  Dann  muß  der  Rat  der  Wissenschaft 
zur  Tat  werden.  Wenn  auch  sie  versagt,  wird  es  keine  Rettung 
geben  vor  dem:  »Wehe  dem  Staatsmann,  der  den  Geist  der  Zeit 
nicht  erkennt«  .  .  . 

Jede  Staatenwende  bringt  die  Aufgabe,  den  Staat  mit  einem 
neuen  Ideal  zu  erfüllen.  Die  Aufgabe  wird  immer  nur  gelöst 
werden  können,  wenn  man  zurückgeht  von  der  Vorstellung  des 
Staates  in  seiner  konkreten,  gewordenen  und  mit  allen  Zufällig- 
keiten ihres  geschichtlichen  Werdeganges  belasteten  Erscheinung 
auf  die  Idee  des  reinen  Staates: 

Der  Staat  ist  ein  Stück  Volksleben,  ist  ein  Wert  des  Volks- 
lebens. Aber  er  ist  ein  Werk  besonderer  Art1):  die  Form.  Gerade 
darum  ist  er  der  äußere  Repräsentant  der  Volksgemeinschaft. 
Denn  er  ist  der  Treuhänder  nicht  nur  ihrer  Macht,  sondern  dessen, 
was  jener  die  Lebensberechtigung  gibt,  des  Rechts,  das  die  Form 
der  Zusammenfassung  aller  Werte ,  Kräfte  und  Interessen  des 
Volkes  bildet.  Aber  der  Staat  ist  nur  die  Form  der  Vergemein- 
schaftung dieser  Werke.  Sie  ruhen  nicht  in  ihm,  sie  ruhen  im 
Menschen.  Und  das  ist  die  Lebensbedeutung  der  Idee  des  reinen 
Staates.    Sie    weist   den  Staat    unmittelbar    auf   den  Inhalt  hin, 


i)  Es  sei  hier  auf  die  tiefen  und  scharfen  Gedanken  Hermann  Hefeies  (Das 
Gesetz  der  Form  1919,  108  ff.)  verwiesen,  die,  von  durchaus  anderen  Grundlagen 
ausgehend  und  zu  anderen  Zielen  strebend,  doch  sehr  nahe  mit  weiten  Teilen  der 
hier  entwickelten  Gedankengänge  sich  berühren,  zu  diesen  allgemeinen  Fragen  aber 
auch  Carl  Schmitt^  Der  Wert  des  Staates,  1914. 
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mit  dem  er  sich  erfüllen  muß,  um  sein  eigenes  Leben  zu  erfüllen. 
Sie  spiegelt  ihm  keinen  Lebensinhalt  vor,  sie  weist  ihm  Lebens- 
inhalt an.  Aber  sie  weist  ihm  auch  Lebensgehalt  zu:  weil  sie 
den  Staat  als  Hüter,  nicht  als  Gebieter  menschlicher  Werte  erschei- 
nen läßt,  gibt  sie  ihm  selbst  menschlichen  Wert.  Was  sie  ihm 
an  Extensität  seines  Wirkungskreises  aberkennt,  läßt  sie  ihn 
an  Intensität  seiner  Lebenskraft  gewinnen.  Denn  sie  läßt  ihn  die 
Menschen  wieder  gewinnen. 
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II.  MISZELLEN. 


Oeffentliche  Last  wider  privates  Recht  im  Wohnrecht. 

Von 

Dr.  Willy  Berthold. 

Daß  das  Mietrecht  bzw.  das  Wohnrecht  im  weiteren  Sinne  ein  Ge- 
biet des  reinen  Privatrechts  sei,  darüber  herrscht  in  allen  Darstel- 
lungen über  das  Mietrecht  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  so  wenig 
ein  Zweifel,  daß  davon  überhaupt  nicht  gesprochen  wird.  Diese  Auf- 
fassung ist  den  Juristen  so  in  Fleisch  und  Blut  übergegangen,  daß 
auch  die  Bearbeiter  des  neuen  sog.  Mieterschutzrechts  eine  gegen- 
teilige Meinung  nicht  einmal  andeuten.  Und  doch  hat  das  Miet-  bzw. 
Wohnrecht  seit  einigen  Jahren  seinen  Rechtscharakter  fast  vollständig 
verändert;  die  rein  privaten  »Rechte«  verschwinden  und  dem  öffent- 
lichen Rechte  entspringende  öffentliche  Lasten  treten  an  ihre  Stelle. 
Die  Dinge  befinden  sich  noch  völlig  in  Fluß,  das  öffentliche  Recht 
hat  bereits  die  Oberhand  und  dürfte,  wenn  die  Entwickelung  in  dem- 
selben Ausmaße  geraume  Zeit  weitergeht,  alsbald  der  unumschränkte 
Sieger  sein.  Diese  Auswirkung  im  Bereiche  des  Wohnrechtes  ist  so 
rasch  vor  sich  gegangen,  daß  Gerichte  und  Behörden  sie  im  Drange 
der  Geschäfte  noch  kaum  wahrgenommen  haben;  zum  mindesten 
deutet  in  den  Verfügungen,  Erlassen  und  Entscheidungen  kaum  jemals 
ein  Wort  darauf  hin.  Auf  dem  Gebiete  des  Arbeitsrechtes  dagegen 
ist  die  Erkenntnis  schon  länger  da ;  hier  ist  alles  viel  ruhiger  von 
statten  gegangen,  und  von  besonders  großzügigen  Gesichtspunkten  die 
Verhältnisse  überschauende  Bearbeiter  haben  längst  darauf  aufmerk- 
sam gemacht. 

Solange  der  Wohnungsmarkt  in  Deutschland  als  normal  ange- 
sprochen werden  durfte,  genügte  die  rein  privatrechtliche  Regelung 
der  Wohnverhältnisse  vollständig.  Wenn  auch  vor  dem  Kriege  von 
Wohnungsmangel  und  Wohnungsnot  oft  die  Rede  war  und  von  den 
verschiedensten  Seiten  Maßnahmen  zur  Abhilfe  mehr  oder  minder  laut 
und  energisch  gefordert  wurden,   so   kann  doch   erst  seit  dem  Kriege 
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von  einer  wirklichen  Wohnungsnot  die  Rede  sein,  so  daß  sich  auch 
das  Reich  bewogen  fühlte,  in  das  Wohnrecht    einzugreifen. 

Dabei  ist  es  von  eigenartigem  Interesse,  festzustellen,  daß  der 
erste  Schutz  ebenso  den  Mietern  wie  den  Hausbesitzern  galt.  Infolge 
Einziehung  vieler  Millionen  Männer,  deren  einziges  Einkommen  aus 
ihrer  Arbeit  floß,  waren  angesichts  der  niedrigen  Löhnungs-  und  Unter- 
stützungssätze viele  Kriegersfrauen  nicht  in  der  Lage,  die  bisherigen 
Mietzinsen  weiter  zu  zahlen.  Gegen  sie  gerichtlich  vorzugehen,  war 
zu  einem  erheblichen  Teile  durch  die  Bestimmungen  des  Reichsge- 
setzes betr.  den  Schutz  der  infolge  des  Krieges  an  Wahrnehmung  ihrer 
Rechte  behinderten  Personen  vom  4.  August  1914  bzw.  die  Bekannt- 
machung über  die  Folgen  der  nicht  rechtzeitigen  Zahlung  einer  Geld- 
forderung vom  18.  8.  1914  unmöglich  gemacht. 

Nichtzahlung  des  vereinbarten  Mietzinses  hatte  aber  für  die  Haus- 
besitzer die  Folge,  daß  sie  nun  ihrerseits  ihren  Hypothekengläubigern 
nicht  die  Hypothekenzinsen  im  vollen  Umfange  zahlen  konnten.  Reich 
und  Gemeinden  sprangen  da  durch  Gewährung  von  Mietbeihilfen  usw. 
ein.  Damit  war  zunächst  zwar  etwas  erreicht  worden;  aber  für  den 
vollen  Zins  der  Kriegersfamilie  konnte  natürlich  keine  Gewähr  über- 
nommen werden,  und  damit  auch  nicht  für  Begleichung  der  Hypo- 
thekenzinsen. Um  nun  zwischen  den  auseinanderklaffenden  Interessen 
der  Mieter  und  Vermieter,  die  zugleich  fast  alle  Hypothekenschuldner 
sind,  und  deren  Gläubigern  einen  Ausgleich  anzubahnen,  erließ  der 
Bundesrat  unter  dem  15.  12.  1914  die  Bekanntmachung  betr.  Einigungs- 
ämter. Gemäß  §  1  dieser  Verordnung  konnten  die  Gemeinden  sog. 
Einigungsämter  errichten  und  diese  mit  der  Aufgabe  betrauen,  zwischen 
Mietern  und  Vermietern  oder  zwischen  Hypothekenschuldnern  und 
Hypothekengläubigern  »zum  Zwecke  eines  billigen  Ausgleiches  der  In- 
teressen zu  vermitteln«.  Die  Landeszentralbehörde  konnte  anordnen, 
daß  die  vorstehend  erwähnten  Personenkreise  durch  Zwangsmittel  zum 
Erscheinen  vor  den  Aemtern  angehalten  werden  durften  und  Auskunft 
über  die  für  die  Vermittelung  erheblichen  Tatsachen  geben  sowie 
deren  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  mit  einer  Versicherung  an  Eides- 
statt bekräftigen  mußten.  Wenn  auch  den  Einigungsämtern,  die  in 
größeren  Orten  in  Form  von  Mieteinigungs-  und  Hypothekeneinigungs- 
ämtern  ins  Leben  gerufen  worden  waren,  keine  Entscheidungsbefugnis 
eingeräumt  worden  war,  so  mußten  sie  doch  nach  §  4  der  Bekannt- 
machung in  allen  den  Fällen  von  den  erkennenden  Gerichten  vor  der 
Entscheidung  gutachtlich  gehört  werden,  wenn  es  sich  »um  die  Ver- 
pflichtung zur  Zahlung  des  Mietzinses  oder  des  Zinses  für  ein  hypo- 
thekarisch sichergestelltes  Darlehen  oder  die  besonderen  Rechtsfolgen 
handelte,  die  wegen  der  Nichtzahlung  oder  nicht  rechtzeitigen  Zahlung 
nach  Gesetz  oder  Vertrag  eingetreten  sind  oder  eintreten«. 
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Mit  dieser  Bekanntmachung  wurde  den  privaten  Interessen  der  Haus- 
besitzer, den  vollen  Mietzins  zu  bekommen,  um  ihre  Hypothekengläu- 
biger, die  ebenfalls  Anspruch  auf  ihre  Hypothekenzinsen  erhoben,  zum 
ersten  Male  das  erhebliche  öffentliche  Interesse  entgegengestellt,  den 
Vaterlandsverteidigern  ihre  Wohnung  zu  erhalten,  dabei  aber  gleich- 
zeitig den  Hausbesitz   möglichst   wenig   zu  erschüttern. 

Infolge  der  Umstellung  unserer  Industrie  auf  die  Kriegsverhältnisse 
und  der  dadurch  an  manchen  Orten  bedingten  Ansammlung  großer  Men- 
schenmengen und  dem  Anwachsen  vieler  Garnisonorte  machte  sich  zumal  in 
Städten  und  deren  Vororten  bald  ein  großer  Wohnungsmangel  geltend,  ein- 
mal, weil  zahlreiche  Familien  zuzogen  und  zum  andern,  weil  das  Vermieten 
von  möblierten  Zimmern  an  gutbezahlte  Rüstungsarbeiter  oder  begüterte 
Heimkrieger  weit  einträglicher  war,  als  das  Vermieten  leerer  Woh- 
nungen. Häufig  kündigten  Hausbesitzer  und  -Besitzerinnen  ihren 
Mietern,  statteten  die  Räume  mit  billig  erstandenen  Möbeln  aus  und 
bezogen  durch  das  Vermieten  möblierter  Räume  oft  das  Mehrfache 
der  früheren  Mieterträgnisse,  abgesehen  von  sonstigen  Vorteilen,  welche 
dabei  mit  abfielen. 

Zuerst  gingen  verschiedene  stellvertretende  Generalkommandos 
gegen  eine  derartige  Handlungsweise  vor,  die  nach  den  privat- 
rechtlichen Gesichtspunkten  des  Mietrechts  im  BGB  vollkommen 
zulässig  war,  aber  gegen  das  Interesse  des  Staates  verstieß,  dem  es 
obliegt,  für  das  Unterkommen  seiner  Bürger  zu  sorgen.  Die  Maß- 
regeln der  Militärbehörden  konnten  allerdings  auch  keinen  Wandel 
herbeiführen.  Diesen  suchte  das  Reich  mit  der  Bekanntmachung  vom 
26.  7.  191 7,  der  ersten  sog.  Mieterschutzverordnung,  zu  erzielen.  Vom 
Standpunkt  des  heutigen  Beobachters  der  Verhältnisse  gesehen,  sind 
die  »Ermächtigungen«  der  Einigungsämter  ziemlich  schwach,  aber  1917 
bedeuteten  sie  doch  einen  gewaltigen  Eingriff  in  die  Rechte  des  Ver- 
mieters, indem  diesem  das  ihm  im  BGB  stark  verbriefte  Kündigungs- 
recht beschnitten  wurde.  Der  Mieter  konnte  nach  §§  1,  2  der  Be- 
kanntmachung unverzüglich  nach  der  durch  den  Vermieter  erfolgten 
Kündigung  das  Einigungsamt  mit  der  Bitte  anrufen,  über  die  Wirksam- 
keit einer  nach  dem  1.  Juli  191 7  erfolgten  Kündigung  zu  entscheiden. 
Das  Amt  konnte  entweder  die  Kündigung  für  berechtigt  erklären  oder 
bestimmen,  daß  das  Mietverhältnis  fortgesetzt  werde  und  auf  welche 
Zeit;  letzterenfalles  konnte  es,  um  dem  Hausbesitzer  den  längeren 
Aufenthalt  des  Mieters  in  seinem  Hause  vorteilhaft  zu  machen,  den 
Mietzins  erhöhen.  Damit  nun  der  Vermieter,  der  mit  dem  Auszug 
seines  bisherigen  Mieters  gerechnet  und  deshalb  seine  Wohnung  be- 
reits weiter  vermietet  hatte,  mit  dem  neuen  Mieter  keine  Schwierig- 
keiten habe,  konnte  auf  seinen  Anruf  das  Einigungsamt  den  mit  dem 
neuen  Mieter  abgeschlossenen  Mietvertrag  mit  rückwirkender  Kraft 
aufheben. 
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Zum  Schutze  der  öffentlichen  Interessen  gegen  das  Privatinter- 
esse wird  im  §  5  ausdrücklich  angeordnet,  daß  die  Anwendung  der 
Verordnung  durch  Vereinbarung  der  Parteien  nicht  ausgeschlossen 
oder  beschränkt  werden  kann.  Endlich  wird  die  Entscheidung  nicht 
bloß  nach  rein  rechtlichen  Erwägungen  und  Ueberlegungen,  sondern 
»nach  dem  billigen  Ermessen«  gefällt;  vorher  können  vom  Einigungs- 
amt vorläufige  Anordnungen  erlassen  werden;  bei  angeordneter  Fort- 
setzung des  Mietverhältnisses  haben  die  Bestimmungen  des  Einigungs- 
amtes als  »vereinbarte  Bestimmungen  des  Mietvertrages«  zu  gelten  (§  3) ; 
der  private  Parteiwille  wird  also  durch  die  Verfügung  eines  öffentlich- 
rechtlichen Organes  ersetzt,  das  »nach  billigem  Ermessen«  entscheidet. 
Die  weiteren  Vorschriften  der  Mieterschutzverordnung  vom  26.  Juli 
191 7  und  der  sie  ergänzenden  Anordnung  über  das  Verfahren  vor  den 
Einigungsämtern  sind  an  dieser  Stelle  ohne  Belang.  Hervorgehoben 
zu  werden  verdient  allein  die  Maßnahme  des  §  6,  daß  die  Landesbe- 
hörden die  Gemeinden  anhalten  konnten,  Einigungsämter  zu  errichten, 
falls  etwa  die  damals  in  den  Gemeindevertretungen  »privilegierten« 
Hausbesitzer  Widerstand  leisten  sollten. 

Infolge  des  sich  ständig  vergrößernden  Wohnungsmangels  genügte 
die  Mieterschutzverordnung  vom  26.  Juli  1917  bald  nicht  mehr.  Vor 
allem  hatte  die  steigende  Verteuerung  sämtlicher  zum  Lebensbedarf 
erforderlichen  Gegenstände  und  die  Erhöhung  der  Arbeitslöhne  in  den 
Hausbesitzern  das  Verlangen  rege  gemacht,  auch  für  ihre  Wohnräume 
die  Vergütung  zu  erhöhen.  So  steigerten  denn  die  Hausbesitzer  in 
verschiedenen  Gegenden  des  Reichs  auf  Grund  von  Beschlüssen  ihrer 
Vereine  und  Verbände  die  Mieten.  Die  Mieter  sind,  wie  es  in  der 
amtlichen  Begründung  heißt,  wegen  der  Schwierigkeiten  und  hohen 
Kosten,  mit  denen  ein  Umzug  in  der  Kriegszeit  verbunden  ist,  meist 
genötigt,  die  verlangte  Mietssteigerung  bedingungslos  anzunehmen. 
Soweit  die  Erhöhungen  sich  in  angemessenen  Grenzen  bewegen,  liegt 
kein  Anlaß  vor,  ihnen  entgegenzutreten.  Die  Mehrforderungen  haben 
sich  jedoch  nicht  immer  in  diesem  Rahmen  gehalten.  Das  hatte  Be- 
unruhigung in  den  Kreisen  der  Mieter  erregt  und  den  Wunsch  nach 
gesetzlichen  Schutzmaßnahmen  laut  werden  lassen;  es  wurde  sogar  der 
Erlaß  eines  allgemeinen  Mietsteigerungsverbots  angeregt,  doch  würde 
das  nach  Ansicht  der  Reichsregierung,  der  auch  im  Reichstage  zuge- 
stimmt worden  war,  mit  wirtschaftlichen  Notwendigkeiten  in  Wider- 
spruch treten  und  ernste  Schädigungen  des  durch  den  Krieg  ohnehin 
hart  betroffenen  Grundbesitzes  zur  Folge  haben.  Aus  diesen  Erwä- 
gungen heraus  wurden  den  Einigungsämtern  die  vorstehend  angeführten 
Ermächtigungen  erteilt.  In  der  Praxis  der  Einigungsämter  machte 
sich  als  besonderer  Uebelstand  für  die  sachgemäße  und  gerechte  Be- 
messung der  Mietpreise  bei  der  Fortsetzung  bestehender  Mietvcn 
geltend,   daß    die  Vermieter  bei  der  Neuvermietung  ihrer  Wohnungen 
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die  Bedingungen  nach  Belieben  festsetzen,  insbesondere  den  Mietzins 
unbeschränkt  erhöhen  konnten.  Das  zeigte  sich  vornehmlich  in  solchen 
Bezirken,  in  denen  sich  ein  besonders  starker  Mangel  an  Wohnungen 
herausgebildet  hatte,  wo  deshalb  der  Anreiz  zu  außergewöhnlichen 
Mietssteigerungen  besonders  groß  und  die  Zwangslage  der  Wohnung- 
suchenden, sich  allen  Forderungen  des  Vermieters  unterwerfen  zu 
müssen,   besonders    drückend  war. 

Aus  diesen  Gründen  wird  in  der  Bekanntmachung  zum  Schutze 
der  Mieter  vom  23.  September  1918  ein  Unterschied  zwischen  gewöhn- 
lichen Gemeinden  gemacht,  für  deren  Bezirke  die  Errichtung  eines 
Einigungsamtes  vorgesehen  war,  und  solchen  Gemeinden,  in  deren  Be- 
zirk sich  nach  dem  Ermessen  der  Landeszentralbehörde  »ein  besonders 
starker  Mangel  an  Wohnungen  geltend  macht«.  Schon  für  die  ersteren 
sind  die  Bestimmungen  der  Bekanntmachung  vom  26.  Juli  191 7  er- 
weitert worden,  so  daß,  falls  das  Amt  die  Fortsetzung  des  gekündig- 
ten Mietverhältnisses  beschließt,  dies  jeweils  bis  zur  Dauer  eines  Jahres 
möglich  ist,  und  ferner,  daß  ein  ohne  Kündigung  ablaufendes  Miet- 
verhältnis jeweils  bis  zur  Dauer  eines  Jahres  verlängert  werden  kann. 
Bedeutet  dies  gegen  früher  eine  neue  erhebliche  Einschränkung  des  pri- 
vaten Kündigungsrechts,  so  wird  ein  anderes  im  Einzelfalle  zuweilen  wich- 
tiges Recht  angegriffen,  nämlich  um  Zustimmung  zur  Weitervermietung 
durch  den  Mieter  nach  §  549  BGB  angegangen  zu  werden.  Das  Eini- 
gungsamt kann,  wenn  die  Zustimmung  verweigert  wird,  sie  ersetzen. 
Endlich  wird  an  der  Befugnis,  den  Mietzins  festzusetzen,  gerüttelt, 
allerdings  noch  recht  leise,  nur  wenn  sich  ein  Vermieter  einer  öffent- 
lichen Behörde  gegenüber  verpflichtet  hat,  die  Festsetzung  des  Miet- 
zinses oder  anderer  Bestimmungen  des  Mietvertrages  durch  das  Eini- 
gungsamt bewirken  zu  lassen,  so  setzt  dieses  nach  §  3  die  Bestim- 
mungen des  Mietvertrages  auf  Antrag  der  Behörde  oder  des  Ver- 
mieters fest. 

Ganz  anders  dagegen  wird  in  sog.  Notstands  gemeinden  in  An- 
sehung des  Mietzinses  verfahren.  Hier  wird  die  Macht  des  Vermieters 
sehr  stark  beschnitten.  Für  die  Neuvermietungen  können  die  Ge- 
meindebehörden nach  §  5  mit  Ermächtigung  oder  auf  Verpflichtung 
der  Landeszentralbehörde  anordnen,  daß  die  Vermieter  von  Wohn- 
räumen unverzüglich  Anzeige  zu  erstatten  haben,  wenn  eine  seit  dem 
1.  Juli  191 7  dauernd  oder  zeitweise  vermietet  gewesene  Wohnung  an 
einen  neuen  Mieter  zu  einem  höheren  Mietpreise  vermietet  wird,  als 
ihn  der  letzte  Mieter  zu  entrichten  hatte ;  in  der  Anzeige  ist  der  zu- 
letzt entrichtete  und  der  neue  Mietzins  anzugeben.  Findet  die  Ge- 
meindebehörde den  neuen  Mietzins  zu  hoch,  so  ruft  sie  das  Einigungs- 
amt an  und  dieses  kann  den  Mietzins  auf  die  angemessene  Höhe 
herabsetzen ;  selbstverständlich  ist  ein  solcher  Antrag  der  Gemeinde- 
behörde unverzüglich   nach  Eingang  der  Anzeige   bei   ihr   zu   stellen. 
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Noch  mehr  als  das  Recht  bezüglich  des  Mietzinses  wird  das  Kündi- 
gungsrecht des  Vermieters  eingeschränkt.  Nach  §  6  Ziffer  i  ist  eine 
Kündigung  des  Mietverhältnisses  von  Wohnungen  durch  den  Vermieter 
unzulässig,  wenn  das  Einigungsamt  nicht  seine  vorherige  Zustim- 
mung dazu  erteilt  hat;  insbesondere  ist  das  erforderlich,  wenn  die 
Kündigung  zum  Zwecke  der  Mietsteigerung  erfolgt.  Da  nach  der 
herrschenden  Praxis  in  der  Mietsteigerung  regelmäßig  eine  Kündigung 
des  bisherigen  Mietverhältnisses,  verbunden  mit  dem  Vorschlag,  einen 
neuen  Vertrag  abzuschließen,  erblickt  wird,  ist  schon  nach  der  Mieter- 
schutzverordnung vom  23.  September  191g  eine  Mietsteigerung  gegen 
den  Willen  des  Mieters  ausgeschlossen.  Ohne  Kündigung  ablaufende 
Mietsverhältnisse  gelten  auf  unbestimmte  Zeit  verlängert,  wenn  nicht 
vorher  die  Zustimmung  des  Einigungsamtes  zu  dem  Ablaufe  erwirkt 
worden  ist.  Es  liegt  vollständig  in  dem  billigen  Ermessen  des  Eini- 
gungsamtes, ob  und  wenn  es  die  Zustimmung  erteilen  will ;  die  meisten 
Aemter  versagen  sie,  wenn  nicht  wichtige  Gründe  vorgebracht  worden 
sind,  wobei  natürlich  über  die  Wichtigkeit  die  Ansichten  weit  aus- 
einanderklaffen können.  Erteilt  das  Amt  die  Zustimmung,  so  kann  es 
gleichwohl  die  Fortsetzung  oder  Verlängerung  des  Mietverhältnisses 
jeweils  bis  zur  Dauer  eines  Jahres  bestimmen.  Die  Entscheidungen 
des  Amtes  gelten,  wie  schon  mehrfach  betont,  als  vereinbarte  Bestim- 
mungen des  Mietvertrages.  So  sind  also  die  privaten  Vermieterrechte  in 
bereits  abgeschlossenen  Verträgen  gänzlich  privaten  Inhaltes 
aus  schwerwiegenden  allgemeinen  Interessen  erheblich  eingeengt. 

Noch  viel  weiter  greifen  die  in  der  Bundesrats-Bekanntmachung 
über  Maßnahmen  gegen  Wohnungsmangel  vom  23.  September  1918 
den  Gemeindebehörden  zugesprochenen  Befugnisse,  wodurch  im  Grunde 
genommen  der  früher  so  oft  und  gern  betonte  »Herr  im  Hause-Stand- 
punkt«  zum  alten  Eisen  geworfen  wird.  Der  Hauswirt  kann  mit  seinem 
Hause  nicht  mehr  machen  was  er  will ;  ohne  vorhergehende  Zustim- 
mung der  Gemeindebehörde  dürfen  Gebäude  oder  Teile  davon  nicht 
abgebrochen  und  Räume,  die  bis  zum  1.  Oktober  1918  zu  Wohn- 
zwecken bestimmt  oder  benutzt  waren,  nicht  zu  anderen  Zwecken, 
insbesondere  als  Fabrik-,  Lager-,  Werkstätten,  Dienst-  oder  Geschäfts- 
räume verwendet  werden.  Allerdings  darf  nach  §  2  dieser  Bekannt- 
machung die  Zustimmung  nur  versagt  werden,  wenn  das  Einigungsamt 
sich  mit  der  Versagung  einverstanden  erklärt  hat. 

Um  »unbenutzte«  Wohnungen  zur  Linderung  des  Mangels  mit  heran- 
zuziehen, kann  durch  die  Gemeindebehörde  dem  darüber  Verfügungsbe- 
rechtigten nach  §3  aufgegeben  werden,  unverzüglich  Anzeige  zu  erstat- 
t  e  n  ,  sobald  eine  Wohnung  oder  Fabrik-,  Lager-,  Werkstätten-,  Dienst-, 
Geschäftsräume  oder  sonstige  Räume  unbenutzt  sind,  sowie  Beauftragten 
■  emeinde  über  die  unbenutzten  Wohnungen  und  Räume  und  über 
deren  Vermietung  Auskunft  zu  erteilen  und  ihnen  die  Besichtigung  zu 
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gestatten.  Damit  über  den  Begriff  des  Unbenutztseins  keine  Zweifel 
aufkommen  können,  wird  dieser  dahin  erläutert,  daß  die  betreffenden 
Räume  entweder  völlig  leerstehen  müssen  oder  nur  zur  Aufbewahrung 
von  Sachen  dienen,  sofern  dem  Verfügungsberechtigten  ohne  Härte 
eine  andere  Aufbewahrung  zugemutet  werden  kann,  oder  wenn  er 
dauernd  oder  zeitweilig  seinen  Wohnsitz  ins  feindliche  Ausland  verlegt 
hat.  Für  solche  unbenutzte  Wohnungen  oder  andere  unbenutzte 
Räume,  die  zu  Wohnzwecken  geeignet  sind,  kann  die  Gemeindebehörde 
gemäß  §  4  dem  Verfügungsberechtigten  einen  Wohnungsuchenden  be- 
zeichnen. Kommt  zwischen  beiden  kein  Mietvertrag  zustande,  so  setzt 
auf  Anrufen  der  Gemeindebehörde  das  Einigungsamt  einen  Mietvertrag 
fest,  falls  für  den  Verfügungsberechtigten  kein  unverhältnismäßiger 
Nachteil  zu  besorgen  ist.  Der  Wohnungssuchende  braucht  die  Wohnung 
nicht  zu  nehmen,  er  kann  innerhalb  einer  vom  Einigungsamte  zu  be- 
stimmenden Frist  Widerspruch  erheben.  Der  >Verfügungsberechtigtec 
hat  diese  Befugnis  nicht.  Er  kann  gegen  den  Vertrag,  da  ja  das  Miet- 
einigungsamt endgültig  beschließt,  nichts  unternehmen.  Das  Einigungs- 
amt kann  noch  weitergehen  und  bei  Festsetzung  des  Vertrags  an- 
ordnen, daß  die  Gemeinde  anstelle  des  Wohnungssuchenden  als  Mieter 
gilt  und  berechtigt  ist,  die  Wohnung  dem  Wohnungssuchenden  weiter- 
zuvermieten.  Diese  Maßnahme  dient  gleichzeitig  dem  Schutze  der 
Hausbesitzer,  da  diesen  manchmal,  zumal  bei  erkennbar  zahlungs- 
unfähigen bzw.  zahlungsunwilligen  Mietern,  nicht  angesonnen  werden 
kann,  die  Wohnräume  solchen  Leuten  zu  überlassen. 

Damit  noch  nicht  genug.  Nach  §  5  kann  auf  Anfordern  der  Ge- 
meindebehörde der  Verfügungsberechtigte  sogar  durch  Geldstrafen  bis 
zu  eintausend  Mark  gezwungen  werden,  unbenutzte  Fabrik-,  Lager-, 
Werkstätten-,  Dienst-,  Geschäftsräume  oder  sonstige  Räume  zur  Her- 
richtung als  Wohnräume  gegen  Vergütung»  der  Gemeinde  zu  über- 
lassen. Das  Einigungsamt  bestimmt  die  Höhe  der  Vergütung  und  die 
Zahlungsbedingungen,  wenn  eine  Einigung  darüber  nicht  zustande- 
kommt. Die  Gemeindebehörde  ist  befugt,  den  Gebrauch  der  herge- 
richteten Räume  Dritten  zu  überlassen,  insbesondere  sie  zu  vermieten. 
Daß  die  Räume  nach  Wegfall  der  Ermächtigung  dem  Verfügungsbe- 
rechtigten zurückzugeben  und  unter  Umständen  wieder  herzustellen 
sind,  bedarf  keiner  weiteren  Darlegung.  Machen  sich  in  einer  Ge- 
meinde infolge  starken  Mangels  an  Wohnungen  außergewöhnliche 
Mißstände«  geltend,  so  kann  die  Landeszentralbehörde  mit  Zustimmung 
des  Reichskanzlers  die  Gemeindebehörde  auch  zu  anderen  als  den  vor- 
stehend erwähnten  Anordnungen  ermächtigen.  Solche  Anordnungen 
können  in  der  vollständigen  Beschlagnahme  der  freiwerdenden  Woh- 
nungen durch  die  Gemeinde  bestehen,  sodaß  diese  praktisch  allein 
Vermieterin  ist,  während  der  Hausbesitzer  weiter  nichts  ist,  als  Miet- 
geldempfänger, der  lediglich  für  sein  Grundstück  die  Lasten  zu  tragen 


Miszellen.  237 

und  Steuern  zu  entrichten  hat. 

Auch  die  Neuerungen  von  191 8  reichten  noch  nicht  aus.  Als 
Mangel  wurde  es  vornehmlich  empfunden,  daß  hinsichtlich  der  Miet- 
zinshöhe das  Einigungsamt  nur  auf  Anrufen  der  Gemeindebehörde 
tätig  werden  konnte.  Nach  der  Verordnung  zum  Schutze  der  Mieter 
vom  22.  Juni  1919  kann  durch  die  Landeszentralbehörde  eine  Ge- 
meindeverwaltung zu  den  Anordnungen  ermächtigt  oder  verpflichtet 
werden,  daß  jeder  Abschluß  eines  Mietvertrages  über  Wohnräume, 
Läden  und  Werkstätten  binnen  einer  Woche  nach  Abschluß  vom  Ver- 
mieter anzuzeigen  ist,  gleichgültig,  ob  zu  demselben  Zinse  oder  einem 
höheren  vermietet  wird.  Uebersteigt  der  vereinbarte  Mietzins  den  Be- 
trag, der  für  Wohnräume,  Läden  oder  Werkstätten  der  gemieteten  Art 
und  Ausstattung  unter  Berücksichtigung  der  Nebenleistungen  des  Ver- 
mieters »üblich  und  angemessen«  ist,  so  kann  sowohl  die  Gemeinde- 
behörde innerhalb  einer  Woche  nach  Eingang  der  Anzeige,  als  auch 
der  Mieter  nach  Ablauf  zweier  Wochen  nach  Vertragsabschluß  bei  dem 
Einigungsamte  beantragen,  daß  der  Mietzins  auf  die  angemessene  Höhe 
herabgesetzt  wird ;  eine  für  den  Nachweis  der  Mieträume  gezahlte  Be- 
lohnung, soweit  sie  dem  Vermieter  unmittelbar  oder  mittelbar  zufließt, 
gilt  als  Teil  des  Mietzinses. 

Erfahrungsgemäß  wird  der  Mietzins  in  weitaus  den  meisten  Fällen  von 
der  Gemeindebehörde  bemängelt,  da  dieMieter  unter  den  heutigen  Verhält- 
nissen meist  froh  sind,  wenn  sie  überhaupt  eine  Wohnung  erhalten ;  denn  der 
Hauswirt  gibt  dem  den  Vorzug,  der  ihm  die  höchste  Summe  für  seine  Woh- 
nung bietet.  Es  hatte  sich  infolgedessen  an  manchen  Plätzen  eine  Preistrei- 
berei in  Wohnungen  herausgebildet,  gegen  die  einzuschreiten  Zweck  und 
Ziel  der  Verordnung  ist.  Um  Umgehungen  dieser  Bestimmungen  vorzu- 
beugen, wird  in  Absatz  3  des  neuen  §  5  ausdrücklich  festgestelllt, 
daß  aus  einem  Mietvertrage,  der  der  Gemeindebehörde  nicht  angezeigt 
ist,  vom  Vermieter  keine  Ansprüche  geltend  gemacht  werden   können. 

Ob  diese  Maßnahme  rechtsgültig  ist,  erscheint  mir  sehr  zweifelhaft ; 
doch  kann  ich  die  Gründe  für  meine  Ansicht  hier  nicht  auseinander- 
setzen. Meiner  Auffassung  nach  muß  der  Mieter  für  die  Benutzung 
der  Räume,  da  ja  bei  der  Miete  Entgeltlichkeit  selbstverständlich  ist, 
zum  mindesten  einen  >angemessenen<  Betrag  als  Miete  zahlen.  Der 
Vertrag  wird  nach  dem  ferneren  Inhalte  des  Absatz  3  auch  in  Ansehung 
der  Ansprüche  des  Vermieters  geltend,  wenn  weder  die  Gemeindebe- 
hörde noch  der  Mieter  eine  Herabsetzung  des  vereinbarten  Mietzinses 
beantragt  haben. 

Die  vorhin  erwähnten  anderen  Anordnungen  bei  Vorherrschen 
>außergewöhnlicher  Mißstände«  auf  dem  Wohnungsmarkte  kann  jetzt 
die  Landcszentralbehörde  mit  Zustimmung  des  Reichsarbeitsministe- 
riums entweder  selbst  treffen  oder  den  Gemeinden  übertragen.  Die 
Gemeinden    sind    zuweilen    leicht  geneigt,    die  bei  ihnen  herrschenden 
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Zustände  als  > außergewöhnliche  Mißstände«  zu  betrachten  und  dem- 
gemäß besondere  Anordnungen  zu  erbitten.  Dazu  gehört  u.  a.  die 
sog.  Zwangseinquartierung  von  Familien.  Diese  Maßnahme  ist  eine 
sehr  zweischneidige  Waffe  zur  Bekämpfung  des  Wohnungsmangels  für 
alle  Teile,  so  daß  von  ihr  nur  in  Fällen  der  allerdringendsten  Not  Ge- 
brauch gemacht  werden  sollte.  Endlich  ist  der  Schutz  auf  die  Läden 
und  Werkstätten  ausgedehnt  worden,  so  daß  jetzt  so  gut  wie  keine 
Räume  mehr  frei  sind.  Die  Bekanntmachung  über  Maßnahmen  gegen 
den  Wohnungsmangel  vom  23.  September  1918  ist  bestehen  geblieben, 
nur  die  Vereinigung  mehrerer  Wohnungen  zu  einer  wird  an  die  vor- 
herige Zustimmung  der  Gemeindebehörde  gebunden. 

Die  Entwickelung  der  Mieterschutzbestimmungen  von  1914  bis 
heute  zeigt,  daß  die  Vermieter  ständig  mehr  in  ihren  privaten  Rechten, 
wie  sie  die  §§  535  ff.  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  als  Bestandteil 
des  Mietvertrages  aufführen,  beschränkt  worden  sind,  so  daß  fast  von 
einem  »Mietvertrage«  nicht  mehr  gesprochen  werden  kann.  Der  Ver- 
mieter ist  bei  Lichte  betrachtet  nicht  viel  mehr,  als  der  Empfänger 
der  Mieten,  auf  deren  Höhe  er  nur  einen  ganz  bescheidenen  Einfluß 
hat.  Mit  der  Tatsache,  die  Wohnräume  nicht  ohne  weiteres  kündigen 
zu  können  und  die  Mieter  länger  in  ihrem  Hause  dulden  zu  müssen, 
als  ihnen  lieb  ist,  finden  sich  die  Hausbesitzer  verhältnismäßig  leicht 
ab,  weil  sie  meist  selbst  nicht  wollen,  daß  ihre  Mieter  auf  der  Straße 
liegen.  Viel  lästiger  werden  dagegen  die  anderen  Maßnahmen  empfun- 
den, die  in  die  Verfügungsgewalt  bei  Abschluß  der  »Verträge«  ein- 
greifen; viele  schließen  grundsätzlich  mit  Wohnungssuchenden,  die 
ihnen  von  der  Gemeindebehörde  zugewiesen  sind,  keinen  Vertrag  ab, 
so  daß  das  Mieteinigungsamt  zwangsweise  nach  §  4  der  Wohnungs- 
mangel-Bekanntmachung einen  festsetzen  muß,  wobei  allerdings  von 
einem  Vertrage  im  privatrechtlichen  Sinne  kaum   die  Rede  sein  kann. 

Am  meisten  Unwillen  erwecken  immer  die  Vorschriften  betr. 
die  Höhe  des  Mietzinses.  Viele  Hausbesitzer,  die  erst  in  letzter  Zeit 
Grundstücke  erworben  haben,  mußten  einen  so  hohen  Preis  dafür  ent- 
richten, daß  ohne  scharfes  Anziehen  der  Mieten  eine  Verzinsung  des 
Kaufpreises  nicht  zu  erzielen  ist.  Daß  dann  diesem  Streben  seitens 
der  Aemter  Widerstand  entgegengesetzt  werden  muß,  gibt  oft  Anlaß 
zu  den  allerschärfsten  Klagen.  Weit  ist  der  Glaube  verbreitet,  der 
Mietzins  dürfe  jeweils  um  10 — 20  %  gesteigert  werden.  Dabei  bereitet 
dann  wieder  die  Frage  Schwierigkeiten,  von  welchem  Stichtage  an 
diese  Steigerung  berechnet  werden  soll.  Manche  Mieteinigungsämter 
haben  dementsprechende  Bekanntmachungen  erlassen.  Solche  haben 
zwar  den  Vorteil,  daß  dadurch  eine  gewisse  Stetigkeit  in  das  gesamte 
Steigerungswesen  kommt,  anderseits  trägt  ein  damit  verbundener 
Schematismus  die  Gefahr  erheblicher  Ungerechtigkeit  in  sich ;  20  % 
können  in  dem  einen  Falle  viel  zu  viel,  im  andern  viel  zu  wenig  sein. 
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Dasselbe  gilt  von  einer  Bestimmung,  daß  ein  Miethaus  das  in  ihm 
steckende  Kapital  mit  6  %  verzinsen  müsse.  Ein  solcher  Standpunkt  ist 
zwar  günstig  für  den  Vermieter,  aber  oft  hart  für  den  Mieter,  der  auf 
diese  Weise  büßen  muß,  wenn  sein  Vermieter  sein  Grundstück  zu 
teuer  erworben  hat.  Meiner  Auffassung  nach  kann  der  Mietwert  von 
Räumlichkeiten  niemals  allgemein  festgesetzt  werden,  es  muß  stets 
eine  Reihe  von  Umständen  berücksichtigt  werden,  wie  Größe  des 
Ortes,  Verkehrslage,  Lage  der  Gebäude,  Größe  der  Räume  in  bezug 
auf  Fläche  und  Rauminhalt,  bauliche  Beschaffenheit,  Umgebung  usw. 
Daher  wird  meines  Erachtens  auch  ein  Höchstmietengesetz,  wie  es  in 
Preußen  ergangen  ist,  wenig  nützen.  Durch  seine  allgemeinen  An- 
weisungen ist  der  Sache  nicht  sehr  gedient,  sondern  es  wird  nur 
bürokratisch  arbeitenden  Mieteinigungsamts- Vorsitzenden  eine  Er- 
leichterung gewährt. 

Es  muß  hervorgehoben  werden,  daß  die  Mieteinigungsämter  den 
ihnen  zugewiesenen  Aufgaben  und  den  in  sie  gesetzten  Erwartungen 
durchaus  gerecht  werden.  Ihre  Arbeit  ist,  da  sie  nicht  mit  juristischen 
Scheuklappen  zu  arbeiten  brauchen,  wie  die  Gerichte,  in  mancher 
Hinsicht  dankbar,  in  anderer  aber  äußerst  schwierig,  das  »billige  Er- 
messen« ist  keineswegs  so  einfach,  wie  oft  gedacht  wird.  An  das 
persönliche  Taktgefühl  des  Vorsitzenden  und  sein  Verständnis  für  die 
Erfordernisse  des  praktischen  Lebens  werden  die  allerhöchsten  An- 
forderungen gestellt;  er  möchte  den  Bedürfnissen  beider  Parteien 
nach  Möglichkeit  gerecht  zu  werden  versuchen.  Von  anderen  Be- 
hörden, zumal  den  Gerichten,  muß  dagegen  festgestellt  werden,  daß 
sie  den  durchgreifenden  Wandel  auf  dem  Gebiete  des  Wohnrechts 
noch  nicht  recht  erfaßt  haben.  Das  wird  bei  einem  Durcharbeiten 
der  nicht  häufigen  Entscheidungen  immer  wieder  bestätigt,  ich  behalte 
mir  vor,  das  an  anderer  Stelle  zu  erörtern,  da  es  nicht  hierher  gehört. 
Nur  die  den  Vorschriften  über  den  Mieterschutz  widersprechende  Be- 
handlung der  sog.  »Dienstwohnungen c  soll  kurz  erörtert  werden. 
Manche  Mieteinigungsämter  versagen,  unterstützt  durch  sog.  Gutachten 
und  Verfügungen  sowie  Gerichtsurteile  denjenigen  den  Schutz  der 
Mieterverordnungen ,  welche  eine  Wohnung  nicht  auf  Grund  eines 
besonderen  »Mietvertrages«,  sondern  auf  Grund  eines  »Dienstvertrages« 
innehaben.  Diese  Haltung  wird  ausdrücklich  damit  begründet,  daß 
nach  dem  Wortlaute  der  Verordnungen  stets  nur  von  »Vermietern«, 
»Mietern«,  »Mieträumen«  und  »Mietverträgenc  die  Rede  sei  und  daß 
jemand,  der  eine  »Dienstwohnung«  habe,  diese  auf  Grund  eines 
»Dienslvcrtrages«  besitze,  daher  im  eigentlichen  Sinne  des  "Gesetzes 
kein  >Mieter«  sei.  Darum  sei  auch  kein  »Vermieter«  und  kein  »Miet- 
vertrag« vorhanden.  Die  Kommentare  der  Mieterschutzverordnungen 
stehen  zumeist  in  Anlehnung  an  die  Mictrechtsliteratur  zum  BGB.  auf 
demselben  Standpunkte. 
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Meiner  Auffassung  nach  ist  aber  diese  Stellungnahme  falsch  und 
beruht  auf  einer  zu  engen  Auslegung  und  zu  starken  Anklammerung 
an  den  Wortlaut  und  vor  allem  die  Ueberschriften  der  Verträge.  Weil 
häufig  die  Vereinbarungen  über  die  Wohnung  Bestandteil  einer  mit 
>Dienstvertrag«  überschriebenen  Abmachung  sind,  wird  übersehen, 
daß  ein  solcher  »Dienstvertrag«  in  seinem  gesamten  Inhalte  kein 
reiner  Dienstvertrag,  sondern  ein  »gemischter  Vertrag«  ist,  in  dem 
den  Abreden  über  die  Wohnung  juristisch  genau  dieselbe  Bedeutung 
zukommt,  wie  den  über  die  Dienstleistungen,  während  wirtschaftlich 
bisher  regelmäßig  die  Bestimmungen  über  die  sonstigen  Rechte  und 
Pflichten  des  Dienstverhältnisses  überwogen.  In  Literatur  und  Praxis 
herrscht  Einverständnis  darüber,  daß  in  jedem  einzelnen  Falle  zu 
prüfen  ist,  welche  Vereinbarungen  des  Vertrages  die  wesentlichere  Be- 
deutung beanspruchen.  Zweifellos  lag  vor  dem  Kriege  bei  dem  Ar- 
beitsverhältnis das  Hauptgewicht.  Die  Wohnung  war  nur  Nebensache; 
eine  Wohnung  war  meist  leichter  zu  finden,  als  eine  neue  Arbeits- 
stelle. Jetzt  hat  sich  das  sehr  gewandelt.  Zwar  ist  das  Angebot  an 
Arbeitskräften  ebenfalls  wieder  größer  als  die  Nachfrage;  die  Arbeits- 
losigkeit ist  aber  durch  die  Erwerbslosenversicherung  stark  gemildert 
und  unser  gesamtes  Arbeitsrecht  hat  durch  die  immer  weiter  um  sich 
greifende  Vorherrschaft  der  Tarifverträge  eine  größere  Stetigkeit  ge- 
wonnen. Die  Wohnungsnot  nimmt  dagegen  andauernd  zu.  Das  Ge- 
spenst der  Wohnungslosigkeit  ist  größer  als  das  der  Arbeitslosigkeit. 
Daher  sind  auch  die  Vorschriften  zum  Schutze  der  Mieter  —  oder 
besser  gesagt,  der  Wohnungsinhaber  —  in  jeder  neuen  Verordnung 
verschärft  worden.  Der  Hauptgrundsatz  ist  weitester  Besitzschutz 
gegenüber  in  sonstiger  Beziehung  noch  so  Berechtigten.  Beati  possi- 
dentes:  wer  in  einer  Wohnung  sitzt,  kann  nicht  herausgeworfen 
werden  1 

Warum  diejenigen,  welche  den  Mietzins  nicht  in  barem  Gelde  ent- 
richten sondern  durch  ihre  Arbeitskraft,  weniger  geschützt  werden 
sollen,  ist  nicht  erfindlich.  Wer  sich  nur  an  den  rein  zivilrechtlichen 
Wortlaut  der  Verordnungen  hält,  wird  ihnen  den  Schutz  versagen. 
Der  Sinn  und  der  Zweck  der  Verordnungen  geht  weit  über  den  Wort- 
laut hinaus;  daß  unter  allen  Umständen  der  jeweilige  Inhaber  der 
Wohnung  mehr  zu  schützen  ist  als  der  Hauseigentümer  und  daß  dem- 
gegenüber dessen  Recht  und  Interesse  zurückzutreten  hat.  Von  diesem 
Gesichtswinkel  aus  ist  jeder,  der  für  die  Benutzung  seiner  Wohnräume 
ein  Entgelt  gewährt,  Mieter  im  Sinne  der  Mieterschutzverordnungen 
und  'daher  in  dem  darin  geregelten  Umfange  zu  schützen.  Freilich 
wird  bei  sog.  Dienstwohnungen  hinsichtlich  der  Erteilung  der  erforder- 
lichen Zustimmung  zur  Kündigung  und  der  Gewährung  von  Räumungs- 
fristen mehr  das  Interesse  des  Wohnungseigentümers  und  der  unge- 
störte Fortgang   seines   Betriebes   berücksichtigt   werden   müssen,   als 
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sonst  das  Interesse  des  bloßen  Hausbesitzers  und  Vermieters.  Im 
Gesetze  steht  das  zwar  nicht  ausdrücklich ;  diese  Forderung  ergibt  sich 
jedoch  meines  Erachtens  ohne  weiteres  aus  unserer  derzeitigen  wirt- 
schaftlichen Lage.  Insoweit  allein  darf  der  Dienstwohnungsinhaber 
schlechter  gestellt  sein,  als  der  reine  Zinswohnungsinhaber  nach 
§§  535  ^  BGB.  Die  heutige  Lage  des  Wohnungsmarktes  heischt 
dringend  den  Schutz  aller  Wohnungsinhaber,  gleichviel  auf  Grund 
welchen  Rechtsverhältnisses  im  einzelnen  sie  in  ihrer  Behausung  sitzen. 

Daß  bei  den  Gerichten  die  rein  zivilrechtlich  formalistischen  Er- 
wägungen gegenüber  der  Betonung  des  wirtschaftlich  praktischen  öffent- 
lichen Interesses  weit  überwiegen,  erhellt  aus  einem  durch  die  Zeitungen 
bekannt  gewordenen  Urteile  des  Landgerichts  Bremen,  wonach  die 
sog.  Beschlagnahme  der  Wohnungen  zum  Zwecke  der  Zwangsein- 
quartierung gegen  Artikel  153  der  Reichsverfassung  verstoßen  soll, 
weil  »das  Eigentumc  von  der  Verfassung  gewährleistet  wird  und  eine 
»Enteignung«  nur  gegen  angemessene  Entschädigung  auf  gesetzlicher 
Grundlage  erfolgen  soll,  soweit  nicht  etwa  ein  Reichsgesetz  anderes 
vorschreibt.  Demgegenüber  hat  z.  B.  das  Landgericht  Hannover  ent- 
schieden, daß  die  Zulässigkeit  der  Wohnungsbeschlagnahme  der  richter- 
lichen Nachprüfung  entzogen  ist.  Dieser  richtige  Standpunkt  wird 
gut  in  einem  Erkenntnisse  des  Reichsarbeitsministeriums  begründet 
es  heißt  da:  »Die  Beschlagnahme  übergroßer  Wohnungen  ist  nicht 
als  die  Vornahme  einer  privatrechtlichen  Enteignung  aufzufassen,  son- 
dern als  ein  offen tlidh -rechtlich er  Akt,  durch  den  dem  Woh- 
nungsinhaber eine  öffentliche  Last  auferlegt  wird.  Deswegen  kann 
der  Artikel  153  der  Reichsverfassung  in  diesem  Falle  keine  Anwen- 
dung finden.  Selbst  wenn  man  aber  annimmt,  daß  die  Beschlagnahme- 
verfügung eine  privatrechtliche  Beschränkung  des  Eigentums  ist  und 
demgemäß  Artikel  153  der  Reichsverfassung  Platz  greift,  so  ist  trotz- 
dem dieser  Artikel  153  nicht  verletzt.  Denn  eine  angemessene  Ent- 
schädigung ist  nur  insoweit  vorgeschrieben,  als  ein  Reichsgesetz  nicht 
etwas  anderes  bestimmt.  Die  Wohnungsmangelverordnung  vom  23.  Sep- 
tember 191 8  ist  ein  solches  vollgültiges  Reichsgesetz,  da  sie  auf  dem 
Gesetz  über  die  Ermächtigung  des  Bundesrats  zu  wirtschaftlichen  Maß- 
nahmen usw.  vom  4.  August  1914  beruht,  das  nach  wie  vor  unbe- 
stritten in  Gültigkeit  ist.« 

Diese  Verfügung  deutet  auch  den  vorstehend  geschilderten  Ent- 
wicklungsgang in  aller  Kürze  an:  dem  privaten  »Rechte«  des  Haus- 
eigentümers werden  infolge  wirtschaftlicher  Notlage  zu  deren  Behebung 
immer  mehr  öffentliche  »Lasten«  auferlegt,  so  daß  diese  die  »Rechte« 
fast  erdrücken,  und  von  diesen  eigentlich  nur  noch  auf  dem  Papier 
etwas  übrig  lassen. 

Daß  das  öffentliche  Interesse  in  das  Wohnungsrecht  nicht  bloß 
infolge    des    Wohnungsmangels    eingedrungen    ist,    sondern    daß    auch 
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andere  Mängel  in  demselben  Sinne  wirken,  beweisen  die  Bundesrats- 
verordnungen über  Sammelheizungs-  und  Warmwasserversorgungsan- 
lagen in  Mieträumen  vom  2.  November  191 7,  deren  Ursache  die  im 
Winter  1916/17  zum  ersten  Male  ernstlich  fühlbar  gewordene  Kohlen- 
not ist.  Nach  dieser  Verordnung  bestimmen  Schiedsstellen  für  den 
Fall,  daß  ein  Vermieter  eine  Wohnung  mit  von  ihm  zu  befeuernder 
Sammelheizungsanlage  vermietet  hat,  in  welchem  Umfange  die  Sammel- 
heizungs- und  Warmwasserversorgungsanlagen  in  Betrieb  zu  halten 
sind,  ferner  ob  und  in  welcher  Höhe  der  Mieter  einen  Anspruch  auf 
Minderung  des  Mietzinses  geltend  machen  kann.  Die  seit  191 7  ge- 
wachsene Kohlennot  und  vor  allem  die  gewaltige  Steigerung  der 
Kohlenpreise  hat  zur  Ergänzung  der  Bundesratsverordnung  durch  eine 
Verordnung  der  Reichsregierung  vom  22.  Juni  1919  geführt.  Darnach 
kann  durch  die  Schiedsstellen  die  besondere  Vergütung  an  den  Ver- 
mieter für  die  Heizung  und  Warmwasserversorgung  erhöht  werden. 
Die  weiteren  Vorschriften  der  Verordnung  sind  hier  belanglos. 

Falls  im  Laufe  der  Zeit  noch  weitere  Nöte  auftreten,  die  auf  den 
Wohnungsmarkt  von  Einfluß  sind,  werden  sicherlich  noch  weitere 
Lasten  ins  Wohnungsrecht  eingeführt.  Die  Bewegung  ist  nun  einmal 
im  Flusse,  und  ein  Ende  ist  noch  nicht  abzusehen.  An  eine  Auf- 
hebung der  öffentlich-rechtlichen  Lasten  im  Wohnungsrechte  ist  meines 
Erachtens  nur  zu  denken,  wenn  der  sog.  Wohnungsmarkt  wieder 
einigermaßen  so  normale  Züge  aufweisen  sollte,  wie  vor  dem  Kriege. 
Daß  es  wieder  so  weit  kommen  wird,  ist  nur  möglich  einmal,  wenn 
die  Bautätigkeit  so  rege  wird,  daß  wieder  genügend  Wohnungen  vor- 
handen sein  werden.  In  Anbetracht  der  hohen  Baukosten  ist  das 
Bauen  von  Miethäusern  für  Privatleute,  die  mit  einer  Verzinsung  ihrer 
Gelder  rechnen  müssen,  ausgeschlossen,  und  daß  Reich,  Länder  und 
Gemeinden  eine  nennenswerte  Bautätigkeit  betreiben,  ist  bis  auf  wei- 
teres aus  finanziellen  Gründen  ebenfalls  nicht  anzunehmen.  Die  andere 
Möglichkeit  wird  eintreten,  wenn  infolge  der  Auswanderung  aus  Deutsch- 
land so  viele  Wohnungen  frei  geworden  sind,  daß  die  Zurückbleiben- 
den  alle  Platz  haben.     Die  letztere  Lösung  ist  durchaus  unerwünscht. 

Auch  vor  dem  Kriege  waren  die  Wünsche  an  Reich,  Staat  und 
Gemeinde  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  sehr  zahlreich  und 
weitgehend.  Man  braucht  nur  einmal  die  Programme  der  politischen 
Parteien  und  die  Forderungen  mancher  wirtschaftlichen  Gruppen 
darauf  durchzusehen.  Zumal  die  jetzt  in  den  Regierungen  befindlichen 
Parteien  haben  in  dieser  Hinsicht  viel  geleistet.  Durch  den  Mieter- 
schutz« haben  sie  verschiedene  Punkte .  ihres  Programmes  erfüllen 
können,  freilich  in  ganz  anderer  Weise  als  gedacht  war.  Die  Ent- 
wicklung auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  betrachten  manche 
als  eine  Art  »Sozialisierung«.  Doch  werden  gerade  im  Gegensatz  zu 
der  sonstigen  >Sozialisierung  und  Kommunalisierung«  hierbei  die  Pro- 
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duktionsmittel   nicht  sozialisiert,   da  sie  —  in  unserem  Falle  die  Häu- 
ser —  im  Privateigentume  verbleiben. 

Die  Entwickelung  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  hat  viel  ge- 
meinsames mit  der  während  des  Krieges  beobachteten  Entwickelung 
unseres  Ernährungswesens.  Während  auf  diesem  Gebiete  das  System  der 
sog.  Zwangswirtschaft  jetzt  stark  abgewirtschaftet  hat  und  abgebaut  wird, 
ist  das  im  Wohnungswesen  noch  nicht  angängig,  da  die  Hauptschwierig- 
keiten noch  lange  nicht  überwunden  sind.  Wie  die  den  Erzeugern 
auferlegten  Lasten  nur  zu  verstehen  sind  bei  Kenntnis  der  Ernährungs- 
lage, so  ebenfalls  die  den  privaten  Rechten  der  Hausbesitzer  in  den 
Mieterschutzverordnungen  auferlegten  öffentlich-rechtlichen  Lasten  allein 
bei  Kenntnis  des  heutigen  Wohnungsmarktes.  Die  Verhältnisse  auf  diesem 
zu  bessern,  ist  jedoch  weit  schwieriger  als  die  des  Lebensmittelmarktes, 
da  die  Häuser  nicht  aus  dem  Auslande  eingeführt  werden  können.  Ab- 
gesehen von  anderen  Gründen  wird  auch  die  heimische  Bautätigkeit  in- 
folge der  im  Friedensvertrage  uns  aufgezwungenen  > Wiederaufbauver- 
pflichtungen« lange  darniederliegen  müssen.  Ehe  nicht  genügend 
Wohnungen  vorhanden  sein  werden,  kann  eine  Beseitigung  der  Mieter- 
schutzvorschriften nicht  ins  Auge  gefaßt  werden. 


„Vom  Geist  der  Volkswirtschaftslehre." 

Von 

Dr.  Walter    Schöne. 

Diesen  romantischen  Titel  führt  eine  Schrift  von  Othmar  Spann, 
eine  an  der  Universität  Wien  am  5.  Mai  1919  gehaltene  Antrittsrede. 
Die  Absicht  ihres  Verfassers  war,  »mit  der  ganzen  Untersuchung  zugleich 
eine  Einführung  in  das  Grundproblem  der  gesellschaftlichen  Einstellung 
der  Volkswirtschaftslehre  zu  geben«.  Als  größte  Schwierigkeit,  die 
sich  diesem  Versuche  angeblich  entgegenstellt,  wird  der  »tiefgehende 
und  fast  trostlose  Mangel  an  theoretischen  Kenntnissen  bei  den  heu- 
tigen Jüngern  unserer  Wissenschaft«  bezeichnet.  Daher  habe  ein  Buch 
wie  dieses,  welches  nicht  von  der  Entwicklung  der  Schnupftabakin- 
dustrie in  Krähwinkel  spreche,  von  vornherein  einen  schweren  Stand. 
Von  der  Schwierigkeit  der  Lektüre  seines  Heftchens  überzeugt,  be- 
merkt der  Verfasser:  »Wenn  aber  der  bloß  geschichtlich  und  reali- 
stisch gerichtete  Leser  an  das  Studium  desselben  mit  dem  Bewußtsein 
eigenen  Mangels  herantreten  möchte  und  daraus  die  Geduld  für  die 
Bewältigung  von  Schwierigkeiten  schöpfte,  so  glaube  ich,  daß  der  Ver- 
such —  trotz  des  Mangels  an  Vorbildung,  wie  es  bei  dem  heutigen 
Zustande  unseres  Unterrichts  fast  unvermeidlich  ist  —  gelingen  muß 
Und   nicht   mit   dem   für   den   Stand   unserer  volkswirtschaftlichen  Bil- 
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düng  in  Deutschland  so  beschämenden  Urteil  endigen  wird:  Solche 
Untersuchungen  seien  ohne  greifbares  Ergebnis ;  bei  ihnen  käme  nichts 
heraus«.  Daran  schließt  sich  die  bewegliche  Klage  und  Ermahnung: 
»Die  geschichtlichen  und  noch  mehr  die  bloß  praktischen  und  nichts 
als  praktischen  Wirtschaftslehrer  mögen  sich  doch  einmal  ernstlich 
fragen,  was  bei  ihrer  Behandlung  unseres  Faches  in  den  letzten  20 
Jahren  anderes  herausgekommen  ist,  als  ein  Zustand,  der  geradezu 
einer  Zertrümmerung  der  Wissenschaft  gleichkommt  oder  einem  aus- 
sichtslosen Wettbewerb  mit  dem  in  der  Praxis  wirkenden  Syndikus 
und  anderen  wirklichen  Praktikern ;  was  anderes  denn  eine  schwer  gut 
zu  machende  Vergeudung  fast  des  ganzen  geistigen  Kapitales  unserer 
Wissenschaft,  die  geradezu  einen  Bruch  mit  der  wissenschaftlichen 
Ueberlieferung  bedeutet.«  Das  sind  schwere  Anklagen,  die  aber  ohne 
weiteres  in  sich  zusammenfallen,  wenn  man  einen  Blick  in  die  auch 
nur  in  den  letzten  Jahren  erschienenen  sozialökonomischen  Werke 
wirft.  Was  mit  der  vorliegenden  Schrift  bezweckt  wird,  nämlich  die 
soziologische  Durchdringung  der  Volkswirtschaftslehre,  hat  einer  der 
bekanntesten  Volkswirtschaftslehrer,  um  nur  ein  Beispiel  herauszu- 
greifen, bereits  im  Jahre  191 1  in  einer  Schrift  über  die  gegenwärtige 
Krisis  in  der  deutschen  Volkswirtschaftslehre,  nur  objektiver  und  klarer, 
gefordert.  Dieselben  Forderungen  sind  auf  dem  Gebiete  der  Statistik 
in  jüngster  Zeit  verschiedentlich  nachdrücklich  erhoben  worden. 

Die  kleine  Schrift  von  Othmar  Spann  wäre  trotz  alledem  zu  be- 
grüßen, wenn  sie  nicht  geeignet  wäre,  den  »bloß  geschichtlich  und 
realistisch  gerichteten  Leser«,  dessen  Unbeholfenheit  sie  doch  beheben 
will,  durch  ihre  ganz  unnötig  geschraubte  Sprache  mehr  zu  verblüffen, 
als  zu  belehren.  Spann  meint,  es  sei  nötig,  die  Wissenschaft  wieder 
mit  Begriffen  zu  beginnen.  Aber  sehen  wir  uns  seine  Begriffe  ein- 
mal näher  an.  Ein  Beispiel  möge  genügen,  um  zu  zeigen,  was  er  an 
Begriffen  zu  bieten  hat.  Gleich  die  erste  Begriffsbestimmung  lautet: 
»Der  Geist  einer  Wissenschaft  ist  zunächst  notwendig  etwas  höchst 
Konzentriertes,  etwas,  das  aus  dem  Ganzen  kommt,  etwas,  was  durch 
das  Zusammenfassen,  durch  das  Zusammenschauen  aller  einzelnen 
Teile  zum  Ganzen  erkannt  wird.  Darin  liegt  aber  notwendig  auch  ein 
Element  inneren  Wissens,  ein  intuitives  Element  jener  Art,  das  die 
volle  Persönlichkeit  fordert;  wie  denn  das  intuitive  Element  der  Ur- 
sprung aller  wahren  Wissenschaft  ist  und  danach  erst  das  diskursive 
Denken,  der  reine  Intellektualismus  kommt«.  Das  klingt  wie  eine, 
allerdings  eigenartige,  Auffassung  Bergsonscher  Philosophie.  O.  Spann 
wird  aber  zugeben  müssen,  daß  es  etwas  viel  ist,  gerade  vom  realistisch 
gerichteten  Leser  zu  verlangen,  daß  er  diesen  Ritt  ins  wilde  roman- 
tische Land  mitmacht.  —  Nachdem  der  Leser  erfahren  hat,  was  »zu- 
nächst« der  Geist  einer  Wissenschaft  sein  soll,  fragt  er  sich,  was  sonst 
noch  dazu  gehören  möge,  denn  die  beiläufige  Belehrung  über  den  in- 
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tuitiven  Ursprung  aller  »wahren«  Wissenschaft  kann  doch  nicht  die 
weitere  Begriffsbestimmung  des  Geistes  sein.  Aber  wir  warten  ver- 
geblich auf  einen  Hinweis,  was  weiterhin  der  Geist  einer  Wissenschaft 
bedeuten  soll.  Ohne  daß  vorher  von  einem  Willen  .die  Rede  gewesen 
wäre,  beginnt  der  nächste  Satz  unvermittelt:  »Neben  diesem  Willen 
zum  Ganzen  bedarf  es  aber  auch  des  Mutes  der  Folgerung,  der  völ- 
ligen Unerschrockenheit  vor  den  Ergebnissen«  usw.  —  Der  Leser  er- 
fährt außerdem,  was  dazu  gehört,  »um  den  »wahren«  Geist  des  Ganzen 
zu  beschwören«,  um  dann  endlich  zu  erfahren,  was    »ein  Ganzes«    sei. 

Wenn  diese  neuromantischen  Offenbarungen  wirklich  nötig  wären, 
um  den  »Geist«  der  Volkswirtschaftslehre  zu  verstehen,  dann  müßte 
man  dem  Verfasser  allerdings  beipflichten,  wenn  er  sagt,  daß  die 
Volkswirtschaftslehre  keine  selbständige  Wissenschaft  sei.  Im  weiteren 
Verlauf  der  Darstellung  (S.  7)  erfährt  der  Leser,  daß  das  »Kollektivum« 
Volkswirtschaft  entweder  individualistisch  (d.  h.  vom  Einzelnen  aus) 
oder  universalistisch  (d.  h.  vom  Ganzen  aus)  aufgefaßt  werden  könne, 
woraus  gefolgert  wird  :  »Es  gibt  keine  einheitliche  Volkswirtschafts- 
lehre, sondern  es  gibt  solange  zweierlei  Volkswirtschaftslehren,  solange 
(siel)  der  Widerstreit  zwischen  individualistischer  und  universalistischer 
Grundauffassung  der  Volkswirtschaft  nicht  geschlichtet  ist.  Es  ist  ein 
Grundirrtum  der  Gegenwart  [zu  glauben],  daß  es  eine  einheitliche 
Volkswirtschaftslehre  gäbe.  Die  Volkswirtschaftslehre  darf  nicht  wie 
andere  Wissenschaften,  so  angesehen  werden,  als  gäbe  es  in  ihr  zwar 
viele  widerstreitende  Meinungen,  im  Grunde  sei  sie  jedoch  eine  ein- 
heitliche Wissenschaft«.  Dieser  Auffassung  könnte  man  unter  der 
Voraussetzung  beistimmen,  daß  die  individualistische  Volkswirtschafts- 
lehre von  der  universalistischen  reinlich  geschieden  wäre.  Das  ist  na- 
türlich keineswegs  der  Fall.  Auf  S.  20  erfahren  -wir,  daß  die  Indivi- 
dualisten »bereits  nicht  mehr  ganz  streng  folgerecht«  individualistisch 
sind.  Weiter  ergibt  sich  aus  der  auf  S.  33  f.  gegebenen  Uebersicht 
über  die  >  weiteren  Leistungen  und  Gestalten  der  universalisti- 
schen Volkswirtschaftslehre«,  daß  in  ihr  das  entgegengesetzte  indi- 
vidualistische Moment  sehr  stark  vertreten  ist.  Das  zeigt  Spann  selbst 
1.  beim  Sozialismus  an  Rodbertus  und  Marx;  2.  an  der  geschichtlichen 
Schule  der  Volkswirtschaftslehre,  die  nicht  nur  vom  Individualismus, 
sondern  überhaupt  fast  von  jeder  Begrifflichkeit  abgekommen  sei;  3. 
an  der  Grenznutzenschule,  die  zwar  »äußerlich  gesehen«  als  das  Ent- 
gegengesetzte, nämlich  die  Vollendung  der  individualistischen  Theorie 
der  Wertrechnung  angesehen  wird,  in  der  aber  im  Begriff  des  Grenz- 
nutzens ein  Ueberwinder  der  mechanischen  Auffassung  wenigstens 
nach  der  Art  der  Natur  dieses  Begriffes  enthalten  sei.  (Ihre  Ein- 
reihung in  die  universalistische  Volkswirtschaftslehre  ist  also  zum  min- 

n  etwas  kühn);  4.  werden  als  Nachfolger  von  Adam  Müller 's  ro- 
mantisch-universalistischer Volkswirtschaftslehre   Thiuun,  List,  Dükring 
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und  Carey  genannt,  die  mit  mehr  Berechtigung  als  universalistisch  be- 
zeichnet werden  können.  Hierzu  gehört  noch  das  Eingeständnis,  daß 
Ricardo  und  seine  individualistischen  Nachfolger  nicht  umsonst  ge- 
dacht haben:  >Aber  der  Tauschbegriff  behauptet  nur  in  der  Wert- 
rechnung der  Wirtschaft  jene  zentrale  Stellung,  welche  die  atomistische 
[individualistische]  Lehre  ihm  fälschlich  in  der  ganzen  Wissenschaft  ein- 
räumt«. Die  universalistische  Volkswirtschaftslehre  eignet  sich  also 
die  Denkformen  und  Ergebnisse  der  individualistischen  Volkswirtschafts- 
lehre an  und  fügt  sie  nach  ihrer  eigenen  Wertung  in  ihr  System  ein. 
Dasselbe  ist  umgekehrt  ebenso  berechtigt  und  jederzeit  auch  geschehen : 
die  individualistische  Auffassung  bemächtigt  sich,  wie  Spann  in  seinen 
Ausführungen  selbst  zeigt,  auch  universalistischer  Denkformen  und  Er- 
gebnisse. Das  Ergebnis  dieser  Darlegungen  Spanns  müßte  also  sein, 
daß  es  keine  ausschließlich  individualistische  oder  universalistische 
Volkswirtschaftslehre  gibt,  und  daß  beide  Auffassungen  ineinander  über- 
gehen. Gegen  diesen  Einwand  wendet  er  sich  in  einer  besonderen 
Anmerkung,  in  der  gesagt  ist,  daß  diese  Möglichkeit  nicht  gegeben  ist 
und  dabei  »nur  Salat  statt  eines  Gerichtes  zustande  kommt«.  Ohne 
zu  fragen,  ob  Salat  nicht  auch  ein  Gericht  sein  könne,  mag  es  dem 
Leser  überlassen  bleiben,  ob  er  in  dem  nachstehend  erwähnten  ent- 
gegengesetzten Ergebnis  Spanns  (S.  36)  »Salat«  oder  »Gericht« 
erblicken  will :  »Der  Geist  der  Volkswirtschaftslehre  ist  der  Geist  des 
übergeordneten  Gedankenkreises,  der  Gesellschaftslehre ;  er  ist  ein  in- 
dividualistischer oder  universalistischer,  je  nach  der  Theorie  der  Ge- 
sellschaft, von  der  der  Wirtschaftsforscher  ausgeht ;  er  macht  die  Volks- 
wirtschaftslehre zu  einer  wahrhaften  Gesellschaftswissenschaft,  er  trennt 
die  Volkswirtschaftslehre  in  zwei  unversöhnliche  und  unvereinbar  ein- 
ander gegenüberstehende  Richtungen,  in  zweierlei  Wissenschaften«.  Daß 
die  individualistische  Auffassung  die  universalistische  ausschließt,  ist 
klar;  daß  sie  aber  in  dem  System  der  Volkswirtschaftslehre  friedlich 
nebeneinander  bestehen  und  sich  gegenseitig  befruchten,  ergibt  sich  aus 
der  Darstellung  Spanns  zur  Genüge.  Das  obige  Zitat  erschwert  außerdem, 
wenigstens  dem  realistisch  gerichteten  Leser,  der  in  Ermangelung  sog. 
theoretischer  Kenntnisse  auf  sprachliche  Richtigkeit  der  Darstellung 
angewiesen  ist,  ganz  unnötig  das  Verständnis :  erst  bezeichnet  der  Ver- 
fasser den  Geist  der  Volkswirtschaftslehre  als  entweder  einen  indivi- 
dualistischen oder  einen  ihm  entgegengesetzten  universalistischen  Geist ; 
dann  spricht  er  ohne  Unterscheidung  wieder  von  einem  Geist  (»er«), 
der  die  -Volkswirtschaftslehre  zu  »einer«  wahrhaften  (sie !)  Gesellschafts- 
wissenschaft »macht«.  Sprachlich-logisch  würden  dann  also  zwei 
wahrhafte  Gesellschaftwissenschaften  entstehen.  Dazu  scheint  der  letzte 
Teil  des  Zitates  zu  stimmen,  welcher  behauptet,  daß  »er«  (welcher 
Geist,  lassen  wir  unentschieden),  »die  Volkswirtschaftslehre  in  zwei 
unversöhnliche  und  unvereinbar  einander  gegenüberstehende  Richtungen, 
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in  zweierlei  Wissenschaften«  trennt.  Hiermit  gibt  der  Verfasser  neben- 
bei eine  Begriffsbestimmung  dessen,  was  er  unter  Wissenschaft  ver- 
steht, nämlich  eine  »Richtung«.  Mit  anderen  Worten:  der  Verfasser 
behauptet  nämlich  allen  Ernstes,  daß  das  Vorhandensein  zweier  »un- 
vereinbarer« Richtungen  mit  dem  Begriff  der  Wissenschaft  nicht 
vereinbar  und  daß  mit  ihrer  Spaltung  also  die  Entstehung  einer 
neuen,  zweiten  Wissenschaft  gegeben  sei.  Damit  wären  mit  einem 
Schlage  die  meisten  Geschichtswissenschaften  doppelt  vorhanden  — 
eine  Tatsache,  die  den  Leser  mehr  abschrecken  als  interessieren  wird. 
Diese  Konsequenzen  brauchen  aber  glücklicherweise  nicht  gezogen 
zu  werden,  da  der  Verfasser  an  anderer  Stelle  —  und  zwar  bereits 
vorher  —  den  Individualismus  ganz  richtig  als  »eine  der  beiden  Denk- 
formen, eine  der  beiden  logischen  Auffassungsweisen  jedes  Kollektiv- 
ganzen« bezeichnet  hat.  Wieder  an  anderer  Stelle  spricht  Spann  von 
Adam  Müllers  »romantisch-universalistischer  Volkswirtschaftslehre«  als 
einer  »methodischen«  Tat!  Damit  wäre  der  Widerspruch  gelöst  — 
wenn  der  Verfasser  nicht  an  anderer  Stelle  von  romantisch-universali- 
stischer Philosophie  und  Wissenschaft  als  der  »echten  Philosophie« 
und  der  »echten  Wissenschaft«  sprechen  würde  und  damit  offenbar 
die  individualistischen  Richtungen  der  Wissenschaftsgebiete  als  unechte 
Wissenschaft  kennzeichnete. 

»Die  Ueberwindung  des  Individualismus«  —  schreibt  Spann  unter 
der  Ueberschrift :  Die  romantisch-universalistische  Volkswirtschafts- 
lehre —  »geschah  nicht  auf  dem  Gebiete  der  Volkswirtschaftslehre 
selbst«.*  Fichte  hat  ihn  überwunden :  »Sollen  Menschen  überhaupt  sein, 
so  müssen  mehrere  sein.  Sobald  man  den  Begriff  des  Menschen  zu 
Ende  denkt,  kommt  man  vom  Denken  des  Einzelnen  auf  das  Denken 
Vieler«.  —  »Mit  diesem  Gedankengange  war«,  nach  Spann,  »aller  In- 
dividualismus vertilgt«,  wenigstens  auf  dem  Gebiete  der  Staats-  und 
Gesellschaftsphilosophie.  Das  sei  die  größte  Leistung  des  deutschen 
Geistes  in  der  Weltgeschichte  gewesen.  Auf  dem  Gebiete  der  Na- 
tionalökonomie hat  das  weitere  Adam  Müller  besorgt:  »Der  Geist 
seiner  Forschung  ist  der  dauernde  Führer  der  deutschen  Wissenschaft 
—  dieser  unbewußt  [!]  —  geblieben«.  Auch  hier  wird  die  universali- 
stische »Denkrichtung«  als  eine  »eigentümlich  deutsche  in  Anspruch 
genommen«.  Auf  der  folgenden  Seite  (31)  wird  die  »methodische  Tat« 
Adam  Müllers  nochmals  gefeiert:  »Dieses  ungeteilte  Ausgegossensein 
über  alle  Einzelheit,  dieses  zugleich  des  Ganzen  in  allen  Teilen,  ohne 
doch  wahrhaft  zerstreut  zu  werden  in  Verschiedenheit  und  Geschieden- 
beit:  dieses  ist  das  Wesen,  dieses  ist  das  eigentliche  Geheimnis  der 
Ganzheit,  das  Müller  mit  genialer  Anschauungskraft  und  tiefem  [l|  In- 
stinkt immer  und  überall  aufgespürt  und  gesucht  hat. 

Auf  dem  Gebiete  der  Staats-  und  Gcsellschaftslehrc  war  Fichte 
nicht  der  einzige:    »Ja  der  alte  Gott   lebt   noch,  ein   neues  Tagewerk 
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konnte  beginnen.  Schelling,  Hegel,  Schleiermacher ■,  Krause,  Stahl  und 
manche  andere  haben  das  Werk  Fichtes  weitergeführt  und  eine  uni- 
versalistische Staats-  und  Gesellschaftslehre  ausgebildet«.  —  Sehen  wir 
an  der  Hand  eines  dieser  Philosophen  einmal  zu,  wie  es  damit  steht. 
Schlagen  wir  z.  B.  in  Hegels  »Naturrecht  und  Staatsrecht  im  Grundrisse« 
(Grundlinien  der  Philosophie  des  Rechts)  einige  einschlägige  Stellen 
auf,  die  sich  auf  die  Gesellschaftslehre  beziehen.  Was  hier  zu  finden 
ist,  weiß  jeder,  der  Hegel  einigermaßen  kennt.  Aber  auch  der  sollte 
es  wissen,  der  ihn  als  Zeugen  für  seine  Anschauungen  zitiert.  Im 
zweiten  Abschnitt  über  die  bürgerliche  Gesellschaft  §  182  S.  240  f.  der 
2.  Aufl.,  Berlin  1840,  heißt  es:  »Die  konkrete  Person,  welche  sich  als 
Besondere  Zweck  ist,  als  ein  Ganzes  von  Bedürfnissen  und  eine 
Vermischung  von  Naturnotwendigkeit  und  Willkür,  ist  das  eine  Prin- 
zip der  bürgerlichen  Gesellschaft,  —  aber  die  besondere  Person  als 
wesentlich  in  Beziehung  auf  eine  andere  solche  Besonderheit,  so 
daß  jede  durch  die  andere  und  zugleich  schlechthin  nur  als  durch  die 
Form  der  Allgemeinheit,  das  andere  Prinzip  vermit- 
telt sich  geltend  macht  und  befriedigt«.  Bei  dem  Romantiker  Hegel 
finden  sich  also  beide  Prinzipien  friedlich  nebeneinander.  Nach  §  188, 
S.  248,  enthält  die  bürgerliche  Gesellschaft  nach  Hegels  Auffassung 
drei  Momente,  von  denen  hier  nur  das  erste  interessiert  und  mitge- 
teilt sei:  »A.  Die  Vermittlung  des  Bedürfnisses  und  die  Befrie- 
digung des  Einzelnen  durch  seine  Arbeit  und  durch  die  Arbeit 
und  Befriedigung  der  Bedürfnisse  aller  Uebrigen  das  System 
der  Bedürfnisse«.  Auch  hier  ist  das  Individualistische  als  gleichwertig 
neben  das  Kollektive  gestellt.  Im  nächsten  §  189  verweist  Hegel  bei 
der  Besprechung  der  Staats-Oekonomie  sogar  auf  die  beiden  größten 
volkswirtschaftlichen  Individualisten  Smith  und  Ricardo:  »Ihre  Ent- 
wicklung zeigt  das  Interessante,  wie  der  Gedanke  (s.  Smith,  Say, 
Ricardo)  aus  der  unendlichen  Menge  von  Einzelheiten,  die  zunächst 
vor  ihm  liegen,  die  einfachen  Prinzipien  der  Sache,  den  in  ihr  wirk- 
samen und  sie  regierenden  Verstand  herausfindet«.  Der  Universalist 
Hegel  verhält  sich  also  keineswegs  ablehnend  gegenüber  den  drei 
großen  Individualisten.  Nicht  einmal  die  Philosophie  der  Geschichte 
läßt  sich  für  eine  einseitig  universalistische  Staats-  und  Gesellschafts- 
lehre Hegels  in  Anspruch  nehmen.  Im  Gegenteil  ist  Hegel,  soweit 
konkrete  gesellschaftliche  Kräfte  und  Erscheinungen  in  Betracht  kom- 
men, durchaus  Realist,  der  auf  dem  Boden  der  Erfahrung  steht  und 
keineswegs  der  universalistische  Romantiker,  für  den  er  so  oft  gehalten 
wird.  Romantiker  ist  Hegel  nur  als  Philosoph,  und  er  hat  es  am 
Schluß  seines  Werkes  deutlich  ausgesprochen :  »Die  Philosophie  hat 
es  nur  mit  dem  Glänze  der  Idee  zu  tun,  die  sich  in  der  Weltgeschichte 
spiegelt«.  Die  Mittel  zur  Realisierung  der  Idee  sind  die  Leiden- 
schaften,   »die    Zwecke    des    partikulären  Interesses,    die   Befriedigung 
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der  Selbstsucht,  sind  das  Gewaltigste.  Die  nächste  Ansicht  der  Ge- 
schichte überzeugt  uns/  daß  die  Handlungen  der  Menschen  von  ihren 
Bedürfnissen,  ihren  Leidenschaften,  ihren  Interessen,  ihren  Charak- 
teren und  Talenten  ausgehen,  und  zwar  so,  daß  es  in  diesem  Schau- 
spiel der  Tätigkeit  nur  die  Bedürfnisse,  Leidenschaften,  Interessen 
sind,  welche  als  die  Triebfedern  erscheinen,  und  als  das  Hauptwirk- 
same vorkommen«.  —  Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  zur  Genüge,  daß 
auch  die  Hegeische  Geschichtsphilosophie  nicht  bloß  die  universali- 
stische »Einheit  aller  Mannigfaltigkeit,  die  lebendige  Gegenseitigkeit 
und  Wechselseitigkeit«  ist,  sondern  ebensosehr  der  individualistische 
Eigennutz  und  das  Interesse  der  einzelnen  Gesellschaftselemente. 

Die  kausalbestimmte  (mechanistische)  und  die  zweckbestimmte 
(universalistische)  Gesellschaftsauffassung  stehen  bei  Spann  einander 
unversöhnlich  als  zwei  verschiedene  Gesellschaftstheorien  gegenüber. 
Er  entscheidet  sich  für  eine  der  beiden  —  für  die  universalistische  — 
und  wirft  der  individualistischen  Lehre  vor,  sie  mache  (unbewußt)  die 
falsche  Annahme,  daß  diese  Seite  die  einzige  wäre.  Ob  das  stimmt, 
soll  hier  nicht  erörtert  werden.  Es  hat  aber  den  Anschein,  als  ob 
gegen  Spann  derselbe  Vorwurf  von  seiten  der  individualistischen  Auf- 
fassung gemacht  werden  könnte. 

Zweck  dieser  Zeilen  kann  nicht  sein,  für  eine  der  beiden  An- 
schauungen eine  Lanze  zu  brechen.  So  liegt  ja  das  Problem  über- 
haupt nicht.  Aus  der  soziologischen  Literatur  über  diesen  Gegenstand 
sei  nur  ein  Werk  herausgegriffen  {Georg  Colin'.  Ethik  und  Soziologie, 
Leipzig  1916),  in  dem  das  Problem  im  Gegensatz  zu  der  deklama- 
torischen Behandlungsweise  Spanns  in  gemeinverständlicher  Weise  er- 
örtert wird:  »Das  Problem  von  dem  Verhältnis  zwischen  mechanischer 
und  teleologischer  Erklärung  entsteht  auch  in  den  Naturwissenschaften. 
Die  Frage  nach  dem  Verhältnis  von  Beschreibung  und  Wertung 
erscheint  in  sämtlichen  Wissenschaften  .  .  .  Der  Grund  dafür,  daß 
ein  Komplex  von  Bewußtseinselcmenten  bald  die  objektiv-beschrei- 
bende ,  bald  die  normative  und  bald  die  subjektiv-wertende  Form 
annimmt,  ist  in  demselben  Umstände  zu  suchen,  der  von  Anfang 
an  die  erste  Orientierung  des  Menschen  in  der  Umwelt  und  auch  den 
ersten  Anfang  und  die  weitere  Entwicklung  aller  Wissenschaft  bewirkt, 
nämlich  im  menschlichen  Interesse.  Mit  Mach  und  Avenarius  nehmen 
wir  an,  daß  unsere  Begriffe  und  unsere  Wissenschaft  nur  die  den 
jedesmaligen  Interessen  entsprechenden  und  für  sie  notwendigen  Orien- 
tierungsmittel innerhalb  der  gegebenen  Bewußtseinselemcnte  sind«. 
Georg  Cohn  weist  nun  nach,  daß  innerhalb  sämtlicher  Wissenschaften 
ein  »fortwährender  Kampf  zwischen  den  konkret-menschlichen  und 
abstrakt-wissenschaftlichen  Interessen  stattfindet!  daß  die  ersteren  suchen, 
sie  normativ,  wertend,  teleologisch  zu  gestalten,  während  die  letzteren 
nach   einer   beschreibenden,   objektiven    und    mechanischen    Erklärung 
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streben«.  Zugleich  wird  dabei  gezeigt,  »daß  und  weshalb  das  konkrete, 
unmittelbare  Interesse  trotzdem  nie  völlig  beseitigt  werden  kann,  daß 
es  —  wenn  auch  noch  so  sehr  zurückgedrängt  und  auf  einen  ver- 
schwindenden Teil  des  Bewußtseins  beschränkt  —  von  da  wie  von 
einer  festen  Burg  durch  beständige  Ausfälle  sich  auf  Kosten  der  an- 
deren Tendenzen  zu  erweitern  versucht,  sobald  diese  irgendeine 
Schwäche  zeigen«.  Georg  Cohn  gedenkt  in  diesem  Zusammenhange 
auch  der  speziellen  Probleme  der  Nationalökonomie,  die  in  den  anderen 
Wissenschaftsgebieten  ebenfalls  vorkommen:  »Innerhalb  der  National- 
ökonomie haben  Grundbegriffe  wie  Kapital,  Wert  usw.  eine  ganz  ver- 
schiedene Bedeutung,  wenn  man  sie  von  dem  Standpunkt  des  Einzelnen 
oder  aber  von  dem  der  Gesellschaft  aus  betrachtet.  In  dem  großen 
Entwicklungssystem  der  Natur  sind  Individuum  und  Art  die  beiden 
entgegengesetzten  Pole,  um  welche  sich  alles  dreht«.  In  diesem  Zu- 
sammenhange wird  gezeigt,  daß  das  Verhältnis  zwischen  Wissenschaft 
und  Interesse  nur  eine  spezielle  Gestaltung  des  fundamentaleren 
Problems  von  dem  Verhältnis  zwischen  dem  Individuellen  und  dem 
Allgemeinen  ist: 

»Es  handelt  sich  hier  um  zwei  inkommensurable  Seiten  des  Da- 
seins, in  ähnlicher  Weise  wie  man  eine  und  dieselbe  hohle  Fläche 
sowohl  von  ihrer  konvexen,  als  von  ihrer  konkaven  Seite  betrachten 
kann.  Es  muß  also  mit  Leibniz  angenommen  werden,  daß  sich  das 
Dasein  von  einem  Gesichtspunkt  aus  nicht  erschöpfen  läßt  .... 
(S.  251).  Die  verschiedenen  wissenschaftlichen  Methoden  und  Stadien 
sind  nun  aber  nicht  nur  Episoden  in  dem  Kampfe  zwischen  den 
beiden  verschiedenen  Tendenzen:  Interesse  und  objektive  Orien- 
tierung    Das  Interesse,  das  teleologische,  anthropo- 
zentrische, individuelle,  absolute  Interesse  an  dem  eigenen  Schicksal 
treibt  den  Menschen  dazu,  sich  innerhalb  des  äußeren  Daseins  zu 
orientieren,  und  jeder  Fortschritt,  der  hier  stattfindet,  jede  neue 
Kausalverbindung,  die  aufgeklärt  wird,  ist  von  immer  größerer  — 
jedesmal  unverhältnismäßig  größerer  Bedeutung  für  jene  Interessen 
im  allgemeinen.  Aber  dieser  Vorteil  kann  nur  durch  eine  Bewegung 
in  entgegengesetzter  Richtung  erreicht  werden,  durch  eine  kausale, 
uninteressierte,  abstrakte  und  relative  Erklärung,  die  von  dem  In- 
teresse in  dem  konkreten  Falle  hinwegführt.  Es  entspricht  nun  jeder 
Entwicklungsstufe  ein  Gleichgewichtspunkt,  wo  eine  weitere  Ent- 
wirrung des  Kausalzusammenhangs  »kein  Interesse  hat«,  und  es  be- 
steht fortwährend  die  Tendenz,  die  objektive  Untersuchung  abzu- 
schließen oder  abzurunden,  um  das  Resultat  im  Dienste  der  Inter- 
essen anzuwenden,  ebenso  wie  im  ökonomischen  Leben  stets  die 
Tendenz  vorhanden  ist,  mit  der  Produktion  einzuhalten,  um  das  Pro- 
dukt zu  genießen,  was  im  Gleichgewichtszustand  auch  wirklich  statt- 
finden wird. 


Miszellen.  25 1 

Hierin  liegt  die  Erklärung  zu  dem  beständigen  Tendenzgegen- 
satz innerhalb  der  Wissenschaften  zwischen  Induktion  und  Deduktion, 
zwischen  der  mechanischen,  objektiven,  beschreibenden  Methode  und 
denormativen,  wertenden  und  teleologischen.  Wenn  das  Verhältnis 
zwischen  Interesse  und  Wissenschaft  so  einfach  wäre,  wie  der  Prag- 
matismus und  die  ökonomische  Erkenntnistheorie  annehmen,  so  wäre 
es  unmöglich  zu  verstehen,  warum  die  Wissenschaft,  wenn  sie  erst 
einmal  den  nichtigen«  Weg  betreten  hat,  nämlich  die  beschreibende 
und  induktive  Methode,  dennoch  immer  wieder  zu  einer  deduktiven 
und  normativen  Behandlungsweise  zurückkehrt.  Nach  der  hier  ver- 
tretenen Auffassung  ist  dieses  rhythmische  Wechseln  eine  notwendige 
Folge  des  Verhältnisses  zwischen  Interesse  und  Wissenschaft.  Die 
abstrakt-wissenschaftliche  Methode  setzt  ein  Aufgeben  der  konkret- 
menschlichen Interessen  voraus,  die  sie  ursprünglich  schufen,  während 
die  letzteren  beständig  versuchen,  sich  geltend  zu  machen,  indem 
sie  den  Wissenschaften  einen  normativen,  wertenden,  teleologischen 
Charakter  geben.  Diese  Formen  der  Wissenschaft  bezeichnen  also 
die  »Gleichgewichtszustände«,  wo  die  Interessen  die  Resultate  ihrer 
Arbeit  genießen,  ebenso  wie  der  Produzent  den  Produktionsweg 
nicht  ins  Unendliche  verlängert,  sondern  ihn  an  einem  Punkte,  welcher 
ein  Maximum  subjektiven  Wertes  gibt,  abschließt«.  — 

Wer  mit  Spann  einer  soziologischen  Vertiefung  der  Volkswirt- 
schaftslehre das  Wort  redet,  wird  sich  mit  Recht  fragen,  ob  mit  der 
Drucklegung  seiner  Rede  diesem  Bestreben  nicht  viel  mehr  geschadet 
als  genützt  wird.  Die  von  ihm  beliebte  Art  der  »Einführung«  in  ge- 
sellschaftswissenschaftliche Probleme  scheint  doch  wohl  das  Niveau 
eines  gebildeten  Leserkreises  erheblich  zu  unterschätzen.  Jedenfalls 
könnte  es  ihm  geschehen,  daß  jene  von  ihm  als  »etwas  täppisch«  be- 
zeichnete volkswirtschaftliche  Richtung  ihm  ebenfalls  ein  Epitheton 
ornans  zuerkennt.  Aber  auch  vom  pädagogischen  Standpunkt  kann 
diese  Art  der  Behandlung  gesellschaftswissenschaftlicher  Fragen  niqjit 
als  zweckmäßig  bezeichnet  werden.  Was  an  Begriffsverwirrung  und 
bombastischer  Phrasendrescherei  von  Anfängern  bereits  ohne  jede  An- 
regung auf  ganz  unromantischem  volkswirtschaftlichen  Gebiet  zuweilen 
geleistet  wird,  habe  ich  vor  Jahren  einmal  in  Georg  v.  Mayr's  Allge- 
meinem Statistischen  Archiv  gezeigt. 


Zum  Wiederaufbau  der  Schweinezucht. 

Von 

Kuno  Waltcmath,  Harburg  a.  Elbe-Heimfeld. 

rage  wird  viel  in  landwirtschaftlichen  Kreisen  besprochen, 
ist   auch    sonst   ein   gern  besprochener  Gegenstand.     Mancherlei  Vor- 
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schlage  kommen  da  zutage,  die  eifrige  Fürsprecher  rinden.  Am  be- 
liebtesten ist  der  Vorschlag,  den  Kartoffelbau  möglichst  zu  fördern, 
als  das  beste  Heilmittel,  das  allein  schon  Erfolg  verheiße.  Sehr  häufig 
wird  auch  verlangt,  die  Gerste  uneingeschränkt  den  Schweinezüchtern 
zu  überlassen.  Mitunter  begehrt  man  auch,  die  gesamte  Magermilch 
in  den  Schweinetrog  wandern  zu  lassen.  Ein  außerordentlicher  Optimis- 
mus macht  sich  bei  den  Befürwortern  dieser  Anregungen  geltend. 
Lesen  wir  doch,  daß  ein  sehr  angesehener  Schweinezüchter  meinte, 
daß  schon  im  Herbste  192 1  jeder  Arbeiter  sein  Stück  Schweinefleisch 
und  seinen  Speck  in  beliebigen  Mengen  auf  den  Märkten  und  in  den 
Läden  kaufen  könnte,  wenn  man  nur  jenen  Anregungen  gemäß  handeln 
würde. 

Eine  starke  Unterschätzung  der  Mengen  von  Kraftfuttermitteln, 
die  vor  dem  Kriege  bei  uns  in  der  Schweinezucht  gebraucht  wurden, 
macht  sich  hier  bemerkbar.  Man  unterschätzt  die  Bedeutung  der  aus- 
ländischen Zufuhr  an  Kraftfuttermitteln,  aber  auch  die  der  Verwendung 
der  deutschen  Kraftfuttermittel.  Ein  gewaltiger  Teil  unseres  deutschen 
Roggens  verschwand  früher  bekanntlich  in  den  Schweinestall.  In 
weiten  Teilen  unseres  Vaterlandes  baute  damals  der  Landwirt,  beson- 
ders der  mittlere  und  kleinere  Roggen  nur  seines  Viehes  wegen,  so 
im  Nordwesten.  In  welchen  Mengen  unser  Brotkorn  in  den  Vieh- 
trog geworfen  wurde,  beweist  die  Tatsache,  daß  der  Verbrauch  Deutsch- 
lands an  Brotkorn  in  der  Periode  1906/10  im  Jahresdurchschnitte 
I3>9  %  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  größer  als  in  der  Periode  1879 
bis  1883  war;  er  hob  sich  von  ungefähr  8V2  Mill.  t  auf  über  15V2  Mill.  t. 
Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  der  menschliche  Brotverbrauch 
seit  1879/83  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  gewachsen  ist.  Das  geht 
schon  daraus  hervor,  daß  der  Weizenverbrauch  nicht  zugenommen 
hatte,  sondern  gesunken  war.  Man  kann  annehmen,  daß  3A  von  dem 
Mehrverbrauch  von  7  Mill.  t  verfüttert  worden  ist.  Der  jährliche  Ge- 
samtverbrauch von  15V2  Mill.  t  während  der  Zeit  von  1906  bis  19 10 
ist  nach  unserer  Meinung  zu  einem  Drittel  in  den  Viehtrog  gewandert. 
Bereits  in  den  achtziger  Jahren  geschah  solches  in  bedeutendem  Maße, 
wie  der  verstorbene  Nationalökonom  Conrad  aus  Wirtschaftsbüchern 
großer  Güter  ermittelte.  Ein  großer  Teil  dieses  verfütterten  Korns 
gelangte  in  die  Schweinekoben. 

Solange  wir  wegen  der  mangelnden  Zufuhr  fremden  Weizens  und 
wegen  der  gesunkenen  Erträge  unserer  Aecker  unseren  Brotkornbau 
restlos  in  den  Dienst  der  Brotversorgung  stellen  müssen,  dürfen  wir 
keinen  deutschen  Roggen  verfüttern.  Auch  im  kommenden  Erntejahre 
müssen  wir  mit  wesentlich  niedrigeren  Erdruschresultaten  als  im  Frieden 
rechnen,  weil  uns  nach  menschlichem  Ermessen  wegen  der  Kohlennot 
der  Kunstdünger  fehlen  wird,  besonders  Stickstoff  und  Phosphorsäure. 
Erst  von  Herbst    1920  an  wird  er  uns  zur  Verfügung  stehen,    wie  wir 
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hoffen  in  befriedigenden  Mengen,  wenigstens  was  Kali  und  Stickstoff 
anbelangt.  Phosphorsäure  werden  wir  nicht  genügend  haben,  beson- 
ders ermangeln  wir  des  Superphosphates,  das  wir  vor  dem  Kriege  aus 
den  ausländischen  Rohphosphaten  herstellten.  So  importierten  wir  191 1 
für  833000  t  natürlichen  phosphorsauren  Kalk,  191 2  902000  t,  außer- 
dem noch  andere  phosphorsäurehaltige  Stoffe  in  erheblichen  Mengen. 
Es  wird  sicherlich  einige  Jahre  dauern,  bis  wir  imstande  sind,  dieselbe 
Menge  Phosphorsäure  der  deutschen  Erde  einzuverleiben,  wie  vor  dem 
Kriege.  Wir  müssen  uns  daher  noch  lange  gedulden,  ehe  wir  solcher 
Ernten,  wie  sie  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  in  die  Scheunen 
gefahren  wurden,  uns  erfreuen  dürfen. 

Dann  müssen  wir  uns  ohne  die  gewaltigen  Zufuhren  fremdländi- 
schen Kraftfutters  behelfen.  Es  ist  merkwürdig,  daß  immer  noch  von 
Vertretern  der  einseitigen  Konsumenteninteressen  die  Meinung  ver- 
fochten wird,  wir  hätten  genug  Nahrungsmittel,  auch  eiweißreiche 
animalische  Lebensmittel  im  Lande,  um  jeden  satt  werden  zu  lassen, 
und  wenn  der  einzelne  trotzdem  so  schlecht  von  den  öffentlichen 
Stellen  versehen  werde,  so  liege  die  Schuld  an  diesen  Stellen  selbst, 
die  nicht  kräftig  genug  durchgreifen  wollen  und  die  rechten  Mittel 
des  Zwanges  nicht  anwenden,  um  bei  den  renitenten  Landwirten  die  vor- 
handenen Nährmittel  wegzuholen.  Nein,  wir  haben  nicht  genug.  Man 
weiß  offenbar  nicht  und  will  nicht  wissen,  was  bei  uns  alles  vor  dem 
Kriege  hereingekommen  ist,  besonders  zum  Betriebe  der  Schweine- 
zucht. Abgesehen  von  den  21/* — 2a/2  Mill.  t  Weizen  russischen, 
rumänischen  und  überseeischen  Ursprungs,  die  wir  jährlich  verzehrten, 
wofür  dasselbe  Quantum  deutschen  Roggens  in  die  Schweinetröge  ge- 
schüttet werden  konnte,  holten  wir  in  den  letzten  Friedensjahren  jähr- 
lich 28/4— 3V2  Mill.  t  Gerste  herein,  1  Mill.  t  Mais,  ferner  Erbsen, 
Futterbohnen,  Reisabfälle  1912  z.  B.  für  1,142  Mill.  t  Mais,  372000  t 
Erbsen,  51000  t  Bohnen,  213000  t  Reisabfälle.  Wie  sehr  überhaupt 
unsere  ganze  Ernährung,  besonders  die  Viehzucht,  auf  fremde  Futter- 
mittel aufgebaut  war,  ergibt  folgende  Aufstellung:  Die  Hülsen- 
früchte, Oelkuchen  und  Kleie  entsprechen  an  verdaulichem  Eiweiß 
ungefähr  einem  Quantum  von  5  Mill.  t.  Dazu  traten  die  aus  der  deut- 
schen Oclindustrie  stammenden  Oelkuchen,  von  denen  ungefähr  1  Mill.  t 
verfüttert  worden  sind  =  3  Mill.  t  Korn  an  Eiweißgehalt.  Die  Kraft- 
futtermittel fremder  Herkunft  sind  einem  Quantum  von  12  Mill.  t  Korn 
gleichzurichten,  immer  alles  dem  Eiweißgchalt  gemäß  umgerechnet. 
Dazu  kommen  die  deutschen  Körnerfrüchte,  die  Schlempen,  Treber, 
Reisabfällc,  Malzkeime  usw.,  die  jetzt  fast  sämtlich  nicht  da  sind.  In 
den  letzten  Friedensjahren  eigneten  wir  —  die  Kleien,  Oelkuchen  und 
infrüchte  in  Korn  umgerechnet  —  jährlich  42 — 44  Mill.  t  Korn,  jetzt 
die  knappe  Hälfte,  davon  nur  einen  winzigen  Bruchteil  für  die 
Schweinezucht. 
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Bei  den  Kartoffeln  sieht  die  Zukunft  leichter  als  bei  Korn  aus, 
weil  sie  vornehmlich  des  Stickstoffs  und  Kalis  ermangeln,  von  denen 
wir,  wenn  auch  nicht  für  die  Bestellung  von  1920,  so  doch  für  die 
von  192 1  'hoffentlich  genügende  Vorräte  dem  Boden  zumischen  können. 
Die  Kartoffelgestehung  läßt  sich  demgemäß  am  leichtesten  steigern. 
Aber  was  hilft  das  viel,  wenn  wir  fettere  Schweine,  Schweine  über 
120  Pfund  züchten  wollen?  Und  das  fettere  Schweinefleisch,  das  haben 
wir  doch  nötig.  Ohne  Schrot  die  Schweinezucht  aufbauen  zu  wollen, 
ist  ein  verzweifeltes  Unternehmen,  von  vornherein  zum  Scheitern  ver- 
urteilt. Man  vergesse  auch  nicht,  daß  die  Rationen  an  Brot,  Mehl 
und  Kartoffeln,  die  den  Konsumenten  zu  Gebote  stehen,  mehr  als  wie 
dürftig  sind,  regelmäßig  im  Frühjahr,  wenn  die  Kartoffeln  anfangen 
rar  zu  werden,  durchaus  ungenügend  sind.  Da  wird  unsere  erste  Sorge 
sein  müssen,  wenn  es  uns  gelingen  sollte,  die  Ertragsfähigkeit  des 
Ackers  zu  vergrößern,  die  Brot-,  Mehl-  und  Kartoffelrationen  zu  er- 
höhen, besonders  die  Brot-  und  Mehlrationen  in  den  Wochen,  in 
denen  keine  Kartoffeln  vorhanden  sind.  Die  zweite  Sorge,  die  uns 
kaum  minder  als  die  erste  drückt,  wird  sein,  der  Rindviehzucht  mehr 
Kleie  und  Schrot  zu  gewähren,  um  die  Milch-  und  Butterproduktion 
zu  stärken.  Für  die  Schweinezucht  kann  da  nicht  viel  abfallen.  Un- 
möglich kann  bereits  1921  die  Schweinezucht  in  die  Höhe  gerichtet  sein. 

Anders  wäre  natürlich  die  Sache,  wenn  uns  das  Ausland  aushelfen, 
uns  wenigstens  einen  Teil  von  dem  geben  könnte,  was  wir  vor  dem 
Kriege  bezogen.  Hier  sind  die  Aussichten  vorläufig  nicht  tröstlich. 
Alles  wird  davon  abhängen,  ob  der  Markkurs  im  Auslande  wieder 
steigt  und  wie  er  steigt.  Hier  günstige  Wirkungen  auszuüben,  liegt 
ja  nicht  allein  in  unserer  Hand.  Der  furchtbare  Friedensvertrag  mit 
seinen  unerfüllbaren  Bedingungen  tritt  bedrohlich  allen  Bestrebungen, 
den  Markkurs  zu  heben,  entgegen,  und  ebenso  die  rachsüchtige  und 
gemeine  Niedertracht  der  Feinde,  die  den  Versuchen,  die  ungemessene 
Einfuhr  von  Luxusartikeln  zu  dämmen,  sich  hindernd  entgegenstellt. 
Aber  dennoch  können  wir  vieles  tun,  um  aus  dem  Valutajammer 
herauszufinden.  Ordnung  und  Ruhe  muß  im  Lande  herrschen,  es  darf 
nicht  das  Staatswesen  den  Anschein  erwecken,  als  ob  es  in  der  Luft 
schwebe  und  jeden  Augenblick  weggeblasen  werden  könne.  Die 
Finanzen  müssen  reguliert  werden,  die  Notenpresse  beiseite  gestellt, 
Arbeitsfreudigkeit  allerorten  regieren.  So  endet  auch  dieser  Aufsatz 
mit  dem  Ruf,  der  durch  das  Land  hallt,  als  Rettungsanker  gepriesen: 
Arbeitet! 
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1.  ABHANDLUNGEN. 


PROBLEME  DER  KULTURPSYCHOLOGIE. 

Von 

ERICH  STERN,  Gießen. 

Von  keiner  Wissenschaft  hat  der  Außenstehende,  selbst  der 
Forscher  auf  anderen  Wissensgebieten,  wohl  eine  so  falsche  Vor- 
stellung wie  von  der  Psychologie ;  er  meint,  daß  es  sich  hier 
um  ein  ganz  besonders  interessantes  Forschungsgebiet  handle, 
das  auch  dem  Außenstehenden  eine  Fülle  von  Anregungen  und 
wertvollen  Einsichten  zu  geben  berufen  sei,  daß  man  hier  lernen 
könne,  wie  man  Menschen  beobachte,  beurteile  und  behandle. 
Blickt  er  dann  aber  einmal  in  den  wissenschaftlichen  Betrieb  der 
Psychologie,  so  wird  er  sich  sehr  enttäuscht  abwenden:  was  er 
hier  findet,  ist  nichts,  was  ihn  irgendwie  interessiert,  sind  Sätze, 
Theorien,  Formeln,  die  für  ihn  tot  sind  und  die  ihm  nichts  zu 
bieten  vermögen,  und  er  versteht  nicht,  daß  das  Psychologie,  die 
Wissenschaft  vom  seelischen  Geschehen  sein  soll.  Und  in  der 
Tat,  zunächst  muß  es  etwas  Befremdendes  haben,  weil  ja  nichts 
dem  Menschen  so  unmittelbar  nahesteht,  so  lebensnah  ist  wie 
das  Seelenleben  und  weil  die  Wissenschaft,  die  sich  damit  be- 
schäftigt, so  lebensfern  zu  sein  scheint. 

Fern  vom  Leben,  vom  sozialen  und  kulturellen  Geschehen, 
hat  sich  die  Psychologie  entwickelt.  Obgleich  sie  zu  den  ältesten 
Wissenschaften  des  abendländischen  Kulturkreises  gehört,  —  fand 
sie  doch,  soweit   uns  bekannt  ist,    ihre   erste    literarische  Nieder- 

ng  bereits  bei  Aristoteles  —  so  hat  sie  sich  doch  am  spätesten 
von  allen  Forschungsgebieten  zu  einer  selbständigen  Wissenschaft 
entwickelt.  Bis  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  war  sie 
in  den  Fesseln  der  Metaphysik  befangen  und  bildete  einen  Tum- 
melplatz   für   wilde   Spekulationen.      Als    dann    die    Naturwissen- 

Zeitschrift  für  die  gei.  Staatswissensch.     1930.     3.  |X 
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Schäften  ihren  Siegeszug  angetreten,  und  als  neben  Physik  und 
Chemie  auch  die  biologischen  Wissenschaften  Bedeutung  gewonnen 
hatten,  da  fing  man  auch  an,  psychische  Erscheinungen  in  den 
Kreis  wissenschaftlicher  Untersuchungen  zu  ziehen.  Als  einzige 
wirkliche  Wissenschaft  aber  galt  die  Naturwissenschaft  und  als 
einzig  wissenschaftliche  Methode  die  naturwissenschaftliche;  was 
Wunder  also,  daß  sich  die  Psychologie  ganz  an  dieser  orientierte. 
Sie  wollte  Naturwissenschaft  sein,  und  sie  wollte  experimen- 
tieren. Dabei  übersah  man  aber  einmal,  daß  das  Experiment 
in  der  Psychologie  seine  Grenzen  hat  und  zum  anderen,  daß  ein 
fundamentaler  Unterschied  besteht  zwischen  dem  Experiment  in 
allen  anderen  Naturwissenschaften  und  in  der  Psychologie. 

Schon  frühzeitig  erkannte  Elsenhans *),  daß  nur  ein  ganz 
engumschriebener  Teil  der  seelischen  Prozesse  dem  Experiment 
zugänglich  sei,  im  wesentlichen  eigentlich  nur  die  Sinnesempfin- 
dungen. Wenn  die  Psychologie  damals  ganz  auf  dem  Boden  des 
philosopischen  Materialismus  stand,  so  war  es  nur  zu  begreiflich, 
daß  sie  alle  seelischen  Vorgänge  zu  irgendwelchen  Prozessen  im 
Zentralnervensystem,  in  erster  Linie  in  der  Großhirnrinde,  in  Be- 
ziehung setzen  wollte,  und  zwar  meist  in  dem  Sinne,  daß  die 
psychischen  Vorgänge  bedingt  seien  durch  hirnphysiologische 
Prozesse,  daß,  wie  man  sich  ausdrückte,  das  Gehirn  die  Gedanken 
absondere,  wie  die  Leber  die  Galle  oder  die  Nieren  den  Urin. 
Man  hielt  einen  seelischen  Vorgang  erst  dann  für  erschöpfend 
dargestellt,  wenn  man  sein  Korrelat  im  Gehirn  aufgewiesen  hatte. 
Das  war  aber  im  wesentlichen  nur  von  den  Sinnesvorgängen  mög- 
lich; hier  hatten  Tierversuche  und  anatomische  Befunde  beim 
Menschen  einen  Zusammenhang  zwischen  Empfindung  und  ge- 
wissen Regionen  der  Hirnrinde  ergeben.  Eine  Anwendung  von 
Maß  und  Zahl,  wie  das  Experiment  sie  erfordert,  —  wenigstens 
das  strenge  Experiment  im  naturwissenschaftlichen  Sinne,  das  eine 
Gesetzlichkeit  auffinden  und  diese  in  einer  Formel  darstellen  will 
—  war  aber  gerade  hier  am  ehesten  möglich,  während  im  all- 
gemeinen sonst  das  Psychische  der  Erfassung  mit  Maß  und 
Zahl  einen  nicht  unerheblichen  Widerstand  entgegensetzte.  Die 
höheren  seelischen  Funktionen,  für  die  es  nicht  gelang,  — 
und  nach  dem  Stande  unserer  Kenntnisse  sowohl  wie  nach  der 
Natur  der  Sache   nicht   gelingen   konnte  —    physiologische  Kor- 

i)  Elsenhans,  Das  Experiment  in  der  Psychologie,  seine  Tragweite  und  seine. 
Grenzen.     Freiburg  1897. 
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relate  aufzuzeigen,  zog  man  zunächst  überhaupt  nicht  in  den  Be- 
reich der  Untersuchungen.  Das  hatte  freilich,  wie  wir  gleich 
zeigen  werden,  noch  andere  Gründe.  Jedenfalls  schränkte  man 
damit  den  Kreis  der  Betrachtungen  sehr  ein  und  steckte  der 
Psychologie  die  Grenzen  sehr  eng. 

Zwischen  dem  naturwissenschaftlichen  und  dem  psycholo- 
gischen Versuch  bestehen  aber  überhaupt  sehr  gewichtige  Unter- 
schiede, die  man  in  der  ersten  Zeit  einfach  übersehen  hatte.  In 
der  Psychologie  ist  es  nicht,  zum  mindesten  in  nicht  annähernd 
demselben  Umfange,  möglich,  die  gleichen  Bedingungen,  unter 
denen  sich  ein  Versuch  das  eine  Mal  abgespielt  hat,  ein  anderes  Mal 
zu  wiederholen.  Das  hängt  mit  der  Eigenart  des  Seelischen  und 
mit  der  Neubildung  von  Dispositionen  zusammen.  Dann  aber 
sind  wir  bei  allen  psychologischen  Versuchen  immer  bis  zu  einem 
gewissen  Grade,  auch  den  guten  Willen  der  Versuchsperson  vor- 
ausgesetzt, von  momentanen  Schwankungen,  Ermüdungserschei- 
nungen, der  Gefühlskonstellation  usw.  abhängig,  und  es  kommt 
ferner  hinzu,  daß  wir  uns  bei  allen  Versuchen  nicht  ausschließ- 
lich auf  objektive  Symptome  stützen  können,  sondern  stets  die 
Aussagen  der  Versuchsperson  mit  heranziehen  müssen.  Diese 
Angaben  sind  aber  nur  selten  ganz  frei  von  subjektiven  Bei- 
mischungen, von  Deutungen  usw.  Alle  diese  Umstände  er- 
schweren die  Verwertung  der  Aussagen  und  Ergebnisse  in  hohem 
Maße  und  legen  eine  kritische  Stellungnahme  zu  denselben  be- 
sonders nahe.  Weiterhin  jst  zu  beachten,  daß  uns  immer  nur 
diese  psychische  Reihe  unmittelbar  gegeben  ist,  und  daß  wir  von 
hier  aus  erst  auf  die  physiologischen  Prozesse,  welche  sie  be- 
gleiten oder  verursachen  (sagen  wir  allgemeiner:  ihnen  entsprechen) 
schließen,  so  daß  dadurch  eine  weitere  Unsicherheit  hineinge- 
tragen wird. 

Selbst  dann  also,  wenn  man  —  wie  auch  wir  —  die  b  e- 
deutende  Rolle,  welche  das  Experiment  in  der 
Psychologie  zu  spielen  berufen  ist,  anerkennt,  muß 
man  sich  der  Unterschiede,  die  zwischen  dem  naturwissen- 
schaftlichen und  dem  psychologischen  Experiment  bestehen,  be- 
wußt sein;  nur  eine  mechanistisch-atomistische  Auffassung  des 
Seelischen  konnte  diese  fundamentalen  Verschiedenheiten  über- 
sehen. Zwar  muß  jede  Wissenschaft  Abstraktionen  machen  und 
jeder  Versuch  von  einer  Reihe  von  Bedingungen,  die  als  kon- 
stant  angesehen    werden    können,    abstrahieren    und    andere  Be- 
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dingungen  willkürlich  schaffen;  aber  in  der  Psychologie  ist  das 
Herstellen  solcher  genau  reproduzierbarer  Versuchsbedingungen 
nur  bei  sehr  wenigen  Vorgängen  möglich,  eigentlich  nur  bei  den 
Sinnesvorgängen,  die  daher  auch  in  erster  Linie  der  experimen- 
tellen Untersuchung  zugänglich  sind.  Das  Herauslösen  einzelner 
seelischer  Vorgänge  aus  der  Gesamtheit  seelischer  Inhalte  ist  bei 
höheren  seelischen  Funktionen  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  und 
muß  notwendigerweise  zu  Verzerrungen  und  schwersten  Ent- 
stellungen der  Wirklichkeit  führen.  Das  Seelenleben  des  Menschen 
bildet  eine  Einheit,  in  einem  einzigen,  unteilbaren  Strom  fließt 
das  seelische  Geschehen  dahin  und  jedes  Herauslösen  einzelner 
Teile  bedeutet  ein  künstliches  Trennen  dessen,  was  im  Leben 
innig  verbunden  miteinander  ist.  In  diesem  Gesondertsein 
von  anderen  Inhalten  verliert  der  einzelne  In- 
halt sein  Leben  und  wird  zu  einem  Gebilde,  wie  es  sich 
im  Leben  auch  nicht  annähernd  findet. 

In  dreifacher  Hinsicht  nun  scheint  mir  die  experimen- 
telle Psychologie  von  den  Zusammenhängen,  in  denen  der 
psychische  Einzelvorgang  mit  dem  Gesamterleben  der  Persönlich- 
keit steht,  zu  abstrahieren  und  abstrahieren  zu  müssen.  Zunächst 
einmal  ist  —  und  darauf  hatten  wir  eben  bereits  hingewiesen  — 
in  einem  gegebenen  Moment  nicht  nur  eine  Empfindung,  ein  Ge- 
fühl, eine  Strebung  vorhanden,  sondern  von  dem  Hintergrunde 
zahlreicher  Vorgänge  heben  sich  nur  einzelne  deutlicher  ab  und 
treten  ins  Bewußtsein;  ihre  Wurzeln  aber  erstrecken  sich  bis  tief 
ins  Unbewußte,  und  jedes  Erlebnis  ist  mitbedingt,  in  seiner  beson- 
deren Tönung,  in  seinem  Verlauf  beeinflußt  durch  die  Gesamt- 
heit der  überhaupt  vorhandenen  psychischen  Prozesse.  Der  Mensch 
ist  in  keinem  Augenblick  ein  nur  Empfindender  oder  nur  Füh- 
lender oder  nur  Wollender,  sondern  in  jedem  Angenblick  —  wir 
halten  hier  an  der  alten  Dreiteilung  des  Seelischen  in  Fühlen, 
Denken  und  Wollen  zunächst  einmal  fest  —  bestehen  Empfin- 
dungen, Gefühle  und  Strebungen  nebeneinander  und  mit- 
einander. Der  Mensch,  der  denkt,  erlebt  gleichzeitig  Gefühle 
—  logische  Gefühle  —  die  nun  wieder  sein  Denken  weitgehendst 
beeinflussen  und  seine  Strebungen  —  determinierende  Tendenzen 
lassen  ihn  Ausgangs-  und  Zielpunkt  im  Auge  behalten.  Immer 
aber  besteht  eine  Mannigfaltigkeit  einzelner  Erlebnisse  in  jedem 
gegebenen  Moment.  Es  ist  nun  aber  im  Seelischen  so,  daß  das 
Ergebnis  des  Zusammenwirkens    einzelner  Faktoren   nicht   gleich 


Probleme  der  Kulturpsychologie.  271 

der  Summe  dieser  ist,  sondern  daß  das  Produkt  etwas  absolut 
Neues  darstellt.  Eine  Untersuchung  wird  daher  immer  auf 
Schwierigkeiten  stoßen,  wenn  sie  einzelne  Teile  aus  der  Totalität 
heraussondern  will.  Es  gibt  nun  zweifellos  Erlebnisse,  welche 
eine  /elative  Unabhängigkeit  von  allen  anderen  gleichzeitig  be- 
stehenden zeigen  und  daher  leicht  herausgesondert  werden  kön- 
nen. Dahin  gehören  vor  allem  die  Empfindungen.  Ein  bestimmter 
Reiz,  sagen  wir  Aetherschwingungen  von  einer  bestimmten  Häufig- 
keit oder  Luftwelien  von  einer  bestimmten  Wellenlänge,  werden 
wir  stets  —  von  pathologischen  Fällen  abgesehen  —  als  eine  be- 
stimmte Farbe  oder  als  einen  bestimmten  Ton  wahrnehmen.  Aber 
schon  die  Intensität  wird  uns  verschieden  erscheinen  x),  je  nach 
der  momentanen  Gefühlskonstellation.  In  einer  etwas  erregten 
Stimmung  wird  uns  ein  Ton  unter  Umständen  laut  und  störend 
erscheinen,  der  sonst  als  durchaus  indifferent  empfunden  wird. 
Immerhin  aber  werden  die  Empfindungen  ihre  Unabhängigkeit 
bis  zu  einem  gewissen,  sehr  hohen  Grade  wahren  und  so  der 
experimentellen  Untersuchung  zugänglich  sein.  Schwieriger  ist 
das  schon  bei  den  Gefühlen  und  Strebungen,  und  bei  jenen  höheren 
Funktionen,  die  sich  gleichsam  in  den  obersten  Ebenen  des  Seelen- 
lebens abspielen  und  die  erst  eigentlich  den  Kern  unseres  psy- 
chischen Wesens  ausmachen,  erscheint  diese  Sonderung  schlechter- 
dings unmöglich.  Hier  wird  sie  oft  zu  völlig  falschen  Ergebnissen 
führen,  und  nur  eine  Untersuchung,  welche  die  Ge- 
samtheit der  Erlebnisse  mitberücksichtigt,  kann  uns 
einen  Einblick  in  das  seelische  Geschehen  geben. 

Die  zweite  Richtung,  in  der  wir  die  Erlebniszusammenhänge 
zu  verfolgen  haben,  ist  die  zeitliche.  Jedes  Erlebnis  wird  nicht 
nur  durch  Außenfaktoren,  und  durch  die  momentane  psychische 
Konstellation  bestimmt,  sondern,  da  die  letztere  von  der  gan/.en 
Vergangenheit  des  Individuums  abhängt,  auch  von  früheren  Er- 
lebnissen, Empfindungen,  Gefühlen,  Strebungen.  Alles,  was  der 
Mensch  erlebt  hat,  wirkt  in  jedem  gegebenen  Moment  nach,  der 
Mensch  trägt  gleichsam  seine  ganze  Vergangenheit  mit  sich  herum. 
Es  gibt  kein  seelisches  Geschehen,  welches  vorübergeht  und  dessen 
Wirkung  sich  in  einem  Moment  erschöpft.  Hier  liegt  auch  wieder 
ein  fundamentaler  Unterschied  gegenüber  dem  naturwissenschait- 

i)  Und  darauf  kommt  es  an;  welche  Intensität  ein  Ton  hat,  das  ist  «.in 
physikalisches  Phänomen  ;  in  der  l'sychologie  kommt  es  in  gleicher  Weise  darauf 
an,  wie  er  empfunden  wird. 
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liehen  Versuch;  nirgends  finden  wir  bei  Naturvorgängen,  daß 
irgendein  Geschehen  in  gleicher  Weise  außer  seiner  unmittelbaren 
Folge  noch  eine  Disposition  zu  weiterem  Geschehen  schafft.  Wenn 
wir  einen  Stein  fallen  lassen  und  ihn  dann  wieder  auf  seine  frühere 
Höhenlage  bringen,  so  besitzt  er  nun  nur  genau  denselben  Energie- 
gehalt wie  beim  ersten  Versuch.  Oder  wenn  wir  Schwefel  und 
Eisen  miteinander  in  Berührung  bringen,  so  daß  sich  als  chemische 
Verbindung  Schwefeleisen  bildet,  und  wenn  wir  dann  Schwefel 
und  Eisen  wieder  auf  dem  Wege  der  chemischen  Analyse  von- 
einander sondern,  so  besitzt  weder  das  Eisen  noch  der  Schwefel 
nunmehr  andere  Eigenschaften  wie  vor  dem  ersten  Versuch. 
Ganz  anders  aber  im  Gebiet  des  Seelischen.  Simmel1)  hat  ein- 
mal für  die  sittliche  Entwicklung  treffend  dargelegt,  wie  jede  sitt- 
liche Handlung  nicht  nur  ihren  unmittelbaren  Erfolg  nach  sich 
zieht,  sondern  auch  einer  zweiten  sittlichen  Handlungsweise  den 
Boden  bereitet.  Die  erste  sittliche  Handlung  hinterläßt  in  dem 
Menschen  eine  Disposition  für  weitere  sittliche  Taten,  und  diese 
Disposition  entwickelt  sich  bei  weiterem  sittlichen  Verhalten  immer 
mehr,  so  daß  schließlich  das  sittliche  Handeln  zu  einer  Selbst- 
verständlichkeit wird,  daß  ihm  Ueberlegungen  überhaupt  nicht 
mehr  vorausgehen.  Und  etwas  Aehnliches  gilt  für  alle  seelischen 
Tatsachen  überhaupt.  Daher  ist  in  gewissem  Sinne  die  Konsti- 
tution der  Persönlichkeit  in  jedem  Moment  eine  andere,  immer 
bereichert  um  die  Erfahrungen  des  voraufgegangenen  Augenblicks; 
es  ist  das  alte  Bild  des  Heraklit,  daß  der  Mensch  nicht  zweimal 
in  denselben  Strom  hineinsteigen  könne,  da  immer  neue  Wasser 
durch  ihn  hindurchströmen.  Diese  Wandelbarkeit  der  Persönlich- 
keit, die  auf  einer  Umbildung  und  Neubildung  von  Dispositionen 
beruht,  bezeichnet  William  Stern*)  treffend  als  Plastizität  der 
Persönlichkeit. 

Je  komplizierter  nun  seelische  Vorgänge  sind,  ein  um  so 
größerer  Einfluß  kommt  der  seelischen  Vergangenheit  des  Men- 
schen für  ihren  Ablauf  zu.  Auch  hier  wieder  erweisen  sich  die 
Sinnesempfindungen  als  relativ  unabhängig  von  der  Vergangenheit, 
und  doch  zeigen  auch  sie  schon  deutliche  Spuren  dieser  Nach- 
wirkung; ich  erinnere  nur  an  die  Erscheinungen  der  Nachbilder, 
an  die  Tatsache,  daß  man  Bewegungen  sieht,  wenn  zwei  oder 
mehrere  Reize  sich  rasch  nacheinander  folgen,    oder  an   die    zu- 

i)  Simmel,  Grundlegung  der  Moralwissenschaft.     Berlin  1892/93.  ■ 

2)  William  Stern,  Die  menschliche  Persönlichkeit.  Leipzig   1918,  S.  156  ff. 
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nehmende  Verkleinerung  der  Tastkreise  bei  Uebung  usw.  Die 
weitere  Verarbeitung  der  Sinnesempfindungen  aber  ist  in  höchstem 
Maße  durch  unsere  seelische  Vergangenheit  bestimmt.  Was  wir 
von  einem  Gegenstande,  der  von  uns  »gesehen«  wird,  nun  wirk- 
lich »gesehen«,  d.  h.  apperzipiert  haben,  das  hängt  von  unserem 
Interesse,  unseren  Kenntnissen,  früheren  Wahrnehmungen  usw., 
kurz  von  psychischen  Faktoren,  die  in  ihrer  Entstehung  bis  weit 
in  die  Vergangenheit  reichen,  in  hohem  Maße  mit  ab.  Bis  zu 
einem  gewissen  Grade  lassen  sich  nun  bei  den  Empfindungen 
diese  Faktoren  vernachlässigen,  und  das  trägt  dazu  bei,  das  exakte 
experimentelle  Studium  ganz  wesentlich  zu  erleichtern.  Bei  den 
höheren  psychischen  Vorgängen  ist  diese  Vernachlässigung  aber 
völlig  unmöglich,  sie  lassen  sich  aus  dem  zeitlichen  Strom  des 
Erlebens  überhaupt  nicht  mehr  herauslösen,  ohne  an  Verständnis 
einzubüßen;  ohne  den  zeitlichen  Zusammenhang  sind  sie  nur  ein 
wirres,  unzusammenhängendes  Chaos. 

Und  endlich  betrachtet  die  Psychologie  gewöhnlich  den 
isolierten  Menschen,  losgelöst  von  allen  Zusammenhängen,  in 
denen  er  mit  der  Natur,  mit  anderen  Menschen  und  mit  der 
Kultur  steht.  Kein  Mensch  aber  ist  unabhängig  von  diesen  Fak- 
toren zu  verstehen,  und  sein  Denken  und  Fühlen,  sein  Streben 
und  Werten  können  nur  aus  diesen  Zusammenhängen  heraus  be- 
griffen werden.  Das  ganze  Naturmilieu,  in  dem  ein  Mensch  auf- 
gewachsen ist,  hat  auch  auf  sein  seelisches  Verhalten  einen  ge- 
waltigen Einfluß:  der  Sohn  der  Berge  hat  eine  ganz  andere  psy- 
chische Konstitution  als  der  Küstenbewohner.  Im  Verkehr  mit 
anderen  Menschen  bildet  sich  nicht  nur  das  Wesen  der  Menschen 
weiter  aus,  in  dem  steten  Miteinander  und  Gegeneinander  ent- 
stehen auch  ganz  neue  Züge.  Der  Mensch  ist  ein  soziales  Wesen 
und  nur  als  solches  verständlich.  Am  eindringlichsten  ist  die 
Wirkung  aber  da,  wo  Mensch  und  Kultur  sich  in  ihrer  Wirkung 
auf  den  anderen  Menschen  vereinen.  Zwar  wirkt  auch  die  Kultur 
allein  schon,  Kulturgebilde  wie  die  Religion  oder  das  Recht  be- 
einflussen den  Menschen  weitgehendst,  aber  am  stärksten  da,  wo 
dieser  Einfluß  sich  mit  der  Wirkung  der  Menschen  kombiniert, 
wie  in  der  Hinrichtung  der  Beichte,  in  der  Ehe,  in  der  Schule  usw. 
Jeder  Mensch  ist  ein  Kind  seiner  Zeit,  in  ihren  Anschauungen 
ist  er  befangen,  und  wenn  er  sie  nicht  teilt,  so  muß  er  doch  in 
irgendeiner  Weise  zu  ihnen  Stellung  nehmen.  Kein  Mensch  kann 
sich  von  dem  Natur-  und  Kulturmilieu  losmachen,  in  dem  er  lebt. 
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Ich  brauche  an  dieser  Stelle  nur  darauf  hinzuweisen,  wie  sehr 
alle  unsere  Wertungen  eine  soziale  (kulturelle)  Bedingtheit  haben. 
Wenn  es  in  alten  Zeiten  als  sittlich  galt,  die  Alten,  die  sich  nicht 
mehr  selbst  erhalten  konnten,  zu  töten  —  bei  einigen  Stämmen 
sogar  sie  zu  verspeisen  — ,  so  war  der  Einzelne  damals  eben  an 
diese  Wertung  gebunden,  und  er  teilte  sie,  genau  so,  wie  wir 
heute  die  entgegengesetzte  Wertung  vollziehen.  Unser  sittliches, 
unser  künstlerisches  Urteil  erweisen  sich  als  durchaus  zeitlich, 
d.  h.  durch  unsere  heutige  Kultur  bedingt.  Aber  auch  der  wirk- 
liche Verlauf  unseres  Denkens  zeigt  diese  Abhängigkeit.  In  all 
unserem  Denken  sind  derartige  sozial,  kulturell  bedingte  Faktoren 
enthalten ;  doch  darauf  werden  wir  erst  später  in  anderem  Zu- 
sammenhange näher  eingehen  können.  So  viel  mag  aber  hier 
nochmals  hervorgehoben  werden,  daß  ein  tieferes  Verständnis 
selbst  der  individuellen  Persönlichkeit1)  ohne  diese  Zusammenhänge 
einfach  unmöglich  ist,  »nicht  nur,  weil  der  isoliert  lebende  Mensch 
im  allgemeinen  eine  Fiktion  ist,  sondern  weil  überdies  die  Ent- 
wicklung des  Einzelnen  zur  selbstbewußten  Persönlichkeit  ein  Zu- 
sammenleben mit  anderen  selbstbewußten  Menschen  fordert«2). 
Von  all  diesen  Zusammenhängen  aber  sieht  die  experimentelle 
Psychologie  ab;  insbesondere  vernachlässigt  sie  die  soziale  und 
kulturelle  Bedingtheit  des  seelischen  Geschehens,  und  es  ist 
gleichsam  zu  einem  Dogma  geworden,  die  »wissenschaftliche 
Psychologie  sei  grundsätzlich  beschränkt  auf  die  Zergliederung 
isolierter  und  kulturindifferenter  Einzelwesen«  3);  mit  zunehmender 
Wissenschaftlichkeit  hat  die  Psychologie  »immer  mehr  das  ge- 
sellschaftliche Leben  der  Menschheit  und  seine  geistigen  Erzeug- 
nisse, die  Kultur,  aus  dem  Auge  verloren«  4).  Doch  diese  letzten 
Ausführungen  führen  uns  bereits  zu  der  Frage,  in  welchem  Ver- 
hältnis denn  das  Seelenleben  des  Menschen  zur  Kultur,  und  so- 
mit (wenigstens  scheint  uns  zwischen  diesen  beiden  Fragen  eine 
enge  Verbindung  zu  bestehen)  auch  die  Psychologie  zu  den 
Kulturwissenschaften  steht.  Die  Erörterung  dieses  Problems  macht 
eine  Auseinandersetzung  mit  den  Anschauungen  von  Windelband 


i)  Ein    solches    Erforschen    der    individuellen   Persönlichkeit    gehört    meines 
Erachtens  in  den  Aufgabenbereich  der  Psychologie. 

2)  Wundt,  Völkerpsychologie,  Bd.  IX,   Das  Recht.    Leipzig   1918,   S.  8. 

3)  Krüger,     Ueber    Entwicklungspsychologie.      Arbeiten     zur    Entwicklungs- 
psychologie, Bd.  I,  Heft  1.    Leipzig   1916,  S.   130. 

4)  Ebenda,  S.  142. 
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und  Rickert  erforderlich.     Doch   zuvor    wollen    wir    noch    einmal 
kurz  unsere  bisherigen  Ausführungen  zusammenfassen. 

Wir  hatten  gezeigt,  daß  die  experimentelle  Psychologie  von 
der  dreifachen  Verflochtenheit  des  seelischen  Geschehens  absieht 
und  absehen  muß :  von  der  Summe  des  momentanen  Gesamtin- 
halts, von  den  zeitlichen  Zusammenhängen  und  von  der  sozialen 
und  kulturellen  Bedingtheit  alles  seelischen  Geschehens.  Die 
Möglichkeit,  diese  Zusammenhänge  zu  vernachlässigen,  besteht, 
wie  wir  gezeigt  haben,  in  erster  Linie  für  die  Empfindungen,  und 
daher  boten  diese  hauptsächlich  ein  Feld  für  die  experimentellen 
Untersuchungen;  hier  lassen  sich  die  üblichen  experimentellen 
Methoden  noch  am  ehesten  anwenden,  die  Einführung  von  Maß 
und  Zahl  stößt  hier  noch  auf  den  geringsten  Widerstand,  und  hier 
ergibt  sie  bestimmte,  in  Formeln  faßbare  Beziehungen  zwischen 
den  einzelnen  Faktoren,  wie  zwischen  Reizstärke  und  Empfindung, 
Reizschwelle,  Unterschiedsempfindlichkeit  usw.  In  der  Empfin- 
dungspsychologie —  die  im  wesentlichen  physiologische  Psycho- 
logie ist  —  läßt  sich  ein  ziemlich  hoher  Grad  von  Exaktheit  er- 
reichen, der  für  alle  anderen  Zweige  der  experimentellen  Psycho- 
logie auch  nicht  annähernd  möglich  ist.  Man  darf  aber  die 
Psychologie  nicht  einseitig  auf  diese  experi- 
mentell anzugehenden  Gebiete  beschränken. 
»Das  experimentelle  Verfahren  ist  in  der  Psychologie  um  so 
enger  beschränkt,  je  mehr  die  Gegenstände  der  Untersuchung 
geschichtlichen  Charakter  tragen,  je  mehr  sie  durch  die  kulturelle 
Entwicklung  geschichtlich  bedingt  sind.  Dies  wiederum  trifft  am 
meisten  für  die  zentraleren  Funktionen  der  Seele,  für  die  kom- 
plexeren, voraussetzungsvolleren  Gebilde  des  Geisteslebens  zuc  *). 
Ja,  auf  das  ureigenste  Gebiet  der  Psychologie  begeben  wir  uns 
erst,  wenn  wir  diese  höheren  seelischen  Vorgänge  behandeln; 
»die  physiologische  Psychologie  ist  keine  eigentliche  Psychologie, 
sondern  in  der  Hauptsache  nur  die  Wissenschaft  von  den  ener- 
getischen Prozessen,  welche  die  psychischen  (an  sich  absolut  nicht 
energetisch  gekennzeichneten)  Vorgänge  begleiten.  Einzig  und 
allein  das  Studium  dieser  letzten  kann  uns  eine  wirkliche  Psy- 
chologie geben.  Diese  ist  geradesogut  Naturwissenschaft  wie 
Kulturwissenschaft,  denn  sie  muß  das  Bewußtseinsleben  ebenso- 
wohl in  der  Natur  wie  beim  Menschen  und  seinen  Kulturwerken 

chen  2i. 


1)  A  >-,<:; er,   1.    c.    S.    128. 

2)  Steffen,  Grundlage  der  Soziologie.     Jena   19 12,  3.  15. 
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Mit  diesen  letzten  Ausführungen  haben  wir  in  gewissem  Sinne 
bereits  das  Ergebnis  der  weiteren  Untersuchungen  vorweggenom- 
men; denn  gerade  um  die  Stellung  der  Psychologie  innerhalb 
eines  Systems  der  Wissenschaften  handelt  es  sich  dabei.  In  seiner 
berühmten  Straßburger  Rektoratsrede  hatte  Windelband1)  die  alte 
Einteilung  der  Wissenschaften  in  Natur-  und  Geisteswissenschaften 
verworfen ;  nicht  inhaltliche,  sondern  lediglich  methodologische 
Momente  sollten  für  die  Einteilung  der  Wissenschaften  bestim- 
mend sein.  Zwei  Wege  ständen  dem  Menschen  zu  Gebote,  um 
die  Wirklichkeit  wissenschaftlich  zu  erfassen:  den  einen  Weg 
beschritten  die  Gesetzeswissenschaften,  die  es  sich  zur  Aufgabe 
gemacht  hätten,  zu  allgemeinen  Gesetzen  über  die  Naturgescheh- 
nisse vorzudringen;  ihr  Ideal  wäre  es,  die  Welt  in  ein  System 
von  Formeln  aufzulösen,  die  sich  auf  die  Erfahrung  aufbauen,  und 
die  es  gestatten,  künftige  Ereignisse  mit  absoluter  Gewißheit,  mit 
astronomischer  Sicherheit,  wie  sich  Dubois-Reymo?id  einmal  aus- 
drückt, vorauszubestimmen.  Von  allem  Zufälligen,  von  allem  Be- 
sonderen des  konkreten  Einzelfalles  müßten  diese  Wissenschaften 
abstrahieren,  und  nur  das  Typische,  Allgemeingültige  berück- 
sichtigen. So  hätte  man  etwa  beim  Studium  des  freien  Falles 
die  herrschenden  Luftwiderstände  zu  vernachlässigen  und  die 
Betrachtung  und  Berechnung  für  den  luftleeren  Raum  durchzu- 
führen. Immer  aber  wäre  das  Endziel  dieser  Wissenschaften  die 
Aufstellung  eines  allgemeingültigen  Gesetzes.  Die  zweite  Gruppe 
von  Wissenschaften  hingegen  hätte  gerade  die  entgegengesetzte 
Aufgabe:  ihre  Aufgabe  wäre  die  Beschreibung  des  Besonderen, 
des  Speziellen,  des  Individuellen.  Fragt  der  Gelehrte  innerhalb 
der  ersten  Gruppe  darnach,  was,  bestimmte  Bedingungen  voraus- 
gesetzt, immer  und  immer  wieder  eintreten  werde,  so 
sucht  im  Gegensatz  dazu  die  zweite  Gruppe  zu  erforschen,  was 
an  einem  bestimmten  Orte  und  zu  einer  bestimmten  Zeit  e  i  n- 
mal  wirklich  gewesen,  sich  tatsächlich  zugetragen  habe.  Ein 
weiteres*Ziel  hätten  diese  Wissenschaften  nicht ;  insbesondere  sei 
es  nicht  ihre  Aufgabe,  allgemeine  Gesetze  über  das  Geschehen 
aufzustellen.  Das  gelte  auch  für  die  Geschichte,  welche  der 
typische  Vertreter  dieser  Gruppe  von  Wissenschaften  sei :  sie 
habe  den  Verlauf  des  Geschehens  klarzulegen,  nicht  aber  irgend- 
welche »historischen«  Gesetze  aufzustellen. 


:)   Windelband,  Naturwissenschaft  und  Geschichte.     Straßburg  1894. 
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Anknüpfend  an  Windelband^  aber  durchaus  selbständig  führte 
Rickert1)  diese  Gedanken  weiter  fort.  Auch  er  verwarf  die  alte 
Einteilung  der  Wissenschaften  in  Natur-  und  Geisteswissenschaf- 
ten, eine  Einteilung,  welche  auf  inhaltlichen  Momenten  basierte, 
und  er  setzte  an  ihre  Stelle  die  Gliederung  der  Wissenschaften 
in  Natur-  und  Kulturwissenschaften.  Damit  sollte  aber  nicht  etwa 
ausgedrückt  sein,  daß  jene  die  Naturerscheinungen,  diese  die 
Kulturerscheinungen  zum  Gegenstande  hätten,  vielmehr  waren 
auch  für  ihn  lediglich  methodologische  Gesichtspunkte  maßgebend. 
Die  Naturwissenschaften  sind  für  Rickert  die  Gesetzeswissen- 
schaften ,  während  die  Kulturwissenschaften  auf  die  Beschrei- 
bung des  Einmaligen,  Individuellen  ausgehen  sollten ;  dabei  ist 
auch  für  Rickert  die  Geschichte  die  typische  Vertreterin  der 
Kulturwissenschaften.  Freilich  könnte  der  Kulturwissenschaftler, 
und  insbesondere  der  Historiker  nicht  die  ganze  Fülle  des  vor- 
handenen Materials  darstellen,  vielmehr  müßte  er  eine  Auswahl 
treffen,  und  bei  dieser  hätten  ihn  Wertgesichtspunkte  zu  leiten. 
Nicht  etwa,  daß  der  Historiker  ein  Werturteil  über  die  Gescheh- 
nisse abzugeben  hätte :  davon  muß  sich  auch  nach  Rickert  der  Histo- 
riker frei  machen,  eine  Ansicht,  die  freilich  für  das  Gesamtgebiet 
der  Kulturwissenschaften  keineswegs  zu  Recht  besteht,  so  lehnt 
z.  B.  Herkner2)  diese  Auffassung  für  das  Gebiet  der  Wirtschafts- 
forschung ab  und  bezeichnet  es  als  einen  verhängnisvollen  Irr- 
tum, alle  Wertungen  ausschalten  zu  wollen,  zumal  es  dem  Men- 
schen überhaupt  nicht  möglich  sei ,  sich  ganz  davon  frei  zu 
machen.  Jedoch  verlangen  wir  von  dem  Historiker,  daß  er  sich 
so  viel  wie  möglich  von  diesen  Wertungen  fernhalte.  Gemeint 
ist  hier  etwas  anderes:  mit  dem  Moment,  wo  der  Forscher,  der 
die  Geschichte  eines  Zeitabschnittes  schreiben  will,  sich  an  die 
Arbeit  macht,  sondert  sich  das  gesamte  vorliegende  Material  für 
ihn  in  zwei  Teile :  davon  hat  der  erste  für  den  Ablauf  der  Ge- 
schehnisse keinerlei  Bedeutung;  es  handelt  sich  dabei  um  Ereig- 
nisse, die  aus  einer  genügenden  Distanz  betrachtet  und  von  einem 
bestimmten  Standpunkt  aus  (dem,  unter  welchem  die  Geschichte 
geschrieben  wird)  keinerlei  Einfluß  auf  den  weiteren  Verlauf  der 
Dinge  gewonnen  haben,    und    der    andere  Teil    umfaßt   alle  jene 

benheiten,    die    im  Gegensatz    zu    den  eben    genannten  eine 

i)  Rickert,  Grenzen  naturwissenschaftlicher  Begriffbl>il(lun<j,   II.  Aull.  Tübingen 
•  nschaft  und  Naturwissenschaft,  III.  Aull.  Tübingen  1015. 
2)   llcrkncr.  Die  Arbeiterfrage,  B<1     I      6.    Aull.    Berlin    i«ji(>,   S.   Ol, 
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mehr  oder  weniger  hervorragende  Bedeutung  gewonnen  haben. 
Wonach  man  hier  die  Bedeutung  einschätzt,  darüber  kann  man 
im  einzelnen  Falle  strittig  sein ;  in  der  Regel  werden  Meinungs- 
verschiedenheiten über  die  Tatsache,  daß  es  sich  um  ein  histo- 
risch wichtiges  Faktum  handelt,  nicht  vorkommen.  Ein  Ereignis 
muß  also  erst  oberhalb  einer  gewissen  »Schwelle«  liegen,  wie 
Simmel1)  sich  ausdrückt,  um  für  den  Historiker  Wichtigkeit  zu 
erlangen.  Auch  für  Rickert  kann  es  nicht  Aufgabe  der  Kultur- 
wissenschaften sein,  irgendwelche  Gesetze  über  das  Kulturge- 
schehen zu  formulieren. 

Galt  in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  die 
Naturwissenschaft  als  die  einzige  Wissenschaft  und  wurde  den 
historischen  Wissenschaften,  weil  sie  nicht  experimentieren  konn- 
ten, nicht  exakt  waren,  nicht  zur  Aufstellung  allgemeingültiger 
Gesetze  führten,  nicht  die  Anwendung  von  Maß  und  Zahl  ge- 
statteten, jeder  wissenschaftliche  Charakter  abgesprochen,  so 
betonen  Windelband  und  Rickert  nunmehr,  daß  die  Kulturwissen- 
schaften Wissenschaften  im  strengsten  Sinne  des  Wortes  wären 
und  daß  ihnen  zudem  für  die  Bildung  einer  Weltanschauung  — 
im  strikten  Gegensatz  zu  den  Auffassungen  der  materialistischen 
Philosophie  —  eine  weit  größere  Bedeutung  zukäme.  Das  er- 
scheint nun  ohne  weiteres  berechtigt.  Die  einseitige  Ueberschät- 
zung  der  Naturwissenschaften,  die  als  Reaktion  gegen  die  sich 
allmächtig  dünkende,  wirklichkeitsfremde  Hegeische  Philosophie 
nur  allzu  begreiflich  war,  muß  unbedingt  verurteilt,  die  Kultur- 
wissenschaften müssen  in  ihrer  großen  Bedeutung  gewürdigt  wer- 
den. Inwieweit  aber  die  Einteilung  der  Wissenschaften  in  Natur- 
und  Kulturwissenschaften  berechtigt  und  die  alte  Einteilung  in 
Natur-  und  Geisteswissenschaften  zu  ersetzen  berufen  ist,  darüber 
kann  man  streiten,  und  unsere  weiteren  Untersuchungen  werden 
unseren  Standpunkt  in  dieser  Frage  zur  Darstellung  bringen. 

Aufs  innigste  verbunden  hiermit  erscheint  aber  die  Stellung, 
welche  die  Psychologie  im  System  der  Wissenschaften  nach 
Rickert  einnimmt.  Psychologie  habe  zum  Ziel  die  Auf- 
stellung allgemeiner  Gesetze  des  Seelenlebens  und 
als  solche  sei  sie  Natur-  und  Gesetzeswissenschaft. 
Was  der  Gelehrte,  der  auf  dem  Gebiete  der  Kulturwissenschaften 
arbeite,  brauche,  das  sei  nicht  die  experimentelle  Psychologie, 
ihre    Methoden    und    Ergebnisse,    das    sei    vielmehr   jene    naive, 

i)  Simmel,  Die  Probleme  der  Geschichtsphilosophie  III.  Aufl.    München  1907. 
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intuitive  Psychologie  des  täglichen  Lebens,  die  der  Forscher  von 
dort  mitbringen  müsse ,  das  nachfühlende  und  nacherlebende 
Verstehen  fremder  Individualitäten,  das  ihm  eigen  sein  und  das 
er  besitzen  oder  nicht  besitzen  müsse,  das  er  aber  nicht  erlernen 
könne,  am  wenigsten  mit  Hilfe  der  modernen  experimentell- 
psychologischen Forschung. 

In  dieser  Anschauungsweise  drückt  sich  ein  absolutes  Ver- 
kennen der  Probleme  der  psychologischen  Wissenschaft,  der 
Wissenschaft  vom  seelischen  Geschehen,  aus.  Niemand  hat  das 
schlagender  dargelegt  als  Steffen.  Das  Psychische  ist  etwas  von 
der  Natur  so  absolut  Verschiedenes,  was  eben  gerade  durch  die 
Tatsache  ausgezeichnet  ist,  daß  es  eine  Kultur  hervorzubringen 
imstande  gewesen  ist.  Die  Psychologie  läßt  sich  »ebensowenig 
als  energetisch-mathematische  Wissenschaft  wie  als  Naturwissen- 
schaft« bezeichnen.  »Ihr  Gegenstand  sind  weder  die  Erschei- 
nungen, welche  wir  wissenschaftlich  exakt  als  energetisch  (physi- 
kalisch-chemische Dinge  und  Vorgänge)  bezeichnen,  noch  die 
Fakta,  die  wir  mit  Recht  als  Naturerscheinungen  in  Gegensatz 
zu  den  Organen  und  Werken  der  menschlichen  Kultur  stellen«  1). 
Gewiß  ist  die  Psychologie  Naturwissenschaft,  wie  ja  auch 
der  Mensch  einerseits  ein  Naturwesen  ist,  aber  sie  ist 
doch  nicht  nur  Naturwissenschaft,  ebensowenig  wie  der 
Mensch  nur  Naturwesen  ist.  Das,  was  den  Menschen  fundamental 
von  der  ganzen  übrigen  Natur  unterscheidet,  ist  ja  gerade  die 
Tatsache,  daß  der  Mensch  allein  eine  Kultur  besitzt.  Wohl 
müssen x  wir  den  Tieren  auch  ein,  zum  Teil  sogar  wohl  recht 
hoch  organisiertes  Seelenleben  zuschreiben,  aber  keine  Tierart 
ist  so  weit  gekommen,  eine  materielle  oder,  gar  geistige  Kultur 
aufzubauen,  welche  von  einer  Generation  auf  die  andere  über- 
tragen werden  könnte;  auch  bei  dem  höchstorganisierten  Tier 
ist  dies  nicht  der  Fall. 

»Weil  die  Tiere  keine  Kultur  haben,  bleiben  sie  dazu  ver- 
urteilt, im  Wandel  der  Umgebungsbedingungen  entweder  auszu- 
sterben oder  ihre  gesamte  Körperlichkeit  immer  wieder  umzu- 
bilden« 2j.  Werfen  wir  einen  Blick  auf  die  uns  umgebende  Lebe- 
welt, so  müssen  wir  zugeben,  daß  die  einzelnen  Tierspecies  nicht 
zusammenhanglos  nebeneinander  entstanden  sind,  sondern 
sich  auseinander  entwickelt  haben.     Der  Weg  führte  dabei 

n  Sletfen,  Grundlagen  der  Soziologie.     Jena   1912,  S.   ly 
2)  Krüftr,  1.  c.,  S.  128. 
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von  niederen  zu  immer  höheren  Arten,  zu  Arten,  die  in  ihrer 
Organisation  den  Umweltbedingungen  immer  besser  angepaßt 
waren.  Bestand  hatten,  so  lehrt  Darwin,  dabei  nur  die  Arten, 
die  besser  ausgerüstet,  im  Kampf  ums  Dasein  Vorteile  vor  an- 
deren hatten.  Alle  Anpassung  liegt  dabei  in  der  Umbildung  der 
äußeren  Organisation.  Und  eine  Art  muß,  wenn  sich  die 
Umweltbedingungen  entscheidend  ändern ,  entweder  zugrunde 
gehen,  oder  ihre  körperliche  Struktur  in  entsprechender  Weise 
verändern.  Im  Laufe  der  phylogenetischen  Entwicklung  haben 
sich  Gehirn  und  Seelenleben  der  Tiere  auch  weiter  ausgebildet 
und  hoher  organisiert,  aber  sie  haben  sich  nicht  in  annähernd 
dem  gleichen  Maße  in  den  Dienst  der  Anpassung  gestellt  wie 
beim  Menschen. 

Seit  dem  Eintritt  des  Menschen  in  die  Geschichte  hat  er 
sich  in  seiner  körperlichen  Struktur  nicht  mehr  wesentlich  ver- 
ändert; der  Typus  ist  konstant  geblieben.  Die  ungeheure  Ent- 
wicklung, die  der  Mensch  aber  doch  durchgemacht,  war  nur 
dadurch  möglich,  daß  die  Ausbildung  seines  Seelenlebens  gleich- 
sam die  körperliche  Abwandlung  ersetzte,  in  den  Dienst  der  An- 
passung trat,  und  dadurch  zu  all  den  Schöpfungen  führte,  die 
wir  heute  als  »Kultur«  bezeichnen.  Der  Urmensch  besitzt  keine 
Kultur;  er  lebt  dahin  wie  das  Tier,  von  dem  er  sich  auch  sonst 
recht  wenig  unterscheiden  mag.  Er  lebt  in  völliger  Abhängig- 
keit von  der  Natur,  er  kennt  nur  seine  eigentlichen  Zwecke;  vom 
Leben  verlangt  er  nichts  als  das  Leben  selbst.  Die  Natur  bietet 
ihm  alles,  dessen  er  zum  Leben  bedarf:  in  ihr  findet  er  seine 
Nahrung,  Blätter  dienen  ihm  zur  Bedeckung  des  Körpers,  (sofern 
er  solche  überhaupt  kennt)  und  die  Höhlen  dienen  ihm  als  Unter- 
schlupf. Noch  findet  er  nicht  die  Hilfe  anderer,  denn  die  Erde 
ist  nur  schwach  bevölkert,  und  ein  jeder  hat  genug  mit  sich  zu 
tun;  aber  er  ist  auch  nicht  auf  die  Mithilfe  anderer  angewiesen, 
um  sein  Leben  zu  fristen :  was  er  braucht,  das  verschafft  er  sich 
selbst.  Noch  gibt  es  keine  raffinierte  Technik,  die  Speisen  zu- 
zubereiten, noch  keine  Werkzeuge,  noch  weiß  der  Mensch  nicht, 
Vorsorge  zu  treffen  und  Vorräte  zu  sammeln.  Wo  er  die  Nah- 
rungsmittel findet,  da  verzehrt  er  sie  und  lebt  bald  in  vollstem 
Ueberfluß,  und  bald  leidet  er  den  entsetzlichsten  Mangel.  Die 
Natur  ist  ihm  die  Quelle,  aus  der  er  die  Stillung  seiner  Bedürf- 
nisse empfängt,  aber  sie  ist  auch  sein  Feind,  von  dem  ihm  Tod 
uud  Verderben  drohen.     Ueberall  stößt  er  auf  Widerstände,  und 
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er  kämpft  mit  der  Natur  um  sein  Dasein  einen  harten,  schweren 
Kampf. 

»Viele1)  hunderttausend  Jahre  hat  der  Mensch  die  täglich 
und  stündlich  wiederkehrende  Erfahrung  gemacht,  daß  er  von 
festen,  teilbaren  Körpern  umgeben  ist,  und  daß  seine  Existenz 
und  sein  Wohlstand  von  seiner  Fähigkeit  abhängt,  diese  Körper 
zu  handhaben,  zu  teilen,  zusammenzufügen  und  ihre  Eigenschaften 
und  Kräfte  auszunutzen.  Der  IVlensch  wird  erst  dann  Mensch, 
wenn  er  anfängt,  Baumzweige  abzubrechen,  Steine  zu  sammeln, 
die  Baumzweige  zu  entlauben  und  die  Steine  zu  zerkleinern,  um 
künstliche  Werkzeuge  zu  erhalten,  weil  die  natürlichen,  besonders 
die  Hände  und  die  Zähne  nicht  länger  für  seine  steigenden  Be- 
dürfnisse ausreichen.  In  dieser  seiner  vielleicht  längsten,  rein 
menschlichen  Erfahrung  als  Werkzeuganfertiger  und 
Werkzeuganwender,  hat  der  Mensch  seine  Intelligenz 
ausgebildet,  die  demnach  in  überwiegendem  Grade,  wenn  auch 
nicht  ausschließlich,  ein  seelisches  Werkzeug  im  Kampfe  eines 
»Handwerkers«   ums  Dasein  geworden  ist.« 

Das  Erkenntnisvermögen  ist  ursprünglich  —  und  bis  zu  einem 
gewissen,  sehr  hohen  Grade  heute  noch  —  ein  Mittel,  und  nicht 
das  am  wenigsten  mächtige,  im  Kampfe  ums  Dasein.  Welche 
Rolle  es  hier  spielt  und  wie  es  sich  hier  entwickelt  hat,  das  ist 
eine  Frage,  die  einer  gesonderten  Behandlung  bedarf.  Hier 
mögen  zunächst  noch  einige  allgemeine  Bemerkungen  über  das 
Erkennen  Platz  finden.  Eine  gewisse  Menge  von  Kenntnissen 
(Wahrheiten)  muß  der  Mensch  besitzen ;  ohne  diese  ist  es  eben 
einfach  unmöglich,  auch  nur  das  Leben  zu  fristen.  Zweifelsohne 
erkennt  der  Mensch  vieles,  und  zwar,  im  Gegensatz  zum  Skepti- 
zismus, vieles  richtig:  er  könnte  sonst  nicht  einen  Schritt  tun, 
ohne  zu  stürzen  und  sich  Schaden  zuzufügen.  Aber  anderseits 
erkennt  der  Mensch  doch  auch  nicht  alles:  er  sieht  sich  der 
Totalität  der  Welt  gegenüber;  alle  Inhalte  können  Gegenstand 
seines  Erkennens  werden  2),  aber  die  Summe  der  Inhalte  ist  so 
unendlich  groß,  daß  er  nur  einen  Teil  derselben  zu  erkennen 
vermag.  Das  Leben  aber  und  der  Mensch  sind  zielstrebig,  darüber 
vermag  keine  naturwissenschaftliche  Theorie  des  Lebens  hinweg- 
zutäuschen.    Es    geht    nicht    an,    das  Leben    nach    der  Art  von 

1)  Steffen,  Weg  zu  sozialer  Erkenntnis,  3.  und  4.  Tausend,  Jena  1912,  S.  82. 

2)  Vyl.  hierzu    die    Ausführungen    von    Simmel,    Der  Fra^mentcharaktcr    des 
im   >Logos«,  Bd.   VI,  1    1916. 
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Maschinen  erklären  zu  wollen,  wie  Jacques  Loeb  *)  das  versucht, 
und  es  hat  keinen  Sinn  zu  sagen,  daß  ein  prinzipieller  Unter- 
schied zwischen  der  Maschine  und  dem  Lebewesen  nicht  besteht, 
daß  es  also  gelingen  muß,  im  Laboratorium  Lebewesen  herzu- 
stellen. Alles  Leben  ist,  dabei  bleiben  wir,  zielstrebig. 
Das  erklärt  es  uns,  daß  alles  Erkennen  auswählendes  Erkennen 
ist,  freilich  nicht  bewußtes,  willentliches  Auswählen,  sondern  ein 
Auswählen  das  durch  unsere  gesamte  seelische  und  körperliche 
Konstitution  bedingt  ist.  Töne  oberhalb  einer  gewissen  Höhe 
und  Tiefe  vermögen  wir  nicht  mehr  wahrzunehmen,  die  elektro- 
magnetischen Schwingungen  sind  uns  nur  innerhalb  gewisser 
Längen  direkt  zugänglich;  unsere  Auffassung  hat  gewisse  Gren- 
zen —  kurz  überall  finden  wir  unserem  Erkennen  Schranken  ge- 
setzt. Ueber  diese  Schranken  hat  der  menschliche  Intellekt  sich 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  hinwegzusetzen  vermocht,  indem 
er  Hilfsmittel,  Werkzeuge  und  Apparate,  konstruiert  hat  und  so 
seine  Sinne  gleichsam  erweitert  2)  hat ;  aber  auch  hier  kommt  er 
auf  eine  Grenze.  Letzten  Endes  erkennen  kann  der  Mensch  nur 
das,  was  noch  irgendwie  auf  seine  Sinne  einzuwirken  vermag. 
Und  das  ist  stets  etwas,  was  zu  seinem  Leben  in  irgendeiner 
Beziehung  steht.  Will  man  diese  Anschauung  auf  eine  zuge- 
spitzte Formel  bringen,  so  kann  man  sagen,  daß  der  Mensch 
nur  zu  erkennen  vermag,  was  für  ihn  zu  erkennen  notwendig  ist, 
was  sein  Leben  hemmt  oder  fördert.  Freilich  ist  dieser  Zusammen- 
hang nicht  überall  gleich  deutlich  und  durchsichtig,  genau  so 
wenig  wie  alles  Denken  heute  nicht  mehr  im  Dienste  des  Kampfes 
ums  Dasein  steht.  Aber  aus  diesem  lebensnotwendigen  Denken, 
wenn  wir  uns  hier  einmal  so  ausdrücken  dürfen,  hat  sich  erst 
die  Wissenschaft,  die  nun  nicht  mehr  Mittel  sondern  Selbstzweck 
ist,  entwickelt. 

Der  Intellekt  steht  somit  im  Dienste  des  Lebens;  aber  das 
gilt  eigentlich  von  allem  psychischen  Leben  überhaupt;  das  ist 
es  wohl,  was  auch  William  Stern3)  meint,  wenn  er  sagt,  das 
Psychische  dient  dem  Personalen.  Als  der  Mensch  sich  bis  zu 
einer  gewissen  Stufe  entwickelt  hatte,  konnte  er  mit  den  Mitteln, 
die  ihm  die  Natur  unmittelbar  bot,  nicht  mehr  auskommen.     Er 


*  i)  Loeb,  Dynamik  der  Lebenserscheinungen.     Leipzig    1906,  S.   1. 

2)  Vgl.  hierzu  den  Vortrag   Wiener,  Die  Erweiterung  unserer  Sinne.    Leipzig 
1900. 

3)  William  Stern,  Die  menschliche  Persönlichkeit.    Leipzig  19 18,  S.  223  ff. 
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selbst  konnte  seinen  Körper  nicht  mehr  umbilden,  aber  dafür  ent- 
wickelte sich  sein  Intellekt  immer  höher  und  führte  ihn  zu  immer 
vollkommeneren  Werkzeugen.  Eine  materielle  Kultur  entwickelte 
sich.  Aber  auch  hier  schon  waren  Gefühlsregungen  und  Stre- 
bungen in  hohem  Maße  mitbeteiligt.  Der  Mensch  ist  ja  nicht 
nur  Werkzeuganfertiger,  nicht  nur  Werkzeuganwender,  daneben 
drängen  auch  die  anderen  Triebe  zu  einer  mehr  selbständigen 
Betätigung.  Es  ist  aber  eine  falsche  Vorstellung,  wenn  man  sagt, 
den  primitiven  Menschen  erfülle  Bewunderung  über  den  Glanz 
der  Sterne  und  die  blendenden  Strahlen  der  Sonne,  er  beobachte 
den  ewigen  Wechsel  und  die  stete  Wiederkehr  von  Tag  und 
Nacht,  von  Ebbe  und  Flut  voller  Ehrfurcht  und  Scheu,  und  er 
suche  sich  diese  Vorgänge  in  seiner  Art  zu  erklären,  wobei  dann 
die  Mythen  und  Religionssysteme  derartige  primitive  Erklärungs- 
versuche darstellen  sollen.  In  Wahrheit  liegen  die  Dinge  ganz 
anders.  All  das  flößt  dem  Menschen  Furcht  ein,  weil  er  sich 
von  all  dem  abhängig  fühlt.  Am  meisten  fürchtet  er  den  Tod, 
vom  Toten  gehen  geheimnisvolle  Kräfte  aus,  die  ihm  schaden 
können,  und  er  sucht  diese  abzuwenden  durch  Zauber  und  Be- 
schwörung. Hier  liegt  die  Quelle  des  Seelenglaubens  und  der 
Religion,  also  auch  sie  stehen  anfangs  im  Dienste  der  Erhaltung 
seines  Lebens,  um  sich  erst  später  zu  verselbständigen,  genau  so, 
wie  wir  dies  vom  Intellekt  und  seinen  Erzeugnissen  gezeigt  hatten. 
Daneben  aber  wohnt  im  Menschen  ein  Spieltrieb,  wie  er  schon 
in  den  Tieren1)  nachweisbar  ist;  das  man  auch  diesen  in  gleicher 
Weise  aus  dem  Triebe  nach  Erhaltung  und  Entfaltung  des  Lebens 
zu  erklären  versucht  hat,  ist  bekannt.  Aber  auch  er  gewinnt  ein 
neues  Leben,  löst  sich  von  seiner  ursprünglichen  Bedeutung  los 
und  führt,  im  Verein  mit  anderen  Motiven,  zur  Kunst. 

Und  nun  kommt  das  Eigentümliche:  während  auch  das  Tier 
im  individuellen  Leben  manches  lernt,  aber  dies  immer  sein  eigenstes 
Besitztum  bleibt,  haben  die  Schöpfungen  und  Errungenschaften 
des  Menschen  irgendeinen  dauernden  Bestand  und  übertragen  sich 
von  einer  Generation  auf  die  andere.  Erst  dadurch  war  die  un- 
geheure Entwicklung  der  Menschen  möglich,  daß  jedes  Geschlecht 
nicht  immer  von  vorn  anfangen  mußte,  sondern  seine  Arbeit  da 
fortsetzen  konnte,  wo  seine  Vorgänger  aufgehört  hatten.  Das 
Letzte  von  all  den  materiellen  und  geistigen  Errungenschaften, 
die  eigentlich  treibenden  und  gestaltenden  Kräfte  liegen  also  im 
1)  Vgl.  Gross,  Die  Spiele  der  Tiere,  sowie  Die  Spiele  der  Mensch«*. 
Zeitschrift  für  die  gei.  Staatiwitienschaft.     1930.     3.  IQ 
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Seelenleben  des  Menschen,  sowie  in  der  Möglichkeit  der  Ueber- 
tragung  jener  Erscheinungen  von  einer  Generation  auf  die  andere; 
und  von  hier  aus  ergibt  sich  am  ehesten  die  Definition  der  Kultur, 
die  in  Wahrheit  nicht  aus  ihren  materiellen  Ergebnissen  und  Tat- 
sachen besteht,  sondern  aus  den  Kräften,  die  diese  Wirkungen 
hervorbringen1).  Aber  sie  ist,  so  haben  wir  auch  gezeigt,  nicht 
das  Werk  des  Einzelindividuums,  sondern  —  und  das  werden  wir 
später  noch  eingehender  zu  begründen  haben  —  das  Werk  der 
menschlichen  Gesellschaft.  Die  Gesellschaft  aber  umfaßt  nicht 
nur  die  jetzt  Lebenden,  sie  reicht  vielmehr  in  Vergangenheit  und 
Zukunft  weit  hinein.  »Aber  zugleich  ist  doch  diese  gewaltige 
Hinterlassenschaft  tot  und  wirkungslos,  sobald  sie  nicht  in  den 
Geschlechtern  der  Gegenwart  lebendig  wird  und  immer  aufs  Neue 
schöpferisch  wirkt;  sie  kann  in  den  Werken  älterer  Zeiten  zu- 
weilen schlummern,  aber  nur  solange  sie  lebt,  ist  sie  in  Wahr- 
heit Kultur«1).  »Kultur  ist  die  Erbschaft  der  Arbeit  vorhergehen- 
der Generationen,  soweit  sie  sich  in  den  Anlagen,  dem  Bewußt- 
sein, der  Arbeit  und  den  Arbeitsergebnissen  der  jedesmal  Leben- 
den verkörpert«2). 

Und  damit  wenden  wir  uns  wieder  zu  dem  Punkte  zurück, 
von  dem  aus  diese  Erörterungen  uns  notwendig  erschienen.  Kommt 
der  Psychologie  eine  Bedeutung  für  die  Kulturwissenschaften  zu? 
Diese  Frage  hatte  uns  zu  der  anderen  geführt,  ob  in  der  Kultur 
ein  psychologisches  Moment  enthalten  sei,  eine  Frage,  die  wir 
nach  den  voraufgegangenen  Darlegungen  unbedingt  bejahen  müssen. 
Alle  Kultur  ist  letzten  Endes  ein  psychischer  Vorgang,  und  alle 
Kulturwissenschaft  führt  auf  psychische  Geschehnisse  zurück. 
Wollte  man  hier  aber  sagen,  daß  wissenschaftlich-psychologische 
Forschung  hier  ohne  Wert  und  Bedeutung  sei,  so  stellt  man  sich 
außerhalb  der  sonst  üblichen  Gepflogenheiten,  daß  wissenschaft- 
liche Methode  die  vorwissenschaftlichen  Erkenntnisse  zu  läutern 
und  zu  vertiefen  vermag.  Mit  Recht  betont  Messer*),  daß  sich 
der  Kulturwissenschaftler,  insbesondere  der  Historiker,  auf  die 
Ergebnisse  der  wissenschaftlichen  Psychologie  stützen  kann  und 
muß,  während  er  die  Ausarbeitung  der  Methoden  und  die  Klärung 
der  Begriffe  dem  Psychologen  zu  überlassen  vermag. 


i)  Schur tz,   Urgeschichte  der  Kultur.    Leipzig   191 2,   S.  4. 

2)  Ebenda,  S.  5. 

3)  Messer,  Psychologie.     Stuttgart  19 14. 
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Hinter  allen  Kulturvorgängen  stehen  seelische  Geschehnisse, 
alle  Kulturvorgänge  sind  »beseelt«,  und  insofern  muß,  das  kann 
gar  nicht  genug  betont  werden,  der  Psychologie  eine  große,  grund- 
legende Bedeutung  für  die  Kulturwissenschaften  zukommen.  Daß 
hierin  das  eigentliche  Gebiet  der  Psychologie  liegt,  darauf  hatten 
wir  oben  unter  Berufung  auf  Steffen  bereits  hingewiesen ;  aber  wir 
können  auch  die  Ansicht  von  Wundt1)  hier  anführen:  »Daß  nun 
die  Psychologie  selbständige  Probleme  zu  lösen  hat,  durch  die 
sie  zugleich  in  dem  Zusammenhang  der  Erfahrungswissenschaften 
eine  nicht  zu  ersetzende  Stelle  ausfüllt,  bedarf  kaum  der  näheren 
Ausführung.  Am  einleuchtendsten  wird  dies,  wenn  man  die  Ge- 
biete ins  Auge  faßt,  die  als  Anwendungsgebiete  der  Psychologie 
betrachtet  werden  können  und  die  wir,  um  diese  Beziehung  an- 
zudeuten, unter  dem  Gesamtnamen  die  »Geisteswissenschaften« 
zusammenfassen.«  Und  weiterhin:  »Was  Philologie,  Geschichte, 
Jurisprudenz  usw.  verbindet,  ist,  neben  anderen  Merkmalen,  die 
ich  hier  nicht  erörtern  will,  die  ihnen  allen  gemeinsame  psycho- 
logische Interpretation.  Diese  aber  ist  ihnen  gemeinsam, 
weil  diese  Gebiete  gleich  der  Psychologie  die  unmittelbare 
Erfahrung,  nicht  wie  die  Naturwissenschaft  die  Erfahrung  nach 
Abstraktion  von  dem  Subjekt,  zu  ihrem  Inhalt  haben2). 

Wir  stellen  uns  also  hier  auf  den  Standpunkt,  daß  die  alte 
Einteilung  der  Wissenschaften  in  Natur-  und  Geisteswissenschaften 
ihre  vollste  Berechtigung  hat,  und  daß  innerhalb  der  Geistes- 
wissenschaften der  Psychologie  eine  grundlegende  Bedeutung  zu- 
kommt; freilich  nicht  der  Experimentalpsychologie,  wie  sie  sich 
im  Laufe  der  letzten  60  Jahre  etwa  herausgebildet  hat.  Deren 
Aufgaben  liegen  auf  einem  ganz  anderen  Gebiete,  und  ihre  Be- 
deutung soll  hier  keineswegs  unterschätzt  werden  ;  für  die  Geistes- 
wissenschaften kann  sie  wenig  in  Betracht  kommen ;  weshalb,  das 
haben  wir  oben  ausführlich  dargelegt.  Hier  kommt  nur  eine 
Psychologie  in  Betracht,  die  vom  lebendigen  Menschen  ausgeht, 
eine  Psychologie,  welche  die  Wissenschaft  ist  »von  der  positiven, 
nach  außen  hin  wirkenden  Eigenart  der  menschlichen  Individuen  (ja 
aller  organischen  Individuen)  —  die  Wissenschaft  von  ihren  Be- 
gierden und  Impulsen,  ihren  angeborenen  Tendenzen,  auf  eine 
bestimmte  Weise  und  nicht  auf  andere  zu  denken,  zu  fühlen  und 
zu  handeln  —  wie  die  Chemie  die  Wissenschaft  von  den  Eigen- 

n   Wundt,  Kleine   Schriften,  II.    Leipzig   1911,  S.    136. 
2)  Ebenda,  S.  137. 
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tümlichkeiten  der  verschiedenen  chemischen  Elemente  als  nach 
außen  hin  wirkenden  Entitäten  ist Die  organischen  In- 
dividualitäten oder  Bewußtseine  und  besonders  die  menschlichen 
Bewußtseine  oder  die  Persönlichkeiten  sind  in  der  Tat  mindestens 
ebenso  »greifbare«  Einheitlichkeiten  wie  die  chemischen  »Grund- 
stoffe« und  Verbindungen  oder  wie  die  »Körper«  der  Physik, 
und  wie  diese  können  sie,  der  Erfahrung  nach,  nicht  nur  Ein- 
wirkung empfangen,  sondern  auch  Einwirkung  ausüben.  Die  Psy- 
chologie ist  die  Wissenschaft  von  dem  eigentümlichen,  von  dem 
der  chemisch-physischen  Körper  ganz  abweichenden  Verhalten 
der  Individualitäten  in  diesen  Veränderungsvorgängen,  welche  wir 
als  Wirkungen  nach  außen  hin  und  das  Empfangen  von  Ein- 
wirkungen von  außen  her  bezeichnen  müssen«1). 

Alle  Kulturerscheinungen  sind,  wie  wir  gezeigt  haben,  nicht 
das  Werk  einzelner  Individuen,  sondern  der  menschlichen  Gesell- 
schaft, alle  Kulturerscheinungen  sind  seelisch  und  zugleich  sozial 
bedingt.  Eine  Psychologie,  welche  für  die  Kulturerscheinungen 
Bedeutung  und  Wert  gewinnen  will,  muß  daher  immer  eine  Sozial- 
psychologie sein.  Wir  wollen  dieser  Bezeichnung  aber  einen  etwas 
engeren  Sinn  geben  und  darunter  die  Wissenschaft  von  den 
seelischen  Prozessen  verstehen,  welchen  soziologischen  Vorgängen, 
d.  h.  der  Vergesellschaftung  zugrunde  liegen,  und  wir  wollen  die 
Psychologie,  welche  sich  mit  den  den  Kulturerscheinungen  zu- 
grunde liegenden  seelischen  Prozessen  befaßt,  als  Kulturpsy- 
chologie bezeichnen. 

Alle  Kulturerscheinungen  sind,  so  sagten  wir  »beseelt«,  und 
das  Vordringen  zu  diesen  zugrunde  liegenden  seelischen  Prozessen 
ist  und  bleibt  die  letzte  Aufgabe.  »Das  Ziel  der  Soziologie  ist 
also  das  Vordringen  zu  einer  rein  psychologischen  Erklärung 
der  Entstehung  des  Gesellschaftslebens,  seiner  Entwicklung,  seiner 
Kausalverhältnisse  und  seiner  Begebenheiten«2).  »Die  charakte- 
ristische Aufgabe  der  Soziologie  ist  nicht  allein  die  Materialität, 
sondern  vor  allem  die  Mentalität  der  Gesellschaft  durch  und 
durch  zu  erforschen  und  zu  erklären.  Hier  ruht  der  Schwerpunkt 
der  soziologischen  Forschungsaufgabe.  Hier,  innerhalb  des  psy- 
chologischen Gebietes,  soll  die  Soziologie  ihre  Entdeckungen 
machen  und  uns  ganz  neue  Einblicke  in  die  Geheimnisse  des 
Daseins    verschaffen.      Diese    psychologischen    Aufgaben     allein 

i)  Steffen,  Der  Weg  zu  sozialer  Erkenntnis.     Jena   19 12,  S.   16. 
2)  Steffen,  Grundlagen  der  Soziologie.     Jena  1912,  S.   19. 
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machen  die  Soziologie  in  tieferem  Sinne  für  eine  steigende  mensch- 
liche Kultur  wertvoll  —  denn  hier  gilt  es,  noch  verborgene  Züge 
in  dem  eigenen  Wesen  des  Menschen  als  höchster  Entwicklungs- 
form des  Bewußtseins  auf  unserer  Weltkugel  zu  entschleiern«1). 
»Bevor  wir  zu  psychologischen  Tatsachen  und  Anschauungen  vor- 
gedrungen sind,  ist  die  soziologische  Forschung  nicht  am  Ziele. 
Wir  müssen  die  seelischen  oder  subjektiven  Veränderungen  ent- 
decken, welche  hinter  den  objektiv  konstatierten  sozialen  Ver- 
änderungen liegen.  Die  Reihe  objektiver,  sozialer  Entwicklungs- 
stufen muß  gegen  eine  Reihe  subjektiver  sozialpsychischer  Ent- 
wicklungsstufen vertauscht  werden.  Erst  dann,  wenn  uns  dies 
gelungen  ist,  haben  wir  die  eigentliche  Formel  der  besonderen 
Eigentümlichkeiten  des  sozialen  Entwicklungsverlaufs  in  der  Hand. 
Denn  dieser  ist  an  sich  nichts  anderes  als  ein  subjektiver,  ein 
rein  psychischer  Entwicklungsverlauf,  der  ungefähr  gleichzeitig 
in  sämtlichen  Mitgliedern  einer  sozialen  Gruppe,  einer  Gesellschafts- 
klasse oder  einer  Nation  vor  sich  geht«2). 

Wir  sind  bei  der  Soziologie  und  bei  der  der  Bedeutung  der 
Psychologie  für  die  Soziologie  etwas  länger  stehen  geblieben,  weil 
es  sich  unserer  Ansicht  hier  um  eine  typische  Verhaltungsweise 
handelt.  Alle  Kulturerscheinungen  gehen  hervor  aus  dem  Ge- 
sellschaftsleben der  Menschen  und  der  Soziologie,  der  Wissen- 
schaft, die  sich  mit  den  Vorgängen  der  Vergesellschaftung,  den 
Formen  der  Gesellschaft,  kurz  mit  der  Gesellschaft  beschäftigt, 
kommt  eine  grundlegende  Bedeutung  für  das  Gesamtgebiet  der 
Kulturwissenschaften  zu3).  Sind  für  die  Gesellschaft  psychische 
Faktoren  bestimmend,  so  sind  sie  es  sicher  auch  für  die  Produkte 
des  gesellschaftlichen  Lebens.  Hier  nur  noch  ein  paar  Be- 
merkungen. 

Daß  auch  die  Geschichte  auf  psychologische  Probleme  führt, 
das  erkennt  auch  Jakob  Burckhardt*)  an,  wenn  er  als  Ausgangs- 
punkt aller  historischen  Forschung  den  lebendigen  Menschen  mit 
all    seinen    Schwächen    und  Fehlern    bezeichnet.     Und  Simmel*) 


1)  Ebenda,  S.  20. 

2)  Steffen,  Grundlagen  der  Soziologie.     Jena   1912,  S.   137. 

3)  Es  sei  hier  noch  bemerkt,  daß  wir  die  Soziologie  nicht  als  Universal- 
wissenschaft fassen,  sondern  als  eine  Einzelwissenschaft,  der  Wissenschaft 
von  der  Vergesellschaftung. 

4)  Burckhardt,  Weltgeschichtliche  Betrachtungen. 

5)  Simmel,  Die  Probleme  der  Gttchichtfphflosophi«,  IV.  Aufl.     München. 
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führt  aus,  daß  wir  ein  historisches  Ereignis,  die  Schlacht  bei 
Marathon  etwa,  erst  dann  restlos  dem  Verständnis  nahe  gebracht 
hätten,  wenn  wir  den  Seelenzustand  jedes  einzelnen  Kämpfers 
in  der  Schlacht  und  seine  Entwicklung  bis  zu  seinem  Eingreifen 
in  die  Schlacht  kennen  würden.  Für  das  Gebiet  der  Politik  kann 
ich  mich  auf  eine  Aeußerung  von  Staudinge?'1)  berufen:  »Die 
Politik,  die  gerade  schon  im  Kleinen  und  Einzelnen  steckt,  die 
ist  es,  welche  in  ihrer  Häufung  die  große  Politik  macht.  Massen 
von  Willenssynthesen  verrichten  da  die  stets  wiederholte  Analyse 
des  menschlichen  Weltzusammenhangs.  Wollen  wir  also  die  Ver- 
knüpfungen und  Lösungen  einfach  vor  uns  stehen  sehen  wie  die 
Figuren  auf  dem  Schachbrett,  so  dürfen  wir  nicht  mit  Werttheorien 
beginnen,  wenn  wir  überhaupt  soviel  Wert  auf  sie  legen  wollen. 
Wir  müssen  das  Einzelne  betrachten,  das  ja  nur  in  seiner  Ver- 
vielfachung das  Allgemeine  scheint,  und  so  zuerst  die  Analyse 
des  Menschen  vornehmen,  deren  Begehren  und  Wollen  ja  die 
Grundlage  all  seiner  Politik  ist.«  Und  für  das  Wirtschaftsleben 
verdanken  wir  ganz  ausgezeichnete  Schilderungen  Werner  Sombart. 
Durch  all  seine  Untersuchungen  zieht  sich  dieser  Gesichtspunkt, 
daß  doch  eigentlich  der  Mensch,  der  Träger  des  gesamten 
Wirtschaftslebens,  es  sei,  der  die  gesamte  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung bestimme;  eine  besondere  Formulierung  hat  dieser  Ge- 
danke in  seinem  Bourgeois2)  gefunden.  Hier  sucht  er  die  dem 
kapitalistischen  System  zugrunde  liegenden  seelischen  Vorgänge 
in  ihrem  Werden  und  in  ihrem  Sein  aufzuzeigen,  und  er  wendet 
sich  gegen  den  Einwand,  daß  erst  der  Kapitalismus  den  kapi- 
talistischen Geist  gezeugt  habe,  wenn  naturgemäß  auch  der  einmal 
vorhandene  Kapitalismus  das  Seelenleben  des  Menschen  weiter- 
hin in  dieser  Richtung  beeinflussen  wird.  Aber  alle  Organisation, 
auch  die  der  Wirtschaft  ist  Menschenwerk,  und  der  Mensch  und 
sein  Geist  muß  früher  sein  als  das  Werk  dieses  Geistes3).  Und 
ebenso  schreibt  Sombart  über  das  Verhältnis  des  Sozialismus  zur 
sozialen  Bewegung4),  daß  dies  das  Gleiche  sei,  wie  das  von  Geist 
und  Körper  und  daß  der  Sozialismus,  also  die  der  sozialen  Be- 
wegung zugrunde  liegende  Seelenverfassung  das  eigentlich  Be- 
stimmende sei.    Und  in  gleicher  Weise  ist  es  zu  verstehen,  wenn 


i)  Staudinger,  Kulturgrundlagen  der  Politik,  I.  Bd.     Jena  19 14,  S.  71. 

2)  Sombart,  Der  Bourgeois.     München   1914. 

3)  Ebenda,  S.  443. 

4)  Sombart,  Sozialismus  und  soziale  Bewegung,  6.  Aufl.     Jena  1908,  S.  16. 
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Walther  Ratheftau1)  kürzlich  schreibt:  >Die  echte  Revolution  wird 
im  Geiste  entschieden.«  Auch  hier  sind  alle  Erscheinungsformen 
nur  die  Außenseite  der  seelischen  Vorgänge  in  den  Menschen. 
Sozialismus  ist  und  bleibt  eine  Gesinnung,  eine  Form  des  Ver- 
haltens dem  Menschen  und  der  Kultur  gegenüber. 

Mit  diesen  Hinweisen  wollen  wir  uns  hier  begnügen.  Bei  all 
dem  ist  es  auffallend,  wie  wenig  bisher  die  Geisteswissenschaften 
auf  psychologische  Fragen,  die  doch,  wie  wir  gezeigt  haben,  letzten 
Endes  allem  historischen,  allem  Kulturgeschehen  überhaupt  zu- 
grunde liegen,  eingegangen  sind.  Sie  haben  die  äußeren  Er- 
eignisse beschrieben,  und  zwar  so,  wie  sie  sich. in  ihrer  Besonder- 
heit und  Einzigartigkeit  abgespielt  haben;  aber  auch  nur  so2). 
Und  daher  mußten  die  tieferen  Zusammenhänge  ihnen  verhüllt 
bleiben.  In  der  Praxis  freilich  ging  man,  instinktiv  gleichsam, 
doch  über  die  Feststellung  und  Beschreibung  von  Vorgängen 
hinaus  und  suchte  auch  die  psychologischen  Momente  zu  fassen, 
aber  nicht  bewußt,  und  vor  allem  nicht  in  einer  wissenschaftlich 
psychologischen  Weise:  einmal,  weil  man  nicht  psychologische 
Fragen  erörtern  wollte,  dann  aber,  weil  die  allein  herrschende 
Psychologie  dazu  gar  nicht  imstande  war. 

Das  macht  es  uns  denn  auch  verständlich,  weshalb  man  zu  der 
Anschauung  kam,  daß  innerhalb  der  Geisteswissenschaften  der 
Erforschung  gesetzmäßiger  Zusammenhänge  eine  Bedeutung  nicht 
zukäme.  Denn  die  Gesetzmäßigkeit  liegt  nicht  in  den  äußeren 
Erscheinungsformen.  Es  ist  gleichsam  so,  wie  es  sich  in  einem 
strömenden  Wasser  verhält.  Auch  hier  folgt  Welle  auf  Welle 
nach  bestimmten,  festen  Gesetzen.  Aber  die  Gesetzmäßigkeit 
kann  man  nicht  erkennen,  wenn  man  nur  die  auf  der  Oberfläche, 
dem  beobachtenden  Auge  sichtbaren  Wellen  achtet,  und  noch 
dazu,  wenn  man  eine  Welle  gegen  die  andere  abzugrenzen  ver- 
sucht. Man  sieht  höchstens,  daß  eine  Welle  der  anderen  folgt, 
aber  man  erkennt  nicht,  w  i  e  dies  geschieht.  Das  kann  erst  eine 
Betrachtung  lehren,  die,  in  wörtlicher  und  in  übertragener  Be- 
deutung in  die  Tiefe  geht,  die  die  in  der  Tiefe  wirksamen  Kräfte 
aufspürt  und  in  ihrer  Wirkung  auf  die  sichtbaren  Erscheinungen 
prüft  und  berücksichtigt.    Die  Kräfte  aber,  welche  das  Kulturge- 


i)  RatMenaut   Kritik   <lci   dreifachen  Revolution.     Berlin   1919,  S.   13. 
2)  Daß  die  Wissenschaft    natürlich  Abstraktionen    machte  und  die  Wirklich- 
k  it    bck'rifllich    zu    machen    suchte,    braucht    kaum    besonders    hervorgehoben    zu 

Icn. 
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schehen  beeinflussen,  welche  es  treiben,  es  überhaupt  erst  mög- 
lich machen,  sind  seelische  Kräfte,  und  eine  Gesetzmäßigkeit 
kann  nur  darin  beruhen,  daß  sich  irgendwelche  Beziehungen 
zwischen  diesen  Kräften  und  den  Erscheinungsformen  ergeben. 
Die  historischen  Gesetze  müssen,  wie  alle  kulturwissenschaftlichen 
Gesetze,  psychologische  Gesetze  sein,  aber  nicht  im  Sinne  der 
experimentellen  Psychologie,  welche  das  Empfindungsleben  der 
Menschen,  das  Gefühls-  und  Willensleben,  in  ihrer  Abstraktion 
von  den  dreifachen  Verflochtenheiten  untersucht,  sondern  im 
Sinne  einer  Kulturpsychologie,  die  sich  gerade  dadurch  aus- 
zeichnet, daß  sie  diese  Zusammenhänge  in  den  Vordergrund  der 
Untersuchung  rückt.  »Die  Probleme  der  Kultur,  des  gemeinschaft- 
lichen Lebens  überhaupt  und  seiner  Entwicklung  liegen  dem 
wissenschaftlichen,  wie  allem  Denken  unserer  Zeit  außerordentlich 
nahe,  nur  versteht  man  sie  vielfach  nicht  als  wissenschaftlich- 
psychologische« 1).  Und  wir  können  hinzufügen,  man  erkennt  die 
Gesetzmäßigkeit  nicht  als  eine  psychologische  an ;  freilich  als 
sozial-  und  kulturpsychologische  müßte  man  sie  fassen 2). 

Denn  alle  Kultur  ist  nur,  und  das  betonen  wir  hier  noch- 
mals, verständlich  aus  dem  Zusammenleben  der  Menschen,  aus 
dem  steten  Miteinander  und  Gegeneinander  der  Individualitäten. 
Und  deshalb  kann  eine  einseitige  individualistische  Psychologie 
die  hier  vorhandenen  Aufgaben  nicht  lösen.  Aber:  »Eine  indi- 
vidualistisch einseitige  Individualpsychologie  ist  ja  keine  voll- 
ständige Psychologie,  weil  der  bedeutungsvollste  Teil  des  Be- 
wußtseinslebens des  Menschen  in  seinem  Zusammenleben  oder 
seiner  Wechselwirkung  mit  den  Menschen  besteht.  Die  Psycho- 
logie wäre  wahrscheinlich  als  Wissenschaft  schon  viel  weiter 
fortgeschritten  als  es  jetzt  der  Fall  ist,  wenn  sie  als  Sozialpsy- 
chologie begonnen  hätte,  anstatt,  wie  es  geschehen  ist,  als  eine 
möglichst  individualistische  Psychologie  zu  beginnen.  Erst  dann, 
wenn  die  Soziologie  die  ungeheure  Verbreitung  und  außerordent- 
lich tief  gehende  Bedeutung  sozialpsychologischer  Fakta  im  See- 
lenleben des  Naturmenschen  ebensowohl  wie  in  dem  Kultur- 
menschen und  in  dem  Kinde  wie  in  dem  des  reinen  Individuums 
wird  haben  klar  machen  können,  ist  Aussicht  vorhanden,  daß 
wir  die  gegenwärtig  engherzig  intellektualistische,  individualistische 
und  physiologische  Psychologie  mit  einer  allseitigen,  das  Gefühls- 

i)  Krüger,  Entwicklungspsychologie,  1.  c„  S.   142. 

2)  Steffen,  Weg  zu  sozialer  Erkenntnis.     Jena  19 12,  S.  20  f. 
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und  Willenleben  des  Menschen  und  seiner  Gesellschaftsabhängig- 
keit klar  beleuchtenden  vertauschen  werden.«  Und  dann  erst 
werden  wir  zu  kulturpsychologischen  Gesetzen,  dann  erst  werden 
wir  zu  einer  Gesetzmäßigkeit  des  kulturellen  Geschehens  vorzu- 
dringen vermögen.  Die  Kulturpsychologie  wird  so  zu  einer  Lehre 
von  der  Gesetzlichkeit  der  Kulturentwicklung. 

Diese  Gesetze  sind  freilich  anderer  Art  als  die  Gesetze  der  Physik 
und  der  Chemie.  Hier  stellt  man  fest,  was  unter  gewissen,  immer 
wiederkehrenden  Bedingungen,  unter  Bedingungen,  die  sich  mit 
einer  sehr  großen  (praktisch  der  gleichen  Genauigkeit)  Annäherung 
immer  wieder  realisieren  lassen,  geschehen  wird,  geschehen  muß. 
Es  hat  nun  keinen  Sinn  zu  sagen,  daß,  wenn  genau  dieselben 
Bedingungen  im  Bereiche  des  Kulturgeschehens  sich  wiederholen 
würden,  genau  dasselbe  Ereignis  wieder  eintreten  würde,  denn 
die  gleichen  Bedingungen  in  der  gleichen  Konstellation,  das  ist 
eben  eine  Erscheinung,  die  sich  nicht  zum  zweitenmal  realisiert. 
Etwas  anderes  ist  es,  wenn  damit  nur  die  allgemeine  Gesetzlich- 
keit, d.  h.  die  Determiniertheit  auch  des  seelischen  und  kultu- 
rellen Geschehens  ausgesprochen  werden  soll.  Auf  den  Stand- 
punkt einer  solchen  durchgängigen  kausalen  Determiniertheit 
freilich  müssen  wir  uns  stellen.  Zu  den  Kategorien,  unter  denen 
eine  wissenschaftliche  Betrachtung  überhaupt  erst  möglich  wird, 
gehört  auch  die  der  Kausalität,  wobei  über  ihre  Bedeutung  für 
die  Ethik  noch  gar  nichts  ausgemacht  ist.  Wollte  man  in  der 
Wissenschaft  aber  Prinzipien  wie  die  freie  Willensbestimmung 
einführen,  so  negiert  die  Wissenschaft  sich  damit  selbst,  weil  an 
die  Stelle  von  Gesetzmäßigkeit  und  Notwendigkeit  damit  ein 
absolut  unberechenbarer  Zufall  gesetzt  werden  würde.  WTollte 
man  aber  mit  jener  obigen  Formulierung  zum  Ausdruck  bringen, 
daß  die  Gesetze  des  kulturellen  Geschehens  der  gleichen  Art, 
seien  wie  die  Gesetze  der  Naturwissenschaft,  so  müssen  wir  das 
aufs  entschiedenste  ablehnen. 

Zunächst  ist  hier  hervorzuheben,  daß,  wenn  auch  die  Dar- 
stellung des  individuellen,  des  wirklichen  Verlaufs  der  Gescheh- 
nisse, das  Einmalige  die  Aufgabe  der  Geschichtswissenschaften 
bildet,  so  doch  eine  tiefer  greifende  psychologische  Betrachtungs- 
auf generelle  typische  Vorgänge  führt,  nur  in  einem  ande- 
ren Sinne,    wie  in   den  Naturwissenschaften.     Marbe1)  führt  aus, 

i)  Marke,    Die    Gleichförmigkeit    in    der    Welt,    II.    Band.     München    1918, 
S.   167  f. 
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daß  die  Untersuchung  des  Wechsels  und  der  Entwicklung  mensch- 
licher Zwecke  und  ihrer  Mittel  Hauptobjekt  der  historischen 
Untersuchung  sei.  Alles  Handeln  der  Menschen  sei  zweckbe- 
stimmt, dient  der  Erfüllung  dieser  Zwecke,  wobei  Mittel  zur 
Verwendung  kommen,  die  oft  für  ganze  Gruppen  von  Menschen 
zum  Zweck  werden.  Ich  erinnere  hier  an  die  Wirtschaft;  das 
eigentlich  letzte,  die  Bedürfnisbefriedigung,  tritt  für  ganze  Klassen, 
so  vor  allem  für  die  Lohnarbeiter  in  den  Hintergrund ;  ihnen  wird 
ein  Mittel  zum  eigentlichen  Zweck  ihrer  Tätigkeit.  Wie  sich  das 
aber  auch  verhalten  mag :  beherrscht  ist  alles  Handeln  von 
Zwecken,  und  Zwecke  sind  nirgends  anders  als  in  der  Psyche  der 
agierenden  Menschen  wirksam.  Damit  schon  treten,  das  betont 
auch  Marbe  —  der  übrigens  überhaupt  die  fundamentale  Bedeu- 
tung   der  Psychologie    für  die    Geisteswissenschaften  anerkennt x) 

—  psychologische  Momente  in  den  Kreis  der  Untersuchungen. 
Aber  nicht  alle  Wandlungen  und  Entwicklungen  von  Mitteln  und 
Zwecken  sind  Gegenstand  der  Geschichtsforschung,  sondern  nur 
solche  Ereignisse ,  die  wir  als  für  das  zweck  setzende 
und  mittelschaffende  Verhalten  gewisser  Grup- 
pen von  Menschen  als  typisch  ansehen.  Was  bedeutet 
das  aber  ?  Dem  einmaligen  Individuellen  in  der  Geschichte 
liegt  ein  Typisches,  Allgemeines  in  den  Individuen  zugrunde. 
Das,  was  wirklich  ein  Einmaliges  im  strengeren  Sinne  ist,  das 
gewinnt  nie  eine  historische  Bedeutung.  Insofern  ist  auch  der 
»große  Mann«,  der  »Führer«,  das  »Genie«  nichts  Einzigartiges, 
ganz  abgesehen  davon,  daß  auch  er  nur  ein  Kind  seiner  Zeit  ist, 

—  schreibt  doch  z.  B.  Wernle2)  »auch  Jesus  ist  ein  Kind  seiner 
Zeit  und  ein  Jude  aus  dem  alten  Volke  Israels  gewesen.  Wem 
das  gleichgültig  scheinen  oder  wer  sich  gar  daran  stoßen  möchte, 
der  öffne  einmal  erst  die  Augen  dafür,  wie  Gott  durch  Heimat, 
Volkstum  und  Geschichte  alle  Menschen  bildet  und  tief 
innerlich  bestimmt«  — ,  so  gewinnt  er  doch  nur  eine  Bedeutung, 
wenn  er  im  Herzen  derer,  die  ihm  folgen  sollen,  auf  die  er  zu 
wirken,  die  er  zu  führen  berufen  ist,  Widerhall  findet.  Auch 
seine  psychischen  Erlebnisse  müssen  in  gewissem  Sinne  typische 
sein  oder  typische  auslösen.     Es  ist. nichts  anderes,   wenn  Hegel 

i)  Vgl.  hierzu  den  programmatischen  Artikel  Marbes  über  die  Bedeutung  der 
Psychologie  für  die  übrigen  Wissenschaften,  mit  dem  er  den  ersten  Band  seiner 
»Fortschritte  der  Psychologie  und  ihrer  Anwendungen«   begann.     Leipzig  1913. 

2)   Wernle,  Jesus.     Feldausgabe.     Tübingen   1918,  S.  1. 
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den  großen  Mann  als  den  bezeichnet,  der  nur  deutlich  empfindet 
und  ausspricht,  was  undeutlich  und  dunkel  in  der  Masse  lebt. 
Man  lese  einmal  nach,  was  v.  Wieser  *)  in  seiner  soziologisch  so 
feinen  Studie  über  dieses  Verhältnis  schreibt.  Und  schließlich  ist 
der  Ruhm  und  der  Erfolg,  in  dem  sich  die  Wirkung  der  großen 
Männer  auf  ihre  Zeit  und  auf  die  Nachwelt  spiegeln,  doch  auch 
ein  typisches  Erlebnis  2).  Geht  man  also  bis  auf  die  seelischen 
Funktionen  zurück,  so  wird  man  auch  hier  typische,  allgemeine 
Verhaltungsweisen  antreffen.  Und  geht  man  in  der  Analyse  weiter, 
so  wird  man  eine  gewisse  Anzahl  von  Motiven  immer  wieder 
finden.  Daß  Menschen  lieber  reich  sind  als  arm,  daß  sie  lieber 
herrschen  als  unterdrückt  werden,  daß  jede  herrschende  Schicht 
die  Lasten  auf  andere  abzuwälzen  versucht,  das  sind  Motive,  die 
mit  einer  großen  Gesetzmäßigkeit  immer  wieder  auftreten3).  So 
schreibt  Bücher  erst  kürzlich  4),  daß  das,  was  die  Arbeiterräte 
eigentlich  am  Leben  erhalte,  die  Sucht  nach  Würde,  nach  An- 
sehen und  Macht,  nach  Hebung  der  sozialen  Stellung  sei.  »Der 
Mensch  hat  eben  den  Trieb  in  sich,  über  andere  emporzuragen.« 
»Macht  zu  haben  und  auszuüben  wird  an  sich  geschätzt,  zumal, 
wenn  man  immer  gehorchen  mußte.«  Oder  ein  anderes  Beispiel: 
die  Selbstsucht  der  Menschen  spielt  .bei  allen  wirtschaftlichen 
Unternehmungen  die  Hauptrolle ;  hier  findet  sich  eine  Grenze,  die 
in  der  Natur  der  Menschen,  zum  mindesten  der  Menschen  von 
heute  liegt.  Darin  hat  auch,  wie  Wilbrandtb)  hervorhebt,  die  zu 
weit  reichende  Ausgestaltung  der  Konsumvereine  ihre  natürliche 
Grenze.  Will  man  etwas  erreichen,  so  muß  man,  genau  so,  wie 
die  kapitalistische  Wirtschaftsform  es  getan  hat,  die  Leiter  der 
Unternehmungen  an  ihrer  Tätigkeit  »interessieren«,  wie  man  so 
schön  sagt.  Und  zu  ganz  gleichen  Ergebnissen  kommt  Martin*). 
So  führt  uns  alles  Analysieren  kulturellen  Geschehens  nicht 
nur  auf  psychische  Faktoren  schlechthin,  sondern  mit  einer  großen 
Gesetzmäßigkeit  auf  bestimmte  psychische  Erlebnisse,  die  wir 
eben  bereits  klargelegt  hatten,  wenn  wir  sagten,  daß  Menschen 
lieber  reich  als  arm  sein  wollen  usw.,    und  daß  derartige  Motive 

1)  v.   Wieser,  Macht  und  Recht,  Tübingen   1912. 

2)  Vgl.  hierzu  die  ausgezeichnete  Analyse  von  Hirsch,   Die  Genesis  des  Ruhms, 
Leipzig  1914,  sowie   Einstein,  Der  Erfolg,  Frankfurt  a./M.  1919. 

3)  Vgl.  hierzu  Messer,  Psychologie.     Stuttgart   19 14. 

4)  Bücher,  Die  Sozialisierung,  Tübingen   19 19  (II.  Aufl.),  S.   13  f. 

5)  Wilbrandt,  Sozialismus.     Jena   1919,  S.   109  I. 

6)  Martin,  Die  soziale  Revolution,  München   1919. 
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das  historische  sowohl  wie  das  gesamte  Kulturgeschehen  beherr- 
schen. Wir  müssen  zu  Motiven  kommen,  die  uns  menschlich 
begreiflich,  nacherlebbar  erscheinen.  Diese  Motive 
und  die  inhaltliche  Ausgestaltung,  die  durch  die  zeitlichen  Ver- 
hältnisse bedingt  ist  —  so  ist  das  Machtstreben  der  Arbeiterkreise 
heute  durch  unsere  ganze  wirtschaftliche  und  politische  Entwick- 
lung und  die  momentan  herrschenden  Zustände,  durch  den  Ein- 
fluß dieser  Momente  auf  das  Seelenleben  der  Einzelnen  und  der 
Massen  bedingt  — ,  zusammen  mit  den  äußeren  Verhältnissen 
müssen  zu  Erfolgen  führen ,  die  uns  diese  verständlich 
machen,  d.h.  als  notwendig  erscheinen  lassen.  So  finden 
wir  eine  Form  der  historischen  Gesetzmäßigkeit,  und  setzen  wir 
die  sich  so  ergebende  Linie  in  die  Zukunft  fort,  so  gelangen  wir 
zu  keiner  Gewißheit  über  dieselbe,  weil  wir  bei  der  ungeheuren 
Kompliziertheit  der  Bedingungen  diese  nicht  in  ihrer  Totalität 
übersehen  können,  aber  zu  einer  mehr  oder  minder  wahrschein- 
lichen Richtlinie  der  Entwicklung,  wie  Müller-Lyer 
diese  Art  der  Voraussicht  nennt.  Wenn  wir  uns  darüber  klar 
werden  wollen,  bis  zu  einem  wie  hohen  Wahrscheinlichkeitsgrade 
diese  Voraussage  möglich  ist,  brauchen  wir  uns  nur  darauf  zu 
besinnen,  wie  doch  von  denjenigen,  welche  ohne  Voreingenom- 
menheit und  unter  richtiger  Abw7ägung  unserer  Kräfte  das  Ende 
des  Krieges  vorausgesagt  haben,  so  wie  es  sich  wirklich  nachher 
abgespielt  hat ;  ich  erinnere  vor  allem  an  den  Bericht  von  Czernin 
vom  September  191 7  oder  an  die  Haltung  von  Rathenau.  In 
keiner  Zeit  hat  es  aber  an  Männern  gefehlt,  die  auf  Grund  der 
Kenntnis  der  Menschennatur,  der  Entwicklung  und  der  momen- 
tanen Kräftekonstellation  den  Gang  der  Entwicklung  der  Ereig- 
nisse vorausgesagt  haben. 

Daß  die  kulturwissenschaftliche  Gesetzmäßigkeit  gar  nicht 
mit  der  naturwissenschaftlichen  identisch  sein  kann,  das  geht 
auch  mit  vollster  Klarheit  schon  aus  der  anderen  Struktur  des 
historischen  und  des  naturwissenschaftlichen  Zeitbegriffs  hervor  l). 
In  den  Naturwissenschaften  hat  die  Zeit  eine,  wenn  wir  uns  so 
ausdrücken  dürfen,  lediglich  funktionelle  Bedeutung;  jede  Zeit- 
einheit ist  der  anderen  absolut  gleich,  die  Zeit  ist  leer,  nicht 
erfüllt,  daher  ist  es  absolut  gleichgültig,  in  welcher  Zeiteinheit, 
ob  in  der  Zeiteinheit,    die  sich   heute  abspielt   oder   sich  gestern 

1)  Simmel,  Der  Begriff  der  historischen  Zeit.  Philosophische  Vorträge  der 
Kantgesellschaft,  Nr.  12,  Berlin  1916. 
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abspielte  oder  die  vor  tausend  Jahren  war  oder  die  in  tausend 
Jahren  sein  wird,  wir  rechnen:  der  frei  fallende  Stein  wird  immer 
dem  gleichen  Gesetz  gehorchen,  das  Hebelgesetz  wird  unverändert 
seine  Gültigkeit  haben.  In  der  Geschichte  und  in  allen  Kultur- 
wissenschaften aber  handelt  es  sich  nicht  um  die  leere,  unerfüllte 
Zeit,  sondern  gerade  um  die  von  Ereignissen,  vom  historischen 
Geschehen  ausgefüllte  Zeit.  Hier  ist  ein  Zeitteilchen  vom  anderen 
verschieden,  keines  dem  anderen  absolut  gleich,  weil  immer  die 
im  voraufgehenden  Augenblick  sich  zutragenden  Ereignisse  auf 
den  folgenden  nachwirken.  Die  Veränderung  ist  hier  nicht  so 
einfach  eine  Funktion  der  Zeit  wie  in  den  Naturwissenschaften, 
die  Zeiten  sind  nicht  so  einfach  miteinander  vergleichbar.  Das 
gilt  eigentlich  von  allen  seelischen  Prozessen.  Immer  spielen  noch 
die  neu  gebildeten  oder  umgebildeten  dispositionellen  Grundlagen 
eine  große  Rolle,  so  daß  wir  diese  bei  allen  Entwicklungen  mit- 
berücksichtigen müssen.  Wir  können  nicht  wie  bei  den  Natur- 
wissenschaften die  Entwicklung  in  einem  beliebigen  Punkt  be- 
ginnen lassen,  so  wie  wir  z.  B.  sagen,  der  Stein  befindet  sich 
jetzt  in  Ruhelage,  der  Fall  beginnt  in  dem  Moment  und  er  ver- 
läuft ganz  unabhängig  davon,  was  für  Bewegungen  der  Stein 
vorher  durchgemacht  hat:  die  zu  untersuchende  Erscheinung  be- 
ginnt in  einem  genau  fixierbaren  Moment  und  sie  ist  in  einem 
anderen,  ebenfalls  genau  feststellbaren  abgeschlossen,  ohne  daß 
sich  Wirkungen  auf  einen  weiteren  Kreis  von  Erscheinungen  er- 
strecken. Das  historische  oder  kulturelle  Geschehen  beginnt  nicht 
in  einem  genau  absetzbaren  Zeitpunkt,  ein  Umstand,  der  die 
Einteilung  in  bestimmte  Perioden  so  unglaublich  erschwert  und 
die  Festlegung  des  wirklichen  Beginns  eines  Ereignisses  so  un- 
sicher macht.  Wollte  man  z.  B.  sagen,  daß  die  Revolution 
in  Deutschland  am  9.  November  191 8  begonnen  hat,  so  träfe 
man  damit  nur  ein  ganz  äußeres  Datum;  in  Wirklichkeit  läßt 
sich  überhaupt  kein  scharf  abgegrenzter  Tag  angeben.  Oder, 
wenn  man  sich  die  Frage  vorlegen  will,  wann  der  Zusammen- 
bruch Deutschlands  begann  oder  der  Umschwung  der  Stimmung 
im  neutralen  Ausland  usw.  Man  kann  für  den  Beginn  des  Welt- 
kriegs nur  ein  höchst  äußerliches  Datum  angeben :  den  Zeitpunkt 
des  äußeren  Ausbruchs  der  kriegerischen  Maßnahmen.  Wollte 
man  sich  die  Frage  vorlegen,  wann  jene  seelischen  Vorgänge  in 
den  leitenden  Persönlichkeiten  und  in  den  Massen  begonnen 
haben,  welche  sich  in  der  Katastrophe  entladen  mußten,  so  steht 
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man  wieder  vor  einer  Unmöglichkeit.  Und  wenn  wir  alle  histo- 
rischen Ereignisse  nicht  nur,  sondern  alles  kulturelle  Geschehen 
schlechthin,  wie  wir  oben  ausgeführt  haben,  auf  psychische  Vor- 
gänge zurückführen  müssen  und  uns  erst  zufrieden  geben  dürfen, 
wenn  wir  dies  erreicht  haben  und  bis  zu  den  kausierenden  see- 
lischen Tatsachen  vorgedrungen  sind,  so  erhellt  aus  den  soeben 
vorgetragenen  Ueberlegungen,  daß  wir  zu  Gesetzmäßigkeiten,  die 
den  naturwissenschaftlichen  entsprechen,  auf  dem  Gebiete  der 
Kulturwissenschaften  nicht  gelangen  können. 

Aber  noch  andere  Arten  von  Gesetzmäßigkeit  sind  möglich. 
Wir  sagten  oben  schon,  daß  historische  Bedeutung  nur  die  Ereig- 
nisse besitzen,  welchen  seelische  Vorgänge  zugrunde  liegen,  die 
für  eine  größere  Anzahl  von  Individuen  typisch  sind.  Eine 
gewisse  Typie  zeigen  aber  kulturelle  Entwicklungen  ganz  allge- 
mein. Jeder  Mensch,  so  führt  Steffen,  auf  den  wir  uns  auch  hier 
wieder  stützen,  aus,  wird  zwar  verschieden  von  dem  anderen 
geboren,  er  durchläuft  aber  eine  gebundene  Reihe  von  körper- 
lichen und  geistigen  Veränderungen,  die  wir  sein  »Leben«  oder 
seine  »Entwicklung«  nennen,  und  die  als  typisch  zu  bezeichnen 
sind.  In  gleicher  Weise  durchläuft  jede  Kultur,  so  verschieden 
sie  an  und  für  sich  auch  sein  mag,  eine  Folge  von  Stufen,  die 
wir  in  gleicher  oder  ähnlicher  Weise  auch  bei  anderen  Kulturen 
finden.  Die  gesellschaftlichen  Formen  führen  immer  wieder  zu 
ähnlichen  Ausgestaltungen,  und  so  können  wir  eine  gleichsam 
gesetzmäßige  Folge  von  Formen  finden.  Es  handelt  sich  hier 
nicht  um  eine  neue  Idee,  es  ist  die  schon  von  Comte  vertretene 
Lehre  in  einer  anderen  Wendung  und  Ausgestaltung ;  eine  Lehre, 
die  immer  wieder  auf  Widerspruch  gestoßen  ist,  und  die  auch 
sicherlich  in  ihrer  ursprünglichen  Form  sich  nicht  halten  läßt, 
der  aber,  wie  mir  scheinen  will,  doch  ein  richtiger  Gedanke  zu- 
grunde liegt,  dem  Steffen  in  seinem  eben  angeführten  Aufsatz 
wesentlich  näher  kommt.  Und  auch  hier  beruht  das  eigentlich 
Gesetzmäßige  nicht  so  sehr  in  den  äußeren  Erscheinungsformen 
als  in  den  diesen  zugrunde  liegenden  seelischen  Prozessen  in  den 
Individuen.  So  fasse  ich  es  auch  auf,  wenn  Steffen*)  schreibt: 
»Das  Ganze,  was  der  allgemeine  Begriff  »Geschichte«  umfassen 
muß,  können  wir  bis  auf  weiteres  mit  dem  Ausdrucke  »Geschichte 
der  Gesellschaft  und  der  Kultur«  umschreiben.     Darin  sind  Staat, 

1)  Steffen,  Weltgeschichte.  Neue  Rundschau,  Juliheft  1919.  Vgl.  besonders 
S.  792. 
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Wirtschaft,  Religion,  Ehe,  geistige  Bildung,  soziales  Leben,  Sport, 
Sitten  und  Moden  eingeschlossen:  und  alles  gegebenenfalls  noch 
Vergessene  läßt  sich  ungezwungen  in  diesen  Rahmen  einfügen.  .  .  . 
Allemal,  wenn  die  Kennzeichen  der  Entwicklungsreihe  des  poli- 
tischen Gesellschaftslebens  einen  geschichtlichen  Vorgang  beson- 
ders klar  charakterisieren,  wird  es  natürlich  angebracht  sein,  den 
geschichtlichen  Perioden  Benennungen  zu  geben,  die  der  der 
Evolution  des  Staatslebens  entlehnt  sind.  Freilich  ist  beständig 
darauf  zu  achten,  daß  durch  solche  politische  Periodeneinteilung 
keine  soziale  oder  kulturelle  Entwicklung  anderer  Art  verdeckt 
werde.« 

Daß  übrigens  auch  hier  überall  die  geistigen  Kräfte  das 
eigentlich  treibende  darstellen,  das  wird  durch  nichts  so  deutlich 
als  durch  die  Tatsache,  daß  sich  zwischen  den  einzelnen  Kultur- 
erscheinungen einer  Epoche  immer  eine  gewisse  Parallelität  beob- 
achten läßt.  Jede  Periode  erscheint  gleichsam  beherrscht  von 
einer  einzigen  Idee,  Simmel  spricht  hier  von  Zentralideen,  von 
der  alle  Fäden  des  geistigen  und  kulturellen  Lebens  ausgehen 
und  in  die  sie  wieder  zurückstrahlen.  So  weist  er  nach,  daß  um 
die  Wende  des  18.  zum  19.  Jahrhundert  der  Begriff  der  Natur 
im  Mittelpunkt  des  Lebens  stand,  daß  sich  aus  ihm  die  philo- 
sophischen wie  die  politischen  Ideen  in  gleicher  Weise  herleiten 
lassen,  vereinigten  sie  sich  doch  auch  in  einer  Person,  in  der 
Gestalt  Jean  Jacques  Rousseans.  Um  die  Mitte  des  vergangenen 
Jahrhunderts  herrschte  der  Materialismus  nicht  nur  in  der  Philo- 
sophie, sondern  in  gleicher  WTeise  im  Wirtschaftsleben,  in  der 
Geschichte  und  in  der  Religion.  Und  auch  in  unserer  Zeit  zeigt 
sich  diese  gemeinsame  geistige  Grundlage  des  gesamten  kulturellen 
Geschehens  nur  allzu  deutlich.  Es  ist  die  Auflehnung  der  Men- 
schen gegen  die  allzuweit  gehende  Rationalisierung  des  Lebens, 
das  Wiederaufsuchen  des  Irrationalen.  In  der  Kunst  finden  wir 
diese  Bewegung  seit  mehreren  Jahren  in  der  expressionistischen 
Richtung,  im  religiösen  Leben  kommt  ein  neuer  Mystizismus  auf, 
und  in  der  Politik  sehen  wir,  wie  alte,  überkommene  Formen 
und  Schichtungen,  wie  Traditionen,  die  Jahrtausende  galten,  und 
die  die  Ausbeutung  der  Beherrschten  durch  die  herrschende  Ober- 
schicht zum  Inhalt  hatten,  zusammenbrechen  und  wie  wieder  die 
Ideen  der  Gleichheit  alles  dessen,  was  Menschenantlitz  trägt,  auf- 
tauchen und  nach  Realisierung  im  Leben  dieser  Welt  streben. 

Ideal    ist    in    den  Massen    lebendig    und    dieses    wird  in  die 
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Wirklichkeit  hineinzubilden  versucht.  Und  das  gleiche  äußert 
sich  auf  dem  Gebiet  des  wirtschaftlichen  Lebens.  Man  predigt 
den  Massen  das  Reich  des  ewigen  Friedens  und  der  Schönheit, 
und  man  belebt  damit  wieder  die  alte  chiliastische  Lehre:  und, 
was  wichtiger  ist,  man  glaubt  an  sie.  Und  auch  auf  der  Gegen- 
seite finden  wir  die  gleiche  Einheitlichkeit:  man  tritt  ein  für  die 
gottgewollte  Abhängigkeit  —  wenn  man  auch  praktisch  Konzes- 
sionen macht  —  in  Politik  und  Wirtschaft  ein,  für  rationales 
Christentum,  verwirft  alle  neue  Kunst.  Aehnliche  Zusammen- 
hänge betont  auch  Steffen,  wenn  er1)  schreibt,  daß  eine  wirt- 
schaftliche Demokratie  ohne  politische,  und  eine  politische  ohne 
wirtschaftliche  undenkbar  wäre.  Die  Einstellung  der  Menschen 
läßt  sich  nicht  auf  einem  Gebiete  des  Lebens  und  der  Kultur 
realisieren,  während  auf  einem  anderen  etwas  Gegenteiliges  be- 
steht, ohne  daß  es  zu  schweren  Konflikten  kommen  muß.  Das 
ist  leider  im  Anfang  der  Revolution  bei  uns  übersehen  worden, 
sehr  zu  unserem  Nachteil ;  hätte  man  von  Beginn  an  mit  der 
wirtschaftlichen  Demokratie  Ernst  gemacht  —  wie  viele  Kämpfe 
und  Schwierigkeiten  wären  uns  erspart  geblieben !  Diese  Gemein- 
samkeit der  Lebenserscheinungen  und  Lebensäußerungen  ermög- 
licht ja  überhaupt  erst  die  Einteilung  in  Perioden.  Wollen  wir 
also  eine  Gesetzmäßigkeit  auffinden  —  und  dazu  müssen  wir 
nicht  nur  die  politischen  Erscheinungen  einer  Epoche  in  Betracht 
ziehen,  sondern  das  gesamte  Leben,  die  gesamte  Kultur  —  so 
kann  diese  nur  in  den  allen  Erscheinungen  gemeinsamen  geistigen 
Triebkräften  liegen.  Diese  unterliegen  einer  Entwicklung,  und 
diese  bedingt  die  Entwicklung  der  Kulturerscheinungen.  Die 
Gesetze  der  Kultur  werden  daher  zum  großen  Teil  Entwick- 
lungsgesetze sein. 

Damit  haben  wir  einige  Arten  der  historischen,  oder  sagen 
wir  allgemeiner:  der  kulturellen  Gesetzmäßigkeit  angedeutet;  aber 
wir  wollen  damit  nicht  etwa  sagen,  daß  dies  die  einzigen  sind 
und  daß  nicht  noch  andere  existieren.  Den  verschiedenen  Arten 
entspricht  aber  eine  besondere  Methode.  Wollen  wir  die  Gesetz- 
mäßigkeit im  zweiten  Sinne  untersuchen,  so  bedienen  wir  uns 
mit  großem  Vorteil  der  phaseologischen  Methode  von  Müller- 
Lyer  2).     Wir  suchen  uns  den  gesamten  Verlauf  der  Entwicklung 


i)  Steffen,  Das  Problem  der  Demokratie,   II,  Aufl.     Jena  1919. 

2)  Vgl.  hierzu    das    große    Werk    von  Müller-Lyer :    Die    Entwicklungsstufen 
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zu  vergegenwärtigen,  und  zerlegen  diese  dann  in  eine  Reihe  von 
Phasen.  Wir  untersuchen  dann  jede  Phase  gesondert  und  suchen 
dann  durch  Vergleichung  der  einzelnen  Phasen  die  Gesetzmäßig- 
keit der  Entwicklung  festzustellen.  Wir  werden  dann  finden, 
daß,  wenn  wir  verschiedene,  von  einander  völlig  unabhängige 
Kulturen  in  gleicher  Weise  phaseologisch  untersuchen  und  die 
gewonnenen  Ergebnisse  miteinander  vergleichen,  sich  in  der  Ent- 
wicklung eine  große  Gleichförmigkeit  —  und  diese  ist  immer  die 
Vorbedingung  der  Gesetzmäßigkeit  in  diesem  Sinne  —  auffinden 
läßt.  Und  dann  legen  wir  uns  die  Frage  vor,  wrelche  seelischen 
Momente  die  Entwicklung  ausgelöst  haben,  und  wir  werden  dann 
auch  wieder  auf  gleiche  oder  ähnliche  Momente  stoßen.  Und 
so  führen  wir  dann  letzten  Endes  diese  Art  der  Gesetzmäßigkeit 
auf  die  erste  zurück.  Wir  wollen  Motive  suchen,  welche 
uns  den  Verlauf  der  Entwicklung  verstand  lieh  machen 
und  als  notwendig  erscheinen  lassen. 

Wie  aber  erscheinen  uns  Entwicklungen  verständlich?  Da- 
durch wohl,  daß  wir  sie  nachzuerleben  vermögen.  Und  damit 
kommen  wir  wieder  auf  die  Anschauung  von  Rickert  zurück, 
der  für  den  Historiker  jene  Psychologie  des  Nacherlebens  postu- 
lierte, der  er  die  eigentliche  Wissenschaftlichkeit  absprach. 
Rickert  denkt  eben  bei  Psychologie  in  erster  Linie  an  experi- 
mentelle Psychologie  und  an  deren  Methode.  Daß  diese  zur 
Erklärung  und  Untersuchung  der  Kulturphänomene  durchaus 
ungeeignet  ist,  darin  stimmen  wir  Rickert  bei,  und  das  haben 
wir  oben  selbst  ausführlich  dargelegt.  Aber  wir  haben  auch 
gezeigt,  daß  die  experimentelle  Psychologie  nicht  die 
einzige  Psychologie  ist.  Was  wir  brauchen,  ist  eine 
Sozialpsychologie,  welche  die  psychologischen  Grundtatsachen 
des  gesellschaftlichen  Lebens  untersucht  und  eine  Kulturpsycho- 
logie, welche  die  Erforschung  der  allen  Kulturerscheinungen 
zugrunde  liegenden  psychischen  Fakta  zur  Aufgabe  hat.  Diese 
haben  ihre  eigenen  Methoden:  das  sich  Vergegenwärtigen  des 
Entwicklungsverlaufs ,    die   Zerlegung    in    Phasen    und    innerhalb 

elben  das  Zurückgehen  auf  die  seelischen  Faktoren,  deren 
sichtbare  Außenseite  die  Kultur  ersch  ein  un  gen  sind,  die 
Analyse  dieser  seelischen  Tatbestände,  deren  Kenntnis  der  For- 
der Menschheit,  eine  Soziologie  in  Einzeldarstellungen.  Uebcr  die  methodo- 
logischen Fragen  besonders  der  erste  und  zweite  Band;  eine  kurze  Zusammen- 
:  mich  im  sechsten  Band;  München,  Verlag  Albert  Langen. 
Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatsw'usensch.     1930.     3.  20 
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scher  aus  der  eigenen  Selbstbeobachtung  —  die,  das  möchten 
wir  hier  noch  ausdrücklich  feststellen,  auch  eine  völlig  wissen- 
schaftliche Methode  ist  —  gewinnt.  Psychologie  ist  eben, 
wie  Steffen *)  sich  ausdrückt,  die  Wissenschaft,  »in  welcher  das 
Bewußtsein  des  Menschen  wissenschaftlich  tätig  ist,  um  sich 
selber  zu  erforschen«.  Hier  erst  gewinnt  der  Mensch  ein  Ver- 
ständnis für  die  Motive,  welche  die  Handlungen  nicht  nur  anderer 
Einzelmenschen,  sondern  die  gesamte  Kulturentwicklung  be- 
stimmen. 

Nur  wenn  der  Mensch  bis  zu  den  seelischen  Tatbeständen 
vordringt,  nur  dann  kann  er  die  Gesetzmäßigkeit  allen  kulturellen 
Werdens  erkennen.  Der  Weg  des  Menschen  führt  aber  immer 
und  überall  zur  Erkenntnis,  d.  h.  zum  Bewußtwerden  der  Probleme. 
In  der  Soziologie,  der  grundlegenden  Kulturwissenschaft  ist,  wie 
Müller-Lyer  mit  Recht  hervorhebt,  dieses  Stadium  des  Sich-selbst- 
Bewußtwerdens  noch  nicht  erreicht,  aber  es  beginnt  eben  empor- 
zukommen. Damit  aber  wird  auch  dem  Menschen  ein  Mittel  zur 
Beherrschung  nicht  nur  der  Natur,  die  wir  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  erreicht  haben  und  auf  die  wir  so  außerordentlich  stolz 
sind,  an  die  Hand  gegeben,  sondern  auch  zur  Beherrschung  der 
Kultur.  Wilbrandt*)  führt  in  seinem  Sozialismus  aus,  daß  die 
Menschen  erst  zum  Sozialismus  und  zu  seinen  verschiedenen  Ge- 
bilden, der  Konsumentenorganisation  und  der  Produzentenorgani- 
sation usw.  erzogen  werden  müssen.  Diese  Erziehung  ist  aber 
nur  möglich,  wenn  wir  die  Ziele  kennen  und  die  Mittel.  Nur 
solche  Ziele  aber  sind  überhaupt  zu  verwirklichen,  die  in  der 
Richtung  der  Entwicklung  liegen  und  die  der  Menschennatur 
entsprechen.  Auch  der  Sozialist  muß  auf  den  Egoismus  des 
Menschen  von  heute  rechnen  und  seine  praktischen  Maßnahmen 
so  einrichten,  daß  einmal  dieser  Egoismus,  dann  aber  —  und 
das  in  erster  Linie  —  das  Gemeinwohl  befriedigt  wird  3).  Erst 
die  Wissenschaft  gibt  uns  die  Mittel  an  die  Hand,  in  den  Gang 
der  Entwicklung  in  zweckentsprechender  Weise  einzugreifen.  Und 
das  ist  das  Ziel.  »Es  ist  ein  Ueberrest  der  alten  sozialen  und 
kulturellen  Theorie  des  Gehenlassens,  wenn  man  sich  einbildet, 
daß  die  Gesellschaftsorganisation  sich  selber  nach  irgend  welchen 
inneren,  von  unserem  Willen  unabhängigen  Entwicklungsgesetzen 

i)  Steffen,  Grundlagen  der  Soziologie.     Jena  1912,  S.  15. 

2)  Wilbrandt,  Sozialismus.     Jena  19 19. 

3)  Ebenda. 
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verwandeln  müsse  und  daß  wir  hierdurch  ohne  bestimmtes  Ziel 
und  eines  Streben,  zu  den  besten,  möglichen  Kulturverhältnissen 
gelangen  werden.  Dieser  soziale  und  kulturelle  Entwicklungs- 
fatalismus ist  wissenschaftlich  unhaltbar,  denn  es  steht  wissen- 
schaftlich fest,  daß  das  bewußte  Streben  des  Menschen  ein 
selbständiger  Faktor  von  schnell  zunehmender  Bedeutung 
in  unserer  sozialen  und  kulturellen  Entwicklung  ist.  Wollen  wir 
berechtigt  sein,  auf  eine  bessere  Zeit  für  das  Menschengeschlecht 
zu  hoffen,  so  müssen  wir  uns  Vorstellungen  von  dieser  Zukunft 
bilden  und  um  das  Verwirklichen  dieser  Vorstellungen  kämpfen 
—  ohne  darum  künftige  Generationen  an  die  Unvollkommen- 
heiten,  die  unseren  sozialen  und  kulturellen  Idealen  notwendiger- 
weise anhaften  müssen,  binden  zu  wollen«  1).  Aber,  so  fügen 
wir  nochmals  hinzu,  nur  das  Ziel  hat  Aussicht  auf  Verwirklichung, 
das  sich  als  Voraussage  auf  Grund  wissenschaftlicher  Unter- 
suchungen aufstellen  läßt;  alles  andere  sind  Utopien,  die  wohl 
einmal  vorübergehend  die  Massen  begeistern,  nie  aber  von  Be- 
stand sein  können.  Zu  richtigen  Voraussagen  kommen  können 
wir  aber  nur,  und  damit  fassen  wir  unsere  Ausführungen  hier 
noch  einmal  kurz  zusammen,  wenn  wir  die  in  seelischen  Faktoren 
begründete  Gesetzmäßigkeit  des  kulturellen  Geschehens  erkennen, 
wenn  wir  also  stets  und  überall  zurückgehen  auf  die  seelischen 
Tatbestände.  Dabei  werden  wir  auf  eine  Reihe  von  kultur- 
psychologischen Gesetzen  geführt;  ihre  Behandlung  ist  Aufgabe 
einer  allgemeinen  Kulturpsychologie,  während  die  spezielle  Kultur- 
psychologie die  einzelnen  konkreten  Erscheinungen  zu  unter- 
suchen und  die  in  ihnen  wirksamen  seelischen  Triebkräfte  aufzu- 
zeigen hat,  wobei  sich  dann  die  Geltung  der  Gesetze  der  allge- 
meinen Kulturpsychologie  ergeben  wird.  Ueber  diese  Fragen 
zu  handeln,  muß  weiteren  Untersuchungen  überlassen  bleiben. 


)  Steffen,  Das  Problem  der  Demokratie.     II.  Aufl.     Jena  1919,  S.  52  f. 

Abgeschlossen,  September  1919. 
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GELD  UND  GUT. 

Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Ueberproduktion. 

Von 

DAVID  TACHAUER. 

Einleitung. 

Verschiedene  ältere  Schriftsteller,  insbesondere  Locke  und 
Hume,  fühlten,  daß  eine  feste  Beziehung  zwischen  Geld  und  Gut 
bestehen  müsse.  Aber  indem  sie  den  Begriff  Geld  zu  eng  faßten, 
kamen  sie  zu  falschen  Schlüssen.  Marx  kam  dem  Grundge- 
danken der  folgenden  Abhandlung  sehr  nahe,  indem  er  in  der 
noch  nicht  kapitalistischen  (angenommenen)  Gesellschaft  den  Wert 
der  Ware  gleich  setzt  dem  vorausbezahlten  Geld  1).  Dann  ver- 
folgt er  aber  diesen  Gedanken  nicht  weiter  und  sieht  daher  die 
Ursachen  der  Ueberproduktion  nur  in  dem  dem  Arbeiter  ent- 
zogenen Mehrwert.  Im  folgenden  soll  nun  gezeigt  werden,  daß 
dieser  Satz  von  Marx  immer  richtig  ist,  auch  wenn  der  Arbeiter 
den  ganzen  Arbeitsertrag  erhält.  Damit  hängen  die  Ursachen 
der  Ueberproduktion  zusammen;  sie  beruht  aber  nicht  allein  auf 
der  Ausbeutung,  sondern  ist  mit  der  geldwirtschaftlichen  Produk- 
tionsweise organisch  verbunden. 

Alles,  was  tatsächlich  unter  dem  Namen  Geld  kursiert,  hat 
verschiedene  Eigenschaften.  Je  nach  der  Eigenschaft,  die  man 
für  die  wesentliche  hält,  fällt  die  Definition  des  Begriffes  aus, 
wird  aber  auch  der  Kreis  dessen,  was  den  Namen  Geld  haben 
soll,  eingeschränkt.  Für  unsere  Abhandlung  ist  das  Wesentliche 
am  Geld,  daß  man  dafür  etwas  kaufen  kann.  Ich  definiere  des- 
halb Geld  als  Kaufkraft,  diese  mag  in  Münzen,  Papier  oder  Buch- 
forderungen dargestellt  sein.  Das  Geld  wird  gemessen  durch 
eine  konventionelle  Einheit.  Der  Einfachheit  halber  werde  als 
solche  immer  die  Mark  genommen. 

i)  Das  Kapital  3.  Aufl.  Bd.  I,  S.  170. 
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Gut  ist  das  Korrelat  zum  Geld.  Alles,  was  man  um  Geld 
kaufen  kann,  ist  Gut.  Das  Gut  hat  einen  Wert.  Dieser  ist  gleich 
dem  Gelde,  um  das  man  es  kaufen  kann.  Für  uns  kommt  es 
nicht  auf  die  Gütermengen  an,  sondern  auf  den  Wert  dieser 
Mengen.  Es  wird  deshalb  im  folgenden  nicht  von  Gütermengen 
sondern  von  Gutmenge  zu  sprechen  sein.  Die  Wertmehrung 
einer  Ware  ist  ebenso  Gutvermehrung  wie  die  Neuerzeugung. 
Wenn  also  ein  Gegenstand  von  dem  Wert  A  auf  den  Wert  B 
gebracht  wird,  dann  ist  B-A  neu  hinzugekommenes  Gut.  Der 
Gesamtwert  des  Gutes  in  der  Volkswirtschaft  ist  um  B-A  ge- 
wachsen. Zu  dem  so  erklärten  Begriff  Gut  gehören  auch  Energie- 
mengen wie  Elektrizität,  Wasserkraft  usw. 

Ueberproduktion  ist  dann  vorhanden,  wenn  mehr  Gut  produ- 
ziert wird,  als  verbraucht  werden  kann. 

Es  soll  nun  gezeigt  werden,  daß  in  einer  gesunden  (nicht 
in  Krise  befindlichen)  Volkswirtschaft,  in  der  nicht  zuviel  (was 
das  bedeutet,  wird  noch  erklärt  werden)  Papiergeld  und  unter- 
wertige  Münzen  kursieren,  das  vorhandene  Gut  gleich  dem  zum 
Konsum  stehenden  Gelde  wäre,  wenn  nicht  ein  Teil  des  letzteren 
kapitalisiert  würde.  Infolge  der  Kapitalisierung  jedoch  steht  stets 
weniger  Kaufkraft  zur  Verfügung  als  Gut.  Dies  ist  die  organische 
Ueberproduktion  der  geldwirtschaftlichen  Volkswirtschaft.  Ich 
nenne  sie  organisch,  weil  sie  nicht  durch  schlechte  Verteilung 
zustande  kommt,  sondern  gewissermaßen  eine  Alterserscheinung 
der  kapitalistischen  Produktionsweise  ist.  Im  Gegensatz  dazu 
steht  die  krankhafte  Ueberproduktion,  die  durch  naturgemäße 
Verteilung  zu  beheben  ist.  In  unserer  Gesellschaft  wirken  beide 
zusammen  und  verstärken  sich. 

Zum  Beweise  unserer  Behauptung  betrachten  wir  den  Pro- 
duktionsprozeß in  Verbindung  mit  dem  Entstehen  und  Vergehen 
der  Kaufkraft  zunächst  in  einer  geschlossenen,  zinslosen  Volks- 
wirtschaft mit  gleichbleibendem  Geldwert  und  gleichbleibender 
Bevölkerungszahl.     Die  durch  Zins,  Auslandsverkehr  und  Aende- 

des  Geldwertes  und  der  Bevölkerung  hervorgerufenen  Aende- 
rungen  sollen  dann  gesondert  betrachtet  werden. 

I.  Geld  und  Gut  in  der  vereinfachten  Volkswirt- 
schaft. 

Die  Entwicklung  von  Gut  und  Geld  spielt  sich  hier  folgender- 
maßen  ab:    Eine  Menge    von  Betriebsmitteln  (Kapital)   und  eine 
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Menge  von  Geld  (Betriebsgeld)  ist  in  der  Volkswirtschaft  vor- 
handen. Die  Produktion  braucht  nur  für  den  Verbrauch  und  für 
die  Ersetzung  des  abgenützten  Kapitalgutes  zu  arbeiten.  Von 
einer  Vermehrung  des  Kapitals  soll  zunächst  abgesehen  werden. 

Wird  nun  durch  Arbeit,  für  die  der  Lohn  a  zu  bezahlen  sei, 
Rohstoff  zutage  gefördert,  dann  ist  der  Wert  dieses  so  ent- 
standenen Gutes  A  +  a,  wenn  A  der  dem  Bodenbesitzer  zu 
zahlende  Preis  ist.  Erleiden  die  Produktionsmittel  dabei  Ab- 
nützung (Futter  für  Tiere,  Verbrauch  von  Kohle  u.  dgl.  werde 
hierbei  mit  eingerechnet)  vom  Werte  a,  dann  ist  der  Wert  des 
Gutes  A  +  a  -f-  a.  Diesen  Wert  wollen  wir  den  Rohwert  des 
Gutes  nennen.  Der  Unternehmer  beansprucht  nun  für  seine 
Leistung  und  sein  Risiko  eine  entsprechende  Vergütung  und 
nimmt  sich  diese  durch  Erhöhung  des  Preises.  Der  Unternehmer- 
gewinn kann  auch  als  Lohn  für  hochqualifizierte  Arbeit  betrachtet 
werden.  Unsere  Untersuchung  verlangt  aber  eine  gesonderte  Be- 
trachtung. Ist  ai  der  Unternehmergewinn,  dann  ist  A  -f-  a  +  a  +  a! 
der  Verkaufswert  des  Gutes.  Wird  die  Ware  dann  verkauft,  so 
hat  der  Bodenbesitzer  A  M  in  Geld  *)  erhalten,  die  Arbeiter  a  M, 
die  Lieferanten  von  Betriebsmitteln  und  Reparaturen  a  M  und 
der  Unternehmer  a  i  M. 

Um  überhaupt  einen  Einblick  in  das  verwickelte  Getriebe  zu 
bekommen,  nehmen  wir  bei  diesem  ersten  Teil  des  Prozesses  an, 
daß  die  Lieferanten  keine  Spesen  hatten,  so  daß  diese  Summen 
für  jeden  einzelnen  den  Reingewinn  bedeuten.  Ist  der  Boden- 
besitzer, Arbeiter,  Lieferant  und  Unternehmer  derselbe  —  wie 
es  in  ganz  einfachen  Verhältnissen  der  Fall  ist,  —  dann  tritt  der 
Reinverdienst  erst  beim  Verkaut,  dann  aber  auf  einmal  in  Er- 
scheinung. 

Der  Käufer  bezahlt  also  A  +  a  +  a+aiM.  Er  verarbeitet 
das  Rohprodukt  zu  einer  Fertigware.  Ist  B  der  entsprechende 
Teil  der  Bodenrente,  b  der  Arbeitslohn,  ß  der  Wert  der  Kapital- 
Abnützung  und  b  i  der  Unternehmergewinn ,  dann  ist  wieder 
A-h-a  +  a  +  aj+B  +  b-f-ß  der  Rohwert,  A  +  a  +  a  +  ai 
+  B  +  b_|_ß4-bider  Verkaufs  wert  der  Fertigware.  Jede  dieser 
8  Größen  stellt  einen  Reinverdienst,  dar,  der  als  Kaufkraft  zur 
Verfügung  steht. 

Um  den  neuen  Preis  kauft  der  Händler  die  Ware.     Er  bringt 

i)  Man  beachte,  daß  iede  Art  Kaufkraft  Geld  bedeutet,  also  auch  ein  Konto- 
Guthaben. 
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die  Ware  dahin,  wo  sie  gebraucht  wird.  Er  vermehrt  ihren  Wert 
um  C  -f-  c  -f-  y.  Dabei  ist  wieder  C  der  dem  Bodenbesitzer  zu 
zahlende  Tribut  (in  der  Ladenmiete  enthalten),  c  der  Arbeitslohn 
und  y  der  Kapitalverbrauch  (dazu  gehört  auch  die  Benützung  der 
Verkehrsmittel).  Der  Rohwert  des  Gutes  ist  jetzt  A  -j-  a  -f-  a  -f-  ax 
-j-  B+b  +  ß  +  bi-f-C  +  c+y,  der  Verkaufswert  ist  um  cx 
größer,  wenn  cx  der  Unternehmergewinn  ist.  Zu  diesem  Wert 
steht  das  Gut  zum  Verkauf.  Er  entspricht  genau  der  Summe 
der  Reinverdienste,  also  der  Summe  der  Kaufkraft,  die  bei  Ent- 
stehung des  Gutes  frei  geworden  ist,  einschließlich  des  noch  frei 
werdenden  Reinverdienstes  des  letzten  Verkäufers. 

Es  ist  für  das  Resultat  ohne  Einfluß,  wenn  diese  Kette  der 
Produzenten  verkürzt  oder  verlängert  wird.  Es  können  auch 
seitlich  noch  Reihen  angehängt  werden.  Wenn  z.  B.  die  Betriebs- 
mittellieferanten selbst  Spesen  haben,  so  sind  diese  selbst  wie- 
der aus  den  vier  Gliedern :  Bodenrente,  Arbeit,  Abnützung,  Gewinn 
zusammengesetzt.  Ist  z.  B.  a  kein  Reinverdienst,  dann  ist  a  = 
D  +  d  +  5  -f-  di.  Dann  ist  dx  der  Reinverdienst  der  a-Lieferanten, 
und  D,  d  und  5  sind  die  Reinverdienste  der  andern  Produzenten. 
Auch  unter  diesen  Größen  können  sich  wieder  Sumeranden  weiter  zer- 
legen lassen.  Schließlich  müssen  die  Reinverdienste  der  Urpro- 
duzenten  zum  Vorschein  kommen,  oder  es  werden  einzelne  Teile 
so  gering,  daß  sie  außer  acht  gelassen  werden  können.  Die 
Summe  aller  Reinverdienste  ergibt  dann  schließlich  den  Wert  des 
zum  Verkauf  stehenden  Gutes. 

In  dem  Verkaufspreis  des  Gutes  ist  meist  noch  eine  Summe 
enthalten,  die  bisher  nicht  berücksichtigt  ist,  nämlich  die  Aus- 
gaben, die  für  Steuern  zu  leisten  sind.  Der  Verkaufspreis  eines 
Gutes  ist  um  den  Betrag  der  darauf  lastenden  indirekten  Steuer 
größer  als  der  Verkaufswert.  Dieses  ändert  nichts  an  unserer 
Auffassung,  wenn  wir  nur  diese  beiden  Begriffe  auseinanderhalten. 
Der  Verkäufer  ist  zum  Teil  als  Bevollmächtigter  des  Staates  zu 
betrachten,  der  die  Steuern  einzieht.  Der  Einfachheit  halber 
rechnet  er  sie  in  den  Verkaufspreis  mit  ein.  Aber  der  Käufer 
bezahlt  damit  nicht  die  Ware,  sondern  die  Ware  und  die  Steuer. 
Der  Verkaufs  wert  der  Ware  ist  nach  wie  vor  gleich  der  Summe 
der  Reinverdienste,  die  als  Geld  zur  Verfügung  stehen. 

Dieser  Satz  ist  nun  auch  richtig,  wenn  wir  die  ganze  Volks- 
wirtschaft betrachten.  Er  kann  in  zwei  Formen  ausgesprochen 
werden 
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i.  Der  Verkaufswert  des  gesamten  zum  Verkauf  stehenden 
Gutes  ist  gleich  der  durch  die  Produktion  erzeugten  Konsumkauf- 
kraft, einschließlich  des  noch  zu  erwartenden  Verdienstes  der 
letzten  Verkäufer. 

2.  Der  Rohwert  des  zum  Verkauf  stehenden  Gutes  ist  gleich 
der  durch  die  Produktion  tatsächlich  schon  erzeugten  Konsum- 
Kaufkraft. 

Diese  Sätze  müssen  noch  näher  untersucht  werden.  Zunächst 
soll  der  Einfluß  der  Steuern  betrachtet  werden.  Sowohl  die 
direkten  als  die  indirekten  Steuern  verringern  die  Kaufkraft  des 
einzelnen.  In  der  Gesamtwirtschaft  ist  das  jedoch  ohne  Bedeu- 
tung. Die  Gemeinschaft  (der  Staat)  verwendet  ja  die  Steuern 
wieder.  Es  werden  damit  vor  allem  Aufwendungen  für  das 
öffentliche  Wohl  gemacht.  Die  Kosten  sind  teils  Gehälter  und 
Löhne,  teils  Anschaffungen.  Während  die  ersteren  nichts  anderes 
sind  als  Verschiebungen  der  Kaufkraft  von  dem  Steuerzahler  zum 
Gehalt-  oder  Lohnempfänger,  ist  der  Staat  für  das  Geld,  für  das 
er  Käufe  abschließt,  selbst  eine  Person,  die  Kaufkraft  zur  Ver- 
fügung hat.  Seine  Käufe  sind  zu  betrachten  wie  die  Käufe  des 
einzelnen.     An    der  Gesamtkaufkraft   ändert  sich  dadurch  nichts. 

Der  Staat  hat  aber  auch  Produktionsunternehmungen.  Diese 
sind  zu  werten  wie  Unternehmungen  des  einzelnen.  Die  Steuern 
werden  dabei  nur  scheinbar  verbraucht.  Die  Löhne  und  Kosten 
trägt  der  Produktionsprozeß  selbst,  genau  wie  bei  jeder  Produk- 
tion der  Lohn  nur  scheinbar  dem  Kapital  entnommen  wird, 
während  er  in  Wirklichkeit  von  dem  Produkt  gezahlt  wird. 
Arbeitet  aber  ein  Staatsbetrieb  notwendig  mit  Verlust  (er  wird 
vielleicht  gerade,  weil  er  trotz  seiner  Notwendigkeit  mit  Verlust 
arbeitet,  vom  Staat  betrieben),  dann  ist  der  Verlust  als  Auf- 
wendung für  öffentliche  Zwecke  zu  betrachten  und  gehört  zur  vorigen 
Kategorie,  d.  h.  es  ist  nur  eine  Verschiebung  der  Kaufkraft  eingetreten. 

Wäre  jedes  Fertiggut  nur  reine  Konsumware  und  würde  der 
Produktionsprozeß  für  alle  Waren  gleich  lange  dauern,  dann 
wäre  der  weitere  Verlauf  der  Wirtschaft  einfach.  Man  könnte 
sich  denken,  nach  Ablauf  der  allgemeinen  Produktionsperiode 
tritt  eine  mehrtägige  Pause  ein.  In  dieser  werden  die  produzierten 
Waren  verkauft.  Zunächst  kaufen  die  Urproduzenten,  die  schon 
ihre  Kaufkraft  in  Händen  haben,  ihren  Bedarf  und  machen  dabei 
bei  den  letzten  Verkäufern  Kaufkraft  frei.  Von  diesen  decken 
dann  wieder  einige  ihren  Bedarf   und    so   geht  es  fort,    bis   alles 
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Konsumgeld  (d.  h.  das  aus  dem  Reinverdienst  stammende  Geld) 
wieder  verbraucht  ist  und  kein  Konsumgut  mehr  vorhanden  ist. 
Natürlich  könnte  der  Besitzer  eines  Verkaufsgutes  seinen  Bedarf 
auch  vorher  einkaufen,  da  er  ja  seine  Ware  sicher  verkauft. 
Denn  nach  unserer  Annahme  soll  der  Produktionsprozeß  solange 
ausgesetzt  werden,  bis  die  letzte  Ware  verkauft  ist.  Das  Geld 
hiezu  nimmt  er  aus  seinem  Betriebsgeld,  das  dann  nach  Verkauf 
seines  Gutes  wieder  auf  die  alte  Höhe  gebracht  wird. 

Wenn  nun  auch  eine  solche  Annahme  nie  realisierbar  ist,  so 
beleuchtet  sie  doch  deutlich  das  Wesen  des  Verkaufsprozesses. 
Der  Verkauf  ist  nämlich  nichts  anderes  als  ein  Ausgleich  zwischen 
Verkaufsgut  und  Verkaufsgeld.  Verkaufsgut  und  Verkaufsgeld 
sind  wie  zwei  entgegengesetzte  Elektrizitäten.  Die  Produktion 
scheidet  von  beiden  gleiche  Mengen,  der  Verkauf  bedeutet  die 
Wiedervereinigung,  d.  i.  eine  Vernichtung  des  gleichen  Betrages 
beider.  Es  ist  nun  zu  prüfen,  ob  bei  den  komplizierteren  Vor- 
gängen der  Wirklichkeit  diese  Anschauung  von  dem  Wesen  des 
Verkaufsprozesses  sich  aufrecht  erhalten  läßt.  Betrachten  wir  zu 
diesem  Zweck  die  einzelnen  Arten  des  Verkaufs. 

Der  einfachste  Fall  ist  der  Verkauf  von  reinem  Konsumgut. 
Ist  dessen  Rohwert  W,  und  der  Reinverdienst  des  Verkäufers  w, 
dann  ist  W  -f-  w  der  Verkaufswert.  Dem  Rohwert  entsprechen 
irgendwo  in  der  Volkswirtschaft  (bei  den  Urproduzenten  oder 
bei  denen,  die  durch  Geldverschiebung  (S.  306)  Kaufkraft  erhalten 
haben)  W  M  Kaufgeld.  Wird  nun  von  dem  Käufer  W  +  w  M 
bezahlt,  dann  geht  das  Gut  in  den  Besitz  des  Käufers.  Dieser 
verwendet  es  —  da  es  ja  Konsumgut  ist  —  für  sich,  seine  Fa- 
milie usw.  Damit  verschwindet  es  als  Verkaufsgut  aus  der  Volks- 
wirtschaft. Es  verschwinden  also  gleichzeitig  W  +  w  M  Kaufgeld 
und  Verkaufsgut  vom  Rohwert  W  M.  Sofort  wird  aber  in  den 
Händen  des  Verkäufers  w  M  Kaufgeld  frei.  Die  vernichtete  Menge 
Kaufgeld  beträgt  also  in  Wirklichkeit  nur  W  M,  ebensoviel  wie 
der  Rohwert  des  vernichteten  Kaufgutes.  Betrachtet  man  statt 
des  Roh  wertes  den  Verkaufswert,  dann  muß  man  den  Prozeß 
gedanklich  zerlegen  in  den  Empfang  des  Geldes  durch  den  Ver- 
käufer und  die  Ausgabe  durch  den  Käufer.  Nachdem  der  Ver- 
käufer W  +  w  M  erhalten  hat,  ist  W  +  w  M  Kaufkraft  frei  und 
Verkaufsgut  vom  Verkaufswert  W  +  w  M  erzeugt.  Nun  bezahlt 
aber  der  Käufer  W  -f-  w  M  und  erhält  Gut  zum  Verkaufswert 
W  4-  w  M.    Unser  Fundamentalsatz  (S.  306)  wird  in  seiner  Rieh- 
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tigkeit  nicht  beeinträchtigt  durch  Verkauf  von  Konsumgut.  So- 
wohl die  Form  i  als  die  Form  2  bleiben  richtig.  Denn  die  Menge 
verschwindenden  Gutes  ist  immer  gleich  der  Menge  verschwin- 
denden Geldes. 

Würde  aus  irgend  einem  Grunde  der  Verkäufer  mit  Verlust 
verkaufen,  also  zum  Preis  W — w  M,  dann  wäre  bei  Betrachtung 
des  Rohwertes  W  das  Gut  W  ausgeglichen  durch  den  Kaufpreis 
W — w  und  durch  den  von  der  Kaufkraft  des  Verkäufers  ab- 
gehenden Verlust  w.  Betrachtet  man  den  Verkaufswert,  dann 
muß  der  Verlust  in  die  Produktion  eingerechnet  werden.  Dann 
ist  das  Gut,  das  vorher  den  Wert  W  hatte,  auf  den  Wert  W — w 
gesunken.  Dieser  Verminderung  entspricht  aber  eine  ebenso  große 
Verminderung  der  Kaufkraft  des  letzten  Produzenten.  Der  Ver- 
kaufswert W — w  wird  dann  durch  den  Kaufpreis  W — w  aufge- 
hoben. 

Ist  das  verkaufte  Gut  keine  Konsumware,  sondern  noch  zu 
verarbeitender  Rohstoff  oder  Halbfabrikat  oder  auch  noch  nicht 
durch  den  Handel  verteilte  Fertigware,  dann  wird  der  Kaufpreis 
nicht  von  dem  Reinverdienst  bestritten,  sondern  aus  dem  Be- 
triebsgeld zunächst  leihweise  entnommen.  Da  nach  Verkauf  das 
Geld  dem  Betriebsgeld  wieder  zufließt,  so  kann  man  sagen,  der 
Preis  wird  vom  Produkt  bezahlt.  Wir  haben  dann  nichts  anderes 
als  einen  Teil  des  anfangs  beschriebenen  Produktionsprozesses 
vor  uns.  Und  bei  diesem  findet  bekanntlich  die  Scheidung  von 
Gut  und  Geld  statt.  Erst  der  letzte  Käufer,  der  das  Geld  dem 
Konsumgeld,  also  dem  Reinverdienst  entnimmt,  führt  die  Ver- 
einigung wieder  herbei. 

Aehnlich  wie  der  Kam  von  Rohstoffen  ist  der  Kauf  von 
Betriebsmitteln  zu  werten.  Die  Betriebsmittel  nutzen  sich  allmäh- 
lich ab.  Man  kann  sagen,  der  Wert  der  Betriebsmittel  geht  all- 
mählich in  den  Wert  der  produzierten  Waren  über,  gerade  als 
wäre  ein  Stück  der  Betriebsmittel  hineinverarbeitet  worden.  Das 
für  die  Betriebsmittel  ausgegebene  Geld  ist  ebenfalls  aus  dem 
Betriebsgeld  entliehen  und  wird  allmählich  durch  den  auf  Ab- 
nützung treffenden  Teil  des  Erlöses  (a,  ß,  y  nach  der  obigen  Be- 
zeichnung) amortisiert.  Es  dient  auch  zur  Trennung  von  Gut 
und  Geld. 

Es  ändert  nichts  an  der  Betrachtung,  wenn  der  Produzent 
die  Betriebsmittel  nicht  selbst  im  Besitz  hat,  sondern  mietet ;  z.  B. 
Verkehrsmittel.      Der   Vermieter    der    Betriebsmittel    kauft    diese 
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ebenfalls  nicht  vom  Konsumgeld,  sondern  von  den  zu  erwartenden 
Einnahmen  für  Vermietung.  Wenn  das  Betriebsmittel  vollständig 
abgenützt  ist,  dann  ist  es  so,  als  hätte  er  dasselbe  verkauft.  In 
dem  Gesamterlös  für  Miete  ist  der  Kaufpreis  mit  enthalten.  Wie 
jeder  Kauf  von  Produktionsmitteln,  so  vermehrt  auch  der  Kauf 
von  Betriebsmitteln  zur  Vermietung  die  Trennung  von  Gut  und 
Geld. 

Es  muß  also  festgehalten  werden :  nur  wer  für  seinen  Konsum 
kauft,  führt  Vereinigung  von  Geld  und  Gut  herbei.  Man  kauft 
jedoch  für  den  Konsum  nicht  nur  Ware  sondern  auch  Arbeit; 
man  gibt  Konsumgeld  aus  auch  für  Verkehrsmittel  (bei  Ver- 
gnügungsfahrten), Theater  und  Schaustellungen,  für  Miete,  Telephon 
und  Telegraph,  für  die  Post.  Wird  nun  für  Konsumgeld  Arbeit 
gekauft,  dann  verschwindet  das  Konsumgeld  nicht;  es  wechselt 
nur  seinen  Besitzer.  Der  Arbeiter  erhält  die  Kaufkraft  vom  Ar- 
beitgeber. Es  ändert  sich  weder  etwas  am  Betrage  des  Konsum- 
geldes noch  am  Betrage  des  Verkaufsgutes. 

Geld,  das  für  Miete  zu  Konsumzwecken  ausgegeben  wird, 
setzt  sich  aus  drei  Teilen  zusammen.  Einen  Teil  erhält  der  Boden- 
besitzer (oder  der  Vermieter  in  seiner  Eigenschaft  als  Bodenbe- 
sitzer). Dies  bedeutet  eine  Verschiebung  der  Kaufkraft  ohne 
Vernichtung  von  Konsumgeld  oder  Konsumware.  Ein  zweiter 
Teil  dient  zum  Ausgleich  der  Abnützung.  Dieser  Teil  ver- 
schwindet als  Konsumgeld ;  gleichzeitig  wird  der  Wert  des  Ob- 
jekts um  denselben  Betrag  vermindert.  Ein  dritter  Teil  des  Geldes 
ist  Arbeitsverdienst  oder  Unternehmergewinn  für  die  Herrichtung 
und  Instandhaltung  des  Objekts.  Dieses  ist  wieder  eine  Ver- 
schiebung der  Kaufkraft  ohne  Aenderung  ihres  Gesamtbetrages 
und  des  Gesamtbetrages  von  Verkaufsgut. 

Geld,  das  für  Schaustellungen,  Verkehrsmittel,  Post,  Tele- 
graph und  Telephon  ausgegeben  wird,  ist  genau  wie  Geld  für 
Miete  zu  betrachten.  Man  mietet  ja  auch  tatsächlich  einen  Platz 
im  Theater,  das  Recht,  für  einige  Zeit  sich  im  Raum  der  Schau- 
stellungen aufhalten  zu  dürfen ;  man  mietet  einen  Platz  in  der 
Eisenbahn,  man  mietet  das  Telephon,  den  Telegraphen,  die  Post- 
einrichtungen. 

Als  Resultat  unsrer  bisherigen  Betrachtungen  bleibt  also, 
daß  in  der  vereinfachten  Volkswirtschaft  unsrer  Annahme  die 
Menge  des  Konsumgutes  stets  ebenso  groß  ist  wie  die  Menge 
des  zum  Konsum  zur  Verfügung  stehenden  Geldes.     Jeder  volks- 
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wirtschaftliche  Vorgang  stellt  sich  dar  entweder  als  Erzeugung 
oder  als  Vernichtung  gleich  großer  Mengen  dieser  beiden  Größen, 
oder  als  Verschiebung  einer  Menge  Kaufkraft  von  einer  Hand  in 
die  andere. 

Noch  eine  Bemerkung  ist  dazu  zu  machen.  Durch  künst- 
liche Eingriffe  kann  man  das  Kaufgeld  vermehren.  Indem  man 
unterwertige  Zahlungsmittel  wie  Papiergeld  oder  Scheidemünze 
ausgibt,  vermehrt  man  die  Kaufkraft,  ohne  dafür  entgegenstehen- 
des Gut  zu  produzieren.  Von  dieser  Möglichkeit  wollen  wir  in 
der  von  uns  angenommenen  Volkswirtschaft  absehen. 

II.    Die    Ueberproduktion    in    der    vereinfachten 
Volkswirtschaft. 

Aus  den  bisherigen  Erörterungen  ergibt  sich  notwendig  eine 
wirkliche  Ueberproduktion  in  der  Gesellschaft.  Das  zum  Konsum 
bereitstehende  Geld  kann  nicht  voll  verbraucht  werden.  Denn 
jeder,  der  über  dem  Existenzminimum  zu  leben  hat,  wird  bedacht 
sein,  etwas  für  ungünstige  Zeiten  zurückzulegen,  für  sein  Alter 
einen  Notpfennig  zu  sparen,  für  seine  Kinder  eine  Existenzgrund- 
lage zu  schaffen.  All  dieses  Geld  wird  dem  Konsumgeld  ent- 
zogen, ohne  daß  entsprechendes  Gut  dafür  vernichtet  wird.  Diese 
Ueberproduktion  ist  jedoch  nicht  sehr  schädlich  für  die  Volks- 
wirtschaft, da  sie  sich  in  bescheidenen  Grenzen  hält.  Denn  die- 
jenigen, die  jetzt  ohne  Verdienst  sind,  die  Alten  und  Kranken, 
die  Witwen  und  Waisen,  verbrauchen  jetzt  ihre  Rücklagen,  die 
früher  dem  Konsum  entzogen  wurden.  Zwar  wird  normalerweise 
nicht  das  ganze  Geld  aufgebraucht  werden,  es  wird  also  der 
Verbrauch  an  Gut  nicht  ganz  dem  Entzug  an  Geld  entsprechen, 
also  immer  ein  gewisser  Ueberschuß  an  Gut  bestehen  bleiben. 
Durch  Erbschaft  und  Schenkungen  wird  aber  der  übrig  bleibende 
Sparpfennig  auf  die  jetzige  Generation  übertragen  und  erspart 
ihr  es  z.  T.,  selbst  zu  sparen.  Der  Ueberschuß  läßt  sich  noch  durch 
Versicherungsgesellschaften  gewaltig  verringern.  Denn  diese 
machen  es  überflüssig,  zu  große  Summen  zu  frühzeitig  zurückzu- 
legen. Sie  gleichen  Einlagen  und  Rückzahlungen,  also  Rücklage 
und  Verbrauch  aus  bis  zu  einem  letzten  Rest,  dem  verhältnis- 
mäßig kleinen  Sicherheitsfonds. 

Weit  wesentlicher  für  die  Ueberproduktion  ist  die  Umwand- 
lung von  Konsumgeld  in  Betriebsgeld.  Die  meisten  Produzenten 
streben  danach,    ihren  Betrieb    zu   vergrößern,    d.  h.  die  Produk- 
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tion  zu  steigern.  Dies  kann  geschehen  durch  Mehreinstellung 
von  Arbeitern  oder  auch  durch  Steigerung  der  Ergiebigkeit  der 
Arbeit,  d.  h.  durch  Anschaffung  leistungsfähigerer  Maschinen. 
Das  Geld  dazu  muß  dem  eigenen  oder  fremden  Betriebsgeld  leih- 
weise entnommen  werden.  Nur  zum  kleinen  Teil  wird  das  Geld 
vom  Vorproduzenten  gestundet  bis  zum  Verkauf  des  Gutes.  Die 
Produktionsvergrößerung  hängt  also  ab  von  der  Menge  des  zur 
Verfügung  stehenden  Betriebsgeldes  (der  ganzen  Volkswirtschaft, 
da  das  Geld  auch  geliehen  sein  kann).  Die  Tendenz  zur  Ver- 
größerung der  Produktion  ruft  den  Wunsch  nach  Vergrößerung 
des  Betriebsgeldes  hervor.  Diese  Vergrößerung  geschieht  leicht 
durch  Umwandlung  von  Konsumgeld  in  Betriebsgeld,  durch  »Ka- 
pitalisation  von  Konsumgeld.«  Die  Banken  sincf  die  Vermittler 
zwischen  den  Betriebsgeld  suchenden  Produzenten  und  den  Kon- 
sumgeld abgebenden  Sparern. 

Gerade  soviel  nun,  wie  Reinverdienst  kapitalisiert  wird,  bleibt 
Gut  übrig.  Die  Produktionsvermehrung  zeigt  sich  in  erhöhtem 
Geldeinkommen.  Wenn  auch  dadurch  der  Verbrauch  wächst, 
so  wachsen  trotzdem  auch  die  Rücklagen.  Da  diese  aber  unaus- 
geglichenes Gut  zum  Korrelat  haben,  so  ergibt  sich,  daß  die 
Ueberproduktion  das  Streben  hat,  sich  in  immer  stärkerer  Pro- 
gression zu  steigern.  Schließlich  wird  die  Ueberproduktion  so 
stark,  daß  dadurch  die  Produktion  gelähmt  wird.  Eine  Krise  ist 
schließlich  der  Abschluß. 

Also  nicht  durch  schlechte  Verteilung,  schon  allein  durch 
Sparen  entsteht  eine  sich  stets  verstärkende  Ueberproduktion. 
Eine  schlechte  Verteilung  steigert  sie  natürlich  noch.  Denn  die- 
jenigen, die  zuviel  Einkommen  haben,  können  noch  den  Teil  des 
Einkommens  kapitalisieren,  den  die  zu  kurz  Kommenden  für  ihren 
Verbrauch  nötig  hätten,  dessen  Fehlen  sie  zum  Mangel  verurteilt. 
Aber  wenn  die  Verteilung  durch  irgendwelche  Maßnahmen  inner- 
halb der  freien  Wirfschaft  gerechter  durchgeführt  würde  (z.  B. 
durch  die  Bodenreform),  so  würden  zwar  viele  Mißstände  be- 
seitigt, die  Krisenperioden  würden  verlängert  werden,  aber  aus 
der  Welt  geschafft  würde  die  Ueberproduktion  nicht,  solange  die 
Sparsamkeit  eine  für  die  Einzelwirtschaft  vorteilhafte  Eigenschaft 
und  der  Drang  nach  Produktionsvergrößerung  vorhanden  ist. 

I  )iese  ganze  Betrachtung  setzt  voraus,  daß  das  Geld  beliebig 
vermehrbar  ist.  Dies  rührt  nun  an  die  Frag«  der  Zahlungsmittel, 
die  erst  später  behandelt  werden  soll.    Daß  aber  die  Vermehrung 
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des  Geldes  nicht  von  der  Vermehrung  des  Bargeldes  allein  ab- 
hängt, lehrt  die  Betrachtung  des  bargeldlosen  Zahlungsverkehrs. 
Nehmen  wir  an,  in  unserer  Gesellschaft  herrsche  der  lückenlose 
bargeldlose  Zahlungsverkehr,  d.  h.  jeder  Betrag,  auch  der  kleinste, 
wird  durch  Scheck  oder  Ueberweisung  beglichen.  Dann  ist  der 
zur  Kapitalisierung  bestimmte  Teil  des  Geldes  als  Buchforderungen 
vorhanden.  Diese  Konten  können  also  der  Produktion  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden.  Mit  der  Vermehrung  des  Gutes  wachsen 
dann  die  Konten  immer  weiter  an.  Sie  stellen  ja  nichts  anderes 
dar  als  das  Recht  auf  Aneignung  am  Gut.  Je  mehr  Gut  produ- 
ziert wird,  desto  mehr  Geld  muß  mitproduziert  werden.  Die 
Steigerung  der  Geldmenge  kann  also  erfolgen,  ohne  daß  irgend 
ein  Barzahlungsmittel  vorhanden  ist. 

Damit  haben  wir  nun  die  Ursachen  der  Ueberproduktion  in 
der  vereinfachten  Volkswirtschaft  gezeigt.  Es  sollen  nun  schritt- 
weise die  durch  unsre  Annahme  ausgeschalteten  Erscheinungen 
untersucht  werden  in  ihrem  Einfluß  auf  die  Ueberproduktion. 

III.    Bevölkerungsvermehrung,    Zins,    Außenhan- 
del,   Wertänderung. 

Bei  einer  sich  vermehrenden  Bevölkerung  ändert  sich  nichts 
am  Verhältnis  zwischen  Kaufgeld  und  Verkaufsgut.  Denn  die 
Kaufkraft  ist  unabhängig  von  der  Menge  derer,  die  Kaufkraft 
besitzen  oder  verbrauchen.  Aber  der  Bedarf  an  Gut  steigt. 
Dies  würde  die  Rücklagen  vermindern,  wenn  die  Produktions- 
menge gleich  bliebe.  In  Wirklichkeit  steigt  jedoch  im  allge- 
meinen die  Produktionsmenge  noch  mehr  als  der  Güterbedarf. 
Denn  es  steigt  ja  gleichzeitig  mit  der  Gesamtbevölkerung  auch 
die  Zahl  der  produzierenden  Menschen.  Damit  steigt  aber  im 
allgemeinen  nicht  nur  die  absolute  Menge  der  Produktion,  son- 
dern auch  ihre  Ergiebigkeit.  Diese  Tatsache  ist  wohl  als  unum- 
stritten zu  betrachten ;  man  vergleiche  Henry  Georges  Beweis- 
führung an  vielen  Stellen  seines  »Fortschritt  und  Armut«.  Eine 
vergrößerte  Produktion  hat  aber  vergrößerte  Einnahmen,  also 
auch  vergrößerte  Rücklagen  zur  Folge.  Der  Bevölkerungszuwachs 
beschleunigt  also  im  allgemeinen  die  Ueberproduktion. 

In  unsern  Betrachtungen  war  davon  die  Rede,  daß  die  Ver- 
größerung des  Betriebsgeldes  nicht  nur  aus  eigenem,  sondern 
auch  aus  geliehenem  Kapital  erfolgen  kann.  Der  Sparer  hat  aber 
nur  dann  ein  Interesse    daran,  Geld  herzuleihen,    wenn   er    einen 
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Vorteil  davon  hat.  Diesen  Vorteil  gewährt  der  Produzent  in 
Form  des  Zinses.  Der  Zins  ist  ein  Teil  des  Reinverdienstes.  Er 
bedeutet  eine  Verschiebung  von  Kaufkraft  vom  Schuldner  zum 
Gläubiger.  Er  ändert  nichts  an  der  Gesamtkaufkraft  und  nichts 
an  der  Menge  des  Gutes.  Er  übt  keinen  direkten  Einfluß  auf 
die  Ueberproduktion  aus. 

Die  Höhe  des  Zinsfußes  hängt  von  der  Produktionsmöglich- 
keit und  Unternehmungslust  ab.  Je  höher  diese  sind,  desto 
knapper  wird  das  Geld,  desto  höher  der  Zinsfuß.  Dadurch  wird 
aber  die  Unternehmungslust  wieder  gehemmt  und  der  Zinsfuß 
sinkt  wieder.  Der  Zins  wirkt  wie  ein  automatisches  Ventil. 
Er  hindert  zu  plötzliche  Anspannung  der  Produktion  und  Leerung 
aller  Geldreserven.  Durch  den  Zins  wird  also  das  Ansteigen  der 
Ueberproduktion  gleichmäßiger,  aber  sie  wird  nicht  gehindert. 
Einen  wesentlichen  Einfluß  übt  jedoch  der  Zins  aus,  wenn  er 
ins  Ausland  zu  zahlen  ist  oder  vom  Ausland  empfangen  wird. 

Der  zinslose  Auslandsverkehr  ändert  bei  feststehender  Valuta 
nichts  an  dem  Verhältnis  zwischen  Gut  und  Geld.  Was  an  Gut 
exportiert  wird,  kommt  an  anderem  Gut  wieder  herein.  Durch 
Zollpolitik  und  Handelsverträge  wird  man  versuchen,  das  Wert- 
verhältnis der  Import-  und  Exportwaren  möglichst  günstig  zu  ge- 
stalten. In  Geld  ausgedrückt  ist  jedoch  der  Wert  der  ausge- 
führten Waren  gleich  dem  Wert  der  eingeführten  Waren.  Wenn 
für  i  ooo  ooo  Mk.  Waren  ins  Ausland  geliefert  werden,  so  er- 
halten die  Exporteure  für  i  ooo  ooo  Mk.  Devisen,  und  sie  selbst 
oder  andere  kaufen  dafür  Waren  im  Ausland.  Die  Menge  der 
dafür  gelieferten  Waren  mag  größer  oder  kleiner  sein,  der  Wert 
des  Gutes  beträgt  immer  i  ooo  ooo  Mk. 

Die  Waren  werden  nun  zunächst  durch  Zölle  verteuert.  Zölle 
sind  aber  Staatseinnahmen  und  infolgedessen  als  Steuern  zu  be- 
trachten. Wie  die  indirekten  Steuern,  so  sind  die  Zölle  Ver- 
schiebung der  Kaufkraft  aus  den  Händen  der  Käufer  durch  Ver- 
mittlung des  Importeurs  in  die  Hände  des  Staates  und  seiner 
Beamten.  Der  Teil  des  Warenpreises,  der  den  Zoll  darstellt,  ist 
nur  der  Bequemlichkeit  halber  im  Warenpreis  enthalten. 

Der  Importeur  schlägt  nun  seinen  Unternehmergewinn  auf 
die  Waren.  Der  Import  bedeutet  wie  jeder  Handel  (soweit  er 
nicht  Kettenhandel  ist;  und  auch  dieser  ändert  nichts  am  Wert- 
\<  tlialtnis    Gut-Geld.     Er    bedeutet    nur   eine  Verschiebung  vom 

verdienst)    eine  Wertvermehrung   durch    Herbeischaffen    der 
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Ware.  Es  wächst  also  das  Gut  um  den  Betrag  des  Reinver- 
dienstes. Der  Wert  der  Einfuhr  ist  der  Rohwert  des  Gutes  für 
den  Importeur,  der  Verkaufswert  setzt  sich  zusammen  aus  dem 
durch  irgend  einen  Export  ausgeglichenen  Rohwert  und  dem 
Reinverdienst  des  Importeurs.  Es  kann  nun  vorkommen,  daß 
der  Import  den  Export  übersteigt  oder  umgekehrt.  Wenn  sich 
das  nicht  mit  der  Zeit  von  selbst  wieder  ausgleicht,  wird  die 
Differenz  durch  Gold  bezahlt.  Gold  ist  aber  nach  unsrer  Auf- 
fassung kein  Geld,  weil  es  keine  reine  Kaufkraft,  sondern  einen 
bloßen  Rechtsanspruch  darstellt.  Gold  ist  Gut,  das,  weil  es  all- 
gemeinen Wert  hat,  als  Ausgleich  für  anderes  Gut  angenommen 
wird.  Wenn  ich  für  ein  Pferd  iooo  Mk.  Gold  gebe,  habe  ich 
dasselbe  getan,  wie  wenn  ich  z.  B.  2  Kühe  im  Werte  von  je 
500  Mk.  gebe.  Ich  habe  ein  Gut  gegen  das  andere  getauscht. 
Denn  das  Gold  gibt  nicht  ein  Anrecht  auf  1000  Mk.,  sondern  es 
ist  tatsächlich  1000  Mk.  wert,  genau  wie  das  Pferd. 

Ueberwiegt  nun  z.  B.  der  Import  um  1  000000  Mk.,  d.  h. 
ist  um  1  000  000  Mk.  mehr  Gut  eingeführt  als  ausgeführt  worden, 
dann  ist  dafür  für  1  000  000  Mk.  Kaufkraft  ins  Ausland  ge- 
gangen. Wird  nun  für  1  000000  Mk.  Gold  ins  Ausland  geschickt, 
dann  vermindert  sich  im  Inland  das  Gut  um  1  000  000  Mk.  und 
die  Kaufkraft  vermehrt  sich  um  I  000  000  Mk.  Der  Ausgleich 
ist  also  wieder  hergestellt. 

Als  Resultat  bleibt  die  Tatsache,  daß  das  für  ausländische 
Waren  bezahlte  Geld  nicht  wirklich  ausgeführt  wird,  sondern  in 
die  Hände  eines  inländischen  Produzenten  gelangt,  der  Gut  ex- 
portiert (sei  es  auch  nur  durch  Vermieten  von  Zimmern  an  Aus- 
länder, die  ihr  im  Ausland  verdientes  Geld  hier  verzehren).  Die 
Landesgrenze  wirkt  auf  die  Goldwanderung  wie  ein  Spiegel.  Das 
Geld  scheint  geradlinig  ins  Ausland  zu  gehen,  wird  aber  an  der 
Grenze  reflektiert  und  geht  ins  Inland  weiter,  indem  in  der  Re- 
flexionsrichtung ein  gleich  großer  Geldstrom  vom  Ausland  zu 
kommen  scheint.  Gut  und  Geld  bleiben  also  trotz  Auslands- 
handel einander  gleich. 

Diese  Sachlage  ändert  sich  auch  nicht,  wenn  mit  Banknoten 
bezahlt  wird.  Werden  a  Mk.  in  Banknoten  ausgeführt  als  Bezah- 
lung für  a  Mk.  eingeführtes  Gut,  dann  geben  diese  a  Mk.  Bank- 
noten dem  Ausland  das  Recht,  a  Mk.  in  Gut  auszuführen.  Es 
wird  also  gleichviel  Gut  aus-  und  eingeführt.  Auch  wenn  Bank- 
noten   aus    Spekulationsgründen,    durch  Auswanderung  oder  aus 
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sonstigen  Gründen  ins  Ausland  gehen,  dann  gehen  nachträglich 
für  denselben  Wert  Waren  ins  Ausland  oder  fremdes  Geld  ins 
Inland.  In  kritischen  Zeiten,  wie  jetzt,  können  hier  wohl  durch 
Valutaspekulationen  bedeutende  Gewinne  oder  Verluste  an  Geld 
eintreten.  Diese  sind  dann  zu  betrachten  wie  Zinsverluste  oder 
-gewinne. 

Die  Sachlage  ändert  sich  nämlich  sofort,  wenn  Zinswirtschaft 
in  Betracht  gezogen  wird.  Nehmen  wir  an,  unser  Staat  sei  in 
einem  Stadium  der  Produktionsarmut.  Die  Produktion  kann  nicht 
genug  Gut  für  die  Bevölkerung  erzeugen.  Dann  leiht  das  Aus- 
land Gut  her.  Es  werden  entweder  Verbrauchswaren  oder  Be- 
triebsmittel eingeführt.  Das  Geld  dafür  stundet  das  Ausland, 
verlangt  aber  Zinsen  dafür.  So  ist  wenigstens  der  tatsächliche 
Vorgang.  In  der  Form  sieht  es  meist  anders  aus.  Das  Ausland 
leiht  Geld  her  und  für  dieses  Geld  werden  dann  aus  dem  Aus- 
land Waren  bezogen.  Die  Zinsen  werden  scheinbar  in  Geld  be- 
zahlt, tatsächlich  aber  in  Waren,  indem  ja  das  Geld  nicht  (oder 
nur  für  kurze  Zeit)  ins  Ausland  geht,  sondern  das  Ausland  wieder 
Waren  dafür  bezieht.  Es  geht  also  mehr  Gut  ins  Ausland  als 
hereinkommt,  ohne  daß  das  Geld  entsprechend  vermindert  wird. 

Dasselbe  wird  erreicht,  wenn  das  Ausland,  statt  Kredit  zu 
geben,  eigene  Unternehmungen  gründet.  Ein  Teil  des  Reinver- 
dienstes geht  dann  ins  Ausland.  Da  aber  Geld  nicht  auf  die 
Dauer  ins  Ausland  geht,  geht  entsprechend  Gut  (ev.  Gold) 
heraus. 

Die  Folgen  einer  Verschuldung  ins  Ausland  ist  also  eine 
Verringerung  der  Menge  der  Verbrauchsgüter.  Bei  armen  Län- 
dern schränkt  das  die  Lebenshaltung  ein.  Bei  wohlhabenden 
Ländern  jedoch  schiebt  das  den  Eintritt  der  Ueberproduktion 
hinaus.  Die  Gläubigerländer  dagegen  beschleunigen  die  Ueber- 
produktion. Wenn  die  Verschuldung  aus  andern  Gründen,  z.  B. 
aus  Entschädigungsforderungen  entstanden  ist,  dann  ist  die  Wir- 
kung dieselbe.  (Hieraus  ergibt  sich  übrigens  der  Unsinn  des 
Verlangens  einer  Kriegsentschädigung). 

Betrachtet  man  jedoch  statt  des  Einzelstaates  die  Weltwirt- 
schaft, dann  ändert  sich  durch  die  Verschiebung  des  Gutes  unter 
den  Staaten  nichts  an  dem  Verhältnis  von  Gut  und  Geld.  Es 
kommt  schließlich  doch  wieder  zur  Ueberproduktion  mit  ihren 
unheilvollen  Folgen. 

Als  letztes  unwirksames  Mittel  zur  Verhinderung  der  Ueber- 
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Produktion  soll  nun  noch  die  Wertveränderung  betrachtet  werden. 
Man  könnte  zunächst  glauben,  daß  durch  Vermehrung  des  Geld- 
wertes oder,  was  dasselbe  ist,  durch  Verminderung  der  Warenwerte 
die  Ueberproduktion  verhindert  werden  könnte.  Man  könnte 
sich  vorstellen,  daß  die  Waren  so  billig  werden,  daß  das  nach 
dem  Kapitalisierungsprozeß  noch  übrig  bleibende  Konsum- Geld 
imstande  ist,  das  ganze  Gut  aufzukaufen.  Eine  kurze  Ueberle- 
gung  zeigt  jedoch,  daß  das  ein  Trugschluß  ist.  S.  308  wurde  ja 
nachgewiesen,  daß  eine  Wertverminderung  der  Ware  eine  ebenso 
große  Minderung  der  Kaufkraft  mit  sich  bringt.  Die  Gleichheit 
zwischen  Kaufgut  und  Kaufgeld  wird  nicht  im  geringsten  durch 
Billigerwerden  der  Ware  beeinflußt,  die  Ueberproduktion  kann 
also  direkt  nicht  dadurch  gehemmt  werden. 

IV.  Die  Zahlungsmittel. 

Nun  soll  noch  der  Einfluß  der  Zahlungsmittel  auf  das  Pro- 
blem der  Ueberproduktion  behandelt  werden.  Wie  schon  oben 
erwähnt,  ist  das  Vorhandensein  von  Zahlungsmitteln  für  das  Geld 
nicht  wesentlich.  Praktisch  ist  dagegen  der  bargeldlose  Geld- 
verkehr sehr  beschränkt.  Der  einfachste  Ausweg  ist  die  Zahlung 
statt  in  Geld  in  Gold  oder  einem  andern  Gut  von  allgemeinem 
Wert.  Zahlung  in  Gold  ist  also  Umgehung  der  Zahlung  in  Geld. 
Gold  reicht  aber  sowohl  wegen  seiner  Knappheit  als  wegen  seines 
für  billigere  Gegenstände  zu  großen  Wertes  nicht  aus,  um  alle 
nicht  bargeldlqsen  Käufe  zu  bezahlen.  Man  benützt  deshalb  wirk- 
liche Repräsentanten  des  Geldes  zur  Zahlung,  d.  h.  solche  Dinge, 
die  keinen  oder  nur  geringen  Eigenwert  haben,  und  nur  eine  An- 
weisung sind  auf-  größere  oder  kleinere  Mengen  Gut.  Solche 
konkret  gewordene  Kaufkraft  sind  Papiergeld  (Reichskassenscheine 
und  Banknoten)  und  Scheidemünze. 

Papiergeld  und  Münze  gibt  der  Staat  (oder  ein  staatlich  an- 
erkanntes und  garantiertes  Institut)  aus.  Sie  sind  nichts  anderes 
als  Bescheinigungen,  daß  der  Staat  (oder  das  Institut)  dem  In- 
haber die  bestimmte  Menge  Kaufkraft  schuldet.  (Bei  Münzen 
hat  die  Bescheinigung  noch  einen  Eigenwert.  Dieser  Eigenwert 
hat  den  Charakter  eines  vom  Staate  konsumierten  Gutes.)  Diese 
Kaufkraft  gibt  der  Staat  als  Gehalt  oder  für  Gut  aus.  Der  Staat 
hat  sich  aber  diese  Kaufkraft  nur  zum  geringsten  Teil  durch  Eigen- 
produktion erworben.  Sie  entstammt  zum  größten  Teil  den 
Steuern.     Der  Staat  kann  jedoch  nicht  warten,  bis  er  die  Steuern 
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erhalten  hat ;  er  muß  seine  Angestellten  und  Käufe  vorher  be- 
zahlen, und  der  Verkehr  braucht  seine  Zahlungsmittel.  Durch 
Aufstellung  des  Budgets  stellt  deshalb  der  Staat  seinen  Verbrauch 
im  voraus  fest.  Ein  normaler,  gesunder  Staat  gibt  nicht  mehr 
aus  als  er  einnimmt.  Bei  Anlage  größerer  Werke  ist  dabei  zu 
berücksichtigen,  daß  die  Kosten  des  Werkes  keine  Ausgabe  sind, 
da  ihnen  der  Wert  der  Anlage  gegenübersteht.  Die  Kosten  müssen 
also  erst  in  dem  Zeitraum  aufgebracht  werden,  in  dem  die  An- 
lage abgenützt  ist.  Dies  geschieht  in  der  Form  der  Anleihe.  Als 
Ausgaben  sind  dann  also  nur  die  jährlichen  Tilgungsraten  mit 
Zinsen  zu  betrachten. 

Stehen  nun  in  diesem  Sinne  Einnahmen  und  Ausgaben  in 
Uebereinstimmung,  dann  werden  das  Papiergeld  und  die  Scheide- 
münzen zusammen  mit  den  Zahlungen  des  Staates  durch  Gold 
und  Ueberweisung  den  Staatseinnahmen  entsprechen.  Die  Ueber- 
weisungen  geschehen  durch  die  Bank,  die  die  Finanzen  des  Rei- 
ches verwaltet,  sind  also,  wenn  die  Steuern  noch  nicht  erhoben 
sind,  Anleihen;  also  keine  Aenderung  der  Kaufkraft.  Was  aber 
an  Papiergeld  ausgegeben  wird,  ist  eine  Vermehrung  der  Kauf- 
kraft. Denn  der  Betrag,  der  vor  Einziehung  der  diesen  Betrag 
deckenden  Steuern  ausgegeben  wird,  existiert  als  Kaufkraft  dop- 
pelt, als  Papiergeld  (Münze)  und  als  Kaufkraft  des  Steuerzahlers. 
Sowie  aber  der  Steuerzahler  seine  Steuer  entrichtet  hat,  ist  die 
überschüssige  Kaufkraft  wieder  vernichtet,  vorausgesetzt,  daß  er 
die  Steuer  in  bar  bezahlt.  Bezahlt  er  durch  Ueberweisung,  dann 
bleibt  die  Kaufkraft  vermehrt.  Die  Menge  des  ausgegebenen 
Papiergeldes  hängt  vom  Bedarf  an  solchem  ab.  Der  Bedarf  ist 
unter  sonst  gleichen  Umständen  um  so  geringer,  je  mehr  durch 
Ueberweisung  bezahlt  wird.  Durch  Ueberweisung  der  Steuer  er- 
spart also  der  Staat,  soviel  an  Papiergeld  neu  herauszugeben,  als 
weniger  zurückfließt.  Die  Zahlung  der  Steuern  setzt  also  im  all- 
gemeinen die  überschüssige  Kaufkraft  nicht  herab,  da  der  Staat 
die  Menge  Papiergeld  (Münze)  nicht  verringert.  Nur  wenn 
Ueberfluß  an  Zahlungsmitteln  vorhanden  ist,  bedeutet  das  Zahlen 
der  Steuern  in  bar  eine  Verringerung  der  überschüssigen  Kauf- 
kraft. 

Soviel  jedenfalls  steht  fest,  daß  der  Staat  durch  Ausgabe 
von  Papiergeld  und  unter  wertigen  Münzen  überschüssige  Kauf- 
kraft schafft.  Es  fragt  sich  nun,  ob  dadurch  nicht  die  ganze 
rproduktion    ausgeglichen  wird.     Dies    wäre    dann  der  Fall, 
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wenn  der  ganze  Betrag  an  Kaufkraft,  der  kapitalisiert,  also  dem 
Konsum  entzogen  wind,  durch  Ausgabe  von  Zahlungsgeld  wieder 
dem  Konsum  zurückgegeben  würde.  Das  hieße  aber  nichts 
anderes  als  daß  die  jährliche  Neuausgabe  an  Papiergeld  und 
Scheidemünze  gleich  sein  müßte  dem  Ansteigen  des  Spargeldes. 
Als  Spargeld  ist  dabei  zu  betrachten  nicht  nur  das  Geld  der 
Sparkassen,  sondern  auch  die  Bankguthaben  und  die  Effekten. 
Dabei  sind  nur  Doppelzählungen,  wie  Einlage  einer  Bank  bei  einer 
andern,  zu  vermeiden.  Nun  betrug  aber  z.  B.  die  Zunahme  an 
Banknoten  und  Reichskassenscheinen 

1910  o  Millionen  Mk. 

191 1  200  »  > 

19 12  300  >  » 

Die  Zunahme  der  Münzen  betrug 

19 10  48  Millionen  Mk. 

191 1  48  »  > 

1912  48  »  » 

Die  Zunahme  der  Barzahlungsmittel  betrugen  also 

19 10  48  Millionen  Mk. 

1911  248     »     » 

1912  348     »     » 

Demgegenüber  betrug  allein  die  Zunahme  der  Sparkassen- 
Einlagen  : 

1910  1100  Millionen  Mk. 

1911  1000    >     » 

19 12  900    >     » 

Die  Zunahme  des  Zahlungsgeldes  ist  also  nur  ein  ganz  ge- 
ringer Bruchteil  des  kapitalisierten  Geldes.  Wohl  kann  also  durch 
dieses  Zahlungsgeld  ein  Teil  des  durch  Kapitalisierung  unkaufbar 
gewordenen  Gutes  gekauft  werden;  aber  da  dies  eben  nur  ein 
Teil  ist,  so  verlangsamt  es  zwar  den  Prozeß  der  Ueberproduktion, 
hält  ihn  aber  nicht  auf. 

Durch  alle  Betrachtungen  hindurch  ist  also  bestätigt  worden, 
daß  die  Ueberproduktion  in  der  freien,  gesunden  Volkswirtschaft 
organisch  ist. 

V.    Die    Erscheinung    der  Ueberproduktion    und 
die  Methoden  zu  ihrer  Beseitigung. 

Betrachten  wir  die  Volkswirtschaft  zu  einer  Zeit,  wo  Ueber- 
produktion noch  nicht  vorhanden  ist,  dann  dauert  es  recht  lange, 
bis  sie  in    die  Erscheinung    tritt.     Nach  Abschluß  eines   Produk- 
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tionsprozesses  werden  von  dem  Reinverdienst  zum  Teil  Waren 
gekauft,  zum  Teil  wird  das  Betriebsgeld  vergrößert.  Der  übrig 
gebliebene  Teil  des  Gutes  bleibt  jedoch  nicht  liegen,  sondern  von 
dem  Reinverdienst  des  nächsten  Produktionsprozesses  wird  auch 
von  dem  überschießenden  Gut  des  vorigen  Prozesses  gekauft. 
Die  Produktionsprozesse  greifen  so  ineinander,  daß  eine  Sonde- 
rung nicht  möglich  ist.  Die  Ueberproduktion  wird  sich  zunächst 
nur  dadurch  zeigen,  daß  einerseits  die  Magazine  sich  immer  mehr 
füllen,  anderseits  durch  die  stets  steigende  Menge  des  Betriebs- 
geldes die  Produktion  sich  immer  stärker  vermehrt.  Es  ist  dies 
die  Zeit  der  Hochkonjunktur.  Arbeiter  finden  in  dieser  Zeit  leicht 
Beschäftigung.  Höhere  Posten  sind  jedoch  schwerer  zu  finden, 
da  diese  nicht  in  demselben  Verhältnis  zunehmen  wie  die  Arbeiter- 
stellen. Die  Ueberfüllung  des  Marktes  macht  es  neuen  Unter- 
nehmungen schwer,  Absatzgebiete -zu  finden.  Der  kaufmännische 
Beruf  bietet  wenig  Aussichten.  Die  jungen  Leute  strömen  in  die 
akademischen  Berufe.  Man  hat  den  Eindruck,  es  gibt  zuviel 
Menschen. 

Die  steigende  Ueberfüllung  des  Marktes  bringt  schließlich 
die  Krise  herbei.  Die  Waren  können  nicht  mehr  abgesetzt  wer- 
den. Sie  werden  verschleudert,  d.  h.  die  Produzenten  arbeiten 
mit  Verlust,  oder,  was  dasselbe  ist,  sie  verringern  das  Betriebsgeld, 
sie  verwandeln  Betriebsgeld  in  Konsumgeld.  »Man  zehrt  vom 
Kapital«,  bis  die  Waren  wieder  soweit  aufgebraucht  sind,  daß 
die  Produktion  sich  wieder  lohnt.  Dann  beginnt  der  Kreislauf 
von  neuem.  Die  Begleiterscheinungen  einer  solchen  Krise  sind 
bekannt:  Arbeiterentlassungen,  Zusammenbrüche  von  Betrieben 
und  Banken,  Brotloswerden  von  Existenzen,  Hunger,  Verzweiflung. 

Die  Ueberproduktion  kann  jedoch  auch  einen  andern  Verlauf 
nehmen.  Sie  kann  ins  Ausland  abgeführt  werden.  Kann  dafür  das  Aus- 
land von  seiner  Ueberproduktion  Waren  abgeben,  die  im  eigenen 
Lande  knapp  sind,  so  wird  dadurch  die  Konsumquote  vergrößert, 
die  Ueberproduktion  verlangsamt.  Da  aber  immer  der  kapitali- 
sierte Teil  des  Konsumgeldes  dem  Konsum  entzogen  bleibt,  so 
steigt  die  Ueberproduktion  doch  allmählich  an  —  entweder  im  eigenen 
Lande  oder  im  fremden  und  schließlich  in  beiden.  Jedes  Land 
sucht  nun  neue  Absatzmärkte  für  sein  überschießendes  Gut,  und 
das  führt  dann  zu  dem  scharfen  Konkurrenzkampf  zwischen  den 
Völkern,  der  schließlich  zur  Weltkrise,  meistens  aber  zum  Kriege 
führt. 
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Der  Krieg  löst  nun  das  Uebel  der  Ueberproduktion  voll- 
kommen. Der  Staat  wird  Großkonsument.  Er  verbraucht  in  sol- 
chem Maße  Gut,  daß  der  größte  Teil  der  Bevölkerung,  der  noch 
produziert,  zur  Befriedigung  der  Staatsbedürfnisse  arbeitet.  Durch 
Kriegsanleihen  wird  die  neu  sich  kapitalisierende  Kaufkraft  voll- 
ständig in  den  Dienst  dieser  Kriegsproduktion  gestellt  und  sogar 
von  dem  früheren  Betriebsgeld  wird  viel  angezogen.  Das  noch 
vorhandene  Gut  dient  zur  Befriedigung  des  Konsums.  Bei  einem 
so  lange  andauernden  Krieg  wie  dem  Weltkrieg  wurde  das  vor- 
handene Gut  so  aufgebraucht,  daß  ein  ungeheurer  Warenhunger 
die  Welt  erfaßt  hat.  Und  statt  unverkäuflichen  Konsumgutes  hat 
man  ungeheure  Mengen  überschießenden  Konsumgeldes.  Insofern 
hat  also  der  Krieg  seinen  Zweck  mehr  als  erreicht. 

Fragt  man  nun  nach  Methoden,  die  Frage  der  Ueberproduk- 
tion vernünftig  zu  lösen,  dann  sind  a  priori  drei  Wege  möglich. 
Man  kann  entweder  der  kapitalisierten  Kaufkraft  entsprechend 
neue  Kaufkraft  zu  schaffen  versuchen,  oder  man  kann  das  über- 
schüssige Gut  verringern  oder  man  kann  schließlich  die  Produk- 
tion regulieren.  Die  Abschiebung  der  Ueberproduktion  ins  Aus- 
land ist,  wie  wir  erkannt  haben,  keine  Lösung,  sondern  nur  eine 
Verschiebung  des  Problems.  Sie  verallgemeinert  die  Ueber- 
produktion für  die  gesamte  Weltwirtschaft. 

Für  die  Vermehrung  der  Kaufkraft  fanden  wir  ein  Mittel  in 
der  Schaffung  von  Zahlungsmitteln  durch  den  Staat.  Soll  dieser 
Weg  sein  Ziel  erreichen,  dann  muß  die  Menge  des  staatlichen 
Kaufgeldes  gleich  dem  kapitalisierten  Kaufgeld  sein.  Nun  ist 
jedoch  die  Menge  des  kapitalisierten  Geldes  keine  feste  Größe, 
nicht  einmal  sein  Anteil  am  Gesamtgeld.  Wäre  z.  B.  feststehend, 
daß  im  Durchschnitt  */*  der  Einnahmen  kapitalisiert  würden,  und 
würde  das  Einkommen  des  Volkes  auf  E  Mk.  geschätzt,  dann  müßte 
E/3  Mk.  Papiergeld  ausgegeben  werden,  so  daß  das  Geldeinkommen 
4/3  E  betrüge.  Wird  davon  x/4  kapitalisiert,  so  wäre  das  1J3  E 
und  es  blieben  E  Mk.  übrig,  denen  Gut  für  E  Mk.  gegenübersteht. 
Der  Prozentsatz  des  kapitalisierten  Gutes  hängt  aber  wesentlich 
von  der  Größe  des  Einkommens  selbst  ab.  Würde  das  Geldein- 
kommen durch  Mehrausgabe  von  Papiergeld  vergrößert  (das 
Papiergeld  muß  durch  vermehrte  Staatsausgaben  in  Verkehr  ge- 
setzt werden),  dann  würde  der  Prozentsatz  des  kapitalisierten 
Geldes  jedenfalls  wachsen.  Es  wäre  also  eine  Vorausbestimmung 
der  nötigen  Papiergeldmenge  sehr  erschwert. 
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Eine  zweite  Schwierigkeit  liegt  in  der  Veränderung  der 
Warenpreise  durch  vermehrte  Kaufkraft.  Wenn  die  zur  Ver- 
fügung stehende  Kaufkraft  zunächst  ausreichen  würde,  das  über- 
schüssige Gut  aufzukaufen,  dann  wTird  zunächst  ein  Teil  der 
Waren  vergriffen  sein,  bevor  die  Nachfrage  danach  völlig  er- 
schöpft ist;  eine  andere  Art  Waren  wird  übrig  bleiben.  Die 
Waren  der  ersten  Art  werden,  sowie  sie  knapp  werden,  im  Preise 
steigen.  Dadurch  findet  eine  Gutvermehrung  statt,  die  zwar  eine 
gleich  große  Geldvermehrung  mit  sich  bringt,  aber  das  Verhält- 
nis von  Geld  zu  Gut  verkleinert.  (Wenn .  in  einem  unechten 
Bruch  Zähler  und  Nenner  um  gleiche  Größe  zunehmen,  verklei- 
nert sich  der  Wert  des  Bruches.)  Würde  man  jedoch  von  vorn- 
herein mit  Rücksicht  darauf  die  wirkliche  Kaufkraft  über  die  ur- 
sprünglich vorhandene  Gutmenge  «hinaus  vermehren,  so  würde  da- 
durch eine  solche  Steigerung  der  Preise  eintreten,  daß  den  Aermeren 
die  Möglichkeit,  ihr  Warenbedürfnis  zu  befriedigen,  verringert 
wird. 

Eine  dritte  Schwierigkeit  entsteht  durch  den  Außenhandel. 
Hat  das  Land  mehr  Auslandsguthaben  als  Auslandsschulden, 
dann  haben  die  inneren  Geldverhältnisse  auf  den  Auslandshandel 
keinen  Einfluß.  Denn  die  Auslandsgläubiger  sind  durch  die 
Auslandsschuldner  gedeckt,  das  Land  bedarf  keines  Kredits  im 
Ausland.  Wenn  aber  z.  B.  durch  unglückliche  Ereignisse  großen 
Maßstabs,  Mißernte,  Streiks  usw.  die  Auslandsschulden  steigen, 
so  daß  das  Ausland  auf  Kredit  liefert,  dann  hat  die  große  Menge 
des  Papiergeldes  ungünstigen  Einfluß  auf  die  Valuta,  d.  h.  die 
Einfuhr  —  auch  lebenswichtiger  Waren  —  wird  erschwert;  die  Volks- 
wirtschaft hat  es  schwerer,  die  Folgen  des  Unglücks  zu  über- 
winden. 

Bei  alledem  soll  jedoch  nicht  behauptet  werden,  daß  dieser 
Weg,  die  Ueberproduktion  zu  beheben,  ganz  aussichtslos  sei. 
Es  bedürfte  einer  eingehenden  Untersuchung,  ob  nicht  die  an- 
gedeuteten Mängel  zu  beheben  wären  durch  geeignete  staatliche 
Maßnahmen;  z.  B.  würden  die  Bedenken  sicher  leichter  wiegen, 
Wenn  die  staatlichen  Mehrausgaben  vor  allem  in  Unterstützung 
Minderbemittelter  bestünden,  vielleicht  auch  in  der  Form  der  Ge- 
währung eines  knappen  Existenzminimums  (ev.  in  Naturalien) 
für  jeden  Staatsbürger. 

Diese  Erhöhung  des  umlaufenden  Papiergeldes  ist  etwas  von 

Assignatenwirtschaft   wesentlich    Verschiedenes.      Die    Assi- 
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gnaten  wurden  ausgegeben  in  der  Zeit  der  Unterproduktion  infolge 
der  Verschwendung  des  französischen  Hofes.  Und  das  ist  das 
Kennzeichen  jeder  schlechten  Papierwirtschaft,  daß  sie  in  Zeiten 
mangelnden  Gutes  ausgegeben  werden.  Ihr  fehlt  jede  Beziehung 
zur  Produktion;  ihre  Scheine  sind  vielfach  überzeichnete  Anteile 
an  vorhandenem  Gut.  Die  hier  besprochene  Papiergeldausgabe 
richtet  sich  nach  der  Produktion.  Sie  soll  den  Waren-Ueberschuß 
verringern.  Sie  bedeutet  gewissermaßen  die  Konfiskation  des 
überschießenden  Gutes  für  die  Allgemeinheit.  Könnte  man  das 
überschießende  Gut  im  voraus  bezeichnen,  dann  könnte  man  das- 
selbe erreichen,  wenn  man  dieses  Gut  tatsächlich  gratis  an  die 
Bevölkerung  verteilte,  wobei  die  Eigentümer  von  dem  Ertrage 
einer  eigens  zu  diesem  Zwecke  erhobenen  Einkommenssteuer  ent- 
schädigt würden.  Diese  Einkommensteuer  entspricht  der  Wert- 
verminderung des  Papiergeldes  durch  seine  Vermehrung. 

Hat  dieser  Weg,  die  Ueberproduktion  zu  vermeiden,  sehr  viel 
Problematisches,  so  gilt  das  noch  mehr  von  der  allgemeinen  Re- 
gelung der  Produktion,  d.  h.  ihrer  Sozialisierung.  Die  Sozialisie- 
rung kann  —  darüber  stimmen  heute  die  meisten  Theoretiker  und 
Praktiker  überein  —  nur  das  Ergebnis  einer  allmählichen  Ent- 
wicklung sein.  Ein  plötzlicher  Eingriff  des  Staates  wäre  auf  jeden 
Fall  —  auch  wenn  er  von  weniger  zweifelhaften  Elementen  ge- 
macht würde  wie  zum  Teil  in  Rußland,  Ungarn  und  Bayern  — 
ein  gewagter  Versuch.  Und  bis  die  Entwicklung  zum  Sozialismus 
führt,  muß  ein  anderer  Weg  gesucht  werden,  die  Folgen  der 
Ueberproduktion  unschädlich  zu  machen. 

Der  dritte  Weg  ist  die  periodische  Verminderung  des  über- 
schüssigen Gutes  in  Verbindung  mit  der  Verringerung  der  Pro- 
duktion. Dieser  Weg  ist  bis  jetzt  durch  die  Ereignisse  selbst  be- 
schritten worden,  um  die  Ueberproduktion  zu  bannen.  Denn 
sowohl  Wirtschaftskriege  als  Krisen  sind  nichts  anderes.  Frei- 
lich sind  beide  mit  so  ungeheuer  viel  Unglück  und  Jammer  ver- 
bunden, daß  man  sich  nicht  damit  begnügen  wird,  zu  sagen,  die 
Natur  hilft  sich  ja  von  selbst.  Kriege  und  Krisen  als  naturwendig 
zu  bezeichnen,  ist  solange  eine  Frivolität,  bis  nicht  gezeigt  ist, 
daß  die  Schwierigkeiten,  die  solches  Unglück  verschulden,  nicht 
anderweitig  zu  lösen  sind. 

Die  Betrachtung  der  Folgen  des  Krieges  läßt  auch  sofort 
den  richtigen  Weg  erkennen,  der  die  dem  Krieg  zugrundeliegende 
Ueberproduktion  beseitigt.     Sehen  wir  einmal  von  den  furchtbaren 
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Menschenopfern  ab  und  fragen  uns,  welches  die  Ursachen  der  un- 
günstigen Folgen  z.  B.  des  Weltkrieges  sind,  so  sehen  wir  Fol- 
gendes :  Erstens  wurde  zuviel  Gut  vernichtet  und  zuviel  neue 
Kaufkraft  erzeugt.  Die  Preisgestaltung  verlor  jede  Ruhe,  und 
dies  übt  einen  völlig  lähmenden  Einfluß  auf  die  Produktions- 
freudigkeit aus.  Durch  die  äußerste  Knappheit  an  Waren  wurde 
die  Moral  sehr  erschüttert.  Erschwerend  auf  die  wirtschaftlichen 
Beziehungen  wirkt  ferner  der  Haß,  der  zwischen  den  Parteien 
entbrannt  ist  und  die  fürchterlichen  Bedingungen  für  die  Mittel- 
mächte. 

Stelle  man  sich  demgegenüber  vor,  es  wäre  Ende  191 5  ein 
Verständigungsfriede  zustande  gekommen.  Dann  hätte  die  Pro- 
duktion eine  außerordentliche  Lebhaftigkeit  angenommen,  die 
Warenknappheit  wäre  bald  wieder  behoben  worden,  und  man 
hätte  das  Gefühl  eines  gesunden  Aderlasses  für  die  Weltwirtschaft 
gehabt. 

Die  Vorteile  eines  solchen  Aderlasses  könnte  sich  ein  Völker- 
bund verschaffen  ohne  die  schmerzlichen  Begleitumstände  und 
Folgen  eines  Krieges.  Sowie  sich  die  Zeichen  der  Ueberproduk- 
tion  bemerkbar  machen  oder  statistisch  erfaßt  werden,  beschließt 
der  Völkerbund  ein  Weltruhejahr.  In  diesem  Jahr  —  das  übri- 
gens nicht  genau  ein  Kalenderjahr  zu  dauern  braucht  —  ruht 
jede  nicht  unbedingt  zum  Leben  nötige  Produktion.  Solche 
Länder,  welche  an  Unterproduktion  leiden,  mögen  die  Erlaubnis 
zur  Arbeit  erhalten,  oder  noch  besser,  von  den  andern  kostenfrei 
beliefert  werden.  Die  Zahl  der  zur  Produktion  nötigen  Menschen 
kann  dadurch  verringert  werden,  daß,  wie  früher  für  den  Krieg, 
jetzt  für  das  Ruhejahr  Vorräte  angesammelt  werden.  Die  Gesamt- 
bevölkerung wird  mobilisiert  und  auf  Staatskosten  erhalten  wie 
bisher  das  Heer.  Die  Kosten  werden  bestritten  durch  eine  Kriegs- 
verhinderungsanleihe, die  verzinst  und  amortisiert  wird  durch  Konfis- 
kation der  überschüssig  werdenden  Kaufkraft  in  Form  von  Steuern. 
Dieses  Jahr  wird  nun  dazu  verwendet  dem  ganzen  Volke  alle 
Genuß-  und  Bildungsmöglichkeiten  zu  eröffnen,  die  den  meisten 
sonst  versagt  blieben.  Unter  Berücksichtigung  der  Wünsche  der 
einzelnen  werden  Reisen,  Führungen  durch  Museen,  Kunstaus- 
stellungen, Theatervorstellungen,  Konzerte  veranstaltet,  Unter- 
richtskurse  abgehalten  11.  dgl.  Die  Teilnahme  an  einer  gewissen 
Anzahl  Veranstaltungen  ist  obligatorisch,  ebenso  wird  Privatarbeit 
und  Vorbereitung    für    die    gewählten  Unterrichtsfächer   verlangt. 
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Eine  bestimmte  Anzahl  von  Stunden  täglicher  Beschäftigung  muß 
sich  jeder  wählen.  Ueberhaupt  muß  militärische  Disziplin  herr- 
schen, um  Müßiggang  und  seine  schlimmen  Folgen  zu  verhindern. 
Durch  reichlich  bemessene  Erholungszeit  soll  dieses  Jahr  im 
ganzen  auch  ein  wirkliches  Erfrischungsjahr  für  jedes  Volk  werden. 
Diejenigen,  die  für  die  Produktion  reklamiert  werden,  erhalten 
reichlichen  Lohn  und  nach  Beendigung  des  Ruhejahres  langen 
Urlaub,  so  daß  sie  sich  dann  nach  Wahl  Ersatz  schaffen  können 
für  den  Ausfall  des  Erholungsjahres. 

Ist  die  Ueberproduktion  so  weit  verbraucht,  daß  das  Wirt- 
schaftsleben wieder  ohne  übergroße  Reibungen  funktionieren 
kann,  dann  wird  das  Ruhejahr  für  beendet  erklärt,  und  es  beginnt 
die  Arbeit  von  neuem.  Es  ist  klar,  daß  hier  die  wirtschaftlichen 
Vorteile  des  Krieges  ohne  seine  Nachteile  erreicht  werden.  Und 
der  Weg  ist  kein  Experiment,  sondern  er  ist  wirtschaftlich  in 
jedem  Kriege  schon  begangen.  Schlimmere  Folgen  als  selbst  ein 
gewonnener  Krieg  kann  das  Weltruhejahr  nicht  haben.  Ander- 
seits hat  es  soviele  Vorzüge  für  den  Fortschritt  der  Menschheit 
auf  dem  Wege  der  Kultur,  daß  seine  Einführung  schon  von  die- 
sem Standpunkt  aus  höchst  erwägenswert  ist. 

Schlußwort. 

Die  vorstehenden  Ausführungen  beanspruchen  nicht,  die  so- 
ziale Frage  zu  lösen.  Sie  behandeln  nur  einen  Teil  des  Problems. 
Würde  aber  z.  B.  der  Vorschlag  des  Weltruhejahres  angenommen, 
so  wäre  viel  Elend  aus  der  Welt  geschafft.  Es  würde  zwar  peri- 
odisch eine  Abnahme  des  Volksvermögens  stattfinden,  dafür  aber 
mehr  Glück  und  Zufriedenheit  herrschen.  Doch  darf  man  nicht 
vergessen,  daß  andere  Bewegungen,  die  andere  Teile  der  sozialen 
Frage  ins  Auge  fassen,  dadurch  nicht  überflüssig  würden.  Ins- 
besondere wird  die  Frage  der  gerechten  Verteilung  der  Produkte 
durch  unsere  Betrachtung  nicht  berührt.  So  ist  vor  allem  die 
Bodenreform  eine  Ergänzung  des  Planes  vom  Weltruhejahr.  Sie 
bekämpft  gewissermaßen  die  unorganischen,  das  Ruhejahr  die 
organischen  Verfallserscheinungen  der  Weltwirtschaft ;  jene  will 
die  Krankheit,  dieses  die  Ermüdung  beseitigen. 

Und  noch  ein  zweites:  die  Welt  ist  jetzt  in  einer  solchen 
Erschöpfung,  daß  der  Gedanke  an  eine  Ueberproduktion  als  etwas 
erscheint,  worum  man  sich  jetzt  nicht  zu  sorgen  braucht.  Aber 
die  Angst,  später  wieder  zu  neuen  Kriegsverwicklungen  zu  kom- 
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men,  lähmt  jetzt  schon  den  Wiederaufbau,  während  das  Bewußt- 
sein, die  Ursachen  der  Kriege  beseitigen  zu  können,  die  Kräfte 
zu  neuem  Schaffen  anregt.  Und  eine  der  wichtigsten  Ursachen 
der  modernen  Kriege,  wenn  nicht  die  Ursache  überhaupt,  ist  die 
Ueberproduktion,  oder  der  Kampf  um  den  Weltmarkt.  Diese 
Ursache  zu  beseitigen,  dazu  soll  diese  Abhandlung  eine  Anregung 
geben. 
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DAS  INTELLIGENZWESEN. 

Von 

KARL  BÜCHER. 

Seit  dem  Ende  des  XVII.  Jahrhunderts  entstanden  in  vielen 
deutschen  Städten  Vermittlungsanstalten,  die  man  Intelligenz- 
komptoire  (Fraghäuser,  Berichthäuser)  nannte.  Sie  verfolgten  den 
Zweck,  Nachfrage  und  Angebot  gegen  Entgelt  zusammenzu- 
bringen und  Auskünfte  zu  vermitteln,  die  dem  Einzelnen  wirt- 
schaftlich von  Nutzen  sein  konnten.  Die  Notwendigkeit  solcher 
Einrichtungen  war  zuerst  um  die  Mitte  des  XVI.  Jahrhunderts 
vom  Vater  des  bekannten  Michel  de  Montaigne  ausgesprochen 
worden.  »Mein  Vater«,  erzählt  der  Sohn,  »hat  immer  ge- 
wünscht, daß  es  in  den  größeren  Städten  einen  bestimmten  Ort 
geben  sollte,  zu  welchem  diejenigen,  die  etwas  brauchen,  sich  be- 
geben könnten,  um  durch  einen  eigens  zu  diesem  Zwecke  ange- 
stellten Beamten  ihre  Angelegenheiten  registrieren  zu  lassen,  wie 
»ich  suche  Perlen  zu  kaufen«;  »ich  suche  Perlen  zu  verkaufen«, 
der  sucht  Reisebegleitung  nach  Paris,  jener  sucht  einen  Diener, 
der  so  und  so  sein  muß,  ein  anderer  einen  Lehrer,  ein  anderer 
einen  Arbeiter,  der  das,  der  jenes,  jeder  nach  seinem  Bedürfnis. 
Uns  will  es  scheinen,  daß  dieses  Mittel  der  gegenseitigen  Be- 
nachrichtigung dem  ganzen  Verkehr  eine  große  Erleichterung 
bringen  würde«. 

Dennoch  dauerte  es  bis  zum  Anfang  des  XVII.  Jahrhunderts, 
bis  ein  Versuch  in  dieser  Richtung  unternommen  wurde.  Im 
Jahre  1612  gründete  der  Pariser  Arzt  Theophraste  Renaudot  ein 
Bureau  d'adresse  et  de  rencontre.  In  diesem  waren  Listen  ausgelegt, 
in  die  jedermann  für  eine  Gebühr  von  3  Sous  Anliegen  oder  An- 
gebote einschreiben  lassen  konnte;  die  gleiche  Summe  mußte 
jeder  zahlen,  der  das  Register  benutzen  wollte.  Erst  im  Jahre 
1633  kam  Renaudot   auf  den  Gedanken,    daß   sein  Zweck  besser 
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erreicht  werden  würde,  wenn  er  seine  Listen  drucken  ließe  und 
verkaufte.  Sie  erschienen  unter  dem  Namen  Feuilles  du  bureau 
d'adresse  und  waren  in  zehn  Abschnitten  geordnet,  unter  denen 
sich  bezeichnender  Weise  weder  Warenangebote  noch  Stellenge- 
suche befanden.  Uebrigens  befaßte  sich  Renaudot  gleichzeitig 
auch  mit  dem  Verfassen  und  der  Herausgabe  Neuer  Zeitungen, 
die  keinerlei  Anzeigen  enthielten. 

Von  Frankreich  scheint  die  Einrichtung  nach  England  ge- 
kommen zu  sein.  In  London  soll  es  1637  em  ähnliches  Frag- 
und  Anzeigeamt  gegeben  haben  wie  in  Paris  und  um  die  Mitte 
des  XVII.  Jahrhunderts  auch  ein  Blatt  (Public  Advertiser)  zur 
Veröffentlichung  seiner  Listen  1).  Aber  es  scheint  bei  dem  bloßen 
Versuch  geblieben  zu  sein,  weil  man  sich  bereits  daran  gewöhnt 
hatte,    Anzeigen  in  den  politischen  Zeitungen   zu  veröffentlichen. 

In  Deutschland  dürfte  Hamburg  der  erste  Ort  gewesen  sein, 
der  das  französische  Beispiel  nachahmte.  Dort  erschien  seit  1673 
unter  dem  Namen  »Relations-Curier«  ein  Inseratenblatt,  das  später 
nach  seinem  Gründer  den  Namen  >Wieringsche  Zeitung«  führte 
und  auch  politische  Nachrichten  gebracht  zu  haben  scheint2). 
Ob  es  aber  mit  dem  damals  ebenfalls  in  Hamburg  bestehenden 
Adreß-Comtoir  irgend  welchen  Zusammenhang  hatte,  das  von 
1766  ab  eigene  Nachrichten  herausgab3),  ist  nicht  klar  zu  er- 
sehen. Sicher  ist  dagegen,  daß  in  einer  Reihe  von  deutschen 
Städten  solche  Vermittlungs- Anstalten  entstanden,  die  überall  als 
Intelligenz- Comptoire  bezeichnet  wurden.  Am  Schlüsse  des  XVIII. 
Jahrhunderts  gab  es  in  ganz  Deutschland  auch  über  hundert  In- 
telligenzblätter 4),  und  die  meisten  derselben  waren  aus  derartigen 
Frag-  und  Anzeige-Instituten  hervorgegangen.  Daneben  wurde 
noch  eine  Reihe  politischer  Blätter  genannt,  denen  eine  oder 
mehrere  Seiten  »Intelligenz«  angeschlossen  zu  werden  pflegte. 
Die  Anzeigen  wurden  dann  gewöhnlich  von  dem  übrigen  Text 
nicht  unterschieden  und  nur  mit  der  Ueberschrift  Advertissements 
eingeleitet.     Aber  die  Mehrzahl  der  politischen  Nachrichtenblätter 


1)  Andrewo,  The  History  of  British  Journalism  I,  S.  50. 

2)  Salomon,  Geschichte  des  deutschen  Zeitungswesens  I,  S.  69  f. 

3)  Salomon,  a.  a.  O.  S.   146. 

4)  y.  von  Schwarzkopf  gab  180I  im  Neuen  Hannoverschen  Magazin,  Stück  60 
und  6l  eine  »Uebersicht  der  sämtlichen  Intelligenz-  und  Nachrichtsblätter  in 
Deutschland  <,   die  auf  114  Nummern  kam. 
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war  bis  um  die  Mitte  des  XVIII.  Jahrhunderts  noch  ohne  In- 
serate oder  beschränkte  sich  auf  einige  Bücheranzeigen  l). 

Es  ist  bezeichnend,  daß  die  Intelligenzblätter  ursprünglich 
nichts  weiter  waren  als  die  gedruckte  Vervielfältigung  der  in  den 
öffentlichen  Vermittlungs-Anstalten  geführten  Listen.  Sie  waren 
den  höheren  Zwecken  dieser  Anstalten  durchaus  untergeordnet. 
Diese  Auffassung  war  so  allgemein,  daß,  als  1686  der  Freiherr 
Wilhelm  von  Schröder 2)  dem  Kaiser  Leopold  die  Einrichtung 
eines  General-Intelligenzwerkes  empfahl,  er  als  Mittel,  durch 
welche  dieses  seinen  Zweck  erfüllen  könnte,  vorschlug:  1.  direkte 
Mitteilungen,  2.  Anschreiben  an  eine  im  Intelligenzhaus  ausge- 
hängte Tafel,  3.  Bekanntmachung  durch  den  öffentlichen  Aus- 
rufer, 4.  Mitteilung  an  ein  anderes  Intelligenzhaus  und  5.  die 
Herausgabe  eines  alle  8  oder  14  Tage  erscheinenden  Intelligenz- 
blättchens.  Das  letztere  war  also  nur  eines  der  Mittel,  deren  die 
Anstalt  sich  bedienen  sollte.  Die  Hauptsache  war  das  persön- 
liche Zusammenbringen  der  Bedürftigen,  die  Vermittlung  eines 
Geschäftsabschlusses  unter  ihnen. 

Für  die  periodische  Herausgabe  der  geführten  Listen  hatte 
man  an  verschiedenen  Orten  verschiedene  Namen :  Intelligenz- 
zettel, Anzeigeblatt,  wöchentliche  Anzeigen,  Wochenblatt,  Adreß- 
komptoirnachrichten,  Frage-  und  Anzeigezettel.  Der  Inhalt  wich 
aber  von  demjenigen  des  Inseratenteils  unserer  Zeitungen  wesent- 
lich ab.  Vor  allem  fehlte  ihm  ganz  das  Angebot  und  die  Nach- 
frage nach  neuen  Waren  und  Berufsarbeit.  Im  Gewerbe  herrschte 
das  Handwerk  und  damit  der  unmittelbare  Verkehr  zwischen 
Produzenten  und  Konsumenten ;  die  Arbeitsvermittlung  besorgte 
die  Gesellenschau.  Dagegen  fand  man  in  den  Intelligenzblättern 
Angebote  und  Nachfrage  über  gebrauchte,  verlorene,  gestohlene 
Sachen,  Kapitalien,  Grundstücke,  Reisebegleitung,  Dienstboten, 
auch  wohl  Lotterieausschreibungen,  Geheimmittel,  vereinzelt  Todes- 
und  Trauungsanzeigen.  Dazwischen  treten  allerlei  Anfragen  auf, 
so  daß  sich  aus  ihnen  der  den  Intelligenz- Comptoiren  zuweilen 
beigelegte  Name  Fragamt  zutreffend  erklärt.  Bald  benutzten  sie 
auch  staatliche  und  kommunale  Behörden  zu  offiziellen  Bekannt- 
machungen,   so  daß  manche  von  ihnen  den  Charakter  von  Amts- 


1)  Ein  Bild  der  damaligen  Verhältnisse  gibt  v.  Schwarzkopfs  Schrift:  »Ueber 
politische  Zeitungen  und  Intelligenzblätter  in  Sachsen,  Thüringen,  Hessen. <  Gotha 
1802. 

2)  Fürstliche  Schatz-  und  Rent-Kammer,  Ausgabe  von  1713,  S.  334  ff. 
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blättern  gewannen J).  Schließlich  nahmen  sie  allerlei  gemein- 
nützige Mitteilungen  aus  Haus-  und  Landwirtschaft,  Gewerbe  und 
Handel,  Fruchtpreise,  Fleisch-  und  Brottaxen,  Kursnotizen  und 
die  Angaben  der  Kirchenbücher  über  Trauungen,  Geburten  und 
Todesfälle  auf. 

In  einer  vom  14.  April  1750  datierten  »Nachricht  von  denen 
wöchentlich  in  der  Königl.  und  Churfürstl.  Residenz-Stadt  Han- 
nover herauszugebenden  gelehrten  und  anderen  Anzeigen«  heißt 
es  u.  a.  :  »Das  Verlangen,  der  erlaubten  und  nützlichen  Neube- 
gierde eine  nicht  unangenehme  Nahrung  zu  verschaffen,  hat  ver- 
anlasset, daß  man  künftig  in  der  Königlichen  und  Churfürstlichen 
Residenz-Stadt  Hannover  wöchentliche  Nachrichten  abdrucken 
und  verkauffen  wird,  die  uns  und  unseren  Nachbarn  angenehm 
seyn,  Handel  und  Wandel  befördern  und  einen  jeden  in  den 
Stand  setzen  sollen,  dasjenige  geschwind  kund  zu  machen,  was 
mehreren  zu  wissen  gethan  werden  soll ;  mithin  ist  man  hierdurch 
vermögend,  tausend  und  mehr  Leute  auf  einmahl  zu  fragen,  und 
deren  Antwort  auf  seine  Anfragen  zu  erhalten.  Kurz  man  wird 
ein  so  genanntes  Intelligenz-Blat  heraus  geben  und  solches  nach 
dem  Muster  der  besten  Blätter  dieser  Art  einrichten. 

Die  mehresten,  denen  diese  vorläufige  Anzeige  zu  handen 
komt,  wissen  schon,  was  die  Absicht  solcher  Intelligenz-Blätter 
sey.  Da  sie  aber  in  diesen  Landen  neu  sind,  und  es  also  einigen 
an  Wissenschaft  dessen,  so  davon  zu  erwarten,  fehlen  mögte, 
so  wird  es  nöthig  seyn,  deren  künftigen  Inhalt  durch  folgende 
Nachricht  anzuzeigen. 

Man  wird  eine  solche  Einrichtung  derselben  wählen,  die  so 
gemeinnützig,  als  angenehm  ist. 

Alle  hohe  Königliche  Verordnungen  und  Ausschreiben  sollen 
entweder  wörtlich,  oder,  wenn  solches  ihrer  Weitläufigkeit  wegen 
nicht  geschehen  kann,  wenigstens  dem  Inhalt  nach  eingerücket 
werden. 

Die  bey  allen  höchsten  und  hohen  Collegiis  hiesiger  Lande 
sowol,  als  bey  deren  Untergerichten  vorfallende  Edictal-Citationes, 
Proclamata,  Subhastationes,  Prioritaets-Urteire,  Decreta  praeclusiua 
und  gemeine  Bescheide,  kurz  alle  Dinge,  die  zu  eines  jeden  Wis- 
senschaft gelangen  sollen,    wird    man    in    diesen   Blättern    finden, 

1)  Vgl.  J.  Körner,  Das  Zeitungswesen  in  Weimar  (1734 — 1849).  Abh.  aus 
'i'  m  Institut  für  Zeitnngtkuode  zu  Leipzig,  Heft  2. 
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wohin    auch    die    auszulassende  Steckbriefe,    Anzeigen    von    ge- 
schehenen Diebstählen  und  dergleichen  zu  rechnen. 

Man  wird  das  Absterben  aller  Bedienten  vom  geistlichen, 
weltlichen  und  Militair-Stande  anzeigen,  auch  Nachricht  geben, 
durch  wen  die  erledigten  Stellen  wieder  besetzt  worden.  Man 
wird  den  Geld-Cours,  die  Korn-  Brod-  Victualien-  und  andere  Preise 
aus  allen  Städten  im  Lande  und  in  der  Nachbarschaft  von  Zeit 
zu  Zeit  einrücken,  auch  die  Warenpreise  aus  Hamburg  und  Bre- 
men bey  jedesmahliger  merklichen  Veränderung  anmelden.  Wenn 
jemand  etwas  kaufen  oder  verkaufen,  pachten  oder  verpachten, 
miethen  oder  vermiethen,  Geld  ausleihen  oder  anleihen,  Bediente 
oder  Dienste  suchen  will,  zeiget  er  solches  bey  dem  Intelligenz- 
Comtoir  an,  und  findet  sein  Verlangen,  ohne  vorerst  davor  etwas 
zu  entrichten,  in  dem  nächsten  Blate  kund  gethan,  woraus  der 
ohnstreitig  sehr  grosse  Vortheil  erwachset,  daß  er  weit  leichter 
als  sonst  zu  seinem  Zweck  gelangen  kann.  Sind  Handwerker, 
die  sich  besetzen,  Meister,  die  Lehr-Pursche  annehmen,  Städte, 
die  Handwerker  suchen  wollen,  dürfen  sie  solches  melden,  und 
erhalten  auch  durch  diese  Blätter  ihre  Beförderung.  Wenn  je- 
mand etwas  verlohren  oder  gefunden  hat,  kann  er  es  dadurch 
bekannt  machen,  mithin  eine  Sache  viel  leichter  wieder  an  ihren 
rechten  Herrn  kommen. 

Alle,  auch  hier  nicht  benannte  Dinge,  so  im  gemeinen  Leben 
oder  im  Handel  und  Wandel  sich  eräugnen,  können  mittelst 
dieser  Blätter  in  grosser  Geschwindigkeit  und  ohne  Mühe  an 
vielen  Orten  zugleich  kund  gemacht  werden. 

Der  hieraus  entstehende  Nutzen  ist  schon  von  vielen  ausge- 
führet,  und  zeiget  sich  alle  Tage  an  denen  Orten,  wo  solche  Art 
Blätter  seit  langen  Jahren  gewöhnlich  sind. 

Es  ist  oben  erwehnet,  daß  man  nebst  den  neuen  Nachrichten, 
auch  neue  und  unerwartete  Gedanken  aus  diesen  Blättern  lesen 
solle.  Dieses  ist  ein  nothwendiges  Stück,  wenn  man  dergleichen 
wöchentliche  Anzeigen  recht  gemeinnützig  machen  will,  indem 
sonst  viele,  welche  an  gelehrten  Ausführungen  Vergnügen  finden, 
mit  Handel  und  Wandel  hingegen  sich  nicht  beschäftigen,  daraus 
keinen  Nutzen  ziehen  können.  Man  ist  also  gesonnen,  auch  vor 
diese  zu  sorgen,  und  wird  deswegen  in  jedem  Stück  einen  ge- 
lehrten Aufsatz  einrücken  .  .  .  Auszüge  und  Beurtheilungen  neuer  Bü- 
cher gehören  nicht  zu  unserem  Endzwecke  .  .  .  Um  sich  nach  denen, 
deren  Absicht  hauptsächlich  auf  den  gelehrten  Articul  gehet,  nach 
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Möglichkeit  zu  bequemen,  wird  man  den  Abdruck  dieser  Blätter 
nach  Art  der  Dresdenschen  Anzeigen  also  einrichten,  daß  die 
gelehrten  Articul  besonders  gebunden  und  mit  einem  Register 
versehen  werden  können.« 

In  der  Tat  sind  denn  auch  die  Beiträge  dieser  Art  1750  bis 
1754  unter  dem  Titel  *  Hannoversche  Gelehrte  Anzeigen«  er- 
schienen, von  1755  bis  1758  heißen  sie  >Nützliche  Sammlungen«, 
von  1759  bis  1762  »Hannoverische  Bey träge  zum  Nutzen  und 
Vergnügen«,  von  1763  bis  1790  »Hannoverisches  Magazin,  worin 
kleine  Abhandlungen,  einzelne  Gedanken,  Nachrichten,  Vorschläge 
und  Erfahrungen,  so  die  Verbesserung  des  Nahrungs-Standes,  die 
Land-  und  Stadtwirtschaft,  Handlung,  Manufakturen  und  Künste, 
die  Physik,  die  Sittenlehre  und  angenehme  Wissenschaften  be- 
treffen, gesamlet  und  aufbewahret  sind.«  Von  1791  — 18 12  sagte 
man  »Neues  Hannoverisches  Magazin«,  um  dann  zu  der  früheren 
Benennung  zurückzukehren.  Während  die  gelehrten  Nachrichten 
des  Magazins  auf  dem  Institut  für  Zeitungskunde  der  Universität 
Leipzig  fast  vollständig  erhalten  sind,  fehlt  das  eigentliche  Intel- 
ligenzblatt. Als  Gründer  desselben  wird  der  Landsyndikus  von 
Wüllen  genannt,  der  es  als  Organ  eines  von  ihm  ins  Leben  ge- 
rufenen Intelligenz-Comtoirs  von  1750  bis  1789  herausgab1). 
Nach  von  Wüllens  Tode  wurde  sein  Unternehmen  in  landesherr- 
liche Verwaltung  übernommen  und  es  entstand  das  König- 
liche Churfürstliche  Intelligenz-Comtoir,  das 
die  »Hannoverschen  Anzeigen«  als  amtliches  Publikationsorgan 
herausgab. 

Wie  in  Hannover,  so  wurden  auch  in  anderen  deutschen  Re- 
sidenzen die  Intelligenz-Comtoire  zu  staatlichen  Anstalten  und 
die  von  ihnen  herausgegebenen  Intelligenzblätter  nahmen  offiziellen 
Charakter  an.  Am  bekanntesten  ist  der  Vorgang  in  Preußen,  wo 
1727  Friedrich  Wilhelm  I.  ein  »Intelligenz-  und  Adreß-Comtoir« 
für  Berlin  begründete,  dem  auch  die  Herausgabe  eines  staatlichen 
Intelligenzblattes  oblag  2).  Aehnliche  Anstalten  wurden  dann  auch 
in  verschiedenen  Provinzstädten  geschaffen.  Die  von  ihnen  her- 
ausgegebenen Intelligenzblätter  erhielten  ein  Monopol  auf  die 
Veröffentlichung  von  Anzeigen.  Die  Verwaltung  war  den  Post- 
ämtern übertragen.     Der  Ertrag  des  Intelligenzzwanges    sollte  an 

1)  Vgl.  Kuntzemüller,  Hannoverscher  Courier.  Festschrift  zu  dessen  50 jährigem 
Bestehen,  S.  4. 

2)  Schmölder,    Das  Inseratenwesen  als  Staatsinstitut,  Leipzig  und  Köln  1879 
Zeitschrift  lür  die  get.  StaatiwUienich.  1920.     3.  22 
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das  Militär-Waisenhaus  in  Potsdam  abgeführt  werden.  Aehnlich 
hatte  man  auch  anderwärts  über  die  aus  dem  Intelligenzwesen  zu 
ziehenden  Einnahmen  verfügt.  Beispielsweise  waren  dieselben 
beim  »Mainzischen  Intelligenzblatt«  für  die  Armen  des  St.  Rochus- 
Spitals  bestimmt,  während  von  dem  Gewinn  des  Breslauer  Intel- 
ligenzblattes die  Arbeitshäuser  in  Brieg  und  Jauer  unterhalten 
und    an    anderen  Orten  die  Stadtlaternen  davon  bezahlt  wurden. 

Es  ist  vielleicht  nicht  ohne  inneren  Zusammenhang,  daß  der 
König  von  Preußen  in  dem  gleichen  Jahre  die  Verstaatlichung 
des  Intelligenzwesens  anordnete,  in  dem  durch  ihn  die  ersten 
Kameralisten  in  Professuren  berufen  wurden.  In  welchem  Um- 
fange die  Universitäten  sich  der  Intelligenzblätter  annahmen,  zeigt 
ihre  Befürwortung  durch  Johann  Peter  Ludewig  in  Halle,  Johann 
Heinrich  Gottlob  Justi  in  Göttingen  und  Georg  Heinrich  Zincke 
in  Leipzig.  Justi  hatte  sogar  eine  eigene  Theorie  aufgestellt1). 
Er  meinte,  ein  wohl  eingerichtetes  Intelligenzwesen  gehöre  not- 
wendig zum  Zusammenhange  des  gesamten  Nahrungsstandes. 
>Es  muß  nämlich  in  allen  wesentlichen  Städten  wöchentlich  ein 
gedruckter  Bogen  herauskommen,  in  welchem  von  allen  zu  ver- 
kaufenden, zu  verleihenden,  zu  verpachtenden  und  anderen  in 
den  Nahrungsstand  einschlagenden  Sachen  Anzeige  und  Nachricht 
gegeben  wird«.  Den  übrigen  Raum  sollte  man  nicht  sowohl  mit 
gelehrten  Abhandlungen  als  mit  solchen  füllen,  die  mit  dem  Nah- 
rungsstande zusammenhängen.  Zincke  empfiehlt  angelegentlich 
das  Intelligenz- Wesen  als  »die  Anstalt,  alles,  was  zur  Nahrung 
gehöret,  von  Zeit  zu  Zeit  durch  Anzeige-Tafeln,  Anzeige- Blätter 
und  durch  anzeigende  Ausrufe  bekannt  zu  machen«  2). 

Liest  man  die  Kabinetsordres  vom  6.  Januar  und  vom  10. 
Februar  1727,  durch  welche  Friedrich  Wilhelm  I.  sein  Intelligenz- 
werk begründete,  so  überzeugt  man  sich  leicht,  daß  nicht  die 
Intelligenzblätter  für  ihn  die  Hauptsache  waren,  sondern  die  als 
Intelligenz-Komptoire  bezeichneten  Anstalten.  Der  Verkehr  der 
einzelnen  Privatwirtschaften  untereinander  war  noch  lange  nicht 
genügend  entwickelt,  um  ohne  persönliche  Vermittlung  in  Gang 
gebracht  werden  zu  können ;  der  Staat  mußte  sich  zu  denrEnde 
ins  Mittel  legen,  um  »die  Verkehrung.  zu  facilitiren«,  damit  da- 
durch  »dem  Publico  genutzet«   werde. 

1)  Staatswirtschaft,  I,  S.  275,  II,  S.   186. 

2)  Vgl.  seine  Ausgabe  von  Bechers,  Polit.  Discurs  I,  S.  529.  II,  S.  1061. 
1455  und   1952. 
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Allerdings  war  nicht  überall  das  Intelligenzwesen  verstaat- 
licht. In  Dresden  kamen  im  Jahre  1730  gleichzeitig  zwei  Unter- 
nehmer um  Verleihung  von  Privilegien  zur  wöchentlichen  Heraus- 
gabe gedruckter  Frage-  und  Anzeige-Zettel  unter  gleichzeitiger 
Errichtung  eines  »vollkommenen  Frag-  und  Nachrichten- Amtes« 
ein1).  Beiden  Bittstellern  wurde  das  Privileg  erteilt.  Sie  sollten 
unter  der  Zensur  des  Dresdener  Rates  Anzeigen  über  Mieten  und 
Vermieten,  Pachten  und  Verpachten,  Ausleihen  auf  Consense 
und  Wechsel,  Kaufen  und  Verkaufen  unbeweglicher  Güter,  neue 
Bücher,  neue  Inventionen  und  Künste,  neu  publicirte  Mandate 
und  Verordnungen  sowie  von  Käufen  und  Verkäufen,  ebenso 
aber  auch  über  Ausleihung  auf  Pfänder,  Gesinde  und  Bedienten, 
Ankunft  und  Abgang  der  Frachtwagen,  Landkutschen  und  Schiffe, 
Subhastationstermine,  neu  ankommende  Medici  und  andere  Künst- 
ler, sowie  Kundmachung  verlorener  Sachen  veröffentlichen  dürfen. 
Dagegen  war  ihnen  untersagt,  »über  Ankunft  und  Abgang  vor- 
nehmer Personen,  Markttaxen  des  Getreydes  und  übriger  Vik- 
tualien,  Toden-,  Tauff-  und  Trauungszeddel,  vom  Verspielen  aller- 
hand Sachen,  von  neuen  Aembtern  und  Ehrenstellen,  Offerten 
und  Wetten  zu  berichten,  wie  auch  allerhand  Neuigkeiten  oder 
Nouvellen  zu  bringen«.  Freilich  ist  dieses  Verbot  von  dem 
»Dresdener  Anzeiger«,  dem  einen  der  beiden  entstandenen  Blätter, 
nicht  streng  eingehalten  worden,  wie  denn  auch  die  ihm  unter- 
sagten Veröffentlichungen  in  anderen  Intelligenzblättern  anstands- 
los gedruckt  werden  durften.  Am  meisten  Widerstand  fanden 
anfangs  die  gedruckten  Nachrichten  über  Taufen,  Trauungen  und 
Todesfälle,  da  sie  den  Interessen  der  Küster  zuwiderliefen. 

Ueberhaupt  ist  die  Umgrenzung  des  Inhaltes  der  Intelligenz- 
blätter längere  Zeit  schwankend.  Manche  von  ihnen  näherten 
sich  den  damals  sehr  in  Aufnahme  gekommenen  Moralischen 
Wochenschriften ;  andere  brachten  nebenbei  auch  ähnliche  Nach- 
richten wie  die  politischen  Wochenzeitungen.  Als  gegen  Ende 
des  XVIII.  Jahrhunderts  die  Kameralisten  ihre  Ansichten  über  den 
Gegenstand  zusammenfaßten  2),  hatten  sich  dessen  Eigentümlich- 
keiten so  weit  durchgebildet,  daß  sie  sich  von  verwandten  Er- 
scheinungen der  periodischen  Presse  deutlich  abhoben. 

1)  W.  Schöne,  Die  Anfänge  des  Dresdner  Zeitungswesens  im  18.  Jahrhundert 
(Mitteilungen  des  Vereins  für  Geschieh'  1  y    Il-(t),   1912. 

2)  Birgitts )  Policey-  und  Cameral-Ma^azin  IV,  S.  204 — 210.  Krünit: 
Oeconomische  Encyldopädie   NX  -4  —  44 1. 
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Bergius  unterscheidet  26  Arten  von  Sachen,  die  in  den 
Intelligenzblättern  behandelt  werden  müßten,  nämlich 

1.  Citationes  edictales, 

2.  gerichtliche  Notificationes  als  Publicationes  der  Prioritäts- 
urtheil,  Eröfnung  deponirter  Testamente,  Subhastationes,  Liqui- 
dationes  usw., 

3.  Steckbriefe  oder  Nachrichten  von  echapirten  oder  ge- 
flüchteten Verbrechern  und  Personen ; 

4.  Vacanzen  oder  Nachrichten  von  verstorbenen  landesherr- 
lichen Bedienten; 

5.  Beförderungen ; 

6.  Sachen,  so  zum  Verkauf  angeboten  werden,  sowohl  beweg- 
liche als  unbewegliche ; 

7.  Sachen,  welche  zu  kaufen  gesuchet  werden; 

8.  Sachen  oder  Güther,  Häuser,  Gärten  u.  dgl.,  welche  zu 
verpachten  oder  zu  vermiethen  sind; 

9.  Sachen,  so  zu  pachten  oder  zu  miethen  gesuchet  werden ; 
10/11.  Capitalien,  die  verlangt  werden  oder  zu  verlehnen  sind; 
12/13.  Personen,    so  in  Diensten  verlanget  werden  oder  ihre 

Dienste  antragen; 

14/15.  verlorene  und  gefundene  Sachen; 

16.  gestohlene  Sachen; 

17.  Brandassecurationssachen, 

18.  landesherrliche  und  obrigkeitliche  Verordnungen  und 
Ausschreiben  in  Polizey-,  Commercien-,  Manufaktur-  und  ökono- 
mischen Sachen; 

19.  die  marktgängigen  Preise  der  Lebensmittel,  der  Wolle 
und  anderer  sehr  gangbarer  Waaren; 

20.  die  Taxen  des  Brots,  des  Bieres  und  Fleisches  und  andere 
Polizeytaxen ; 

21.  Nachrichten  von  angekommenen,  abgegangenen  und  zu 
erwartenden  Schiffen  und  Fuhrleuten; 

22.  in-  und  ausländischer  Geld-  und  Wechsel cours ; 

23.  Lotteriesachen; 

24.  Nahmen  der  angekommenen  und  durchpassirten  Frem- 
den und  deren  Logis ; 

25.  Anzahl  der  in  verflossener  Woche  Gebohrenen,  Ver- 
storbenen und  Copulirten; 

26.  zuweilen  auch  Abhandlungen  über  allerley  Materien, 
welche  mit  dem  Nahrungsstande  Verwandtschaft  haben. 
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In  der  Krünitzschen  Encyklopädie  wird  noch  hinzugefügt: 
die  Benennung  der  in  der  verflossenen  Woche  Geborenen,  Ver- 
storbenen und  Copulirten,  Warnungsanzeigen  und  Nachrichten 
von  vollzogenen  Strafen,  Morgen-,  Mittags-  und  Abendbemerkungen 
der  Luft  in  der  verflossenen  Woche. 

Was  in  den  Aufzählungen  beider  Sammelwerke  am  meisten 
auffällt,  ist  der  Umstand,  daß  mit  den  Anzeigen,  welche  dem 
Intelligenzblatt  Geld  einbrachten,  solche  Bestandteile  untermischt 
sind,  die  es  Geld  kosteten.  Man  schied  also  noch  kaum  zwi- 
schen öffentlichem  und  privatem  Interesse  und  empfand  höchstens 
die  eigentlichen  Abhandlungen  als  etwas  besonderes. 

Im  allgemeinen  wollen  die  Kameralisten  zwar  gelehrte  Ab- 
handlungen nicht  schlechthin  ausgeschlossen  haben;  aber  »diese 
Abhandlungen  sollten  nichts  als  solche  Materien  in  sich  enthalten, 
welche  mit  dem  Nahrungsstande  die  genaueste  Verwandt- 
schaft hätten  und  demselben  zu  einem  lehrreichen  Unterricht 
gereichten«.  »Die  Commercien,  die  Manufakturen,  die  Fabriken, 
die  Handwerke,  das  Bauwesen,  der  Gartenbau,  die  Landwirtschaft 
und  andere  Stadt-  und  Landnahrungsgeschäfte  müssen  allein  die 
Gegenstände  dieser  Abhandlungen  seync.  Höchstens  daß  noch 
medizinische  Dinge  wegen  ihrer  Bedeutung  für  den  Gesundheits- 
zustand und  die  Arbeitsfähigkeit  der  Bevölkerung  zulässig  sein 
sollten  1). 

Wie  Berghts,  bemerkt,  »ist  das  Intelligenzwesen  eine  öffent- 
liche Polizeyanstalt,  welche  von  der  Anordnung  des  Landesherrn 


i)  In  ihrem  67.  Stück  vom  22.  Aug.  1755  (S.  107 1)  berichten  die  als  Beilage 
zu  den  Hannov.  Nachrichten  erschienenen  »Nützlichen  Sammlungen«:  Nachdem 
der  Herr  von  Justi  zum  Oberpolizeikommissarius  in  Göttingen  berufen  worden  sei, 
habe  er  unter  dem  Titel  Göttingische  Policey-Amtsnachrichten  ein  Intelligenzblatt 
herauszugeben  begonnen,  über  dessen  Einrichtung  er  folgende  Bestimmungen  ge- 
troffen habe:  1.  daß  allerley  Abhandlungen  zum  Behuf  der  Commercien,  Manu- 
fakturen, Fabriken,  der  Handwerker,  des  Garten-  und  Ackerbaues,  der  Viehzucht 
und  anderer  Stadt-  und  Land-Nahrungsgeschäfte  mitgetheilet  werden,  und  sollen 
darinnen  keine  andere  gelehrte  Materien  abgehandelt  werden,  als  die  würklich  dem 
Nahrungsstande  zum  Vortheil  gereichen.  2.  Werden  die  von  dem  Göttingischen 
Policey-Collcgio  ergehenden  Verordnungen  eingerücket,  wie  nicht  weniger  3.  allerley 
Nachrichten,  die  Einheimische  und  Fremde  zum  Behuf  ihrer  Gewerbe  bekant  ge- 
macht wissen  wollen.  Endlich  4.  finden  darinnen  die  Policey-Taxen  und  Markt- 
preise von  allerley  Victualien  und  Waaren  zu  Göttingen  ihren  Platz.  Der  Jahres- 
preis eines  Exemplars  auf  Druckpapier  war  1  Rthl.  12  gr.,  auf  Schreibpapier 
1  Rthl.  20  gr.  Bei  halbjahrlicher  Vorausbezahlung  trat  Ermäßigung  ein.  Dir 
Landesregierung  hatte  Postfreiheit  zugestanden. 
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abhänget«.  Aber  er  setzt  hinzu:  >Man  hat  zwar  an  einigen 
Orten  eine  Privatsache  oder  ein  Gewerbe  eines  Buchführers  oder 
Buchdruckers  oder  solcher  Leute,  die  von  der  Zeitungsschreiberey 
leben,  daraus  zu  machen  getrachtet,  und  nur  von  weitem  eine 
Aufsicht  der  Policey  dabei  beobachtet;  man  hat  aber  auch  wahr- 
genommen, daß  ihre  Blätter  viel  unnützes  und  lächerliches  Zeug 
in  sich  enthalten  haben,  daher  sie  auch  wenig  Abnehmer  ge- 
funden; und  ebensowenig  haben  sie  ausgebreitet  oder  zu  allen 
erforderten  Absichten  gebraucht,  oder  auch  auf  der  andern  Seite 
mit  dem  nöthigen  Stoff  zu  nützlichen  Anzeigen,  auch  nur  von 
einer  einzigen  Stadt,  versehen  werden  können  ...  Es  muß  das 
Intelligenzwesen  unter  Direction  der  Polizey  stehen.  Es  muß  ein 
von  der  Obrigkeit  darzu  besonders  angeordnetes  und  mit  ver- 
pflichteten Bedienten  versehenes  Addreßhaus,  Comtoir  oder  Cam- 
mer  vorhanden  seyn,  wo  ein  jeder  dasjenige  anzeigen  kann,  was 
er  zur  Beförderung  seiner  Gewerbe  und  Angelegenheiten  bekannt 
zu  machen  wünschet.« 

Zum  Halten  der  Intelligenzblätter  sollen  alle  Kollegiatbe- 
hörden  und  Geistlichen  im  Lande  verpflichtet  sein,  ferner  die 
Innungen,  die  Wirte  und  Gasthalter,  die  Kaffee-  und  Weinhäuser. 
»Auch  soll  man  nicht  gestatten,  daß  Nachrichten,  die  den  Nah- 
rungsstand betreffen,  in  die  Zeitungen  eingerückt  werden,  als 
wohin  sie  nicht  gehören,  daselbst  den  Raum  unnötigerweise  er- 
füllen, und  wenn  solches  häufiger  geschiehet,  verursachen,  daß 
die  Intelligenzblätter  weniger  gesuchet  werden.  Damit  man  denen- 
jenigen,  welche  ihre  Anzeige  und  Bekanntmachung  schleunig  be- 
fördert wissen  wollen,  und  sich  deshalb  der  Zeitungen  bedienen, 
diesen  Einwand  benehmen  möge;  so  würde  es  nicht  undienlich 
seyn,  wöchentlich  zweymahl  die  Intelligenzblätter  auszugeben,  so, 
wie  es  wirklich  zu  Hannover  geschiehet«.  Gewöhnlich  wurden 
die  Intelligenzblätter  postfrei  befördert 1).  In  den  Staaten,  in 
welchen  das  Intelligenzwesen  mit  der  Post  vereinigt  war,  erklärt 
sich  das  von  selbst;  wo  es  verpachtet  war,  mochten  die  Ver- 
sendungsgebühren in  der  Pachtsumme  enthalten  sein. 

Oertlich  beschränkten  sich  die  Intelligenzblätter  auf  einzelne 
Städte  oder  Provinzen,  lebten  sich  aber  in  diesen  bald  so  ein, 
daß  im  Jahre  1791  auch  ein  auf  das  ganze  Deutsche  Reich  be- 
rechnetes Organ  dieser  Art   in  Gotha  begründet  werden  konnte. 


[)  Bergius  a.  a.  O.  §  5  und  Justi,  Staatswirtschaft  II,  §   141. 
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Es  nahm  den  Titel  »Reichs-  Anzeiger«  an  und  sollte  dazu 
dienen,  »aller  Orten  wissenswürdige  Nachrichten  bekannt  zu 
machen,  oder  zu  erfragen,  und  nützliche  nur  einzelnen  Orten 
oder  Personen  eigene  Kenntnisse,  Erfindungen,  Fertigkeiten  und 
Einrichtungen  des  gesellschaftlichen  Lebens  und  der  Gewerbe 
aller  Art  allen  denen  mitzutheilen,  welche  sie  benutzen  wollen. « 
Unter  den  Bedingungen  seines  Erscheinens  war  bemerkt:  »Alle 
eingeschickten  Aufsätze,  welche  zur  Belehrung  des  Publikums 
über  nützliche  Wahrheiten  und  Sachen  aller  Art  dienen,  auch 
gemeinnützige  Antworten  auf  eingerückte  Anfragen,  werden  mit 
Dank  gratis  eingerückt  und  können  unfrankiert  eingesandt  wer- 
den ;  was  aber  den  Vortheil  des  Einsenders  betrifft,  davon  wer- 
den, bey  längern  Artikeln,  für  jede  Zeile  i  ggr.  sächs.  oder 
41/2  Kreuzer  rhein.  Einrückungs-Gebühren,  und  für  kurze,  nicht 
über  acht  gedruckte  Zeilen  betragende  Anzeigen  .  .  .  überhaupt 
8  ggr.  (36  kr.  rhnl.)  bezahlt«. 

Soweit  sich  sonst  Angaben  über  die  Höhe  der  Einrückungs- 
gebühren  erhalten  haben,  stimmen  sie  darin  überein,  daß  alle 
Anzeigen  oder  wenigstens  solche,  welche  einen  bestimmten  Um- 
fang nicht  überschritten,  in  den  Intelligenzblättern  dieselbe  Taxe 
zu  zahlen  hatten.  In  Berlin  wurden  1768  für  je  4  Zeilen  2  Gro- 
schen festgesetzt.  Zeilenpreise,  wie  sie  der  »Reichs- Anzeiger« 
für  größere  Inserate  forderte,  sind  sehr  selten.  Man  hatte  also 
zu  Beginn  des  Annoncenwesens  in  Deutschland  denselben  Ge- 
danken, wie  er  später  bei  Erfindung  des  Telegraphen  in  der 
»einfachen  Depesche«  (his  zu  20  Worten)  zum  Ausdrucke  kam. 
Alle  Inserate  waren  in  dem  gleichen  Schriftsatz  hergestellt  wie 
die  belehrenden  Artikel;  höchstens  daß  einmal  ein  anderer  Schrift- 
grad angewendet  wurde.  In  vielen  Intelligenzblättern  waren  die 
gleichartigen  Inserate  unter  besonderen  Ueberschriften  (Verpach- 
tungen, Verkauf  beweglicher  Sachen,  zu  vermiethen,  verlorene 
Sachen,  gefundene  Sachen  usw.)  zusammengefaßt.  In  andern  er- 
schienen sie  untermischt  mit  Fragebeantwortungen  und  belehren- 
den Artikeln. 

Wie  sich  aus  den  Bedingungen  des  »Reichs- Anzeigers«  ergibt, 
rechnete  man  darauf,  daß  aus  dem  Leserkreise  heraus  sich  Be- 
antwortungen der  im  Intelligenzblatte  aufgeworfenen  Fragen  finden 
würden  und  hatte  deshalb  kein  Honorar  für  derartige  Einsen- 
dungen festgesetzt.     Für  belehrende  Artikel  versprach  das  »Han- 

rsche   Magazin«  2  Rth.  auf   den  halben  Bogen.     Demgemäß 
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waren  auch  die  Abonnementsgebühren  ziemlich  niedrig  angesetzt. 
Das  dreimal  wöchentlich  erscheinende  Berliner  Intelligenzblatt 
kostete  für  das  ganze  Jahr  3  Thaler  und  lieferte  dafür  in  der 
Woche  6  Bogen.  Als  Höchstpreis  wird  in  der  Krümtzschen 
Encyklopädie   1  Groschen  pro  Bogen  angegeben. 

Im  »Reichs- Anzeiger«  ließen  nicht  selten  auch  fremde  Comp- 
toire  Inserate  einrücken.  Am  häufigsten  findet  sich  so  das  F.  S. 
priv.  Landes-Industrie-Comptoir  in  Weimar,  ferner  das  Industrie- 
Comtoir  und  das  Comtoir  *für  Literatur  in  Leipzig,  das  kurf. 
sächsische  priv.  Adreß-Comtoir  in  Dresden,  das  Augsburgische 
Commissions-  und  Adreß-Bureau,  das  Neue  Industrie-Comtoir  in 
Mannheim,  das  OfTenbacher  Commissions-Comtoir,  das  Kunst- 
und  Industrie-Comtoir  in  Wien.  Endlich  ist  von  einem  kaiser- 
lichen priv.  Intelligenz-  und  Adreß-Comptoir  in  Augsburg  die 
Rede.  Wie  es  scheint,  handelte  es  sich  dabei  um  Inserate,  die 
für  die  örtlichen  Intelligenzblätter  nicht  geeignet  befunden  worden 
waren. 

Im  allgemeinen  hatten  die  Intelligenzblätter  im  Laufe  des 
XVIII.  Jahrhunderts  fast  überall  den  gleichen  Charakter  ange- 
nommen. Reine  Inseratenblätter  waren  sie  nirgends,  soweit  meine 
Beobachtung  reicht.  Vielmehr  hatten  alle  zugleich  auch  belehren- 
den und  unterhaltenden  Inhalt  und  mochten  so  dem  ganzen  Lese- 
bedürfnis breiter  Schichten  der  Bevölkerung  vollkommen  genügen. 
Die  wenigen  Menschen,  welche  darüber  hinaus  wollten,  hielten 
eine  gedruckte  oder  geschriebene  politische  Zeitung. 

Bis  jetzt  sind  die  Intelligenzblätter  gelten  untersucht  worden. 
Nur  für  Basel  liegt  eine  eingehende  Arbeit  vor,  die  alle  Seiten 
der  wirtschaftlich  doch  gewiß  nicht  unwichtigen  Entwicklung 
berücksichtigt  *),  und  es  ist  für  die  Natur  der  ganzen  Erscheinung 
nicht  wenig  bezeichnend,  daß  dort  die  Intelligenz-Anstalt  zum 
Trödelgeschäft  geworden  war. 

Im  Laufe  des  XIX.  Jahrhunderts  haben  sich  die  deutschen 
Intelligenzblätter  wesentlich  verändert.  Ein  Teil  derselben  wurde 
zu  Regierungsorganen,  die  neben  den  amtlichen  Bekanntmachungen 
auch  allerlei  Gemeinnütziges  enthielten,  das  man  die  Landes- 
kinder wissen  lassen  wollte.  Die  meisten  fügten  den  privaten 
Inseraten  politische  Nachrichten  hinzu,  und  es  gibt  unter  ihnen 
solche,    bei   denen    der  politische  Teil  den  Anzeigen  nachgesetzt 
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ist.  Ja  es  fand  sich  sogar  ein  Beispiel,  in  dem  die  Politik  in 
gereimter  Form  den  Lesern  dargeboten  wurde.  Da  gleichzeitig 
die  politischen  Zeitungen  nicht  nur  allerlei  Belehrendes  und  Unter- 
haltendes zu  bringen  begannen,  sondern  sich  auch  der  privaten 
Anzeigen  bemächtigten,  so  entstand  jener  einheitliche  Typus  der 
lokalen  Kleinpresse,  der  noch  jetzt  das  deutsche  Zeitungswesen 
charakterisiert  und  in  den  Generalanzeigern  eigentlich  nur  zu 
seinem  Ursprünge  zurückgekehrt  ist. 

Im  Jahre  1802  erschien  zu  Weimar  anonym  ein  246  Seiten 
starkes  Buch  unter  dem  Titel:  »Die  Intelligenzblätter- 
kunde für  den  nicht  unterrichteten  Privatmann,  enthaltend  eine 
Beispielsammlung  der  vorzüglichsten  Intelligenzartikel,  eine  kurze 
Anweisung  sie  richtig  abzufassen,  und  ein  alphabetisches  Ver- 
zeichnis der  bekanntesten  Intelligenzexpeditionen,  welche  Anzeigen 
zur  öffentlichen  Bekanntmachung  annehmen.«  Also  eine  Art 
Briefsteller  für  Inserenten,  der  durch  die  ein  Jahr  früher  erschienene 
Arbeit  von  Schwarzkopf  angeregt  sein  mochte.  Das  beigegebene 
Verzeichnis  von  Orten  mit  Intelligenz-Comptoiren  weist  nicht 
weniger  als  147  Namen  auf,  unter  welchen  jedoch  22  österreichische 
Städte  und  Kronländer  einbegriffen  sind.  Im  ganzen  kennt  der 
Verfasser  in  diesen  130  Intelligenzblätter ;  aber  nur  37  von  ihnen 
führten  den  Titel  «Intelligenzblatt«,  38  hießen  »Wochenblatt«, 
28  »Anzeiger«  oder  »Wöchentliche  Anzeigen«,  20  »Nachrichten«, 
»Nachrichtenblatt«,  »Adreß-Comtoir-Nachrichten«  (in  Nürnberg 
selbst  »Wöchentliche  Frage-  und  Anzeige-Nachrichten«),  2  »An- 
frageblatt« und  je  1  »Tageblatt«,  »Provinzialblatt«,  »Korrespondenz- 
blatt«, »Mittwochsblatt«.  Zeitungen,  welche  nebenbei  »Intelligenz- 
nachrichten bringenc  fand  der  Verfasser  58.  Das  Anzeigenwesen 
befand  sich  also  zu  Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts  noch  vor- 
wiegend in  den  Händen  der  Intelligenz-Comptoire. 

Eigentümlich  hatten  sich  die  Verhältnisse  in  Preußen  ge- 
staltet. Hier  hatte  der  von  Friedrich  Wilhelm  I.  begründete 
Intelligenzzwang  nicht  bloß  in  Berlin,  sondern  auch  in  einer  Reihe 
von  Provinzialstädten  zur  Errichtung  von  Intelligenzkomptoiren 
und  Intelligenzblättern  geführt.  Als  Sitze  solcher  werden  genannt : 
Halle,  Magdeburg,  Stettin,  Minden,  Duisburg,  Aurich,  Königsberg, 
Danzig,  Aschersleben  und  der  Fränkische  Kreis.  Eigentlich  wur- 
den sie  als  Einrichtungen  der  Post  angesehen.  Nach  Abzug  der 
dieser  zukommenden  Vergütung  betrug  der  an  das  Militär- Waisen- 
haus in  Potsdam  abzuführende  Ertrag  durchschnittlich : 
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in  den  Jahren  Thaler 

1824— 1848  31923 

1838— 1848  34  099 

1844 — 1848  41  890 

Man  konnte  nicht  sagen,  daß  die  offizielle  Inseratenpubli- 
kation dem  Bedürfnisse  entsprechend  fortgeschritten  wäre.  Es 
ergibt  sich  das  schon  aus  den  in  mehreren  Provinziallandtagen 
aufgetretenen  Bestrebungen  auf  Begründung  neuer  Intelligenz- 
blätter. Außerdem  scheint  sich  die  Post  der  Sache  nicht  mit 
besonderem  Eifer  angenommen  zu  haben.  So  kam  es,  daß  die 
politischen  Zeitungen  immer  mehr  das  Anzeigenwesen  an  sich 
zogen,  was  ihnen  eigentlich  nur  erlaubt  war,  wenn  ein  Inserat 
bereits  in  einem  Intelligenzblatte  gestanden  hatte.  Ueberdies  war 
das  Potsdamer  Militär-Waisenhaus  zufrieden,  wenn  sie  durch  eine 
jährliche  Abgabe  sich  die  Lizenz  dazu  erkauften.  Gegen  die 
Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  war  infolgedessen  das  private  An- 
zeigenwesen in  Preußen  bereits  so  entwickelt,  daß  die  Regierung 
1849  selbst  den  beiden  Kammern  des  Landtags  den  Antrag 
unterbreitete,  den  Intelligenzzwang  und  die  amtliche  Herausgabe 
der  Intelligenzblätter  aufzuheben  und  das  Militär- Waisenhaus  in 
Potsdam  durch  Zuweisung  einer  Jahresrente  von  40000  Thalern 
aus  der  Staatskasse  zu  entschädigen.  Infolgedessen  hörten  beide 
Institute  vom  I.  Januar  1850  ab  auf. 

Mit  dem  Untergange  des  Intelligenzwesens  war  dies  jedoch 
keineswegs  gleichbedeutend.  Vor  mir  liegt  je  eine  Nummer  des 
Berliner  Intelligenz-Blattes  vom  30.  September  1847  un<^  vom 
20.  April  1855.  Am  Kopfe  trägt  jede  gleichlautend  den  Vermerk 
» Intelligenz- Comtoir,  Kurstraße  Nr.  2«  und  in  ihrer  Ausstattung 
sind  beide  einander  völlig  gleich.  An  der  Spitze  des  Textes 
enthält  jede  amtliche  Bekanntmachungen;  dann  folgen  auf  vier 
Seiten  in  langen  zweispaltigen  Zeilen  die  privaten  Inserate,  zum 
Teil  bereits  mit  allerlei  konventionellen  Vignetten  versehen,  so 
wie  es  Justus  Moser  einst  nach  amerikanischem  Vorbilde 
empfohlen  hatte,  und  am  Schlüsse  heißt  es:  »Hier  folgen  zwei 
Beilagen«.  Nur  darin  unterscheidet  sich  das  Exemplar  von  1855 
von  dem  von  1847,  daß  ersteres  am  Ende  den  Kurszettel  der 
Berliner  Börse  vom  19.  April  1855  enthält,  der  auch  die  wichtig- 
sten Rubriken  der  heutigen  Einteilung  schon  aufweist.  Das 
Format  ist  in  beiden  das  gleichgroße  Folioformat  der  meisten 
heutigen  Zeitungen. 

Damit   aber  nicht  genug.     Am  5.  April  1856  begann  eben- 
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falls  in  Berlin  auf  noch  größerem  Format  ein  »Allgemeines 
Intelligenzblatt  für  Handel  und  Gewerbe«  zu  erscheinen,  das  außer 
einem  Auszuge  aus  dem  Berliner  Polizei-Berichte  über  gestohlene, 
verlorene  und  gefundene  Gegenstände  nur  Privat- Anzeigen  enthält 
und  als  dessen  Verlag  das  »Preußische  Literatur- Comptoir  (G.  A. 
Hoevel)«  am  Schlüsse  zeichnet.  Wenn  einem  Privatunternehmer 
die  Herausgabe  eines  solchen  Intelligenzblattes  damals  erfolgver- 
sprechend genug  erscheinen  konnte,  so  weist  das  darauf  hin,  daß 
im  Publikum  das  Intelligenzwesen  noch  als  die  gegebene  Form 
des  Annoncierens  erscheinen  mußte.  Auch  die  Herausgabe  durch 
eine  Anstalt,  die  den  alten  Frage-  und  Anzeige-Aemtern  ent- 
sprach, ist  überaus  charakteristisch,  nur  daß  man  dafür  einen 
andern  Namen  als  den  des  anderweitig  bereits  belegten  Intelligenz- 
Comptoirs  wählen  mußte. 

Auch  im  übrigen  Preußen  ist  das  Intelligenzwesen  mit  der 
Aufhebung  des  Intelligenzzwanges  keineswegs  verschwunden.  In 
meinen  Händen  sind  vier  Blätter  aus  den  Jahren  1850  bis  1856. 
Das  erste  ist  Nr.  6  vom  »Intelligenzblatt  für  die  Stadt  Aschers- 
leben und  die  Umgegend«,  vier  Quartseiten,  von  denen  mehr  als 
die  Hälfte  durch  eine  Abhandlung  über  die  Entstehung  der  Braun- 
kohlen gefüllt  ist,  während  darauf  amtliche  und  private  Anzeigen 
folgen ;  am  Schlüsse  der  Kirchenzettel  und  Getreidepreise.  Das 
Blatt  scheint  alle  14  Tage  erschienen  zu  sein.  Sodann  Nr.  7  des 
»Intelligenzblatts  für  Stadt  und  Kreis  Bunzlau«  von  1855,  ein 
halber  Bogen,  beginnend  mit  gereimten  Nachrufen  auf  zwei  Ver- 
storbene. Es  folgen  darauf  amtliche  Bekanntmachungen,  unter- 
mischt mit  privaten  Inseraten,  Getreidepreise  des  Bunzlauer 
Marktes.  Am  Schlüsse  erfahren  wir  auch,  daß  das  Intelligenz- 
blatt Mittwochs  und  Sonnabends  in  1200  Exemplaren  gedruckt 
wird,  von  denen  in  Bunzlau  560,  in  Naumburg  a.  Q.  90  und  in 
den  Ortschaften  des  Kreises  550  unentgeltlich  ausgeteilt 
werden.  »Die  Einrückungsgebühren  sollen  die  Königl.  Stempel- 
Steuer,  die  bedeutenden  Unkosten  für  Druck  und  Papier  sowie 
für  die  Verteilung  aufbringen.«  An  dritter  Stelle  folgt  Nr.  253 
des  »Nordhäuser  Intelligenzblattsc  von  1856,  ein  vierseitiger  Bogen, 
vorn  amtliche  Bekanntmachungen,  dann  anderthalb  Seiten  Inserate 
und  darauf  politische  Nachrichten,  Vermischtes,  Handel  und 
ökonomische  Nachrichten,  Nordhäuser  Fruchtpreise  und  am  Schluß 
ein  fast  die  ganze  letzte  Seite  einnehmendes  Feuilleton  —  also 
dem    heute  Ueblichcn   geradezu  entgegengesetzt.     Das  vierte  er- 
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schien  in  Stendal  und  nannte  sich  »Altmärkisches  Intelligenz-  und  t 
Lese-Blatt«.  Die  Nr.  103  vom  24.  Dezember  1850  hat  vier  Quart- 
seiten, amtliche  Bekanntmachungen  untermischt  mit  Privatanzeigen. 
Die  Schlußseite  ist  »Lese-Blatt«  überschrieben  und  enthält  ein 
Weihnachtsgedicht,  den  festlichen  Kirchenzettel  und  die  Getreide- 
preise vom  letzten  Markttage.  Uebrigens  wurde  der  ursprüng- 
liche Name  des  inzwischen  an  Umfang  wesentlich  gewachsenen 
Blättchens  am  1.  März  191 9  in  »Altmärkische  Tageszeitung«  um- 
gewandelt. 

Aus  Sachsen  liegen  Intelligenzblätter  für  Dresden  (1730— 1855), 
Leipzig  (1848),  Großenhain  (1813 — 1855),  Döbeln  und  seine  Um- 
gebungen (1851),  Frankenberg  mit  Sachsenburg  (1855)  vor.  Das 
Dresdner  Blatt  heißt  1730:  »Der  Königl.  Pohln.  Churfl.  Sächsischen 
Residentz-Stadt  Dreßden  Wöchentlicher  Anzeiger  und  Nachricht«, 
1791  :  »Dreßdnische  Frag-  und  Anzeigen  von  allerhand  dem  ge- 
meinen Wesen  nöthigen  und  nützlichen  Sachen«,  1824:  »Dresdner 
Anzeigen«  und  1846:  »Dresdener  Anzeiger«  —  ein  Titel,  der 
ihm  bis  auf  den  heutigen  Tag  geblieben  ist.  Gegenwärtig  ist  es 
ein  parteiloses  politisches  Blatt,  das  durch  ein  Vermächtnis  in 
den  Besitz  der  Stadt  gekommen  ist.  Weit  früher  haben  das 
»Großenhainer  wöchentliche  Unterhaltungs-  und  Intelligenzblatt«, 
das  »Intelligenz-  und  Anzeigeblatt  für  Döbeln  und  seine  Um- 
gebungen«, das  »Intelligenz-  und  Wochenblatt  für  Frankenberg 
mit  Sachsenburg  und  Umgebung«  sich  der  Politik  zugewandt, 
während  das  »Leipziger  Intelligenzblatt«  1848  noch  durchaus 
den  Charakter  der  Blätter  aus  dem  XVIII.  Jahrhundert  trägt.  Das- 
selbe läßt  sich  von  den  aus  den  fünfziger  und  sechziger  Jahren 
des  XIX.  Jahrhunderts  vorliegenden  Intelligenzblättern  bayerischer 
Städte  sagen  und  gilt  noch  mehr  von  den  gleichartigen  Organen 
kleinerer  Staaten  (Herzogtum  Anhalt-Bernburg  185 1,  Herzogtum 
Nassau  1854,  Herzogtum  Sachsen- Gotha  1854,  Fürstentum  Schwarz- 
burg 1855).  Sie  sind  alle  gleichzeitig  Regierungsblätter  und  so 
benannt. 

Heute  ist  aus  den  Zeitungskatalogen  der  Post  und  der 
Annoncen-Expeditionen  selbst  der  Name  »Intelligenzblatt«  fast 
verschwunden.  Nur  in  Preußen  hat  eine  Durchsicht  des  Haasen- 
stein  &  Voglerschen  Katalogs  von  1906  ihn  etwa  ein  Dutzend- 
mal auffinden  lassen.  In  der  Hälfte  dieser  Fälle  ist  er  bloßer 
Nebentitel  neben  »Zeitung«,  »Fremdenblatt«,  »Nachrichten«.  Rein 
fand  er  sich  nur  in  Königs- Wusterhausen,  Danzig,  Gleiwitz,  Sobern- 
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heim,  Solingen  und  merkwürdigerweise  zweimal  in  Berlin.  Bei 
der  Zähigkeit,  mit  der  Zeitungen  an  dem  gewohnten  Titel  festzu- 
halten pflegen  und  der  durch  übermäßige  Konkurrenz  hervorge- 
brachten Verlegenheit  um  neue  Zeitungsnamen  muß  das  wunder 
nehmen.  Vielleicht  ist  es  so  zu  erklären,  daß  der  Name  in  Miß- 
kredit geraten  ist,  so  daß  selbst  Benennungen  wie  >  Annoncen- 
blatt«, >  Anzeigeblatt«,  >  Geschäftsanzeiger«  ihm  vorgezogen  wur- 
den. Sicher  aber  ist,  daß  auch  da,  wo  er  sich  erhalten  hat  oder 
neu  angenommen  worden  ist,  der  Charakter  des  alten  Intelligenz- 
blattes verlassen  worden  ist.  Ohne  einen  redaktionellen  Teil  er- 
scheint keines  der  erwähnten  Blätter  mehr,  bestände  dieser  auch 
nur  in  der  Uebermittlung  der  neuesten  politischen  Nachrichten. 
Reine  Annoncenblätter  findet  man  heute  nur  noch  unter  den 
Fachzeitschriften. 

Ist  somit  der  politische  Teil  allgemein  zum  Vehikel  des 
Annoncenteils  geworden  und  macht  die  gegenseitige  Abhängig- 
keit beider  voneinander  geradezu  das  Wesen  der  modernen  Tages- 
presse aus,  so  ist  der  übrige  Inhalt  der  Intelligenzblätter  mit  der 
Zeit  an  den  Handelsteil  der  Tagespresse  übergegangen.  Der 
Unterschied  liegt  nur  darin,  daß  das  XVIII.  Jahrhundert  sich 
vorzugsweise  aus  nützlichen  Artikeln  über  Land-  und  Hauswirt- 
schaft belehrte,  während  heute  die  Kapitalanlage  an  der  Börse 
und  Geschäftsnachrichten  für  Handel  und  Großindustrie  an  dieser 
Stelle  gesucht  werden.  Wirtschaftlich  Nutzbares  dem  Privatmanne 
zu  bieten  und  ihn  dadurch  in  der  Verbesserung  seiner  Ein- 
kommensverhältnisse zu  unterstützen,  war  dort  und  ist  hier  die 
Aufgabe  der  periodischen  Presse. 

Die  Intelligenzblätter  waren,  wie  wir  bereits  wissen,  ursprüng- 
lich nur  eines  der  Mittel,  welches  die  alten  Intelligenz-Comptoire 
neben  andern  anwandten,  um  ihre  Zwecke  zu  errreichen.  Mit 
der  Zeit  wurden  sie  Selbstzweck  und  nach  der  Verbindung  dieses 
Zweckes  mit  der  politischen  Presse  haben  sie  diese  im  Laufe  der 
Zeit  sich  völlig  untergeordnet,  so  daß  die  heutige  Zeitung  nichts 
weiter  als  ein  Erwerbsunternehmen  ist,  das  vermöge  eines  redak- 
tionellen Inhaltes  Anzeigenraum  verkäuflich  macht.  Daß  er  dies 
an  sich  nicht  ist,  wurde  schon  bei  Begründung  der  Intelligenz- 
blätter erkannt  und  wird  auch  beachtet  werden  müssen,  wenn 
die  Zukunft  die  Notwendigkeit  der  Trennung  zwischen  Politik 
und  Anzeigen  ergeben  wird.  Die  Preisliste  der  Reichspost  für 
1918  zählt  67  Zeitungen    auf,    deren  Titel  mit  »Generalanzeiger« 
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beginnt,  10  »Anzeigeblätter«  und  96  »Anzeiger«.  Alle  diese 
Blätter  verraten  schon  in  ihren  Namen  das,  was  für  sie  die  Haupt- 
sache ist,  ihre  Bestimmung  für  Inseratengewinnung.  Aber  keines 
von  ihnen  gleicht  den  alten  intelligenzblättern.  Jedes  vermittelt 
mindestens  politische  Nachrichten,  und  viele  werden  auch  auf 
Urteil  und  Willensrichtung  ihres  Leserkreises  einzuwirken  suchen. 

Auch  der  Inhalt  ihres  Anzeigenteiles  hat  sich  wesentlich 
geändert.  Und  ebenso  ist  es  bei  der  großen  Masse  der  übrigen 
Tageszeitungen.  Die  wirtschaftliche  Reklame  ist  zu  einem  not- 
wendigen Bestandteil  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  ge- 
worden *),  und  die  gesellschaftliche  Entwicklung  hat  eine  gewaltige 
Vermehrung  der  Zeitungsanzeigen  nach  sich  gezogen.  Aber  das 
Prinzip  der  Gebrauchsteilung  hat  auf  diesem  Gebiete  nirgends 
Platz  gegriffen,  so  nachteilig  auch  die  eingetretene  Ordnung  auf 
die  Natur  der  Tagespresse  zurückwirkt.  Ob  man  ihm  in  Zukunft 
besser  wird  gerecht  zu  werden  wissen,  wer  weiß  es? 

Wirft  man  zum  Schlüsse  einen  Blick  auf  das  Verhältnis  der 
Intelligenzblätter  zu  den  politischen  Zeitungen  ihrer  Blüteperiode, 
so  zeigt  sich  in  ihrer  Entstehung  ein  gewisser  Parallelismus. 
Wie  die  politischen  Zeitungen,  zuerst  in  geschriebener  und  dann 
in  gedruckter  Form,  sich  eng  an  die  von  der  Post  organisierte 
Nachrichtensammlung  anschlössen  2),  so  waren  auch  die  Intelligenz- 
blätter Schöpfungen  öffentlicher  Verkehrsanstalten  und  wurden  als 
deren  Anhängsel  betrieben.  Wie  jene,  so  erschienen  auch  diese 
anfangs  bloß  wöchentlich;  beide  waren  aber  ihrem  Wesen  nach 
streng  von  einander  gesondert.  Die  Zeitung  brachte  aus  allen 
Ländern  Nachrichten  öffentlichen  Interesses  und  bediente  mit 
diesen  das  Publikum  der  höheren  Stände ;  das  Intelligenzblatt 
war  in  der  Regel  örtliches  Publikationsmittel  für  den  wirtschaft- 
lichen Kleinverkehr  und  suchte  durch  unterhaltende  und  belehrende 
Einschiebsel  auf  die  Masse  des  Volkes  zu  wirken.  Seiner  Natur 
nach  konnte  nur  ein  Intelligenzblatt  in  einer  Stadt  bestehen, 
weil  die  Herausgabe  mehrerer  die  Bevölkerung  mit  größeren 
Kosten  belastet,  die  Erreichung  des  mit  der  ganzen  Einrichtung 
verbundenen  Zweckes  aber  erschwert  haben  würde  3).     Die  Zahl 


0  VgL  Jhg.  LXXIII  (1917/18),  S.  468  fT.  474  f. 

2)  Vgl.  meine  Entstehung  der  Volkswirtschaft,  erste  Sammlung,  S.  246  und  254. 

3)  Man   vergleiche   die  Entscheidung  des  Basler  Rates  auf  ein  Ansuchen  um 
Konzession  eines  zweiten  Avisblattes  bei  Mangold  a.  a.  O.  S.   10. 
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der  Zeitungen  dagegen  war  durch  solche  Rücksichten  nicht  be- 
schränkt ;  höchstens  daß  konfessionelle  Gegensätze  oder  die  Lage 
der  Erscheinungsorte  auf  sie  einwirken  mochten.  Die  spätere 
Entwicklung  hat  beide  Erzeugnisse  der  Druckerpresse  einander 
angeglichen;  die  Zeitungen  sind  Intelligenzblätter,  die  Intelligenz- 
blätter Zeitungen  geworden. 
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Die    sozialpolitische    Gesetzgebung   der   Republik   Oesterreich 
vom  Tage  ihrer  Gründung  (12.  XI.   19 18). 

Von 
Dr.  Erwin  Paneth. 

I.  Teil :  Angestelltenschutz. 

a)  VA.  des  d.ö.  Staatsrates  vom  18.  XI.  19 18,  STGB).  Nr.  28  über 
die  Beschränkung  der  Kündigung  bereits  bestehender  Dienstverhält- 
nisse. 

Mit  dem  Zusammenbruch  und  der  gleichzeitig  jäh  abreißenden 
Kriegskonjunktur  ergab  sich  sofort  die  Notwendigkeit,  einerseits  für 
die  aus  dem  Kriege  Heimkehrenden  irgendwie  Beschäftigung  zu  schaffen, 
anderseits  aber  auch  den  Kriegsaushelfern  ihre  Posten  zu  bewahren. 
Abgesehen  von  der  wirtschaftlichen  Notwendigkeit  waren  für  die  rich- 
tige Einschätzung  dieser  Tatsachen  auch  politische  Erwägungen  maß- 
gebend, da  man  während  der  Tagesstunden  so  viel  Personen  wie  mög- 
lich von  der  Straße  fernhalten  wollte.  Die  Richtigkeit  dieser  Behaup- 
tung beweist  auch  die  Auswahl  derjenigen  Personen,  auf  welche  sich 
der  gesetzliche  Schutz  erstreckte.  Es  mußten  nämlich  lediglich  die 
dem  Handlungsgehilfengesetz  unterliegenden  Per- 
sonen wieder  eingestellt  (Heimkehrer)  resp.  im  Dienste  behalten  wer- 
den. Dem  HGG.  unterliegen  nun  aber  bloß  Personen,  welche  im  Be- 
triebe eines  Kaufmannes  kaufmännische  oder  höhere,  nicht  kauf- 
männische Dienste  leisten  (§1),  also  das  Verkaufs-  und  Bureaupersonal, 
sowie  eine  Anzahl  von  im  §  2  des  HGG.  taxativ  angeführten  Dienst- 
nehmergruppen,  im  großen  und  ganzen  Personen,  welche  irgendeine 
produktive  Tätigkeit  betreiben  und  Beamtencharakter  haben.  Es  ist 
also  zum  weitaus  überwiegenden  Teil  die  Masse  der  Halbintelligenz, 
das  sogenannte  geistige  Proletariat,  welches  sich,  wie  die  spätere  Er- 
fahrung auch  bewiesen  hat,  den  extremen  politischen  Ideen  und  dar- 
unter vornehmlich  dem  Bolschewismus  mit  besonderer  Vorliebe  zu- 
wandte. 
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Der  deutschösterreichische  Staatsrat  (ehem.  Ministerrat)  erließ  da- 
her am  18.  XL  1918  *)  eine  bis  31.  X.  191g  rückwirkende  Vollzugsan- 
weisung, wodurch  alle  am  31.  X.  191 8  oder  später  ausgesprochenen 
Kündigungen  ungültig  sein  sollten.  Da  nach  dem  HGG.  Kündigungs- 
erklärungen nur  jeden  15.  und  letzten  eines  Monates  in  Kraft  treten 
können,  so  waren  somit  alle  am  15.  X.  1918  ungekündigten  Per- 
sonen geschützt  oder  mit  anderen  Worten  sämtliche  Kündigungen, 
welche  mit  Rücksicht  auf  die  geänderten  politischen  Verhältnisse  aus- 
gesprochen worden  waren,  waren  gesetzlich  annulliert.  Das  Kündigungs- 
verbot war  anfänglich  nur  bis  zum  30.  XII.  1918  statuiert,  wurde 
jedoch  fortlaufend  bis  29.  IX.  1919  verlängert,  so  daß  frühestens  mit 
dem  30.  IX.  1919  rechtskräftig  gekündigt  werden  konnte. 

Dem  Dienstnehmer  blieb  jedoch  immer  das  Recht  gewahrt, 
nach  den  Bestimmungen  des  HGG.  sein  Dienstverhältnis  zu  kündigen. 
Ebenso  blieb  das  Recht  beider  Teile,  aus  einem  wichtigen  Grunde 
(§  25,  26  und  27  HGG.)  das  Dienstverhältnis  vorzeitig  zu  lösen,  aufrecht. 

Um  aber  doch  einen  langsamen  Abbau  des  Personales  zu  ermög- 
lichen, wurde,  je  nach  dem  Eintrittsjahr,  eine  Kündigung  unter  Ein- 
haltung einer  vier-  bis  neunmonatigen  Kündigungsfrist  für  zulässig  er- 
klärt, eine  Möglichkeit,  von  der  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die  unge- 
wohnt langen  Termine  verhältnismäßig  geringer  Gebrauch  gemacht 
wurde. 

Diese  Einrichtung  wurde  dann  auch  das  Vorbild  für  den  end- 
gültigen Abbau  des  Kündigungsverbotes  (VA.  vom  25.  IX.  1919,  STGB1. 
Nr.  462),  indem  für  die  in  der  Zeit  vom  30.  IX.  1918  bis  30.  III.  1919 
erklärten  Kündigungen,  je  nach  dem  Jahre  des  Dienstantrittes,  die  Ein- 
haltung einer  zwei-  bis  sechsmonatigen  Kündigungsfrist  und  außer- 
dem beim  Austritt  die  Zahlung  einer  in  monatlichen  Teilbeträgen 
fälligen  Abfertigung  im  Ausmaße  des  ein-  bis  sechsfachen  Monatsent- 
geldes festgesetzt  wurde.  Wird  das  Dienstverhältnis  am  31.  III.  19 19 
oder  später  gekündigt,  so  ist  bloß  je  nach  dem  Eintrittsjahre  die  zwei- 
bis  sechsmonatige  Kündigungszeit  einzuhalten,  eine  Abfertigung  braucht 
jedoch  nur  in  Betrieben  mit  mindestens  sechs  Handlungsgehilfen  und 
Lehrlingen  im  halben  Ausmaß  gewährt  zu  werden.  Ab  1.  I.  192 1 
treten  auch  diese  verlängerten  Kündigungsfristen  und  Abfertigungen 
außer  Kraft.     (VA.  vom  27.  III.  1919,  STGB1.  Nr.  126.) 

b)  Als  Voraussetzung  für  die  Verpflichtung  der  Dienstgeber  zur  Wie- 
dereinstellung2) der  Heimkehrer  wurde  entweder  gefordert,  daß  das 
Dienstverhältnis  bereits  am  26.  VI.  1914  bestand  oder  daß  der  Be- 
treffende  nach    dem    26.  VI.    1914   bis   zum   Tage  seiner   Einrückung 


1)  VA.  vom   18.  XI.   1918,  STGB1.  Nr.  28. 

2)  VA.  vom   18.  XI.   1918,  STGB1.  Nr.  27. 
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mindestens  zwei  Jahre  auf  Grund  der  ergänzenden  Vollzugsanweisung1) 
mindestens  ein  Jahr  ununterbrochen  bei  demselben  Dienstnehmer  Dienste 
leistete.  Diese  Beschränkungen  schuf  man,  wenn  auch  ungern,  aus 
dem  Grunde,  weil  man  die  Einstellung  von  mehreren  Personen  auf 
einen  Dienstposten  und  außerdem  die  Weiterverwendung  des  am  30.  X. 
191 8  ungekündigten  Personales  doch  für  die  wirtschaftliche  Leistungs- 
fähigkeit  des   einzelnen  Unternehmens  als  zu  belastend  fand. 

Da  aber  schon  seinerzeit  aus  Anlaß  der  Einrückung  zahlreiche 
Lösungen  von  Dienstverhältnissen  erfolgt  waren,  so  wurden  alle  nach 
dem  31.  XII.  191 5  erklärten  Kündigungen  oder  einseitigen  Lösungen 
rückwirkend  als  ungültig  und  demnach  für  aufgehoben  erklärt.  Der 
Stichtag  1.  X.  191 6  wurde  deshalb  gewählt,  weil  die  kaiserliche  Ver- 
ordnung vom  29.  II.  1916,  RGBl.  Nr.  58  von  diesem  Tage  ab  gewisse, 
wenn  auch  beschränkte  Schutzbestimmungen  für  Eingerückte  erlassen  hatte. 

Wenn  aber  dem  Heimkehrer  wirklich  geholfen  werden  sollte,  so 
war  außer  der  Aufrechterhaltung  des  Dienstverhältnisses  ferner  noch 
die  Regulierung  der  Bezüge  erforderlich,  da  es  ja  klar  ist,  daß  ein 
Betrag,  der  beispielsweise  am  25.  VI.  191 4  zur  Deckung  der  Bedürf- 
nisse genügte ,  am  18.  XL  191 8  nicht  mehr  hiefür  ausreichen 
konnte.  Der  Gesetzgeber  hat  nun,  wenn  auch  im  beschränkten  Maße, 
dieser.  Forderung  entsprochen  und  Zuschläge  festgesetzt,  die  je  nach 
dem  Zeitpunkte  der  Einrückung  verschieden  abgestuft  wurden.  Die 
Grundlage  blieben  natürlich  die  Bezüge  (Gehalt,  Teuerungszulage,  Re- 
muneration, Tantieme,  Naturalbezüge  usw.)  vor  der  Einrückung. 

Die  Zuschläge  betragen : 
120%  (240%),  wenn  die  Einrückung  vor  dem  1.  VII.  1915  erfolgte. 
100%  (200%),  wenn  die  Einrückung  zwischen    dem    1.    VII.  191 5  und 

1.  VII.  191 6  erfolgte, 
75%  (120%),  wenn  die  Einrückung  zwischen    dem    1.  VII.  191 6   und 

1.  VII.  1917  erfolgte, 
60%  (80%)>  wenn  die  Einrückung  nach  dem  1.  VII.  191 7  erfolgte. 

Die  eingeklammerten  Ziffern  bedeuten  die  Sätze,  die  diesbezüglich 
die  VA.  vom  28.  XII.  1919,  STGB1.  Nr.  537  festlegte.  Ebenso  wurde 
durch  diese  VA.  den  nach  dem  1.  VII.  1918,  Eingerückten  ein  6o%iger 
Zuschlag  gewährt,  während  gemäß  den  ersten  Bestimmungen  CV.  A. 
Nr.  27  (1918)  diese  mit  den  früheren  Bezügen  einzutreten  hatten. 

Da  der  Gesetzgeber  durch  diese  Erhöhungen  nur  ein  Existenz- 
minimum gewähren  und  sich  naturgemäß  von  einer  weiteren  Einfluß- 
nahme auf  die  Bezüge  fernehalten  wollte,  so  wurde  schließlich  noch 
bestimmt,  daß  trotz  der  obigen  Zuschläge  eine  Verpflichtung,  mehr 
als  1250  K.  (K  2000. — )  an  Monatsbezügen  zu  bezahlen,  durch  diese 
Vorschrift  nicht  entsteht. 


1)  VA.  Tom  28.  XI.   1919,  STGB1.  Nr.  537. 
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IL  Teil:   Arbeitslosen  fürsorg  e. 

a)  Vollzugsanweisung  des  d.  ö.  Staatsrates  vom  6.  November  191 9, 
STGB1.  Nr.  20  über  die  Einführung  der  staatlichen  Arbeitslosenunter- 
stützung und  Ges.  vom  24.  III.  1920,  STGB1.  Nr.  153  über  die  Arbeits- 
losenversicherung. 

Da  aber  die  im  I.  Teil  wiedergegebenen  Regierungsmaßnahmen 
sich  bloß  auf  die  durch  das  Handlungsgehilfengesetz  geschützten  Per- 
sonen erstreckten  und  da  trotz  dieser  Maßnahmen  auch  nur  ein  Teil 
dieser  Gruppe  wenn  auch  nicht  beschäftigt  so  doch  in  einem  Dienst- 
verhältnis erhalten  wurde,  so  blieb  einerseits  der  Rest  der  unter  das 
Handlungsgehilfengesetz  fallenden  Personen  anderseits  die  gesamte 
Arbeiterschaft,  die  vom  Heeresdienste  heimgekehrt  war  oder  wegen  der 
jäh  abreißenden  Kriegskonjunktur  entlassen  wurde,  unversorgt. 

Durch  die  Vollzugsanweisung  vom  6.  XL  191 8,  STGB1.  Nr.  20 
wurde  in  Oesterreich  die  staatliche  Arbeitslosenunterstützung  ein- 
geführt. Jeder  nach  dem  Gesetz  vom  30.  III.  1888,  RGBl.  Nr.  33  be- 
treffend die  Krankenversicherung  der  Arbeiter  und  nach  dem  Gesetz 
vom  28.  VII.  1889,  RGBl.  Nr.  127  betreffend  die  Regelung  der  Ver- 
hältnisse der  Bruderladen  der  Krankenversicherungspflicht  unterliegende, 
nach  Deutschösterjeich  zuständige  Arbeiter  ohne  Unterschied  des  Ge- 
schlechtes erhielt  durch  die  zitierte  Vollzugsanweisung  vom  19.  No- 
vember Anspruch  auf  die  Arbeitslosenunterstützung. 

Da  es  nach  dieser  Textierung  fraglich  war,  ob  auch  die  Ange- 
stellten Anspruch  auf  diese  Unterstützung  haben,  wurde  durch  VA. 
vom  20.  XL  1918,  STGB1.  Nr.  32  dies  ausdrücklich  festgestellt. 

Die  Höhe  des  Unterstützungsbeitrages  wurde  durch  das  dem  Ver- 
dienst des  Betreffenden  entsprechende  Krankengeld  festgesetzt. 

Im  großen  und  ganzen  wurden  jedoch  täglich  K.  6. —  (das  ist 
die  höchste  Stufe  des  Krankengeldes)  an  alle  Arbeitslosen  gleichmäßig 
ausbezahlt. 

Außerdem  gebührte  für  jedes  unversorgte  in  der  Erhaltung  des 
Arbeitslosen  stehende  und  von  seinem  Arbeitsverdienste  abhängige, 
nicht  im  Genüsse  der  Arbeitslosenunterstützung  stehende  Familien- 
mitglied eine  Familienzulage  von  K.  I. —  täglich. 

Da  es  besonders  in  den  größeren  Städten  unmöglich  war,  mit  diesen 
Beträgen  das  Auslangen  zu  finden,  so  hat  beispielsweise  die  Gemeinde 
Wien  durch  Beschluß  des  Stadtrates  vom  6.  II.  1919,  PrZ.  181 5 
für  die  Familienmitglieder  einen  Gemeindezuschlag  von  je  K.  1. —  und 
für  die  Familienerhalter  einen  Gemcindezuschlag  von  je  K.  3.-  täg- 
lich neben  den  staatlichen  Beträgen  bewilligt. 

IkuxI  zuständige  Arbeitslose,  d.  h.  diejenigen,  welche  die  deutsch- 
österreichische  Staatsbürgerschaft  nicht  besaßen,  wurde  nach  Maßgabe 

23* 
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der  mit  ihrem  Heimatsorte  getroffenen  Vereinbarungen  diese  Unter- 
stützung auch  zugesprochen. 

Solche  Vereinbarungen  wurden  mit  dem  polnischen  Staat,  dem 
Deutschen  Reiche,  der  tschechoslowakischen  Republik  und  mit  Ungarn 
getroffen. 

Diese  Vollzugsanweisung,  die  zunächst  nur  für  drei  Monate  Gel- 
tung hatte,  wurde  dann  fortlaufend  bis  zum  8.  V.  1920  —  zuletzt  durch 
die  VA.  vom  29.  III.  1920,  STGB1.  Nr.  165  —  verlängert. 

Mit  9.  V.  1920  wurde  dieser  Zustand  durch  das  Ges.  vom  24. 
III.  1920,  STGB1.  Nr.  153  gesetzlich  und  dauernd  verankert. 

Anspruchberechtigt  sind  nach  diesem  Gesetz  alle  krankenversiche- 
rungspflichtigen  Dienstnehmer,  die  während  der  letzten  12  Monate 
mindestens  20  Wochen  in  Dienstleistung  standen,  und  zwar  höchstens 
für  die  Dauer  von  12  Wochen  innerhalb  von  12  aufeinander  folgenden 
Monaten.  Der  Anspruch  beginnt  erst  mit  dem  achten  Tage  der  Ar- 
beitslosigkeit. 

Während  eines  Arbeitskonfliktes,  (Streik,  Aussperrung)  besteht  ein 
Anspruch  auf  Unterstützung  nicht. 

Die  Kosten  werden  vorschußweise  vom  Staat  getragen,  jedoch  im 
Wege  der  Krankenkassen  dann  zu  1jz  auf  die  Unternehmer  und  zu  Vs 
auf  die  Dienstnehmer  überwälzt;  das  restliche  Drittel  trägt  der  Staat. 
Im   übrigen   wurden    die    provisorischen   Bestimmungen    übernommen. 

Das  Gesetz  enthält  außerdem  eine  Reihe  von  Uebergangsbestim- 
mungen  und  wurde  durch  die  VA.  vom  29.  IIL  1920,  Nr.  156 — 160 
authentisch  interpretiert  resp.  ergänzt. 

b)  Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  für  soziale  Verwaltung  vom 
14.  V.  1919,  STGB1.  Nr.  218  über  die  Einstellung  von  Arbeitslosen  in 
gewerblichen  Betrieben. 

Da  einerseits  die  für  Zwecke  der  Arbeitslosenunterstützung  nötigen 
Beträge  die  hiefür  in  Aussicht  genommenen  Summen  weit  über- 
schritten, anderseits  der  Zeitraum  der  wirtschaftlichen  Depression 
wesentlich  länger  währte  als  man  anfänglich  annahm  und  man  die 
Leute  ja  doch  nicht  der  Arbeit  entwöhnen  wollte,  so  wurde  durch  die 
Vollzugsanweisung  vom  14.  V.  1919,  STGB1.  Nr.  268  der  Versuch 
gemacht,  die  Unternehmer  zu  einer  Belebung  ihrer  Betriebe  durch 
Neueinstellung  von  Dienstnehmern  zu  zwingen.  Die  Vollzugsanweisung 
bestimmte  folgendes: 

Jeder  Gewerbeinhaber,  der  am  26.  III.  1919  wenigstens  15  Ar- 
beiter oder  15  Angestellte  beschäftigt  hat,  ist  verpflichtet,  vom  19.  V. 
1919  angefangen  um  ein  Fünftel  mehr  Angestellte  zu  den  gleichen  Ar- 
beits- und  Lohnbedingungen  wie  die  bisher  Beschäftigten  in  seinen 
Betrieb  einzustellen.  Arbeiter  und  Angestellte,  denen  am  26.  IV. 
191 9  schon  rechtswirksam  gekündigt  war,  sind  vom  Stande  der  Be- 
schäftigten abzurechnen. 
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Der  Gevverbeinhaber  wurde  auch  im  Wege  von  Vollzugsanwei- 
sungen weiterhin  verpflichtet,  für  jeden  Arbeiter  oder  Angestellten, 
dessen  Arbeitsverhältnis  seit  dem  26.  IV.  191 9  gelöst  wurde,  einen 
neuen  Arbeiter  oder  Angestellten  in  den  Betrieb  einzustellen. 

Diese  VA.  wurde  dann  fortlaufend  bis  auf  weiteres  verlängert. 

Während  die  Verpflichtung,  den  Personalstand  vom  26.  IV.  1919 
aufrechtzuerhalten,  für  alle  Dienstgeber  verbindlich  war,  wurde  die 
Verpflichtung  für  je  fünf  Dienstnehmer  je  einen  weiteren  einzustellen,  des- 
halb auf  Betriebe  mit  mindestens  15  Dienstnehmern  beschränkt,  da  man 
die  anderen  Betriebe  für  nicht  genügend  kapitalkräftig  erachtete,  um 
eine  derartige  Verpflichtung  und  die  mit  dieser  Verpflichtung  eventuell 
verbundenen  Investitionen  zu  tragen. 

Dieser  Versuch,  der  gewiß  sehr  interessant  ist,  schlug  vollkommen 
fehl.  Abgesehen  davon,  daß  die  administrative  Organisation  für  die 
Durchführung  in  keiner  Richtung  ausreichte  und  die  Unternehmer  alle 
nur  erdenklichen  Schwierigkeiten  bereiteten,  wehrten  sich  auch  die 
beschäftigten  Dienstnehmer  sowie  ihre  Organisationen  dagegen,  da  die 
Unternehmer  alle  gerade  in  dieser  Zeit  mit  Rücksicht  auf  die  kolossale 
Verteuerung  der  Lebensmittel  fallenden  Lohnforderungen  nur  unter  der 
Bedingung  erfüllen  zu  können  erklärten,  wenn  ihre  Betriebe  von  der 
zwangsweisen  Personaleinstellung  verschont  blieben. 

Die  Ziffern  der  sonach  eingestellten  Arbeiter  wurden  niemals  ver- 
öffentlicht. Die  Regierung  drohte  oftmals  Maßnahmen  zur  Kontrolle 
der  Einstellungen  und  Bestrafung  der  Widerstrebenden  an,  doch  waren 
alle  diese  Bemühungen  erfolglos. 

c)  Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  für  soziale  Verwaltung  vom 
2.  VI.  1919,  STGB1.  Nr.  301  und  vom  II.  VI.  1920,  STGB1.  Nr.  269 
über  den  Schutz  von  Dienstnehmern  bei  Verlegung  von  Unternehmungen 
ins  Ausland. 

Eine  bei  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  und  des  damit  verbun- 
denen Elends  für  die  Republik  Oesterreich  nicht  zu  unterschätzende 
Tatsache  bildete  ferner  die  Verlegung  des  Sitzes  zahlreicher  Unter- 
nehmungen in  die  Nationalstaaten  der  ehemaligen  Monarchie,  eine 
Maßnahme,  die  sich  sowohl  aus  steuertechnischen  wie  aus  politischen 
Gründen  als  notwendig  erwies. 

Um  nun  einerseits  diese  bedeutende  neuerliche  Belastung  der  Ar- 
beitslosenunterstützung zu  vermeiden,  anderseits  die  aus  diesem 
Grunde  entlassenen  Dienstnehmer  wenigstens  über  die  Zeit  der  ärgsten 
wirtschaftlichen  Depression  hinaus  zu  sichern,  wurden  durch  VA.  vom 
2.  VI.  1919,  STGB1.  Nr.  301  die  Unternehmungen,  welche  ihren  Sitz 
ins  Ausland  verlegen  oder  offensichtlich  im  Zusammenhange  mit  der 
Verlegung  des  Schwergewichtes  ins  Ausland  einschränken,  verpflichtet, 
Ihren  nach  dem  31.  XII.  1918  gekündigten  oder  entlassenen  Angestellten 
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und  Arbeitern  eine  nach  der  Länge  der  Dienstzeit  abgestufte  Abfertigung 
zu  gewähren.  Diese  Abfertigung  beträgt  für  Dienstnehmer,  auf  welche 
das  Handlungsgehilfengesetz  Anwendung  findet,  je  nach  der  Länge  der 
Dienstzeit  das  Ein-  bis  Dreifache  des  durchschnittlichen  Jahresentgeltes, 
für  andere  Dienstnehmer  das  acht-  bis  zweiundfünfzigfache  des  durch- 
schnittlichen wöchentlichen  Entgeltes. 

Da  die  Vollzugsanweisung  erst  am  2.  VI.  1919  erschien,  jedoch 
rückwirkende  Kraft  bis  inklusive  1.  I.  19 19  Geltung  hatte,  so  war 
allen  in  der  Zwischenzeit  entlassenen  Dienstnehmern  die  Abfertigung 
nachzuzahlen,  wobei  jedoch  seinerzeit  bereits  gewährte  Abfertigungen 
in  Abzug  gebracht  werden  konnten. 

Um  die  Subsistenz  aber  auch  tatsächlich  für  die  Zeit  der  Abferti- 
gung zu  sichern,  wurde  die  Bezahlung  der  Abfertigung  in  monatlichen 
Raten  verfügt. 

Diese  Bestimmungen  wurden  durch  VA.  vom  11.  VI.  1920,  STGB1. 
Nr.  260  auch  auf  zufolge  von  Veräußerung  der  Betriebsmittel  (Maschinen) 
ins  Ausland  aufgelöste  und  eingeschränkte  Betriebe  ausgedehnt. 

III.  Teil :    Arbeiterschutz. 

a)  Das  Gesetz  vom  19.  XII.  1919,  STGB1.  Nr.  581  über  die  Ein- 
führung des  achtstündigen  Arbeitstages  in  Oesterreich. 

Durch  das  Gesetz  vom  19.  XII.  1918,  STGB1.  Nr.  138  wurde 
der  achtstündige  Arbeitstag  in  den  fabriksmäßig  betriebenen  Ge- 
werbeunternehmungen für  die  Uebergangszeit  bis  zum  Friedensschluß 
eingeführt.  Diese  vorläufige  Regelung  wurde  gewählt,  um  dem  dringen- 
den Verlangen  der  Arbeiterschaft  nach  einer  Erfüllung  ihrer  seit  langem 
verfochtenen  Forderung  Rechnung  zu  tragen,  ohne  einer  etwa  in- 
zwischen sich  vorbereitenden  Ordnung  der  Frage  durch  zwischenstaat- 
liche Vereinbarungen  vorzugreifen. 

Mit  dem  Friedensschlüsse  sollte  das  Gesetz  seine  Wirksamkeit 
verlieren  und  da  die  erhoffte  zwischenstaatliche  Regelung  auch  in  ihren 
Umrissen  noch  nicht  erkennbar  war,  so  mußte,  falls  nicht  für  unbe- 
stimmte Zeit  eine  der  wichtigsten  sozialpolitischen  Errungenschaften, 
die  der  neue  Staat  der  Arbeiterschaft  gebracht  hatte,  in  Frage  gestellt 
sein  sollte,  das  erlöschende  Gesetz  durch  ein  neues  abgelöst  werden. 
Da  es  nicht  zweckmäßig  erschien,  neuerdings  eine  vorläufige  Regelung  vor- 
zuschlagen, deren  Wirkungszeit  sich  angesichts  der  erwähnten  ungewissen 
Aussichten  einer  zwischenstaatlichen  Vereinbarung  so  gut  wie  gar  nicht 
bestimmen  ließ,  so  folgte  man  dem  Beispiel  der  Nachbarstaaten, 
vor  allem  der  tschecho-slowakischen  Republik  und  Jugoslaviens  (SHS.- 
Staat)  und  verwandelte  durch  das  Gesetz  vom  19.  XII.  19 19,  STGB1. 
Nr.  581  den  achtstündigen  Arbeitstag  aus  einer  provisorischen  in  eine 
dauernde  Institution. 
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Abgesehen  davon,  daß  das  Gesetz  vom  19.  XII.  1918  nur 
provisorischen  Charakter  hatte,  weist  das  Gesetz  vom  19.  XII.  1919, 
STGB1.  Nr.  581  noch  einen  bedeutenden  Unterschied  auf,  und  das  ist 
der  Umfang,  d.  h.  die  Betriebe,  für  welche  der  achtstündige  Arbeits- 
tag zu  gelten  hat.  Der  §  1  der  neuen  Fassung  lautet:  In  den  Be- 
trieben, die  den  Vorschriften  der  Gewerbeordnung 
unterliegen,  darf  die  Arbeitszeit  des  Arbeiters  und  des  Ange- 
stellten ohne  Einrechnung  der  Arbeitspausen  nicht  mehr  als  höchstens 
acht  Stunden  binnen  24  Stunden  betragen.  Die  Arbeitszeit  von  weib- 
lichen Arbeitern  und  Angestellten  und  von  männlichen  jugendlichen 
Arbeitern  und  Angestellten  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre  darf 
nicht  mehr  als  44  Stunden  innerhalb  der  Arbeitswoche  betragen  und 
hat  am  Samstag  um  12  Uhr  mittags  zu  enden. 

Wie  schon  der  Titel  des  Gesetzes  vom  19.  XII.  1918  (über 
die  Einführung  des  achtstündigen  Arbeitstages  in  fabriksmäßigen  Be- 
trieben) besagte,  hatte  nämlich  dieses  nur  für  fabriksmäßige  Be- 
triebe Geltung,  während  das  Gesetz  vom  19.  XII.  191 9  alle  den  Vor- 
schriften der  Gewerbeordnung  unterliegenden  Betriebe,  d.  i.  kurz  ge- 
sagt, alle  in  Erwerbsabsicht  betriebenen  Gewerbeunternehmungen  um- 
faßt. 

Die  übrigen  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  19.  XII.  191 8  wur- 
den im  wesentlichen  beibehalten,  da  sie  sich  bei  der  Durchführung 
seiner  Vorschriften  durchaus  bewährt  haben.  Denn  sie  ermöglichen 
es  ohne  sonderliche  Schwierigkeit,  die  starre  Vorschrift  der  begrenzten 
Arbeitszeit  den  Bedürfnissen  des  gewerblichen  Lebens  entsprechend 
erforderlichenfalls  zu  ändern.  In  dieser  Hinsicht  sind  drei  Gruppen 
von  Bestimmungen  zu  unterscheiden : 

a)  Jene  der  §§  3  und  5,  die  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
—  im  Falle  einer  Betriebsstörung  unbeschränkt,  im  Falle  eines  sonst 
eintretenden  erhöhten  Arbeitsbedürfnisses  bis  zu  10  Stunden  täglich 
an  30  bzw.  60  Arbeitstagen  innerhalb  eines  Kalenderjahres  —  eine 
Verlängerung  der  Arbeitszeit  bewilligen. 

b)  Die  Vorschrift  des  §  5,  die  es  ermöglicht,  durch  kollektiven 
Arbeitsvertrag  den  achtstündigen  Arbeitstag  durch  die  achtundvierzig- 
stündige  Arbeitswoche  zu  ersetzen  und  den  Arbeitern  derart  den  freien 
Samstagnachmittag  zu  sichern. 

c)  Die  Vorschrift  des  §  6,  die  das  Staatsamt  für  soziale  Verwal- 
tung ganz  allgemein  ermächtigt,  nach  Anhörung  eines  aus  Vertretern 
der  Arbeitgeber  und  der  Arbeiter  gleichmäßig  zusammengesetzten  Bei- 
rates Ausnahmen    von  den   Bestimmungen   des  Gesetzes  zu  gewähren. 

Auf  Vorbereitungsarbeiten,  die  dem  eigentlichen  Arbeitsprozesse 
des  Betriebes  vorangehen  oder  nachfolgen  müssen  (Reinigung,  Heizung 
usw.),  finden,  sofern  diese  Arbeiten  nicht  von  jugendlichen  Arbeitern 
oder  Angestellten  bis  zum  vollendeten   16.  Lebensjahre  verrichtet  wer- 
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den,  die  Vorschriften   des  Gesetzes    keine  Anwendung.     Diese  Vorbe- 
reitungsarbeiten sind  als  Ueberstunden  zu  entlohnen. 

Für  diese  Ueberstunden,  die  sich  bei  einer  Verlängerung  der  acht- 
stündigen Arbeitszeit  ergeben,  gebührt  dem  Arbeiter  oder  Angestellten 
eine  besondere  Entlohnung,  die  um  mindestens  50%  höher  ist,  als  die 
für  regelmäßige  Arbeitszeit  vereinbarte.  Bei  Stück-  und  Akkordlöhnen 
gilt  als  Stundenlohn  der  im  Durchschnitt  auf  eine  Arbeitsstunde  ent- 
fallende Teil  des  Gesamtwochenverdienstes  des  Arbeiters.  Ist  eine 
Monatsentlohnung  vereinbart,  so  ist  die  letztere  behufs  Berechnung  des 
Stundenlohnes  durch  die  Zahl  der  regelmäßigen,  monatlichen  Arbeits- 
stunden zu  teilen. 

In  den  Betrieben  der  Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrtsunterneh- 
mungen, ferner  bei  den  Post-,  Telegraphen-  und  Fernsprechanstalten, 
darf  die  Arbeitszeit  der  Arbeiter  und  Angestellten  ohne  Anrechnung 
der  Arbeitspausen  nicht  mehr  als  48  Stunden  innerhalb  der  Arbeits- 
woche betragen. 

Besonders  interessant  vom  sozialpolitischen  und  gesetzestechnischen 
Standpunkt  ist  die  unter  B  angeführte  Bestimmung  des  §  5  des  Ge- 
setzes. Trotzdem  es  jus  cogens  ist  und  jede  Uebertretung  mit  oder 
ohne  Einverständnis  der  einzelnen  Dienstnehmer  mit  Geld  bis  K.  1000. — 
oder  Arrest  bis  zu  drei  Monaten,  ja  sogar  im  Falle  erschwerender 
Umstände  mit  Gewerbeverlust  (§  9)  bestraft,  gestattet  nämlich  der  §  5 
daß  durch  Kollektivverträge  statt  des  achtstündigen  Arbeitstages  für  die 
männlichen  Dienstnehmer  mit  einem  Alter  von  über  18  Jahren  die 
48stündige  Arbeitswoche  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  innerhalb 
von  je    24  Stunden  geleisteten  Arbeitsstunden  vereinbart  werde. 

Hierdurch  soll  nämlich  die  Möglichkeit  gegeben  werden,  trotz  der 
Einführung  des  achtstündigen  Arbeitstages  die  Betriebe  ohne  wesent- 
liche Aenderung  der  Organisation  weiter  zu  führen  und  alle  etwaigen 
Sonderbedürfnisse  zu  berücksichtigen. 

Von  dem  unter  C  angeführten  Rechte,  welche  dem  Staatsamt  für 
soziale  Verwaltung  auch  bereits  nach  dem  Gesetze  vom  19.  XII.  191 8 
zustand,  hat  dieses  durch  Vollzugsanweisung  vom  28.  VII.  1920,  StGBl. 
Nr.  349  sehr  weitgehenden  Gebrauch  gemacht  und  es  ist  zu  erwarten, 
daß  die  Bestimmungen  dieser  Vollzugsanweisung  auch  weiterhin  auf- 
rechterhalten bleiben,  so  daß  wesentliche  Schädigungen  der  Volks- 
wirtschaft durch  dieses  Gesetz  nicht  zu  befürchten  sind. 

b)  Das  Gesetz  vom  15.  V.  1919,  STGBl.  Nr.  182  über  die  Min- 
destruhezeit ,  den  Ladenschluß  und  die  Sonntagsruhe  im  Handels- 
gewerbe. 

Am  15.  V.  191 9  wurde  das  Gesetz  über  die  Mindestruhezeit,  den 
Ladenschluß  und  die  Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe  und  andern 
Betrieben  beschlossen.  Dieses  Gesetz  hat  eigentlich  den  Hauptteil  seiner 
Bedeutung  durch  das  im  vorigen  Absatz  besprochene  Gesetz  über  den 
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achtstündigen  Arbeitstag  verloren,  da  durch  die  Ausdehnung  des  acht- 
stündigen Arbeitstages  von  den  fabrikmäßigen  auf  alle  gewerblichen 
Betriebe  der  Effekt  dieses  Gesetzes  lediglich  im  großen  und  ganzen 
darauf  hinauskommt,  daß  es  ein  Offenhalten  der  Betriebe  während  der 
Abend-  und  Nachtstunden  ev.  durch  etwaige  Einführung  eines  Schicht- 
wechsels verhindert  und  dem  kaufmännischen  Personale  eine  geregelte 
Lebensbedingung  sichert. 

Wie  schon  der  Titel  sagt,  gliedert  sich  das  Gesetz  in  drei  Teile: 

1.  Die  Mindestruhezeit  und  zwar  sowohl  zwischen  (Mittagspause)  wie 
nach  der  Arbeit, 

2.  den  Ladenschluß, 

3.  die  Sonntagsruhe. 

Bezüglich  der  Mindestruhezeit  bestimmt  das  Gesetz: 

In  Handelsgewerben,  im  Warenverschleiß  der  Erzeugungsgewerbe 
und  in  den  Kontoren  und  Magazinen  des  Speditionsgewerbes  ist  den 
Hilfsarbeitern  (§§  73,  90)  und  Angestellten  (§  1  des  Handlungsgehilfen- 
gesetzes) nach  Beendigung  der  täglichen  Arbeitszeit  eine  ununter- 
brochene Ruhezeit  von  mindestens  12  Stunden,  im  Kleinhandel  mit 
Lebensmitteln  und  im  Kleinverschließ  der  Lebensmittelerzeugungsge- 
werbe von  mindestens  11  Stunden  zu  gewähren.  Für  Kutscher  im  Spe- 
ditionsgewerbe hat  die  ununterbrochene  Ruhezeit  mindestens  11  Stunden 
zu  betragen. 

Bezüglich  der  Mittagspause  sagt  das  Gesetz  folgendes :  Innerhalb 
der  Arbeitszeit  ist  den  Hilfsarbeitern  und  Angestellten  eine  Mittags- 
pause einzuräumen.  Die  Mittagspause  muß,  wenn  die  Arbeitszeit  nach 
der  zwölften  Mittagsstunde  mehr  als  vier  Stunden  beträgt  (wohlgemeint, 
sich  über  4  Uhr  nachm.  erstreckt)  und  der  Dienstnehmer  das  Mittag- 
essen außerhalb  des  Hauses,  in  dem  sich  der  Betrieb  befindet,  ein- 
nimmt, mindestens  zwei  Stunden,  sonst  mindestens  eine  Stunde  be- 
tragen. Endigt  die  nicht  mehr  als  siebenstündige  Arbeitszeit  spätestens 
um  drei  Uhr,  so  kann  die  Mittagspause  bis  auf  eine  halbe  Stunde  herab- 
gesetzt werden. 

Dem  Gesetzgeber  war  es  aber  auch  nicht  gleichgültig,  wann  dem 
Dienstnehmer  die  Ruhezeit  gewährt  wird,  da  diese,  wie  oben  erwähnt,  durch 
einen  Schichtwechsel  auch  z.  B.  auf  die  Zeit  von  12  Uhr  mitternachts  bis 
12  Uhr  mittags  fallen  könnte,  sondern,  um  seiner  sozialpolitischen  Maß- 
nahme den  vollen  Erfolg  zu  sichern,  mußte  er  auch  einen  gesetzlichen 
Arbeitsschluß  und  Arbeitsbeginn  einführen,  was  ja  im  Handelsgcwerbe 
praktisch  ohne  technische  Schwierigkeiten  ganz  leicht  durchführbar  ist. 
Die  Festsetzung  des  Arbeitsbeginnes  hat  insbesondere  für  den  Lebens- 
mittel-, vor  allem  für  den  Milchhandel  Bedeutung,  dem  die  Versor- 
gung der  arbeitenden  Bevölkerung  vor  Aufnahme  der  Tagesarbeit  ob- 
liegt, sowie  für  Kaufleute,  die  in  Märkten  ihre  Betriebe  haben,  und 
ständig    dort    tätig    sind,    im  Gegensatz  zu    denjenigen,    welche  Märkte 
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fallweise  besuchen  (Marktfahrer),  für  welche  sowieso  Ausnahmsbestim- 
mungen verfügt  wurden. 

Die  Nachtruhe  hat  sonach  für  den  Kleinhandel  mit  Lebensmitteln 
in  die  Zeit  von  8  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens,  für  den  übrigen  De- 
tailhandel in  die  Zeit  von  7  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens  zu  fallen. 
Hiebei  wurde  den  Landesregierungen  das  Recht  zuerkannt,  sowohl  für 
den  Lebensmittel-,  wie  überhaupt  für  den  gesamten  Kleinhandel  den 
Ladenschluß  um  eine  Stunde  früher  anzusetzen,  ein  Recht,  von  dem 
diese  auch  ausgiebig  Gebrauch  machten  (siehe  Verordnung  der  n.ö. 
Landesregierung  vom  n.  XII.  19 19,  Nr.  390).  Interessant  ist  es  hie- 
bei, daß  die  Landesregierungen  das  Recht  haben,  zu  gestatten,  daß 
während  dieser  Stunde  die  Geschäfte  geöffnet  bleiben,  jedoch  die  Ver- 
wendung von  Personal  in  dieser  Stunde  verbieten  können. 

Hierdurch  wurde  eine  in  die  Konkurrenzverhältnisse  tief  einschnei- 
dende Möglichkeit  eröffnet,  da  somit  diejenigen  Betriebsinhaber,  die  in 
der  Lage  sind,  ihre  Betriebe  ohne  Personal  lediglich  mit  Unterstützung 
der  Familienmitglieder  zu  führen,  unter  Umständen  ihre  Betriebe  länger 
offen  halten  könnten,  als  die,  welche  ohne  Personal  ihre  Betriebe  nicht 
aufrecht  erhalten  können. 

Von  diesen  Bestimmungen  wurde  eine  Reihe  von  taxativ  für  ein- 
zelne Tage  aufgezählten  Ausnahmen  festgesetzt. 

Für  Ueberstunden  ist  jedoch  eine  angemessene,  besondere  Ent- 
lohnung zu  gewähren. 

Der  dritte  Teil  des  Gesetzes  regelt  die  Sonntagsruhe.  Er  führt 
einerseits  für  gewisse  Gewerbekategorien  (Großhandel,  Banken,  Ver- 
sicherungen, technische  und  Advokaturskanzleien  usw.)  den  Beginn  der 
Sonntagsruhe  am  vorhergehenden  Samstag  um  2  Uhr  ein,  anderseits 
wird  die  volle  Sonntagsruhe  als  Regel  und  die  Sonntagsarbeit  als  Aus- 
nahme erklärt.  Es  ist  dies  eine  Abänderung  des  Gesetzes  vom  18-  VII. 
1908,  RGBl.  125  insofern,  als  dort  die  vierstündige  Arbeitszeit  an  Sonn- 
tagen als  Regel  aufgestellt  wurde  und  die  Landesregierungen  das  Recht 
hatten,  diese  Arbeitszeit  einzuschränken,  eventuell  ganz  zu  verbieten, 
während  jetzt  die  Landesregierungen  ausnahmsweise  die  Sonntagsarbeit 
im  Höchstausmaße  von  zwei  Stnnden  entgegen  der  prinzipiellen  Sonn- 
tagsruhe gestatten  können. 

Ferner  haben  die  Landesregierungen  das  Recht,  analog  wie  beim 
Ladenschluß  die  Verwendung  von  Dienstnehmern  an  Samstag  Nach- 
mittagen auch  in  anderen,  als  den  oben  angeführten  Gewerben  zu  ver- 
bieten, resp.  die  Schließung  dieser  Betriebe  um  12  Uhr  zu  verfügen. 
Dies  erfolgte  z.  B.  in  Niederösterreich  auch  für  den  Detailhandel  für 
die  Zeit  vom  1.  VI.  bis  15.  IX. 

c)  Das  Gesetz  vom  19.  XII.  19 18,  STGB1.  Nr.  140  betreffend  die 
Regelung  der  Arbeits-  und  Lohnverhältnisse  in  der  Heimarbeit. 


Miszellen. 


357 


Durch  dieses  Gesetz  wurde  eine  Rechtsmaterie  geregelt,  die  bis- 
her in  der  österreichischen  Gesetzgebung  vollständig  vernachlässigt  war. 
Die  Regelung  gestaltete  sich  deshalb  besonders  schwierig,  weil  sie  sich 
weder  auf  eine  behördliche  Organisation  auf  diesem  Gebiete  stützen, 
noch  auf  irgendwelches  nennenswerte  statistische  Material  zurückgreifen 
konnte.  Desgleichen  konnte  sich  die  Regierung  auch  nicht  an  die 
Gewerkschaften  wenden,  weil  solche  mit  Rücksicht  auf  die  einzelweise 
Verwendung  der  Heimarbeiter  entweder  überhaupt  nicht  oder  nur  ganz 
unentwickelt  bestanden. 

Daß  sich  die  Regierung  all  dieser  Schwierigkeiten  voll  bewußt 
war,  ist  am  besten  aus  dem  §  48  des  Gesetzes  zu  ersehen,  der  be- 
stimmt, daß  dieses  im  Gegensatz  zur  allgemeinen  Uebung,  wonach  Ge- 
setze mit  dem  Anfange  des  45.  Tages  nach  Ablauf  der  Versendung  des 
betreffenden  Reichsgesetzblattes  zu  gelten  beginnen,  erst  nach  sechs 
Monaten,  vom  Tage  der  Kundmachung  (27.  XII.  1918)  an  gerechnet, 
in  Kraft  tritt. 

Um  überhaupt  einen  Ueberblick  und  eine  Kontrollmöglichkeit  zu 
gewinnen,  statuiert  das  Gesetz  eine  weitgehende  Anzeigepflicht. 

Um  eine  Vereitelung  der  gesetzlichen  Schutzbestimmungen  be- 
treffend die  Länge  der  täglichen  Arbeitszeit  zu  vermeiden,  wurde  den 
Heimarbeitern  die  Verwendung  von  Hilfsarbeitern  und  Lehrlingen  mit 
Ausnahme  der  Familienmitglieder  (jene  Personen,  die,  ohne  Gewerbe- 
treibende nach  den  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  zu  sein,  außer- 
halb der  Betriebsstätten  ihrer  Arbeitgeber  von  letzterem  mit  der  Her- 
stellung oder  Verarbeitung  der  Waren  beschäftigt  werden)  ausdrücklich 
verboten. 

Desgleichen  wurde  auch  die  Mitgabe  von  Arbeit  an  Werkstattge- 
hilfen (jene  gewerblichen  Hilfsarbeiter,  die  von  den  Zwischenmeistern 
oder  den  Unternehmern  in  ihrem  Betrieb  beschäftigt  werden)  untersagt. 

Als  Aufsichtsbehörde  wurden  unter  Aufrechterhaltung  der  Kompe- 
tenz der  Gewerbeinspektoren  noch  die  Zentralheimarbeitskommissionen 
und  die  Lokalheimarbeitskommissionen  vorgesehen. 

d)  Das  Gesetz  vom  19.  XII.  1918»  STGB1.  Nr.  141  über  die  Kinder- 
arbeit. 

Bis  zu  diesem  Gesetze,  welches  ausschließlich  die  Kinderarbeit 
vom  13.  bis  14.  Lebensjahr  behandelt,  wurde  dieses  Rechtsgebiet  le- 
diglich durch  das  Gesetz  vom  8-  HL  1885,  RGBl.  Nr.  22  geregelt. 
Gemeinsam  ist  beiden  Gesetzen,  daß  Kinder  in  gewerblichen  Betrieben 
vor  der  Vollendung  des  zwölften  Lebensjahres  nicht  verwendet  werden 
dürfen.  Während  jedoch  das  Gesetz  vom  8.  III.  1885  nur  die  Kin- 
derarbeit (entgeltliche  oder  unentgeltliche,  aber  regelmäßige  Verwen- 
dung von  Kindern  zu  Arbeiten  jeglicher  Art)  in  gewerblichen  Be- 
trieben behandelte,  erstreckt  das  Gesetz  vom  19.  Dezember  1913  seine 
Wirksamkeit  auf  jede  Art  der  Kinderarbeit.    Insbesondere  muß  betont 
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werden,  daß  auch  die  in  der  Landwirtschaft  und  im  Haushalte  ver- 
wendeten Kinder  geschützt  sind,  wenn  auch  hinsichtlich  dieser  gewisse 
Ausnahmen  zugelassen  werden.  \ 

Mit  Ausnahme  unaufschiebbarer  Arbeiten  vorübergehender  Natur, 
die  aus  öffentlichen  Rücksichten  oder  in  Notfällen  vorgenommen  wer- 
den, ist  den  in  der  Landwirtschaft  und  im  Haushalt  verwendeten  Kin- 
dern an  Werktagen  eine  ununterbrochene  Ruhe  von  8  Uhr  abends  bis 
6  Uhr  morgens  im  Winter,  und  von  8  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens 
im  Sommer  zu  gewähren. 

In  allen  übrigen  Zweigen  ist  die  Kinderarbeit  von  8  Uhr  abends 
bis  7  Uhr  morgens  (früher  8  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens)  verboten. 

An  Sonntagen  und  den  für  das  Glaubensbekenntnis  des  Kindes 
gebotenen  Tagen  ist  mit  Ausnahme  der  unaufschiebbaren  Arbeiten  in 
der  Land-  und  Hauswirtschaft  jede  Kinderarbeit  verboten. 

Prinzipiell  verboten  ist  die  Verwendung  von  Kindern  im  Alter  von 
13  bis  14  Jahren  in  Gast-  und  Schankgewerben  sowie  bei  öffentlichen 
Schaustellungen,  doch  kann  die  Bezirksschulbehörde  nach  Anhören  der 
Schulleitung  in  letzterem  Falle  Ausnahmen  gewähren. 

Außerdem  enthält  das  Gesetz  eine  Liste  verbotener  Betriebs- 
stätten und  Beschäftigungen,  die  der  Staatsrat  (ehem.  Ministerrat)  noch 
zu  ergänzen  berechtigt  ist. 

Die  dem  Unterrichte  und  der  Erziehung  gewidmete  Zeit  gilt  zwar 
nicht  als  Arbeitszeit  im  Sinne  des  Gesetzes.  Um  aber  eine  Ueber- 
anstrengung  der  Kinder  zu  vermeiden,  müssen  den  in  der  Landwirt- 
schaft oder  im  Haushalte  verwendeten  Kindern  vor  Beginn  des  Vor- 
und  Nachmittagsunterrichtes  je  zwei  Stunden,  nach  Schluß  je  eine 
Stunde  Ruhe  gewährt  werden.  Daselbst  ist  auch  die  Verwendung  des 
Kindes  bereits  vom  zehnten  Lebensjahre  an  gestattet. 

Bei  allen  übrigen  Arbeiten  ist  die  Verwendung  vor  dem  Vormit- 
tagsunterricht sowie  in  der  Zeit  zwischen  dem  Vor-  und  Nachmittagsunter- 
richt überhaupt  verboten.  Nachher  darf  sie  höchstens  drei  Stunden 
betragen. 

An  schulfreien  Tagen  mit  Ausnahme  der  Sonn-  und  Feiertage  ist 
im  allgemeinen  eine  vierstündige,  in  der  Haus-  und  Landwirtschaft  eine 
sechsstündige  Arbeit  gestattet.  Gleichzeitig  wurde  eine  Reihe  um- 
fassender Kontrollmaßnahmen  verfügt. 

Dürftigen  Personen  können  auch  Beiträge  gegen  den  Verzicht,  ihre 
Kinder  zu  Arbeiten  zu  verwenden,  gewährt  werden.  Diese  gelten  nicht 
als  Armenunterstützung. 

Uebertretungen  werden  von  den  politischen  Behörden  mit  Geld 
bis  zu  1000  Kronen  oder  Arrest  bis  zu  drei  Monaten  bestraft,  wobei 
noch  außerdem  ein  Verwendungsverbot  fremder  Kinder  für  bestimmte 
Zeit  oder  immer  ausgesprochen  werden  kann.    Die  Beträge  aus  Geld- 
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strafen   sind   der  Gemeinde   des  Aufenthaltsortes   des  Straffälligen  für 
öffentliche  Jugendfürsorgezwecke  zuzuwenden. 

e)  Das  Gesetz  vom  24.  V.  1919,  STGB1.  Nr.  281  über  das  Verbot 
der  Nachtarbeit  der  Frauen  und  Jugendlichen  in  gewerblichen  Be- 
trieben. 

Durch  das  im  vorhergehenden  Kapitel  besprochene  Gesetz  waren 
die  Kinder-  und  Jugendschutzbestimmungen  in  der  Land-  und  Haus- 
wirtschaft einerseits  und  in  den  gewerblichen  Betrieben  anderseits 
im  großen  und  ganzen  ausgeglichen.  Dieser  auf  sozialpolitischem  Ge- 
biete seltene  Zustand  konnte  sich  auch  hier  nicht  auf  die  Dauer  halten 
und  es  war  nur  logisch,  daß  durch  das  Gesetz  vom  24.  V.  1919  ent- 
sprechend der  im  Gewerbe  gegenüber  der  Land-  und  Forstwirtschaft 
wesentlich  fortschrittlicheren  Auffassungsart  für  die  Frauen  und  Ju- 
gendlichen bedeutend  weitgehendere  Schutzbestimmungen  geschaffen 
werden. 

Prinzipiell  werden  in  allen  gewerblichen  Betrieben  sowie  in  den 
Betrieben,  die  mangels  einer  Erwerbsabsicht  (des  Staates,  Landes  oder 
einer  Gemeinde)  oder  auf  Grund  des  Art.  V  des  Einführungsge- 
setzes zur  Gewerbeordnung  nicht  unter  die  Gewerbeordnung  fallen,  die 
gleichen  Schutzbestimmungen  für  sämtliche  weiblichen  sowie  für  die 
jugendlichen  männlichen  Arbeiter  vom  13.  bis  18.  Lebensjahre  statuiert, 
wie  sie  das  Ges.  vom  19.  XII.  1918,  STGB1.  Nr.  141  für  Jugendliche 
vom  13.  bis  14.  Lebensjahre  festsetzt. 

Allen  diesen  gebührt  eine  ununterbrochene  Nachtruhe  von  min- 
destens 11  Stunden,  wobei  die  Beschäftigung  jedoch  in  keinem  Falle 
in  die  Zeit  von  8  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens  fallen  darf  und  für 
die  Kinder  vom  13.  bis  zum  14.  Lebensjahre  die  günstigere  Bestim- 
mung des  §  8  des  Gesetzes  vom  19.  XII.  1918,  das  ist  das  Verwen- 
dungsverbot von  8  Uhr  abends  bis  7  Uhr  früh,  aufrecht  bleibt. 

Männliche  jugendliche  Arbeiter  von  über  16  Jahren  dürfen  gegen 
vorherige  Anmeldung  in  gewissen  eng  begrenzten  Ausnahmefällen  auch 
in  der  Zeit  von  8  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens  verwendet  werden. 
Die  elfstündige  ununterbrochene  Ruhe  ist  jedoch  unbedingt  einzu- 
halten. 

Für  Uebertretungen  gelten  die  Strafbestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung. 

f)  Das  Gesetz  vom  28.  VII.  1919,  STGB1.  Nr.  406,  betreffend  die 
Beschäftigung  von  jugendlichen  und  weiblichen  Arbeitern,  dann  über 
die  Arbeitszeit  und  Sonntagsruhe  im  Bergbau. 

Wie  bereits  aus  dem  Titel  zu  ersehen  ist,  behandelt  das  Gesetz 
drei  Materien  und  /war: 

1.  den  Schutz  der  jugendlichen  und  weiblichen  Arbeiter, 

2.  die  Arbeitszeit, 

3.  di<   Sonntagsruhe  im  Bergbau   auf  vorbehaltcne  Mineralien  ein- 
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schließlich  der  auf  Grund  der  Bergwerksverleihung  errichteten  Werks- 
anlagen.    (§  131  des  allgem.  Berggesetzes  vom  23.  V.  1854,  Nr.   146.) 

Es  ist  auch  für  den  Laien  klar,  daß  die  allgemeinen  Bestim- 
mungen über  den  Arbeiterschutz  auf  den  Bergbau  mit  Rücksicht  auf 
seine  besonders  gefahrvollen  und  ganz  eigenartigen  Verhältnisse  nicht 
ohne  weiteres  übertragen  werden  können. 

Dem  hat  seinerzeit  der  Gesetzgeber  einerseits  im  Gesetz  vom 
24.  V.  1919,  STGB1.  Nr.  231  über  das  Verbot  der  Nachtarbeit  von 
Frauen  und  Jugendlichen,  anderseits  im  Gesetze  vom  17.  XII.  1919, 
STGB1.  Nr.  581  über  den  achtstündigen  Arbeitstag  Rechnung  ge- 
tragen und  den  Bergbau  von  ihrem  Geltungsgebiet  ausdrücklich  aus- 
genommen. 

Um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  werden  jedoch  im  folgenden 
nur  die  Bestimmungen  besprochen,  die  von  beiden  Gesetzen  abweichen ; 
ist  nicht  etwas  anderes  besonders  hervorgehoben,  so  gelten  die  be- 
treffenden Paragraphen  der  beiden  Gesetze. 

Die  Verwendung  von  Kindern  ist  bis  zum  vollendeten  13.  Lebens- 
jahre1) ausnahmlos  verboten. 

Bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre  ist  bei  männlichen  Arbeitern 
nur  eine  der  körperlichen  Entwicklung  nicht  nachteilige  Arbeit  gestattet. 
Sichtbar  schwangere  Frauen  dürfen  nur  zu  leichten  Arbeiten,  Wöch- 
nerinnen erst  sechs  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  verwendet  werden. 

Aehnlich  wie  im  Gesetze  über  den  achtstündigen  Arbeitstag  kann 
auch  beim  Bergbau  statt  des  achtstündigen  Arbeitstages  die  48  stündige 
Arbeitswoche  im  Wege  des  Kollektivvertrages  eingeführt  werden. 

Ferner  kann  jedoch  bei  Arbeiten,  welche  ihrer  Natur  nach  keine 
Unterbrechung  erleiden  dürfen,  sowie  für  die  zur  ordentlichen  Führung 
des  Betriebes  notwendigen  Arbeiten  durch  Kollektivverträge  für  je  drei 
Wochen  eine  Arbeitszeit  von  je  168  Stunden  festgesetzt  werden. 

In  Bergbauen,  deren  Betrieb  von  der  Jahreszeit  oder  von  der  Wit- 
terung abhängig  ist,  kann  das  Staatsamt  für  Handel  und  Gewerbe, 
Industrie  und  Bauten  nach  Anhörung  der  Berufsvereinigungen  der  Berg- 
arbeiter eine  Verlängerung  der  täglichen  Arbeitszeit  um  höchstens  zwei 
Stunden  bewilligen.  Die  Zahl  dieser  Ueberstunden  darf  nicht  mehr 
als  180  im  Kalenderjahr  betragen. 

Eine  sonstige  Verlängerung  der  Arbeitszeit  durch  Ueberstunden 
ist#nur  in  den  im  §  5  des  Gesetzes  taxativ  aufgezählten  Fällen  zulässig. 

An  Sonntagen  dürfen  nur  Arbeiten,  die  der  Natur  nach  nicht  unter- 
brochen werden  dürfen,  oder  die  nur  zur  Zeit  des  Betriebsstillstandes 
vorgenommen  werden  können  (Reinigung,  Reparaturen  usw.),  verrichtet 
werden.     Solchen  Arbeitern   ist  jedoch   bei   einer  Sonntagsarbeit   (von 


1)  Gesetz  vom  24.  V.  1919,  STGB1.  Nr.  281  über  das  Verbot  der  Nachtarbeit 
von  Frauen  und  Jugendlichen  in  gewerblichen  Betrieben. 
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Sonntag  6  Uhr  früh  bis  Montag  6  Uhr  früh)  von  mehr  als  drei  Stunden 
eine  ununterbrochene  Ersatzruhezeit  von  mindestens  32  Stunden  zu  ge- 
währen. 

Die  Entlohnung  hat  in  der  Regel  über  Tag,  und  zwar  nach  Arbeits- 
schluß, zu  erfolgen. 

Das  Strafrecht  steht  im  Falle  von  Gesetzesübertretungen,  da  diese 
Betriebe  ja  nicht  der  Gewerbeordnung  unterliegen,  den  Bergbehörden 
zu,  welche  Geldstrafen  bis  zu  K.  10  000  verhängen  können.  — 

In  allen  Fällen  ist  das  Staatsamt  für  Handel  und  Gewerbe,  Indu- 
strie und  Bauten  oberste  Instanz. 

g)  Das  Gesetz  vom  3.  IV.  1919,  STGB1.  Nr.  217  über  die  Rege- 
lung der  Arbeit  in  Betrieben  zur  Erzeugung  von  Backwaren  (Bäckerei- 
arbeitergesetz). 

Trotzdem  das  Gesetz  zur  Zeit,  als  es  beschlossen  wurde,  mit  Rück- 
sicht auf  den  Mehl-,  Fett-  und  Zuckermangel  und  die  sohin  auf  ein 
Minimum  eingeschränkte  Erzeugung  von  Backwaren  eigentlich  keine 
Notwendigkeit  war,  ist  es  trotzdem  zu  begrüßen,  da  es  den  Ab- 
schluß eines  jahrelangen  Kampfes  der  Bäckereiarbeiter  bildet. 

Auch  hier  gelten  ebenso,  wie  in  dem  vorhergehenden  Kapitel,  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  über  den  achtstündigen  Arbeitstag  vom 
19.  XII.  1919,  STGB1.  Nr.  581,  und  im  folgenden  werden  nur  die  Ab- 
weichungen hervorgehoben. 

Während  sich  das  Gesetz  über  den  achtstündigen  Arbeitstag  mit 
der  Einteilung  der  Arbeitsstunden,  mit  der  Lehrlingsfrage  an  und  für 
sich  (wohl  aber  mit  Rücksicht  auf  den  Schutz  der  jugendlichen  Ar- 
beiter) sowie  der  Sonntagsruhe  und  den  Arbeitspausen  nicht  beschäf- 
tigt, verfügt  dieses  Gesetz  in  dieser  Richtung  folgendes: 

In  der  Zeit  von  9  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens  hat  die  Arbeit 
für  sämtliche  Dienstnehmer  in  Betrieben  zur  Erzeugung  von  Brot,  son- 
stigen Backwaren  und  Zuckerbäckerwaren  zu  ruhen.  Demgemäß  hat 
auch  die  Sonntagsruhe  vom  Samstag  9  Uhr  abends  bis  Montag  5  Uhr 
früh  zu  währen. 

Die  Landesregierungen  sind  ermächtigt,  Ausnahmen  hinsichtlich 
des  Beginnes  und  Endes  der  Ruhezeit  (9  Uhr  abends  bis  5  Uhr  mor- 
gens) unter  Aufrechterhaltung  der  achtstündigen  Nachtruhe,  ferner 
auch  ohne  Aufrechterhaltung  der  achtstündigen  Nachtruhe  aus  Anlaß 
von  Festtagen  (Weihnachten,  Ostern,  Pfingsten,  Fest  des  Landespatro- 
nes),  sowie  auch  für  einzelne  Gemeinden,  falls  zufolge  von  festlichen 
Veranstaltungen  und  Zuströmen  ortsfremder  Personen  ein  verstärkter 
Bedarf  von  Backwaren  vorhanden  ist,  Ausnahmen  zu  gewähren.  Die 
tägliche  Arbeitszeit  darf  in  letzterem  Falle  jedoch  nicht  über  zehn  Stun- 
den ausgedehnt  werden. 

Mit   Rücksicht    auf   die    besonders   anstrengende   Arbeit    in    den 


362 


Miszellen. 


Bäckereibetrieben  wurden  folgende  Schutzbestimmungen   für  die  Lehr- 
linge in  das  Gesetz  aufgenommen : 

i.  Die  Aufnahme  von  Lehrlingen  darf  nur  bei  körperlicher  Eignung 
auf  Grund  eines  ärztlichen  Zeugnisses  erfolgen. 

2.  Der  Unternehmer,  der  keinen  oder  nur  einen  Gehilfen  beschäf- 
tigt, darf  nur  einen  Lehrling  halten. 

3.  Zum  Feilbieten  von  Backwaren  von  Haus  zu  Haus  dürfen  Lehr- 
linge vor  dem  vollendeten  18.  Lebensjahre  nicht  verwendet  werden. 
Im  Falle  von  Gesetzesübertretungen  gelten  die  Strafbestimmungen  der 
Gewerbeordnung. 

In  ähnlicher  Weise  wurde  auch  durch  VA.  des  Staatsamtes  für 
soziale  Fürsorge  vom  28.  II.  1919,  STGB1.  Nr.  163  die  Nachtarbeit  in 
den  Gewerbebetrieben  der  Fleischhauer,  Fleischselcher  und  Wurst- 
erzeuger verboten. 

h)  Gesetz  vom  30.  VI.  1919,  STGB1.  Nr.  140  betreffend  die  Schaf- 
fung einer  Gehaltskasse  zur  Sicherung  von  Dienstaltersbezügen  der  in 
öffentlichen  und  Anstaltsapotheken  angestellten  Pharmazeuten  (Gehalts- 
kassengesetz). 

Während  sich  alle  bisher  besprochenen  Gesetze  beinahe  ausschließ- 
lich mit  der  Arbeitsdauer  und  der  Ruhezeit  der  einzelnen  Dienstnehmer- 
gruppen  beschäftigen  und  hinsichtlich  der  Entgeltfrage  lediglich  die 
Entlohnung  der  Ueberstunden  geregelt  wurde,  befaßt  sich  dieses  Ge- 
setz ausschließlich  mit  der  Entgeltfrage,  wobei  vorteilhafterweise  in  dem 
Gesetz  das  Entgelt  ziffernmäßig  nicht  festgesetzt,  sondern  die  Fest- 
setzung und  Abänderung  der  Summen  resp.  Ziffern  (Besoldungschema) 
dem  Staatsamt  für  soziale  Verwaltung  nach  Einvernehmen  der  zustän- 
digen Berufsgruppen  vorbehalten  wird. 

Die  gesteigerten  Kosten  der  Lebenshaltung  während  des  Krieges 
haben  schon  an  und  für  sich  dem  Wunsch  der  Masse  ^ler  Privatange- 
stellten, die  Einkünfte  dem  Dienstalter,  Familienstand  usw.  anzupassen, 
erhöhte  Bedeutung  verliehen,  zumal  doch  die  Beamten  in  Staat  und  Ge- 
meinde, sowie  sonstiger  öffentlicher  Korporationen  und  Institutionen  und 
endlich  auch  Angestellte  großer  Verkehrs-,  Industrie-  und  Handelsbetriebe, 
in  erster  Linie  der  Banken,  diese  Vorteile  schon  in  ruhigen  Zeiten  ge- 
nossen. Während  des  Krieges  wurden  den  in  öffentlichen  Diensten  sowie 
in  weiten  Kreisen  des  Privatdienstes  stehenden  Angestellten  in  dringen- 
den Fallen  Notstandsaushilfen,  deren  Höhe  nach  dem  Familienstand 
abgestuft  war,  gewährt.  Periodische,  nach  dem  Familienstand  abge- 
stufte Teuerungszulagen  sind  auch  noch  heute  auf  einen  verhältnis- 
mäßig kleinen  Teil  von  Dienstnehmern  beschränkt. 

Da  trotz  der  sehr  zahlreichen,  mehr  oder  minder  glücklichen  An- 
regungen eine  legislatorische  Regelung  nicht  zu  erzielen  war,  so  griff 
eine  Gruppe  allerdings  sehr  hoch  qualifizierter  Angestellter  zur  Selbst- 
hilfe.    Es   waren  dies  die  Pharmazeuten,   also    durchweg  Personen  mit 
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Hochschulbildung,  welche  bereits  im  Oktober  1908  auf  Grund  des 
Vereinsgesetzes  die  »Allgemeine  Gehaltskasse  der  Apotheker  Oester- 
reichs«  schufen. 

Diese  Gehaltskasse  beruht  auf  dem  System,  von  den  Betriebs- 
inhabern gleiche  Gehaltsbeträge,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  ältere 
oder  jüngere  Pharmazeuten  angestellt  haben,  einzuheben  und  die  ein- 
gebrachten Beträge  an  die  konditionierenden  Pharmazeuten  in  Form 
von  schemamäßig  festgesetzten,  mit  den  Dienstjahren  aufsteigenden 
Grundgehalten  und  mit  den  örtlichen  Teuerungsverhältnissen  entspre- 
chenden Ortszulagen  in  allmonatlich  zahlbaren  Raten  zu  verteilen. 

Es  sollten  durch  dieses  System  den  konditionierenden  Pharma- 
zeuten die  Vorteile  gesicherter,  mit  den  Dienstjahren  aufsteigender  Ge- 
halte und  damit  eine  stabile  Existenz,  ähnlich  der  der  Staatsbeamten- 
schaft, geboten  werden.  Für  den  Dienstgeber  sollte  jeder  Anreiz  da- 
durch entfallen,  jüngere  Pharmazeuten  mit  geringerem  Gehalt  anzustellen 
und  ältere  Pharmazeuten  zu  entlassen. 

Voraussetzung  für  die  volle  Leistungsfähigkeit  dieses  Institutes  war 
die  Zugehörigkeit  aller  Betriebe,  in  denen  konditionierende  Pharmazeuten 
angestellt  waren. 

Die  Erwartung  nun,  alle  Apothekerbetriebe  Oesterreichs  in  dieser 
Gehaltskasse  vereinigt  zu  sehen,  hat  sich  aber  nicht  erfüllt. 

Dadurch,  daß  die  Zugehörigkeit  zum  Gehaltskassenverein  dem  freien 
Willen  der  Apothekenbesitzer  ursprünglich  überlassen  worden  war,  war 
die  Grundlage  der  Gehaltskasse  schwankend  und  unsicher,  und  es 
mehrte  sich  infolgedessen  der  Widerstand  der  jungen  Pharmazeuten 
gegen  das  Institut  in  der  wohl  nach  der  Sachlage  berechtigten  Forde- 
rung, daß  ein  auf  unsicherer  Grundlage,  das  heißt  auf  dem  freien  Willen 
der  Unternehmer,  ruhendes  Institut,  wohl  keineswegs  geeignet  sei,  die 
Bürgschaft  zu  bieten,  daß  die  mit  vorgeschrittenem  Dienstalter  erwor- 
benen Anwartschaften  auf  höhere  Bezüge  auch  unbedingt  erfüllt  werden 
können. 

In  dieser  durch  den  Krieg  noch  wesentlich  verschärften  Situation 
hat  nun  die  Regierung,  die  die  Bedeutung  der  Gehaltskasse  längst  er- 
kannt hatte,  eingegriffen  und  durch  das  Gesetz  vom  30.  VII.  1919, 
STGB1.  Nr.  401  die  Zugehörigkeit  sämtlicher  in  öffentlichen  (d.  s.  die 
dem  allgemeinen  Verkehre  zugänglichen)  sowie  Anstaltsapotheken  an- 
gestellten Pharmazeuten  als  obligatorisch  erklärt. 

Der  Vorgang  ist  nun  folgender : 

Das  Staatsamt  für  soziale  Verwaltung  setzt  ein  Gehaltsschema  mit 
nach  Dienstalter,  Familienstand  und  den  Teuerungsverluiltnissen  des 
torts  abgestuften  Bezügen  für  die  in  öffentlichen  und  Anstalts- 
apotheken bediensteten  Pharmazeuten  fest.  Diese  Bezüge  werden  durch 
die  Gehaltskasse  an  die  einzelnen  Pharmazeuten  ausbezahlt. 

Die  Mittel   hiefür   werden   aufgebracht:    1.   durch  Umlagen,   deren 
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Höhe  durch  das  Staatsamt  für  soziale  Verwaltung  festgesetzt  wird  und 
die  jeder  Dienstgeber  eines  Pharmazeuten  je  nach  der  Zahl  der  bei 
ihm  beschäftigten  Pharmazeuten  zu  bezahlen  hat;  2.  durch  die  Mit- 
gliedsbeiträge der  Dienstgeber  an  die  Gehaltskasse.  Rückständige  Um- 
lagen sind  mit  5  v.  H.  zu  verzinsen  und  können  durch  politische, 
nötigenfalls  gerichtliche  Exekution  eingetrieben  werden. 

Gehaltsansprüche  können,  insoweit  nicht  ein  höheres  als  das  vom 
Staatsamt  für  soziale  Verwaltung  festgesetztes  Entgelt  ausdrücklich  ver- 
einbart ist,  nur  gegen  die  Gehaltskasse  im  ordentlichen  Rechtswege 
geltend  gemacht  werden.  Ist  jedoch  ein  höheres  Entgelt  ausdrücklich 
vereinbart,  so  kann  lediglich  die  Differenz  zwischen  dem  vereinbarten 
und  nach  dem  Gehaltsschema  zukommenden  Entgelte  gegen  den  Dienst- 
geber, das  nach  dem  Gehaltsschema  zukommende  Entgelt  nur  gegen 
die  Gehaltskasse  gerichtlich  geltend  gemacht  werden. 

Die  Gehaltskasse  ist  eine  juristische  Person  mit  dem  Sitze  in  Wien. 

Der  Vorstand  besteht  zu  gleichen  Teilen  aus  Dienstgebern  und 
Dienstnehmern. 

Außerdem  enthält  das  Gesetz  noch  eine  Reihe  von  Strafbestim- 
mungen zur  Vermeidung  von  Uebertretungen. 

Dieses  Gesetz  ist  also  der  erste  Versuch,  einer  bestimmten,  wenn 
auch  kleinen  Berufsgruppe,  gesetzlich  ein  ziffernmäßiges  Mindestgehalt 
zu  sichern. 

Die  Verhältnisse  liegen  allerdings  für  die  Pharmazeuten  besonders 
günstig,  da  es  ausschließlich  hochqualifizierte  Dienstnehmer  in  konzes- 
sionierten, also  vom  Staate  begünstigten  Gewerben,  die  somit  leicht 
beeinflußbar  sind,  betrifft,  und  da  auch  ihre  Tätigkeit  eine  vollkommen 
gleichartige  ist. 

1)   Urlaube. 

a)  Gesetz  vom  30.  VII.  1919,  STGB1.  Nr.  395  über  den  Urlaub  von 
Arbeitern  (Arbeiterurlaubsgesetz). 

Abgesehen  vom  §  17  des  Handlungsgehilfengesetzes  (Gesetz  vom 
16.  I.  1910,  RGBl.  Nr.  20),  in  welchem  den  unter  dieses  Gesetz  fallenden 
Dienstnehmern  ein  gesetzlicher  Urlaubsanspruch,  u.  zw.  bei  einer  ununter- 
brochenen Dienstzeit  von  sechs  Monaten  bis  fünf  Jahren  zehn  Tage,  von 
fünf  bis  zu  fünfzehn  Jahren  vierzehn  Tage,  darüber  hinaus  drei  Wochen, 
gewährt  wurde,  behandelt  bis  zu  diesem  Gesetze1)  weder  das  allge- 
meine bürgerliche  Gesetzbuch  noch  die  Gewerbeordnung,  noch  ein 
sonstiges  Gesetz  diese  für  den  Dienstgeber  so  wichtige  Materie. 

Durch  dieses  Gesetz  erhalten  sämtliche  Dienstnehmer  mit  Einschluß 
der  Lehrlinge  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes,  die  nicht  vorwiegend 
zur  Leistung  kaufmännischer  oder  höherer  nicht  kaufmännischer  Dienste 
verwendet  werden,  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  Urlaub. 

1)  S.  das  nachher  beschlossene  Journalistengesetz  und  Hausgehilfengesetz. 
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Die  Ausnahme  bezüglich  der  Dienstnehmer,  welche  vorwiegend  zur 
Leistung  kaufmännischer  oder  höherer,  nicht  kaufmännischer  Dienste 
verwendet  werden,  machte  der  Gesetzgeber  offenbar  mit  Rücksicht  auf 
das  Handlungsgehilfengesetz,  welches  im  allgemeinen  diesen  Dienst- 
nehmern bereits  einen  gesetzlichen  Urlaubsanspruch  sichert. 

Die  Dauer  des  Urlaubes  hat  in  jedem  Jahr,  wenn  das  Dienstver- 
hältnis schon  ununterbrochen  ein  Jahr  gewährt  hat,  ununterbrochen 
eine  Woche,  wenn  es  schon  ununterbrochen  fünf  Jahre  gedauert  hat, 
zwei  Wochen  zu  betragen.  Dienstnehmer  unter  16  Jahren  haben  schon 
nach  einjähriger  ununterbrochener  Dienstzeit  einen  Urlaubsanspruch 
in  der  Dauer  von  zwei  Wochen. 

Im  Falle  der  Kündigung  durch  den  Dienstgeber  entsteht  der  Ur- 
laubsanspruch bereits  nach  zehn  Monaten  ununterbrochener  Dienst- 
leistung, ini  Falle  der  Kündigung  durch  den  Dienstnehmer  erlischt  er. 

Der  Urlaub  kann  in  Betrieben  mit  fünf  oder  weniger  Arbeitern, 
ferner  auf  Grund  eines  kollektiven  Arbeitsvertrages  in  zwei  Teilen  ge- 
währt werden. 

Während  des  Urlaubs  behält  der  Beurlaubte  sowohl  seinen  An- 
spruch auf  die  Geldbezüge  (bei  Akkord-,  Stück-  oder  Gedinglohn 
Durchschnitt  während  der  letzten  12  Wochen),  als  auch  den  Anspruch 
auf  die  Naturalbezüge,  falls  solche  vereinbart  sind,  doch  kann  an 
ihrer  Stelle  dem  Beurlaubten  für  jeden  Urlaubstag  der  Betrag  seines 
täglichen  Krankengeldes  bei  Antritt  des  Urlaubes  für  die  gesamte  Ur- 
laubszeit im  voraus  ausbezahlt  werden. 

Uebertretungen  werden  nach  den  Bestimmungen  der  Gewerbeord- 
nung und,  insofern  es  sich  um  Bergwerksbetriebe  handelt,  nach  den 
Strafbestimmungen  des  Bergarbeitergesetzes  geahndet.  — 

Im  übrigen  ist  das  Staatsamt  für  soziale  Verwaltung  mit  dem  Voll- 
zuge des  Gesetzes  betraut. 

b)  Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  für  soziale  Verwaltung  vom 
9.  V.  1919,  STGB1.  Nr.  262  über  den  Urlaub  von  jugendlichen  Arbei- 
tern und  Angestellten  im  Jahre  1919. 

Wie  schon  aus  dem  Titel  zu  ersehen  ist,  sollte  durch  die  Vollzugs- 
anweisung nur  provisorisch  für  das  Jahr  1919  den  Dienstnehmern 
unter  16  Jahren,  insofern  sie  in  einem  der  Krankenversicherungspflicht 
unterliegenden  Betriebe  tätig  sind,  ein  besonderer  Anspruch  auf  Urlaub 
gewährt  werden.  Diese  provisorische  Maßnahme  war  deshalb  notwendig, 
um  einerseits  Frühjahr  und  Sommer  1919  für  die  Urlaube  noch  benützen 
zu  können,  da  sich  die  Annahme  des  Kntwurfes  über  das  Arbeiterurlaubs- 
gesetz verzögerte,  anderseits  um  wenigstens  die  Jugendlichen  ange- 
sichts der  überhandnehmenden  Unterernährung  vor  den  daraus  ent- 
stehenden gesundheitlichen  Schädigungen  zu  bewahren. 

Demgemäß  wurde  auch  als  Voraussetzung  für  die  Gewährung  eines 
Urlaubes  auf  Grund  der  Vollzugsanwcisung  gefordert,  daß  der  Bewerber: 
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a)  nach  einem  Zeugnis  des  Krankenkassen-  oder  Schularztes  an 
einer  gewerblichen  Fortbildungsschule  aus  Gesundheitsrücksichten  drin- 
gend einer  Erholung  bedarf, 

b)  ihm  die  Aufnahme  in  einer  Erholungsstätte  gesichert  ist  oder 
er  den  Urlaub  nachweislich  auf  dem  Lande  verbringen  kann, 

c)  das  Dienstverhältnis  nachweislich  wenigstens  sechs  Monate  dauert, 

d)  daß  der  Gewerbebetrieb  sich  in  einer  größeren  Stadt  befindet. 
Der  Urlaub  hat  ununterbrochen  vier  Wochen  zu  währen.     Auf  die 

Dauer  desselben  stehen  dem  Beurlaubten  jedoch  nur  die  Ansprüche 
auf  seine  Geldbezüge  und  nicht  auch  auf  die  Naturalbezüge  zu, 
was  insbesondere  bei  Lehrlingen  von  großer  Bedeutung  ist.  Die 
Bestimmungen  über  Kündigung,  Bestrafung  bei  Urlaubsverweigerung 
usw.  sind  im  großen  und  ganzen  die  gleichen  wie  im  vorhergehen- 
den Kapitel.  Da  die  Urlaube  lediglich  in  der  Zeit  vom  i.  V.  1019 
bis  31.  X.  1919  zu  gewähren  waren,  so  ist  die  Vollzugsanweisung  für 
die  Zukunft  ohne  weitere  praktische  Bedeutung  und  wurde  hier  nur 
der  Vollständigkeit  und   der   historischen  Bedeutung  wegen  angeführt. 

K)  Rechtliche  Gleichstellung  der  Dienstgeber  und  Dienstnehmer 
durch  Abänderung  einzelner  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung.  Ge- 
setz vom  25.  I.  1919,   STGB1.  Nr.  42    (Aufhebung   des  Arbeitsbuches). 

Während  die  modernen  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Dienst- 
verträge, insofern  es  überhaupt  praktisch  möglich  ist,  die  Rechte  und 
Pflichten  beider  Vertragsteile  möglichst  ausgleichen,  ja  im  Gegenteil 
den  Dienstgeber  eben  mit  Rücksicht  auf  seine  wirtschaftliche  Ueber- 
legenheit  oft  einseitig  belasten  (s.  Krankheit  §  11 54  a.  b.  G.B.,  s.  §  8 
HGG.  [Gesetz  vom  11.  I.  1910,  RGBL.  20],  §§  2  und  13  des  Güter- 
beamtengesetzes,  s.  Militärdienstpflicht  §  8  Absatz  4  HGG.,  §  11  Güter- 
beamtengesetz),  während  sogar  die  letzten  Angestelltenschutzbestim- 
mungen  für  den  Dienstgeber  im  Falle  der  Kündigung  längerere  Kün- 
digungstermine vorsehen  als  für  den  Dienstnehmer,  erinnerten  die  Bestim- 
mungen über  das  Arbeitsbuch  an  die  Verhältnisse  vor  Abschaffung  des 
Untertänigkeitsverhältnisses  und  der  Feudallasten  (Robot)  [7.  IX.  1848]. 
Das  Arbeitsbuch,  ein  Ausweis  über  die  wichtigsten  Personaldaten,  insbe- 
sondere ein  fortlaufendes  Protokoll  über  die  Verwendungen  vom  Anfange 
der  Beruftstätigkeit  an,  macht  nämlich  den  gewerblichen  (Hilfs-)Arbeiter 
de  facto  unfrei.  Da  sich  einerseits  jeder  Gewerbeinhaber,  welcher 
(Hilfs-)Arbeiter  ohne  Arbeitsbuch  verwendete,  einer  Uebertretung  der 
Gewerbeordnung  schuldig  machte,  anderseits  der  Gewerbeinhaber  nur 
im  Falle  der  ordnungsmäßigen  Lösung,  das  heißt  bei  Einhaltung 
der  vereinbarten,  und  in  Ermanglung  einer  solchen,  der  gesetzlichen 
Kündigungsfrist  durch  den  Dienstnehmer  zur  Herausgabe  des  Arbeits- 
buches verpflichtet  war,  so  war  der  Hilfsarbeiter  bis  zur  Erfüllung 
dieser  Verpflichtung  tatsächlich  unfrei. 

Dazu  kam   außerdem  noch   die   berüchtigte  Kontraktbruchklausel 
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(§  85  GO.),  die  wörtlich  lautete :  »Wenn  ein  Hilfsarbeiter  den  Gewerbe- 
inhaber ohne  gesetzlich  zulässigen  Grund  (§§  82  a  und  101)  vorzeitig 
verläßt,  so  macht  er  sich  einer  Uebertretung  der  Gewerbeordnung 
schuldig  und  ist  nach  den  Bestimmungen  der  letzteren  zu  bestrafen. 
(Bis  1000  Kronen  Geldstrafe  oder  bis  zu  drei  Monaten  Arrest.)  Ueber- 
dies  ist  der  Gewerbeinhaber  berechtigt,  den  Hilfsarbeiter  durch  die 
Behörde  zur  Rückkehr  in  die  Arbeit  für  die  noch  fehlende  Zeit  zu  ver- 
halten und  Ersatz  des  erlittenen  Schadens  zu  begehren.« 

Diese  ganz  und  gar  unzeitgemäßen  Bestimmungen  über  das  Arbeits- 
buch (§§  79  und  81  GO.),  wie  der  oben  zitierte  §  85  GO.,  wurden  nun 
vollkommen  aufgehoben. 

An  Stelle  dieses  §  85  und  des  §  86  der  GO.,  welches  die  Bestra- 
fung des  Gewerbeinhabers,  dereinen  Arbeiter  zu  einem  Kontraktbruche 
verleitete  oder  wissentlich  einen  Vertragsbrüchigen  Arbeiter  beschäftigte, 
nach  den  Bestimmungen  der  GO.  statuierten,  trat  nun  konform  mit  dem 
§  1162  a.  b.  GB.  und  des  §  28  HGG.  folgende  Bestimmung: 

Wenn  ein  (Hilfs-)Arbeiter  ohne  gesetzlich  zulässigen  Grund  (§§  82 
und  101)  das  Arbeitsverhältnis  vorzeitig  auflöst,  so  haftet  für  den  ge- 
mäß §  1162  a.  b.  GB.  dem  (Hilfs-)Arbeiter  obliegenden  Schadenersatz  auch 
jener  Gewerbeinhaber,  der  ihn  zum  Vertragsbruch  verleitet  hat  oder 
ihn  vor  der  rechtmäßigen  Beendigung  seines  früheren  Arbeitsverhält- 
nisses in  Kenntnis  der  unrechtmäßigen  Lösung  in  Arbeit  behält. 

An  Stelle  der  aufgehobenen  Arbeitsbücher  kann  der  (Hilfs-)Arbeiter 
von  der  Gemeindebehörde  die  Ausstellung  einer  Urkunde  zur  Beglau- 
bigung seiner  Eigenschaft  als  gewerblicher  (Hilfs-)Arbeiter  verlangen.  Ein 
Zwang  besteht  nicht  mehr. 

Eine  Ungerechtigkeit  lag  bei  den  aufgehobenen  Bestimmungen  auch 
darin,  daß  der  Dienstgeber  gemäß  §  84  GO.  auch  seinerseits  im  Falle 
der  ungerechtfertigten,  vorzeitigen  Entlassung  (§§  82  und  101)  durch 
sein  (des  Dienstgebers)  Verschulden  nur  zum  Schadenersatze,  nicht  aber 
zur  Weiterbeschäftigung  während  der  Kündigungszeit  verpflichtet  war. 

L.  Das  Gesetz  vom  11.  II.  1920  über  die  Rechtsverhältnisse  der 
Journalisten,  STGB1.  Nr.  88  (Journalistengesetz). 

Der  Redakteur  (Schriftleiter)  war  auch  bereits  vor  Erlassung  des 
Journalistengesetzes  durch  die  besonderen  Bestimmungen  des  §  2,  P.  3 
des  HGG.  (Ges.  vom  16.  I.  1910,  RGBl.  Nr.  20)  geschützt,  doch  erwies 
sich  dieser  Schutz  naturgemäß  als  viel  zu  schwach,  da  ja  das  Tätig- 
keitsfeld eines  Redakteurs  durch  seine  in  der  Regel  damit  verbundene 
politische  Arbeit  naturgemäß  sehr  eng  begrenzt  ist. 

Aus  diesem  Grunde  hat  dieses  Gesetz  für  den  Fall  der  Lösung 
eines  Dienstverhältnisses  zufolge  der  Acnderung  der  politischen  Richtung 
oder  des  Verkaufes  eines  Blattes  eine  Abfertigung  festgesetzt,  die  bis 
zu  einer  fünfjährigen  Dienstzeit  das  Entgelt   eines  Jahres,    und  für  an- 
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gefangene  je  weitere  fünf  Jahre  das  Entgelt  weiterer  sechs  Monate 
beträgt. 

Außer  dieser  Abfertigung  ist  noch  die  Kündigungsfrist  einzuhalten, 
die  mindestens  drei  Monate  betragen  muß  und  sich  nach  je  weiteren 
fünf  Jahren  um  je  einen  Monat,  maximal  auf  zwölf  Monate  erhöht. 
Im  Falle  der  Auflösung  eines  Zeitungsunternehmens  beträgt  die  Min- 
destkündigungsfrist sechs  Monate  und  erhöht  sich  bis  zu  einer  zwanzig- 
jährigen Dienstzeit  im  obigen  Ausmaß. 

Der  Redakteuren  zu  gewährende  Urlaub  muß  mindestens  einen 
Monat,   nach   zehnjähriger  Dienstzeit   mindestens  i  1/2  Monate   dauern. 

Außerdem  enthält  das  Gesetz  noch  Bestimmungen  über  die  Alters- 
versorgung und  Uebergangszeit. 

M)  Das  Gesetz  vom  26.  II.  1920  über  den  Dienstvertrag  der  Haus- 
gehilfen, STGB1.  Nr.  101  (Hausgehilfengesetz). 

Den  Schutz  dieses  Gesetzes  genießen  alle  jene  Dienstnehmer,  die 
zur  Leistung  von  Diensten  für  die  Hauswirtschaft  oder  für  Mitglieder 
des  Hausstandes  angestellt  und  in  die  Hausgenossenschaft  des  Dienst- 
gebers aufgenommen  sind. 

Mit  Rücksicht  auf  den  Widerstand  der  Vertreter  der  Provinz  wur- 
den jedoch  aus  dem  Wirkungsbereich  des  Gesetzes  die  Orte  mit  weniger 
als  5000  Einwohnern,  ferner  sämtliche  landwirtschaftlichen  und  gewerb- 
lichen Betriebe  ausgenommen. 

Für  diese  gelten,  wie  für  sämtliche  Hausgehilfen  bisher,  die  §§  1151 
bis  1174  des  a.  b.  G.  B. 

Hinsichtlich  der  Naturalbezüge  bestimmt  das  Gesetz,  daß  die  Kost 
gesund  und  hinreichend  und  in  der  Regel  derjenigen  der  erwachsenen, 
gesunden  Familienmitglieder  gleich  sein  muß.  Zur  Bewahrung  der 
Mobilien  ist  den  Hausgehilfen  ein  verschließbares  Behältnis  beizustellen, 
desgleichen  muß  auch  der  Schlafraum  von  innen  abschließbar  sein. 

Die  Ruhezeit  muß  ununterbrochen  täglich  mindestens  neun  Stunden 
betragen,  und  zwar  in  die  Zeit  zwischen  9  Uhr  abends  bis  6  Uhr  früh 
fallen,  und  außerdem  sind  zur  Einnahme  der  Hauptmahlzeiten  Arbeits- 
pausen von  insgesamt  täglich  zwei  Stunden  zu  gewähren. 

Schließlich  hat  der  Hausgehilfe  Anspruch  auf  eine  ununterbrochene, 
vierstündige  Ruhezeit,  deren  Beginn  in  die  Zeit  zwischen  2 — 5  Uhr 
nachmittags  fallen  muß  und  eine  freie  Zeit  von  acht  Stunden  an  jedem 
zweiten  Sonntag,  die  spätestens  um  3  Uhr  zu  beginnen  hat. 

Im  ersten  Dienstjahre  ist  dem  Hausgehilfen  ein  ununterbrochener 
Urlaub  von  einer  Woche,  im  zweiten  Dienstjahr  von  zwei  Wochen,  vom 
sechsten  Dienstjahre  ab  von  drei  Wochen  zu  gewähren. 

Falls  der  Hausangestellte  durch  Krankheit  oder  einen  Unglücksfall 
an  der  Leistung  seines  Dienstes  verhindert  ist,  behält  er  bei  einer 
Dienstleistung  bis  zu  sechs  Monaten  während  vierzehn  Tagen,  bei  einer 
längeren   Dienstleistung    durch   vier  Wochen,   wenn    die   Verhinderung 
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durch  wichtige,  die  Person  des  Dienstnehmers  betreffende  Gründe  her- 
vorgerufen wurde,  durch  eine  Woche  den  Anspruch  auf  sein  Entgelt 
(auch  Naturalbezüge)  und  eventuelle  nötige  ärztliche  Hilfe  sowie  Medi- 
kamente. 

Die  Kündigungsfrist  beträgt  vierzehn  Tage  und  kann  durch  Ver- 
einbarung bis  auf  eine  Woche  herabgesetzt  werden;  während  dieser 
sind  ihm  insgesamt  acht  Stunden  zum  Aufsuchen  einer  neuen  Stellung 
freizugeben. 

Wird  das  Dienstverhältnis  durch  den  Dienstgeber  gelöst,  so  ist 
dem  Handlungsgehilfen  außerdem  nach  mindestens  zehnjähriger  Dienst- 
zeit eine  Abfertigung  zu  gewähren.  Diese  besteht  aus  einem  Grund- 
betrag, d.  i.  die  aus  seinen  Geldbezügen  für  drei  Monate  sowie  für 
jedes  weitere  Dienstjahr  aus  einer  5%  igen  Zulage  der  Jahresgeldbezüge, 
ist  jedoch  mit  der  Summe  der  auf  ein  Jahr  entfallenden  Geldbezüge 
begrenzt. 

Im  übrigen  sind  eine  Reihe  von  Bestimmungen  des  a.  b.  G.  B. 
wiederholt. 

IV.  Teil:    Sozialisierungsgesetze. 

Mit  der  Auflösung  der  ehemaligen  k.  und  k.  Armee  war  auch  das 
wichtigste  Machtmittel  zur  Aufrechterhaltung  der  hergebrachten  Wirt- 
schaftsordnung gefallen,  und  da  nun  dieses  Gegengewicht  fehlte,  so 
machten  sich  die  Bestrebungen  zur  Einführung  einer  neuen  Wirtschafts- 
ordnung, welche  mit  dem  Schlagwort  Sozialisierung  kurz  bezeichnet 
wurde,  immer  mehr  fühlbar. 

Als  nun  im  April  191 9  in  Ungarn  die  Räteregierung  ausgerufen 
wurde,  mußte  sich  auch  die  österreichische  Regierung  entschließen, 
den  Vertretern  der  Sozialisierung  entgegenzukommen,  wenn  sie  sich 
nicht  der  Gefahr  eines  plötzlichen,  gewaltsamen  Umschwunges  der  ge- 
samten Wirtschaftsordnung  aussetzen  wollte.  Der  damalige  Plan  be- 
stand darin,  in  den  Betrieben,  die  sich  zur  Sozialisierung  nicht  eignen, 
eine  konstitutionelle  Wirtschaftsverfassung  einzuführen,  die  übrigen  Be- 
triebe vollständig  zu  sozialisieren.  Demgemäß  sollten  auch  bloß  zwei 
Gesetze  geschaffen  werden,  nämlich  das  Gesetz  über  die  Betriebsräte 
und  das  Gesetz  über  die  Sozialisierung.  Die  letztere  Absicht  wurde 
jedoch  durch  die  konservative  Haltung  der  Bevölkerung  des  flachen 
Landes,  die  in  den  zentrifugalen  Bestrebungen  der  Länder  zum  Aus- 
drucke kam,  sowie  durch  die  trostlosen  Ernährungsverhältnisse,  welche 
den  Staat  vollständig  von  dem  kapitalistischen  Westen  abhängig  mach- 
ten, vereitelt.  Aus  dem  Gesetz  über  die  Sozialisierung  wurden  zwei 
Gesetze,  durch  welche  nicht,  wie  beabsichtigt,  die  Sozialisierung  durch- 
geführt, sondern  lediglich  der  Weg  zu  dieser  gewiesen  wurde. 

A)  Die  Enteignung  von  Wirtschaftsbetrieben. 
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a)  Das  Gesetz  vom  14.  III.  1919,  STGB1.  Nr.  181  über  die  Vor- 
bereitung der  Sozialisierung. 

Die  Idee  der  Beschränkung  des  Eigentumsrechtes  —  sowohl  hinsicht- 
lich seines  Umfanges,  als  auch  hinsichtlich  der  freien  Verfügung  —  im 
Interesse  des  Gemeinwohles  ist  nach  dem  bereits  aus  dem  Jahre  181 1 
stammenden  §  364  Abs.  1,  sowie  nach  dem  §  365  des  a.  b.  GB.  dem 
österreichischen  Rechtsbewußtsein  nicht  fremd.  Der  §  364  Abs.  1  be- 
stimmt, daß  die  Ausübung  des  Eigentumsrechtes  nur  insofern  statt- 
findet, als  dadurch  nicht  die  in  den  Gesetzen  zur  Erhaltung  und  Be- 
förderung des  allgemeinen  Wohles  vorgeschriebenen  Einschränkungen 
übertreten  werden,  bedeutet  also  eine  Beschränkung  hinsichtlich  des  Um- 
fangs  des  Eigentumsrechtes.  Der  §  365  besagt:  Wenn  es  das  allge- 
meine Beste  erheischt,  muß  ein  Mitglied  des  Staates  gegen  eine  an- 
gemessene Schadloshaltung  selbst  das  vollständige  Eigentum  einer  Sache 
abtreten.  Hier  finden  wir  also  bereits  eine  Beschränkung  des  Inhaltes 
des  Eigentumsrechtes. 

Das  Gesetz  über  die  Vorbereitung  der  Sozialisierung  schafft  somit 
keinen  prinzipiellen  neuen  Rechtszustand.  Im  Gegenteil,  der  §  1  läßt 
sich  sehr  wohl  auch  in  unsere  bisherige  Wirtschaftsauffassung  einfügen. 
Derselbe  lautet:  »Aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls  können  hiezu 
geeignete  Wirtschaftsbetriebe  zugunsten  des  Staates,  der  Länder  und 
der  Gemeinden  enteignet,  von  dem  Staate,  den  Ländern  oder  den  Ge- 
meinden entweder  in  eigene  Verwaltung  übernommen  oder  in  die  Ver- 
waltung öffentlicher  rechtlicher  Körperschaften  gestellt  werden  (s.  §  365 
a.  b.  GB.). 

Die  Ausübung  dieser  Rechte  wird  durch  besondere  Enteignungs-, 
Bodenreform-  und  Besiedelungsgesetze  geregelt. 

Neu  dagegen  ist  der  §  2,  wonach  durch  Gesetz  hiezu  geeignete 
Wirtschaftsbetriebe  zu  Genossenschaften  öffentlichen  Rechtes  vereinigt, 
unter  die  Aufsicht  des  Staates  oder  anderer  öffentlicher  rechtlicher 
Körperschaften  gestellt  werden  können.  Die  übrigen  Bestimmungen 
des  Gesetzes  über  die  Vorbereitung  der  Sozialisierung  behandeln  das 
zur  Durchführung  dieser  Aufgabe  neu  geschaffene  Organ  (Staatskom- 
mission für  Sozialisierung),  und  zwar  seine  Organisation,  seine  Aufgaben 
und  seine  Rechte. 

Die  Sozialisierungskommission  hat  die  Aufgabe: 

1.  Besondere  Enteignungs-,  Bodenreform-  und  Besiedelungsgesetze 
vorzubereiten. 

2.  Gesetze  zwecks  Vereinigung  geeigneter  Wirtschaftsbetriebe  zu 
Genossenschaften  öffentlichen  Rechtes  vorzubereiten. 

3.  Gesetze  über  die  Vertretung  der  in  diesen  Betrieben  beschäf- 
tigten Angestellten  und  Arbeiter  in  der  Verwaltung  der  Betriebe  vor- 
zubereiten. 
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b)  Das  Gesetz  vom  30.  V.  1919,  STGB1.  Nr.  308  über  das  Ver- 
fahren bei  der  Enteignung  von  Wirtschaftsbetrieben. 

Durch  dieses  Gesetz  wurden  für  die  noch  besonders  auf  Vorschlag 
der  Sozialisierungskommission  zu  schaffenden  Enteignungs-,  Bodenre- 
form- und  Besiedelungsgesetze  gewisse  Richtlinien  geschaffen,  doch 
wird  bereits  im  §  1  betont,  daß  die  Ergänzung  dieser  Richtlinien  hin- 
sichtlich des  Umfanges  der  Enteignung  (des  gesamten  Betriebes  oder 
Teiles  desselben)  und  der  Entschädigung  für  den  konkreten  Fall  dem 
betreffenden  Enteignungs-,  Bodenreform-  und  Besiedelungsgesetze  vor- 
behalten bleibt. 

Die  Richtlinien  betreffen  im  großen  und  ganzen  die  Bemessung 
der  Höhe  der  Entschädigung  an  den  Eigentümer,  das  Recht,  bloß 
einzelne  Teile  eines  Unternehmens  zu  enteignen,  den  Beginn  des  Ver- 
fahrens, die  Rückwirkung  dieser  Tatsache  auf  die  Befugnisse  und  Rechte 
des  Unternehmers  sowie  auf  die  Rechte  Dritter  an  dem  Unternehmen, 
die  Uebernahme  der  Lasten  sowie  der  noch  nicht  durchgeführten  Ver- 
träge, die  Art  der  Entschädigung,  den  Zeitpunkt  der  Uebergabe  und 
den  Fall  der  NichtÜbernahme  bis  zum  im  Enteignungsbeschlusse  fest- 
gesetzten Termin. 

Da  die  Enteignungs-,  Bodenreform-  und  Besiedelungsgesetze  als 
generelle  Ermächtigung  der  Staatsregierung  für  bestimmte  Güter-  und 
Rechtsgruppen  gedacht  waren,  so  wurde  der  Staatsregierung  das  Recht 
eingeräumt,  für  die  in  die  einzelnen  Gruppen  fallenden  Güter,  resp. 
Rechte  durch  Beschluß  auszusprechen,  wann  und  zu  wessen  Gunsten 
die  Enteignung  zu  erfolgen  hat. 

B)  Das  Gesetz  vom  15.  V.  1919,  RGBl.  Nr.  283  betreffend  die  Er- 
richtung von  Betriebsräten. 

Da  durch  dieses  Gesetz  das  konstitutionelle  System  in  unserem 
gesamten  Wirtschaftsleben  eingeführt  werden  sollte,  so  ist  es  nur  natür- 
lich, daß  hinsichtlich  des  Geltungsbereiches  des  Gesetzes  kein  Unter- 
schied gemacht  wurde,  ob  der  betreffende  Betrieb  in  Erwerbsabsicht 
geführt  wird  oder  nicht  oder  ob  er  gemäß  Art.  V  des  Einführungsge- 
setzes zur  Gewerbeordnung  von  ihrer  Anwendbarkeit  ausgenommen 
wurde. 

Von  der  allgemeinen  Geltung  des  Gesetzes  wurden  nur  zwei 
Gruppen  von  Betrieben  ausgenommen  und  zwar  einerseits  die  öffent- 
lichen Aemter  sowie  die  vom  Staatsamte  für  Verkehrswesen  betriebenen 
oder  seiner  Aufsicht  unterstellten  Unternehmungen  der  Eisenbahnen, 
Schiffahrt,  Post,  des  Telegraphen  und  Telephons,  anderseits  die  land- 
wirtschaftlichen Betriebe  exkl.  der  industriellen  Nebenbetriebe  der  Land- 
und  Forstwirtschaft.  Die  öffentlichen  Aemter  und  Verkehrsunterneh- 
mungen  wurden  deshalb  ausgenommen,  weil  dort  die  konstitutionelle 
Wirtschaftsverfassung  durch  die  ständige  Einflußnahme  einer  auf  demo- 
kratischer Grundlage  gewählten  Nationalversammlung   und   durch   den 
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Mangel  eines  individuellen  Gewinstinteresses  gesichert  erschien.  Trotz- 
dem sieht  jedoch  das  Gesetz  vor,  daß  auch  dort  durch  Vollzugsan- 
weisung den  Betriebsräten  ähnliche  Einrichtungen   geschaffen    werden. 

Für  die  Ausnahme  der  landwirtschaftlichen  Betriebe  wurden  viele 
mehr  oder  weniger  stichhaltige  Gründe  angeführt.  Der  wirkliche  Grund 
ist  jedoch  in  dem  Widerstand  der  ländlichen  Abgeordneten  zu  suchen, 
die  mangels  dieses  Entgegenkommens  das  ganze  Gesetz  zum  Scheitern 
gebracht  hätten.  Die  konstitutionelle  Wirtschaftsverfassung  wurde  in 
allen  Betrieben  eingeführt,  welche  fünf  oder  mehr  Dienstnehmer  gegen 
Entgelt  beschäftigen. 

Als  Organe  wurden  die  Betriebsräte  in  Betrieben  mit  mehr  als 
20  Dienstnehmern  über  18  Jahre  resp.  die  Vertrauensmänner  in  Betrieben 
mit  5  bis  19  Dienstnehmern  über  18  Jahre  geschaffen,  Mandatare,  die  im 
großen  und  ganzen,  insoweit  es  bei  dem  verschiedenen  Umfange  der 
Betriebe  möglich  ist,  die  gleichen  Rechte  haben,  und  deren  Differen- 
zierung hinsichtlich  einzelner  Rechte  nur  der  sachlich  begründeten 
Einteilung  in  Betriebe  mit  20  oder  mehr,  resp.  19  oder  weniger  Dienst- 
nehmern entspricht. 

Die  Betriebe  mit  vier  oder  wenigem  Dienstnehmern  wurden  einer- 
seits ausgenommen,  um  den  Widerstand  des  Gros  der  bürgerlichen 
Abgeordneten  gegen  das  Gesetz  abzuschwächen,  anderseits  um  die 
in  diesen  Betrieben  tatsächlich  noch  bestehenden  patriarchalischen  Ver- 
hältnisse zu  berücksichtigen.  Auch  wollte  man  das  Bestreben  nach 
wirtschaftlicher  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  nicht  untergraben. 

Das  Gesetz  regelt  im  Prinzip  die  Kompetenz  der  Betriebsräte 
(Vertrauensmänner),  die  Wahlordnung  und  Durchführung  der  Wahl  und 
die  Geschäftsführung  der  Betriebsräte  (Vertrauensmänner).  Dieses  ganze 
Gebiet  wurde  durch  die  Vollzugsanweisungen  des  Staatsamtes  für  so- 
ziale Verwaltung  und  zwar  VA.  vom  27.  VI.  1919,  STGB1.  Nr.  342 
über  die  Wahl  der  Betriebsräte  VA.  vom  11.  VII.  1919,  STGB1.  Nr.  365 
resp.  366  über  die  Geschäftsführung  der  Betriebsräte  resp.  Vertrauens- 
männer, VA.  vom  22.  VII.  1919,  STGB1.  Nr.  394  über  die  Revision 
der  Gebahrung  der  Betriebsräte  authentisch  und  in  einer  auch  für  den 
theoretisch  nicht  Vorgebildeten  leicht  faßlichen  Art  interpretiert. 

Den  Betriebsräten  (Vertrauensmännern)  obliegt  die  Ueberwachung 
der  Durchführung  etwa  bestehender  kollektiver  Arbeitsverträge,  die  Er- 
gänzung derselben  und  mangels  solcher  der  Neuabschluß  unter  Mit- 
wirkung der  Berufsorganisationen  (Gewerkschaften),  die  Zustimmung 
bei  Festsetzung  von  Akkord-,  Stück-  und  Gedinglöhnen,  von  Durch- 
schnitt- oder  Mindestverdiensten,  insofern  diese  nicht  durch  kollektive 
Arbeitsverträge  geregelt  sind,  die  Ueberwachung  der  Einhaltung  der 
gesetzlichen  Vorschriften  über  Arbeiterschutz,  Betriebshygiene,  Unfalls- 
verhütung und  Arbeiterversicherung,  die  Mitwirkung  bei  Aufrechterhal- 
tung  der   Disziplin,   die   Ueberprüfung  der  Lohn-(Gehalts-)Listen  und 
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Kontrolle  der  Lohnauszahlung,  endlich  das  Vorbringen  von  eigenen 
Anregungen  beim  Betriebsunternehmer  und  bei  Behörden.  Den  Be- 
triebsräten (nicht  auch  Vertrauensmännern)  stehen  außerdem  noch 
folgende,  bloß  in  größeren  Betrieben  durchführbare  Rechte  zu:  Die 
Zustimmung  anläßlich  der  Erlassung  oder  Aenderung  der  Arbeitsord- 
nung mangels  eines  bereits  bestehenden  diesbezüglichen  Kollektivver- 
trages, die  Mitwirkung  bei  der  Erlassung  von  Disziplinarstrafen  und 
die  Abhaltung  allmonatlicher,  gemeinsamer  Beratungen  mit  dem  Unter- 
nehmer über  Verbesserungen  der  Betriebseinrichtungen  und  über  all- 
gemeine Grundsätze  der  Betriebsführung. 

Außerdem  sind  die  Betriebsräte  in  Handels-  und  Industrieunter- 
nehmungen mit  über  30  Dienstnehmern  berechtigt,  ab  1.  I.  1920  die 
Vorlage  einer  Bilanz  für  das  verflossene  Geschäftsjahr  und  eines  Ge- 
winn- und  Verlustausweises  zu  verlangen  und,  sofern  diese  Unter- 
nehmungen die  Form  der  juristischen  Person  (mit  Ausnahme  der  Er- 
werbs- und  Wirtschaftsgenossenschaften)  haben,  auch  zwei  Mitglieder 
in  den  Verwaltungs-  resp.  Aufsichtsrat  resp.  Direktionsrat  zu  entsenden. 
Ein  Anspruch  auf  Tantiemen,  Zeichnungs-  und  Vertretungsbefugnis 
steht  ihnen  jedoch  nicht  zu. 

Um  die  Kontinuität  derselben  Personen  im  Betriebsrat  (Vertrauens- , 
männer)  zu  sichern  und  ihnen  dadurch  einen  tieferen  Einblick  in  den 
Betrieb  zu  ermöglichen,  ist  ihre  Entlassung  bzw.  Kündigung  nur  mög- 
lich, wenn  nach  den  bestehenden  Gesetzen  ein  wichtiger  Grund  zur 
vorzeitigen  Entlassung  vorliegt  (§  1162  a.  b.  G.  B.  §  27  HGG.  und 
§  82  GO.). 

Aus  sonstigen  Gründen  (Betriebseinschränkung,  Betriebsänderung, 
eintretende  physische  oder  geistige  Unfähigkeit)  ist  eine  Kündigung 
oder  Entlassung  nur  mit  Zustimmung  des  Einigungsamtes  zulässig. 

Die  Betriebsräte  (Vertrauensmänner)  bestehen  in  Betrieben  mit  5 
bis  10  Dienstnehmern  über  18  Jahren  aus  einem,  mit  10  bis  20  Dienst- 
nehmern aus  zwei,  mit  20  bis  50  Dienstnehmern  aus  drei  Mitgliedern, 
sodann  erhöht  sich  ihre  Zahl  für  je  weitere  100  Dienstnehmer  um  je  ein 
und  ebenso  bei  über  1000  Dienstnehmern  für  je  weitere  500  Dienstnehmer 
um  je  ein  weiteres  Mitglied.  Aktives  Wahlrecht  besitzen  alle  Dienstnehmer 
mit  einem  Alter  von  über  18  Jahren  mit  einer  mindestens  einmonatigen 
Dienstzeit  am  Tage  der  Wahl,  passives  Wahlrecht  alle  Dienstnehmer 
mit  einem  Alter  von  über  24  Jahren  und  einer  mindestens  sechsmonatigen 
Dienstzeit  im  wählenden  Betrieb. 

Ueber  die  Wahl,  die  einfache  Majorität  der  abgegebenen  Stimmen. 

Im  Falle,  daß  50  oder  mehr  Dienstnehmer  in  einem  Betrieb  be- 
M  hftftigt  sind,  gelten  hinsichtlich  der  Wahl  folgende  Abänderungen  : 

1.  Haben    die    Beamten    und  Vorstandsmitglieder   der    Berufsorga- 
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nisationen  (Gewerkschaften)  passives  Wahlrecht,  dürfen  dieses  Amt 
jedoch  nur  in  einem  Betriebe  bekleiden. 

2.  Gelten  für  diese  Betriebe  die  Grundsätze  der  Verhältniswahl. 
Prinzipiell  ist  immer  ein  Betriebsrat  (Kollegium)  zu  wählen,  doch  sind 
die  Mandate  auf  die  zu  einem  Unternehmen  gehörigen  Betriebe  (Be- 
triebsabteilungen), sowie  auf  die  beschäftigten  Arbeiter  und  Angestellten 
proportionell  aufzuteilen. 

Die  Wahl  erfolgt  auf  ein  Jahr. 

Die  Mitglieder  des  Betriebsrates  beziehen  für  diese  Tätigkeit  kein 
Entgelt,  sondern  haben  lediglich  Anspruch  auf  Ersatz  ihrer  tatsäch- 
lichen Spesen  aus  dieser  Funktion. 

In  allen  sich  aus  der  Durchführung  des  Gesetzes  ergebenden  Strei- 
tigkeiten entscheidet  das  Einigungsamt  endgültig. 

Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  können  durch  gegenteilige  Ver- 
einbarungen nicht  umgangen  werden.  Uebertretungen  werden  von  den 
politischen  Behörden  mit  Geld  bis  zu  2000  Kronen  oder  mit  Arrest  bis 
zu  acht  Tagen  bestraft. 

V.  Teil.     Versicherungswesen. 

Mit  der  ständig  zunehmenden  Geldentwertung  erwiesen  sich  die 
*"  ziffernmäßig  im  Gesetzeswege  festgesetzten  und  durch  Versicherungs- 
zwang vorgesehenen  Beiträge  für  den  Fall  der  Krankheit,  der  Invalidität 
und  des  Alters  als  völlig  unzulänglich  und  eine  Novellierung  der  dies- 
bezüglichen Gesetze  war  unbedingt  nötig,  wenn  diese  nicht  jeden  prak- 
tischen Wert  verlieren  sollten.  Es  ist  nur  natürlich,  daß  bei  diesem 
Anlasse  einer  Reihe  berechtigter  Wünsche  gleichzeitig  Rechnung  ge- 
tragen wurde. 

a)  die  Krankenversicherung. 

A)  Das  Gesetz  vom  30.  VI.  1919,  STGBL.  Nr.  398  betreffend  die 
Abänderung  des  Krankenversicherungsgesetzes  (vierte  Novelle  zum 
Krankenversicherungsgesetz). 

Entsprechend  der  ständigen  Entwertung  des  Geldes  wurden  die 
Lohnklassen  um  vier  vermehrt,  und  in  den  untersten  drei  Lohnklassen 
mit  einem  durchschnittlichen,  täglichen  Arbeitsverdienst  von  K.  1  bis 
1.50  bis  2. —  wurde  das  tägliche  Krankengeld  einheitlich  auf  K.  1.20 
statt  wie  bisher  K.  0.60,  0.90,  1.20  festgesetzt. 

Nach  den  bisherigen  Bestimmungen  gebührte  für  die  ersten  drei 
Tage  kein  Krankengeld. 

Diese  Bestimmung  hatte  den  Zweck,  Mißbräuchen  durch  gewohn- 
heitsmäßiges Marodieren  vorzubeugen.  Da  hierdurch  aber  nicht  bloß 
Marodeure,  sondern  auch  wirklich  Kranke  betroffen  wurden,  wurde  nun  eine 
Abänderung  in  der  Richtung  vorgenommen,  daß  zwar  eine  Kranken- 
unterstützung bloß  bei  einer  Krankheitsdauer  von  mindestens  vier 
Tagen,  in  diesem  Falle  jedoch  bereits  vom  ersten  Krankheitstage  ab, 
gebührt. 
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Bei  einer  ununterbrochenen  Mitgliedschaft  von  mindestens  30  Wochen 
gebührt  die  Krankenunterstülzung  bis  zur  Höchstdauer  von  52  Wochen 
statt  wie  bisher  einheitlich  bis  zur  Höchstdauer  von  26  Wochen. 

Da  auch  das  in  der  letzten  Zeit  im  Hinblick  auf  die  Teuerungen 
erhöhte  Einkommen  sich  in  den  meisten  Fällen  nicht  durch  Lohner- 
höhungen, sondern  in  erster  Linie  durch  periodische  Teuerungszulagen 
und  Notstandsbeiträge  ergab,  wurde  der  §  7  a,  welcher  die  versicherungs- 
pflichtigen Einnahmen  taxativ  aufzählt,  durch  das  Wort  > Zuschüsse 
aller  Art«  ergänzt.  Die  den  Krankenkassen  gemäß  §  9  gewahrte  Mög- 
lichkeit zu  höheren  als  im  Gesetze  vorgeschriebenen  Leistungen  wurde 
erweitert. 

Neues  Schema: 
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Neu  eingeführt  wurde  auch  die  Möglichkeit  der  Gewährung  von 
Kinderzuschüssen,  und  zwar  in  der  Regel  von  K.  1. —  pro  Kind  und 
Tag,  maximal  insgesamt  jedoch  K.  3. —  per  Tag. 

Ferner  dürfen  nach  der  jetzigen  Fassung  die  Krankenkassen  auch 
bei  einer  Krankheitsdauer  von  unter  drei  Tagen  die  Krankenunter- 
stützung auszahlen. 

Für  diese  erhöhten  Leistungen  der  Krankenkassen  mußten  natür- 
lich auch  erhöhte  Einnahmen  gesichert  werden.  Dies  erfolgte  durch 
Abänderung  des  §  25  Absatz  4,  wodurch  die  Normalprämien  pro  Woche 
mit  4  %  des  täglichen  Arbeitsverdienstes  in  der  Regel,  statt  wie 
bisher  höchstens,  festgesetzt  wurde. 

B)  Das  Gesetz  vom  6.  II.  1919,  STGB1.  Nr.  86  betreffend  Mai> 
nahmen  auf  dem  Gebiete  der  Krankenversicherung  des  Arbeiters  und 
VA.  vom  22.  III.   1920,  STGB1.  Nr.  135. 

Aehnlich  wie  das  Gesetz  vom  30.  VII.  1919,   STGB1.  Nr.  398  er- 
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höht  dieses  Gesetz  die  für  die  Einbeziehung  der  Familienmitglieder 
in  die  Versicherung  festgesetzte  Einkommensgrenze. 

Bisher  bildete  gemäß  §  9  a  des  Krankenversicherungsgesetzes  (No- 
velle vom  20.  XL  19 17,  RGBl.  Nr.  457)  die  Höchstgrenze  für  die  Ge- 
währung von  Krankenpflege,  Begräbnisgeldern  und  Wöchnerinnenunter- 
stützung usw.  an  die  Familienmitglieder  des  Versicherten  ein  Jahres- 
einkommen, das  je  nach  der  Größe  des  Dienstortes  von  K.  4200. — 
bis  K.  2400. —  abgestuft  war. 

Diese  Grenze  wurde  nun  für  die  Mitversicherung  der  Familien- 
mitglieder krankenversicherter  Arbeiter  gänzlich  aufgehoben,  so 
daß  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  ihres  Einkommens  die  Familien- 
mitglieder immer  für  den  Krankheitsfall  versichert  sind,  für  die 
Mitversicherung  der  Familienmitglieder  krankenversicherter  Ange- 
stellter jedoch  auf  K.  9600. —  bis  K.  4000. —  Jahreseinkommen,  je 
nach  der  Größe  des  Dienstortes  erweitert.  Gemäß  der  in  diesem  Ge- 
setz enthaltenen  Ermächtigung  hat  das  Staatsamt  für  soziale  Verwaltung 
auch  mit  VA.  vom  22.  III.  1920,  STGB1.  Nr.  135  die  Grenze  für  das 
Jahreseinkommen  auf  K.  24000. —  bis  K.  12000. —  erhöht  sowie  die 
Krankenkassen  ermächtigt,  im  Einvernehmen  mit  den  Aerzteorgani- 
sationen  die  Einkommensgrenze  je  nach  der  Größe  des  Dienstortes  auf 
K.  30000. —  bis  K.  r5ooo. —  per  Jahr  festzusetzen.  Das  Einvernehmen 
mit  den  Aerzteorganisationen  wurde  gerade  deshalb  gefordert,  weil 
diese  ja  durch  jede  Ausdehnung  der  Krankenversicherung  eine  Minde- 
rung ihrer  Privatpraxis  erleiden  und  sich  auch  gegen  jede  Erweiterung 
der  Familienversicherung  energisch  wehrten. 

Eine  Aenderung  wurde  feiner  noch  in  der  Richtung  vorgenommen, 
daß  nach  der  neuen  Fassung  diesen  Familienmitgliedern  Anspruch 
auf  alle  Kassenleistungen  mit  Ausnahme  des  Krankengeldes  (also 
Medikamente,  Kuraufenthalt,  therapeutische  Behelfe,  Prothesen  usw.) 
gewährt  werden  kann,  während  früher  die  Leistung  der  Krankenkassen 
lediglich  auf  Krankenpflege,  Begräbnisgelder  und  Wöchnerinnenunter- 
stützung beschränkt  war. 

b)    Die   Unfallversicherung. 

Gesetz  vom  30.  VII.  1919,  STGB1.  Nr.  399  betreffend  die  Abände- 
rung einiger  Bestimmungen  über  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter 
(IV.  Novelle  zum  Unfallversicherungsgesetz). 

Durch  dieses  Gesetz  wird  der  für  die  Berechnung  der  Rente  fest 
gesetzte,  höchste  Arbeitsverdienst  von  K.  3000. —  jährlich  auf  K.  6000. — 
jährlich  erhöht  und  diese  Aenderung  in  allen  diesbezüglichen  Para- 
graphen des  Gesetzes  durchgeführt. 

An  Stelle  der  mit  dem  Höchstbetrag  von  K.  100. —  bestimmten 
Begräbniskosten  tritt  im  Todesfall  des  Versicherten  eine  einmalige 
Zuwendung  an  die  Hinterbliebenen  im  Betrage  von  K.  300. — . 
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Neu  eingeführt  wird  der  Anspruch  des  Versicherungspflichtigen  auf 
Prothesen  (Körperersatzstücke).  Gleichzeitig  wurde  auch  der  Anspruch 
auf  Wiederherstellung  (Reparatur)  und  Erneuerung  geregelt. 

c)    Die    Pensionsversicherung. 

Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  für  soziale  Verwaltung  vom 
25.  VII.  1919,  STGB1.  Nr.  377  betreffend  die  Einbeziehung  der  Teue- 
rungszulagen in  die  bei  der  Pensionsversicherung  der  Angestellten  er- 
rechenbaren Bezüge. 

Durch  diese  Vollzugsanweisung  wurde  lediglich  die  Einbeziehung 
der  Teuerungszulagen  in  die  für  die  Pensionsversicherung  anrechenbaren 
Bezüge  verfügt. 

Mit  Rücksicht  auf  den  für  die  Versicherung  in  Betracht  kommen- 
den Höchstbetrag  des  Einkommens  von  K.  300c. —  jährlich  wurde  je- 
doch bei  der  derzeitigen  Geldentwertung  durch  diese  Maßnahme  wenig 
erreicht,  im  Gegenteil,  sie  bedeutet  in  vielen  Fällen  für  den  Dienst- 
nehmer einen  Nachteil,  da  er  bei  einem  Jahreseinkommen  von  K.  7200. — 
aufwärts  jährlich  die  vollen  Prämien  aus  eigenem  zu  bezahlen  hat. 

Eine  weitergehende  Aenderung  des  Pensionsversicherungsgesetzes 
(Gesetz  vom  16.  XII.  1906,  RGBl.  Nr.  1,  ex  1917  novelliert  durch  die 
kaiserl.  Verordnung  vom  25.  VI.  1914,  RGBl.  Nr.  138)  bereitet  die  Regie- 
rung übrigens  vor. 

IV.  Teil:   Wohnungswesen. 

Vollzugsanweisung  des  d.  ö.  Staatsrates  vom  16.  XI.  191 8,  STGB1. 
Nr.  22  betreffend  die  Anforderungen  von  Wohnungen  durch  die  Ge- 
meinden und  VA.  des  Staatsamts  für  soziale  Verwaltung  vom  9.  IV. 
191 9,  STGB1.  Nr.  223  betreffend  die  Abänderung  einzelner  Bestim- 
mungen. 

Während  die  Mieterschutzverordnung  (kaiserl.  Verordnung  vom 
23.  X.  191 8,  RGBl.  Nr.  379)  in  ihrer  Hauptsache  eine  Beschränkung 
des  Dispositionsrechtes  des  Wohnungs- (Haus)- Eigentümers  bedeutete, 
richteten  sich  die  obigen  Vollzugsanweisungen  gegen  die  über  die  ein- 
zelnen Wohnungen  (Wohnungsbestandteile)  tatsächlich  verfügungsberech- 
tigten Personen,   also   in   erster  Linie  vielfach  auch   gegen  die  Mieter. 

Der  leitende  Grundsatz  war  der,  unbedingt  allen  Heimkehrern  — 
vgl.  Tag  des  Erscheinens  (19.  XI.  1918)  und  Zeit  der  Auflösung  der 
Armee  (November  1918)  —  nach  den  jahrelangen  Feldstrapazen  wenig- 
stens ein  bescheidenes  Heim  zu  sichern. 

Zu  diesem  Zwecke  wurde  den  Gemeinden  ein  Anforderungsrecht 
für  Wohnungen  (nicht  auch  Geschäftslokale  oder  Büros)  zu  Wohn- 
zwecken von  Personen,  die  in  der  Gemeinde  heimatberechtigt  oder 
durch  zwingende  Gründe  zu  wohnen  genötigt  sind  und  keine  ent- 
hende  Wohnung  finden  können,  gewährt.     Dieses  erstreckt  sich: 
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i.  auf  leerstehende  Wohnungen,  die  nicht  vermietet  sind, 

2.  auf  Doppelwohnungen,  die  in  der  Anzeige  nicht  als  für  eigene 
Wohnzwecke  benötigt  bezeichnet  werden,  oder  deren  Belassung  als  nicht 
notwendig  anerkannt  wurde, 

3.  auf  Wohnungen  und  Wohnungsbestandteile,  welche  regelmäßig 
nur  durch  unverhältnismäßig  kurze  Zeit  benützt  werden,  oder  auf  Woh- 
nungen, bei  denen  die  Zahl  der  Wohnräume  um  zwei  größer  ist  als 
die  Zahl  der  Bewohner,  mindestens  jedoch  aus  sechs  Wohnräumen  be- 
stehen. Nebenräume  werden  hiebei  nicht  mitgezählt.  Auf  Grund  der 
durch  VA.  vom  9.  IV.  1919,  STGB1.  Nr.  223  gewährten  Ermächtigung 
wurde  der  letzte  Absatz  folgendermaßen  von  den  einzelnen  Landes- 
regierungen abgeändert:  »oder  die  Zahl  der  Wohnräume  um  einen 
größer  ist  als  die  Zahl  der  Bewohner« ;  es  können  unter  dieser  Voraus- 
setzung sonach  auch  kleinere  Wohnungen  als  mit  sechs  Wohnräumen 
angefordert  werden. 

Wohnungsbestandteile  (einzelne  Zimmer)  können  jedoch  nur  dann 
angefordert  werden,  wenn  sie  vollständig  separat  benutzbar  sind. 

4.  Leerstehende,  nicht  vermietete  Räumlichkeiten,  die  seit  1.  August 
1914  nicht  dem  Wohnzwecke  zugeführt  wurden, 

5.  Wohnungen  in  nahezu  fertiggestellten  Bauten,  sofern  die  Ge- 
meinde auf  ihre  Kosten  die  Bauten  bewohnbar  macht. 

Durch  dieses  Anforderungsrecht  wurde,  wie  vielfach  irrtümlich  an- 
genommen wird,  den  Hauseigentümern  das  Recht,  die  Wohnungen  in 
ihren  Häusern  zu  vermieten,  prinzipiell  nicht  genommen,  nur  in  den 
konkreten  Fällen,  in  welchen  eine  Anforderung  erfolgt  ist,  und  da  auch 
nur  in  der  Regel  bis  zum  Abschluß  des  Mietvertrages  zwischen  dem 
Hauseigentümer  (sonstigen  Verfügungsberechtigten)  und  dem  von  der 
Gemeinde  zugewiesenen  Mieter,  obliegt  für  die  Zeit  der  Anforderung 
die  Zuweisung  des  Mieters  den  Gemeinden. 

Wurde  bisher  kein  Mietzins  entrichtet,  so  entscheidet  über  die  Höhe 
des  nach  Uebernahme  zu  entrichtenden  Mietzinses  unappellabel  das 
Mietamt.  Für  Mietzinssteigerungen  gelten  auch  hinsichtlich  der  an- 
geforderten Wohnungen    die   Bestimmungen    des    Mieterschutzgesetzes. 

Auf  Verlangen  des  Hauseigentümers  muß  die  Gemeinde  von  der 
vorbehaltenen  I4tägigen  Kündigungsfrist  Gebrauch  machen,  wenn: 

1.  der  Mieter  durch  beharrliche  oder  gröbliche  Uebertretung  der 
geltenden  Hausordnung,  oder  durch  sein  rücksichtsloses,  anstößiges 
oder  sonst  ungehöriges  Verhalten  den  Mitbewohnern  im  Hause  das 
Wohnen  verleidet, 

2.  gemäß  §  11 18  a.  b.  G.  B.  die  Aufhebung  des  Vertrages  ohne 
Kündigung  verlangt  werden  kann. 

Die  Gemeinde  hat  auf  die  Anforderung  zu  verzichten: 

a)  wenn  der  Hauseigentümer  oder  der  ursprüngliche  Untervermieter 


Miszellen.  37g 

die  angeforderte  Wohnung  (Wohnungsbestandteil)  selbst   benötigt   und 
keine  öffentlichen  Interessen  entgegenstehen,  oder 

b)  wenn  zwischen  dem  Hauseigentümer  (Mieter)  und  demjenigen, 
dem  die  Gemeinde  die  angeforderte  Wohnung  (Wohnungsbestandteil) 
vermietet  hat,  mit  Zustimmung  der  Gemeinde  ein  Mietvertrag  abge- 
schlossen wurde. 

b)  Gesetz  vom  30.  V.  1919,  STGB1.  Nr.  309  über  die  Errichtung 
und  Unterbringung  von  Volkspflegestätten. 

Mit  Ausnahme  des  Verfalles  von  Eigentumsobjekten  im  Zusammen- 
hang mit  einer  strafbaren  Handlung  (s.  §§  241,  282  STGB.  Preistrei- 
bereiverordnung) sieht  dieses  Gesetz  den  einzigen  Fall  einer  unent- 
geltlichen Eigentumsübertragung  im  österreichischen  Recht  vor.  Das 
Gesetz  begründet  im  §  4  diese  Anomalie  der  österreichischen  Gesetz- 
gebung damit,  daß  die  Allgemeinheit  verpflichtet  ist,  durch  Errichtung 
von  Volkspflegestätten  zur  Heilung  der  schweren  Kriegsschäden  bei- 
zutragen. Diese  im  Texte  eines  Gesetzes  im  allgemeinen  nicht  übliche 
Begründung  erscheint  jedoch  notwendig,  wenn  man  berücksichtigt,  daß 
am  selben  Tage  wie  dieses  Gesetz  das  Gesetz  über  das  Verfahren  bei 
der  Enteignung  von  Wirtschaftsbetrieben  (Gesetz  vom  30.  V.  1919, 
STGB1.  Nr.  308)  beschlossen  und  in  seinem  §  1  prinzipiell  die  Entgelt- 
lichkeit der  Enteignung  statuiert  werde. 

Unter  Volkspflegestätten  versteht  das  Gesetz  öffentliche  Heil-  und 
Pflegestätten  (insbesondere  für  Kriegsbeschädigte,  Arbeitsinvalide  und 
an  Tuberkulose  Erkrankte,  öffentliche  Kinder-  und  Jugendfürsorgestätten 
zur  Erstarkung  und  Ertüchtigung  der  Jugend). 

Bei  Inanspruchnahme  von  Schlössern,  Palästen  und  anderen  der- 
artigen Luxusgebäuden  (Wohngebäuden)  samt  Nebengebäuden  und  son- 
stigem Zubehör  (§  294  a.  b.  GB.)  [also  nicht  auch  die  Einrichtung] 
wird  prinzipiell  die  Unentgeltlichkeit  festgesetzt.  Nur  ausnahmsweise 
ist  bei  Nachweis  durch  den  Eigentümer,  daß  das  Gebäude  für  seine 
wirtschaftliche  Existenz  von  wesentlicher  Bedeutung  ist,  eine  entspre- 
chende Entschädigung  zu  gewähren. 

Eine  Entschädigung  ist  aber  unbedingt  nicht  zu  gewähren: 

a)  1.  Wenn  das  Gebäude  in  der  Zeit  vom  1.  I.  1915  bis  31.  XII.  • 
1919  anders  als  durch  Erbgang  oder  Vermächtnis  erworben  wurde  (hie- 
von  sollten  in  erster  Linie  die  Kriegsgewinner  betroffen  werden), 

2.  wenn  das  Gebäude  seit  dem  1.  I.  1918,  oder,  falls  die  Inan- 
spruchnahme nach  dem  1.  I.  1920  erfolgte,  innerhalb  des  ihr  voraus- 
gegangenen Jahres  dauernd  nicht  oder  unzulänglich  benützt  wurde, 

3.  falls  der  Eigentümer  seinen  Wohnsitz  nach  dem    1.  XI.  1918  in 
Ausland    verlegte   und   zur  Zeit   der  Verlegung  seines  Wohnsitzes 

1  .    meinde  der  österreichischen  Republik  heimatberechtigt  war 
nten);    diese  Bestimmung    steht    zum  Teile   mit  dem  Friedens- 
Zeitschrift  für  die  gei.  Staatiwissensch.     1930.    3.  2  5 
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vertrag  von  St.  Germain  im  Widerspruch  und  ist  daher  nur  in  sehr 
beschränktem  Umfang  durchführbar. 

b)  wenn  ohne  die  obigen  Voraussetzungen  das  Gebäude  für  die 
wirtschaftliche  Existenz  des  Eigentümers  ohne  wesentliche  Bedeutung  ist. 

Prinzipiell  sind  entgeltlich  zu  enteignen :  Grundstücke  und  land- 
wirtschaftliche Betriebe  samt  Zubehör,  doch  ist  die  Enteignung  über- 
haupt nur  gestattet,  sofern  sie  dem  Eigentümer  des  Gebäudes  gehören 
und  in  räumlicher  Verbindung  mit  dem  Gebäude  stehen. 

Außerdem  enthält  das  Gesetz  eine  Reihe  von  Bestimmungen  über  die 
Behandlung  des  Personales  und  der  Bodenbenützung  für  den  Fall  der 
Uebernahme,  sowie  für  den  Fall,  daß  bloß  das  Gebäude,  nicht  aber  die 
dazu  gehörigen  Liegenschaften  enteignet  werden. 

Hinsichtlich  der  Gebäude  oder  Räume  mit  hohem  Bauwert  oder 
künstlerischer  Innenausstattung  sowie  solcher,  die  bereits  vor  dem  20.  IV. 
1919  Unterrichts-,  Erziehungs-  und  Wohlfahrtszwecken  dienten,  enthält 
das  Gesetz  Ausnahmebestimmungen. 

Wenn  die  Liegenschaft  nicht  mehr  als  Volkspflegestätte  oder  zu 
anderen  Wohlfahrtszwecken  verwendet  wird,  steht  dem,  der  zur  Zeit 
der  Inanspruchnahme  der  Eigentümer  war,  oder  seinen  Erben,  das 
Recht  zu,  die  Liegenschaft  gegen  einen  angemessenen  Preis,  im  Falle 
der  Abtretung  ohne  Entschädigung  jedoch  gegen  den  bloßen  Ersatz 
des  in  Ansehung  des  Gebäudes  gemachten  notwendigen  und  nützlichen 
Aufwandes  vom  Staat  wieder  einzulösen. 

Schließlich  enthält  das  Gesetz  noch  eine  Reihe  von  Bestimmungen 
über  die  Art  und  den  Zeitpunkt  des  Ueberganges  des  Besitzes  und 
Eigentums  an  den  Staat,  sowie  der  Besichtigung  der  für  die  Enteignung 
in  Aussicht  genommenen  Liegenschaften. 

Die  Inanspruchnahme  unterbleibt,  wenn  der  Eigentümer  des  Ge- 
bäudes (Absatz  1)  innerhalb  einer  angemessenen  Frist  anderweitig  für 
eine  geeignete  Unterbringung  der  Volkspflegestätte  sorgt,  zu  deren 
Unterbringung  die  Inanspruchnahme  stattfinden  soll.  In  diesen  Fällen 
ist  eine  spätere  Inanspruchnahme  dieses  Gebäudes  unzulässig. 

Insofern  eine  gerichtliche  Entscheidung  in  Betracht  kommt,  ent- 
scheidet der  zuständige  Gerichtshof  erster  Instanz. 

Die  Durchführung  des  Gesetzes  ist  durch  die  Vollzugsanweisungen 
des  Staatsamtes  für  soziale  Verwaltung  vom  8.  VII.  1919,  STGB1. 
Nr.  349  über  die  Errichtung  und  Führung  von  öffentlich  erklärten 
Volkspflegestätten  (Volkspflegestättenordnung),  vom  8.  VII.  1919,  STGB1. 
Nr.  350,  betreffend  die  Errichtung,  die  Zusammensetzung  und  den  Wir- 
kungskreis des  Aufsichtsausschusses  für  Volkspflegestätten,  vom  8.  VII. 
1919,  STGB1.  Nr.  351  über  die  Errichtung,  Zusammensetzung,  den 
Wirkungskreis  und  das  Verfahren  der  Landeskommissionen  für  Volks- 
pflegestätten sowie  durch  VA.  vom  6.  III.  1920,  STGB1.  Nr.  113  über 
die  Festsetzung  der  Entschädigung  geregelt. 
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V.  Teil:    Das  Gesetz   über   die  Errichtung  von  Einigungs- 
ämtern und  über  kollektive  Arbeitsverträge. 

Wie  schon  aus  dem  Titel  zu  ersehen  ist,  behandelt  das  Gesetz 
zwei  Materien,  und  zwar  erstens  die  Errichtung  von  Einigungsämtern, 
und  zweitens  die  kollektiven  Arbeitsverträge.  Der  Grund  der  gemein- 
samen Regelung  in  einem  Gesetz  liegt  darin,  daß  den  Einigungsämtern 
neben  anderen  Funktionen  sämtliche  die  kollektiven  Arbeitsverträge 
betreffenden  Verwaltungsaufgaben,  insbesondere  im  gewissen  Umfange 
auch  die  Befugnis,  auf  diesem  Gebiete  allgemein  verbindliche  Beschlüsse 
kundzumachen,  zusteht. 

Der  Gedanke,  durch  Errichtung  von  Einigungsämtern,  in  denen  die 
Arbeitgeber  wie  die  Arbeiterund  Angestellten  gleichmäßig  vertreten  sind, 
ein  Werkzeug  zur  Sicherung  des  sozialen  Friedens  für  die  Gewerbebetriebe 
zu  scharfen,  hat  in  allen  Kulturländern  eine  wechselvolle  Geschichte. 
Im  Deutschen  Reiche  wie  in  Oesterreich  gewann  er  Wirklichkeit  in  den 
Tagen  des  Krieges,  da  der  Zwang  den  Arbeiter  an  den  Betrieb  fesselte 
und  jeder  Kampf  um  die  Arbeitsbedingungen  das  Wirtschaftsleben 
schwer  zu  gefährden  drohte.  Dort  waren  es  die  Schlichtungsausschüsse, 
hier  die  Beschwerdekommissionen,  denen  diese  Aufgabe  übertragen 
wurde.  Als  der  Krieg  jäh  sein  Ende  nahm,  schien  es  erforderlich, 
diese  in  ihrer  Form  nun  ungeeigneten  Einrichtungen  durch  andere 
zweckmäßige  zu  ersetzen.  In  Deutschland  wurden  durch  die  Verord- 
nung der  Rates  der  Volksbeauftragten  vom  23.  XII.  1918  (§  15  fr.)  neue 
Schlichtungsausschüsse  geschaffen,  in  Deutschösterreich  wurden  durch 
Vollzugsanweisung  des  Staatsrates  vom  4.  XL  1918  Einigungsämter 
errichtet.  Das  neue  Gesetz  entlehnt  seine  wesentlichsten  Bestimmungen 
einem  von  der  ehemaligen  österreichischen  Regierung  im  Sommer  19 18 
den  Handels-  und  Gewerbekammern  und  den  in  Betracht  kommenden 
Berufsvereinigungen  zur  Aeußerung  übermittelten  Entwurf  über  die 
Kollektivverträge,  der  allerdings  bloß  den  Dienstvertrag  der  Handlungs- 
gehilfen zu  regeln  beabsichtigte  und  damals  seitens  des  Großteiles 
der  Arbeitgeber  abgelehnt  wurde. 

Die  Kompetenz  der  Einigungsämter  erstreckt  sich  einerseits  auf  alle 
Arbeitsverhältnisse  im  Sinne  der  Gewerbeordnung,  das  sind  im  großen 
und  ganzen  solche,  die  eine  des  Erwerbes  wegen  betriebene  Tätigkeit 
zur  Grundlage  haben,  anderseits  aber  auch  auf  alle  anderen  gleich- 
artigen Arbeitsverhältnisse  in  Betrieben,  die  nur  deshalb  der  Gewerbe- 
ordnung nicht  unterliegen,  weil  sie  im  Einführungsgesetz  zur  Gewerbe- 
ordnung von  den  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  taxativ  ausge- 
nommen sind. 

Ausdrücklich  ausgenommen  von  der  Anwendbarkeit  des  Gesetzes 
sind  die  Dienstverhältnisse  in  Unternehmungen,  deren  Inhaber  eine 
Körperschaft  des  öffentlichen  Rechtes  ist,  wenn  die  Dienstverhältnisse 
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durch  eine  Dienstpragmatik  geregelt  sind,  sowie  die  Arbeits-  und  Lohn- 
verhältnisse in  der  Heimarbeit,  insofern  für  diesen  Zweig  eine  Zentral- 
Heimarbeits-Kommission,  welche  ungefähr  die  gleiche  Kompetenz  wie 
das  Einigungsamt  hat,  besteht. 

Hinsichtlich  aller  übrigen  Arbeits-  und  Dienstverhältnisse*  sind  die 
Einigungsämter  a)  Schlichtungsstellen  und  b)  für  gewisse  Angelegenheiten 
Organe  der  Rechtsprechung.  Das  Einigungsamt  kann  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Schlichtungsstelle  bei  Lohndifferenzen  zwischen  einzelnen,  ganzen 
Gruppen  oder  der  Gesamtheit  der  Dienstnehmer  und  dem  Dienstgeber, 
bei  Entlassungen,  Kündigungen,  Vertragsauslegung,  wie  überhaupt  bei 
allen  dienstlichen  Streitigkeiten  zwischen  Dienstgeber  und  Dienstnehmer 
angerufen  werden. 

In  allen  Fällen,  in  welchen  die  Einigungsämter  lediglich  eine 
schlichtende  Tätigkeit  entfalten,  sind  die  Schiedssprüche  nur  dann 
exekutivonsfähig,  wenn  sich  beide  Parteien  innerhalb  14  Tagen  dem 
Schiedssprüche  ausdrücklich  unterwerfen.  Desgleichen  sind  auch  vor 
dem  Einigungsamte  abgeschlossene  Vergleiche  exekutionsfähig. 

Organe  der  Rechtsprechung  sind  die  Einigungsämter  nur  in  den 
im  §  9  des  Gesetzes  taxativ  aufgezählten  Fällen,  während  in  den  übri- 
gen Fällen  die  Gewerbegerichte  die  rechtsprechenden  Organe  bleiben 
und  den  Einigungsämtern  bloß,  wie  oben  erwähnt,  eine  vermittelnde, 
auf  eine  gütliche  Bereinigung  gerichtete  Tätigkeit  zusteht. 

Die  Rechtsprechung  kommt  den  Einigungsämtern  erstens  für 
gewisse  Streitigkeiten  aus  dem  Betriebsrätegesetz  (Gesetz  vom  18.  V. 
1919,  STGB1.  Nr.  283)  zu. 

Zweitens  entscheidet  das  Einigungsamt  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  29.  VII.  1919,  STGB1.  Nr.  406  über  die  Beschäftigung  von 
jugendlichen  und  von  weiblichen  Arbeitern,  sodann  über  die  Arbeitszeit 
und  Sonntagsruhe  im  Bergbau,  falls  im  Wege  eines  Kollektivvertrages 
oder  einer  Vereinbarung  mit  dem  Betriebsrate  eine  Einigung  über  die 
Verteilung  der  48  stündigen,  wöchentlichen  Arbeitszeit  auf  die  einzelnen 
Werktage  sowie  über  den  in  der  Schichtordnung  festzusetzenden  Be- 
ginn und  das  Ende  der  täglichen  Arbeitszeit  nicht  erzielt  werden  kann. 

Hinsichtlich  des  kollektiven  Arbeitsvertrages  obliegen  dem  Eini- 
gungsamte vor  allem  Verwaltungsaufgaben. 

Jeder  kollektive  Arbeitsvertrag  ist  innerhalb  vierzehn  Tagen  nach 
seinem  Abschluß  durch  die  daran  beteiligte  Berufsvereinigung  der 
Arbeiter  oder  Angestellten,  beziehungsweise  den  Gehilfenausschuß  oder 
den  Betriebsrat  in  einer  von  den  Vertretern  der  vertragschließenden 
Parteien  gezeichneten  Ausfertigung  bei  dem  zuständigen  Einigungsamte 
zu  hinterlegen.  Das  Einigungsamt  hat  hierauf  den  Abschluß  des  kol- 
lektiven Arbeitsvertrages  binnen  acht  Tagen  nach  der  Hinterlegung 
durch  die  »Wiener  Zeitung«  kundzumachen  und  die  Ausfertigung  einem 
Kataster   der   hinterlegten  Kollektivverträge  einzuverleiben.     Das  Eini- 
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gungsamt  hat  ferner  auch  bei  den  Verhandlungen  über  den  Ab- 
schluß oder  die  Abänderung  von  kollektiven  Arbeitsverträgen  vermit- 
telnd mitzuwirken,  wenn  ein  Antrag  dieser  Art  von  einer  der  beteiligten 
Parteien  oder  von  einer  Behörde  gestellt  wird. 

Insbesondere  sind  die  Verhandlungen  auf  Antrag  einer  Behörde 
in  Streitfällen  von  großer  Bedeutung,  weil  hierdurch  beispielsweise  auf 
Antrag  der  Gewerbeinspektoren,  ohne  daß  einer  von  beiden  Streitteilen 
den  ersten  Schritt  tut,  die  Vermittlung  seitens  einer  offiziellen  Stelle 
ermöglicht  wird. 

Endlich  kann  durch  Beschluß  des  Einigungsamtes  ausgesprochen 
werden,  daß  ein  kollektiver  Arbeitsvertrag,  der  eine  überwiegende  Be- 
deutung erlangt  hat,  in  allen  oder  in  einzelnen  seiner  Bestimmungen 
auch  außerhalb  seines  Geltungsbereiches  für  solche  Arbeitsverhältnisse 
maßgebend  zu  sein  habe,  die  mit  den  durch  die  Kollektivverträge  ge- 
regelten im  wesentlichen  gleichartig  sind.  Die  in  dem  Beschlüsse  auf- 
genommenen Bestimmungen  des  Kollektivvertrages  werden  als  Satzung 
bezeichnet.  Diese  Satzung  kann  durch  Separatvereinbarungen  nur,  in- 
sofern diese  günstiger  für  den  Dienstnehmer  sind,  außer  Kraft  gesetzt 
werden.  Gegen  diese  Erklärung  eines  Kollektivvertrages  als  Satzung, 
welche  entweder  auf  Antrag  eines  Dienstnehmers,  resp.  einer  Dienst- 
nehmerorganisation  oder  einer  Behörde  (Gewerbeinspektoren,  politische 
Bezirksbehörde  usw.  usw.)  erfolgt,  kann  von  beiden  Teilen  Einspruch 
erhoben  werden.  Jede  Satzung  wird  durch  eine  spätere  Satzung  oder 
einen  späteren  Kollektivvertrag  aufgehoben. 

Die  Beschlußfassung  des  Einigungsamtes  obliegt  gemischten  Sena- 
ten, welche  sich  aus  einem  vom  Staatssekretär  für  soziale  Verwaltung 
ernannten  Vorsitzenden  (juristische  Vorkenntnisse  nicht  Bedingung)  und 
je  einem  Vertreter  der  Dienstgeber  und  Dienstnehmer,  die  auf  Vor- 
schlag der  zuständigen  Berufsorganisation  ebenfalls  vom  Staatssekretär 
für  soziale  Verwaltung  ernannt  werden,  zusammensetzen. 

Die  Aufsicht  über  die  Einigungsämter  führt  das  Obereinigungsamt, 
das  ähnlich  wie  die  Einigungsämter  organisiert  ist.  Dasselbe  ist 
ferner  Rekursinstanz  im  Falle  eines  Einspruches  gegen  den  Beschluß 
eines  Einigungsamtes  auf  Festsetzung,  Abänderung  oder  Aufhebung 
einer  Satzung  und  hat,  auch  das  Recht,  mit  Ausschluß  der  Einigungs- 
ämter Satzungen  festzusetzen,  deren  Geltung  sich  über  das  Gebiet 
mehrerer  Einigungsämter  erstreckt.  Mit  VA.  vom  6.  IV.  1920,  STGB1. 
Nr.  57  und  VA.  vom  11.  VI.  1920,  STGB1.  Nr.  245  hat  das  Staatsamt 
für  soziale  Verwaltung  eine  Geschäftsordnung  für  die  Einigungsämter 
und  das  ( )bereinigungsamt  erlassen. 

Der    zweite     Teil    des   Gesetzes   behandelt    die    Kollektivverträge. 

Während    bisher   gemäß  §  1 14   der  Gewerbeordnung    als  Kollektivver- 

nur  die  zwischen  einer  Gewerbegenossenschaft  (Zwangsvereinigung 

aller  Inhaber  gleicher  Gewerbe)  und  der  Gehilfenversammlung  derselben 
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abgeschlossenen  Verträge  anerkannt  wurden,  und  auch  das  Handlungs- 
gehilfengesetz (Gesetz  vorn  16.  I.  1910)  die  Kollektivverträge  im  §  6 
als  Verträge  zwischen  Vereinigungen  von  Dienstnehmern  und  Dienst- 
gebern nur  andeutet,  finden  wir  hier  eine  präzise  Definition,  welche 
diesen  Begriff  wesentlich  erweitert.  Unter  einem  kollektiven  Arbeits- 
vertrag wird  in  diesem  Uebereinkommen  jedes  Abkommen  verstanden, 
das  zwischen  einer  Berufsvereinigung  der  Arbeiter  oder  Angestellten 
und  einem  oder  mehreren  Arbeitgebern  oder  einer  Berufsvereinigung 
der  letzteren  abgeschlossen  wurde.  Sondervereinbarungen  sind  nur  zu- 
lässig, wenn  sie  günstiger  als  der  gegebenenfalls  geltende  Kollektiv- 
vertrag sind. 

Auf  diese  Weise  hat  der  Gesetzgeber  verhindert,  daß  Erfolge, 
welche  die  Gewerkschaften  errungen  hatten,  durch  einzelne  Unter- 
nehmer zum  Schaden  der  Arbeiter  und  Angestellten  mittelst  Sonder- 
vertrages umgangen  werden  können. 


Der  künftige  internationale  Arbeiterschutz. 

Von 
H.  Fehli  nger. 

Der  Friedensvertrag  zwischen  Deutschland  und  den  verbündeten 
gegnerischen  Staaten  enthält  im  Teil  13  ausführliche  Bestimmungen  über 
Maßnahmen  zu  künftiger  internationaler  Gestaltung  des  Arbeiterschutzes. 
Diese  Bestimmungen  wurden  durch  die  in  Versailles  gepflogenen 
schriftlichen  Verhandlungen  nicht  geändert,  sie  blieben  in  ihrem  ur- 
sprünglichen Wortlaut  erhalten,  alle  diesbezüglichen  Vorschläge  der 
deutschen  Friedensdelegation  wurden  abgelehnt.  Lediglich  die  Zu- 
sicherung wurde  gemacht,  daß  Deutschland,  obwohl  es  vorläufig  in  den 
Völkerbund  nicht  aufgenommen  wird,  zur  Teilnahme  an  den  Einrich- 
tungen zur  Förderung  des  internationalen  Arbeiterschutzes  vom  'Herbst 
1919  an  berechtigt  sein  soll1). 

In  der  Einleitung  zu  Teil  13  des  Friedensvertrages  wird  die  Auf- 
nahme von  Bestimmungen  über  Arbeiterschutz  in  diesem  Vertrag  damit 
begründet,  daß  Arbeitsbedingungen  bestehen,  die  für  eine  große  An- 
zahl Menschen  mit  so  viel  Ungerechtigkeit,  Elend  und  Entbehrungen 
verbunden  sind,  daß  eine  den  Weltfrieden  und  die  Welteintracht  ge- 
fährdende Unzufriedenheit  entsteht.  Eine  Verbesserung  dieser  Be- 
dingungen wird  dringend  erforderlich  erklärt. 

Zur  Förderung  des  internationalen  Arbeiterschutzes  sollen  zwei 
ständige  Einrichtungen  geschaffen  werden,  und  zwar  eine  jährlich 
mindestens  einmal  tagende  Arbeiterschutzkonferenz  und  ein  internatio- 

1)  Der  Kampf  um  den  Rechtsfrieden,  S.  58.     Berlin  1919.    H.  Rob.  Engelmann. 
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nales  Arbeitsamt  (am  Sitze  des  Völkerbundes).  Die  Mitgliedschaft  im 
Völkerbund    bringt    die  Beteiligung   an  diesen  Einrichtungen  mit  sich. 

Jeder  Mitgliedstaat  ist  berechtigt,  zur  Arbeiterschutzkon- 
ferenz vier  Vertreter  zu  entsenden,  von  welchen  zwei  eigentliche 
Regierungsvertreter  sind,  wozu  noch  je  ein  Unternehmer  und  ein  Ar- 
beiter kommt.  Außerdem  können  für  jeden  einzelnen  Gegenstand  der 
Tagesordnung  höchstens  zwei  technische  Ratgeber  entsandt  werden. 
Die  Mitgliedstaaten  sind  verpflichtet,  diejenigen  Vertreter  und  tech- 
nischen Ratgeber,  die  nicht  Regierungsvertreter  sind,  im  Einver- 
ständnis mit  den  maßgebenden  Berufsorganisationen  der  Unternehmer 
und  Arbeiter  zu  bestimmen,  vorausgesetzt,  daß  solche  Organisationen 
in  dem  betreffenden  Lande  bestehen.  Die  technischen  Ratgeber  müssen 
bestimmten  Vertretern  beigeordnet  sein.  Jeder  von  ihnen  darf  auf  der 
Konferenz  nur  auf  Antrag  des  Vertreters,  zu  dem  er  gehört,  sowie  mit 
besonderer  Genehmigung  des  Vorsitzenden  das  Wort  ergreifen.  Ein 
Vertreter  kann  durch  eine  an  den  Vorsitzenden  gerichtete  schriftliche 
Mitteilung  einen  seiner  technischen  Ratgeber  als  seinen  Stellvertreter 
bezeichnen;  in  dieser  Eigenschaft  kann  der  Ratgeber  an  den  Beratungen 
und  Abstimmungen  teilnehmen. 

Die  deutsche  Friedensdelegation  erhob  gegen  die  hier  gekenn- 
zeichnete Zusammensetzung  der  Arbeiterschutzkonferenz  den  Einwand, 
daß  sie  in  der  Hauptsache  eine  Vertretung  der  Regierungen  darstelle, 
während  nach  Auffassung  der  deutschen  Regierung  in  Fragen  des  Ar- 
beiterrechts und  des  Arbeiterschutzes  die  Arbeiter  selbst  das  entschei- 
dende Wort  zu  sprechen  hätten.  Darauf  antworteten  die  verbündeten 
Regierungen,  daß  die  deutsche  Regierung  im  Irrtum  sei,  wenn  sie  an- 
nehme, »die  Absichten  und  Interessen  der  Regierungen  müßten  not- 
wendigerweise im  Gegensatz  zu  denen  der  Arbeiter  stehen.  Gewisse 
wahrhaft  demokratische  Regierungen  haben  gegenwärtig  Vertreter  der 
Arbeiterschaft  in  ihrer  Mitte,  und  der  angebliche  Widerstreit  kann 
wahrscheinlich  nur  in  denjenigen  Regierungen  vorkommen,  die  nur  dem 
Namen  nach  demokratisch  sind.  ...  In  der  Tat  werden  dreiviertel 
der  Vertreter  der  Arbeiterschutzkonferenz  unmittelbar  oder  mittelbar 
für  die  Bestrebungen  der  breiten  Masse  der  Bevölkerung  eintreten : 
die  beiden  Regierun»svertreter  sind  Abgesandte  der  Gesamtheit  der 
Nation  und  der  Delegierte  der  Arbeiterschaft  ist  unmittelbar  Arbeiter- 
vertreter. Die  Unternehmer  verfügen  nur  über  ein  Viertel  der  Ge- 
samtvertretung.« Doch  ist  zu  bedenken,  daß  von  den  Mitgliedstaaten 
so  manche  von  wirklicher  Demokratie  weit  entfernt  sind;  ihre  Vertreter 
werden  höchstwahrscheinlich  keine  Vertretung  der  Gesamtheit  jener 
Nationen  darstellen,  sondern  Vertreter  der  jeweils  herrschenden  kleinen 
Gruppe  von  Machthaber».  Ein  Staat  ist  gleich  stark  vertreten  wie  jeder 
andere  —  Liberia  und  Haiti  haben  das  gleiche  Stimmrecht  wie  Groß- 
britannien-Irland   oder    «las    Deutsche   Reich.     Das    ist   durchaus    nicht 
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Demokratie,  weil  nach  demokratischen  Grundsätzen  ein  kleines  Häuflein 
Menschen  nicht  so  viel  Einfluß  haben  soll  wie  die  vielen  Millionen 
Einwohner  der  modernen  Industriestaaten.  Ueberdies  sind  die  Regie- 
rungen der  Mitgliedstaaten  nicht  verpflichtet,  sämtliche  Vertreter 
zur  Konferenz  zu  entsenden  und  Art.  390  bestimmt  für  den  Fall, 
wenn  ein  Staat  unterläßt,  entweder  den  Arbeiter-  oder  den  Unter- 
nehmervertreter zu  berufen,  daß  auch  der  etwa  anwesende  Vertreter 
der  einen  Interessentengruppe  kein  Stimmrecht  hat.  Damit  ist  es 
undemokratischen  Regierungen  ermöglicht,  nur  ihren  eigenen 
Einfluß  auf  der  Konferenz  zur  Geltung  zu  bringen.  Vorschläge  für 
die  Tagesordnung  der  internationalen  Arbeiterschutzkonferenz  können 
von  den  Regierungen  der  Mitgliedstaaten,  sowie  von  den  Berufs- 
organisationen der  Unternehmer  und  Arbeiter  gemacht  werden.  Die 
Festsetzung  der  Tagesordnung  ist  Sache  des  Verwaltungsrates  des 
internationalen  Arbeitsamtes.  Sie  ist  vier  Monate  vor  dem  Zusammen- 
tritt der  Konferenz  zu  veröffentlichen.  Die  Regierung  jedes  Mitglied- 
staates ist  berechtigt,  gegen  die  Tagesordnung  beim  Leiter  des  Arbeits- 
amts schriftlich  Einspruch  zu  erheben,  der  den  anderen  Regierungen 
mitgeteilt  wird.  Beanstandete  Gegenstände  bleiben  auf  der  Tages- 
ordnung, wenn  dies  die  Konferenz  selbst  mit  Zweidrittelmehrheit  be- 
schließt. Ueberdies  kann  die  Konferenz  mit  gleicher  Mehrheit  die  Be- 
handlung irgendwelcher  Gegenstände  beschließen,  aber  sie  werden  erst 
auf  die  Tagesordnung  der  folgenden  Konferenz  gesetzt. 

In  Verbindung  mit  jedem  Gegenstand  der  Tagesordnung  kann  die 
Konferenz  Beschlüsse  fassen,  und  zwar  1.  in  Form  unverbindlicher 
Vorschläge  für  die  Staatsgesetzgebungen ;  2.  in  Form  von  Ent- 
würfen internationaler  Verträge.  Bei  der  Beschlußfassung  über  solche 
Vorschläge  oder  Entwürfe  ist  auf  diejenigen  Länder  Rücksicht  zu  neh- 
men, in  denen  das  Klima,  die  unvollkommene  Ausbildung  der  Technik 
oder  andere  besondere  Umstände  für  die  Gestaltung  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  ausschlaggebend  sind.  Die  Konferenz  hat  in  sol- 
chen Fällen  die  Abänderungen  vorzuschlagen,  die  sie  angesichts  der 
Verhältnisse  dieser  Länder  für  sie  etwa  notwendig  hält. 

Jeder  Mitgliedstaat  ist  verpflichtet,  spätestens  18  Monate  nach 
Schluß  der  Konferenz,  die  einen  Vorschlag  oder  einen  Entwurf  zu 
einem  internationalen  Vertrag  beschloß,  diesem  zuzustimmen  oder  ihn 
abzulehnen.  Die  erfolgte  Ratifizierung  eines  Vertragsentwurfs  ist 
dem  Generalsekretär  des  Völkerbundes  mitzuteilen,  und  der  betreffende 
Staat  hat  Schritte  zur  Durchführung  des  Vertrages  zu  tun.  Durch 
einen  internationalen  Arbeiterschutzvertrag  werden  nur  jene  Staaten  ge- 
bunden, die  ihn  ratifiziert  haben.  Aber  es  steht  jedem  Mitgliedstaate 
frei,  gegen  jeden  andern  Staat,  welcher  einen  Vorschlag  oder  Ver- 
tragsentwurf der  Arbeiterschutzkonferenz  unbeachtet  ließ,  bei  dem 
ständigen  Gerichtshof  des  Völkerbundes  Klage  zu  erheben. 
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In  keinem  Fall  begründet  die  Annahme  eines  Entwurfs  eines  inter- 
nationalen Uebereinkommens  durch  die  Arbeiterschutzkonferenz  für 
einen  Mitgliedstaat  die  Verpflichtung,  den  schon  durch  seine  Gesetz- 
gebung den  in  Betracht  kommenden  Arbeitern  gewährten  Schutz  zu 
vermindern. 

Den  Mitgliedstaaten  zur  Ratifikation  vorgelegt  werden  nur  solche 
Vertragsentwürfe,  welche  von  der  Arbeiterschutzkonferenz  mit  Zwei- 
drittelmehrheit beschlossen  wurden.  Andere  Entwürfe  können  von  den 
Mitgliedstaaten,  die  es  wünschen,  zum  Gegenstand  von  Sonder- 
abkommen gemacht  werden.  Jedes  Sonderabkommen  ist  dem  Gene- 
ralsekretär des  Völkerbundes  mitzuteilen. 

Die  deutsche  Regierung  schlug  vor,  einem  von  der  internationalen 
Gewerkschaftskonferenz  zu  Bern  im  Februar  1919  geäußerten  Wunsche 
stattzugeben  und  von  der  Arbeiterschutzkonferenz  mit  Vierfünftelmehr- 
heit gefaßte  Beschlüsse  rechtswirksam  für  alle  Mitgliedstaaten  zu 
erklären.  Die  verbündeten  Regierungen  lehnten  dies  mit  der  Begrün- 
dung ab,  daß  eine  internationale  Arbeiterschutzgesetzgebung  nicht  einzig 
und  allein  durch  Konferenzbeschlüsse  in  Kraft  gesetzt  werden  kann. 
Die  Arbeiter  aller  Länder  seien  nicht  willens,  sich  in  jeder  Sache  von 
Gesetzen  binden  zu  lassen,  welche  ihnen  Vertreter  anderer  Länder  auf- 
erlegen würden  (Note  vom  31.  Mai  19191). 

Beschwerden  wegen  Nichteinhaltung  internationaler  Arbeiterschutz- 
verträge können  von  Arbeiter-  und  Unternehmerorganisationen,  sowie 
von  den  Regierungen  der  Mitgliedstaaten  an  das  internationale  Arbeits- 
amt gerichtet  werden.  Kommt  eine  Beschwerde  von  einer  Organisation, 
so  kann  der  Verwaltungsrat  des  Arbeitsamts  sie  an  die  angeschuldigte 
Regierung  weitergeben  und  von  ihr  Aeußerung  zu  der  Sache  verlangen. 
Bleibt  die  Antwort  aus,  oder  ist  sie  nicht  befriedigend,  so  kann  die 
Beschwerde  veröffentlicht  werden.  Das  Recht  der  Veröffentlichung  be- 
steht hinsichtlich  der  etwa  erteilten  Antwort  der  beschuldigten  Regie- 
rung ebenfalls. 

Wenn  sich  die  Regierung  eines  Staates  gegen  eine  andere  Regie- 
rung dahin  beschwert,  daß  diese  einen  von  beiden  Teilen  ratifizierten 
Arbeiterschutzvertrag  nicht  einhält,  kann  der  Verwaltungsrat  des  inter- 


I)  In  dem  interalliierten  Ausschuß  für  internationale  Arbeitsgesetzgebung, 
der  in.  Paris  unter  Vorsitz  des  Amerikaners  Samuel  Gompers  das  in  Rede  stehende 
Statut  beriet,  wünschten  die  französischen  und  italienischen  Delegierten,  daß  die 
Mitgliedstaaten  verpflichtet  sein  sollen,  von  der  internationalen  Arbeiter- 
schutzkonferenz beschlossene  Entwürfe  zu  ratifizieren,  daß  jedoch  jedem  Staat  das 
Recht  zustehen  solle,  hinsichtlich  solcher  Kniwürfe  Berufung  beim  Rate  des  Völker- 
bundes einzulegen.  Demgegenüber  setzte  sich  die  englisch-amerikanische  Auf- 
fassung durch,  daß  die  Zeit  noch  nicht  gekommen  sei,  wo  man  einer  internationalen 
Konferenz  so  viel  Macht  überantworten  dürfe.  (Aus  Teil  13  des  Friedensvertrags 
ipricht  durchaus  der  Geist  Samuel  Gompers'). 
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nationalen  Arbeitsamts,  falls  er  es  für  angebracht  hält,  mit  der  beschul- 
digten Regierung  in  Verbindung  treten,  um  die  Sache  zu  schlichten.  Ge- 
schieht das  nicht,  oder  führt  der  Schritt  nicht  zum  Ziel,  so  kann  sich 
der  Verwaltungsrat  des  internationalen  Arbeitsamts  an  den  General- 
sekretär des  Völkerbundes  mit  dem  Ersuchen  um  Einsetzung  einer 
Untersuchungskommission  wenden.  Er  kann  ein  solches  Ersuchen  auch 
aus  eigener  Initiative  stellen,  oder  wenn  eine  Beschwerde  eines  Dele- 
gierten zur  internationalen  Arbeiterschutzkonferenz  vorliegt. 

Die  Untersuchungskommission  besteht  aus  drei  Personen,  welche 
der  Generalsekretär  des  Völkerbundes  aus  ihm  vorliegenden  Listen 
wählt,  und  zwar  jede  aus  einer  anderen  Liste.  Die  Listen  ent- 
halten die  Namen  von  Arbeiter-  und  Unternehmervertretern  und  unab- 
hängigen Personen,  die  seitens  der  Staatsregierungen  zu  diesem  Zweck 
eingereicht  wurden. 

Der  Untersuchungsausschuß  erstattet  nach  eingehender  Prüfung 
der  Beschwerde  Bericht,  in  welchem  der  Sachverhalt  genau  darzu- 
stellen ist  und  Vorschläge  für  die  Beilegung  der  Angelegenheit  zu 
machen  sind;  es  können  auch  wirtschaftliche  Strafmaßregeln  gegen 
den  beschuldigten  Staat  vorgeschlagen  werden.  Der  Generalsekretär 
des  Völkerbundes  teilt  den  Bericht  des  Untersuchungsausschusses  allen 
an  dem  Streitfall  beteiligten  Regierungen  mit,  die  binnen  eines  Monats 
ihre  Zustimmung  oder  Ablehnung  zu  erklären  haben;  im  Ablehnungs- 
fall haben  sie  weiter  zu  erklären,  ob  die  Angelegenheit  dem  ständigen 
Gerichtshof  des  Völkerbundes  zu  endgültiger  Entscheidung  vorzulegen 
ist.  Dieser  Gerichtshof  kann  Anträge  oder  Vorschläge  der  Unter- 
suchungskommission bestätigen,  abändern  oder  aufheben.  Er  hat  ge- 
gebenenfalls die  wirtschaftlichen  Strafmaßregeln  zu  bezeichnen,  die  er 
einer  schuldigen  Regierung  gegenüber  angebracht  hält.  Derartige  Maß- 
regeln bleiben  so  lange  in  Kraft,  bis  durch  den  Bericht  eines  neuerlich 
eingesetzten  Untersuchungsausschusses  oder  Entscheid  des  Völkerbunds- 
gerichtshofes festgestellt  ist,  daß  die  betreffende  Regierung  ihre  Ver- 
tragsverpflichtungen erfüllt. 

Das  internationale  Arbeitsamt  wird  von  einem  aus 
24  Mitgliedern  bestehenden  Verwaltungsrat  geleitet.  Von  diesen  Mit- 
gliedern werden  12  als  Regierungsvertreter  ernannt  und  je  6  von  den 
Arbeiter-  und  Unternehmervertretern  zur  Arbeiterschutzkonferenz  ge- 
wählt. Von  den  12  Regierungsvertretern  werden  8  durch  die  bedeu- 
tendsten Industriestaaten"  bestimmt  und  4  durch  jene  Staaten,  welche 
die  Regierungsvertreter  der  übrigen  Staaten  auf  der  Arbeiterschutz- 
konferenz  bezeichnen.  Zur  Führung  der  Geschäfte  ernennt  der  Ver- 
waltungsrat einen  Direktor  des  Arbeitsamts,  dem  wieder  die  Berufung 
der  weiteren  Beamten  obliegt. 

Die  Tätigkeit  des  internationalen  Arbeitsamts  besteht  in  der  Samm- 
lung und  Verwertung  aller  auf  die  Lage  der  Arbeiter  und  das  Arbeits- 
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Verhältnis  bezüglichen  Tatsachen,  besonders  in  der  Bearbeitung  von 
Fragen,  die  der  Arbeiterschutzkonferenz  zwecks  Abschlusses  inter- 
nationaler Verträge  vorgelegt  werden  sollen;  in  der  Durchführung  von 
Untersuchungen,  welche  diese  Konferenz  anordnet,  in  der  Herausgabe 
einer  Zeitschrift  usw.  Das  internationale  Arbeitsamt  kann  die  Mit- 
wirkung des  Generalsekretärs  des  Völkerbundes  in  allen  Angelegen- 
heiten in  Anspruch  nehmen,  in  denen  er  zu  einer  solchen  Mitwirkung 
in  der  Lage  ist.  Jeder  Mitgliedstaat  ist  verpflichtet,  dem  internatio- 
nalen Arbeitsamt  einen  Jahresbericht  vorzulegen  über  seine  Maßregeln 
zur  Durchführung  der  Verträge,  denen  er  beigetreten  ist.  Die  Berichte 
müssen  die  vom  Verwaltungsrat  geforderten  Angaben  enthalten. 

Um  den  Verschiedenheiten  der  Naturbedingungen  und  der  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  im  Bereiche  der  Mitgliedstaaten,  also  auf  der 
ganzen  Erde,  Rechnung  zu  tragen,  sollen  vorläufig  nur  gewisse  beson- 
ders wichtige  Gegenstände  allgemein  verbindlich  geregelt  werden.  Es 
soll  dabei  von  folgenden  Grundsätzen  ausgegangen  werden:  1.  Die  Ar- 
beitskraft darf  nicht  lediglich  als  Ware  oder  Handelsartikel  angesehen 
werden.  2.  Unternehmer  wie  Arbeiter  haben  das  Recht  des  Zusammen- 
schlusses zu  allen  nicht  dem  Gesetz  zuwiderlaufenden  Zwecken.  3.  Die 
Arbeiter  sind  so  zu  entlohnen,  daß  ihnen  eine  nach  Zeit  und  Ort  an- 
gemessene Lebenshaltung  möglich  ist.  4.  Wo  der  Achtstundentag  noch 
nicht  erreicht  ist,  soll  er  ein  erstrebenswertes  Ziel  sein.  5.  Eine  wöchent- 
liche Arbeitsruhe  von  mindestens  24  Stunden  soll  überall  gelten,  und 
wenn  möglich,  auf  den  Sonntag  treffen.  6.  Die  Kinderarbeit  ist  zu 
beseitigen  und  die  Arbeit  der  jugendlichen  Personen  ist  so  einzu- 
schränken, daß  ihnen  die  körperliche  Entwicklung  und  die  Fortsetzung 
ihrer  Ausbildung  gesichert  ist.  7.  Es  hat  für  gleiche  Arbeit  der  gleiche 
Lohn  ohne  Unterschied  des  Geschlechts  des  Arbeiters  gezahlt  zu  werden. 
8.  Die  auf  die  Arbeitsverhältnisse  bezüglichen  Gesetze  jedes  Landes 
haben  allen  sich  dort  erlaubterweise  aufhaltenden  Arbeitern  eine  ge- 
rechte Behandlung  zu  sichern.  9.  Jeder  Staat  hat  einen  Gewerbeauf- 
sichtsdienst einzurichten,  an  dem  auch  Frauen  teilzunehmen   haben. 

Ein  Mangel  dieses  »Mindestprogramms«,  auf  den  die  deutsche  Frie- 
densdelegation aufmerksam  machte,  ist  das  Fehlen  einer  Bestimmung 
über  die  Freizügigkeit  der  Arbeiter;  das  ist  nicht  Zufall,  denn  die 
mächtigsten  der  verbündeten  Staaten  wollen  eine  solche  Freizügigkeit 
Dicht  Gemäß  Punkt  8  ist  ausländischen  Arbeitern  vor  dem  Gesetz 
nicht  gleiche  Behandlung  wie  den  einheimischen  zu  sichern,  sondern 
»gerechte«  Behandlung.  Was  unter  einem  Lohn  zu  verstehen  ist,  der 
eine  »angemessene«  Lebenshaltung  ermöglicht,  wird  sich  stets  nach 
dem  persönlichen  Standpunkt  des  Beurteilers  richten.  Sehr  »vorsichtige 
ist   Tunkt  4.     Auch  noch  gegen  andere  Punkte   des   Mindest- 

ramms  wie  des  Arbeiterschutzstatuts  überhaupt  wären  Bedenken  au 
erheben.     Wenn  man  das  Statut  als  ( '.an/es  nimmt .    so    ist    aber   nicht 
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zu  leugnen,  daß  es  einen  Fortschritt  im  Vergleich  mit  dem  bisherigen 
Zustand  darstellt.  Viel  kommt  darauf  an,  wie  die  Sache  ausgeführt 
wird.  Die  einzelnen  Bestimmungen  sind  nicht  für  ewige  Zeit  geschaffen. 
Soweit  sie  sich  als  unpraktisch  erweisen,  werden  sie  nach  und  nach 
abgeändert  werden.  Die  Abänderung  wird  um  so  leichter  werden,  je 
mehr  das  jetzt  zwischen  den  Völkern  bestehende  Gegensatzgefühl 
schwindet;  und  das  wird  geschehen! 


Die  Sozialisierung  der  Forstbetriebe. 

Aus   einem  Vortrag,    gehalten    auf   der  Versammlung  des  badischen  Forstvereins   in 
Karlsruhe  am  23.  September   18 19. 

Von 

Forstmeister  Feist  (Jestetten). 

Die  Ueberführung  sämtlicher  Waldungen  in  den  Besitz  des  Staates 
könnte  noch  am  ehesten  die  Kraft  aufbringen,  den  Wald  in  seiner 
Substanz  zu  erhalten.  Von  verschiedenen  Seiten  wurde  der  Ruf  nach 
Verstaatlichung  der  Waldungen  auch  aus  anderen  Gründen  erhoben. 
Der  frühere  Minister  Rheinboldt  schreibt  in  seiner  Schrift  Die  Deutsche 
Finanzwirtschaft:  »Ferner  könnte  man  denken  an  die  Ueberführung 
sämtlicher  Waldungen,  mindestens  aber  der  Privatwaldungen,  in  die 
Hand  des  Staates.  Die  Wichtigkeit  des  Waldes  hat  sich  im  Kriege 
ganz  besonders  gezeigt;  Heizung,  Wohnung,  Bergbau,  Schiffbau,  Land- 
wirtschaft, Papierindustrie,  das  Holzbearbeitungsgewerbe  usw.,  und 
schließlich  neuerdings  die  Textilindustrie,  alles  stellt  Anforderungen 
an  den  Wald,  die  eine  intensive,  jedoch  die  Nachhaltigkeit  des  Ertrags 
peinlich  wahrende  Bewirtschaftung  dieses  im  wahren  Sinne  National- 
kapitals erfordern.  Diese  monopolistische  Bewirtschaftung  des  Waldes 
kann  aber  nur  durch  den  Einzelstaat  und  nicht  durch  das  Reich  er- 
folgen; dieses  Kapital  darf  der  Einzelstaat  nicht  aus  der  Hand  geben.« 

Die  Staaten  sind  in  ihrer  Finanzhoheit  (Reichseisenbahnen,  Steuern) 
schon  so  geschwächt,  daß  ihnen  ein  Ersatz  geboten  werden  muß.  Es 
entspricht  dies  auch  der  Forderung  der  Dezentralisation,  wäre  also 
keineswegs  ein  Zugeständnis  an  den  Partikularismus.  Der  Waldboden, 
der  durch  die  Besteuerung  an  das  Reich  abgegeben  wird,  sollte  den 
Einzelstaaten  zu  mäßigem  Preis  überlassen  und  von  diesen  wieder  in 
Bestockung  gebracht  werden.  Da  der  Zugang  von  bestocktem  Wald- 
boden, auch  wenn  die  Bestockung  nicht  verwertbar  ist,  eine  sofortige 
Zuwachssteigerung  bedeutet,  so  könnte  der  Boden  aus  Vorräten  des 
alten  Waldes  bezahlt  werden. 

Schon  immer  hat  es  Leute  gegeben,  die  den  Wald  mehr  oder 
weniger  als  Gemeingut  ansahen,   er  hat  sich  der  Aufteilung  in  Privat- 
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eigentum  am  längsten  entzogen,  so  daß  heute  noch  der  größere  Teil 
sich  in  den  Händen  des  Staates  und  der  Gemeinden  befindet.  Fried- 
rich Engels  schreibt  in  seiner  Abhandlung  die  »Mark«  :  Ein  Rest  der 
alten  Zustände  in  West-  und  Süddeutschland  ist  die  im  Volksbewußt- 
sein tief  wurzelnde  Vorstellung,  »daß  der  Wald  Gemeingut  sei,  in  dem 
jeder  Blumen,  Beeren,  Pilze,  Bucheckern  usw.  sammeln  und  überhaupt, 
solange  er  nicht  Schaden  anrichtet,  tun  und  treiben  könne,  was  er  will«. 
Das  Haupterzeugnis  des  Waldes,  das  Holz,  bedarf  zu  seinem  Heran- 
wachsen längerer  Zeiträume,  im  Hochwald  100  Jahre  und  noch  mehr, 
diejenigen,  die  gesät  und  gepflanzt  haben,  ernten  in  diesem  Falle  nicht, 
und  in  diesem  langen  Zeitraum  können  im  Privatwald  die  Eigentümer 
öfters  wechseln.  Die  Verknüpfung  der  Arbeit  früherer  Geschlechter 
mit  der  zukünftiger  hebt  den  Forstwirt  aus  der  Zeit  heraus  und  läßt 
seine  Arbeit  am  besten  für  die  Allgemeinheit  geeignet  erscheinen. 
Die  von  Engels  betonte  Vorstellung  kann  viel  eher  daher  kommen, 
daß  der  Waldbesitzer  für  ihn  wertlose  Erzeugnisse  der  Allgemeinheit 
überließ,  und  daß  der  Wald  eine  Reihe  von  Eigenschaften  hat,  die 
nicht  dem  Besitzer  in  erster  Reihe,  sondern  der  Allgemeinheit  zugute 
kommen;  insofern  kann  man  ihn  in  gewissem  Sinn  jetzt  schon  als  Ge- 
meingut bezeichnen.  Die  Wohlfahrtswirkungen  des  Waldes  sind  ja  von 
der  Wissenschaft  nicht  in  dem  Maße  anerkannt,  in  dem  sie-  sich  dem 
Volksglauben  darstellen.  Allein  es  ist  Tatsache,  daß  diese  Wirkungen 
der  genauen  Messung  nur  schwer  zugänglich  sind,  und  daß  daher 
die  bis  jetzt  unvollkommenen  Methoden  der  Wissenschaft  nicht  als 
entscheidend  angesehen  werden  können.  Frühzeitig  schon  hat  man 
erkannt,  daß  die  Entwaldung  eines  Landes  auf  die  Fruchtbarkeit  einen 
verhängnisvollen  Einfluß  ausübt,  und  es  ist  unzweifelhaft,  daß  der  Wald 
auf  Temperatur-  und  Feuchtigkeitsverhältnisse  der  Luft  und  des  Erd- 
bodens, auf  Regen-,  Nebel-,  Hagel-,  Gewitterbildung,  kurz  auf  das  Klima 
im  allgemeinen,  ferner  auf  die  Quellbildung,  auf  die  Wasserbewegung 
und  Schneeschmelze,  auf  Verhinderung  von  Ueberschwemmungen  und 
von  Abschwemmungen,  von  Lawinen,  von  Flugsandbildungen,  auf  die 
Abhaltung  von  austrocknenden  und  kalten  Winden  von  Einfluß  ist. 
Unbestreitbar  ist  jedenfalls,  daß  der  Wald,  ähnlich  wie  das  Meer,  aus- 
gleichend auf  die  Temperaturextreme  wirkt.  Die  hohe  Sommcrwännc 
und  die  starke  Winterkälte,  die  Schutzlosigkeit  gegen  Wind  und  Sturm 
sind  der  baumlosen  Ebene  und  dem  entwaldeten  Karstgebirge  beson- 
sonders  charakteristisch.  Karst-  und  auch  Dünengegenden  zeigen  greif- 
bar die  schädlichen  Folgen  der  Entwaldung.  Die  traurigen  Folgen 
sind  oft  geschildert.  Auch  eine  hygienische  Bedeutung  kommt  dem 
Walde  zu.  Ks  ist  nicht  ein  höherer  Sauerstoffgehalt,  Bondern  die  Rein- 
heit von  Staub  und  Bazillen  gegenüber  der  Luft  auf  dem  Feld  und  in 
bewohnten  Orten.  Der  Wald  ist  ein  großer  Staubfänger,  der  die  ein- 
dringende Luft  gleichsam  filtriert,  Rauch  und  Ruß,  schwefclige  Saure, 
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Staub  und  Bakterienkeime  sind  im  Walde  kaum  zu  finden.  Zweifellos 
sind  also  dem  Walde  Wirkungen  zuzuschreiben,  die  weniger  dem  Be- 
sitzer als  der  Allgemeinheit  zugute  kommen,  und  diese  Wirkung  für  die 
Allgemeinheit  ist  nach  Oertlichkeit  wieder  verschieden.  In  manchen 
Ländern  sind  deshalb  die  für  die  Allgemeinheit  besonders  wichtigen 
Waldungen  als  Schutzwaldungen  ausgeschieden  und  in  der  Bewirtschaf- 
tung beschränkt.  Bei  uns  in  Baden  ist  dies  nicht  der  Fall,  da  das 
Forstgesetz  einen  genügenden  Schutz  gegen  die  Schädigungen  der  All- 
gemeinheit bietet.  Von  den  badischen  Waldungen  befinden  sich  im 
Besitze: 

des  Staates 100922  ha 

der  Gemeinden 258980    * 

der  Körperschaften 20  256    » 

der  Privaten 208  565    » 

davon  der  Standes-  und  Grundherren     .     .     .       62414    » 
Von  der  Gesamtwaldfläche  mit  588723  ha  entfallen  also 

auf  die  Staatswaldungen 18   % 

Gemeinde-  und  Körperschaftswaldungen     ....     48    » 

Privatwaldungen 34    » 

Preußen  hat    ......     32   %  Staatswald 

•    Bayern 34    »  » 

Sachsen 45    »  > 

Württemberg 35    »  » 

Von  allen  größeren  deutschen  Ländern  hat  Baden  den  weitaus 
ungünstigsten  prozentualen  Anteil  des  Staatswaldes  an  der  Gesamtwald- 
fläche. Ueber  die  technische  Möglichkeit,  annähernd  600000  ha  zu 
bewirtschaften,  können  Zweifel  nicht  bestehen,  wo  Preußen  eine  Staats- 
waldfläche von  2  500  000  ha  bewirtschaftet.  Bei  der  vorherrschenden 
Mengelage  der  Staats-,  Gemeinde-  und  Privatwaldungen  ist  eine  Er- 
sparnis an  Verwaltungs-  und  Hutkosten  bei  einer  Zusammenlegung 
sicher  zu  erzielen.  Eine  Hauptbedingung  für  die  Möglichkeit  der  Sozia- 
lisierung (Hebung  der  Produktion)  ist  schon  damit  gegeben.  Wenn  das 
aus  der  Anpassung  Geratene  den  jetzigen  und  künftigen  Verhältnissen 
angepaßt  werden  soll,  so  müssen  wir  hier  die  Frage  prüfen,  wie  es 
sich  bei  den  Waldungen  damit  verhält.  Der  Ertrag  der  Staatswaldungen 
fließt  der  Gesamtheit  zu  und  kann  dieser  vom  Staat  in  der  ihm  gut 
dünkenden  Weise  nutzbar  gemacht  werden.  In  den  Gemeinde- 
(und  Körperschafts)w  aldungen  wurde  in  der  Zeit  der  alten  Mark- 
verfassung meistens  der  ganze  Holzanfall  an  Ort  und  Stelle  verbraucht, 
eine  Ausfuhr  des  Holzes  auf  weite  Strecken  kam  nur  ausnahmsweise 
und  für  geringe  Massen  in  Betracht  (Flößerei).  Jetzt  finden  wir  einen 
ausgedehnten  Holzhandel,  große  Gemeinden  mit  kleinem,  kleine  mit 
großem  Waldbesitz.  Und  in  jeder  Gemeinde  gibt  es  wohl  jetzt  Ein- 
wohner, die  nicht  Bürger  und  deshalb  vom  Bürgergenuß  ausgeschlossen 
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sind  und  doch  auch  leben  müssen.  In  größeren  Städten,  wie  z.  B. 
Freiburg,  ist  der  Bürgernutzen  längst  abgeschafft.  Eine  einzige  Er- 
findung kann  die  Verwendungsmöglichkeit  und  damit  den  Wert  des 
Holzes  bedeutend  steigern.  Den  Nutzen  der  Erfindung  haben  dann 
Leute,  welche  nicht  das  Geringste  dazu  beigetragen  haben.  Das  gilt 
auch  von  vielen  Aenderungen  in  den  Verkehrsverhältnissen.  Es  ist, 
wenn  der  Anteil  an  den  Gütern  der  Erde  für  alle  möglichst  gleich  sein 
soll,  auch  hier  eine  gleichmäßige  Verteilung  einzuführen,  d.  h.  die  Ge- 
meinde- und  Körperschaftswaldungen  sind  zu  verstaatlichen  (?  Red.). 
Ihre  Bewirtschaftung  wird  jetzt  schon  bis  auf  die  Verwertung  der  Wald- 
erzeugnisse vom  Staat  besorgt.  Die  z.  Z.  eingeführte  Brennholzver- 
sorgung würde  bedeutend  erleichtert,  wenn  die  Waldungen  in  einer 
Hand  vereinigt  wären.  Der  Konsument  hat  kein  Interesse  daran,  wem 
der  Wald,  aus  dem  er  sein  Brennholz  bezieht,  gehört,  ihn  interessiert 
neben  der  Beschaffenheit  des  Holzes  lediglich  die  Abfuhr  desselben. 
Die  Zusammenlegung  würde  neben  der  Buchführung  auch  den 
Holzverkauf,  vor  allem  den  Nutzholzverkauf,  der  jetzt  von  jeder  Ge- 
meinde besonders  besorgt  wird,  und  wenn  nicht  geringere  Erlöse,  so 
doch  höhere  Kosten  verursacht,  bedeutend  vereinfachen.  Die  Gründung 
des  Waldbesitzerverbandes  zeigt  am  besten,  daß  hier  etwas  nicht  in 
Ordnung  war  oder  ist.  Es  gibt  ja  viele  Gemeinden,  besonders  solche 
mit  eigenen  Forstbeamten,  die  ihren  Wald  vorzüglich  bewirtschaften, 
aber  es  gibt  auch  andere.  »Viele  Gemeinden  haben  es  trotz  guter 
forsttechnischer  Unterstützung  der  Staatsforstverwaltung  nicht  vermocht, 
den  Forstbetrieb  auf  zeitgemäße  Höhe  zu  bringen.  Meist  hindert  dies 
die  Engherzigkeit  der  Gemeindevertretungen,  die  von  größeren  Geldauf- 
wendungen, seien  sie  auch  noch  so  produktiv,  nichts  wissen  wollene 
(sagt  Professor  Wagner,  Tübingen).  Die  Wegnetze  und  die  Waldhüter- 
gehälter geben  davon  einen  Begriff.  Die  Verstaatlichung,  die  man  sich 
so  denken  könnte,  daß  die  Gemeinde  eine  jährliche  Rente  in  Geld 
oder  Holz  —  etwa  entsprechend  dem  Ertrag  vor  dem  Krieg  —  erhielte, 
so  daß  der  Staat  hier  durchaus  keine  besonderen  Ausgaben  hätte, 
würde  auch  dies  mit  einem  Schlag  ändern.  Üb  die  Betroffenen  dafür 
reif  oder  gar  dankbar  wären,  ist  allerdings  zu  bezweifeln.  Das  ist  aber  auch 
für  die  Privatwaldungen  nicht  der  Fall.  Diese  sind  zu  unterscheiden 
in  größere,  insbesondere  solche  mit  eigenen  wissenschaftlich  gebildeten 
Forstbeamten,  und  das  andere  Extrem  die  sogenannten  Parzellenwal- 
dungen. Daß  erstere  die  gleichen,  ja  noch  höhere  Erträge  liefern  als 
die  Staatswaldungen,  ist  zweifellos,  und  wir  finden  auch  kleine  Wal- 
dungen, die,  soweit  der  Umfang  es  zuläßt,  durchaus  rationell  bewirt- 
schaftet werden.  Insbesondere  in  den  letzten  Jahrzehnten  haben  viele 
kleinbäuerliche  Besitzer  mit  dem  zunehmenden  Wohlstand  auch  ihren 
Wildungen  größere  Pflege  zuteil  werden  lassen.  Man  könnte  daher  den 
■  n  Zustand  als  genügend  ansehen. 
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Gesetzlich  ist  dieser  Zustand  durch  das  Forstgesetz  vom  Jahr  1833 
bzw.  vom  Jahr  1854  geregelt.  Den  Besitzern  von  Privatwaldungen  steht 
deren  freie  Bewirtschaftung  zu,  sie  sind  aber  an  die  Beobachtung  der 
allgemeinen  forstpolizeilichen  Vorschriften  gebunden,  also  verpflichtet 
zur  Kultivierung  öder  Stellen,  zur  Einhaltung  des  gesetzlichen  Holz- 
maßes. Auch  gilt  für  sie  das  Verbot  der  Nachtweide  und  der  Nacht- 
arbeit, die  Vorschrift  über  das  Bauen  in  der  Nähe  der  Waldungen,  die 
Abwendung  der  Feuersgefahr  und  die  Angriffe  der  Insekten.  Die  Aus- 
stockung eines  Waldes  ohne  Erlaubnis  der  zuständigen  Behörden,  ferner 
die  Zerstörung  oder  Gefährdung  eines  Waldes  durch  ordnungswidrige 
Bewirtschaftung  sind  untersagt,  ebenso  die  Teilung  in  Stücke  unter 
zehn  Morgen.  Zu  Kahlhieben  oder  in  ihren  Folgen  ähnlichen  Hieben 
ist  die  Erlaubnis  der  Forstbehörde  einzuholen,  die  nicht  verweigert 
werden  soll,  wenn  der  künstliche  Wiederanbau  nach  den  örtlichen  Ver- 
hältnissen zulässig  erscheint  und  wenn  der  Waldbesitzer  für  die  Aus- 
führung der  Kulturen  die  nötige  Sicherheit  bietet.  Ueber  die  Waldhut 
bestehen  ebenfalls  Bestimmungen,  die  aber  nicht  durchweg  befriedigen. 
Vor  Erlaß  des  Forstgesetzes  zu  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts  waren 
die  Privatwaldungen  der  staatlichen  Beaufsichtigung  und  Bewirtschaf- 
tung ebenso  unterworfen  wie  alle  übrigen  Waldungen,  und  es  mußte 
daher  alles  zum  Hiebe  kommende  Holz  von  den  staatlichen  Forst- 
beamten angewiesen  werden.  (Weiteres  kann  aus  der  Schrift :  Krutina, 
Die  badische  Forstverwaltung  1891,  entnommen  werden.)  Ueber  die 
Erträge  der  Privatwaldungen  sagt  Krutina:  »Die  Waldungen  der  Standes- 
und Grundherren  können  den  Staatswaldungen  im  Ertrag  gleichgestellt 
werden.  Die  übrigen  Privatwaldungen  müssen  in  gute,  mittlere  und 
geringe  geteilt  werden,  wovon  die  guten  etwa  20%,  die  mittleren  30% 
und  die  geringen  50  %  der  Fläche  einnehmen.  Ihr  Verhältnis  zu 
Vorrat,  Zuwachs  und  Nutzung  in  den  eingerichteten  Waldungen  wird 
bei  den  guten  Privatwaldungen  zu  0,75,  bei  den  mittelmäßigen  zu  0,50 
und  bei  den  geringen  zu  0,25  angenommen.« 

Also  selbst  in  der  Zeit  des  Hochstandes  des  Liberalismus  hat  man 
es  für  nötig  erachtet,  der  Privatwaldwirtschaft  gewisse  Beschränkungen 
aufzuerlegen,  man  hat  auch  damals  soziale  Maßregeln  getroffen,  ein 
Beweis,  daß  man  die  Bedeutung  der  Privatwaldungen  für  das  öffentliche 
Wohl  nicht  gering  schätzte.  Seit  dem  Jahr  1890  haben  sich  Zustand 
und  Erträge  der  Privatwaldungen  eher  verbessert  als  verschlechtert, 
aber  immer  noch  gibt  es  nachlässige  Wirtschafter,  und  noch  mehr  fehlt 
die  Kenntnis  für  die  Zweckmäßigkeit  der  Wirtschaft.  Insbesondere 
die  Nutzholzwirtschaft  ist  wenig  ausgebildet,  vielfach  sogar  die  Streu- 
nutzung die  Hauptsache.  Solche  Waldungen  gehen  mit  der  Zeit  dem 
völligen  Ruin  entgegen.  Professor  Endres  schreibt  in  seiner  Forst- 
politik: »In  den  in  Gemengelage  befindlichen  Parzellenwaldungen  ist 
die  Bestandsbegründung  wegen  der  Beschattung   und   der  Traufe  vom 
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Nachbarwald  her  erschwert,  durch  den  Abtrieb  des  Nachbarbestandes 
wird  dem  Winde  Eingang  verschafft,  der  Fällungsbetrieb  und  der  Holz- 
transport ist  beeinträchtigt,  die  Entwendung  von  Walderzeugnissen 
schwer  festzustellen,  Grenzstreitigkeiten  sind  unvermeidbar,  die  Unter- 
haltung der  Grenzen  verursacht  unverhältnismäßige  Ausgaben.  Wenn 
die  örtliche  Erfahrung  oder  familiäre  Ueberlieferung  manchen  befähigt, 
seinen  Wald  technisch  zweckmäßig  zu  bewirtschaften,  so  werden  doch 
viele  andere  es  nicht  können  oder  nicht  wollen,  und  bei  der  Kleinheit 
und  Zersplitterung  der  Betriebe  wird  viel  Zeit  und  Arbeitskraft  ungünstig 
angewendet.« 

Unter  Fachgenossen  wird  es  keines  weiteren  Beweises  bedürfen, 
daß  diese  Waldungen  bei  ihrer  Zusammenfassung  in  der  Hand  des 
Staates  eine  bedeutende  Ertragsmehrung  ergeben  werden.  Hier  ist 
also  die  Produktionssteigerung  in  sicherer  Aussicht,  die  Sozialisierung 
in  allererster  Reihe  am  Platz.  In  den  höheren  Gebirgslagen, 
insbesondere  im  Schwarzwald,  gibt  es  sogenannte  Waldgüter,  meistens 
einzeln  liegende  Höfe,  deren  Existenz  im  wesentlichen  oder  doch  zu 
einem  guten  Teil  auf  dem  Wald  und  seinen  Erträgnissen  beruht.  Die 
Sozialisierung,  Verstaatlichung  oder  auch  die  Kommunalisierung  der 
Waldungen  dieser  Betriebe  würde  diese  Güter  in  ihrer  Lebensfähigkeit 
wesentlich  beeinträchtigen,  sie  zu  Taglöhnegütern  herabdrücken,  damit 
die  Seßhaftigkeit  aufheben,  die  Mobilisierung  des  Eigentums  in  die  Wege 
leiten.  Hier  wäre  die  Sozialisierung  des  ganzen  Betriebes,  die  Verwand- 
lung des  Besitzers  in  den  Betriebsleiter  die  zweckmäßige  Lösung. 
(Oberförster  Battlehner  will  diese  Güter  mit  dem  Wald  als  selbständige 
Betriebe  erhalten,  er  will  überhaupt  nur  eine  teilweise  Sozialisierung, 
ich  halte  es  für  richtiger,  gleich  aufs  Ganze  zu  gehen.  So  allgemein 
wie  es  jetzt  gesagt  wird,  der  Wald  ist  für  den  Schwarzwaldbauer  das 
finanzielle  Rückgrat,  kann  das  überhaupt  nicht  anerkannt  werden ;  auch 
im  Schwarzwald  gibt  es  Betriebe,  die  ohne  Wald  bestehen  können,  und 
daß  die  Sozialisierung  dem  größten  Teil  der  heimischen  Landwirtschaft 
den  Todesstoß  versetzt,  kann  deshalb  nicht  zugegeben  werden.)  Nun 
wird  die  große  Vermögensabgabe  kommen,  kommen  müssen.  Wenn 
das  Geld  dahin  ist,  werden  andere  Werte  an  die  Reihe  kommen.  Die 
Steuerpolitik  wird,  wie  Professor  Gothein  gesagt  hat,  die  Sozialisierung 
ganz  von  selber  machen.  Sie  wird  auch  die  Frage  der  Standes-  und 
Grundherrlichen  Waldungen   lösen.     Nach  Artikel  153   der  Verfassung 

Deutschen  Reiches  wird  das  Eigentum  gewährleistet,  bei  Enteig- 
nung steht  we*en  der  Höhe  der  Entschädigungen  der  Rechtsweg  offen. 
Wenn  in  den  nohen  Vermögenslagen  die  Hälfte  und  mehr  des  Besitzes 
abgegeben  werden  muß,  so  wird  der  Staat  von  selbst  in  den  Besitz 
der  Waldungen  kommen.  Der  Boden  ist  für  ihn  die  Hauptsache. 
Nicht  auf  Althol/er  soll  er  abheben,  denn  diese  können  die  Gegner 
jederzeit   ihm    ahm  Innen,   sondern    auf  den  Boden,   auf  Kulturen  und 
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Jungbestände.  (Professor  Winimer  weist  in  seinem  z.  Z.  in  der  Frei- 
burger Volkswacht  erschienenen  Artikel  darauf  hin,  daß  die  Waldungen 
nur  zu  2  bis  3,  selten  zu  4  %  rentieren.  Wenn  der  Staat  oder  die 
Gemeinde  Waldungen  übernimmt,  so  würden  sie  sich  eine  Last  auf- 
erlegen, da  Geld  jetzt  kaum  unter  5  %  zu  erhalten  ist.  Aber  auch  die 
Standesherrschaften,  ja  selbst  die  kleinen  Privaten,  welche,  um  die 
Steuern  bezahlen  zu  können,  Geld  aufnehmen  müssen,  kämen  in  die 
gleiche  Lage,  und  würden  wohl  besser  fahren,  wenn  sie  auf  die  Bei- 
hilfe der  Bankiers  verzichten  und  ihre  Verbindlichkeiten  mit  Wald  und 
Waldboden  decken.)  Die  Aufhebung  der  ndeikommissarischen  Bindung 
macht  die  Erwerbung  der  größeren  Waldungen  durch  den  Staat  um  so 
nötiger,  als  sonst  die  Privatspekulation  diese  Wälder  ausschlachten  oder 
die  neue  Schieberaristokratie  sich  in  ihren  Besitz  setzen  könnte.  Wenn 
der  Staat  sich  damit  begnügen  würde,  diejenigen  Vermögensobjekte  an 
Stelle  von  Geld  zu  übernehmen,  welche  die  Eigentümer  ihm  freiwillig 
abgeben,  so  sähe  er  sich  bald  im  Besitze  eines  Trödelgeschäftes,  voll 
gepfropft  mit  alten  Ladenhütern,  die  ihm  wenig  Freude  bereiten  würden. 
Mit  Waldungen  ausschließlich  IV.  und  V.  Bonität  und  devastierten  Par- 
zellen wäre  den  Staatsfinanzen  nicht  aufzuhelfen,  eine  gesunde  Finanz- 
wirtschaft wäre  damit  nicht  möglich.  Wenn  aber  die  neuerworbenen 
Waldungen  im  übrigen  auch  nicht  gleich  eine  Haubarkeitnutzung  er- 
geben, selbst  wenn  der  Boden  erst  aufgeforstet  werden  muß,  so  wird 
doch  der  erfolgende  Zuwachs  ohne  wesentliche  Gefährdung  der  Nach- 
haltigkeit in  alten  Beständen  genutzt  werden  können. 

Die  Gegner  der  Sozialisierung,  die  bezüglich  der  parzellierten  Pri- 
vatwaldungen zugeben,  daß  eine  Verbesserung  derselben  am  Platz  wäre, 
glauben  dies  durch  Belehrung  und  Unterstützung  der  Eigentümer,  vor 
allem  aber  durch  Bildung  von  Waldgenossenschaften  erreichen  zu  können. 
Die  genossenschaftliche  Form  des  Eigentums  und  der  Bewirtschaftung 
von  Waldungen,  welche  in  der  altdeutschen  Allmende  Jahrhunderte 
hindurch  in  weiten  Gebieten,  namentlich  des  westlichen  und  südlichen 
Deutschlands  außerordentlich  verbreitet  war,  ist  aus  verschiedenen  Ur- 
sachen seit  dem  Ende  des  Mittelalters  immer  mehr  verschwunden. 
Erhebliche  Teile  sind  unter  den  Besitzern  geteilt  worden  und  die  Teil- 
parzellen liegen  in  buntem  Gemenge  durcheinander.  Eine  Statistik 
über  diese  Besitzzersplitterung,  die  auch  in  Baden  großen  Umfang  an- 
genommen hat,  besteht  bei  uns,  wie  ich  einer  Mitteilung  der  Forst- 
und  Domänendirektion  entnehme,  offenbar  nicht.  Im  Forstbezirk  Je- 
stetten,  der  im  kleinen  ein  Bild  allgemeinerer  Zustände  gibt,  sind  etwa 
1600  ha  Privatwald  in  annähernd  5000  Parzellen  aufgeteilt,  eine  Parzelle 
hat  also  durchschnittlich  wenig  über  30  ar.  Der  einzelne  Wirtschafter 
ist  oft  im  Besitz  mehrerer  Parzellen.  Doch  gibt  es  auch  Parzellen  mit 
mehreren  Besitzern ;  die  Vorräte  sind  meist  gering.  Es  sind  vorwiegend 
Brennholzwaldungen  mit  Streunutzung.    Größe  und  Zusammenlage  dieser 


Miszellen. 


397 


Privatwaldungen  (oft  nur  5  bis  10  m  breite  Streifen)  sind  für  eine  eini- 
germaßen geordnete  und  nachhaltige  Wirtschaft  äußerst  ungünstig. 
Man  hat  daher  in  manchen  Gegenden  die  alten  Formen  des  Gemein- 
besitzes am  Wald,  wo  sie  der  Vergangenheit  angehören,  von  neuem 
ins  Leben  zu  rufen  gesucht,  außerdem  wird  dahin  gestrebt,  das  Ge- 
nossenschaftswesen auch  noch  in  weiterem  Umfange  und  für  verschie- 
dene andere  Zwecke  (Samenbezug,  Holzverkäufe,  Aufforstungen  usw.) 
in  der  Forstwirtschaft  nutzbar  zu  machen.  Die  wichtigsten  Arten  sind 
jene,  welche  gemeinsame  Rohproduktion  bezwecken.  Man  kann  unter- 
scheiden :  Eigentumsgenossenschaften  mit  Gemeinschaft  von  Eigentum, 
Bewirtschaftung,  Aufsicht  und  Verwaltung  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften mit  Gemeinschaftlichkeit  des  Betriebs  ohne  Aufhebung  des 
Sondereigentums  an  den  vereinigten  Parzellen.  Aufsichtsgenossenschaften 
bezwecken  die  gemeinschaftliche  Bestellung  des  zur  Ueberwachung  des 
Betriebes  und  zur  Handhabung  des  Forstschutzes  erforderlichen  Per- 
sonals. Die  Erfolge  der  Bemühungen  zur  Bildung  von  Waldgenossen- 
schaften sind  bisher  nur  gering.  Im  allgemeinen  ist  die  Bildung  von 
Aufforstungsgenossenschaften  mit  hinreichender  staatlicher  Unterstützung 
zur  Deckung  der  Kulturkosten  am  aussichtsvollsten.  Wenn  aber  die 
Sozialisierung  vor  der  Türe  steht,  werden  solche  Aufgaben  am  besten 
gleich  vom  Staat  selbst  übernommen.  Die  Einbringung  verwertbarer 
Holzbestände  in  solche  Genossenschaften  stößt  fast  immer  auf  unüber- 
windliche Schwierigkeiten.  Gegen  Eigentumsgenossenschaften  besteht 
ebenfalls  eine  lebhafte  Abneigung. 

Eine  Abstoßung  solcher  Parzellen  wird  in  den  wenigsten  Fällen 
die  Wirtschaft  des  Besitzers  beeinträchtigen,  das  Opfer  für  den  einzelnen 
ist  nur  gering,  besonders  wenn  ihm  das  haubare  Holz  gelassen  wird. 
Deutschland  brauchte  seither  mehr  Holz,  als  es  selbst  produzierte,  die 
Kohlennot  bedingt  einen  bedeutend  höheren  Brennholzbedarf,  die  in 
Aussicht  genommenen  Waldausstockungen  vermindern  den  Holzertrag, 
die  Steigerung  des  Holzvorrates  durch  Verbesserung  des  Zuwachses 
und  der  Holzarten,  des  Nutzholzprozentes  kann  durch  bessere  Bewirt- 
schaftung der  Privatwaldungen  am  ehesten  erreicht  werden.  Die  Ge- 
nossenschaftsbildung wird  nur  ungenügendes  leisten,  die  Verstaatlichung 
wird  schnell  und  sicher  wirken  1  Für  den  Staat  aber  wäre  der  Gewinn 
nicht  unbeträchtlich.  Freiherr  von  Wense,  welcher  am  3.  Mai  ds.  Js. 
einen  Vortrag  über  dieses  Thema  in  Hannover  gehalten  hat,  spricht 
von  hannoverschen  Oberförstereien,  die  aus  20 — 30  Parzellen  bestehen, 
und  deren  unglückliche ,  Verwalter  er  nur  bemitleiden  könne.  Die 
Staats-  und  Gemeindewaldungen  des  Forstbezirks  Jestetten  bestehen 
aus  67  Parzellen.  Da  die  Privatwaldun^en  vielfach  dazwischen  liegen, 
•amtliche  Besitzkategorien  zusammen  größere  Komplexe  bilden,  wurde 
die  Verstaatlichung  des  Waldbesitzes  diese  Verhältnisse  wesentlich  ver- 
einfachen.    Dieser   kleine   Wa  1  d  b  e  s  i  t  z  ist  also  zur  Sozialisierung 
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reif  und  sollte  zuerst  und  möglichst  rasch  verstaatlicht  werden.  Ge- 
eignet zur  Sozialisierung  ist  aber  der  gesamte  Waldbesitz.  Je  lücken- 
loser sie  erfolgt,  desto  günstiger  ist  die  Wirkung.  Träger  der  Soziali- 
sierung der  Waldungen  ist  am  besten  der  Staat.  Aufteilungen  von 
Waldungen  ist  als  Verschlechterung  des  bestehenden  Zustandes  unter 
allen  Umständen  zu  verwerfen 

Die  unruhigen,  kriegerischen  und  ärmlichen  Zeiten  des  aus- 
gehenden 18.  und  des  beginnenden  19.  Jahrhunderts,  in  denen  die 
Völker  vielfach  zugrundegerichtet,  die  alten  Staatsgrundsätze  ver- 
lassen, der  Staatskredit  völlig  erschöpft  war,  bildeten  für  die  Lehre 
von  Ad.  Smith  ein  günstiges  Keimbeet.  Am  ärgsten  wurde  in  Frank- 
reich gehaust.  Im  Jahre  1791  soll  die  Staatswaldfläche  4700000  ha 
betragen  haben,  1804  nur  noch  etwa  1000  000  ha.  Diese  Verkäufe 
wurden,  wenn  auch  in  wesentlich  geringerem  Maß,  bis  zum  Jahre  1856 
fortgesetzt.  Auch  in  Preußen  und  Bayern  faßte  die  Lehre  Fuß,  und 
es  fanden  sich  Staatsmänner,  die  sie  verwirklichen  wollten :  es  galt  bald 
als  feststehend,  daß  jedes  Gemeingut  schlecht  bewirtschaftet  werde, 
man  erwartete  von  der  ungehemmten  Privattätigkeit  die  höchste  volks- 
wirtschaftliche Leistung,  man  wendete  also  Grundsätze  auf  ein  Gebiet 
an,  auf  das  sie  nicht  passen.  Die  Forstbeamten  aller  Grade  galten  als 
unehrlich  und  bestechlich.  Der  Gedanke  der  Beseitigung  der  Staats- 
waldungen wurde  durch  die  Unpopularität  der  Forstbeamten  wesentlich 
gefördert.  Bei  uns  in  Baden  verhinderte  wohl  die  geringe  Ausdehnung 
der  Staatswaldungen  diese  Bestrebungen.  Bald  trat  auch  in  Deutsch- 
land wieder  ein  völliger  Umschwung  der  Ansichten  ein,  man  dachte 
nicht  mehr  daran,  die  Staatswaldflächen  zu  verkleinern,  sondern  begann 
wieder,  sie,  insbesondere  durch  Aufforstung  von  Oedländereien  und 
Ankauf  geringer  Waldungen,  zu  vergrößern. 

Für  die  Industrie  wird  als  Hinderungsgrund  der  Sozialisierung  an- 
gegeben, daß  die  Konkurrenz  mit  dem  Ausland  für  einen  Staatsbetrieb 
nicht  geeignet  sei.  Für  die  Forstwirtschaft,  welche  vor  dem  Kriege 
den  Holzbedarf  Deutschlands  nicht  decken  konnte,  kommt  dieser  Grund 
kaum  in  Betracht.  Die  Schwächen  und  Nachteile,  welche  die  Staats- 
betriebe aufweisen,  werden  sich  in  einer  anderen  Wirtschaftsordnung 
vielleicht  verlieren,  und  die  Forstwirtschaft  hat  sogar  Aussicht,  einen 
neuen  Aufschwung  zu  nehmen.  Schon  seither  kommen  der  Staatsforst- 
wirtschaft verschiedene  Vorzüge  zu.  Die  Waldwirtschaft  rechnet  mit 
großen  Zeiträumen  und  eignet  sich  deshalb  in  erster  Reihe  für  den 
Großbetrieb  und  den  Staat.  Die  im  volkswirtschaftlichen  Interesse 
vielfach  wünschenswerte  Aufforstung  von  Oedländereien  und  Neube- 
gründung von  Schutzwaldungen  kann  wegen  der  großen  Kosten,  der 
oft  geringen  Rente  und  des  erst  spät  eintretenden  Eingangs  eines  Er- 
trags meist  nur  vom  Staate  durchgeführt  werden.  Die  im  allgemeinen 
Interesse  wünschenswert  gute  und  schonliche  Behandlung  der  Waldungen 
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läßt  sich  durch  Polizeimaßregeln,  also  durch  die  Gesetze  des  Staates, 
nur  schwer  und  unvollkommen  erreichen,  sie  wird  durch  Staatsbewirt- 
schaftung am  besten  gewahrt.  Ein  Grund  für  die  geringeren  Erträge 
der  Staatsbetriebe  im  allgemeinen  liegt  in  der  mehr  bureaukratischen 
als  kaufmännischen  Erledigung  der  betrieblichen  und  geschäftlichen 
Angelegenheiten,  ferner  in  der  festen  Anstellung  der  Beamten,  welche 
nur  eine  Entfernung  im  Disziplinarwege  ermöglicht.  Die  tüchtigsten 
Kräfte  werden  oft  von  der  Privatindustrie  weggeholt.  Dem  Staats- 
beamten fehlt  es  nicht  an  Pflichttreue  und  Arbeitskraft,  aber  die  gleich- 
mäßige Behandlung  der  Tüchtigen  und  weniger  Tüchtigen  muß  mit 
der  Zeit  erfahrungsgemäß  auf  die  Energie  und  Ärbeitsfreudigkeit  der 
Tüchtigen  ungünstig  einwirken.  Bureaukratische  Organisation  und  die 
Gebundenheit  an  die  durch  das  Parlament  bewilligten  Beträge  lähmt 
die  Initiative.  Jede  Forderung,  auch  für  eine  kleine  Anlage,  für  eine 
technische  Verbesserung,  für  einen  Versuch  muß  im  Staatsbetrieb  etwa 
zwei  Jahre  vor  Beginn  der  Ausführung  für  den  Etat  angemeldet  werden, 
denn  sie  geht  durch  verschiedene  Instanzen  hindurch.  Wie  günstig 
steht  dem  der  Privatbetrieb  gegenüber?  Im  Kohlenbergbau  sind  die 
Privatgruben  (der  Ruhr)  vorbildlich.  Wenn  keine  solchen  vorhanden 
wären,  so  wäre  der  ganze  technische  Betrieb  rückständig.  Etwas  ähn- 
liches konnte  man  dieses  Frühjahr  durch  einen  Artikel  des  Forstamt- 
assessors Scheidter  »Das  Tannensterben  im  Franken wald«  für  die  Forst- 
wirtschaft feststellen.  Als  Hauptursache  des  Tannensterbens  wird  die 
mangelhafte  Kronenausbildung  infolge  zu  engen  Bestandschlusses  der 
gleichaltrigen  Bestände  bezeichnet.  Die  daneben  stehenden  Privat- 
waldungen mit  plenterartigem  Bestand  sind  gesund.  Ohne  Privatwald 
wäre  dies  in  späteren  Zeiten  nicht  zu  ermitteln  gewesen  —  wenn  die 
Weißtannenplenterwaldungen  in  dem  künftigen  allgemeinen  Staatswald 
keine  Stätte  gefunden  hätten.  So  engherzig  und  zentralistisch  darf  die 
künftige  Forstverwaltung  natürlich  nicht  sein,  im  übrigen  unterscheidet 
sie  sich  von  der  Industrie  in  dieser  Beziehung  wesentlich.  Gewandte 
energische  Propaganda,  lebhafte  Initiative,  Wagemut  und  Unterneh- 
mungslust sind  da  weniger  nötig,  und  die  Hemmungen  durch  die  Etat- 
wirtschaft bei  den  langen  Zeiträumen,  mit  denen  die  Forstwirtschaft 
rechnet,  weniger  empfindlich. 

Die  Bedeutung  des  Waldes  für  den  Staatskredit  ist  nicht  gering 
zu  schätzen,  und  in  der  heutigen  Zeit  ist  dieser  Punkt  von  doppelter 
Bedeutung.  Die  Vermehrung  der  Staatswaldfläche  wird  da  sehr  vorteil- 
haft wirken.    Das  Schwierigste  bei  der  Verstaatlichung  ist  die  Personen- 

.  Der  Mensch  ist  Subjekt  und  Objekt  der  Sozialisierung.  Wesent- 
Uchste  Vorbedingung  ist  die  Erziehung  des  Menschen  zum  Sozialismus. 
Arbeit  scheint  noch  nicht  begonnen  zu  sein.  Der  Staat  der 
sozialen  Gerechtigkeit  fordert  im  größten  und  kleinsten  Pflichtbewußt- 
sein und  Selbstverantwortlichkeit,    in  den  jetzigen  Zeiten  sogar  Selbst- 
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Verleugnung.    Die  Selbstverantwortlichkeit,  welche  in  der  Privatproduk- 
tion das  Beste  leistet,  darf  nicht  verloren  gehen. 

Die  Beseitigung  der  Akkordarbeit  ist  daher  wenigstens  in  der  Forst- 
wirtschaft ein  schwerer  Fehler.  Auch  bei  jener  sind  noch  große  Unter- 
schiede in  der  Arbeitsleistung  möglich,  so  daß  eine  genaue  Ueberwachung 
nötig  ist.  In  den  meisten  Gegenden  des  Landes  sind  die  Holzhauer 
im  Hauptberuf  Landwirte;  Frauen  und  Kinder  werden  in  regulären 
Zeiten  in  der  Holzhauerei  nicht  verwendet,  die  Holzhauer  arbeiten  viel- 
leicht den  dritten  oder  vierten  Teil  des  Jahres,  oder  noch  weniger,  im 
Wald,  und  zwar  meist  im  Winter.  Dies  und  die  Natur  der  Arbeit  an 
sich,  die  kurze  Dauer  des  Arbeitstages  lassen  die  Bestimmungen  des 
Arbeiterschutzes,  die  ja  keineswegs  vernachlässigt  werden  sollen,  doch 
weniger  wichtig  erscheinen  als  bei  der  Industrie,  und  die  Lohnfrage 
ist  auch  in  der  jetzigen  Zeit  bei  den  Arbeitern,  die  vielfach,  ja  wohl 
vorwiegend  Selbstversorger  sind,  von  einem  anderen  Gesichtspunkt  auf- 
zufassen als  bei  den  Industriearbeitern  der  Städte.  Bei  den  heutigen 
Holzpreisen  ist  übrigens  eine  auskömmliche  Bezahlung  der  Waldarbeiter 
besser  als  je  möglich.  Die  Forstwirtschaft  ist  arbeitsextensiv.  Während 
man  in  der  Landwirtschaft  2 — 7  ha  für  die  Arbeitsausnutzung  eines 
Arbeiters  während  eines  Jahres  rechnet,  treffen  in  der  Forstwirtschaft 
50 — 70  ha  auf  einen  vollbeschäftigten  Arbeiter.  Daraus  ist  zu  ersehen, 
daß  die  Arbeiterfrage  in  der  Forstwirtschaft  viel  geringere  Bedeutung 
hat  als  in  der  Landwirtschaft.  Dem  wird  es  auch  zuzuschreiben  sein, 
daß  die  Maschine  im  Walde  bis  jetzt  eine  so  geringe  Verbreitung  ge- 
funden hat.  Für  den  Betriebsbeamten  ist  es  wesentlich,  daß  ihm  die 
Freude  und  das  Interesse  an  seiner  Tätigkeit  nicht  durch  unnötige 
Reglementiererei  genommen  wird,  und  er  sollte  seinen  eigenen  Ein- 
gebungen folgen  dürfen,  ohne  fortgesetzt  abwarten  zu  müssen,  was 
andere  dazu  sagen.  Die  Verstaatlichung  sämtlicher  Waldungen  wird  ja, 
wie  dies  Rathenau  im  allgemeinen  voraussieht ,  voraussichtlich  zu- 
nächst zu  einem  Fiskalismus  führen,  aber  nicht  als  Folge  der  Soziali- 
sierung, sondern  der  Not  der  Zeit.  Wenn  alle  Waldungen  verstaatlicht 
sind,  so  ist  damit  für  den  Staat  ein  Monopol  geschaffen ;  er  kann  die 
Holzpreise  dann  nach  Bedarf  festsetzen.  Die  Verwertung  des  Holzes 
kann  auch  wesentlich  vereinfacht  werden,  und  es  fragt  sich,  ob  nicht 
die  ganze  Holzverarbeitung  oder  doch  einzelne  Zweige  derselben  eben- 
falls sozialisiert  werden  sollen.  Auch  die  ganze  Brennstoffversorgung 
(abgesehen  vom  Torf)  wäre  dann  nach  Verstaatlichung  der  Kohlen- 
gruben in  den  Händen  des  Staates  zusammengefaßt,  und  es  fragt  sich, 
ob  nicht  die  Holzbearbeitung  usw.  ebenfalls  vom  Staate  übernommen 
werden  sollte?  Die  Forstverwaltung  war  in  früheren  Zeiten  vielfach 
im  Besitz  von  forstlichen  Nebenbetrieben.  Noch  in  den  sechziger 
Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  konnte  man  in  forstlichen  Zeitschriften 
die  Frage  erörtert  sehen,   ob   der  Forstmann   forsttechnische  Gewerbe 
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leiten  soll  oder  nicht.  Die  Frage  wurde  im  Sinne  des  Manchestertums 
und  der  Arbeitsteilung  dahin  entschieden,  daß  in  den  meisten  Wal- 
dungen eine  reinliche  Scheidung  eingetreten  ist.  Nur  einzelne  Betriebe, 
insbesondere  größere  Privatwaldungen,  haben  ihre  Sägewerke  beibe- 
halten. Die  Sägeindustrie  hat  eine  ungeahnte  Entwicklung  genommen. 
Welcher  Unterschied  zwischen  der  alten  Waldsägemühle  und  dem 
modernen  Sägewerk !  Die  Zeiten  ändern  sich,  man  kann  jetzt  wieder 
Stimmen  hören,  die  zur  Umkehr  mahnen. 

In  dieser  Industrie  können  wir  schon  vor  dem  Kriege,  in  ver- 
stärktem Maße  aber  jetzt,  die  Beobachtung  machen,  daß  sich  die  kleinen 
Säger  völlig  der  Führung  der  großen  anvertraut  haben.  Sie  zeigen 
damit,  daß  sie  ihre  Selbständigkeit  für  sich  allein  nicht  wahren  können. 
Sie  wären  demnach  zur  Sozialisierung  reif.  Die  großen  sind  es  sowieso. 
Adam  Smith  sagt  (S.  172):  »Konsumtion  ist  der  einzige  Endzweck  der 
Produktion;  und  das  Interesse  des  Produzenten  ist  nur  insofern  zu 
pflegen,  als  die  Förderung  desjenigen  des  Konsumenten  es  erheischt. 
Die  Wahrheit  dieses  Grundsatzes  ist  eine  so  vollkommene  und  augen- 
scheinliche, daß  es  töricht  wäre,  ihn  noch  beweisen  zu  wollen.« 

Wenn  die  Holzindustrie  verstaatlicht  oder  sonstwie  sozialisiert 
werden  sollte,  so  könnte  sie  bei  ihrer  heutigen  Entwicklung  im  all- 
gemeinen nicht  in  die  Hände  von  Forstleuten  kommen,  müßte  viel- 
mehr durch  die  seitherigen  Betriebsleiter  weiter  betrieben  werden. 
Aber  eine  ganz  andere  Fühlungnahme  als  seither  würde  von  selbst 
eintreten  und  infolgedessen  ganz  andere  Einnahmen  aus  der  Forst- 
wirtschaft. 

Meine  Schlußausführungen  werden  manchen  von  Ihnen  als  un- 
durchführbar, als  einseitig,  als  ungerecht,  ja  als  schädlich  erscheinen. 
Bedenken  Sie  aber,  daß  wir  in  ganz  besonderen  Zeiten  leben,  daß  wir 
die  Anforderungen  der  Gegner  nur  mit  außergewöhnlichen  Mitteln  er- 
füllen können,  daß  weite  Kreise  unserer  Volksgenossen  Erfüllung  lang- 
gehegter Wünsche  erwarten.  Die  Möglichkeit,  sämtliche  Waldungen 
in  den  Gemeinbesitz  zurückzuführen,  ist  gegeben,  das  glaube  ich  nach- 
gewiesen zu  haben,  und  es  sprechen  triftige  Gründe  dafür.  Selbstverständ- 
lich lassen  sich  der  Frage  aber  auch  andere  Gesichtspunkte  abgewinnen, 
darauf  bin  ich  nicht  weiter  eingegangen,  weil  sich  damit  der  Korreferent 
befassen  wird.  Am  dringlichsten  ist  die  Sozialisierung  der  parzellierten 
Privatwaldungen,  deren  Bewirtschaftung  vielfach  ungenügend  ist.  Eine 
Aufteilung  von  Waldungen  ist  durchaus  zu  verwerfen.  Die  Ueberfüh- 
m  den  Gemeinbesitz  kann  durch  die  Steuergesetzgebung  befördert 
werden.  Alle  zu  ergreifenden  Maßnahmen  sind  selbstverständlich  unter 
tunli(  hster  Schonung  und  Berücksichtigung  der  seitherigen  Besitzer  zu 
11.  Die  Trennung  von  Bestand  und  Boden,  wobei  für  den  Staat 
Reihe  auf  den  Boden  abzuheben  ist,  wird  dafür  gute  Dienste 
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leisten.  Die  haubaren  und  angehend  haubaren  Bestände  werden  wohl 
in  der  Hauptsache  unsern  Gegnern  zugute  kommen,  auf  den  abgeholzten 
Böden  werden  wir  neue  Bestände  gründen  für  eine  bessere  Zukunft. 
Die  Wissenschaft  wird  uns  dazu  behilflich  sein,  hier  das  Beste  zu  leisten. 
So  werden  wir  leben  in  Not  und  Dürftigkeit,  und  es  bleiben  für  uns 
nur  die  unveräußerlichen  Güter  eines  jeden  Volkes,  die  man  uns  gerne 
lassen  wird,  die  in  einer  idealen  Welt  liegen,  in  der  Welt  der  Dichter, 
Denker  und  Träumer. 
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Knab  enhans ,  Alfred:  Die  politische  Organisation  bei  den  australi- 
schen Eingeborenen.  Ein  Beitrag  zur  Entwicklungsgeschichte  des 
Staates.  Mit  Vorwort  von  Alfred  Vierkandt.  VIII  u.  198  S. 
Berlin-Leipzig  1919,  Ver.  wissensch.  Verleger. 

Die  Prüfung  der  auf  die  Organisation  der  australischen  Einge- 
borenen bezüglichen  Materialien  ergibt  eine  große  Gleichförmigkeit 
über  das  ganze  Festland.  Auf  territorialer  und  sprachlicher  Grundlage 
beruhende  Stämme  zerfallen  in  zahlreiche  Lokalgruppen,  die  sich  einer 
großen  Unabhängigkeit  erfreuen  und  eigentlich  die  einzigen  größeren 
und  bleibenden  Lebensgemeinschaften  darstellen,  die  über  die  Familie 
und  Sippe  hinausgehen.  »Charakteristisch  für  sie  ist  vor  allem  ihre 
unbedingte  territoriale  Autonomie,  auf  die  gerade  unsere  zuverlässigsten 
Autoren  mit  allem  Nachdruck  hinweisen.«  Auch  nach  innen  scheint 
dem  Verf.  die  Suprematie  des  Gruppenverbandes  gegenüber  dem  Ein- 
zelnen, den  Sippen,  Kultgenossenschaften  usw.  völlig  sicher  zu  sein. 
Man  darf  mit  Recht  diese  Lokalgruppen  als  politische  Einheiten  be- 
trachten. Die  Stämme  dagegen  können  als  politische  Gemeinschaften 
nicht  gelten;  steht  doch  fest,  daß  »von  einem  eigentlichen  Solidaritäts- 
bewußtsein unter  den  Stammesgenossen  keine  Rede  sein  kann,  wie 
denn  auch  der  Stamm  niemals  nach  irgend  einer  Richtung  hin  als  soli- 
darisches Ganze  in  Aktion  tritt.  Sogar  im  Kriegsfall  ist  jede  Lokal- 
gruppe völlig  auf  sich  selbst  angewiesen  und  kann  nicht  erwarten,  daß 
ihre  Differenzen  mit  anderen  Gemeinwesen  zu  Angelegenheiten  des 
ganzen  Stammes  gemacht  werden. c 

Die  als  autonome  politische  Einheiten  aufzufassenden  Lokalgrup- 
pen vereinigen  meist  kaum  hundert  Menschen  auf  sich,  oft  viel  weniger. 
Das  entspricht  der  Armut  des  Landes  an  Nahrungsquellen.  Eine  Reihe 
bemerkenswerter  Ausnahmen  gibt  es  in  verschiedenen  von  der  Natur 
istigten  geographischen  Bezirken,  insbesondere  in  gut  bewässerten 

engebicten,  wo  ausreichend«    pflanzliche  NahrungsstoiTe  vorhanden 

sind  und  auch  Jagd  und  Fischfang  gute  EftrtgüiSM  liefern.    Dort  lählea 

r  der  Lokalgruppen  manchmal  nach  Hunderten,  der  Kul- 
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turbesitz  ist  reicher  und  teilweise  bestanden  wohl  vor  der  Ankunft  der 
Europäer  Ansätze  zur  Seßhaftigkeit. 

Die  sozialen  Unterschiede  halten  sich  in  engen  Grenzen,  bedeutende 
Ungleichheiten  in  Rang  und  Besitz  gibt  es  nicht.  Die  Hauptursache 
des  Aufkommens  weitgehender  gesellschaftlicher  und  politischer  Un- 
gleichheiten, der  Krieg,  spielt  bei  den  Australiern  keine  Rolle;  vor- 
kommende Feindseligkeiten  erschöpfen  sich  in  »regellosen  Raub-  und 
Ueberfallsaktionen,  an  denen  meist  nur  Bruchteile  des  Gemeinwesens 
beteiligt  sind  und  die  überhaupt  mehr  der  Initiative  Einzelner  als  dem 
Willen  der  Gesamtheit  entspringen.  Vor  allem  kämpft  der  Australier 
niemals  um  Landgewinn«.  Manche  Personen  ragen  dank  ihrer  Fähig- 
keiten über  die  Gruppengenossen  hervor,  sie  können  zu  führenden 
Persönlichkeiten  werden,  nähmlich  Häuptlinge  oder  Zauberer.  Ueber- 
dies  haben  die  alten  Männer  jeder  Gruppe  mehr  Einfluß  als  die  jungen 
und  auch  Vorrechte,  namentlich  in  bezug  auf  den  Genuß  gewisser 
Speisen  und  die  Beanspruchung  von  Ehefrauen. 

Auf  reichliche  Tatsachen  gestützt  stellt  der  Verf.  fest,  daß  bei 
den  Australiern  von  eigentlicher  Staatenlosigkeit  nicht  mehr  die  Rede  sein 
kann.  Es  bestehen  Ansätze  zu  staatlichem  Leben  und  Organe  der 
staatlichen  Gewalt,  als  welche  neben  den  Häuptlingen  Aeltestenräte  in 
Betracht  kommen.  (Bei  einem  Teil  der  Stämme  scheint  beides  nur  in 
Anklängen  vorhanden  zu  sein).  Nirgends  aber  können  Häuptling  und 
Rat  der  Gruppe  einfach  ihren  Willen  diktieren;  es  läßt  sich  zum  min- 
desten feststellen,  daß  in  Fällen  von  besonderer  Tragweite  ■  häufig  eine 
Art  Volksbefragung  vorgenommen  wird,  wobei  allerdings  die  über- 
ragende Autorität  des  Alters  zum  Ausdruck  kommt. 

Jedenfalls  besteht  bei  den  Australiern  nirgends  Willkürherrschaft 
des  Stärkeren,  sondern  es  ist  überall  ein  durchaus  geordneter  Rechts- 
zustand zu  finden.  Scharfe  Gegensätze  fehlen,  man  kann  das  Regime 
als  demokratisch  oder  genossenschaftlich  bezeichnen. 

Die  interessante  Schrift  K.s  ist  vorbildlich  für  weitere  Forschungen 
auf  dem  Gebiete  der  politischen  Einrichtungen  der  Naturvölker. 

H.  F  e  h  1  i  n  g  e  r. 


Halb  faß,    W.,  Deutschland  nutze  Deine  Wasserkräfte!    62  S.  mit  1  Abb. 

und  3  Karten.     Leipzig  o.  J.  (1919),  Verlag  »Das  Wasser«. 

Zur  Abhilfe  der  Brennstoffnot,  die  besonders  bei  dem  möglichen 
Verluste  der  oberschlesischen  Steinkohlenfelder  sehr  empfindlich  wer- 
den wird,  empfiehlt  Halbfaß  die  schleunige  Ausnutzung  der  reichlich 
vorhandenen  Wasserkräfte  zur  Erzeugung  von  Elektrizität.  Sie  sind 
geographisch  sehr  ungleich  verteilt,  aber  die  vielfach  verbreitete  An- 
schauung, daß  nur  der  Süden  Deutschlands  abbauwürdige  Wasserkräfte 
besäße,    ist   durchaus    irrig.     Die  Niederschlagsmenge  und  das  Gefälle 
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der  Flüsse  ist  wohl  im  norddeutschen  Tiefland  erheblich  geringer  als 
in  Süddeutschland,  doch  wird  dieser  Nachteil  durch  die  mächtigen 
Grundwasserströme  des  Nordens  ausgeglichen,  welche  eine  größere 
Gleichmäßigkeit  der  Wasserführung  während  des  ganzen  Jahres  be- 
wirken. Als  irrig  erwiesen  ist  auch  die  Auffassung,  daß  die  Er- 
schließung der  Flachlandströme  für  Niederdruckwasserkräfte  ein  Hin- 
dernis für  die  Binnenschiffahrt  bedeutet.  Im  Gegenteil,  die  Rentabili- 
tät der  verschiedenen  großen  Kanäle,  die  als  Verbindungen  zwischen 
den  Hauptströmen  Deutschlands  geplant  werden,  bekommt  gerade 
durch  den  Bau  von  Kraftanlagen  an  ihnen  und  den  Strömen  ein  aus- 
sichtsreiches Gesicht.  Ueberdies  ziehen  die  Wasserkräfte  Industrien 
an,  wodurch  das  Transportgeschäft  gewinnt.  —  Die  Herstellung  stick- 
stoffhaltiger Düngemittel  in  Deutschland  selbst  wird  nur  dann  in  dem 
erforderlichen  Umfange  stattfinden  können,  wenn  bedeutende  Wasser- 
kräfte in  ihren  Dienst  gestellt  werden.  Wir  müssen  in  dieser  Beziehung 
vom  Ausland  unabhängig  werden  und  wir  können  auf  eine  starke 
Steigerung  der  Stickstoffproduktion  nicht  verzichten,  weil  die  Erhöhung 
der  landwirtschaftlichen  Erträge  über  das  Maß  der  Vorkriegszeit  hinaus 
unumgänglich  ist.  Auch  die  Vergesellschaftung  der  Wasserkräfte  er- 
örtert Halbfaß.  Er  kommt  zu  dem  Schluß,  daß  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  in  Deutschland  sich  künftig  jedenfalls  immer  mehr  zu- 
gunsten der  Wasserkraftanlagen  ändern  werden,  und  daß  wir  mit  ihrem 
großzügigen  Ausbau  nicht  zögern  sollten,  selbst  wenn  jetzt  ihre  Wirt- 
schaftlichkeit noch  fraglich  erscheint.  Ihr  Nutzen  wird  sich  fortgesetzt 
steigern  und  wir  werden  in  Zukunft  noch  mehr  als  je  dazu  gezwungen 
sein,  mit  unseren  Kräften  hauszuhalten,  sie  aufs  äußerste  sparsam  und 
wirtschaftlich  zu  verwenden.  H.  Fehlinger. 


Hallinger ,  Joh.t  Der  igoo- Tonnen-Schi 'ffzug  auf  Wasserkraftkanälen. 
15  S.  40  und  12  Zeichnungen.     Diessen  1019.     Huber. 

Die  Kohlen-  und  Transportmittelnot  zwingen  zu  möglichst  umfang- 
reicher und  rationeller  Nutzung  unserer  Binnengewässer  sowohl  für  die 
Krafterzeugung  wie  für  die  Güterbeförderung.  Die  Erkenntnis  der 
Bedeutung  der  Wasserkraft,  die  vor  Jahren  noch  mangelte,  ist  heute 
bereits    in  alle  Volksschichten   gedrungen.     Ihre  Erschließung  ist  eine 

e  der  Zeit.  Damit,  meint  //,  ist  die  Frage,  inwieweit  Wasser- 
kraftkanäle für  den  Schiffsverkehr  technisch  und  wirtschaftlich  be- 
friedigen,  brennend  geworden.  Die  Möglichkeil  einer  solchen  Doppel- 
nutzung  ist  nicht  zu  bestreiten.  Den  dadurch  entstehenden  Mehrauf- 
wand an  I 'laukosten  schätzt  //.  verhältnismäßig  gering  ein,  wenn  die 
zur  Einführung  der  Schiffahrt  erforderlichen  Schleusenbauten  zugleich 
mit    den    Wasserkraftbauten    durchgeführt    werden.      Im    besonderen 
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nimmt  H.  auf  den  Bau  der  mittleren  Isarkanäle  Bezug,  deren  Aus- 
stattung für  Kraftgewinnung  und  Schiffahrt  die  zuständigen  Behörden ' 
bisher  ablehnen.  Wenn  auch  die  Schwierigkeiten,  die  einer  solchen 
Verbindung  entgegenstehen,  wegen  der  Verschiedenheit  der  für  beide 
Zwecke  günstigsten  Wassergeschwindigkeit,  der  Kanalquerschnitte  usw., 
größer  sind  als  H.  annimmt,  so  sind  sie  doch  überwindbar. 
Man  kann  zustimmen,  es  sei  Bayerns  Aufgabe,  die  Schiffahrt  bis  Mün- 
chen und  Südbayern  fortzusetzen,  wenn  der  Main-Donau-Kanal  seinen 
Wirtschaftszweck  erfüllen  soll.  West-  und  Norddeutschland  will  nicht 
bloß  bis  zur  Donau,  sondern  bis  nach  München  fahren  können. 

H.  F  e  h  1  i  n  g  e  r. 


Seelmann ,  Dr.  rer.  pol.,  Rechtsanwalt,  Verbandsdirektor  in  Königs- 
berg i.  Pr.  Die  ostpreußischen  fiai/feisen- Genossenschaften  in  den 
Kriegsjahren.  Berlin  1918,  Verlagsbuchhandlung  Paul  Parey,  123 
S.  8°. 

Von  den  313  Spar-  und  Darlehnskassen-Vereinen  des  ostpreußi- 
schen Raiffeisen-Verbandes  wurden  223,  von  den  58  Produktiv-,  Be- 
zugs- und  Absatzgenossenschaften  47  durch  Einbrüche  des  Feindes  in 
ihre  Bezirke  empfindlich  getroffen,  ihre -Mitglieder,  einschließlich  der 
geschäftsführenden,  wurden  vielfach  zerstreut,  Geldbestände,  Waren  und 
Geschäftsbücher  zwar  in  vielen  Fällen  gerettet,  in  manchen  jedoch  auch 
geraubt  oder  vernichtet.  Trotz  der  Gefahren  versuchten  die  meisten 
solange  wie  möglich  am  Orte  auszuhalten,  um  ihren  Mitgliedern  die 
gerade  in  solcher  Zeit  wichtigen  Dienste,  besonders  durch  Auszahlungen 
von  Spareinlagen  zu  leisten.  Die  beiden  Zentralen,  der  Verband  länd- 
licher Genossenschaften  Raiffeisenscher  Organisation  für  die  Provinz 
Ostpreußen  in  Königsberg  und  die  Geldausgleichsstelle,  die  landwirt- 
schaftliche Zentral-Darlehenskasse  für  Deutschland,  griffen  nach  Kräften 
helfend  ein,  jene,  indem  sie  ihre  Genossenschaften  ermahnte,  beriet 
und  durch  Entsendung  von  Beamten  unterstützte,  diese,  indem  sie  in 
Königsberg,  Danzig  und  Berlin  Auszahlungsstellen  errichtete,  in  denen 
flüchtige  Mitglieder  Guthaben  abheben,  ja  sogar  kleine  Darlehen  erhal- 
ten konnten.  Da  Verband  und  Zentralkasse  in  der  Provinz  unter  ge- 
meinsamer Leitung  standen,  ließen  sich  ihre  Maßnahmen  wechselseitig 
ergänzen. 

Die  Funktionen  der  Genossenschaften  vollzogen  sich  auch  in  den 
bewegtesten  Wochen  bemerkenswert  ruhig.  Zu  Angstabhebungen,  weil 
man  der  Sicherheit  der  Kassen  nicht  traute,  ist  es  angeblich  in  nennens- 
wertem Maße  nirgends  gekommen.  Die  Bewegung  der  Spareinlagen 
bei  den  Spar-  und  Darlehnskassen-Vereinen  in  den  Jahren  1914,  191 5, 
191 6  zeigt  nur  in  den  Monaten  größter  Gefahr  erheblicheres  Ansteigen 
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der  Auszahlungen,  in  den  übrigen  raschen  Ausgleich  durch  stärkere 
Einzahlungen,  im  ganzen  für  jedes  Jahr  bedeutende  Zunahme  des  Be- 
standes. Kein  Spar-  und  Darlehnskassen-Verein  ist  dem  Kriege  zum 
Opfer  gefallen  oder  auch  nur  ernstlich  geschwächt  worden.  Die  ge- 
samte Mitgliederzahl  der  Kreditgenossenschaften  ist  von  59912  Ende 
1913  auf  59684  Ende  1916,  also  nur  um  228  gesunken;  die  eigentliche 
Abnahme  um  rund  1000  Mitglieder  wurde  durch  entsprechende  Bei- 
trittserklärungen bis  auf  diesen  Unterschied  wett  gemacht.  Soweit  er- 
mittelt ist,  beruht  der  Zuwachs  weniger  auf  dem  Bedürfnis  nach  Kredit 
als  vielmehr  auf  dem  Wunsche  der  Landwirte,  von  den  Spar-  und 
Darlehnskassen-Vereinen,  die  großenteils  auch  Warenverkehr  treiben, 
Düngemittel,  Maschinen  und  Kohlen  zu  beziehen.  Bei  den  großen  Be- 
zugs- und  Absatzgenossenschaften  waren  die  Beitrittserklärungen  ver- 
hältnismäßig noch  zahlreicher,  weil  diese  an  den  kriegswirtschaftlichen 
Maßnahmen  größeren  Anteil  hatten. 

Die  Entwicklung  dieser  Genossenschaften  wird  ebenso  wie  die  der 
Kreditgenossenschaften  in  ausführlichen  Tabellen  bis  Ende  1916  vor- 
geführt. Man  erhält  dazu  in  schlichter  Darstellung  der  Einzeltatsachen 
Aufschluß  über  Verhältnisse  und  Tätigkeit  der  Genossenschaften,  so- 
wie des  Verbandes  und  der  Zentraldarlehnskasse,  in  Sonderabschnitten 
auch  über  ihre  Mitwirkung  in  der  Kriegswirtschaft  und  bei  der  Unter- 
bringung der  Kriegsanleihen.  Das  Raiffeisensche  System  hat  sich  in 
Ostpreußen  während  des  Krieges  ausgezeichnet  bewährt,  insbesondere 
auch  die  Beschränkung  der  einzelnen  Genossenschaft  auf  einen  engen 
Bezirk,  wodurch  die  gleichzeitig  wirtschaftliche,  sittliche  und  kulturelle 
Interessengemeinschaft  ihre  unerschütterte  Festigkeit  erhalten  zu  haben 
scheint. 

Leipzig.  Dr.  Max  Muß. 


Paul  Wölbung,  Die  preußische  Verordnung  vom  12.  September  IQ  ig 
über  Arbeitsnachweise.  Guttentagsche  Sammlung  preuß.  Gesetze 
Nr.  58.     69  S. 

Das  Arbeitsnachweiswesen,  schon  in  den  Jahren  vor  der  November- 
revolution   in    lebendigem    Flusse,    erhielt   durch    sie    neuen  Schwung. 
Organisch    von   gemeinnützigen   kommunalen   Arbeitsnachweisen   hatte 
!i  (tntwickelt  und  diese  hatten  bereits  eine  solche  Bedeutung  ge- 
<laß  das  Stellenvermittlergesetz  vom  2.  Juni  1910  die  Regelung 
srbsmäßigen  Stellenvermittlung    in   einem  Sinne    unternehmet) 
konnte,   der   auf  deren  Einschränkung  abzielte.     Auch  die  Notwendig- 
der  Zentralisierung  des  Arbeitsnachweises  hatte,    in  der  spontanen 
Bildung    von    Provinzial«    und    Landesverbänden    und    einem    (Reichs-) 
►Verband     Deutscher    Arbeitsnachweisct     ihren    Ausdruck    gefunden. 
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Allein  die  tatkräftige  Leistung  der  Stellenvermittlung  vermochte  in 
ausgiebiger  Weise  nur  an  der  untersten  Stelle  geübt  zu  werden.  Der 
Krieg  schuf  die  Zentralauskunftsstellen  für  die  Provinzen.  Meldepflicht 
der  nicht  gewerbsmäßigen  Nachweise  —  die  gewerbsmäßigen  einzube- 
ziehen  untersagte  die  Schwierigkeit  der  Durchführung  —  von  den 
offenen  Stellen  und  den  Arbeitsuchenden  bildete  die  Grundlage  zur 
Erfüllung  ihrer  Aufgabe,  nämlich  des  Ausgleiches  von  Angebot  und 
Nachfrage  in  den  Bezirken  verschiedener  Arbeitsnachweise.  DieDemobil- 
machungsgesetzgebung  unternahm  es  sofort,  die  Lückenlosigkeit  des 
Netzes  der  Arbeitsnachweise  und  deren  Zusammenfassung  anzubahnen, 
indem  sie  den  Landeszentralbehörden  ein  weitgehendes  Verordnungs- 
recht einräumte.  In  der  VO.  v.  12.  IX.  19  kommt  der  preußische 
Staat  dieser  Anforderung  nach.  Verpflichtung  der  Städte 
oder  Kreise  zur  E  r  r  ic  h  t  un  g  vo  n  A  r  b  e  i  tsn  a  c  h  we  i  s  e  n 
wird  eingeführt,  12  Provinzialämter  für  Arbeitsnachweis  haben 
die  Aufgabe  des  zwischenörtlichen  und  zwischenbezirklichen  Ausgleichs 
von  Angebot  und  Nachfrage.  Zwischen  Provinzialamt  und  Arbeitsnach- 
weis treten  da  noch  Arbeitsnachweisämter,  wo  innerhalb 
eines  Bezirks  mehrere  nicht  gewerbsmäßige  Arbeitsnachweise  bestehen. 
Soweit  die  preußische  Verordnung.  Ein  sie  begleitender  Ministerial- 
erlaß verheißt  reichsgesetzliche  Regelung  des  Arbeitsnachweises,  dessen 
Absichten  in  den  Grundlagen  zu  verwirklichen,  die  preußische  VO. 
bestimmt  ist;  ein  Reichsarbeitsamt  soll  den  Bau  abschließen. 
Einen  Kommentar  nicht  nur,  der  über  Einzelheiten  belehrt,  sondern 
zugleich  ein  lebensfrisches  Gesamtbild  der  Entwicklung  des  Arbeits- 
nachweises, angemessen  dem  Gegenstande,  der  im  Strome  der  Ent- 
wicklung steht,  bietet  W.  mit  der  Sicherheit  der  Zeichnung,  wie  sie  selbst- 
verständlich ist  bei  demjenigen,  der  selbst  von  Anbeginn  bis  zur  Gegen- 
wart Mitschaffender  dabei  war. 

Privatdozent  Dr.  Adolf  Tecklenburg. 


Geisler,  W.:  Die  Großstadtsiedlung  Danzig.  Schriften  der  Stadt 
Danzig,  Heft  3.  99  S.,  18  Abb.  und  5  Karten.  Danzig  1918. 
A.  W.  Kafemann. 

Der  Verfasser  macht  die  Abhängigkeit  der  Anlage  und  Entwicke- 
lung  Danzigs  von  physiogeographischen,  geschichtlichen  und  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  anschaulich,  er  zeigt,  daß  die  vielen  Besonder- 
heiten dieser  Großstadtsiedlung  durch  Ihre  Lage  und  Bedeutung  als 
See-  und  Industriestadt  bedingt  sind;  was  auf  den  ersten  Blick  will- 
kürlich und  ungeordnet  erscheint,  stellt  sich  bei  näherer  Untersuchung 
nach  Entwicklung  und  geographischen  Bedingungen  als  wohlbegründet 
heraus.     Das   bebaute  Stadtgebiet  wird   nach   seiner  Verwendung   als 


Literatur. 


409 


Wohn-,  Geschäfts-  oder  Fabrikgegend  gekennzeichnet,  es  wird  unter- 
sucht, warum  die  Bebauung  in  den  einzelnen  Wohngegenden  verschieden 
ist,  warum  die  Wohndichte  in  den  neuen  Vorstädten  eine  andere  ist 
als  in  den  Quartieren  der  arbeitenden  Bevölkerung  usw.  Bei  einer 
solchen  Betrachtung  löst  sich  das  scheinbar  unentwirrbare  Straßen- 
bild auf,  es  differenziert  sich  und  gewinnt  Leben.  Endlich  wird  der 
städtischen  Beeinflussung  der  Nachbarsiedlungen  nachgegangen  und  die 
natürliche  Grenze  des  Stadtgebiets  gezogen,  die  von  der  politischen 
abweicht. 

Für  die  zukünftige  Entwicklung  Danzigs  von  größter  Bedeutung 
ist,  daß  nach  Auflassung  der  bisherigen  Befestigungen  große  Flächen 
unbebauten  Bodens  zur  Verfügung  stehen  werden ;  da  diese  Gebiete 
voraussichtlich  in  Gemeinschaftsbesitz  bleiben  werden,  liegt  auch  der 
entscheidende  Einfluß  auf  die  Boden-  und  Wohnungspolitik  bei  der 
Stadtverwaltung.  H.  F  e  h  1  i  n  g  e  r. 


Das  Taubesche  System  der  Ziehkinderüberwachung  in  Leipzig.  Von  Dr. 
Herbert  Stud der s.  Mit  17  statistischen  Tabellen  und  einem 
Anhang.  J.  G.  Cottasche  Buchhandlung  Nachfolger  Stuttgart  und 
Berlin  1919.  Gr.  8.  VII  und  88  SS.  Preis  M.  4,80.  Auch  u.  d. 
Titel:  Beiträge  zur  Theorie  und*  Politik  der  Fürsorge.  Heraus- 
gegeben von  Prof.  Dr.  Chr.  Klumker.     4.  Heft. 

Weit  über  die  Grenzen  Sachsens  und  Deutschlands  ist  die  Leip- 
ziger Regelung  des  Ziehkinderwesens  bekannt,  das  »Leipziger  System« 
oder  nach  seinem  Gründer  das  » Taubesche  System«  genannt.  Auf 
Grund  sorgsamer  Studien  in  den  Akten  des  Leipziger  Jugendamtes  hat 
es  der  Verfasser  im  Zusammenhange  mit  der  Entwickelung  der  ge- 
setzlichen Bestimmungen  dargestellt.  Der  erste  Teil  (S.  1 — 41)  be- 
handelt die  geschichtliche  Seite  in  sechs  Abschnitten.  Nach  einem  Ver- 
gleiche der  Taubeschen  Bestrebungen  mit  den  Anschauungen  J.  H. 
Pestalozzis  wird  geschildert  die  Statistik  der  unehelichen  Kinder,  ihre 
soziale  Lage,  die  Vorgeschichte  des  Taubeschen  Systems,  Taubes  Nach- 
forschungen über  die  bestehenden  Verhältnisse,  die  Entwicklung  der 
Leipziger  Ziehkinderanstalt  unter  Taube.  Der  zweite  Teil  (S.  41 — 72) 
trägt  systematischen  Charakter  mit  der  Vorführung  der  Berufsvormund- 
schaft im  allgemeinen,  des  amtlichen  und  hygienischen  Teils  wie  der 
persönlichen  Fürsorge  des  Taubeschen  Systems,  seiner  Erfolge,  seines 
Einflusses  auf  die  sächsische  Gesetzgebung,  seiner  sozialcthischen  Be- 
deutung. Aus  dem  Anhang  sei  hervorgehoben  die  bisher  nicht  ge- 
druckte Verordnung  des  sächsischen  Justizministeriums  vom  1 1.  Mai  1886. 
—  S.  %6  f.  wird  ein  Ueberblick  über  die  Literatur  geboten.  Hierzu 
seien  nachgetragen  zwei  Artikel  Taubes  in  der  Leipziger  Zeitung : 
»Die  ( irncralvormundschaft   und   die   Leipziger  Zeitung«   (Jahrg.  1909, 
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Nr.  304)  und  der  Brutofen  der  Säuglinge  (Jahrg.  1911,  Nr.  201).  Aus 
den  Plenarverhandlungen  der  Stadtverordneten  zu  Leipzig  verdient  Er- 
wähnung die  Verhandlung  über  den  Entwurf  von  Bestimmungen  über 
die  gesetzliche  Vormundschaft  der  Armenamtsvorsteher  (Jahrg.  1899, 
S.  443 — 449,  Sitzung  vom  29.  Dezember  1899),  sowie  Mitteilungen 
über  errichtete  Stiftungen  zur  Unterstützung  von  Ziehkindern  (ebenda 
1886,  S.  139;  1897»  S.  316;  1918,  S.  268). 

Leipzig.  Georg  Müller. 
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'    I.  ABHANDLUNGEN. 


ZUR  STATISTIK  DER  STERBEFÄLLE  IN  MÜN- 
CHEN WÄHREND  DES  LETZTEN  FRIEDENS- 
JAHRFÜNFTS UND  DER  DREI  ERSTEN 
KRIEGSJAHRE. 

Von 

FRANZ  MATARE. 

(Schluß.) 

5.  Die  Todesursachen. 
I.  Ueberhaupt. 

Wie  bisher  gezeigt  wurde  sind  im  Kriege  in  der  Zusammen- 
setzung der  Gestorbenen  nach  Alter  und  Geschlecht  mehr  oder 
weniger  tiefgreifende  Verschiebungen  eingetreten,  ebenso  wie  auch 
die  Verteilung  der  Sterbezahlen  über  die  einzelnen  Monate  ge- 
wisse Wandlungen  erfuhr.  Diese  Erscheinungen  deuten  darauf 
hin,  daß  auch  hinsichtlich  der  Verursachung  der  Todesfälle  Aende- 
rungen  Platz  gegriffen  haben  müssen.  Es  liegt  uns  daher  ob, 
zu  untersuchen,  welcher  Gestalt  diese  Aenderungen  waren. 

Nun  steht  dem  eine  statistische  Schwierigkeit  entgegen,  die 
darin  beruht,  daß  im  Jahre  191 2  ein  neues  vom  Reichsgesund- 
heitsamt ausgearbeitetes  Verzeichnis  der  Todesursache  über- 
nommen wurde.  Indes  wird  die  Vergleichbarkeit  der  Zahlen 
hierdurch  nicht  wesentlich  beeinträchtigt,  zumal  wir  ohnehin  aus 
Gründen  der  Uebersichtlichkeit  die  verschiedenen  statistischen 
Nummern  in  bestimmter  Weise  zusammenfassen.  Das  Nähere 
darüber  sagt  die  folgende  Uebersicht,  in  der  die  statistischen 
Nummern  des  alten  und  des  neuen  Todesursachenverzeichnisses 
angegeben  sind: 

1.  Lebensschwäche  (Nr.   I   alt  und  neu). 

2.  Altersschwäche  (Nr.  2  alt  und  neu). 

3.  Erkrankungen    im   Kindbett,    Tod  infolge  Geburt  (Nr.  3 
a  b,  bzw.  3/4). 

Zeitschrift  für  die  gcs.  Staatswisaenich.     1920.    4.  2~J 


4.  Infektionskrankheiten  (einschließlich  Venerische,  aocn 
ohne  Tuberkulose  und  ohne  Pneumonie.  (Nr.  4/10,  13, 
14  bzw.  5/14,   19/21). 

5.  Tuberkulose  (na — e  bzw.  15/17). 

6.  Neubildungen  (20 ab  bzw.  42/43). 

7.  Der  Atmungsorgane  ohne  jene  Todesfälle,  die  auf  Tuber- 
kulose oder  Neubildungen  an  den  betreffenden  Organen 
beruhten  (Nr.   12,   15  ab  bzw.    18,  24,  25). 

8.  Des  Zirkulationsapparates  (Nr.   16  ab,   17  a  bzw.  26/30). 

9.  Des  Nervensystems  (Nr.   17b cd  bzw.  31/33). 

10.  Der  Verdauungsorgane  ohne  jene  Todesfälle,  die  auf 
Tuberkulose  oder  Neubildungen  an  den  betreffenden 
Organen  beruhten  (Nr.   18  a — d  bzw.   34/39). 

11.  Des  Harn-  und  Geschlechtsapparates  ohne  venerische 
Krankheiten,  ohne  jene  Todesfälle,  die  auf  Tuberkulose 
oder  Neubildungen  an  den  betreffenden  Organen  be- 
ruhten. Nr.   19  bzw.  4o,  41. 

12.  Sonstige  Krankheiten  usw.  (Nr.  21/22  bzw.  22/23,  44/59). 
Diese   Zusammenfassung    der  Todesursachen  nach  wichtigen 

Krankheitsgruppen  und  nach  den  Erkrankungen  der  einzelnen 
Organsysteme  wird  uns  natürlich  nicht  davon  abhalten,  da,  wo 
es  als  besonders  interessant  erscheint,  noch  genauere  Zahlenan- 
gaben zu  machen,  soweit  dies  statistisch  möglich  ist.  Jedenfalls 
kommt  die  hier  vorerst  geübte  Beschränkung  auf  12  Nummern 
der  Uebersichtlichkeit  der  folgenden  Tabelle  zugute,  in  welcher 
wir  über  die  Zahl  der  den  einzelnen  Krankheitsgruppen  erlegenen 
Individuen  berichten. 

Es  starben  an : 

Erkrankungen  u.  Entzündungen 


CS 
<u 
b/> 
es 

C 
N 
CS 

w 

G 
G 

CS 
<u 
bß 
es 

G 

c 

ü 
Im 

w 


c/5  Ä 
O  « 

m 

v 
in   "o 

<-s 

in 

ts  « 

1  c 

s  5 

.2  'S 

.sä 

V 

M 

H 

a 

iL) 

Ö 

S 

IS 
55 

■ 

t/5 

c  S 

<  ° 

.2  g 

es  cö 

2  eu 

u  * 

N 

<u  S 
>  <u 

M   ■*-> 

<u  1/5 

f^H  t/5 

t/5 

c  <y 

3  Ö 

'S  0 
> 

■ 

a  1 
.  o 

a 

B 

5 

a 

C/5 

1910 

5*4 

24I 

52 

626 

1492 

1007 

938 

1731 

436 

1410 

273 

6l4 

9404 

191 1 

6ll 

222 

57 

55« 

1414 

979 

922 

1789 

443 

1551 

306 

706 

9551 

1912 

606 

24O 

67 

498 

1377 

1083 

909 

1829 

378 

1057 

328 

652 

9024 

1913 

576 

253 

73 

472 

1304 

1116 

897 

1887 

418 

1085 

352 

727 

9160 

1914 

573 

295 

78 

548 

1336 

1118 

912 

1953 

436 

1171 

360 

843 

9623 

0/14 

39° 

*J"0 

6J 

339 

1385 

1061 

916 

1838 

422 

1254 

324 

708 

9332 

1915 

476 

298 

5* 

640 

1364 

"35 

877 

1857 

441 

961 

351 

929 

9387 

1916 

343 

364 

59 

652 

1509 

1184 

1050 

I989 

418 

801 

371 

682 

9422 

1917 

373 

4I6 

54 

549 

1542 

1 165 

1086 

2063 

385 

99IJ375 

756 

9755 

v/17 

397 

^59 

J7 

614 

1472 

1161 

/O0J- 

jgög 

4V 

gi8\3Ö6 

7*9 

9522 

Zur  Statistik  der  Sterbefälle  in  München  usw. 


413 


Setzt  man  nun  zur  Ermöglichung  einer  vorläufigen  Orien- 
tierung die  für  das  Friedensjahrfünft  ermittelte  Durchschnittszahl 
der  an  den  einzelnen  Todesursachen  Verstorbenen  je  gleich  100, 
so  ergibt  sich  das  folgende  Entwickelungsbild  : 

Erkrankungen  u.  Entzündungen 
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Es  ist  also  eine  absolute  Verminderung  der  Todeszahlen  ein- 
getreten bei  der  Lebensschwäche,  bei  »Kindbett  und  Geburt«, 
sowie  bei  den  Krankheiten  der  Verdauungsorgane.  Der  Grund 
für  die  verminderte  Bedeutung  der  beiden  ersten  Todesursachen 
liegt  offensichtlich  in  dem  Rückgang  der  absoluten  Geburtenzahl. 
Das  gleiche  Moment  wird  auch  auf  das  Ergebnis  für  die  Ver- 
dauungskrankheiten eingewirkt  haben.  Die  auf  Erkrankungen  des 
Nervensystems  beruhenden  Todesfälle  erfuhren  191 5  eine  geringe 
Steigerung  ihrer  Zahl,  die  sich  dann  allerdings  rasch,  verminderte. 
Auch  das  beruht  im  wesentlichen,  wie  noch  zu  zeigen  sein  wird, 
auf  dem  Rückgang  des  Bestandes  an  Säuglingen. 

Die  Zahl  der  Sterbefälle  infolge  von  Altersschwäche,  von 
Infektionskrankheiten,  von  Neubildungen,  von  Erkrankungen  und 
Entzündungen  der  Kreislauforgane  und  des  Harn-  und  Geschlechts- 
apparates stand  in  allen  3  Kriegsjahren  über  dem  Durchschnitts- 
ergebnis für  1910/14.     Auch    die   Todeszahl    infolge    von   Tuber- 

e  und  von  Erkrankung  der  Atmungsorgane  war  1916  und 
I917  beträchtlich  höher  als  dieses  Ergebnis,  hinter  dem  sie  indes 
1915,  wenn  auch  nur  wenig  zurückblieb.  Aehnliches  gilt  für  die 
„Uebrigcn«  Todesursachen,  bei  denen  die  Sterbezahl  für  1916 
günstiger  war.  Wie  sehr  sich  die  Verhältnisse  im  Kriege  ver- 
schoben haben,  zeigt  die  folgende  Berechnung. 
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Franz  Matare 

Von   iooo  Gestorbenen 

starben  an 

10/14 

I5/I7 

Erkrankung  der  Kreislauforgane 

196 

207 

Tuberkulose 

148 

»55 

Erkrankung  der  Verdauungsorgane 

134 

96 

Neubildungen 

113 

122 

Erkrankung  der  Atmungsorgane 

98 

106 

Lebensschwäche 

63 

42 

Infektionskrankheiten 

58 

64 

Erkrankung  des  Nervensystems 

45 

43 

Erkrankung  des  uropoet.  Systems 

35 

38 

Altersschwäche 

27 

38 

Geburt,  Kindbett 

7 

6 

Uebrige   Krankheiten 

76 

83 

Zusammen  1000  iooo 

Hier  fällt  vor  allem  der  rasche  Rückgang  des  Anteils  der 
durch  Erkrankung  der  Verdauungsorgane  verursachten  Todes- 
fälle an  der  Gesamtzahl  sämtlicher  Todesfälle  auf.  Stellten  sie 
im  Frieden  durchschnittlich  1J7  dieser  Gesamtzahl,  so  war  im 
Kriegsdurchschnitt  noch  nicht  y]0  derselben  auf  die  hierher  ge- 
hörigen Affektionen  zurückzuführen.  Auch  die  Anteile  ver- 
schiedener anderer  Krankheitsgruppen  haben  sich  im  Kriege 
beachtenswert  verändert.     Die  Zahlen  sprechen  ja  für  sich  selbst. 

Nun  sind  freilich  in  diese  die  Sterbefälle  der  Säuglinge  und 
der  Militärpersonen  mit  einbegriffen,  die  wir  aus  den  bereits  oben 
dargelegten  Gründen  (wenn  anders  die  Wirkung  auf  die  den 
Kriegsverhältnissen  unterworfene  Bevölkerung  erkannt  werden 
soll)  beiseite  lassen  müssen.  Aber  auch  die  Todesfälle,  die  in- 
folge pathologischen  Geburtsverlaufes  oder  von  Erkrankungen 
im  Kindbett  eintraten,  müssen  richtigerweise  von  den  übrigen 
abgetrennt  werden,  denn,  da  ja  die  Zahl  der  Geburten  zurück- 
gegangen ist,  so  muß  natürlich  auch  die  absolute  Zahl  der  durch 
sie  veranlaßten  Todesfälle  gesunken  sein,  ohne  daß  daraus  auf 
eine  Besserung  der  gesundheitlichen  Lage  geschlossen  werden 
könnte.     Wir  werden  uns  damit  sogleich  zu  befassen  haben. 

a)  Die  über   1   Jahr  alten  Zivilpersonen. 
Hier  zunächst  die  Zahlen  für  die  in  Militärlazaretten  Verstorbenen: 

Es  starben  in  Militärlazaretten  an 
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Zieht  man  nun  diese  Zahlen,  ebenso  wie  die  weiter  unten 
mitzuteilenden,  für  die  verstorbenen  Säuglinge  und  die  Zahl  der 
auf  pathologischem  Geburtsverlauf  usw.  beruhenden  Todesfälle 
von  den  Gesamtzahlen  ab,    so    ergibt   sich  die  folgende  Tabelle: 

Verstorbene  Zivilpersonen    im  Alter    von    mehr    als   12  Monaten    ohne  die  infolge 
pathologischen  Geburtsverlaufs  usw.  Gestorbenen : 
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Somit  haben  sich  also  die  Verhältnisse  für  die  vom  Kriege 
betroffene  Zivilbevölkerung  doch  etwas  anders  gestaltet,  als  die 
Uebersicht  über  die  allgemeine  Sterbezahlen  erkennen  ließ.  Setzen 
wir  abermals  den  Durchschnitt  10/14  für  die  einzelnen  Gruppen 
von  Todesursachen  je  gleich  Hundert,  so  stellt  sich  die  hier  ein- 
getretene Entwicklung  also  dar: 
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Die  Zahl  der  Todesfälle  bei  der  über  I  Jahr  alten  Zivilbe- 
erung  Münchens  ist  also  (wenn  man  von  den  im  Gefolge 
einer  Geburt  eingetretenen  Todesfällen  absieht)  im  ersten  Kiiegs- 
jalir  um  1,  im  /weiten  um  7,  im  dritten  um  11%  gestiegen,  ein 
Satz,  der  in  Anbei  rächt  der  gesamten  Verhältnisse  keineswegs 
als  abnorm  hoch  erscheint.  Auffallend  geringe  Ver- 
binde r  u  n  g e  n    e r  f  u  h r    die    Sterbezahl     für    Tube r- 
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kulose.  Diese  ging  im  ersten  Kriegsjahr  um  2% 
zurück  und  stand  im  zweiten  und  dritten  Kriegs- 
jahr nur  um  4  bzw.  3%  über  dem  Friedensdurchschnitt,  ein 
Ergebnis,  das  den  vielfach  laut  gewordenen  Befürchtungen  nicht 
zu  entsprechen  scheint.  Gering  war  auch  die  Steigerung  der 
Sterbezahl  bei  den  auf  Erkrankungen  des  Nervensystems  be- 
ruhenden Todesfällen.  Die  Affektionen  der  Atmungsorgane  da- 
gegen, die  im  ersten  Kriegsjahr  5%  weniger  Opfer  forderten  als 
im  Friedensdurchschnitt,  zeigten  sich  im  weiteren  Verlaufe  des 
Krieges  als  sehr  gefährlich,  überstieg  doch  die  Zahl  der  auf 
ihnen  beruhenden  Todesfälle  1916  diesen  Durchschnitt  um  21, 
191 7  sogar  um  31%.  Der  Rückgang  in  der  Zahl  der  durch 
Erkrankungen  der  Verdauungsorgane  herbeigeführten  Sterbefälle, 
den  wir  bei  der  Besprechung  der  Gesamtzahlen  feststellten,  hat 
die  über  1  Jahr  alte  Zivilbevölkerung  nur  191 5  und  1916  be- 
troffen. Die  hierher  gehörigen  Krankheiten  gewannen  dafür  191 7 
erheblich  an  Bedeutung.  Wurde  191 5  und  1916  —  möglicher- 
weise infolge  der  damals  noch  vorwiegend  günstigen  Einflüsse  des 
Kriegszustandes  —  der  Friedensdurchschnitt  von  der  Sterbezahl 
nicht  überschritten,  so  übertraf  diese  ihn  19 17  um  24%!  Die 
Umstellung  des  Organismus  auf  die  vorwiegend  vegetarische 
Kriegsernährung  hat  danach  anscheinend  manchen  Individuen 
zum  Verderben  gereicht.  Auf  die  gleiche  Ursache  dürfte  das 
Wachstum  der  Sterbezahl  für  Harn-  und  Geschlechtsleiden 
(die  ja  die  venerischen  Erkrankungen  nicht  einbegreift)  zurück- 
zuführen sein.  Darüber  weiter  unten.  Vielleicht  beruht  auch 
das  Anwachsen  der  Sterbezahl  für  die  Affektionen  der  Kreislauf- 
organe im  wesentlichen  auf  der  Kriegsernährung.  Hier  überstieg 
die  Zahl  der  Todesfälle   191 5    den   Friedensdurchschnitt  um  4%, 

1916  um  7,  1917  um  10%.  Auch  die  den  Neubildungen  aller 
Art  erlegenen  Zivilpersonen  wurden  im  Kriege  zahlreicher.  191 5 
starben  an  diesen  furchtbaren  Erkrankungen  6%  Menschen  mehr 
als  im  Friedensdurchschnitt,  1916  9%  mehr  und  191 7  7%  mehr. 
Unstetig  ist  die  Entwickelung  bei  den  durch  Infektionskrankheiten 
eingetretenen  Todesfällen,  von  denen   1914  9%,   191 5  25%  mehr, 

19 17  dagegen  3%  weniger  als  im  Frieden  verzeichnet  wurden. 
Eine  tiefbedauerliche  Bedeutung  als  Todesursache  hat  die  Alters- 
schwäche im  Kriege  erlangt.  Sie  riß  gegenüber  dem  Friedens- 
durchschnitt 191 5  um  19%,  1916  um  46%,  1917  um  66%  mehr 
alte  Leute  aus  dem  Kreise  ihrer  Angehörigen :  eine  zum  Himmel 

hreiende  Anklage  gegen  den  Hungerkrieg. 
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Ueber  die  Verschiebung  des  Anteils  der  einzelnen  Gruppen 
von  Todesursachen  an  der  Gesamtheit  der  überhaupt  bei  der 
mehr  als  i  Jahr  alten  Zivilbevölkerung  Münchens  (abgesehen  von 
den  durch  die  Geburt  veranlaßten  Sterbefällen)  verzeichneten 
Todeszahlen  belehrt  die  folgende  Uebersicht. 


Von  je 

iooo  über  i   Jahr 

alten  Zivilpersonen  starben 

an  : 
Altersschwäche 

10/14 
35 

15/17 
47 

Infektionskrankheiten 

52 

54 

Tuberkulose 

Neubildungen 

5  •.  u  (Atmungsorgane 

184 

147 
90 

,176 
149 

98 

.*    C    C  , 

Zirkulationsapp. 

Nervensystems 

Verdauungsorgane 

253 
38 
71 

251 
38 
71 

£  =•«   Uropoet.  Organe 
Uebrige  Krankheiten 

44 
86 

44 

72 

b)   Geschlecht   der    den   verschiedenen  Todesur- 
sachen erlegenen  Zivilpersonen. 

Wir  wenden  uns  nunmehr  der  Frage  nach  dem  Geschlecht 
der  den  verschiedenen  Todesursachen  erlegenen  Individuen  zu. 
Hierbei  können  leider  die  Säuglinge  aus  der  Gesamtzahl  nicht 
ausgeschieden  werden,  wie  überhaupt,  mangels  statistischer  Unter- 
lagen über  das  Alter  der  Verstorbenen  unter  Berücksichtigung 
ihres  Geschlechtes  nicht  berichtet  werden  kann.  Die  folgenden 
Tabellen  gelten  daher  für  die  gesamte  Zivilbevölkerung.  Die 
Militärpersonen,  welche  in  München  verstarben,  sind  nicht  be- 
rücksichtigt.    Die  bezüglichen  Zahlen  wurden  oben  mitgeteilt. 

Verstorbene  Zivilpersonen  männlichen  Geschlechts: 

Es  starben  an  : 
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Im  Durchschnitt  der  Kriegsjahre  ist  somit  gegenüber  dem 
Friedensdurchschnitt  eine  Vermehrung  der  Todesfälle  infolge  von 
Altersschwäche,  von  Neubildungen  und  von  Erkrankungen  der 
Kreislauforgane  eingetreten,  während  sich  die  durch  Lebens- 
schwäche, Infektionskrankheiten,  Tuberkulose,  AfTektionen  der 
Verdauungsorgane  und  des  Nervensystems  sowie  durch  »die 
übrigen  Krankheiten«  verursachten  Sterbefälle  verminderten. 
Nahezu  unverändert  blieb  die  Zahl  der  von  Erkrankungen  dei 
Atmungs-  und  Harnorgane  geforderten  Opfer.  Ueber  die  Ent- 
wicklung während  der  einzelnen  Kriegsjahre  unterrichtet  die 
folgende  Uebersicht,  in  der  die  durchschnittliche  Sterbezahl  des 
Friedens  je  gleich   ioo  gesetzt  ist : 

Auf  ioo  1910/14  den  einzelnen  Todesursachen  erlegene  männliche  Zivilpersonen  entfielen  : 
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1916 
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Die  Zahlen  sprechen  für  sich  selbst.  Hervorgehoben  sei  nur 
die  den  vielfach  gehegten  Befürchtungen  widersprechende  stetige 
Abminderung  der  Sterbezahl  für  Tuberkulose, 
der  1917  8%  männliche  Personen  weniger  erlagen  als  im  Frieden. 
Wir  werden  sogleich  sehen,  daß  die  Entwicklung  hier  beim 
weiblichen    Geschlecht  eine   andere  Richtung  eingeschlagen  hat. 

Die  absoluten  Sterbezahlen    für    dieses  stellen  sich  also  dar: 

Es  starben  weibliche  Personen  an: 

Affektionen  der  (bzw.  des) 
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Wie  beim  männlichen  Geschlecht  ist  hiernach  auch  beim  weib- 
lichen im  Kriege  die  Sterbezahl  für  Altersschwäche,  Neubildungen 
sowie  die  AfTektionen  der  Kreislauforgane  gewachsen.  Darüber 
hinaus  vermehrte  sich  aber  auch  die  Zahl  der  durch  Infektions- 
krankheiten, Tuberkulose,  Erkrankungen  der  Atmungsorgane  und 
des  uropoetischen  Systems,  sowie  durch  die  »übrigen  Krank- 
heiten« verursachten  Todesfälle.  Wie  bei  den  Männern  wiederum 
ging  die  Zahl  der  an  Lebensschwäche  und  Erkrankungen  des 
Verdauungssystems  Verstorbenen  zurück.  Auch  die  Zahl  der  der 
Geburt  oder  ihren  Folgen  zum  Opfer  gefallenen  Frauen  hat  sich 
natürlich  vermindert.  Keine  wesentliche  Aenderung  erfuhr  die 
für   die   Erkrankungen    des   Nervensystems    ermittelte  Sterbezahl. 

Den  Gang  der  Entwickelung  während  des  Krieges  veran- 
schaulicht die  hier  folgende  Relativitätsberechnung: 
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Wenn  man  von  der  Altersschwäche,  den  Erkrankungen  des  uro- 
poetischen Systems  und  den  »Sonstigen«  Krankheiten  absieht,  weisen 
sonach  die  Sterbezahlen  für  die  Tuberkulose  hier  die  stärkste 
relative  Steigerung  auf.  Sie  stand  191 3  um  14,  191 7  um  13% 
über  dem  Friedensdurchschnitt.  Da  beim  männlichen  Geschlecht 
(wie  erwähnt)  im  Krieg  ein  beachtenswerter  Rückgang  der  Sterbe- 
zahl für  Tuberkulose  sich  geltend  machte,  so  ist  die  oben  mit- 
geteilte Steigerung  der  Gesamtsterbezahl  für  diese  Krankheit  aus- 
schließlich   auf    die    Zunahme    der   durch  Tuberkulose    bedingten 

sfälle  von  Frauen  und  Militärpersonen  zurückzuführen.  Alles 
weitere  wird  später  zu  erörtern  sein. 

Hier  zunächst  eine  Uebersicht  über  den  Anteil,  den  die  ein- 
zelnen  Todesursachen  im  Friedens-  und  Kriegsdurchschnitt  an 
der  Gesamtheit  der  Sterbezahl  beanspruchten: 
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Von   iooo  verstorbenen 

starben  an 
Altersschwäche 
Lebensschwäche 
Kindbett,  Geburt  usw. 
Infektionskrankheiten 
Tuberkulose 
Neubildungen 
Almungsorgane 
Kreislaufapparat 
Verdauungssystem 
Nervensystem 
Uropoet.  System 
Uebrige 


Männern  (Zivil) 

10/14     15/17 

19  37 

70  47 


Frauen 

[0/14      15/17 
35  48 


57 

158 

90 

98 

185 

141 

50 

41 

9i 


61 

160 

104 

108 

210 

102 

50 

45 

76 


57 

14 

57 

139 

139 

98 

210 

128 

41 

28 

54 


36 
12 
61 
147 
147 
103 
222 

94 
40 

32 
58 


Zusammen 


1000       1000 


1000 


;ooo 


Bei  beiden  Kategorien  ist  demnach,  wie  man  sieht,  die 
Entwicklung  im  Kriege  nahezu  vollständig  parallel  gelaufen. 

Zum  Schlüsse  noch  eine  Darstellung  des  Verhältnisses  zwi- 
schen den  absoluten  Sterbezahlen  für  die  den  verschiedenen  Todes- 
ursachen erlegenen  Männer  und  Frauen: 


Auf  je   100  den  einzelnen  Todesursachen 

erlegene 

männliche  Zivilpersonen  kamen 

Frauen : 

1910/1 

4              I9I5/I7 

Altersschwäche 

181 

'45 

Lebensschwäche 

79 

84 

Infektionskrankheiten 

96 

110 

Tuberkulose 

85 

101 

Neubildungen 

148 

156 

g« 

Atmungsorgane 

97 

106 

0  fe* 

Zirkulationsapparat 

110 

117 

Verdauungsorgane 

88 

102 

Nervensystem 

78 

88 

T3 

Uropoet.  System 

66 

79 

Uebrige  Krankheiten 

58 

84 

Im  ganzen 


97 


c)   Die    Sterblichkeit   im  Gefolge  der  Geburt  und 
die  Säuglingssterblichkeit. 

Damit  ist  das,  was  wir  über  die  Statistik  der  Todesursachen 
im  Rahmen  der  Gamtzahlen  darzulegen  haben  erschöpft  und  wir 
wenden  uns  nunmehr  der  Untersuchung  der  einzelnen  Gruppen 
und  ihrer  Zusammensetzung  nach  dem  Alter  der  Gestorbenen 
usw.  zu.  Dabei  stellen  wir  die  Statistik  der  im  Gefolge  der  Ge- 
burt aufgetretenen  Todesfälle  und  der  Sterbezahlen  für  die  Säug- 
linge voran,  da  wir  über  diese  beiden  Kategorien  statistisch  am 
besten  unterrichtet  sind.  Vermögen  wir  doch  hier  zur  Ermittelung 
der    spezifischen    SterblichkeitszifTern    für   die  einzelnen  Todesur- 
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Sachen  vorzudringen,  eine  Möglichkeit,    die,    wie  gesagt,    bei  den 
anderen  Sterbezahlen  nicht  gegeben  ist* 

Zunächst  also  die  als  Geburtsfolge  eingetretenen  Todesfälle. 
Ihre  Zahlen  wurden  bereits  mitgeteilt,  werden  aber  hier  wieder- 
holt und  in  Beziehung  zur  Gesamtzahl  der  in  München  überhaupt 
gemeldeten  Geburten  gesetzt. 

Es  ereigneten  sich : 

Todesfälle  im 
Gefolge  derselben 

52  36.2 

57  40.9 

67  48.1 

73  53-6 

78  60.8 


Geburten 

1910 

14372 

1911 

13  946 

1912 

13908 

1913 

13615 

1914 

12830 

auf  10  000  Geburten 


10/14 

13  734 

65 

47.3 

1915 

10462 

58 

55-4 

1916 

8614 

59 

68.5 

1917 

8637 

54 

62.5 

15/' 7  9  234  57  61.7 

Die  Sterblichkeit  im  Gefolge  der  Geburt  ist  also  während 
des  Krieges  in  München  durchweg  beträchtlich  höher  gewesen 
als  im  Friedensdurchschnitt;  die  betreffenden  Ziffern  für  1916 
und  191 7  sind  höher  als  in  jedem  der  6  vorhergehenden  Jahre. 
Uebrigens  muß,  worauf  im  Vorbeigehen  hingewiesen  sei,  das 
stetige  Ansteigen  der  Sterblichkeitsziffer,  das  im  Frieden  zu 
beobachten  war,  auffallen.  Beruht  es  vielleicht  auf  einer  Zu- 
nahme von  kriminellen  Geburtseinleitungen  und  Geheimgeburten? 
Das  Ansteigen  der  Kriegsziffern  erklärt  sich  wohl  vorwiegend 
durch  den  Aerztemangel. 

Ueber  die  Todesursachen  der  Säuglinge  belehrt  die  folgende 
Tabelle: 
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Wenn  wir  von  den  hier  eine  ganz  unbedeutende  Rolle  spie- 
lenden Erkrankungen  der  Kreislauforgane  und  des  uropoetischen 
Systems  absehen,  so  haben  alle  anderen  Todesursachen  selbst- 
verständlich im  Kriege  weniger  Opfer  gefordert  als  im  Frieden. 
Das  beruht  auf  dem  Geburtenrückgang.  Einen  Ueberblick  über 
den  Gang  der  Entwickelung  gewährt  daher  lediglich  die  Er- 
rechnung der  spezifischen  SterblichkeitszifTern  für  die  einzelnen 
Todesursachen,  deren  Ergebnis  wir  hier  anschließen.  Die  Zahl 
der  Lebendgeborenen  wurde  oben  mitgeteilt: 

Von  iooo  Lebendgeborenen  starben  an  : 
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Daraus  geht  hervor,  daß  (wie  zu  erwarten  war)  die  Sterb- 
lichkeitsziffer  für  Lebensschwäche  sich  im  Kriege  nicht  wesentlich 
geändert  hat.  Bei  allen  übrigen  Todesursachen  ist  dagegen  die 
Sterblichkeitsziffer  in  den  3  Kriegsjahren  höher  gewesen  als 
im  Frieden  *).  Davon  machen  allein  die  Affektionen  der  Ver- 
dauungsorgane eine  Ausnahme,  deren  Ziffer  erheblich  zurückging. 
Sie  betrug,  wie  ersichtlich,  10/14  55,8,  15/17  dagegen  nur  37,1%. 
Lediglich  hierdurch  ist  der  Rückgang  der  Gesamtsterblichkeits- 
ziffer  bedingt.  Läßt  man  die  infolge  Affektion  des  Verdauungs- 
apparates verstorbenen  Säuglinge  beiseite,  so  starben  an  den 
sämtlichen  anderen  Krankheiten  zusammen  19 10/14  von  1000  Le- 
bendgeborenen 96,7,  im  Kriegsdurchschnitt  dagegen  104,6%.  Oder 
(anders  ausgedrückt) :  wäre  die  spezifische  Sterblichkeitsziffer  für 
die  Affektionen  der  Verdauungsorgane  im  Kriege  auf  der  Höhe 
des  Friedensdurchschnitts  verblieben,  so  würde  im  Mittel  der 
3  Kriegsjahre  nicht  333,    sondern    500  Säuglinge    diesen   Erkran- 


[)  Abgesehen  von  den  Nervensystemerkrankungen   1917. 
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kungen  erlegen  sein.  Da  nun  unter  den  Bedingungen  des  Friedens 
die  Erkrankungen  der  Verdauungsorgane  weitaus  die  meisten 
Todesfälle  von  Säuglingen  verursachen,  so  stehen  wir  vor  der 
Tatsache,  daß  die  Natur  im  Kriege  gleichsam  automatisch  die 
Flügel  des  sonst  am  weitesten  geöffneten  Hadestores  einander 
genähert  hat.  Auf  die  vermutlich  nächste  Ursache  der  Erschei- 
nung —  Ausbreitung  der  Brusternährung  —  haben  bereits  die  Dar- 
legungen über  den  zeitlichen  .Eintritt  des  Todes  hingedeutet. 
Dort  wurde  ebenfalls  der  Erwartung  Ausdruck  gegeben,  daß  im 
Kriege  die  Krankheiten  mit  Winterakme  als  Todesursachen  er- 
höhte Bedeutung  gewonnen  haben  dürften,  was  in  der  Tat  aus 
der  letzten  Tabelle  hervorgeht,  ist  doch  die  spezifische  Sterblich- 
keitsziffer  für  die  in  dieser  Hinsicht  charakteristische  Krankheits- 
gruppe, die  AfTektionen  der  Atmungsorgane,  in  den  3  Kriegs- 
jahren regelmäßig  höher  gewesen  als  in  jedem  der  letzten  5  Frie- 
densjahre. 

II.  Genaueres  über  die  einzelnen  Todesursachen. 

Wir  wenden  uns  nunmehr  einer  ins  einzelne  gehenden  Be- 
trachtung der  verschiedenen  Todesursachen  zu  und  betrachten 
hier  zunächst  die 

a)  Erkrankungen  des  Kreislaufapparates. 

Auf  diese  gehen  weitaus  die  meisten  der  in  München  ver- 
zeichneten Todesfälle  zurück.  Im  Durchschnitt  des  letzten  Friedens- 
jahrfünfts stellten  sie  nahezu  1J6  von  der  Gesamtzahl  sämtlicher 
Todesfälle,  während  ihre  Bedeutung  im  ganzen  Gebiete  des  Reiches 
erheblich  geringer  zu  sein  Scheint  (191 1  entfielen  hier  auf  sie 
9,2,  191 2  auch  nur  10,6%  sämtlicher  Todesfälle).  Die  Höhe  der 
Münchener  Zahlen  ist  wohl  zu  einem  guten  Teil  auf  den  Miß- 
brauch des  Bieres  zurückzuführen.  Da  dieser  durch  die  Kriegs- 
verhältnisse zunächst  eingeschränkt  und  dann,  wie  man  sagen 
darf,  ganz  beseitigt  worden  ist,  möchte  man  also  —  ceteris  pari- 
bus  —  während  der  Kriegsjahre,  besonders  für  1915,  eine  ge- 
relative  Verbesserung  der  Zahlen  erwarten.    Das  statistische 

bnis  entspricht  dem  denn  auch.  Es  wurde  ja  bereits  oben 
daß  im  ersten  Kriegsjahre  eine  nennenswerte  Verschlechte- 
rung der  bezüglichen  Sterbezahl  nicht  eingetreten  ist.  Dies  war 
erst  19 16  und  191 7  der  Fall.  Nun  ist  zu  berücksichtigen,  daß 
jede  erhöhte  Arbeitsleistung    auch    eine    Belastung  des  gesamten 
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Zirkulationsapparates  darstellt.  Da  aber  die  Münchener  Bevölke 
rung,  besonders  die  breiten  Unterschichten  im  weiteren  Verlaufe 
des  Krieges,  dazu  genötigt  wurde,  so  mußte  schließlich  die  gün- 
stige Einwirkung  der  E  n  t  lastung  des  Kreislaufs  infolge  der  ver- 
minderten Zufuhr  unbenötigter  Flüssigkeitsmengen  durch  die  ver- 
möge erhöhter  und  ungewohnter  Körperanstrengungen  einge- 
tretene B  e  lastung  dieser  Organe  kompensiert  werden,  dazu  kommt 
aber  noch,  daß  ein  Teil  der  die  Todeszahl  hier  beeinflussender 
Faktoren  im  Kriege  unverändert  fortwirkte.  Man  denke  nur  an 
die  Syphilis,  als  deren  Spätfolge  manche  Erkrankungen  der  Kreis- 
lauforgane anzusprechen  sind.  Zieht  man  nun  weiterhin  noch 
die  als  nicht  unbeträchtlich  anzunehmende  Bevölkerungsvermeh- 
rung, welche  München  in  den  Jahren  1916  und  1917  erfahren 
haben  dürfte,  in  Betracht,  so  muß  es  als  sehr  wohl  möglich  er- 
scheinen, daß  schließlich  doch  trotz  der  absoluten  Zunahme  der 
den  Erkrankungen  des  Zirkulationssystems  erlegenen  Zahl  vo 
Personen  eine  Abminderung  der  spezifischen  Sterblichkeitsziffer 
stattgefunden  habe. 

Darüber  läßt  sich  freilich  zur  Zeit  nichts  feststellen,  doch 
kann  einiges  Licht  auf  die  tatsächlichen  Verhältnisse  geworfen 
werden  durch  die  Ermittelung  des  Geschlechtes  der  an  Affek- 
tionen des  Kreislaufapparates  Verstorbenen  unter  gleichzeitiger  Be- 
rücksichtigung der  einzelnen  Arten  hierhergehöriger  Todesur- 
sachen. Auch  das  Alter  der  Verstorbenen  wird  in  Betracht  zu 
ziehen  sein.  Das  1912  erschienene  Todesursachenverzeichnis  führt 
nun  fünf  Ursachen  getrennt  an :  nämlich  Nr.  26  Organische  Herz- 
leiden, Nr.  27  Herzschlag,  Herzlähmung  usw.  ohne  Angabe  des 
Grundleidens,  Nr.  28  Arterienverkalkung,  Nr.  29  Sonstige  Herz- 
und  Blutgefäßleiden,  Nr.  30  Gehirnschlag.  Man  darf  wohl  an- 
nehmen, daß  es  sich  bei  Nr.  26  —  28  vorwiegend  um  chronische 
Zustände  handelt,  während  die  unter  Nr.  29  und  30  aufgeführten 
Todesfälle  hauptsächlich  auf  unvermittelt  in  Erscheinung  tretende 
Krankheitsprozesse  zurückgehen  dürften.  Offensichtlich  müßte 
ein  etwa  191 5  eingetretener  Rückgang  der  Sterbezahl  vor  allem 
bei  den  chronischen  Erkrankungen  wahrzunehmen  sein.  Eine  Zu- 
sammenstellung der  bezüglichen  Zahl  seit  1912  (die  Aufzeich- 
nungen für  1910  und  191 1  sind  nicht  vergleichbar)  ergibt 
folgendes : 
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Es  starben  an  Erkrankungen  des  Zirkulationsapparates  Zivilpersonen: 

...     ,  davon  an  XT  ,  Von   1000  Gestorbenen 

überhaupt         ^  ^^  Nr.  29/30  sUrben  an  2^Q 

1912  1829        1331        498  728 

1913  1887        1271        616  673 

1914  1952        1314        638  673 


12/14 

1889 

1305 

584 

691 

1915 

1849 

1256 

593 

679 

1916 

1961 

1328 

633 

677 

1917 

2037 

1400 

637 

687 

15/17       J949       J328        621  681 

Dieses  Ergebnis  reicht  offensichtlich  zur  Stütze  unserer  An- 
nahme nicht  aus.  Zwar  ist  die  Zahl  der  an  Organischen  Herz- 
leiden usw.,  sowie  an  Arterienverkalkung  Gestorbenen  191 5  nie- 
driger gewesen  als  im  Frieden,  während  die  Sterbezahl  für  Son- 
stige Herzleiden  und  Gehirnschlag  den  Friedensdurchschnitt  über- 
traf, aber  das  ist  auch  so  ziemlich  das  einzige  Moment,  welches 
unserer  Ansicht  zur  Stütze  dienen  könnte.  Im  Mittel  der  3  Kriegs- 
jahre ist  die  Zahl  der  an  Nr.  26/28  Verstorbenen  um  1,8,  jene 
der  an  Nr.  29/30  Verstorbenen  um  6,3%  angewachsen.  Der 
Unterschied  ist  also  zu  gering,  um  irgendwelche  Schlüsse  zu  ge- 
statten. 

lieber  das  Geschlecht  der  an  den  Leiden  des  Zirkulations- 
apparates Verstorbenen  gibt  die  folgende  Tabelle  Auskunft : 

Es  starben  infolge  von  Affektion  des  Kreislaufsystems : 


Männer 

(Zivilpersonen) 

Frauen 

davon  an 

davon  an 

überhaupt 

26/28 

29/30 

überhaupt 

26/28 

29/30 

1912 

857 

614 

243 

972 

717 

255 

1913 

920 

611 

309 

967 

660 

307 

910 

606 

304 

1042 

708 

334 

12/14 

895 

610 

285 

994 

695 

299 

1915 

860 

572 

288 

989 

684 

305 

894 

591 

303 

1067 

737 

330 

1917 

946 

648 

398 

I09I 

752 

339 

17  603  296  1050  725  325 

Es  ist  nun  selbstverständlich,  daß,  wenn  wirklich  die  Mäßig- 
keit im  Biergenuß  von  einigem  Einfluß  auf  die  1  lohe  der  Sterbe- 
zahlen sein  sollte,  dies  hauptsächlich  beim  männlichen  Geschlecht 
in   Erscheinung  treten  müßte,  denn  die   Krauen  pflegen  ja  im  all- 
incn    diesem  Volksgctränk    nicht    in    gleichem    Maße    zuzu- 
hen  wie  die  Männer.     Sie    müßten  daher  durch  das  ungün- 
stige   Moment    der    Belastung    mit    ungewohnte*    und    obendrein 
intensiver  Arbeit  starker  in  Mitleidenschaft  gezogen  worden  sein 
nännliche  Geschlecht,    da  ja  bei  ihnen  die  Wirkung  der 


426 


Franz  Matare 


schädlichen  Faktoren  nicht  im  gleichen  Maße  vorhanden  war  und 
daher  auch  nicht  durch  die  des  günstigen  Momentes  gemildert 
werden  konnte.  Unsere  Zahlen  sprechen  zwar  nicht  gegen  diese 
Vermutung,  bieten  ihr  aber  auch  keine  genügende  Stütze.  Aller- 
dings hat  sich  der  Anteil  der  gestorbenen  Personen  weiblichen 
Geschlechtes  an  der  Gesamtzahl  der  den  Erkrankungen  des  Kreis- 
laufapparates Erlegenen  rascher  gesteigert  als  jener  der  männlichen 
Personen,  allein  die  Differenzen  erscheinen  nur  unerheblich,  zu- 
mal wenn  man  die  Wahrscheinlichkeit  einer  nennenswerten  Ver- 
mehrung des  weiblichen  Teiles  der  Bevölkerung  in  Betracht  zieht. 
Die  eingetretenen  relativen  Verschiebungen  macht  die  folgende 
Tabelle  ersichtlich : 

Von  iooo  an  Erkrankung  der  Kreislauforgane  Gestorbenen  waren: 


davon 

starben  an 

. 

in 

w 

Organ.  Herzleiden,  Herzschlag  usw. 
Art., Verkalkung 

Sonstigen  Gefäßleiden 
Hirnschlag : 

m 

w 

m 

w 

1912 

1913 

1914 

468 

488 
466 

532 
512 
534 

336 
324 
310 

392 

35° 

362 

132 
164 
156 

140 
162 
172 

12/14 

1915 

1916 
1917 

474 
465 
456 
464 

526 
535 
544 
536 

323 
309 
301 
330 

368 

370 
376 

383 

151 
156 

155 
134 

158 
165 
168 

153 

15/17        461         539     |         309  372         j     154  167 

Die  Todesfälle  infolge  von  organischen  Herzleiden,  Herzschlag 
usw.  und  Arteriensklerose  haben  also  im  Kriege  beim  männlichen 
Geschlecht  eine  allerdings  nicht  sehr  bedeutende  relative  Ver- 
minderung erfahren. 

Die  den  Erkrankungen  des  Kreislaufapparates  erlegenen  Per- 
sonen (Militär  einbegriffen,  da  eine  Angabe  über  die  Altersstufe 
der  verstorbenen  Soldaten  nicht  vorliegt)  verteilten  sich  auf  die 
einzelnen  Altersklassen  wie  folgt : 


Die 

den  Affektionen  des  Gefäßsystems  Erlegenen  waren  alt: 

Jahre : 

0 — 1 

2—5 

6-15 

16—30 

3i-5o 

5i  —  7o 

über  70 

Zusammen 

1910 

10 

4 

10 

35 

242 

772 

658 

1731 

1911 

8 

3 

19 

29 

275 

737 

718 

1789 

1912 

9 

7 

17 

32 

244 

797 

723 

1829 

1913 

13 

2 

12 

42 

257 

820 

741 

1887 

1914 

10 

13 

12 

36 

263 

867 

«752 

1953 

10/14 

10 

6 

14 

SS 

2j6 

799 

7i8 

1838 

1915 

14 

13 

18 

29 

269 

812 

702 

1857 

1916 

10 

8 

22 

48 

219 

894 

788 

1989 

1927 

23 

14 

23 

55 

234 

928 

786 

2063 

IJ/I7 

16 

12 

21 

44 

240 

878 

7S8 

igög 
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Auch  diese  Zahlen  lassen  eine  günstige  Einwirkung  der  Ent- 
haltsamkeit vom  Biergenuß  nicht  erkennen.  Denn  sie  müßte  sich 
doch,  wie  auf  der  Hand  liegt,  gerade  bei  den  Altersstufen  über 
50  Jahre  äußeren.  Aber  das  Gegenteil  ist  der  Fall.  Die  Todes- 
zahl stieg  hier  von  15 17  im  Friedensdurchschnitt  im  Mittel  der 
Kriegsjahre  um  7,8%  auf  1636  an,  während  sie  sich  bei  den 
Altersklassen  unter  50  Jahren  von  321  im  Friedensdurchschnitt 
auf  344  im  Kriegsdurchschnitt  erhöhte,  was  einer  Zunahme  von 
7,2%  entspricht.  Und  dabei  sind  in  den  letztgenannten  Zahlen 
noch  die  verstorbenen  Militärpersonen  einbegriffen.  Sehen  wir  von 
diesen  ab,  so  starben  1910/14  320  Zivilpersonen  unter  50  Jahren 
an   Erkrankungen    des   Gefäßsystems,    191 5/17  dagegen  nur  312. 

Wir  gelangen  also  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  ungünstigen 
Einflüsse  des  Krieges  auf  die  Erkrankungen  des  Kreislaufapparates 
jedenfalls  viel  durchschlagender  gewirkt  haben  als  die  günstigen. 
Im  folgenden  eine  Uebersicht  über  die  genauere  Todesursache,  die 
für  die  Verstorbenen  der  einzelnen  Altersstufe  verzeichnet  wurde : 
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Die  Zahlen  geben  keinen  Anlaß  zu  Kommentaren. 
Auf    die    einzelnen   Monate    der    Beobachtungsperiode    ver- 
teilten sich  die  hierhergehörigen  Todesfälle  in  der  folgenden  Weise  : 

Es  starben  an  Erkrankungen  des  Zirkulationsapparates: 
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Weisen  auch  die  Monatsergebnisse  keine  allzuerheblichen 
Schwankungen  auf,  so  geht  doch  aus  den  für  den  Durchschnitt 
der  beiden  Zeitstrecken  ermittelten  Zahlenreihen  hervor,  daß  die 
Häufigkeit  der  Sterbefälle  im  Winter  größer  war  als  im  Sommer. 
Bei  der  Berechnung  auf  das  36otägige  Jahr  ergeben  sich  die 
folgenden  Zahlen : 

Es  starben  an  Erkrankungen  des  Zirkulationsapparates  : 

durchschnittlich  im  36otägigen  Jahr: 

1910/14  1915/17 

überhaupt     von   1000  Gest.     überhaupt     von   1000  Gest. 


Januar 

168 

93 

181 

93 

Februar 

161 

89 

183 

94 
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151 
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83 

Der  August  wies  danach  im  Kriegs-  wie  im  Friedensdurch- 
schnitt die  geringste  Sterbezahl  auf,  während  die  höchste  in  die 
beiden  ersten  Monate  des  Jahres  fiel.  Ueberhaupt  sind  im  Kriege 
keine  wesentlichen  Aenderungen  in  der  jahreszeitlichen  Ver- 
teilung der  Sterbefälle  eingetreten:   Es  starben  nämlich 

Von   1000  an  Erkrankungen  des  Zirkulationsapparates  Verstorbenen: 

im  10/14  I5/I7 

I.  Quartal  264  278 

II.         >  248  247 

III.  »  231  220 

IV.  *  257  255 

Die  Winterakme  hat  also  auch  hier  eine  gewisse  Verstärkung 
erfahren. 

b)  Die  Tuberkulose. 

Nächst  den  durch  die  Erkrankungen  des  Gefäßsystems  be- 
dingten Todesfällen  kommt  in  München  der  Tuberkulose  eine 
sehr  hohe  Bedeutung  zu.  Im  Durchschnitt  des  letzten  Friedens- 
jahrfünfts verursachte  sie  15%  aller  Sterbefälle,  im  Mittel  der 
drei  Kriegsjahre  1 5V2  %,  im  Reiche  entfielen  auf  sie  191 1  und 
191 2  nicht  ganz  10%.     Sind  also    auch    (wie    überhaupt   in   un- 
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seren  Großstädten)  die  auf  der  Tuberkulose  beruhenden  Sterbe- 
fälle in  München  häufiger  als  im  Gesamtgebiet  des  Reiches,  so 
ist  andererseits  die  relative  Steigerung  ihrer  Zahl  in  der  Kriegs- 
zeit nur  unbedeutend  gewesen.  Auch  die  absolute  Zunahme  der 
Sterbezahl  war  nicht  allzuerheblich.  Sie  wuchs  von  1385  im 
Friedensdurchschnitt  um  87  oder  6,3  %  während  des  Krieges  an, 
so  daß  —  wenigstens  in  bezug  auf  München  —  von  einer  be- 
drohlichen Häufung  der  durch  Tuberkulose  verursachten  Sterbe- 
fälle jedenfalls  nicht  gesprochen  werden  kann. 

Auf  die  einzelnen  Altersstufen  verteilten   sich  die  Todesfälle 
in  der  folgenden  Weise : 

Von  den  an  Tuberkulose  überhaupt  Gestorbenen  waren  alt : 
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Also :  im  allgemeinen  ein  Rückgang  der  Sterbezahlen  bei 
den  Altersklassen  unter,  eine  Zunahme  bei  denen  über  16  Jahre. 
Indes  sind  in  den  Angaben  die  (der  Altersklasse  von  16 — 50 
Jahren  angehörenden)  Militärpersonen,  die  infolge  von  Tuberku- 
lose verstarben,  mitenthalten.  Da  nun  natürlich  die  bei  der  Zivil- 
bevölkerung bestehenden  Verhältnisse  für  uns  von  besonderem 
Interesse  sind  und  diese  Verhältnisse  durch  die  Einbeziehung  der 
Militärpersonen  und  der  in  ihrem  Bestände  an  Lebenden  so  stark 
verringerten  Säuglinge  verschleiert  werden,  so  betrachten  wir  im 
folgenden  die  Ergebnisse  für  die  über  12  Monat  alte  Zivil- 
bevölkerung. 

Von  den  verstorbenen  Zivilpersonen  im  Alter  von  mehr  als  12  Monaten  waren  alt: 

2 — 15  16—50  über  50  Insgesamt 

1910  253  904  263  1420 

1911  222  889  236  1347 

1912  165  920  240  1325 
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Wie  man  daraus  ersieht,  hat  sich  die  Gesamtzahl  der  Sterbe- 
fälle infolge  von  Tuberkulose  bei  der  über  i  Jahr  alten  Zivil- 
bevölkerung im  Kriegsdurchschnitt  nur  unbedeutend  über  den 
Friedensdurchschnitt  erhoben.  Dabei  ergab  sich  aber  für  die 
2 — 15  jährigen  eine  Abnahme  der  Sterbezahl  um  21%,  während 
bei  den  über  50  jährigen  eine  Zunahme  von  23  %  zu  verzeichnen 
war.  Bei  den  16 — 50  jährigen  hielten  sich  die  Zahlen  nahezu  auf 
der  Friedenshöhe. 

Die  Reichsstatistik  unterscheidet  3  verschiedene  Erscheinungs- 
formen der  Tuberkulose  nämlich  1.  Tuberk.  der  Lungen,  2.  Tu- 
berk.  anderer  Organe,  3.  allgemeine  akute  Miliartuberkulose. 

Hier  die  betr.  Zahlen  für  die  über  I  Jahr  alte  Zivilbevölke- 
rung, wobei  die  3  verschiedenen  Formen  als  a,  b,  c  bezeich- 
net sind : 

Es  starben  im  Alter  von  über  12  Monaten  Zivilpersonen: 
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Wie  sich  aus  der  Tafel  ersehen  läßt,  sind  die  Sterbezahlen 
für  die  Organtuberkulose  und  die  allgemeine  akute  Miliartuber- 
kulose bei  der  über  1  Jahr  alten  Zivilbevölkerung  im  Kriege  stets 
niedriger  gewesen  als  im  Friedensdurchschnitt,  was  allen  Alters- 
klassen mit  Ausnahme  der  51— 70  jährigen  zugute  kam.  Die  ge- 
ringe Steigerung  der  Gesamtsterbezahlen  für  Tuberkulose  geht 
daher  allein  auf  die  Zunahme  der  durch  Tuberkulose  der  Lungen 
verursachten  Todesfälle  zurück.  Die  hier  in  Betracht  kommende 
Sterbezahl  stand  aber  selbst  in  dem  Jahr  ihres  Hochstandes  1916 
nur  um  7,2  %  über    dem   Friedensdurchschnitt,    im   Mittel    der  3 

1)  Der  Vollständigkeit  wegen  sind  die  o — I  Jährigen  hier  mit  aufgeführt. 
Ihre  Zahl  ist  aber  in  den  Gesamtsummen  der  3  ersten  und  der  letzten  Kolumne 
nicht  enthalten,  so  daß  die  Summen  nur  für  die  über  1  Jahr  alte  Zivilbevölke- 
rung gelten. 
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Kriegsjahre  nur  um  4,3  %.  Dabei  sind  aber  von  dieser  Zu- 
nahme nur  die  16 — 50jährigen  und  die  über  50jährigen  Zivil- 
personen betroffen.  Für  beide  Kategorien  erwies  sich  das  Jahr 
191 7  als  das  schlechteste.  Damals  starben  gegenüber  dem  Frie- 
densdurchschnitt 2,2  %  mehr  als  16— 50jährige  und  24,4%  mehr 
Personen  über  50  Jahre  an  Lungentuberkulose,  so  daß  also  die 
Steigerung  der  Sterbezahl  für  Tuberkulose  in  der  Kriegszeit  nahezu 
ausschließlich  durch  die  Häufung  der  auf  Lungentuberkulose  be- 
ruhenden Todesfälle  alter  Leute  zurückzuführen  ist.  Dement- 
sprechend ist  denn  auch  der  Anteil  der  an  dieser  Krankheit  ge- 
storbenen alten  Leute  im  Kriege  bedeutend  in  die  Höhe  gegan- 
gen. Forderte  im  Frieden  von  ioco  an  einer  tuberkulösen  Er- 
krankung gestorbenen,  über  1  Jahr  alten  Zivilpersonen  die 
Lungentuberkulose  157  Opfer  von  mehr  als  50  Jahren,  so  be- 
anspruchte sie  im  Mittel  der  Kriegsjahre   192. 

Ueber  das  Geschlecht  der  an  Tuberkulose  verstorbenen  Zivil- 
personen hier  einschließlich  der  statistisch  nicht  gesondert  zu 
erfassenden  Säuglinge  gibt  die  folgende  Tabelle  Auskunft,  in  der 
unter  a  die  Lungentuberkulose,  unter  b  die  Tuberkulose  anderer 
Organe  und  unter  c  die  allgemeine  akute  Miliartuberkulose  ver- 
standen ist: 
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Die  Zahl  der  einer  tuberkulösen  Erkrankung    zum  Opfer  ge- 

fallenen  Personen  männlichen  Geschlechts  hat  sonach  im  Kriege 

eine  Abnahme    erfahren,    während    die   Verluste    des    weiblichen 

Bevölkerungsteils  sich    gleichzeitig    erheblich    steigerten.     Gegen- 

dem   Friedensdurchschnitt  betrug   im   Kriegsdurchschnitt  der 

kgang    in    der    Sterbezahl    männlicher    Personen   8,2%,    das 

Wachstum    der  Anzahl   verstorbener   weibliche*    Personen  9,8%. 

nun    bei    beiden    Geschlechtern   die    Todesfälle    infolge   von 

tuberkulöse  anderer  Organe  und   von  akuter  allgemeiner  Miliar- 
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tuberkulöse  im  Kriege  eine  auffallend  geringe  Häufigkeit  auf- 
wiesen, so  beruht  die  Verschiebung  im  Verhältnis  der  Sterbe- 
zahlen für  männliche  und  weibliche  Personen  im  wesentlichen 
auf  den  für  die  Lungentuberkulose  verzeichneten  Ergebnissen. 
Während  an  dieser  Krankheit  unter  den  Bedingungen  des  Frie- 
dens regelmäßig  mehr  männliche  Personen  sterben  als  weibliche, 
so  daß  im  Durchschnitt  19 10/ 14  auf  100  gestorbene  Männer  nur 
82  Frauen  starben,  entfielen  19 16  auf  100  Männer  104,  191 7  gar 
110  gestorbene  Frauen.  Ob  diese  Tatsache  als  ein  ungünstiges 
Zeichen  zu  werten  ist,  muß  aus  den  bereits  mehrfach  dargelegten 
Gründen  dahingestellt  bleiben. 

Auf  die  einzelnen  Monate  verteilten  sich  im  Durchschnitt  der 
Friedens-  und  Kriegsperiode  die  auf  Lungentuberkulose  beruhen- 
den Sterbefälle  in  folgender  Weise : 

Es  starben  an  Tuberkulose  der  Lungen : 
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4 

27 

41 

14 

2 

91 

— 

1 

3 

33 

37 

18 

2 

94 

IX. 

2 

1 

2 

26 

32 

12 

1 

76 

1 

2 

3 

32 

27 

12 

2 

79 

X. 

2 

2 

3 

26 

40 

13 

3 

89 

— 

— 

2 

30 

29 

18 

1 

80 

XI. 

3 

2 

2 

26 

34 

13 

i 

81 

1 

1 

2 

23 

38 

16 

3 

84 

XII. 

2 

4 

3 

29 

34 

14 

2 

88 

1 

2 

3 

29 

46 

17 

2 

100 

Jahr 

28 

39 

47 

345 

478 

186 

23 

1146 

14 

25 

47 

419 

494 

228 

32 

1259 

Im  36otägigen  Jahr  verteilten  sich  mithin  die  Todesfälle  so 
auf  die  einzelnen  Monate  (siehe  Tabelle  S.  433  oben): 

An  der  jahreszeitlichen  Verteilung  der  Sterbefälle  hat  sich 
danach  nichts  Wesentliches  geändert.  Wie  sich  aus  der  Auf- 
stellung ergibt,  starben  nämlich  von  1000  (an  Tuberkulose  der 
Lunge)  Gestorbenen 


im 
I.  Quartal 
II. 

1910/14 

273 
282 

1915/17 
265 
306 

[II.    » 

222 

221 

IV.        >  223  208 

Vielleicht  rührt  die  etwas  stärkere  Häufung  der  Todesfälle  im 
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II.  Quartal  der  Kriegsjahre  von  den  besonderen  Nahrungsschwierig- 
keiten her. 


Es  starben  an  Lungentuberkulose : 
in  360  Tagen: 
1910/14 
überhaupt        v.    1000  Gest. 


19*5/17 

überhaupt  v.    1000  Gest. 


Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 


92 
107 
109 
106 
108 
104 

87 
88 
76 
86 
81 
85 


81 
95 
97 
94 
96 
92 
77 
78 
67 
76 
72 
75 


101 
104 
124 

128 

136 

116 

104 

9i 

79 

77 

84 

97 


81 

84 

100 

103 

110 

93 

84 

73 

64 

62 

68 

78 


Jahr 

Gesamtmonats- 
durchschnitt 


11 29 


94 


S3 


1241 


103 


1000 


Jedenfalls  zeigen  die  Ausführungen  über  die  Sterbezahlen 
für  Tuberkulose  mit  aller  Deutlichkeit,  daß  von  einer  Zunahme 
der  Todesfälle  lediglich  bei  den  älteren  Leuten  die  Rede  sein 
kann,  unter  denen  die  Lungentuberkulose  stärker  als  gewöhnlich  auf- 
räumte. 

c)    Die  Krankheiten  der  Verdauungsorgane. 

Im  Friedensdurchschnitt  entfielen  auf  diese  Erkrankungen  in 
München  rund  13%,  im  Kriegsdurchschnitt  rund  10%  aller 
Sterbefälle;  im  Reiche   191 1   rund   17,   1912   11%. 

Für  die  verschiedenen  Altersstufen  ergab  sich  dabei  in  Mün- 
chen die  hier  dargestellte  Entwicklung. 

Von  den  infolge  Erkrankung  der  Vcrdauungsorgane  Verstorbenen  waren  alt : 


0— 1 

2-5 

6-15 

16—30 

31-50 

51—70 

über  70 

zusammen 

1910 

921 

52 

28 

50 

130 

i55 

74 

1410 

1911 

1013 

63 

25 

58 

129 

181 

82 

1551 

1912 

548 

39 

35 

57 

127 

172 

79 

l°57 

191  3 

597 

43 

28 

50 

123 

i75 

69 

10S5 

191  1 

627 

59 

36 

58 

125 

183 

83 

1 171 

10/14 

741 

5» 

30 

55 

127 

i73 

77 

1254 

I9I5 

433 

54 

28 

50 

129 

i75 

92 

961 

246 

39 

35 

70  » 

119 

193 

99 

801 

1917 

319 

27 

29 

68 

167 

251 

130 

99! 

15/17 

333 

40 

3i 

63 

138 

206 

107 

918 

I  u     Ergebnis  für  die  Säuglinge  ist  bereits  oben  besprochen 
worden.     Es  bleibt  uns   daher  noch    Qbrig,    die  Verhältnisse   bei 
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der  über  1  Jahr  alten  Bevölkerung  zu  ermitteln.  Da  für  uns 
aber  die  Kenntnis  der  Zahlen  für  die  Zivil  bevölkerung  von  In- 
teresse ist,  so  sind  aus  dieser  Zahl  die  verstorbenen  Militärper- 
sonen noch  auszuscheiden.  Ueber  ihr  Alter  haben  wir  leider 
keine  Angaben.  Wir  dürfen  aber  annehmen,  daß  sie  so  gut  wie 
restlos  den  Altersstufen  von  16 — 30  und  von  31  —  50  Jahren 
angehörten.  Diese  beiden  Stufen  sind  daher  zu  vereinigen.  Von 
dieser  Summe  kann  die  Zahl  der  verstorbenen  Militärpersonen 
unbedenklich  abgesetzt  werden.  Alsdann  ergibt  sich  das  fol- 
gende Bild : 

An   Verdauungskrankheiten    verstorbene  Zivilpersonen    im  Aller    von 
mehr  als  12  Monaten  nach  Altersstufen: 


2—5 

6-15 

16—50 

51—70 

über  70 

Zusammen 

1910 

52 

28 

180 

155 

74 

489 

1911 

.  63 

25 

187 

181 

82 

538 

1912 

39 

35 

184 

172 

79 

509 

1913 

43 

28 

173 

175 

69 

488 

1914 

59 

36 

181 

183 

83 

542 

10/14 

S' 

So 

181 

'73 

77 

S'2 

1915 

54 

28 

155 

175 

92 

504 

1 91 6 

39 

35 

143 

193 

99 

509 

1917 

27 

29 

198 

251 

130 

635 

'sin 

40 

3' 

16J 

206 

107 

Ö49 

Daraus  geht  hervor,  daß  bei  der  Zivilbevölkerung  im  Alter 
von  über  12  Monate  sich  die  durch  Erkrankungen  des  Ver- 
dauungssystems bedingten  Sterbefälle  191 5  und  1916  zahlen- 
mäßig unter  dem  Friedensdurchschnitt  hielten,  während  sie  diesen 
Durchschnitt  1917  ganz  bedeutend  überstiegen,  betrug  doch  ihre 
Zahl  damals  635  gegenüber  512  im  Friedensdurchschnitt,  was 
einer  Steigerung  um  24%  gleichkommt.  Dabei  hatten  aber  die 
Altersstufen  über  51  Jahre  in  allen  drei  Kriegsjahren  höhere 
Zahlen  aufzuweisen  als  im  Friedensdurchschnitt,  während  diese 
bei  den  6 — 15  jährigen  sich  191 5,  1916  und  191 7  auf  normaler 
Höhe  bewegten,  was  auch  für  die  2 — 5  Jährigen  gilt  mit  der 
Maßgabe,  daß  hier  1917  die  Zahl  (wohl  unter  dem  Einfluß  des 
Geburtenrückganges)  außerordentlich  niedrig  war.  Der  Haupt- 
grund für  das  Sinken  der  Gesamtsterbezahlen  in  den  beiden 
ersten  Kriegsjahren  liegt  danach  in  dem  günstigeren  Ergebnis 
für  die  16 — 50  jährigen,  deren  Sterbezahl  191 5  nur  86,  19 16  nur 
79  %  des  Friedensdurchschnittes  betrug.  Ob  darin  eine  Folge 
der  günstigen  Einwirkung  des  kategorischen  Mäßigkeitsgebotes 
211  erblicken  ist,  oder  ob  die  Erscheinung  durch  die  Abwesenheit 
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eines  starken  Teiles  der  männlichen  Bevölkerung  dieser  Alters- 
stufen bedingt  war,  vermögen  wir  hier  nicht  zu  entscheiden. 
Jedenfalls  ist  die  bezügliche  Sterbezahl  1917  außerordentlich  hoch 
gewesen.  Sie  stand  damals  um  9,4%  über  dem  Friedensdurch- 
schnitt. Auch  bei  den  Altersklassen  über  51  Jahre  war  das  Er- 
gebnis für  191 8  sehr  ungünstig.  Hier  starben  damals  381  Per- 
sonen gegenüber  250  im  Friedensdurchschnitt,  was  einer  Steige- 
rung um  52,4%  gleichkommt. 

Ueber  den  relativen  Anteil  der  einzelnen  Altersstufen  an  der 
Gesamtzahl  der  im  Alter  von  mehr  als  12  Monaten  an  Verdauungs- 
krankheiten verstorbenen  Zivilbevölkerung  belehrt  die  folgende 
Uebersicht : 

Von   100  im  Alter   von  über  12  Monaten    an  Verdauungskrankheiten   verstorbenen 
„  Zivilpersonen  waren  alt: 

10/14  15/17 

2—5  io,o  7,3 

6-15  5.8  5,6 

16—50  35,4  30,1 

51—70  33.8  37.5 

über  70  15,0  19,5 

ioo.o  ioo,o 

Man  sieht,  daß  der  relative  Anteil  der  Altersstufen  von  2  bis 
50  Jahren  im  Kriege  zurückgegangen,  jener  der  Altersstufen  über 
50  Jahre  nicht  unbeträchtlich  gestiegen  ist,  ein  Anzeichen  dafür, 
daß  die  Ungunst  der  Ernährungslage  hauptsächlich  die  älteren 
Individuen  schwer  getroffen  hat. 

Auch  in  der  zeitlichen  Verteilung  der  Sterbefälle  auf  die 
einzelnen  Monate  des  Jahres  haben  sich  im  Kriege  bemerkens- 
werte Veränderungen  vollzogen.  Hier  zunächst  ein  Ueberblick 
über  die  bezüglichen  Gesamtsterbezahlen: 
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starben  an  Affektionen  der  Verdauungsorgane 
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9i 
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89 

79 

97 

87 
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l  /<• 

in 

02 

90 

tMSS 

86 

82 

76 

70 

9» 

89 

93 

82 

82 

68 

65 

77 
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66 

61 

69 

67 
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69 

70 

53 

55 

69 

79 
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74 

91 

J<>5 

88 

85 

So 

54 

991 

'5/17 

70 

7J 

79 

7' 

8l 

fi 

Sj 

S6 

74 

09 

73 

70 

917 

436 


Franz  Matarc: 


Man  erkennt  hier  sogleich,  daß  während  des  Krieges  die 
Zahlen  in  den  Sommermonaten  rascher  abgesunken  sind  als  in  den 
Wintermonaten,  doch  empfiehlt  es  sich,  die  Sterbezahlen  für  die 
Säuglinge  ebenso  wie  die  für  Militärpersonen  aus  den  Gesamt- 
zahlen auszuscheiden. 


Die  Sterbefälle  der  o— 

1  Jährigen 

verteilten  sich  folgendermaßen  auf  die  einzelnen 

Monate 

0 
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74 
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78 

83 
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93 

74 

72 

69 
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1911 

55 

47 

55 

44 

59 

70 

123 

166 

195 

io9 

48 

42 

1013 

1912 

34 

36 

48 

45 

53 

44 

52 

63 

47 

39 

40 

47 

548 

1913 

41 

30 

35 

49 

62 

67 

69 

59 

47 

61 

41 

36 

597 

1914 

33 

22 

37 

47 

43 

50 

57 

72 

106 

72 

47 

41 

627 

10/14 

46 

3& 

J'o 

So 

60 

62 

77 

9-? 

98 

7* 

J-o 

40 

7** 

19X5 

46 

3i 

33 

29 

43 

41 
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43 

37 

24 
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1916 

21 

13 

17 

20 

29 

29 

26 

24 

14 

15 

17 

21 

246 

1917 

26 

24 

20 

19 

17 

18 

34 

55 

34 

26 

34 

12 

319 

IS/V 

Ji 

23 

23 

*J 

JO 

<*9 

39 

41 

*5 

2J 

^J 

21 

SS* 

Die  Sommerakme  der  hierhergehörigen  Todesfälle  trat  so- 
mit bei  den  Säuglingen  im  Mittel  der  Kriegsjahre  nicht  so  stark 
hervor  wie  im  Frieden,  während  gleichzeitig  die  Zahl  der  in  den 
ersten  (kältesten)  Monaten  verzeichneten  Todesfälle  relativ  höher 
war  als  im  Friedensdurchschnitt. 

Es  starben  nämlich  von   100  an  Darmkrankheiten  gestorbenen  Säuglingen  im 

19x0/14  15/17 
I.  Vierteljahr                    18,1  23,2 

II.  »  23,2  24,7 

III.  >  36,2  32,5 

IV.  »  22,5  19,6 

Diese  Verschiebung  scheint  anzudeuten,  daß  die  Sommer- 
hitze im  Kriege  den  Säuglingen  nicht  ganz  so  gefährlich  gewesen 
sei,  wie  im  Frieden,  so  daß  auch  die  zuletzt  aufgeführten  Zahlen 
unserer  Annahme,  es  sei  die  Brusternährung  der  Kinder  häufiger 
ausgeübt  worden,  eine  gewisse  Stütze  geben. 

Viel  interessanter  ist  indes  die  Untersuchung  über  die  für 
die  über  1  Jahr  alte  Zivilbevölkerung  ermittelten  Monatssterbe- 
zahlen. Da  die  Veränderung  in  den  Ernährungsverhältnissen  ge- 
rade auf  die  Verdauungswerkzeuge  am  unmittelbarsten  einwirkt 
und  diese  Verhältnisse  (worauf  schon  hingewiesen  worden  ist) 
ihrerseits  wieder  in  den  einzelnen  Jahreszeiten  gewisse  Schwan- 
kungen aufwiesen,  so  darf  wohl  erwartet  werden,  daß  sich  die 
Schwankungen  in  der  Höhe  der  Sterbezahlen  widerspiegeln  werden. 
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Die  absoluten  Zahlen  für  die  Zivilbevölkerung  —  von  der 
Mitteilung  der  Monatsergebnisse  für  Militärpersonen  wird  aus 
Raumrücksichten  abgesehen  —  gestalteten  sich  folgendermaßen : 

An    Verdauungskrankheiten     gestorbene     Zivilpersonen    im    Alter     von     mehr     als 

12   Monaten: 
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1915 

40 

49 

40 

39 

48 

47 

37 

38 

42 

43 

40 

4i 

504 

1916 

42 

43 

47 

45 

40 

39 

41 

41 

3« 

34 

47 

52 

509 

1917 

47 

58 

72 

57 

60 

53 

56 

46 

48 

54 

45 

39 

635 

15/17 

43 

So 

Xi» 

47 

*9 

46 

43 

** 

43 

43 

44 

44 

349 

Wie  man  daraus  ersehen  kann,  fiel  in  München  unter  den 
Bedingungen  des  Friedens  die  größte  Zahl  der  Todesfälle  nahezu 
regelmäßig  in  das  zweite  Halbjahr.  Im  Kriege  dagegen  ist  der 
Schwerpunkt  —  besonders  ausgiebig  19 17  —  ins  erste  Halbjahr 
gerückt. 

Es  starben  nämlich  an  Verdauungskrankheiten  Zivilpersonen  im 

1910/14  1915  1916  1917  I5Ä7 

I.  Halbjahr  252  263  256  347  288 

II.  >  261  241  253  288  261 

Die  besonders  empfindliche  Nahrungsmittelknappheit  in  den 
ersten  Monaten  der  Kriegsjahre  tritt  somit  in  diesem  Ergebnis 
einigermaßen  deutlich  hervor. 

Auf  die  beiden  Geschlechter  verteilten  sich  die  Monatssterbe- 
zahlen der  Zivilpersonen  in  folgender  Weise  : 

Von  den  an  Darmkrankheiten  verstorbenen  Zivilpersonen  waren  : 
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Stellt  man  nun  die  Vierteljahrssummen  für  den  Kriegs-  und 
den  Friedensdurchschnitt  unter  Umrechnung  aufs  36otägige  Jahr 
einander  gegenüber,  so  erhält  man  die  folgenden  Zahlen: 

Es  starben  durchschnittlich  im  36otägigen  Jahr  an  Erkrankungen  der  Verdauungs- 
organe Zivilpersonen : 


Quarta 
I. 
II. 
III. 

IV. 

1910/14 
männliche 
l  überh.  v.  100,0 Gest. 
140             21,3 
160             24,4 
207             31,6 
149             22,7 

weibliche 
überh.  v.  ioo.oGest. 
125           21,5 
128           22,1 
189           32,6 
138           23,8 

191 
männliche 
überh.  v.  100,0  Gest. 
104             24,1 
120             27,9 

113                  26,2 

94             21,8 

5/17 

weibliche 
überh.  v.  100,0 Gest. 
119            27,1 
103            23,5 
117            26,6 
100            22,8 

fahr 

656              IC0,O 

580         100,0 

431            100,0 

439          100.0 

Daraus  ergibt  sich,  daß  bei  beiden  Geschlechtern  im  Kriege 
die  Häufigkeit  der  Todesfälle  in  den  hinsichtlich  der  Nahrungs- 
verhältnisse am  günstigsten  gestellten  III.  und  IV.  Quartal  ab- 
solut und  relativ  am  stärksten  abgenommen  hat,  während  sie  in 
den  beiden  ersten  Vierteljahren  beachtliche  relative  Zunahme  er- 
fuhr. Immerhin  aber  erscheint  dieses  Ergebnis  nicht  als  so  un- 
günstig, wie  man  es  wohl  von  vornherein  annehmen  möchte. 
Auch  die  Steigerung  des  relativen  Anteils  der  verstorbenen  weib- 
lichen Personen  an  der  Gesamtzahl  sämtlicher  durch 'Erkrankung 
des  Verdauungsapparates  verursachten  Todesfälle  ( —  im  Friedens- 
durchschnitt starben  auf  100  männliche  Personen  hier  90  weib- 
liche, 1915  :  85,  1916:104,  1917:119,  191 5/17  :  102)  erscheint  in  An- 
betracht der  schon  öfters  hervorgehobenen  Verhältnisse  doch  nicht 
als  beängstigend  hoch. 

d)  Neubildungen. 

Daß  der  Kriegszustand  eine  Entstehung  bösartiger  Neubil- 
dungen begünstigt  habe,  ist  nicht  anzunehmen.  Eine  schädliche 
Einwirkung  auf  die  Ausbildung  und  das  Fortschreiten  der  hier- 
hergehörigen Krankheitsprozesse  kann  er  indes  sehr  wohl  gehabt 
haben. 

Während  im  Reichsdurchschnitt  191 1  5,1,  1912  5,8%  aller 
Todesfälle  Neubildungen  zugrunde  lagen,  waren  in  München  wäh- 
rend des  Friedens  durchschnittlich  1.1  %,  im  Mittel  der  Kriegs- 
jahre 12%  aller  Sterbefälle  durch  Neubildungen  verursacht.  Sie 
sind  also  in  München  (wie  überhaupt  in  den  großen  Städten) 
besonders  häufig,  was  wohl  zum  Teil  auf  der  Ansaugung  ländlicher 
Patienten  durch  die  Krankenhäuser  und  Kliniken  beruht. 

Der  Anteil  der  einzelnen  Altertstufen  an  der  Gesamtzahl  der 
Todesfälle  wird  in  der  folgenden  Uebersicht  nachgewiesen : 


Zur  Statistik  der  Sterbefälle  in  München  usw. 


439 


An  Neubildungen  starben : 


0 — I 

2-5 

6-15 

16—30 

31—50 

5I-70 

über  70 

Zusammen 

1910 

I 

I 

5 

18 

253 

508 

221 

1007 

1911 

I 

3 

4 

29 

244 

512 

186 

979 

1912 

4 

1 

4 

24 

305 

551 

194 

1083 

1913 

2 

3 

4 

25 

260 

595 

227 

1116 

1914 

2 

4 

7 

23 

267 

579 

236 

1118 

10/14 

2 

2 

5 

24 

266 

349 

213 

1061 

1915 

I 

2 

4 

17 

301 

593 

217 

1135 

1916 

I 

3 

8 

24 

256 

651 

241 

1184 

1917 

2 

2 

4 

36 

289 

623 

209 

1165 

IS/17 

* 

2 

^ 

26 

282 

622 

223 

1161 

Die  Entwicklung  hat  danach  im  allgemeinen  während  der 
Kriegsjahre  keinen  stetigen  Charakter  getragen ,  nur  bei  der 
Altersstufe  von  51 — 70  Jahren  standen  die  Sterbezahlen  in  allen 
3  Kriegsjahren  über  dem  Durchschnitt,  die  für  1916  und  191 7 
wiesen  sogar  eine  bisher  unerreichte  Höhe  auf. 

Auch  bei  den  anderen  Altersklassen  über  16  Jahre  ergibt  sich 
für  den  Durchschnitt  der  Kriegszeit  eine  mehr  oder' weniger  be- 
deutende Steigerung  der  Todesfälle.  Sieht  man  von  den  in 
Militärlazaretten  Verstorbenen  ab  (die  wohl  restlos  der  Alters- 
stufe von  16  —  50  Jahren  angehörten)  und  faßt  die  Verstorbenen 
von  o — 15-  und  die  über  50  Jahre  ebenfalls  zusammen,  so  erhält 
man  die  hier  w7iedergegebenen  Zahlenreihen : 

Die  an  Neubildungen  verstorbenen  Zivilpersonen  waren  alt: 
o — 15  16—50  über  50  Zusammen 

1910  7  271  729  1  007 

191 1  8  273  698  979 

1912  9  329  745  1  083 

1913  9  285  822  1  116 

1914  13  290 815  1  118 


10/14 

9 

290 

762 

I  061 

1915 

7 

311 

810 

1 128 

1916 

12 

257 

892 

I  161 

1917 

s 

301 

832 

I  141 

15/17  8  290  845  1  143 

Wenn  sich  also  die  Todeszahl  für  die  Zivilbevölkerung  von 
1061  im  Frieden  im  Durchschnitt  der  3  Kriegsjahre  auf  1143 
(also  um  7,7  %)  steigerte,  so  ist  das  allein  auf  die  I  läufung  der 
Stcrbefälle  von  Personen  über  50  Jahre  zurückzuführen.  Diese 
Kategorie  verzeichnete  im  Kriegsdurchschnitt  gegenüber  dem 
Mittel  des  Friedensjahrfünfts,  rund  11%  Todesfälle  mehr.  Es  ist 
kaum  anzunehmen,  daß  während  des  Krieges  eine  entsprechende 

lumg  des  Bestandes  an  Lebenden  bei  dieser  Altersgruppe 
stattgefunden    hätte.     Wir    dürfen    danach    auf   eine    beachtliche 
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Erhöhung      der      betreffenden      spezifischen      SterblichkeitszifTer 
schließen. 

Natürlich  war  die  Hauptmasse  der  hierhergehörigen  Todes- 
fälle durch  den  Krebs  veranlaßt,  neben  dem  die  von  der  Statistik 
gesondert  aufgeführten  »sonstigen  Neubildungen«  nur  eine  ver- 
hältnismäßig unbedeutende  Rolle  spielen.  Die  folgende  Tabelle 
beleuchtet  diese  Verhältnisse : 


Es  starben  Zivilpersonen  an  a  = 

=   Krebs, 

b  = 

sonst.  Neubildungen  im  Alte 

r  von : 

0— 1 

2—5 

6-.S 

16—50 

51-70 

über  70 

Zusammen 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

1910 



1 

— 

Y 



5 

200 

71 

452 

56 

195 

26 

847 

160 

191 1 

— 

1 

— 

3 

— 

4 

196 

77 

448 

64 

160 

26 

804 

175 

1912 

— 

4 

— 

1 

<>)! 

3 

237 

92 

481 

70 

173 

21 

892 

191 

1913 

— 

2 

— 

3 

- 

4 

207 

78 

523 

72 

199 

28 

929 

187 

1914 

— 

2 

P)J 

3 

— 

7 

215 

75 

509 

70 

217 

19 

942 

176 

10/14 

— 

2 

— 

2 

— 

S 

211 

79 

483 

66 

1S0 

24 

883 

178 

1915 

— 

1 

— 

2 

— 

4 

224 

»7 

535 

5« 

204 

13 

963 

165 

1916 

— 

1 

— 

3 

— 

8 

192 

65 

5ÖI 

90 

209       32 

962 

199 

1917 

— 

2 

— 

2 

— 

4 

215 

86 

558 

65 

180 

29 

953 

188 

V/17 

— 

I 

— 

2 

— 

S 

210 

80 

SSi 

7i 

108 

25 

939 

184 

Die  Häufigkeit  der  Todesfälle  infolge  der  nicht  karzinoma- 
tösen  Neubildungen  hat  sich  danach  absolut  und  relativ -nicht  in 
gleichem  Maße  gesteigert  wie  jene  der  auf  dem  Krebs  be- 
ruhenden. 

Im  folgenden  eine  Uebersicht  über  das  Geschlecht  der  an 
Neubildungen  verstorbenen  Zivilpersonen. 


überhaupt 

davon  an 
Krebs 

an  sonst,   voniooüberh. 
Neubdg.     Gest.  waren 

v.  100  an  Krebs 
Gestorb.waren 

v.iooan  sonst. 

Neubdg.Gest. 

waren 

m 

w 

m    |    w 

m 

w          m 

w           m 

w 

m 

w 

1910 

394    613 

330 

517 

64 

96      39=1 

60,9  I  39,0 

61,0 

40,0 

6o,o 

1911 

376 

603 

313 

491 

63 

112  !  38,4 

61,6  1  38,9 

61,1 

36,0 

64,0 

1912 

433 

650 

367 

525 

66 

125  |  40,0      60.0      41,1 

58,9 

34,5 

65,5 

1913 

437 

669 

378 

55i 

69 

118  !  39,1 

60,9 

40.7 

59,3 

36,9 

63,1 

1914 

462 

656 

385 

557 

77 

99 

41,3 

58,7 

40,9 

59,i 

43,7 

56,2 

10/14 

42s    638 

3SS 

J28 

68 

110 

39*9 

60,1 

40,2 

39># 

38,2 

61,8 

1915 

442 

686 

39o 

573 

52 

113 

39,2 

60,8 

40,5 

59,5 

31,5 

68,5 

1916 

462 

699 

375     587 

87 

1 12 

39,8 

60,2 

39,0 

61,0 

43,7 

56,3 

1917 

437 

704 

365  1  588 

72 

116 

38,3 

61,7 

38,3 

61,7 

38,3 

61,7 

IJ/17 

446 

697 

376 

sss 

70 

114 

39>° 

61,0 

39>2 

60,8 

38,0 

62,0 

Beim  weiblichen  Bevölkerungsteil  war  also  die  Sterbezahl 
für  Neubildungen  191 5  um  6,9,  19 16  um  9,5,  19 17  um  10,3  %  des 
Friedensdurchschnittes  angewachsen,  so  daß  für  191 7  die  absolut 
höchste  Sterbezahl  der  ganzen  Beobachtungsperiode  erreicht 
wurde.     Bei  den  männlichen  Personen  stand  die  Sterbezahl  191 5, 
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1916  und  191 7  zwar  ebenfalls  über  dem  Mittel  der  Friedenszeit, 
ohne  indes  eine  abnorme  Höhe  zu  erreichen.  Eine  nennens- 
werte Verschiebung  im  Verhältnis  der  für  beide  Geschlechter  er- 
mittelten Friedenszahlen  ist  weder  beim  Krebs  noch  auch  bei  den 
Neubildungen  in  Erscheinung  getreten. 

Alles  in  allem  erscheint  ps  nicht  als  statthaft  von  der  er- 
wähnten Zunahme  der  weiblichen  Sterbefälle  auf  eine  Erhöhung 
der  spezifischen  Sterblichkeitsziffer  zu  schließen,  da  eine  ent- 
sprechende Zunahme  des  Bestandes  an  lebenden  Frauen  wäh- 
rend des  Krieges  durchaus  im  Bereiche  der  Möglichkeit  liegt. 

e)  Krankheiten  der  Atmungsorgane. 

Diese  Krankheitsgruppe  steht  an  Bedeutung  den  Neubildun- 
gen nur  wenig  nach.  Im  Friedensdurchschnitt  gingen  nahezu 
10%  aller  Todesfälle  in  München  auf  sie  zurück,  ein  Satz,  der 
sich  im  Mittel  der  Kriegsjahre  nicht  wesentlich  geändert  hat;  im 
Reichsdurchschnitt  (191 1     13%,   1912   14%)  war  er  etwas  höher. 

Die  einzelnen  Altersstufen  hatten  an  der  Gesamtzahl  der 
Todesfälle  jeweils  den  folgenden  Anteil : 

Es  erlagen  den  Erkrankungen  der  Atmungsorgane : 


0 — 1 

2-5 

6-15 

16—30 

\    3i—5o 

51—70 

über  70 

Zusammen 

1910 

284 

159 

18 

35 

69 

165 

208 

938 

1911 

281 

136 

15 

24 

92 

174 

200 

922 

1912 

254 

138 

II 

27 

89 

186 

204 

909 

1913 

269 

178 

14 

24 

75 

153 

184 

897 

1914 

233 

147 

13 

23 

78 

183 

235 

912 

10/14 

264 

132 

14 

27 

81 

172 

2o6 

916 

1915 

232 

136 

12 

37 

85 

179 

I96 

877 

1916 

200 

143 

18 

66 

»OS 

219 

299 

1050 

1917 

177 

IOO 

14 

80 

122 

282 

311 

1086 

o7'7 

203 

126 

IS 

61 

104 

227 

2Ög 

looj 

Auch  hier  fiel,  wie  ein  Blick  auf  die  Zahlen  lehrt,  die  Haupt- 
last an  der  Steigerung  der  Gesamtsterbezahl  (die  im  Mittel  der 
3  Kriegsjahre  den  Friedensdurchschnitt  um  nahezu  10%  über- 
traf) auf  die  Altersklassen  über  50  Jahre.  Eine  klarere  Vor- 
stellung von  den  bei  der  Zivilbevölkerung  im  Kriege  eingetrete- 
nen  Verschiebungen    werden    wir    aber    erst    nach  Ausscheidung 

Sterbezahlen  für  die  Säuglinge  und  Militärpersonen  und  der 
Zusammenfassung  der  Altersstufen  von  2—15,  16 — 50  und  über 
51   Jahre  erhalten.     Es  ergibt  sich  dabei  folgendes: 
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Von    den    im  Alter    von   mehr  als  12  Monaten  an  Erkrankung  der  Atmungsorgane 
verstorbenen  Zivilpersonen  waren  alt: 


Jahre 

2  —  15 

16-50 

über  51 

Zusammen 

1910 

177 

104 

373 

654 

1911 

I5i 

116 

374 

64  t 

1912 

149 

116 

39o 

655 

1913 

192 

99 

337 

628 

1914 

160 

99  • 

418 

677 

10/14 

166 

107 

378 

651 

1915 

148 

9i 

375 

614 

1916 

161 

109 

518 

788 

1917 

114 

146 

593 

853 

15/17         141  115  496  752 

Die  Sterbezahl  für  die  hier  betrachtete  Zivilbevölkerung  war 
also  191 5  etwas  niedriger  als  im  Friedensdurchschnitt,  was  allen 
drei  Altersklassen  mehr  oder  weniger  zugute  kam.  1916  über- 
stieg sie  dagegen  den  Friedensdurchschnitt  um  137  =  rund  21% 
191 7  sogar  um  202  oder  31%.  Dieses  sehr  beträchtliche  Wachs- 
tum erfolgte  fast  ausschließlich  zuungunsten  der  über  51  Jahre 
alten  Personen;  denn  wenn  auch  für  1917  sich  bei^  den  16— 50- 
Jährigen  eine  verhältnismäßig  bedeutende  Steigerung  der  Sterbe- 
zahl ergab,  so  konnte  das  bei  der  absoluten  Geringfügigkeit  der 
betreffenden  Zahl  auf  die  Höhe  der  Gesamtsterbezahl  nur  einen 
unerheblichen  Einfluß  ausüben.  Demgemäß  ist  denn  auch  im 
Kriege  der  relative  Anteil  der  im  Alter  von  mehr  als  50  Jahren 
Verstorbenen  an  der  Gesamtzahl  der  auf  Erkrankungen  der  At- 
mungsorgane beruhenden  Todesfälle  rasch  angestiegen.  'Von  100 
durch  diese  Erkrankungen  bedingten  Sterbefällen  betrafen  näm- 
lich Personen  über  50  Jahre  1910/14  58,  191 5  61,  1916  66 
191 7  70.  Es  kann  danach  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  die 
bezügliche  spezifische  Sterblichkeitsziffer  während  der  Kriegszeit 
bei  den  Personen  über  50  Jahre  eine  beachtenswerte  Erhöhung 
erfahren  habe. 

Das  statistische  Todesursachenverzeichnis  unterscheidet  drei 
verschiedene  Gruppen  der  hierhergehörigen  Krankheitsprozesse, 
nämlich  1.  Lungenentzündung.  2.  Entzündungen  und  Katarrhe  der 
Atmungsorgane,  3.  sonstige  Erkrankungen  der  Atmungsorgane.  Der 
Löwenanteil  an  der  Zahl  der  Todesfälle  kommt  selbstverständ- 
lich auf  die  Lungenentzündung.  Stellen  wir  die  für  sie  ermit- 
telten Sterbezahlen  und  die  für  alle  anderen  Erkrankungen  der 
Atmungsorgane  verzeichneten  einander  gegenüber,  so  ergibt  sich 
(bei  Nichtberücksichtigung  der  verstorbenen  Militärpersonen)  das 
folgende  Bild: 
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Es    starben    an  a  =  Lungenentzündung,    b  =    allen    anderen    Erkrankungen    der 
Atmungsorgane  Zivilpersonen : 


Lungenentzündung : 

0 — 1 

2-5 

6-15 

16—50 

51—70 

über  70 

Zusammen 

1910 

208 

136 

11 

68 

94 

III 

628 

1911 

214 

HO 

7 

73 

106 

124 

634 

1912 

174 

III 

10 

69 

105 

95 

564 

1913 

195 

149 

7 

So 

76 

90 

567 

1914 

152 

115 

9 

52 

103 

123 

554 

10/14 

188 

124 

9 

62 

97 

109 

589 

1915 

165 

109 

9 

51 

103 

102 

539 

1916 

153 

125 

9 

5i 

129       , 

144 

611 

1917 

116 

79 

10 

74 

169 

168 

616 

VI17 

'45 

104 

9 

S9 

134 

138 

589 

Alle  andern  Erkrankungen  der  Atmungsorgane :    (ohne   Tuberkulose,  Neubildungen 
usw.  an  diesen  Organen). 


0— 1 

2—5 

6-15 

16—50 

5i—7o 

über  70 

Zusammen 

1910 

76 

23 

7 

36 

71 

97 

310 

1911 

67 

26 

8 

43 

68 

76 

288 

1912 

80 

27 

1 

47 

81 

109 

345 

1913 

74 

29 

7 

49 

77 

94 

330 

1914 

81 

'    32 

4 

47 

80 

112 

356 

10/14 

76 

27 

J 

44 

jtf 

98 

325 

1915 

67 

27       , 

3 

40 

76 

94 

307 

1916 

47 

18 

9 

58 

90 

155 

377 

1917 

61 

21 

4 

72 

"3 

143 

414 

r//J  7 

J8 

22 

6 

J^ 

9J 

131 

366 

Aus  den  Zahlen  ergibt  sich,  daß  die  Steigerung  der  Todes- 
zahl  während  der  Kriegszeit  bei  beiden  Gruppen  im  wesentlichen 
zu  Lasten  der  Personen  über  50  Jahre  erfolgt  ist. 

Die  jahreszeitliche  Verteilung  der  Todesfälle  bietet  hier  we- 
nig Interesse.  Im  Kriege  hat  sie  übrigens  keine  wesentlichen 
Aenderungen  erfahren.  Wir  sehen  daher  von  einer  Mitteilung 
der  bezüglichen  Zahlen  ab,  um  uns  noch  kurz  mit  dem  auf  die 
beiden  Geschlechter  entfallenden  Anteil  an  den  hier  zuletzt 
A-icdergegebenen  Sterbezahlen  zu  befassen. 

Los  Geschlecht  der  an  Erkrankungen  der  Atmungsorgane  verstorbenen  Zivilpersonen. 


Lungenent-     !AlIe  andern  Krankh. 
Zündung        j  der  Atmungsorgane 


Im  ganzen: 


1 

m 

w 

m 

w 

m 

W 

1910 

3" 

317 

167 

«43 

478 

46O 

1911 

314 

320 

144 

144 

458 

464 

1912 

294 

270 

178 

167 

472 

437 

1913 

273 

294 

182 

,,x 

455 
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1914 

25'» 

298 

195 

161 

45« 

459 

10/14 

290 

299 

'73 

4<>3 

/J> 

1915 

262 

277 

149 

158 

IM 

435 

1916 

3°4 

307 

172 

205 

476 

5»2 

1917 

996 

320 

210 

20  i 

506 

524 

rj/17 

287 

%oi 

H7 

189 

464 

490 
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Setzt  man,  um  eine  anschaulichere  Vorstellung  von  den 
eingetretenen  Wandlungen  zu  gewinnen,  die  für  den  Friedens- 
durchschnitt  verrechneten  Sterbezahlen  je  gleich  ioo,  so  ergibt 
sich  folgendes: 


hier 


Auf  je   ioo  19 10/14  Verstorbene 

an  Lungenentzündung 

andern 

Krkh.  < 

3.  Atmungsorg. 

Im 

ganzen 

entfielen 

m               w 

m 

w 

m 

w 

10/14             I0°              I0° 

[00 

100 

100 

IOO 

1915                90               93 

86 

104 

89 

96 

1916              105              103 

99 

135 

103 

113 

1917              102              107 

[21 

134 

109 

116 

15/17  99  101  102  124  100  109 

Die  Uebersicht  zeigt,  daß  sich  nach  einer  ziemlich  großen 
Remission  im  Jahre  1915  im  weiteren  Verlaufe  des  Krieges  die 
Todeszahlen  bei  beiden  Geschlechtern  gesteigert  haben  und  zwar 
jene  für  die  »andern  Erkrankungen«  der  Atmungsorgane  relativ 
erheblich  rascher  als  die  für  die  Lungenentzündung,  was  wieder 
besonders  für  den  weiblichen  Bevölkerungsteil  gilt.  Immerhin 
aber  erscheint  das  für  den  Kriegsdurchschnitt  festgestellte 
Wachstum  der  bezüglichen  weiblichen  Gesamtsterbezahl  um  9  % 
keineswegs  als  so  bedeutend ,  daß  daraus  Schlüsse  auf  die 
besondere  Ungunst  der  Kriegsverhältnisse  abgeleitet  werden 
könnten. 

f)  Infektionskrankheiten. 

Ganz  andere  Verhältnisse  als  bei  den  übrigen  Todesursachen 
ergeben  sich  bei  den  Infektionskrankheiten,  worunter  Scharlach, 
Röteln,  Masern,  Diphtherie,  Krupp,  Keuchhusten,  Typhus,  Ge- 
lenkrheumatismus, übertragbare  Tierkrankheiten,  Erysipel,  Starr- 
krampf, Blutvergiftung  und  Grippe,  sowie  die  venerischen  und  sämt- 
liche anderen  infektiösen  Krankheiten  wie  Pocken,  Ruhr,  Genick- 
starre, Aktinomykosis  usw.  zusammengefaßt  sind.  Ihnen  fielen  im 
Friedensdurchschnitt  5,8  %  aller  Gestorbenen  zum  Opfer,  im 
Mittel  der  Kriegsjahre  dagegen  6,4%.  Dieses  Wachstum  könnte 
auf  einer  Einschleppung  gewisser  hier  in  Betracht  kommender 
Krankheiten  durch  Militärpersonen  beruhen,  doch  ist  ein  Urteil 
darüber  nur  auf  Grund  der  für  die  über  ein  Jahr  alte  Zivilbe- 
völkerung ermittelten  Zahlen  zu  fällen.  Hier  zunächst  der  ab- 
solute Anteil  der  einzelnen  Altersstufen  an  der  Gesamtheit  der 
Sterbefälle. 
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Von  den  an  Infektionskrankheiten  Gestorbenen  waren 


0 — I 
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6-15 

16—30 
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51—70 

über  70 

Zusammen 
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1911 
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25 

62 

64 

23 
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53 
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142 
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33 

67 

61 

35 
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1915 
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1916 
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65 

68 

82 
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45 
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90 

73 

32 

549 

15/17 

132 

153 

57 

72 

87 

78, 

35 

614 

Besonders  hoch  waren  demnach  die  Gesamtsterbezahlen  in 
den  beiden  ersten  Kriegsjahren,  was  vielleicht  mit  der  damals 
noch  nicht  so  wirksam  eingeschränkten  Möglichkeit  der  Ein- 
schleppung von  Infektionskrankheit  durch  die  von  der  Front  und 
aus  der  Etappe  zureisenden  Militärpersonen  in  Zusammenhang 
steht.  Wie  weiter  aus  der  Tabelle  zu  ersehen  ist,  erfolgte  das 
starke  Wachstum  der  Sterbezahlen  1915  und  1916  ausschließlich 
zu  Ungunsten  der  Altersstufen  zwischen  2  und  70  Jahren,  während 
die  Säuglinge  und  die  über  70  Jahre  alten  Personen  durchweg 
günstigere  Ergebnisse  verzeichneten  als  in  der  Friedenszeit.  Für 
die  erstgenannten  hat  sich  allerdings  die  spezifische  Sterblich- 
keitsziffer  von  1 1,7%0  im  Frieden  auf  I4,7%0  der  Lebendgeborenen 
im  Kriege  erhöht  (s.  die  oben  mitgeteilte  Tabelle!).  Bei  den 
mehr  als  70jährigen  dagegen  darf  wohl  mit  einem  Absinken  der 
spezifischen  Sterblichkeitsziffer  gerechnet  werden,  was  um  so 
merkwürdiger  ist,  als  diese  Altersklasse  nach  den  bisher  ge- 
machten Feststellungen  allen  anderen  Todesursachen  erheblich 
höhere  Opfer  bringen  mußte  als  im  Frieden. 

Faßt  man  nun  unter  Beiseitelassung  der  Säuglinge,  sowie 
der  doch  wohl  restlos  zwischen  16  und  50  Jahren  stehenden  ver- 
storbenen Militärpersonen  die  2 — 15,  die  16 — 50  und  die  über 
50jährigen  zusammen,  so  ergibt  sich  das  hier  dargestellte  Zahlenbild : 

Von  den  im  Alter  von  mehr  als  12  Monaten  an  Infektionskrankheiten  gestorbenen 
Zivilpersonen  waren  alt: 
2 — 15  16—50  über  50  Zusammen 

1910  225  109  86  420 

1911  177  108  109  394 
152                           111  558 


158 

37 

87 

332 

1914 

201 

71 

106 

)8i 

10/14 

*3 

98 

<;<> 

377 

220 

90 

103 

413 

247 

99 

'25 

471 

1 ,17 

160 

*)<> 

110 

366 

'5/17 


113 


417 
29* 
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Franz  Matare: 


Es  ergibt  sich  somit,  daß  das  Anschwellen  der  Gesamtsterbe- 
zahl für  die  Zivilpersonen  durch  die  Häufung  der  Todesfälle 
bei  den  Altersstufen  von  2 — 15  und  über  50  Jahren  191 5  und 
1916  zurückzuführen  ist. 

Daß  sich  die  Zahl  der  den  hier  betrachteten  Todesursachen 
erlegenen  Frauen  im  Kriege  gegenüber  dem  Friedensdurchschnitt 
um  11%  gesteigert  hat,  während  die  für  männliche  Personen 
ermittelte  um  3%  zurückging,  ist  bereits  früher  dargestellt  worden. 
Eine  genauere  Untersuchung  der  Ergebnisse  für  die  einzelnen 
unter  dem  Begriff  »Infektionskrankheiten«  zusammengefaßten 
Krankheitszustände  erübrigt  sich  wegen  der  Geringfügigkeit  des 
Materials.  Doch  darf  hervorgehoben  werden,  daß  weder  die 
Sterbefälle  infolge  von  venerischen  Erkrankungen  noch  die  durch 
die  zurzeit  so  stark  auftretende  Grippe  in  den  3  ersten  Kriegs- 
jahren eine  irgendwie  beachtliche  Mehrung  zu  verzeichnen  hatten. 

g)  Krankheiten  des  Nervensystems. 

Ihnen  lagen  im  Friedensdurchschnitt  41/2%  aller  Todesfälle 
zugrunde,  191 5/17  4,3%,  ein  Rückgang  der  im  wesentlichen  durch 
die  absolute  Minderung  der  Zahl  der  den  sog.  Konvulsionen  er- 
legenen Säuglinge  begründet  ist.  Da  die  bezüglichen  Angaben 
bereits  oben  mitgeteilt  wurden,  geben  wir  hier  lediglich  die  Zahlen 
für  die  über   1  Jahr  alte  Zivilbevölkerung  wieder. 

Von    den    an  Krankheiten    des  Nervensystems   im  Alter  von  mehr  als  12    Monaten 
verstorbenen  Zivilpersonen  waren  alt: 


2—15 

16-50 

über  51 

Zusammen 

1910 

70 

68 

137 

275 

1911 

88 

83 

IOO 

271 

1912 

61 

86 

96 

243 

1913 

80 

84 

"5 

279 

1914 

70 

99 

130 

299 

10/14 

74 

84 

"5 

273 

1915 

107 

81 

109 

297 

1916 

92 

85 

124 

301 

1917 

56 

78 

i45 

279 

15/17  85  82  126  293 

Hier  geht  sonach  wiederum  das  Anwachsen  der  Sterbezahl 
lediglich  auf  die  Personen  über  51  Jahre  zurück.  Im  übrigen 
bieten  die  Zahlen  keinen  Anlaß  zu  Erörterungen.  Indes  ist 
noch  kurz  auf  die  in  ihnen  enthaltenen  Zahlen  für  die  durch 
Geisteskrankheiten  verursachten  Todesfälle  einzugehen.  Es  wäre 
ja  immerhin  möglich,  daß  die  durch  den  Krieg  bedingte  psychi- 
sche  Depression    die    Entstehung    einer    in    der  Anlage   vornan- 
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denen  Geisteskrankheit  bei  gewissen  Individuen  ausgelöst  oder 
den  Ablauf  gegebener  Krankheitsprozesse  dieser  Art  beschleunigt 
hätte.  Allein  die  Zahlen  geben  (wie  sogleich  gezeigt  werden 
wird)  dieser  Vermutung  keine  Stütze. 

Es  starben  nämlich  Zivilpersonen  an  einer  Geisteskrankheit ; 


1910 
1911 
1912 

I9'3 
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überhaupt 
60 
45 
37 
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67 
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davon  waren  alt : 
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30 
18 

35 
48 


10/14 

53 

3i 

22 

— 

18 

35 

1915 

45 

3i 

14 

1 

19 

25 
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21 

— 

14 

44 

1917 

63 

40 

23 

2 

21 

40 

15/17  55  36        19  1  18  36 

Man  sieht,  die  Zahlen  weisen  im  Krieg  eine  besonders  ab- 
norme Höhe  nirgendwo  auf. 

h)   Die    Erkrankungen     des    uropoetischen    Systems. 

Diese  Krankheiten  spielen  als  Todesursache  in  München  eine 
etwas  bedeutendere  Rolle  als  im  Reiche.  Verursachten  sie  hier 
1911  1,8%,  1912  2,0%  aller  Todesfälle,  so  waren  in  München 
1910/14  3,5%  der  Sterbefälle  durch  sie  bedingt,  im  Mittel  der 
3  Kriegsjahre  3,8%.  Hier  die  Verteilung  der  Todesfälle  auf  die 
einzelnen  Altersstufen  x) : 
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Erkrai 

kungen 
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lind  also  auch  hier  wieder  die  höheren  Altersklassen  am 
empfindlichsten  getroffen  worden.     Das   tritt  noch  klarer  hervor 
;esonderter  Betrachtung  der 


I)  Wegen    der    Vergleichbarkeit    mit    dtü    weiter    unten    folgenden  Tabellen 
•lid    <He  Jahre     1910/11,    für    die  die  Angaben  nach  dem  alten  Statistischen  Ver- 
nia  vorliegen,  nicht   mit  aufgeführt. 
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im  Alter    von    über   I   Jahr  verstorbenen  Zivilpersonen.  Davon  waren 

2  — 15  16 — 50  über  50  Zusammen 

1912  8  116  196  320 

1913  12  140  193  345 

1914  13  110  230  353 


12/14 

II 

122 

206 

339 

1915 

19 

95 

216 

330 

1916 

13 

IOI 

222 

336 

1917 

12 

85 

250 

347 

15/17  15  94  229  338 

Daraus  ergibt  sich,  daß  die  Todesfälle  infolge  von  Affek- 
tionen  des  uropoetischen  Systems  während  des  Krieges  bei  den 
Personen  über  50  Jahre  immer  häufiger  geworden  sind.  19 17 
übertraf  ihre  Zahl  den  Friedensdurchschnitt  um  21,3%.  Bei  den 
Zivilpersonen  zwischen  16  und  50  Jahren  hielt  sich  die  Slerbe- 
zahl  im  Kriege  unter  dem  Mittel  der  letzten  3  Friedensjahre. 

Nun  unterscheidet  die  Reichsstatistik  zwischen  der  Nieren- 
entzündung u.  a.  sonstigen  Erkrankungen  der  uropoetischen  Or- 
gane. Mit  Rücksicht  auf  die  Bedeutung,  welche  die  Nephritis 
im  Kriege  gewonnen  hat  geben  wir  die  bezüglichen  Zahlen  unter 
gleichzeitiger  Mitteilung  des  Geschlechtes  der  Gestorbenen  hier 
wieder. 

Es  starben  Zivilpersonen    an  a  =  Nierenentzündung,  b  =  sonstige    Erkrankungen 
des  Harn-  und  Geschlechtsapparates: 
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Wie  diese  Tabelle'  lehrt,  wichen  die  Verhältnisse  während 
des  Krieges  von  denen  des  Friedens  nur  unerheblich  ab.  Die 
Nierenentzündung  insbesondere  forderte  im  Kriege  kaum  mehr 
Opfer  von  der  Zivilbevölkerung  als  im  Frieden,  nur  die  bezüg- 
liche Sterbezahl  der  Altersklassen  über  50  Jahre  war  1917  be- 
sonders hoch. 

i)  Die  Selbstmorde. 
Zum  Beschluß  noch  einen  Blick  auf  eines  der  psychologisch 
interessantesten  Kapitel  moderner  Statistik,  auf  die  Ermittelungen 
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über  die  Selbstmorde!  Wie  wird  der  Krieg  hier  gewirkt  haben? 
Wer  möchte  nicht  vermuten,  daß  die  quälende  Angst  um  das 
Schicksal  teurer  im  Felde  stehender  Angehöriger,  daß  der  Schmerz 
über  ihre  Verwundung  oder  ihren  Tod  vor  dem  Feind  manche 
reizbare  Naturen  zur  Verzweiflung  getrieben  und  ihnen  den  Ent- 
schluß aufgedrängt  habe,  so  vielem  Leid  durch  einen  freiwilligen 
Tod  ein  Ende  zu  machen?  Freilich,  die  nüchternen  Zahlen  der 
Statistik  berichten  uns  nichts  über  die  Motive,  von  denen  die 
Handlungen  der  Individuen  bestimmt  werden;  doch  es  ist  klar: 
wenn  die  Zahl  der  Selbstmorde  während  der  Kriegsjahre  be- 
deutend angeschwollen  wäre,  würden  wir  kaum  zögern,  die  Ur- 
sache solcher  Erscheinung  in  derartigen  und  ähnlichen  Motiven 
zu  suchen.  Aber  merkwürdig,  ein  Blick  auf  die  sogleich  mitzu- 
teilenden Zahlen  wird  uns  belehren,  daß  im  Kriege  auffallend 
wenig  Selbstmorde  vet zeichnet  wurden  und  daß,  wenn  überhaupt 
die  Frage  nach  dem  psychologischen  Zusammenhang  zwischen 
dem  freiwilligen  Tod  als  sozialer  Erscheinung  und  dem  Krieg 
gestellt  werden  soll,  sie  für  München  nur  dahin  zu  fassen  ist,  wie 
es  kam,  daß  im  Kriege  so  wenig  Menschen  kraft  eigenen  Ent- 
schlusses in  den  Tod  gingen. 

Doch  betrachten  wir  die  Zahlen: 

Durch  Selbstmord  kamen  um 


überhaupt 

davon 

Militärpersonen 

1912 

155 

— 

1913 

181 
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1914 

147 
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12/14 

161 
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1915 

106 
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1916 

123 
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1917 

102 
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15/17  110  7 

Die  Zahl  der  Selbstmorde  ist  also  in  den  3  Kriegsjahren 
außerordentlich  niedrig  gewesen.  Setzt  man  die  Durchschnitts- 
zahl für  191 2/14  gleich  100,  so  betrug  sie  191 5  66}  1916  76, 
1917  sogar  nur  63.  Auf  1000  Todesfälle  kamen  12/14  I.7i*% 
Selbstmorde,  15/17  nur  10,5%.  Auch  die  Zahl  der  freiwillig  aus 
dem  Leben  geschiedenen  Soldaten  ist  in  Anbetracht  der  starken 
Garnison  wohl  kaum  als  besonders  hoch  anzusehen.  Ueber 
das  Geschlecht  und  das  Alter  der  Zivilpersonen ,  die  ihrem 
Leben  selbst  ein  Ende  machten,  unterrichten  die  folgenden 
Zahlen: 
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Von 

den  durch  Selbstentleibung  gestorbenen  Zivilpersonen 

starben  im  I.,  II.,  III., 

waren  alt: 
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Man  sieht,  bei  den  Altersklassen  über  16  Jahre  stand  die 
Zahl  der  Selbstmorde  im  Durchschnitt  der  Kriegszeit  erheblich 
unter  dem  Mittel  der  letzten  3  Friedensjahre.  Das  ist  aber  allein 
auf  den  zahlenmäßigen  Rückgang  der  Selbstmorde  männliche  r 
Personen  zurückzuführen,  bei  denen  im  Frieden  durchschnittlich 
121  Selbstmorde  im  Jahr  verzeichnet  wurden,  während  sich  die 
entsprechende  Kriegszahl  nur  auf  59  beläuft.  Die  Sterbezahl  hat 
sich  somit  hier  um  51%  gesenkt.  Da  nun  auf  keinen  Fall  anzu- 
nehmen ist,  daß  der  Bestand  an  lebenden  männlichen  Zivilper- 
sonen in  München  eine  mit, dieser  Senkung  auch  nur  annähernd 
korrespondierende  AÖiiahme  erfahren  habe,  so  dürfen  wir  von 
dem  mitgeteilten  Ergebnis  unbedingt  auf  eine  beachtenswerte 
Verringerung  der  bezüglichen  spezifischen  SterblichkeitszifTer  für 
männliche  Personen  schließen.  Anderseits  ist  die  für  den  weib- 
lichen Volksteil  ermittelte  Selbstmordzahl  doch  nicht  so  bedeu- 
tend über  die  für  die  Friedensjahre  gefundenen  Ergebnisse  hinaus- 
gegangen, daß  die  Annahme  eines  ungünstigen  Kriegseinflusses 
auf  Zahl  der  Selbstentleibungen  daraus  abgeleitet  werden  könnte, 
zumal  das  Wachstum  dieser  Zahl  um  10%  im  Mittel  der  Kriegs- 
jahre genau  dem  Wachstum  der  allgemeinen  Sterbezahl  weib- 
licher Personen  mitspricht. 

Nach  allem  will  es  so  scheinen,  als  habe  die  von  der  Be- 
völkerung zu  leistende  intensive  Arbeit,  die  ja  seit  alters  als 
Arcanum  gegen  alle  Arten  seelischer  Niedergeschlagenheit  ge- 
priesen wird,  ablenkend  gewirkt  und  manche  Individuen,  die  viel- 
leicht beim  Fehlen  dieses  Momentes  ohne  Zaudern  in  Charons 
Nachen  gesprungen  sein  würden,  vom  äußersten  abgehalten. 

In  der  zeitlichen  Verteilung  der  Selbstmordfälle  ist  während 
der  Kriegszeit  ein  immerhin  der  Hervorhebung  würdiger  Wandel 
eingetreten.  Während  unter  den  Bedingungen  des  Friedens  in 
beiden  Jahreshälften  sich   nahezu  die  gleiche  Anzahl  von  Selbst- 
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entleibungen  zu  ereignen  pflegte,  haben  sich  in  der  Kriegszeit 
regelmäßig  im  ersten  Halbjahr  mehr  Selbstmorde  ereignet  als 
im  zweiten.     Es  fielen  nämlich: 


Von    100  Selbstmorden  der  Zivilbevölkerung  ins   ] 

1912  52 

1913  49 

1914  50 

.  Halbjahr 

12/14 

1915 
1916 
1917 

50 
62 

55 
67 

15/17        61 

Möglicherweise  steht  diese  doch  nicht  unbedeutende  Ver- 
schiebung mit  der  Nahrungsmittelknappheit,  welche  ja  (wie  oben 
ausgeführt  wurde)  in  den  ersten  6  Monaten  der  Kriegsjahre 
regelmäßig  besonders  fühlbar  wurde,  in  ursächlichem  Zusammen- 
hang. 

6.  Schlußurteil. 

Betrachten  wir  nun  rückschauend  das  Gesamtergebnis  unserer 
Unsersuchung,  so  drängt  sich  doch  wohl  das  Urteil  auf,  daß  die 
Münchener  Sterbestatistik  keineswegs  so  ungünstige  Verhältnisse 
entschleiert  hat,  wie  wir  zu  finden  fürchteten.  Man  vergegen- 
wärtige sich,    daß 

1.  im  Durchschnitt  der  Kriegsjahre  die  Münchener  Volks- 
zahl wohl  sicherlich  höher  war  als  im  Durchschnitt  des  letzten 
Friedensjahrfünfts,  daß 

2.  die  Sterbezahl  der  über  1  Jahr  alten  Zivilbevölkerung  im 
Mittel  der  3  Kriegsjahre  nur  um  6,4%  über  dem  Durchschnitt 
des  letzten  Friedensjahrfünfts  stand,  daß 

3.  die  Sterbezahl  für  die  männliche  Zivilbevölkerung  (ein- 
schließlich der  weniger  als  12  Monate  alten  Personen)  im  Kriegs- 
durchschnitt um  9,1%  unter  dem  entsprechenden  Friedensdurch- 
schnitt, die  des  weiblichen  Volksteils  nur  um  3,1%  über  dem- 
selben stand,  daß 

4.  die  Zahl  der  an  Tuberkulose  verstorbenen  Zivilpersonen 
im  Alter  von  mehr  als  12  Monaten  im  Kriegsdurchschnitt  (gegen- 
über dem  Friedensmittel)  nur  um  i%,  der  an  Erkrankungen  des 
Zirkulationssystems  Verstorbenen   nur  um  6%  zunahm,  daß 

5.  die  Sterblichkcits/.ii'fer  der  ehelichen  und  auch  der  außer- 
ehelichen Säuglinge  von  149,5  bzw.  *59i5  mi  Frieden  auf  136,6 
bzw.  154,4  im  Kriege  zurückging,  und  beachte  ferner 


452 


Franz  Matare : 


6.  daß  die  Steigerung  der  Sterbezahl  für  die  über  I  Jahr 
alte  Zivilbevölkerung  lediglich  auf  einer  Vermehrung  der  Todes- 
fälle bei  dem  über  50  Jahre  alten  Volksteil  beruft,  ebenso  wie 
auch  die  Betrachtung  der  einzelnen  wichtigeren  Todesursachen 
eine  besonders  starke  Belastung  dieses  Elementes    dargetan  hat. 

Aus  alledem  ergibt  sich,  daß  vor  allem  die  Altersstufen  über 
50  Jahre  unter  dem  Kriegszustande  zu  leiden  hatten,  während 
die  Sterbezahlen  für  die  jüngeren  Individuen  durchweg  keineswegs 
auffallend  ungünstig  waren. 

Vom  menschlichen  Standpunkte  aus  gesehen,  ist  diese  Tat- 
sache tief  bedauerlich,  kann  doch  kaum  bezweifelt  werden,  daß 
in  vielen  Fällen  der  Verlust  einer  höher  betagten  Persönlichkeit 
von  den  nächsten  Angehörigen  weit  schmerzlicher  empfunden 
worden  sein  wird,  als  der  eines  Kindes  empfunden  worden  wäre. 
Allein  der  Bevölkerungspolitiker,  der  nicht  mit  dem  Maßstab  des 
Gefühls  sondern  mit  jenem  des  objektiven  Wertes  der  Individuen 
für  den  Fortbestand  der  Gesellschaft  rechnet,  wird  zu  einem 
anderen  Urteil  gelangen.  Er  begnügt  sich  mit  der  Feststellung, 
daß  der  Verlust  hochbetagter,  für  die  Wiedererneuerung  des 
Volkes  im  allgemeinen  nicht  mehr  in  Betracht  kommender  Indi- 
viduen von  der  Gesellschaft  leichter  verschmerzt  werden  kann, 
als  eine  Dezimierung  der  im  Besitze  der  Fortpflanzungsfähigkeit 
befindlichen  oder  derselben  entgegenreifenden  Personen.  Und 
von  diesem  Gesichtspunkte  aus  gesehen,  erscheint  das  Ergebnis 
unserer  Untersuchung  durchaus  nicht  als  beängstigend.  München 
jedenfalls  dürfte  danach  so  über  den  Krieg  hinweggekommen 
sein,  daß  seine  Zivilbevölkerung  in  reproduktiver  Hinsicht  nur  uner- 
heblich geschwächt  wurde.  Die  günstige  wirtschaftsgeographische 
Lage  der  Stadt  scheint  ihren  Einwohnern  einen  verhältnismäßig 
großen  Zuschuß  zu  den  durch  die  Rationierung  gewährleis- 
teten Nahrungsmitteln  gesichert  zu  haben,  denn  wenn  sie  allein 
von  diesen  ihren  Lebensunterhalt  hätten  finden  müssen,  so  würde 
das  Ergebnis  sicherlich  bedeutend  schlechter  gewesen  sein.  Darüber 
aber  werden  erst  Untersuchungen  für  andere,  weniger  begünstigte 
Großstädte  volle  Klarheit  verbreiten  können. 

Allein  die  verhältnismäßig  günstige  Gestaltung  des  Gesamt- 
ergebnisses darf  uns  nicht  übersehen  lassen,  daß  der  Kriegszu- 
stand doch  in  mancher  Hinsicht  die  Höhe  der  Sterbezahlen  in 
höchst  unerfreulicher  Weise  beeinflußte.  Nicht  allein  die  schon 
erwähnten  Verheerungen  des  Bestandes   an  alten  Leuten,  die  er 
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anrichtete,  kommen  hier  in  Betracht,  sondern  auch  die  auffallende 
Häufung  der  Todesfälle  in  den  ersten  Monaten  der  einzelnen 
Kriegsjahre,  da  doch  wohl  aus  dieser  Tatsache  gefolgert  werden 
darf,  daß  vielleicht  mancher  Kranke  dem  Leben  und  seinen  An- 
gehörigen erhalten  geblieben  wäre,  wenn  ihm  eine  seinem  kör- 
perlichen Zustande  entsprechende  Ernährung  hätte  verabreicht 
werden  können. 

Doch,  wie  dem  immer  sei !  Jetzt  gilt  es,  nicht  über  das  Ver- 
gangene zu  trauern,  sondern  unter  Hinnahme  des  Unabänder- 
lichen dem  Werdenden  und  der  Zukunft  zu  leben.  Und  wenn 
wir  hier  auf  Grund  unserer  Untersuchungen  die  Hoffnung  aus- 
sprechen dürfen,  daß  in  München  die  Bevölkerung,  Subjekt  und 
Objekt  zugleich  alles  gesellschaftlichen  Geschehens,  ihren  wesent- 
lichen Teilen  nach  unerschüttert  die  schwere  Kriegsnot  über- 
standen habe,  so  bedeutet  uns  das  mehr  als  ein  bloßes  Wort, 
es  ist  uns  auch  Sporn  und  Antrieb  zum  Wiederaufbau  des  trau- 
rigen Trümmerfeldes,  das  sich  in  unendlicher  Weite  vor  unserem 
Blicke  ausdehnt. 
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FORSTPOLITISCHE   KERNFRAGEN. 

Von 
Forstingenieur  Dr.  LEO  WEISZ  in  Zürich. 

Forstwirtschaft  und  Forstpolitik  sind  Stiefkinder  der  wirt- 
schaftspolitischen Praxis,  Stiefkinder  der  ökonomischen  Wissen- 
schaften. Oeffentlichkeit  und  Parteien,  Presse  und  volkswirtschaft- 
liche Literatur  kümmern  sich  um  eine  Wirtschaftsart,  die  sich  mehr 
als  über  den  vierten  Teil  der  Länderflächen  ausdehnt,  in  welcher 
Riesenkapitalien  liegen,  von  deren  Verfassung,  jahrhundertelang, 
das  wirtschaftliche  Leben  und  heute  noch  das  psychische  Wohl- 
ergehen der  Länder  abhängig  ist,  weniger,  als  um  welche  unter- 
geordnete Tagesfrage  immer. 

Diese  unverantwortliche  Gleichgültigkeit  hat  bedenkliche  Fol- 
gen gezeitigt.  Folgen,  die  sowohl  der  Forstwirtschaft,  wie  der 
praktischen  Nationalökonomie  zum  Schaden  gereichen,  denn  sie 
versetzte  auf  der  einen  Seite  die  Welt  der  Forstwirte  in  eine 
Verfassung  unduldsamer  Abschließung,  während  sie  die  Volks- 
wirte, auf  der  andern  Seite,  um  den  Einblick  in  einen  einzigarti- 
gen, viele  äußerst  interessanten  Probleme  aufweisenden  Zweig 
der  nationalen  Wirtschaft  brachte.  Und  nun  fehlt  auch  das  Ver- 
ständnis für  seine  Bedürfnisse,  die  dringend  Befriedigung  erheischen. 

An  dieser  altehrwürdigen  Stätte  volkswirtschaftlicher  Ideen- 
kämpfe, wo,  im  Gegensatze  zur  allgemeinen  Entwickelung,  von 
jeher  und  wenn  auch  hier  nur  selten,  so  doch  immer  mit  warmen 
Herzen,  auf  die  Lebensfragen  der  Forstwirtschaft  eingetreten 
worden  ist  (auch  dies  wohl  nur  darum,  weil,  durch  eine  glück- 
liche Fügung,  die  Herausgeber  dieser  Zeitschrift  stets  die  einzigen 
Volkswirte  ihrer  Zeit  waren,  die  auch  forstpolitischen  Problemen 
ein,  auf  gründlicher  Sach-  und  Geschichtskenntnis  beruhendes, 
tiefes  Verständnis  entgegenbrachten),  an  dieser  einzigen  Stätte 
traditioneller  Pflege  der  sonst  so  stiefmütterlich  behandelten  Forst- 
politik, soll  nun  wieder  einmal  ein  bescheidener  Versuch  gemacht 
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werden,  im  Reiche  der  Volkswirte  Interesse  zu  wecken  für  die 
brennendsten  Fragen  der  Forst-  und  Forstwirtschaftspolitik.  Viel- 
leicht gelingt  es  damit,  den  Anstoß  zur  weiteren  Forschung  zu 
geben. 

i.  Der  Gegensatz  zwischen  Land-  und  Forstwirtschaft. 

Krieg  und  »Frieden«  haben  durch  ihre,  die  Grundfesten  un- 
seres Wirtschaftslebens  berührenden  Erschütterungen  und  Ver- 
schiebungen alle  Schwächen  unserer  Wirtschaftsverfassung  mit 
unbarmherziger  Hand  aufgedeckt  und  nun  treten  uns,  auf  Schritt 
und  Tritt,  Forderungen  nach  Verbesserungen  und  Nachholungen, 
mit  lauter  Stimme  entgegen. 

Von  dieser  Probe  des  Weltgerichtes  blieb  die  F  orst- 
wirtschaft  auch  nicht  verschont  und  bei  dieser  Gelegenheit 
erwies  sich  die  Forstpolitik  der  letzten  Jahrzehnte  in  mancher 
Beziehung  verfehlt  und  unzulänglich. 

Der  Jahrhunderte  alte,  schlummernde  Gegensatz  zwischen 
Land-  und  Forstwirtschaft  nahm  wieder  verschärfte  Formen  an, 
überall  in  der  Welt  wird  den  Forderungen  der  Forstwirte  be- 
züglich strengerer  Wirtschaftsführung  und  vermehrter  Aufforstung, 
der  Ruf  und  Wunsch  nach  freiem  Land,  nach  Gewährung  er- 
höhter Rodungsmöglichkeit  entgegengesetzt  und  damit  eine  At- 
mosphäre geschaffen,  aus  der  nichts  ersprießliches  hervorgehen 
kann. 

Der  unheimliche  Kampf,  ausgelöst  durch  die  Not  des  Krieges, 
verdankt  einer  einzigen  forstpolitischen  Unterlassung 
seine  Entstehung  und  Schärfe,  und -es  fällt  heute  schwer,  sie 
wieder  gutzumachen. 

Unter  dem  Drucke  der  großen  Hochwasserschäden  in  der 
zweiten  Hälfte  des,  19.  Jahrhunderts,  sind  in  den  70er  und  80er 
Jahren  alle  europäischen  Staaten  daran  gegangen,  ihr  Forstwesen 
in  den  Dienst  des  allgemeinen  Wohles  zu  stellen  und  haben 
der  Benützung  der  Wälder  enge  Schranken  gewiesen.  Bei  diesem 
erstmaligen  Eingriffe,  von  dem  vor  allem  rasche  Hilfe  erwartet 
wurde,  handelte  es  sich  vorerst  um  die  Eindämmung  einer  wirt- 
schaftlichen Tendenz,  die  die  Länder  mit  der  völligen  Entwaldung 
und  der  unausbleiblichen  Verödung  großer,  blühender  Gebiete 
bedrohte.  Die  erwachte,  neue  Transport-  und  Verwertungsmög« 
lichkeiten  bietende  Verkehrswirtschaft  brach  mit  elementarer  ( iowal; 
in  bis  dahin  unerschlbssenen  Gegenden  ein  und  hat  durch  starke 
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Steigerung  der  Holzpreise  einen  willkommenen  Anlaß  zum  raschen 
Abtrieb  dieser  neuen,  plötzlich  wertvoll  gewordenen  Vermögens- 
objekte gegeben.  Da  nun  aber  inzwischen,  nicht  so  sehr  die 
Erkenntnis,  als  vielmehr  nur  die  Vermutung  aufstieg,  daß  der  Wald 
nicht  nur  Holzproduktionsstätte  ist,  sondern,  insbesondere  durch 
seine  mechanischen  und  wasserwirtschaftlichen  Wirkungen  auch 
überaus  wichtige  kulturpolitische  Aufgaben  zu  erfüllen  hat,  war 
es  geboten,  der  wahllosen  Zerstörung  dieser  Wohlfahrtsspender 
und  -Hüter  mit  starker  Hand  ein  Ende  zu  bereiten.  Diese  Auf- 
gabe hatten  die  Forstgesetze  jener  Periode  zu  erfüllen  und  sie 
taten  ihren  Dienst.  Wenn  sie  heute  dennoch  bekritelt  und  be- 
mängelt werden,  weil  sie  und  ihre  Grundsätze  sich  in  letzter  Zeit 
nicht  mehr  bewährt  haben,  so  läßt  man  ihnen  Unrecht  wider- 
fahren. Alle  diese  Not-Gesetze,  mögen  sie  noch  so  gründlich 
gewesen  sein,  konnten  logischerweise  nur  Provisorien  bilden,  auf 
die  der  Aufbau  eines  rationellen  Forstwesens  hätte  folgen  müssen. 
Ein  solcher  unterblieb  jedoch.  Nach  dem  ersten  Anlauf,  der  eine 
gewisse  Sicherheit  schuf,  nahm  auch  das  Interesse  am  Wald  ab 
und  so  gelangten  in  keinem  der  seit  den  8oer  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts,  geschaffenen  Forstgesetze,  neue,  den  wissenschaft- 
lichen Fortschritten  gemäße,  forstpolitische  Gesichtspunkte  zur 
Geltung.  Die  Provisorien  sind  selbst  zu  Dauer-Systemen  gewor- 
den und  es  ist  kein  Wunder,  wenn  sie  mit  der  Zeit  versagten. 
Doch  sind  diese  Versager  kein  belastendes  Erbe  der  Väter,  son- 
dern der  Erwerb  jener,  die  es  unterlassen  haben,  das  vor  40  Jah- 
ren begonnene  Werk  fortzusetzen. 

Vier  Jahrzehnte  hindurch  ist  es  nicht  für  nötig  erachtet 
worden,  zwei  Generationen  von  Forstwirten  haben  weder  Zeit 
noch  Gelegenheit  gefunden,  sich  die  Frage  zu  stellen,  ob  auch 
jene  örtliche  Verteilung  der  Wälder,. die  durch  die  alte 
Forstgesetzgebung,  zur  Verhütung  weiterer  Verheerungen,  für  den 
Augenblick  festgebannt  worden  ist,  auf  die  Dauer  zu  erzwingen, 
sich  rechtfertigen  läßt  oder  überhaupt  einen  wirksamen  Schutz 
des  Landes  gewährleistet.  Ein  ernster  Anlauf  zur  rationellen 
Verteilung  der  Waldflächen,  die  auf  die  Provisorien  jener 
Jahre  hätte  vernünftigerweise  folgen  müssen,  ist  nirgends  unter- 
nommen worden  und  unter  den  Folgen  dieser  Unterlassung  leiden 
heute  Land-  und  Forstwirtschaft,  aber  auch  die  Gesamtheit  glei- 
cherweise. Auf  reichen  Böden  stehen  noch  heute  ausgedehnte 
Herrschaftswälder  und  erschweren  die  Lösung  dringender,  sozialer 
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Aufgaben,  während  unaufgeforstete  Oedländereien,  verödende 
Mißbrauch-Weiden  usw.  Jahr  für  Jahr  steigenden  Schaden  ver- 
ursachen. Es  wäre  die  höchste  Zeit,  diesem  Zustande  ein  Ende 
zu  bereiten. 

In  meiner  >  Forstpolitik  in  Ungarn«  habe  ich  im  Jahr  19 14 
das  erste  Mal  die  Forderung  aufgestellt,  Wälder,  die  keinem 
Schutzzwecke  dienen,  der  freien  Verfügung  der  Besitzer  zu  über- 
lassen und  dafür  gefährdete  Gebiete  aufzuforsten  und  habe  sie 
seither  einigemal  wiederholt.  Gewiß,  ich  bin  dafür  von  Seiten 
meiner  Fachgenossen  nicht  immer  mit  Komplimenten  bedacht 
worden,  doch  es  bleibt  dennoch  dabei,  daß  »die  zwangsweise  Er- 
haltung nicht  Schutzwaldcharakter  tragender  Wälder  in  keiner 
Weise  gerechtfertigt  werden  kann.  Sie  mutet  der  Volkswirtschaft 
einen  unbegründeten  Verzicht  auf  eine  eventuelle  höhere  Pro- 
duktivität zu.  Gesetzesmaßnahmen  aber,  die  den  Weg  zur  mög- 
lichst hohen  Gütererzeugung  versperren  und  sich  berechtigten 
wirtschaftlichen  Interessen  entgegensetzend,  überflüssige  Opfer 
fordern,  vergehen  sich  gegen  die  höchsten  Lebensinteressen  des 
Landes*. «  Solche  Gesetze  dürfen,  bei  unserer  ohnehin  gräßlichen 
Not,  unter  keinen  Umständen  weiter  in  Kraft  bleiben. 

Wir  wissen  heute  zur  Genüge,  daß  die  gegenwärtige,  man- 
cherorts für  sakrosankt  gehaltene  Verteilung  der  Waldfläche, 
nichts  weniger  als  das  Ergebnis  wohlüberlegter  Erwägungen  oder 
richtig  erkannter  Notwendigkeiten,  sondern  daß  sie  vielmehr  das 
Produkt  eines  passiven  Verhaltens  und  mannigfacher  Mißbräuche 
ist 1).  Wir  haben  also  gar  keine  Ursachen,  an  ihr  unbedingt  fest- 
zuhalten, wenn  wir  an  ihre  Stelle  etwas  Besseres,  Zweckent- 
sprechenderes zu  setzen  vermögen.    Und  dazu  sind  wir  imstande! 

Wohl  ist  die  »Wissenschaft  vom  Walde«,  die  eigentliche 
Forstwissenschaft,  im  Vergleiche  zu  den  verschiedenen 
Zweigen  der  forstlichen  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  künde,  bisher  sehr  wenig 
Interesse,  Hingabc  und  Förderung  begegnet ;  dennoch  sind  uns 
die  Zusammenhänge  im  Leben  des  Waldes  und  der  Einfluß  des 
Waldes  auf  seine  gesamte  Umgebung,  viel  klarer,  als"  unsetn 
Vorfahren  und  wir  können  diese  tieferen  Einsichten  auch  prak- 
tisch verwenden.  Wir  wissen  heute,  wohin  Wald  unbedingt  ge- 
wo  1  1  eine  Mission  zu  erfüllen  hat,  und  so  sind  wir  auch 
an  die  Stelle  der  bisherigen  Verteilung  des  blinden  Zufalls, 

1)  Vgl.  hiezu  in  Bücktrt  »Kntstehung  der  Volkswirtschaft«,  Zweite  Sammlung 
S.  25  lf.,  d<  über  »Wald  und  Wirtschaft** 
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eine  solche  der  Erwägung  zu  setzen.  Allerdings  wird  auch  die 
noch  kein  Ideal  sein  können;  sie  wird  aber  für  alle  Fälle  zweck- 
mäßiger, als  die  bestehende  1).  Beim  Stand  unsrer  Kenntnisse 
um  den  Wald,  als  mächtigen  Pfianzenverband  mit  ganz  spezifi- 
schen Funktionen,  haben  wir  es  nicht  mehr  nötig,  aus  Furcht 
vor  unberechenbaren  Folgen  einer  Entwaldung,  auf  Böden  zu 
schmarotzen,  auf  welchen,  ohne  Verletzung  öffentlicher  Interessen, 
Landwirtschaft  getrieben  werden  könnte,  anderseits  haben  wir 
die  Pflicht,  landwirtschaftlich  mißbrauchte  oder  überhaupt  nicht 
benützte,  öde  Schutzwaldgebiete  für  'Zwecke  der  forstwirtschaft- 
lichen Pflege  einzufordern  und  den  Schutzwald"  mit  Gesetz  zu 
heiligen. 

Die  Notwendigkeit  dieses  letzten  Mittels  wird,  unter  dem  Ein- 
fluß der  bisherigen  Erfahrungen,  vielfach  in  Abrede  gestellt.  In 
der  Forstgesetzgebung  ist  bisher  einer  Definition  des  Schutz- 
waldes stets  aus  dem  Wege  gegangen  worden.  Mit  Umschrei- 
bungen, mit  der  Bezeichnung  typischer  Schutzwaldlagen  usw. 
trachtete  man  dem  Begriffe  näherzukommen.  Alle  möglichen 
Fälle  konnten  auch  hiebei  nicht  zur  Aufzählung  gelangen  und  so 
wiesen  alle  Gesetze  bedenkliche  Lücken  auf.  Darum  heißt  es 
nun,  eine  Schutzwaldgesetzgebung  sei  überhaupt  überflüssig.  »Was 
heute  not  tut«  —  schrieb  vor  kurzem  ein  schweizerischer  Forst- 
wirt —  »ist  ein  aus  der  Erkenntnis  der  rein  wirtschaftlichen  Be- 
deutung und  Notwendigkeit  unserer  Forstwirtschaft  herausgebo- 
renes Forstwirtschaftsgesetz  an  Stelle  des  jetzigen  Forstpolizei- 
gesetzes. Sind  wir  dadurch  einmal  so  weit,  daß  der  Forstbeamte 
überall,  in  Tal  und  Gebirge,  in  allererster  Linie  Wirtschafter  sein 
kann  und  darf,  so  löst  sich  die  Schutzwaldfrage  von  selbst.« 

Von  forstwirtschaftlichem  Standpunkte  aus  betrachtet  wäre 
diese  These  wohl  richtig,  wenn  wir  schon  heute  überall  Wald 
hätten,  wohin  Wald  gehört.  Doch  gerade  das  ist  noch  nicht  der 
Fall  und  nur  eine  richtige  Schutzwaldgesetzgebung  wird  hierin 
Wandel  schaffen  können.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  der  Schutz- 
wald geheiligt  werden  muß,  wenn  wir  ihn  dauernd  erhalten  wol- 


i)  Nach  dem  gewaltigen  Fortschritte,  den,  auf  diesem  Gebiete,  Englers 
grundlegendes  Werk  über:  »Einfluß  des  Waldes  auf  den  Stand  der  Gewässer«, 
Zürich  1919,  bedeutet,  läßt  sich  übrigens  hoffen,  daß  nun  endlich  doch  noch  eine 
wahre  Forstwissenschaft  entsteht,  die  uns,  wenn  einmal  der  klimatische  Einfluß 
klarer  sein  wird,  exakte  Methoden  liefern  kann,  zur  Bestimmung  des  Schutzwald- 
standortes. 
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len  und  das  kann  nur  im  Wege  solcher  Maßnahmen  erfolgen, 
hinter  welchen  der  Wille  eines  ganzen  Volkes  steht,  also  auf 
dem  Gesetzeswege. 

Die  Schutzwaldfrage  ist  daher  noch  immer  eine  Zentralfrage, 
wie  sie  überhaupt  die  einzige,  große  Frage  der  Forstpolitik 
bildet;  der  Forstpolitik,  als  Teil  der  Kulturpolitik.  Dagegen 
bilden  alle  andern  bisher  darin  behandelten  Fragen  wirtschaft- 
licher und  administrativer  Natur,  Gegenstand  einer  Forst  wirt- 
scha  fts politik. 

Von  der  endgültigen  Lösung  der  Schutzwaldfrage  hängt  nun- 
mehr die  zukünftige  Entwicklung  der  Forstwirtschaft  überhaupt 
und  der  Kulturwert  der  forstwirtschaftlichen  Betätigung  im  be- 
sonderen,  ab. 

Meines  Erachtens  gibt  es  nur  eine  solche  Lösung  dieser 
Frage,  die  alle  kulturpolitischen  Forderungen  restlos  erfüllt.  Sie 
ist  eine  gesetzliche  Bestimmung,  die  alle  jene  Boden- 
flächen, auf  welchen  der  Wald  zum  Schutz  und 
Schirm  des  Bodens  und  der  Produktivität  der 
von  ihm  beeinfiußtenUmgegend  dient  oder  dienen 
würde,  für  Schutzwaldgebiete  erklärt,  die  An- 
spruch auf  öffentliche  Aufsicht  und  Wirtschafts- 
kontrolle, eventuell  auch  auf  staatliche  Auffor- 
stung undPflege  haben.  Demgegenüber  wären  alle  andern, 
nicht  auf  diesen  Flächen  befindlichen,  aus  wirtschaftlichen  oder 
andern  Gründen  weiter  bestehen  bleibenden  oder  in  der  Zu- 
kunft zu  errichtenden  Waldungen,  von  staatlicher  Bevormundung 
zu  befreien  und  —  im  Rahmen  der  allgemeinen  Bestimmungen 
des  Forstschutzes  —  der  freien  Verfügung  der  Besitzer  zu  über- 
lassen. (So  wie  der  Staat  sich  auch  darum  nicht  zu  kümmern 
hat,  ob  jemand  auf  seinem,  keinen  unmittelbar  öffentlichen  In- 
teressen dienenden  Boden  Raps  oder  Kartoffel  anbaut,  darf  er 
auch  nicht  eingreifen,  wenn  ein  Besitzer  Holz  zu  züchten  wünscht. 
Nicht  die  Forstwirts  ch  a  ft  begründet  —  vom  allgemeinen 
Schutzdienst  abgesehen  —  eine  »Forstpolizey«,  sondern  erst  die 
wichtige  Rolle  und  Aufgabe  des  Schutzwaldes.) 

Nur  die  Durchführung  einer  solchen  neuen  Landnahme  auf 
rationeller  Basis,  deren  Schwierigkeiten  uns  bewußt  sind,  doch 
von  einer  Befürwortung  nicht  abzuschrecken  vermögen,  kann  den 
großen  Gegensatz,  der  heute  zwischen  Land-  und  Forstwirtschaft 
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einerseits,  Waldschutzbedürfnis  und  tatsächlicher  Schutz  anderseits 
klafft,  überwinden.     Und  ein  Ausgleich  tut  dringend  not. 

Simplex  sigillum  veri! 

Die  vorgeschlagene  Lösungsart  schafft  klare  Verhältnisse  und 
macht  alle  jene  gekünstelten  und  forcierten  Unterscheidungen  über- 
flüssig, die  —  unter  dem  Drucke  wirtschaftlicher  Notwendigkeiten 
und  berechtigter  Forderungen  der  Waldbesitzer  —  in  den  gelten- 
den Forstgesetzen,  zwischen  Schutz-,  Schon-  und  Nichtschutzwaid, 
zwischen  absolutem,  relativem  und  freiem  Waldboden  gemacht 
worden  sind  und  dem  Mißbrauch,  bekanntlich,  Tür  und  Tor  ge- 
öffnet haben.  Sie  schützt  vor  unberechtigten  Forderungen  der 
Landwirte,  denn  den  nach  bestem  Wissen  der  Zeit  bestimmten 
Schutzwald  werden  auch  sie  respektieren.  Durch  allgemeine  Wirt- 
schaftskontrolle des  Staates  löst  sie  auch  das  Problem  der  Mehr- 
produktion ;  sachkundige  Forstwirte  werden  überall  die  Hand  am 
Werke  haben  können. 

Auf  diese  Weise  wird  dann  die  Bevorzugung  der  ungleich- 
artigen Bestandesformen,  die  ständig  damit  verbundene  Ueber- 
schirmung  des  Bodens,  das  innige  Ineinandergreifen  von  Jung- 
wuchs und  Mutterbestand,  die  Produktionskräfte  des  Bodens  und 
des  Bestandes  wirklich  erhalten  und  vermehren. 

Natürlich  hat  eine  erfolgreiche  Staatsaufsicht  eine  sehr  heikle 
Vorbedingung :  die  Reorganisierung  der  forstlichen  Fachbil- 
dung. Ohne  eine  solche  wird  jede  tiefgehende  Beeinflussung 
der  Forstwirtschaft  Schiffbruch  erleiden  müssen,  und  zwar  vor 
allem  beim  Privatwald ;  nicht  so  sehr  weil  sich  die  Besitzer,  schon 
aus  Prinzip,  gegen  jede  obrigkeitliche  Einmischung  wehren,  als 
vielmehr  aus  dem  Grunde,  weil  diese  Beeinflussung  wirtschaft- 
en, —  von  nicht  entsprechend  vorgebildeten  Organen  ausge- 
übt —  viel  größeren  Schaden  verursachen,  empfindlichere  Opfer 
fordern  wird,  als  durch  technische  Vorteile  wettgemacht  werden 
könnte. 

Technisch  ist  der  Forstmann  heute  —  im  allgemeinen  — 
vorzüglich  gebildet,  wenn  ihm  auch  auf  dem  Gebiete  der  Forst- 
benutzung noch  manches  mit  Vorteil  beigebracht  werden 
könnte.  Dagegen  ist  seine  ökonomische  Bildung  kläglich. 
Gelingt  es  aber  nicht,  seinen  Bildungsgang  in  der  Richtung  der 
Handelskunde  zu  erweitern  und  durch  und  durch  mit  wirtschaft- 
lichem Geist  zu  tränken,  wird  er  zukünftigen,  höheren  Aufgaben 
nicht    gewachsen    sein.       Durch    Verwirrung    grundverschiedener 
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Gesichtspunkte  hat  man  in  der  Försterwelt  eine  eigenartige  Ab- 
neigung gegen  wirtschaftliche  Erwägungen  aufkommen  lassen,  die 
nun  sogar  in  Aeußerlichkeiten  so  weit  geht,  daß  die  forstliche 
Rentabilitätslehre  z.B.  >forstliche  Statik«  betitelt  werden  muß, 
weil  sie  eben  lehrt,  wie  Aufwendungen  und  Einkünfte  im  Gleich- 
gewicht zu  halten  sind.  Gewinnberechnungslehre  würde  zu  sehr 
nach  Profitwirtschaft  riechen  und  der  holzgerechte  Forstmann 
schaudert  davor  schon  in  Gedanken  zurück. 

Erst  wenn  dieser  Geist  tot  sein  wird,  ein  Geist,  der  völlig 
außer  acht  läßt,  daß  heute  jede  Wirtschaft  Geld-Ertragswirtschaft, 
d.  h.  Gewinn-,  Profitwirtschaft  ist,  ja  sein  muß,  erst  wenn  es  dem 
Forstmann  ins  Blut  übergegangen  ist,  daß  die  Waldwirtschaft 
keine  Ausnahme  bildet,  sondern  in  ihr,  ebenso  wie  in  allen  an- 
dern Wirtschaftszweigen,  das  ökonomische  Prinzip :  den  möglichst 
größten  Effekt  mit  den  relativ  kleinsten  Mitteln  zu  erreichen  — 
volle  Gültigkeit  besitzt  und  daß  ihre  Leistungen  daran  gemessen  wer- 
den müssen,  wie  sie  diesem  Prinzipe  nachlebt,  erst  dann  wird 
dafür  volle  Garantie  geboten  sein,  daß  die  ihnen  anvertrauten 
Wälder  nicht  nur  technisch,  sondern  auch  ökonomisch  richtig 
verwaltet  werden. 

2.  Die  Not  der  Privatforstwirtschaft. 

I.  Der  Schrecken  aller  Mehrproduktions-Programme,  forstge- 
nossenschaftlicher Parteigänger,  Betriebsplan-Apostel  und  Deva- 
stations- Auguren  war  von  jeher  und  ist  noch  immer  der  Pri- 
vatwald. An  ihn  hat  sich  nicht  einmal  der  Gesetzgeber  richtig 
herangewagt,  wiewohl  er  dem  Mißbrauch  am  allermeisten  aus- 
gesetzt ist. 

Was  ist  da  schon  nicht  alles  versucht  worden,  um  Wandel 
zu  schaffen,  um  Indolenz  und  Unwissen  der  Privatwaldbesitzer 
zu  bekämpfen  ?  Und  es  nützt  gar  nichts.  Der  Privatwald  kann 
nicht  an  Ordnung  gewöhnt  werden. 

Wo  liegt  der  Grund  ?  Wohl  tiefer  als  wo  Indolenz  und  Un- 
wissen wurzeln,  ansonst  schon  längst  alles  zur  Ruhe  gekommen 
wäre.  Und  wahrlich,  hätten  die  Tonangeber  der  grünen  Farbe 
mehr  ökonomischen  Sinn  und  die  Volkswirte  auch  nur  ein  Quint- 
chen Verständnis  für  forstwirtschaftliche  Produktion,  längst  hätte 
man  darauf  kommen  müssen,  daß  alle  Anomalien  in  der  Privat- 
wirtschaft —  nicht  so  sehr  auf  persönliche  Gebrechen  der 
zer,    als  vielmehr  —  auf  eine  wirtschaftlich  e  Schwie- 
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rigkeit  zurückgehen  und  daß  sie  nur  durch  Ueberwindung  dieser 
abgeschafft  werden  können. 

Diese  Schwierigkeit  wird  durch  den  Gegensatz  heraufbe- 
schworen, der  zwischen  den  Bedürfnissen  der  Besitzer  und  der 
Natur  des  Waldertrages  besteht. 

Forstwirtschaft  ist  Rentenwirtschaft  mit  periodisch,  regelmäßig 
wiederkehrenden  gleichen  Erträgen,  die  erzielt  werden,  indem 
zuerst  ein  großes,  im  Alter  den  Ertragsperioden  gemäß  abgestuftes 
Holzkapital,  das  Hauptproduktionsmittel  der  Forstwirtschaft,  er- 
richtet, aufgespart  und  es  sodann  als  »Zeit- Automat«  in  Betrieb 
gesetzt  wird. 

Diesem  —  wenigstens  theoretisch  —  nachhaltig  gleichen  Er- 
trag einer  geregelten  Forstwirtschaft  stehen  die,  mehr  oder  weni- 
ger, immer  fluktuierenden  Bedürfnisse  der  Waldbesitzer  gegen- 
über. Diese  mit  den  Grundsätzen  einer  sich  stets  in  gleicher 
Höhe  bewegenden  Rentenwirtschaft  zu  vereinbaren  ist  nur  sehr 
schwer  oder  überhaupt  nicht  möglich,  denn  sie  lassen  sich  zu- 
meist nur  im  Wege  des  Durchbruches  aller,  aus  dem  Nachhalts- 
wirtschaft erstrebenden  Betriebsplan  sich  ergebenden  Schran- 
ken, befriedigen.  Und  zwar  entweder  so,  daß,  bei  einem  den 
rentenmäßigen  Ertrag  übersteigenden  Bedarf,  neben  diesem  Er- 
trag auch  das  gleicherweise  leicht  verwertbare,  stehende  Kapital 
angegriffen  wird,  oder  aber,  bei  geringerem  Bedarf,  der  fällige 
Ertrag  nicht  behoben  wird,  ungenützt  bleibt  und  so  »sich  kapitali- 
sieren« kann.  In  beiden  Fällen  ist  das-  Gleichgewicht  der  Wirt- 
schaft gestört. 

Oeffentlichen  Verbänden,  mit  ihren  in  der  Regel  konstanten 
Bedürfnissen,  fällt  es  zumeist  nicht  schwer,  ihre  Ansprüche  an 
den  Wald  der  Rentennatur  der  Forstwirtschaft  anzupassen,  wenn 
sich  auch  selbst  in  diesen  Fällen  oft  große  Schwierigkeiten  er- 
geben und  eine  wahre  Wirtschaftlichkeit  vereitelt  wird ;  handelt 
es  sich  z.  B.  um  eine  Anpassung  an  etwaige  Konjunkturen. 

Um  so  weniger  wird  sich  ein  Privatwaldbesitzer  dauernd  an 
die  Bestimmungen  eines  Wirtschaftsplanes  halten  können  oder 
wollen.  Höchstens,  daß  er  an  seinen  Wald  überhaupt  keine  oder 
wenigstens  keine  erheblichen  wirtschaftlichen  Ansprüche  stellt  und 
darauf  verzichtet,  es  irgendwann  zu  tun.  Von  diesem  Ausnahme- 
fall abgesehen,  wird  sich  jeder  Privatwaldbesitzer  aus  allen 
Kräften    gegen    Maßnahmen    wehren,    die   ihn   in    seinem   freien 
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Verfügungsrecht  über  Ertrag  und  Holzkapital  seines  Waldes 
irgendwie  beschränken  könnten.     Aus  naheliegenden  Gründen. 

Der  Wald-Ertrag  und  das  stehende  Kapital  der  Forstwirt- 
schaft —  sind  ein  leichtverwertbares  Sparprodukt.  Als  solches 
ist  der  Wald  von  forstpolitischen  Schriftstellern  stets  mit  Vorliebe 
als  die  »Sparkasse«  des  Besitzers  bezeichnet  worden.  Bei  einer 
Sparkasse  kann  man  nun  in  der  Not,  oder  bei  sonstigen  Anläs- 
sen (Hochzeit,  Taufe,  Tod,  Erbteilung,  Kartenverlust  u.  dgl,  mehr) 
über  die  Zinsen  hinaus  Kapital  abheben  und  das  verlangen  die 
Besitzer  auch  von  der  Wald-Sparkasse.  Diese  Möglichkeit  ist 
es  —  der  Krieg  lieferte  dafür  manche  Beweise  —  die  sich  kein 
Mensch  willig  nehmen  läßt,  weil  es  niemand  weiß,  wann  die  Not 
an  seine  Türe  klopft. 

Daß  diese  Möglichkeit  ganz  bedenkliche  Folgen  haben  kann, 
steht  außer  Zweifel.  Denn  —  um  beim  Bilde  der  Sparkasse  zu 
bleiben  —  die  Einlagen  sind  nie  unerschöpflich  und  es  kann 
leicht  geschehen,  daß  nach  einigen  Abhebungen  nichts  anderes 
übrig  bleibt,  als  das  leere  Einlageheft,  in  welchem  kein  Ast  mehr 
Zinsen  trägt  und  das  selbst  wertlos  ist.  Das  Endresultat  solcher 
Wirtschaft  ist  stets:  kein  Geld  und  kein  Wald  und  die  Allge- 
meinheit darf  leiden  darunter.  Dennoch  wurde  dieser  Zustand 
geduldet  und  weil  man  keinen  Ausweg  kannte,  wurden  die  Pri- 
vatwälder sich  selbst  überlassen.  Mit  welchem  Resultat,  darüber 
könnte  eine  Devastationsstatistik  der  letzten  Jahrzehnte  Aufschluß 
geben,  wenn  es  eine  gut  organisierte  Forststatistik  gäbe. 

In  Staats-  und  Kommunalwaldungen  versucht  man  neuer- 
dings diesen  Schwierigkeiten  mit  Reserven  zu  begegnen.  In 
Privatwäldern  hilft  nicht  einmal  dieses  Mittel. 

Daß  die  Verkehrswirtschaft  sich  seit  einigen  kurzen  Jahr- 
tausenden zur  Ueberbrückung  zeitlicher  Finanzklüfte  einer  Ope- 
ration bedient,  aYm  allerdings  nur  einer  anrüchigen  Profitwirtschaft 
ansteht,  darin  aber  Kredit  heißt,  das  scheint  im  Rahmen  der 
»modernen«  Forstwirtschaft  ebensowenig  bekannt  zu  sein,  als  es 
den  Volkswirten  bekannt  ist,  daß  in  ihrer  vielbeschnüffelten 
»durch  und  durch«  untersuchten  kapitalistischen  Wirtschaft  ein 
nder  Wirtschaftszweig  sich  auf  einer  solchen  Stufe 
ipitalistischen  Periode  befindet,  in  welcher  die  Institution 
des  Kredites  noch  völlig  unbekannt  ist. 

Der  ErTektenbesitzer  kann  seine  Papiere  lombardieren,  der 
Hausb<  itzer   llypothckarkrcdit    nehmen,    der  Landwirt    sein  Gc- 
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treide  im  Lagerhaus  verpfänden,  der  Student  seine  Uhr  ins  Ver- 
satzamt geben,  wenn  sie  Geld  brauchen,  aber  ihre  Güter  aus 
irgendeinem  Grunde  nicht  verkaufen  wollen.  Für  einen  geldbe- 
dürftigen Waldbesitzer  ist  dieses  »nicht  wollen«  eine  Unmög- 
lichkeit. Er  muß  verkaufen  und  wenn  ihm  dadurch  ein  noch  so 
großer  Schaden  entsteht,  er  muß  Produktionsgüter  zerstören, 
sonst  kann  er  nicht  zu  Geld  gelangen.  Ein  Wald,  dessen  Be- 
standeswert z.  B.  5°°  °°°  Mark,  sein  Bodenwert  aber  nur  20000 
Mark  beträgt,  vermag  heute  nur  10 000  Mark  Kredit  zu  erlangen, 
weil  die  Hypothekenbanken  dem  Besitzer  nur  bis  zu  50%  des 
Boden  wertes  Darlehen  gewähren,  während  der  Bestand  kredit- 
los ausgeht. 

Diese  Kreditlosigkeit  ist  die  Ursache,  warum  vor  allem  die 
Privatbesitzer  sich  zu  keiner  nachhaltigen  Bewirtschaftung  ihrer 
Wälder  verpflichten  können.  Angesichts  der  erforderlichen  Opfer 
und  Enthaltsamkeit,  ferner  der  großen  Kapitalien,  die  darin  für 
»ewig«  gebunden  werden  müßten,  erscheint  ihnen  eine  ordnungs- 
gemäße Nachhaltswirtschaft  als  ein  Luxus,  den  sie  sich  in  den 
meisten  Fällen  nicht  leisten  können.  Sie  müssen  sich  für  Zeiten 
der  Not  die  Möglichkeit  offen  halten,  auch  das  Holzkapital  an- 
greifen zu  dürfen.  Nur  den  allerwenigsten  bleibt  es  erspart,  zur 
Deckung  plötzlich  eintretender  Geldbedürfnisse,  Vermögenswerte 
anzugreifen  und  das  erste  solcher  Auskunftsmittel  war  noch  von 
jeher  die  »Sparkasse«,  der  Wald.  Not  und  Elend  der  Menschen 
waren  noch  stets  Untergang  des  Waldes. 

Diese  verderbliche  Beziehung  kann  aufgelöst  werden,  wenn 
aus  dem  Walde,  —  um  weiter  bei  unserm  Bilde  zu  bleiben  — , 
ein  Safe  depot  gemacht  wird,  dessen  Inhalt  lombardiert,  belehnt 
werden  kann,  ohne  untergehen  zu  müssen.  Mag  dann  das  Geld 
»roullieren«,  so  lustig  es  nur  kann,  der  Wald  bleibt  er- 
halten.   Und  er  wird  immer  wieder  neues  Geld  schaffen  können. 

In  der  Organisierung  des  Forstkredites  erblicke  ich  nun  eine 
der  wirtschaftlichen  Hauptaufgaben  der  modernen  Forstverwaltung. 
Ohne  ihre  Lösung  gibt  es  nicht  jenen  stetigen  Fortschritt,  ohne 
welchen  unser  Wirtschaftsleben  verkümmern  müßte.  Nur  dann, 
wenn  es  gelingt,  der  Forstwirtschaft  jene  Anpassungsfähigkeit  an 
Konjunkturen  und  wechselnde  Geldbedürfnisse  zu  verleihen,  die 
andere  Wirtschaftszweige  sich  bereits  längst  mit  Hilfe  der  mo- 
dernen Geld-  und  Kreditwirtschaft  angeeignet  haben  und  die 
ihnen    ermöglicht,    ihre    Maßnahmen    ohne    irgendwelche  Neben- 
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rücksichten  einzig  und  allein  im  Zeichen  der  höchsten  Wirtschaft- 
lichkeit zu  treffen,  nur  wenn  es  gelingt,  eine  ähnlich  bewegliche 
Forstwirtschaft  zu  schaffen,  können  alle  Wälder  eines  Landes  auf 
höchstmögliche  Produktion  gebracht  werden.  Und  das  sollte  doch 
gar  nicht  so  schwer  sein;  um  so  weniger  als  bei  einer  richtigen 
Organisation  des  Forstkredites  (der  nun  einmal  einen  in  der  be- 
sonderen Art  der  Forstwirtschaft  begründeten  eigenen  Aufbau 
bedarf),  sich  ganz  unerwartetervveise  Zusammenschlüsse  und  wirt- 
schaftliche Beeinflussungsmöglichkeiten  ergeben,  die  für  einen 
Aufstieg  sichere  Gewähr  leisten. 

IL  Die  unerläßliche  Vorbedingung  jedes  Kredites  ist  die 
Sicherheit.  Der  Mangel  dieser  Grundlage  hielt  bis  jetzt  die  Kre- 
ditwirtschaft vom  Walde  fernab.  Sie  ergibt  sich  beim  Walde 
nicht  von  selbst,  sie  muß  bewußt  geschaffen  werden. 

Als  erste  Notwendigkeit  ergibt  sich  hier  die  Schaffung  einer 
Möglichkeit,  den  Wald  gegen  jede  Schädigung,  die  ihn  in  seinem 
Werte  beeinträchtigen  könnte,  versichern  zu  können.  Eine 
Schadenversicherung  des  Waldes  gibt  es  —  mit  Ausnahme  einiger 
Versuche  auf  dem  Gebiete  der  Waldbrandversicherung  —  gegen- 
wärtig noch  nicht.  Es  ist  dies  ein  Mißstand,  der  nicht  nur  vom 
Standpunkte  des  Waldbesitzers  zu  beklagen  ist,  sondern  auch 
von  dem  des  Forst-  und  Volkswirtes  dringende  Abschaffung  for- 
dert, denn  die  Vernichtung  eines  Waldes  bedeutet  den  Verlust 
eines  in  jahrzehntelanger  Arbeit  errichteten  Produktionsmittels. 

Von  dieser  Erwägung  ausgehend  sind  auch  in  Deutschland 
die  ersten  Versuche  auf  dem  Gebiete  der  Waldbrandversicherung 
gemacht  worden.  Die  Gladbacher  Feuerversicherungsanstalt  pflegt 
seit  23  Jahren  diesen  Zweig  der  Feuerversicherung  und  die  Rhein- 
ländische Provinzial-Feuerversicherungs-Sozietät  hat  ihn  1907  eben- 
falls in  ihren  Geschäftskreis  einbezogen.  Die  erzielten  Erfolge 
sind  jedoch  nicht  befriedigend.  Weder  Versicherungsnehmer  noch 
-geber  sind  von  ihnen  erbaut.  Die  Besitzer  versichern  —  wenn 
sie  es  schon  tun  — ,  nur  die  am  meisten  gefährdeten  jungen  Be- 

le,  wodurch  die  Gesellschaften  —  trotz  den  hohen  Prämien, 

ie  nehmen  müssen  —  große  Risiken  laufen  und  sie  zwingen, 
um  sich  zu  schützen,    Bedingungen    zu   stellen,    die   gewiß  nicht 

net  sind,  den  Versicherungsgedanken  im  Kreise  der  Waid- 
besitzer volkstümlich  zu  machen  und  ihm  große  Anhängerschaft 
zu  werben.  Anderseits  ist  es  tatsächlich  äußerst  schwierig,  eine 
Waldversicherung  auf  privatwirtschaftlicher  Grundlage  aufzubauen. 
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Nicht  so  sehr  aus  technischen  Gründen,  wenn  auch  ohne  ent- 
sprechend ausgestaltete  Waldbrandstatistik  gar  nicht  daran  ge- 
dacht werden  kann,  eine  solche  an  die  Hand  zu  nehmen,  sondern 
vielmehr  mit  Rücksicht  auf  die  große  Fluktuation  der  Schaden- 
lälle  und  ihrer  Größe.  Sie  folgen  keiner  Regel,  keinem  > Gesetze« 
und  können  nicht  >berechnet«  werden.     Ein  kleines  Beispiel: 

Es  brannten  in  Preußen  : 
im  Jahre       Wald       verursachter  Schaden 


1905 

1906 

3317  ha 
2266  » 

M. 

787  000 
268  000 

1907 

1908 

1909 

2375  » 
1279  > 

8917  > 

> 

767  100 

130900 

1  698  900 

Bei  dieser  Sachlage  können  Privatunternehmungen  nicht  nur 
keine  billige,  sondern  auch  keine  ausgedehnte  Waldbrandver- 
sicherung zustandebringen. 

Doch  selbst  wenn  alle  diese  Schwierigkeiten  noch  irgendwie 
überbrückbar  wären,  Brandschäden  sind  nur  eine  Art  der  man- 
nigfachen Gefahren,  denen  ein  Wald  ausgesetzt  ist  und  so  er- 
freulich auch  die  Schaffung  einer  befriedigenden  Versicherungs- 
möglichkeit wäre,  sie  allein  kann  nicht  jene  Sicherheit  bieten, 
auf  welche  hin  sodann  risikolos  Kredit  gewährt  werden  könnte. 
Mit  anderen  Versicherungsarten  gegen  Elementarschäden  sind 
jedoch  bisher  noch  nicht  einmal  Versuche  gemacht  worden. 

Der  dadurch  geschaffene  Zustand  der  Unsicherheit,  die  Kre- 
ditoperationen verunmöglicht,  wird  beim  Wald  noch  verschärft 
durch  die  Art  und  Beschaffenheit  der  in  ihm  liegenden  Kapitalien. 
Sie  sind  mobil,  überaus  leicht  verwertbar,  und  können  ohne  Wissen 
des  Kreditgebers  in  ihrem  Bestände  vermindert  werden.  Da  es 
nun  bis  jetzt  an  geeigneten  Organisationen  mangelte,  die  die  treue 
Verwaltung  und  restlose  Erhaltung  dieser  Kapitalien  gewährleistet 
hätten^  konnte  nur  der  immobile  Waldboden  als  Kreditgrundlage 
in  Betracht  kommen.  Der  hat  jedoch  mit  einem  Forstkredit  nichts 
zu  schaffen  und  sein  Wert  verschwindet  neben  dem  des  darauf 
befindlichen  Plolzbestandes. 

Die  nächste  Aufgabe  wäre  daher  durch  entsprechende  Or- 
ganisationen eine  solche  Kreditgrundlage  zu  schaffen,  welche  den 
Gläubigern  die  höchste  Sicherheit  gewährleisten  könnte,  ohne  den 
Besitzern  empfindliche  Opfer  zuzumuten. 

Die  Frage  der  Waldversicherung  wird  sich,  meiner  Ansicht 
nach,  nur  im  Wege  einer  Landes -Zwangsversicherung  lösen  lassen. 
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Wenn  alle  Wälder  eines  Landes  auf  diese  Weise  versichert  wer- 
den, läßt  sich  die  Versicherung  mit  einer  ganz  minimalen  Belastung 
der  Besitzer  durchführen.  (Für  Preußen  z.  B.  ist  ein  Waldbrand- 
risiko von  2/io"°/oo  berechnet  worden,  während  in  der  Gebäude- 
und  Mobiliarversicherung  mit  einem  Minimalsatz  von  i°/00  ge- 
rechnet wird.)  Durch  den  Einfluß  der  Versicherungsstelle  auf 
Forstschutz  und  Bewirtschaftung  der  jungen  Bestände  könnte  ein 
weiterer  Nutzen  gestiftet  werden. 

Gläubigerschutz  dürfte  sich  am  leichtesten  im  Wege 
privater,  landschaftlicher  oder  sonstiger  gemeinwirtschaftlicher 
Treuhandgesellschaften  oder  auch  durch  eigens  hiefür  ins  Leben 
zu  rufende  Kontrollstellen  der  Gläubigerorganisationen  schaffen 
lassen. 

Eine  einfache  und  übersichtliche  Organisation  betrifft  der 
folgende  Vorschlag,  den  ich  hiemit  zur  Diskussion  unterbreite : 

Es  wären  Landes-Forstkassen  zu  errichten,  die  die 
nachstehenden  Aufgaben  zu  erfüllen  hätten : 

i.  Durchführung  der  allgemeinen  Waldversicherung,  nach 
dem  System  eines  die  Altersklassen  der  Bestände  zur  Grundlage 
nehmenden  Umlageverfahrens. 

2.  Die  Errichtung  und  Leitung  von  Kreditschutzämtern. 
Diese  hätten  Belastungskataster  zu  führen,  die  Bewirtschaftung 
der  belasteten  Wälder  zu  beaufsichtigen  oder  auch  völlig  zu  be- 
sorgen. 

3.  Die  Vornahme  und  Ueberprüfung  von  Waldbeschreibun- 
^en  und  Schätzungen,  die  zur  Grundlage  einer  Kreditoperation 
dienen. 

4.  Eventuelle  Errichtung  und  Leitung  eines  Forst- Kre- 
ditinstitutes, dem  das  Recht  der  Emission  von  Forsthypo- 
thekarobligationen einzuräumen  wäre  und  dessen,  nach  entspre- 
chenden Hinterlagen  erübrigender  Gewinn  zur  Ermäßigung  und 
Stabilisierung  der  Waldversichcrungsumlagen,  zu  Oedlandauf- 
forstungen  und  zur  Förderung  der  Forststatistik  und  "des  forst- 
lichen Versuchswesens  verwendet  werden  könnte. 

Auf  diese  Art  ließen  sich  alle  wirtschaftlichen  Bedürfnisse 
unseres  Forstwesens  an  einer  Stelle  befriedigen.  Den  daraus  ent- 
ernden Vorteilen  können  kleine  Detailbedenken  wirklich 
nicht  viel  anhaben. 

Auf  welchem  Wege  nun  die  Lösung  der  besprochenen  Pro- 
bleme immer  kommt,  die  Produktivität    der  Forstwirtschaft  kann 


468  Dr.  Leo  Weisz:  Forstpolitische  Kernfragen. 

nur  dann  gesteigert  werden,  wenn  neben  den  in  forstlichen  Krei- 
sen lebhaft  erörterten  technischen  und  administrativen  Verbesse- 
rungen, auch  auf  die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  und  die 
Notlage  der  Waldbesitzer  Bedacht  genommen  wird.  Denn  nur 
solche  Wirte,  die  ihren  Betrieb  von  augenblicklichen,  oft  nur  per- 
sönlich begründeten  Bedrängnissen  vollständig  emanzipieren,  ihren 
Betrieb  aber  mit  Investitionen  usw.,  intensiver  gestalten  können, 
zu  welchen  ihnen  die  Mittel  der  Wald  selbst  liefert,  vermögen 
sich  eine  geregelte  Nachhaltswirtschaft  zu  leisten.  Und  erst  dann, 
wenn  alle  Waldbesitzer  dieser  Art  sein  werden,  hat  die  Stunde 
einer  modernen  Forstwirtschaft  geschlagen.  Dazu  be- 
darf es  in  erster  Reihe  der  Zusammenarbeit  von  Forst-  und 
Volkswirten.     Hiezu  wollen  diese  Ausführungen  einladen. 
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DIE  NEUEN  REICHSSTEUERTARIFE  VOM 
MATHEMATISCHEN  STANDPUNKT  AUS. 

Vortrag,    gehalten  in   der  Abteilung  Mathematik  auf  der  86.  Versammlung 
Deutscher  Naturforscher  und  Aerzte  in  Bad  Nauheim. 

Von 

Dr.  P.  RIEBESELL,  Hamburg. 

Mehrfach  ist  von  einzelnen  Mathematikern  die  Forderung 
erhoben,  daß  bei  der  Aufstellung  neuer  Steuertarife  der  Mathe- 
matiker gehört  werden  müsse.  Leider  ist  bei  den  neuen  Reichs- 
steuergesetzen dieser  Forderung  nicht  Genüge  getan.  Die  Folge 
ist  denn  auch,  daß  sich  in  ihnen  zahlreiche  grobe  Verstöße  gegen 
die  mathematische  Tariftheorie  finden. 

Die  primitivste  Art  von  Tarifen  sind  die  sogenannten  Steuer- 
satztarife. Bei  ihnen  wird  einer  bestimmten  Stufe  der  Steuer- 
basis ein  fester  Steuersatz  in  Mark  zugeordnet.  Also  etwa  für 
1000 — 1100  M.  Einkommen  sind  100  M.  Steuer  zu  zahlen,  für 
1100 — 1200  M.  Einkommen  sind  120  M.Steuer  zu  zahlen  usw. 
Diese  Tarife  haben  erstens  den  Nachteil,  daß  an  den  Grenzen 
erhebliche  Sprünge  auftreten  und  zweitens  den,  daß  der  prozen- 
tuale Steuerfuß  innerhalb  einer  Stufe,  anstatt  zu  steigen,  sinkt. 
Von  einer  durchgängigen  Progression  kann  also  keine  Pvede  sein. 
Ferner  wird  an  den  Grenzen  ein  Zensit  häufig  so  hoch  besteuert, 
daß    er    ein    geringeres  Einkommen    usw.  behält  als  ein  anderer, 

ursprünglich  einer  niederen  Stufe  angehörte.     Besser  sind  die 

nannten  Steuer fußtarifc.  Bei  ihnen  wird  einer  bestimmten 
Stufe  der  Steuerbasis  ein  bestimmter  Steuerprozentsatz  zugeordnet. 
Also  etwa  für  1000 — 1 100  M.  Einkommen  werden  10  Proz.  Steuer, 
für  1 100 — 1200  M.  Einkommen  11  Proz.  bezahlt  usw.  Sprünge 
sind  auch  hier  nicht  vermieden,  und  innerhalb  einer  Stufe  ist  die 
Progression  durch  Proportionalität  abgelöst.  Einen  weiteren  Fort- 
schritt stellen  die    sogenannten  Teils  tre  <.  k  r  n  t  a  ri  fe  dar.     Bei 
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ihnen  wird  die  Steuerbasis  in  einzelne  Stufen,  Teilstrecken,  ge- 
teilt, und  jeder  Strecke  wird  ein  besonderer  Streckenfuß  zuge- 
ordnet. Z.  B.  werden  für  ein  Einkommen  bis  I  ioo  M.  10  Proz. 
Steuer  erhoben,  für  die  nächsten  ioo  M.  II  Proz.,  für  die  darauf 
folgenden  ioo  M.  12  Proz.  usw.  Große  Sprünge  sind  dadurch 
vermieden ,  für  die  Brauchbarkeit  des  Tarifs  kommt  es  aber 
darauf  an,  daß  die  Teilstrecken  und  die  Streckenfüße  in  be- 
stimmter Weise  gewählt  werden.  Als  mathematisch  ideal  kann 
nur  der  Form  e  ltarif  bezeichnet  werden.  Bei  ihm  ist  die  Steuer 
als  stetige  Funktion  der  Steuerbasis  dargestellt.  Es  handelt  sich 
also  bei  ihm  um  die  Ermittlung  der  Funktion 

y  =  f(x), 

wo  beispielsweise  x  das  Einkommen  und  y  die  Steuer  darstellt. 
Für  komplizierte  Formen  von  f  (x)  genügt  es,  eine  graphische 
Darstellung  der  Abhängigkeit  von  y  zu  besitzen,  so  daß  zu 
jedem  x  das  y  abgelesen  werden  kann.  Einen  solchen  Tarif 
wollen  wir  als  Kurventarif  bezeichnen. 

Während  die  Steuersatztarife  endgültig  beseitigt  zu  sein 
scheinen  (allerdings  findet  sich  bei  einer  Nebenbestimmung  im 
§  14  des  Umsatzsteuergesetzes  noch  ein  derartiger  Tarif),  findet 
sich  ein  Steuerfußtarif  noch  in  dem  Gesetz  über  eine  außer- 
ordentliche Kriegsabgabe  für  das  Rechnungsjahr  1919  vom 
10.  IX.  19.  Es  wird  dort  im  §  23  der  Mehrgewinn  der  inlän- 
dischen Gesellschaften  nach  folgenden  Grundsätzen  besteuert: 
Einerseits  richtet  sich  der  Steuerfuß  nach  der  Höhe  des  Mehr- 
gewinns, anderseits  nach  der  Höhe  des  Gewinns  im  Verhältnis 
zum  Kapital.  Eine  tabellarische  Darstellung  des  §  23  ergibt 
folgendes  Bild. 


Gewinn  v.  H.  des  K  £ 

t  p  i  t  a  1  s 

Mehrgewinn 

bis  8 

8-  10 

10—15 

15—20 

20—25 

über 

in   1000  M. 

v.  H. 

v.  H. 

v.  H. 

v.  H. 

v.  H. 

25  v.  H. 

0—     50 

40 

40 

40 

40 

40 

40 

50 —    IOO 

40 

48 

48 

48 

48 

48 

IOO —    200 

40 

48 

56 

56 

56 

56 

200—    300 

40 

48 

56 

64 

64 

64 

300 —    50O 

40 

48 

56 

64 

72 

72 

500 — IOOO 

40 

48 

56 

64 

72 

80 

über    1000 

80 

80 

80 

80 

80 

80 

Die  unglaublichen  Spünge,  die  geradezu  zu  falschen  Dekla- 
rationen verleiten,  sind  sofort  zu  ersehen.  So  müssen  in  der 
ersten    Spalte    bei    einem    Gewinn    von  1   Million  M.  400000  M. 


Die  neuen  Reichssteuertarife  vom  mathematischen  Standpunkt  aus.        aj\ 

bezahlt  werden,  beträgt  der  Gewinn  nur  i  M.  mehr,  so  sind 
800000  M.  zu  zahlen.  Als  Beispiel  für  einen  Teilstreckentarif 
nennen  wir  das  neue  Einkommensteuergesetz.  Leider  sind  die 
Teilstrecken  ganz  unregelmäßig  gebildet,  wie  aus  der  nachfolgen- 
den Tabelle  hervorgeht,  während  die  Streckenfüße  der  Reihe 
nach  die  Zahlen  von   10  bis  60  durchlaufen. 


Streckenfüße 

15  Strecken 

von 

der 

Länge 

I  000 

10 — 24 

5 

» 

> 

> 

2  000 

25—29 

5 

> 

> 

> 

3  coo 

30—34 

10         > 

> 

» 

> 

5  000 

35—44 

5 

» 

> 

» 

10  000 

45—49 

3 

> 

T> 

» 

20  000 

50-52 

2         > 

> 

> 

30  000 

53—54 

1         > 

* 

» 

> 

40  000 

55 

4 

> 

> 

> 

50  000 

56-59 

1          > 

» 

» 

» 

00 

60 

Die  Folge  ist,  daß  von  einer  regelmäßigen  Progression  auch 
hier  keine  Rede  sein  kann.  Die  folgende  Tabelle,  in  der  die 
Steuerfüße  zu  den  in  geometrischer  Progression  fortschreitenden 
Einkommen  berechnet  sind,  zeigt  ohne  weiteres,  namentlich  in 
der  letzten  Kolonne,  die  völlige  Regellosigkeit  der  Progression. 


Einkommen 

Steuerfuß 

1.  Differenz 

2.  Differenz 

1  500 

0 

3  000 

5.17 

5.17 

6  000 

8,83 

3.66 

—   i,5i 

12  000 

12,92 

4,09 

+  °>43 

24  000 

18,88 

5,96 

+   1,87 

48  000 

25,71 

6,83 

-f  0,87 

96  000 

33,15 

7,44 

-j-  °,6 1 

192  000 

4M3 

7.98 

■f  °'54 

384  000 

48,06 

6,93 

—   1,05 

768  000 

53,76 

5,70 

—   1,23 

1  536  000 

56,88 

3,12 

—  2,58 

Aehnliche  Unstimmigkeiten  finden  sich  auch  in  dem  Tarif 
für  das  Reichsnotopfer. 

Zur  Entwicklung  eines  richtigen  Formeltarifs  sind  zunächst 
in  Abb.  I  die  verschiedenen  Möglichkeiten  des  Verlaufs  dar- 
gestellt.    (Siehe  Abb.   I  S.  472.) 

Die  Kurve   1   liefert    die  Proportionalsteuer.     Für   sie    ist    , 

dx 


x 


o,  wo  q  =    -  den  Steucrfuß  darstellt. 

essivs 

d'q 


Die    Kurven    2    liefern    die    Progressivsteuern  (--  >  o)  und 


zwar    2  a 


die    regressive    Progressivsteuer  ( ~J  <  o)  und  2  b  die 
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d2q 

progressive  Progressivsteuer  (-— |  >  o).     Die    Kurve  3  zeigt    den 

Verlauf  der  Regressivsteuer  (-j-^<  o).  xo   soll    das  Existenzmini- 
mum darstellen. 

A 


>x 


(Abb.  1.) 

Es  handelt  sich  nun  um  die  Ermittlung  der  Funktion  y  =  f  (x) 
oder 

q  =  cp  (x). 

Selbstverständlich  kann  der  Mathematiker  nicht  von  sich  aus 
den  ganzen  Verlauf  der  Funktion  a  priori  berechnen.  Die  Grund- 
daten —  d.  h.  das  Existenzminimum,  den  Anfangssteuerfuß,  die 
Grundlagen  für  die  Progression,  den  Höchstsatz  des  Steuerfußes  — 
muß  der  Politiker  oder  der  Finanzmann  geben.  Auch  das  ge- 
wünschte Erträgnis  der  Steuer  und  somit  die  Verteilung  der 
Steuern  auf  die  Gesamtbevölkerung  wird  maßgebend  sein.  Sind 
aber  diese  Grundlagen  vorhanden,  so  läßt  sich  das  weitere  auf 
folgendem  Wege  mathematisch  festlegen. 

Nach  der  Werttheorie  hat  I  M.  verschiedenen  Wert,  je  nach- 
dem ob  sie  zu  einem  großen  Vermögen  bzw.  Einkommen  hinzu- 
kommt oder  zu  einem  kleinen.  Der  Wert  einer  Mark  ist  umgekehrt 
proportional  der  vorhandenen  Summe  an  Mark.  Man  kann  auch 
sagen,  daß  die  Genüsse,  die  durch  1  M.  befriedigt  werden  können, 
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ihrer  Intensität  nach  umgekehrt  proportional  dem  vorhandenen 
Gesamtwert  sind.  Die  Wert-  oder  Genußkurve,  die  in  der  Abb.  2 
dargestellt  ist,  hat  daher  die  Gleichung 


c 

<v 

0 

*o 

y   x 

(Abb.  2). 
r\  =  4>  (x),  wo 


*(x)  = 


ist. 


X  +  c 

Der  Gesamtwert  oder  Gesamtgenuß  ist  dann 

a 
G 


J  xx 


dx 


:oX+C 

Soll  die  Steuer  allen  das  gleiche  Opfer  O  auferlegen,  so  muß 
dieses  Opfer  immer  einen  und  denselben  Bruchteil  von  G  dar- 
stellen, d.  h.  es  muß  sein 

O  =  d  •  G, 
wo  d  ein  echter  Bruch  ist. 

Soll  durch  das  ( )pfer  die  Steuer  y  Mark  bestimmt  werden, 
so  muß  sein 

O  =  fx_y  ♦  W  ^. 

Wir  erhalten  daher  die  Gleichung 

r   -^-dx=d.r-4-dx. 

./  x— y  x  -f-  c  J  x    x  +  c 
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Die  Auswertung  dieser  Gleichung  ergibt  Folgendes: 
In  (x  +  c)  -  In  (x  -  y  +  c)  =  d  [In  (x  -f  c)  -  In  (xo  +  c)] 
In  (x  -  y  +  c)  =  (i  -  d)  •  In  (x  +  c)  +  d  •  In  (xo  +  c) 

(x^+c)d 
(x  +c) 

(xo+c)d 


x-y  +  c 


y  =  x  +  c 

y  T  (x  +  c)  d  -  ' 

y  =  (x  +  .)[.-(^] 

Daraus  folgt  in  Annäherung  für  große  x,  wenn  noch  mit 
einem  durch  den  Maßstab  von  q  bedingten  Faktor  p  multi- 
pliziert wird : 

q=Pi,-(*4f)d] 

\x  +  c 

Diese  Gleichung  ist  bereits  früher  von  Tarifmathematikern 
aufgestellt  worden  ohne  Zusammenhang  mit  der  Werttheorie. 
Sie  enthält  vier  Konstante,  durch  vier  Angaben  der  Finanz- 
theoretiker ist  somit  der  ganze  Verlauf  bestimmt.  Durch  die 
obige  Ableitung  wird  die  Bedeutung  der  vier  Konstanten  klar. 
xo  ist  das  Existenzminimum,  d  ist  der  Bruchteil,  der  von  dem 
gesamten  Einkommenwert  als  Steuer  erhoben  wird,  p  ist  der 
Maximalwert  des  Steuersatzes  q,  da  in  der  Gleichung  für  x  =  oo 
das  q  den  Wert  p  annimmt,  c  ist  aus  der  Bedürfnis-  oder  Genuß- 
kurve bestimmt. 

Legt  man  diese  Gleichung  dem  Reichseinkommensteuertarif 
zugrunde  und  berechnet  für  x  =.  1 500  und  p  =  60  die  beiden 
andern  Konstanten    aus    zwei    weiteren  Angaben,    so   ergibt  sich 

z.  B.  für  d  =— ,  c  =  450  Uebereinstimmung  für  x  =  2500,  3500 

und  40000.     Für  die  Zwischenwerte  ergeben  sich  aber  erhebliche 

Abweichungen.     Aehnlich  ist  es  für  d  =  —  und  c  =  300,  wo  sich 

o 

Uebereinstimmung  für  x  ==  8000  und  10  000  ergibt. 

Eine  noch  bessere  Annäherung  an  die  tatsächlichen  Verhält- 
nisse ergibt  sich  durch  eine  andere  Wahl  der  Genußkurve. 
Nimmt   man   die  Gaußsche  Fehlerkurve  für  die  Gruppierung  der 
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Bedürfnisse  um  das  Maximum  herum,  so  ergibt  sich  die  Gleichung 
h         -  h2  (x  -  b)2, 


tfl  = 


s 


/tc 


die  in  Abb.  3  graphisch  dargestellt  ist. 


(Abb.  3). 
Die    Gesamtwertkurve    ist    dann   durch    die   Gleichung  G  = 


x      -  h2  (x 

e  v 

x 


b)> 


dx  und  Abb.  4  dargestellt.     Es    ergibt   sich 


0  x 


(Abb.  4] 


die  charakteristische  Summenkurve  mit  einem  Wendepunkt.  In 
diesem  Falle  ist  es  praktisch,  den  Formeltarif  durch  einen  ange- 
näherten Kurventarif  zu  ersetzen.  Dies  gelingt  am  einfachsten, 
indem  man  die  beiden  Kurventeile  durch  Kreisbögen  ersetzt,  wie 
in  Abb.  5  dargestellt  ist.  Es  müssen  dann  gegeben  sein : 
das  Existenzminimum  xo;  dasjenige  x,  bei  dem  Proportionalsteuer 
eintreten  soll ;  dasjenige  x,  für  das  der  Wendepunkt  stattfinden 
soll;  und  ferner  noch  das  Wachstum  an  einer  Stelle,  da  bei 
anderer  Wahl  des  Maßstabes  für  q  die  Kreise  zu  Ellipsen  würden. 


Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatawinsenich.     1930.     4. 
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Die  Kurve    der  Abb.   5  mit    dem    langsamen    Anstieg    und    dem 
darauf    folgenden    kontinuierlichen    Uebergang    zur   Proportional- 


(Abb.  5). 

Steuer  wird  ohne  weiteres  als  gerechte  Kurve  angesprochen  wer- 
den müssen. 

Für  die  Praxis  mag  es  erwünscht  sein ,  keine  Formel- 
oder Kurventarife  sondern  Teilstreckentarife  zu  haben.  Wir 
müssen  daher  noch  untersuchen,  auf  welche  Weise  aus  einem 
richtig  berechneten  Formel-  oder  Kurventarif  sich  ein  Teilstrecken- 
tarif errechnet. 

Die  Teilstrecken  seien  t0,  tv  t2,  t3, , 

die  zugehörigen  Streckenfüße  q0,  qv  q2,  q2, 

Die  aus  der  Formel  bzw.  der  Kurve  berechenbaren  Steuerfüße  seien 

Po»  Pi»  Pa> . 

Dann  ist:  q0  =  o,  ferner: 

*!  qi  =f  (t0  +  y  Pl 

ti  qi  + 12  q2  =  (K  +  *i  +  y  p2 

*i  qx  +  ta  q2  +  t8  q3  =  (t0  +  t,  +  ta  +  t8)  p3 
Aus  diesen  Gleichungen  sind  nacheinander  die  q  zu  berechnen. 

Dabei  können  die  t  willkürlich,  am  besten  nach  einem  einfachen 

Gesetz  gewählt  werden. 

Aus  den  Ausführungen  dürfte   hervorgehen,    daß  künftig  bei 

Steuertarifen  die  Mathematiker  gehört  werden  müssen1)  und  daß 


1)  Nach  meinem  Vortrage  wurde  mir  mitgeteilt,  daß  auch  im  Reichsfinanz- 
ministerium eine  Kurve  für  die  Einkommensteuer  aufgestellt  sein  soll  und,  umge- 
kehrt wie  hier,  zu  den  gegebenen  Streckenfüßen  10—60  die  Teilstrecken  aus  der 
Kurve    entnommen    sind.     Dazu    ist  zu  sagen,    daß  die  Streckenfüße  in  der  Figur 
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die    bereits    erlassenen  Gesetze    hinsichtlich    der   Tarife    dringend 
der  Revision  bedürfen  1). 


überhaupt  nicht  direkt  abzulesen  sind,  sondern  nur  die  Gesamtfüße.  Es  müssen 
also  aus  den  Streckenfüßen  erst  die  Gesamtfüße  berechnet  werden.  Wie  die 
obigen  Gleichungen  zeigen,  ist  dazu  aber  gleichzeitig  die  Kenntnis  der  Teilstrecken 
nötig,  es  ist  also  das  Verfahren  immer  nur  mit  rohen  Abschätzungen  durchführbar. 
Die  hier  gegebene  Tabelle  zeigt,  daß  es  fehlerhaft  ist.  Außerdem  scheint  die 
zugrundegelegte  Kurve  keineswegs  richtig  gewählt  zu  sein.  Die  Progression  ist 
vom  Anfang  bis  zum  Ende  ohne  System.  Soll  an  der  Ganzzahligkeit  der  Strecken- 
füße festgehalten  werden,  so  müssen  die  Teilstrecken  anders  gewählt  werden. 

i)  Die  Deutsche  Mathematiker-Vereinigung  hat  in  ihrer  Sitzung  vom  21.  Sep- 
tember 1920  ihren  Vorstand  beauftragt,  die  Angelegenheit  weiter  zu  prüfen.  Erst 
bei  der  Korrektur  erhalte  ich  Kenntnis  von  den  Bestrebungen  der  englischen 
Finanzmathematiker.  Dort  wird  von  der  Royal  Economic  Society  ebenfalls  die 
Einführung  von  Steuerformeln  angestrebt.  In  Australien  ist  eine  solche  bereits 
im  Gebrauch.  (Vgl.  Edgeworth^  Mathematical  formulae  and  the  royal  commission 
of  income  tax.  The  economic  Journal,  Vol.  XXX,  Nr.  119,  September  1920. 
London.) 
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ZUR  NEUORDNUNG  DER  AUTONOMEN 
FINANZEN  IN  OESTERREICH. 

Von 

Dr.  RUDOLF  SCHRANIL 

Privatdozent  an  der  Universität  in  Wien. 

I.  Die  autonomen  Verbände,  Länder,  Bezirke  und  Gemein- 
den, deckten  bis  1896  ihren  Bedarf,  soweit  privatwirtschaftliche 
Einnahmen  oder  Verwaltungsbeiträge,  Schulgelder  usw.,  die  immer 
einen  verhältnismäßig  geringen  Betrag  ausmachten,  nicht  langten, 
durch  steuerliche  Einnahmen.  Es  gab  zwei  Gattungen  derselben, 
die  Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern,  zur  Verzehrungs- 
steuer von  Wein  und  Fleisch  und  zur  Linienverzehrungssteuer, 
und  die  selbständigen  Abgaben,  das  sind  eigene  steuer- 
liche Einnahmen,  oft  auch  mit  einem  eigenen  Einhebungsapparat. 
Von  den  letzteren  sind  bei  den  Ländern  die  sogenannten  »Bei- 
träge« der  Verlassenschaften  für  Schulen  und  wohltätige  Zwecke, 
die  Bier-  und  Branntwein-,  später  auch  die  Weinauflagen,  bei 
den  Gemeinden  daneben  noch  namentlich  die  Mietzinsauflagen, 
das  sind  Abgaben  vom  Wohnungsaufwand,  zu  erwähnen.  So- 
wohl die  Zuschläge  als  die  selbständigen  Abgaben  waren  keines- 
wegs übermäßig  hoch.  Die  staatlichen  Steuersätze  wurden  von 
den  autonomen  Abgaben,  sei  es  in  Zuschlagsform  oder  als  selb- 
ständige Abgaben,  nicht  überschritten,  so  daß  das  Schwergewicht 
der  steuerlichen  Belastung  noch  beim  Staate  verblieb. 

Eine  Abgrenzung  der  Steuerhoheit  des  Staates  einerseits 
und  der  autonomen  Verbände  anderseits  hat  es  nicht  gegeben. 
Höchstens  könnte  hier  das  Verbot  der  Einhebung  von  Gemeinde- 
zuschlägen zur  Verzehrungssteuer,  durch  welche  die  Fabrikation 
ober  der  Handel    belastet    wird,    erwähnt  werden1).     Tatsächlich 


i)  Artikel    XV    Abs.    3    des    Gesetzes    vom  5.  März    1862    Reichsgesetzblatt 
Nr.  18    (Reichsgemeindeordnung).     Eine    mittelbare    Abgrenzung    der    Steuerhoheit 
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wurden  aber  gewisse  Abgabenzweige,  wie  die  Zuckersteuer,  die 
Mineralölsteuer,  wenn  wir  von  den  vereinzelten  Tiroler  Gemeinde- 
abgaben auf  Zuckerbäckerwaren  und  den  Tarifen  der  geschlos- 
senen Städte1)  absehen,  von  den  autonomen  Verbänden  nicht 
gepflegt.  Auch  die  Amtsgebühren  und  Verkehrsabgaben  waren 
wenig  in  Uebung. 

2.  In  der  Zeit  von  1896  an  trat  nun  eine  grundsätzliche 
Wandlung  ein.  Der  Staat  begann  einzelne  Abgabenzweige  ent- 
weder allen  autonomen  Körperschaften  oder  wenigstens  den  Län- 
dern zu  versperren.  Ganz  für  sich  vorbehalten  hat  er  die  Ein- 
kommensteuer des  Personalsteuergesetzes  von  18962).  Nur  den 
.Ländern  versperrt  hat  er  seit  1901  die  Branntweinauflagen,  seit 
1916  die  Bierauflagen  und  seit  1919  die  Weinauflagen3).  Da- 
durch wurde  in  der  Abgrenzung  der  Steuerhoheit  ein  großer 
Fortschritt  erzielt.  Die  Gemeinden  und  ebenso  die  Länder  be- 
gannen sich  neuen  vom  Staat  nicht  gepflegten  Abgabenzweigen 
zuzuwenden  und  die  bereits  in  der  früheren  Zeit  bestandenen  An- 
sätze hierzu  weiter  auszubauen.  Sie  wandten  sich  in  immer  stärke- 
enthält auch  §  11  des  Geset7es  vom  21.  Dezember  1867  Reichsgesetzblatt  Nr.  141 
(Staatsgrundgesetz  über  die  Reichsvertretungj. 

1)  Das  sind  jene  Städte,  die  von  einer  Verzehrungssteuerlinie  umgeben  sind, 
an  der  der  Staat  für  sich  eine  Linienverzehrungssteuer  und  die  Gemeinde  Zu- 
schläge zu  derselben  und  selbständige  Abgaben  einhob.  Jetzt  ist  die  Linienver- 
zehrungssteuer im  Bereich  der  Republik  Oesterreich  als  staatliche  Steuer  wegge- 
fallen, Gesetz  vom  22.  Juli   1920  Staatsgesetzblatt  Nr.   364. 

2)  Artikel  XIII  des  Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896  Reichsgesetzblatt  Nr.  220 
und  die  einschlägigen  Landesgesetze  betreffend  die  Freilassung  der  Einkommen- 
steuer von  den  autonomen  Zuschlägen  (z.  B.  Gesetz  vom  24.  Juni  1898  Landes- 
gesetz- und  Verordnungsblatt  für  Niederösterreich  Nr.  49  und  Gesetz  vom  31.  De- 
zember 1909  LGB1.  für  Niederösteneich  Nr.  11  von  1910);  ferner  §  2  des  Gesetzes 
vom  23.  Januar  19 14  Reichsgesetzblatt  Nr.  14;  für  die  Republik  Oesterreich  end- 
lich Gesetz  vom  6.  Februar  1919  Staatsgesetzblatt  Nr.  116.  Vgl.  hiezu  meine 
Ausführungen  in  dem  Aufsatz  »Reichs-  und  Landesfinanzcn  in  Oesterreich«,  Finanz- 
archiv hgg.  v.  Schanz  XXXIV.  Jgg.  S.  415  ff.;  ferner  Paul  Grünwald  »die  Steuern 
Oesterrcichs  im  Frieden  und  im  Kriege«  1918,  Finanz-  und  volkswirtschaftliche 
Zeitfragen,  hgg.  v.  Schanz  und  Wolf  54.  Heft,  S.  87. 

3)  Branntwein:  Art.  III  lit.  B  des  vom  8.  Juli  1901  Reichsgesetz- 
blatt Nr.  86,  §  1  des  Gesetzes  vom  23.  Januar  1914  Reichsgeselzblatt  Nr.  14;  für 
die  Republik  Oesterreich  endlich  Gesetz  vom  6.  Februar  1919  Staatsgesetzblatt 
Nr.  11  Kaiserliche  Verordnung  von  27.  August  1916  Reichsgesetzblatt 
Nr.  270;  für  die  Republik  Oesterreich  Gesetz  vom  6.  Februar  1919  Siaatsgesetz- 
blatt  Ni    Il6.      Wein:   Gesetz  vom  6.  Februar  1919  Staatsgesetzblatt  Nr.  125  (Ueber- 

iktionsbesteuerung)    und  §  4    des    Gesetzes    vom  6.  Februar    1919 
Gesetzblatt  Nr.   116, 
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rem  Maße  der  Luxus-  und  Lustbarkeitssteuer,  namentlich  der  Be- 
steuerung der  Lichtspielhäuser,  der  Lichtsteuer,  der  Kraftwagen- 
steuer zu.  Viel  versprechend,  aber  nach  Kriegsausbruch  bei  der  zu- 
nehmenden Geldentwertung  höchst  bedenklich,  war  seit  dem  Jahre 
191 1  die  Einbürgerung  der  Wertzuwachsabgabe  von  Liegenschaften 
für  die  Länder  und  Gemeinden  (in  Niederösterreich  bloß  für  die 
Gemeinden). 

Trotz  dieser  neuen  Wege  des  autonomen  Abgabenwesens 
waren  doch  noch  die  Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern  des 
Staates  mit  Ausnahme  der  Einkommensteuer  die  Hauptstütze 
der  Landes-,  Bezirks-  und  Gemeindefinanzen. 

Eine  eigenartige  Umwandlung  erfuhren  die  Beiträge  der  Ver- 
lassenschaften.  Sie  wurden  jetzt  zu  Zuschlägen  zu  den  staat- 
lichen Erbgebühren  umgeändert.  Diese  Zuschläge  sind  aber 
staatsgesetzlich  geregelt,  werden  vom  Staat  eingehoben  und  ihr 
Ertrag  wird  vom  Staat  dem  Wiener  Krankenanstaltenfonds  und 
verschiedenen  autonomen  Fonds  für  das  Schulwesen  und  wohl- 
tätige Zwecke,  die  von  den  Ländern  und  der  Gemeinde  Wien 
verwaltet  werden,  überwiesen1). 

Zu  dieser  Summe  von  steuerlichen  Einnahmen  traten  bei 
den  Ländern  seit  1896  zuerst  in  mäßigem  Ausmaße  und  dann 
immer  bedeutsamer  die  allgemeinen  Ueberweisungen  des  Staates 
an  die  Länder.  Sie  waren  eine  Entschädigung  für  die  Versper- 
rung  gewisser  Abgabenzweige,  namentlich  der  Einkommensteuer. 
Die  Ueberweisungen  wurden  aus  einzelnen  staatlichen  Steuern 
gewährt,  der  Einkommensteuer,  der  Branntwein-,  Bier-  und  Wein- 
steuer,   wobei    der  Aufteilungsschlüssel    ein   verschiedener  war 2). 

Seit  191 8  ließ  man  jedoch  dieses  System  der  Ueberweisungen 
aus  einzelnen  staatlichen  Steuern  fallen.  Sie  wurden  fortan  aus 
allgemeinen  staatlichen  Mitteln  gewährt  und  die  Einnahme  aus 
einzelnen  Steuern  behielt  nurmehr  historische  Bedeutung  zur  Er- 
klärung der  Höhe  der  den  einzelnen  Ländern  gewährten  Summen. 
Der  Grund  für  diese  Aenderung  lag  in  den  Kriegsverhältnissen. 
Der  Krieg  hatte  die  einzelnen  steuerlichen  Einnahmen,  aus  denen 

1)  Kaiserliche  Verordnung  vom  30.  Dezember  19 15  Reichsgesetzblatt  Nr.  I 
von  1916;  für  die  Republik  Oesterreich  §  30  bis  33  des  Gesetzes  vom  6.  Februar 
1919   Staatsgesetzblatt  Nr.  98. 

2)  Vgl.  die  umstehend  unter  2  und  3  erwähnten  Gesetze.  Nur  bezüglich  der 
Weinsteuer  ist  zu  bemerken,  daß  hier,  da  im  Jahre  1919  die  Ueberweisungen  schon 
in  der  Umbildung  begriffen  waren,  der  Zusammenhang  zwischen  der  Steuer  und  der 
Ueberweisung  im  Gesetz  nicht  mehr  aufrecht  erhalten   erscheint. 
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die  Ueberweisungen  gewährt  wurden,  wesentlich  gekürzt,  ander- 
seits war  der  Finanzbedarf  der  Länder  durch  die  ständige  Er- 
höhung des  Personalbedarfes,  später,  als  man  zur  Wiederauf- 
nahme der  Straßen-  und  anderer  Bauten  schreiten  konnte,  auch 
des  Sachbedarfes,  nicht  nur  gleich  geblieben,  sondern  sprunghaft 
gestiegen.  Die  Ueberweisungen  aus  einzelnen  Steuern  waren  da- 
her höchst  unzulänglich  geworden. 

3.  Mit  diesen  Einnahmen  traten  die  autonomen  Körperschaf- 
ten in  das  Jahr  1920  ein.  Ihre  finanzielle  Lage  hatte  sich  seit 
dem  Umsturz  unter  dem  Druck  der  infolge  der  Geldentwertung 
ständig  erhöhten  Ausgaben  immer  mehr  verschärft.  In  ihrer  Not 
riefen  sie  immer  lauter  und  vernehmlicher  nach  staatlicher  Hilfe. 

Die  Not  hatte  bereits  lange  vor  dem  Umsturz  ihre  Schatten 
vorausgeworfen.  Die  staatliche  Hilfe  setzte  auch  bereits  im  Jahre 
191 7  ein,  als  die  Regierung  vom  Parlament  einen  Kredit  von 
70  Millionen  Kronen  (für  das  alte  Oesterreich)  zur  Beitragsleistung 
für  die  Teuerungszulagen  der  Lehrer  erhielt 1).  Dies  war  eine 
Last,  welche  die  Länder  allein  zu  tragen  gehabt  hätten.  Sie 
waren  dazu  aber  allein  nicht  mehr  imstande.  Das  im  Kriege 
immer  leichter  den  Kassen  des  Staates  entströmende  Geld  lockte 
auch  die  Länder  an,  aus  dieser  Quelle  zu  schöpfen,  ohne  zu 
fragen,  woher  die  Quelle  gespeist  wird.  Die  gemeinsame  Not 
wies  Staat  und  Länder  auf  die  gemeinsame,  reichlich  fließende 
Quelle.  Der  70  Millionen-Kredit  von  1917  war  nur  ein  Vorläufer 
der  gesetzlichen  Regelung  der  Beitragsleistung  des  Staates  zu 
den  Teuerungszulagen  und  Anschaffungsbeiträgen  der  Lehrer, 
wie  sie  in  den  Jahren   191 8  und   19 19  erfolgte2). 

Der  Umsturz  brachte  eine  weitere  Beitragsleistung  des  Staates 
im  Jahre  19 19.  Zunächst  mit  einer  mehr  aus  Verlegenheit  ge- 
wählten Begründung  wurde  ein  Kredit  von  200  Millionen  Kronen 


1)  Nr.  780  der  Beilagen  zu  den  stenogr.  Protokollen  des  Abgeordneten- 
hauses XXII.  Session  1917 ;  Beschluß  des  Abgeordnetenhauses  vom  13.  November 
1917;    Kap.    11   Titel   16    der  Staatsausgaben    in    der  Aufstellung    der  Verordnung 

I   ^aintministeriums  vom  30.  Juli   1918  Reichsgesetzblatt  Nr.  286  S.  741  ;  vgl. 
ild  a.   n.   ().   S.    182. 

2)  Gesetz  vom  a6.  August  1918  Reichsgesetzblatt  Nr.  319;  für  die  Republik 
Oesterreich  (besetz  vom  25.  Januar  1919,  StaaUgesetzblatt  Nr.  39  und  40,  vom 
29.  Juli  1919,  Staatsgesetzblatt  Nr.  409,  vom  30.  Oktober  1919,  Staatsgesetzl.laii 
Nr.  521,  vom  17.  Dezember  1919,  St;«atsgesetzblatt  Nr.  569  und  vom  17.  Kelmm 
1920,  Staatsgesetsblatt  Nr.  81 ;  vgl.  Kap.  34  Titel   10  der  SiMntsausgaben  1919/1920, 

tsgesetzblatt  Nr.  230  von  1920  S.  441, 
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geschaffen,  aus  dem  den  Landeshauptstädten  im  Jahre  19 19  Aus- 
hilfen gewährt  wurden1).  Die  gleichmäßige  Aufteilung  fand  in 
der  Weise  statt,  daß  auf  jeden  Einwohner  der  Landeshauptstädte 
rund  70  Kronen  entfielen.  Der  Umsturz  und  die  rapide  Geld- 
entwertung hatte  die  Landeshauptstätte  mit  ihrem  zahlreichen  Ver- 
waltungspersonal und  den  rasch  gestiegenen  Personal-  und  Sach- 
ausgaben in  die  größte  finanzielle  Bedrängnis  gebracht,  aus  der 
sie  der  Staat  erretten  sollte. 

Auf  diesen  Ansätzen  ruht  nun  die  staatliche  Hilfe  für  die 
Finanzen  der  autonomen  Körperschaften,  wie  sie  im  Jahre  1920 
in  die  Wege  geleitet  wurde.  Sie  setzt  sich  aus  folgenden  Maß- 
nahmen zusammen:  1.  einer  Neuregelung  der  Ueberweisungen  an 
die  Länder  unter  namhafter  Erhöhung  derselben  (Verfünffachung) 
und  Gewährung  einer  Sonderüberweisung  an  die  Stadt  Wien  2). 
2.  Weiters  der  grundsätzlichen  Neuregelung  der  Beitragsleistung 
des  Staates  zu  den  Lehrerbezügen3).  3.  Ferner  einer  zunächst 
als  einmalig  bezeichneten  Beitragsleistung  —  das  bezügliche  Ge- 
setz spricht  von  einer  einmaligen  Dotation  —  des  Staates  nicht 
nur  an  die  Landeshauptstädte,  sondern  an  alle  Gemeinden,  wobei 
jedoch  die  größeren  Gemeinden,  namentlich  jene  über  50000 
Einwohner,  für  welche  allein  der  70  K. -Schlüssel  beibehalten  wurde, 
gegenüber  den  anderen  bevorzugt  erscheinen..  Neben  der  Bei- 
tragsleistung des  Staates  ging  die  Ueberweisung  des  Ertrages  der 
für  den  Staat  längst  veralteten  und  unzulänglichen  Fleischsteuer 
an  alle  Gemeinden  und  der  Linienverzehrungssteuer  an  die  ge- 
schlossenen Städte,  ferner  des  in  den  Landeshauptstädten  (außer 
Bregenz)  infolge  des  über  den  allgemeinen  Satz  der  Hauszins- 
steuer erhöhten  Satzes  erzielten  Mehrertrages  dieser  Steuer  an 
die  Landeshauptstädte  einher  und  damit  die  Beseitigung  mehrerer 

1)  Kap.  34  Titel  5  der  Staatsausgaben  1919/1920,  Staatsgesetzblatt  Nr.  230 
von  1920  S.  438. 

2)  Regierungsvorlage  Nr.  747  der  Beilagen  der  konstituierenden  National- 
versammlung (Länderdotationsgesetz)  und  Kap.  5  Titel  1  der  Staatsausgaben 
1919/1920,  Staatsgesetzblatt  Nr.  230  von  1920  S.  424.  Die  Not  der  Länder  und 
der  Gemeinde  Wien  führte  dazu,  daß  die  in  der  Regierungsvorlage  für  1920  ge- 
nannten Beträge  schon  im  August  10,20  zum  größten  Teil  ihnen  überwiesen  waren. 
Wenn  die  Regierungsvorlage  überhaupt  noch  Gesetz  wird  und  ihr  Inhalt  nicht  im 
Finanzgesetz,  welches  ohnehin  für  die  Ueberweisungen  eine  ausreichende  gesetzliche 
Grundlage  allerdings  ohne  die  in  der  Regierungsvorlage  aufgestellten  Bedingungen 
bieten  kann,  mit  verarbeitet  wird,  wird  sie  eine  rein  formelle  Bedeutung  haben. 

3)  Regierungsvorlage  Nr.  981  der  Beilagen  der  konstituierenden  National- 
versammlung; Gesetz  vom   1.  Oktober   1920,  Staatsgesetzblatt  Nr.  465. 
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staatssteuerlicher  Anachronismen1).  4.  Von  größter  finanzieller  Be- 
deutung wurde  die  ganz  neu  geschaffene  Beitragsleistung  des 
Staates  aus  Anlaß  der  Besoldungsreform  zu  den  Bezügen  der 
Beamten  der  Länder  und  Landeshauptstädte  und  der  Lehrer. 
Der  Staat  trägt  im  Falle  der  Gleichstellung  der  Bezüge  dieser 
Angestellten  mit  den  reformierten  Bezügen  der  Staatsangestellten, 
mag  die  Gleichstellung  ein  Mithalten  mit  der  staatlichen  Reform 
sein,  oder  auch  nur  tatsächlich  durchgeführt  werden,  in  einem 
bestimmten  Prozehtverhältnis  (50  %,  in  Wien  70  %)  zu  den  Kosten 
bei2).  Auf  diese  Weise  wird  die  solidarische  Lage  aller  öffent- 
lichen Angestellten  anerkannt.  Die  Beamten  der  Länder  und 
Landeshauptstädte  und  die  Lehrer  werden  zu  mittelbaren  Staats- 
angestellten, welche  ihre  alten  Bezüge  von  den  engeren  Körper- 
schaften^ und  ihre  neuen  Bezüge  wenigstens  teilweise  vom  Staat 
erhalten.  5.  Der  bereits  wiederholt  beschrittene  Weg,  für  einen 
plötzlichen  dringenden  Bedarf  zunächst  durch  Eröffnung  eines 
Kredites  im  Finanzgesetz  ohne  systematische  gesetzliche  Regelung 
vorzusorgen,  wurde  neuestens  wieder  eingehalten,  als  ein  Kredit 
von  800  Millionen  Kronen  für  die  Gewährung  verzinslicher  An- 
lehen  des  Staates  an  Länder  und  Gemeinden  eröffnet  wurde 3). 
Hier  ist  eine  neue  Form  der  Verknüpfung  der  staatlichen  mit 
den  autonomen  Finanzen  geschaffen,  welche  in  den  Fällen  eine 
staatliche  Hilfe  verfügbar  macht,  wo  eine  gesetzliche,  demnach 
notwendig  gleichmäßige,  schematische  Regelung  wegen  der  ver- 
schiedenen finanziellen  Lage  der  einzelnen  Körperschaften  nicht 
mehr  ausreicht.     Möge   der  Name  einer   bloßen  Kredithilfe  wirk- 


i)  Regierungsvorlage  Nr.  748  der  Beilagen  der  konstituierenden  National- 
versammlung; Gesetz  vom  22.  Juli  1920,  Staatsgesetzblatt  Nr.  364. 

2)  Artikel  V  des  Gesetzes  vom  22.  März  1920,  Staatsgesetzblatt  Nr.  134 
(Erster  Nachtrag  zum  Besoldungsübergangsgesetz) ;  Kabinettsratsbeschluß  vom  23.  Juli 
1920  betr.  Beitragsleistung  des  Staates  zu  den  einmaligen  Julizuwendungen  und 
vom  22.  September  1920  betr.  Beitragsleistung  zu  dem  Aufwand  nach  dem  Gesetz 
vom   15.  Mai  1920,    Staatsgesetzblatt  Nr.  227  (Zweiter   Nachtrag    zum  Besoldungs- 

ingsgesetz)  und  zu  den  Zuwendungen  für  August  und  September  1920.  Für 
den  Fall  gleicher  Zuwendungen  wie  für  die  Staat-angestellien  auch  für  die  auto- 
nomen Beamten  und  Lehrer  gewährt  der  Staat  einen  Beitrag;  Umfang  und  Aus- 
maß des  Staatsbeitrages  richtet  sich  nach  den  Grundsätzen  des  Art.  V  des  Ge- 
vom  22.  März  1920,  Staatsgesitzblatt  Nr.  134.  Inzwischen  ist  ein  Gesetz 
vom  1.  Oktober  1920,  Staatsgesetzblatt  Nr.  463  betr.  Erhöhung  der  gleitenden  Zu- 
lage (dritter  Nachtrag  zum  Besoldungsübergangsgesetz)  erflossen,  dessen  Anwendung 
auf   die  autonomen   Beamten   und  Lehrer  wohl  nbtnfalll  erfolgen  wird, 

3)  §  3  des  Gesetzes  ?om  22.  Juli   1920  Staatsgesetzblatt  Nr.  330. 
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lieh  bewahrt  werden  und  nicht  bei  der  Durchführung  die  Für- 
sorge in  ein  anderes  Gebiet  umschlagen. 

Die  staatlichen  Mittel,  die  so  für  die  Länder  und  Gemeinden 
zur  Verfügung  gestellt  wurden,  sind  außerordentlich  beträchtlich 
und  erlangen  eine  ausschlaggebende  Bedeutung  für  die  Lebens- 
fähigkeit der  genannten  Körperschaften.  Genaue  Ziffern  lassen 
sich  gegenwärtig,  das  ist  Anfang  Oktober  1920,  noch  nicht  auf- 
stellen, da  in  finanzieller  Beziehung  die  Entwicklung  noch  im 
Flusse  begriffen  ist1).  ** 

Eine  notwendige  Begleiterscheinung  der  Uebernahme  großer 
Lasten  auf  den  Staat  ist,  daß  die  Abgrenzung  der  Steuerhoheit 
weitere  Fortschritte  macht,  indem  gewisse,  während  der  revolu- 
tionären Umsturzzeit  willkürlich  geschaffene  autonome  Abgaben 
abgeschafft  werden  und  die  Einführung  von  Abgaben  ohne  Zu- 
stimmung der  Staatsregierung  unmöglich  gemacht  wird2).  Dies 
ist  umso  notwendiger,  weil  die  Verfassungsreform  vom  März  1919 
die  Gefahr  willkürlichen  Vorgehens,  des  Entstehens  chaotischer 
Zustände  nahegerückt  hat. 

Die  Länder  und  Gemeinden  beschränken  sich  nicht  auf  die 
Hilfe  des  Staates.  Sie  trachten  auch  durch  eigene  Einnahmen 
ihre  Finanzen  zu  verbessern.  Ein  hervorragendes  Beispiel  ist  die 
Gemeinde  Wien,  welche  in  mehreren  Etappen  einschneidende 
Maßnahmen  getroffen  hat,  die  für  die  Bevölkerung  eine  schwere 
Belastung  bedeuten.  Im  Mittelpunkt  dieser  Bestrebungen  steht 
die  Ausgestaltung  der  Mietzinsauflage  und  die  Bodenwertabgabe 
sowie  die  Einführung  bzw.  namhafte  Erhöhung  der  Auflagen  auf 
Bier,  Wein,  Branntwein  und  Schaumwein3). 

1)  Man  kann  nach  dem  Stande  zu  Anfang  Oktober  1920  bereits  mit  einem 
Jahresaufwand  von  rund  2,5   Milliarden  Kronen  rechnen. 

2)  §  6  der  Regierungsvorlage  Nr.  747  der  Beilagen  der  konstituierenden 
Nationalversammlung  (Länderdotationsgesetz).  Es  wurden  lokale  Holz-  und  Pferde- 
ausfuhrabgaben  versucht.  Die  mißbräuchliche  Anwendung  der  Bezeichnung  Gebühr 
hat  ferner  wie  in  anderen  Staaten  auch  in  Oesterreich  zur  Einführung  höchst 
schädlicher  lokaler  Abgaben  geführt  (Aufenthaltsbewilligungen  gegen  hohe  Ge- 
bühren !) 

3)  Wien:  Gesetze  vom  18.  Dezember  1919,  Landesgesetz-  und  Verordnungs- 
blatt für  Niederösterreich  Nr.  459  betreffend  die  Bier-,  Wein-,  Branntwein-  und 
Schaumweinabgabe,  Nr.  460  betr.  die  Wertzuwachsabgabe,  Nr.  10  von  1920  betr.  die 
Abgabe  von  höheren  Mietzinsen,  Nr.  n  von  1920  betr.  die  Bodenwertabgabe  ;  Gesetze 
vom  29.  April  1920,  LGB1.  Nr.  345  betr.  die  Abgabe  von  öffentlichen  Ankündigungen, 
Nr.  346  betr.  die  Pferdeabgabe,  Nr.  347  betr.  die  Standplatzabgabe,  Nr.  348  betr.  die 
Lustbarkeitsabgabe,  Nr.  350  betr.  die  Abgaben  von  Bier,  Wein,  Branntwein  und  Schaum- 
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Nichtsdestoweniger  ergab  sich  die  Notwendigkeit  einer  außer- 
ordentlich kräftigen  Erhöhung  der  Zuschläge  zu  den  direkten 
Steuern,  zu  denen  überhaupt  Zuschläge  eingehoben  werden  können, 
der  Grundsteuer,  Gebäudesteuer,  Erwerb-  und  Rentensteuer.  Nur 
bei  der  Gebäudesteuer,  speziell  der  Hauszinssteuer,  ist  man  zu- 
rückhaltender. Daß  die  Zuschläge  für  Land,  Bezirk  und  Gemeinde 
zusammen  1000  %  betragen,  ist  keine  Seltenheit  mehr.  Dadurch 
verlieren  die  Zuschläge  ihren  alten  Charakter.  Die  erwähnten 
Steuern  werden  im  wesentlichen  Einnahmen  der  autonomen  Kör- 
perschaften *)  und  das  dem  Staat  vorbehaltene  Steuersimplum 
bedeutet  nicht  viel  mehr  als  eine  Entschädigung  für  die  Besor- 
gung der  Veranlagung  und  Einhebung  durch  den  Staat.  Die 
Wucht  der  Zahlen,  die  uns  dabei  entgegentreten,  legt  es  nahe,  auf 
Bruchtteile  von  Prozenten,  ja  auf  Prozente,  die  nicht  mindestens 
durch  zehn  teilbar  sind,  überhaupt  zu  verzichten ;  sie  erschweren 
nur  die  Verwaltung  und  bedeuten  finanziell  nichts  mehr.  Der 
Ruf  nach  Ueberlassung  gewisser  Steuern  an  die  autonomen  Kör- 
perschaften ist  durch  die  gewaltige  Erhöhung  der  Zuschläge  ein 
Anachronismus  geworden.  Sie  werden  bereits  von  den  auto- 
nomen Körperschaften  gründlich  ausgeschöpft,  wobei  das  Staatsamt 
für  Finanzen  stillschweigend  zugesehen,  zum  Teil  selbst  mitge- 
wirkt hat.  Daß  sie  ihnen  nicht  durch  ein  Gesetz  überlassen  sind, 
hat  lediglich  die  Bedeutung,  daß  der  Staat  seine  eigene  Be- 
teiligung an  diesen  Steuern  nicht  ganz  aufgegeben  hat  (Staats- 
zuschläge !). 

Auf  die  erwähnten  Tatsachen,  die  überaus  große  staatliche 
Beitragsleistung  für  die  autonomen  Körperschaften,  die  überwie- 
gend autonome  Bedeutung  der  Zuschlagsteuern,  die  Ausgestaltung 


wein,  Nr.  351  betr.  die  Fremdenzimmerabgabe,  Nr.  548  betr.  die  Totcnbeschaugebühren 
u.  d-1.,  Nr.  549  betr.  die  Beerdigungsgebühren,  Nr.  550  betr.  die  Gebühren  für 
Leichenüberführungen;  Gesetze  vom  4.  August  1920.  LGB1.  Nr.  724  betr.  die 
Konzessionsabgabe,  Nr.  725  betr.  die  1  lauspcrsonalabgabe,  Nr.  726  betr.  die  l.i- 
1  Abgabe  von  höheren  Mietzinsen,  Nr.  727  betr.  die  Abgabe  von  Speisen 
und  Getränken,  Nr.  728  betr.  die  Fürsorgeabgabe,  Nr.  730  betr.  Aenderung  des 
iber  die  Fremdenzimmerabgabe.  Hand  in  Hand  damit  gingen  Er- 
höhung- n  <].  1  Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern,  vgl.  Gesetze  vom  29.  April  1920, 
LGB1.  Nr.  349  und  vom  4.  August  1920,  LGB1.  Nr.  729. 

1      I  »es    ist    in    verstärktem  Maße    in    den  Ländern    der  Fall,    in    denen  auf 
Grund    des  §  2  des    Gesetzes    vom    23.  Juli  1920,    Staatsgesetzblatt    Nr.    366    die 
außerordentlichen  Staatszuschläge    i xi    die   Grundinge    füi    die   Bemessung    der  Zu- 
ge  der  autonomen  Körperschaften  einbezogen  werden. 
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eines  unabhängig  davon  bestehenden  selbständigen  Abgabewesens, 
wird  sowohl  bei  der  Reform  des  Steuerwesens,  als  auch  bei  den 
im  Zusammenhang  mit  dem  Uebergang  zum  Bundesstaat  zu  tref- 
fenden Maßnahmen  finanzieller  Natur  Rücksicht  zu  nehmen  sein. 
Heute  ist  es  ganz  zwecklos  darüber  zu  rechten,  was  besser  ge- 
wesen wäre.  Wir  müssen  das  Geschehene  hinnehmen,  wie  es 
gekommen  ist.  Es  heißt  jetzt  nur  mehr  für  die  Zukunft,  soll  an 
das  Gewordene  angeknüpft  oder  eine  radikale  Aenderung  ange- 
strebt werden.  Letzteres  ist  wohl  hier  wie  überall  zu  ver- 
meiden. 

Für  die  Zukunft  ist  zunächst  eine  Zusammenfassung  aller  im 
Jahre  1920  getroffenen  Maßnahmen  zur  Sicherstellung  der  finanziellen 
Leistungsfähigkeit  der  Länder,  Bezirke  und  Gemeinden  erforder- 
lich. Manches  im  Jahr  1920  nur  als  vorübergehend  Geplante 
wird  hiebei  dauernd  werden  müssen.  Eine  Fortführung  und  ein 
Abschluß  der  Bestrebungen  zur  Abgrenzung  der  Steuerhoheit  ist 
notwendig.  Der  Abschluß  kann  jedoch  nicht  auf  ewig  gelten, 
er  soll  wenigstens  auf  eine  absehbare  Zeit  als  Richtschnur 
dienen. 

In  sachlicher  Beziehung  gibt  uns  das  Jahr  1920  wertvolle 
Lehren.  Es  hat  sich  gezeigt,  daß  an  selbständigen  autonomen 
Abgaben,  so  anfechtbar  auch  einzelne  derselben  sein  mögen, 
noch  manches  Neue,  an  das  früher  niemand  gedacht  hätte,  her- 
vorgeholt werden  kann.  Der  Ausbau  dieses  Zweiges  der  Ein- 
nahmen wird,  ohne  an  den  großen  Steuerquellen,  namentlich  der 
Einkommensteuer,  zu  rühren,  auch  weiter  das  erste  und  heiligste 
Ziel  der  autonomen  Körperschaften  sein  müssen.  Daneben  wird 
eine  kräftige  Beitragsleistung  des  Staates,  sei  es  für  allgemeine 
Zwecke,  sei  es  für  bestimmte  Aufwandszweige  *),  zumal  dann,  wenn 
der  Staat  sich-  auf  die  Rolle  eines  bloßen  Bundes  beschränkt, 
nicht  ausbleiben  können.  Durch  diese  Beitragsleistung,  die  selbst- 
verständlich nach  einem  einheitlichen  Schema  erfolgen  muß,  wird 
der  Staat  seinen  Einfluß  auf  eine  einheitliche  Durchführung 
namentlich  des  Besoldungswesens  der  Hauptgruppen   der  öffent- 


1)  Für  diese  hat  sich  schon  Ferdinand  Schmid  in  der  Arbeit  »Finanzreform 
inOesterreich«,  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft,  Ergänzungsheft  XXXVII, 
191 1,  S.  86  ff.  eingesetzt.  Inzwischen  ist  durch  den  Umsturz  und  durch  die  Um- 
wandlung der  Republik  Oesterreich  zum  Bundesstaat  die  Richtung  der  künftigen 
autonomen  Finanzpolitik  im  verkleinerten  Rahmen  der  jetzigen  Republik  Oesterreich 
klarer  vorgezeichnet. 
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liehen  Angestellten  und  auf  eine  einheitliche  Finanz-  und  Wirt- 
schaftspolitik, welche  nicht  durch  lokale  Willkür,  wie  Holzab- 
gaben u.  dgl.  durchbrochen  wird,  wahren  können.  Wenn  hier 
das  richtige  Maß  in  der  Höhe  der  Leistung  des  Staates  (Bundes) 
einerseits,  in  der  Einsicht  der  Länder  und  Gemeinden  anderseits, 
eingehalten  wird,  werden  Länder  und  Gemeinden  im  neuen  Rah- 
men des  Bundesstaates  ihre  Einheit  wiederfinden  und  das  ge- 
meinsame harte  Schicksal  zusammen  ertragen. 
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II.  MISZELLEN. 


Soziologie  als  selbständige  Wissenschaft. 

Von 
Dr.  W.  Schöne. 

Die  Soziologie  hat  als  selbständiges  Lehrfach  an  deutschen  Uni- 
versitäten bisher  keine  Stätte  gefunden.  An  Lehraufträgen  für  Gesell- 
schaftslehre oder  Gesellschaftswissenschaft  hat  es  indessen  nicht  voll- 
kommen gefehlt.  So  erzählt  Karl  Bücher  in  seinen  Lebenserinnerungen, 
daß  er  bei  seiner  Berufung  nach  Leipzig  die  Gesellschaftswissenschaft 
in  den  Kreis  seiner  Vorlesungen  einbeziehen  sollte.  Dazu  ist  er  aber 
nie  gekommen.  Er  hat  zur  soziologischen  Vertiefung  der  Volkswirt- 
schaftslehre wertvolle  Beiträge  geliefert,  von  der  Soziologie  aber  nie 
viel  gehalten.  —  Anders  steht  es  bei  der  Statistik.  Hier  führt  das  ver- 
breitetste  Lehrbuch  Georg  von  Mayrs  geradezu  den  Titel  Statistik  und 
Gesellschaftslehre. 

In  der  Tat  ist  die  Statistik  wohl  der  geeignete  Boden  für  die 
Pflege  der  Gesellschaftswissenschaft  als  selbständige  Wissenschaft.  Die 
namhaftesten  Gelehrten  auf  dem  Gebiete  der  Statistik  haben  sich  für 
den  Ausbau  der  Statistik  als  Gesellschaftslehre  eingesetzt,  wie  ich 
kürzlich  in  einem  Aufsatz  über  »die  Statistik  als  Grundlage  der  em- 
pirischen Soziologie« J)  ausgeführt  habe.  Hier  handelt  es  sich  um 
zweierlei :  Einmal  sollen  die  amtlichen  Erhebungen  so  ausgestaltet 
werden,  daß  sie  der  gesellschaftswissenschaftlichen  Forschung  verwert- 
bar gemacht  werden.  Außerdem  sollen  die  vorhandenen  Ergebnisse 
der  amtlichen  Statistik  auf  diesem  Wege  der  Wissenschaft  wie  der  Ver- 
waltung in  höherem  Maße  nutzbar  gemacht  werden  als  bisher  ge- 
schehen. Andererseits  soll  der  bisher  als  unbequemer  Anhang  zur 
Nationalökonomie  ein  unfruchtbares  Leben  führende  Teil  der  Statistik, 
nämlich  die  Bevölkerungslehre,  zu  einer  selbständigen  Wissenschaft  aus- 
gebaut werden,  aus  der  sich  eine  eigne  Gesellschaftswissenschaft  ent- 
wickeln soll.     Einen  Plan  zu  einem  großen  soziologischen  Forschungs- 


)  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik  56.  Bd.  (1918.)  S.  257 f. 
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institut  hat  der  bisherige  Vertreter  der  Statistik  an  der  Universität 
Leipzig,  F.  Schmid,  in  einer  umfangreichen  Abhandlung  »Statistik  und 
Soziologie«  vor  nicht  langer  Zeit  im  Allgemeinen  statistischen  Archiv 
X,  1/2  entwickelt.  Ein  solcher  Plan  wird  allerdings  auf  lange  Zeit 
hinaus  Zukunftsmusik  bleiben  und  vielleicht  als  ebenso  unmöglich  sich 
erweisen,  wie  die  Utopie  einer  Soziologie  als  Universalwissenschaft. 

Neuerdings  sind  in  Leipzig  die  Promotionsbedingungen  zur  staats- 
wissenschaftlichen Doktorprüfung  (Leipziger  Akadem.  Nachrichten  I.  20) 
bekanntgegeben  worden,  nach  denen  die  Promotionsarbeit  aus  dem 
Gebiete  der  Soziologie  gewählt  werden  kann  und  die  Soziologie  außer- 
dem als  Prüfungsfach  für  die  mündliche  Prüfung  zugelassen  wird.  Was 
hier  unter  Soziologie  verstanden  werden  soll,  wird  sich  ja  erst  bei 
einer  Besetzung  des  neuen  Lehrstuhls  ergeben,  wenn  es  überhaupt  da- 
zu kommt. 

Die  Soziologie  ist  zwar,  seit  von  sozialdemokratischer  Seite  in 
Preußen  die  Errichtung  soziologischer  Professuren  gefordert  worden 
ist,  nicht  gerade  im  Ansehen  gestiegen.  Soviel  erscheint  indessen  sicher, 
daß  eine  parteipolitisch  orientierte  Soziologie  sehr  bald  der  verdienten 
Lächerlichkeit  anheimfallen  und  sich  als  Unmöglichkeit  herausstellen 
würde.  Daß  ein  besonderes  soziologisches  Lehrfach  auf  dem  Gebiete 
der  Staatswissenschaft  —  vielleicht  im  Anschluß  an  die  Statistik  und 
Gesellschaftslehre  oder  an  die  Nationalökonomie  —  nur  erwünscht  sein 
kann  und  einem  dringenden,  nicht  nur  von  der  Studentenschaft  aus- 
gesprochenen, Bedürfnis  entspricht,  wird  auf  die  Dauer  nicht  zu  leugnen 
sein,  so  sehr  zugegeben  werden  muß,  daß  die  Vertreter  dieser  Lehr- 
fächer jederzeit  soziologisch  gearbeitet  haben.  Es  fragt  sich  nur,  ob 
diese  eigentlich  selbstverständliche  soziologische  Betätigung  auf  den 
wissenschaftlichen  Spezialgebieten  ausreichend  ist;  und  das  muß  ent- 
schieden verneint  werden.  Um  das  zu  begreifen,  braucht  nur  auf  die 
überaus  große  Literatur  über  Malthus,  über  den  Geburtenrückgang  und 
über  Bevölkerungspolitik  verwiesen  zu  werden,  von  der  Kricgsliteratur 
über  Bevölkerungsfragen  ganz  zu  schweigen.  Man  glaubt  sich  in  die 
Zeit  des  merkantilistischen  Staates  zurückversetzt.  Nicht  vereinzelt  sind 
es  dieselben  Personen,  die  auf  Mittel  zur  Abhilfe  des  Geburtenrück- 
ganges sinnen  und  —  je  nach  dem  Stande  der  Konjunktur  —  die 
Auswanderung  propagieren.  Daß  die  Bevölkerung  keine  homogene 
Masse  ist,  daß  jede  Bevölkerungsschicht  ihr  eigenes  Bevölkerungsge- 
setz hat,  findet  ebensowenig  Berücksichtigung,  wie  die  Wechselwir- 
kungen zwischen  Bevölkerung  und  Wirtschaft.  Hier  ist  an  einen  Fort- 
schritt so  lange  nicht  zu  denken,  als  diese  Erkenntnisse  nicht  die  BtS 
fruchten.  Teilweise  würde  (las  vorliegende  Material 
n  heute  dazu  ausreichen. 

Dtß  alle  diese  Dinge  im  wissenschaftlichen   Betriebe  nicht  neben- 
mit   erledigt  werden  können,    zeigt  die  wissenschaftliche  Literatur 
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zur  Genüge.  Noch  drastischer  liegen  die  Dinge  dort,  wo  es  sich  um 
Fragen  der  Geschichtsauffassung  handelt.  Wenn  man  etwa  die  mit 
großer  Prätention  vorgetragenen  Anschauungen  über  den  »Geist  der 
Volkswirtschaftslehre«  von  Spann  liest,  dann  versteht  man,  wenn  selbst 
aus  studentischen  Kreisen  die  Forderung  einer  spezialwissenschaftlichen 
Behandlung  soziologischer  Fragen  ertönt.  Noch  ebenso  tiefsinnig  wie 
im  Jahre  1847  gibt  sicn  die  orthodoxe  marxistische  Lehre,  von  der 
ein  Jurist  —  Anton  Menger  —  bereits  im  Jahre  1886  nachgewiesen 
hat,  daß  ihre  wichtigsten  Bausteine  älteren  englischen  und  französischen 
Theoretikern  entnommen  sind,  wobei  mit  Quellenangaben  recht  vor- 
sichtig umgegangen  worden  ist. 

Die  wichtigsten  Wissenschaftsgebiete  auf  denen  vorzugsweise  sozio- 
logisch gearbeitet  wird,  sind  bereits  so  umfangreich,  daß  eine  Spezia- 
lisierung schon  seit  langem  notwendig  war.  Was  wäre  natürlicher,  als 
daß  aus  der  Nationalökonomie  die  Theorie  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung als  selbständiges  soziologisches  Lehrfach  ausgeschieden  oder 
auf  dem  Gebiet  der  Statistik  die  Bevölkerungswissenschaft  eine  selb- 
ständige Förderung  erfahren  würde.  Wäre  eine  solche  Arbeitsteilung 
längst  durchgeführt,  so  hätten  die  Sozialwissenschaften  wahrscheinlich 
raschere  Fortschritte  machen  können  und  die  Lehrjahre  des  großen 
Krieges  hätten  vielleicht  nicht  so  hart  auszufallen  brauchen.  Denn 
hier  handelt  es  sich  letzten  Endes  durchaus  nicht  bloß  um  rein  aka- 
demische Fragen,  und  es  liegt  noch  etwas  mehr  als  eine  leise  Ironie 
darin,  daß  ausgerechnet  der  sozialistische  Kultusminister  Adolf  Hoff- 
mann soziologische  Professuren  forderte. 

Der  bisherige  Betrieb  der  Staatswissenschaften  mußte  infolge  man- 
gelnder Arbeitsteilung  vielfach  mehr  in  die  Breite  als  in  die  Tiefe 
gehen.  Anton  Menger  kennzeichnete  in  den  achtziger  Jahren  den  Be- 
trieb auf  einem  der  wichtigsten  Wissenschaftsgebiete  der  National- 
ökonomie: »Die  neueren  Geschichtsschreiber  des  Sozialismus  haben 
sich  damit  begnügt,  Reybaud,  Stein  und  Mario  zu  exzerpieren,  oder 
einfach  auszuschreiben,  ohne  auf  die  Quellen  des  englischen  und  fran- 
zösischen Sozialismus  zurückzugehen,  obgleich  in  diesem  der  Ausgangs- 
punkt für  die  soziale  Bewegung  der  Gegenwart  zu  suchen  ist.  Natür- 
lich hat  dieses  allen  Regeln  der  Geschichtsschreibung  widersprechende 
Verfahren  zur  Folge  gehabt,  daß  unsere  geschichtlichen  Darstellungen 
des  Sozialismus  einen  fortwährend  wachsenden  Ballast  von  Irrtümern 
und  Mißverständnissen  mitschleppen  und  daß  manche  derselben,  ob- 
gleich sie  den  Namen  von  sehr  angesehenen  Gelehrten  tragen,  gerade- 
zu den  Eindruck  einer  Travestie  auf  den  behandelten  Gegenstand 
machen.« 

Wenn  in  neuerer  Zeit  irgendeinem  Universalhistoriker,  der  zu- 
gleich soziologisch  arbeitete,  hier  und  da  ähnliches  passierte,  so  be- 
weist  das  zwar,   daß    Soziologie   als  Universalwissenschaft  einem  Ein- 
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zelnen  unmöglich  ist,  nichts  aber  gegen  die  Soziologie  als  spezielle 
Wissenschaft,  die  dem  soziologischen  Betriebe  der  sozialen  Fachwissen- 
schaften nicht  im  Wege  stehen,  sondern  sie  vielmehr  fördern  soll. 
Der  entschiedenen  Ablehnung  der  Forderung  allgemeiner  soziologischer 
Professuren,  die  Georg  von  Below  in  Schmollers  Jahrbüchern  43,  4  ver- 
öffentlicht hat,  wird  nach  dem  bisher  Gesagten  grundsätzlich  beige- 
stimmt werden  müssen.  Dagegen  dem  nicht,  was  er  gegen  die  Sozio- 
logie als  Fachwissenschaft  sagt. 

Die  Frage,  ob  sich  »eine  Wissenschaft  von  den  Formen  der  Wech- 
selwirkung des  Einzelnen  und  der  Gemeinschaft  oder  Vergesellschaf- 
tung so  ablösen  läßt,  daß  sie  als  ein  besonderes  Wissenschaftsgebiet 
Lebensfähigkeit  besitzt«  ist  von  den  namhaftesten  Vertretern  einer 
Wissenschaft,  nämlich  der  der  Statistik,  längst  bejaht  worden.  Die 
Beispiele,  mit  denen  G.  v.  Below  seine  Ansicht  zu  stützen  vermeint, 
sprechen  vielleicht  ebensosehr  für  die  hier  vertretene  Auffassung.  Der 
Jurist,  Nationalökonom,  Theolog  oder  Historiker,  der  als  Fachmann 
und  Einzelner  sein  Wissenschaftsgebiet  in  allen  Verzweigungen  kaum 
noch  beherrschen  kann,  wird  sich  auf  die  soziologischen  Probleme 
seines  Faches  konzentrieren  können.  Daß  er  dann  in  der  Regel  wenig 
oder  überhaupt  nicht  über  sein  Fachgebiet  hinausgreifen  kann,  ist  aller- 
dings zuzugeben,  aber  auch  nur  zu  wünschen,  denn  »allgemeiner  Sozio- 
loge soll  und  braucht  er  ja  auch  nicht  zu  sein.  Er  wird  nur  sein  Fach 
vertreten,  dieses  aber  als  Soziolog.  Mehr  kann  auf  absehbare  Zeit  auch 
gar  nicht  erwartet  werden.  Daß  solche  Gelehrte  dann  »höchst  speziell« 
werden,  ist  wenigstens  auf  dem  Gebiet  der  Nationalökonomie  und  Sta- 
tistik nicht  zu  erwarten  und  selbst  wenn  es  so  würde,  könnte  es  auch 
nicht  schaden.  Denn  um  Spezialisierung  handelt  es  sich  doch  eben 
auf  diesen  Wissenschaftsgebieten,  die  ein  Einzelner  überhaupt  nicht 
mehr  beherrschen  kann.  Daß  jeder  Fachsoziolog  etwa  ein  fertiges 
System  der  allgemeinen  Soziologie  mitzubringen  hat,  ist  wohl  das  letzte 
was  von  ihm  gewünscht  werden  könnte.  In  anderen  Wissenschafts- 
gebieten wird  die  Sache  wahrscheinlich  nicht  viel  anders  liegen.  Ge- 
wiß gibt  es  schon  heute  akademische  Lehrer,  bei  denen  der  Student 
innerhalb  irgendeiner  Fachwissenschaft  Soziologie  treiben  kann.  Aber 
diese  Tatsache  zeigt,  daß  sie  nicht  die  Regel,  sondern  die  Ausnahme 
sind.  Zweifellos  hat  der  Hochschullehrer  innerhalb  seines  Faches  schon 
heute  die  Möglichkeit,  eine  soziologische  Lehrtätigkeit  zu  entfalten, 
nur  wird  es  aus  sehr  naheliegenden  Gründen  selten  dazu  kommen. 
Denn  für  einen  nicht  eben  geringen  Teil  der  akademischen  Hörer  ist 
doch  die  Beschäftigung  mit  der  Wissenschaft  zunächst  der  Weg  zur 
Anwartschaft  auf  einen  mehr  oder  ireilfger  wissenschaftlichen  Beruf. 
Das  liegt  in  der  Doppelnatur  der  Universität  als  Forschungsstätte  und 
als  wissenschaftliche  Lehr-  und  l'i  üfungsanstalt. 

Allerdings  »braucht  der,  der  die  Existenz  einer  Sonderwissenschaft 
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in  irgend  einem  Sinne  behauptet,  deshalb  noch  nicht  die  Forderung 
der  Schaffung  besonderer  Professuren  für  eine  solche  aufzustellen«. 
Darin  hat  G.  v.  Below  wohl  recht.  Besonders  wenn  nach  der  nicht 
gerade  neutralen  Propaganda  Adolf  HoffYnanns  die  Wissenschaft  der 
Soziologie  schon  ihres  Namens  wegen  Anstoß  erregt,  würde  es  gewiß 
nichts  schaden,  wenn  die  soziologischen  Lehrstühle  unter  der  Flagge 
der  entsprechenden  Fachwissenschaften  errichtet  würden.  Denn  es 
kommt  ja  schließlich  nicht  auf  den  Namen,  sondern  auf  die  Sache  an. 
Ebenso  wird  man  zugeben  müssen,  daß  »die  soziologische  Literatur, 
rein  wissenschaftlich  betrachtet,  zum  großen  Teil*  —  wie  v.  Below 
schreibt  —  »in  eine  abgelegene  Zimmerecke«  gehört.  Leider  ist  aber 
zu  konstatieren,  daß  es  mit  dem  wissenschaftlichen  Betrieb  mancher 
anderen  Teile  der  Sozialwissenschaften  durchaus  nicht  besser  bestellt 
ist.  Es  sei  nur  an  das  erinnert,  was  von  A.  Menger  hierüber  zitiert 
worden  ist.  Mag  die  deutsche  soziologische  Literatur  zum  großen*  Teil 
in  eine  abgelegene  Zimmerecke  gehören,  die  ausländische,  besonders 
die  französische  und  englische,  jedenfalls  nicht. 

Ich  meine  hier  nicht  die  allgemeinen  soziologischen  Werke,  son- 
dern die  große  Literatur  über  die  fremden  Kulturen,  die  den  sozialen 
Einzelwissenschaften  auch  bei  uns  reiche  Anregung  geben  könnten. 
So  gibt  es  über  die  gesellschaftlichen  Verhältnisse  der  islamitischen 
Welt  eine  auf  viele  Jahrhunderte  zurückreichende  Literatur,  die  dem 
Soziologen  der  verschiedenen  sozialen  Einzelwissenschaften  ganz  neue 
Ausblicke  eröffnet.  Freilich  sind  zum  Eindringen  in  den  Geist  der 
arabischen  Literatur,  wie  jeder  anderen,  die  entsprechenden  Sprach- 
studien unerläßlich.  Auf  die  Dauer  wird  an  dieser  Literatur,  wenig- 
stens so  weit  sie  in  einer  der  neueren  Kultursprachen  vorliegt,  nicht 
vorbeigegangen  werden  dürfen.  Wer  einen  Blick  in  diese  Welt  getan 
hat ,  begreift ,  warum  bei  einer  so  umfassenden  wissenschaftlichen 
Leistung,  wie  sie  der  »Kapitalismus«  Sombarts  darstellt,  im  Grunde  so 
wenig  herausgekommen  ist.  Wer  sich  bemüht,  den  Ablauf  einer  großen 
vor  uns  liegenden  abgeschlossenen  Kultur  zu  überblicken,  der  weiß, 
daß  es  bei  uns  seit  Hegel  keinen  »allgemeinen«  Soziologen  gegeben 
hat,  der  diese  Bezeichnung  wahrhaft  verdient.  Die  ganze  Beschrän- 
kung der  ökonomischen  Geschichtstheorie  eines  Marx'  wird  bei  solchem 
Standpunkt  klar,  da  er  meinte,  »Hegel  umgestülpt«  zu  haben,  indem 
er  das  aufschrieb,  was  der  Große  im  Vorübergehen  hinstreute. 

Der  Verlauf  der  letzten  Jahre  hat  wohl  zur  Genüge  gezeigt,  daß 
die  Einsicht  in  soziologische  Dinge  anderswo  tiefer  war,  als  bei  uns. 
Ueberspannte  Theorien  über  wirtschaftliche  Entwicklung  können  nur 
unter  ganz  bestimmten  Voraussetzungen  ihre  Wirkung  tun,  und  es  ist 
kein  Zufall,  daß  sie  gerade  in  Deutschland  und  Rußland  ihre  über- 
zeugtesten Gläubigen  gefunden  haben.  Wenn  heute  der  Errichtung 
soziologischer   Professuren    das  Wort  geredet   wird,   so   erscheint  das 
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vom  Standpunkte    des    allgemeinen  Wohles  eher  verspätet  als  verfrüht 
zu  sein. 


Kapital  und  Arbeit. 

Von 

Dr.  Johann  Orthner. 

Das  in  der  Natur  ewig  waltende  geistige  Prinzip  (vous— Xöyog)  äußert 
sich  als  Kraft,  welche  in  den  beiden  Formen,  der  Spannkraft  und  der 
lebendigen  Kraft  (potentielle  und  kinetische  Energie)  in  die  Erschei- 
nung tritt.  Die  in  den  Kohlenlagern  der  Erde  seit  Jahrtausenden  als 
Spannkraft  angesammelte  Sonnenwärme  erzeugt  die  lebendige  Kraft 
des  Dampfes ;  die  lebendige  Kraft  des  fließenden  Wassers  erzeugt  in 
der  Dynamomaschine  die  elektrische  Spannkraft,  welche  wieder  als 
lebendige  Kraft  in  den  von  ihr  betriebenen  Maschinen  zutage  tritt.  Die 
lebendige  Kraft  der  Sonnenwärme  desoxydiert  die  in  den  Pflanzen  als 
Kohlensäure  und  Salpetersäure  aufgenommenen  Kohlenstoff-  und  Stick- 
stoffatome, aus  welchen  Eiweiß,  Fett  und  Kohlehydrate  als  Spannkraft 
gebildet  werden,  die  als  Nahrung  der  Tiere  und  Menschen  die  anima- 
lische Wärme  und  die  bewegende  Kraft  erzeugen,  welche  sich  durch 
die  Tätigkeit  des  Gehirns  in  die  Spannkraft  des  Gedankens  umsetzt, 
der  durch  gewollte  Bewegungen  des  Körpers,  d.  i.  durch  Arbeit  ver- 
nünftige Werke  schafft.  Die  Produkte  der  menschlichen  Arbeit  werden 
teils  durch  den  Konsum  wieder  als  lebendige  Kraft  der  Volkswirtschaft 
zugeführt,  teils  harren  sie  als  aufgesparte  Arbeitskraft  im  Kapital 
ihrer  weiteren  Verwendung. 

Kapital  und  Arbeit  entsprechen  somit  auch  in  der  Volkswirtschaft 
den  beiden  Naturkräften,  die  sich  gegenseitig  ergänzen :  ohne  Arbeit 
kein  Kapital,  ohne  Kapital  keine  Arbeit;  Kapital  und  Arbeit  sind  die 
bewegenden  Faktoren  der  Volkswirtschaft. 

Wenn  von  Kapitalismus  und  kapitalistischer  Wirtschaftsordnung 
im  Gegensatz  zur  sozialistischen  Weltanschauung  gesprochen  wird,  so 
wird  darunter  jener  Zustand  der  Volkswirtschaft  verstanden,  in  welchem 
'las  Kapital  nicht  seiner  naturgemäßen  Aufgabe  als  Arbeitsmittel  ent- 
spricht, sondern  als  ein  Mittel  einer  Minderheit  von  Menschen  erscheint, 
die  Arbeit  anderer  Menschen  sich  durch  den  Zins  dienstbar  zu  machen. 
Denn  alle  Werte  entstehen  nur  durch  Arbeit,  die  umgebende  Natur 
ist  nur  das  Matcriale,  aus  welchem  die  Arbeit  der  Menschen  Werte 
schafft,  die  teils  dem  Konsum,  teils  der  Bildung  von  Kapital  zugeführt 
lößer  der  zur  Anlage  in  Zinskapital  verwendete  Teil  der 
durch  die  Arbeit  erzeugten  Werte  ist,    um    :  i  i    muß  daher  die 

Warenmenge  sein,  die  dem  Konsum  zugute  kommt,  um  so  mehr  müssen 
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auch  bei  gleichbleibender  oder  gesteigerter  Nachfrage  die  Preise  der 
Waren  steigen,  bzw.  der  Wert  des  Geldes  sinken. 

Das  Zinskapital  hat  seine  gesicherte  Grundlage  in  dem  Eigen- 
tumsrechte der  Menschen  an  dem  von  ihnen  in  Besitz  genommenen 
Grund  und  Boden,  welches  Recht  somit  einen  Grundstein  der  kapita- 
listischen Wirtschaftsordnung  bildet.  Da  das  Eigentumsrecht  die  Be- 
fugnis ist,  >mit  der  Substanz  und  den  Nutzungen  einer  Sache  nach 
Willkür  zu  schalten  und  jeden  anderen  davon  auszuschließen«  (§  354 
österr.  bgl.  Ges.),  ist  jeder  besitzlose  Mensch  zur  Befriedigung  seines 
Nahrungs-  und  Wohnungsbedürfnisses,  also  zur  Fristung  seiner  Existenz, 
an  die  Zustimmung  der  Grundeigentümer  gebunden,  welche  er  den- 
selben durch  einen  Teil  seines  Arbeitsvertrages  abkaufen  muß.  Wäre 
die  Luft  nicht  ein  unfaßbares,  der  individuellen  Gewalt  entzogenes 
Lebenselement,  so  wäre  auch  unser  Atmen  von  der  Zustimmung  der 
sie  besitzenden  Mitmenschen  abhängig. 

Wenn  im  Zivilrechte  als  Eigentum  alles  bezeichnet  wird,  »was 
Jemandem  zugehört,  alle  seine  körperlichen  und  unkörperlichen  Sachen'-, 
so  trifft  diese  Definition  für  das  Privateigentum  an  Grund  und  Boden 
nicht  zu,  weil  die  Erde  der  gesamten  gegenwärtigen  und  zukünftigen 
Menschheit  zur  Benützung  zukommt:  der  einzelne  Mensch  kann  nur 
als  jeweiliger  Besitzer  oder  Nutznießer,  nicht  aber  als  Eigentümer  eines 
bestimmten  Teiles  des  Erdbodens  betrachtet,  werden.  Nicht  die  Erde 
gehört  uns,  sondern  wir  gehören  als  ein  winziger  Teil  der  Erde  an, 
welche  uns  nach  einem  Leben,  das  im  Vergleiche  zum  Erdenleben 
einem  Augenblicke  gleicht,  wieder  in  ihren  Schoß  aufnimmt. 

Die  Existenz  der  ganzen  Menschheit  ist  dadurch  gefährdet,  daß 
es  dem  Privateigentümer  freisteht,  mit  seinem  Grundeigentum  und 
dessen  Nutzungen  nach  Willkür  zu  verfahren,  den  Boden  zu  bebauen 
oder  nicht,  die  Früchte  desselben  selbst  zu  verzehren,  seinen  Mit- 
menschen zu  überlassen  oder  vorzuenthalten,  die  auf  seinem  Grunde 
hergestellten  Gebäude  anderen  zu  Wohn-  oder  Wirtschaftszwecken  zu 
überlassen  oder  nicht  (§  362  österr.  bgl.  Ges.).  Um  dieser  Gefahr  zu 
begegnen,  ist  die  Staatsgewalt  zu  einem  fortwährenden  Kampfe  des 
öffentlichen  Rechtes  gegen  das  Privatrecht  im  öffentlichen  Interesse 
gezwungen,  indem  sie  das  Eigentumsrecht  der  Staatsbürger  durch  die 
verschiedensten  Verfügungen  derart  einschränkt,  daß  es  oft  kaum  viel 
mehr  als  eine  Fiktion  erscheint.  Die  Grundlage  des  Feudalstaates 
war  das  Eigentumsrecht  der  Grundherren  an  dem  von  ihnen  in  Besitz 
genommenen  Boden,  welchen  sie  durch  die  Waffengewalt  ihrer  Unter- 
tanen sichern  konnten,  indem  sie  denselben  dafür  und  gegen  Zehent, 
Robot  und  sonstige  Steuern  und  Abgaben  Mitbesitz  gestatteten.  Aus 
diesem  Eigentumsrechte  entwickelten  sich  alle  Staats-  und  Hoheits- 
rechte der  Fürsten,  welche  sich  schließlich  durch  gewaltsame  und  fried- 
liche Eroberungen    immer   mehr  in   den   Händen    einer  geringen  Zahl 
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von  Herrscherfamilien  konzentrierten  und  schließlich  in  der  absoluten 
Monarchie  ihren  Gipfelpunkt  erreichten. 

Das  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Feudalherrn  und  seinen  Unter- 
tanen war  somit  im  Sinne  des  §357  österr.  bgl.  Ges.  das  eines  Ober- 
eigentümers als  Eigentümer  der  Substanz  seines  Grundbesitzes  zu  dem 
Nutzungseigentum  der  Untertanen,  somit  ein  geteiltes  Eigentumsrecht, 
das  bei  dem  Uebergange  des  Feudalstaates  in  den  Rechtsstaat  durch 
die  sogenannte  Grundentlastung  in  ein  vollständiges  und  ungeteiltes 
Eigentum  der  Grundbesitzer  verwandelt  wurde,  während  der  moderne 
Rechtsstaat  als  Nachfolger  des  Feudalstaates  jedes  Eigentumsrecht  an 
Grund  und  Boden  und  damit  auch  jeden  Anteil  an  seiner  Wertsteige- 
rung verloren  hat.  Durch  die  Uebertragung  des  vollen  und  ungeteilten 
Eigentumsrechtes  an  die  Grundbesitzer  wurde  eine  sichere  Grundlage 
für  den  Hypothekarkredit  des  Zinskapitales  und  für  die  Aneignung 
der  gesamten  Grundrente  gewonnen  und  damit  das  kapitalistische  Wirt- 
schaftssystem begründet,  welches  nunmehr  in  seiner  großartigen  Aus- 
gestaltung nicht  mit  Unrecht  als  die  Quelle  aller  sozialen  Uebel  be- 
trachtet wird. 

Die  Beseitigung  des  kapitalistischen  Wirtschaftssystems  und  der 
Alleinherrschaft  des  Zinskapitales  hat  daher  zur  ersten  Voraussetzung, 
daß  dem  Staate,  als  der  politischen  Organisationsform  der  mensch- 
lichen Gesellschaft,  wieder  das  Obereigentumsrecht  über  seinen  Grund 
und  Boden  zurückerstattet  wird. 

Dem  Sozialismus  erwächst  somit  in  erster  Linie  die  Aufgabe, 
durch  die  Ueberführung  des  Privateigentums  an  Grund  und  Boden  in 
Gemeineigentum  das  Kapital  seiner  naturgemäßen  Bestimmung,  der 
Menschheit  nicht  als  Ausbeutungsmittel,  sondern  als  aufgesparte  Arbeits- 
kraft, als  Arbeitsmittel,  zu  dienen,  zurückzuführen  und  dadurch  die 
Alleinherrschaft  des  Zinskapitales  zu  brechen.  Mit  der  Aufhebung  des 
vollständigen  und  ungeteilten  Privateigentums  steht  auch  die  Aufhebung 
des  Erbrechtes  an  Grund  und  Boden  im  Zusammenhange,  welches 
seine  juristische  Begründung  nur  durch  die  Fiktion  erfährt,  daß  der 
Erbe  gewissermaßen  als  die  Fortsetzung  der  Person  des  Erblassers  auf- 
zufassen ist  (§  547  österr.  bgl.  Ges.).  Ohne  diese  Fiktion  müßte  das 
Eigentum  des  nicht  mehr  existierenden  Toten  als  herrenloses  Gut  der 
Gesamtheit  zufallen. 

Kapital  und  Zins  sind  zwar  in  unserm  Rechtsbewußtsein  so 
sehr  assoziierte  Begriffe,  daß  wir  sie  schwer  voneinander  trennen 
können.  Im  Verlauf  der  kapitalistischen  Entwicklung  im  19.  Jahr- 
hundert    wurde    jedoch     auf    Grund     der    wissenschaftlichen     Statistik 

Versicherungstechnik    ausgebaut,    welche    uns    einen    Anhaltspunkt 

bietet,    auf   welchem  Wege   dem    Zinskapitale   beizukommeu  ist. 

Wir   verschaffen   uns  teils   durch   einmalige    Einzahlung   von    Kapita), 

teils  durch  jährliche  Prämienzahlungen   du  Recht  auf  ein  bestimmtes 
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Kapital  oder  auf  eine  bestimmte  Rente  für  einen  uns  durch  Elementar- 
ereignisse treffenden  Schaden  oder  für  eine  uns  durch  Unfall,  Krank- 
heit, Alter  oder  Invalidität  zustoßende  Aufhebung  oder  Verminderung 
unserer  Erwerbsfähigkeit  oder  für  den  Todesfall,  ohne  für  das  dazu 
ausgelegte  Kapital  einen  Zins  zu  beziehen.  Aus  dem  Zinskapital  wird 
ein  Rentenkapital,  welches  die  Eigenschaft  besitzt,  nicht  durch  Ein- 
hebung eines  Zinses,  sondern  durch  seine  Umwandlung  in  produktive 
Arbeit  die  Volkswirtschaft  zu  fördern. 

Die  Verwendung  der  Versicherungstechnik  für  öffentliche  Zwecke 
hat  auch  bereits  in  den  Arbeiterversicherungsgesetzen  große  Erfolge 
errungen.  An  die  Stelle  des  zivilrechtlichen  Grundsatzes  der  Haft- 
pflicht des  Schuldigen  ist  die  auf  dem  Boden  des  öffentlichen  Rechtes 
beruhende  Fürsorge  des  Staates  in-  der  Form  der  Versicherungsanstalt 
getreten,  welcher  die  Erkenntnis  zugrunde  liegt,  daß  die  Gesamtheit 
und  die  gesellschaftlichen  Verhältnisse  ihren  Anteil  an  der  durch  Krank- 
heit, Alter  oder  Invalidität  verursachten  Verminderung  oder  Aufhebung 
der  Erwerbsfähigkeit  des  Einzelnen  tragen  und  demselben  daher  ge- 
wissermaßen ersatzpflichtig  sind.  Aus  dieser  allgemeinen  Ersatzpflicht 
ergibt  sich  auch  mit  logischer  Konsequenz  die  Beitragspflicht  der  Ge- 
samtheit aller  Staatsbürger  und  nicht  bloß  einzelner  der  Versicherung 
besonders  bedürftiger  Gruppen  derselben,  also  die  Einbeziehung  aller 
Staatsbürger  in  eine  staatliche  Versicherungsanstalt  gegen  Krankheit, 
Unfall,  Alter  und  Invalidität.  Das  in  diese  staatliche  Versicherungsan- 
stalt eingezahlte  Kapital  stellt  ein  Rentenkapital  dar,  welches  sowohl 
seinem  Zwecke,  als  Ersatz  für  verlorene  oder  verminderte  Erwerbs- 
fähigkeit oder  für  erlittenen  Schaden  zu  dienen,  entsprechen,  als  auch 
dazu  dienen  soll,  ein  gemeinsames  Kapitalreservoir  zu  bilden,  aus 
welchem  jeder  Versicherte,  wie  bei  den  Privatversicherungsgesellschaften, 
bis  zu  einer  gewissen  Grenze  beliebige  Summen  zu  Investitions-  oder 
Erwerbszwecken  entnehmen  kann.  An  die  Stelle  des  Zinses  für  das 
entlehnte  Kapital  wird  nur  eine  Verminderung  der  seinerzeitigen  Rente 
oder  eine  Erhöhung  der  jährlichen  Versicherungsprämie  treten,  welche 
jedoch  nicht  dem  Privatkapitale,  sondern  dem  staatlichen  Versiche- 
rungsfond zugute  kommen  wird,  also  der  Allgemeinheit,  von  welcher 
jeder  Staatsbürger  einen  aliquoten  Teil  bildet.  Für  jeden  Staatsbürger 
wird  bei  Entnahme  von  Kapital  aus  dem  Versicherungsfonde  nur  die 
Erwägung  maßgebend  sein,  ob  der  aus  der  Verwendung  des  ent- 
nommenen Kapitales  entstehende  Nutzen  größer  sein  wird,  als  der 
Schaden  beträgt,  den  er  durch  die  Verminderung  seines  Rentenan- 
spruches erleidet,  bzw.  ob  der  Ertrag  des  aus  dem  entlehnten  Kapitale 
geschaffenen  Unternehmens  größer  sein  wird,  als  die  Erhöhung  seiner 
Versicherungsprämie. 

Die  dem  versicherten  Staatsbürger  im  Falle  des  Eintrittes  seiner 
gänzlichen  oder  teilweisen   Erwerbsunfähigkeit   oder   nach   Erreichung 
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des  festgesetzten  Alters  zufallende  Rente  soll  nach  dem  Durchschnitte 
seines  Einkommens  während  der  Beitragsjahre  (etwa  24.  bis  64.  Lebens- 
jahr) und  bzw.  dem  Grade  seiner  Erwerbsunfähigkeit  bemessen  und 
dementsprechend  auch  die  jeweilige  Jahresprämie  oder  ein  statt  der- 
selben  gezahltes  Deckungskapital  festgesetzt  werden.  Dieses  in  den 
staatlichen  Versicherungsfond  eingezahlte  Rentenkapital  soll  dazu  ver- 
wendet werden,  einerseits  durch  die  Erwerbung  von  Schuldverschrei- 
bungen, Aktien,  Pfandbriefen  usw.  das  Zinskapital  aufzusaugen  und 
anderseits  das  gesamte  Grundeigentum  und  alle  Liegenschaften  und 
Realitäten  dadurch  zu  erwerben,  daß  der  im  Vertragswege  oder  durch 
gerichtliche  Schätzung  ermittelte  reine  Wert  desselben  als  Deckungs- 
kapital für  die  dem  Einkommen  entsprechende  Alters-  und  Invalidi- 
tätsrente dem  Versicherten  gutgeschrieben  wird,  welcher  gegen  Ab- 
lieferung der  festgesetzten  Grundrente  an  den  staatlichen  Versiche- 
rungsfond im  weiteren  Besitze  seines  Anwesens  verbleibt,  somit  im 
Sinne  des  §  359  österr.  bgl.  Ges.  »durch  gesetzliche  Verordnung«  von 
seinem  bisherigen  »vollständigen  und  ungeteilten  Eigentum«  das  Recht 
auf  die  Substanz  von  dem  Nutzungsrechte  dadurch  abgesondert  wird, 
daß  das  erstere  dem  Staate  in  der  Gestalt  des  staatlichen  Versiche- 
rungsfondes,  das  letztere  dem  Grundbesitzer  zugewiesen  wird. 

Dadurch  verlieren  zwar  Grund  und  Boden  und  die  darauf  befind- 
lichen Liegenschaften  den  ihnen  bisher  anhaftenden  naturwidrigen 
Charakter  einer  Ware,  welche  von  den  Eigentümern  beliebig  verkauft, 
verschenkt,  vererbt  oder  zerstört  werden  konnte,  es  bleibt  jedoch  im 
übrigen  ihm  und  seiner  Familie  sein  Anwesen  als  Erwerbsquelle  ge- 
sichert, so  lange  sie  ihren  Verpflichtungen  gegen  den  staatlichen  Ver- 
sicherungsfond nachkommen. 

Der  Grundbesitzer  erleidet  somit  durch  diese  Art  der  Grundab- 
lösung keinen  Schaden  an  seinem  Vermögen,  indem  er  statt  eines 
allen  Gefahren  der  Elementarereignisse  und  Wertschwankungen  unter- 
liegenden Privateigentums  einen  sicheren,  seinem  Einkommen  ent- 
sprechenden Anteil 'am  Gemeineigentum  erwirbt. 

Der  moderne  Staat,  welcher  ohne  Grundeigentum  eigentlich,  so- 
zusagen, in  der  Luft  hängt,  gewinnt  erst  durch  die  Erwerbung  des 
Grundeigentums  die  seinem  Ursprünge  aus  dem  Feudalstaatc  ent- 
sprechende gesicherte  Grundlage  und  einen  Rechtstitel  für  alle  jene 
Verfügungen  gegen  die  Privatrechte  seiner  Bürger,  welche  er  bisher 
nur  im  Wege  der  Gewalt  treffen  kann. 

Durch  die  Einführung  einer  allgemeinen  Staatsbürgerversicherung 
an  Stelle  der  bestehenden  Versicherungsanstalten  für  einzelne  Gruppen 
von  Staatsbürgern  würde  für  jeden  Staatsbürger  die  bange  Sorge  um 
seine  Zukunft  im  Falle  eintretender  Erwerbsunfähigkeit  und  um  die 
Existenz  seiner  Familie  im  Falle  seines  Todes  beseitigt,  die  Annen 
Versorgung  der  Gemeinde  würde  ein  Ende  nehmen  und  damit  würden 
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die  dafür  ausgelegten  Summen,  welche  ihren  Zweck  ohnehin  nie  er- 
reichen, für  andere  produktive  Zwecke  der  Gemeinde  frei  werden.  Die 
Pensionsfonds  der  verschiedenen  Behörden  und  Körperschaften  würden 
überflüssig  und  die  Staatsbudgets  von  denselben  entlastet  werden.  Der 
wirtschaftliche  Prozeß,  welcher  durch  Zins  und  Zinseszins  zur  Anhäu- 
fung des  Volksvermögens  in  den  Händen  einer  kleinen  reichen  Minder- 
heit führt,  würde  um  jene  Beträge,  welche  in  den  staatlichen  Ver- 
sicherungsfond fließen,  verzögert  und  schließlich  zu  einer  Beseitigung 
des  arbeitslosen  Einkommens  führen. 

In  dem  Maße,  als  Grund  und  Boden  in  das  Eigentum  der  die 
Gesamtheit  repräsentierenden  staatlichen  Versicherungsanstalt  über- 
gehen wird,  wird  dieser  auch  jede  Steigerung  der  Grundrente  zufallen 
und  in  dem  Maße,  als  dieses  Reservoir  sich  füllt,  auch  die  Einkommen- 
steuer als  einzige  direkte  Staatssteuer  sich  vermindern  und  immer  mehr 
sich  jenem  Zeitpunkte  nähern,  wo  die  Grundrente  allein  zur  Deckung 
des  Staatsbedarfes  ausreichen  wird. 

Es  bedarf  wohl  kaum  einer  weiteren  Erörterung  über  den  Ein- 
fluß, welchen  die  Eindämmung  der  Schäden  des  Kapitalismus  in 
der  Form  des  Zinskapitales  durch  ein  staatliches  Rentenkapital  auf  die 
Grundspekulation,  auf  die  Beseitigung  der  Wohnungsnot,  auf  die  Ver- 
besserung der  gesundheitlichen  Verhältnisse  und  der  Erwerbsfähigkeit 
des  Volkes,  auf  die  weitere  Ausdehnung  und  Verbesserung  der  Ver- 
kehrsmittel, auf  die  Ausnützung  der  Naturkräfte,  Assanierung  der  Ort- 
schaften und  auf  alle  Einrichtungen  der  sozialen  Fürsorge  ausüben 
würde,  da  der  Ertrag  aller  darauf  gerichteten  Maßnahmen  und  der 
Arbeit  des  Volkes  nicht  dem  privaten  Zinskapitale,  sondern  der  Ge- 
samtheit zufließen  würde. 

Das  Mißverhältnis  zwischen  dem  durch  den  Weltkrieg  so  außer- 
ordentlich angewachsenen  Zinskapital  und  Papiergeld  und  den  vor- 
handenen Warenmengen  hat  in  den  meisten  europäischen  Staaten  zu 
jener  schrecklichen  Entwertung  des  Geldes  und  der  dadurch  bedingten 
Teuerung  aller  Bedarfsartikel  geführt,  gegen  welche  alle  Mittel  fruchtlos 
bleiben  müssen,  so  lange  es  nicht  gelingt,  dem  Auslandskredite  zur 
Beschaffung  von  Nahrungsmitteln  und  Rohstoffen  für  die  Industrie  und 
zur  Regelung  der  Valuta  eine  gesicherte  Deckung  zu  verschaffen,  welche 
in  keiner  besseren  Weise  als  durch  die  Erwerbung  des  Eigentums  des 
gesamten  Grundes  und  Bodens  durch  den  Staat  wird  geboten  werden 
können. 

Die  Schuldknechtschaft,  in  welche  wir  dadurch  geraten,  wird  durch 
die  angestrengte  Arbeit  des  ganzen  Volkes  in  absehbarer  Zeit  beseitigt 
werden  können,  wenn  der  Ertrag  der  Arbeit  nicht  durch  den  Zins  dem 
Privatkapitale,  sondern  im  Wege  der  allgemeinen  Staatsbürgerversiche- 
rung dem  staatlichen  Rentenkapital,  dem  Gemeingute  des  ganzen  Volkes, 
zugute  kommen  wird,  welches  seinem  naturgemäßen  Zwecke  als  Arbeits- 
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mittel  zugeführt,  die  Volkswirtschaft  in  bisher  nie  geahnter  Weise  be- 
fruchten wird. 


Zur  Frage  des  richtigen  Verteilungsprinzips  bei  Proportional- 
wahlen. 

Von 
Dr.  W.  Grävell,  Berlin. 

Es  ist  eine  seit  langem  bekannte  Eigentümlichkeit  des  (THondt- 
Hagenbach-Bischoff "sehen  Verteilungsprinzips ,  die  größeren  Parteien 
bei  der  Mandatsverteilung  zu  begünstigen,  und  zwar  in  dem  Sinne,  daß 
bei  Einteilung  des  gesamten  Wahlbezirks  in  Wahlkreise  das  Endergeb- 
nis für  den  ganzen  Bezirk  eine  Begünstigung  der  größeren  Parteien 
gegenüber  den  kleineren  darstellt,  die  sich  durch  nichts  objektiv  recht- 
fertigen läßt.  Anders  ist  es  bei  der  Mandatszuteilung  in  jedem  einzelnen 
Wahlkreise.  Die  selbstverständlich  auch  hier  auftretende  Tendenz  zur 
Begünstigung  der  größeren  Parteien  ist  durch  das  aufgestellte  Prinzip 
bedingt  und  gerechtfertigt,  sofer-n  das  Prinzip  als  richtig  anerkannt  ist. 
Dies  lautet  in  der  einfachsten  und  verständlichsten  Form :  Die  Mandats- 
verteilung ist  so  vorzunehmen,  daß  möglichst  alle  zu  vertretenden  Per- 
sonen ihr  Recht  erhalten,  daß  also  die  Zahl  der  nichtvertretenen  Per- 
sonen ein  Minimum   darstellt.     Dabei   bestimmt   sich  das  einer  Person 

s 
zukommende  Recht  nicht  durch  —  (s  =  Zahl   der  überhaupt  zu  ver- 

o 

gebenden  Mandate,    S  =  Summe  aller  Stimmenzahlen),  sondern  durch 

a, 
das  Maximum  von  — -  (a  =  Zahl  der  einer  Partei  endgültig  zukommen- 
•  Ai 

den  Mandate,  A  =  Zahl  ihrer  Stimmen,  i  ss  1,2,  .  .  .  .  n,  n  =  Zahl  der 
aufgestellten  Listen).  Zur  Verwirklichung  dieses  Prinzips  dienen  die 
bekannten  Berechnungsverfahren  von  d Hondt  und  Hagenbach- Bischoff. 
Für  die  Wahlen  zur  deutschen  Nationalversammlung  war  das  eben  be- 
schriebene Prinzip  mit  dem  Berechnungsverfahren  von  d'Hondt  ange- 
ordnet worden,  und  zwar  bei  Einteilung  des  gesamten  Wahlbezirks  in 
Wahlkreise.  Das  Verteilungsergebnis  entspricht  vollkommen  der  Er- 
wartung l).  Das  für  jeden  Wahlkreis  einheitlich  gültige  Prinzip  kommt 
in  der  Gesamtheit  der  Wahlkreise  nicht  zum  Ausdruck.  Daraus  laßt 
sich  dreierlei  ableiten.  Einmal  kann  gefordert  werden,  daß  unter  Auf- 
rechterhaltung  des  Prinzips  das  Verteilungsverfahren  so  eingerichtet 
wird,  daß  das  Prinzip  im  Endergebnis  voll  zum  Ausdruck  kommt; 
kann  gefordert   werden,   daß   unter  Aufgabe   des  Prinzips   in 

i)  l.  Kr^. -lieft  zum  22.  Jg.  d.  Vicrtcljahrshefle  z.  Stat.  d.  Deutschen  Reichs, 
1919. 
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den  einzelnen  Wahlkreisen  für  diese  ein  Prinzip  aufgestellt  wird,  das 
in  der  Summe  der  Verteilungsergebnisse  ein  anderes  Prinzip,  und  zwar 
das  erstgenannte,  bedingt,  und  schließlich  kann  drittens  gefordert 
werden  eine  Ablehnung  des  gesamten  Prinzips  samt  seinem  Verteilungs- 
verfahren zugunsten  eines  neuen,  das  so  beschaffen  ist,  daß  es  bei  Ein- 
haltung in  den  Wahlkreisen  auch  in  der  Summe  der  Wahlkreise,  also 
auf  den  gesamten  Wahlbezirk  ausgedehnt,  zum  Ausdruck  kommt.  Die 
erste  Forderung  hat  die  Aufgabe  geschlossener  Wahlkreise  zur  Folge; 
die  Lösung  ist  dann  sehr  einfach.  Es  soll  jedoch  darauf  hier  nicht 
näher  eingegangen  werden.  Die  zweite  Forderung  verlangt  ein  neues 
Prinzip,  und  zwar  in  Abhängigkeit  von  einem  bekannten.  Die  Lösung 
dürfte  nicht  ganz  einfach  sein.  Der  dritten  Forderung  ist  schon  ver- 
schiedentlich nachzukommen  versucht  worden.  Eine  einwandfreie  Lö- 
sung stellt  das  als  Bruchzahlverfahren  bekannte  Verteilungsprinzip  dar, 
da  ihm  die  Eigenschaft  innewohnt,  jeder  Partei  von  vornherein  die 
gleiche  Wahrscheinlichkeit  zur  Erlangung  eines  sog.  Restmandats  zu- 
zusprechen l).  Dies  ist  bekanntlich  bei  dem  d' Bondtschcn  Verteilungs- 
prinzip nicht  der  Fall.  Das  Bruchzahlverfahren  ist  jedoch  schon 
längere  Zeit  als  richtiges,  oder,  besser  gesagt,  als  praktisch  gerechtes 
Verteilungsverfahren  infolge  des  ihm  innewohnenden  Prinzips  abgelehnt 
worden  2). 

Ausgehend  von  dem  Verteilungsergebnis  der  Wahlen  zur  deutschen 
Nationalversammlung  hat  Dr.  E.  Thoma,  Pforzheim3),  gegen  das  dabei 
benutzte  Verteilungsprinzip  Stellung  genommen  und  versucht,  ein  neues 
Verteilungsprinzip  aufzustellen  und  sein  Berechnungsverfahren  anzugeben. 
Das  neue  Prinzip  soll  geeignet  sein,  den  Proporzgedanken  in  lauterster 

Form  zu  verwirklichen.   Bezeichnen  wir  mit  —  diejenige  Kraft,  mit  der 

o 

jeder  einzelne  Wähler  jeder  Partei  die  s-Mandate  zu  besetzen  befugt 
ist,   so  soll  diejenige  Verteilung  die  gerechteste  und  mathematisch  ge- 

g 

naueste  sein,  die  den  Unterschied  zwischen  — ,    der    Normalwahlkraft, 

o 

wie  sie  Thoma  bezeichnet,  und  der  dem  Wähler  nach  der  endgül- 
tigen Verteilung  tatsächlich  zukommenden  Wahlkraft  für  jede  Partei 
zu  einem  Minimum  macht.    Mit  unsern  Bezeichnungen  stellt  sich  dies 

i)  Siehe  Dr.  G.  Polya,  Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik  u.  Volkswirt- 
schaft 54.  Jahrgang,  Heft  4,  S.  363—388. 

2)  Der  vorliegende  Aufsatz  ist  vor  länger  als  einem  Jahr  geschrieben  und 
eingesandt  worden.  Verfasser  waren  damals  die  weiteren  Ausführungen  Pölyas 
und  die  von  z/.  Bortkiewicz  noch  unbekannt.  Gleichwohl  hält  Verf.  hinsichtlich 
des  (fUondtschen  Prinzips  an  seiner  Auffassung  fest.  S.  dazu  auch  v.  Verf. :  »Die 
Verteilungssysteme  der  Proportionalwahl«  in  den  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  114.  Bd., 
1920,  S.  254  f. 

3)  Deutsche  Revue,  Mai  191 1,  S.   160 — 167. 


s 
naueste,  für  die     — -  — 
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so  dar:    diejenige  Verteilung  ist  die  gerechteste  und  mathematisch  ge- 

ein  Minimum  ist. 

Schon  hier  erheben  sich  Bedenken.  Es  ist  durchaus  nicht  selbst- 
verständlich, daß  die  in  einer  Verteilung  für  eine  Partei  liegende  Ge- 
rechtigkeit oder  Ungerechtigkeit  in  einer  weniger  oder  mehr  starken 
Abweichung  ihrer  durch  die  Verteilung  festgelegten  Wahlkraft  von  der 
sog.  Normalwahlkraft  zum  Ausdruck  kommen  soll.  Wenn  dies  so 
sonnenklar  wäre ,  wie  Thoma  meint ,  wäre  dies  wohl  schon  längst  er- 
kannt worden.  Die  mathematisch  richtige  und  einwandfreie  Lösung 
zur  Verwirklichung  des  Proporzgedankens  fordert  bekanntlich  Teilung 
der  sog.  Restmandate.  Eine  weitere  mathematisch  genaue  Lösung,  die 
den  Proportionalgedanken  zum  Ausdruck  bringt,  gibt  es  nicht.     Wenn 

Is  a*  I 

—  —  —  I  zü   einem  Mini- 

mum  macht,  als  die  mathematisch  genaueste  bezeichnet,  so  dürfte  dies 
eine  Verkennung  der  Sache  sein.  Es  kann  einmal  gesagt  werden,  das 
Berechnungsverfahren,  das  zur  Verwirklichung  des  Prinzips  angewandt 
wird,  ist  mathematisch  einwandfrei  (darüber  werden  wir  später  zu 
sprechen  haben) ,  und  zum  andern  kann  behauptet  werden ,  ein 
Berechnungsverfahren  liefert  eine  Verteilung,  die  der  streng  mathe- 
matisch richtigen  möglichst  nahe  kommt,  wobei  das  möglichst 
lediglich  die  Richtigkeit  des  jeweils  aufgestellten  Prinzips  zur  Voraus- 
setzung   hat.     Warum   aber  der  Grundsatz  r  |  ■=■  —  •— -     ein   Minimum 

I    ^  Aj   I 

verständlicher  oder  gar  richtiger  sein  soll,  als  z.  B.  der:  die  Summe  der 
bei  einem  Wahlgang  unvertreten  gebliebenen  Wähler  soll  ein  Minimum 
sein,  ist  nicht  recht  einzusehen.  Wieweit  sich  übrigens  T/wma  mit 
seinem  Prinzip  von  einer  selbstverständlichen  und  plausibeln  Richtig- 
keit entfernt,  wird  im  weiteren  ersichtlich  werden. 

Betrachten  wir  zunächst   das  zur  Verwirklichung  des  Prinzips  von 

Thoma  angegebene  Verfahren.  Das  Prinzip  lautete:  ~  —  —  ==  Mi- 
nimum. 

Wird        mit  D  bezeichnet,  so  ist  Ai  =  D  (b\  -f-  a,),    wobei  die  b 
s 

ganze  Zahlen  und  die  a-,  echte  Brüche  sind 

Die  Bedingung  für  Zuteilung  eines  Restmandats  drückt  sich  dann 

nach   Thoma  folgendermaßen  aus: 

S  A,   I 

—   —-I  •—  Maximum;  jedoch  erfolgt  Zuteilung  eines  Man- 
dats nur  dann,     wenn    außerdem  noch  folgende   l'.rdingung  erfüllt   ist: 
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I  S         Ai  I  I  S  Ai       I       _..    I  S         Ai  I 

2. —      >      —  —  -j— - —    .     Für —     =   Maxi- 

I  s  bi  |  |   s  bi  -f  i   I  I  s  bi  | 

mum  kann  auch  gesetzt  werden: 

3.  —  —  -T-  I  =.  Maximum. 

o  Ai    I 

Entferne  ich  aus  1.   und  3.   Ai  mit   Hilfe   der   bestehenden  Bezie- 
hung Ai  =  D  (bi  -j-  a^,  so  lauten  die  Bedingungen  1.  und  3.: 

ai  ai 

4.  -z—  =  Maximum    bez.    c. =  Maximum. 

bi  3    bi  +  ai 

Beide  Ausdrücke  sind  natürlich  identisch. 

A- 
Eliminiere  ich  bi  unter  Anwendung  der  Beziehung  bi  =  — -  —  a^ 

so  wird  aus  1.  und  3.: 

—  ajD2     |  aj 

—  Maximum   bez.   7.  -,    =  Maximum. 


Ai  —  ajD  |  '     Ai 

Die  Nebenbedingung,  Form.  2,  geht  bei  der  Substitution  Ai  = 
D  (bi  -j-  aj)  über  in : 

oej    .      1  —  04  1  —  ^  1  +  bi 

> —   oder <  — 7 

bi  ^  1  -f  bi  «i  bi 

8.   oder  —  —  1  <  ~  +  1. 

ai  bi    - 

Die  rechte  Seite  ist  immer  >  1  und  <  2 ,  wenn  der  Fall  bi  =  o 
ausgeschaltet  wird.  Ferner  ist  o  <  ai  <  1.  Für  ai  <  J  =z=  0,333  •  •  • 
wird  also  Bedingung  8.  niemals  erfüllt  sein,  sofern  nur  bi  4=  o.  Für 
bi  =  o  ist  die  genannte  Bedingung  immer  erfüllt,  da  ai  z\p  o,  wenn  bi  =  o. 
Ebenso  ist  für  ai  >  1  die  Bedingung  immer  erfüllt.  Fraglich  ist  also 
nur  der  Fall  J  >  a}  >  1.. 

Falls  bei  allen  Parteien  nach  der  ersten  Verteilung  die  erforder- 
lichen Minima  bereits  erreicht  sind,  so  ist  nach  demselben  Prinzip  der 
erste  Restsitz  derjenigen  Liste  zu  geben,  für  die: 

IA-        I 
D  —  ~^r~T —     em  Minimum  wird;  ebenso  die  weiteren.    Mit 
Di  -\-   I    j 

Hilfe  der   schon   benutzten  Beziehungen  umgeformt,   lautet  die  Bedin- 
gung 9: 

I  —  ai 
10.   —  =  Minimum. 

1  4-  bi 

Dasselbe  Verfahren  ist  anzuwenden,  wenn  nach  Zuteilung  von  1, 
2  .  .  .  Restsitzen  die  Minima  für  alle  Listen  erreicht  sind  und  noch 
Restsitze  zu  vergeben  sind. 

Die  Formen  1,  2,  3  und  9  sind  die  von  E.  Thoma  angegebenen; 
die  Formen  4 — 8  und  10  sind  von  uns  angeführt  worden,  da  sie  die 
Grundlage  für  die  Beurteilung  des  Verfahrens  und  Prinzips  bilden 
werden. 
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Immer  noch,  ganz  abgesehen  von  der  Richtigkeit  oder  Unrichtigkeit 
des  Prinzips  —  genügen  die  in  i.,  2.,  3.  und  9.  angegebenen  Bedingungen 
zur  Durchführung  des  Prinzips?  Benut|en  wir  zur  Beantwortung  zu- 
nächst das  von  Thoma  behandelte  Beispiel  4.  Zu  vergeben  sind  28  Man- 
date an  5  Parteien  mit  den  Stimmenzahlen  2704,  61  442,  74392,  115  000 
und  164-4.   Nach  der  ersten  Verteilung  erhalten  die  Parteien  o,  6,  7,  11 

und  1  Mandat ;  drei  Restsitze  verbleiben.  Die  —  sind    — -—  ,     °^7 

Ai  2704      61442 

o»7i  °,93  A      0,74 

una  oder  0,000103;  0,00000602;  0,000000*4; 

74392     115000  16484  °'  '     '  yot> 

0,00000809  und  0,000437.    Die  drei  Restsitze  wären  also  zu  vergeben 

an  die  1.,  5.  und  3.  Partei,    da  die  Nebenbedingung  (Form  2)  für  alle 

Parteien  erfüllt  ist.    Diese  Verteilung  entspricht  aber  nicht  dem  eingangs 

aufgestellten  Prinzip.    Auch   Thoma  hat  dies  erkannt.     Er  gibt  nämlich 

den  einen  Restsitz  nicht  der  1.,  sondern  der  4.  Partei.    Die  Begründung 

Ib;          s   I 
— ein  Mi- 
Ai          o   I 


bi  4-  1         s  | 

«.  Daß  aber 


Ibi        s   I 
Ai        S  r  Ai  S 

diese  Bedingung  erfüllt  sein  soll,  hat  Thoma  nirgends  gesagt.  Mit  Be- 
dingung 2  ist  sie  nicht  identisch.  Durch  Umformung  in  der  schon 
oft  geübten  Weise  (Ai  =  D  (bi  -f-  aj))  ergibt  sich  nämlich : 

II.    a;  >  1  — ai    oder    ol{  >  0,5. 
Diese  Bedingung  besagt  also,  daß  eine  Partei  nur  dann  einen  Anspruch 
auf   einen  Restsitz  hat,   wenn   ihre  Reststimmenzahl  >  J-  D  wäre. 

Diese  Nebenbedingung  ergibt  sich,   wenn  man  von  dem  Ausdruck 

Is        ai  I 
e  —  a  .     ausgeht.     Tatsächlich   muß  nun  auch  von  diesem  Ausdruck 

ausgegangen     werden.      Es    ist     nämlich     nicht,     wie    Thoma    meint 

ISA!                                       I  S        A-  I 
—   — r —  I  ein  Minimum,  wenn -     ein    Minimum    ist.      Mit 
s       ai+  1  |                                        |  s         Bi  \ 

andern    Worten,    die   oben    unter  2  angegebene    Nebenbedingung  und 

die    unter  9  aufgeführte  Bedingung    ist  zur  Durchführung  des  Prinzips 

nicht  ausreichend.     Es  kann  dies  an  folgendem  Beispiel  geprüft  werden: 

S  =  4500,  s  =  15,  Ai  =  1944,  A2  =  2175,  As  =  381.     Die  Bedingung  9 

muß  vielmehr  lauten:     .. -r —     =  Minimum  oder    r^—. —     =  Mi- 

I  D  Ai  |  bi-f-  ai  | 

nimum. 

Auf  die  einfachste  Form  gebracht,  ist  dei  praktische  Weg  zur  Ver- 
wirklichung des   T/iomaschcn  Prinzips  der: 

Die  Parteien  mit  dem  größten      '     erhalten    der  Reihe    nach    die 
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Restmandate,   wenn  nur  ai  >  0,5  ist.     Außerdem   muß  noch 


bi+ai| 

ein  Minimum  sein,  wenn  die^rste  Verteilung    bereits  Minima  ergeben 
hat,    d.  h.  die  cc\  <  0,5  sind. 

Einen  Fall  der  Nichterfüllung  der  Nebenbedingung  stellt  das  be- 
rühmte Rekrutenbeispiel  nicht  dar,  wie  Thoma  irrtümlich  meint.  Dazu 
wird  es  bei  Thoma  nur  infolge  eines  Rechenfehlers.  In  Wirklichkeit 
i     nämlich : 

A:  A: 

und 


Ai 

bi 

Kreis     I 

544,4 

»      II 

544,4 

»     III 

543,4 

»     IV 

55o,4 

bi  +  i 

535,3 

537,7 

53i,3 

535,5;  D  =  542,6. 
Auch  für  Kreis  IV  ist  die  Nebenbedingung  2  erfüllt.  Das  Rest- 
mandat erhält  also  auch  nach  dem  Thomaschen  Prinzip  der  IV.  Kreis. 
Damit  erscheint  das  Prinzip  recht  wenig  plausibel.  Wären  in  dem 
Rekrutenbeispiel  die  Bevölkerungsziffern  statt  32  119,  40827,  23910, 
19  813  folgende  gewesen:  32  119,  40827,  23922,  19 801,  so  hätte  sich 
ergeben : 


— —       und 
bi 

Ai 

bi  -|-  1 

eis  III 

543,23 

53i,6 

»     IV 

55°>o3 

535,H, 

d.  h.  für  Kreis  IV  die  Nichterfüllung  der  Thomaschen  Bedingung.  Das 
Restmandat  erhielte  Kreis  II. 

Mit  der  von  uns  gemachten  Ergänzung  verbürgt  das  von  Thoma 
angegebene  Verteilungsverfahren  die  Durchführung  seines  aufgestellten 
Prinzips  innerhalb  eines  Wahlkreises.  Die  rein  rechnerische  Seite  der 
Frage  ist  damit  erledigt.  Nun  aber  zurück  zum  Prinzip.  Thoma  hat 
es  in  Anfechtung  des  d' 'Hondtschen  Prinzips,  das  die  größeren  Parteien 
begünstigt   und   das   versteckt  ein  Quorum    enthält,   aufgestellt.     Eine 

unsrer  Fassungen    für    das  Thomasche  Prinzip   war:   ~-  =  Maximum 

Ai 

(Form.  7).  Diese  läßt  aber  sofort  das  ganze  Wesen  des  Prinzips  er- 
kennen, nämlich  die  Tendenz  zur  Begünstigung  der  kleineren  Parteien. 
Ihm  wäre  also  der  gleiche  Vorwurf  der  Ungerechtigkeit  zu  machen, 
wie  dem  d 'Hündischen  Prinzip,  da  bei  Thoma  ebenso  wie  bei  d'Hondt 
in  den  Summen  der  Verteilungen  in  den  Wahlkreisen  die  Tendenz 
summiert  zum  Ausdruck  käme,  und  zwar  unter  Vernichtung  des  Prin- 
zips. Insofern  bedeutet  also  das  Thomasche  Prinzip  keinen  Fortschritt. 
Aber  auch  als  Prinzip  für  einen  geschlossenen  Wahlkreis  bietet  es 
keinen   Fortschritt.       In    unsrer   Fassung    sowohl ,    als    auch   in    der 
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TAomaschen    Fassung    mit    der    in    seinem     Beispiel    2    eingeführten 

^    ,.              I  t>i           1    I    ^         bi  +  1  1    I     ,.     . ,      .    , 

Bedingung      — —      >       — r —  —    ,  die  identisch  war  mit 

I    *m  D    I  i\{  L)     I 

ai  >  o>5  wird  keine  Möglichkeit  gegeben,  einer  Partei  mit  weniger  als 
i  D  Stimmen  ein  Mandat  zu  verschaffen.  Beide  Bedingungen,  die  unsrige 
wie  die  T/iomasche,  enthalten  nämlich  ein  Quorum.  Aber  gerade  das 
Vorhandensein  eines  Quorums  hatte  Thoma  als  Unzulänglichkeit  eines 
Verteilungsprinzips  hingestellt  und  aus  diesem  Grunde  das  cFHondlsohz 
Verteilungsprinzip  mit  seinem  versteckten  Quorum  verworfen.  Einer 
idealen  Lösung  sind  wir  also  mit  dem  T/iomaschcn  Weg  nicht  näher 
gekommen.  Es  muß  zunächst  dabei  bleiben,  daß  das  cT ffondtsche. 
Prinzip,  dessen  plausibelste  Fassung  eingangs  gegeben  worden  war, 
als  das,  soweit  bisher  bekannt,  praktisch  gerechteste  zu  bezeichnen 
ist,  sofern  es  nur  unter  Vermeidung  von  geschlossenen  Wahlkreisen 
zur  Anwendung  gelangt,  also  auch  in  der  Summe  der  Einzelergeb- 
nisse zur  Verwirklichung  kommt. 


Die  holländische  See-  und  Küstenfischerei. 

Von 
Dr.  Ernst  Schul  tze. 

Die  niederländische  Handelsflotte  und  mit  ihr  die  Fischerei  hat 
im  Weltkrieg  erheblich  gelitten.  Ende  1916  verfügte  die  holländische 
Handelsflotte  über  786  Schiffe  mit  760665  Nettoregistertonnen.  1907 
hatte  der  Schiffsraum  erst  447  434  t  betragen.  Bis  1914  war  er  auf 
766820  t,  also  um  319386  t  gewachsen. 

Die  Besatzung  der  Handelsflotte  ging  1916  auf  14874  Mann  (gegen 
15  182  im  Jahre  1915)  zurück.     1916  befanden  sich  darunter  3583  Schiffs- 
offiziere.    Die  See-  und  Küstenfischerei  zeigte  damals,  weil  der  Bedarf 
der  kriegführenden  Länder  an  Nahrungsmitteln  stieg,  eine  nicht  unbe- 
deutende Zunahme.     Die   Fischereiflotte   stieg   auf  6141  Fahrzeuge  — 
die   größte    bisher  erreichte  Zahl;    1915    hatte    sie  nur  5878  betragen. 
Nicht  weniger  als  97  durch  mechanische  Kraft  bewegte  Fahrzeuge,  wie 
Fischdampfer  und  Motorlogger,  wurden  der  Fischereiflotte  hinzugefügt, 
die  1916  eine  Besatzung  von  23892  Mann  gegen  2i  565  i.  J.  1915  auf- 
wies,   wahrend    sich    der  Ertrag    der    holländischen  See-    und  Küsten- 
1     1916    auf    insgesamt     272    Millionen    kg    (1915 :    212    Mill.) 
steigerte.     Auch  der  Wert  nahm  erheblich  zu;  er  betrug  1916  87   Mu- 
ri Gulden    ( 1 9 1 5 :    56  Mill.).     Zwischen    1910  und  1913  hatte  sich 
der  durchschnittliche  Jahresertrag  nur  auf   19]   Millionen  kg  Fisch  mit 
in  Wert  von  durchschnittlich  23  Millionen  Gulden  belaufen  1). 

I)  Jaarcijfers  van  het  Koninkrijk  der  Nederlanden  over  1916. 
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Allein    im    Jahre    191 7    ging    der    Ertrag    furchtbar   zurück.      Die 

holländische  Seefischerei  ergab 

Menge  in  je  Wert  in  je 

1000  kg  iooo  Gulden 

1915  148080  52267 

1916  165  513  79627 

1917  33  759        16498 

Der  außerordentliche  Rückgang  ist  zum  größten  Teil  durch  die  Tat- 
sache zu  erklären,  daß  die  Treibnetzfischerei  19 17  beinahe  überhaupt 
nicht  ausgeübt  wurde,  so  daß  die  Heringsfänge  sehr  gering  waren. 
Während  19 16  das  Fangergebnis  mit  Treibnetzfischerei-Fahrzeugen 
99  118  462  kg,  der  Erlös  49549752  Gulden  betragen  hatte,  beliefen  sich 
die  VergleichszifTern  für  1917  nur  auf  339565  kg  und  230488  Gulden1). 

Auch  andere  Ursachen  trugen  zu  dem  Rückgang  der  Fänge  bei : 
namentlich  der  verschärfte  U-Boot-Krieg  und  der  Kohlenmangel,  unter 
dem  die  Schleppdampffischerei  zu  leiden  hatte. 

Nach  Fischarten  beliefen  sich  die  durch  Treib-  und  Schleppnetz- 
sowie  durch  Schellfisch-  und  Kabliau-Fänger  eingebrachten  Mengen 
der  holländischen  Seefischerei2): 

Menge  in  kg  Ertrag  in  Gulden 

1916  1917  1916  1917 

Tarbutt 528401  407527  813979  646626 

Steinbutt 140230  141  036  135  224  156970 

Seezunge 326823  380079  714627  906198 

Scholle 9  385  465  11  907  438  3000873  4249484 

Kliesche       .     .     . 1775  251  2873495  220822  369109 

Flunder 9°  357  62124  24651  22727 

Rotzunge 72  59°  10056  94  356  14  151 

Heilbutt 78U7  34  211  96662  55192 

Keulenroclie 377  135  504538  93271  112  373 

Glattroche 265  756  93  806  56  280  17  470 

Schellfisch 33  251  310  10  314  581  16778272  6136870 

Kabliau 11116390  3580925  6514206  2482042 

Lengfisch 285836  132358  126  187  77927 

Weißling 3  734  699  1946  559  1  126557  629997 

Köhler 774  820  76  554  368  509  40  103 

Seehecht 316350  41578  244324  31975 

Lurab 527  381  222  199 

Roter  Knurrhahn      .....  57717  94547  27894  45944 

Petermännchen  u.  Knurrhahn     .  642154  503387  150572  95305 

»mul« 2  343  7  358  1  523  1  559 

Hering 95323562  299780  42073372  194  972 

Stöcker 7745  17787  1  133  2289 

Makrele 5628808  215295  4154659  132  113 

Rotbarsch 13650  —  3  119  — 

Stör 1  142  501  1  706  595 

Lachs 45  56  354  78  949 

Seewolf 253822  294  100  179  31490 

Krebse 948  58  577  68 

üebrige  Fischarten  .     .     .     .     .  1  020757 50  833  333  432 12  657 

Zusammen  165472780  33  753  440  77  257  276  16467354 

i)  In-en  Uitvoer  am   10.  April   19 17. 

2)  Nachrichten  für  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft  1918  Nr.  48. 
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Von  der  Küstenfischerei  andererseits  wurden  19 17  folgende 
Fangmengen  verzeichnet *) : 

Menge  Ertrag 

in  kg  in    Gulden 
A.  Fische: 

Hering 4  726  259  1  468  200 

Junger  Hering 248044  52825 

Anchovis 13022  7229 

Sprott 156  661  43846 

Flunder 2651503  897446 

Aal 1  274754  753289 

Stint 2441266  329351 

Hornhecht 212  051  41  185 

Keu'enroche 7  942  1  834 

Kliesche 21  128  5  176 

Makrele 6  420  I  332 

Petermännchen      ......               5  000  I  220 

Scholle 131  716  22  101 

Lachs 468  2  704 

Zunge 805  2  062 

Barsch 2  716  I  075 

Brassen 8  080  I  969 

Maifisch 6  620  4  352 

Schnäpel 481  259 

Hecht t                 487  360 

Plötze 23239  3591 

Seequappe 6  868  2  109 

»nestc 9  072  01 1  241472 

Verschiedene  Fischsorten  .     .     .           222  298  17  862 

Zusammen  A     21239839  3902249 

B.  Krustentiere. 

Garnelen •     .     .     4028533  535  360 

Krebse —  — 

Krabben 62  750  943 

Zusammen  B        4  091  283  536303 

C.  Muscheltiere. 

Austern 484747  6483 

Muscheln 39  399*71  555  601 

Kokhaan 294509  10  558 

Alikruik 264606  1 1  074 

Wuik 1  450  76 

Zusammen  C     40  444  483    .  583  792 

Das  Gesamtergebnis   der  niederländischen  See-  und  Küsu-n- 
rei    belief   sich    191 7    auf  annähernd   100  Millionen  kg  im  Werte 
von  2i1|a  Millionen   Gulden. 

Infolgedessen    ging    auch    die  Ausfuhr    sein-   zurück.     So  belief 

lie  Ausfuhr  von  geräucherten  Heringen   1917  nur  auf  2075899kg 

für    1435268    Gulden    (gegen    13533000  kg    1916),    die    Ausfuhr    von 

1)  Nachrichten  für  Handel,  Industrie  und  Landwirisrhaft    1918  Nr.  48. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatiwissentch.  1920     4  33 
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frischen  Heringen  nur  auf  7074086  kg  für  2377879  Gulden  (gegen 
69395000  kg  1916). 

Anfang  19 18  wurden  die  Verhältnisse  noch  ungünstiger.  End- 
gültige Zahlen  sind  mir  dafür  noch  nicht  bekannt.  1919  aber  hob 
sich  die  holländische  Fischerei  von  neuem,  so  daß  im  Sommer  erfolg- 
reiche Verhandlungen  über  Lieferung  holländischer  Heringe  nach 
Deutschland  gepflogen  wurden. 

Der  Heringsfang  ist  v  o  n  alters  her  eng  mit  dem  Aufschwung 
der  holländischen  Fischerei-  und  Handels-Flotte  verknüpft.  Im  Mittel- 
alter erfuhr  der  Heringsfang  die  höchste  Ausbildung  durch  die  Holländer, 
weil  sie  das  Einsalzen  in  besonders  großem  Umfange  betrieben.  Er- 
funden haben  wahrscheinlich  nicht  sie  es,  sondern  die  Gaelen.  Schon  836 
werden  Fische  erwähnt,  die  von  schottischen  Fischern  gesalzen  sind. 
Vermutlich  begannen  die  Holländer  damals  an  der  Ostküste  der  Shet- 
landsinseln  selbst  zu  fischen.  Um  das  Jahr  1 164  ist  ihr  Heringshandel 
bereits  bedeutend.  Auch  von  der  Ostküste  Englands  holten  sie  schon 
früh  gesalzene  Heringe ;  doch  war  ihnen  hier  die  eigene  Fischerei 
untersagt,  erst  1295  wurde  sie  ihnen  gestattet. 

Auf  ihren  besten  Fischgründen  waren  die  Holländer  zu  weit  von 
ihrer  Heimat  entfernt,  als  daß  sie  nach  jedem  Fang  hätten  nach  Hause 
fahren  können.  Sie  mußten  daher  nach  jedem  Zuge  die  Heringe 
augenblicklich  schlachten,  ausweiden  und  mit  Salz  in  Fässer  verpacken, 
um  Raum  für  die  Beute  des  nächsten  Zuges  zu  gewinnen.  Schnell 
erkannten  sie  die  Vorteile  des  Einsalzens.  Indessen  fehlte  es  ihnen  in 
ihrem  eigenen  Lande,  wie  an  der  englischen  Ostküste  (England  bezog 
das  ganze  Mittelalter  hindurch  sein  Salz  von  Frankreich)  an  Salz. 
Allein  die  Holländer  wußten  sich  zu  helfen ;  sie  setzten  große  Mengen 
Heringe  in  Portugal  ab,  wo  man  die  Fische  gern  als  Fastenspeise 
nahm,  und  brachten  von  dort  als  billige  Rückfracht  Salz  mit,  das  sich 
für  das  Einsalzen  der  Fische  als  sehr  geeignet  erwies.  So  wurden  sie 
die  bevorzugtesten,  wenn  auch  lange  Zeit  hindurch  nicht  die  einzigen 
Heringshändler  von  Europa1). 

Um  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  war  die  Ausdehnung  der  hol- 
ländischen Fischzüge  bis  in  die  englischen  Gewässer  hinein  für  Crom- 
well  und  Karl  IL  ein  Grund  zum  Kriege.  Auch  später  hat  der  Hering 
den  Niederlanden  manche  kriegerische  Verwicklung  gebracht.  Sobald 
aber  Frieden  war,  nahmen  Fang  und  Absatz  dieses  Fisches  durch  sie 
neuen  Aufschwung. 

Eifersüchtig  wachten  die  Holländer  darüber,  den  Heringsfang  mög- 
lichst  in    eignen  Händen    zu    behalten.     So    mußten    die  Kölner  1822 


1)  M.  J.  Schieiden:  Das  Salz.  Seine  Geschichte,  seine  Symbolik  und  seine 
Bedeutung  im  Menschenleben.  Eine  monographische  Skizze.  Leipzig,  Verlag  von 
Wilhelm  Engelmann.    1875.    S.  60  ff. 
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eine  Ladung  von  300  Tonnen  Heringen,  die  sie  aus  Schweden  hatten 
kommen  lassen,  vor  der  Einfahrt  in  die  holländischen  Gewässer  ins 
Meer  senken  lassen,  da  der  Durchgangszoll,  den  Holland  erheben 
wollte,  so  hoch  war,  daß  die  Fische  unverkäuflich  gewesen  wären. 

In  den  ersten  2  Jahren  des  Weltkrieges  ging  der  Ertrag  der 
Fischerei  aller  Nordseestaaten  mit  alleiniger  Ausnahme  Hollands  und 
Islands  zurück,  da  die  Fischereifahrzeuge  entweder  in  die  Kriegsflotte 
eingereiht  wurden  oder  im  Kriegsgebiet  an  der  Ausübung  ihrer  Tätig- 
keit behindert  waren.     Die  Fangergebnisse  stellten  sich  auf1): 


Niederländ.  Heringe 
Britische  Heringe 
Island.  Heringe 
Fettheringe 
Norwegische  Heringe 

19 16  Tonnen 
691  503 
360  300 
371604 
179  660 
1  891 

191 5  Tonnen 
612  501 
448  000 
382  151 
368  064 
1  608 

1914  Tonnen 
473012 
1  095  coo 

273284 
316324 

2  362 

1  604  958 

1  812  324 

2  159  98S 

1914  ist  noch  der  deutsche  Fang  mit  107  465  Tonnen  hinzuzurechnen, 
während  er  alsdann  bis  zur  Unerheblichkeit  verschwand.  In  den  Jahren 
vor  1914  hatte  sich  der  Fang  derselben  Länder  auf  etwa  3  Millionen 
Tonnen  gestellt,  er  war  also  bereits  1916  auf  die  Hälfte  dieses  Be- 
trages gesunken  und  ging  dann  noch  weiter  zurück.  In  demselben 
Maße  stiegen  die  Preise. 

191 7  ging  der  niederländische  Heringsfang  dann,  wie  geschildert, 
sehr  stark  zurück,    aber   auch  der  der  übrigen  Völker. hatte  zu  leiden. 

Besonders  übel  war  Deutschland  daran,  dem  die  Versorgung  auch 
mit  Heringen  unmöglich  gemacht  wurde.  Infolgedessen  konnten  die 
ungeheuren  Heringsschwärme,  die  sich  zum  Beispiel  im  März  191 6  an 
den  Küsten  Schleswig-Holsteins,  Dänemarks  und  Schwedens  zeigten, 
nur  zum  geringen  Teil  nutzbar  gemacht  werden  und  beeinflußten  die 
Preisbildung  nicht.  In  Norwegen,  das  seine  stattlichen  Fänge  gern  an 
Deutschland  abgesetzt  hätte,  häuften  sich  die  Heringe  zu  Hundert- 
tausenden von  Doppelzentnern  an. 

Nun  erst  sind  die  künstlichen  Hemmungen,  denen  Heringsfang 
und  Heringshandel  während  des  Krieges  unterworfen  wurden,  gefallen, 
und  unser  alter  Freund,  der  uns  und  unseren  Vorfahren  seit  vielen 
Jahrhunderten  eine  ergiebige  Nahrungsquelle  bot,  wird  von  neuem 
seine  alte  Bedeutung  erringen  können. 


Die  Vorbedingungen  für  den  höheren  Verwaltungsdienst. 
Eine  Reihe  von  Bcrufsvcrcini^ungen,  die  am  4.  März  d.  J.  im  ehe- 
maligen Herrenhause  zu  Berlin  eine  Versammlung  abhielten,  faßte  zur 


1)  Nachrichten  für  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft   1916  Nr.  97. 
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»Erneuerung  der  öffentlichen  Verwaltung«  folgende  Beschlüsse,  die  sich 
namentlich  gegen  die  seitherige  Bevorzugung  der  Juristen  richtete: 

»I.  Der  deutsche  Beamte  soll  charakterfest  und  unbestechlich,  be- 
rufs-  und  verantwortungsfreudig  sein  und  nur  das  Wohl  der  Allgemein- 
heit im  Auge  haben.  ,Er  soll  fiir  seinen  Beruf  auf  die  vollkommenste 
Weise  vor-  und  ausgebildet  werden. 

2.  Die  Vorbildung  für  den  höheren  Verwaltungsdienst  wird  durch 
ein  abgeschlossenes  Hochschulstudium,  verbunden  mit  praktischer 
Tätigkeit,  die  Ausbildung  durch  einen  mehrjährigen  Vorbereitungsdienst 
gewonnen.  Für  den  Eintritt  in  die  höhere  allgemeine  Verwaltung  sind 
alle  Studienfächer,  deren  Gegenstand  für  die  Verwaltung  von  Bedeutung 
ist,  mit  gleichem  Rechte  zulässig;  die  Anwärter  werden  auf  Grund 
einer  Verwaltungsprüfung  angenommen,  welche  die  bereits  abgelegten 
Berufsprüfungen  ergänzt.  Für  den  Eintritt  in  die  Sonderzweige  der 
Verwaltung  ist  die  durch  Prüfung  abgeschlossene  höhere  Fachausbil- 
dung Voraussetzung. 

3.  In  die  höheren  Stellen  aller  Verwaltungszweige  sind  auch  Per- 
sonen jeder  Vorbildung,  die  durch  Leistungen  ihre  Eignung  nachge- 
wiesen haben,  zu  berufen.  Sie  sollen  hierbei  ohne  Rücksicht  auf 
Dienstalter  eine  ihrer  Tätigkeit  entsprechende  Stellung  erhalten. 

4.  Zu  Referenten  oder  Mitgliedern  einer  Behörde  sollen  nur  voll- 
kommen durchgebildete  und  erfahrene  Fachmänner  gewählt  werden. 
Jedem  ist  die  seiner  Fachrichtung  entsprechende  Tätigkeit  zuzuteilen, 
die  er  selbständig  und  verantwortlich  ausübt.  Die  Referenten  oder 
Mitglieder  der  Behörde  arbeiten  gleichberechtigt  unter  dem  Vorsitz  des 
leitenden  Beamten. 

5.  In  leitende  Stellen  oder  zum  Leiter  einer  Behörde  sind  nur 
Persönlichkeiten  zu  berufen,  die  die  Befähigung  zur  Geschäftsleitung 
bewiesen  haben.  Fach-  und  Berufsrichtung  geben  hierbei  nicht  den 
Ausschlag.« 
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III.   LITERATUR. 

Das  Reichsstrafgesetzbuch,    mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Recht- 
sprechung    des     Reichsgerichts     erläutert     von     Senatspräsident 
Dr.  Ebermayer  und  den  Reichsgerichtsräten  Eichelbaum, 
Dr.    Lobe    und    Rosenberg.      Erster    Halbband    (§§    i — 221). 
VIII,  560  S.  groß  8  °  geh.  Mk.  30.—.  Zweiter  Halbband  (§§  222—370) 
S.  561 — 1098)  geh.  Mk.  56. — .  Berlin  und  Leipzig  1920.  Vereinigung 
wissenschaftlicher  Verleger. 
Das  neuerdings  auch  in  seinem  zweiten  Teile  vorliegende  Werk  stellt 
sich  dem  Kommentare  der  Reichsgerichtsräte  zum  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch würdig  zur  Seite.     In  knapper  Form  erklärt  es  das  zur  Zeit  noch 
geltende  Hauptstrafrecht,   seltener   mit   Rückblicken   auf  das   der  Ge- 
schichte   angehörige,    häufiger    aber    dafür    mit    Ausblicken    auf    das 
werdende   Recht,   nämlich   auf  den  Vorentwurf  zu  einem  neuen  Straf- 
gesetzbuche.     Vorwiegend  die  Rechtsprechung  des  höchsten  Gerichts- 
hofs verarbeitend    will    es    doch    nicht    eine   Vertretung    dieser  Recht- 
sprechung sein.     Vielmehr  wahrt  es  ihr  gegenüber  —  so  in  der  Frage 
des    Bewußtseins     der    Rechtswidrigkeit    beim    Vorsatze    —    die   volle 
wissenschaftliche  Selbständigkeit.     Eine  Einleitung  verbreitet  sich  aus- 
führlich nach  Art  eines  Lehrbuchs  über   die    Grundbegriffe  des   Straf- 
rechts,  wobei   der  neuesten,  durch  den  Krieg  geschaffenen  Rechtsent- 
wickelung Rechnung  getragen  wird. 

Möge  das  durch  Kriegsungunst  verspätet,  doch  nicht  zu  spät  er- 
schienene Werk  auch  dann  noch  Wegweiser  sein,  wenn  wir  einmal 
das  Neuland  des  künftigen  Strafgesetzbuchs  betreten  haben. 

Friedrich  Bücher. 


Fischer,  Edmund:  Die  Soziali sicrung  der  Wasserwirtschaft  in  Sachsen* 
(Veröffentl.  der  sächs.  Landesstelle  für  Gemeinwirtschaft,  Heft  7.) 
Dresden  1920.     Zahn  &  v.  Jaensch.     2.50  Mk. 
Verfasser  schlägt  vor,  die  gesamte  Wasserwirtschaft  des  Freistaates 
isen  planmäßig  in  einer  zentralisierten  Organisation  zu  regeln.   Der 

Erfolg  hängt  natürlich  von  dem  Geiste  ab,  in  dein  dies  ausgefiihit  wird. 
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Nach  seiner  Ansicht  darf  die  Organisation  nicht  bureaukratisch  gestaltet 
werden,  sondern  sie  muß  sich  als  Selbstverwaltungskörper  aufbauen. 
Zu  diesem  Zwecke  ist  das  Land  in  Wasserwirtschaftsbezirke  einzuteilen. 
In  einem  jeden  derselben  wäre  eine  Wasserwirtschaftsgenossenschaft  zu 
errichten,  welcher  die  Gemeinden,  Gemeindeverbände  des  Bezirks  und 
eventuell  der  Staat  angehören;  sie  erhält  einen  öffentlich-rechtlichen 
Charakter  und  hätte  die  gesamte  Wasserwirtschaft  des  Bezirks  zu  be- 
treiben, soweit  nicht  einzelne  Teile  derselben,  zum  Beispiel  örtliche 
Wasserversorgungsanlagen,  der  Regelung  von  Gemeinden  überlassen 
bleiben  müssen.  An  der  Spitze  dieser  Organisation  müßte  das  Wasser- 
wirtschaftsamt stehen,  das  in  Verbindung  mit  einem  aus  Vertretern  der 
Wasserwirtschaftsbezirke  zusammengesetzten  Wasserwirtschaftsrat  Ein- 
heitlichkeit und  Planmäßigkeit  in  die  Wasserwirtschaft  des  ganzen  Lan- 
des zu  bringen  suchen,  die  Wasserwirtschaftsgenossenschaften  beraten 
und  unterstützen  müßte. 

Die  einzelnen  Abschnitte  der  Schrift  behandeln  die  Reform  des 
Wasserrechts ;  die  Nutzbarmachung  der  Wasserkräfte ;  die  Trinkwasser- 
versorgung; die  Bedeutung  der  gesellschaftlich  geregelten  Wasserwirt- 
schaft für  die  Volksernährung;  und  die  Organisation  der  Wasserwirt- 
schaft. Statistische  Unterlagen  sind  den  Darlegungen  des  Verfassers 
in  ausreichendem  Maße  beigegeben.  H.  Fehlinger. 


Litten    W.:   Persien   von   der    »peneiration  pacifique«.    zum   Protektorat. 

396  S.   8°  und    12   Karten.     Berlin  1920.     Vereinigung  wissensch. 

Verleger.     40  Mk. 

Auf  Grund  eines  reichen  Urkundenmaterials,  das  im  Wortlaut  bei- 
gedruckt ist,  veranschaulicht  der  Verfasser  die  Geschichte  der  euro- 
päischen Politik  in  Persien  in  den  Jahren  1860 — 1919.  Bis  zum  Welt- 
kriege befolgten  Rußland  und  Großbritannien  die  Methode  der  soge- 
nannten friedlichen  Durchdringung,  die  mit  wirtschaftlicher  Betätigung 
begann  und  die  Absplitterung  persischer  staatlicher  Hoheitsiechte  zum 
Ziel  hatte.  Mit  dem  britisch -persischen  Vertrag  vom  9.  August  1919 
aber  trat  ein  Wandel  in  der  Haltung  Großbritanniens  gegenüber  Per- 
sien ein ;  ersteres  bemüht  sich  nun,  den  persischen  Verwaltungskörper 
zweckmäßig  zu  gestalten  und  zu  festigen,  was  entweder  zur  Stärkung 
Persiens,  oder  aber  —  meint  L.  —  auf  dem  Wege  über  das  Protek- 
torat zur  Annexion  führen  wird.  Der  britische  Einfluß  kommt  vorläufig 
in  der  Bildung  einer  einheitlich  britisch-persischen  Schutztruppe,  in  der 
Kontrolle  der  Finanzen  und  Zölle  und  in  der  Ausgestaltung  des  Ver- 
kehrswesens zum  Ausdruck.  Verfasser  ist  der  Ansicht,  daß  der  Welt- 
krieg die  politische  und  diplomatische  Lage  Persiens  bedeutend  ge- 
bessert hat.  »Wenn  es  auch  zunächst  den  Anschein  hat,  als  wenn 
Persien    den    Engländern    wehrlos    ausgeliefert    ist,    so    hat   sich    doch 
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während  des  Weltkrieges  das  Weltgewissen  geschärft,  die  öffentliche 
Meinung  in  der  Welt  hat  eine  Macht  gewonnen,  und  es  ist  kaum  an- 
zunehmen, daß  die  rücksichtslose  Ausbeutung  Persiens  in  demselben 
Tempo,  wie  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege,  fortgesetzt  werden 
kann.« 

Litten*  Werk  unterrichtet  ausführlich  über  die  bestehenden  fremden 
Unternehmungen  in  Persien  (deutsche  Unternehmungen  S.  217 — 222 )t 
die  politische  und  wirtschaftliche  Lage  Persiens,  sowie  über  die  Mög- 
lichkeiten und  Aussichten,  die  sich  für  die  Zukunft  deutschen  Unter- 
nehmungen in  Persien  bieten.  Beigegeben  sind  Abschnitte  über  den 
persischen  Nationalismus,  den  persischen   Islamismus  usw. 

H.  F  e  h  1  i  n  ge  r. 


Schmidt,   Richard:   Das  alte  und  moderne  Indien.     VI  und  279  S. 

Bonn  1919.     Kurt  Schröder.     8  Mk. 

Das  vorliegende  Buch  Prof.  Schmidts  ist  im  Anschluß  an  Vorlesungen 
an  der  Universität  Münster  entstanden.  Bei  seiner  Abfassung  leitete 
das  Bestreben,  die  außerhalb  des  Kreises  der  Indologen  stehenden 
Gebildeten  in  die  Kenntnis  der  Geschichte,  der  Religion,  der  Literatur, 
der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  der  indischen  Völker 
einzuführen.  Dieses  Ziel  ist  auch  erreicht  worden,  und  man  kann  sagen, 
daß  das  Buch  in  seiner  strengen  Sachlichkeit  geeignet  ist,  so  manche 
weit  verbreitete  falsche  Auffassungen  über  indische  Dinge,  die  bei  uns 
herrschen,  zu  berichtigen. 

Das  letzte  Kapitel  ist  eine  sehr  gute  Darstellung  der  indischen 
Gegenwartszustände.  Es  wird  dort  zum  Schlüsse  auch  die  Hindu- 
bewegung behandelt,  die  »in  neuester  Zeit  zwar  eine  hochpolitische 
Färbung  angenommen,  aber  doch  darüber  hinaus  das  ursprüngliche  Ziel: 
die  Hebung  des  Volkes  in  religiöser,  wissenschaftlicher  und  sozialer 
Hinsicht,  nicht  aus  den  Augen  verloren  hat«.  In  bezug  auf  den  »In- 
dischen Nationalkongreß«  meint  Seh.,  daß  die  Engländer  ihm  minde- 
stens nicht  ganz  ablehnend  gegenüberstehen,  da  sie  durch  ihn  über  die 
Stimmung  des  Volkes  bestens  unterrichtet  werden.  Die  radikalen  E\e- 
mente   unter   den    Indern    fordern   zwar   die   vollständige  Verdrängung 

Europäer;  »aber  das  wäre  zweifellos  kein  Segen  für  das  Land. 
Auch    heute    würde    die   Schaffung    eines    indischen   Reichs   unter   der 

ning  eines  einheimischen  Fürsten  unmöglich  sein,  jedenfalls  aber 
nichts  Dauerhaftes  verbürgen.«  Ein  unabhängiges  einheitliches  Indien 
ist  wegen  der  Rassen-  und  Kulturgegensätze  kaum  denkbar,  »und  so 
wird  denn  immer  über  dem  Ganzen  die  feste  Hand  einer  [besonders 
in  religiöser  Beziehung]  unparteiischen  fremden  Regierung  liegen  müs- 
sen«. H.  F  e  h  1  i  n  g  e  r. 
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Lief  manu,    Robert:    Grundsätze   der    Volkswirtschaftslehre.     2  Bde. 

Stuttgart  und  Berlin.  Deutsche  Verlagsanstalt.  1.  Band:  Grundlagen 

der  Wirtschaft  1917.    XXIV  u.  688  SS.  2.  Band:    Grundlagen  des 

Tauschverkehrs  1919.     XVI  u.  858  SS. 

Das  hier  anzuzeigende  Werk  ist  eine  sehr  bemerkenswerte 
wissenschaftliche  Leistung.  Dennoch  konnte  ich  mich  nur  schwer  ent- 
schließen, darüber  zu  berichten  und  daran  trägt  vor  allem  des  Verfassers 
Stellung  zur  Kritik  Schuld.  In  einer  ^Reihe  von  Aufsätzen  und  Bro- 
schüren hat  er  schon  vor  Erscheinen*  des  Werkes  die  grundlegende 
Idee  seines  jetzt  abgeschlossenen  Systems  vertreten  und  ist  darin  mit 
einer  außergewöhnlichen  und  herausfordernden  Schroffheit  gegen  alles 
vor  ihm  in  der  Theorie  Geleistete  zu  Felde  gezogen.  Alle  Volkswirt- 
schaftstheorie vor  Liefmann  ist  falsch,  ist  mehr  oder  minder  Unsinn. 
Die  daraufhin  erschienene  Kritik  ist,  soweit  ich  sehe,  überwiegend  ab- 
lehnend ausgefallen  ( Voigt,  Elster,  Oswalt,  Kellenberger,  Heyn  u.  a.).  Auch 
ich  habe,  allerdings  unter  Hinweis  auf  L.s  Vernachlässigung  der  Lite- 
ratur, seine  Auffassung  in  einem  längeren  Aufsatz  l)  bekämpft  und  die 
absolute  Neuheit  der  Ertragsidee  bestritten.  Diese  Kritik  hat  nun 
entschieden  den  Erfolg  gehabt,  daß  L.  sein  System  jetzt  erheblich  an- 
ders und  namentlich  den  Kern,  die  psychische  Grundlegung  viel  klarer 
dargestellt  und  eine  Reihe  von  Widersprüchen  auch  ausgeschieden  hat. 
Aber  es  fällt  ihm  nicht  nur  entfernt  nicht  ein,  diesen  Einfluß  der  Kritik 
zuzugeben,  vielmehr  kanzelt  er  seine  Kritiker  mit  sarkastischen  Bemer- 
kungen, die  bis  zum  Vorwurf  der  Unehrlichkeit  gehen,  ab  und  hat  es 
sich  daher  selbst  zuzuschreiben,  daß  nun  auch  die  von  ihm  mit  ver- 
achtendem Hohn  gegeiselten  Theoretiker  ihm  böse  und  nun  auch  in 
scharfer  Tonart  zusetzen  2). 

Steht  man  aber  auf  seinem  oder  einem  dem  seinigen  ähnlichen 
Standpunkt  und  hat  man  gar  Lösungen  von  theoretischen  Problemen 
vertreten,  die  auch  L.  in  seinem  System  vertritt,  dann  existiert  man 
nicht  für  ihn,  oder  aber  diese  Leistung  wird  von  ihm  herabgesetzt, 
weil  sie  isoliert,  also  ohne  in  einem  ganzen  System  zu  stehen,  nichts 
wert  ist3). 

Trotz  der  gereizten  Stellungnahme  Z.s  gegen  mich  und  meine 
Arbeiten  berichte  ich.  Es  gilt  hier  nur  das  Interesse  der  Leser  dieser 
Zeitschrift  wahrzunehmen  und  die  haben  Anspruch  über  die  Bedeutung 
dieses,  ich  wiederhole,  bemerkenswerten  Werkes  unterrichtet  zu  werden. 

1)  Ueber  den  Subjektivismus  in  der  Preislehre  im  Arch.  f.  Soz.  38.  Bd. 
S.    1  ff. 

2)  So  insbesondere  Amorin  Liefmanns  neue  Wirtschaftstheorie  im  Arch.  f. 
Soz.  46.  Bd.  S.  367  ff.  und  Oppenheimer  Die  Krisis  der  theoretischen  National- 
ökonomie in  Ztschr.  f.  Politik  XI.  Bd.  475  ff. 

3)  Mit  wirklich  wenigen  Ausnahmen  wie  z.  B.  I,  549  Meyers  Kapitaltheorie 
gegenüber. 
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Lief  mann,  der  nach  dem  Vorbilde  Oppenheimers  seinen  Kritikern 
vorschreibt,  wie  sie  sich  zu  seinem  Werk  zu  stellen  haben,  damit  er 
die  Kritik  als  wissenschaftlich  gelten  lasse  (I,  236),  »will  mit  diesem 
Werke  ein  geschlossenes  einheitliches  ökonomisches  System  auf  neuer 
Grundlage  aufstellen«,  das  seines  Erachtens  »die  Hauptprobleme  des 
Tauschverkehrs  so  viel  besser  erklärt,  viele  damit  zusammenhängende 
Streitfragen  so  einfach  löst«,  daß  es  ihm  berufen  erscheint,  »in  abseh- 
barer Zeit  die  bisherigen  Systeme  völlig  zu  verdrängen«.  Obgleich 
ich  nun  diese  Meinung  Z.s  durchaus  nicht  teile,  erkenne  ich  doch  un- 
umwunden an,  daß  L.  mit  seinem  System  eine  mindestens  sehr  inter- 
essante, wissenschaftlich  anregende  und  deshalb  schon  wertvolle  Ar- 
beit geleistet  hat.  Er  hat  einen  Gedanken,  eine  gedankliche  Konzep- 
tion wirtschaftlicher  Vorgänge,  für  die  die  Tatsachenwelt  zweifellos 
reichliche  Grundlagen  liefert,  er  hat  den  Ertragsgedanken  außerordent- 
lich vertieft  und  in  allen  Kategorien  der  nationalökonomischen  Theorie 
als  das  maßgebende  und  daher  auch  die  Erscheinungen  erklärende 
Prinzip  darzutun  versucht.  Was  Liefmann  geschaffen  hat,  ist  —  was  er 
von  seinem  Werke  selbst  fordert  —  ein  Kunstwerk ;  die  Kunst,  mit  der 
er  das  Thema  in  allen  Teilen  durchführt,  verdient  unbedingt  Anerken- 
nung. Daß  er  dabei  auf  ganz  ähnliche  Konstruktionen  und  Formeln 
gekommen  ist  wie  andere  vor  ihm,  daß  er  vor  ihm  formulierte  Lösungen, 
soweit  sie  mit  seinem  System  in  Einklang  zu  bringen  sind,  übernimmt, 
tut  dieser  Qualität  seiner  Leistung  keinen  Eintrag.  Es  ist  mir  dabei 
auch  ganz  gleichgültig,  ob  er  mit  seinem  wirklich  nur  peinlich  berüh- 
renden Prioritäts-Ehrgeiz  Recht  behält  oder  nicht.  Er  hat  jedenfalls 
die  Schönheit  der  logischen  Einheit  seines  Systems  für  sich. 

Eine  ganz  andere  Frage  ist  es,  ob  sein  System  der  große  Wurf 
ist,  den  er  getan  zu  haben  glaubt,  und  ob  er  für  sein  System  auch  die 
größere  Zweckmäßigkeit  gegenüber  anderen  theoretischen  Auffassungen 
und  Darstellungen  in  Anspruch  nehmen  kann.  Und  das  ganz  abgesehen 
von  der  Frage  nach  der  Richtigkeit  seiner  Auffassung  über  Grundfragen, 
vor  allem  über  Umfang  und  Aufgabe  der  ökonomischen  Theorie.  Die 
soll  darin  bestehen,  die  tauschwirtschaftlichen  Erscheinungen  auf  die 
subjektiven  Wertschätzungen,  die  Bedürfnisse  der  Konsumenten  zurück- 
zuführen. tOder  was  sonst  die  Aufgabe  der  Theorie«  sei,  fragt  er  die 
Kritiker  (I,  237).  Und  ob  nicht  jene  Aufgabe  schon  daraus  sich  ergebe, 
daß  das  private  Gewinnstreben  aller  Wirtschaftsubjekte  heute  den 
ganzen  Tauschverkehr  organisiert,  hinter  dem  das  Streben  nach  mög- 
lichst vollkommener  Bedarfsbefriedigung  steht? 

In  meinen  Augen  ist  Z.s  Auffassung  von  der  Aulgabe  der  Theorie 
aprioristisch1).     Mit  seiner  Fragestellung  ist  jede  andere  Ursachenreihe 

1)  Kr  halt  sie  allerdings  auch  selbst  nicht  konsequent  iVst.  So  umschreibt 
ir  /..  15.  II.  s.  265  ganz  zutreffend  die  Aufgabe  der  Wirtschaftstheoric  mit  Br- 
Icliiung  d<  .  Mechanismus  des  Geldtauschverkehis, 


5'6 


Literatur. 


als  eine  solche,  die  auf  das  Wollen  des  einzelnen  wirtschaftenden  In- 
dividuums zurückführt,  von  vornherein  ausgeschaltet.  Nur  das  individuellste 
Bedarfsdeckungsstreben  läßt  er  als  Erklärungselement  für  die  Wirtschafts- 
vorgänge gelten.  Ob  aber  nicht  auch  andere  Faktoren  die  Gestaltung 
des  Wirtschaftslebens  beherrschen,  die  Wirtschaft  einer  tauschwirtschaft- 
lich organisierten  Gesellschaft  mitbestimmen,  das  hat  die  theoretische 
Forschung  doch  auch  erst  zu  ermitteln,  das  kann  wohl  als  das  Er- 
gebnis der  theoretischen  Arbeit  zutage  treten,  darf  aber  nicht  als 
Aufgabe  a  priori  hingestellt  werden. 

Die  Aufgabe  der  Wirtschaftstheorie  mag  man  sehr  verschieden 
formulieren.  Im  wesentlichen  wird  es  sich  stets  um  ein  Erfassen  des 
Generaltypischen  im  Ablauf  der  wirtschaftlichen  Handlungen  handeln 
und  damit  um  eine  gedankliche  Konzeption  der  Wirtschaftswirklichkeit 
in  den  einfachsten  Zusammenhängen,  um  ein  Erklären  der  wirtschaft- 
lichen insonderheit  der  tauschwirtschaftlichen  Vorgänge  und  Phänomene. 
Wie  immer  man  aber  diese  Aufgabe  abgrenzt,  stets  und  unter  allen 
Umständen  kommt  es  darauf  an,  was  man  unter  Wirtschaft  und  wirt- 
schaftlichem Handeln  versteht.  Darüber  hat  nun  L.  auch  seine  sehr 
eigene  Anschauung. 

Wirtschaftliches  Handeln  sei  überall  nur  da  vorhanden,  sagt  er 
(I,  288),  wo  Nutzen  mit  Kosten  verglichen  werden,  d.  h.  wo  ein  Ertrag 
festgestellt  werden  kann.  Damit  hat  L.  »den  Ertrag,  diese  Vergleichung 
von  Nutzen  und  Kosten  zum  Grundbegriff  der  Wirtschaftstheorie 
gemacht«  .  .  .  Wesentlich  ist  ihm  dabei,  daß  er  damit  den  schroffsten 
Kampf  führt  gegen  alle  »materialistisch-quantitative«  Theorie,  die  in 
den  Nutzen  und  Kosten  Sach-  oder  Wertmengen,  Quantitäten  irgend- 
welcher Art  erblickt,  sei  es  von  Sachgütern,  sei  es  von  Geld  oder  Ar- 
beitsstunden oder  was  immer.  Nur  als  psychische  Energien  von 
Lust  oder  Unlust  seien  Nutzen  und  Kosten  miteinander  zu  vergleichen, 
wenn  es  sich  um  wirtschaftliches  Erwägen  handelt. 

Das  Wesen  des  Wirtschaftens  und  des  Ertrages  kennzeichnet  L. 
weiter  ungefähr  mit  folgendem1):  »Von  einer  einzelnen  Handlung 
könne  man  nur  in  ihrer  Verbindung  mit  anderen  d.  h.  im 
Rahmen  eines  ganzen  Wirtschaftsplanes,  sagen,  ob  sie  wirtschaftlich 
ist.  Auch  mit  planmäßiger  Vorsorge  sei  das  Wirtschaften  nicht  ge- 
nügend charakterisiert«.  Sondern  es  handelt  sich  .  .  um  die  Verteilung 
nicht  gegebener,  aber  dem  erstrebten  Nutzen  anzupassender 
Kosten  auf  die  verschiedenen,  an  sich  begrenzten,  aber  mit  wachsender 
Befriedigung  an  Stärke  abnehmenden  Bedürfnisse  ...  (I,  S.295).  »Wirt- 
schaften ist  .  .  verschiedene  Nutzen  an  ihren  Kosten  vergleichen  mit 
dem  Ziel  eines  Maximums  von  Bedarfsbefriedigung  oder:  Wirtschaften 
ist   die  Herstellung   eines   Proportionalsystems    zwischen  ver- 


:)  Siehe  Anmerkung  1   S.   515. 
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schiedenen  Nutzen  und  ihren  Kosten  nach  dem  Maximumprinzip«  .  .  . 
Entscheidend  für  das  Proportionalsystem  ist  »das  Verhältnis  von  Nutzen 
und  Kosten  bei  jeder  aufgewendeten  Kosten-  oder  erlangten  Nutzen  - 
einheit.  Dieses  Verhältnis  nennen  wir  Ertrag«.  (I,  299).  Das  Propor- 
tionalsystem ausschließlich  auf  psychischer  Grundlage  fußend  betrifft 
absolut  keine  Quantitäten,  wozu  ja  der  Begriff  »Kosten«  ver- 
leiten könnte.  Aber  gerade  in  ihm  ist  ausschließlich  ein  Schätzungs- 
begriff, nicht  eine  bestimmte  Größenvorstellung,  nichts  Materialisti- 
sches zu  erkennen.  Und  der  letzte  Kostenfaktor,  Arbeitsmühe,  ist  ja 
nur  als  Unlustempfindung  zu  fassen,  die  bei  der  Erlangung  von  Lust- 
gefühlen von  Genuß  aufgewendet  werden  muß  (I,  393). 

Um  den  absolut  psychischen  Charakter  der  Kosten  dar- 
zutun, sei  noch  ergänzt,  daß  L.  nicht  etwa  zwei  Arbeitsstunden,  die  zur 
Erreichung  eines  Gutes  und  damit  eines  Genusses  erforderlich  sind, 
als  Kosten  verstanden  wissen  will,  sondern  die  Unlust,  die  die  beiden 
Stunden  verursachen,  sind  die  Kosten,  wobei  jede  folgende  eine  stärkere 
Unlust  bedeutet  (1,409).  Auch  beim  Geldeinkommen  aber  sind  nicht 
die  Geldsummen,  die  man  verausgabt  die  Kosten,  sondern  die  Schät- 
zung dieser  Geldbeträge  stellen  die  Kosten  dar  (I,  471).  Für  zulässig 
erklärt  L.  das  Absehen  von  den  psychischen  Beziehungen  und  demzu- 
folge eine  schlechthin  »quantitative  Betrachtung  wirtschaftlicher 
Vorgänge«  bei  Erwerbswirtschaften.  »Sie  ist  nicht  immer  direkt  falsch, 
falsch  war  nur,  daß  die  bisherigen  Theorien  sie  auch  für  die  Konsum- 
wirtschaft anwendeten  und  in  den  Geldausdrücken  dabei  Wertausdrücke 
erblickten«  (I,  473).  Aber  auch  bei  der  Erwerbswirtschaft  spielt  die 
psychische  Kostenschätzung  eine  große  Rolle  und  immer  da,  wo  die 
eigene  Arbeitsmühe  als  Kosten  die  Benutzung  von  Sachgütern  über- 
wiegt (Lohnarbeiten,  Kleingewerbe,  liberale  Berufe).  Mit  dieser  Fassung 
des  Wirtschaftens  und  nur  damit  glaubt  Z.  auch  die  klare  Trennung 
der  Wirtschaft  von  der  Technik  erreichen  zu  können.  Technik  sei 
eine  Verfahrensweise  entweder  nach  dem  Prinzip  des  kleinsten  Mittels 
Oder  des  größten  Erfolges,  aber  immer  ohne  Vergleichung  von  Zweck 
und  Mittel. 

Im  Rahmen  dieses  Referates  läßt  sich  nur  über  die  Grundge- 
danken des  Systems  und  auch  darüber  nur  sehr  wenig  sagen.  Vor 
allem  sei  bemerkt,  daß  Z.,  der  sich  in  seinen  Polemiken  oft  auf  den 
Spra<  hgebrauch  stützt,  sich  in  der  Festlegung  des  Begriffes  Wirtschaften 
insofern  ziemlich  weit  über  ihn  hinwegsetzt,  ais  eine  Menge  Handlungen 
und  Vorgänge,  die  dem  Sprachgebrauch  nach  als  »Wirtschaften*!  gelten, 
/..  nicht  darunter  fallen.  Z.  hat  gewiß  recht,  wenn  er  das  Dis- 
ren,  im  Gegensatz  zum  Produzieren,  als  das  K.ernelement  derWirt- 

fl  bezeichnet.  Aber  ich  erblicke  in  diesem  Disponieren  etwas 
nen  bloß  psychischen  Vorgang.    Ein  h< n  ist  streng 

mmen,  sobald  es  aus  dem  Instinktiven   herausgerückt  wird,  eine 
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Sache  des  Intellektes  nicht  mehr  bloß  des  Empfindens.  Das  könnte 
an  sich  fast  nebensächlich  sein.  Hier  aber  hat  es  die  Konsequenz,  daß 
es  gewissen  Wirtschaftssubjekten  die  Fähigkeit  zu  wirtschaften  aber- 
kennen heißt,  wenn  das  Ueberlegen,  das  als  Wirtschaften  gilt,  rein 
psychisch  sein  soll.  Eine  juristische  Person  kann  immer  nur  in  der 
Person  eines  oder  mehrerer  Wirtschaftsleiter  wirtschaften.  Diese  Wirt- 
schaftsleiter wirtschaften  nach  L.  nur  dann,  wenn  sie  Nutzen  und  Ko- 
sten vergleichen,  das  aber  heißt  nach  L.  nur  Unlust  mit  Unlust  ver- 
gleichen: Unlust  des  Entbehrens  mit  Unlust  der  Kosten.  Da  und  so- 
weit der  Wirtschaftsleiter  nicht  selbst  der  Genießende  dei  von  der  juristi- 
schen Person  anzuschaffenden  Güter  usw.  ist,  kann  er  auch  nicht  selbst 
psychisch  reagieren,  er  muß  um  »wirtschaften«  zu  können,  fremde  Nutzen 
und  fremde  Kosten  vergleichen,  d.  h.  doch  mindestens  sie  empfinden, 
wenn  es  nicht  intellektuell  sondern  psychisch  sein  soll.  Ich  glaube 
aber,  daß  Z.  einem  Parlament,  das  ein  Budget  beschließt,  gewiß  nicht 
absprechen  wird,  das  es  damit  die  entscheidende  wirtschaftliche  Hand- 
lung für  den  von  ihm  zu  kontrollierenden  Gesellschaftskörper  vor- 
nimmt1). 

Liefmann  engt  den  Begriff  aber  nach  einer  anderen  Seite  auch 
dadurch  ein,  daß  er,  unbedingt  im  Widerspruch  mit  dem  Sprachge- 
brauch, das  Disponieren  über  gegebene  Mittel  nicht  als  Wirtschaften 
gelten  lassen  will.  Wohl  hat  L.  übereinstimmend  mit  meinen  älteren 
Ausführungen  2)  ganz  mit  Recht  den  Kampf  gegen  die  Auffassung  in 
der  Preislehre  aufgenommen,  als  ob  Angebot  und  Nachfrage  für  die 
ökonomische  Theorie  als  gegebene  Größen  gelten  könnten  und  hat 
betont,  daß  die  Erklärung  des  Zustandekommens  dieser  Größen  ein 
Problem  der  Theorie  sei.  Aber  es  ist  eine  gänzlich  unangebrachte 
Ausdehnung  dieses  Gedankens,  wenn  er  das  Nichtgegebensein  der  Mittel 
( Kosten)  zu  einem  Essentiale  desWirschaftsbegriffes  machte.  Ich  stehe  ganz 
auf  Z.s  Boden,  wenn  er  sagt,  daß  das  Individuum  bei  Aufstellung  seines 
Wirtschaftsplanes  souverän  bestimmt,  wie  viel  an  Kosten  es  für  die 
einzelnen  Bedürfniszweige  verwenden  will  und  daß  viele  Wirtschaften 
dabei  das  Ausmaß  der  Gesamtkosten,  das  sie  aufwenden  wollen,  über- 
haupt erst  abgrenzen,  gerade  auch  dann,  wenn  ihre  Kosten  vor  allem 
eigene  Arbeitsmühe  sind.  Aber  daraus  dann  weiter  zu  schließen,  daß 
das  Disponieren   mit   gegebenen  Mitteln  nur   ein    nebensächlicher  Fall 


1)  Auf  die  rein  psychologische  Frage,  ob  die  Hauptidee  dieser  Analyse,  die 
Unlustvergleichung,  richtig  ist,  habe  ich  hier  nicht  einzugehen.  Amonn  (S.  379  ff. 
a.  a.  O.)  hat  eine  Reihe  treffender  Einwendungen  erhoben,  auf  die  ich  hier  kurz 
verweise,  lieber  das  psychologische  Problem  bei  der  Staatswirtschaft  sucht  man 
an  der  maßgebenden  Stelle  (Zehnter  Teil  Kap.  IV)  bei  Lief  mann  vergeblich 
Genaueres. 

2)  In  dieser  Zeitschrift  f.  d    ges.  Staatsw.   1908  Heft  4  und  1909  Heft  I. 
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des  Wirtschaftens  sei,  steht  nicht  nur  im  Widerspruch  mit  der  Wirk- 
lichkeit, sondern  auch  schon  mit  Z.s  eigener  Auffassung.  Gilt  ihm  doch 
als  Einkommen  nur  Geldeinkommen  und  das  Disponieren  des  Geldein- 
kommens als  das  Wesentliche  des  Wirtschaftens.  Die  große  Menge 
der  Geldeinkommen  kann  aber  doch  anderseits  nicht  nach  dem  Be- 
lieben des  Wirtschafters  vermehrt  werden,  sondern  sie  sind  eine  für 
den  Wirtschafter  gegebene  Größe. 

Lief  mann  schließt  den  diese  »Gegebenheit  der  Mittel«  bekämpfen- 
den Abschnitt  (I,  315  fr.)  mit  den  Worten:  »Jedenfalls  besteht  die  pri- 
märe Aufgabe  der  Wirtschaft  .  .  darin,  zu  erwägen,  wieviele  an  sich 
nicht  gegebene  Kosten,  im  letzten  Grunde  Arbeitsmühe,  auf  die  Be- 
friedigung an  sich  unbeschränkter  Bedürfnisse  .  .  .  verwandt  werden 
sollen.  Das  ist  das  letzte  eigentliche  Problem  der  Wirtschaft  .  .  .« 
Sofern  dieser  Satz  universalwirtschaftlich  gedacht  ist,  lasse  ich  ihn  gelten, 
aber  gerade  für  den  absolut  atomistisch-individualistischen  Charakter 
der  ganzen  Auffassung  und  Problemstellung  Z.s  ist  er  mir  und  nament- 
lich im  Zusammenhang  mit  Z.s  eigenen  Aeußerungen  unverständlich. 
Gleichviel,  ob  gegeben  oder  nicht  gegeben,  das,  was  Z.  damit  erreichen 
will  und  erreichen  zu  können  meint,  den  Aufbau  des  ganzen  Wirt- 
schaftslebens ohne  Größen-  oder  Mengenvorstellungen  zu  erklären,  das 
ist  nicht  zu  erreichen. 

Es  ist  die  stärkste  Selbsttäuschung,  wenn  Z.  glaubt,  daß  er  als 
Individuum  —  und  das  ist  ja  sein  Ausgangspunkt  —  ohne  quantitative 
Vorstellungen  wirtschaften  kann.  Das  Verhalten  der  Individuen  auf 
dem  Markte  ist  aber  ganz  gewiß  ohne  solche  nicht  zu  denken.  Und 
Z.  selbst  schreibt  sie  den  Erwerbswirtschaftern  zu.  Der  tauschwirt- 
schaftliche Grenzertrag  oder  Grenzerwerbsertrag,  d.  h.  der  Ertrag  den 
der  teuerste,  die  höchsten  Kosten  aufwendende  Anbieter  in  jedem 
Erwerbszweig  erzielt,  der  für  alle  Erwerbszweige  »ungefähr«  gleich  groß 
ist,  kann  nach  dieser  Formulierung  nur  eine  Quantität  sein.  Mit  dieser 
Idee  von  der  Ausgleichung  der  Grenzerträge  untergräbt  Z.  aber  selbst 
die  absolute  Subjektivität  seines  Systems.  Denn  danach  müßte  derselbe 
Ertrag  für  verschiedene  Individuen  auch  dieselbe  Bedeutung  haben. 
Jeder  Ertrag    aber    kommt,    wenn  Wirtschaften   wirklich  etwas  absolut 

lisches  sein  soll,  als  psychisches  Phänomen,  Moment  oder  Energie 
in  Betracht  und  solche  lassen  sich  bei  verschiedenen  Individuen  nicht 
•ichen,  oder  einander  gleich  stellen  und  damit  fällt  die  gesamte 
Grenzertrags-Theorie  hinsichtlich  ihrer  individualpsychischen  Grundlage 
wenigstens  für  die  Erklärung  der  Marktvorgänge.  Der  Ertrag,  insbe- 
sondere der  Grenzertrag  als  psychisches  Element,  hat  nur  für  das 
Individuum  pro  foro  interno  Geltung. 

Solange  der  Konsumertrag,  dieses  psychische  Element  des  Grenz- 
konsumenten  sich  nicht  zu  einer  bestimmten  Ziffer,  einer  bestimmten 
Quantität  verdichtet,  gibt  es  für  ihn  auf  dem  Markt  keine  Rcsonnanz. 
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Diese  Umwandlung  psychischer  Nutzen-  oder  Ertragseindrücke  in 
quantitative  Vorstellungen  vollzieht  sich  unausgesetzt.  Der  Wirtschafter 
kann  sich  nicht  begnügen  festzustellen,  daß  er  einen  Hunger  in  der 
Stärke  3  täglich  zu  befriedigen  habe,  sondern  er  löst  dieses  Wissen  in 
konkretes  Sachverlangen  von  planmäßiger  Bestimmtheit  auf.  Er  hat 
für  die  Bedürfnisse  von  so  und  so  viel  Köpfen  —  also  auch  hier 
fremde  Bedürfnisse  —  aufzukommen  und  die  dadurch  ausgelöste  Vor- 
stellung ist  eine  ausgesprochen  quantitative,  wenngleich  außerordentlich 
variable  in  tausend  Möglichkeiten  und  Kombinationen.  Daß  der  Wirt- 
schafter in  der  Wahl  der  Mittel  zur  Deckung  souverän  ist,  ändert  an 
der  Tatsache  nichts,  daß  er  von  psychologischen,  physiologischen  oder 
technischen  oder  was  sonst  noch  für  Erfahrungen  geleitet  seine  Bedarfs- 
vorstellungen in  einigermaßen  bestimmte  Quantitäten  umsetzt.  Und 
wie  in  den  wichtigsten  Bedürfniszweigen  die  Nutzenvorstellung  an  be- 
stimmte Sach-  oder  Lkeistungsmengen  geknüpft  ist,  so  ist  bei  der  auf 
Geldeinkommen  gegründeten  Konsumwirtschaft  jeder  Kostengedanke 
mit  Geldmengen  verbunden.  Liefmann  sagt  sogar  selbst,  das  Geld  ist 
nicht  nur  Tauschmittel  sondern  auch  Nutzen-  und  Kostenvergleichungs- 
mittel (I,  590).  Wer  Bedürfnisse  nicht  in  bestimmten  Befriedigungs- 
mitteln  mengenmäßig  zu  erfassen  vermag,  der  ist  unfähig  zu  jeder 
Wirtschaft,  gleichviel  ob  es  eine  isolierte  Selbstversorgung  oder  eine 
in  den  Tauschverkehr  verflochtene  Konsumwirtschaft  gilt. 

Mit  dem  für  die  Außenwelt  imaginären  Element:  psychischer  Nutzen 
minus  psychische  Kosten  kommen  wir  zu  keiner  für  die  Marktvorgänge 
maßgebenden  und  für  ihre  Erklärung  verwendbaren  Kategorie.  Die 
»Schätzungsbegriffe«,  mit  denen  es  Z.  nur  zu  tun  haben  will  (I.  319) 
müssen  eine  für  die  Umwelt  verständliche  Form  annehmen.  Aus  dem 
Abwägen  von  Nutzen  und  Kosten  im  Rahmen  eines  Wirtschaftsplanes 
ergibt  sich  ein  Entschluß  über  das  Maß  von  Mitteln,  vor  allem  Geld, 
aber  auch  Arbeitsmühe,  das  zur  Erreichung  der  einzelnen  Bedürfnis- 
befriedigung eingesetzt  werden  soll.  Und  für  diesen  Entschluß  ist  in 
der  Vielheit  der  Fälle  in  dem  Augenblick,  da  ein  Wirtschaftsplan  auf- 
gestellt oder  nach  einem  solchen  gehandelt  wird,  beim  einzelnen  Wirt- 
schafter in  der  isolierten  wie  in  der  Verkehrswirtschaft  auch  das  Vor- 
handensein eines  bestimmten  Quantums  von  Mitteln  entscheidend, 
also  gegebene  Mittel. 

»Die  quantitative  Betrachtung  wirtschaftlicher  Vorgänge  ist  also 
nicht  immer  direkt  falsch«  schreibt  Z.  (I  473)  »falsch  war  nur,  daß 
die  bisherigen  Theorien  sie  auch  auf  die  Konsumwirtschaften  an- 
wendeten und  in  den  Geldausdrücken  dabei  Wertausdrücke  erblickten«. 
Dieses  Geltenlassen  der  quantitativen  Betrachtungsweise  für  die  Erwerbs- 
wirtschaften genügt  aber  nicht;  im  letzten  Grund  kommt  auch  Z.  dazu, 
das  Ueberlegen  von  quantitativen  Größen  dem  Konsumwirtschafter 
zuzumuten  (II  210  ff.),   wenn  er  schreibt,   daß  die  psychischen  Nutzen- 
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und  Kostenvergleichungen  >auch  an  die  Geldausdrücke,  die  Preise  an- 
knüpfen«,  wobei  er  diese  Feststellung  seltsam  motiviert:  »denn«, 
schreibt  er,  durch  sie  wird  ja  die  Bedarfsbefriedigung  unendlich  er- 
leichtert und  vervollkommt  (ähnlich  II,  215). 

In  dem  »erträumten»  Eklektizismus,  den  mir  Z.  vorwirft,  verkenne 
ich  die  Bedeutung  des  psychischen  Gehaltes  der  konsumwirtschaft- 
lichen Ueberlegung  ganz  und  gar  nicht,  aber  ich  stehe  nach  wie  vor 
auf  dem  Standpunkte,  daß  auch  der  Konsumwirtschafter,  gleichviel  ob 
autark  oder  verkehrsmäßig  wirtschaftend,  seinen  Wirtschaftsplan  nur 
mit  gewissen  Quantitätsvorstellungen  aufstellen  kann.  Dazu  kommt 
noch:  der  Wirtschafter  muß  auch  gewisse  technische  Quantitätsver- 
hältnisse oder  bestehende  frühere  Preise  kennen,  um  seinen  Wirtschafts- 
plan vernünftig  aufstellen  zu  können. 

Lief  mann  sagt:  das  primäre  Problem  der  Wirtschaft  sei:  festzu- 
keilen wie  viel  will  ich  an  Kosten  für  die  Erreichung  dieser  und 
jener  Bedürfnisbefriedigung  aufwenden.  Wenn  wirklich  dieser  Wille 
allein  für  die  Wirtschaftsgestaltung  ausschlaggebend  wäre,  würde  die 
Gesellschaft  nicht  zu  der  tatsächlich  erreichten  Lebensausstattung  ge- 
kommen sein.  Die  Gesellschaft,  die  nur  aus  Wirtschaftern  mit  dieser 
Problemstellung  besteht,  müßte  bald  vor  der  Tatsache  stehen,  daß 
zwischen  dem  Nutzstreben  und  dem  Opferwillen  ein  nicht  überbrück- 
barer Abgrund  gähnt,  wie  er  ähnlich  jetzt  unser  deutsches  Wirtschafts- 
leben bedroht.  Der  einzelne  will  z.  B.  nur  sechs  Stunden  täglich  an 
Arbeitsmühe,  an  Unlust  auf  sich  nehmen,  um  damit  ein  Einkommen 
zu  erwerben,  das  ihm  die  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse,  eine  be- 
stimmte erstrebte  Lebensführung  ermöglicht.  Setzt  er  sich  darüber 
hinweg,  daß  die  Gesamtheit  vielleicht  zehn  Stunden  Arbeitsmühe  opfern 
muß,  damit  dieses  Nutz-Ziel  erreicht  wird,  dann  scheitert  eben  die 
> Wirtschaft«.  Daraus  folgt:  Das  wirtschaftliche  Wollen  muß  mit  den 
technischen  Voraussetzungen  der  Bedürfnisbefriedigung  in  Einklang 
gebracht  werden.  Wirtschaften  ist  wohl,  wie  L.  richtig  schreibt,  eine 
Sache  der  Erfahrung,  aber  nicht  nur  Kenntnis  der  Bedürfnisse  —  NB. 
das  ist  etwas  anderes  als  Empfinden  der  Bedürfnisse!  —  sondern 
auch  die  Kenntnisse  der  zur  Deckung  notwendigen  Aufwendungen 
müssen  erfahrun^smäßig  erworben  werden.  Soll  der  Wirtschaftsplan 
nicht  in  der  Luft  hängen,  dann  muß  der  Entschluß:  so  viel  will  ich 
für  dies  und  jenes  Bedürfnis  an  Kosten  einsetzen,  getragen  sein  von  der* 
Kenntnis:  so  viel  muß  ich  ungefähr  aufwenden,  um  diese  oder  jene 
'•  eines  Gutes  oder  einer  Leistung  EU  erreichen.  Kurz,  das  öko- 
nomische Ueberlegen  muß  durch  ein  technisches  fundiert  sein*.  1 
das  wirtschaftliche  Ueberlegen  den  achen  nicht  Rech- 

,     dann     ist    der   Wirtschaft' plan    wertlos.      Trotl    dieses  objektiven 

bleibt  das  Disponieren  Über  ein  gegebenes  Geldcinkomm«  n 
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derart,    daß    das   Maximum    an    Nutzen    damit    erzielt    wird,    ein    rein 
wirtschaftlicher  Vorgang '). 

Wie  für  den  Konsumwirtschafter  gewisse  Mengenvorstellungen  über 
die  Mittel  zu  seiner  Bedürfnisbefriedigung  und  gewisse  technische  Vor- 
stellungen über  das  Arbeitsmühe-Erfordernis  zur  Beschaffung  gewisser 
Mengen  von  Mitteln  erforderlich  sind,  wenn  er  autark  wirtschaftet,  so 
ist  für  den  verkehrsmäßig  Wirtschaftenden  ein  gewisses  Maß  von 
Preis  vor  Stellungen  notwendig,  wenn  der  Wirtschaftsplan  etwas 
taugen  soll.  Das  gibt  dann  L.  auch  ausdrücklich  zu  und  das  ist  der 
größte  Fortschritt  in  seiner  Preistheorie,  den  er  durch  Aufnahme  des 
von  mir  in  dieser  Zeitschrift  vertretenen  Gedankens  erzielt 2)  (VII.  Teil 
3.  Kapitel  II.  Bd.  S.  210  ff.). 

Die  Preiserklärung  soll  ja  die  wichtigste  Anwendung  seiner  psychi- 
schen Grundlegung  sein.  Abgesehen  von  der  logisch  untadelhaften 
aber  sozialökonomisch  wenig  fördernden  Definition  des  Preises  (II,  205  f.) 
erfreut  an  der  Preislehre  ein  guter  realistischer  Einschlag.  Auf  ein 
näheres  Eingehen  auf  diese  umfassende  Darstellung  muß  ich  hier  ver- 
zichten. Die  Vertiefung  derselben  in  der  Richtung  der  Analyse  von 
Angebot  und  Nachfrage  und  der  Verwertung  des  Ausgleichsgedankens 
sei  ausdrücklich  gerühmt.  Im  übrigen  aber  steht  und  fällt  die  ganze 
Theorie  mit  der  Anerkennung  1.  der  Bedeutung  früherer  Preise  für 
die  Konsumwirtschafter,  2.  der  Auffassung,  daß  die  Aussicht  auf  die 
Erzielung  eines  bestimmten  Verkaufserlöses  (Preis  und  Absatzmenge) 
und  damit  eines  bestimmten  Gewinnes  oder  Ertrages  die  Initiative 
für  die  wirtschaftliche  Arbeit  des  Unternehmers,  also  auch  für  die  Auf- 
wendung von  Kosten  gibt,  auch  dies  ein  schon  von  mir  vertretener 
Gedanke. 

Hervorgehoben  aber  sei  die  interessante  Wendung,  daß  die  Preis- 
theorie nicht  das  erste  Aufkommen  des  Phänomens  Preis  zu  erklären 
habe,  denn  das  sei  Sache  der  Geldtheorie,  da  das  Geld  das  Substrat 
aller  Preise  sei,  zu  erklären  habe  sie  nur  den  Zusammenhang  der  Preis- 
bildung mit  den  subjektiven  Wertschätzungen,  den  Bedürfnissen  (II,  217) 
Mich  kann  diese  Bemerkung  angesichts  dessen,  was  ich  zur  Preislehre 
beigetragen  habe,  nur  befriedigen.  Mit  den  psychischen  Regungen 
allein  ist  die  Preisgestaltung  eben  doch  nicht  zu  erklären. 

Die  Anerkennung  des  »früheren  Preises«  für  die  Erklärung  der 
Preisbildung    aus    subjektiven    Elementen    ist    das    Eingeständnis,    daß 


1)  Daß  Liefmann  bezüglich  der  Stellung  der  Technik  zur  Wirtschaft  die  Schrift 
von  Sax  Das  Wesen  und  die  Aufgaben  der  Nationalökonomie  Wien  1884  ganz 
unberücksichtigt  läßt,   ist  eine  bedauerliche  Lücke. 

2)  Positives  und  Kritisches  zur  Preislehre  Jhg.  1908  Heft  4  und  Jhg.  1909 
Heft  1.  Daß  Liefmann  gerade  in  diesem  Zusammenhang  kein  Wort  davon  er- 
wähnt, überrascht  mich  nicht  mehr.     Sein  Prioritäts-Ehrgeiz  ist  krankhaft. 
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diese  nichts  als  individualistische  und  rein  psychische  Theorie  ein  Loch 
hat:  das  wirtschaftliche  Ueberlegen  der  Individuen  steht  unter  dem 
Einfluß  erlebter  Verkehrserscheinungen,  sozialer  Umweltstatsachen. 
Und  so  kommt  man  eben  zu  dem  Ergebnis,  daß  sowohl  physiologisch- 
psychologisch bedingte  Mengenvorstellungen,  teermische  Kostenvor- 
stellungen als  auch  endlich  Markterfahrungen  die  Faktoren  sind,  die  mit 
dem  eigentlich  Psychischen  die  Entschlüsse  herbeiführen,  mit  denen 
der  Konsumwirtschafter  auf  dem  Markt  ein  mitbestimmendes  Nach- 
frage-Element wird. 

So  wenig  ich  verkenne,  daß  die  Z.'sche  psychische  Ertragslehre 
die  Analyse  des  individualwirtschaftlichen  Verhaltens,  des  economical 
man,  wie  Oppenheimer  sagt,  die  Personalökonomik  fördert,  ebenso  be- 
stimmt vertrete  ich  die  Anschauung,  daß  sich  in  dieser  Analyse  und 
in  ihrer  Anwendung  auf  die  verschiedenen  Probleme  der  Theorie  die 
»Grundsätze  der  Volkswirtschaftslehre«  nicht  erschöpfen.  In  dieser 
Beziehung  hat,  wenn  auch  in  zu  scharfer  Kritik,  Oppe7ihei?nerl)  das  ge- 
sagt, was  gegen  Z.  zu  sagen  war.  In  seiner  Lehre  von  der  Preisver- 
änderung, auf  die  ich  noch  in  anderem  Zusammenhange  näher  einzu- 
gehen haben  werde,  hat  L.  so  wichtige  Zugeständnisse  an  den  Einfluß 
objektiver  über  dem  Wollen  der  einzelnen  Subjekte  stehender  Tat- 
sachen und  Zusammenhänge  gemacht,  daß  es  völlig  verständlich  wird, 
weshalb  er  die  Preisveränderungstheorie  so  auffallend  von  der  Preis- 
theorie ausscheidet.  Wirklich  nur  mit  Genugtuung  kann  ich  fest- 
stellen, daß  Liefmann  auch  in  diesem  Kapitel  (VII.  Teil,  Kap.  IX  des 
II.  Bd.)  meine  seiner  Auffassung  sehr  nahe  kommenden  älteren  »system- 
losen« Aufsätze  ')  völlig  totschweigt. 

In  den  VIII.  und  IX.  Teilen  seines  Systems,  die  vom  Einkommen 
handeln,  vertritt  L.  gleichfalls  eine  theoretische  Auffassung  von  den 
Einkommen,  der  ich  in  der  Grundlage  vollständig  beipflichte:  die  Ein- 
kommen sind  als  Preise  oder  als  Resultierende  aus  Preisen  zu  be- 
trachten. Ich  habe  darüber  in  meiner  Abhandlung  »Kritische  Beiträge 
zur  Grundrentcnlehre«  2)  einiges  gesagt.  Mit  dem  Ausgleichungsge- 
danken und  dem  Prinzip  des  tauschwirtschaftlichen  Grenzertrages 
bringt  L.  allerdings  Konstruktionen,  denen  ich  durchaus  nicht  ganz 
zustimmen  kann.  Ich  leugne  nicht  die  »Eleganz«  und  das  Bestechende 
derselben,  aber  ich  vermag  mich  über  grundlegende  Bedingtheiten  der 
Einkommenbildung  nicht  hinwegzusetzen.  Ein  solches  Hinwegsetzen 
besteht  beispielsweise  in  der  sehr  wichtigen  These,  daß  die  Individuen 
in  der  Lage  seien  sich  jeden  Augenblick  nach  Belieben  zu  entscheiden, 


1)  Vgl.    a.    a.    O.    Ztschr.  f.  d.    ges.  St.    1908  und    1909    sowie    »Die    Ein- 
kominengcstaltung    als   Gcldwcrtbestimmungsgrund«.  Schmollers   Jb.  f.  Ges.  1909. 

2)  Festschrift  d.  ttdm.  Hochschule  Karlsruhe,  Tübingen  1911  und  in  Ztschr. 
f.   d.   gftt.   Staatsw.   19U,   insbes.  S.   521  IT. 
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auf  welchem  mehr  oder  minder  angenehmen  Wege  sie  ihr  möglichst 
großes  Einkommen  beschaffen  wollen.  Es  steht  wohl  in  der  Macht 
des  isoliert,  autark  wirtschaftenden  Individuums  durch  Anspannung 
seiner  Arbeitskraft  die  Menge  von  Nutzen  und  Lust  zu  vergrößern, 
aber  es  steht  e],>en  nicht  in  der  Macht  des  sozialwirtschaftlich  Ge- 
bundenen, sein  Geldeinkommen  —  und  ein  anderes  gibt  es  für  L. 
nicht  —  beliebig  zu  vermehren. 

Damit  berühre  ich  eine  sehr  bedenkliche  Schwäche  aller  Liefmann- 
sehen  Leistungen  und  das  ist  der  Mangel  an  historischem  Sinn. 
Wie  sich  das  in  seiner  unangenehm  unfreundlichen,  geringschätzenden 
Kritik  zeigt,  wenn  er  Ouesnays  Tableau  mit  dem  Epitheton  ornans 
»albern«  abtun  zu  können  meint,  so  zeigt  sich  das  auch  in  der  posi- 
tiven Theorie  vor  allem  schon  darin,  daß  er  die  Kategorie  Wirtschaft- 
lichkeit als  etwas  Absolutes,  als  eine  natürliche  Qualität  des  Menschen 
ansieht,  die  zu  allen  Zeiten  in  gleicher  Weise  wirksam  sein  müsse. 
Daß  die  Wirtschaftlichkeit  und  damit  die  Wirtschaft  sich  erst  allmählich 
entwickelt  hat  und  zwar  gerade  in  dem  Maße  als  die  Bedürfnisse  ge- 
wachsen sind  und  als  die  Mittel  sie  zu  befriedigen  namentlich  mit  der 
Vermehrung  der  Menschen  karger  geworden  sind,  diese  Tatsachen 
quantitativen  Charakters,  sind  nach  L.  für  die  Wirtschaftstheorie  wertlos. 
Gewiß,  alle  diese  quantitativen  Elemente  sind  freilich  kein  Argument 
in  den  Wirtschaftserwägungen  der  einzelnen  Individuen,  aber  sie  sind 
mindestens  entscheidend  dafür,  daß  die  Individuen  Wirtschaftspläne 
aufstellen.  Dazu  kommt  aber,  daß  Z.  die  Unsicherheit,  mit  der  auf 
die  Bedürfnis-Deckung  hingearbeitet  werden  muß,  stark  unterschätzt, 
ja  ignoriert.  Sie  ist  auf  primitiver  Stufe  der  Wirtschaft  natürlich  viel 
größer  als  auf  höhern;  auf  primitiver  Stufe  wird  eben  die  Inangriff- 
nahme einer  technischen  Aufgabe  (Rodung  I)  wirtschaftlich  beschlossen 
auch  ohne  Kenntnis  der  Arbeitsmühe,  der  Kosten.  Das  in  der  Wirt- 
schaft so  überaus  wichtige  Element  »Wahrscheinlichkeit«  spielt  bei  Z. 
kaum  eine  Rolle,  *am  meisten  noch  in  den  »Eventualwirtschaftsplänen«, 
zu  denen  die  Unkenntnis  der  Preise  und  das  Verhalten  der  Mitbewerber 
zwingt. 

Aufgabe  der  Wirtschaftstheorie  ist  es,  die  Erscheinungen  des 
Wirtschaftslebens,  aber  vor  allem  der  Gesellschaftswirtschaft  auf  die 
möglichst  allgemeinen  Ursachen  zurückzuführen.  Je  durchgreifender 
eine  solche  Ursache  sich  darstellt,  je  einheitlicher  die  Erklärung  der 
verschiedensten  Erscheinungen  durch  ein  Prinzip  möglich  wird,  um  so 
schöner  ist  freilich  das  System,  aber  die  Richtigkeit,  die  Ueberein- 
stimmung  der  theoretischen  Konzeption  mit  der  Wirklichkeit  darf 
nicht  darunter  leiden. 

Z.  ist  mit  einer  von  jeder  Spur  von  Autoritätsachtung  freien  Kritik 
an  die  Aufdeckung  von  Widersprüchen  und  Mängel  unserer  Theorie 
herangetreten  und  man  muß  gelten  lassen,    daß  er  damit  wesentliches 
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zur  Klärung  der  Zusammenhänge  geleistet  hat,  vor  allem  anregend 
zur  Ueberprüfung  des  »Habens«  dieser  Theorie.  Wenn  Z.  dabei  seine 
Leistung  so  viel  größer  sieht,  als  sie  ist,  so  ist  das  für  die  Literatur 
noch  kein  Schaden,  höchstes  für  den  Leser,  der  sich  auf  1452  —  die 
kurzen  Zusammenfassungen  mitgerechnet  1546  —  Seiten  durch  eine 
bis  zum  Ueberdruß  sich  wiederholende  Polemik  und  Selbstverherr- 
lichung durcharbeiten  muß.  Nutzen  und  Kosten  sind  da  in  ein  un- 
günstiges Verhältnis  gerückt.  Weder  ist  der  Sturz  der  ganzen  bis- 
herigen Theorie  so  erreicht,  wie  Z.  meint,  noch  das  Positive  seines 
Strebens.  ein  lückenloses  System  zur  Erklärung  aller  sozialwirtschaft- 
lichen Erscheinungen.  Die  Bedeutung  der  Konsumenten-Bedürfnisse 
und,  was  noch  entscheidender"  ist,  des  leistungsfähigen  Kaufwillens, 
anders  als  bisher  geschehen  ist,  in  einem  System  verwertet  und  betont 
zu  haben,  das  ist  Z.s  Verdienst.  Sehr  viel  ist  schon  vorher  erkannt 
gewesen,  also  auch  nicht  so  neu,  wie  Z.  glaubt  behaupten  zu  dürfen. 
Von  dem  Neuen  aber  ist  vieles  Verirrung.  So,  um  nur  von  der  An- 
wendung der  Grundidee  eines  hervorzuheben,  wenn  er  als  die  Quelle 
der  Lohn-,  Zins-,  Unternehmereinkommen  nur  die  Konsumenten-Ein- 
kommen hinstellt,  als  ob  die  Konsumenteneinkommen  ohne  Wirken 
der  Arbeit,  des  Unternehmungsgeistes  usw.  denkbar  wären. 

Und  den  Zirkel  des  Zusammenhanges,  in  dem  Einkommen  und 
Güterpreise  untereinander  stehen,  hat  auch  Z.  nicht  aufgelöst.  Das 
angeblich  primäre  Element,  das  Glied  der  Kette,  bei  dem  diese  an- 
fangen soll,  das  Ertragsstreben  der  Individuen  ist  als  Preisbestimmungs- 
grund ohne  die  Größe  der  Einkommen  nicht  zu  konstruieren.  Die 
Entstehung  der  Einkommen  aber  und  mit  diesen  die  Nachfrage  ist 
nicht  ohne  den  Zusammenhang  mit  dem  tauschwirtschaftlichen  Mechanis- 
mus (frühere  Preise!)  und  nicht  ohne  einen  gewissen  sozialrechtlichen 
Gesellschafts-Mechanismus  (enger  Wettbewerb  und  Gebundenheit  der 
Einkommenwerber!)  zu  erklären. 

Das  theoretische  Werk  Z.s  greift  verschiedentlich  auf  wirtschafts- 
und  sozialpolitische  Gebiete  über.  Mit*  erstaunlicher  Sicherheit  werden 
dann  alle  sozialistischen  und  sozialpolitischen  Ideen  als  Folgen  der 
materialistisch-quantitativen  Auffassung  der  Wirtschaftsvorgänge  abge- 
tan, wi^  ich  leider  feststellen  muß,  in  für  mich  absolut  unbefriedigen- 
der Weise.  Das  kann  aber  nicht  überraschen,  der  sogen,  psychische, 
in  Wahrheit  nichts  als  individualistische  Standpunkt  räumt  ja  histori- 
schen Tatsachen,    sozialrechtlichcn  Bedingtheiten    in    dem   Ablauf  des 

llschaftswirtschaftlichen    Geschehens    keine   Bedeutung    ein.     Auch 

trennt  mich  trotz  weitgehender  Ucbereinstimmung  mit  vielen  Teilen 
en  Lehre  doch  von  diesem  Werk  und  geiner  Grundauffassung. 
lau.  Zwiedineck. 
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M  uckle,  Heinr  ich,  Das  Kulturideal  des  Sozialismus.  München,  Duncker 
&  Humblot    1919,    289  S.,    Mk.   12. 1-  25%  Teuerungszuschlag. 

Im  April  1919  hat  der  Verfasser  in  Pasing  bei  München  die  Vor- 
rede zu  dem  dem  Andenken  Kurt  Eisners  gewidmeten  Buche  geschrieben, 
also  in  den  Tagen  als  München  und  seine  nähere  Umgebung  unter 
dem  für  jeden,  der  damals  dort  weilte,  gewiß  nicht  vorübergehenden 
Eindrucke  der  Räteherrschaft  stand.  In  dieser  Vorrede  erklärt  der 
Verf.  kurz  seine  Absicht:  eine  Verschmelzung  des  Sozialismus  mit  dem 
deutschen  Idealismus  das  Wort  zu  reden. 

Es  ist  also  kein  wissenschaftliches  Buch  und  kann  es  diesem 
Programm  zufolge  schon  nicht  sein.  Mit  einer  schwer  wuchtenden 
Kritik  der  Zivilisation  und  ihres  Triumphes  setzt  es  ein:  dieser  Zivili- 
sation der  Verflachung  des  Innenlebens  einerseits,  der  ehrfurchtslosen 
Ueberkritik  anderseits,  einer  Zivilisation,  die  letzten  Endes  »Abkehr  von 
der  Menschenseele  und  von  ihrer  Hinführung  zu  ihrer  Bestimmung« 
bedeutet,  die  getragen  ist  von  dem  Geiste  eines  mammonistischen 
Rationalismus,  vom  Geiste  der  Rechenhaftigkeit  des  Kapitalismus,  der 
alle  Menschen  in  das  greuliche  Joch  des  Gewinnstrebens  einspannt, 
und  dem  wir  Deutschen  mehr  verfallen  sein  sollen  —  nach  Muckle 
jedenfalls  waren  —  als  irgendein  anderes  Volk.  Aber  nur  das  Er- 
werbstreben ist  zu  verpönen  und  die  in  seinem  Dienste  geleistete  Arbeit. 
Wächst  der  Sklave  des  kapitalistischen  Geistes  sich  zur  Ablehnung  der 
Arbeit  im  Geschäft  aus  und  wächst  er  hinein  in  die  Sphäre  der  bloßen 
Ausnutzung  des  gewonnenen  Reichtums,  so  sei  er  für  den  Kapitalismus 
schon  verloren.  Muckle  will  in  den  dahin  zu  registrierenden  Erschei- 
nungen ebenso  Symptome  der  Abkehr,  des  »Suchens  der  Zeit«,  erblicken 
wie  in  andern  Zügen  unsrer  Tage  »wo  leise  wenigstens  sich  die 
vereiste  Seele  öffnet«  z.  B.  in  dem  »der  Sehnsucht  nach  Freundschaft« 
entspringenden  Vereinswesen,  in  der  Freude  am  Nattirgenuß,  an  Kunst, 
in  gewissem  Sinne  sogar  in  religiösen  Strömungen,  obgleich  auch  in 
all  diesem  so  vieles  täusche,  weil  den  Menschen,  solange  das  Wirt- 
schaftsleben auf  Selbstsucht  aufgebaut  ist,  die  Organe  für  solche  Dinge 
fehlen,  weil  der  Rhythmus  der  Zeit  in  die  man  hineingeboren  ist,  wie 
ein  Sturmwind  die  selbstherrlich  aufschwebende  Seele  immer^ wieder 
in  die  Niederungen  herabreiße  (59).  Daher  brauche  die  Menschheit 
eine  Erlösung  und  sie  verheiße  der  marxistische  Sozialismus.  Ja,  Marx 
bringe  eine  Erlösung,  obgleich  Muckle  das  Unschöpferische  in  diesem 
Geiste  nicht  verkennt.  Unschöpferisch  war  er:  denn-  wohl  habe  er 
Umrisse  der  neuen  Ordnung  angedeutet,  aber  ihr  Lebensprozeß  bleibe 
bei  ihm  verschleiert.  Nur  mit  seiner  geschichtsphilosophischen  Deu- 
tung habe  er  dem  Kampf  des  Proletariates  seinen  tiefen  Sinn,  den  des 
Kampfes  gegen  ein  Wirtschaftssystem  gegeben  und  uneingeschränkt 
anerkennt  Muckle,    daß    Marx   vor  allem   mit   der   aus    seinen  Werken 
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lodernden  Flamme  des  Hasses  die  Stimmung  erfaßt  habe,  die  eben 
seiner  Verheißung  das  begeisterte  Mitschwingen  der  Proletarierseele 
verschaffte,  obgleich  der  Durchschnittsproletarier  außerstande  sei,  die 
Geistesarbeit  Marxens  auch  nur  von  fern  zu  erfassen. 

Bei  aller  Größe  der  Verdienste  Marxens  um  die  proletarische 
Bewegung  und  Erhebung,  die  der  Verfasser  eingehend  rühmt  (in  dem 
manchen  neuen  Gesichtspunkt  über  den  Charakter  des  Marxismus 
bringenden  Abschnitte  »die  Verheißungen  des  Sozialismus«)  erscheine 
doch  auch  Marx  beherrscht  vom  rationalistischen  Geist  unserer  Zeit: 
die  sozialistische  Produktionsgemeinschaft,  die  Marx  am  Ende  der 
Entwicklung  andeute,  könne  nicht  das  Ideal  sein.  Ein  solches  müsse 
in  dem  Erstehen  eines  neuen  Geschlechtes  erfaßt  werden,  »das  eine 
entwickelte,  von  der  sanften  Macht  der  Humanität  beseelte  Menschheit 
darstellt«  (181).  Und  deshalb  bedürfe  es  noch  einer  andern  Erlösung, 
wie  sie  aus  dem  deutschen  Idealismus  zu  gewinnen  sei,  diesem  Jung- 
brunnen einer  neuen  Entwicklung,  dessen  Seelen  auferweckende  Kraft 
nun  Muckle  an  Herder,  Kant,  Fichte,  Schiller  und  Goethe  nachzuweisen 
unternimmt.  Ihnen  allen  habe  die  Herrschaft  des  zur  Mündigkeit  er- 
wachten Volkes  vorgeschwebt  und  Goethe  ganz  besonders  in  Wilhelm 
Meisters  Wanderjahren  »eine  Volksherrschaft,  die  einmal  strengste 
Unterordnung  bedeutet,  aber  auch  dem  Einzelnen  zugleich  eine  Ent- 
wicklung verbürgt,  die  ihn,  mag  er  auch  kein  überragender  Genius  sein, 
doch  zu  einem  ganzen  harmonischen  Wesen  erhebt«. 

»Könnte  man  Goethe  das  System  Marxens  vorlegen,  er  würde 
Mühe  haben,  die  Fäden  zu  erkennen,  die  zum  Ideal  der  Humanität 
hinführen.«  Und  so  stellt  Muckle  folgerichtig  die  Frage  an  den  Marxis- 
mus: wenn  während  der  Zeit  der  Ausreifung  des  Kapitalismus,  die  den 
Zusammenbruch  bringen  soll,  die  Menschen  die  Farbe  des  seelischen 
Elendes  dieses  Wirtschaftssystem  besitzen:  ist  dann  auch  nur  die  ge- 
ringste Gewähr  gegeben,  daß  die  neue  sozialistische  Lebensform 
Menschen  bilden  wird,  die  jener  Geist,  jene  Kraft  erfüllt,  die  der 
deutsche  Idealismus  erwecken  möchte?«  (272.) 

Wo  Marx  versage,  der  das  Volk  der  neuen  Ordnung  zunächst 
völlig  bar  jeder  Würde  —  wohl  etwa  so,  wie  es  in  seiner  Ge- 
nußsucht jetzt  zu  sehen  ist  —  aus  dem  Chaos  aufsteigen  lasse,  da 
müsse  der  deutsche  Idealismus  einsetzen.  »Er  hat  uns  in  wundervollen 
Visionen,  in  fein  gezeichneten  Bild«  m,  in  prophetischen  Mahnreden, 
to  schwungvollen  Bekenntnissen,  in  erhabenen,  von  philosophischem 
Tiefsinn  erfüllten  Ausführungen  klar  gemacht,  seine  großen  Vertreter 
haben  uns  durch  ihr  Leben  selbst  gezeigt,  wae  es  heißt,  ein  Mensch 
in.  Er  hat  uns  eine  Lebensordnung  entworfen,  der  die  sozia- 
llschaft  si<  h   annähern  muß,  soll  sie  zu  einer  Stätte  wahrer 

heit  werden.« 

Muckle*   Buch,    das  an  vielen  Stellen  das  nüchterne  durch   wissen- 
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schaftliche  Arbeit  geschulte  Urteil  des  Verfassers  nicht  ganz  verleugnet, 
will  gewinnen  und  ich  zweifle  nicht,  viele  werden  ihm  restlos  erliegen. 
Es  liegt  etwas  befreiendes  in  dem  immer  wieder  zu  Wort  kommenden 
Adel  des  Ethos,  das  aus  dieser  literarischen  Persönlichkeit  zum  Leser 
spricht;  von  der  frischen  bilderreichen  —  freilich  stellenweise  allzu 
bilderreichen  —  Sprache  geht  eine  bestrickende  Kraft  aus,  sie  wirkt 
mächtig  in  dem  Pathos,  mit  dem  Anklagen  um  Anklagen  gegen  alle 
jene  zum  System  gewordenen  Bedingtheiten  geschleudert  werden,  die 
den  Menschen  zum  Sklaven  der  Dinge  gemacht  haben.  Man  möchte 
es  fast  bedauern,  daß  die  Wissenschaft  nicht  wenigstens  schweigen 
kann,  wo  die  Begeisterung  und  der  Glaube  an  Freiheit,  Schönheit  und 
Adel  des  Menschentums  das  Wort  führen.  Aber  gerade  wegen  dieser 
magnetischen  Kraft  solcher  die  Mittel  einer  bedeutenden  Wissenschafi- 
lichkeit  handhabenden  Tendenzschrift  darf  die  Unausgeglichenheit  des 
Fundamentes,  dürfen  die  Widersprüche  nicht  übersehen,  nicht  ungerügt 
bleiben.  Man  kann  über  viele  auf  der  Hand  liegende  Uebertreibungen 
hinwegsehen,  wie  z.  B.  über  die  Behauptung  der  durch  den  Kapitalis- 
mus bedingten  Unfreiheit  von  Wissenschaft  und  Kunst  (208),  obgleich 
auch  sie  nicht  ungefährlich  sind  und  obgleich  es,  was  besonders  den 
Einfluß  des  Erwerbstrebens  auf  Wissenschaft  und  Kunst  anlangt,  überaus 
verlockend  wäre,  nachzuweisen,  wie  gerade  die  Großen  unsrer  Zeit 
ihr  Bestes  in  den  kargen,  nicht  in  den  üppigen  Epochen  ihres  Lebens 
geschaffen  haben.  Nicht  nur  in  den  Lebensschicksalen  unsrer  großen 
Musikheroen  vergangener  Tage  ist  Muckle  schlecht  zu  Hause,  wenn  er 
das  behauptet,  auch  in  den  Lebensläufen  von  Gelehrten  und  Künstlern 
ist  leicht  eine  Menge  von  schwerwiegenden  Gegenbeispielen  zu  finden. 
Viel  wichtiger  aber  ist  es,  das  Spiel  mit  der  olympischen  Herrlichkeit 
der  Ordnungslosigkeit,  die  allein  die  Seele  zum  Aufschwung  kommen 
lassen  solle,  zurückzuweisen.  Wohl  folgt  man  gern  dem  hohen  Pathos, 
mit  dem  Muckle  von  dem  Mauerwerk  starrer  Ordnungen  spricht,  die  das 
Licht  versperren  und  den  Strom  des  Lebens  eindämmen  (276),  wenn 
er  alle  solche  Herrschaftsorganisation  über  die  einzelnen  als  das,  was 
das  Wesen  der  Zivilisation  ausmache,  in  den  tiefsten  Orkus  verdammt. 
Aber  glaubt  er  denn,  daß  die  segenspendende  Kraft  der  Genossen- 
schaftlichkeit  ohne  Ordnung  erreicht  werden  kann?  ohne  Bindung 
der  einzelnen?  Und  während  so  auf  der  einen  Seite  alles  Ordnende, 
Bindende  wie  Staat,  Feudalität,  Kirche,  selbst  die  Gewerkschaft  von 
heute  als  seelenzerstörend  verurteilt  wird,  taucht  überraschend  eine 
Begeisterung  für  die  schützende  segnende  Ordnung  der  alten  Verbände 
auf,  die  den  Menschen  umschlossen  haben,  von  denen  Muckle  behauptet, 
weil  sie  dem  Juden  gefehlt  haben,  habe  er  am  frühesten  das  Verhältnis 
zum  Proletariat  gewonnen. 

Man  mag  sich  von  der  Idee,    daß   nur   eine  gerechte  Gesellschaft 
die  einzelnen  befähige,  gerecht  zu  handeln,  und  daß  es  sich  daher 
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in  erster  Linie  um  die  Schaffung  des  gesuchten  Staates  handelt,  man 
mag  sich  von  diesem  Kern  der  platonischen  Staatstheorie  immerhin 
frei  halten  —  im  letzten  Grunde  sind  aber  die  Polimachen,  die  den 
Staat  bekämpfen,  weil  sie  den  Staat  für  den  Kapitalismus  verantwortlich 
machen,  ganz  und  gar  nicht  frei  von  dieser  platonischen  Idee — :  über 
eines  täusche  man  sich  nur  ja  nicht,  der  Kampf  um  die  Gerechtigkeit 
der  Güterverteilung  wird  mit  der  Beseitigung  der  Einkommen  und 
damit  der  Einkommenungleichheit  ganz  und  gar  nicht  aus  der  Welt 
geschafft.  Und  dabei  denke  ich  noch  gar  nicht  an  die  von  Muckle 
ausdrücklich  anerkannte  Notwendigkeit  differenzierter  Wertung  der 
mechanischen  und  der  geistigen  Arbeit.  Glaubt  denn  Muckle,  daß  das 
an  der  Seele  zehrende  Problem  der  gerechten  Güterverteilung  in  der 
demokratisch-sozialistischen  »Ordnung«  keine  Kämpfe  mehr  auslösen 
werde?  Solange  es  Güter  geben  wird,  die  in  größeren  Mengen  begehrt 
werden  als  sie  verfügbar  sind,  wird  auch  der  Kampf  um  die  Dinge 
nicht  zur  Ruhe  kommen. 

Aber  weiter:  glaubt  Muckle,  daß  die  demokratisch-sozialistische 
Gesellschaft  eines  Interessenhebels  entraten  kann,  durch  den  die  nicht- 
haushälterischen Menschen  zur  möglichsten  Wirtschaftlichkeit  gezwungen 
werden?  Glaubt  er,  daß  es  letzten  Endes  ein  anderes  Mittel  gibt  als 
die  Not,  wenn  man  die  starren  Mauern  individueller  Freiheitsbe- 
schränkung verpönt?  Muckle  selbst  weist  daraufhin,  daß  zwischen  den 
Verheißungen  von  Glück  in  der  neuen,  die  »Arbeitswut«  absolut  aus- 
schließenden Gesellschaft  und  der  Bevölkerungsvermehrung  ein  zwingen- 
der ursachlicher  Zusammenhang  besteht,  und  sehr  verständlich  liegt  in 
derselben  Richtung  seine  Antipathie  gegen  die  Genußsucht.  Und  doch 
will  er  von  einem  Herabschrauben  der  Bedürfnisse  nichts  wissen,  durch 
das  z.  B.  etwa  die  Rückkehr  zu  der  seelisch  viel  höher  stehenden  hand- 
werksmäßigen Gütertechnik  möglich  würde. 

Wie  Muckle  sind  ja  viele  Verurteiler  des  Kapitalismus  überzeugt, 
daß  wir  an  einem  Punkte  der  Entwicklung  angelangt  sind,  von  dem 
ab  dieses  Wirtschaftssystem  eine  Umkehr,  vielleicht  einen  Abbruch  auf- 
weisen wird.  Aber  daß  die  so  stark  vermehrte  Bevölkerung  auf  ein 
ordnendes  Prinzip  verzichten  kann,  das  ähnlich  dem  Kapitalertrag  eine 
Prämie  auf  Selbstbeherrschung  und  Genuß  verzieht  in  der  Gegenwart 
zugunsten  der  Zukunft  schafft,  das  bezweifle  ich.  Wenn  Muckle  im  An- 
ichlul  the  die  Volksherrschaft  rühmt,  die  strengste  Unterordnung 

itet  und  d<)(  li  nur  Entwickelungsmöglichkeiten  für  den    einzelnen 

n   kann,    so  stimme  ich   ihm    voll    zu,    und    icli    glaube    auch    vom 

Standpunkte  historischer  und  psychologischer  Erfahrung  aus  wird  man 

Auffassung  an  ><  hließen  können.  Aber  dazu  brauchen  wir 

Revolutionen,  auch  nicht  seelenzerstörende,  nicht  nur  erhebende. 

von     IIa!      und     Neid     und    Genußgi  :  nirhtungsprozesse, 

ern  dazu  brauchen  wir  eine  Verbreiterung  des       deutschen  Idea- 


C-2Q  Literatur. 

lismus,  ganz  ohne  die  Illusionen  des  Sozialismus.  Verbreitern  wir  den 
deutschen  Idealismus  —  wie  dies  zu  erreichen  ist,  ist  ein  Problem,  das 
sich  Muckle  leider  nicht  zum  Thema  gestellt  hat  I  — ,  dann  kann  uns 
auch  kein  Wirtschaftssystem,  kein  Kapitalismus  kulturell  schädigen. 
Vielleicht  bringt  der  deutsche  Idealismus,  wenn  er  in  die  breite  Masse 
gedrungen  sein  und  damit  diese  aufgelöst  haben  wird,  —  denn  das  müßte 
seine  Wirkung  sein  —  einen  Solidarismus,  vielleicht  einen  Sozialismus. 
Ich  zweifle  garnicht  daran.  Wir  haben  jedenfalls  allen  Grund,  das 
Möglichste  zu  tun,  etwas  von  dem  hohen  Geist  unsrer  Großen  in  die 
breitesten  Schichten  wie  in  die  »höchsten  Spitzen«  des  Volkes  zu 
bringen  und  dazu  möchte  ich  wünschen,  daß  jedem  Erwachsenen 
etwas  wie  Wanderjahre  zur  Ausreifung  ermöglicht  würden.  Aber  nur 
über  eines  täusche  sich  niemand,  vor  allem  nicht  der  überzeugteste 
Anhänger  des  Glaubens  an  die  seelenbefreiende,  also  auch  kulturell 
wirkende  Kraft  eines  sozialistischen  Wirtschaftssystems  :  aus  den  Kämpfen 
werden  wir  nicht  herauskommen,  wir  müssen  nur  anstreben,  daß  die 
Kämpfe  der  Individuen  als  Massen  gegeneinander  überwunden,  daß 
sie  von  Individuum  zu  Individuum  maßvoller  werden,  und  daß  das 
Ringen  und  Kämpfen  immer  mehr  in  die  Seele  des  einzelnen  verlegt 
wird.  Kämpfen  und  Ringen  aber  entspricht  dem  Geiste  des  deutschen 
Idealismus  voll  und  ganz.  Der  Größten  einer  hat  es  gesagt:  Ein 
Mensch  sein  heißt  ein  Kämpfer  sein. 

Breslau.  Zwiedineck. 


Dr.     W.    Silberschmidt,     Oberlandesgerichtsrat    in    Zweibrücken, 
Beteiligung  und  Teilhaberschaft.     Ein  Beitrag  zum  Rechte  der  Ge- 
sellschaft.    Halle    a.   S.,    Verlag    der   Buchhandlung   des  Waisen- 
hauses.    1915.  VII,  184  S. 
Mit    dieser  Abhandlung   will   der  Verfasser    seine    auf  Geschichte 
und  Recht  der  Gesellschaft  bezüglichen  Arbeiten  zum  vorläufigen  Ab- 
schlüsse bringen.     Im    ersten    und   ausführlichsten    Teile   behandelt  er 
Beteiligung   und  Teilhaberschaft    in    der    Geschichte;    dabei    ent- 
wickelt   er    verhältnismäßig    wenig    Neues,    sondern    verteidigt    in    der 
Hauptsache    seine    in    früheren   Arbeiten    vertretenen  Ansichten,    setzt 
sich    mit    der    inzwischen    erschienenen   Literatur    auf  diesem  Gebiete 
auseinander   und    streift   kurz    die  Entwicklung  in  den  außerdeutschen 
Ländern.     Es  ist  hier  nicht  der  Platz  darauf  näher    einzugehen ;    aner- 
kannt muß  werden,  daß  im  allgemeinen  ein  guter  Ueberblick  geboten 
wird.     Im  zweiten   Teil   über   die    Entwicklung    der   Begriffe 
der  Beteiligung  und  Teilhaberschaft  beobachtet  Silberschmidt  dasselbe 
Verfahren.     Geschichtlich    und   begrifflich   haben    sich  Teilhaberschaft 
und    Beteiligung  in  Wirtschaft   und   Recht   nebeneinander  ausgebildet. 
Beide  bezeichnen  die  Rechtsgemeinschaft  an  einer  Unternehmung.    Ihr 


Literatur. 


531 


wesentliches  Unterscheidungsmerkmal  ist,  daß  die  Teilhaberschaft  sich 
als  eine  Rechtsgemeinschaft  an  dem  Ganzen  der  Unternehmung  und 
insbesondere  an  ihrem  Vermögen  darstellt,  während  die  Beteiligung 
nur  die  Rechtsgemeinschaft  an  ihren  Erträgnissen  ist.  Begrifflich  ist 
demnach  die  Beteiligung  in  der  Teilhaberschaft  enthalten. 

Die  Gesellschaften  teilt  Silberschmidt  in  Personen-  und  Kapitalge- 
sellschaften ein.  Bei  ersterer  besteht  volle  Rechtsgemeinschaft  am 
Kapitalvermögen,  nicht  bloß  nach  den  Erträgnissen,  sondern  im  Ver- 
hältnis der  in  die  Vermögensgemeinschaft  gemachten  Leistungen.  Bei 
der  Kapitalsgesellschaft  hingegen  tritt  an  die  Stelle  der  allgemeinen 
Rechtsgemeinschaft  am  Vermögen  die  Rechtspersönlichkeit  dieser  Ge- 
sellschaft ;  ihr  Vermögen  ist  in  selbständige  veräußerliche  Anteile  zer- 
legt, deren  Gesamtheit  das  Grund-  bzw.  Stammkapital  ist,  und  deren 
Besitzer  in  ihrer  Gesamtheit  die  Unternehmer  der  Gesellschaft  bilden. 
Der  Maßstab  der  Verteilung  ist  bei  der  Personengesellschaft  der  schwan- 
kende, erst  zu  ermittelnde  Kapitalanteil,  bei  der  Kapitalgesellschaft 
der  bestehende  Aktienbetrag  bzw.  bei  der  G.  m.  b.  H.  der  Geschäfts- 
anteil. 

Im  dritten  Teile  »Darstellung  des  Rechtes  der  Beteili- 
gung und  der  Teilhaberschaft«  weist  Silberschmidt  nach,  daß  der  be- 
griffliche Gegensatz  sich  auch  im  Rechte  der  Neuzeit  durchgesetzt  hat, 
wobei  er,  unter  Befassung  mit  der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts 
—  wie  schon  bisher  —  in  erster  Linie  das  deutsche  Recht  berück- 
sichtigt, wo  der  Gegensatz  zwischen  der  Gesellschaft,  als  der  Rechts- 
gemeinschaft am  Vermögen,  und  der  Beteiligung,  als  der  Teilnahme 
nur  am  Gewinne,  vollkommen   durchgeführt  ist. 

Im  Schluß  führt  der  Verfasser  nochmals  das  Ergebnis  seiner  ge- 
samten Arbeit  vor.  Zwei  Gruppen  von  Entwicklungen  'gehen  neben- 
einander her  bzw.  kreuzen  sich ;  die  eine  mehr  dem  Gebiete  der  öffent- 
lichen Wirtschaft,  die  andere  mehr  dem  der  Einzelwirtschaft  ange- 
hörend. Zunächst  überwiegt  die  erstere ;  die  Gewaltverhältnisse  be- 
herrschen die  in  großen  Gemeinschaften  vereinigten  und  zunächst  in 
reiner  Naturalwirtschaft  befangenen  Völker.  Spater  nähern  sich  beide 
anter  dem  Einflüsse  des  aufkommenden  Verkehrs  immer  mehr;  das 
Gemeinschaftseigentum  weicht  in  steigendem  Umfange  dem  Einzel- 
eigentum. Die  Vereinigung  erfolgt  nach  zwei  Gruppen  in  den  beiden 
Grundformen  der  compania  und  der  commendasocietas.  Jene,  eine 
Portwirkung  der  alten  öffentlich-rechtlichen  Gewaltverhältnisse,  gekenn- 

inet  durch  die  personenrechtliche  Gebundenheit,  diese  —  zwar 
auch  aus  dein  alten  familienrechtlichen  Stamm — ,  bildet  Verbindungen 
heil  Kapital  und  Arbeit  mit  Teilung  des  Ertrages  und  Beschrän- 
kung der  Haftung  des  Unternehmers  auf  die  Einlage. 

Dfl  Gesamturteil  Üb«  den  Inhalt  des  I'.uehes  hat  daliin  zu  lauten, 
isser    ein    sehr    reiches    Material    in    knapper  Darstellung 
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bearbeitet  hat;  daß  er  im  allgemeinen  mehr  berichtet,  als  Neues  bringt; 
zuweilen  erschwert  die  sehr  weit  getriebene  Einteilung  etwas  den  Ueber- 
blick.  Dr.  Willy  Berthold. 


Eckard  t,  P.  und  Kuttig,  E.,  Das  internationale  Arbeitsrecht  im 
Friedensvertrage.  Kommentar  zum  13.  Teil  des  Friedensvertrages 
von  Versailles.  (Nebst  Anhang  von  A.  Man  es,  Die  soziale  Ver- 
sicherung in  den  abgetretenen  Gebieten.)  X  u.  133  S.,  8°.  Berlin 
1920.  Hans  Robert  Engelmann,  F.  Vahlen. 
Unter  Mitarbeit  einer  großen  Zahl  führender  Männer  der  Theorie 
und  Praxis  gibt  Prof.  Walter  Schücking  einen  umfassenden  Kommentar 
zum  Friedensvertrage  von  Versailles  heraus,  der  mit  einer  Chronik 
der  Friedensverhandlungen  von  Kraus  und  Rödiger  eingeleitet  wurde. 
Als  zweite  Veröffentlichung  ist  nun  die  vorliegende  Bearbeitung  des 
13.  Teils  des  Versailler  Vertrages  erschienen,  die  sowohl  den  mit 
sozialpolitischen  Aufgaben  befaßten  Behörden  wie  den  Unternehmer- 
und Arbeiterorganisationen  sehr  dienlich  sein  wird.  Sie  bietet  vor 
allem  einen  zusammenfassenden  Ueberblick  über  die  Geschichte  der 
Entstehung  des  internationalen  Arbeitsrechts,  dann  eine  Wiedergabe 
der  einzelnen  Artikel  in  französischer,  englischer  und  deutscher  Sprache 
mit  sachlichen  Bemerkungen  und  Erläuterungen  und  eine  Sammlung 
wichtiger  Urkunden,  nämlich:  Beschlüsse  über  das  internationale  Arbeits- 
recht, die  von  den  internationalen  Gewerkschaftskonferenzen  zu  Leeds 
(1916)  und  Bern  (1917  und  1919)  gefaßt  wurden;  den  deutschen  Ent- 
wurf eines  rechtspolitischen  Zusatzvertrags  zum  Friedensvertrag;  den 
auf  das  Arbeitsrecht  bezüglichen  Notenwechsel  bei  den  Friedensver- 
handlungen; den  Bericht  des  interalliierten  Ausschusses  für  internatio- 
nale Arbeitsgesetzgebung,  und  die  auf  der  ersten  Tagung  des  inter- 
nationalen Verbandes  der  Arbeit  in  Washington  gefaßten  Beschlüsse. 
Die  Meinung  der  Bearbeiter,  daß  die  Bestimmungen  des  Friedens- 
vertrages über  internationales  Arbeitsrecht  ursprünglich  »offenbar  nur 
für  industrielle  Lohnarbeiter  und  Angestellte«  gelten  sollten, 
scheint  nicht  zutreffend  zu  sein;  sie  beruht  auf  der  irrtümlichen  deut- 
schen Uebersetzung  der  im  amerikanischen  Originaltext  gebrauchten 
Worte  »industry«  und  »industrial«,  die  tatsächlich  Wirtschaft  und 
»wirtschaftlich«  bedeuten.  Auf  verschiedene  andere  Mängel  der 
amtlichen  deutschen  Uebersetzung  des  Vertragstextes  machen  die  Be- 
arbeiter selbst  aufmerksam,  ebenso  auf  eine  Reihe  von  Nichtüberein- 
stimmungen des  französischen  und  des  englischen  Textes,  die  jedoch 
zumeist  nicht  wesentlich  sind. 

In  manchen  Punkten  kann  der  Referent  den  im  Kommentar  ver- 
tretenen Auffassungen  nicht  folgen,  so  z.  B.  wenn  (S.  23)  gesagt  wird, 
daß  dem  Verwaltungsrat  des  internationalen  Arbeitsamtes  (»Governing 
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Body«)  nicht  die  Leitung  dieses  Amtes,  sondern  »offenbar  nur  ein  Auf- 
sichtsrecht« zustehe.  Weder  der  englische  noch  der  französische  Text 
des  Art.  393  lassen  eine  solche  Auslegung  zu.  Dem  Direktor  des  inter- 
nationalen Arbeitsamts  (Art.  394)  liegt  nicht  die  Oberleitung  ob;  er 
ist  nur  für  »tüchtige  Verwaltung«  des  Amtes  und  »solche  andere  Auf- 
gaben verantwortlich,  die  ihm  übertragen  werden  mögen«.  Die  An- 
ordnungen sind  zweifellos  Sache  des  Verwaltungsrates.  —  Ein  Irr- 
tum ist  auch  die  Bemerkung  (S.  32),  daß  der  Verwaltungsrat  Vor- 
schläge für  die  Tagesordnung  der  Hauptversammlung  des  internatio- 
nalen Verbandes  der  Arbeit,  die  von  anderer  als  Regierungsseite 
kommen,  n  icht  sachlich  prüfen  muß,  sondern  sie  ohne  weiteres 
ablehnen  kann.  Art.  400  lautet  ganz  deutlich  dahin,  daß  alle  Vor- 
schläge geprüft  werden  müssen.  (»The  Governing  Body  s  h  al  1  consider 
any  Suggestion.«)  —  Ebenso  beruht  auf  Mißverständnis  die  Meinung, 
Art.  402,  Abs.  3,  beziehe  sich  auf  Gegenstände,  gegen  deren  Einbe- 
ziehung in  die  Tagesordnung  Einspruch  erhoben  wurde.  Dieser  Absatz 
bestimmt  vielmehr,  daß  Fragen,  deren  Prüfung  die  Hauptversammlung 
mit  Zweidrittelmehrheit  beschließt  (ohne  daß  sie  vom  Verwaltungsrat 
auf  die  Tagesordnung  gesetzt  wurden),  auf  die  Tagesordnung  der 
nächsten  Hauptversammlung  zu  setzen  sind.  Das  hat  vermutlich 
den  Zweck,  eine  Ausschaltung  des  Einflusses  des  Verwaltungsrats  zu 
verhüten. 

Vollauf  berechtigt  sind  die  Einwände  der  Bearbeiter  des  Kommen- 
tars gegen  die  im  Friedensvertrag  erfolgte  Trennung  der  Vorschriften 
über  das  Arbeitsrecht  von  jenen  über  den  Völkerbund,  da  die  Be- 
stimmungen der  beiden  Teile  eine  ganze  Reihe  von  Berührungspunkten 
aufweisen.  Ueberdies  kommen  sie  für  alle  Staaten  gleicherweise  in 
Betracht,  ohne  irgendeinem  besondere  Verpflichtungen  aufzuerlegen, 
während  die  übrigen  Teile  des  Friedensvertrages  lediglich  Verpflich- 
tungen Deutschlands  gegenüber  den  Verbandsstaaten  festsetzen;  diese 
sollten  —  von  ihrer  Revisionsbedürftigkeit  ganz  zu  schweigen  —  ein 
Dokument  für  sich  bilden. 

Beigefügt  ist  dem  Kommentar  Wortlaut  und  Auslegung  des  Art.  312 
des  Versailler  Vertrags  (betreffend  soziale  und  staatliche  Versicherung 
in  den  von  Deutschland  abgetretenen  Gebieten),  da  dieser  Artikel 
voraussichtlich  für  die  Entwicklung  der  internationalen  Sozialversiche- 
rung Bedeutung  haben  wird.  H.  Fehlinger. 


Cass cl ,  Gustav >   Weltwirtschaft  und  Geiäverkehrt  unter  besonderer 

ichtigung  des  Valutaproblems.    25  S.    Gotha   1019.  F.  A. 

Perthes. 

Unter  den  Schwierigkeiten,  die  den  wirtschaftlichen  Wiederaufbau 

Welt  hemmen,   nimmt   die   mangelnde  Stabilität   der  Geldsysteme 
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vielleicht  den  ersten  Platz  ein ;  sie  verhindert  die  Entfaltung  der  Pro- 
duktion, der  Bautätigkeit  usw.  Die  nächste  Aufgabe  zur  Behebung  der 
gegenwärtigen  Geldschwierigkeiten  ist  die  Verhinderung  jeder  weiteren 
Inflation  durch  Begrenzung  der  Versorgung  des  Veikehrs  mit  Zahlungs- 
mitteln und  Herabminderung  der  Staatsausgaben,  sowie  die  Schaffung 
einer  »Kaufkraftparität«,  die  darin  besteht,  daß  der  Wechselkurs 
zwischen  zwei  Währungen  im  wesentlichen  bestimmt  wird  von  der 
Kaufkraft  dieser  Währungen  in  ihren  Ländern.  Für  Deutschland  (und 
andere  Staaten  mit  außerordentlich  gesunkenem  Geldwert)  erscheint 
überdies  die  Umwandlung  der  ausländischen  Geldguthaben  in  lang- 
fristige Anleihen  erforderlich,  ebenso  die  Versorgung  mit  Nahrungs- 
mitteln und  Rohstoffen,  die  erst  später 'zu  bezahlen  wären.  Der 
Versuch,  den  früheren  Geldwert  wieder  herzustellen,  sollte  jedoch  nicht 
gemacht  werden ;  denn  er  würde  eine  viele  Jahre,  vielleicht  Jahrzehnte 
dauernde  Preissenkung  zur  Folge  haben  Und  würde  in  dieser  Zeit  eine 
sehr  störende  Wirkung  auf  die  Unternehmungslust  ausüben,  die  Pro- 
duktion lähmen  und  das  Land  einer  sehr  ernsten  und  ausgedehnten 
Depression  aussetzen.  Jede  Werterhöhung  des  Geldes  bedeutet  ferner 
eine  entsprechende  Steigerung  der  finanziellen  Last  eines  stark  ver- 
schuldeten Staates,  eine  Steigerung,  welche  der  Staat  meistens  über- 
haupt nicht  tragen  könnte.  Obwohl  eine  kleine  Verbesserung  einer 
Währung  unter  Umständen  wünschenswert  sein  kann,  sollte  man  da, 
wo  das  Geld  den  größeren  Teil  seines  früheren  Wertes  im  Verhältnisse 
zu  den  Waren  verloren  hat,  jeden  Versuch  aufgeben,  den  alten  Geld- 
wert oder  das  alte  Preisniveau  wiederherzustellen. 

H.  Fehlinge  r. 


Klo ss ,  Kurt,  Die  Arbeitsgenossenschaft  als  freie  Sozialisicrungsform. 
156  S.  8°.  Berlin  1920.  Heymanns  Verlag. 
Der  Begriff  Arbeitsgenossenschaft  wird  auf  solche  genossenschaft- 
liche Produktionsunternehmungen  beschränkt,  in  welchen  die  in  dem 
Betriebe  beschäftigten  Arbeiter  zugleich  die  Eigentümer  derselben  sind. 
Von  der  reinen  Arbeitsgenossenschaft,  in  der  lediglich  Genossen  be- 
schäftigt werden,  bis  zur  rein  kapitalistischen  Produktivgenossenschaft 
gibt  es  eine  große  Menge  Zwischenbildungen.  Die  praktisch  wichtigste 
ist  die  Form,  bei  der  grundsätzlich  nur  Genossen  im  Betriebe  arbeiten, 
die  aber  im  Bedarfsfalle  Lohnarbeiter  heranzieht,  die  nicht  Mitgenossen 
werden.  Der  Verfasser  ist  der  Ansicht,  daß  eine  wirklich  erfolgreiche 
Arbeitsgenossenschaft  die  soziale  Frage  für  die  Genossen  praktisch 
lösen  könne  und  daß  solche  Genossenschaften  daher  in  weitem  Umfange 
durchgeführt  werden  müssen.  Ob  der  möglichst  weite  Ausbau  der 
Genossenschaften  zum  Sozialismus  führen  kann,  sagt  der  Verfasser 
nicht.     Er  beschränkt  sich  auf  die  Darlegung  der  Durchführbarkeit  der 
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Arbeitsgenossenschaft,  der  Vorteile  der  Arbeitsgenossenschaft,  der  zwei 
Grundformen  der  Arbeitsgenossenschaft:  der  sozialistischen  und  indi- 
vidualistischen Form,  das  Verhältnis  derArbeitsgenossenschaften  zu  andern 
wirtschaftlichen  Organisationen,  zur  Sozialdemokratie  und  Regierung 
usw.  Ferner  wird  eine  Uebersicht  über  die  Arbeitsgenossenschaften 
in  Deutschland,  Frankreich  und  England  geboten,  woran  sich  Einzel- 
untersuchungen über  die  Arbeitsgenossenschaften  in  verschiedenen  Ge- 
werbezweigen reihen. 

Die  Konsumgenossenschaften  und  ihre  Produktionsbetriebe  werden 
nicht  berücksichtigt.  F  e  h  1  i  n  g  e  r. 


Bürger,   Otto,  Prof.  Dr.,    Chile.    Eine  Landes-  und  Wirtschaftskunde. 

VIII  u.  272  S.  8°.  Leipzig,  Dieteric4yche  Verlagsbuchh.  1920. 
Unter  den  Büchern,  die  in  den  letzten  Jahren  über  Südamerika 
veröffentlicht  wurden,  sind  nur  wenige,  die  dem  vorliegenden  an  Reich- 
tum und  Sachlichkeit  des  Inhalts  gleichkommen.  Es  gibt  im  ersten 
Abschnitte  einen  Ueberblick  der  Landesnatur,  der  Bevölkerung  und 
der  staatlichen  Einrichtungen  Chiles;  der  zweite  Abschnitt  unterrichtet 
über  den  Stand  der  Volkswirtschaft  und  der  Schlußabschnitt  behandelt 
die  deutsch-chilenischen  Kolonien,  sowie  die  Aussichten  der  deutschen 
Einwanderung  nach  Chile.  Der  Verfasser  stützt  sich  hauptsächlich 
auf  eigene  Beobachtungen  und  amtliche  Veröffentlichungen;  daneben 
hat  er  auch  einige  Werke  anerkannter  privater  Autoren  als  Quellen 
benutzt.  Bei  Darstellung  des  wirtschaftlichen  Zustandes  dieser  süd- 
lichsten Andenrepublik  sind  Ueberschätzungen  der  Zukunftsmöglich- 
keiten  strenge  vermieden.  Dennoch  bekommt  man  den  Eindruck,  daß 
die  reichen  Bodenschätze  gute  Vorbedingungen  für  die  Entwicklung 
der  Industrie  darbieten.  Es  haben  sich  gegenwärtig  bereits  drei  Indu- 
striezentren herausgebildet:  eines  in  Valparaiso  und  Santiago  (das  nörd- 
lichste); das  zweite  um  Concepcion,  und  das  südlichste  (wesentlich  mit 
deutscher  Hilfe)  in  Valdivia  und  Llanquihue.  Im  Jahre  1916  trafen 
von  den  2625  in  der  offiziellen  Statistik  berücksichtigten  größeren 
Betrieben  auf  i\<m  erstgenannten  Bezirk  1134,  auf  den  zweiten  164  und 
<\en  dritten  291,  also  zusammen  1569,  d.  h.  annähernd  2/i  aller  Betriebe. 
Der  Arbeiterzahl  nach  steht  die  Nahrungsmittelindustrie  obenan,  dann 
folgt  die  Bekleidungsindustrie  und  an  dritter  Stelle  die  Leder-  und 
Fellindutrie.  —  Das  landwirtschaftlich  nutzbare  Land  ist  wegen  der 
Oberflächengestaltung  und  auch  des  wüstenhaften  Charakters   der  Ge- 

des  äußersten  Nordens  beschränkt.     Der    kaltfeuchte  Süden  laßt 

in  weiter  Ausdehnung  die  Viehzucht  zu;  namentlich  die  Schaf- 
zucht ist  hier  bereits  hoch  entwickelt.  Es  herrscht  bis  heute  der  Groß« 
grundbesitz  vor,  obwohl  nach  der  Aufhebung  der  Majorate  die  Riesen- 

von    100  000   und    150000  ha    selten    geworden    sind.     Von  den 
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großen  Wirtschaften  bröckelten  immer  mehr  mittlere  Betriebe  und  jene 
kleinsten,  Chacras  genannten  ab,  welche  für  Gemüse  und  Obstkultur 
ausgenutzt  werden.  Der  Aufteilung  von  Grund  und  Boden  kam  einer- 
seits der  ihre  Einkünfte  übersteigende  Aufwand  der  Besitzer,  ander- 
seits die  Neigung  der  an  die  Stadt  gebundenen  bemittelten  Chilenen 
entgegen,  Land  zu  erwerben.  Man  vermißt  in  Nord-  und  Mittelchile 
bäuerliche  Wirtschaften  und  mit  ihnen  Dörfer,  es  gibt  dort  lediglich 
Städte  und  Gutsbezirke.  Erst  im  Süden  treffen  wir,  dank  der  erhaltenen 
indianischen  Bevölkerung  und  der  fremden  Einwanderung,  kleine  Be- 
triebe als  Regel.  H.  F  e  h  1  i  ri  g  e  r. 


Broschek,  Oswald,  Wesen,  Organisation  und  Betrieb  der  großen 
deutschen  Tageszeitmigen  (Kieler  Dissertation)  Hamburg  19 19.  86  S. 
8°  u.  6. 
Der  im  Juli  1919  verstorbene  Verfasser  war  der  Sohn  eines  Zeitungs- 
verlegers. Daher  erklärt  sich  die  Stärke,  aber  auch  die  Schwäche 
seiner  Schrift.  Die  Stärke,  insofern  man  annehmen  darf,  daß  mit  der 
Wirklichkeit  übereinstimmen  wird,  was  hier  über  Organisation  und 
Technik  der  Zeitungsunternehmung  bemerkt  wird.  Die  Schwäche,  in- 
sofern der  Verfasser  über  die  geschäftliche  Auffassung  nicht  hinaus- 
gekommen ist.  Diese  tritt  gleich  in  den  ersten  Sätzen  deutlich  zutage, 
in  denen  gesagt  ist,  die  Waren,  welche  der  industrielle  Großbetrieb 
im  Journalismus  herstelle  und  vertreibe,  seien  die  Zeitungen  selbst. 
Das  kann  denn  doch  nur  bei  einer  oberflächlichen  Betrachtung  so  erschei- 
nen. Gewiß  werden  Zeitungen  vom  Verleger  im  Abonnement  oder 
Straßenverkauf  abgesetzt.  Aber  der  auf  diesen  Wegen  erzielte  Erlös 
deckt  nicht  entfernt  die  Kosten  der  Produktion.  Gewinn  bringen  nur 
die  Anzeigen  und  die  Ware,  welche  der  Unternehmer  verkauft,  ist  der 
Anzeigenraum,  welcher  von  Privaten  in  Anspruch  genommen  wird. 
Der  redaktionelle  Teil  ist  für  den  Verleger  nichts  weiter  als  das  Mittel, 
durch  welches  die  Anzeigen  unter  die  Menschen  gebracht  werden.  Er 
kann  ihn  nur  nach  den  Kosten  würdigen,  die  er  ihm  verursacht.  Wie 
in  diesem  Punkte,  so  darf  man  auch  in  der  Behandlung  der  verschie- 
denen Einrichtungen  der  Zeitungsunternehmung  kritische  Schärfe  nicht 
suchen.  Die  Behandlung  ist  farblos  schematisch.  Von  den  »großen 
deutschen  Tageszeitungen«,  die  den  Gegenstand  der  Untersuchung 
bilden  sollen,  wird  nicht  eine  bei  Namen  genannt,  und  damit  ist  dem 
Leser  jedes  Mittel  der  Nachprüfung  entzogen.  Manche  Abschnitte 
sind  dazu  sachlich  über  alle  Maßen  dürftig.  So  derjenige  über  »das 
Einkommen  der  in  der  Redaktion  im  Hauptberuf  beschäftigten  Per- 
sonen«, derjenige  über  den  Korrektor  und  der  ganze  Abschnitt  über 
die  Organisation  des  Absatzes,  in  denen  selbst  Tatsachen  unberück- 
sichtigt geblieben  sind,  welche  in  beteiligten  Kreisen  allgemein  bekannt 
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sind.  Dagegen  [hat  der  Verfasser  unendliche  Mühe  darauf  verwandt, 
das  Verhältnis  zwischen  Textseiten  und  Inseratenteil  statistisch  zu 
ermitteln  und  die  Ergebnisse  in  einer  Reihe  von  Diagrammen  darzu- 
stellen (S.  72 — 80).  Man  kann  aber  nicht  sagen,  daß  die  Resultate 
der  auf  ihre  Gewinnung  gerichteten  Arbeit  nur  halbwegs  entsprächen 
und  es  muß  die  ganze  Untersuchung,  auch  soweit  sie  auf  die  Auf- 
deckung des  Verhältnisses  der  verschiedenen  Inseratenarten  zueinander 
gerichtet  ist,  als  wissenschaftlich  "nutzlos  bezeichnet  werden.  Merk- 
würdigerweise leitet  sich  die  Arbeit  mit  der  Auskunft  ein,  es  handle 
sich  um  »sämtliche  Zeitungen  einer  deutschen  Großstadt«.  Meint  der 
Herausgeber  wirklich,  daß  einem  ernsthaften  Leser  mit  einer  so  allge- 
meinen Andeutung  genügt  werden  könne?  Die  wissenschaftliche  Unter- 
suchung kann  sich  doch  nicht  im  luftleeren  Raum  vollziehen.  Nimmt 
man  hinzu,  daß  die  Schrift  auch  stilistisch  zu  wünschen  läßt  (man 
sehe  z.  B.  den  Gebrauch  des  Zeitworts  obliegen),  so  kommt  man 
zu  dem  Schlüsse,  daß  der  Welt  nicht  allzuviel  verloren  gegangen  sein 
würde,  wenn  das  Ganze  ungedruckt  geblieben  wäre".  Die  Pietät  in 
Khren!  Aber  in  Zeiten  der  Papiernot  fragt  man  sich  doch  bei  jedem 
Buche  auch,  ob  es  denn  wirklich  erscheinen  mußte.  — r. 


Seh  midt,  Prof.  Dr.  F.,  Internationaler  Zahlungsverkehr  und  Wechselkurse. 

406  S.  8°.  Leipzig,  G.  A.  Gloeckner,  1919.  Mk.  14. — ,  geb.  Mk.  16. — 

und  10  %. 

Diese  Arbeit  stellt  den  zweiten  Band  des  von  Schmidt  bearbeiteten 
Zahlungsverkehrs  dar.  Wer  sich,  wie  der  Schreiber  dieses,  mit  dem 
ersten  Bande :  Der  bargeldlose  Zahlungsverkehr  in  Deutschland  und 
seine  Förderung,  Leipzig  1917,  genauer  befaßt  hat,  wird  es  dem  Ver- 
fasser danken,  daß  er  auch  in*  dieser  Arbeit  seine  Stärke  im  klaren 
Gliedern  verwickelter  Vorgänge  bewiesen  hat.  Beim  bargeldlosen  Zah- 
lungsverkehr war  es  die  Technik  der  Zahlungsakte,  die  es  ihm  er- 
möglichte, ein  System  von  Zahllingsvorgängen  aufzustellen,  das  bis 
dahin  von  keinem  unternommen  worden  war.  Beim  internationalen 
Zahlungsverkehr  verfährt  Schmidt  in  gleicher  Weise,  indem  er  auf  die 
Elemente,  auf  die  letzten  Grundbestandteile  zurückgeht,  um  von  ihnen 

aufzubauen.  * 

Schmidt  handelt  dabei  nicht  einer  Ansicht  zuliebe,  sondern  zieht 
die  Konsequenz  aus  der  Tatsache,  daß  er  anders  nicht  zum  Ziele 
kommen  kann.  Denn  die  Statistik  über  die  internationalen  Zahlunqs- 
ist  nicht  nur  quantitativ  unzulänglich,  sondern,  soweit  sie 
vorhanden,  auch  qualitativ  und  für  die  Zwecke  dieser  Arbeit  unbrauch- 
bar. Darum  geht  der  Verfasser  vom  Z  a  li  1  u  n  g  s  ni  i  1 1  e  1  m  a  r  k  t  aus, 
von  dem  in  ihm  auftretenden  Angebot  und  der  Nachfrage,  um  letzten 
B  zu  einem  System  zu  gelangen,    in    dein    jedes  >l)ing  an  seinem 
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rechten  Platze  ist«.  Für  Zahlungsvorgänge  internationaler  Art  ist  das 
keine  leichte  Aufgabe.  Verfasser  selbst  legt  Wert  darauf,  daß  diese 
seine  Arbeitsweise  beim  Studium  des  vorliegenden  Werkes  nicht  über- 
sehen werde  (Vorwort  S.  IV).  Den  feingegliederten  Bau  der  Scktnidt- 
schen  Arbeit  vermag  man  nur  dann  kritisch  zu  übersehen,  wenn  man 
die  leitenden  Gedanken  festhält,  die  den  Verfasser  bei  seiner  Gliede- 
rung führten. 

Die  sachlichen  Voraussetzungen,  unter  denen  er  die  Arbeit  durch- 
geführt hat,  kehren  in  den  großen  Gliederungspunkten  wieder:  die 
ausländischen  Zahlungsmittel  sind  es,  die  Schmidt  in  den  einzelnen 
Phasen  der  Zahlungsvorgänge  erfaßt  und  nach  ihren  wichtigsten  Seiten 
untersucht.  Lediglich  im  ersten  Abschnitt  befaßt  er  sich  mit  Proble- 
men, die  nicht  rein  zahlungskundlicher  Natur  sind.  Verfasser  entwickelt 
hier  seinen  Bilanzgedanken  und  schafft  sich  damit  eine  treffliche  Grund- 
lage für  seine  Arbeit.  Fürs  erste  ist  wichtig,  daß  Schmidt  in  die  Zol- 
/ingcrsche  Ansicht  der  volkswirtschaftlichen  Schuldverhältnisse  (Wert- 
übertragungen durch  Stoffgüter,  Waren  usw.)  und  der  privatwirtschaft- 
lichen (Kreditregelung  durch  Wechsel,  Schecks  usw.,  Kreditbilanz)  das 
Moment  der  Zeit  hineinträgt.  Er  kommt  dabei  zu  dem  Ergebnis,  daß 
der  Ausgleich  der  Kreditbilanz  nur  teilweise  wirksam  werden  kann 
und  nicht  vollkommen,  wie  Zqllinger  annimmt.  Meines  Wissens  ist 
Zollinger  in  diesem  Punkte  noch  nicht  korrigiert  worden.  Schmidt 
baut  auf  dieser  Erkenntnis  logisch  weiter  und  gelangt  zu  der  zeit- 
losen Forderungsbilanz  und  zur  Forderungs-,  Verpflichtungs-  oder 
G  r  u  n  d  b  i  1  a  n  z  für  ein  Wirtschaftsjahr  (Zollinger :  » Eine  Periode«). 
Dieser  stellt  er  die  Zahlungsbilanz  gegenüber.  »Den  jeweiligen 
Inhalt  der  Zahlungsbilanz  bildet  nur  das,  was  in  einem  bestimmten 
Augenblick  als  Angebot  oder  Nachfrage  im  Markt  erscheint«  (S.  39). 
Die  Forderungsbilanz  dagegen  »ist  eine  Zusammenstellung  aller 
Geldforderungen  des  Inlandes  mit  dem  gesamten  Auslande  für  eine 
jährliche  Rechnungsperiode,  also  gewissermaßen  eine  volkswirtschaft- 
liche Etataufstellung«.  Wenn  hier  zwei  sachlich  zu  trennende  Dinge, 
die  früher  mangelnder  Untersuchung  zufolge  nicht  auseinander  gehalten 
wurden,  so  klar  und  scharf  gegenübergestellt  werden,  dann  muß  auch 
versucht  werden,  zutreffende  Bezeichnungen  zu  wählen.  Die  Bezeich- 
nung  der  an  erster  Stelle  umschriebenen  Bilanz  als  Zahlungsbilanz  ist 
richtig.  Der  Begriff  Forderungs-,  usw. -Bilanz  ist  aber  aus  mancherlei 
Gründen  abzulehnen.  Als  Forderungsbilanz  dürfte  sie  keine  Schulden, 
und  als  Verpflichtungsbilanz  keine  Forderungen  enthalten.  Und  nun 
gar  die  Benennung  dieser  Bilanz  als  Grundbilanz  —  sie  ist  nichts- 
sagend, weil  für  jedes  Bilanzwerk  eine  Grundbilanz  aufgestellt  werden 
kann.  Geht  man  davon  aus,  daß  die  Posten  der  sog.  Forderungs- 
usw.-Bilanz  auf  den  Zahlungsmittelmarkt  zunächst  nicht  einwirken, 
schließlich  aber  doch  einmal  in  die  Zahlungsbilanz  übergehen,  so  wäre 
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die  Forderungsbilanz  als  latente  Zahlungsbilanz  anzusprechen.  Schmidt 
selber  betont  das  Moment,  indem  er  von  einer  »Etataufstellung«  spricht. 
Liegt  es  dann  nicht  nahe,  sie  als  statische  Zahlungsbilanz  einzu- 
führen? In  seiner  Zusammenfassung  auf  S.  48  rührt  Verfasser  wieder 
an  die  Sache.  Die  Grundbilanz  enthält  »die  Grundposten  des  inter- 
nationalen Zahlungsverkehrs,  d.  h.  die  aus  dem  laufenden  Wirtschafts- 
verkehr zwischen  In-  und  Ausland  entstehenden  Verpflichtungen«. 

Folgerungen:  Zahlungsgrundposten-Bilanz  klingt  nicht  schön,  und 
die  Bezeichnung  als  Bilanz  der  Zahlungsgrundposten  läßt  alle  die  nicht 
auf  ihre  Rechnung  kommen,  die  nur  zusammengesetzte  BegrirTswörter 
einführen  wollen.  Nahe  liegt  es,  beim  Lesen  des  Sc/wiidtschen  Textes 
an  die  »äußere  Wirtschaftsbilanz«  zu  denken,  eine  Bezeichnung,  die 
Nicklisch  gebraucht.  Diese  Bezeichnung  führt  aber  nicht  zur  Zahlungs- 
bilanz hin,  sondern  von  ihr  ab.  Wer  eine  Sache  so  systematisch  durch- 
führt wie  Schmidt,  wird  uns  auch  noch  die  zutreffende  Bezeichnung 
bescheren. 

Daß  uns  Verfasser  auf  die  vielen  Fehlerquellen  der  Grundbilanz 
hinweist  (S.  11),  sei  besonders  erwähnt;  s.  B.  Verschiffung  nach  noch 
zunächst  unbekannten  Häfen,  Schmuggel. 

Für  die  Kapital-  oder  Anlage-Bilanz  wären  wichtige  Posten  aus  der 
Bankbilanz  zu  gewinnen,  wenn  in  dieser  Bilanz  die  Auslandsguthaben 
und  -forderungen  besonders  ausgewiesen  würden,  wie  Georg  Bernhard, 
als  191 2  die  Entwürfe  zum  Schema  der  Bankbilanz  aufgestellt  wurden, 
im  Plutus  gefordert  hat.  Aber  die  Bewegung  dieser  Posten  gibt  der 
Konkurrenz  zuviel  Aufschlußmaterial.  Für  die  Zahlen  der  Anlagebilanz 
fehlen  sichere  Unterlagen.  Anhalte  werden  die  Ergebnisse  der  Liqui- 
dierung der  Auslandsvermögen  der  Deutschen  gewähren,  die  im  ehe- 
mals feindlichen  Ausland  durchgeführt  wird.  Die  Schätzungen  Stein- 
mann-Buchers  und  Arndts  (S.  32),  nach  denen  die  deutsche  Kapital- 
anlage im  Ausland  rund  30  Milliarden  beträgt,  werden  zweifellos  nach 
oben  zu  berichtigen  sein.  Der  Gegenposten,  ausländische  Kapitalanlage 
im  Deutschen  Reich,  findet  neue  Unterlagen  in  der  Registrierung  der 
Ausländerkonten  durch  Treuhänder  und  in  der  Liquidierung  der  (feind- 
lichen) Ausländervermögen  bei  uns.  Der  von  der  Regierung  schon  seit 
nene,   aber   noch   nicht  endgültig  durchgeführte  Verkauf 

n  deutschem  Besitz  befindlichen  AuslandscfFekten  fordert  ebenfalls 

Gewinnung  einer  richtigen  Anlagebilanz.  Diese  hier  wiedergegebenen 
Angaben  hätten  verdient,  in  dem  Abschnitt  übe$  Anlagebilanz  festge- 
halten zu  werden. 

Sehr  trefflich  und  verständlich  ist  das  Kapital  über  die  Wirkung 
des  Krieges  auf  die  Grundposten  der  sog.  Forderungs-  und  Zahlungs- 
iil.ni/  dargestellt.  Alle  nicht  bankfähigen  Wechsel  als  tSchund«  zu 
bezeichnen,   geht    entschieden    zu    weit    (S.  74/75).     Schmidt,    der   das 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswitnentch.     1920.    4.  35 
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selbst   empfindet,    hätte    diese    von   Prion    herrührende    Klassifizierung 
kritischer  hinnehmen  sollen. 

In  dem  Abschnitt:  Die  internationalen  Ausgleichsmittel  (Zahlungs- 
mittel zu  lesen  im  Inhaltsverzeichnis)  ist  die  spezifische  Bedeutung  der 
Zahlungsmittel  für  den  internationalen  Verkehr  gut  dargestellt.  Das 
Akkreditiv,  das  z.  B.  im  Warenhandel  die  bare  Zahlung  ersetzt,  hätte 
nicht  weggelassen  werden  dürfen.  Der  erste  Verkäufer  erhält  vom 
ersten  Käufer  bei  diesem  Zahlungsmodus  ein  Akkreditiv,  sagen  wir  auf 
die  Deutsche  Bank.  Der  erste  Käufer  gibt  die  Ware,  die  er  meistens 
nie  gesehen  hat,  an  den  zweiten  Käufer  ab,  der  ihm  ebenfalls  ein  Ak- 
kreditiv, vielleicht  auf  eine  andere  Bank,  aushändigt  und  so  fort.  Mir 
will  scheinen,  als  ob  Schmidt  den  Wechsel  als  internationale  Zahlungs- 
mittel überschätzte  (S.  40).  Schecks  und  telegraphische  Ueberweisung 
kommen  ihm  mindestens  an  Häufigkeit  gleich.  Im  gesamten  Süd-  und 
Mittelamerika-Handel  nimmt  der  Scheck  eine  bevorzugte  Stellung  ein. 
Es  ist  aber  nicht  ausgeschlossen,  daß  der  Wechsel  seine  alte  Stellung 
wieder  erobert,  nachdem  die  deutschen  Ueberseebanken  des  ehemals 
feindlichen  Auslands  liquidieren  mußten. 

In  dem  Abschnitt :  Die  Arten  der  Preisangaben  (nicht  der  Preise, 
wie  zu  lesen  ist)  wird  der  nicht  privatwirtschaftlich  Geschulte  die  Kurs- 
beispiele mit  Kurserklärungen  vermissen,  die  als  didaktische  Behelfe 
(Gegenüberstellung  der  Kurse)  für  gewöhnlich  angewendet  werden. 

Die  Wege  zur  Ermittlung  der  Kosten  des  internationalen  Zah- 
lungsverkehrs sind  von  Schmidt  klar  vorgezeichnet,  führen  aber,  wie  er 
selbst  zugeben  muß,  nicht  zu  dem  gewünschten  Ziel.  Es  wird  in  der 
Praxis  gewöhnlich  unmöglich  sein,  die  Kosten  der  Zahlungsvermittlung 
feststellen  zu  können.  Im  Anschluß  an  diesen  Abschnitt  (S.  175  ff ) 
kommt  Schmidt  zu  einem  Vergleich  zwischen  Ueberweisung  und  Scheck. 
Wie  in  seinem  bargeldlosen  Zahlungsverkehr,  hält  er  auch  hier  den 
Scheck  der  Ueberweisung  gegenüber  für  überlegen,  sogar  im  Fern- 
zahlungsverkehr, hier  mit  Ausnahme  der  direkten  Ueberweisung.  Seine 
Vorliebe  für  den  Scheck  hat  Schmidt  schon  in  seinem  bargeldlosen 
Zahlungsverkehr  dargetan.  Die  Praxis  bevorzugt  im  Fernverkehr  aber 
entschieden  die  Ueberweisung. 

Das  Kapitel  über  die  Abhängigkeit  des  Wechselkurses  von  Zins- 
geschäften und  Marktzinsdifferenz  ist  vorzüglich  behandelt. 

Ueber  die  Arbitrage  im  Zahlungsmittelmarkt  liegt  zahlreiche  Lite- 
ratur vor.  Was  aber  Schmidt,  wenn  auch  in  langen  Ausführungen, 
hierüber  schreibt  (Kapitel  VIII),  ist  einmal  sehr  klar  und  zum  anderen 
theoretisch  kaum  zu  übertreffen. 

Zusammenfassend  ist  zu  sagen: 

Schmidt  hat  in  seiner  Arbeit  für  den  Wissenschaftler,  weniger  für 
den  Bankpraktiker,  ein  gut  systematisiertes  Werk  geschaffen,  das  zu 
weiterem  Schaffen   anregt   und    dem   Hochschullehrer   reiches  Material 
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für  seine  Lehrzwecke,  insbesondere  für  seinen  Seminarbetrieb,  bietet. 
Der  internationale  Zahlungsverkehr  Schmidts  stellt  zweifellos  ein  wohl- 
gelungenes Werk  dar.  Die  objektive  Voraussetzung  für  solches  Ge- 
lingen liegt,  abgesehen  von  der  subjektiven  Eignung  und  Tüchtigkeit, 
in  der  Verbindung  hervorragender  volks-  und  privatwirtschaftlicher 
Kenntnisse,  ein  Erfolg  der  modernen  wirtschaftswissenschaftlichen  Schu- 
lung, die  Prof.  Karl  Bücher,  Leipzig,  dem  Verfasser  das  Werk  gewidmet 
hat,  zu  fördern  nie  müde  geworden  ist.  So  hat  Schmidt  sich  in  dieser 
Arbeit  wiederum  als  hervorragender  Forscher  und  Systematiker  erwiesen 
und  mit  ihr  einen  Vorsprung  in  der  zahlungskundlichen  Literatur  er- 
reicht, der  nicht  sogleich  eingeholt  werden  wird. 

Prof.  Dr.  H.  Großmann,  Leipzig. 
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Eingesendete  Schriften. 

Zur  Beachtung.  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
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reite' Beurteiler-  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


DIE  STELLUNG  DES  INTERNATIONALEN 
PRIVATRECHTS  IM  RECHTSSYSTEM. 

Von 

Regierungsrat  Dr.  BRUNO  BEYER  in  Lübeck. 

§  i.     Allgemeines. 

Es  gibt  allgemeine  Tatumstände,  die  im  staatlichen  Recht 
besonders  geartete  Rechtswirkungen  deshalb  auslösen,  weil  sie 
Interessen  einer  anderen  rechtlichen  Autorität,  insbesondere  eines 
anderen  Staates,  berühren. 

Die  Rücksichtnahme  auf  diese  fremde  Autorität  rechtfertigt 
es,  daß  der  Staat  durch  sein  Recht  an  bestimmte  Tatumstände 
überhaupt  keine  Rechtswirkungen  knüpft,  oder  aber  bei  der 
Normierung  dieser  Rechtswirkungen  die  Interessen  der  fremden 
Autorität  berücksichtigt.  Diese  Tatumstände  sind  wegen  des 
schwankenden  Charakters  und  Umfanges  der  staatlichen  Autoritäten 
von  sehr  verschiedener  Art. 

Die  Pflichten,  welche  nach  staatlichem  Recht  im  Interesse 
der  Autorität  anderer  Staaten  bestehen,  sind  entweder  solche  von 
Staatsorganen  als  solchen  oder  private.  Die  Scheidung  der  Rechts- 
pflichten in  solche  von  Staatsorganen  und  private  ist  am  zweck- 
mäßigsten auch  für  die  Scheidung  des  öffentlichen  und  des  privaten 
Rechts  zu  verwenden.  Man  würde  nach  dieser  Scheidung  also 
im  Hinblick  darauf,  daß  gewisse  Pflichten  des  staatlichen  Rechts 
mit  Rücksicht  auf  die  Interessen  anderer  Staaten  bestehen,  ein 
die  Interessen  fremder  Staaten  berücksichtigendes  öffentliches 
und  privates  Recht  innerhalb  des  staatlichen  Rechts  unterscheiden 
können,  je  nachdem  jene  Rcchtsmatcrien  Pflichten  von  Staats- 
organen    oder    von    Privaten     betretten.      Der    Ausdruck    »inter- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswiaaenach.     1931.     i/a.  I 
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nationales«  Recht,  den  man  für  einige  dieser  Materien  des  staat- 
lichen Rechts  verwendet,  ist  irreführend,  da  dieses  Recht  staat- 
liches, nicht  zwischenstaatliches  Recht  ist.  Unter  dem  Ausdruck 
»internationales  Privatrecht«  faßt  man  übrigens  auch  gewisse 
Pflichten  der  Staatsorgane  zusammen,  die  nach  der  herkömm- 
lichen Scheidung  zwischen  öffentlichem  und  privatem  Recht  zu 
dem  letzteren  gehören.  Die  überstaatlichen  Rechtsordnungen 
(z.  B.  das  Völkerrecht)  sind  zum  Teil  auch  inhaltlich  dem  staat- 
lichen Recht  einverleibt,  indem  auch  nach  staatlichem  Recht  die 
Organe  des  Staates  das  zu  tun  haben,  was  das  Völkerrecht  usw. 
vorschreibt.  Soweit  solche  überstaatliche  Rechtsordnungen  vom 
staatlichen  Recht  inhaltlich  übernommen  werden ,  können  sie 
naturgemäß  nur  öffentliches  staatliches  Recht  bilden.  Da  das 
überstaatliche  Recht  den  Staaten,  d.  h.  ihren  Organen,  gewisse 
Pflichten  auferlegt,  kann  das  staatliche  Recht,  das  dieselben 
Pflichten  normiert,  nur  öffentliches  Recht  sein.  Die  Rücksicht- 
nahme auf  die  Autoritäten  fremder  Staaten  beim  Wirken  der 
staatlichen  Autorität  entspricht  der  allgemeinen  völkerrechtlichen 
Pflicht  zur  Achtung  der  Souveränetät  fremder  Staaten.  Diese 
Verpflichtung  gibt  allerdings  keine  Anhaltspunkte  für  ein  speziali- 
siertes Verhalten  des  Staates  in  dieser  Beziehung.  Durch  Ver- 
träge sind  spezialisiertere  Pflichten  dieser  Art  geschaffen,  auch 
werden  von  den  Staaten  ohne  völkerrechtliche  Verpflichtung 
gewisse  Grundsätze  in  ihrem  Wirken  mit  Rücksicht  auf  die 
Interessen  fremder  Staaten  befolgt. 

Die  Tatumstände,  bei  deren  Gegebensein  nach  staatlichem 
Recht  Rechtswirkungen  eintreten,  durch  welche  eine  besondere 
Rücksicht  auf  fremde  Staaten  genommen  wird,  sind  zunächst  Vor- 
gänge im  fremdstaatlichen  Gebiet,  anderseits  gewisse  Vorgänge 
im  eigenen  Staatsgebiete,  wenn  dabei  Personen  interessiert  sind, 
die  auf  Grund  bestimmter  tatumständlicher  Voraussetzungen  als 
Angehörige  eines  fremden  Staates  gelten. 

Die  Staatsangehörigen  sind  in  gewissem  Umfange  auch  außer- 
halb des  Staatsgebietes  durch  ihre  staatliche  Autorität  gebunden, 
die  sich  außerhalb  des  Staatsgebietes  aufhaltenden  Staatsfremden 
nur  insoweit,  als  Interessen  eigener  Staatsangehöriger  in  Frage 
kommen.  Es  finden  sich  jedoch  im  staatlichen  Recht  auch  schon 
Ansätze  zu  einer  »Weltrechtspflege«,  insofern  der  in  fremdem 
Staatsgebiete  sich  aufhaltende  Staatsfremde  für  ein  dort  begangenes 
Delikt    von   einem  späteren  Aufenthaltsstaate  unter  gewissen  all- 
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gemein  menschliche  Interessen  berührenden  Voraussetzungen  be- 
straft wird,  selbst  wenn  Interessen  der  Glieder  des  strafenden 
Staates  durch  jenes  Delikt  nicht  verletzt  sind. 

Auch  hinsichtlich  derjenigen  Personen,  bezüglich  welcher 
keine  Tatumstandsvoraussetzungen  gegeben  sind,  aus  denen  sich 
nach  dem  Rechte  eines  Staates  die  Angehörigkeit  zu  diesem 
Staate  ergibt,  werden  durch  das  staatliche  Recht  Rücksichten 
auf  fremde  staatliche  Autoritäten  genommen,  zu  denen  jene  Per- 
sonen in  gewissen  Beziehungen  stehen  l). 

Der  Begriff  des  berechtigten  Interesses  eines  fremden  Staates, 
das  die  Staaten  zur  Setzung  entsprechender  auf  diese  Interessen 
Rücksicht  nehmender  Rechtsnormen  veranlaßt  hat,  ist  allerdings 
auf  Tatumstände  der  verschiedensten  Arten  zurückzuführen. 

Die  eingangs  erwähnten  Tatumstände  (Staatsgebiet,  Staats- 
angehörigkeitsvoraussetzungen)  sind  nur  die  wichtigsten  der  fremde 
Staatsinteressen  kenntlich  machenden  Tatumstände. 

Wenn  sich  in  einem  Staatsgebiet  Staatsfremde  betätigen 
wollen,  so  steht  der  Geltung  der  Normen  des  Staates,  dem  die 
Staatsfremden  angehören,  bei  einem  Widerspruch  mit  den  Normen 
des  Aufenthaltsstaates  die  Geltung  der  rechtlichen  Autorität 
dieses  Staates  entgegen.  Das  gleiche  gilt  aber  hinsichtlich  der 
eigenen  im  fremden  Staatsgebiete  sich,  aufhaltenden  Staatsange- 
hörigen, auf  die  die  fremde  Staatsautorität  mit  verhältnismäßig 
großer  Kraft  wirkt,  und,  soweit  die  fremde  Staatsautorität  auch 
auf  Personen  im  Gebiete  jenes  Staates  selbst  wirkt,  hinsichtlich 
dieses  Teiles  der  fremden  Staatsautorität.  Soll  bei  einem  Wider- 
spruch der  Willensentschlüsse  dieser  verschiedenen  Staatsautori- 
täten die  tatsächliche  Respektierung  der  verschiedenen  einem 
Menschen  gegenübertretenden  Autoritäten  nicht  von  Zufälligkeiten 
abhängig  gemacht  werden ,  so  müssen  diese  Autoritäten  (auf 
Grund  von  Vereinbarungen  oder  ohne  solche)  Grundsätze  ein- 
halten, durch  deren  Befolgung  solche  Kollisionen  vermieden 
werden. 

Das  Verhältnis  der  verschiedenen  Staatsautoritäten  zueinander 
verlangt  aber  nicht  nur  die  Unterlassung  von  autoritativem  Wirken 
eines  Staates,  das,  jenen  Grundsätzen  zuwider,  zu  Kollisionen 
führen  würde,  sondern  auch  ein  Wirken  jedes  Staates  in  Fällen, 
in  denen  Kollisionen  nicht  zu  befürchten  sind,  in  denen  aber 
berechtigte  Interessen   eines   anderen  Staates  ein  solches  Wirken 

i)  Vgl.  BBGB.  Art.  29. 
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(z.  B.  eine  gewisse  Fürsorge  für  die  im  Auslande  sich  aufhalten- 
den Angehörigen  dieses  anderen  Staates)  notwendig  erscheinen 
lassen.  Eine  Rücksichtnahme  auf  den  Willen  fremder  staatlicher 
Autoritäten  beim  Wirken  der  Autorität  eines  Staates  ist  also 

i.  in  geringstem  Grade  bei  der  Normensetzung  für  die  eigenen 
Staatsangehörigen  im  eigenen  Staatsgebiete, 

2.  in  höherem  Grade  bei  der  Normensetzung  für  die  eigenen 
Staatsangehörigen  im  fremden  Staatsgebiet  und  für  die  fremden 
Staatsangehörigen  im  eigenen  Staatsgebiet, 

3.  in  höchstem  Grade  bei  einer  Normensetzung  für  fremde 
Staatsangehörige  in  fremdem  Staatsgebiet  erforderlich. 

Um  die  an  diese  Tatumstände  sich  anschließenden  Rechts- 
folgen gesetzgeberisch  vollständig  anzuführen,  kann  man  entweder 
davon  ausgehen,  daß  trotz  ihres  Gegebenseins  grundsätzlich  die 
gleichen  Rechtswirkungen  eintreten  wie  bei  ihrem  Fehlen,  und 
daß  nur  in  Fällen  besonderer  Art,  in  denen  jene  Anknüpfungs- 
momente vorliegen,  besondere  Rechtswirkungen  eintreten.  Man 
kann  aber  auch  davon  ausgehen,  daß  beim  Gegebensein  jener 
Voraussetzungen  grundsätzlich  die  üblichen  Rechtswirkungen  nach 
staatlichem  Recht  nicht  eintreten,  sondern  daß  dann  immer  nur 
die  für  solche  Fälle  besonders  normierten  Rechtswirkungen  aus- 
gelöst werden.  Der  letzte  Rechtszustand  war  hauptsächlich  im 
alten  Recht  (vgl.  z.  B.  die  Rechtlosigkeit  des  Staatsfremden),  der 
erste  ist  grundsätzlich  im  modernen  staatlichen  Recht  verwirk- 
licht, wenngleich  es  auch  von  ihm  Ausnahmen  gibt. 

Wenn  z.  B.  Art.  8  EBGB.  bestimmt:  Ein  Ausländer  kann 
im  Inlande  nach  den  deutschen  Gesetzen  entmündigt  werden, 
wenn  er  seinen  Wohnsitz  im  Inlande  hat,  so  geht  das  Gesetz 
davon  aus,  daß  das  Entmündigungsrecht  grundsätzlich  auf  ver- 
schollene Ausländer  keine  Anwendung  findet.  Es  bestimmt  daher 
ausdrücklich,  daß  es  unter  bestimmten  Voraussetzungen  auf  sie 
Anwendung  finden  solle.  Wenn  ferner  nach  Art.  10  EBGB.  ein 
einem  fremden  Staate  angehöriger  und  nach  dessen  Gesetzen 
rechtsfähiger  Verein  durch  Beschluß  des  Bundesrats  auch  für  die 
deutschrechtlichen  Wirkungen  seines  Handelns  für  rechtsfähig 
erklärt  werden  kann,  oder  wenn  es  nach  Art.  1 1  Abs.  I  S.  2 
EBGB.  für  die  Rechtswirksamkeit  eines  Rechtsgeschäfts  genügt, 
daß  die  Gesetze  des  Ortes  der  Vornahme  des  Rechtsgeschäfts 
beobachtet  werden,  so  geht  der  Gesetzgeber  davon  aus,  daß 
gewisse  Vorgänge  im  fremden  Staatsgebiet  für  das  eigene  Staat- 
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liehe  Recht  grundsätzlich  unerheblich  sind.  Es  fehlen  aber  im 
staatlichen  Rechte  meistens  Grundsätze  dafür,  welche  Arten  von 
Vorgängen  ausnahmsweise  und  unter  welchen  Voraussetzungen 
auch  für  das  eigene  staatliche  Recht,  und  zwar  wegen  staats- 
fremder Interessen,  von  rechtlicher  Bedeutung  sind. 

§  2.    Oeffentliche  und  private  Pflichten  nach  staatlichem  Recht 
im  Interesse  von  Ausländern. 

Setzt  sich  auch  der  Staat,  indem  er  an  die  Verwirklichung 
bestimmter  Voraussetzungen  die  Eigenschaft  der  Staatsangehörig- 
keit knüpft  und  diese  Staatsangehörigkeit  mit  besonderen  Rechts- 
wirkungen  ausstattet,  in  eine  besonders  enge  Beziehung  zu  seinen 
Staatsangehörigen,  so  bringt  es  doch  die  Rücksichtnahme  auf 
die  Interessen  fremder  Staatsgewalten  mit  sich,  daß  durch  die 
Normierung  von  Pflichten  auch  der  Staatsangehörigen  gegenüber 
den  Staatsfremden  diese  vom  Wirken  des  Staates  und  seinen 
Erfolgen  Nutzen  ziehen. 

Was  zunächst  die  in  dieser  Beziehung  normierten  Amts- 
pflichten anlangt,  so  sind  die  Staatsorgane  jedenfalls  in  den 
wichtigsten  Angelegenheiten  verpflichtet,  den  Staatsfremden  gleiche 
Fürsorge  zuzuwenden  wie  den  Staatsangehörigen,  auf  ihre  An- 
träge hin  in  derselben  Weise  tätig  zu  werden  wie  bei  Anträgen 
von  Staatsangehörigen.  So  haben  sie  Rechtszweckerklärungen 
von  Ausländern  auf  Antrag  zu  beurkunden.  In  dieser  Beziehung 
genügt  für  das  deutsche  Recht  die  Beobachtung  der  Gesetze  des 
Ortes,  an  dem  das  Rechtsgeschäft  vorgenommen  wird,  selbst 
wenn  abweichende  ausländische  Vorschriften  für  das  den  Gegen- 
stand des  Rechtsgeschäfts  bildende  Rechtsverhältnis  maßgebend 
sind1).  Ob  allerdings  die  Beobachtung  der  inländischen  Be- 
stimmungen auch  nach  ausländischem  Recht  eine  Verpflichtung 
z.  B.  desjenigen,  dessen  rechtsgeschäftliche  Erklärung  beurkundet 
wird,  erzeugt,  richtet  sich  nach  den  ausländischen  Rechtsbe- 
stimmungen. In  diesen  sind  in  der  Regel  konforme  Bestimmungen 
enthalten. 

Die  durch  besonderen  Staatsakt  geschaffenen  Pflichten  der 
Reichsangehörigen  gegenüber  Ausländern  werden  häufig  auf  die 
Handlungen  bez.  Unterlassungen  begrenzt,  die  in  analogen  Fällen 

nüber  Rcichsangehörigen  bestehen.  So  werden  durch  Art.  4 
der  revidierten  Berner  Uebereinkunft  v.  13.  II.  1908  (die  Rechts- 

l)  Art.  11  Abs.  1  EBGB. 
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norm  des  Deutschen  Rechts  geworden  ist)  ausländische  Urheber 
nur  nach  Maßgabe  der  inländischen  Gesetze  gegen  Nachahmung 
usw.  geschützt1). 

In  derselben  Weise  und  in  demselben  Umfange  wie  auf  An- 
trag der  eigenen  Staatsangehörigen  stellt  der  Staat  regelmäßig 
bestehende  Rechtspflichten  auf  Antrag  von  Ausländern  fest. 
Die  nach  deutschem  Recht  gegenüber  Inländern  wie  Ausländern 
in  gleicher  Weise  bestehenden  Pflichten  unterliegen  in  der  Regel 
in  demselben  Umfange  wie  die  Pflichten  von  Inländern  gegenüber 
Ausländern  der  richterlichen  Feststellung.  Dies  gilt  vor  allem 
auch  für  die  Pflichten  von  deutschen  Staatsorganen  gegenüber 
den  Staatsfremden,  die  in  bestimmten  Fällen  durch  vorgesetzte 
Organe  oder  durch  die  Gerichte  auf  Antrag  oder  von  Amts  wegen 
autoritativ  festgestellt  werden. 

Naturgemäß  begründen  die  staatlichen  Rechtsordnungen  in 
bezug  auf  die  verbindliche  Feststellung  von  Pflichten,  welche  ins- 
besondere den  Staatsorganen  im  Interesse  von  Ausländern  ob- 
liegen, nicht  weitergehender  Zuständigkeiten  als  sie  für  die  Fest- 
stellung dieser  Pflichten  im  Interesse  der  eigenen  Staatsglieder 
bestehen.  WTie  z.  B.  derjenige  Inländer,  dem  eine  Armenunter- 
stützung versagt  wird,  nach  preußischem  Recht  nicht  die  Ent- 
scheidung des  Richters  darüber  einholen  kann,  ob  diese  Ver- 
sagung zu  Recht  erfolgt  ist,  so  kann  es  auch  nicht  der  Ausländer 
in  gleicher  Lage.  Doch  werden  nach  deutschem  Recht  in  Einzel- 
fällen, soweit  das  Recht  ein  Interesse  daran  hat,  Staatsorgane 
zur  Feststellung  von  Pflichten  gegenüber  einem  Ausländer  auf 
dessen  Antrag  evtl.  in  weiterem  Umfange  tätig  als  die  Organe 
des  Heimatstaates  des  Ausländers  in  analogen  Fällen. 

Durch  die  Bestimmung,  daß  ein  Ausländer,  welchem  nach 
dem  Rechte  seines  Landes  die  Prozeßfähigkeit  mangelt,  als 
prozeßfähig  gilt,  wenn  ihm  nach  dem  Rechte  des  Prozeßgerichts 
die  Prozeßfähigkeit  zusteht2),  erhalten  z.  B.  die  prozessualen  An- 
träge einer  solchen  Person  nach  inländischem  Recht  eine  größere 
Rechtswirkung,  als  sie  analoge  Anträge  derselben  Person  an  die 
heimatlichen  Staatsbehörden  erzielen. 

Allgemein  ist  in  den  staatlichen  Rechtsordnungen  der  Grund- 
satz  durchgeführt,    daß   die  Erfüllung  und  Vernachlässigung  von 


i)  Vgl.  z.  B.  Entsch.  d.  RG.  in  Ziv.  s.  80,  S.  79. 
2)  §  55  ZPO. 
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Rechtspflichten,  an  deren  Erfüllung  im  gegebenen  Falle  Aus- 
länder interessiert  sind,  die  gleichen  Rechtsfolgen  (Belohnung, 
Bestrafung  usw.)  zeitigt  wie  die  Erfüllung  bez.  Vernachlässigung 
von  Rechtspflichten ,  an  deren  Erfüllung  im  gegebenen  Falle 
eigene  Staatsangehörige  interessiert  sind. 

Bestimmte  Vertragsstaaten  sind  verpflichtet  1),  für  minder- 
jährige Ausländer,  die  sich  in  ihrem  Gebiete  gewöhnlich  aufhalten, 
dadurch  eine  Fürsorgetätigkeit  auszuüben,  daß  sie  durch  An- 
ordnung einer  Vormundschaft  einer  individuellen  Person  die  Ver- 
pflichtung zur  Wahrnehmung  gewisser  Interessen  dieses  Minder- 
jährigen auferlegen  2).  Diese  F'ürsorgetätigkeit  ist  aber  vertrags- 
mäßig davon  abhängig  gemacht,  daß  der  Heimatstaat  sie  nicht 
ausübt.  Die  Begründung  gewisser  Pflichten  im  Interesse  von 
Ausländern  durch  Staatsorgane  ist  mitunter  von  besonderen  Vor- 
aussetzungen abhängig.  Während  der  staatliche  Beurkundungs- 
akt, durch  welchen  ein  Inländer  von  einem  anderen  ein  inlän- 
disches Grundstück  erwirbt,  nach  den  Grundsätzen  der  »frei- 
willigen Gerichtsbarkeit«  auf  Grund  der  Willenserklärungen  der 
Beteiligten  ohne  weiteres  erfolgt,  ist  zum  Erwerbe  von  Grund- 
stücken durch  Ausländer  mitunter  eine  besondere,  nach  Zweck- 
mäßigkeitsrücksichten zu  erteilende  staatliche  Genehmigung  er- 
forderlich. Es  bestehen  landesgesetzliche  Vorschriften,  welche 
den  Erwerb  von  Grundstücken  durch  Ausländer  von  staatlicher 
Genehmigung  abhängig  machen  3J. 

Eine  Ausnahme  von  dem  Grundsatze  der  gleichartigen  Be- 
handlung von  Staatsgliedern  und  Staatsfremden  hinsichtlich  der 
Pflichtenlösung  besteht  z.  B.  darin,  daß  für  solche  Staats- 
akte vom  Ausländer  evtl.  Gebühren  oder  höhere  Gebühren  als 
vom  Inländer  erhoben  werden.  Dies  gilt  z.  B.  für  Jagdscheine, 
Zulassungsbescheinigungen  für  Automobile  usw.  Andere  Pflichten- 
lösungen von  Unterlassungspflichten  können  Ausländern  aus  pflicht- 
gemäß erwogenenZweckmäßigkeitsgründen  versagt  werden,  während 
dem  Inländer  solche  Erlaubnisse  nur  aus  bestimmten  speziellen 
Gründen  versagt  werden  dürfen.  Dies  gilt  z.  B.  von  der  Erteilung 
eines  Gewerbescheines. 

Für  die  Lösung  von  bestimmten  Unterlassungspflichten  sind 

i)  Nach  dem  Abkommen  zur  Regelung  der  Vormundschaft  über  Mimlei- 
jährige  vom   12.  Juni   1902  (RGBl.  1904,  S.  240  ff.). 

2)  Art.  9,  2,    1. 

3)  Vgl.  Art.  88  EBGB. 


§  Dr.  Bruno  Beyer: 

bei  Ausländern  mitunter  höhere  Staatsorgane  zuständig  wie  bei 
Inländern  !).  In  anderen  Fällen  sind  für  die  Lösung  von  Unter- 
lassungspflichten der  Ausländer  (z.  B.  zur  Unterlassung  bestimmter 
Gewerbebetriebe)  weitere  Voraussetzungen  erforderlich  wie  für 
Inländer.  Auch  in  anderen  Fällen  ist  die  staatliche  Fürsorge  für 
Ausländer  evtl.  an  weitere  Voraussetzungen  geknüpft  wie  die 
Fürsorge  für  Inländer.  Soweit  z.  B.  der  Staat  Interessen  der 
Menschen  nur  gegen  Zahlung  von  Gebühren  dient,  erhebt  er  von 
Ausländern  häufig  höhere  Gebühren  als  von  Inländern. 

In  anderen  Fällen  dieser  Art  dagegen  wird  den  Staatsorganen 
in  bezug  auf  Staatsfremde  dieselbe  und  unter  gleichen  Voraus- 
setzungen auszuübende  Fürsorgetätigkeit  zur  Pflicht  gemacht  wie 
gegenüber  den  eigenen  Staatsgliedern.  In  den  Freundschafts-, 
Schiffahrts-  und  Handelsverträgen  ist  meistens  vereinbart,  daß 
bei  Scheiterung  oder  Schiffbruch  eines  Schiffes  des  anderen 
Vertragsteiles  diesem  Schiffe  (evtl.  gegen  gleiche  Kosten)  die- 
selbe Hilfe  zuteil  werden  soll  wie  eigenen  Schiffen  des  Vertrags- 
staates. Hilfsbedürftige  Ausländer  werden  in  Krankheitsfällen 
den  Inländern  gleich  behandelt2).  Nur  mit  einigen  Staaten  be- 
stehen Verträge  über  die  gegenseitige  Unterstützung  und  Ueber- 
nahme  auszuweisender  Ausländer. 

Endlich  wird  der  Staat  im  Interesse  von  Ausländern  durch 
die  Unterstützung  ausländischer  Staatsorgane  und  durch  die  Mit- 
wirkung bei  ihren  Funktionen  tätig.  Insbesondere  sind  amtliche 
Rechtszweckerklärungen  fremdstaatlicher  Behörden  geeignet,  Amts- 
pflichten von  Staatsorganen  auszulösen. 

Die  Staaten  haben  kein  unmittelbares  Eigeninteresse  daran, 
Pflichten,  die  nach  ausländischem  Recht  bestehen,  festzustellen, 
soweit  sie  sie  nicht  zum  Inhalt  ihrer  eigenen  Anordnungen  machen. 
Doch  sind  die  Staaten  auch  in  dieser  Beziehung  über  die  Wahr- 
nehmung der  unmittelbaren  Eigeninteressen  hinausgekommen  und 
haben  internationale  Vereinbarungen  getroffen,  durch  die  sie  sich 
hinsichtlich  der  Feststellung  von  Rechtspflichten,  die  einer  Person 
nach  ausländischem  staatlichem  Rechte  obliegen,  und  hinsichtlich 
der  Bestrafung  von  Handlungen,  die  gegen  strafrechtlich  geschützte 
Normen  eines  anderen  Staates  verstoßen,  gegenseitig  Rechtshilfe 
leisten.     Die  auf  Grund  solcher  Vereinbarungen  erlassenen  einzel- 


i)  Vgl.  z.  B.  §§  85  ff.,  4,  7  des  Reichsgesetzes    über    die  privaten  Versiche- 
rungsunternehmungen vom  12.  Mai  1901. 

2)  §  60  des  Reichsgesetzes  über  den  Unterstützungswohnsitz. 
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staatlichen  Rechtsnormen  sind  wichtige  Anzeichen  des  Bewußt- 
seins der  Staaten  von  ihrer  Zugehörigkeit  zu  einer  großen  Kultur- 
gemeinschaft. Die  Staaten  entsprechen  —  in  der  Regel  unter 
der  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit  —  Ersuchen  eines  fremden 
Staates  um  Rechtshilfe  nach  Maßgabe  völkerrechtlicher  Verträge. 
Dies  tun  sie  auch  dann,  wenn  es  sich  um  die  Feststellung  einer 
Pflicht  eines  eigenen  Staatsangehörigen  gegenüber  einem  Staats- 
fremden handelt,  die  ein  Organ  des  fremden  Staates  nach  dessen 
Recht  festzustellen  hat ;  naturgemäß  ist  auch  hier  vor  allem  Vor- 
aussetzung, daß  dieses  Ersuchen  nicht  gegen  den  Zweck  eines 
deutschen  Gesetzes  verstoße. 

Nach  dem  Abkommen  über  den  Zivilprozeß  vom  17.  Juli 
1905  1)  kann  sich  in  Zivil-  oder  Handelssachen  die  Gerichtsbehörde 
eines  Vertragsstaates  gemäß  den  Vorschriften  ihrer  Gesetzgebung 
mittels  Ersuchens  an  die  zuständige  Behörde  eines  anderen  Ver- 
tragsstaates wenden,  um  die  Vornahme  einer  Prozeßhandlung 
oder  anderer  gerichtlicher  Handlungen  innerhalb  des  Geschäfts- 
kreises dieser  Behörde  nachzusuchen  2). 

Eine  staatliche  Fürsorgetätigkeit,  die  auch  den  Ausländern 
zugute  kommt,  ist  endlich  das  staatliche  Zusammenwirken  zur 
Erreichung  allgemeiner  Kulturzwecke  durch  Handlungen  der 
Staatsorgane,  welche  nicht  in  Beziehung  zu  den  Pflichten  der 
Allgemeinheit  stehen.  In  den  modernen  Staatsverträgen  erübrigen 
sich  meistens  Bestimmungen  darüber,  daß  bezüglich  den  An- 
gehörigen des  anderen  Teiles  im  Inlande  derselbe  Schutz  ihrer 
Person  und  ihres  Eigentums,  die  gleiche  Möglichkeit  zur  Wahr- 
nehmung ihrer  daraus  folgenden  Ansprüche  vor  den  Gerichten 
und  sonstigen  Staatbehörden  kraft  staatlicher  Rechtsnormen  zu- 
teil werden  werde  wie  den  eigenen  Staatsangehörigen.  Dieser 
Rechtszustand  besteht  meistens  schon  auf  Grund  der  Bestimmung, 
daß  die  Rechtsfähigkeit  jedem  Menschen  ohne  Rücksicht  auf 
seine  Staatsangehörigkeit  zukomme,  wenngleich  die  Rechtsver- 
folgung bei  Ausländern  gewissen  Einschränkungen  unterliegt. 
Analoges  gilt  für  die  Anerkennung  der  Gewissensfreiheit,  der 
Kultusfreiheit  innerhalb  der  Grenzen  des  im  Aufenthaltsstaatc 
geltenden  Rechts,  für  die  Respektierung  der  Begräbnisplätze  der 
Angehörigen  des  anderen  Teiles  usw.  Derartige  Bestimmungen 
werden  jetzt    nur   in  die  Verträge  mit  denjenigen  Staaten  aufge- 

.1:1.    1909,  S.  410  ff. 
2)  Art.  8. 
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nommen,  in  denen  die  erwähnten  Grundsätze  noch  nicht  zur 
vollen  Geltung  gelangt  sind.  Die  privatrechtlichen  Pflichten 
gegenüber  Ausländern  auf  Grund  irgendwelcher  tatumständlicher 
Voraussetzungen,  an  die  die  staatliche  Rechtsordnung  Pflichten 
knüpft,  sind  regelmäßig  die  gleichen ,  wie  sie  durch  analoge 
Tatumstände  gegenüber  Inländern  entstehen.  Das  Prinzip  der 
Gleichstellung  des  Ausländers  mit  dem  Inländer  in  bezug  auf 
rechtsgeschäftliche  Verpflichtungen,  die  ihm  gegenüber 
eingegangen  werden,  wird  durch  §  5  Abs.  1  der  Konkursordnung 
ausdrücklich  festgestellt. 

Der  Grundsatz,  daß  dem  Ausländer  gegenüber  dieselben 
allgemein  geltenden  Pflichten  zu  erfüllen  sind  wie  dem  Inländer 
gegenüber,  ist  ein  Zeichen  eines  gewaltigen  Fortschritts  in  der 
Entwickelung  der  Rechtsstellung  des  Ausländers,  der  in  den 
ältesten  Zeiten  oft  gänzlich  rechtlos  war. 

§  3.     Die  Freiheit   der   sich  im  Staat  aufhaltenden  Ausländer 
von  besonders  gearteten  Rechtspflichten. 

Außer  der  territorialen  Begrenzung  des  Wirkens  der  staat- 
lichen Autorität  liegt  eine  besondere  Rücksichtnahme  auf  fremde 
Staatsautoritäten  darin,  daß  sie  ihre  rechtliche  Herrschaft  über 
fremde  Staatsangehörige,  selbst  wenn  sie  sich  in  ihrem  Gebiete 
aufhalten,  nicht  in  dem  gleichen  Umfange  erstreckt  wie  über  die 
Personen,  die  auf  Grund  bestimmter  Tatumstände  als  ihre  eigenen 
Staatsangehörigen  gelten.  Hierzu  gehört  vor  allem,  daß  sie  nicht 
Leistungen  von  ihnen  begehrt,  die  als  spezifisch  vaterländische 
angesehen  werden.  In  den  Staatsverträgen  wird  häufig  vereinbart, 
daß  die  Angehörigen  eines  Staates,  nachdem  sie  sich  in  das 
Gebiet  des  anderen  begeben  haben,  um  daselbst  zu  leben,  dort 
als  Angehörige  jenes  Ursprungsstaates  angesehen  werden,  wenn 
sie  sich  nach  dessen  Bestimmungen  dessen  Nationalität  bewahrt 
haben.  Das  Gleiche  gilt  von  ehelichen  Kindern  solcher  Aus- 
wanderer. Solche  Personen  sind  also  z.  B.  von  der  Militärdienst- 
pflicht im  Aufenthaltsstaate  befreit *). 

1)  Sobald  jedoch  die  Söhne  nach  den.  vaterländischen  Gesetzen  die  Groß- 
jährigkeit erlangt  haben,  müssen  sie  durch  Urkunden,  die  seitens  der  im  Lande 
beglaubigten  diplomatischen  Agenten  legalisiert  worden  sind,  nachweisen,  daß  sie 
ihre  nationalen  Militärdienstpflichten  erfüllt  haben  oder  zu  erfüllen  im  Begriffe 
stehen.  Kommen  sie  dieser  Bestimmung  innerhalb  einer  gewissen  auf  den  Eintritt 
der  Großjährigkeit  folgenden  Frist  nicht  nach,  so  können  sie  als  Bürger  des  Lan- 
des ihrer  Geburt  angesehen  werden  und  demgemäß  ev.  dort  zum  Militärdienst 
herangezogen  werden. 
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Nach  der  Wehrordnung  sind  nur  Deutsche  und  bestimmte 
frühere  Reichsangehörige  wehrpflichtig.  Angehörige  fremder 
Staaten  können  allerdings  mit  Genehmigung  des  Kontingentsherrn 
bez.  des  Kaisers  auf  ihr  Ersuchen  in  das  Heer  bez.  in  die  Marine 
eingestellt  werden  1).  Ausländer  sollen  regelmäßig  auch  von  sach- 
lichen Kriegsleistungen  frei  sein. 

Zu  besonderen  Leistungen  im  Interesse  des  Staates,  beson- 
ders zu  Steuern,  werden  die  Ausländer  nur  insoweit  herange- 
zogen, als  sie  im  Inlande  Gegenstände  nutzen,  die  einen  Ertrag 
abwerfen,  oder  als  sie  sich  im  Inlande  aufhalten.  Der  von  den 
preußischen  Gemeinden  erhobenen  Steuer  vom  Grundbesitz  unter- 
liegen die  in  ihnen  belegenen  bebauten  und  unbebauten  Grund- 
stücke, der  Gewerbesteuer  die  im  Inlande  betriebenen  Gewerbe, 
gleichviel,  ob  der  die  Erträge  ziehende  Reichsangehöriger  oder 
Ausländer  ist.  Einkommensteuerpflichtig  sind  nach  preußischem 
Recht  Ausländer,  soweit  sie  in  Preußen  einen  Wohnsitz  haben 
oder  sich  des  Erwerbs  wegen  oder  länger  als  ein  Jahr  aufhalten, 
ferner  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Wohnsitz  oder  Aufenthalt,  soweit 
sie  ein  Einkommen  aus  in  Preußen  belegenen  Grundstücken, 
Gewerbe-  und  Handelsanlagen  oder  aus  Gehältern  und  Pensionen 
aus  preußischen  Kassen  beziehen. 

Die  grundsätzliche  Besetzung  der  Staatsämter  mit  Staats- 
angehörigen schließt  die  Uebertragung  von  Staatsämtern  an 
Staatsfremde  auch  dann  aus,  wenn  diese  sich  freiwillig  zur  Ueber- 
nahme  des  Amtes  bereit  erklären.  Da  die  Uebertragung  eines 
Amtes,  die  im  Falle  freiwilligen  Erbietens  des  zukünftigen  Amts- 
trägers erfolgt,  wegen  der  Vorteile,  die  sie  gewährt,  als  beneficium 
gilt,  so  kommt  das  Moment  der  Rücksichtnahme  auf  fremde 
Staatsautoritäten  nur  in  denjenigen  Bestimmungen  zum  Ausdruck, 
die  die  Uebertragung  lediglich  oneroser  (z.  B.  unentgeltlich  zu 
führender)  Aemter  an  Ausländer  verbieten. 

S  4.     Die   durch    das  staatliche    Recht    gebotene    Anwendung 
ausländischen  Rechts  in  bestimmten  Fällen. 

Eine  besondere  Art  der  Rücksichtnahme  auf  fremdstaatliche 
Interessen,,  die  in  bestimmten  Fällen  gegeben  sind,  liegt  darin, 
daß  der  Staat  mitunter  die  Anwendung  fremdstaatlichen  Rechtes 
anordnet,  besonders  soweit  er  Rechtspflichthandlungen  der  fremden 
Staatsangehörigen    begehrt,    in    bestimmter   Hinsicht    aber    auch, 

1)  §  214  der  Wehrordnung. 
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soweit  Rechtspflichten  anderer  Personen  in  Frage  kommen.  Diese 
Anordnung  hat  die  Wirkung,  daß  die  Tatumstände,  aus  denen 
sich  Rechtspflichten  nach  dem  Recht  des  fremden  Staates  er- 
geben, nunmehr  die  gleichen  Rechtspflichten  nach  dem  Recht 
des  Staates  selbst  auslösen,  und  daß  die  Erfüllung  bez.  Nicht- 
erfüllung dieser  Rechtspflichten  auch  nach  eigenem  staatlichem 
Recht  als  Rechtspflichterfüllung  bez.  -Vernachlässigung  gilt  und 
daher  die  entsprechenden  Rechtsfolgen  zeitigt.  Wie  weit  hinsicht- 
lich dieser  Rechtsfolgen  das  ursprüngliche  eigene  staatliche  Recht 
oder  das  ausländische  Recht  anzuwenden  ist,  ist  wegen  der  un- 
genauen Formulierung  der  betreffenden  Rechtsnormen  zum  Teil 
zweifelhaft. 

Diejenigen  Normen,  welche  im  öffentlichen  wie  im  privaten 
Recht  die  Anwendung  inländischen  oder  ausländischen  Rechts 
durch  Staatsorgane  als  Amtspflichten  bez.  als  allgemein  geltende 
Pflichten  normieren,  werden  als  Kollisionsnormen  bezeichnet. 
Durch  diesen  aus  der  früheren  Lehre  von  der  Statutenkollision 
entnommenen  Ausdruck  wird  erkennbar,  daß  man  diese  Normen 
deshalb  gesetzt  hat,  weil  aus  irgendeinem  Grunde  in  bestimmten 
Fällen  Zweifel  darüber  bestanden,  ob  inländisches  oder  aus- 
ländisches Recht  anzuwenden  sei.  Zur  Vermeidung  von  Kolli- 
sionen mit  fremden  Normen  sind  diese  Kollisionsnormen  erlassen. 
Sie  werden  wiederum  in  vollkommene  oder  zweiseitige  und  un- 
vollkommene oder  einseitige  eingeteilt.  Jene  bestimmen  für  be- 
stimmte Tatbestände ,  in  welchen  Unterfällen  inländisches ,  in 
welchen  anderen  Unterfällen  ausländisches  Recht  anzuwenden 
sei,  diese  schreiben  die  Anwendung  ausländischen  Rechts  nicht 
vor  oder  schließen  sie  ausdrücklich  aus.  Diese  Unterscheidung, 
wie  auch  einige  andere  speziellere  Differenzierungen  innerhalb 
dieser  Haupteinteilung,  empfehlen  sich  nicht,  wenn  man,  welche 
Auffassung  auch  vielfach  vertreten  wird,  das  ausländische  Recht, 
das  nach  einer  inländischen  Rechtsnorm  in  bestimmten  Fällen 
anzuwenden  ist,  als  Bestandteil  dieser  inländischen  Rechtsnorm 
auffaßt.  Damit  fällt  der  grundlegende  Unterschied  zwischen  dem 
inländischen  Recht  und  dem  ausländischen  Recht,  soweit  es  nach 
ihm  anzuwenden  ist,  fort.  Jene  Annahme  ist  aber  berechtigt, 
weil  diese  ausländischen  Normen,  sofern  ihre  Befolgung  durch 
die  inländische  Staatsautorität  geboten  wird,  dadurch  deren  Be- 
fehle werden,  und  weil  der  Umstand,  daß  sie  inhaltlich  mit  den 
von  einer  ausländischen  Autorität  erlassenen  Normen  überein- 
stimmen, juristisch  nicht  von  Bedeutung  ist. 
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Wenn  ferner  einem  Inländer  die  Befolgung  inländischen 
Rechts  in  bestimmten  Fällen  ausdrücklich  geboten  wird,  so  liegt 
darin  keine  Besonderheit  gegenüber  sonstigen  Rechtsnormen  des 
inländischen  Rechts. 

Dieser  Auffassung  widerspricht  nicht  eine  Bestimmung  des 
Inhalts1),  daß  eine  Beweisaufnahme  über  die  Existenz  aus- 
ländischen Rechtes  zulässig  ist,  auf  das  sich  jemand  im  Zivil- 
prozeß beruft,  denn  wenn  auch  im  allgemeinen  nur  über  das  Bestehen 
von  Tatsachen,  nicht  von  Rechtsnormen,  Beweise  erhoben  werden 
dürfen,  so  liegt  hier  eben  ein  theoretisch  durchaus  denkbarer 
Ausnahmefall  vor.  Es  wäre  möglich,  daß  eine  Beweisaufnahme 
auch  über  sonstige,  für  den  Richter  nicht  ohne  weiteres  erkennbare 
Normen  des  innerstaatlichen  Rechts  für  zulässig  erklärt  würde. 
Die  nach  einer  deutschen  Norm  anzuwendenden  ausländischen 
Normen  müssen  als  Bestandteile  jener  deutschen  Norm  angesehen 
werden,  da  die  Autorität,  die  diese  deutsche  Norm  erlassen  hat, 
damit  eben  den  Willen  kundgetan  hat,  daß  das  zu  tun  sei,  was 
die  betreffenden  ausländischen  Normen  anordnen.  Diese  um- 
schreiben also  nur  den  Inhalt  der  inländischen  Norm. 

Doch  sind  die  Gerichte  bei  Ermittelung  des  in  einem  anderen 
Staate  geltenden  Rechts  auf  die  von  den  Parteien  beigebrachten 
Nachweise  nicht  beschränkt;  sie  sind  befugt,  auch  andere  Er- 
kenntnisquellen zu  benutzen  und  zum  Zwecke  einer  solchen  Be- 
nutzung das  Erforderliche  anzuordnen  2). 

In  der  deutschen  Rechtspraxis  wird  in  einem  Spezialfälle  so 
verfahren,  als  ob  die  ausländischen  Normen,  die  nach  deutschem 
Recht  befolgt  werden  müssen,  nicht  als  Bestandteile  der  deut- 
schen Norm  anzusehen  sind.  Die  Revision  ist  gemäß  §  549  ZPO. 
zulässig,  wenn  die  angefochtene  Entscheidung  auf  der  Verletzung 
eines  Gesetzes  beruht.  Als  eine  solche  Verletzung  wird  es  nun 
aber  nicht  angesehen,  wenn  einzelne  Vorschriften  des  im  Einzel- 
falle anzuwendenden  ausländischen  Rechts  nicht  oder  nicht  richtig 
befolgt  worden  sind ;  als  eine  Verletzung  inländischen  Rechts 
gilt  vielmehr  nur  die  irrige  Anwendung  des  Rechts  eines  Staates 
überhaupt,  dessen  Anwendung  das  deutsche  Recht  nicht  an- 
ordnet bzw.  die  irrige  Nichtanwendung  des  ausländischen  Rechts 
Oberhaupt,  dessen  Anwendung  angeordnet  ist.  Diese  Auslegung 
der  Spezialvorschrift    des  §  549  ZPO.  ändert   aber  nichts  an  der 

1 1  VgL  §  293  ZPO. 
2)  §  293  s.  2  Zl'O. 
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Tatsache,  daß  das  Recht,  wenn  es  überhaupt  die  Anwendung 
ausländischen  Rechts  gebietet,  die  zutreffende  Anwendung 
dieses  Rechts  oder  von  Teilen  desselben  verlangt,  daß  also  die 
zutreffenden  ausländischen  Vorschriften,  die  nach  einer  deutschen 
Norm  anzuwenden  sind,  durch  diese  Anordnung  verbindliche 
Normen  für  den  Gehorsamspflichtigen,  also  nichts  als  Bestand- 
teile dieser  allgemeinen  deutschen  Norm  sind.  Jene  Vorschrift 
beschränkt  nur  für  einen  Spezialfall  die  aus  der  falschen  An- 
wendung von  Recht  sich  im  allgemeinen  ergebenden  Rechts- 
wirkungen. 

Die  Grundsätze,  nach  denen  es  durch  das  staatliche  Recht 
bestimmt  wird,  ob  beim  Gegebensein  der  erwähnten  Tatumstände 
inländisches  oder  ausländisches  Recht  anzuwenden  sei,  haben  sich 
dadurch  ausgebildet,  daß  die  Staaten,  ohne  sich  entsprechend 
dazu  durch  Vereinbarungen  zu  binden,  parallele  Bestimmungen 
erlassen  haben,  durch  welche  Kollisionen  zwischen  ihren  Rechts- 
ordnungen vermieden  werden  sollen. 

Die  Wissenschaft  ist  bei  der  Erforschung  dieser  Grundsätze 
von  dem  Begriffe  des  subjektiven  Rechtes,  der  Berechtigung,  aus- 
gegangen und  hat  die  Grundsätze  zu  erforschen  gesucht,  nach 
denen  diejenige  staatliche  Rechtsordnung  bestimmt  wird,  nach 
welcher  beim  Gegebensein  der  Anknüpfungsmomente  subjektive 
Rechte  zu  verleihen  oder  zu  entziehen  sind.  Die  Rechte  auf  be- 
stimmte Handlungen  einer  Person  werden  in  der  Regel  bestimmt 
durch  die  »Personalstatuten«  der  verpflichteten  Person,  d.  h.  durch 
das  Recht  des  Staates,  dem  sie  angehört ;  sofern  aber  diese  Ver- 
pflichtung eine  bestimmte  körperliche  bewegliche  oder  unbeweg- 
liche Sache  zum  Gegenstande  hat,  ist  im  allgemeinen  das  Sach- 
statut, d.  h.  die  Rechtsordnung  des  Staats  maßgebend,  in  dessen 
Gebiete  sich  die  Sache  befindet.  Besonderheiten  sind  in  analogen 
Fällen  noch  für  die  Rechtspflichten  in  bezug  auf  ein  Vermögen 
ausgebildet  (Vermögensstatut).  Eine  weitere  Ausnahme  vom  Per- 
sonalstatut wird  dadurch  geschaffen,  daß  sich  die  subjektiven 
Rechte,  die  aus  einer  unerlaubten  Handlung  für  die  Geschädigten 
entstehen,  nach  dem  Rechte  des  Staates  richten,  in  dem  die  un- 
erlaubte Handlung  begangen  ist  (Deliktsstatut).  Für  bestimmte 
Verpflichtungen  entscheiden  endlich  die  Gebietsstatuten,  d.  h.  das 
Recht  des  Staates,  für  dessen  Gebiet  das  Recht  (z.  B.  ein  Ur- 
heberrecht) in  Anspruch  genommen  wird.  Der  im  früheren  staat- 
lichen Recht  oft  verwirklichte  Grundsatz,   wonach    die  Verpflich- 
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tung  einer  bestimmten  Person  sich  nach  den  Gesetzen  des  Staates 
richte,  in  dessen  Gebiete  sie  zu  erfüllen  sei,  ist  für  das  deutsche 
Recht  als  beseitigt  zu  betrachten. 

Diese  erwähnten  Grundsätze  sind  freilich  in  der  Praxis  von 
vielen  Ausnahmen  durchbrochen.  Sie  haben  sich  noch  nicht  zu 
Völkerrechtssätzen  ausgebildet,  denen  die  Staaten  durch  ihre 
Rechtssetzungsakte  auf  dem  betreffenden  Gebiete  zu  entsprechen 
haben.  Sie  sind  vielmehr  nur  Ergebnisse  einer  rechtsvergleichen- 
den Betrachtung  der  Rechtsordnungen  der  verschiedenen  Staaten, 
werden  freilich  mitunter  auch  auf  Grund  von  besonderen  Ver- 
trägen verwirklicht,  durch  die  sich  die  Staaten  gegenseitig  zum 
Erlasse  entsprechender  Rechtnormen  verpflichtet  haben.  Insofern 
sind  sie  auch  Völker  rechtliche  Grundsätze.  Nicht  die  An- 
gehörigen aller  fremder  Staaten  werden  durch  das  inländische 
Recht  in  bezug  auf  ihre  subjektiven  Rechte  gleich  behandelt. 
Das  ist  eine  Folge  des  Prinzips  der  Gegenseitigkeit,  das  unter 
Staaten  von  gleicher  Stellung  für  dieses  Gebiet  der  Gesetzgebung 
maßgebend  zu  sein  pflegt.  Häufig  wird  die  Gegenseitigkeitsvor- 
aussetzung ausdrücklich  in  die  betreffenden  Rechtsnormen  auf- 
genommen. In  anderen  Fällen  werden  die  Angehörigen  bestimmter 
Staaten,  denen  eine  in  irgendeiner  Richtung  bevorzugte  Stellung 
eingeräumt  wird,  ausdrücklich  aufgeführt 1).  Die  besonderen  Tat- 
umstände, welche  nach  diesen  Grundsätzen  die  Anwendung  aus- 
ländischen Rechts  ergeben,  werden  als  Anknüpfungsmomente  be- 
zeichnet. Diese  Bezeichnung  enthält  einen  ersten  Ansatz  zu  einer 
Systematisierung  des  Rechts  nach  den  rechtserheblichen  Tat- 
umständen. 

Was  das  Anknüpfungsmoment  der  örtlichen  Bestimmung 
eines  Vorganges  nach  dem  Staatsgebiete  betrifft,  so  spielte  im 
früheren  staatlichen  Recht  der  Wohnsitz  eines  Beteiligten  eine 
entscheidende  Rolle.  Im  Recht  der  modernen  Staaten  ist  die 
Staatsangehörigkeit  von  größerer  rechtlicher  Bedeutung.  Die  er- 
wähnten Grundsätze   sind   bei   der  Rechtssetzung   durch   die  ver- 


i)  So  ist  in  Ausführung  von  Abs.  I  der  Tarifstelle  des  preußischen  Stempcl- 
steuergesetzes  bestimmt,  daß  den  Angehörigen  der  Staaten:  Dänemark,  Griechen- 
land, Italien,  Luxemburg,  Oesterreich-Ungarn,  Rußland,  Schweden,  der  Schweiz, 
Serbien,  der  Türkei,  Argentinien,  Chile,  Japan,  Mexiko  und  Paraguay  ein  Jagd- 
schein unter  Krmäßigung  des  Stempelstcuersatzes  bis  zu  dem  für  Inlitndcr  geltenden 
Satze  gewährt  werden  kann  (vgl.  Nachtrag  zur  Anweisung  v.  29.  Juli  1907  zur 
Ausführung  der  Jagdordnung,  ürotefend  1912,  S.  373). 
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schiedenen  Staaten  nicht  immer  so  vollkommen  durchgeführt,  daß 
Kollisionen  der  verschiedenen  Rechtsordnungen  stets  vermieden 
werden.  Nach  bestehendem  staatlichem  Recht  kann  oft  der  Fall  ein- 
treten, daß  die  Normen  zweier  verschiedener  Staaten  für  denselben 
Individuallfall  denselben  Personen  verschiedene  Pflichten  auferlegen. 
Im  Gegensatze  zu  denjenigen  Tatumständen,  welche  nach  dem 
Recht  mehrerer  Staaten  verschiedenartige  Rechtsfolgen  auslösen, 
weil  jeder  Staat  sich  die  Regelung  der  Angelegenheit  vindiziert, 
stehen  diejenigen,  welche  für  das  staatliche  Recht  überhaupt  un- 
erheblich sind,  weil  jeder  Staat  die  Regelung  einer  anderen  staat- 
lichen Autorität  überläßt.  Zu  den  Rechtslücken,  die  auf  Grund 
dieser  Tatsache  ev.  fühlbar  werden,  kommen  aber  noch  die- 
jenigen, bei  welchen  ein  Staat  zwar  gewisse  Tatumstände  durch 
Rechtsnormen  regelt,  bei  welchen  aber  ein  anderer  Staat,  der 
den  maßgebenden  Einfluß  auf  die  Regelung  des  Tatumstandes 
ausüben  kann  (weil  z.  B.  Handlungen  seiner  in  seinem  Gebiete 
aufhaltenden  Staatsangehörigen  in  Frage  kommen),  eine  parallele 
rechtliche  Regelung  unterläßt. 

So  ist  die  Regelung  aller  personenrechtlicher  Beziehungen 
zwischen  Eltern  und  Kindern,  Ehegatten,  dem  unehelichen  Kinde 
und  seiner  Mutter,  sowie  seinem  Vater  durch  das  EBGB.,  weil 
keine  systematische,  auch  keine  lückenlose.  Art.  18  EBGB.  be- 
stimmt z.  B. :  »Das  Rechtsverhältnis  zwischen  den  Eltern  und 
einem  ehelichen  Kinde  wird  nach  den  deutschen  Gesetzen  be- 
urteilt, wenn  der  Vater  und,  falls  der  Vater  gestorben  ist,  die 
Mutter  die  Reichsangehörigkeit  besitzt.  Das  Gleiche  gilt,  wenn 
die  Reichsangehörigkeit  des  Vaters  oder  der  Mutter  erloschen, 
die  Reichsangehörigkeit  des  Kindes  aber  bestehen  geblieben  ist.« 
Der  Fall,  daß  der  Vater  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  lebte 
und  Ausländer  war,  wird  hierdurch  nicht  geregelt.  Hier  nützt  es 
der  Ehefrau  und  den  Kindern  ev.  nichts,  wenn  der  Staat,  dem 
der  Ehemann  angehört,  diesem  durch  seine  Rechtsordnung  gegen- 
über jenen  Personen  gewisse  Rechtspflichten  auferlegt,  wenn  der 
Staat,  in  dem  sich  der  Ehemann  aufhält,  die  entsprechenden 
Rechtsgebote  nicht  zu  den  seinigen  macht  und  ev.  Zwangsmaß- 
nahmen trifft.  Für  solche  und  ähnliche  Fälle  hat  man  in  der 
Praxis  allgemeine  Grundsätze  anerkannt,  die  aber  nicht  unbestritten 
sind  und  auch  noch  nicht  ein  durch  die  Praxis  geschaffenes  Recht, 
d.  h.  kundgegebener  und  respektierter  Wille  einer  menschlichen 
Autorität    für    die   Willensbetätigungen    einer    Gemeinschaft,    ge- 
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worden  sind.  Für  den  erwähnten  und  ähnliche  Fälle  hält  man 
z.  B.  auch  nach  dem  Recht  des  Aufenthaltsstaats  das  Recht  des 
Staates  für  anwendbar,  dem  der  Ehemann  der  Mutter  zur  Zeit  der 
Geburt  des  Kindes  angehört;  sollte  er  bei  der  Geburt  des  Kindes 
schon  verstorben  sein,  so  sei  das  Recht  anzuwenden,  dem  er  bei 
seinem  Tode  angehört  habe 1). 

Eine  weitere  analoge  Anwendung  von  Rechtsnormen  auf  Tat- 
bestände, für  die  sie  ursprünglich  nicht  bestimmt  sind,  findet  im 
Hinblick  auf  die  unvollständig  zweiseitigen  Kollisionsnormen  statt, 
welche  für  bestimmte  Fälle  zwar  die  Anwendung  inländischen 
oder  ausländischen  Rechts  vorschreiben,  aber  nur  im  Falle  einer 
bestimmten  Beziehung  der  Verpflichtung  zum  Inlande.  Diese 
Normen  werden  in  Fällen  analog  angewendet,  in  denen  diese 
Beziehung  nicht  oder  nicht  in  derselben  Weise  vorhanden  ist  wie 
in  den  von  der  Rechtsnorm  vorausgesetzten  Tatbeständen.  Je- 
doch auch  die  einseitigen  Kollisionsnormen  werden  analog  an- 
gewendet. Bezüglich  der  zweiseitigen  Kollisionsnormen  wird  an- 
genommen, daß  sie  auch  in  einem  Staate  gelten,  der  sie  nicht 
erlassen  hat,  sofern  die  Staaten,  die  nach  den  üblichen  An- 
knüpfungsmomenten  in  Frage  kommen,  übereinstimmend  die  An- 
wendung eines  bestimmten  Rechts  vorschreiben.  Hierzu  ist  zu 
bemerken:  Rechtspflichten  können  nur  dadurch  entstehen,  daß 
eine  menschliche  Autorität  sie  normiert;  Pflichten  von  Staats 
wegen  können  nur  durch  Normierung  seitens  der  entspreche n- 
d  e  n  staatlichen  Autorität  entstehen,  die  dabei  auch  geltende 
Normen  einer  anderen  Autorität  zum  Inhalt  ihrer  Anordnungen 
machen  kann.  Rechtsnormen,  die  eine  andere  Autorität  normiert, 
und  die  kraft  dieser  Normierung  gelten,  schaffen  niemals  Rechts- 
pflichten, die  dem  Rechtskreise  jener  ersten  staatlichen  Autorität 
angehören.  Die  analoge  Anwendung  der  erwähnten  Grundsätze 
wird  allerdings  voraussichtlich  vielfach  zur  Entstehung  von  Normen 
führen,    da  die   Befolgung  der  erwähnten  oder  ähnlicher  Grund- 

,  besonders  durch  die  staatlichen  Organe,  allmählich  den 
Willen   der  staatlichen  Autorität  zum  unzweideutigen  Ausdrucke 

cn  wird,  daß  diese  Grundsätze  als  Normen  zu  befolgen  seien. 
Weitere  Grundsätze  der  Rechtspraxis,  die  noch  nicht  den  Charakter 
\<>n  Rechtsnormen  zeigen,  sind  nach  deutschem  Recht  folgende: 
Ist  die  Anwendung    fremden  Rechts   nach  Maßgabe   des  Art.  39 

B.,  also  wegen  Verstoßes    gegen   die  guten  Sitten  oder  den 

7)  V^l.  Staudwgtrt  Kommentar  zum  BGB.,  6.  Band,  7./8.  Aufl.  19 14,  S.  95. 
Zeitschrift  (ür  die  gct.  Staattwitsensch.  1921.     i'a.  2 
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Zweck  eines  deutschen  Gesetzes,  ausgeschlossen,  so  ist  deutsches 
Recht  anzuwenden.  Bestimmen  sich  die  Rechtspflichten  eines 
Ausländers  auf  Grund  des  deutschen  Rechts  (z.  B.  in  den  Fällen 
der  Art.  7,  13,  15  Abs.  2,  17  Abs.  1,  2,  4,  21,  24  Abs.  3,  25 
S.  1,  29  EBGB.)  nach  dem  Rechte  des  Staates,  dem  er  angehört, 
so  soll  folgendes  gelten :  Besitzt  jemand  mehrere  fremde  Staats- 
angehörigkeiten, die  nacheinander  erworben  wurden,  so  ist  die 
Staatsangehörigkeit  maßgebend,  welche  zuletzt  erworben  wurde. 
Sind  die  mehreren  Staatsangehörigkeitsverhältnisse  gleichzeitig 
entstanden,  so  ist,  wenn  in  einem  der  verschiedenen  Staaten  ein 
Wohnsitz  begründet  ist,  das  Recht  dieses  Staates  maßgebend. 
Liegt  ein  Wohnsitz  in  einem  dieser  Staaten  nicht  vor,  dagegen 
ein  Aufenthaltsort,  so  ist  das  Recht  dieses  Staates  maßgebend. 
Ist  wegen  Mangels  einer  Staatsangehörigkeit  für  die  Beurteilung 
der  Rechtsverhältnisse  einer  Person  das  Recht  des  Staates  maß- 
gebend, in  dem  sie  ihren  Wohnsitz  hat  (Art.  29  EBGB.),  und  hat 
die  Person  sowohl  einen  inländischen  als  auch  einen  ausländischen 
Wohnsitz,  so  soll  das  inländische  Recht  zur  Anwendung  kommen. 
Sind  mehrere  ausländische  Wohnsitze  vorhanden,  so  soll  bei  gleich- 
zeitiger Erwerbung  der  Wohnsitze  derjenige  das  anzuwendende 
Recht  bestimmen,  mit  dem  zugleich  ein  Aufenthaltsort  verbunden 
ist;  für  den  Fall,  daß  in  keinem  der  betreffenden  Staaten  ein 
Aufenthaltsort  gegeben  ist,  gehen  die  Meinungen  auseinander. 
Bezüglich  der  analogen  Anwendung  von  Rechtsnormen  in  dem 
Teile  des  staatlichen  Rechts,  in  welchem  besondere  Rücksichten 
auf  fremde  staatliche  Autoritäten  genommen  werden,  deduziert 
Neumann  folgendermaßen:  »Durch  die  Aufstellung  von  Kollisions- 
normen für  gewisse  Tatbestände  bringt  der  deutsche  Gesetzgeber 
zum  Ausdruck,  daß  er  sich  für  zuständig  erachtet,  die  Kollisions- 
normen für  die  betreffenden  Tatbestände  mit  verbindlicher  Kraft 
für  seine  Gerichte  zu  erlassen.  Da  aber  der  deutsche  Gesetzgeber 
schlechterdings  für  sich  eine  größere  Gesetzgebungsgewalt  nicht 
in  Anspruch  nehmen  kann  und  will,  als  er  sie  jedem  anderen 
Gesetzgeber  auch  zuerkennt,  so  ist  daraus  der  Schluß  zu  ziehen, 
daß,  wenn  bei  einem  Tatbestande  diejenigen  Beziehungen,  von 
denen  der  deutsche  Gesetzgeber  seine  Zuständigkeit  zur  Aufstel- 
lung von  Kollisionsnormen  ableitet,  nicht  vorliegen,  er  für  die  Auf- 
stellung solcher  Normen  denjenigen  für  zuständig  erachtet,  für 
dessen  Staat   diese  Beziehungen  vorliegen«  1).     Darnach   soll    bei 

1)   Internationales  Privatrecht,    Gruchots  Beiträge    zur  Erläuterung  des  deut- 
schen Rechts.  Bd.  46,  S.  73. 
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der  Beurteilung  eines  Rechtsverhältnisses,  auf  welches  nach  den 
Normen  des  deutschen  Rechtes  deutsche  Gesetze  nicht  zuständig 
sind,  das  maßgebende  Recht  aus  anderen  Gesetzgebungen  ent- 
nommen werden1). 

Diese  Schlüsse  sind  aber  nicht  zulässig.  Zunächst  gibt  der 
Gesetzgeber  dadurch,  daß  er  eine  bestimmte  Norm  setzt,  keines- 
wegs zu  erkennen,  daß  er  sich  für  unzuständig  erachtet,  einen 
verwandten  Fall  zu  regeln.  Rechtsschranken  bestehen  für  den 
Staat  im  Hinblick  auf  fremde  staatliche  Autoritäten  nur  insoweit, 
als  seine  Organe  bei  der  Rechtssetzung  innerhalb  ihrer  Zuständig- 
keit nach  staatlichem  Recht  bleiben  müssen,  und  als  der  Staat 
auf  Grund  einer  überstaatlichen  Rechtsordnung,  z.  B.  des  Völker- 
rechts, gebunden  ist,  gewisse  Rücksichten  auf  fremde  staatliche 
Autoritäten  zu  nehmen.  Das  deutsche  Recht  —  und  das  Recht 
der  übrigen  Staaten  —  ist  aber  in  dieser  Beziehung  keineswegs 
bis  an  die  Grenzen  des  Erlaubten  gegangen.  Es  kann  seine 
Normen  auch  unter  Berücksichtigung  dieser  Pflichten  weiter  aus- 
dehnen. Es  will  daher  keineswegs  ohne  weiteres,  daß  in  den 
nicht  geregelten  Materien  irgendwelches  ausländische  Recht  Platz 
greife.  Der  Begriff  der  Anwendung  des  ausländischen  Rechts, 
die  für  besondere  Arten  von  Fällen  vorgeschrieben  ist,  ist  ein 
schwankender.  Im  allgemeinen  ist  darunter  nicht  nur  zu  verstehen, 
daß  Privatpersonen  bei  Tatumständen,  die  nach  inländischem 
Recht  Rechtswirkungen  auslösen,  darnach  zu  verfahren  haben, 
sondern  auch,  daß  die  Staatsorgane  in  analoger  Weise,  wie  die 
Organe  des  fremden  Staates  auf  Grund  bestimmter  Tatumstände 
tätig  werden  würden,  zu  verfahren  haben.  Hinsichtlich  des  von 
den  Staatsorganen  zu  beobachtenden  Verfahrens  bei  der  Herbei- 
führung eines  Erfolges,  dessen  Inhalt  nach  ausländischem  Recht 
bestimmt  werden  soll,  pflegen  allerdings  nur  ursprüngliche  ein- 
heimische Rechtsnormen  zur  Anwendung  zu  kommen. 

Für  den  Geltungsbereich  des  bürgerlichen  Rechts  Deutsch- 
lands ist  die  Anwendung  eines  ausländischen  Gesetzes  generell 
ausgeschlossen,  wenn  die  Anwendung  gegen  die  guten  Sitten  oder 
gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verstoßen  würde. 
Auch  kann  unter  Zustimmung  des  Bundesrats   durch  Anordnung 

Reichskanzlers  bestimmt  werden,  daß  gegen  einen  ausländi- 
schen Staat,  sowie  dessen  Angehörige  und  ihre  Rechtsnachfolger, 
«in  Vergdtungsrecht  zur  Anwendung  gebracht  werde  (Art.  30,  31 

i)  A.  a.  O.,  S.  95. 
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EBGB.).  Das  bürgerliche  Recht  im  herkömmlichen  Sinne  enthält 
nun  auch  (z.  B.  in  den  Vorschriften  für  den  Nachlaß-,  den  Vor- 
mundschaftsrichter) eine  Menge  von  Vorschriften  für  Staatsorgane. 
Es  werden  daher  durch  jene  erste  Bestimmung  auch  die  Staats- 
organe angewiesen,  die  entsprechenden  Normen  des  ausländischen 
Rechts  nicht  anzuwenden  (also  z.  B.  nicht  eine  zweite  Ehe  eines 
mohammedanischen  türkischen  Staatsangehörigen  beurkunden), 
auch  soweit  bestimmt  ist,  daß  sich  gewisse  Rechtsverhältnisse 
von  Staatsfremden  nach  ausländischem  Rechte  richten  sollen. 
Nicht  anwendbar  ist  z.  B.  das  ausländische  Eheschließungsrecht, 
wenn  es  dem  deutschen  Rechte  in  folgenden  Punkten  zuwider- 
läuft: i.  hinsichtlich  der  Notwendigkeit  der  Auflösung  einer  früheren 
Ehe,  2.  hinsichtlich  der  ehehindernden  Verwandtschafts-  und 
Schwägerschaftsgrade,  3.  hinsichtlich  des  Verbots  der  Ehe  zwi- 
schen den  an  einem  Ehebruche  Mitschuldigen.  Nach  deutschem 
Recht  ist  bei  einer  Anordnung  zur  Anwendung  ausländischen 
Rechts  dieses  Recht  auch  dann  anzuwenden,  wenn  das  ausländische 
Recht  auf  deutsches  Recht  zurückverweist;  es  ist  also  bis  auf 
diese  Rückverweisung  anzuwenden1). 

Der  Rückverweisung  des  ausländischen  Rechts  soll  jedoch 
stattgegeben  werden,  wenn  die  ausländischen  Gesetze  in  Beziehung 
auf  die  Geschäftsfähigkeit  einer  Person,  die  Eingehung  einer  Ehe 
einer  deutschen  mit  einer  staatsfremden  Person  oder  zwischen 
Ausländern  im  Inlande,  in  Beziehung  auf  das  eheliche  Güterrecht, 
sofern  der  Ehemann  nach  Eingehung  der  Ehe  die  Reichsange- 
hörigkeit erwirbt,  oder  bei  ausländischen  Ehegatten,  die  ihren 
Wohnsitz  im  Inlande  haben,  in  Beziehung  auf  die  Scheidung  einer 
Ehe  und  die  Beerbung  eines  Ausländers,  der  zur  Zeit  seines  Todes 
seinen  Wohnsitz  im  Inlande  hatte  2),  auf  das  deutsche  Recht  ver- 
weisen. 

Sind  in  den  Fällen,  in  denen  das  nach  deutschem  Recht  an- 
zuwendende ausländische  Recht  auf  das  deutsche  Recht  zurück- 
verweist, die  deutschen  Bestimmungen  nach  deutschem  Recht  an- 
zuwenden, so  kann  die  Frage  entstehen,  ob  diese  Bestimmung 
auch  dann  Platz  greift,  wenn  das  anzuwendende  ausländische 
Recht  zunächst  auf  ein  anderes  ausländisches  und  erst  dieses  auf 
das  deutsche  Recht  verweist.     Nach  dem  WTortlaut  und  Sinn  des 


1)  EBGB.  Art.  29. 

2)  EBGB.  Art.  27. 
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Art.  27  EBGB.  dürfte  diese  Frage  für  das  deutsche  Recht  zu  be- 
jahen sein. 

Die  sich  aus  Rechtszweckerklärungen  ergebenden  Rechtswir- 
kungen sind  ihrem  Begriffe  nach  in  hohem  Grade  von  den  mit 
der  Erklärung  verfolgten  Rechtszwecken  des  Erklärenden  ab- 
hängig. Auch  soweit  bei  solchen  Erklärungen  noch  ein  ein  fremdes 
Staatsinteresse  an  bestimmten  Rechtswirkungen  begründender 
Tatumstand  hinzukommt,  geht  man  davon  aus,  daß  der  Partei- 
wille, da  er  für  die  Entstehung  der  Pflichten  maßgebend  ist,  auch 
das  Recht  bestimmen  solle,  nach  dem  die  rechtsgeschäftlich  ent- 
standenen Pflichten  im  einzelnen  bestimmt  werden  sollen.  Es 
komme  vor  allem  auch  die  stillschweigende  Unterstellung 
eines  Schuldverhältnisses  unter  ein  bestimmtes  Recht  in  Betracht, 
z.  B.  ev.  die  Wahl  eines  bestimmten  Erfüllungsortes,  die  gleiche 
Nationalität  oder  Heimat  der  Parteien,  die  Anwendung  einer  be- 
stimmten Sprache  und  von  Klauseln,  wie  sie  im  Geschäfts- 
verkehr des  Landes,  dessen  Sprache  verwendet  wird,  üblich 
sind  usw. 

Für  den  Fall,  daß  eine  Parteiwillenserklärung  über  das  auf 
einen  Vertrag  anzuwendende  Recht  nicht  vorliegt,  der  Vertrag 
aber  im  Auslande  abgeschlossen  oder  zu  erfüllen  ist,  wird  nach 
deutschem  Recht,  das  in  dieser  Beziehung  keine  Regelung  ent- 
hält, nach  der  einen  Meinung  das  Recht  des  Erfüllungsortes, 
nach  der  anderen  das  (ev.  die  Anwendung  eines  fremden  Rechts 
gebietende)  Recht  des  Vertragsortes  für  maßgebend  gehalten. 
Die  wichtige  Frage  bedarf  unbedingt  einer  Kollisionen  ausschlie- 
ßenden gesetzlichen  Regelung  durch  das  Recht  aller  Staaten. 

Art.  11  EBGB.  bestimmt:  >Die  Form  eines  Rechtsgeschäfts 
bestimmt  sich  nach  den  Gesetzen,  welche  für  das  den  Gegen- 
stand des  Rechtsgeschäfts  bildende  Rechtsverhältnis  maßgebend 
sind.  Es  genügt  jedoch  die  Beobachtung  der  Gesetze  des  Ortes, 
an  dem  das  Rechtsgeschäft  vorgenommen  wird.  Diese  Vorschrift 
findet  aber  keine  Anwendung  auf  ein  Rechtsgeschäft,  durch  das 
ein  Recht  an  einer  Sache  begründet  oder  über  ein  solches  Recht 
Verfügt  wird.«  In  neueren  Spezialbestimmungen  wird  der  fremd- 
staatlichen  Autorität,  in  deren  Gebiete  rechtsgeschäftliche  Erklä- 
n  abgegeben  werden,  in  noch  höherem  Grade  dadurch  Rech- 
getragen, daß  die  Gesetze  des  Ortes,  in  dem  die  Erklärung 

^eben  ist,  grundsätzlich  für  ihre  Form  maßgebend  sein  sollen, 
daß    aber   die  Beobachtung    der    inländischen  Form    zur  Rechts- 
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Wirksamkeit  der  abgegebenen  Erklärung  genügen  soll,  wenn  die 
Verpflichtung  im  Inlande  erfüllt  werden  soll  oder  die  Grundlage 
für  weitere  im  Inland  abgegebene  rechtsgeschäftliche  Erklärungen 
bildet.  Im  Auslande  zu  erfüllende  rechtsgeschäftliche  Verpflich- 
tungen, die  in  bestimmter  Form  begründet  werden  müssen,  dürfen 
ev.  weiter  gehen  als  andere  Verpflichtungen  dieser  Art. 

Als  bezogene  bei  einem  Scheck  sollen  in  der  Regel  nur  be- 
zeichnet werden: 

i.  diejenigen  Anstalten  des  öffentlichen  Rechts,  diejenigen 
unter  staatlicher  Aufsicht  stehenden  Anstalten,  sowie  diejenigen 
in  das  Genossenschaftsregister  eingetragenen  Genossenschaften, 
welche  sich  nach  den  für  ihren  Geschäftsbetrieb  maßgebenden 
Bestimmungen  mit  der  Annahme  von  Geld  und  der  Leistung  von 
Zahlungen  für  fremde  Rechnung  befassen,  ferner  die  unter  amt- 
licher Aufsicht  stehenden  Sparkassen,  wenn  sie  die  nach  Landes- 
recht für  sie  geltenden  Aufsichtsbestimmungen  erfüllen,  2.  die 
in  das  Handelsregister  eingetragenen  Firmen,  welche  gewerbs- 
mäßig Bankiergeschäfte  betreiben.  Im  Auslande  zahlbare  Schecks 
dürfen  dagegen  auch  auf  solche  bezogene  lauten,  auf  die  nach 
dem  ausländischen  Recht  ein  Scheck  gezogen  werden  darf1). 

Bezüglich  anderer  Verpflichtungen  ist  bestimmt,  daß  sie  vom 
Ausländer  in  weiterem  Umfange  übernommen  werden  können  als 
vom  Inländer.  Niemand  darf  im  Reichsgebiet  als  SchifTsmann  in 
Dienst  treten,  bevor  er  sich  über  Namen,  Geburtsort  und  Alter 
vor  einem  Seemannsamt  ausgewiesen  und  von  demselben  ein 
Seefahrtsbuch  ausgefertigt  erhalten  hat.  Ist  der  SchifTsmann  ein 
Deutscher,  so  darf  er  vor  vollendetem  vierzehnten  Lebensjahre 
zur  Uebernahme  von  Schiffsdiensten  nicht  zugelassen  werden 2). 
Für  den  Ausländer  kann  also  schon  in  einem  früheren  Lebens- 
alter   die  Verpflichtung   zu  Schiffsdiensten   übernommen   werden. 

Die  Anwendung  ausländischen  Rechts  kann  ev.  die  Folge 
haben,  daß  Inländern  mit  Beziehung  auf  Ausländer  strengere 
Pflichten  obliegen,  als  sie  ihnen  obliegen  würden,  wenn  die  glei- 
chen Tatumstände  mit  Beziehung  auf  Inländer  eingetreten  wären. 

Ein  Ausländer,  der  zur  Zeit  seines  Todes  seinen  Wohnsitz 
im  Inlande  hatte,  wird  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beerbt, 
dem  er  zur  Zeit  seines  Todes  angehörte3).    Der  nach  diesen  Ge- 

i)  §§  2,  25  des  Reichsscheckgesetzes  v.   II.  3.   1908. 

2)  §  7  der  Seemannsordnung  v.  2.  Juni   1902. 

3)  Art.  25  EBGB. 
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setzen  Erbberechtigte  kann  also  nach  Maßgabe  dieser  Gesetze 
von  dem  Erbschaftsbesitzer  (Deutschen  oder  Ausländer)  von 
Nachlaßsachen,  sofern  dieser  Erbschaftsbesitzer  sich  im  Reichs- 
gebiete befindet,  die  Herausgabe  der  Nachlaßsachen  verlangen. 
Im  Interesse  von  Ausländern  werden  also  ev.  dem  deutschen 
Reichsangehörigen,  der  Erbschaftsbesitzer  ist,  weitergehende  Pflich- 
ten auferlegt  als  diejenigen  es  wären,  die  bestehen  würden,  wenn 
es  sich  um  einen  verstorbenen  Reichsangehörigen  handelte.  In 
diesem  Falle  könnte  der  Erbschaftsbesitzer  ev.  selbst  Erbe  sein 
und  daher  die  Herausgabe  an  denjenigen,  der  nur  nach  ausländi- 
schem Recht  Erbe  ist,  verweigern.  Voraussetzung  ist  allerdings 
volle  Reziprozität.  Denn:  ein  Deutscher  kann  jedoch  erbrechtliche 
Ansprüche  auch  dann  geltend  machen,  wenn  sie  nur  nach  den 
deutschen  Gesetzen  begründet  sind,  es  sei  denn,  daß  nach  dem 
Rechte  des  Staates,  dem  der  Erblasser  angehörte,  für  die  Be- 
erbung eines  Deutschen,  welcher  seinen  Wohnsitz  in  diesem 
Staate  hatte,  die  deutschen  Gesetze  ausschließlich  maßgebend 
sind1). 

Für  bestimmte  Fälle  werden  die  Verpflichtungen  zugunsten 
eines  Ausländers  auf  das  begrenzt,  was  nach  den  deutschen  Ge- 
setzen begehrt  werden  kann,  auch  wenn  das  ausländische  Recht 
maßgebend  ist.  So  ist  bestimmt:  Die  Unterhaltspflicht  des  Vaters 
gegenüber  dem  unehelichen  Kinde  und  seine  Verpflichtung,  der 
Mutter  die  Kosten  der  Schwangerschaft,  der  Entbindung  und  des 
Unterhalts  zu  ersetzen,  wird  nach  den  Gesetzen  des  Staates  be- 
urteilt, dem  die  Mutter  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  angehört ; 
es  können  jedoch  nicht  weitergehende  Ansprüche  geltend  ge- 
macht werden,  als  nach  den  deutschen  Gesetzen  begründet  sind. 
Ebenso  können  aus  einer  im  Auslande  begangenen  unerlaubten  Hand- 
lung gegen  einen  Deutschen  nicht  weitergehende  Ansprüche  geltend 
gemacht  werden,  als  nach  den  deutschen  Gesetzen  begründet 
sind  2).  Ob  der  Tatbestand  der  unerlaubten  Handlung  sich  nach 
dem  ausländischen  Recht  bestimmt,  ist  vom  Gesetze  nicht  be- 
stimmt, ist  aber  anzunehmen,  da  nach  deutschem  Recht  auch  die 
Strafbarkeit  von  im  Auslande  begangenen  Handlungen  sich  dar- 
nach bestimmt,  ob  diese  Handlungen  nach  ausländischem  Recht 
Delikte  sind. 

Die  Normierung  der  Anwendung  ausländischen  Rechts  kann 

1)  Art.  25  S.  2  EBGB. 

2)  EBGB.  Art.  21. 
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unter  Umständen  den  Interessen  des  Ausländers  und  der  staat- 
lichen Autorität  seines  Heimatstaates  widersprechen.  Es  kann 
z.  B.  nach  dem  Rechte  des  Heimatstaates  des  Ausländers  zur 
Entstehung  besonderer  Pflichten  in  seinem  Interesse  ein  besonderer 
Staatsakt  der  zuständigen  ausländischen  Organe  erforderlich  sein, 
während  sich  nach  inländischem  Recht  ein  besonderer  Staatsakt 
in  Beziehung  auf  einen  Ausländer,  um  Pflichten  zu  seinen  Gun- 
sten zur  Entstehung  zu  bringen,  erübrigt.  Man  wendet  in  solchen 
Fällen  das  ausländische  Recht  (etwa  durch  die  Normierung  des 
Erfordernisses  eines  analogen  inländischen  Staatsaktes)  nicht  an, 
um  den  Ausländer  nicht  ohne  Grund  ungünstiger  zu  stellen  wie 
den  Inländer. 

Nach  der  revidierten  Berner  Uebereinkunft  zum  Schutze  von 
Werken  der  Literatur  und  Kunst  vom  13.  November  1908 ])  ge- 
nießt der  einem  der  Verbandsländer  angehörige  Urheber  eines 
Werkes  der  Literatur  oder  Kunst  sowohl  für  die  nicht  veröffent- 
lichten als  auch  für  die  in  einem  Verbandslande  zum  ersten  Male 
veröffentlichten  Werke  in  allen  Verbandsländern  mit  Ausnahme 
des  Ursprungslandes  des  Werkes  diejenigen  Rechte,  welche 
die  einschlägigen  Gesetze  den  inländischen  Urhebern  gegen- 
wärtig einräumen  oder  in  Zukunft  einräumen  werden,  so  wie  die 
in  der  Uebereinkunft  besonders  festgesetzten  Rechte.  Der  Genuß 
und  die  Ausübung  dieser  Rechte  sind  an  die  Erfüllung  irgend- 
welcher Förmlichkeiten  nicht  gebunden  und  von  dem  Bestehen 
eines  Schutzes  in  dem  Ursprungslande  unabhängig.  Als  Ursprungs- 
land gilt  für  die  nicht  veröffentlichten  Werke  das  Heimatland 
des  Urhebers,  für  die  veröffentlichten  Werke  dasjenige  Land,  in 
welchem  die  erste  Veröffentlichung  erfolgt  ist,  und  für  die  gleich- 
zeitig in  mehreren  Verbandsländern  veröffentlichten  Werke  das- 
jenige von  diesen  Ländern,  das  die  kürzeste  Schutzdauer  gewährt. 
Hier  bestehen  also  ohne  weiteres  ev.  zugunsten  des  Ausländers, 
der  sein  Werk  nicht  veröffentlicht  oder  zum  ersten  Male  im  Aus- 
lande veröffentlicht,  Unterlassungspflichten,  zu  deren  Entstehung 
z.  B.  im  Interesse  des  Inländers,  der  sein  Werk  im  Heimatland  zuerst 
veröffentlicht  oder  des  Inländers,  der  es  noch  nicht  veröffentlicht  hat, 
im  Inlande  ein  besonderer  Staatsakt  (Eintragung  in  ein  Register  usw.) 
erforderlich  sein  kann.  Die  einem  der  Verbandsländer  angehörigen 
Urheber,  welche  ihre  Werke  zum  ersten  Male  in  einem  anderen 
Verbandslande  veröffentlichen,  genießen  in  diesem  letzteren  Lande 

1)  EBGB.  Art.  12. 
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die  gleichen  Rechte  wie  die  inländischen  Urheber;  hier  ist  also 
ev.  der  oben  erwähnte  Staatsakt  erforderlich.  Die  keinem  der 
Verbandsländer  angehörigen  Urheber,  welche  ihre  Werke  zum 
ersten  Male  in  einem  dieser  Länder  veröffentlichen,  genießen  in 
diesem  Lande  die  gleichen  Rechte  wie  die  inländischen  Urheber 
und  in  den  anderen  Verbandsländern  diejenigen  Rechte,  welche 
die  Uebereinkunft  gewährt J). 

Die  einem  der  Verbandsländer  angehörigen  Urheber  nicht 
veröffentlichter  Werke  und  die  Urheber  von  Werken,  welche  zum 
ersten  Male  in  einem  dieser  Länder  veröffentlicht  worden  sind, 
genießen  in  den  übrigen  Verbandsländern  während  der  ganzen 
Dauer  ihres  Rechts  an  dem  Originale  das  ausschließliche  Recht, 
ihre  Werke  zu  übersetzen  oder  die  Uebersetzung  zu   gestatten2). 

§  5.  Die  Wirksamkeit  von  Rechtspflichthandlungen  nach  fremd- 
staatlichem Recht  für  das  staatliche  Recht. 

Eine  besondere  Art  der  Rücksichtnahme  auf  fremde  staats- 
autoritäten  durch  einen  Staat  liegt  in  der  Normierung  der  Pflicht 
zur  Respektierung  gewisser  Rechtspflichthandlungen  nach  fremd- 
staatlichem Recht.  Durch  eine  solche  Normierung  werden  jene 
Handlungen  nicht  auch  für  die  normierende  Autorität  Rechts- 
pflichthandlungen, wie  es  der  Fall  ist,  wenn  das  staatliche  Recht 
einen  Teil  des  ausländischen  Rechts  zu  seinem  eigenen  Bestand- 
teil macht.  Es  wird  durch  jene  Normierung  jenen  Handlungen 
nur  die  Wirkung  von  Rechtspflichterfüllungen  im  Sinne  des 
eigenen  staatlichen  Rechts  verliehen.  Besonders  gewisse  Staats- 
akte im  Sinne  fremdstaatlichen  Rechts,  nämlich  die  amtlichen 
Rechtszweckerklärungen,  werden  mit  diesen  Rechtswirkungen  aus- 
gestattet. 

Die  Anerkennung  der  Wirksamkeit  solcher  fremder  Staats- 
akte durch  eine  Staatsgewalt  bewirkt,  daß  die  auf  Grund  jener 
Staatsakte  für  den  betreffenden  Rechtskreis  ausgelösten  Rechts- 
wirkungen auch  für  den  Rechtskreis  der  anerkennenden  Staats- 
halt eintreten.  Diese  verlangt,  daß  sich  jeder,  den  es  angeht, 
entweder  nach  den  Normen  richte,  die  für  die  analogen  Staatsakte 
der  anerkennenden  Staatsgewalt  gelten,  oder  aber  nach  den  Normen, 
die  für  die  anerkannten  Staatsakte  nach  dem  betreffenden  staat- 
lichen  Recht  gelten.     Mitunter  ist   noch   ein  besonderer  Akt  der 

1)  RGBl.  1910,  S.  965  ff. 

2)  Art.  4  Abs.   1—3,  5,  6  der  Uebereinkunfi. 
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anerkennenden  Staatsgewalt  erforderlich,  wenn  der  fremde  Staats- 
akt jene  Wirkung  erhalten  soll. 

Die  Frage,  inwieweit  fremde  Staatsakte  mit  Rechtswirkungen 
der  erwähnten  Art  nach  geltendem  staatlichem  Recht  ausgestattet 
sind,  ist  grundsätzlich  durch  Rechtsnormen  nicht  geregelt  und 
daher  oft  nicht  zweifelsfrei  zu  beantworten.  In  neuerer  Zeit  wird 
eine  weitergehende  Anerkennung  der  erwähnten  Art  für  rechtlich 
geboten  gehalten  als  früher. 

So  wird  die  Frage,  ob  nach  Art.  7  EBGB.  eine  durch  ein 
ausländisches  Gericht  ausgesprochene  Entmündigung  oder  an- 
geordnete Beistandsbestellung  eines  Ausländers  von  dem  inländi- 
schen Richter  zu  berücksichtigen  sei,  nach  neueren  Entschei- 
dungen bejaht1).  Zur  Begründung  wird  angeführt,  daß  »die  in 
der  Neuzeit  immer  mehr  anerkannte  Kultur-  und  Rechtsgemein- 
schaft der  zivilisierten  Staaten,  auf  der  überhaupt  der  Gedanke 
des  internationalen  Privatrechts  beruht,  auch  in  der  Gesetzgebung 
des  Deutschen  Reiches  und  insbesondere  in  den  grundlegenden 
Vorschriften  der  Artikel  7  ff.  EGzBGB.  ihre  gesetzliche  Aner- 
kennung gefunden  habe.  Insbesondere  lasse  schon  der  im  Abs.  1 
des  Art.  7  aufgestellte  Regelungsgrundsatz,  wonach  sich  die 
Rechtsfähigkeit  einer  Person  in  erster  Linie  nach  den  Gesetzen 
ihres  Heimatstaates  bestimme,  deutlich  erkennen,  daß  der  deutsche 
Gesetzgeber  da,  wo  es  sich  um  die  Beurteilung  der  Geschäfts- 
fähigkeit des  Ausländers  handle,  das  ausländische  Recht  und 
dessen  Rechtseinrichtungen  als  dem  inländischen  Rechte  gleich- 
wertig ansehe  und  demnach  dessen  Anwendung  bei  der  Ent- 
scheidung jener  Frage  dem  deutschen  Richter  zur  Pflicht  mache*. 
Der  Richter  dürfe  auch  nicht  die  Rechtmäßigkeit  der  Anordnung 
des  ausländischen  Richters  nachprüfen,  vielmehr  müsse  für  ihn 
die  bloße  Tatsache  genügen,  >daß  überhaupt  eine  ordnungs- 
mäßige Anordnung  der  zuständigen  ausländischen  Behörde  vor- 
liege«. 

Die,  wichtigsten  Pflichten  nach  staatlichem  Recht,  die  da- 
durch gegeben  sind,  daß  gewisse  Rechtswirkungen  ausländischer 
Staatsakte  vom  deutschen  Recht  auch  für  dessen  Rechtskreis 
als  eingetreten  anerkannt  werden,  sind  die  aus  einem  ausländi- 
schen Eheabschluß  entstehenden  Pflichten  der  Ehegatten,  z.  B. 
die  Unterhaltspflichten.  Diese  Pflichten  bestehen  auch  nach  Reichs- 
recht,   ohne    daß   es   einer  Wiederholung  des  Staatsaktes,    durch 

I)  Art.  8  der  Uebereinkunft. 
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den  sie  nach  ausländischem  Rechte  begründet  sind,  durch  die 
zuständigen  deutschen  Organe  bedarf.  Allerdings  verlangt  das 
deutsche  Recht  z.  B.  für  den  Fall,  daß  der  Ehemann  zur  Zeit 
der  Eheschließung  ein  Deutscher  war,  hinsichtlich  des  ehelichen 
Güterrechts  die  Anwendung  der  deutsch  -  rechtlichen  Bestim- 
mungen1). 

Hier  werden  also  dem  ausländischen  Staatsakte,  durch  den 
die  Ehe  zustande  kommt,  genau  die  Wirkungen  des  entsprechen- 
den inländischen  Staatsaktes  beigelegt,  während  in  anderen  Fällen 
das  deutsche  Recht  die  Anwendung  ausländischen  Rechts  im  An- 
schluß an  einen  ausländischen  Staatsakt  anordnet.  Die  im  Aus- 
lande abgeschlossene  Ehe  von  .Ausländern  äußert  aber,  auch 
wenn  sonst  auf  sie  in  jeder  Beziehung  ausländisches  Recht  an- 
zuwenden ist,  für  das  deutsche  Recht  z.  B.  doch  die  Wirkung, 
daß  der  Abschluß  einer  zweiten  Ehe  durch  deutsche  Staatsorgane 
während  des  Bestehens  jener  ersten  Ehe  untersagt  ist. 

Die  Wirkung  gewisser  Staatsakte  fremder  Staatsorgane,  denen 
analoge  Staatsakte  mit  analogen  Rechtswirkungen  im  eigenen 
staatlichen  Recht  entsprechen,  wird  also  mitunter  davon  abhängig 
gemacht,  daß  gewisse  nach  deutschem  Recht  bestehende  Erforder- 
nisse jener  Staatsakte  auch  bei  dem  fremdländischen  Staatsakt 
verwirklicht  worden  sind.  So  ist  auch  die  Legitimation  eines  un- 
ehelichen Kindes,  sowie  die  Annahme  an  Kindesstatt  unwirksam, 
wenn  der  Vater  oder  der  Annehmende  einem  fremden  Staate  an- 
gehört, während  das  Kind  die  Reichsangehörigkeit  besitzt,  wenn 
die  nach  den  deutschen  Gesetzen  erforderliche  Einwilligung  des 
Kindes  oder  eines  dritten,  zu  dem  das  Kind  in  einem  familien- 
rechtlichen Verhältnisse  steht,  nicht  erfolgt  ist2). 

Es  gibt  Fälle,  in  denen  nach  deutschem  Recht  die  Beobach- 
tung ausländischer  Rechtsvorschriften  geboten  ist,  bei  denen  zur 
Entstehung  entsprechender  Verpflichtungen  im  deutschen  Recht 
besondere  Staatsakte  erforderlich  sind.  So  kann  nach  ausländi- 
schem Recht  die  Verwaltung  des  Mannes  am  eingebrachten  Gute 
der  Ehefrau  kraft  Gesetzes  ausgeschlossen  oder  abweichend  vom 
gesetzlichen  deutschen  Güterrecht  geregelt  sein.  In  solchen  und 
analogen  Fällen  ist  nach  deutschem  Recht  zur  Entstehung  ent- 
sprechender Rechtsfolgen  der  Staatsakt  erforderlich,  der  nach 
deutschem  Recht  die  Wirkungen  hervorruft,    die    nach    ausländi- 

1)  Vgl.  Entich.  d.  RG.  in  Zivilsachen  Bd.  80,  S.  262  AT. 

2)  Art.   15  Abs,  1  EBGB. 
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schem  Recht  kraft  Gesetzes  eintreten.  Haben  z.  B.  ausländische 
Ehegatten  (oder  Ehegatten,  die  nach  der  Eingehung  der  Ehe  die 
Reichsangehörigkeit  erwerben)  den  Wohnsitz  im  Inlande,  und  wird 
durch  das  für  sie  geltende  Güterrecht  die  Verwaltung  des  Mannes 
am  eingebrachten  Gute  der  Ehefrau  ausgeschlossen  .oder  sonst 
abweichend  vom  deutschen  Rechte  geregelt,  so  können  einem 
dritten  gegenüber  aus  der  Ausschließung  oder  Abweichung  Ein- 
wendungen gegen  ein  zwischen  ihm  und  einem  der  Ehegatten 
vorgenommenes  Rechtsgeschäft  oder  ein  zwischen  ihnen  ergangenes 
rechtskräftiges  Urteil  nur  hergeleitet  werden,  wenn  zur  Zeit  der 
Vornahme  des  Rechtsgeschäfts  oder  zur  Zeit  des  Eintritts  der 
Rechtshängigkeit  die  Ausschließung  oder  Abweichung  im  Güter- 
rechtsregister des  zuständigen  Amtsgerichts  eingetragen  oder  dem 
dritten  bekannt  war.  Das  gleiche  gilt  von  Eheverträgen,  durch 
welche  die  im  Güterrechtsregister  eingetragene  Regelung  der 
güterrechtlichen  Verhältnisse  verändert  wird  1). 

Ausländische  Staatsakte  können  ihre  wesentlichen  Wirkungen 
für  den  deutschen  Rechtskreis  nur  äußern,  wenn  dies  durch  eine 
Norm  des  deutschen  Rechts  bestimmt  ist.  Denn  alle  Rechtspflichten, 
die  das  deutsche  Recht  an  Staatsakte  als  solche  knüpft,  sind  an 
die  selbstverständliche  Voraussetzung  geknüpft,  daß  ein  deutsches 
Staatsorgan  innerhalb  seiner  Zuständigkeit  gehandelt  hat.  Trotzdem 
führen  die  Rechtsnormen  bestimmte  Fälle  an,  in  denen  ausländi- 
sche Staatsakte  als  solche  für  das  deutsche  Recht  unwirksam  sein 
sollen.  Dies  beruht  darauf,  daß  man  gewisse  fremdstaatliche  Staats- 
akte als  in  bestimmter  Weise  auch  nach  deutschem  Rechte  wirksam 
zu  behandeln  sich  gewöhnt  hat,  ohne  daß  von  vornherein  eine 
besondere  Rechtsnorm  dies  angeordnet  hat.  Dies  gilt  besonders 
von  den  Staatsakten,  die  enge  Beziehungen  zwischen  bestimmten 
Personen  schaffen,  welche  auch  bestehen,  wenn  die  betreffenden 
Personen  sich  im  Inlande  aufhalten  (z.  B.  vom  Eheabschluß). 
Wenn  fremdstaatliche  Staatsakte  verwandter  Art  vom  deutschen 
Recht  nicht  mit  den  entsprechenden  Rechtswirkungen  ausgestattet 
werden,  so  wird  diese  Nichtanerkennung  noch  besonders  zum 
Ausdrucke  gebracht.  Systematisch  richtiger  wäre  es,  wenn  man 
alle  jene  fremdstaatlichen  Staatsakte  systematisieren  würde,  denen 
nach  staatlichem  Recht  Wirkungen  der  erwähnten  Art  verliehen 
sind. 

Normen,  durch  die  erklärt  ist,  daß  fremdstaatliche  Staatsakte 

i)  Art.  22  Abs,  2  EBGB. 
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für  das  eigene  staatliche  Recht  nicht  entsprechende  Wirkungen 
auslösen,  betreffen  besonders  bestimmte  ausländische  Staatsakte 
gegenüber  Deutschen.  So  ist  angeordnet,  daß  die  Legitimation 
eines  unehelichen  Kindes  sowie  die  Annahme  an  Kindesstatt, 
wenn  der  Vater  zur  Zeit  der  Legitimation  oder  der  Annehmende 
zur  Zeit  der  Annahme  die  Reichsangehörigkeit  besitzt,  sich  nach 
den  deutschen  Gesetzen  bestimmt *). 

Gewisse  ausländische  Staatsakte  äußern  für  das  Gebiet  des 
staatlichen  Rechts  insofern  dieselbe  oder  eine  ähnliche  Wirkung 
wie  die  entsprechenden  eigenstaatlichen  Staatsakte,  als  sie  die  Er- 
zwingung der  durch  sie  geschaffenen  Rechtspflichten  durch  Staats- 
organe gestatten,  ohne  daß  es  des  Erlasses  eines  vollstreckbaren 
Titels  durch  inländische  Staatsorgane  bedarf. 

Besitzt  ein  Schuldner,  über  dessen  Vermögen  im  Auslande 
ein  Konkursverfahren  eröffnet  worden  ist,  Vermögensgegenstände 
im  Inlande,  so  ist  die  Zwangsvollstreckung  in  das  inländische  Ver- 
mögen zulässig  2).  Diese  Bestimmung  ist  ein  Gegenstück  zu  der 
Bestimmung,  daß  die  Eröffnung  des  Konkurses  durch  deutsche 
Staatsorgane  das  gesamte,  also  auch  das  im  Auslande  befindliche, 
Vermögen  des  Gemeinschuldners  umfaßt 3).  Doch  kann  auch  in 
dem  erwähnten  Falle  ein  besonderes  Konkursverfahren  im  In- 
lande eröffnet  werden,  bei  dem  es  nicht  des  Nachweises  der 
Zahlungsunfähigkeit  bedarf.  Allerdings  ist  dieses  Verfahren  nur 
zulässig,  wenn  der  Schuldner  im  Reiche  wenigstens  eine  gewerb- 
liche Niederlassung  oder  ein  mit  Wohn-  und  Wirtschaftsgebäuden 
versehenes  Gut  als  Eigentümer,  Nutznießer  oder  Pächter  bewirt- 
schaftet. In  diesen  Fällen  betrifft  der  Konkurs  nur  das  im  In- 
lande befindliche  Vermögen  des  Gemeinschuldners 4). 

Gewisse  fremdstaatliche  Akte  erlangen  die  bezweckten  Rechts- 
wirkungen für  das  staatliche  Recht  nur,  wenn  dies  durch  einen 
besonderen  staatlichen  Akt  ausgesprochen  ist.  Den  Angehörigen 
bestimmter  Vertragsstaaten5),  die  in  einem  dieser  Staaten  ihren 
Wohnsitz  haben  und  vor  den  Gerichten  eines  anderen  dieser 
Staaten  als  Kläger  oder  Intervenienten  auftreten,  darf  wegen  ihrer 
Eigenschaft    als    Ausländer    oder   wegen    Mangels   eines    inländi- 


i)  Art.   16  EBGB. 

2)  Art.  22  EBGB. 

3)  §  237  der  Konkursordnung. 

4)  |  1  a.  a.  O. 

5)  §  238  a.  a.  O. 
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sehen  Wohnsitzes  oder  Aufenthaltes  keine  Sicherheitsleistung 
oder  Hinterlegung  auferlegt  werden.  Ergeht  nun  in  einem  der 
Vertragsstaaten  eine  Verurteilung  in  die  Prozeßkosten  gegen  einen 
Kläger  oder  Intervenienten,  der  von  Sicherheitsleistung,  Hinter- 
legung, Vorauszahlung  befreit  ist,  so  ist  diese  Verurteilung  ge- 
mäß einem  auf  diplomatischem  Wege  zu  stellenden  Antrag  in 
jedem  der  anderen  Vertragsstaaten  durch  die  zuständige  Behörde 
kostenfrei  für  vollstreckbar  zu  erklären 1).  Auf  Grund  dieser  Voll- 
streckbarkeitserklärung sind  dann  die  weiteren  Maßnahmen  zu 
treffen. 

Weitere  fremdstaatliche  Akte,  die  nur  durch  einen  beson- 
deren Staatsakt  Rechtswirkungen  für  das  staatliche  Recht  er- 
langen, sind  Urteile  eines  ausländischen  Gerichts,  die  allerdings 
durch  jenen  Akt  allgemein  Rechtswirksamkeit  in  anderen  staat- 
lichen Rechtskreisen  erlangen  können.  Aus  ihnen  findet  nach 
deutschem  Recht  eine  Zwangsvollstreckung  nur  statt,  wenn  ihre 
Zulässigkeit   durch   ein    Vollstreckungsurteil   ausgesprochen   ist 2). 

Die  Anerkennung  des  Urteils  eines  ausländischen  Gerichts 
ist  aber  ausgeschlossen,  wenn  die  Gerichte  des  Staates,  dem  das 
ausländische  Gericht  angehört,  nach  den  deutschen  Gesetzen  nicht 
zuständig  sind3).  Hiermit  soll  naturgemäß  nicht  zum  Ausdrucke 
gebracht  werden,  daß  das  deutsche  Recht  den  ausländischen  Ge- 
richten (auch  außer  in  den  Fällen  einer  Unterordnung  der  frem- 
den Staatsgewalt  unter  die  eigene)  eine  Zuständigkeit  zuweisen 
kann,  sondern,  daß  es  für  seinen  Rechtskreis  die  Entscheidung  über 
rechtliche  Verpflichtungen  seinen  eigenen  Organen  vorbehält. 
Dadurch  fällt  die  Anerkennung  des  entsprechenden  ausländischen 
Staatsaktes  fort. 

Die  Anerkennung  des  Urteils  eines  ausländischen  Gerichts 
ist  ferner  ausgeschlossen,  wenn  der  unterlegene  Beklagte  ein 
Deutscher  ist  und  sich  auf  den  Prozeß  nicht  eingelassen  hat,  so- 
fern die  den  Prozeß  einleitende  Ladung  oder  Verfügung  ihm  weder 
in  dem  Staate  des  Prozeßgerichts  in  Person  noch  durch  Gewäh- 
rung deutscher  Rechtshilfe  zugestellt  ist,  wenn  in  dem  Urteile 
zum  Nachteile  einer  deutschen  Partei  von  gewissen  Vorschriften 
(Art.  13,  Abs.  1,3,  17,  18,  22,  27  i.  V.  mit  13,  Abs.  1  oder  13, 
Abs.  2  i.  V.  mit  9,  Abs.  3  EBGB)   abgewichen    ist,   die   die  Be- 

1)  Art.  17  des  Abkommens  über  den  Zivilprozeß  v.    17.  Juli  1905. 

2)  Art.  18  Abs.  1  a.  a.  O. 

3)  §§  722,  23  ZPO. 
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urteilung  gewisser  Beziehungen  nach  deutschem  Recht  verlangen, 
ferner,  wenn  die  Anerkennung  des  Urteils  gegen  die  guten  Sitten 
oder  gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verstoßen  würde, 
und  endlich,  wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist.  Der 
letzgenannte  Umstand  steht  aber  der  Anerkennung  des  Urteils 
nicht  entgegen,  wenn  das  Urteil  einen  nichtvermögensrechtlichen 
Anspruch  betrifft  und  nach  den  deutschen  Gesetzen  ein  Gerichts- 
stand im  Inlande  nicht  begründet  war1). 

Bei  der  Prüfung  der  Frage,  ob  das  Urteil  eines  ausländischen 
Gerichts  gegen  die  guten  Sitten  verstößt,  ist  der  Inhalt  des  aus- 
ländischen Urteils  nur  nach  dem  ihm  zugrundegelegten  Tatbestande 
zu  berücksichtigen2).  Ist  daher  gegen  den  Beklagten  ein  Ver- 
säumnisurteil auf  Grund  von  Anführungen  des  Klägers  ergangen, 
die  auch  nach  deutschem  Recht  den  Erlaß  eines  Versäumnisur- 
teils gerechtfertigt  hätten,  so  steht  der  Umstand  der  Anerken- 
nung jenes  ausländischen  Versäumnisurteils  nicht  im  Wege,  daß 
der  Beklagte  in  dem  Verfahren  vor  dem  deutschen  Gerichte  sach- 
liche Einwendungen  (z.  B.  die  des  Wuchers)  erhebt3). 

§   6.     Die   Rücksichtnahme    des   Staates    auf   fremde    Staaten 

bei   der   Handhabung   der  Staatsgewalt   über   die   im   fremden 

Staatsgebiet  befindlichen  Inländer  und  Ausländer. 

Der  Staat  wirkt  in  gewissem  Grade  als  rechtliche  Autorität 
durch  Rechtsgebote  und  Verbote  auch  gegenüber  seinen  An- 
gehörigen, die  sich  außerhalb  des  Staatsgebietes  aufhalten.  Be- 
sonders hierbei  nimmt  er  Rücksichten  auf  die  Rechtsautorität 
fremder  Staaten,  in  deren  Herrschaftsbereich  seine  Untertanen 
sich  befinden. 

Zu  den  Rechtspflichten  des  Staatsangehörigen,  die  auch  bei 
seinem  Aufenthalt  im  fremden  Staatsgebiete  bestehen  bleiben, 
gehören  vor  allem  gewisse,  bei  seinem  Fortzuge  aus  dem  Inlande 
bereits  bestehende  Pflichten,  ferner  die  Pflichten,  welche  sich  aus 
einer  rechtlich  geregelten  Beziehung  zu  im  Inlande  befindlichen 
Sachen  (z.  B.  dem  Eigentum  an  Gebäuden  usw.)  oder  Personen 
<x  B.  einem  im  Namen  des  sich  im  Auslande  aufhaltenden,  einen 
Betrieb  leitenden  Geschäfssführers)  ergeben.  Deutsche,  die  bei 
einer   amtlichen  Vertretung   des  Reiches  im  Auslande  tätig  sind, 

1)  §  328  Ziff.  1  ZPO. 

2)  §  328  Abs.    1   Ziff.   2—5  und  Abs.  2. 

3)  Vgl.  Entsch.  d.  R(J.  in  Zivilsachen,  Bd.  22,  S.   127. 
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unterliegen  der  Versicherungspflicht,  soweit  sie  für  die  Staats- 
angehörigen überhaupt  besteht.  Nur  haben  bei  ihnen  die  Arbeit- 
g  e  b  e  r  die  Quittungskarten  zu  beschaffen  und  umzutauschen. 
Deutsche,  die  im  Dienste  ausländischer  Staaten  oder  von  Ex- 
territorialen stehen,  unterliegen  gleichfalls  der  Versicherungspflicht 
und  haben  auch  die  Pflichten  der  Arbeitgeber  zu  erfüllen. 

Nach  Art.  14  EBGB.  werden  die  persönlichen  Rechtsbeziehungen 
deutscher  Ehegatten  zueinander  nach  den  deutschen  Gesetzen  be- 
urteilt, auch  wenn  die  Ehegatten  ihren  Wohnsitz  im  Auslande 
haben.  Die  deutschen  Gesetze  finden  auch  Anwendung,  wenn 
der  Mann  die  Reichsangehörigkeit  verloren,  die  Frau  sie  aber 
behalten  hat.  Nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  wird  zwar  nur 
angeordnet,  daß  bei  einer  richterlichen  Entscheidung  über  die 
fraglichen  Rechtspflichten  die  deutschen  Gesetze  maßgebend  sein 
sollen.  Die  Voraussetzung  für  eine  solche  Anwendung  der  deut- 
schen Gesetze  ist  aber  die,  daß  die  Ehegatten  ihnen  zu  gehorchen 
verpflichtet  sind.  Die  staatliche  Autorität  erstreckt  sich  also  in- 
soweit auch  auf  die  Staatsangehörigen  im  Auslande.  Nach  deut- 
schem Recht  wird  der  Reichsangehörige,  der  im  Auslande  eine 
nach  deutschem  Recht  rechtswidrige  Handlung  begangen  hat,  nur 
dann  für  diese  Handlung  durch  deutsche  Staatsorgane  bestraft, 
wenn  die  Handlung  sich  nach  deutschem  Recht,  wenn  sie  im 
Inlande  begangen  wäre,  als  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  dar- 
stellen würde,  und  wenn  sie  auch  nach  dem  betreffenden  aus- 
ländischen Recht  strafbar  ist.  Wenn  man  annimmt,  daß  im  Aus- 
lande begangene  Handlungen  eines  Reichsangehörigen,  die,  im 
Inlande  begangen,  strafbar  wären,  bei  denen  aber  die  angeführten 
Voraussetzungen  nicht  vorliegen,  nicht  rechtswidrig  sind,  so  ist 
man  zu  dem  Schlüsse  berechtigt,  daß  insoweit  eine  teilweise 
Pflichtenlösung  des  sich  im  Auslande  aufhaltenden  Reichsange- 
hörigen von  seinen  ihm  vom  deutschen  Recht  auferlegten  Ver- 
pflichtungen stattfindet.  Auch  sonstige  Pflichtenlösungen  des  sich 
im  Auslande  aufhaltenden  Reichsangehörigen  treten  dadurch  ein, 
daß  mit  diesem  Aufenthalt  eine  notwendige  tatumstandliche  Vor- 
aussetzung für  den  Eintritt  bestimmter  Rechtspflichten  fortfällt. 
Erst  der  Aufenthalt  im  Staatsgebiete  und  die  durch  ihn  geschaffenen 
Beziehungen  zu  Personen  und  Sachen  ist  geeignet,  bei  der  Be- 
grenzung des  staatlichen  Wirkens  auf  Vorgänge  im  Staatsgebiet 
viele  Pflichten  nach  staatlichem  Recht  zu  erzeugen.  Eine  be- 
sondere Rücksicht  auf  fremdstaatliche  Autoritäten  wird  durch  die 
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Staaten  dadurch  genommen,  daß  sie  auf  fremdem  Staate  grund- 
sätzlich nicht  durch  Organe  Amtshandlungen  vornehmen  lassen. 
Nur  ausnahmsweise  haben  die  eigenen  Staatsglieder  im  Gebiete 
eines  fremden  Staates  als  Organe  ihres  Staates  (z.  B.  Konsuln, 
Gesandte)  Funktionen  auszuüben  1). 

Die  Staatsgewalt  erstreckt  ihr  Wirken  in  bestimmten  Grenzen 
auch  auf  Staatsfremde,  die  sich  im  Auslande  aufhalten.  Es  be- 
stehen nach  staatlichem  Recht  Rechtspflichten  solcher  Ausländer 
und  unter  Umständen  auch  Rechtsgarantien  für  ihre  Erfüllung. 
Aber  diese  Rechtspflichten  sind  inhaltlich  sehr  begrenzt,  da  der 
Staat  die  Zuständigkeit  der  in  dem  betreffenden  Gebiet  grund- 
sätzlich wirksamen  Autorität  für  die  rechtliche  Behandlung  von 
Vorgängen  in  diesem  Gebiete  anerkennt.  Durch  den  nach  aus- 
ländischem Recht  erfolgenden  Erwerb  einer  fremden  Staatsange- 
hörigkeit wird  der  Beteiligte  nicht  vollständig  dem  Wirken  des 
Staates,  dem  er  früher  angehört  hat,  entzogen.  Daher  bestehen 
z.  B.  nach  deutschem  Recht  Rechtspflichten  solcher  Ausländer, 
die  in  der  Zeit  ihrer  Zugehörigkeit  zum  Deutschen  Reiche  ent- 
standen sind.  Die  Verpflichtungen  Staatsfremder,  die  sich  im 
Auslande  aufhalten,  bestehen  nach  staatlichem  Recht  ferner  z.  B. 
auf  Grund  von  Rechtsgeschäften,  die  die  Ausländer  im  Auslande 
vorgenommen  haben.  Allerdings  gilt  dies  nicht  für  alle  solche 
Rechtsgeschäfte.  Nehmen  zwei  verschiedenen  Staaten  angehörige 
Ausländer,  die  ihren  Wohnsitz  innerhalb  ihrer  Staaten  haben,  bei 
vorübergehendem  Aufenhalt  im  Inlande  ein  Rechtsgeschäft  vor, 
bei  dem  ein  Staatsorgan  des  Aufenthaltstaates  nicht  mitwirkt  und 
bei  dem  nicht  ein  inländischer  Erfüllungsort  vereinbart  wird,  so 
wird  im  allgemeinen  nicht  angenommen,  daß  hierdurch  eine  Ver- 
bindlichkeit auf  Grund  des  staatlichen  Rechts  entstanden  sei. 
WTird  dagegen  z.  B.  ein  inländischer  Erfüllungsort  für  die  ein- 
gegangene Verpflichtung  vereinbart,  so  wird  dadurch  ev.  die  Zu- 
ständigkeit eines  inländischen  Gerichts  für  die  Feststellung  der 
Verpflichtung  begründet.  Ist  aber  ein  Staatsorgan  zur  verbind- 
lichen Feststellung  einer  so  begründeten  Pflicht  zuständig,  so  ist, 
sofern  deutsch-rechtliche  Grundsätze  für  die  Beurteilung  der  Pflicht 


1)  Ueber  die  einzelnen  Staaten,  denen  gegenüber  dje  Gegenseitigkeit  verbürgt 
bez.  nicht  verbürgt  ist,  vgl.  die  Zivilprozeßordnung  für  das  Deutsche  Reich,  er- 
läutert von  Stein,  10.  Aufl.  des  von  L.  Gaupp  begründeten  Kommentars,  Tübingen 
191 1,   I.  Band,  S.  848  ff. 
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maßgebend  sein  sollen,  anzunehmen,  daß  die  festzustellende  Ver- 
pflichtung auch  nach  staatlichem  Recht  besteht1). 

Von  weiteren,  nach  staatlichem  Recht  begründeten  Pflichten 
von  Reichsausländern,  die  sich  im  Auslande  aufhalten,  seien  einige 
durch  besonders  nahe  persönliche  Beziehungen  gegenüber  Reichs- 
angehörigen begründete  erwähnt.  Das  Rechtsverhältnis  zwischen 
den  Eltern  und  einem  ehelichen  Kinde  wird  nach  den  deutschen 
Gesetzen  beurteilt,  wenn  der  Vater  und,  falls  der  Vater  gestorben 
ist,  die  Mutter  die  Reichsangehörigkeit  besitzt.  Das  gleiche  gilt 
aber,  wenn  die  Reichsangehörigkeit  des  Vaters  oder  der  Mutter 
erloschen,  die  Reichsangehörigkeit  des  Kindes  aber  bestehen  ge- 
blieben ist,  selbst  wenn  sich  sowohl  die  Eltern  als  auch  das  Kind 
im  Auslande  befinden 2).  Die  Bestimmung,  daß  dieses  Rechts- 
verhältnis nach  den  deutschen  Gesetzen  beurteilt  werde , 
deutet  auch  in  diesem  Falle  darauf  hin,  daß  die  betreffenden 
Pflichten,  die  ev.  durch  deutsche  Staatsorgane  festgestellt  werden 
können  und  also  der  »Beurteilung«  durch  sie  unterliegen,  nach 
deutschem  Recht  auch  bestehen.  Der  sich  im  Auslande  auf- 
haltende Vater,  der  die  Reichsangehörigkeit  verloren  hat,  hat 
also  gegenüber  seinem  deutschen  Kinde  die  deutschrechtlichen 
Pflichten  des  Vaters  zu  erfüllen.  Naturgemäß  sind  für  diese  Fälle 
leicht  Kollisionen  mit  den  Normen  des  Rechts  des  Staates  mög- 
lich, dem  der  Vater  oder  die  Mutter  nach  Verlust  der  Reichs- 
angehörigkeit angehören.  Analoges  gilt  für  das  Rechtsverhältnis 
zwischen  einem  unehelichen  Kind  und  dessen  Mutter,  das  nach  den 
deutschen  Gesetzen  beurteilt  wird,  wenn  die  Mutter  eine  Deutsche3) 
ist.  Die  gleiche  Beurteilung  tritt  ein,  wenn  die  Reichsangehörig- 
keit  der  Mutter  erloschen,  die  des  Kindes  aber  bestehen  geblieben 
ist.  Das  eheliche  Güterrecht  wird  nach  den  deutschen  Gesetzen 
beurteilt,  wenn  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Eheschließung  ein 
Deutscher  war.  Diese  Bestimmung  findet  also  auch  Anwendung, 
wenn  die  Ehegatten,  bei  denen  diese  Voraussetzung  gegeben  ist, 

i)  Wichtig  ist  in  dieser  Beziehung  noch  die  Vorschrift  des  Art.  7  EBGB. 
Abs.  3:  Nimmt  ein  Ausländer  im  Inland  ein  Rechtsgeschäft  vor,  für  das  er  (nach 
dem  Rechte  seines  Staates)  geschäftsunfähig  oder  in  der  Geschäftsfähigkeit  be- 
schränkt ist,  so  gilt  er  für  dieses  Rechtsgeschäft  insoweit  als  geschäftsfähig,  als 
er  nach  den  deutschen  Gesetzen  geschäftsfähig  sein  würde.  Auf  familienrechtliche 
und  erbrechtliche  Rechtsgeschäfte,  sowie  auf  Rechtsgeschäfte,  durch  die  über  ein 
ausländisches  Grundstück  verfügt   wird,    findet  diese  Vorschrift  keine  Anwendung. 

2)  Art.  19  EBGB. 

3)  Art.  20,   15  Abs.   1  EBGB. 
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ihren  Wohnsitz  im  Auslande  haben,  und  wenn  der  Ehemann  die 
Reichsangehörigkeit  verloren  hat. 

Auch  Willensbetätigungen  von  Ausländern  während  ihres 
Aufenthalts  im  Auslande  können  nach  staatlichem  Recht  Rechts- 
pflichten der  Ausländer  begründen,  die  im  Auslande  zu  erfüllen 
sind.  Der  Eintritt  dieser  Rechtspflichten  ist  regelmäßig  nicht  an 
die  Voraussetzung  geknüpft,  daß  der  Ausländer  sich  ins  Inland 
begibt,  um  dort  seiner  dadurch  entstehenden  Verpflichtung  zu 
entsprechen.  Aber  auch  andere  Tatumstände  als  Willensbetäti- 
gungen können  nach  staatlichem  Recht  Pflichten  des  sich  im 
Auslande  aufhaltenden  Ausländers  erzeugen.  Soweit  er  z.  B.  in 
Beziehungen  zu  im  Inland  befindlichen  Gegenständen  steht,  deren 
Reservierung  zur  Nutzung  und  Benutzung  für  jemanden  bestimmte 
Pflichten  dieses  Begünstigten  erzeugt,  entstehen  für  ihn  Pflichten 
aus  gewissen  Vorgängen  an  diesen  Gegenständen. 

Da  in  Beziehung  auf  den  Ausländer  die  Tatumstände  nicht 
verwirklicht  sind,  aus  denen  sich  nach  staatlichem  Recht  die  Zu- 
gehörigkeit zu  dem  betreffenden  Staate  ergibt,  kommt  für  ihn, 
besonders  wenn  er  sich  im  Auslande  aufhält,  eine  Fülle  von 
Rechtspflichten  nicht  in  Betracht,  die  sich  aus  jenen  eine  beson- 
dere Beziehung  zum  Inlande  darstellenden  Tatumständen  ergeben. 
Die  an  Stelle  dieser  Beziehung  bestehenden  Beziehungen  des 
Ausländers  zu  seinem  Heimatstaate  lassen  die  anderen  Staaten 
aus    Rücksicht    auf   das  Wirken    dieses  Heimatstaates    unberührt. 

Zu  den  Pflichten  von  Ausländern  im  Auslande  im  Interesse 
des  Staates  gehören  auch  alle  Rechtspflichten  ausländischer  Staats- 
organe, die  durch  das  Völkerrecht  geboten  sind.  Diese  Rechts- 
pflichten gehören  aber  nicht  dem  Rechtskreise  des  an  ihrer  Er- 
füllung interessierten  Staates  an.  Das  gleiche  gilt  von  Rechts- 
pflichten, die  den  sich  im  Auslande  aufhaltenden  Staatsfremden 
durch  das  Recht  des  Staates,  dem  sie  angehören,  oder  durch 
sonstige  Rechtsgemeinschaften  im  Interesse  eines  dritten  Staates 
oder  seiner  Glieder  auferlegt  sind.  Nur  bei  staatlichen  Subordi- 
nationsverhältnissen bestehen  ev.  Zuständigkeiten  der  innerstaat- 
lichen Organe  zur  Durchführung  jener  anderen  Staatsorganen  ob- 

nden  Pflichten  durch  Feststellung  der  Pflichten  und  andere 
Maßnahmen  zur  Herbeiführung  ihrer  Erfüllung.  In  solchen  Fällen 
kann  angenommen  werden,  daß  jene  I 'fliehten  des  untergeordneten 
Staates  nach  dem  Rechte  des  übergeordneten  auch  bestehen. 

3* 
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§  7.     Grenzen  der  Rücksichtnahme  auf  die  Autorität  fremder 
Staaten  bei  der  rechtlichen  Regelung  von  Tatumständen. 

Die  Rücksichtnahme  auf  berechtigte  Interessen  eines  fremden 
Staates  erfordert  es  nicht,  daß  die  Staatsautorität,  soweit  ihr 
Wirkungskreis  reicht,  für  alle  Fälle  vom  Ausländer  das  verlange, 
was  ihm  in  diesen  Fällen  nach  dem  Recht  seines  Heimatstaates 
obliegt.  Die  kulturellen  Verschiedenheiten  der  Staaten  bringen 
es  mit  sich,  daß  der  einzelne  Staat  den  Ausländern  die  Er- 
füllung gewisser  Rechtspflichten  nach  ausländischem  Recht  frei- 
stellt. Der  erwähnten  Rücksichtnahme  steht  es  auch  nicht  ent- 
gegen, wenn  der  Staat  für  bestimmte  Fälle  die  Anwendung  seines 
Rechts  verlangt  und  einen  etwaigen  Widerspruch,  in  dem  das 
Recht  des  Heimatstaates  des  Ausländers  zu  diesem  Rechte  steht, 
ignoriert.  Diese  letzteren  Fälle ,  in  denen  grundsätzliche  Be- 
denken gegen  die  Anwendbarkeit  ausländischen  Rechts  bestehen, 
sind  freilich  verhältnismäßig  selten.  Wo  diese  Bedenken  be- 
stehen, lassen  sich  Widersprüche  durch  Vereinbarungen  der  Staaten 
oder  durch  die  gleichmäßige  Beobachtung  entsprechender  Grund- 
sätze und  durch  Rechtssetzungsakte  der  Staaten  für  die  ihrer 
Autorität  Unterworfenen  auf  Grund  solcher  Vereinbarungen  oder 
gemäß  solchen  Grundsätzen  lösen. 

Die  bestehenden  Rechtsordnungen  der  Staaten  kollidieren 
zur  Zeit  hinsichtlich  der  Pflichten,  die  sie  den  Ausländern  auf- 
erlegen, nicht  nur  in  solchen  grundsätzlichen  Fällen,  sondern  auch 
dann,  wenn  kein  besonderes  Interesse  daran  besteht,  ob  der  Aus- 
länder die  ihm  nach  dem  Rechte  seines  Heimatstaates  oder  dem 
inländischen  Rechte  obliegenden  Pflichten  erfüllt.  Der  Grund 
dieser  Kollision  ist  der  Mangel  allgemeiner  internationaler  Verein- 
barungen über  diesen  Gegenstand  bez.  das  Fehlen  einheitlicher 
Grundsätze,  durch  deren  allgemeine  Befolgung  in  der  Rechts- 
setzung der  Staaten  Widersprüche  vermieden  werden  würden. 
Es  bestehen  solche  Vereinbarungen  bez.  es  werden  solche  Grund- 
sätze nur  auf  Spezialgebieten  befolgt,  in  denen  sich  die  Staaten 
gegenseitig  verhältnismäßig  weitgehende  Konzessionen  in  der  An- 
wendung des  Heimatsrechts  des  Ausländers  gemacht  haben. 
Staaten,  die  annähernd  auf  gleicher  Kulturstufe  stehen,  sind  in 
der  Lage,  eine  Uebereinstimmung  der  Grundsätze  herbei- 
zuführen, die  für  die  Pflichten  der  Staatsfremden  maßgebend  sind, 
wenn    auch    mit  Rücksicht    auf   die  besonderen  Verhältnisse  der 
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einzelnen  Staaten  die  Anwendung  dieser  Grundsätze  im  Inlande 
häufig  andere  Individualpflichten  mit  sich  bringen  wird  wie  in 
dem  Heimatstaate  des  Ausländers. 

Ohne  Rücksicht  auf  einen  etwaigen  Widerspruch  mit  dem 
Recht  seines  Heimatsstaates  liegen  z.  B.  dem  sich  im  Inlande 
aufhaltenden  Ausländer .  in  gleicher  Weise  wie  dem  Inländer  die- 
jenigen Pflichten  ob,  die,  ohne  durch  besonderen  Staatsakt  im 
Einzelfalle  geschaffen  zu  werden,  im  Anschlüsse  an  Tatumstände 
allgemeinster  Art  eintreten.  Der  Ausländer  hat  die  Normen  zu 
befolgen,  auf  deren  Uebertretung  Strafe  gesetzt  ist,  er  hat  seine 
Verpflichtungen  aus  Rechtsgeschäften,  aus  unerlaubten  Hand- 
lungen, aus  einem  bestimmten  Machtumfange  (z.  B.  dem  Eigen- 
tum an  Gebäuden,  dem  Betriebe  einer  Eisenbahn  usw.)  in  gleicher 
Weise  zu  erfüllen  wie  der  Inländer.  Soweit  Rechtspflichten  durch 
besonderen  Staatsakt  entstehen  oder  erlöschen,  wird  der  Aus- 
länder, wie  später  auszuführen,  mitunter  sogar  strenger  behandelt 
als  der  Inländer. 

Wenn  das  Recht  des  Heimatstaates  eines  Ausländers  durch 
einen  anderen  Aufenthaltsstaat  für  anwendbar  erklärt  wird,  so  hat 
dies  den  Zweck,  daß  mit  Rücksicht  auf  die  Autorität  dieses 
Staates  dem  Ausländer  nicht  strengere  Pflichten  durch  das  Recht 
des  Aufenthaltsstaatses  auferlegt  werden,  als  ihm  nach  dem  Recht 
seines  Heimatsstaates  obliegen  würden.  Doch  kann  diese  Rück- 
sichtnahme evtl.  zu  dem  entgegengesetzten  Erfolge  führen. 

Wenn  z.  B.  ein  Ausländer  nach  ausländischem  Recht  voll 
geschäftsfähig  ist,  während  er  nach  deutschem  Recht  als  Reichs- 
angehöriger  wegen  seines  jugendlichen  Alters  nur  beschränkt 
geschäftsfähig  sein  würde,  so  können  ihm  nach  deutschem  Recht, 
das  hinsichtlich  der  Geschäftsfähigkeit  eines  Ausländers  die  An- 
wendung des  Rechts  seines  Heimatsstaates  anordnet J),  strengere 
Pflichten  auf  Grund  von  Rechtsgeschäften  auferlegt  sein,  als  sie 
den  Reichsangehörigen  in  analogen  Fällen  obliegen.  Handlungen, 
die  den  Staatsgliedern  ohne  weiteres  freistehen,  sind  Ausländern 
mitunter  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen  gestattet.  In  den 
Freundschafts-,  Schiffahrts-  und  Handelsverträgen  sind  in  dieser 
Beziehung  häufig  z.  B.  folgende  Bestimmungen  vereinbart,  die  in 
die  staatlichen  Rechtsordnungen  aufgenommen  worden  sind:  die 
Küstenschiffahrt  (Kabotage)  ist  in  der  Regel  den  Schiffen  des 
eigenen  Landes  vorbehalten;  gestattet  ist  den  Schiffen  des  anderen 

1)  Art.  7  EBGB. 
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Landes  in  der  Regel  nur,  einen  Teil  ihrer  Ladung  in  dem  Hafen, 
den  sie  zuerst  angelaufen  haben,  zu  löschen  und  sich  sodann  mit 
dem  Reste  ihrer  Ladung  in  andere  Häfen  zu  begeben,  um  da- 
selbst die  Löschung  ihrer  Ladung  zu  vollenden  oder  ihre  Rück- 
ladung zu  vervollständigen.  Kaufleute  und  Reisende  eines  Ver- 
tragslandes, die  dort  die  Befugnis  haben,  Einkäufe  für  ihr  Ge- 
schäft zu  besorgen  oder  unter  Mitführung  von  Mustern  oder  ohne 
solche  Bestellungen  aufsuchen  dürfen,  sind  berechtigt,  dies  auch 
im  anderen  Vertragslande  zu  tun,  dürfen  jedoch  nicht  Waren 
mit  sich  führen.  (Die  für  die  Muster  hinterlegten  Zölle  werden 
ihnen  rückvergütet).  Rechtsnormen,  die  derartiges  bestimmen, 
zeigen  gleichfalls  die  Grenzen  für  die  Rücksichtnahme  auf  die 
Autorität  fremder  Staaten  bei  der  rechtlichen  Regelung  gewisser 
Tatumstände  an. 

Die  Rücksichtnahme  auf  fremde  Staatsautoritäten  erfordert 
es,  daß  dem  Ausländer  durch  das  staatliche  Recht  bezüglich 
seines  allgemeinen  Verhaltens  nicht  strengere  Pflichten  auferlegt 
werden  wie  dem  Inländer.  Nur  bezüglich  spezieller  Betätigungen, 
die  durch  besonderen  Staatsakt  erst  für  zulässig  oder  für  geboten 
erklärt  werden,  wird  eine  rechtliche  Behandlung  der  Ausländer, 
die  strenger  ist  wie  die  der  Inländer,  nicht  als  unzulässige  Nicht- 
achtung einer  fremdstaatlichen  Autorität  angesehen. 

Die  Pflichten,  welche  durch  einen  besonderen  Staatsakt  ge- 
schaffen oder  beseitigt  werden,  sind  so  geartet,  daß  der  Staat 
eine  unparteiische  Prüfung  der  Voraussetzungen,  unter  denen  die 
normierten  Rechtsfolgen  eintreten,  und  eine  Kontrolle  der  Rechts- 
pflichterfüllung durch  seine  Organe  für  erforderlich  hält.  Wenn 
derartige  Staatsakte  nicht  für  erforderlich  gehalten  werden,  so 
beruht  das  auf  dem  Vertrauen  der  Staatsautorität,  daß  die  ihr 
Unterworfenen  im  allgemeinen ,  auch  ohne  daß  eine  solche 
kontrollierende  Staatstätigkeit  stattfindet,  ihre  Rechtspflichten  er- 
kennen und  erfüllen  werden.  Dieses  Vertrauen  wird  in  bezug 
auf  Ausländer  oft  nicht  begründet  sein.  Es  ist  daher,  ohne  daß 
dies  als  eine  Verletzung  berechtigter  fremder  Staatsinteressen  gilt, 
eine  strengere  Behandlung  der  Ausländer  in  bezug  auf  die 
Pflichtenschaffung  und  Pflichtenlösung  durch  besondere  Staatsakte 
nach  staatlichem  Rechte  möglich. 

Ausländer  können  im  Gegensatze  zu  Inländern  im  Spezialfälle 
aus  Zweckmäßigkeitsgründen  allgemeiner  Art  aus  dem  Staats- 
gebiet   verwiesen    werden.     Für   die  Ausländer    entsteht  dadurch 
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eine  Unterlassungspflicht  des  Inhalts,  sich  nicht  in  dem  Staats- 
gebiete, aus  dem  sie  ausgewiesen  sind,  aufzuhalten. 

Die  preußischen  Polizeibehörden  sind  z.  B.  verpflichtet,  bei 
Reichsausländerinnen,  bei  welchen  die  Voraussetzungen  zur  Ver- 
hängung der  sittenpolizeilichen  Kontrolle  vorliegen,  die  Aus- 
weisung aus  dem  Staatsgebiet  herbeizuführen.  Es  bedarf  nicht 
erst  der  gerichtlichen  Verurteilung  dieser  Personen  wegen  straf- 
barer Gewerbsunzucht,  um  das  Vorhandensein  solcher  Voraus- 
setzungen zweifelsfrei  darzutun.  Es  wird  unter  Umständen  in 
Frage  kommen,  auch  die  Eltern  einer  minderjährigen  Ausländerin 
als  lästige  Ausländer  auszuweisen,  wenn  sie  es  sich  nicht  ernst- 
lich angelegen  sein  lassen,  ihre  Tochter  zu  einem  ordentlichen 
Lebenswandel  zurückzuführen  1). 

Damit  die  sich  im  Staatsgebiet  aufhaltenden  Ausländer  besser 
überwacht  und  zu  einem  gesetzmäßigen  Verhalten  angehalten 
werden  können,  damit  ihnen  andererseits  mit  Rat  und  Tat  besser 
beigestanden  werden  kann,  wenn  sie  der  obrigkeitlichen  Hilfe 
bedürfen,  haben  z.  B.  bestimmte  Ausländer  die  Pflicht,  bei  den 
Grenzämtern  der  deutschen  Feldarbeiterzentrale  sich  deutsche 
Legitimationspapiere  ausstellen  zu  lassen 2).  Ausländer,  gegen 
die  durch  ein  deutsches  Gericht  wegen  einer  strafbaren  Hand- 
lung auf  Zulässigkeit  von  Polizeiaufsicht  erkannt  ist,  oder  die 
wegen  gewisser  auf  Arbeitsscheu  zurückzuführender  Delikte  be- 
straft werden,  können  aus  dem  Reichsgebiete  ausgewiesen  wer- 
den 3). 

Naturgemäß  wird  die  Rücksichtnahme  auf  berechtigte  Inter- 
essen fremdstaatlicher  Autoritäten  es  auch  nicht  mit  sich  bringen, 
daß  Tatumstände  irgendwelcher  Art,  die  mit  Beziehung  auf 
einen  Ausländer  eintreten,  für  diese  günstigere  Rechtstolgen 
zeitigen,  als  die  mit  Beziehung  auf  einen  Inländer  eingetretenen 
Tatumstände  sie  für  diesen  ausgelöst  hätten. 

Inländer  können  daher  von  Rechtspflichten,  die  ihnen  im 
Interesse  von  Ausländern  obliegen,  unter  den  gleichen  Voraus- 
setzungen   gelöst  werden,    wie   wenn  ihnen  diese  Rechtspflichten 

1)  Vfg.  des  Min.   d.  Innern,    betr.  die  Ausweisung  von  Reichsausländerinnen, 
eichen  die  Voraussetzungen     zur  VerhUngung  der  sittenpolizedichen   Kontrolle 

en,   v.   22.  Jan.    1910,   ürotefend   1910,   S.   227. 

2)  Vgl.    Vfg.    des   Min.  d.    Innern,     betr.   die   Zulassung    ausländischer   Arbeiter 
zur  Albeil     In    dei   Landwirtschaft     und   in   den   gewerblichen   Hetrieben  in  Deutsch 
land,   v.  21.  Dez.   1907,  Grotefend  1908,  S.   14. 

3)  §§   392>   36l,   362  de 
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gegenüber  Inländern  obliegen  würden.  Als  deutschrechtliches 
Beispiel  seien  folgende  Bestimmungen  erwähnt:  Wenn  §§  13  ff. 
BGB.  bestimmen,  daß  derjenige  für  tot  erklärt  werden  könne, 
der  verschollen  sei,  so  sind  damit  zunächst  nur  deutsche  Ver- 
schollene gemeint.  Denn  Art.  9  EBGB.  erklärt  diesen  Staatsakt 
ausdrücklich  auch  für  staatsfremde  Verschollene  für  zulässig,  die 
bei  Beginn  der  Verschollenheit  Deutsche  waren. 

Gehörte  ein  staatsfremder  Verschollener  bei  dem  Beginne 
der  Verschollenheit  einem  fremden  Staate  an,  so  kann  er  im 
Inlande  nach  den  deutschen  Gesetzen  mit  Wirkung  für  diejenigen 
Rechtsverhältnisse,  welche  sich  nach  den  deutschen  Gesetzen 
bestimmen,  sowie  mit  Wirkung  für  das  im  Inlande  befindliche 
Vermögen  für  tot  erklärt  werden.  Mit  allgemeiner  Wirkung  kann 
aber  ein  verschollener  ausländischer  Ehemann  nach  den  deutschen 
Gesetzen  für  tot  erklärt  werden,  wenn  er  seinen  letzten  Wohnsitz 
im  Inland  hatte  und  seine  im  Inlande  zurückgebliebene  oder  dahin 
zurückgekehrte  Ehefrau,  welche  Deutsche  ist  oder  bis  zu  ihrer 
Verheiratung  mit  dem  Verschollenen  Deutsche  gewesen  ist,  den 
Antrag  auf  Todeserklärung  stellt. 

Da  die  Rechtswirkungen  von  amtlichen  Rechtspflichthand- 
lungen sich  nur  auf  den  Rechtskreis  beziehen,  für  den  die  ent- 
sprechenden Rechtsnormen  gelten,  ist  die  grundsätzliche  Ab- 
lehnung, daß  diese  Rechtswirkungen  fremder  Staatsakte  auch  nach 
innerstaatlichem  Recht  eintreten,  keine  Verletzung  berechtigter 
Interessen  fremder  Staaten.  Das  gleiche  gilt  von  der  Beschränkung 
in  der  Anerkennung  der  Rechtswirksamkeit  fremdstaatlicher  Akte. 
Eine  solche  liegt  z.  B.  in  der  Bestimmung  des  deutschen  Rechts, 
daß  die  Eingehung  einer  Ehe,  sofern  einer  der  Verlobten  ein 
Deutscher  ist,  in  Ansehung  eines  jeden  der  Verlobten  nach  den 
Gesetzen  des  Staates  beurteilt  wird,  dem  er  angehört.  Ein  Ehe- 
abschluß durch  ein  fremdstaatliches  Organ  kann  also  trotz  Rechts- 
wirksamkeit für  das  fremdstaatliche  Recht  nach  deutschem 
Recht  wegen  des  Fehlens  zwingender  Voraussetzungen  der  Rechts- 
wirksamkeit des  entprechenden  Aktes  eines  deutschen  Organs 
rechtsunwirksam  sein. 

Ferner  pflegt,  soweit  es  sich  um  die  Feststellung  handelt, 
ob  die  eigenen  Staatsorgane  ihre  ihnen  gegenüber  den  Ausländern 
obliegenden  Pflichten  erfüllt  haben,  die  Anerkennung  eines  eine 
solche  Feststellung  enthaltenden  ausländischen  Staatsaktes  aus- 
geschlossen zu    sein,    soweit   nicht  kraft  Völkerrechts  eine  über- 
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staatliche  Rechtsprechungszuständigkeit  (z.  B.  eines  internationalen 
Schiedsgerichtshofes)  besteht.  In  dieser  Beziehung  pflegt  die 
Staatshoheit  eine  Einwirkung  einer  fremden  Staatsgewalt  zurück- 
zuweisen und  deren  Akte  als  für  ihr  Rechtsgebiet  nicht  maß- 
gebend anzusehen.  Da  die  fremde  Staatsgewalt  als  die  Ver- 
treterin der  Interessen  des  betreffenden  Ausländers  in  solchen 
Fällen  als  Partei  anzusehen  ist,  wird  grundsätzlich  die  Unter- 
ordnung der  beteiligten  Staaten  unter  den  Schiedspruch  eines 
dritten  Unbeteiligten  angemessen  sein.  Es  gibt  aber  Fälle  von 
untergeordneter  Bedeutung,  in  denen  die  Staaten  sich  gegenseitig 
die  Zuständigkeit  einräumen,  über  die  Pflichten  fremdstaatlicher 
Organe  gegenüber  ihren  eigenen  Staatsangehörigen  selber  durch 
Organe  zu  entscheiden 

So  erfolgt  die  Feststellung,  ob  bei  internationalen  Trans- 
porten eine  der  verpflichteten  Bahnen  ihren  Pflichten  nachge- 
kommen ist,  durch  das  zuständige  Gericht  des  Staates,  in  welchem 
die  beklagte  Bahn  ihren  Wohnsitz  hat J).  Auch  für  alle  Rück- 
griffsansprüche der  Bahnen  untereinander  ist  der  Richter  des 
Wohnsitzes  der  Bahn,  gegen  welche  der  Rückgriff  erhoben  wird, 
ausschließlich  zuständig.  Nur  wenn  die  Klage  gegen  mehrere 
Bahnen  zu  erheben  ist,  steht  der  klagenden  Bahn  die  Wahl  unter 
den  hiernach  zuständigen  Richtern  zu  2).  Die  wichtigste  Grenze 
der  Rücksichtnahme  des  Staates  auf  fremde  Staaten  wird  durch 
die  räumliche  Abgrenzung  des  Staatsgebietes  erreicht.  Gewisse 
Vorgänge,  die  sich  in  diesem  Staatsgebiete  abspielen,  werden 
vom  Staate  ohne  jede  Rücksicht  auf  irgendeine  andere  recht- 
liche Autorität  mit  Rechtswirkungen  ausgestattet.  Schon  der 
Uebertritt  aus  dem  Auslande  in  das  Staatsgebiet  ist  von  gewissen 
Voraussetzungen  abhängig.  Insbesondere  sind  regelmäßig  Zölle 
bei  der  Einfuhr  bestimmter  Waren  zu  zahlen,  die  die  Handels- 
interessen anderer  Staaten  stark  beeinträchtigen  können.  Willens- 
betätigungen im  Staatsgebiete,  die  gegen  strafrechtlich  geschützte 
Normen  verstoßen,  straft  der  Staat,  gleichviel,  durch  wen  sie 
erfolgen.  Durch  solche  und  ähnliche  Bestimmungen  macht  der 
Staat  ein  etwa  widerstrebendes  Wirken  anderer  rechtlicher  Autori- 
täten  für    sein  Rechtsgebict  wirkungslos.     Die  gegenseitige  An- 


i)  Art.  27  Abs.  4  des  internationalen  Uebereinkommens  über  den  Eisenbahn- 
frachtverkehr v.  14.  Okt.   1890. 

2)  Art.  53  des  Uebereinkommens. 
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erkennung  dieser  Territorialhoheit  der  Staaten,  die  nur  durch  die 
gewissen  Personen  und  Sachen  beigelegte  Eigenschaft  der  Ex- 
territorialität eine  Ausnahme  erleidet,  macht  Kollisionen  auf  diesem 
Rechtsgebiet  zu  Ausnahmefällen. 

Andere  Grenzen  der  Rücksichtnahme  auf  fremde  Staaten  bei 
der  rechtlichen  Regelung  von  Angelegenheiten  sind  durch  die 
Anerkennung  der  Staatsangehörigkeit  gewisser  Personen  ge- 
zogen. 
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Von 

GERTRUD  HERMES. 

Nicht  an  den  Statistiker  wendet  sich  die  nachfolgende  Dar- 
stellung vornehmlich,  sondern  an  den  Sozialpolitiker.  Sie  bietet 
dem  Statistiker  noch  einmal  die  bekannten  Zahlenreihen  ohne 
wesentlich  neue  Ergebnisse.  In  unsrer  sozialwissenschaftlichen 
Literatur  dagegen  will  sie  eine  Lücke  ausfüllen.  Ausgehend  nicht 
von  der  Theorie  mit  ihrer  Forderung  systematischer  Vollständigkeit, 
sondern  von  praktischen  Bedürfnissen,  von  den  Forderungen  des  so- 
zialen Gewissens,  hat  die  wissenschaftliche  Forschung  sich  vorwiegend 
mit  jenen  sozialen  Erscheinungen  beschäftigt,  die  als  kranke  Glied- 
maßen am  Körper  unseres  Volkes  erschienen ,  die  gesunden 
Existenzen  dagegen  entweder  gar  nicht  oder  nur  in  statistischen 
Umrissen  erfaßt.  Wir  kennen  Nährikeles  wirtschaftliche  Freuden 
und  Leiden  bis  in  alle  Einzelheiten  hinein,  auch  über  den  Mittel- 
stand liegen  einige  Schilderungen  vor,  —  wie  sich  aber  das  wirt- 
schaftliche Leben  einer  hochgestellten  Familie  mit  großen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  abspielt,  davon  fehlt  jede  auf  wissenschaft- 
lichem Wege  gewonnene  Anschauung.  Und  doch  bedarf  es,  um 
soziale  Zustände  in  ihrer  Totalität  zu  erkennen  und  zu  beurteilen, 
des  einen  so  gut  wie  des  anderen.  Es  ist  nicht  nur  ein  Problem 
von  grundlegender  Bedeutung,  wie  man  lebenverkümmernde  Ar- 
mut erkennt  und  beseitigt,  sondern  es  ist  ebenso  von  Wichtigkeit, 
Klarheit  darüber  zu  gewinnen,  welches  Maß  von  Wohlbefinden 
die  Angehörigen  der  Oberschicht  genießen,  welchen  Gebrauch 
sie  davon  machen,  in  welchem  Verhältnis  die  Kosten  der  Vor- 
bildung und  das  spätere  Einkommen  zueinander  stehen,  in  welchem 
Umfang  Vermögensbildung  stattfinden  kann  und  stattfindet.  Ist 
zudem,   wie    im    vorliegenden   Falle,    der    Träger    der    Wirtschaft- 
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liehen  Existenz  ein  geistiger  Arbeiter  von  überdurchschnittlicher 
Begabung,  so  entsteht  im  besonderen  die  Frage,  wie  diese  Be- 
gabung mit  dem  denkbar  geringsten  Aufwand  für  die  Gesamtheit 
nutzbar  zu  machen  sei  —  anders  gewandt:  das  Verteilungs- 
problem unter  dem  Gesichtspunkt  der  angemessenen  Entlohnung 
überdurchschnittlicher  geistiger  Begabungen  bedarf  der  Bearbei- 
tung nicht  minder,  als  die  Frage  nach  dem  Mindestlohn  der  hand- 
arbeitenden Masse.  Daß  die  Wissenschaft  an  dieser  Aufgabe  mit 
einer  Handbewegung  vorübergegangen  ist,  hat  sich  in  dem  revo- 
lutionären Deutschland  der  Gegenwert  bitter  gerächt.  Bergehoch 
türmt  sich  die  Literatur  über  Lage  und  Arbeitsverhältnisse  der 
physisch  arbeitenden  Schichten  des  Volkes,  und  ebenso  hoch  türmen 
sich  die  Arbeiterforderungen  der  Gegenwart.  Das  Problem  aber 
von  der  Entlohnung  bedeutender  geistiger  Leistungen,  von  der 
sozialen  Stellung  ihrer  Träger  im  Volksganzen,  von  der  überaus 
schwierigen  Unterscheidung  zwischen  deren  volkswirtschaftlich  be- 
rechtigten und  deren  volkswirtschaftlich  unberechtigten  Sonderforde- 
rungen ist  theoretisch  kaum  in  Angriff  genommen  und  starrt  uns 
aus  dem  Chaos  der  heutigen  Verhältnisse  als  das  ungelöste  Rätsel 
der  Sphinx  entgegen. 

Es  ist  in  der  folgenden  Abhandlung  der  Versuch  gemacht 
worden,  das  wirtschaftliche  Leben  einer  Familie,  die  zu  bedeu- 
tendem Einkommen  und  hoher  sozialer  Stellung  gelangte,  in  seinen 
Einzelheiten  zu  erfassen.  Wenn  bei  der  Schilderung  dieses  Einzel- 
falles mit  pedantischer  Genauigkeit  verfahren  ist,  so  wolle  der 
Leser  nicht  übersehen,  daß  es  die  Vollständigkeit  in  der 
Erörterung  der  Einzelheiten  ist,  die  der  Darstellung  wissenschaft- 
lichen Wert  verleiht. 

I. 

Die  wirtschaftenden  Personen.  Das  Quellen- 
material.    Erste  Periode  der  Wirtschaftsführung 

i  8  5  9 —  1862. 

Der  preußische  Staatsbeamte,  dessen  Rechnungsbücher  uns 
vorliegen  —  nennen  wir  ihn  O.  —  war  im  Jahre  1826  in  Berlin 
geboren.  Auf  seiner  Jugend  lasteten  die  Schatten  nachnapoleo- 
nischer  Zeiten  und  persönlichen  Unglücks.  Mit  6  Jahren  verlor 
er  den  Vater,  der,  selbst  Jurist,  einer  angesehenen,  aber  un- 
begüterten Pastorenfamilie  entstammte,  während  der  Großvater 
mütterlicherseits,    ein  wohlhabender  Gutsbesitzer,   unter  der  fran- 
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zösischen  Gewaltherrschaft  schwere  Einbußen  an  seinem  Ver- 
mögen erlitten  hatte.  So  verblieben  der  Mutter  O.s  für  die  Er- 
ziehung ihrer  drei  Kinder  nur  äußerst  geringe  Mittel,  und  eine 
Jugend  der  Not,  des  Entbehrens,  der  straffen  Zusammenfassung 
aller  Kräfte  ward  dem  aufgeweckten  Knaben  zu  einer  herben 
Schule,  deren  Wirkungen  sein  Leben  hindurch  spürbar  blieben. 
Strenge  Pflichterfüllung,  Fleiß,  Gewissenhaftigkeit,  Ordnung,  Spar- 
samkeit, persönliche  Anspruchslosigkeit,  innere  Unabhängigkeit 
gegenüber  allem  äußeren  Schein  wurden  die  Grundzüge  seines 
Wesens.  Schon  auf  dem  Gymnasium  arbeitete  er  mit  eisernem 
Fleiß,  so  daß  er  bereits  mit  iö1^  Jahren  nach  abgelegter  Reife- 
prüfung die  Universität  beziehen  konnte.  An  den  Besuch  fremder 
Hochschulen  war  bei  den  knappen  Mitteln  der  Mutter  nicht  zu 
denken ;  er  empfing  vielmehr  seine  ganze  Ausbildung  zum  Juristen 
in  Berlin.  Neben  der  Berufsvorbereitung  gab  er  sich  notgedrungen 
mit  Privatstunden  und  Vorlesen  ab,  um  seinen  persönlichen  Be- 
darf möglichst  aus  eigenen  Einnahmen  zu  bestreiten.  Mit  19,  21 
und  24  Jahren  bestand  er  die  damals  vorgeschriebenen  drei  juri- 
stischen Prüfungen;  die  Zeugnisse  der  Gerichte  rühmen  neben 
seinen  ungewöhnlichen  Fähigkeiten  seinen  »eisernen  Fleiß«  und 
charakterisieren  ihn  als  >  einen  geschickten,  vorzüglich  brauchbaren 
Arbeiter«.  Nach  der  erforderlichen  8jährigen  Vorbereitung  war 
seine  juristische  Ausbildung  im  Herbst  1850  vollendet.  Der  Militär- 
pflicht brauchte  er  infolge  schwächlich  entwickelten  Körpers  nicht 
zu  genügen. 

Schon  vor  Beendigung  seiner  Ausbildung  hatten  wohlwollende 
Vorgesetzte  dem  jungen  Juristen  die  Möglichkeit  geben  können, 
aus  seiner  Berufstätigkeit  Einnahmen  zu  beziehen.  Der  23  jährige 
Referendar  wurde  mit  der  Vertretung  eines  Kreisrichters  in  Char- 
lottenburg betraut  und  führte  ein  Jahr  lang  das  ganze  Vormund- 
schafts- und  Hypothekendezernat  des  dortigen  Kreisgerichtes 
selbständig ;  30  Tl.  monatliche  Diäten  waren  sein  stolzes  Ein- 
kommen. 

Unmittelbar  nach  Ablegung  des  Assessorexamens  wurde  O. 
die  Vertretung  des  Kreisrichters  in  einem  uckermärkischen  Land- 
städtchen übertragen;  im  März  1852  erfolgte  seine  Ernennung 
zum  dortigen  Kreisrichter  mit  einem  Gehalt  von  500  Tl.  jährlich. 
So  war  fester  Boden  unter  den  Füßen  gewonnen ;  wenige  Wochen 
später    fährte  O.  die   Braut   heim,    mit   der   er   seit   einem  Jahre 

»bt   war.     Damit   war   eine  Hoffnung  erfüllt,   die  seit  seinem 
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21.  Lebensjahre  sein  Streben  beseelt  hatte.  Zu  stolz,  um 
ohne  gesicherte  äußere  Existenz  das  vielumworbene,  wohlhabende 
Mädchen  an  sich  zu  fesseln,  hatte  der  charakterfeste  Mann  in  der 
Hoffnung  auf  die  Treue  unausgesprochener  Gefühle  geschwiegen, 
ungeachtet  jahrelanger  räumlicher  Trennung,  bis  ihm  die  sichere 
Anwartschaft  auf  die  Kreisrichterstelle  vor  seinem  eigenen  Ge- 
wissen das  Recht  gab,  um  das  geliebte  Mädchen  zu  werben. 
»Fast  übermenschlich  habe  ich  gearbeitet,  um  vorwärts  zu  kom- 
men«, durfte  er  ihr  in  seinem  Werbebriefe  schreiben. 

Doch  nur  kurze  Zeit  vermochten  das  neubegründete  häusliche 
Glück  und  die  Schönheit  uckermärkischer  Buchenwaldungen  den 
rastlos  Strebenden  zu  fesseln.  Ueberzeugt,  daß  er  in  der  Klein- 
stadt bei  dem  Mangel  aller  literarischen  Hilfsmittel  und  jeglichen 
Verkehrs  mit  Kollegen  geistig  nicht  vorwärts  kommen  könne,  be- 
antragte er  schon  1853  seine  Versetzung  nach  Berlin.  Aber  auch 
hier  befriedigte  ihn  die  richterliche  Tätigkeit  auf  die  Dauer  nicht; 
er  übernahm  daher  neben  seinem  Richteramt  im  Jahre  1857  noch 
die  Tätigkeit  eines  Hilfsarbeiters  bei  einer  Landeszentralbehörde 
—  mochten  die  Nachtstunden  herhalten,  wenn  der  Tag  zu  kurz 
wurde.  Damit  war  seinem  Uebergang  in  den  Verwaltungsdienst 
der  Weg  geebnet;  1858  wurde  er  zunächst  kommissarisch,  dann 
als  Mitglied  der  Kollegien  zweier  Provinzialbehörden  in  die  rhei- 
nische Provinzialhauptstadt  berufen.  Stolz  auf  das  Erreichte,  der 
Zukunft  froh  entgegenschauend,  durfte  der  32jährige  Herr  Rat 
im  Herbst  1858  seine  27jährige  Frau  Rätin,  die  Mutter  zweier 
Knaben,  in  die  frohe  Schönheit  rheinischer  Natur  und  rheinischen 
Lebens  einführen. 

Mit  dem  folgenden  Jahre  beginnen  die  Rechnungsbücher,  an 
deren  Hand  wir  die  weitere  Gestaltung  des  äußeren  Schicksals 
unsrer  Freunde  kennenlernen  werden.  Zweifellos  wurden  auch 
schon  in  den  früheren  Jahren  Rechnungsbücher  geführt,  doch  ist 
von  diesen  älteren  Aufzeichnungen  nichts  mehr  vorhanden.  Unser 
Material,  aus  6  Folioheften  bestehend,  enthält  nahezu  für  jedes 
Jahr  in  dem  Zeitraum  von  1859 — 1880  einen  doppelten  Rechnungs- 
bericht: I.  ein  »Tagebuch«,  2.  ein  »Manual«,  beide  vom  Haus- 
herrn verfaßt.  Das  Tagebuch  fehlt  nur  für  das  Jahr  1859,  das 
Manual  für  die  Jahre  1875,  1876,  1877.  Im  Tagebuch  schrieb  O. 
fortlaufend  die  Einnahmen  und  die  täglichen  Ausgaben  an,  sum- 
mierte sie  und  zog  alle  Vierteljahre  sowie  am  Jahresschluß  die 
Bilanz,  während  er  im  Manual  die  Ausgaben  am  Ende  eihes  Jahres 
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in  Gruppen  (Obdach,  Kleidung  usw.)  ordnete,  summierte  und 
noch  einmal  gegen  die  Einnahmen  aufrechnete.  Außerdem  be- 
rechnete er  im  Manual  den  Prozentsatz  der  einzelnen  Ausgaben- 
gruppe an  der  Jahreseinnahme.  Aus  gelegentlichen  volkswirt- 
schaftlichen Notizen  in  den  Rechnungsbüchern  geht  hervor,  daß 
der  Gründlichkeit  dieser  Rechnungsführung  nicht  nur  ein  privat- 
wirtschaftliches, sondern  ebensosehr  ein  allgemeines  wissenschaft- 
liches Interesse  zugrunde  lag.  Wie  O.  in  seiner  Jugend  bei 
Diterici  Kollegien  über"  Nationalökonomie  und  Statistik  gehört 
hatte,  so  war  es  ihm  auch  später  Bedürfnis,  sich  über  die  all- 
gemeine Bedeutung  seiner  besondern  Wirtschaftsführung  klar  zu 
werden.  —  Die  ältesten  Bücher  richtete  O.  selbst  mit  sauber  ge- 
zogenen Linien  ein;  alle  Bände  wurden  von  ihm  eigenhändig 
kunstgerecht  geheftet.  Der  äußern  Sorgfalt  entspricht  die  innere ; 
Fehler  bei  der  Aufrechnung  konnten  ihm  nur  ganz  vereinzelt 
nachgewiesen  werden. 

Mit  dem  Jahre  1881  änderte  O.  die  Methode  des  Anschrei- 
ben. Er  ließ  sich  Formulare  in  der  Art  der  vom  hannoverschen 
Beamtenverein  herausgegebenen  anfertigen,  deren  Rubriken  mit 
denen  der  Manuale  übereinstimmten ;  damit  fiel  fortan  die  Um- 
schreibung des  ganzen  Materials  fort.  Umfangreiche  Aufrech- 
nungen wurden  auch  jetzt  noch  einige  Jahre  hindurch  vorge- 
nommen. Dann  aber  begann  im  siebenten  Jahrzehnt  seines  ar- 
beitsreichen Lebens  die  geistige  Energie  nachzulassen ;  in  den 
letzten  Jahren  hat  er  die  Ausgaben  nicht  mehr  aufgerechnet. 
Einige  wenige  offensichtliche  Lücken  (Wirtschaftsgeld  der  Haus- 
frau) aus  diesen  Jahren  sind  von  der  Bearbeiterin  ausgefüllt. 
Neben  den  Rechnungsbüchern  dienten  die  mit  gleicher  Sorgfalt 
geführten  Personalakten  O.s  als  Quelle  für  die  Darstellung.  Er- 
gänzend ist  unter  gewissenhafter  Prüfung  die  mündliche  Ueber- 
lieferung  herangezogen. 

I  )och  ehe  wir  uns  in  die  Angaben  der  Rechnungsbücher  vertiefen, 
sei  mit  wenigen  Strichen  die  zweite  der  wirtschaftenden  Personen, 
die  Hausfrau  in  ihrer  Eigenschaft  als  Wirtin,  gekennzeichnet. 
Sie  war,  wie  es  in  einer  rechten  Ehe  sein  soll,  in  jeder  Weise 
das  Widerspiel  ihres  Gatten. 

Aus  einfachen  ländlichen  Verhältnissen  stammend,    hatte  ihr 

r  sich  den  Weg  zu  Wohlstand  und  Ansehen  gebahnt,  indem 
er,  die  Agrarkrise  der  zwanziger  Jahre  ausnutzend,  ein  leistungs- 

es,  aber  heruntergewirtschaftetes  Gut   im  Kreise  Marienburg 
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Wpr.  billig  erstanden  und  zum  »Mustergut  des  Kreises«  um- 
gewandelt hatte.  Das  Vertrauen  seiner  Standesgenossen  schickte 
ihn  1847  m  den  ersten  vereinigten  preußischen  Landtag.  Als 
sein  einziges  Kind,  das  überdies  beim  Eintritt  ins  Leben  die  Mutter 
verloren  hatte,  war  A.  in  Wohlstand  und  Behagen  aufgewachsen, 
und  wenn  auch  der  Vater  sie  vor  Verwöhnung  und  Verweich- 
lichung zu  schützen  suchte,  so  blieben  ihrer  Jugend  doch  strengere 
Anforderungen  erspart.  Von  ungewöhnlicher  Anmut,  von  spru- 
delnder Lebhaftigkeit,  eine  stattliche,  vornehme  Erscheinung,  eine 
flotte  Reiterin,  und  zu  alledem  mutmaßliche  Erbin  eines  schönen 
Besitzes,  war  sie  der  Gegenstand  zahlreicher  Huldigungen  ge- 
wesen, bis  sie  zum  Erstaunen  der  Welt  dem  armen  Kreisrichter 
die  Hand  reichte. 

Hatte  somit  schon  ihre  Erziehung  sie  weder  an  ängstliches 
Haushalten  mit  dem  Pfennig,  noch  an  harte  Arbeit  gewöhnt,  so 
lagen  auch  in  ihrem  Charakter  mancherlei  Hemmungen  für  eine 
sparsame,  vorausschauende  Wirtschaftsführung.  Im  Gegensatz  zu 
der  nüchternen,  durchaus  auf  begriffliches  Denken  gestellten  Art 
ihres  Mannes  war  sie  eine  sinnenfrohe,  für  Schönheit  empfängliche, 
phantasievolle,  gesellige  Frau,  deren  Bedürfnis  nach  anmutiger 
Gestaltung  des  Lebens  nicht  immer  mit  den  bescheidenen  Ein- 
nahmen ihres  Mannes  übereinstimmte.  Mit  der  ganzen  Lebhaftig- 
keit ihres  starken  Temperaments  gab  sie  sich  den  Eindrücken 
des  Augenblicks  hin  und  war  daher  geneigt,  auch  in  wirtschaft- 
lichen Dingen  das  zielbewußte  Handeln  von  den  Eindrücken  des 
Augenblicks  durchkreuzen  zu  lassen.  —  Zur  Charakteristik  ihrer 
Eigenart  als  Wirtin  seien  ein  paar  Auszüge  aus  einer  Rechnungs- 
legung wiedergegeben,  die  sie  ihrem  Gatten  übersandte,  als  er 
im  Jahre  1862,  ehe  seine  Rückberufung  nach  Berlin  definitiv  war, 
mehrere  Monate  dort  arbeitete,  indes  die  Familie  am  Rhein  ver- 
blieb. So  sauber  und  exakt  die  Rechnungsbücher  des  Hausherrn, 
so  unregelmäßig  die  Rechnungsberichte  der  Hausfrau :  lose  Blätter 
von  den  verschiedensten  Größen,  windschief,  mit  windschiefen 
Linien,  und  weil  doch  die  garstigen  Zahlen  gar  zu  unbarmherzig 
sind,  so  suchte  sie  ihre  Wirkung  auf  den  strengen  Gemahl  durch 
ein  paar  begleitende  Stoßseufzer  abzuschwächen,  —  wußte  sie 
doch,  daß  seiner  unerbittlichen  Kritik  nichts  entging  und  ihre 
kleinen  Entgleisungen  oft  genug  mit  scharfen  Sarkasmen  gerügt 
wurden.     So  schreibt  sie: 

April   1862  :    *Ich  habe  wohl   manches  vergessen,    auch  gab 
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es  allerhand  kleine  Ausgaben,  die  ich  nicht  gleich  aufschreiben 
konnte  und  die  mir  wohl  so  durch  die  Finger  gegangen  sind. 
Ausgegangen  sind  wir  gar  nicRt;  nicht  ein  Mal  war  ich  bis  jetzt 
mit  den  Kindern  fort.« 

Juni:  »Ich  ärgere  mich  eigentlich;  ich  brauche  oder  ver- 
brauche jetzt  nicht  die  30  Tl.  Wirtschaftsgeld  ganz,  die  Rechnung 
stimmt  mir  sonst  aber  nicht,  und  so  muß  ich  es  zugeben  und 
doch  noch  Manko  anschreiben.  —  Diesen  Monat  habe  ich  eine 
Zeitlang  schlecht  angeschrieben.« 

Juli:  »Als  ich  mir  das  Hauskleid  für  4  Tl.  kaufte,  habe  ich 
mich  20 Mal  besonnen;  ich  brauchte  es  aber  zu  nötig.« 

August:   »Jetzt  ist  alles  bezahlt,  was  ich  irgend  weiß!« 

So  hätte  denn  die  lebensfrohe  Frau  für  das  wirtschaftliche 
Fortkommen  ihres  Mannes  leicht  ein  Hindernis  werden  können, 
wenn  nicht  in  ihr  selbst  Hemmungen  religiös-sittlicher  Art  gegen  die 
Gefahren  ihres  Temperaments  gelegen  hätten.  Denn  wie  stark 
auch  alle  Lebenslust  ihrer  raschen  Jugend  war,  stärker  doch  war 
ihr  Idealismus;  sie  konnte  sich  mit  vollen  Zügen  am  goldenen 
Ueberfluß  der  Welt  erlaben,  aber  sie  konnte  auch  ohne  alle  Bitter- 
keit entbehren.  Der  Genuß  war  ihr  niemals  wesentlich.  Die 
Heiterkeit  ihrer  Seele  blieb  dieselbe,  gleichviel,  ob  Wohlstand 
oder  Armut  ihr  Teil  war.  Sichtbare  Gestalt  aber  gewann  dieser 
Idealismus  in  der  Liebe  zu  Mann  und  Kindern.  Um  ihretwillen 
verrichtete  sie  mit  Freuden  ungewohnte  Arbeit,  um  ihretwillen 
verzichtete  sie  gern  auf  gesellige  und  geistige  Genüsse  —  ihr 
schönes  musikalisches  Talent  ist  nie  recht  zur  Hebung  gekommen 
—  um  ihretwillen  bemühte  sie  sich,  vorauszuschauen  und  unter- 
zog sich  jener  genauen  Rechnungslegung,  die  der  Gatte  von  ihr 
verlangte,  so  daß  sie  ihr  schließlich  zur  zweiten  Natur  ward  und 
sie  daran  festhielt,  auch  als  sein  starker  Wille  sie  nicht  mehr 
leitete.  Noch  die  Greisin  pflegte  Tag  für  Tag  mühselig  am 
Schreibtisch  die  laufenden  Ausgaben  zusammenzusuchen,  wenn 
auch  die  bösen  Zahlen  je  länger,  um  so  weniger  stimmen  wollten. 
Wußte  sie  sich  gar  keinen  Rat  mehr,  dann  beschwichtigte  sie 
wohl  ihr  Gewissen  mit  den  Worten:  >Ach,  ich  schreibe  das 
Fehlende  unter  »Insgemein«  an,  —  das  tat  mein  Heber  Mann 
auch  manchmal.« 
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Die  31  Jahre  der  Rechnungsberichte  gliedern  sich  in  drei 
Abschnitte,  deren  erster  den  kurzen  rheinischen  Aufenthalt  (1859 
bis  1862)  umfaßt.  Wie  ein  einziger  heller  Frühlingstag  lebten 
diese  Jahre  in  der  Erinnerung  unsrer  Freunde  fort.  Interessante 
und  erfolgreiche  Arbeit  in  dem  neuen  Wirkungskreise  gewährte 
dem  Hausherrn  volle  Befriedigung;  die  materielle  Lage  der  Familie 
hatte  sich  im  Vergleich  zu  Berlin  bedeutend  gebessert,  von  Krank- 
heit und  Tod  blieb  sie  in  diesen  Jahren  verschont,  zwei  gesunde 
Kinder  wurden  dem  Ehepaar  geschenkt,  und  die  herrliche  Natur, 
sowie  ein  Kreis  liebenswürdiger,  zum  Teil  bedeutender  Menschen 
gaben  ihrem  Glück  den  schönsten  Rahmen. 

Ueber  den  Stand  des  Vermögens  liegen  keine  un- 
mittelbaren Nachrichten  vor ;  er  läßt  sich  jedoch  aus  den  vor- 
handenen Aufzeichnungen  mit  Sicherheit  erkennen.  Für  das 
Jahr  1860  ist  eine  Zinseinnahme  von  13  Sgr.  6  Pf.  notiert,  offen- 
bar die  halbjährlichen  Zinsen  eines  Wertpapieres  von  20  TL,  das 
noch  in  demselben  Jahre  versilbert  wurde.  1861  ist  keinerlei 
Einnahme  aus  Zinsen  verzeichnet.  Den  geringen  Aktiva  standen 
bedeutendere  Passiva  gegenüber.  Die  große  Ausgabe  des  Um- 
zugs von  Berlin  nach  dem  Rhein  hatte  O.  nicht  aus  seinen 
laufenden  Einnahmen  bestreiten  können ;  er  hatte  daher  eine 
Schuld  aufnehmen  müssen,  von  der  im  Beginn  des  Jahres  1859 
noch  233  Tl.  ungelöscht  waren.  Das  Fehlen  aller  Einnahmen 
aus  einem  Vermögen  der  Hausfrau  erklärt  sich  daher,  daß  ihr 
Vater  inzwischen  sein  Vermögen  zum  größten  Teile  verloren  hatte. 
Den  tatkräftigen,  unternehmungslustigen  Mann  hatte  es  auf  dem 
Gut,  das  er  in  die  Höhe  gebracht  hatte,  und  das  ihm  nun  keine 
Aufgabe  mehr  bot,  nicht  gelitten ;  er  hatte  daher  versucht,  im 
Großen  noch  einmal  durchzuführen,  w7as  ihm  im  kleineren  Maß- 
stab gelungen  war.  Jedoch  schon  der  erste  Versuch  dieser  Art 
scheiterte  bei  dem  Mangel  an  Betriebskapital  infolge  ungünstiger 
äußerer  Umstände,  wenn  sein  Vermögen  auch  damals  noch  er- 
halten blieb.  Weitere  Versuche  aber  brachten  große  Einbußen; 
unvorteilhafte  Ankäufe,  Mißernten,  Viehsterben  und  andere  Un- 
glücksfälle ließen  ihn  schnell  verarmen.  Seine  Tochter,  die  mit 
unwandelbarer  Liebe  an  ihm  hing,  hatte  ihm  noch  ihr  mütter- 
liches Vermögen  zur  Verfügung  gestellt,  aber  auch  das  vermochte 
ihn  nicht  mehr  zfti  retten.  So  war  denn  aus  dem  reichen  Mädchen 
eine  völlig  mittellose  Frau  geworden,  und  die  ganze  Existenz  der 
Familie  ruhte  auf  den  zwei  Augen  des  Hausherrn. 
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Sein  Gehalt  betrug  im  Jahre  1860  1000  Tl.,  im  Jahre  1861 
1 200  Tl. ;  Gratifikationen  und  Ueberschüsse  von  Diäten  und  Reise- 
kosten brachten  kleine  Nebeneinnahmen  (vgl.  Tab.  II). 

Ehe  die  Ausgaben  im  einzelnen  behandelt  werden,  ist  es 
nötig,  zur  Beurteilung  der  zahlreichen  mitgeteilten  Preise  einen 
Maßstab  für  die  Qualität  der  gekauften  Ware  zu  gewinnen. 
Minderwertige  Stücke  wurden  nicht  angeschafft;  entweder  man 
verzichtete  auf  den  Erwerb,  oder  man  kaufte  gute,  solide  Ware, 
die  Bestand  hatte.  »Das  Beste  ist  meist  auch  das  billigste«,  war 
der  Grundsatz.  Imitationen  waren  verpönt ;  niemals  hätte  die 
Hausfrau  einen  halbseidenen  Stoff,  eine  unechte  Spitze,  ein  ver- 
goldetes Schmuckstück  getragen.  Handwerkerware  wurde  der 
Fabrikware  stets  vorgezogen.  Luxusstücke  kamen  so  wenig  in 
Frage  wie  minderwertige  Sachen,  wenn  auch  vereinzelt  wohl  ein 
Staatsstück  gekauft  wurde,  das  sich  durch  seinen  Preis  als  solches 
kennzeichnete.  An  diesem  Geschmack  hielt  das  Ehepaar  Zeit 
seines  Lebens  fest,  und  wenn  auch  der  steigende  Wohlstand 
späterer  Jahre  in  dem  kostbareren  Material  oder  der  reicheren 
Ausführung  einzelner  Stücke  zur  Geltung  kam,  so  blieb  doch 
solide  Einfachheit  das  charakteristische  Merkmal  ihrer  Habe. 

Zur  Erfassung  der  Ausgaben  während  des  rheinischen  Auf- 
enthaltes ist  der  Durchschnitt  der  drei  Rechnungsjahre  1859,  1860, 
1861  zugrunde  gelegt;  1862  scheidet  als  Uebergangsjahr  besser  aus. 

Ueber  die  drei  großen  Posten  des  notwendigen  Bedarfs : 
Nahrung  (einschließlich  Reinigung  und  Beleuchtung)  Obdach, 
Kleidung1)  gibt  die  nachstehende  Tabelle  Aufschluß: 

Jährliche  Ausgabe  im  Durchschnitt  der  Jahre   1859—61. 

Nahrung  383  Tl.  30,5  %  der  Gesamtausgabe 

Obdach  162     »  12,9%     >  » 

Kleidung  102     >  8,1  %     >  > 

Sa.  647  Tl.  51,5  %   der  Gesamtausgabe. 

Die  Ausgaben  für  Nahrung  lassen  sich  nur  sehr  sum- 
marisch erfassen.  Der  Hausherr  gab  seiner  Frau  ein  monatliches 
Wirtschaftsgeld,  mit  dem  sie  die  Ausgaben  für  Nahrung,  Wäsche, 
die  im  Hause  besorgt  wurde,  und  Beleuchtung  zu  bestreiten 
hatte ;  auch  wurden  kleine  Anschaffungen  für  die  Küche  ver- 
einzelt daraus  bezahlt.  Da  die  Anschreibebücher  der  Hausfrau 
nicht  erhalten  sind,    fehlt  jede  Handhabe,   um  Art,    Mengen  und 

1)  Die  genauere  Umschreibung  der  einzelnen  Posten  findet  sich  in  den  An- 
merkungen zu  Tab.  IV. 
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Preis  der  konsumierten  Lebensmittel    festzustellen.     Die  wenigen 

vorhandenen  Preisangaben  bestätigen  die  Aussage  der  Hausfrau, 

daß    der  Stand   der  Lebensmittelpreise  verhältnismäßig   ein   sehr 

hoher  war.     Es  kostete: 

i  Pfd.  Speck  5  Gr. 

I      >      Schinken  8     » 

i      >      Kochschokolade    15     » 

Das  Wirtschaftsgeld  der  Hausfrau  betrug  zu  Anfang  der  Be- 
richtsperiode 20  Tl.  monatlich,  später  25  Tl.;  häufig  wurde  gegen 
Ende  des  Monats  ein  Zuschuß  von  I — 2  Tl.  in  Anspruch  ge- 
nommen. Wenn  einmal  der  Zuschuß  über  Gebühr  stieg,  so  wurde 
dem  Temperament  der  Hausfrau  ein  Zügel  angelegt  und  das 
Wirtschaftsgeld  des  folgenden  Monats  in  Raten  für  zehn  Tage  aus- 
gezahlt. Berechnet  man  mit  Hilfe  der  Engeischen  Quets l)  die 
durchschnittliche  jährliche  Ausgabe  für  Nahrung,  Reinigung,  Be- 
leuchtung (einschließlich  der  im  folgenden  genannten  Zubußen 
seitens  des  Hausherrn,  doch  ohne  Wein  und  Gesellschaften)  auf 
eine  Person,  so  ergibt  sich  eine  mittlere  Jahresausgabe  von  285  M. 
für  eine  erwachsene  männliche  Person  und  eine  solche  von  248  M. 
für  eine  erwachsene  weibliche  Person;  die  entsprechenden  mittle- 
ren Tagesausgaben  betrugen  78  Pf.  und  68  Pf. 

Jedoch  nicht  alle  Ausgaben  für  Nahrung  usw.  brauchte  die 
Hausfrau  aus  dem  Wirtschaftsgeld  zu  bezahlen.  Ausgaben  für 
Wein,  Festkuchen,  Leckerbissen,  Einmachen,  Gesellschaften  usw. 
bestritt  der  Hausherr ;  auch  zur  Wäsche  gab  er  einen  Zuschuß. 
Damit  gewinnt  man  eine  Handhabe,  um  wenigstens  ein  paar 
Einzelheiten  zu  erfassen,  die  immerhin  Schlaglichter  auf  das  Ganze 
werfen.  Für  drei  Gesellschaften  erhielt  die  Hausfrau  im  Jahre  1859 
insgesamt  9  Tl.;  im  Jahre  1860  fand  keine  Gesellschaft  statt; 
1861  wurden  zwei  Gesellschaften  für  6  Tl.  I  Gr.  gegeben.  Die 
Ausgabe  für  eine  Gesellschaft  (ohne  Wein)  betrug  mithin  etwa 
das  12  fache  dessen,  was  für  eine  erwachsene  männliche  Person 
täglich  im  Haushalt  an  Nahrung,  Reinigung,  Beleuchtung  aus- 
gegeben wurde.  Der  Ausfall  an  Gesellschaften  im  Jahre  1860  glich 
sich  durch  ein  Tauffest  aus,  für  das  12  Tl.  angesetzt  wurden, 
freilich  sollten  aus  dem  Gelde  noch,  einige  andere  Ausgaben  be- 
stritten werden.  Für  die  Taufe  des  nächsten  Jahres  wurden  nur 
2  Tl.  ausgeworfen.  An  Wein  wurden  jährlich  durchschnittlich 
29  Flaschen  für  8  Tl.  21   Gr.   10  Pf.  verbraucht,    Zahlen,  die  mit 


1)  Vgl.  Ernst  Engel-.  Die  Lebenskosten   belgischer  Arbeiter. 
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den  Maßstäben  eines  Weinlandes  gemessen  sein  wollen,  wo  der 
Wein  Volksgetränk  ist.  Der  Preis  für  eine  Flasche  betrug  mei- 
stens 8  Gr.,  stieg  aber  vereinzelt  auch  auf  12  Gr.  Für  »Fest- 
kuchen« gelegentlich  der  hohen  Feste  und  Geburtstage  und  »Kondi- 
torware *  zu  Gesellschaften  und  Kaffeevisiten  wurden  im  Durch- 
schnitt jährlich  4  Tl.  3  Gr.  ausgegeben.  Hausbäckereien  fanden 
nur  selten  statt,  da  die  Hausfrau  keinen  Eifer  für  dergleichen 
»Prosa«  besaß.  Als  besondere  Leckerbissen,  die  nicht  vom  Wirt- 
schaftsgeld, sondern  vom  Hausherrn  bezahlt  wurden,  finden  sich 
unter  den  Wirtschaftsausgaben  verzeichnet: 

Tl.  Gr.    Pf. 

l%59     5-  Sept.   Champignons  —  10  — 

1859  31.  Dez.  2  Pfd.  Schokolade  1  —  — 

1860  20.  Febr.  Apfelsinen,  sukzessive  —  20  — 
1860     5.  März  Apfelsinen                        —  11  — 

Unter   der   Rubrik  Luxusausgaben    endlich  wurden   gebucht, 

weil    sie    als    Wirtschaftsausgaben    nicht    mehr    zu    rechtfertigen 

waren : 

1859     6.  Mai  Spargel  6  Gr. 

»       31.  Dez.  Pfannkuchen    15     » 

So  wenig  diese  kurzen  Notizen  exakte  Feststellungen  über 
die  Ernährung  der  Familie  gestatten  —  das  eine  geht  aus  ihnen 
hervor,  daß  die  Tafelfreuden  des  Hauses  recht  bescheidene  waren. 

Die  Ausgaben  für  »Obdach«  bestanden  im  wesentlichen 
aus  der  Miete;  sie  betrug  160  Tl.  jährlich.  Dafür  wurde  eine 
Vier-  oder  Fünf-Zimmerwohnung  gestellt  ohne  Gas-  und  Wasser- 
leitung, in  der  bescheidenen  Nebenstraße  eines  besseren  Stadt- 
viertels gelegen.  Mit  den  Maßstäben  einer  späteren  Zeit  gemessen, 
trug  sie  kleinbürgerlichen  Charakter.  Ein  Garten  oder  ein  be- 
pflanzter Hof  war  nicht  vorhanden. 

Wir  schließen  dem  großen  Posten  »Obdach«  gleich  die 
kleineren  an,  die  ihm  nahe  stehen:  Heizung  und  Hausrat.  Heiz- 
material wurde  durchschnittlich  jährlich  für  27  Tl.  16  Gr.  2  Pf. 
gebraucht;  es  bestand  aus  Kohlen,  das  Malter  für  24  Gr.  bis 
1  Tl.,  und  Lohkuchen,   100  Stück  für  15  —  23  Gr. 

In  den  bescheidenen  Jahresausgaben  von  22  Tl.  24  Gr.  II  Pf.  tür 
»Mobiliaranschaffungen«  sind  nicht  nur  die  Kosten  aller  an- 
geschafften Möbel  enthalten,  sondern  auch  aller  Ausgaben  für  den 
nlichen  Bedarf  an  Gebrauchsgegenständen  aller  Art:  Zahn- 
bürsten, Küchengeschirr,  Pfcifenköpt« ,  Zollstöckc  usw.  Möbel 
für  den  Bedarf   der  Eltern    oder    des  Haushalts    im    allgemeinen 
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wurden  in  den  drei  Jahren  nicht  angeschafft;  auch  für  die  Kinder 
wurden  nur  die  Möbel  gekauft,  die  unbedingt  nötig  waren:  die 
Betten.  Im  Frühjahr  1860  wurde  »pro  nascituro«,  wie  der  Haus- 
herr an  anderer  Stelle  schreibt,  eine  > Korbmacherwiege«  für 
4  Tl.  und  ein  Kinderbett  »mit  Utensilien«  für  2  Tl.  4  Gr.  6  Pf. 
gekauft;  auch  der  3V2 jährige  Knabe  wurde  neu  ausgestattet  mit 
folgenden  Gegenständen : 

1  Bettstelle  4  Tl.   3  Gr. 

Inlet  zur  Matratze  1     >    —    > 

Seegras,  Bindfaden,  Welle    —    >     18    » 


Sa.      5  Tl.  21   Gr. 

Die  Matratze  wurde  also  im  Hause  gestopft ;  O.  pflegte  der- 
artige Arbeiten  in  einer  Freistunde  mit  großem  Geschick  selbst 
zu  besorgen.  Federbetten  sind  in  obigen  Preisangaben  jedenfalls 
nicht  enthalten,  da  die  Hausfrau  darin  von  Hause  her  gut  aus- 
gestattet war.  —  Für  Schränke,  Kommoden,  Waschtische,  Tische 
oder  Stühlchen   der  Kinder  wurde   kein   Pfennig   ausgegeben. 

Die  Ausgaben  für  Kleidung  sind  vom  Hausherrn  nach 
den  Personen  des  Hausstandes  gesondert  angeschrieben,  so  daß 
sich  nähere  Einblicke  ergeben. 

Jahresdurchschnitt  der  Ausgaben  für  Bekleidung1). 

1859— 1861. 


Kleidung 
Insgesamt 

Ober- 
Kleidung 

Wäsche 

Stiefel 

TT..„.                Hand- 
Hute                 .    . 
schuhe 

Tl.    Gr.    Pf. 

Tl.  Gr.  Pf. 

Tl.  Gr.  Pf.  |  Tl.  Gr.  Pf. 

Tl.  Gr.  Pf.|Tl.  Gr.  Pf. 

Vater        27     22        1 

12    13      6 

—      6    — 

11      4     8 

—   '29             1     15     4 

Mutter     46     27       8 

25      8      6 

—    27      4 

788 

6    21       5      1     16     2 

Kinder     27     21      10 

5    23      6 

2    19      3 

9    29     9 

3    25     io|  —      28 

Der  durchschnittliche  jährliche  Gesamtbedarf  der  Familie  an 
Kleidung  betrug  102  Tl.  11   Gr.  7  Pf. 

Allen  andern  weit  voran  marschiert  die  Hausfrau,  und 
zwar  war  es  die  Oberkleidung,  die  den  Ausschlag  gab.  Sie  ver- 
brauchte dafür  doppelt  so  viel  wie  der  Mann,  viermal  so  viel  wie 
alle  vier  Kinder  zusammengenommen.  Daß  gleichwohl  25  Tl.  keine 
allzu  übermütige  Jahresausgabe  bedeuteten,  lehrt  ein  Blick  in  die 
Einzelheiten  ihrer  Ausgaben.  Sie  kaufte  sich  durchschnittlich 
2  Kleider  jährlich ;  außerdem  wurden  alte  Kleider  aufgefärbt. 
Der  Preis  der  Stoffe  betrug  2  Tl.  für  leichte  Sommerware,  4  bis 
6  Tl.  für  schwerere  Ware,  25  Tl.  für  seidenen  Stoff.  Das  sind 
Preise,    die    auch  30  Jahre  später   von    einer  Frau    in    ähnlichen 

1)  Wie  schon  aus  den  Zahlen  ersichtlich,  umfassen  die  5  Unterabteilungen 
nicht  die  ganze  Kleidung. 
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Verhältnissen  nicht  erheblich  überschritten  wurden;  das  des 
Seidenkleides  war  sogar  höher,  —  ein  Beweis,  daß  keineswegs 
alle  Waren  sich  in  den  folgenden  Jahrzehnten  verteuerten,  son- 
dern vielmehr,  wie  in  diesem  Falle,  billigere  ausländische  Roh- 
stoffe und  verbesserte  Technik  die  Steigerung  der  Löhne  in  ihrer 
Wirkung  auf  den  Preis  der  Ware  aufhoben.  Um  so  niedriger  standen 
die  Schneiderlöhne;  sie  schwankten  zwischen  1%  und  3  Tl.;  nur 
für  das  Seidenkleid  wurden  5  Tl.  berechnet,  so  daß  mit  allen 
Zutaten  das  Staatskleid  der  Hausfrau  den  Hausherrn  31  Tl.  12  Gr. 
kostete,  —  eine  verhältnismäßig  große  Summe,  die  es  begreiflich 
macht,  daß  das  schwarzseidene  Kleid  unsrer  Großmutter  als  ein 
Heiligtum  in  Ehren  gehalten  wurde  und  oftmals  von  einer  Generation 
auf  die  andere  erbte.  —  An  zweiter  Stelle  standen  die  Aus- 
gaben der  Hausfrau  für  Stiefel;  sie  entziehen  sich  aber  einer 
Spezialisierung,  da  der  Hausherr  für  die  einzelnen  Personen  des 
Hausstandes  nur  die  Schuhmacherrechnung  anschrieb.  Die  Kosten 
der  Hüte  lassen  erkennen,  daß  die  anmutige  Frau  einen  hübschen 
Hut  nicht  als  einen  Raub  am  Vermögen  ihres  Gatten  ansah.  Sehr 
gering  waren  die  Ausgaben  für  Wäsche;  hier  mochten  noch  immer 
die  Vorräte  der  Ausstattung  unerschöpft  sein,  von  denen  wir 
eine  Vorstellung  aus  der  Tatsache  bekommen,  daß  die  Haus- 
frau 60  handgenähte  Hemden  in  die  Ehe  mitbekam.  An  Hand- 
schuhen verbrauchte  sie  jährlich  etwa  3  Paar ;  die  billigeren,  wohl 
Stoffhandschuhe,  kosteten  10 — 12  Gr.,  die  teureren,  offenbar 
Glaces,   17 — 18  Gr. 

In  den  Ausgaben  des  Hausherrn  standen  bezeichnender- 
weise für  den  Durchschnitt  der  beiden  ersten  Berichtsjahre  die 
Stiefel  an  erster  Stelle;  auch  im  Durchschnitt  der  drei  Jahre  er- 
reichten sie  mit  1 1  Tl.  4  Gr.  8  Pf.  fast  den  Betrag  der  Ober- 
kleidung. Sie  waren  die  unerläßlichste  unter  allen  Ausgaben  der 
Bekleidung,  ließen  sich  nicht  wenden,  nicht  färben,  nicht  auf- 
arbeiten wie  ein  Kleid,  auch  nicht  schonen,  zumal  Ü.  ein  eifriger 
und  rüstiger  Spaziergänger  war.  In  den  Anschaffungen  an  Ober- 
kleidung ließ  er  offenbar  die  größte  Sparsamkeit  walten.  Eine 
schwere  Buckskinhose  für  7  Tl.,  eine  Weste  für  2  Tl.  20  Gr. l) 
und  ein  Wintermantel  für  21  Tl.  10  Gr. 2)  waren  in  drei  Jahren  die 
einzigen  Anschaffungen.  Im  Jahre  1860  gab  der  Hausherr  7  Gr. 
(Rock  ausbessern)  für  seine  gesamte  Oberkleidung  aus.  —  Auch 

1)  Stoff  1  Tl.  20  Gr.  Schneiderlohn   1   Tl. 

2)  Stoff  14  Tl.  —  Gr.  Schneidcrluhn  7  Tl.   10  Gr. 
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in  den  Ausgaben  für  Wäsche  und  Hüte  blieb  er  weit  hinter  seiner 
Hausfrau  zurück.  Für  Wäsche  gab  er  in  den  drei  Berichtsjahren 
nur  18  Gr.  aus;  ein  neuer  Hut  für  2  Tl.  15  Gr.  wurde  in  den 
drei  Jahren  angeschafft,  ein  alter  für  12  Gr.  aufgearbeitet.  Da- 
gegen stimmte  O.  im  Verbrauch  von  Handschuhen  mit  seiner 
Frau  überein;  bei  einem  durchschnittlichen  jährlichen  Bedarf  von 
2 — 3  Paaren  wurden  13  — 18  Gr.  für  Handschuhe  des  täglichen 
Gebrauchs,  24  Gr.  für  schwarze  Glaces  bezahlt. 

In  dem  Bedarf  der  Kinder  (Dezember  1861  waren  vier  Kinder 
im  Alter  von  8,  5,  i3/4  und  %  Jahren  vorhanden)  standen  die 
Stiefel  mit  einer  durchschnittlichen  Jahresausgabe  von  rund  10  Tl. 
weitaus  obenan.  Um  zur  Beurteilung  der  übrigen  Ausgaben  für 
Kinderkleidung  einen  Maßstab  zu  gewinnen,  teilen  wir  zunächst 
eine  Anzahl  Preise  mit: 


Preis« 

i  aus  den  J 

a  h  r  e  n 

1859- 

-1862 

W 

are 

Alter  d. 
Kindes 

Tl. 

Gr. 

Pf. 

Kittelstoff, 

> 
Hosenstoff, 

» 

Winterware 

Sommerware 

Sommerware 

6 
6 

7 
6 

1 

1 
1 

4 

5 
18 

— 

> 

Stoff  für  1 
1  Mütze 

?                     3 

Dtzd.  Hemden       9 

6 

4 

22 

2 

28 

6 
6 

1       > 

1  Hut 
1     > 
1     > 

7 
4 
5 
Vt 

— 

25 
20 

17 
12 

6 
6 

1     > 

y* 

I 

6 

— 

Danach  betrug  allein  der  Preis  des  Stoffes  für  je  zwei  Anzüge 
der  beiden  ältesten  Knaben  etwa  8  Tl. ;  die  mittlere  Jahresaus- 
gabe für  die  Oberkleidung  aller  Kinder  stieg  aber  nur  auf  6  Tl. 
23Y2  Gr.  Die  geringe  Summe  erklärt  sich  daraus,  daß,  um  die 
teuern  Stoffe  zu  sparen,  häufig  abgelegte  Kleidungsstücke  der 
Eltern  für  die  Kinder  neu  verarbeitet  wurden.  Auch  nähte  die 
Hausfrau  zur  Ersparnis  der  Schneiderlöhne  die  Kinderkleidung 
selbst  und  zwar  mit  der  Hand,  da  die  Nähmaschine  damals  noch 
nicht  verbreitet  war.  Es  sind  in  den  drei  Jahren  viele  Futterstoffe, 
Besätze,  Knöpfe,  Nähmaterialien  für  die  Kinder  gebucht,  aber 
nur  wenige  Stoffe,  kein  Lohn  einer  Näherin  und  nur  einmal  ein 
Schneiderlohn  von  12  Gr.  für  ein  Kleidungsstück  des  ältesten, 
damals  8jährigen  Sohnes.  Auch  die  Strümpfe  für  die  ganze  Fa- 
milie strickte  die  Hausfrau  selbst.  Ebenso  wurden  in  der  Regel 
keine  fertigen  Wäschestücke  für  die  Kinder  gekauft,  sondern  nur 
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die  Stoffe  dazu.  Gleichwohl  standen  die  Ausgaben  für  die  Wäsche 
der  Kinder  etwas  höher  als  die  der  Eltern,  weil  keine  alten  Be- 
stände vorhanden  waren.  Handschuhe  zum  täglichen  Gebrauch 
waren  offenbar  nicht  üblich.  Mag  auch  die  eine  oder  andere 
dergleichen  kleiner  Ausgaben  dem  Hausherrn  entgangen  sein,  so 
bleibt  es  doch  bezeichnend,  daß  in  den  drei  Jahren  nur  einmal 
ein  Paar  Kinderhandschuhe  für  8  Gr.  gebucht  wurde. 

Wie  hat  man  sich  bei  so  geringem  Aufwand  die  äußere  Er- 
scheinung der  Familie  zu  denken?  Der  Begriff  »Biedermeier«  war 
jedenfalls  für  sie  charakteristisch.  Es  waren  Typen  von  aus- 
gesprochen bürgerlichem  Charakter  ohne  jene  Eleganz,  die  ein 
Menschenalter  später  allenthalben,  von  der  Frau  Geheimrätin  bis 
zum  Dienstmädchen,  angestrebt  wurde.  Man  würde  aber  sehr 
irren,  wollte  man  sich  die  Kleidung  plump  oder  unschön  vor- 
stellen. Jene  Zeit  kannte  eine  Mode  im  heutigen  Sinne  nicht; 
erst  bei  voll  entwickeltem  Verkehrswesen  konnte  der  sinnlos  ge- 
steigerte Wechsel  der  Formen  Platz  greifen,  der  noch  gegen- 
wärtig den  Charakter  unsrer  äußern  Erscheinung  so  ungünstig 
bestimmt.  Wohl  änderte  sich  die  Tracht  im  Laufe  der  Jahre 
auch  damals,  aber  der  Wechsel  vollzog  sich  so  langsam,  daß  ein 
Kleid  eine  Reihe  von  Jahren  getragen  werden  konnte,  ohne  alt- 
modisch zu  erscheinen.  Es  trug  demnach  die  äußere  Erschei- 
nung einer  Familie,  die  mit  ihren  Kleidern  jahrelang  auskommen 
mußte,  nicht,  wie  das  heute  der  Fall  sein  würde,  das  Gepräge 
des  Altfränkischen,  Ausgemusterten.  Sodann  konnten  bei  der 
Beständigkeit  des  Geschmacks  gute  Stoffe  und  gute  Verarbeitung 
hinreichend  ausgenützt  werden,  um  auch  für  die  Minderbemittelten 
lohnend  zu  sein;  das  Kleid  brauchte  nicht  aus  Moderücksichten 
verworfen  zu  werden,  ehe  es  verbraucht  war.  Auch  eine  mittel- 
lose Familie  konnte  daher  gute  Stoffe  und  tüchtige  Handwerker 
wählen  und  auf  diese  Weise  die  Wirkung  ihrer  äußern  Erschei- 
nung erhöhen.  Endlich  aber  war  der  Geschmack  jener  Zeit  so 
viel  reiner,  so  viel  empfänglicher  für  die  vornehme  Wirkung 
weniger,  aber  ausdruckvoller  Zieraten,  daß  bei  dem  natürlichen 
Sinn  der  Hausfrau  für  Anmut  die  Familie  vielleicht  geschmack- 
voller gekleidet  war,  als  das  so  viel  reichere  Geschlecht  ein 
Menschenalter  später. 

Es  schließen  sich  die  kleinen  Posten  des  notwendigen  Be- 
darfs an  die  großen  Ausgabegruppen  an.  Die  Ausgaben  für 
Gesundheitspflege    betrugen    im    Jahre    1859    nur    4  Tl. 
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21  Gr.,  die  sich  auf  Zahnarzt,  Bademarken  und  Molken  verteilten. 
Ein  Arzt  war  demnach  im  Jahre  1858  nicht  gebraucht  worden, 
denn  unsre  Freunde  erfreuten  sich  einer  vortrefflichen  Gesund- 
heit. Hatte  der  Hausherr  bei  guten  Organen  gelegentlich  mit 
mancherlei  kleineren  Uebeln  zu  kämpfen,  so  war  die  Hausfrau 
eine  kerngesunde  Natur  und  hatte  ihre  kräftige  Konstitution  auch 
auf  die  Kinder  vererbt.  —  Die  Jahre  1860  und  1861  brachten 
dann  anläßlich  der  Entbindungen  größere  Ausgaben.  Das  Honorar 
des  Arztes  für  1860  betrug  17  Tl.,  das  für  1861  20  Tl.  Die 
Hebamme  bekam  jedesmal  nach  der  Geburt  1  Tl.,  nach  Ablauf 
eines  Monats ,  während  dessen  sie  jedenfalls  der  Wöchnerin 
regelmäßige  Handreichungen  leistete,  5  Tl.  20  Gr.  Eine  Pflegerin 
wurde  nicht  angenommen;  ebensowenig  trat  aus  der  Freundschaft 
oder  Verwandtschaft  eine  Stellvertreterin  in  die  Hausfrauen- 
pflichten ein.  Nur  14  Tage  nach  der  ersten  Entbindung  1860 
hatte  die  Hausfrau  für  7  Tage,  wohl  wegen  akuter  Erkrankung, 
eine  Wartefrau,  die  mit  3  Tl.  5  Gr.  entlohnt  wurde.  Welch  ein 
Maß  von  Umstand  und  dementsprechend  von  Kosten  die  Haus- 
frau bei  solchen  Gelegenheiten  ihrem  Gatten  zu  bereiten  pflegte, 
mag  ein  Brief  des  Hausherrn  anläßlich  einer  spätem  Entbindung 
veranschaulichen.  Er  schreibt  an  eine  nahe  Verwandte:  »A.  hat 
ein  Mädchen  zur  Welt  gebracht;  die  Nacht  war  schon  unruhig, 
sie  hat  aber  für  sich  gekämpft,  um  mich  schlafen  zu  lassen. 
Morgens  in  der  Frühe  holte  ich  den  Arzt,  und  um  8  Uhr  präzise 
war  das  Kind  da.« 

Ein  kleiner  Ausgabeposten  waren  vorläufig  die  Erziehungs- 
kosten1) mit  19  Tl.  3  Gr.  jährlich.  Es  war  in  den  Berichtsjahren 
nur  ein  Schulkind  vorhanden,  dessen  Schulgeld  von  3  Tl.  15  Gr. 
vierteljährlich  im  Jahre  1859  auf  5  Tl.  15  Gr.  im  Jahre  1861 
stieg.  Kleine  Ausgaben  für  Schulbedarf  kamen  hinzu.  Auch  die 
Gebühren  für  die  Taufhandlungen  sind  in  den  Erziehungskosten 
enthalten.  Sie  betrugen  beide  Male  5  Tl.  20  Gr.  für  den  Prediger, 
1  Tl.  für  den  Küster.  Demnach  lassen  sich  die  Kosten  für  Ge- 
burt und  Taufe  der  beiden  Kinder  aus  den  verschiedenen  Ein- 
nahmegruppen folgendermaßen  zusammenstellen,  wobei  nicht  zu 
übersehen  ist,  daß  das  ärztliche  Honorar  sich  auf  die  Hilfe- 
leistungen des  ganzen  Jahres  bezog,  und  die  12  Tl.  für  das  Tauf- 
essen im  Jahre   1860  noch  andere  Ausgaben  deckten. 


1)  Ueber  den  Begriff  Erziehungskosten  vgl.  Anmerkungen  zu  Tab.  IV. 
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Ausgaben  bei  Geburt  und  Taufe  zweier  Kinder. 


1860 

1861 

Tl. 

Gr. 

Pf. 

Tl. 

Gr. 

Pf. 

Hebamme 

6 

20 



6 

20 



Wartefrau 

3 

5 









Arzt 

17 



20 





Inserate 

1 

24 

— . 

1 

12 

9 

Prediger 

5 

20 

— 

5 

20 

Küster 

1 

— 







Almosen 

— 

10 





10 



Taufessen 

12 

— 

— 

2 

— 

— 

Sa. 

47 

19 

— 

37 

2 

9 

Die  Kosten  für  Geburt  und  Taufe  betrugen  1860  3,7  %  und 
1861   2,7  %  der  Einnahme. 

Es  folgt  eine  Reihe  von  Ausgaben,  die  man  als  Voraus- 
setzung für  geistiges  Schaffen  und  damit  als  Ausgaben  des  not- 
wendigen Bedarfs  für  einen  geistigen  Arbeiter  bezeichnen  kann: 
Löhne  für  das  Gesinde,  dessen  Tätigkeit  den  Hausherrn  und  die 
Hausfrau  von  grober  Arbeit  befreite,  Ausgaben  für  Bücher,  Porto, 
Papier. 

Die  Hausfrau  hielt  in  den  drei  Berichtsjahren  nur  1  Mädchen, 
dessen  Lohn  vierteljährlich  6  Tl.  betrug;  daneben  wurden  seit 
der  Geburt  des  dritten  Kindes  1 — 2  mal  im  Monat  Frauen  im 
Taglohn  beschäftigt.  Im  Jahre  1860  wurden  6  Tl.,  im  Jahre  1861 
20  Tl.  18  Gr.  an  Taglohn  für  Hilfe  im  Haushalt  ausgezahlt.  Ein 
Weihnachtsgeschenk  an  das  Mädchen  betrug  3  Tl.,  ein  Geburts- 
tagsgeschenk 1  Tl.  22  Gr.,  ein  Hochzeitsgeschenk  für  ein  schei- 
dendes Mädchen  4  Tl.  Die  Trinkgeldereinnahmen  der  Mäd- 
chen mochten,  nach  dem  Maßstab  der  Geselligkeit  und  der  Trink- 
gelderausgaben des  Hausherrn  geschätzt ,  sich  auf  ein  paar 
Taler  im  Jahre  belaufen.  Das  Einkommen  des  Dienstmädchens 
stand  also  auf  einer  sehr  tiefen  Stufe,  zumal  der  Naturallohn 
sich  auf  die  damals  billig  zu  befriedigenden  Lebensbedürfnisse, 
Wohnung,  Nahrung  usw.,  erstreckte,  der  Geldlohn  dagegen  zur 
Deckung  der  verhältnismäßig  teuren  Kleidung  dienen  sollte.  Da- 
bei war  die  verlangte  Arbeitsleistung  zweifellos  eine  sehr  große 
(vgl.  folgenden  Absatz).  Ein  Ausgleich  lag  —  wofern  die  Dienst- 
herrschaft sich  ihrer  Pflicht  bewußt  war  —  in  der  Lebensgemein- 
schaft eines  patriarchalischen  Verhältnisses,  wie  sie  uns  seither 
verloren  gegangen  ist.  Ein  paar  erhaltene  Notizen  beleuchten 
das  schlaglichtartig.  So  schreibt  die  Hausfrau  in  den  früher  an- 
geführten Rechnungsberichten,  um  das  Geschenk  eines  Kleides 
im  Wert   von    2  Tl.  außer    der   Zeit   dem   Hausherrn    gegenüber 
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zu  rechtfertigen:  »Das  Kleid  für  Mariechen  ist  ein  Gegengeschenk 
für  zwei  neue  Mützen  für  die  Kinder,  mit  denen  sie  eines  Mor- 
gens seelenvergnügt  ankam.  Danach  brachte  sie  noch  einmal 
eine  dritte  Mütze,  weil  Hänschen  seine  auf  der  Karthause  ver- 
loren hatte.«  Und  mit  rührender  Naivität  schreibt  dasselbe  Mäd- 
chen einige  Jahre  später  an  seine  frühere  Herrin  nach  Berlin: 
»Ach,  wie  glücklich  wäre  ich,  wenn  Frau  Rätin  mir  schrieben: 
Mariechen,  komm  zu  mir.« 

Aus  den  verstreuten  Angaben  über  Wohnung,  Kleidung,  Er- 
ziehung, Löhne  fügt  sich  von  selbst  ein  Bild  dessen  zusammen, 
was  die  Hausfrau  an  Arbeit  zu  leisten  hatte,  wobei  zu  berück- 
sichtigen bleibt,  daß  sie  den  erhöhten  Ansprüchen  eines  bürger- 
lichen Haushalts  zu  genügen  hatte>  nicht  denen  eines  auf  Erhal- 
tung des  nackten  Lebens  gestellten  proletarischen.  Wenn  mit 
einer  Hilfskraft  eine  Fünfzimmerwohnung  mit  5,  zuletzt  7  Betten 
instand  zu  halten  war,  wobei  jeder  Tropfen  Wasser  zum  Trinken, 
Kochen,  Reinigen  treppauf  und  treppab  getragen  werden  mußte, 
auch  alle  Wäsche  einschließlich  der  Kleinkinderwäsche  im  Hause 
gewaschen  wurde,  obwohl  zuletzt  unter  Heranziehung  einer  Wasch- 
frau, wenn  die  gesamte  Bekleidung  der  Kinder,  ausgenommen 
Stiefel  und  Hüte,  im  Hause  genäht  und  gestrickt  wurde,  auch  alle 
Strümpfe  der  Eltern  im  Hause  gestrickt  wurden,  wenn  bei  alle- 
dem mehrere  Kinder  ständig  zu  beaufsichtigen  waren  und  in  drei 
Jahren  zwei  Entbindungen  ohne  jedwede  außergewöhnliche  Hilfe 
im  Haushalt  überstanden  werden  mußten,  so  war  das  Leben  der 
Hausfrau  reich  an  Arbeit  und  Mühe,  und  wir  glauben  gern  ihrer 
Versicherung,  daß  sie  morgens  in  der  Frühe  aufstand,  um  die 
Kinder  zu  besorgen,  den  Tag  hindurch  rüstig  arbeitete  ohne  eine 
Ruhepause  nach  dem  Essen,  um  dann  abends  bis  tief  in  die 
Nacht  hinein  aufzubleiben,  flickend,  strickend,  stopfend,  indeß 
der  Hausherr  die  stilleren  Nachtstunden  zu  besonders  anstrengen- 
den geistigen  Arbeiten  ausnutzte.  Daß  von  dem  Dienstmädchen 
die  gleiche  Arbeitsleistung  mit  Ausnahme  der  Nachtarbeit  ver- 
langt wurde,  erscheint  außer  Frage. 

Die  mittlere  Jahresausgabe  von  31  Tl.  18  Gr.  1  Pf.  für  Bücher 
und  Zeitungen  und  von  9  Tl.  2  Gr.  1  Pf.  für  P  o  r  t  o  und 
Papier  war  für  einen  geistigen  Arbeiter  nicht  hoch.  O.  er- 
ledigte viele  Arbeiten  auf  seinem  Amte  und  hatte  dort  die  nötige 
Handbibliothek  zur  Verfügung.  Das  Abonnement  auf  die  Zeitung 
der  Stadt  betrug  vierteljährlich   10  Gr.  10  Pf. 
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Es  bleiben  unter  den  Ausgaben  des  notwendigen  Bedarfs 
endlich  noch  die  3  Posten :  Steuern,  Schuldentilgung  und  Zu- 
kunftssicherung. Die  Steuern,  1861  wie  es  scheint,  unvoll- 
ständig angeschrieben,  bestanden  in  Kommunalsteuern,  Kirchen- 
steuern und  Einquartierung;  von  Staatssteuern  blieb  O.  befreit. 
Die  Kommunalsteuer,  auf  amtlicher  Einschätzung  beruhend,  be- 
trug im  Jahre  1860  mit  4  Tl.  nur  0,31  %  und  1861  mit  4  Tl. 
24  Gr.  0,37  %  des  Einkommens. 

Die  Schulden  wurden  in  jährlichen  Raten  von  60  —  108  Tl. 
getilgt  und  waren  zu  Ausgang  des  Jahres   1861   abgetragen. 

Der  Zukunftssicherung  widmete  O.  als  gewissenhafter 
Hausvater  angesichts  der  unsichern  Lage  seiner  Familie  große 
Aufmerksamkeit.  Zwangsweise  mußte  er  für  die  eigene  Zukunft 
und  für  die  seiner  Frau  sorgen,  indem  ihm  von  1000  Tl.  Gehalt 
15  Tl.  Pensionskassenbeitrag  und  31  Tl.  22  Gr.  Witwenkassen- 
beitrag,  insgesamt  also  46  Tl.  22  Gr.  abgerechnet  wurden.  Da- 
neben zahlte  er  freiwillige  Beiträge  in  eine  ältere  staatliche  Wit- 
wenkasse; 2  Lebensversicherungen  und  eine  Kinderversicherung, 
deren  Auszahlung  mit  einem  bestimmten  Lebensalter  der  Kinder 
fällig  war,  kamen  hinzu.  Auch  die  Feuerversicherung  ist  hier- 
her gerechnet.  Insgesamt  gab  O.  durchschnittlich  jährlich  112  Tl. 
24  Gr.  5  Pf.  für  Versicherungen  aus;  1861  betrugen  die  Ver- 
sicherungssummen über  II  %  der  Gesamtausgabe. 

Die  Summe  der  notwendigen  Ausgaben  kam  durchschnitt- 
lich mit  1022  Tl.  auf  81,5  %  der  Gesamtausgabe.  Freilich  stehen 
dieser  Gliederung  der  Ausgaben  in  entbehrliche  und  solche  des 
notwendigen  Bedarfs,  wie  sie  bei  der  Analyse  von  Haushaltungs- 
rechnungen in  der  Regel  vorgenommen  werden,  im  vorliegenden 
Falle  Bedenken  entgegen.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  die  oben 
genannten  Ausgabeposten  mehr  enthalten,  als  nur  die  unerläß- 
lichen Ausgaben;  in  den  Kosten  der  Wohnung,  der  Kleidung 
usw.  kommt  der  Aufwand  zum  Ausdruck,  der  sich  aus  der  so- 
zialen Stellung  der  wirtschaftenden  Personen  ergab. 

Unter  den  freiwilligen  Ausgaben  standen  die  beiden  Gruppen 
»Geschenke«  und  »Wohltätigkeit«  obenan.  Die  jährliche  Ausgabe 
für  »Wohltätigkeit«  betrug  im  Durchschnitt  46  Tl.  22  Gr. 
10  Pf.  und  umfaßte  die  Beiträge  zu  gemeinnützigen  Stiftungen 
aller  Art,  sowie  Almosen.  Die  Not  der  eigenen  Jugend  hatte 
O.  die  Augen  für  fremde  Not  geöffnet;  so  sparsam  er  für  seine 
Person  war,  so  ernst  er  auf  die  Sicherstellung  seiner  Familie  be- 
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dacht  war,  so  wenig  vermochte  er  sich  zu  versagen,  wenn  Armut 
und  Unglück  an  ihn  herantraten. 

Die  Gruppe  »Geschenke«  mit  einer  durchschnittlichen 
Ausgabe  von  47  Tl.  26  Gr.  5  Pf.  enthielt  die  Geschenke  an 
Angehörige  und  Freunde,  sofern  sie  nicht  den  Charakter  einer 
Unterstützung  trugen.  Die  Mutter  Os.  stand  an  erster  Stelle;  die 
Hausfrau  wurde  mit  5—6  Tl.  zum  Geburtstag  ebenfalls  reichlich 
bedacht,  während  die  Geburtstage  der  Kinder  mit  kleinen  Ge- 
schenken für  1/2 — 1  Tl.  gefeiert  wurden.  Zur  Besorgung  der 
Weihnachtsgeschenke  erhielt  die  Hausfrau   15  Tl. 

Größere  Reisen  waren  bei  der  Finanzlage  der  Familie 
ausgeschlossen;  keiner  der  beiden  Ehegatten  konnte  in  diesen 
drei  Jahren  an  einen  auswärtigen  Erholungsaufenthalt  denken.  Die 
Hausfrau  unternahm  auch  keine  kleinere  Reise  —  wem  hätte  sie 
auch  Hausstand  und  Kinder  anvertrauen  sollen?  Von  der  mittleren 
Jahresausgabe  von  17  Tl.  8  Gr.  8  Pf.  für  Reisen  und  Ausflüge 
kamen  5  Tl.  12  Gr.  4  Pf.  auf  kleinere  Dienstreisen  des  Haus- 
herrn; er  machte  ferner  zweimal  die  Reise  nach  Köln,  um  die 
Mutter,  die  aus  Berlin  auf  Besuch  kam,  abzuholen  und  zurück- 
zubringen, im  übrigen  wurde  das  Geld  auf  feiertäglichen  Ausflügen 
verbraucht,  die  man  zu  Fuß,  zu  Schiff,  vielleicht  auch  hie  und 
da  mit  der  Bahn  in  die  schöne  Umgebung  der  Stadt  unternahm. 
Bei  kleineren  Ausflügen  wurden  nicht  mehr  als  5 — 8  Gr.  aus- 
gegeben, bei  größeren  stiegen  die  Ausgaben  bis  zu  1  Tl.  28  Gr. 
Im  ganzen  machte  die  Familie  jährlich  etwa  14  Ausflüge  mit 
einer  Durchschnittsausgabe  von  21  Gr.   5  Pf. 

Das  Gebiet  der  reinen  Luxusausgaben  beginnt  mit  dem  Tabak 
des  Hausherrn,  der  ein  leidenschaftlicher  Raucher  war.  44  Tl. 
i4  Gr.  4  Pf.  gab  der  sonst  so  sparsame  Mann  dafür  jährlich  im 
Durchschnitt  aus.  Bei  einem  Durchschnittspreis  der  Zigarre 
von  etwa  5V2  Pf-  ergab  sich  ein  täglicher  Verbrauch  von  etwa 
8  Zigarren  einschließlich  geringer,  in  der  Pfeife  gerauchter  Mengen 
Tabaks.  Daß  O.  den  Tabak  als  physische  Hilfe  bei  anstrengen- 
der geistiger  Arbeit  empfand,  braucht  kaum  erwähnt  zu  werden. 

Um  so  geringer  waren  die  Ausgaben  für  Repräsentation. 
Wie  schon  aus  der  kleinen  Zahl  und  dem  kleinen  Umfang  der 
Gesellschaften  (vgl.  Nahrung)  hervorging,  war  von  einer  Gesellig- 
keit größeren  Stils  im  Kreise  des  Kollegiums  keine  Rede.  Sie 
verbot  sich  schon  durch  den  äußeren  Rahmen  des  Haushalts: 
die  kleine  W7ohnung,  die  bescheidene  Ausstattung,  wenig  Bedie- 
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nung.  Bei  besonderen  Gelegenheiten,  wie  dem  Abgang  oder  dem 
Jubiläum  eines  Kollegen  fanden  Herrenessen  in  feinem  Gasthofe 
statt.  Die  Ausgabe  dafür  schwankte  zwischen  1  Tl.  12Y2  Gr.  und 
5  Tl.  13  Gr.  4  Pf. ;  bei  2 — 3  Diners  im  Jahre  betrug  die  mittlere 
Jahresausgabe  für  diesen  Posten  7  Tl.  9  Pf.,  der  Durchschnitt 
für  ein  Diner  2  Tl.  19  Gr.  Beiträge  zu  gemeinsamen  Geschenken 
und  dgl.  traten  hinzu  und  erhöhten  den  Betrag  der  durchschnitt- 
lichen Jahresausgabe  für  Repräsentation  auf  8  Tl.   1 1   Gr. 

Zum  Besuch  von  Theater,  Konzerten  und  Vorträgen  war 
in  der  kleineren  Stadt  wohl  nur  selten  Gelegenheit;  es  finden 
sich  dafür  keine  Ausgaben  verzeichnet  mit  Ausnahme  von  15  Gr. 
für  den  Besuch  einer  Schillerfeier  im  Jahre   1859. 

Endlich  wurden  noch  für  Vergnügungen  außer  dem  Hause 
jährlich  im  Durchschnitt  10  Tl.  21  Gr.  ausgegeben.  Den  Haupt- 
teil daran  hatte  die  Kasinokarte  des  Hausherrn  mit  17  Gr.  mo- 
natlich ;  im  übrigen  nahmen  Jahrmai  ktfreuden  der  Kinder  oder 
der  Besuch  eines  Kuchengartens  mit  dem  kleinen  Volk  dann  und 
wann  ein  paar  Groschen  in  Anspruch. 


Im  Frühjahr  1862  wurde  O.  zunächst  kommissarisch  nach 
Berlin  berufen;  im  Herbst  erfolgte  seine  Ernennung  zum  Mitgliede 
des  Kollegiums  der  Landeszentralbehörde,  der  er  bisher  unter- 
stellt gewesen  war. 

Die  Rechnungslegung  des  Jahres  1862  als  eines  Uebergangs- 
jahres  bietet  einige  charakteristische  Tatsachen.  Die  Ausgaben 
für  Kleidung  stiegen  mit  202  Tl.  28  Gr.  6  Pf.  zu  ungeahnter 
Höhe ;  man  sieht,  die  Familie  stattete  sich  für  Berlin  reichhaltiger 
und  besser  aus,  als  sie  es  bisher  gewohnt  gewesen  war.  Für 
die  Oberkleidung  des  Hausherrn  kommt  das  erst  in  der  Schneider- 
rechnung vom  Januar  1863  zum  Ausdruck,  die  mit  51  Tl.  20  Gr. 
alles  vorher  Dagewesene  weit  übertraf.  Ferner  wurden  Y2  Dtzd. 
Oberhemden  angeschafft;  das  Leinen  kostete  11  Tl.,  die  Näh- 
arbeit 2  Tl.  12  Gr.,  der  Stoff  eines  Hemdes  also  I  Tl.  25  Gr., 
das  Nähen  eines  faltenreichen  Oberhemdes  mit  der  Hand  12  Gr. 
Auch  hier  wieder  teure  Stoffe  und  überaus  billige  Arbeit.  Daß 
sich  die  Hausfrau  zu  den  bevorstehenden  Antrittsvisiten  einen 
Hut  für  4  Tl.  10  Gr.  und  einen  Mantel  für  13  Tl.  22V2  Gr.  zu- 
legen mußt,  versteht  sich. 

Der  Umzug  stürzte  die  Familie  abermals  in  Schulden.    Nach 
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schlechten  Erfahrungen  bei  der  Uebersiedlung  an  den  Rhein  hatte 
O.  beschlossen  einen  großen  Teil  seines  Hausrats  vor  dem  Um- 
zug zu  verkaufen  und  aus  den  ihm  zustehenden  Umzugsgeldern 
die  notwendigen  Neuanschaffungen  in  Berlin  zu  bestreiten.  Die 
folgende  Aufstellung  berichtet  über  das  Ergebnis : 


Umzug 

l  1862. 

Einnahmen. 

Ausgaben. 

Tl. 

Gr.  Pf. 

Tl. 

Gr. 

Pf. 

Für  verkaufte  Sachen 

288 

15    — 

Transportkosten                       104 

2 

Umzugsgelder 

70 

—    — 

Neuanschaffungen                    520 

— 

9 

Instandsetzen  der  Wohnung    60 

6 

7 

Verschiedenes                             43 

24 

5 

Sa. 

358 

15    — 

Sa.    728 

3 

9 

Sa.    358      15    — 

Bilanz : 

Einnahme     358  Tl.      15   Gr. 

Ausgabe        728     »         3      » 

—  Pf. 

9     » 

Fehlbetrag    369  Tl.      18  Gr. 

9  Pf. 

Es  mußte  also  wiederum  ein  Darlehen  von  300  Tl.  aufge- 
nommen werden.  — 

Eine  schmerzliche  Enttäuschung  wurde  O.  ein  Jahr  nach 
dem  Umzug  durch  ein  Monitum  der  Oberrechenkammer  bereitet. 
Er  hatte  im  Jahre  1862  240  Tl.  Umzugskosten  beantragt,  von 
denen  ihm  wohl  in  Anbetracht  der  Gehaltserhöhung  70  Tl.  aus- 
gezahlt worden  waren.  Nun  aber  machte  die  Oberrechenkammer 
geltend,  daß  die  Umzugskosten  nicht,  wie  O.  es  getan,  nach  der 
Eisenbahnstraße  über  Köln — Braunschweig  auf  97  Meilen  zu  240 
Taler,  sondern  gemäß  einer  Bestimmung  aus  dem  Jahre  1855 
nach  der  kürzesten  Extrapoststraße  über  Wetzlar,  Eisenach,  Eis- 
leben, Beizig  auf  73^2  Meilen  zu  180  Tl.  zu  berechnen  seien. 
Vergebens  wurde  O.  vorstellig;  er  mußte  von  den  erhaltenen 
70  Tl.  Umzugskosten  60  Tl.  an  den  Staat  zurückzahlen. 

IL 
Die  zweite  Periode  1863  — 1877. 
Der  zweite  Abschnitt  der  Berichterstattung  umfaßt  den  Zeit- 
raum von  1863 — 1877.  Es  war  der  heiße  Sommer  ihrer  Ehe, 
den  Mann  und  Frau  in  diesen  15  Jahren  durchschritten.  O.  ge- 
hörte während  des  ganzen  Zeitraums  derselben  Behörde  in  äußer- 
lich unveränderter  Stellung  an,  aber  aus  dem  jungen  Neuling  der 
ersten  Jahre  wurde  allmählich  eines  der  angesehensten  Mitglieder 
des  Kollegiums,  dessen  Einfluß  ständig  wuchs,  dessen  Name  in 
Fachkreisen  bekannt  wurde.   Während  der  letzten  Jahre  hatte  er 
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amtliche  Geschäfte  von  großem  Umfang  und  weittragender  Be- 
deutung zu  leiten.  1870  wurde  ihm  der  Rang  eines  Rates  2.  Klasse 
beigelegt;  1876  erhielt  er  den  roten  Adlerorden  2.  Klasse  mit 
Eichenlaub.  In  dem  persönlichen  Leben  des  Ehepaares  schufen 
fröhliches  Gedeihen  und  schwere  Krankheit,  Geburt  und  Tod 
mannigfachen  Wechsel,  während  gleichzeitig  die  tiefwirkenden 
inner-  und  außerpolitischen  Ereignisse  dieser  großen  Jahre,  an 
denen  O.  mit  der  ganzen  Leidenschaft  seines  starken  Tempera- 
ments Anteil  nahm,  Konflikt,  Kulturkampf  und  die  drei  sieg- 
reichen Kriege,  ihr  Dasein  aus  der  Enge  persönlicher  Interessen 
heraushoben  und  ihm  jenen  bedeutenden  Inhalt  gaben,  den  das 
nachfolgende  Geschlecht  entbehrte. 

Die  Entwicklung  der  Vermögensverhältnisse  von 
1863 — 1877  war  eine  sehr  erfreuliche.  Die  Schuld  von  300  Tl. 
infolge  des  Umzugs  war  im  Januar  1865  getilgt;  gleichzeitig  be- 
gann O.  alljährlich  Ersparnisse  zurückzulegen,  die  bis  zum  Jahre 
1877  auf  13800  M.  angewachsen  waren.  Eine  Erbschaft  von 
2000  Tl.  aus  dem  Nachlaß  eines  entfernten  Verwandten,  die  einzige, 
die  das  Ehepaar  jemals  gemacht  hat,  kam  hinzu,  so  daß  O.  am 
Schlüsse  dieses  Zeitabschnitts  ein  Vermögen  von  19800  M.  besaß. 
Die  jährlichen  Ein  nah  men  O.s  vermehrten  sich  in  den 
15  Jahren  von  6715  M.  auf  15446  M.  Den  Hauptanteil  daran 
trug  das  Gehalt,  von  2000  Tl.  im  Jahre  1863  auf  9  900  M.  im 
Jahre  1877  steigend.  Seit  1873  bezog  O.  außerdem  einen  Woh- 
nungsgeldzuschuß von  1200  M.  jährlich;  Gratifikationen,  eine  kleine 
Schreibmaterialienvergütung  sowie  Ueberschüsse  von  Reisekosten 
und  Tagegeldern  kamen  hinzu.  Seit  dem  Jahre  1866  verwaltete 
er  ein  besoldetes  Nebenamt,  seit  dem  Jahre  1868  ein  zweites. 
Auch  Einnahmen  privaten  Charakters  stellten  sich  ein:  Die  Zins- 
einnahmen steigerten  sich,  literarische  Tätigkeit  brachte  vereinzelt 
kleine  Honorare,  ein  Lotterielos  gewann  hie  und  da  ein  paar 
Taler,  —  O.  spielte  gelegentlich  ein  halbes  Los  in  der  preußi- 
schen Klassenlotterie,  obwohl  er  die  Staatslotterie  mit  dem  ihm 
eigenen  scharfen  Witz  als  eine  Steuer  auf  die  Dummheit  be- 
zeichnete. Bedeutender  war  die  Einnahme  von  400  Tl.  jährlich, 
die  er  seit  1866  für  eine  größere  Vermögensverwaltung  bezog. 
1875  erscheint  unter  den  Einnahmen  die  erste  Zahlung  aus  der 
Kinderversorgungskasse  mit  985  M.  für  den  ältesten,  damals 
22jährigen  Sohn. 

Wie  aus  dieser  Steigerung  des  Vermögens  und  der  Einnahmen 
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hervorgeht,  vollzog  sich  während  des  behandelten  Zeitraums  in 
dem  wirtschaftlichen  Leben  der  Familie  ein  großer  Umschwung. 
Als  völlig  mittelloser  Beamter  mit  4  Kindern  unter  10  Jahren 
begann  O.  1862  seine  Berliner  Laufbahn;  strengste  Sparsamkeit 
bei  geringen  Ansprüchen  erschien  daher  in  jeder  Beziehung  ge- 
boten. In  den  nächsten  il/2  Jahrzehnten  stieg  bei  schnell  wach- 
sendem Wohlstand  die  Lebenshaltung,  stieg  die  soziale  Stellung 
der  Familie,  stiegen  nicht  minder  die  Ansprüche  der  heranwach- 
senden Kinder.  Der  Rechnungsbericht  dieser  Periode  umfaßt 
daher  nicht,  wie  im  vorigen  Abschnitt,  einen  Zeitraum  von  ein- 
heitlicher Gestaltung  des  wirtschaftlichen  Lebens,  sondern  bringt 
einen  ungewöhnlichen  sozialen  und  wirtschaftlichen  Aufstieg  zum 
Ausdruck.  Die  Anschaffungen  bedeuten  nicht  Ergänzung  des 
Bestehenden  auf  dem  gegebenen  Fuße,  sondern  Ergänzung  und 
Steigerung  zugleich;  das  Maß  des  zunehmenden  Aufwandes  kommt 
in  ihnen  zum  Ausdruck.  Seine  besondere  Note  empfing  dieser 
Aufstieg  dadurch,  daß  er  sich  in  einer  Periode  fieberhafter  Steige- 
rung der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Entwicklung  sowie  der  all- 
gemeinen Ansprüche  an  Wohlleben  und  Eleganz  vollzog.  Seit 
der  Reichsgründung  und  den  Gründerjahren  schob  und  drängte 
trotz  der  Krisen  alles  vorwärts.  Jeder  wollte  reich  werden;  jeder 
Reichgewordene  seine  einfache  Herkunft  verdecken.  Der  alte 
Hausrat  wurde  über  Bord  geworfen  wie  die  alte  Einfachheit  der 
Sitten,  und  es  vollzog  sich  jene  innere  Umwandlung  des  deut- 
schen Volkes,  die  uns  zwar  bei  staunenswerten  technischen  Fort- 
schritten einen  ungeahnten  materiellen  Aufschwung  brachte, 
gleichzeitig  aber  uns  der  geistigen  und  seelischen  Verarmung 
preisgab.  Es  wird  von  Interesse  sein  zu  beobachten,  wie  sich 
diese  ebenfalls  schnell  emporkommende  Beamtenfamilie  in  den 
allgemeinen  Rahmen  vermehrten  Wohlstandes  und  erhöhter  Lebens- 
ansprüche einfügte. 

Um  die  Steigerung  der  Ausgaben  in  dem  Zeitraum  von  1863 
bis  1877  zu  erfassen,  sind  zunächst  die  Durchschnitte  der  zwei 
Anfangs-  und  Endjahre  berechnet.  Da  aber  die  Anschreibung 
des  Jahres  1877  weniger  sorgfältig  ist  als  gewöhnlich,  sind  die 
Jahre  1875/76  als  Endjahre  angenommen.  —  Nach  der  ausführ- 
lichen Behandlung  aller  Ausgaben  im  vorigen  Abschnitt  sind 
Posten,  bei  denen  der  Zahl  nichts  hinzuzufügen  war,  hier  nicht 
mehr  besprochen ;  der  Leser  ersieht  sie  aus  den  Tabellen. 

Die  erste  Berliner  Wohnung   der  Familie    lag  im  zweiten 
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Stock  eines  zweistöckigen  Hauses  der  südlichen  Friedrichstadt, 
einem  guten,  aber  nicht  teuren  Wohnviertel,  von  Gärten  noch 
vielfach  durchsetzt.  Es  war  ein  Haus  von  älterer  Bauweise,  ohne 
Vorraum  für  den  Eintretenden,  so  daß  das  erste  Zimmer  als  Ein- 
trittsraum benutzt  werden  mußte;  mehrere  Zimmer  hingen  ohne 
Korridor  aneinander.  Gas-  und  Wasserleitung  fehlten.  Bei  einem 
Mietspreise  von  330  Tl.  jährlich  enthielt  sie  ohne  den  Eintrittsraum 
5  Zimmer.  Zur  Zeit  ihrer  dichtesten  Besiedlung  lebten  9  Personen 
darin.  In  dem  zum  Hause  gehörigen  Garten  war  den  Mietern 
ein  Platz  eingeräumt. 

Bedeutend  geräumiger  und  besser  ausgestattet  war  die  nächste, 
im  Jahre  1868  bezogene  Wohnung  in  der  Tempelhofer  Vorstadt, 
deren  Mietspreis  430  Tl.  betrug.  Es  war  eine  siebenzimmerige 
Etagenvvohnung  mit  jenem  Grundriß,  der  eben  damals  auf  lange 
Zeit  hinaus  in  Berlin  üblich  wurde:  mehrere  Vorderzimmer,  ein 
Berliner  Zimmer,  ein  langer  Flügel,  Küche,  Nebenräume  und 
Schlafzimmer,  2  Treppenaufgänge,  2  Korridore.  Die  beiden,  je 
zweifenstrigen  Vorderzimmer  nach  der  Straße  dienten  dem  Haus- 
herrn und  der  Hausfrau  als  Wohnzimmer;  das  größere  maß 
42A  :  71/«  m-  Auch  das  daran  anstoßende  Eßzimmer  war  bei  6:7m 
im  Geviert  recht  geräumig,  während  die  Schlafzimmer  der  Familie, 
vom  Mädchenzimmer  abgesehen,  aus  einem  einfenstrigen  und 
zwei  zweifenstrigen  Räumen  bestanden,  deren  größerer  52/3  :  4V3  m 
groß  war.  Wasserleitung  und  Gas  waren  vorhanden,  doch  blieben 
Badezimmer  und  Balkon  ein  unbekannter  Luxus;  ebensowenig 
war  ein  Gartenplatz  mit  der  Wohnung  verbunden.  Der  Hausherr 
hoffte  hier  bis  an  sein  Lebensende  wohnen  zu  bleiben,  doch 
schon  nach  5  Jahren  (1873)  mußte  er  sich  wegen  Verkaufs  des 
Hauses  nach  einer  andern  Wohnung  umtun.  Man  wählte  nun 
eine  mit  Gas-  und  Wasserleitung  ausgestattete  > Beletage«  von 
7  Zimmern  in  dem  eben  erbauten  Viertel  nahe  beim  Lützowplatze. 
In  der  Anlage  stimmte  sie  mit  der  vorigen  Wohnung  überein, 
doch  erzielte  sie  bei  breiteren  Treppen,  stattlicheren  Räumen, 
eleganterer  Ausstattung  und  einem  großen  bedeckten  Balkon 
einen  bedeutend  vornehmeren  Eindruck.  Das  Badezimmer  fehlte 
freilich  auch  hier.  Die  kleinen  Gärten  vor  und  hinter  dem  Hause 
standen  den  Mietern  nicht  zur  Verfügung.  Der  Mietspreis  betrug 
2  700  M.  —  mehr  als  das  Doppelte  der  vorigen  Wohnung  bei 
gleicher  Anzahl  der  Zimmer.  In  dieser  Steigerung  der  Miete 
kam  sowohl  die  Wirkung  der  Gründerjahre  und  der  zunehmenden 
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Besiedlungsdichte  Berlins,  als  auch  die  Erhöhung  des  Komforts 
zum  Ausdruck.  Das  > hochherrschaftliche«  Berlin  hatte  seinen  un- 
erfreulichen Anfang  genommen,  und  das  Ehepaar  zahlte  den 
wachsenden  Ansprüchen  an  den  Luxus  der  Wohnung  mit  dieser 
großen  Steigerung  seiner  Obdachkosten  zweifellos  einen  hohen 
Tribut. 

Die  Kosten  des  Umzugs  1868  betrugen  13  Tl.  20  Gr., 
darunter  1  Tl.  20  Gr.  Trinkgelder.     1873  wurden  gebucht: 

4  Fuhren  ä  7  Tl. 

Trinkgeld  an  die  Fuhrleute 

Handleistungen  von  Portier  und  Hausknecht 

Tischlerrechnung 

Droschken,  Mittagessen,  kl.  Auslagen 

"Sa.  45  TL  —  Gr. 

Die  Vermehrung  des  Hausrats  zwischen  1868  und  1873  recht- 
fertigte diese  Steigerung  der  Umzugskosten  nicht  annähernd ; 
die  Umwälzung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  war  vielmehr 
auch  hier  ausschlaggebend. 

Auch  der  Preis  für  Heizung  stieg  in  dem  15  jährigen  Zeit- 
raum bedeutend.  Kostete  die  Feuerung  für  ein  Zimmer  anfangs 
26  M.  jährlich  (die  Küche  ist  als  ein  Zimmer  mitberechnet),  so 
betrug  der  Preis  in  den  letzten  zwei  Jahren  45  M.  jährlich,  wobei 
zu  berücksichtigen  bleibt,  daß  1876/77  die  Zimmer  größer  und 
der  Betrieb  vielleicht  etwas  weniger  sparsam  waren.  Die  Feue- 
rung bestand  aus  Holz,  Kohlen  und  Torf;  die  Mengen  lassen  sich 
nicht  mehr  berechnen. 

Für  die  Gasbeleuchtung  der  zweiten  und  dritten  Woh- 
nung wurde  nur  eine  schlichte  gußeiserne  dreiarmige  Gas- 
krone für  17  Tl.  angeschafft;  daneben  waren  einfache  Gasarme 
in  Gebrauch.  Die  jährliche  Gasrechnung  bewegte  sich  zwischen 
97  M.  und  116  M. ;  außerdem  wurden  Petroleumlampen  und  Lichte 
gebrannt,  deren  Kosten  die  Hausfrau  aus  dem  Wirtschaftsgeld 
bezahlte. 

Die  Ausstattung  der  Wohnung  mit  Hausrat  aller  Art 
stand  zunächst  unter  dem  Zeichen  der  schlechten  Vermögenslage 
zu  Anfang  der  Berichtsperiode.  Mußte  schon  das  Geld  für  die 
neue  Ausstattung  geborgt  werden,  so  war  es  bei  der  gewissen- 
haften Wirtschaftsführung  O.s  selbstverständlich,  daß  man  sich 
auf  das  Notwendigste  beschränkte.  Gerade  die  Anschaffungen 
dieser  15  Jahre,  ergänzt  durch  sicher  verbürgte  Ueberlieferung, 
lassen  erkennen,  wie  einfach  die  Ausstattung  aus  dem  Jahre  1862 
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war.  Sie  enthielt  keinen  Bücherschrank,  kein  Büffet,  keinen  großen 
Eßtisch,  keine  Anrichte,  keinen  Serviertisch,  keinen  größeren 
Wäscheschrank,  kein  Klavier,  keinen  Divan,  keinen  Polsterstuhl, 
keinen  hohen  Spiegel,  keinen  Nähtisch,  keinen  Küchenschrank. 
Das  Pult  des  Hausherrn  war  das  denkbar  einfachste  Bureaumöbel 
aus  unpoliertem  Kiefernholz;  seine  Bücher  standen  auf  offenen 
Gestellen  aus  Tannenholz.  Der  Eßtisch  war  ein  einfacher  Wachs- 
tuchtisch von  etwa  I  xj2  qm  Flächeninhalt  und  nur  auf  das 
Doppelte  dieser  Größe  auszuziehen;  die  Schränke  der  Familie 
waren  aus  Kiefernholz,  mit  Ausnahme  eines  Mahagoni- Vertiko, 
der  als  Wäscheschrank  diente ;  zwei  Polstersessel  im  Zimmer  der 
Hausfrau  waren  die  einzigen  des  ganzen  Hausstandes.  So  war 
denn  für  eine  Vervollständigung  des  Hausrates  ein  weiter  Spiel- 
raum gegeben. 

Auch  in  diesem  Zeiträume  waren  die  Betten  für  die  Kinder  unter 
allen  Anschaffungen  die  zahlreichsten.  8—9  Bettstellen  —  die  An- 
schreibung  ist  nicht  immer  ganz  unmißverständlich  —  wurden  in 
den  15  Berichtsjahren  angeschafft.  Es  waren,  mit  Ausnahme  eines 
hölzernen  Kinderbettes,  durchweg  sehr  einfache,  zusammenlegbare 
eiserne  Gestelle  mit  Drahtböden,  dunkelbraun  gestrichen,  meist 
im  Preise  von  2 — 3  Tl.  Auch  die  drei  in  der  Berichtsperiode 
angeschafften  Waschtische  im  Preise  von  1V2  Tl.  bis  4  Tl.  nebst 
einem  eisernen  Waschgestell  für  1  Tl.  II  Gr.  wurden  wohl  für 
den  Gebrauch  der  Kinder  bereitgestellt,  ebenso  ein  Schrank  aus 
Kiefernholz  für  4  Tl.  17  Gr.  5  Pf.;  warscheinlich  kam  noch  ein 
zweiter  für  6  */2  Tl.  auf  ihren  Bedarf.  Sonstige  Möbel  für  die 
heranwachsende  Kinderschar  sind  nicht  gebucht;  doch  fand  viel- 
leicht diese  oder  jene  kleine  Anschaffung  zu  Geburtstagen  oder  zu 
Weihnachten  noch  statt;  auch  Stücke  aus  dem  Gebrauch  der 
Eltern  gingen  wohl  auf  die  Kinder  über,  so  das  erste  Pult  des  Haus- 
herrn. Polstermöbel  besaßen  sie  nicht,  wohl  aber  ließ  die  Mutter 
ihnen  ein  »Kanapee«  machen,  ein  einfaches,  unpoliertes  Holz- 
gestell, mit  Segeltuch  überspannt,  auf  dem  die  heranwachsenden 
Knaben  sich  nach  Belieben  wälzen  und  raufen  konnten.  Der  Preis 
ist  nicht  angeschrieben.  Erst  als  der  älteste  Sohn  im  Jahre  1872 
nach  mehreren  Semestern  auswärtigen  Studiums  ins  Elternhaus 
zurückkehrte,  kaufte  die  Mutter  dem  Herrn  Studiosus  zu  behag- 
licherer Ausstattung  seines  Zimmers  ein  großes  Schlafsofa  für 
32  Tl.   10  Gr. 

Daß  der  Hausherr  nicht  an  die  Umgestaltung  seines  einfachen 
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Arbeitsraumes  in  ein  elegantes  Herrenzimmer  dachte,  versteht 
sich  bei  seiner  Gesinnung  von  selbst.  Er  kaufte  sich  für  sein 
Zimmer  in  den  15  Jahren  nur  zwei  Möbel:  ein  größeres  Schreib- 
pult, in  Mahagoni  solid  gearbeitet,  für  36  Tl.  und  ein  offenes 
Büchergestell  für  3  Tl. 

Auch  die  Bedürfnisse  der  Hausfrau  hielten  sich  in  engen 
Grenzen.  Zum  ersten  Weihnachtsfeste  in  Berlin  schenkte  ihr  der 
Gatte  den  langentbehrten  Nähtisch,  ein  zierliches  Mahagonistück 
im  Preise  von  9  Tl.,  das  sie  bis  an  ihr  Lebensende  in  Ehren  hielt, 
zum  letzten  Weihnachten  dieser  Periode  einen  schön  gearbeiteten 
halbhohen  Mahagoni-Bücherschrank  für  80  Tl.  Außerdem  kam 
ein  Mahagoni-Wäscheschrank  für  16  Tl.  und  vielleicht  ein  Sofa- 
tisch für  10  Tl.  15  Gr.  auf  ihren  Bedarf. 

Für  das  so  bescheiden  ausgestattete  Eßzimmer  wurde  bei 
der  Uebersiedlung  in  die  geräumigere  Wohnung  1868  ein  Sofa 
(24  Tl.  das  Sofa  ohne  Bezug,  7  Tl.  22  1/2  Gr.  der  Bezug)  erstanden 
und  1870  ein  großer,  runder,  zur  langen  Tafel  auszuziehender 
Eßtisch  in  jenen  kräftigen,  ruhigen  Formen,  deren  Schönheit  wir 
erst  wieder  verstehen  lernen  mußten.  Er  kostete,  alt  gekauft, 
14  Tl.  Im  22.  Jahr  seiner  Ehe  gestattete  sich  das  Ehepaar  auch 
den  Luxus  eines  Büffets.  Es  wurde  gleichfalls  alt  für  32  Tl. 
einem  reichgewordenen  Maurermeister  abgekauft,  dessen  Frau 
das  gut  gearbeitete,  aber  schlichte  Mahagonistück  nicht  mehr 
elegant  genug  fand. 

Eine  große  Freude  für  das  ganze  Haus  endlich  war  der  Er- 
werb eines  Klaviers.  Das  Pianino  aus  der  Ausstattung  der  Haus- 
frau war  1862  vor  dem  Umzug  nach  Berlin  verkauft  worden;  auf 
die  Anschaffung  eines  neuen  mußte  die  musikalische  Familie  zu- 
nächst verzichten,  bis  1867  ein  Gelegenheitskauf  Ersatz  bot.  Aus 
dem  Nachlaß  einer  jungen  Frau  wurde  ein  noch  gut  erhaltenes 
Klavier  für  188  Tl.  erstanden;  2  Tl.  5  Gr.  kostete  das  Aufpolieren, 
I  Tl.  der  Transport.  — 

Mit  diesen  Anschaffungen  sind,  von  ein  paar  kleinen  Stücken 
abgesehen,  alle  Möbel  aufgezählt,  mit  denen  die  Familie  die  ein- 
fache erste  Einrichtung  ihrer  Zimmer  ergänzte  und  erweiterte. 
Für  den  Bedarf  der  Küche  und  Mädchenstube  sind  gebucht: 
1872  ein  Mädchenschrank  für  4  Tl.,  1876  ein  Küchenschrank  für 
28,50  M. 

An  Bildern  und  sonstigem  Wandschmuck  besaß  die  Familie 
noch  bei  der  Uebersiedlung  in  die  dritte  Wohnung  kein  einziges 
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großes  Stück.  Zum  Schmuck  der  7  Zimmer  waren  an  mittel- 
großen Bildern  vorhanden:  2  schwarzgerahmte  Blätter  des  Vereins 
rheinischer  Kunstfreunde  und  2  schöne  französische  Kupferstiche 
in  breiten  Mahagonirahmen,  ein  Erbstück  aus  dem  Nachlaß  eines 
entfernten  Verwandten,  an  kleinen  Bildchen  6—8  Stück,  darunter 
2  kleine  rheinische  Landschaften,  3  Nachbildungen  Hosemannscher 
Aquarelle  u.  a.  Ein  paar  Familien-  und  Freundesbilder  kamen 
hinzu.  Eine  plastische  Gruppe,  Christus,  die  Kinder  segnend, 
im  Werte  von  8V2  TL,  hatte  der  Hausherr  1863  seiner  Frau  ge- 
schenkt. Es  widerstrebte  dem  unverdorbenen  Geschmack  des 
Ehepaares,  die  Wände  mit  minderwertiger  Ware  zu  behängen; 
teure  Kunstwerke  konnten  sie  nicht  kaufen,  also  begnügten  sie 
sich  mit  den  wenigen  Stücken.  Im  Jahre  1873  aber  bot  sich 
ihnen  die  Gelegenheit,  8  große  Volpatosche  Kupfer  in  vornehmen 
Goldrahmen  einer  befreundeten  Familie  für  100  Tl.  abzukaufen; 
damit  war  endlich  ein  würdiger  Wandschmuck  erstanden. 

An  Teppichen  schaffte  sich  das  Ehepaar  in  den  60  er  Jahren 
nur  kleinere  Stücke  an ;  der  teuerste  kostete  11  Tl.  Er  war  aus 
9V2  Ellen  Läuferstoff  zusammengesetzt,  so  daß  seine  Größe 
—  die  Breite  des  Stoffes  zu  1  Elle  angenommen —  auf  g1/2  Quadrat- 
ellen oder  etwas  über  4  qm  anzusetzen  ist.  Erst  in  den  70  er 
Jahren  wurden  2  größere  Teppiche  zu  15  und  27  Y2  Tl.  erstanden. 
Das  Silbergerät  des  Haushalts  bestand  in  ein  paar  kleinen 
Stücken  (Zuckerschalen,  Teebüchse  u.  a.)  und  in  einer  Anzahl 
silberner  Löffel  verschiedener  Größe.  Als  Neuanschaffungen  sind 
in  den  15  Jahren  gebucht:  1/2Dtzd.  Teelöffel  für  8  Tl.  und  eine 
nicht  genannte  Anzahl  Löffel  für  5  Tl.  10  Gr.  Silberne  Bestecke 
waren  nicht  vorhanden;  die  ersten  erhielt  das  Ehepaar  1877  zur 
Silberhochzeit  als  Geschenk  der  vereinigten  Freunde.  Ein  buntes 
Tafelgeschirr  fehlte  ebenfalls;  es  wurde  auch  keins  angeschafft; 
man  verschmähte  nicht,  sich  auch  bei  festlichen  Gelegenheiten 
des  glatten  weißen  Porzellans  und  der  stählernen  Bestecke  mit 
Ebenholzgriffen  zu  bedienen. 

So  läßt  sich  als  Ergebnis  des  15jährigen  Zeitraumes  fest- 
stellen, daß  eine  größere  Anzahl  Möbel  und  Geräte  für  den  not- 
wendigen Bedarf  angeschafft  wurden;  auch  mit  manch  einem 
schönen  Stück  wurde  der  Hausrat  bereichert;  dagegen  war  von 
einer  Umgestaltung  der  einfachen  Ausstattung  zu  einer  vornehmen 
Einrichtung  keine  Rede.  Dabei  gilt  von  dem  künstlerischen  Wert 
<!'      Hausrats  dasselbe,    was  früher  bei  der  Würdigung  der  Klei- 
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düng  ausgeführt  wurde:  So  wenig  Eleganz  und  Vornehmheit  an- 
gestrebt wurden,  so  wenig  war  die  Ausstattung  vom  künstlerischen 
Standpunkt  aus  zu  verwerfen.  Alle  Möbel  und  Geräte  waren 
echt  im  Material,  solid  in  der  Arbeit,  zweckmäßig  in  ihrem  Bau 
und  erzielten  daher  in  ihrer  Gesamtheit  den  Eindruck  einfachen, 
gesunden,  bürgerlichen  Behagens.  Aus  den  zahlreichen  noch 
vorhandenen  Stücken  läßt  sich  mit  Sicherheit  erkennen,  daß  die 
Ausstattung  der  Wohnung  bei  aller  Einfachheit  künstlerisch  auf 
einer  sehr  viel  höheren  Stufe  stand  als  die  geschmacklosen  Prunk- 
stücke, die  bald  darauf  in  Mode  kamen. 

Die  Steigerung  der  Ausgaben  für  Nahrung  von  1753  M. 
im  Durchschnitt  der  Jahre  1863/64  auf  3260  M.  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1875/76  besagt  bei  der  inzwischen  eingetretenen  Ver- 
änderung des  Personenstandes  im  Haushalte  nur  wenig.  Berechnet 
man  mit  Hilfe  der  Engeischen  Quets  die  Kosten  für  eine  Person 
über  25  Jahren,  so  ergibt  sich  als  mittlere  Jahresausgabe  1863/64 
auf  eine  erwachsene  männliche  Person  der  Betrag  von  302  M. 
für  Nahrung,  Wäsche  und  Beleuchtung  (ausgenommen  Wein,  Ge- 
sellschaften und  Gas)  und  auf  eine  erwachsene  weibliche  Person 
der  Betrag  von  259  M.,  während  1875/76  die  gleichen  Ausgabe- 
posten auf  462  M.  und  396  M.  gestiegen  waren.  Die  Tagesaus- 
gaben betrugen  1863/64  83  Pf.  und  71  Pf.,  dagegen  1875/76  1,27  M. 
und  1,09  M.  Allerdings  erscheint  der  Engeische  Maßstab,  sofern 
es  sich  um  den  Appetit  von  großen  Knaben  und  Jünglingen 
handelt,  anfechtbar;  es  ist  wahrscheinlich,  daß  die  heranwachsen- 
den Söhne  ebensoviel  oder  vielleicht  mehr  Nahrungsmittel  in  An- 
spruch nehmen  wie  die  Mutter.  Dazu  kam,  daß  in  dem  gastfreien 
Hause  ein  reger  zwangloser  Verkehr  mit  Freunden  der  Eltern 
und  Kinder  stattfand,  dessen  Kosten  im  Gegensatz  zu  den 
größeren  Gesellschaften  aus  der  Wirtschaftskasse  bezahlt  wurden ; 
auch  waren,  seit  die  Wohnung  geräumiger  geworden  war,  Gäste 
von  auswärts  oft  wochenlang  anwesend.  Die  Anzahl  der  Quets 
wäre  demnach  für  die  siebziger  Jahre  herauf  und  die  Ausgaben 
für  eine  erwachsene  Person  entsprechend  herabzusetzen.  Auf 
alle  Fälle  bleibt  bei  dem  Mangel  an  genaueren  Angaben  die  Be- 
rechnung eine  zu  unsichere,  um  Schlüsse  zu  gestatten. 

Ein  paar  Angaben  auf  Grund  der  mündlichen  Ueberlieferung 
mögen  den  Mangel  der  Rechnungsbücher  an  genaueren  Nach- 
richten über  die  Ernährung  der  Familie  ein  wenig  ausgleichen. 
Das  erste  und  zweite  Frühstück  der  Kinder  bestand  wochentags 
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aus  trockenem  Brot  oder  Weißbrot;  zum  ersten  Frühstück  wurde 
Milchkaffee  getrunken.  Mittags  war  Suppe  und  ein  Gericht  die 
Regel;  Fleisch  wurde  regelmäßig  genossen;  daneben  spielten 
Hülsenfrüchte  und  Mehlgerichte  eine  große  Rolle ;  Obst  und  Ge- 
müse traten  zurück.  Zum  Nachmittagskaffee  aßen  die  Kinder 
das  Brot  wieder  entweder  trocken  oder  mit  Mus  bestrichen. 
Abends  gab  es  meist  Tee  und  Butterschnitten  mit  Fleisch  belegt; 
doch  wurde  streng  darauf  gehalten,  daß  Butter  und  Aufschnitt 
nur  in  bescheidenen  Mengen  genossen  wurden.  Bei  dieser  Er- 
nährung sind  alle  Kinder,  mit  einer  Ausnahme,  kerngesunde, 
kräftige,  zum  Teil  ungewöhnlich  leistungsfähige  Menschen  geworden. 

Der  Konsum  von  Wein  stieg  in  den  15  Jahren  bedeutend. 
Er  wurde  meist  faßweise  aus  dem  Rheinlande  bezogen  und  im 
Hause  abgefüllt.  Während  im  Durchschnitt  der  ersten  Jahre 
jährlich  17  Tl.  28  Gr.  2  Pf.  für  Wein  ausgegeben  wurden,  betrug 
die  Ausgabe  1873 — 1876  durchschnittlich  140,86  M.  jährlich. 

Die  Geselligkeit  hielt  sich  in  der  kleineren  Wohnung  der 
sechziger  Jahre  in  engen  Grenzen.  1863 — 1867  wurden  im  ganzen 
5  Gesellschaften  gegeben,  deren  Kosten  von  2  Tl.  auf  7  Tl.  stiegen. 
Die  Ausgaben  für  Wein  sind  in  diesen  und  den  folgenden  Zahlen, 
wo  nicht  anders  bemerkt,  nicht  enthalten.  Bei  der  Gesellschaft 
für  7  Tl.  im  Jahre  1867  waren  12  Personen  geladen,  so  daß  das 
trockene  Gedeck  auf  17V2  Gr.  zu  stehen  kam,  eine  Summe,  die 
nach  dem  Maßstab  der  Tagesausgabe  von  83  Pf.  für  die  Nah- 
rung usw.  einer  erwachsenen  männlichen  Person  zu  beurteilen  ist. 
Zweifellos  war  also  die  Aufnahme  der  Gäste  'eine  bescheidene. 
Mit  vollendeter  innerer  Unabhängigkeit  pflegte  O.  sich  über  solche 
Beweise  seiner  dürftigen  Vermögenslage  hinwegzusetzen.  »Wie 
hat  Euch  der  Wein  geschmeckt?«,  fragte  er  wohl  mit  der  Miene 
des  liebenswürdigen  Wirtes  seine  Freunde,  nachdem  er  sie  mit 
Tee  und  kaltem  Aufschnitt  aufgenommen  hatte.  Allerdings  war 
damit  eine  gewisse  Enge  seines  Verkehrskreises  gegeben.  Dem 
Umgang  mit  Familien,  deren  Lebenshaltung  auf  einer  wesentlich 
höheren  Stufe  stand  als  die  seine,  hat  O.  sich  stets  entzogen, 
auch  wenn  man  mit  der  ausdrücklichen  Bitte  um  Verkehr  an  ihn 
herantrat.  —  In  den  folgenden  Jahren  ruhte  alle  Geselligkeit 
wegen  schwerer  Erkrankung  der  Hausfrau,  die  nach  einer  Ent- 
bindung von  einem  so  heftigen  Typhus  befallen  wurde,  daß  sie 
wochenlang  mit  dem  Tode  rang  und  erst  in  Jahren  ihre  Gesund- 
heit wiedergewann.     Im  Jahre  1872   aber   wurde   die   Geselligkeit 
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mit  einem  Feste  wieder  aufgenommen,  das  weit  über  den  Rahmen 
der  früheren  Gesellschaften  hinausging.  Der  Hausherr  hat  die 
Kosten  folgendermaßen  gebucht: 


Koch 

21  Tl. 

Konditor 

6  » 

Rheinwein 

8  » 

Lohndiener 

2   > 

Sa.  37  Tl. 

Aber  ein  derartiges  Fest  blieb  vereinzelt;  bis  zum  Schluß 
der  Berichtsperiode  wurden  nur  noch  vier  kleinere  Gesellschaften 
gegeben,  deren  Kosten  durchschnittlich  25  M.  betrugen. 

Die  Familienfeste  dieses  Zeitabschnitts  wurden  im  Jahre  1863 
mit  einem  Taufessen  eröffnet,  dessen  Kosten  10  Tl.  betrugen. 
Die  Taufe  des  Jahres  1868  wurde  wegen  der  erwähnten  Erkran- 
kung der  Hausfrau  in  aller  Stille  gefeiert.  Dann  aber  wurde  im 
Jahre  1872  zum  siebenten  und  letzten  Male  getauft  und  für  12  Tl. 
ein  fröhliches  Essen  veranstaltet,  zu  dessen  Bereitung  sogar  Koch 
und  Konditor  zugezogen  wurden.  Im  Jahre  1877  endlich  feierte 
das  Ehepaar  die  Vollendung  des  25.  Jahres  seiner  glücklichen 
Ehe  mit  einer  großen  Silberhochzeit.  180  Mk.  hat  der  Hausherr 
für  das  Essen,  110,80  M.  für  Weine  gebucht.  Zum  erstem  Male 
floß  in  dem  Hause  O.s  der  Sekt.  — 

Auch  die  Ausgaben  für  Kleidung,  von  672  M.  im  Durch- 
schnitt der  Jahre  1863/64  auf  1148  M.  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1875/76  steigend,  gewinnen  erst  bei  eingehender  Betrachtung  Leben. 

Kleidung  des  Hausherrn1). 
1863—1877. 


Jahr 

Kleidung 
insgesamt 

Ober- 
kleidung 

Wäsche 

Stiefel 

Hüte 

Hand- 
schuhe 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

1863 

341 

225 

39 

53 

8 

10 

1864 

228 

127 

— 

45 

2 

7 

1865 

216 

1 10 

42 

39 

2 

5 

1866 

325 

220 

— 

40 

11 

5 

1867 

230 

145 

26 

3i 

9 

8 

1868 

83 

32 

— 

41 

2 

5 

1869 

255 

206 

1 

25 

5 

11 

1870 

134 

5 

114 

56 

— 

2 

1871 

332 

219 

3i 

54 

9 

7 

1872 

171 

— 

63  . 

75 

14 

5 

1873 

280 

195 

— - 

37 

13 

4 

1874 

227 

134 

— 

66 

9 

6 

1875 

372 

183 

110 

49 

— 

8 

1876 

228 

131 

6 

48 

11 

10 

1877 

291 

98 

IOI 

40 

— 

11 

i)  Die  Reihen  erhärten  aufs    neue  die  schon  oft  festgestellte  Tatsache,    daß 
die  Berechnung    der  Haushaltungskosten    auf  Grund  der  Ausgaben    eines  Jahres 
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Eine  Entwicklung  weisen  die  Reihen  nicht  auf.  Die  Kleidung 
des  Hausherrn,  gleich  zu  Beginn  des  Berliner  Aufenthaltes  auf 
einen  bessern  Stand  gebracht,  blieb  mit  einer  mittleren  Jahres- 
ausgabe von  248  M.  bei  mancherlei  Schwankungen  im  einzelnen 
auf  annähernd  gleicher  Höhe.  Die  Ausgaben  der  beiden  End- 
jahre waren  geringer  als  die  der  beiden  Anfangsjahre;  der  Anteil 
dieser  Ausgaben  an  der  Einnahme  sank  von  4,1  %  in  den  Jahren 
1863/64  auf  1,6%   in  den  Jahren   1876/77. 

Die  Anschaffungen  an  Oberkleidung,  meist  nur  summarisch 
als  »Schneiderrechnung«  angegeben,  lassen  sich  nach  Mengen  und 
Preis  nicht  erfassen;  auf  Grund  der  wenigen  erhaltenen  Notizen 
kann  man  jedoch  den  Preis  eines  Anzuges  für  den  Hausherrn 
auf  70 — 90  M.  einschätzen.  Dann  bedeutete  die  mittlere  Jahres- 
ausgabe von  135  M.  für  Oberkleidung  die  Anschaffung  eines  Ge- 
brauchsanzuges jährlich;  nebenher  gingen  die  Kosten  für  Reini- 
gung und  Aufarbeitung  der  Anzüge,  sowie  für  Anschaffung  von 
Mänteln  und  Gesellschaftskleidung.  Die  Ausgaben  für  die  Zivil- 
uniformen sind  den  Repräsentationskosten  zugerechnet. 

Die  Anschreibungen  der  Wäscheeinkäufe  lassen  Mengen  und 
Preise  besser  erkennen.     Sie  ergeben  folgende  Uebersicht: 

1863  Leinen  für  V2  Dutzend  Oberhemden  (im  Hause  genäht)      .  12  Tl.     —  Gr. 

1865  dgl.,  27  Ellen,  ä  72  Tl 13    >     15  > 

1865  Zutaten  dazu I     »     I71/2  * 

1870  */2  Dutzend  Oberhemden  (im  Geschäft  genäht)      ....  18     >     —  > 

1872  l/i  Dutzend  Hemden 20     »     27  > 

1877  Vi  Dutzend  Oberhemden 57,55  M. 

Die  zahlreichen  Anschaffungen  charakterisieren  den  auf  pein- 
liche Sauberkeit  haltenden  Mann.  Von  den  Preisen  kleinerer 
Einkäufe  fügen  wir  noch  bei: 

1873  ein  Hut 3  Tl.  15  Gr. 

1874  ein  Sommerhut 3>  —     > 

1873  2  seidene  Taschentücher  (bunte  Tücher  von  vorweltlicher  Große)  2     >  20    > 
Halsbinden  (schwarze  Seide)  kosteten  221/.!  Gr.  bis  I  Tl. 

Kleidung  der  Hausfrau. 

1863— 1877. 

Kleidung         Ober-         .....    ,  -  .  f  .         „..t  Hand- 

T  ,  .      ..  . ,  Wäsche       Stiefel         Hute  ,    , 

Jahr          insgesamt      kleidung  schuhe 

M.  M.  M.  M.  M.  M. 

1863  183  124  4  5  19  5 

1864  310  186  18  20  18  8 


leicht    ein    schiefes  Bild    der   Wirklichkeit    ergibt.     Vgl.    Bücher    i.    d.   Tüb.  Zeit- 
schrift Jhg.  62  (1906). 
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Jahr 

1865 
1866 
1867 
1868 
1869 


Kleidung 

insgesamt 

M. 

196 

251 
263 
108 
383 


Ober- 
kleidung 
M. 

87 

56 

107 

39 
302 


Wäsche 

Stiefel 

Hüte 

M. 

M. 

M. 

— 

6 

27 

51 

32 

15 

— 

17 

32 

— 

12 

14 

— 

6 

33 

Hand- 
schuhe 
M. 

5 
5 
7 
6 
6 


1870 

295 

193 

66 

16 

23 

12 

1871 

188 

89 

13 

24 

23 

14 

1872 

312 

86 

18 

27 

39 

8 

1873 

265 

162 

— 

23 

40 

9 

1874 

380 

135 

60 

35 

5 

14 

1875 

[876 

[877 


379 
300 

387 


278 
178 
251 


3 
36 


34 
17 
34 


15 

32 
26 


Durchschnittlicher    jährlicher    Verbrauch  der    Ehegatten. 

1863— 1877. 

Kleidung  Ober-         Wägche  Hand- 

insgesamt      kleidung  schuhe 

M.  M.  M.  M.  M.  M. 


Vater 

248 

135 

36 

47 

6 

7 

Mutter 

274 

•152 

18 

21 

24 

8 

Bezeichnenderweise  hatte  die  Hausfrau  den  größeren  Ver- 
brauch an  Oberkleidung,  Hüten  und  Handschuhen,  der  Hausherr 
an  Wäsche  und  Stiefeln. 

An  Mänteln  für  die  Hausfrau  sind  in  den  sechziger  Jahren 
einige  kleinere  Anschaffungen  gebucht;  dann  wurde  1870  ein 
Staatsstück,  eine  »Sammetmantille«,  für  29  Tl.  gekauft,  1875  ein 
Wintermantel  für  75  M. 

An  Kleidern  gestattete  sich  die  Hausfrau  durchschnittlich 
den  Kauf  von  2 — 3  Gebrauchskleidern  jährlich.  Die  Ausgaben 
für  die  Kleiderstoffe  erscheinen  in  den  sechziger  Jahren  auf  den 
ersten  Blick  unglaublich  hoch.  Neben  wenigen  billigen  Käufen 
von  2 — 3  Tl.  wurden  Preise  bis  zu  13  Tl.  für  den  Stoff  eines 
Kleides  gezahlt.  Die  Haushaltungsbücher  selbst  bringen  die  Er- 
klärung dafür.  1864  ist  zum  ersten  Male  ein  Reifrock  für  1  Tl. 
10  Gr.  erwähnt.  1865  schreibt  der  Hausherr  an :  Ein  Kleid 
14  Ellen  ä  17^2  Gr.  =  8  Tl.  5  Gr.  Nahezu  10  m  Stoff  für  ein 
Kleid,  —  das  war  allerdings  das  doppelte  dessen,  was  bei 
schlichter  Machart  notwendig  gewesen  wäre.  Man  sieht,  wie 
noch  einmal  der  Biedermeiergeschmack  im  letzten  Verklingen 
ungeheure  Stoffmengen  zu  verschwenderischer  Fülle  bauschte,  ehe 
die  häßlichen  Moden  des  kaiserlichen  Deutschland  auf  den  Plan 
traten.     1870    wurde    zum    letzten  Male    eine    Ausbesserung    des 
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Reifrocks   gebucht;    in    den    folgenden  Jahren    sanken  die  Preise 
für  den  Stoff  eines  Kleides  auf  21 — 32  M. 

An  seidenen  Kleiderstoffen  wurden  gekauft : 

1864  ein  Kleid  für  23  Tl.  20  Gr. 

1869     >         >         >  25     >     15     » 

1874     »    Bastkleid  17     >     —     » 

1876  Seidenzeug  44    M. 

1877  »  30     > 

Ueber  Schneiderlöhne  für  Gebrauchskleider  finden  sich  nur 
in  den  Jahren  1863 — 67  Angaben;  sie  schwanken  zwischen  21/*  Tl. 
und  5  Tl.  13  Gr.  pro  Kleid;  für  das  seidene  Kleid  1864  wurden 
6  TL  10  Gr.  Macherlohn  bezahlt. 

Kleidung  der  Kinder. 

1863— 1877. 

_  ,,    .  ,,x       ,  Kleidung  Ober-  ,,T..    ,  Ci-  r  i  n-.  Hand- 
Zahl  der  Alter  d.  .              °  .  .  . ,  Wasche  Stiefel  Hute        .    , 
.  .          ,..    ,      1x  T,.   j  insgesamt  kleidung  schuhe 
Jahr        Kinder  i)  Kinder           ^                  M                M  M           M<           M 

1863  5  °— IO  H2  59  13  37  15  1 

1864  4  3— n  134  57  10  34  14  1 


1865 

3 

5—12 

172 

73 

20 

42 

8 

— 

1866 

3 

6-13 

178 

66 

8 

55 

5 

— 

1867 

3 

7—I4 

253 

87 

5o 

89 

7 

2 

1868 

4 

O-I5 

293 

138 

66 

75 

12 

3 

1869 

4 

I  — 16 

362 

200 

19 

85 

11 

— 

1870  3  2—14  351  196  30  59  19  6 

1871  3  3—15  379  120  25  86  9  — 

1872  4  0—16  303  173  4  94  17  — 

1873  4  1  — 17  381  268  12  79  12  2 

1874  4  2 — 18  500  233  71  120  41  7 


1875 

4 

3  —  19 

458 

253 

31 

"3 

14 

6 

1876 

3 

4 — 16 

559 

150 

1 10 

150 

30 

21 

»*77 

3 

5—17 

556 

255 

59 

"3 

46 

10 

Durchschnitt   1863— 1877  335  155  35  82  17  4 

Um  für  das  Detail  der  obigen  Ausgaben  einen  festen  Maß- 
stab zu  gewinnen,  sind  nach  den  Engeischen  Quets  die  Kosten 
für  die  Bekleidung  eines  zehnjährigen  Kindes  berechnet.  Sie 
betrugen  1863/64  durchschnittlich  42  M.  jährlich,  1875/76  da- 
gegen 108  M.,  was  eine  Steigerung  von  257%  bedeutet,  während 
sich  doch  die  Kosten  für  die  Kleidung  der  anspruchsvolleren 
Mutter  nur  um  136  %  in  demselben  Zeitraum  vermehrten.  Die 
Erklärung  liegt  darin,  daß  im  Anfang  des  Berliner  Aufenthaltes 
noch  an  dem  alten  billigen  Verfahren  festgehalten  wurde,  die 
Kleider  der  Kinder  mit  Ausnahme  der  Mäntel  im  Hause 
selbst    herzustellen.     Noch   die    größeren    12 — 13jährigen  Knaben 

l)  Am  31.  Dezember  des  hetr.  Jiihrcs;  es  kommen  nur  die  unerwachsenen 
Rinder  in  Betracht.     Vgl.  Ausführungen  bei   >Krziehungc 
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trugen  die  damals  üblichen ,  von  der  Mutter  mit  der  Hand 
genähten  »Kittel«,  einfache,  über  die  Hüften  reichende  lose 
Jacken ,  durch  einen  Gürtel  zusammengehalten.  Die  Kinder 
mögen  darin  manchmal  etwas  hausbacken  erschienen  sein, 
und  so  geschah  es  einst,  daß  der  älteste  Sohn  von  seinen 
Schulkameraden  wegen  seiner  Kleidung  gehänselt  wurde.  Aber 
der  trotzige  Knabe,  stets  ein  vorzüglicher  Schüler,  warf  seinem 
Angreifer  ins  Gesicht:  »Besser  ein  Weiser  im  Kittel,  als  ein  Narr 
im  Leibrock«.  Die  kleine  Geschichte  wurde  lange  von  der 
Familie  in  Ehren  gehalten  als  ein  Wahrzeichen  für  die  männliche, 
unabhängige  Gesinnung  ihrer  Söhne.  Erst  seit  dem  Frühjahr  1867 
ließ  die  Mutter  dem  ältesten  Sohne,  einem  14jährigen  Unter- 
sekundaner, die  Kleider  außerhalb  des  Hauses  beim  Schneider 
arbeiten ;  die  jüngeren  Brüder  folgten  allmählich  nach.  —  An 
fertigen  Strümpfen  ist  nur  einmal  ein  kleiner  Ankauf  im  Jahre 
1870  für  ein  zweijähriges  Töchterchen  gebucht.  An  Stelle  der 
hausgenähten  Wäsche  wurden  dem  ältesten  Sohne  zum  erstenmal 
im  Jahre  1868  Schemisetts  im  Preise  von  27  Gr.  gekauft;  seit 
dem  Anfang  der  70  er  Jahre  wurde  dann  häufiger,  wenn  auch 
nicht  regelmäßig,  für  die  Kinder  fertige  Wäsche  gekauft. 

Einige  zur  Vergleichung  geeignete  Preisangaben  mögen  den 
Schluß  bilden. 


Preise  f  1 

Zahl  der 

Jahr 

Knaben 

Mai  64 

2 

Ap.  65 

2 

»     66 

3 

»     67 

3 

>     68 

3 

Okt.  68 

3 

»    69 

3 

Ap.  72 

2 

Okt.  72 

2 

ür  Stoffe  zu  Knabenanzügen  (Kittel  und  Hosen). 

Alter 

z.  Z.  d. 

Jahr 


11 
12 
13 

14 
15 

15  V» 

16  v2 


der  Knaben 

Anschaffung 

Jahr 

Jahr 

7 '/• 

— 

8V2 

— 

9V2 

6 

10V2 

7 

11 7» 

8 

12 

8V2 

13 

9  Vi 

15  Vi 

12 

16 

12  Vi 

Art  des  Stoffes 

Buckskin 

Buckskin,  6 Ellen  ä  1  Tl.  17 *■(*  Gr. 
Buckskin  u.  Kittelstoff1)     .     . 

Buckskin 

Buckskin 

Buckskin 

Tuch  zu  Winteranzügen      .     . 

Tuch 

Tuch  und  Buckskin  .... 


Preis 

Tl.  Gr. 

8  — 

9  15 

13  I71/* 

13  I7l/a 

11  I81/* 

16  15 

15  x5 

14  15 


Man  sieht,  wie  bei  zunehmendem  Wohlstande  das  teurere 
Tuch  an  die  Stelle  des  billigen  Buckskin  trat.  Der  Stoff  des 
Einsegnungsanzuges  für  den  ältesten  Sohn,  noch  aus  Tuch  und 
Buckskin  bestehend,  wurde  1869  mit  10  Tl.  28  Gr.  bezahlt;  der 
zweite  Sohn  bekam  1873  Tuch  zum  ganzen  Konfirmationsanzug 
im  Preise  von  20  Tl. 


1)  Offenbar  Buckskin  zu  ganzen  Anzügen  und  außerdem  Stoff  zu  Kitteln. 
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Preise  von  fertigen  Knabenmänteln. 
Jahr  Alter  Preis 

"1865  9  Jahr  6  Tl.   15     Gr. 

1866  13      »  8    »     12V2  » 

1867  7>/s  >        9  5    >    25       » 
1870                   10      »                      6    >    —       » 

Einem  fünfjährigen  Töchterchen  wurde  1873  ein  Mantel  für 
10  TL  erstanden;  es  muß  wohl  ein  kleines  Staatsstück  ge- 
wesen sein. 

Die  Mützen  der  Knaben  kosteten  12 — 22*/a  Gr.;  für  einen 
Gürtel  wurden  meist  10  Groschen  angelegt;  die  wenigen  gebuchten 
Handschuhe  kosteten  5,9,  10  und  12^2  Groschen;  mehrfach  sind 
jahrelang  keine  angeschrieben. 

>Ein  guter  Name  und  eine  gute  Erziehung  sind  das 
einzige  Kapital,  das  ich  Euch  hinterlassen  kann«,  pflegte  der 
Hausvater  seinen  Kindern  zu  sagen.  So  stieg  denn  die  Gruppe 
der  Erziehungsausgaben,  anfangs  ein  kleiner  Posten,  in  den 
Jahren  1875/77  mit  einem  Jahresdurchschnitt  von  3778  M.  zu  der 
bedeutendsten  unter  allen  Ausgaben  empor.  Wir  verstehen  unter 
Erziehungskosten,  vielfach  abweichend  von  der  Aufstellung  der 
Haushaltungsbücher,  die  Ausgaben  für  Geburt,  Taufe,  Schule 
und  deren  Bedarf  an  Büchern  u.  dgl.,  Privatstunden,  Konfirmation ; 
mit  dem  Abgang  von  der  Schule,  dem  bald  die  Ueberweisung 
von  »Sustentationsgeldern«  an  die  Söhne  folgte,  fallen  dann  alle 
persönlichen  Ausgaben  der  Söhne  darunter:  Kleidung,  Taschen- 
geld, Studienkosten,  Aufenthalt  in  der  Fremde,  Reisen  usw. 
Nur  der  freie  Aufenthalt  im  Elternhause  ist  nicht  mit  einge- 
rechnet. Vereinzelt  ließ  sich  der  Anteil  eines  seine  Unterhalts- 
gelder selbständig  verwaltenden  Sohnes  an  einer  gemeinsamen 
Rechnung,  etwa  der  Schuhmacherrechnung  nicht  feststellen  und 
ist  dann  willkürlich  angesetzt ;  doch  bleibt  das  eine  seltene  Aus- 
gabe. Die  Gruppe  »Erziehungskosten«  ist  demnach  kein  Posten 
von  fortlaufend  einheitlicher  Gestaltung;  während  die  Ausgaben 
für  Kleidung,  Reisen  und  manches  andere  bei  den  jüngeren 
Kindern  den  Gruppen  Kleidung,  Reisen  usw.  zugerechnet  sind, 
umfassen  die  Erziehungsgelder  später  alle  derartigen  Ausgaben 
der  auf  Unterhaltsgelder  gestellten  Söhne.  Die  Beschaffenheit 
des  Urmaterials  machte  diese  Inkonsequenz  unvermeidlich. 

Bei  der  Uebersiedlung  nach  Berlin  waren  drei  Söhne  und 
ein  Töchterchen  vorhanden.  1863  wurde  der  vierte  Sohn  ge- 
boren, der  aber  schon   1864  starb.     Schmerzlicher  noch  war  den 
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Eltern  der  Verlust  des  einzigen  Töchterchens  im  Jahre  1865. 
Die  Begräbniskosten  hat  der  Hausherr  beide  Male  wie  folgt 
gebucht : 


Kosten  f 

ü  r  d  a  s 

Begrab 

n  i  s 

zweier 

Kinder. 

Begräbnis 

des 

9  Monate 

Begräbnis    der    4 

Jahre 

alten  Knaben 

1864  i) 

alten  Tochter   j 

865 

Tl. 

Gr. 

Pf. 

Tl.            Gr. 

Pf. 

Sarg 

8 

— 

— 

8             — 



Grab  und  Leichenwagen 

11 

15 

— 

14              16 

3 

Küster 

— . 

— 

1              

Prediger 

— 

— 

— 

5            20 

— 

Almosen 

1 

— 

— 

1             



Trinkgelder 

1 

15 

— 

—               7 

6 

Droschken 

— 

16 

— 

—             20 



Inserate 

2 





2                1 

6 

Blumen,  Trauerpflanzen 

— 

— 

— 

8             12 

6 

Sa. 

24  Tl. 

26 

Gr.    _ 

41  Tl.       17  Gr 

.  9  Fi. 

Dann  wurden  1868  und  1872  dem  Ehepaar  noch  zwei 
Töchter  geschenkt.  1868  lassen  sich  die  Kosten  der  Entbindung 
wegen  der  erwähnten  anschließenden  schweren  Erkrankung  der 
Hausfrau  nicht  übersehen.  1872  ist  eine  Hebamme  nicht  notiert, 
eine  Pflegerin  wurde  nicht  genommen,  der  Hausarzt  erhielt  am 
Jahresschluß  nur  das  übliche  Honorar  von  25  Tl.  Zu  ihrem 
Kummer  konnte  die  Hausfrau  die  beiden  letzten  Kinder  infolge 
der  Erkrankung  1868  nicht  mehr  wie  die  anderen  selbst  stillen; 
es  wurde  daher  beide  Male  eine  Amme  angenommen.  Die  erste 
1868/69  erhielt  monatlich  y1/2  Tl.  Lohn;  die  zweite  1872/73 
monatlich  9  Tl.;  beide  Ausgaben  sind  der  Gruppe  »Löhne«  zu- 
gerechnet. Gebühren  an  den  Geistlichen  für  die  drei  letzten  Tauf- 
handlungen sind  nicht  gebucht. 

Ueber  das  Schulgeld  gibt  die  nachstehende  Tabelle  S.  81  Auf- 
schluß. Die  Knaben  besuchten  ein  Berliner  humanistisches  Gym- 
nasium, die  Töchter  eine  private  höhere  Mädchenschule.  Ein 
Minuszeichen  hinter  der  Zahl  der  Schulkinder  bedeutet,  daß  eins 
von  ihnen  nicht  das  ganze  Jahr  zur  Schule  ging. 

Im  Hinblick  auf  die  ökonomische  Lage  der  Familie,  aber 
auch  in  der  Ueberzeugung,  daß  straffe  Zucht  ein  Segen  für  die 
Knaben  sei,  verlangte  O.  die  Erfüllung  der  Schulpflichten  mit 
großer  Strenge.  Immer  wieder  hielt  er  den  Kindern  vor,  daß 
Fieiß  und  Tüchtigkeit  die  einzigen  Mittel  für  sie  seien,  um  im 
Leben  vorwärts  zu  kommen.  Hatte  einer  der  Söhne  auf  der 
Schule  Schwierigkeiten,  sei  es  infolge  von  Krankheiten,  sei  es 
aus  Mangel  an  Fleiß,  so  wurde  mit  Privatstunden  nicht  gespart. 

1)  Wohl  unvollständig  angeschrieben. 
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Klavierstunden  bekamen  die  Kinder  regelmäßig,  seit  1867  das 
Pianino  gekauft  war.  Der  musikalisch  besonders  begabte  zweite 
Sohn  erhielt  ferner  mit  12  Jahren  eine  Geige  für  12  Tl.  und 
seither  Violinunterricht.  Schwimm-  und  Tanzunterricht  durften 
nicht  fehlen.  Insgesamt  wurden  für  Unterricht  (ohne  Studium) 
in  den   15  Jahren  5091  M.  verausgabt. 

Uebersicht  über  die  Unterrichtsgelder. 

1863— 1877. 

»  1-1    j       o  1-   11  •    j         Alter  d.  Schulkinder  am  «  .    .     ,.        „  .  , 

,.  ,         Zahl  der  Schulkinder  T  ,  ,  .   n  Schulgeld       Privatstunden 

Tahr         c...  -,..  ,.  Jahresschluß.  ,,&  ., 

J  Sohne         Tochter  T  u  M.  M. 

Jahre 


1863 

2 

— 

10 

7 

— 

— 

162 



1864 

2 

— 

11 

8 

— 

— 

162 

— 

1865 

2 

— 

12 

9 

— 

— 

162 

5 

1866 

3— 

— 

13 

10 

6 

— 

185 

21 

IS67 

3 

— 

14 

11 

7 

— 

245 

49 

1868 

3— 

— 

15 

12 

8 

— 

192 

112 

1869 

3 

— 

16 

13 

9 

— 

252 

72 

1870 

3— 

— 

17 

14 

10 

— 

234 

107 

1871 

2 

— 

— 

15 

11 

— 

168 

213 

1872 

2 

— 

— 

16 

12 

— 

168 

95 

1873 

2 

— 

— 

17 

13 

— 

192 

156 

1874 

2 

— 

— 

18 

14 

— 

192 

276 

1875 

2 

1  — 

— 

19 

1S 

7 

291 

325 

1876 

2  — 

1 

— 

20 

16 

8 

267 

326 

1877 

1 

1 

— 

— 

17 

9 

249 

213 

Sa.     3121  1970 

Für  die  Konfirmationen  der  Söhne  erhielt  der  Geistliche 

1869  16  Tl. 

1873  13    > 

1877  50  M. 

Im  September  1870  machte  der  älteste,  damals  17jährige  Sohn 
das  Abiturientenexamen.  Unter  den  Ausstattungsstücken  für  den 
feierlichen  Akt  sind  genannt:  ein  Hut  für  2J/2  Tl.,  Handschuhe 
für  y2  Tl.  und  eine  Halsbinde  für  10  Gr.  Für  das  Examen  sind 
372  Tl.  gebucht.  Trat  nun  zum  ersten  Male  ein  Sohn  aus  der 
strengen  Gebundenheit  des  Schülerlebens  in  die  akademische 
Freiheit  hinaus,  so  schien  es  dem  Vater  nicht  geraten,  ihm  mit 
einem  Schlage  volleste  Ungebundenheit  zu  gewähren.  Ein  Semester 
im  Elternhause  sollte  den  Uebergang  bilden.  Die  Immatrikulation 
in  Berlin  kostete  6  Tl.,  an  Kollegiengelder  sind  im  Semester  18  Tl. 
gebucht,  für  die  Exmatrikel  4  Tl.  20  Gr.  Im  April  1871  bezog 
der  junge  Studiosus  der  Rechtswissenschaften  die  Universität 
Heidelberg.  Sein  Wechsel  für  die  vier  Monate  des  Sommer- 
semesters   (Mitte    April    bis    Mitte  August)    betrug    211    Tl.,    was 

Zeitschrift  für  die    get.  Staatawissensch.     193t.     1/3.  6 
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einen  täglichen  Betrag  von  i  Tl.  22  Gr.  bedeutete;  davon  waren 
der  Unterhalt  (mit  Ausnahme  der  Kleidung)  und  die  Studien- 
kosten zu  bezahlen.  Für  die  fünf  Monate  des  Wintersemesters 
überwies  ihm  der  Vater  235  Tl.  Zwischen  den  Semestern 
durfte  der  Sohn  eine  Schweizerreise  machen,  für  die  100  Tl. 
ausgesetzt  wurden.  Dagegen  erachtete  der  Vater  einen  Besuch 
im  Elternhause  während  dieses  Jahres  als  überflüssig.  Die 
drei  letzten  Semester  seiner  Studentenzeit  verlebte  der  Sohn 
wieder  im  Elternhause.  Er  bekam  hier  ein  Quartalsgeld  von  50  Tl., 
von  dem  Kleider  und  Taschenausgaben,  nicht  aber  die  Kollegien- 
gelder bezahlt  wurden.  Diese  betrugen  im  4.  Semester  22  Tl. 
27  Gr.,  im  5.  Semester  11  Tl.  15  Gr.,  im  letzten  Semester  sind 
keine  notiert. 

Für  das  Referendarexamen  im  November  1873  sind  4  Tl. 
Gebühren  angeschrieben.  Den  nun  folgenden  Aufenthalt  in  einer 
kleinen  märkischen  Amtsgerichtsstadt  mußte  der  Sohn  mit  45  Tl. 
monatlich  bestreiten;  nach  der  Rückkehr  ins  Elternhaus  bezog  er 
wieder  wie  vordem  50  Tl.  vierteljährlich.  Im  Frühjahr  1876  trat 
er  bei  einem  Berliner  Garde-Infanterie-Regiment  ein,  nachdem  er 
zuvor  noch  Reitunterricht  für  30  Tl.  genommen  hatte.  Die  Kosten 
des  Dienstjahres  betrugen  insgesamt  1966  M. ;  davon  kamen 
1620  M.  auf  den  Unterhalt  außerhalb  des  Elternhauses,  173,50  M. 
auf  die  Anschaffung  von  Uniformstücken,  der  Rest  auf  Zulagen 
zum  Manöver  und  dgl.  Im  Anschluß  an  das  Dienstjahr  machte 
der  Sohn  gleich  die  erste  militärische  Uebung,  die  330  M.  in 
Anspruch  nahm ;  die  danach  angeschaffte  Offiziersuniform  kostete 
mit  Porte  d'epee  342  M.  Dann  kehrte  er  noch  einmal  ins  Eltern- 
haus zurück  mit  dem  gleichen  Taschengeld  wie  vordem.  Ueber 
das  Jahr  1877  hinausgreifend  sei  hinzugefügt,  daß  er  1878  zu- 
nächst eine  militärische  Uebung  machte,  für  die  218  M.  gebucht 
sind,  und  dann  im  Juni  das  Doktorexamen  bestand.  Druck  der 
Dissertation  und  Prüfungsgebühren  nebst  Trinkgeldern  kosteten 
den  Vater  439  M. ;  außerdem  ließ  er  260  M.  für  einen  fröhlichen 
Doktorschmauß  springen,  an  dem  auch  die  Examinatoren  teil- 
nahmen. Anfang  Mai  1879  bestand  der  Sohn  das  Assessorexamen, 
30  M.  Prüfungskosten  sind  gebucht. 

Die  gesamte  Ausbildung  zum  Juristen  einschließlich  aller 
Prüfungen  und  zweier  militärischer  Uebungen  nahm  7  Jahre 
7  Monate  in  Anspruch;  es  war  demnach  auch  nicht  ein  Viertel- 
jahr verloren  gegangen.     Die  Kosten  der  juristischen  Ausbildung 
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ohne  die  Ausgaben  für  militärische  Dienstleistungen  betrugen 
7220  M.,  mit  Dienstjahr  und  militärischen  Uebungen  10076  M'. 
Dabei  sind  für  Kleidung  und  kleine  Ausgaben,  die  Gelder,  die 
der  Sohn  während  des  Aufenthaltes  im  Elternhause  bezog,  mit  ein- 
gerechnet, nicht  aber  die  Kosten,  die  seine  Anwesenheit  im  Haus- 
halt verursachte.  Wir  haben  versucht,  auch  diese  mit  Hilfe  der 
Quetberechnung  zu  ermitteln  und  stellen  danach  die  folgende 
Uebersicht  zusammen  : 

Kosten  für  Berufsausbildung  und  Militärdienst  des  ältesten 
S  o  h  n  e  s  (Ju  r  i  s  t)   1870— 1879. 


1.  Unterhalts- 
gelder 

2.  Aufenthalt 
im  Elternhause 

3.  Summe  1  -f-  2 

M. 

M. 

M. 

1870 

138 

256 

394 

1871 

1365 

283 

1648 

1872 

983 

936 

1919 

1873 

711 

1475 

2186 

1874 

1200 

792 

1992 

1875 

630 

1523 

2153 

1876 

1713 

508 

2221 

1877 

1518 

1190 

2708 

1878 

1428 

i95o 

3378 

1879 

390 

964 

1354 

Sa.  10076  9877  19  953 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  diese  Zahlen  nur  vom  volkswirt- 
schaftlichen, nicht  aber  vom  privatwirtschaftlichen  Standpunkt  aus 
richtig  sind.  Denn  nicht  nur  die  buchmäßige,  sondern  auch  die 
faktische  Ausgabe  des  Hausherrn  für  die  Haushaltung  wurde  von 
der  Anwesenheit  oder  Abwesenheit  eines  Familiengliedes  nur 
wenig  berührt.  Die  Ausgaben  für  Wohnung,  Bedienung  u.  a. 
blieben  dieselben,  gleichviel  ob  ein  Sohn  für  einige  Zeit  aus  dem 
elterlichen  Haushalt  ausschied  oder  nicht;  selbst  in  den  Ausgaben 
für  Nahrung  machte  es  sich  nicht  erheblich  geltend,  ob  8  oder 
9  Personen  mitaßen.  Es  war  mithin  der  Unterhalt  eines  aus- 
wärtigen Sohnes  für  den  Vater  eine  ungleich  größere  Ausgabe 
als  der  Unterhalt  eines  im  Elternhause  lebenden.  Vom  allgemeinen 
volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  dagegen  rechtfertigt  sich 
der  hohe  Betrag  für  den  im  Elternhause  anwesenden  Sohn,  denn 
es  kommt  in  ihm  das  Maß  von  Wohlleben  zum  Ausdruck,  das 
der  Sohn  im  Elternhause  genoß.  Er  lebte  hier  sehr  viel  besser 
als  auf  der  Studentenbude.  Für  allgemeine  volkswirtschaftliche 
Untersuchungen  wird  daher  die  obige  Berechnung  ihre  Bedeutung 
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haben,  so  wenig  sie  sich  auch  mit  den  Aufstellungen  des  Haus- 
vaters über  die  Kosten  des  Studiums  decken  mag. 

Auch  die  Berufsausbildung  des  zweiten  Sohnes,  der  im  Jahre 
1876,  19^/2  jährig,  das  Gymnasium  nach  abgelegter  Reifeprüfung 
verließ,  begann  in  der  Berichtsperiode,  doch  möge  sie  in  der 
Darstellung  der  dritten  Periode  im  Zusammenhange  skizziert 
werden. 

Die  ärztliche  Versorgung  der  Familie  erledigte  seit 
der  Uebersiedlung  nach  Berlin  ein  Hausarzt  gegen  ein  festes 
Honorar,  das  1864 — 1873  25  Tl.  jährlich  betrug,  dann  aber  auf 
40  Tl.  erhöht  wurde.  Mußte  er  bei  schweren  Erkrankungen  in 
besonderem  Maße  in  Anspruch  genommen  werden,  dann  über- 
wies ihm  O.  ein  größeres  Honorar;  so  bekam  er  1868  nach  dem 
Typhus  der  Hausfrau  ein  Jahreshonorar  von  100  Tl.  —  Für  wieder- 
holte Konsultationen  des  Geh.-Rat  Wilms,  eines  der  angesehen- 
sten Aerzte  des  damaligen  Berlin,  aus  Anlaß  eines  schweren  Un- 
falles des  dritten  Sohnes  sind  17  Tl.  angeschrieben.  Insgesamt 
wurden  für  Gesundheitspflege  in  den  Jahren  1864/65  durchschnitt- 
lich 54  Tl.  9  Gr.  und  in  den  Jahren  1875/76  durchschnittlich 
193  M.  jährlich  ausgegeben. 

Die  Mädchenlöhne  —  es  wurden  2  Mädchen  gehalten 
—  standen  zu  Beginn  dieser  Periode  noch  auf  tiefer  Stufe. 
Während  das  ältere  erfahrene  Mädchen  monatlich  2  Tl.  25  Gr. 
bekam,  mußte  sich  das  junge  ungelernte  mit  I  V2  Tl.  monatlich 
begnügen.  In  der  Folgezeit  stiegen  die  Löhne  langsam ;  1876/77 
schwankten  sie  zwischen  12  M.  und  10,83  M.  monatlich;  mit  der 
großen  Steigerung  der  Arbeiterlöhne  in  den  siebziger  Jahren 
hielten  sie  demnach  nicht  Schritt.  Das  Verhältnis  zwischen  Herr- 
schaft und  Dienstboten  blieb  ein  patriarchalisches;  mit  den  Knaben 
wurde  wacker  ge^errt  und  geneckt ,  den  Eltern  brachten  die 
Dienstboten  um  so  mehr  Ehrerbietung  entgegen. 

Daß  die  Ausgaben  für  Bücher  (ausgenommen  Schul-  und 
Studienbücher,  soweit  sie  gesondert  angeschrieben),  Zeitungen, 
Zeitschriften,  auch  Noten,  in  dem  geistig  angeregten  Hause  stiegen, 
sobald  zunehmender  Wohlstand  es  gestattete,  war  zu  erwarten. 
Von  91  M.  jährlich  im  Durchschnitt  der  Jahre  1863/04  vermehrte 
sich  die  Ausgabe  dafür  auf  200  M.  im  Durschschnitt  der  Jahre 
1875/76.  Als  Fachmann  las  der  Hausherr  juristische,  staatswissen- 
schaftliche und  kirchliche  Literatur,  als  Laie  naturwissenschaftliche 
und   historische,  während   literarische  Interessen   ihm   fern  lagen. 
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Sie  wurden  eher  von  der  Hausfrau  gepflegt,  die  sich  einen  kleinen 
Schatz  deutscher  Dichtung  sammelte.    Die  Auswahl  der  gelesenen 
Zeitungen   und   Zeitschriften    wurde    mit   den   Jahren    eine    reich- 
haltige.    Als  große  politische  Zeitung  wurde   jahrelang   die  Spe- 
nersche  Zeitung  gelesen,  deren  Abonnementspreis  von  iTl.  2y1j2  Gr. 
vierteljährlich1)  im  Jahre  1864  auf  3  Tl.  25  Gr.  im  Jahre  1874  stieg. 
1863  wurde  statt  ihrer    die  Vossische  Zeitung    für  2  Tl.  2  72  Gr. 
gelesen,   1866  die  Kreuzzeitung  für  2  Tl.  22  72  Gr.,  seit  1874  die 
Post  für  2  Tl.     Daneben  wurde   jahrelang  die  Börsenzeitung   ge- 
halten,   deren   Preis  1  Tl.  12  72  Gr.   betrug.     Als    Ergänzung   der 
Tageszeitungen    diente    in    den   früheren  Jahren  die  Montagspost 
für  2272  Gr.    Ueber  kirchliche  Verhältnisse  berichtete  der  Evange- 
lische kirchliche  Anzeiger,  dessen  Preis  von  9  Gr.  im  Jahre  1863 
auf   1,50  M.    im  Jahre  1877    stieg,    daneben    seit    1872    die    neue 
evangelische  Kirchenzeitung  für  I  Tl.  und  seit  1877  die  Deutschen 
evangelischen  Blätter  für  3,15  M.     Der  juristischen  Praxis  diente 
das   Justiz-Ministerialblatt,    während    des    ganzen   Zeitraumes    für 
2  Tl.  bezogen,    ferner   das    mit    der  Gesetzsammlung  verbundene 
Amtsblatt.     Blätter  verschiedenen  Inhalts  kamen  hinzu:  seit  1874 
die  landwirtschaftliche  Presse  für   I  Tl.  25  Gr.,  seit  1876  die  Zeit- 
schrift für  die  Geschichte  Berlins,  Der  Bär,  im  Preise  von  1,50  M., 
ein  Verlosungsblatt,  ein  Fremdenblatt,  und  endlich  als  Familien- 
zeitschrift das  Daheim,  das  O.  von  1864  an    bis  zu  seinem  Tode 
hielt.     Es  kostete  anfangs   15  Gr.,  dann  18  Gr.,  seit   1873   20  Gr. 
Ergänzt  wurde  diese  Auswahl  an  Zeitschriften    durch  eine  große 
Anzahl    periodischer    Blätter,    die   zugleich  Vereinsorgane    waren 
und     dem    Hausherrn     als    Mitglied     dieser    Vereine     zugestellt 
wurden. 

Die  Steuern  stiegen  in  dem  Zeitraum  von  1863 — 1877  von 
152  M.  auf  497  M.  oder  von  2,3  %  auf  3,2  %  der  Einnahme.  Sie 
bestanden  aus  staatlicher  und  städtischer  Einkommensteuer,  Miets- 
steuer und  Stempelsteuer  auf  Gehaltsquittungen. 

In  der  Gruppe  Zukunftssicherung  schieden  1868  die 
Pensionsbeiträge  für  O.  aus,  da  der  Staat  sie  nicht  mehr  vom 
Gehalt  abzog;  im  übrigen  blieben  die  einzelnen  Posten  dieser 
Gruppe  die  gleichen  wie  im  vorigen  Zeitabschnitt.  Folgende  Zu- 
sammenfassung möge  den  Bericht  über  die  sog.  Ausgaben  des 
notwendigen  Bedarfs  abschließen  : 

1)  Alle  nachfolgenden  Preise  für  Zeitungen  und  Zeitschriften  sind  als  Preise 
für   ein  Vierteljahr  zu   verstehen. 
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Ausgaben  des  notwendigen  Bedarfs 

.,      ,   .  Anteil  an 

Absolute  ,       ~ 

A         ,  der  Gesamt- 

Ausgaben  , 

ö  ausgäbe 

M.  0/o 

1863/64  5251  77,9 

1875/76        11  940  80,2 

Die  Wohltätigkeitsausgaben  zeigen  keine  gerade 
Linie,  denn  sie  wurden  gefeiert  wie  die  Feste  fielen.  Zu  einem 
Stamm  von  Gaben  an  Vereine  und  von  Almosen  traten  größere 
Leistungen,  zumeist  an  Verwandte.  Es  ist  verständlich,  daß  der 
zu  Wohlstand  gelangende  Mann  von  der  zumeist  mittellosen  Ver- 
wandtschaft mannigfach  in  Anspruch  genommen  wurde,  und  es 
lag  dem  freigebigen  Wirt  fern,  sich  dem  zu  entziehen.  Dagegen 
lehnte  er  es  allerdings  aufs  schärfste  ab,  seinen  amtlichen  Einfluß 
zugunsten  seiner  Verwandten  zu  benützen.  Seine  Hilfe  erstreckte 
sich  in  erster  Linie  auf  junge  Leute,  denen  er  den  Eintritt  in 
höhere  Berufe  ermöglichte.  Den  Sohn  eines  befreundeten  Hauses 
nahm  er  zu  diesem  Zweck  drei  Jahre  lang,  von  1868 — 1871,  in 
sein  Haus  auf.  Den  Schwiegervater  unterstützte  er  in  dessen  letzten 
Lebensjahren  regelmäßig;  nach  dem  Tode  des  Schwiegervaters 
war  es  Ehrenpflicht,  dessen  hinterlassene  Frau  dritter  Ehe  mit 
ihrem  Töchterchen  nicht  im  Stiche  zu  lassen.  Auch  eine  ältere 
Schwester,  sowie  eine  entferntere  kränkliche  Verwandte  erfuhren 
seine  Hilfe  häufig.  So  stiegen  denn  derartige  Ausgaben  in  den 
Jahren  1865  und  1870  mit  279  Tl.  und  335  Tl.  auf  12  und  11% 
aller  Ausgaben ;  in  andern  Jahren  blieben  sie  weit  darunter ; 
1876  sanken  sie  sogar  einmal  mit  269  M.  auf  1,7  %  der  Aus- 
gaben. 

Nicht  sind  in  diesen  Zahlen  die  Darlehen  enthalten;  nur 
in  Fällen,  die  O.  als  gutem  Menschenkenner  von  vornherein  hoff- 
nungslos erschienen,  buchte  er  ein  Darlehen  wohl  unter  den  Aus- 
gaben mit  den  Worten:  »Als  verloren  verausgabt.«  Seine  Ge- 
neigtheit, zumal  jüngeren  Leuten  in  Geldverlegenheiten  beizustehen, 
wurde  reichlich  in  Anspruch  genommen.  1875  leistete  der  hilfs- 
bereite Mann  nicht  weniger  als  8  mal  Vorschuß  mit  insgesamt 
2230  M.  Ein  Darlehen  von  2700  M.  an  einen  nahen  Verwandten 
ging  verloren.  Die  zahlreichen  Vorschüsse  erklären  es,  weshalb 
häufig  die  Ueberschüsse  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  nicht 
oder  nur  teilweise  kapitalisiert  wurden. 

Die  Ausgaben  für  Geschenke  an  Familienmitglieder  und 
Freunde   stiegen   von    yy   Tl.  19. Gr.   in   den   Jahren   1863/64   auf 
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753  M.  in  den  Jahren  1875/76.  Es  war  natürlich,  daß  bei  stei- 
genden Einnahmen  Frau  und  Kinder  zu  Geburtstagen  und  Weih- 
nachten reichlicher  bedacht  wurden,  als  früher;  für  Weihnachts- 
besorgungen bekam  die  Hausfrau  am  Anfang  der  Periode  25  Tl., 
am  Schluß  300  M.,  wovon  allerdings  außer  den  Geschenken  an 
die  Familie,  die  Verwandtschaft  und  die  Dienstboten  auch  be- 
deutende Geschenke,  bestehend  in  Nahrungsmitteln  und  warmer 
Kleidung,  an  arme  Familien  ausgeteilt  wurden,  so  daß  ein  größerer 
Prozentsatz  dieser  Summe  unter  die  Wohltätigkeitsausgaben  zu 
rechnen  wäre.  Hochzeits-  und  Konfirmationsgeschenke  in  ver- 
wandten und  befreundeten  Familien  nahmen  anfangs  2 — 10  Tl., 
später  bis  zu  65  M.  in  Anspruch.  Zur  silbernen  Hochzeit  schenkte 
O.  seiner  Frau  einen  Schmuck  für  95  M. 

Erholungsreisen  wären  bei  dem  wachsenden  Umfang 
Berlins  (die  Stadt  hatte  1864  631889  Einwohner,  1875  966858 
Einwohner)  wohl  wünschenswert  erschienen.  Aber  nur  der  Haus- 
herr gönnte  sich  regelmäßig  solchen  Luxus,  weil  sein  nicht  sehr 
widerstandsfähiger  Körper  von  der  starken  geistigen  Anstrengung 
der  Berufsarbeit  sich  erholen  mußte;  beruhte  doch  auf  seiner 
Arbeitskraft  die  Existenz  der  ganzen  Familie.  Im  Jahre  1863 
gestattete  er  sich  sogar  einmal  für  55  Tl.  eine  dreiwöchentliche 
Badereise  nach  Heringsdorf,  die  einzige,  die  in  dem  ganzen  Zeit- 
raum vorkam;  im  übrigen  ging  er  zu  der  in  Westpreußen  an- 
sässigen Verwandtschaft  auf  Besuch.  Nur  zweimal  fiel  für  ihn 
in  diesen  15  Jahren  die  Sommererholung  aus.  Anders  die  Haus- 
frau. Die  beiden  ersten  Sommer  des  Berliner  Aufenthaltes  blieb 
sie  zu  Haus;  erst  als  1865  schwere  Krankheiten  der  Kinder  und 
der  Tod  des  Töchterchens  sie  besonders  hart  mitgenommen  hat- 
ten, reiste  sie  auf  4  Wochen  nach  Preußen,  indes  der  Vater  mit 
den  Kindern  daheim  blieb.  In  der  Folgezeit  wechselte  für  sie 
dann  ein  Sommer  in  Berlin  mit  einer  Reise  nach  Preußen  ab. 
Die  Kinder  blieben  in  den  sechziger  Jahren  häufiger  zu  Haus; 
in  den  siebziger  Jahren  durften  sie  an  den  Reisen  teilnehmen 
oder  machten  auch  selbständige  Reisen.  Die  Gastfreiheit  der 
Verwandten  erwiderte  man  durch  Einladungen  nach  Berlin  und 
durch  bedeutendere  Geschenke  zu  Geburtstagen  und  Weihnachten. 
In  den  Jahren  ohne  Sommerreise  unternahm  das  eine  oder  andere 
Familienglied  wohl  eine  kleine  Reise  im  Frühsommer  oder  Herbst, 
last  immer  zu  Verwandten  oder  Freunden:  Boytzenburg,  Frank- 
furt, Königsberg  i.  d.  Neumark,  Koblenz  wurden  aufgesucht. 
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Als  Ausflüge  sind  nach  dem  damaligen  Stand  der  Verkehrs- 
mittel und  der  Größe  Berlins  auch  Fahrten  zu  Freunden  und 
Verwandten  in  Charlottenburg  und  Steglitz  angesehen.  Die  Zahl 
der  Ausflüge  stieg  bei  häufigen  Besuchen  in  Charlottenburg  zu 
Fuß,  mit  dem  Omnibus  oder  mit  dem  Kremser  bis  zu  16  in  einem 
Jahr;  Ausflüge  ohne  dieses  Ziel  der  Einkehr  bei  Freunden  und 
Verwandten  fanden  nur  i — 2  mal  im  Jahre  statt.  Im  ersten  Som- 
mer gab  O.  einmal  auf  einem  Ausflug  nach  Schlachtensee  und 
Potsdam  3  Tl.  aus;  in  den  nächsten  Jahren  überstieg  die  Aus- 
gabe auf  einem  Ausflug  I  Tl.  12  Gr.  nicht.  Erst  als  Himmel- 
fahrtsausflüge mit  den  heranwachsenden  Söhnen  zur  Regel  ge- 
worden waren,  wurden  hierbei  größere  Summen  verbraucht.  Der 
größte  Betrag  für  eine  Himmelfahrtstour,  vermutlich  mit  drei  Söhnen 
von  15 — 22  Jahren  im  Jahre.  1875,  war  15,70  M.  Im  Durchschnitt 
der  ersten  5  Jahre  wurden  213  M.  jährlich  für  Reisen  und  Aus- 
flüge  ausgegeben,    im   Durchschnitt   der   letzten    5  Jahre   457  M. 

Die  Ausgaben  für  Verkehrsmittel  sind  nur  sehr  un- 
vollständig mit  den  angegebenen  Summen  erfaßt.  Denn  die 
Wagen  und  Droschken  usw.  bei  Reisen  und  Ausflügen  sind  in 
der  Gruppe  der  Reiseausgaben  enthalten,  Wagen  zu  Repräsen- 
tationszwecken in  den  Repräsentationskosten.  Auch  bekam  die 
Hausfrau  seit  1872  ein  Taschengeld  von  120  M.  jährlich,  mit  dem 
sie  gerade  derartige  Ausgaben  häufig  bestritt.  Wenn  gleichwohl 
die  Ausgaben  für  Fuhrwerke  aller  Art  von  2  Tl.  I  Gr.  im  Jahre 
1863  auf  92  M.  im  Jahre  1877  stiegen,  so  kommt  darin  weniger 
der  größere  Wohlstand  der  Familie  zum  Ausdruck,  als  die  Ver- 
änderung der  Verkehrsverhältnisse  in  der  wachsenden  Stadt.  Zu 
Beginn  der  Periode  legte  man,  nahe  dem  Zentrum  wohnend,  die 
täglichen  Wege  zu  Fuß  zurück;  Ende  der  siebziger  Jahre  spielte 
bereits  der  Verkehr  von  der  Wohnung  an  der  Peripherie  des 
Weichbildes  zu  den  Arbeitsstätten  und  Geschäften  im  Innern  der 
Stadt  eine  Rolle.  Die  ersten  >Pferdeisenbahnmarken«  sind  1866 
notiert. 

Unter  den  Ausgaben  für  Repräsentation  ragt  eine  weit 
über  alle  anderen  hinaus :  Die  Anschaffung  von  Uniformen  zur 
Vorstellung  bei  Hofe  und  zu  andern  festlichen  Akten  repräsen- 
tativen Charakters.  Der  sparsame  Hausherr,  1864  noch  mit  100 
Taler  Schulden  vom  letzten  Umzug  her  belastet,  nahm  eine  Ge- 
legenheit, billig  zu  seiner  Uniform  zu  kommen,  unbedenklich 
wahr    und    kaufte    einem    nahen    Freunde    dessen    ausgemusterte 
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Uniform  für  33  Tl.  ab;  die  Umarbeitung  und  ein  neuer  Mantel 
kosteten  40  Tl.,  Porte  d'epee,  Koppel,  Futteral  und  Handschuhe 
11  Tl.  12^2  Gr.  Im  Jahre  1870  ließ  er  sich  dann  eine  neue  Uni- 
form beim  Schneider  für  72  Tl.  machen.  Fuhrlöhne  und  Trink- 
gelder waren  neben  diesen  großen  Ausgaben  nur  unbedeutendere 
Nebenkosten  seiner  Teilnahme  an  höfischen  Festen  und  Feiern. 
Die  Diners  und  Gesellschaften  beschränkten  sich  auch  in  der  be- 
vorzugteren gesellschaftlichen  Stellung  dieser  anderthalb  Jahr- 
zehnte auf  die  unter  »Nahrung«  erwähnten  wenigen  Gesellschaften  im 
Hause  und  auf  einige  Herrenessen  im  Hotel  zu  besonderen  Anlässen. 
In  den  60  er  Jahren  fanden  etwa  zwei  Herrenessen  jährlich  statt. 
Der  höchste  bei  solcher  Gelegenheit  gezahlte  Preis  betrug  5  Tl. 
26  Gr.,  meist  schwankte  die  Ausgabe  zwischen  2^2 — 4  TL  Da 
aber  O.  dergleichen  Geselligkeit,  sobald  sie  einen  steiferen 
Charakter  annahm,  als  sehr  lästig  empfand,  so  zog  er  sich  später 
mehr  davon  zurück.  In  den  70er  Jahren  nahm  er  nur  an  einem, 
offenbar  sehr  solennen  amtlichen  Diner  für  20  M.  teil,  sowie  an 
zwei  Festessen  der  Lehrer  und  früheren  Schüler  des  Gymnasiums, 
das  er  und  seine  Söhne  besucht  hatten.  Mit  diesem  geringen 
Aufwand  waren  alle  geselligen  Verpflichtungen  aus  seiner  amt- 
lichen und  gesellschaftlichen  Stellung  bestritten;  freundschaftlich 
mochten  die  Familien  des  Kollegiums  nach  Wahl  miteinander 
verkehren,  aber  eine  Verpflichtung  zu  großer  Geselligkeit  kannte 
der  gesunde  bürgerliche  Sinn  dieses  Beamtentums  nicht.  Unter 
den  Repräsentationsausgaben  sind  endlich  noch  ein  paar  Ehren- 
geschenke zu  Jubiläen  oder  für  scheidende  Kollegen  enthalten, 
sowie  75  M.,  gelegentlich  der  Tagung  einer  amtlichen  Körper- 
schaft als   »Unkosten«   gebucht. 

Die  Ausgaben  für  Theater,  Konzerte,  Vorträge, 
Ausstellungen,  blieben  überaus  gering.  O.  lagen  derartige 
Interessen  fern,  die  erwachsenen  Söhne,  zum  Teil  leidenschaft- 
liche Musikfreunde,  bestritten  die  Kosten  ihrer  musikalischen  Ge- 
nüsse zumeist  aus  den  Unterhaltsgeldern,  die  Hausfrau  aber,  für 
Klang  und  Form  begabt,  hätte  wohl  in  anderer  Umgebung  an 
Literatur  und  Musik  lebhafteren  Anteil  genommen ;  die  über- 
ragende geistige  Persönlichkeit  des  Gatten  bannte  sie  jedoch  in 
seinen  Interessenkreis.  Die  mittlere  Jahresausgabe  für  diese  Zwecke 
betrug  daher  in  den  60er  Jahren  nur  I  Tl.;  in  den  letzten 
vier  Jahren  stieg  sie  auf  II  M. 

Etwas   bedeutender  waren    die    durchschnittlichen  Jahresaus- 


QO  Gertrud  Hermes : 

gaben  von  53  M.  für  Vergnügungen  außer  dem  Hause. 
Sie  trugen  den  gleichen  Charakter  wie  in  der  früheren  Zeit; 
neben  Weihnachtsmarkt,  Zirkus,  Affentheater  und  sonstigen  Freu- 
den der  Kinder  spielten  Ausgaben  des  Hausherrn  für  Klub-  und 
ähnliche  Zusammenkünfte  die  Hauptrolle.  Seit  1869  gehörte  er 
einer  bekannten  Berliner  geschlossenen  Herrengesellschaft  an,  der 
>gesetzlosen  Gesellschaft»,  zumeist  von  höheren  Offizieren,  Be- 
amten und  andern  Angehörigen  der  akademischen  Berufe  be- 
sucht, deren  zwanglose  Zusammenkünfte  der  Eigenart  O.s  mehr 
entsprachen,  als  steife  Diners.  Die  Ausgabe  für  ein  Essen  der 
gesetzlosen  Gesellschaft  betrug  1869  I  Tl.  20  Gr.  und  stieg  bis 
1877  auf  6  M.  Die  Gesellschaft  tagte  monatlich  einmal;  natürlich 
nahm  O.  nicht  an  allen  Zusammenkünften  Teil.  Im  Jahre  1872 
trat  er  ferner  dem  Berliner  Westklub  bei,  in  dessen  Räumen  er 
—  bei  einer  Flasche  Selterswasser  —  politische  Zeitungen  ver- 
schiedener Richtungen  zu  lesen,  oder  sich  durch  eine  Partie 
Domino  von  den  Sorgen  seines  Amtes  zu  zerstreuen  pflegte,  da 
seine  reizbare  Natur  sonst  leicht  der  Schlaflosigkeit  erlag.  Der 
Jahresbeitrag  betrug  12  M.  —  Die  Hausfrau  war  an  den  Aus- 
gaben für  Vergnügungen  außer  dem  Hause  kaum  beteiligt. 


Aus  dem  Mosaik  der  tausend  Einzelangaben  fügt  sich  die 
Charakteristik  des  wirtschaftlichen  Lebens  unsrer  Freunde  wäh- 
rend dieser  i1^  Jahrzehnte  fast  von  selbst  zusammen.  Die  Steige- 
rung der  Gesamtausgaben  von  6742  M.  in  den  Jahren  1863/64 
auf  16  345  M.  in  den  Jahren  1876/77  bestätigt,  was  sich  schon 
aus  den  einzelnen  Posten  erkennen  ließ :  An  Stelle  des  fast 
kleinbürgerlichen  Charakters  zu  Anfang  der  Berliner  Zeit  trat 
eine  Gestaltung  des  Lebens,  wie  sie  in  vermögenderen  bürgerlichen 
Familien  üblich  war.  Es  ist  außer  Frage,  daß  das  Ehepaar  sich 
der  eben  einsetzenden  Steigerung  aller  Lebensbedürfnisse  nicht 
entzog:  Die  stattliche  Wohnung  der  70er  Jahre,  die  seidenen 
Kleider  der  Hausfrau,  das  Dienstjahr  des  Sohnes  bei  der  Garde 
und  manch  anderer  Aufwand  beweisen,  daß  man  von  dem 
Grundsatz  äußerster  Sparsamkeit  abgewichen  war  und  an  be- 
haglicher Ausgestaltung  des  Lebens  Freude  gewonnen  hatte. 

Aber  ebensowenig  ist  zu  verkennen,  daß  die  Familie  trotz 
der  Steigerung  der  Ausgaben  sich  in  wesentlichen  Stücken  der 
Lebenshaltung    ihre    Eigenart    bewahrt    hatte.      Der    Geist    ihrer 
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Wirtschaftsführung  war  ein  anderer,  als  er  eben  damals  in  den 
Kreisen  des  Gründertums  lebendig  wurde,  um  sich  dann  in  dem 
reich  werdenden  Deutschland  auch  auf  die  andern  Schichten, 
nicht  zu  mindesten  auf  das  obere  Beamtentum  auszubreiten. 
Erstens  zeigten  beide  Ehegatten  sich  in  den  Einzelheiten  ihrer 
Wirtschaftsführung  durchaus  frei  von  dem  Bestreben,  allen 
äußeren  Erscheinungen  ihres  Lebens  gleichmäßig  das  Gepräge 
der  Vornehmheit  zu  geben.  Man  verwandte  wohl  auf  eine  wert- 
volle Anschaffung,  auf  eine  schöne  Wohnung  erhebliche  Summen, 
daneben  aber  blieb  man  in  vielen  Dingen  der  alten  Einfachheit 
treu,  unbekümmert  darum,  daß  man  auf  diese  Weise  die  frühere 
Armut,  die  gegenwärtige,  bescheidene  Vermögenslage  der  Familie 
jedem  Beobachter  klarlegte.  Der  schlichte  Hausrat,  die  einfache 
Oberkleidung  des  Hausherrn,  die  hausbackenen  Kleider  der  jünge- 
ren Kinder  verrieten  jedem,  daß  er  eine  Familie  von  bescheidenen 
Mitteln  vor  sich  hatte,  wie  sie  denn  auch  selbst  aus  ihrer  Ver- 
mögenslage niemals  ein  Hehl  machten.  Nichts  lag  ihnen  ferner, 
als  die  Angst  des  Emporkömmlings,  für  arm  gehalten  zu  werden. 
Eben  darin  unterschied  sich  ihre  Lebensauffassung  so  scharf  von 
jenem  Streben  nach  vollendeter  »Herrschaftlichkeit«  der  Lebens- 
haltung, das  gerade  damals  anfing,  die  gebildete  und  besitzende 
Oberschicht  schlimmer  vielleicht  als  aristokratischer  Kastengeist 
in  enge  Schranken  zu  bannen. 

Kam  bei  beiden  Ehegatten  in  dieser  Auffassung  die  Groß- 
zügigkeit ihres  Wesens  zum  Ausdruck,  der  freie  franke  Sinn,  der 
nicht  nach  dem  Effekt  fragte,  so  beruhte  bei  dem  Hausherrn 
insbesondere  diese  Herrschaft  über  allen  Schein  auf  dem  stolzen 
Selbstbewußtsein  des  altpreußischen  Beamten,  der  sich  nicht 
von  den  Dingen  meistern  ließ,  sondern  die  Dinge  selber  meisterte. 
Es  war  ihm  vollkommen  gleichgültig,  ob  ein  Besucher  seine  Klei- 
dung unelegant,  die  Ausstattung  seines  Zimmers  ärmlich  fand ; 
das  alles  lag  hinter  ihm  im  wesenlosen  Scheine.  Niemals  hätte  er 
sich  in  dieser  Hinsicht  vor  fremden  Maßstäben  gebeugt.  In  einem 
freien  Menschentum,  geadelt  durch  strenge  Pflichterfüllung,  sah 
er  die  Würde  seines  Berufs,  nicht  in  all  jenem  Beiwerk,  das  dem 
Geschlecht  der  Enkel  so  wichtig  wurde. 

Eine  zweite  Gedankenreihe  ergibt  sich  aus  der  nachfolgenden 
Aufstellung,  in  der  besonders  markante  Tatsachen  zusammenge- 
stellt sind  unter  dem  Gesichtspunkt,   unproduktive  Ausgaben  und 
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solche    produktiver  Natur   gegeneinander   abzuwägen.     Im  Laufe 
der   15  Jahre  von  1863 — 1877  wurden  verausgabt  für 

M. 

Pelzwerk  des  Hausherrn — 

Pelzwerk  der  Hausfrau 19 

Pelzwerk  der  Kinder 1,40 

Schmucksachen  der  Hausfrau 119 

Seidene  Kleider  der  Hausfrau     .     . 273 

Familienfeste,  ohne  Wein       246 

Andere  Gesellschaften  im  Hause,  ohne  Wein 288 

Repräsentation,  ohne  Uniformen 603 

Vergnügungen  außer  dem  Hause 794 

Bücher,  Zeitungen 2394 

Unterricht  der  Kinder 5092 

Zukunftssicherung 5456 

Wohltätigkeit 7372 

Berufsausbildung  der  Söhne   ohne  militärische  Dienstleistungen        .     .     .  8552 

Was  schon  aus  der  Gesamtdarstellung  hervorging,  wird  durch 
diese  Zusammenstellung  besonders  deutlich  vor  Augen  geführt : 
Das  Ueberwiegen  der  Ausgaben  produktiver  Art  über  solche  un- 
produktiven Charakters.  Die  Zahlenreihe  würden  in  ihrer  Eigen- 
art erst  voll  zur  Geltung  kommen,  könnte  man  die  Budgets  einiger 
Gründer  aus  den  70  er  Jahren  und  einiger  Kriegsgewinnler  aus 
den  Jahren   19170*.  zum  Vergleiche  heranziehen. 
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AUFSTIEG  ODER  NIEDERGANG  DES  DEUT- 
SCHEN GEMEINDE  WESENS  ? 

Von 

Dr.  WILLY  BERTHOLD. 

Die  Blütezeit  des  mittelalterlichen  Deutschen  Reiches  war  zu- 
gleich die  Blütezeit  der  deutschen  Städte.  Mit  dem  Verfall  des 
Reiches  geht  der  der  Städte  Hand  in  Hand,  zur  Zeit  der  Auflösung 
des  Heiligen  Römischen  Reiches  Deutscher  Nation  war  auch  hier  der 
Tiefststand  erreicht.  Mit  der  Gründung  des  neuen  Reiches  setzte 
gleichzeitig  ein  gewaltiger  Aufstieg  des  deutschen  Gemeinde-,  zumal 
des  Städtewesens  ein,  der  ununterbrochen  bis  zum  Kriegsaus- 
bruch anhielt.  Das  ständige  Wachsen  nach  der  Breite  und  nach 
der  Tiefe  ist  das  Hauptkennzeichen  dieser  Entwickelung.  Den 
Höhepunkt  brachte  der  Weltkrieg.  Was  während  dessen  die 
deutschen  Gemeinden  geleistet  haben,  ist  über  jedes  Lob  erhaben, 
das  bedarf  hier  keiner  Erläuterung,  sondern  einer  großangelegten 
Gesamtdarstellung. 

In  dem  Auf  und  Ab  der  deutschen  Geschichte  finden  sich 
in  der  Entwickelung  des  mittelalterlichen  und  des  neuzeitlichen 
Städtewesens  zahlreiche  verwandte  Züge,  auf  die  schon  vor  und 
während  des  Krieges  mehrfach  hingewiesen  worden  ist.  Ich  will 
hier  nur  an  Karl  Bücher?,  »Entstehung  der  Volkswirtschaft«  und 
an  Georg  von  Belows  »Mittelalterliche  Stadtwirtschaft  und  gegen- 
wärtige Kriegswirtschaft«  (Tübingen  1917)  erinnern;  191 3  habe 
ich  in  einem  Artikel  »Altes  und  neues  Stadtrecht«  (69.  Jahrg. 
der  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatsw.)  den  Einfluß  des  Mittelalters  auf 
die  neueste  Rechtsentwickelung  gestreift.  Ein  Parallelismus  in 
Öcr  deutschen  Entwickelung  des  Mittelalters  und  der  neueren  Zeit 
ist  nicht  zu  verkennen. 

Nach  dem  Zusammenbruch  Preußens  begann  der  Freiherr 
vom    Stein    den  Wiederaufbau    mit    der   Einführung    der    Städte- 
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Ordnung.  Stein  wollte  von  unten  aufbauen.  Weil  er  die  Gründe 
des  Zerfalls  richtig  erkannt  hatte,  mußte  er  die  Aufrichtung  des 
Staates  auch  beim  kleinsten  politischen  Gemeinwesen  beginnen- 
Von  der  Gemeinde  zum  Staate  sollte  es  gehen! 

Der  jetzige  Zusammenbruch  des  Deutschen  Reiches  greift 
viel  weiter  in  unser  Gesamtleben  ein,  als  der  im  Anfang  des 
vorigen  Jahrhunderts ;  er  ist  außerdem  umfassender  und  tiefer- 
gehend. Nicht  bloß  die  Spitze  hat  versagt,  sondern  wesentlich 
mehr  die  deutsche  Masse.  Bei  und  nach  der  Revolution  wurde 
allein  das  Versagen  der  ersteren  gesehen  und  geglaubt,  Abhilfe 
aus  allen  Nöten  durch  eine  Verfassung  zu  schaffen,  welche  die 
Masse  zur  Spitze  machen  will.  Jetzt  wird  mit  jedem  Tage  klarer, 
daß  ein  Wiederaufrichten  unseres  Staatswesens  mindestens  so 
lange  ausgeschlossen  ist,  als  sich  nicht  unser  Volk  innerlich  wieder 
erneuert  hat. 

Noch  1870  war  der  Aufgabenkreis  einer  deutschen  Gemeinde 
ziemlich  eng,  fast  reine  Verwaltung;  wirtschaftliche  Betätigung 
war  kaum  vorhanden.  Allmählich  wurden  die  Gemeinden  auch  selbst 
wirtschaftender  Körper.  Eine  Obliegenheit  nach  der  andern 
zogen  sie  an  sich:  Wasser,  Gas,  Elektrizität,  Straßenbahn,  Tief- 
bau, Güterbewirtschaftung,  Wohnhausbau  usw.  Daneben  luden 
auch  Reich  und  Staat  den  Gemeinden  immer  mehr  Pflichten 
mit  auf,  und  zwar  meist  solche,  die  viel  Arbeit  und  Geldausgaben 
verursachten  und  an  sich  dem  Reiche  und  den  Staaten  selbst  ob- 
gelegen hätten.  Auf  allen  Städte-  und  Gemeindetagen  wurde 
darüber  lebhafte  Klage  geführt;  auf  der  andern  Seite  bestand 
hinsichtlich  der  freiwilligen  Aufgaben  ein  förmlicher  Wettstreit 
unter  den  vielen  Gemeinden  und  innerhalb  dieser  wieder  unter 
den  sich  mit  Gemeindepolitik  befassenden  Parteien.  Ich  habe  das 
ausführlich  in  meiner  kleinen  Schrift  über  die  »Gemeinde  in  den 
Programmen  der  politischen  Parteien«   (Dresden  19 19)  dargestellt. 

Wurden  den  Gemeinden  von  obenher  neue  Tätigkeiten  zuge- 
wiesen oder  erweiterten  sie  selbst  das  Feld  ihrer  seitherigen  Be- 
tätigung, so  waren  sie  doch  stets  in  der  Lage,  die  erforderlichen 
Mittel  durch  Steuern  oder  Einkünfte  aus  werbenden  Unterneh- 
mungen zu  decken.  Obgleich  z.  B.  in  Preußen  oft  über  Beschrän- 
kungen des  Gemeindefinanzwesens  durch  die  Vorschriften  des 
Kommunalabgabengesetzes  vom  14.  Juli  1893  geklagt  wurde,  er- 
freuten sich  doch  im  Grunde  genommen  die  Gemeinden  einer 
sehr  weitgehenden  Freiheit.    In  Sachsen  war  die  Gemeindesteuer- 
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autonomie  bis  zum  Erlasse  des  Gemeindesteuergesetzes  vom 
ii.  Juli  191 3  fast  unbeschränkt ;  auch  dieses  Gesetz  brachte  wenig 
Aenderungen.  In  den  übrigen  Bundesstaaten  war  es  nicht  wesent- 
lich anders.  Auf  jeden  Fall  war  bis  zum  Kriege  die  Möglichkeit 
gegeben ,  für  jede  neue  Ausgabe  die  erforderliche  Deckung  zu 
beschaffen.  Während  das  Krieges  trat  dann  freilich  wegen  der 
gewaltigen  den  Gemeinden  zufallenden  Geldaufwendungen  eine 
Aenderung  ein,  weil  die  Kriegsteilnehmer  keine  Steuern  zahlten 
und  weil  es  unmöglich  schien,  die  Zurückgebliebenen  allzu  stark  zu 
belasten.  Infolgedessen  mußte  die  Anleihewirtschaft ,  zu  deren 
Eindämmung  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  von  den 
Staaten  und  vornehmlich  von  den  Gemeinden  erfolgversprechende 
Maßnahmen  getroffen  worden  waren ,  wieder  aufleben  und  das 
Reich  mußte  zuweilen  mit  Zuschüssen  einspringen. 

In  politischer  Hinsicht  dagegen  hatte  sich  für  die  Gemeinden 
in  den  letzten  Jahrzehnten  so  gut  wie  nichts  geändert ;  die  Auf- 
sicht des  Staates  war  überall  juristisch  dieselbe  geblieben,  nur 
machte  sie  sich  wegen  der  schnelleren  und  umfassenderen  Entwicke- 
lung  stärker  fühlbar,  als  manchmal  früher.  Einen  besondern  Stein  des 
Anstoßes  bildete  für  manche  Parteien  das  für  die  städtischen  Körper- 
schaften, zumal  die  Stadtverordnetenversammlungen,  geltende  Wahl- 
recht, und  zwar  vornehmlich  das  Dreiklassenwahlrecht  in  Preußen. 
Es  nimmt  daher  nicht  wunder,  daß  sofort  nach  der  Revolution  von 
den  neuen  Machthabern  das  bisherige  Wahlrecht  beseitigt  und 
durch  das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht  aller  über  20  Jahre  alten 
Männer  und  Frauen  nach  den  Grundsätzen  der  Verhältniswahl 
ersetzt  wurde.  Der  Erfolg  ist  vorläufig  der,  daß  sehr  viele  Ge- 
meindevertretungen, zumal  die  der  großen  Industriestädte,  ein 
politisch  vollkommen     verändertes  Gesicht  zeigen. 

Nach  wie  vor  sind  aber  die  Gemeinden  durch  die  Gesetz- 
gebung mit  weiteren  Obliegenheiten  und  damit  Ausgaben  be- 
lastet worden.  Es  wird  bloß  an  die  Erwerbslosenfürsorge  und 
das  Wohnungswesen  erinnert.  Infolge  des  gesunkenen  Geldwertes 
machen  sich  darum  die  neuen  Aufgaben  viel  drückender  bemerk- 
bar, als  frühere  Zuweisungen.  Dazu  kommt  die  Mißwirtschaft  vieler 
Arbeiter-  und  Soldatenräte,  deren  Herrschaft  immerhin  glücklicher- 
weise nur  ein  verhältnismäßig  kurzes  Zwischenspiel  bedeutete.  Die 
erwachte  Selbstbesinnung  in  der  durch  die  Revolution  ans  Ruder 
gelangten  Partei  hat  dabei  mit  zu  einer  Besserung  geholfen. 

Jedoch    waren    gerade    die    neuen  Mehrheiten    in  den  Stadt- 
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verordnetenversammlungen  so  eifrig  wie  nie  zuvor  bemüht,  auf 
allen  Gebieten  programmgemäße  Neuerungen  zu  schaffen.  Der 
sozialdemokratische  Gemeindepolitiker  Edmund  Fischer  beleuchtete 
das  in  einem  Vortrag  vor  geladenen  Vertretern  der  sächsischen 
Staatsregierung  und  der  Stadtverwaltung  über  die  Reform  der 
Gemeindegesetzgebung  im  November  191 9,  in  dem  er  wörtlich 
ausführte  :  »Welche  Bedeutung  die  demokratische  Selbstverwaltung 
für  das  Wirtschaftsleben  und  die  kommunale  Selbstverwaltung  er- 
langen kann,  ist  ja  aus  dem  Gemeindeleben  zu  ersehen,  das  seit 
den  Neuwahlen  der  Gemeindekollegien  auf  Grund  des  demokra- 
tischen Wahlrechtes  in  Sachsen  einsetzte.  Tatsächlich  sind  in  den 
letzten  6  Monaten  in  den  kleineren  und  mittleren  Gemeinden  Sach- 
sens mehr  und  größere  soziale  Einrichtungen  geschaffen  worden, 
mehr  und  größere  soziale  Taten  vollbracht  worden,  als  in  den 
letzten  10  Jahren  vor  dem  Kriege.  Tatsächlich  findet  ein  Wettlauf 
der  Gemeinden  jetzt  schon  statt,  indem  jede  Gemeinde  das  Beste 
und  Größte  mit  den  geringen  Mitteln,  die  sie  hat,  leisten  will, 
um  andere  Gemeinden  zu  überflügeln,  oder  jedenfalls  nicht  hinter 
den  andern  zurückzubleiben.«  Das,  was  Fischer  hier  von  Sachsen 
erzählt,  gilt  auch  für  die  andern  Länder. 

Aber  das  geänderte  Wahlrecht  genügte  noch  nicht.  Ueberall 
wurde  deshalb  in  den  Bundesstaaten,  wo  die  Sozialdemokratie 
ausschlaggebende  Bedeutung  in  den  Regierungen  erlangt  hatte, 
auch  eine  Aenderung  der  gesetzlichen  Grundlagen  in  Angriff  ge- 
nommen, auf  denen  das  Gemeindewesen  ihrer  Länder  beruht. 
Vor  allem  die  staatliche  Aufsicht,  die  sich  mehr  hemmend  als 
treibend  geltend  gemacht  hatte,  war  Gegenstand  des  Aergernisses. 
Der  erwähnte  Edmund  Fischer,  der  von  der  sozialdemokratischen 
sächsischen  Regierung  zur  besondern  Bearbeitung  der  Gemeinde- 
fragen und  zur  Ausarbeitung  einer  Denkschrift  in  das  Ministerium 
des  Innern  berufen  worden  war,  faßte  die  Bestrebungen  dahin 
zusammen:  »Die  Reform  der  Gemeindegesetzgebung  wird  zwei 
Punkte  bringen  müssen :  einmal  die  vollständige  Befrei- 
ung der  Gemeindeverwaltung  von  der  Staatsverwal- 
tung, die  Beseitigung  der  staatlichen  Vormundschaft,  der  staat- 
lichen Befehlsgewalt  gegenüber  den  Gemeinden,  so  daß  wirklich 
die  volle  Selbstverwaltung  der  Gemeinden  durchgeführt  wird,  und 
zum  andern  die  Zusammenfassung  der  kleinen  Ge- 
meinden zu  höheren  Selbstverwaltungskörpern,  die  Größeres 
zu  leisten  vermögen,    die   die  Aufgaben  übernehmen,    die  bisher 
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die  kleinen  Gemeinden  nicht  zu  erfüllen  vermochten.«  Nach  den 
weiteren  Ausführungen  Fischers  darf  man  schließen,  daß  das 
Hauptgewicht  auf  das  erste  Ziel  gelegt  werden  soll.  Ein  Entwurf 
einer  neuen  Städte-  und  Landgemeindeordnung  liegt  (November 
1920)  noch  nicht  vor. 

Der  preußische  Entwurf,  der  in  den  Fachblättern  und  auch 
in  der  Tagespresse  eingehend  gewürdigt  worden  ist,  atmet  den- 
selben Geist.  Er  will  nicht  bloß  die  Staatsaufsicht  abschaffen, 
sondern  sieht  ein  Hindernis  zu  einer  demokratisch  freien  Ent- 
wickelung  in  dem  Vorhandensein  von  lebenslänglich  gewählten 
fachkundigen  Mitgliedern  des  Magistrates.  Sie  alle  sollen  sich  nach 
Ablauf  einer  bestimmten  Frist  ohne  Ausnahme  wieder  zur  Wahl 
stellen.  Glücklicherweise  ist  namantlich  gegen  diese  in  Aussicht 
genommene  Maßnahme  lebhaft  Sturm  gelaufen  worden,  und  es 
ist  zu  hoffen,  daß  sie  nicht  Gesetz  werden  wird. 

Geht  so  nicht  bloß  in  den  Gemeinden,  sondern  auch  bei  den 
Landesregierungen  das  Bestreben  auf  möglichste  Beseitigung  der 
Staatsaufsicht,  und  bestimmt  die  Reichsverfassung  vom  11.  August 
1919  in  ihrem  Artikel  127:  »Gemeinden  und  Gemeindeverbände 
haben  das  Recht  der  Selbstverwaltung  innerhalb  der  Schranken 
der  Gesetze«,  so  haben  die  neuen  Reichssteuergesetze  außer 
der  Staatsaufsicht  noch  eine  Reichsaufsicht  ein- 
geführt, die  in  ihren  Folgen  wesentlich  drückender  sein  wird,  als 
jemals  früher  die  staatliche  Aufsicht;  den  Gemeinden  werden  nicht 
bloß  ihre  früheren  Hauptsteuerquellen  so  gut  wie  abgegraben,  es 
wird  ihnen  sogar  noch  eine  neue  Instanz  vorgesetzt.  Im  einzel- 
nen betrachtet  wirkt  die  Reichssteuergesetzgebung  in  vierfacher 
Richtung : 

Die  Inanspruchnahme  von  Steuern  durch  das  Reich  schließt 
nach  §  2  des  Landessteuergesetzes  vom  30.  März  1920  die  Er- 
hebung gleichartiger  Steuern  durch  die  Länder  und  Gemeinden 
(Gemeindeverbände)  aus,  wenn  nicht  reichsgesetzlich  ein  anderes 
vorgeschrieben  ist.  Es  bedarf  darum  bei  der  Regelung  einer  jeden 
Keichssteuer  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  im  Gesetze,  daß 
Gemeinden  und  Länder  die  Steuer  ebenfalls' für  sich  verwenden 
dürfen.  Eine  eigene  Einkommensteuer  oder  Zuschläge  zur  Staats- 
einkommensteuer bildete  bisher  die  I  Iauptcinnahmequclle  der 
meisten  Gemeinden  (vgl.  darüber  u.  a.  Schriften  des  Vereins  liir 
Sozialpolitik.  126.  Band,  Gemeindefinanzen).  Da  das  neue  Reichs- 
einkommensteuergesetz    die  Gemeinden    nicht    erwähnt,    ist   jede 
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selbständige  Einkommensteuer  für  sie  erledigt.  Um  sie  nicht  vor 
ein  gänzliches  Nichts  zu  stellen,  werden  die  Gemeinden  an  dem 
Aufkommen  der  Reichseinkommensteuer  mit  den  Ländern  zusam- 
men beteiligt  und  zwar  nach  §  17  des  Gesetzes  mit  zwei  Dritteln 
des  Aufkommens.  Das  örtliche  Aufkommen  bildet  dabei  den 
Maßstab  für  die  Beteiligung  (§  18).  Deshalb  haben  die  Gemein- 
den nach  wie  vor  ein  erhebliches  Interesse,  steuerkräftige  Unter- 
nehmungen und  Persönlichkeiten  innerhalb  ihres  Weichbildes  zu 
erhalten.  Da  die  Beteiligung  der  Gemeinden  hinsichtlich  der  Höhe 
Sache  der  Landesgesetzgebung  ist,  und  damit  auch  möglichste 
Gleichförmigkeit  erzielt  werde,  bringen  die  §§  10 — 28  des  Gesetzes 
Grundsätze,  nach  welchen  sich  die  Länder  zu  richten  haben.  Um 
den  Gemeinden  den  Anteil  nicht  aufzuzwingen,  wird  ihnen  in  §  29 
erlaubt,  für  das  einzelne  Steuerjahr  zu  beschließen,  daß  der  ihnen 
zugewiesene  Anteil  an  der  Einkommensteuer  ganz  oder  teilweise 
unerhoben  bleibt.  Freilich  kann  diese  Erlaubnis  durch  Landes- 
gesetz eingeschränkt  oder  ausgeschlossen  werden.  Das  ist  in 
Sachsen  geschehen.  Dessen  Vollzugsgesetz  zum  Landessteuergesetz 
verbietet  in  §  3  den  Gemeinden  die  Nichterhebung  ihres  Anteiles. 
Die  Beteiligung  zu  zwei  Dritteln  am  Aufkommen  schlechthin 
bietet  allerdings  den  verantwortlichen  Finanziertem  in  Land  und 
Gemeinde  nur  eine  geringe  Gewähr  für  die  Aufstellung  des  Haus- 
haltplans. Um  eine  solche  einigermaßen  zu  geben ;  wird  unab- 
hängig von  der  Höhe  des  Reichseinkommensteueraufkommens  nach 
§  56  I  Ländern  und  Gemeinden  die  Einnahme  aus  den  durch  die 
Einkommensteuer,  Körperschaftssteuer,  Kapitalertragssteuer  und 
Erbschaftssteuer  ersetzten  Steuern  des  Landes  und  der  Gemeinden 
gewährleistet.  Unter  normalen  Verhältnissen  ist  das  ganz  gut, 
heute  bedeutet  es  jedoch  einen  schwachen  Trost.  Zu  dieser 
Stärkung  wird  weiter  angeordnet,  daß  der  Anteil  an  den  eben- 
erwähnten Steuern  mindestens  das  Aufkommen  des  Steuerjahres 
19 19  zuzüglich  einer  Steigerung  von  25  vom  Hundert  erreichen 
muß.  Aenderungen  in  der  Höhe  der  Steuer,  die  von  Ländern 
oder  Gemeinden  nach  dem  10.  März  1920  beschlossen  sind,  blei- 
ben außer  Ansatz.  'Dieser  Zuschlag  von  25  vom  Hundert  wird 
allerdings  in  Anbetracht  der  gewaltigen  Teuerung,  wie  sie  sich 
zumal  im  Jahre  1920  entwickelt  hat,  nicht  ausreichen.  Zweifel- 
haft ist  auch,  ob  die  den  Wohnsitzgemeinden  in  §  30  des  Lan- 
dessteuergesetzes eingeräumte  Befugnis  die  entstandene  Lücke 
auszufüllen  vermag,  nämlich  eine  Steuer  von  demjenigen  Mindest- 
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einkommen  zu  erheben,  das  von  der  Einkommensteuer  nicht  er- 
faßt wird.  In  der  Fachpresse  und  auf  Gemeindetagungen  ist  bis- 
her mehr  wider  als  für  eine  solche  Maßnahme  eingetreten  wor- 
den; da  sie  außerdem  mit  Schwierigkeiten  verknüpft  ist,  dürfte 
bloß  in  Fällen  der  äußersten  Not  von  der  Besteuerung  der  sog. 
Mindesteinkommen  Gebrauch  gemacht  werden.  Das  sächsische 
Vollzugsgesetz  hat  für  sein  Gebiet  den  Gemeinden  die  Zusatz- 
steuer bewilligt  und  davon  nur  Personen  ausgenommen,  die  im 
Wege  der  öffentlichen  Armenpflege  laufende  Unterstützungen  be- 
ziehen und  deren  gesamtes  steuerbares  Einkommen  1 500  M.  nicht 
übersteigt  (§57  Nr.  14).  Bis  auf  weiteres  wird  vom  Reichsein- 
kommensteuerteile in  Sachsen  Ländern  und  Gemeinden  je  die 
Hälfte  überwiesen. 

Außer  an  der  Reichseinkommensteuer  sind  die  Gemeinden 
an  dem  Aufkommen  auf  Grund  des  Grunderwerbssteuergesetzes 
beteiligt.  Nach  §  37  LStG.  erhalten  die  Länder  50  %>  über  deren 
Verwendung  sie  Bestimmungen  treffen  können,  insbesondere  ob 
eine  völlige  oder  teilweise  Ueberweisung  an  die  Gemeinden  ein- 
treten soll.  In  Sachsen  erhalten  die  bürgerlichen  Gemeinden,  in 
denen  die  Grundstücke  liegen,  die  Hälfte.  Solche  Gemeinden,  die 
schon  vor  dem  I.  Januar  191 8  Abgaben  der  im  Grunderwerbssteuer- 
gesetze  geregelten  Art  erhoben  haben,  erhalten  nach  §  39  LStG. 
bis  zum  31.  März  1923  eine  Sonderzuweisung  aus  dem  in  der 
Gemeinde  aufkommenden  Reichsanteil  in  Höhe  von  einem  Viertel 
dieses  Anteiles.  Weiter  werden  den  Gemeinden  von  dem  auf  ihr 
Gebiet  entfallenden  Aufkommen  an  Umsatzsteuern  6  v.  H.  aus 
dem  Reichsanfall  überwiesen.  Von  Umsatzsteuern,  welche  von 
Monopolverwaltungen  des  Reiches  oder  zwangswirtschaftlichen  Un- 
ternehmungen entrichtet  werden,  deren  Aufgaben  sich  über  das 
ganze  Reich  erstrecken,  fließen  den  Ländern  nach  dem  Verhältnis 
ihrer  Bevölkerungszahl  5  v.  H.  zu.  Von  den  Landesregierungen 
sind  sie  nach  dem  gleichen  Verhältnis  auf  die  Gemeinden  zu  ver- 
teilen oder  nach  Maßgabe  eines  Landesgesetzes  in  anderer  Weise 
zugunsten  der  Gemeinden  zu  verwenden. 

Das  Verteilungsverfahren  braucht  hier  nicht  dargestellt  zu 
werden. 

Wie  selbständige  Steuern  für  die  Gemeinden  schlecht- 
weg ausgeschlossen  sind,  sobald  das  Reich  dasselbe  Objekt  mit 
einer  Abgabe  belegt,  ebenso  sind  auch  Zuschläge  zu  Reichssteuern 
den  Ländern  und  Gemeinden    allein  auf  Grund  rcichsgesetzlichcr 

7* 


IOO  Dr.  Willy  Berthold: 


Ermächtigung  gestattet.  In  Preußen  wurden  früher  namentlich 
zur  Einkommensteuer  in  den  Gemeinden  Zuschläge  erhoben.  Das 
ist  natürlich  zu  Ende,  es  bleibt  jedoch  die  Zuschlagsmöglichkeit 
zu  den  wenigen  verbliebenen  Staatssteuern.  Von  den  bis  jetzt 
eingeführten  Reichssteuern  ist  nach  §  40  LStG.  nur  die  Grund- 
erwerbssteuer den  Ländern  und  mit  deren  Genehmigung  den  Ge- 
meinden und  Gemeindeverbänden  für  Zuschläge  freigegeben ;  diese 
dürfen  nach  sachlichen  Merkmalen  abgestuft  werden  und  insbe- 
sondere unbebaute  Grundstücke  voraus  belasten.  Mehr  als  2  v.  H. 
des  steuerpflichtigen  Wertes  darf  der  Zuschlag  allerdings  nicht 
ausmachen  und  höchstens  die  Hälfte  darf  auf  das  Land  entfallen ; 
auch  bei  Abstufung  der  Sätze  und  Vorausbelastung  von  Grund- 
stücken dürfen  die  Höchstsätze  nicht  überschritten  werden. 

Es  werden  aber  Ländern  und  Gemeinden  nicht  bloß  bisher 
ertragreiche  Steuern  entzogen,  sondern  daneben  wird  die  Erhebung 
anderer  und  die  Einführung  neuer  Steuern  erheblich  eingeschränkt. 
Der  §  5  des  LStG.  ordnet  an,  daß  Landes-  und  Gemeindesteuern, 
welche  die  Steuereinnahmen  des  Reiches  zu  schädigen  geeignet 
sind,  nicht  erhoben  werden  sollen,  wenn  überwiegende  Interessen 
der  Reichsfinanzen  entgegenstehen.  Des  ferneren  müssen  gemäß 
§  4  steuerliche  Bestimmungen  der  Länder  und  Gemeinden  (Ge- 
meindeverbände), welche  die  Vorschrift  des  §  3  verletzen,  aufge- 
hoben oder  derart  abgeändert  werden,  daß  ein  Widerspruch  mit 
den  Interessen  des  Reiches  nicht  mehr  besteht. 

Um  festzustellen ,  ob  Gemeinde-  oder  Landessteuern  den 
Reichsinteressen  entgegenstehen,  wird  den  Gemeinden  zu  den 
zahlreichen  bisherigen  noch  eine  weitere  Aufsichtsinstanz  für  die 
Steuern  vorgesetzt.  Den  zuständigen  Landesbehörden  wird  in  §  5 
LStG.  die  Verpflichtung  auferlegt ,  dem  Reichsminister  der  Fi- 
nanzen oder  der  von  ihm  beauftragten  Reichsbehörde  neue  Steuer- 
ordnungen   der  Gemeinden   und  Gemeindeverbände  einzureichen. 

Der  Reichsfinanzminister  und  seine  beauftragte  Behörde  können 
binnen  einem  Monat  Einspruch  erheben,  wenn  die  Ordnungen 
mit  dem  Reichsrecht  nicht  vereinbar  oder  wenn  sie  geeignet  sind, 
Reichssteuereinnahmen  zu  schädigen  und  überwiegende  Interessen 
der  Reichsfinanzen  entgegenstehen.  Was  im  Falle  des  Einspruchs 
mit  der  Gemeindesteuerordnung  geschieht,  ist  im  Gesetze  nicht 
gesagt;  doch  muß  angenommen  werden,  daß  die  Steuerordnung 
dann  gar  nicht  in  Kraft  treten  darf,  sonst  hätte  diese  Maßnahme 
gar  keinen  Zweck.    Während  für  den  Fall  einer  Meinungsverschie- 
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denheit  zwischen  dem  Reichsfinanzminister  und  einer  Landes- 
regierung darüber,  ob  eine  landesrechtliche  Steuervorschrift  mit 
dem  Reichsrecht  vereinbar  ist ,  der  Reichsfinanzhof  entscheidet, 
ist  für  gemeindliche  Steuervorschriften  eine  solche  entscheidende 
Instanz  nicht  vorhanden.  Jedenfalls  ist  den  Gemeinden  jede  Mög- 
lichkeit genommen,  eine  Entscheidung  gegen 'den  Reichsfinanz- 
minister herbeizuführen.  Nur  wenn  dieser  irgendwelche  Zweifel 
in  dem  Sinne  haben  sollte ,  ob  Landes-  oder  Gemeindesteuern 
geeignet  sind,  die  Steuereinnahmen  des  Reiches  zu  schädigen  und 
ob  schwerwiegende  Interessen  der  Reichsfinanzen  der  Erhebung 
der  Steuern  entgegenstehen,  entscheidet  auf  seinen  Antrag  der 
Reichsrat ;  Landesregierung  und  Gemeindeverwaltung  haben  inso- 
weit kein  Antragsrecht.  Das  ist  meines  Erachtens  ein  schwerer 
Nachteil  für  Länder  und  Gemeinden.  Diese  sind  dem  Reichs- 
finanzminister bezüglich  ihrer  Steuerpolitik  schutzlos  ausgeliefert. 
Selbst  wenn  alle  staatlichen  Aufsichtsorgane  im  Laufe  der  Zeit 
wegfallen  sollten,  wird  sich  gerade  diese  neue  Aufsicht  um  so 
unangenehmer  fühlbar  machen. 

Das  Landessteuergesetz  will  aber  das  Gemeindefinanzwesen 
nicht  bloß  einengen,  geschweige  denn  einreißen,  sondern  es  ist 
bestrebt,  den  Gemeinden  Ersatz  zu  geben.  Die  Beteiligungen 
und  Zuschläge  sind  bereits  erwähnt;  sie  werden  finanziell  am 
meisten  ins  Gewicht  fallen.  Vor  allem  wird  den  Ländern  und 
Gemeinden  im  §  7  LStG.  der  sehr  wohl  gemeinte,  aber  doch  selbst- 
verständliche Rat  erteilt,  die  ihnen  zur  Verfügung  stehenden 
Steuern  nach  Maßgabe  ihres  Bedarfes  auszunützen.  Das  werden 
alle  zu  tun  gezwungen  sein.  Darüber  hinaus  liegt  in  dem  §  7 
zugleich  die  Aufforderung,  möglichst  alle  Ausgaben  durch  Steuern 
zu  decken,  bevor  andere  Quellen  geöffnet  werden.  Als  Pflicht- 
steuer wird  eine  Vergnügungssteuer  zugewiesen  (§  12  LStG.), 
falls  nicht  etwa  der  Gemeindeverband  oder  das  Land,  dem  die 
Gemeinde  angehört,  selbst  eine  solche  Steuer  einführt.  Damit  die 
Vergnügungssteuern  möglichst  gleichförmig  sind,  wird  der  Reichs- 
rat nach  §  13  LStG.  ermächtigt,  Bestimmungen  über  eine  Ver- 
gnügungssteuer zu  erlassen,  in  denen  Art  und  Umfang  der  Steuer- 
pflicht, die  Steuersätze  und  die  sonstigen  steuerlichen  Befugnisse 
der  Gemeinden  geregelt  werden.  Diese  Bestimmungen  haben  in 
allen  Gemeinden  Geltung  als  Steuerordnung,  soweit  die  Gemeinden 
nicht  mit  Genehmigung  der  Landesregierung  oder  der  von  ihr 
beauftragten    Behörden   besondere  Steuerordnungen    im    Rahmen 
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der  Anordnungen  des  Reichsrates  erlassen.  Sind  etwa  zur  Zeit 
des  Inkrafttretens  der  reichsrätlichen  Steuerordnungen  solche  von 
Gemeinden  bereits  ergangen,  so  bedürfen  sie  der  erneuten  Be- 
schlußfassung der  zuständigen  Gemeindevertretungen  und  Auf- 
sichtsbehörden. Finden  sie  bei  letzteren  keine  Genehmigung  oder 
wird  versäumt,  sie  diesen  vorzulegen,  so  treten  sie  nach  Ablauf 
von  drei  Monaten  außer  Kraft.  Das  heißt,  nach  Erlaß  der  Reichs- 
ratsbestimmungen zur  Vergnügungssteuer  müssen  die  Gemeinden 
etwaige  Vergnügungssteuern  einer  Prüfung  unterziehen  und,  falls 
sie  weiter  darnach  Steuern  erheben  wollen,  um  Genehmigung 
durch  die  Aufsichtsorgane  des  Landes  und  Reiches  bitten.  Stim- 
men diese  nicht  zu,  so  gelten  nach  Ablauf  von  drei  Monaten 
nach  Erlaß  der  Reichsratsbestimmungen  diese  auch  dort,  wo 
früher  eine  besondere  Vergnügungssteuer  in  Kraft  war.  Nicht 
bloß  die  Vorschriften  über  die  Vergnügungssteuern  sind  einer 
eingehenden  Durcharbeitung  zu  unterwerfen,  sondern  die  gesamten 
Steuerordnungen.  Denn  die  Länder  sollen  nach  §  14  LStG.  dar- 
auf Bedacht  nehmen,  die  Bestimmungen  über  die  Veranlagung 
und  Erhebung  der  Landes-  und  Gemeindesteuern  mit  den  Vor- 
schriften der  Reichsabgabenordnung  in  Einklang  zu  bringen. 

All  das  wird  eine  starke  Uniformierung  des  gesamten  Ge- 
meindesteuerwesens im  Gefolge  haben.  Das  hat  zwar  seine  er- 
heblichen guten  Seiten,  eine  schlechte  ist  dagegen  die,  daß  den 
Gemeinden  auch  auf  diese  Weise  allmählich  jede  freie  Betätigungs- 
möglichkeit beschnitten  wird. 

Den  Ländern  wird  aufgegeben,  Steuern  vom  Grundvermögen 
und  vom  Gewerbebetriebe  zu  erheben,  die  sie  den  Gemeinden 
ganz  oder  teilweise  überlassen  dürfen.  Von  den  näheren  Vor- 
schriften über  den  Ausbau  dieser  Steuern  ist  zumal  die  des  §  9 
von  Belang,  daß  die  Ertragssteuern  nicht  wie  Einkommensteuern 
ausgestaltet  werden  dürfen  und  daß  Besteuerungsmerkmale,  die 
auf  die  Berücksichtigung  der  persönlichen.  Leistungsfähigkeit  des 
Steuerpflichtigen  abzielen,  nicht  zugrunde  gelegt  werden  sollen. 
Es  ist  hier  nicht  meine  Aufgabe,  die  Einwirkungen  der  neuen 
Reichssteuergesetze  auf  die  Gemeinden  im  einzelnen  darzustellen. 
Soviel  ist  klar,  daß  die  Hauptwirkung  in  materieller  Beziehung 
vornehmlich  die  sein  wird,  daß  die  Gemeinden  mit  den  ihnen 
zugeteilten  Reichssteuererträgen  oder  den  eingeräumten  Zuschlägen 
in  Zukunft  nicht  mehr  auskommen  werden.  Sie  sind  daher  ge- 
zwungen, neue  Steuern  zu  suchen.     Das  ist  durchaus  nicht  ein- 
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fach.  Gerade  insoweit  wird  die  neue  Aufsichtsinstanz  meines 
Erachtens  einer  gesunden  Gemeindesteuerentwickelung,  die  in  dem 
eng  gesteckten  Rahmen  vielleicht  noch  möglich  wäre,  besonders 
hinderlich  sein.  Falls  eine  Gemeinde  einmal  eine  neue  ergiebige 
Steuerquelle  entdecken  sollte,  wird  sich  das  mit  Steuern  nicht  zu 
sättigende  Reich  darauf  stürzen  und  so  der  Gemeinde  eine  Ein- 
nahmequelle nach  der  anderen  abgraben. 

Nicht  zuletzt  in  finanztheoretischer  Beziehung  wird  die  neue 
Reichssteuergesetzgebung  einen  tiefgreifenden  Wandel  herbeiführen. 
Meiner  Auffassung  nach  wird  der  oberste  Grundsatz  für  die 
Finanzwirtschaft  jedes  öffentlichen  Körpers,  daß  sich  die  Ein- 
nahmen nach  den  Ausgaben  zu  richten  haben,  in  sein  Gegenteil 
umgekehrt  werden,  und  den  Gemeinden  wird  nichts  übrig  bleiben, 
als  ihr  Finanzwesen  nach  dem  Gesichtspunkte  des  Privatmannes 
einzurichten,  der  seine  Ausgaben  in  der  Regel  nach  den  vor- 
handenen Einnahmen  zu  veranschlagen  hat.  Das  ist  zwar  häufig 
in  Verhandlungen  der  Gemeindekörperschaften  auch  hinsichtlich 
der  öffentlichen  Verbände  gewünscht  worden,  doch  zeigen  die- 
jenigen, welche  solche  Forderungen  erheben,  nicht  gerade  Weit- 
blick in  finanzpolitischen  Fragen;  sie  sind  auch  nirgends  durch- 
gedrungen. Solange  Staat  und  Gemeinde  ihren  Aufgabenkreis 
erweitern  oder  mindestens  auf  der  gleichen  Höhe  erhalten  wollen, 
müssen  sie  ihr  Finanzwesen  nach  den  Grundsätzen  der  öffent- 
lichen Körperschaften  aufbauen;  gehen  sie  zur  Finanzwirtschaft 
des  Privatmannes  über,  so  bedeutet  dies  einen  Stillstand  im  Fort- 
schreiten, dem  alsbald  der  Rückschritt  folgen  wird.  Jetzt  werden 
die  Gemeinden  durch  das  Reich  gezwungen,  auf  ihre  wesentlich- 
sten Steuerquellen  zu  verzichten  und  sich  für  ihre  notwendigen 
Aufwendungen  mit  festen  Zuschlägen  und  Zuweisungen,  bezüglich 
Vergütungen  durch  das  Reich  zu  begnügen.  Die  sogenannten 
beweglichen  Faktoren  in  den  Steuereinnahmen  werden  fast  gänz- 
lich ausgeschaltet.  Demnach  müssen  die  Gemeinden  ihre  gesamte 
Finanzpolitik  umstellen.  Die  Einnahmen  werden  —  soweit  dies 
überhaupt  möglich  ist  —  einigermaßen  fest  sein  und  die  Aus- 
gaben müssen  danach  eingestellt  werden.  Daß  so  kein  rechter 
Fortschritt  zu  erreichen  ist,  leuchtet  ein. 

Von  den  Hilfsmitteln,  die  zur  Beseitigung  der  Finanznöte 
vorgeschlagen  werden,  scheiden  einige  von  selbst  aus.  Die  Amts- 
handlungen der  Gemeindebehörden  für  alle,  welche  sie  in  Anspruch 
n<  Innen,  so  mit  Gebühren  zu  belasten,  daß  die  Ausgaben  dadurch 
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gedeckt  werden  können,  ist  nicht  angängig,  ganz  abgesehen  da- 
von, daß  die  zurzeit  in  den  größeren  Gemeinden  maßgebende 
Sozialdemokratie  in  ihren  Gemeindeprogrammen  ein  derartiges 
Vorgehen  glatt  ablehnt.  Eine  Anpassung  der  Gebühren  an  den 
heutigen  Geldwert  wird  wohl  eintreten  müssen,  im  Haushaltplane 
der  Gemeinden  wird  das  nicht  viel  ausmachen. 

Ein  anderes  Mittel  wird  in  der  Umbildung  der  jetzigen  Ge- 
meindebetriebe aus  Zuschuß-  in  U  e  b  e  r  schußbetriebe  gesehen. 
Vor  dem  Kriege  war  diese  Bewegung  bereits  in  Deutschland  im 
Gange.  Gas-,  Wasser-  und  Elektrizitätswerke,  Straßenbahnen  usw. 
führten  dem  städtischen  Etat  zuweilen  beträchliche  Summen  zu, 
die  an  Steuern  erspart  wurden.  Während  des  Krieges  gingen 
die  Ueberschüsse  meist  erheblich  zurück,  und  seit  Kriegsende 
sind  fast  überall  gewaltige  Zuschüsse  notwendig  geworden,  so 
daß  schon  zahlreiche  mittlere  Städte  gezwungen  wurden,  ihren 
Straßenbahnbetrieb  stillzulegen.  Bei  Gas-,  Wasser-  und  Elektri- 
zitätswerken geht  das  natürlich  nicht;  die  müssen  weiter  in  Gang 
gehalten  werden,  weil  sie  für  Industrie-  und  Landwirtschaftsbetriebe 
und  Haushaltungen  lebensnotwendig  sind.  Gerade  diesen  Um- 
stand machen  sich  die  in  den  Gemeindebetrieben  beschäftigten 
Arbeiter  bei  ihren  Lohnforderungen  zunutze.  Den  Preis  für  Wasser, 
Gas  und  Elektrizität  mit  den  Ausgaben  für  Arbeitslöhne,  die 
Kohlen  und  sonstige  Rohmaterialien  stets  in  Einklang  zu  halten, 
haben  bisher  wenige  Städte  verstanden.  Versuche  der  Betriebs- 
verwaltungen scheitern  oft  an  dem  Wiederstande  der  im  Stadt- 
parlamente maßgebenden  Verbraucher.  Es  wird  daher  in  abseh- 
barer Zeit  bloß  vereinzelt  durchzusetzen  sein,  daß  die  Betriebe 
wieder  Ueberschüsse  gewähren,  geschweige  denn  in  verhältnis- 
mäßig demselben  Umfange  wie  früher.  Sollen  sie  Ersatz  für  die 
wegfallenden  Steuern  und  gar  das  sog.  bewegliche  Element  im 
Haushaltplan  bilden,  so  müßten  die  Ueberschüsse  dann  um  ein 
Vielfaches  erhöht  werden;  das  ist  vorläufig  ausgeschlossen. 

Als  das  Allheilmittel  aus  allen  Nöten  wird  heute  vielfach  die 
sog.  Sozialisierung  erachtet,  die  im  Gemeindewesen  als  Kommuna- 
lisierung bezeichnet  wird.  Von  vornherein  muß  dabei  betont 
werden,  daß  Klarheit  über  die  Begriffe  bis  heute  trotz  Vergießens 
unendlicher  Ströme  Tinte  und  Druckerschwärze  noch  nicht  er- 
langt worden  ist,  weder  in  der  Wissenschaft  noch  in  der  Praxis. 
Der  frühere  preußische  Ministerpräsident  Paul  Hirsch,  ein  alter 
sozialdemokratischer    Gemeindepolitiker,    betrachtet    (Kommunal- 
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politische  Probleme,  Leipzig  1920)  im  Anschluß  an  Robert  Wil- 
brandt  (Sozialismus,  Jena  19 19)  die  Sozialisierung  als  die  Errich- 
tung der  Gemeindewirtschaft  an  Stelle  der  Tauschwirtschaft,  also 
als  Umwandlung  der  Wirtschaftsform.  Der  erste  Schritt  dazu  ist 
die  Ueberführung  von  Produktionsbetrieben  aus  Privat-  in  Ge- 
meindeeigentum ;  der  Aufbau  der  Gemeinwirtschaft  hat  als  zweiter 
Schritt  den  rein  materiellen  Vorgang  zu  vollenden.  Der  sozial- 
demokratische Oberbürgermeister  Beims  von  Magdeburg  dagegen 
führt  in  einer  Auslassung  über  »Kommunalisierung  und  Wieder- 
aufbau« in  der  Zeitschrift  für  Kommunalwirtschaft  und  Kommunal- 
politik (1919,  Nr.  22,  S.  445)  aus:  »Die  Frage  ist  nicht,  ob  man 
die  Gemeindewirtschaft  erweitern  (kommunalisieren)  will  oder 
nicht,  sondern  ob  man  gewisse  Betriebe  im  Interesse  des  Gesamt- 
wohls der  privaten  Plusmacherei  entziehen  muß.  Der  Sinn 
seiner  Worte  ist  kurz  der :  Einnahmen,  die  bisher  Privatleuten 
zuflössen,  sind  den  Gemeinden  zuzuweisen.  Auch  Beims  ist  nicht 
ganz  schlüssig ;  Kommunalisierung  bedeutet  für  ihn  nicht  Sozia- 
lismus; »aber  es  ist  der  heute  mögliche  Schritt  in  der  Richtung, 
die  Gesamtheit  gegen  Uebervorteilung  zu  schützen  und  gleich- 
zeitig die  Produktivität  zu  heben.«  Zugegeben  wird  von  ihm, 
daß  die  nächsten  Jahre  gewiß  keine  erhebliche  Prosperität  bringen 
werden;  der  Wiedergesundung  werde  jedoch  dadurch  am  besten 
gedient,  wenn  die  Verkehrsmittel  und  die  Kraftquellen  (Elektri- 
zitätswerke) ebenso  im  Besitze  der  Gemeinden  sind  wie  das 
Wasserwerk  und  der  Straßenbau.  Ein  anderer  Begriff  von  Sozia- 
lisierung scheint  unter  den  Arbeitern  zu  herrschen,  welche  in 
Gemeindebetrieben  beschäftigt  werden ;  ihnen  scheinen  auch  die 
bereits  kommunalisierten  Betriebe  noch  nicht  genügend  sozialisiert 
zu  sein.  Anders  kann  m.  E.  eine  Erklärung  der  Streikleitung  der 
Gemeindearbeiter  in  Dresden  vom  13.  Oktober  1920  nicht  auf- 
gefaßt werden.  An  die  Bevölkerung  wird  die  Frage  gerichtet, 
ob  es  richtig  sei,  wenn  noch  der  große  Beamtenstab  beibehalten 
werde;  ihm  gehören  an:  I  besoldeter  Stadtrat,  5  Direktoren, 
3  Oberverwaltungsinspektoren,  3  Oberingenieure,  7  Verwaltungs- 
inspcktoren,  10  Obersekretäre,  2  Sekretäre,  7  Assistenten  und 
50  Angestellte  und  Beamtenanwärter;  dazu  kommt  natürlich  noch 
flas  große  Heer  der  Außenbeamten,  wir  Ingenieure,  Inspekton  n 
und  dergleichen.  Aus  dieser  Aufzählung  erhellt,  daß  sich  die 
streikenden  Arbeiter  nicht  bloß  gegen  die  sog.  Bureaukratie, 
sondern  auch  gegen  die  eigentlichen  Betriebsfachmänner  richten. 
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Sie  scheinen  die  Sozialisierung,  obwohl  das  wörtlich  in  der  Er- 
klärung nicht  zum  Ausdruck  gebracht  wird,  nicht  bloß  als  die 
Ueberführung  eines  Betriebes  aus  der  Privat-  in  die  Gemeinde- 
wirtschaft anzusehen,  sondern  als  Ersatz  der  Beamten  und  Fach- 
leute in  der  Gemeinwirtschaft  durch  >  Arbeiter  c.  Sie  scheinen  zu 
glauben,  daß  solche  Werke  dann  einen  höheren  Ertrag  erzielen. 
Darzutun,  daß  die  aufgezählten  Beamtenkreise,  obschon  sie  viel- 
leicht im  einzelnen  höhere  Bezüge  haben  als  die  Arbeiter,  doch 
im  Verhältnis  zu  ihrer  Arbeitsleistung  wesentlich  schlechter  ent- 
lohnt werden  als  diese,  ist  hier  überflüssig,  ebenso  eine  nähere 
Begründung,  warum  diese  Art  der  Sozialisierung  den  notleidenden 
Gemeindefinanzen  nicht  aufhelfen  kann.  Auch  in  sonstiger  Be- 
ziehung verspreche  ich  mir  von  einer  Kommunalisierung  für  die 
Aufbesserung  der  Finanzen  nichts.  Wenn  die  städtischen  Betriebe, 
die  früher  Ueberschüsse  abwarfen,  jetzt  mit  starken  Unterbilanzen 
arbeiten,  so  ist  es  nicht  gerade  verlockend,  den  Gemeinden  noch 
mehr  aufzuhalsen.  Gas,  Elektrizität,  Wasser,  Straßenbahnen  ge- 
hören in  den  Gemeindebetrieb,  doch  zeigt  sich  auch  hier  wieder, 
wie  das  Reich  es  versucht,  nicht  bloß  ertragreiche  Steuern  den 
Städten  abzunehmen,  sondern  auch  Unternehmungen,  aus  denen 
gute  Einkünfte  fließen  können.  Das  Reichsgesetz  betr.  die  Sozia- 
lisierung der  Elektrizitätswirtschaft  vom  31.  Dezember  1919  bildet 
ein  lehrreiches  Beispiel.  Erst  schafYt  die  Privatindustrie  Elektri- 
zitätswerke, dann  kommen  die  Gemeinden.  Der  Vater  Staat  sieht, 
daß  letztere  damit  Geld  verdienen,  und  schon  will  er  alles  für 
sich  in  Anspruch  nehmen  (vgl.  meinen  Aufsatz  »Das  sächsische 
Gesetz  über  das  staatliche  Elektrizitätsunternehmen  als  Vorbild 
des  Reichsgesetzes  vom  31.  Dezember  19 19«.  Zeitschr.  f.  Komm.- 
Wirtsch.  u.  Komm.-Politik,  X.  Jahrg.,  1920,  Nr.  10  S.  429).  Bereits 
im  August  191 6  haben  die  Vorstände  des  Deutschen  und  des 
Preußischen  Städtetages  erklärt,  die  Städte  erblickten  in  der 
Uebertragung  der  Elektrizitätserzeugung  auf  den  Staat  eine  Ver- 
drängung der  Gemeinden  aus  einem  ihnen  zukommenden  und 
von  ihnen  zum  Nutzen  der  Allgemeinheit  ausgebauten  Wirtschafts- 
gebiet, und  ferner  eine  erhebliche  Verteuerung  des  Stromes  für 
die  Verbraucher.  Was  hier  über  den  Staat  gesagt  wird,  gilt  für 
das  Reich  mirfdestens  in  demselben  Umfange.  Allerdings  geht 
ja  das  Reich  bei  der  Sozialisierung  der  Elektrizitätswirtschaft 
gegen  die  Länder  und  Gemeinden  durchaus  nicht  so  rücksichts- 
los vor  wie  im  Steuerwesen.     Es  ist  aber  sehr  lehrreich,  wie  das 
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Reich  angesichts  seiner  katastrophalen  Finanznot  gezwungen  ist, 
alles  an  sich  zu  ziehen,  was  nur  einigermaßen  gewinnbringend 
aussieht.  Das  beweisen  wieder  die  beiden  in  letzter  Zeit  bekannt 
gewordenen  Entwürfe  eines  von  sozialistischen  Gemeindepolitikern 
wie  Beims  so  dringend  geforderten  »Gesetzes  über  die  Kommuna- 
lisierung von  Wirtschaftsbetrieben«.  Nach  dem  Regierungsent- 
wurfe dürfen  die  Gemeinden  grundsätzlich  nicht  ohne  die 
Genehmigung  der  Reichsregierung  kommunalisieren ; 
eine  Ausnahme  davon  bilden  diejenigen  Wirtschaftszweige,  in 
denen  sich  schon  vor  dem  Kriege  der  Gemeindebetrieb  bewährt 
hat,  wie  Straßenbahnen,  Wasser-  und  Gasversorgung,  Bestattungs- 
und Anschlagswesen  usw.  Die  Reichssozialisierungskommission 
ist  der  Ansicht,  daß  der  Regierungsentwurf  die  Kommunalisierung 
nicht  in  dem  gebotenen  Maße  ermögliche,  und  hat  deshalb  einen 
Gegenentwurf  ausgearbeitet.  Dieser  stellt  das  Recht  der  Ge- 
meinden zur  selbständigen  Kommunalisierung  in  den  Vordergrund 
und  erweitert  wesentlich  die  Freiliste.  Insbesondere  sollen  ohne 
Genehmigung  die  Erzeugung,  Beschaffung,  Lagerung,  Verarbeitung 
und  Vertrieb  von  Nahrungs-  und  Genußmitteln,  sowie  die  Be- 
schaffung, Lagerung  und  Vertrieb  der  Brennmittel  kommunalisiert 
werden  dürfen.  Während  nach  dem  Regierungsentwurfe  die  Reichs- 
regierung allein  die  Zustimmung  zu  jeder  Kommunalisierung  er- 
teilen darf,  will  der  Gegenentwurf  der  Reichsregierung  bloß  die 
Erweiterung  der  allgemeinen  Freiliste  überlassen,  Einzelgenehmi- 
gungen über  die  Liste  hinaus  dagegen  den  Landesregierungen 
übertragen.  Ausgeschlossen  sollen  unter  allen  Umständen  die 
Herstellung  und  der  Vertrieb  von  Drucksachen,  Theater  u.  ä.  sein. 
Starke  Reichsaufsicht  ist  das  Kennzeichen  des  Regierungsentwurfs, 
möglichst  geringe  das  des  Gegenentwurfes.  Ersterer  will  auch 
die  Verwaltungsgerichte  über  die  Zweckmäßigkeit  der  gemeind- 
lichen Kommunalisierungsbeschlüsse,  letzterer  lediglich  über  die 
Fragen  der  Gesetzmäßigkeit  des  ordnungsgemäßen  Zustandekom- 
mens usw.  entscheiden  lassen. 

Sehr  richtig  betont  der  Gegenentwurf,  daß  die  Kommunali- 
si(  rung  Sache  der  Gemeinden  sei.  Dieser  Meinung  bin  auch  ich; 
ein  Gesetz  erscheint  mir  nicht  am  Platze.  Wenn  doch  eins  er- 
lassen wird,  darf  es  nur  als  Rahmengesetz  die  größeren  Gesichts 
punkte  enthalten  und  lediglich  Uebertreibungen  und  Ueberstin- 
;en   verhindern. 

In  Berücksichtigung  alles  dessen  dürfen  m.  E.  die  Gemeinden, 
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falls  nicht  andere  ganz  dringende  Gründe  vorliegen,  nur  dann 
Gewinnbetriebe  »kommunalisieren«,  wenn  die  Gewißheit  finanzieller 
Vorteile  gegeben  ist,  sonst  jedoch  müssen  sie  vorerst  ihre  schon 
vorhandenen  Betriebe  nach  Kräften  zu  Ueberschußbetrieben  aus- 
bauen; ob  das,  selbst  wenn  Löhne  und  Rohproduktenpreise  das 
gestatten  würden,  aus  andern  Gründen  stets  möglich  wird,  steht 
dahin.  Unter  all  den  gemeinwirtschaftlichen  Betrieben,  welche  in 
Sachsen  sich  in  der  Hand  von  Gemeinden  und  anderen  Verbänden 
befinden,  sind,  wie  aus  der  fleißigen  Arbeit  von  Edmund  Fischer 
»Die  Entwicklung  der  Gemeinwirtschaft  in  Sachsen«  (Veröffent- 
lichungen der  sächs.  Landesstelle  für  Gemeinwirtschaft,  Heft  X, 
Dresden  1920)  hervorgeht,  sehr  viele  vertreten,  die  beträchtliche 
Zuschüsse  erfordern.  Auch  ist  noch  nicht  erwiesen  —  Beims  er- 
wähnt das  selbst  — ,  daß  die  Städte  genau  so  gewinnbringend 
arbeiten  können  wie  Private.  Bis  dahin  erscheint  es  besser,  es 
bleibt  beim  alten  und  die  Stadt  beteiligt  sich  in  der  Form  irgend- 
einer Steuer  an  den  Erträgnissen  des  Werkes.  Ich  übersehe  hier- 
bei nicht,  daß,  entgegen  meinem  vorstehenden  Ratschlage,  manche 
Wirtschaftszweige  durch  die  Entwickelung  der  letzten  Zeit  ge- 
radezu zwangsweise  kommunalisiert  worden  sind,  z.  B.  das  ge- 
samte Wohnungsbauwesen. 

Endlich  soll  das  älteste  und  einfachste  Heilmittel,  nämlich 
das  Sparen,  nicht  übergangen  werden.  An  Gehältern  kann  unter 
den  derzeitigen  Verhältnissen  beim  einzelnen  Beamten  nichts  ge- 
spart werden,  ebensowenig  wie  an  den  Materialien.  Dagegen 
könnte  manchmal  etwas  mehr  Sparsamkeit  bei  der  Begründung 
neuer  Beamtenstellen  geübt  werden,  wenn  immer  die  Gesichts- 
punkte der  besten  Verwaltung  im  Vordertreffen  stünden  und  nicht 
zuweilen  die  der  Versorgung  bewährter  Parteigänger.  Alles  in 
allem  ist  vorläufig  auch  von  der  größten  Sparsamkeit  kein  durch- 
greifender Wandel  zu  erzielen. 

Es  erscheint  nach  den  vorstehenden  Ausführungen  ausgeschlos- 
sen, daß  das  Fortschreiten  im  Gemeindewesen  weiterhin  so  an- 
halten kann,  wie  früher.  Aus  eigenem  heraus  werden  in  Zukunft 
nur  die  allerwenigsten  Städte  imstande  sein,  neue  große  Aus- 
gaben zu  lösen.  Wenn  sich  das  Tätigkeitsgebiet  der  Gemeinden 
vergrößern  sollte,  so  wird  dies  lediglich  in  Erledigung  ihnen  zu- 
gewiesener Aufgaben  vom  Reich  und  den  Ländern  geschehen. 
Für  diese  Fälle  trifft  allerdings  das  LStG.  in  seinem  III.  Ab- 
schnitt über  Lastenverteilung  in  den  §§  52 — 54  einige  Vorschriften; 
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welche  in  der  Theorie  für  die  Gemeinden  ganz  günstig  aussehen. 
Wenn  nämlich  das  Reich  den  Ländern,  den  Gemeinden  oder 
Gemeindeverbänden  neue  Aufgaben  zuweist,  so  soll  die  Beteili- 
gung des  Reiches  an  den  Kosten  gesetzlich  geregelt  werden  (§  32). 
Ferner,  wenn  einzelnen  Ländern  und  Gemeinden  oder  Verbänden 
von  solchen  durch  Verträge,  Gesetze  oder  Verwaltungsmaßnahmen 
des  Reiches  besondere  Kosten  erwachsen,  so  »wird«  das  Reich 
entweder  die  Kosten  übernehmen  oder  angemessene  Zuschüsse 
leisten  (§  53).  Des  weiteren  wird  das  Reich  —  »falls  Länder 
oder  Gemeinden  Unternehmungen  auf  kulturellem,  wirtschaftlichem 
oder  sozialem  Gebiete  betreiben,  deren  Bedeutung  sich  auf  das 
ganze  Reichsgebiet  oder  auf  einen  größeren  Teil  des  Reiches 
über  die  Grenze  des  Landes  hinaus  erstreckt«  —  bei  vorhandenem 
Bedürfnis  zu  den  Kosten  einen  Zuschuß  leisten  oder  die  Unter- 
nehmung im  Einverständnis  mit  dem  Land  und  den  Gemeinden 
übernemen.  Dasselbe  gilt  von  sonstigen  Einrichtungen,  deren 
Kosten  allein  zu  tragen  ein  Land  auch  bei  völliger  Aus- 
schöpfung der  eigenen  Einnahmequellen  außerstande  ist  (§  54). 
Endlich  sind  nach  §  55  die  Länder  gehalten,  bis  zum  1.  April 
192 1  für  einen  Lastenausgleich  unter  ihren  Gemeinden  und  Ge- 
meindeverbänden, insbesondere  auf  dem  Gebiete  der  Armen-, 
Schul-  und  Polizeilasten,  zu  sorgen.  Diese  letztere  Mahnung  ist 
in  den  Staaten  zum  größten  Teile  erfüllt. 

Welchen  Wert  zumal  die  Bestimmungen  der  §§  52 — 54  LStG. 
haben  werden,  wird  die  Praxis  zeigen;  schon  jetzt  ist  aber  zu 
sagen,  daß  in  den  §§  52,  53  nur  sog.  S  o  1 1  Vorschriften  enthalten 
sind,  die  nicht  viel  mehr  als  einen  moralischen  Druck  ausüben. 
Dasselbe  trifft  auf  die  Bestimmungen  im  ersten  Satze  von  §  54 
zu.  Der  zweite  enthält  eine  Selbstverständlichkeit;  die  vom  Reiche 
in  Aussicht  gestellte  Hilfe  kommt  bloß  unmittelbar  vor  dem  Bank- 
rott. Ich  glaube  nicht,  daß  die  Bestimmungen  über  den  Lasten- 
ausgleich  den  Gemeinden  zu  einer  neuen  Blüte  verhelfen  werden, 
zumal  angesichts  seiner  Finanzlage  das  Reich  nur  in  ganz  be- 
sonders gelagerten  Ausnahmefällen  einmal  mit  Uebernahme  oder 
Zuschüssen  einspringen  wird. 

Meiner  Ueberzeugung  nach  wird  die  Entwickelung  mehr  in 
einer  andern  Richtung  gehen,  die  jetzt  mit  der  vorgeschlagenen 
Neueinrichtung  der  Arbeitslosenversicherung  wieder  beschritten 
wird,  nämlich  daß  die  Lasten  auf  die  beteiligten  Kreise  umgelegt 
werden  und  daß  dafür  besondere  Organe  entweder  neu  geschaffen 


IIO  Dr.  Willy  Berthold: 

werden,  oder  daß  an  bereits  bestehende  Anlehnung  gesucht  und 
gewonnen  wird.  Schließlich  werden  dann  neben  die  schon  vor- 
handenen  Körperschaften  des  öffentlichen  Rechtes  neue  treten, 
die  mit  dem  Rechte  und  der  Pflicht  der  Selbstbesteuerung 
ausgestattet  sind.  Zwar  muß  dieses  Recht  mit  dem  Zwecke  der 
Körperschaft  eine  gewisse  Begrenzung  rinden  und  es  müssen  auch 
Aufsichtsorgane  da  sein.  Die  ersten  Wurzeln  dieser  Entwickelung 
sind  in  den  ersten  deutschen  Arbeiterversicherungsgesetzen  zu 
suchen.  Das  Krankenversicherungsgesetz  vom  15.  Juli  1883  und 
das  Invalidenversicherungsgesetz  vom  13.  Juli  1899  entlasten  die 
Armenpflege,  die  seit  alters  eine  Aufgabe  der  Gemeinden  ist,  ganz 
erheblich.  Mit  dem  weiteren  Ausbau  der  Sozialeinrichtungen  in 
den  früheren  Novellen  zu  den  erwähnten  Gesetzen,  später  in  der 
Reichsversicherungsordnung  sowie  neuerdings  in  den  Gesetzen 
über  Wochenhilfe,  sind  jedesmal  der  Gemeinde  Lasten  abgenom- 
men worden,  deren  Wegfall  zwar  im  Augenblicke  nicht  sehr  fühl- 
bar geworden  sein  mag,  die  aber,  wenn  die  Gemeinden  sie  im 
Umfange  der  Sozialversicherungsträger  wieder  übernehmen  müßten, 
außerordentlich  ins  Gewicht  fallen  würden.  Unsre  deutsche 
Sozialversicherung  hat  vornehmlich  auch  auf  dem  Gebiete  der 
Krankenversicherung,  das  in  seiner  Organisation  manche  verwandte 
Züge  mit  dem  Gemeindewesen  aufweist,  bewiesen,  daß  sie  finanziell 
auf  gesunder  Grundlage  beruht  und  den  vom  Gesetze  bestimmten 
und  freiwilligen  Leistungen  gewachsen  ist.  Nach  einem  von  den 
Krankenkassenverbänden  im  Jahre  19 19  an  die  Reichsregierung 
gelangten  Gesetzentwurfe  wurde  sogar  vorgeschlagen,  die  Ge- 
sundheits-  und  Wohlfahrtspflege  in  der  Hauptsache  auf  die  Sozial- 
versicherungsträger in  großartiger  Weise  zu  übernehmen.  Auf 
diese  Weise  würden  Gemeinde  und  Staat  in  erheblichem  Um- 
fange entlastet  werden.  Von  der  neueren  Erwerbslosenversiche- 
rung, mag  sie  nun  Anschluß  an  die  Gemeinden  oder  an  die 
Krankenkassen  finden,  ist  dasselbe  zu  hoffen. 

Ein  weiterer  beachtenswerter  Ansatz  in  der  geschilderten 
Richtung  zeigt  sich  m.  E.  im  Wohnungswesen.  Der  Privatmann 
kann  nicht  mehr  Wohnhäuser  bauen,  um  darin  sein  Geld  anzu- 
legen und  seinen  Unterhalt  zu  beziehen.  Das  Reich,  die  Länder 
und  die  Gemeinden,  die  in  den  letzten  beiden  Jahren  zur  Be- 
hebung der  Wohnungsnot  Vorzügliches  leisteten,  haben  sich  schon 
wieder  große  Einschränkungen  auferlegen  müssen  und  voraus- 
sichtlich werden  sie  aus  Geldmangel  bald  ganz  aufhören  müssen. 
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In  der  Heimstätten-  und  Siedlungsbewegung  äußern  sich,  zunächst 
noch  auf  lockerer  Grundlage,  neue  Gedanken.  Auch  zwecks 
Wohnungsbeschaffung  werden  von  Reichs  wegen  nach  der  Art  der 
Sozialversicherungsträger  neue  Organisationen  mit  Selbstbesteue- 
rungs-  und  Selbstverwaltungsrecht  ins  Leben  gerufen  werden 
müssen,  soll  das  immer  düsterer  werdende  Gespenst  der  Woh- 
nungsnot gebannt  werden.  Von  der  Lösung  dieser  Frage  hängt 
im  wesentlichen  mit  die  Gesundung  unseres  innern  Volkslebens 
ab.  Die  Selbsthilfe  allein  genügt  nicht  mehr.  Den  nach  dem 
Muster  der  Sozialversicherungsträger  gebildeten  neuen  Zweck- 
verbänden wird  die  Zukunft  gehören.  Auf  ihrem  Grunde  wird 
sich  auch  eher  ein  Ausgleich  der  widerstreitenden  Interessen  er- 
möglichen lassen,  während  diese  jetzt  in  den  parteipolitisch  ge- 
richteten Gemeinden  immer  schärfer  aufeinanderprallen.  Jene 
werden  wachsen,  die  Gemeinden  werden  zunächst  stehen  bleiben, 
dann  in  ihrer  Bedeutung  und  in  ihren  Leistungen  unweigerlich 
zurückgehen. 

Neben  den  finanziellen  Gründen  wird  hierfür  ein  personeller 
mit  maßgebend  sein.  Bisher  übte  der  Gemeindeverwaltungsdienst, 
zumal  soweit  die  Spitzen  in  Betracht  kommen,  eine  besondere 
Anziehungskraft  auf  befähigte  Fachleute  aus.  Energischen  schöpfe- 
rischen und  verantwortungsfrohen  Persönlichkeiten  war  auf  diesem 
Gebiete  reiche  Möglichkeit  geboten,  Hervorragendes  zu  leisten. 
Dazu  kam,  daß  die  Bezahlung,  an  der  anderer  Beamtengattungen 
im  Reichs-  oder  Staatsdienst  gemessen,  als  gut  zu  bezeichnen 
war.  Durch  die  neuen  Besoldungsvorschriften  werden  jedoch  die 
Leiter  der  großen  Gemeinwesen  ebenso  wie  alle  andern  Beamten 
in  die  Gehaltsgruppe  der  Besoldungsordnungen  gezwängt,  so  daß 
sie  nur  ausnahmsweise  vor  anderen  etwas  voraushaben.  Weiter 
kann  selbst  der  schöpferischste  Oberbürgermeister  nichts  beson- 
deres leisten,  wenn  das  Gespenst  eines  dauernd  steigenden  Fehl- 
betrages im  städtischen  Haushalte  wie  ein  Alb  auf  dem  ganzen 
Gemeindewesen  lastet.  Nicht  unerwähnt  bleiben  soll  endlich  die 
Begleiterscheinung  der  seit  der  Revolution  zur  Vollendung  ge- 
kommenen Parteiherrschaft  in  den  Gemeinden,  daß  gerade  die 
Posten,  für  deren  Bekleidung  größte  Sachkenntnis  erforderlich 
wäre,  immer  mehr  mit  Nichtfachleuten  besetzt  werden,  die  zu- 
weilen keinen  andern  Befähigungsnachweis  besitzen,  als  mehr 
oder  minder  lange  Zugehörigkeit  zur  herrschenden  Partei.  Wer 
seit  etwa  zwei  Jahren  die  Fachzeitschriften  verfolgt,  der  konnte  fest- 
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stellen,  wie  viele  Oberbürgermeister  und  Bürgermeister  namhafter 
Städte  von  Arbeiter-  und  Soldatenräten  kurzerhand  » abgesetzt  ^ 
worden  sind.  Mancher  ältere  Gemeindeverwaltungsbeamte  hat 
sich  so  vorzeitig  ins  Privatleben  zurückgezogen.  Unter  den  jünge- 
ren hat  sich  in  letzter  Zeit  eine  starke  Flucht  aus  dem  Gemeinde- 
verwaltungsdienste vollzogen;  sie  ergriffen  die  günstige  Gelegen- 
heit namentlich  im  Reichsfinanzdienst,  der  noch  viele  tüchtige 
Kräfte  braucht,  unterzukommen  und  dort  ein  immerhin  noch  un- 
abhängigeres Tätigkeitsfeld  als  im  Gemeindedienste  zu  finden. 
Endlich  sind  die  Zahlen  der  fachmännisch  vorgebildeten  Bewerber 
für  ausgeschriebene  Gemeindeverwaltungsstellen  stark  zurückge- 
gangen. Der  Gemeindeverwaltungsdienst  wird  nicht  mehr  so  ge- 
schätzt wie  früher,  weil  nur  noch  ausgesprochen  den  herrschen- 
den Parteien  angehörende  Bewerber  dort  Aussicht  auf  eine  be- 
friedigende Tätigkeit  und  gutes  Fortkommen  finden  können. 

Die  Steinsche  Verwaltungsreform  hat  im  Laufe  der  Zeit  den 
Wiederaufbau  des  Staates  von  der  Gemeinde  aus  bewirkt,  heute 
gewinnt  es  fast  den  Anschein,  als  werde  einmal  durch  die  Ver- 
suche, das  Reichs  finanzwesen  zu  gesunden,  die  Gemeinde  zer- 
trümmert werden  und  ferner  durch  die  Bestrebungen  des  Staates 
die  Gemeinden  von  jeglicher  Aufsicht  zu  befreien,  zwar  der  Sinn 
für  Gemeindewesen  und  Gemeindeverwaltung  gestärkt,  aber  der 
Reichsgedanke  nicht  gefördert.  Je  zentralistischer  sich  die 
Reichspolitik  entwickelt,  um  so  schärfer  gestalten  sich  auch  die 
Gegenwirkungen.  Unsere  Entwicklung  der  letzten  Zeit  unter 
besonderer  Berücksichtigung  einzelner  Vorkommnisse  betrachtet, 
läßt  die  Befürchtung  nicht  von  der  Hand  weisen,  daß  das  alte 
germanische  Sondertum,  der  ausschließliche  Sinn  für  die  nächste 
Genossenschaft,  wieder  zur  vollen  Entfaltung  gedeihe  und  daß 
infolgedessen  das  jetzige  Reich  darunter  zu  leiden  hat,  wie  das 
mittelalterliche  Reich  daran  zugrunde  gegangen  ist.  Bei  den  Be- 
mühungen um  die  Eindeckung  der  Bevölkerung  mit  Kartoffeln 
für  den  Winter  1920/21  wollten  die  Arbeiterorganisationen  in  den 
einzelnen  Bezirken,  daß  keine  Kartoffeln  herausgehen  dürften,  be- 
vor nicht  der  eigene  Bezirk  vollständig  versorgt  sei.  Die  den- 
selben Parteien  angehörenden  Arbeiter  in  den  Großstädten  wende- 
ten sich  auf  das  lebhafteste  gegen  eine  solche  Politik  ihrer  Klassen- 
genossen und  wiesen  eindringlich  darauf  hin,  welche  verheerenden 
Folgen  eine  derartige  Kirchturmspolitik  nicht  bloß  für  die  Er- 
nährung der  großstädtischen  Bevölkerung,  sondern  für  unser  ge- 
samtes staatliches  Leben  zeitigen  müsse. 


Aufstieg  oder  Niedergang  des  deutschen  Gemeindewesens  ?  1 1 3 

Zweifellos  fehlt  uns  Deutschen,  zumal  den  deutschen  Arbei- 
tern, das  starke  Staatsgefühl,  das  den  gleichen  Kreisen  z.  B.  in 
England,  Frankreich,  Amerika  eigen  ist.  Deutschland  ist  eben 
als  wirklicher  Staat  im  eigentlichen  Sinne  noch  zu  jung.  Anstatt 
daß  der  Zusammenbruch  und  der  Gedanke  des  notwendigen 
Wiederaufbaues  das  Staatsgefühl  hebe,  ist  fast  das  Gegenteil 
eingetreten.  Und  das  hängt  wesentlich  mit  der  mangelhaften 
deutschen  Veranlagung  für  Politik  zusammen.  Der  Gegensatz 
zwischen  Theorie  und  Praxis  in  der  Politik  des  Reiches,  der 
Staaten  und  der  Gemeinden  auf  allen  Gebieten  ist  nirgends  größer 
als  bei  uns  in  Deutschland.  Im  Gemeindewesen  —  ist  schlagwort- 
artig zusammengefaßt  —  die  Lage  heute  folgende: 

Hie  restlose  Selbstverwaltung  und  Befreiung  von  der  Staats- 
gewalt !  Hie  zentralistische  Steuerverwaltung  und  Steuereinnahme 
des  Reiches  und  lediglich  Ueberlassung  von  Zuschlägen  an  die 
Gemeinden ! 

Das  sind  solche  Gegensätze  tatsächlicher  Natur,  daß  es  zwi- 
schen diesen  eine  Vermittlung  gar  nicht  gibt.  Was  die  Länder 
in  ihrer  staatlichen  Gesetzgebung  den  Gemeinden  geben,  das 
nimmt  ihnen  das  Reich  mit  seiner  Steuergesetzgebung  zehnfach. 
Wir  Deutsche  sind  eben  das  Volk  der  Träumer.  Je  schlechter 
es  uns  geht,  desto  mehr  erhoffen  wir  von  formalen  Reformen  eine 
Besserung  der  Verhältnisse.  Was  nützt  aber  den  Gemeinden  die 
größte  und  schönste  Selbstverwaltung,  wenn  sie  keine  Möglich- 
keit haben,  die  zur  Durchführung  notwendigen  Mittel  aufzu- 
bringen ! 

Darum  glaube  ich,  daß  unser  deutsches  Gemeindewesen 
seinen  Höhepunkt  überschritten  hat  und  daß  seine  Hauptblütezeit 
hinter  uns  liegt;  die  ersten  Spuren  des  Niederganges  sind  leider 
nur  allzu  sichtbar  da;  es  sind  alle  Maßnahmen  zu  ergreifen,  um 
ihn  aufzuhalten  und  eine  Wendung  zum  Besseren  herbeizuführen. 
Denn  Hauptvoraussetzung  für  den  Wiederaufbau  des  Reiches  ist 
mit,  daß  die  Gemeinden  als  die  Urzeiten  des  Staates  und  des 
Reiches  gedeihen. 
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DIE  LUXUSUMSATZSTEUER,  EIN  NEUER  WEG 
FÜR  DIE  VERBRAUCHSBESTEUERUNG? 

Von 

Dr.  GRETE  AUERBACH. 

I.    Die   Stellung   in    der    Finanztheorie   und   Finanzgeschichte. 

»Es  wäre  das  Ideal  der  Besteuerung,  wenn  man  die  ganze 
Steuerlast  dem  sogenannten  Luxus  aufbürden  könnte,  das  heißt 
den  aufdringlichen,  fast  sträflichen  Aeußerungen  des  Reichtums« ; 
so  beginnt  Rene  Stourm  *)  seine  Ausführungen  über  die  Luxus- 
steuer. Er  spricht  damit  den  Eindruck  aus,  den  der  Gedanke 
einer  Luxussteuer  bei  dem  unbefangenen  Laien  zuerst  auslösen 
wird ;  diesem  muß  eine  Luxussteuer  als  eine  besonders  gerechte 
und  wünschenswerte  Einrichtung  erscheinen,  und  zwar  aus  zweier- 
lei Gründen:  Einmal  pflegt  man  mit  dem  Begriff  »Luxus«  schon 
die  Vorstellung  von  etwas  Verdammungswürdigem  zu  verbinden, 
und  für  verhaßte  Dinge  und  Handlungen  erscheint  eine  Steuer 
als  Strafmaßregel  gerade  recht.  Anderseits  aber  liegt  der  Ge- 
danke nahe,  daß  da,  wo  Luxus  ist,  auch  ein  Beweis  von  Leistungs- 
fähigkeit gegeben  sei,  also  ein  zweiter  Grund,  um  den  Luxus  als 
ganz  besonders  geeignetes  Steuerobjekt  erscheinen  zu  lassen. 

Hier  ist  allerdings  der  Anhänger  der  Luxussteuer  gleich 
darauf  hinzuweisen,  daß  jene  beiden  Ziele,  das  pädagogische  und 
das  finanzielle,  sich  gegenseitig  beeinträchtigen;  denn  wenn  es 
gelingt,  den  Luxus  wirksam  einzuschränken,  so  verschwindet  das 
steuerbare  Objekt  und  die  Steuer  liefert  keinen  Ertrag.  Die  Er- 
giebigkeit einer  Luxussteuer  dagegen  ist  ein  Beweis  dafür,  daß 
die  Besteuerung  den  Luxuskonsum  nicht  hat  eindämmen  können. 

Dennoch  spielt  auch  heute,  wenn  eine  Luxussteuer  befür- 
wortet wird,  ein  dem  finanziellen  Interesse  fremdes,  gefühls- 
mäßiges Moment  eine  Rolle,  der  Glaube,  daß  eine  solche  Steuer 

i)  Rene  Stourm,  Systemes  generaux  d'Impots.    Paris   1893,  S.  83. 
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ein  sozial  versöhnendes  Gegengewicht  gegen  aufreizende  Wir- 
kungen des  Luxus  sein  könne  J).  Die  Popularität  der  Steuer,  die 
die  Reichen  um  ihrer  vielbeneideten  Genüsse  willen  trifft,  war 
stets  das  stärkste  und  nicht  das  letzte  Argument,  das  man  für 
sie  ins  Feld  führte. 

Nun  aber  soll,  von  allen  Nebenabsichten  abgesehen,  der  Frage 
auf  den  Grund  gegangen  werden,  was  vom  Standpunkt  der  Finanz- 
theorie, der  Verteilung  der  Lasten,  zu  jener  auf  den  ersten  Blick 
so  einleuchtenden  »Gerechtigkeit«  einer  Luxussteuer  zu  sagen  ist. 

Die  Vertreter  der  neueren  Finanzwissenschaft  sind  darin  einig, 
daß  die  gesamte  Steuerlast  nach  der  Leistungsfähigkeit  zu  ver- 
teilen sei.  Je  mehr  die  Einkommensteuern  in  den  Mittelpunkt 
der  Steuersysteme  gerückt  sind,  um  so  allgemeiner  setzte  sich 
ferner  die  Meinung  durch,  daß  der  Maßstab  für  die  steuerliche 
Leistungsfähigkeit  allein  das  Einkommen  sei,  und  man  sucht  die 
Berechtigung  einer  Steuer  darin,  daß  sie  im  System  der  nach  den 
Einkommen  verteilten  Steuern  eine  Lücke  auszufüllen  habe,  oder 
ihr  Objekt  selbst  Beweis  eines  Einkommens  oder  eines  Zuwachses 
an  subjektiver  Leistungsfähigkeit  sei. 

Mit  dem  Gedanken  an  die  Luxus  besitz  Steuer  kann  man 
in  diesem  Sinn  zunächst  fragen,  ob  in  der  Nutzung  von  Luxus- 
gegenständen ein  Einkommen  liege.  Eine  Reihe  von  Wirtschafts- 
theoretikern 2)  sieht  die  Nutzung  alles  Gebrauchsvermögens  als 
eine  zwar  nicht  in  Geld  erscheinende,  aber  doch  zu  wertende 
fiktive  Rente  an,  als  einen  Bestandteil  des  Einkommens.  In  be- 
zug  auf  die  allgemeinste  Nutzung  von  Gebrauchsvermögen,  auf 
die  Wohnung,  hat  auch  die  Gesetzgebung  entschieden,  daß  der 
Hauseigentümer  den  Geldwert  der  Nutzung  seinem  steuerbaren 
Einkommen  hinzuzurechnen  habe,  wohl  hauptsächlich  deshalb, 
weil  hier  der  Regelfall  die  Miete  ist  und  die  Eigennutzung  dem- 
gegenüber als  Ersparnis  von  Ausgaben  sich  darstellt.  Die 
Fälle  der  Nutzung  anderer  Gebrauchsgegenstände  liegen  jedoch 
ganz  analog;  auch  der  Gebrauch  von  irgendwelchen  eigenen 
Luxusgegenständen  ist  als  Ersparnis  gegenüber  dein  Fall  der  Miete 
als  steuerbarer  Einkommensbestandteil  anzusehen. 


1)  Vgl.  Volksmann:  Warum  besteuern  wir  den  Luxus  nicht?  Magdeburg 
1892  u.  Bilinski .  Die  Luxussteuer  als  Korrektiv  der  Einkommensteuer.  Leipzig 
1870. 

2)  Vgl.  Kau,  Finanzwissenschaft,  bearb.  v.  A.  Wagner,  II.  Allg.  Steuerlehrc 
§  487.  G.  Colin,  Finanzwissenschaft,  Bd.  3  d.  polit.  Oekon.  §  354.  Adolf  //(h/, 
Die  Einkommensteuer.     Bonn   1872. 
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In  dieser  Tatsache  sieht  Adolf  Wagner  die  Berechtigung  von 
Luxusbesitzsteuern  innerhalb  des  modernen  Steuersystems.  Er 
weist  darauf  hin,  daß  sich  diese  fiktive  Rente  sehr  leicht  der 
Besteuerung  völlig  entziehe;  darin  aber  liege  eine  Ungerechtigkeit, 
die  um  so  größer  sei,  als  dieses  Einkommen  ein  solches  aus  Be- 
sitz, ein  fundiertes,  also  ein  besonders  steuerfähiges  Einkommen 
sei  und  mit  einem  höheren  Satz  belastet  zu  werden  verdiene  wie 
unfundiertes  Einkommen. 

Dies  wäre  auch  zu  erreichen  durch  eine  die  Einkommensteuer 
ergänzende  Vermögenssteuer,  die  das  gesamte  werbende  und 
Nutz  vermögen  trifft.  Die  Vermögenssteuern  lassen  aber  in  der 
Regel  das  Nutzvermögen  grundsätzlich  frei.  Die  Ursache  liegt 
wohl  vor  allem  in  den  Schwierigkeiten,  die  sich  einer  Veranlagung 
entgegenstellen  würden.  Es  müßte  der  Geldwert  des  Nutzver- 
mögens geschätzt  und  dabei  die  Abnutzung  in  Rechnung  gestellt 
werden.  Diese  Abschätzungsmühe  würde  eine  große  Belastung 
der  Steuerzahler  bedeuten,  ganz  abgesehen  davon,  daß  eine  wirk- 
same Kontrolle  ohne  die  tiefsten  Eingriffe  in  die  Sphäre  des 
Privatlebens  nicht  möglich  wäre. 

Wenn  das  Personalsteuersystem  weiterhin  durch  eine  Ver- 
mögenszuwachssteuer ergänzt  wird,  tritt  der  Mangel  der  Heran- 
ziehung des  Nutzvermögens  noch  mehr  hervor.  Die  Vermögens- 
zuwachssteuer belastet  das  ersparte  Einkommen,  welches  das 
Kapital  vermehrt,  und  läßt  das  verausgabte  Einkommen  frei,  wirkt 
also  als  Prämie  auf  den  Konsum,  wenn  nicht  auch  die  Ausgaben 
in  entsprechender  Höhe  steuerlich  herangezogen  werden. 

Es  sind  also  Luxus  besitz  steuern  zu  fordern  als  Ergänzung 
der  Einkommens-  und  Vermögenssteuer,  Luxus  ausgaben  steuern 
als  Ergänzung  der  Vermögenszuwachssteuern,  wenn  man,  wie  wir 
es  eben  getan  haben,  das  Einkommen  als  Maßstab  der  Leistungs- 
fähigkeit für  eine  regelmäßig  wiederkehrende  Besteuerung  an- 
nimmt. 

Der  Verteilung  der  Steuerlast  allein  nach  Maßgabe  der  Ein- 
kommen ist  jedoch  von  Schaffte1)  vor  allem  die  Meinung  ent- 
gegengesetzt worden,  daß  neben  dem  Einkommen  auch  der  Ver- 
brauch bei  der  Beurteilung  der  Leistungsfähigkeit  eine  Rolle  spiele. 
Das  Einkommen  gebe  den  Maßstab  ab  für  die  allgemeine,  durch- 
schnittliche Leistungsfähigkeit,  der  Aufwand  aber  für  die  beson- 
dere, individuelle.    Natürlich  beweist  nicht  jeder  Aufwand  Steuer- 

i)  Albert  Schaffte,  Die  Steuern.     Leipzig   1895,  S.   189  f. 
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fähigkeit;  sondern  Schaffte  gliedert  die  Güter  je  nach  ihrer  Ent- 
behrlichkeit und  Kostbarkeit  in  gering  und  hoch  steuerbare,  wobei 
die  Luxusgüter  natürlich  die  höchst  steuerbare  Klasse  darstellen. 
Schaffte  gelangt  so  zu  einer  Auffassung,  die  den  Konsumsteuern 
eine  selbständige  Funktion  bei  der  Verteilung  der  Lasten  zuer- 
kennt; er  weist  ihnen  die  Aufgabe  zu,  die  Leistungsfähigkeit 
individualisierend  zu  treffen,  dadurch,  daß  sie  alle  entbehrlichen 
Konsumtionsgüter  je  nach  ihrer  größeren  oder  geringeren  Steuer- 
barkeit belasten.  Auf  diese  Weise  mußte  Schaffte  zu  der  Forde- 
rung kommen,  daß  der  gesamte  entbehrliche  Aufwand  mit  Steuern 
belastet  werden  sollte  und  die  entbehrlichsten,  die  Luxusgüter, 
als  Zeichen  besonderer  individueller  Leistungsfähigkeit  mit  den 
höchsten  Sätzen.  Die  Steuerfreiheit  der  Luxusgegenstände  emp- 
fand Schaffte  als  den  »größten  Mangel  im  dermaligen  Steuersystem«, 
zumal  wenn  dieses  auf  der  andern  Seite  Gegenstände  des  not- 
wendigen Lebensbedarfs  heranzog,  die  gar  keine  individuelle 
Leistungsfähigkeit  beweisen. 

Aehnlich  diesem  Schäffteschen  Gedankengang,  nur  weniger 
geistreich  und  durchdacht,  ist  die  Begründung  der  Gerechtigkeit 
der  Luxussteuer,  die  in  den  Parlamenten  die  Hauptrolle  spielt 
und  die  auch  Graf1)  in  seinem  Werk  über  das  Problem  der 
Luxussteuer  anführt.  Es  werden  die  direkten  und  die  indirekten 
Steuern  einander  gegenübergestellt  (die  Kontroverse  kehrt  ja  in 
der  Finanzwissenschaft  immer  wieder),  und  es  sollen  die  letzteren 
gegen  den  Vorwurf  der  Ungerechtigkeit  in  Schutz  genommen 
werden.  Wenn  sie,  wie  es  heute  vielfach  der  Fall  ist,  das  Ein- 
kommen der  Armen  mit  prozentual  höheren  Sätzen  belasten  wie 
das  der  Reichen,  so  wäre  jener  Vorwurf  begründet.  Damit  nun 
die  Reichen  auch  einen  ihrer  Leistungsfähigkeit  entsprechenden 
Anteil  an  den  indirekten  Steuern  aufbringen,  sollen  an  Stelle 
unentbehrlicher  Artikel  Luxusgüter  mit  Steuern  belegt  werden. 
Der  Gedanke  der  progressiven  Belastung  soll  auf  diese  Weise 
auch    im  System   der   indirekten   Steuern  Verwirklichung    finden. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  der  Luxussteuer  sehr  günstigen  Er- 
gebnissen der  Steuertheorie,  die  nach  der  gerechten  Verteilung 
der  Lasten  sucht,  lautet  das  Urteil  über  ihre  praktische  Be- 
deutung für  die  Einnahmebeschaffung  der  Staaten  fast  allgemein 
negativ.  Diese  Meinung  stützt  sich  aut  die  Erfahrungen,  die  die 
Geschichte   der  Luxussteuern  gibt. 

1)  Franz  Graf,  Das  Problem  der  Luxussteuer.    Berlin   1905. 
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Es  handelt  sich  bei  den  Luxussteuern  der  Vergangenheit 
durchweg  um  Steuern,  die  in  technischer  Beziehung  von  der  zu 
untersuchenden  Luxusumsatzsteuer  sehr  wesentlich  verschieden 
sind,  nämlich  um  veranlagte  Steuern  auf  den  Besitz  ge- 
wisser Gegenstände,  die  allein  den  Reichen  und  Vornehmen,  in 
der  Regel  dem  Adel,  eigentümlich  waren;  es  waren  vor  allem 
Steuern  auf  Wagen  und  Pferde,  auf  das  Halten  von  Dienstboten, 
auf  Wappen,    Gold-  und  Silbergeschirr,   Haarpuder,  Hunde   u.  a. 

Wo  immer  diese  Steuern  eingeführt  wurden,  erregten  sie 
großes  Aergernis  bei  den  Betroffenen  w7egen  des  Eingriffs  des 
Fiskus  in  ihre  höchst  private  Lebenssphäre.  Die  Mißliebigkeit 
bei  den  Steuerzahlern  hatte  um  so  ungünstigere  Folgen,  als  die 
Kontrolle  meist  ungenügend  war.  Ueberdies  krankte  das  Ver- 
anlagungsverfahren an  Umständlichkeit  und  Kostspieligkeit,  wenn 
man  die  Kosten  auf  die  geringe  Summe  bezieht,  die  von  einem 
Steuerpflichtigen  und  für  einen  steuerbaren  Gegenstand  einging. 
Mögen  nun  diese  Mängel  als  solche  technischer  Natur  für  heilbar 
angesehen  werden,  so  wiesen  vor  allem  Stourm  und  Leroy  Bcau- 
Heu  x)  auf  andere  hin,  die  in  der  Natur  der  Subjekte  und  der 
Objekte  der  Luxussteuer  liegen.  Die  Zahl  der  Träger  des  Luxus, 
der  Wohlhabenden  und  Reichen,  ist  eine  viel  kleinere  und  ihr 
Anteil  am  Nationaleinkommen  viel  geringer,  wie  man  geneigt  ist 
zu  glauben;  diese  Einsicht  finden  wir  schon  bei  A.  Smith2). 
Anderseits  liegt  bei  den  Luxusobjekten  die  Grenze  der  Belast- 
barkeit weit  niedriger  als  bei  Artikeln  des  täglichen  Bedarfs; 
allzugroße  Steuererhöhungen  haben  ein  Zurückweichen  der  Nach- 
frage und  damit  eine  Beeinträchtigung  der  Steuereinnahme  zur 
Folge  an  Stelle  der  erwünschten  Steigerung. 

Alle  diese  Momente  wirkten  auf  eine  geringe  finanzielle  Er- 
giebigkeit der  Luxussteuer  hin,  wenigstens  gering  im  Vergleich 
zur  Gesamtsumme  des  Budgets,  zu  dem  Aufwand  an  Verwaltungs- 
kosten und  zur  Belästigung  der  Steuerzahler.  Daraus  erklärt  sich 
leicht  die  Vernachlässigung  dieser  Steuern  in  der  Finanzwissen- 
schaft und  in  der  Finanzpraxis. 

Wenn  man  die  Geschichte  der  Luxussteuern 3)  verfolgt,  ist  be- 

i)  Rene  Stourm,  Systemes  generaux  d'Itopots.  Leroy  Beaulieu,  Traite  de  la 
science  des  finances.    Paris   1906. 

2)  A,  Smith,  An  inquiry  into  the  nature  and  causes  of  the  wealth  of  nations. 
Ed.  The  worlds  classics.     London  Vol.  II  p.  548. 

3)  Zur  Geschichte  der  Luxussteuer  vgl.  Bilinski  a.  a.  O.  S.  7.  ff.  A.  Wagner, 
Finanzwissenschaft    III.       Vocke ,    Geschichte    der    Steuern    des    britischen    Reichs. 
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sonders  auffällig,  daß  sie  fast  immer  in  Zeiten  großer  Kriege  und 
damit  verbundener  Finanznot  auftauchten.  Das  trifft  zu  auf  die 
englischen  Luxussteuern  im  18.  Jahrhundert,  auf  die  preußischen 
von  1810  und  die  französischen  von  1870.  Charakteristisch  ist 
ferner,  daß  zur  Zeit  ihrer  Einführung  die  Einkommensteuer  sowie 
jede  progressive  Personalsteuer  regelmäßig  fehlte,  während  die 
Konsumsteuern  auf  den  Massenbedarf  stark  ausgebildet  und  an- 
gespannt waren.  Die  letzteren  belasteten  vorzüglich  die  unteren 
Volksschichten.  Wenn  man  nun  zu  den  steigenden  Kriegslasten 
auch  die  Vornehmen  und  Reichen  stärker  heranziehen  wollte, 
belegte  man  die  äußeren  Zeichen  ihres  Reichtums  mit  Steuern. 
Seitdem  jedoch  Einkommens-  und  Vermögenssteuern  den  Grund- 
satz der  Belastung  nach  der  Leistungsfähigkeit  besser  verwirk- 
lichen, hat  man  nicht  mehr  zu  dem  Versuch  mit  Luxussteuern 
gegriffen.  Vor  dem  Krieg  fehlten  die  Luxussteuern  in  den  mei- 
sten Staatshaushalten  völlig,  oder  sie  standen  als  Steuern  von 
geringer  Bedeutung  neben  anderen  veranlagten  Steuern  und  wur- 
den mehr  als  historische  Kuriositäten  denn  als  Steuern  der  Zu- 
kunft angesehen. 

Ebensowenig  war  vor  dem  Krieg  die  Steuerart  ausgebildet 
und  üblich,  der  die  Luxusumsatzsteuer  in  technischer  Hinsicht 
zuzurechnen  ist,  nämlich  die  Verbrauchssteuer  auf  den  Umsatz 
einer  Menge  von  verschiedenartigen  Gegenständen,  die  sogenannte 
Generalakzise,  die  *  umfassende  Besteuerung  des  Verbrauchs  und 
des  Verkehrs  im  allgemeinen«.  Ihre  Einführung  zur  Zeit  des 
Bürgerkriegs  in  den  Vereinigten  Staaten  (1862)  stellt  den  letzten 
großen  Versuch  mit  einer  solchen  Steuer  dar,  die  auf  nahezu 
alle  Verbrauchsgegenstände  anläßlich  ihrer  Entfernung  aus  der 
Erzeugungsstätte  gelegt  war.  Die  Wirkung  dieser  allgemeinen 
Verbrauchssteuer  war  aber  so  ungünstig,  daß  sie  abgebaut  wurde, 
sowie  nach  dem  Krieg  die  Finanznot  nachließ. 

Seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  waren  in  der  Praxis  der 
Konsumbesteuerung  in  allen  Ländern  immer  mehr  die  Gedanken 
der  liberalen  Finanzpolitiker  durchgedrungen,  die  sowohl  einer 
Generalakzise  wie  auch  den  Luxussteuern  ungünstig  waren.  Sie 
beruhten    einerseits    auf  freihändlerischen  Idealen    und  anderseits 


Leipzig    1866.     Karl  Mamroth%    Die  Luxussteuern  in  Preußen    18 10 — 14,    in    den 

Forschungen  z.   bramienburg.  u.  preuß.  (beschichte  1.  Bd.     v.  Hock,    Die  Finanzen 

und    die    Finanzgeschichte    der    Verein.  Staaten  v.  Amerika,     1867.     Rtnc    Stour/n 
a.  a.  O.  S.   105  f. 
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auf  den  praktischen  Regeln  der  Finanzkunst,  wie  sie  schon  A.  Smith 
aufgestellt  hatte.  Hauptgrundsätze  dieser  Forderungen  waren : 
Keine  Verteuerung  der  Lebenshaltung  durch  Belastung  von  Ar- 
tikeln des  notwendigen  Lebensbedarfs,  aber  auch  keine  Steuern, 
deren  Verwaltungskosten  eine  große  Quote  des  Ertrags  ver- 
schlingen würden;  der  Ertrag  müsse  die  Beeinträchtigung  des 
Wirtschaftslebens  rechtfertigen,  die  mit  jeder  Steuer  verbunden 
sei;  darum  ferner  Schonung  der  freien  Entfaltung  der  Wirtschaft 
nach  ihren  eigenen  Gesetzen  und  möglichste  Freiheit  des  Indi- 
viduums von  fiskalischer  Bevormundung  und  Kontrolle.  Aus 
diesen  Grundsätzen  ergeben  sich  für  die  Konsumbesteuerung  ganz 
bestimmte  Folgen.  Um  einen  großen  Verwaltungsapparat  zu 
vermeiden  und  doch  eine  Ueberwachung  zu  ermöglichen,  mußte 
der  Kreis  der  Steuerzahler  ein  möglichst  kleiner  sein.  Dann 
durften  auch  nur  wenige  Artikel  belastet  werden;  um  den- 
noch einen  großen  Ertrag  zu  erzielen,  waren  die  Sätze  höher  zu 
greifen  und  allgemein  verbreitete  Artikel  zu  wählen. 
Da  anderseits  die  notwendigen  Bedarfsgüter  frei  bleiben  sollen, 
wurden  die  Genußmittel  des  Massenbedarfs  (Tabak,  alkoholhaltige 
Getränke,  Zucker)  zu  den  vorzüglichsten  Objekten  der  Konsum- 
besteuerung. Der  eigentliche  Luxuskonsum  der  dünnen  Schicht 
der  Reichen  war  dagegen  fast  steuerfrei.  Um  der  Wohlfeilheit 
und  der  Einfachheit  der  Besteuerung  willen  sah  man  davon  ab, 
solche  an  sich  gerechte  Steuern  einzuführen.  Aus  denselben 
steuertechnischen  Gründen  fand  sich  anderseits  auch  nirgends 
eine  allgemeine  Verbrauchsbesteuerung,  von  der  man  außerdem 
ungünstige  Wirkungen  auf  das  Wirtschaftsleben  befürchtete. 

Die  Luxusumsatzsteuer  widerspricht  diesen  liberalen  Grund- 
sätzen, die  geradezu  als  Regeln  der  Finanzkunst  in  bezug  auf  die 
Konsumsteuern  galten,  sie  widerspricht  auch  der  Entwicklung  der 
Verbrauchsbesteuerung  vor  dem  Krieg.  Wenn  trotzdem  im  vierten 
Kriegsjahr  in  Deutschland,  in  Frankreich  und  in  England  den 
Parlamenten  eine  Luxusumsatzsteuer  großen  Stils  vorgelegt  wor- 
den ist,  so  ist  das  aus  den  wirtschaftlichen  und  finanziellen  Um- 
wälzungen zu  erklären,  die  durch  diesen  an  Umfang  und  Wirkung 
gewaltigsten  aller  Kriege  geschaffen  worden  sind.  Die  Tendenz 
dieser  Wirkung  auf  die  Verbrauchsbesteuerung  ist  die  gleiche, 
wie  sie  in  früheren  Kriegen  sich  schon  gezeigt  hat:  Verbreiterung 
der  Basis  der  Besteuerung  und  Rückgriff  auf  den  Luxus.  Ob  es 
sich  dabei    nur    um    eine    typische    Kriegsepisode    der 
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Finanzpolitik  handelt,  oder  aber  um  den  neuen  Weg  der 
Konsumbesteuerung,  das  ist  die  Fragestellung,  die  dem 
folgenden  zugrunde  liegt. 

II.   Die  Luxusumsatzsteuer  von   1918  und  1919. 
A.    In    Frankreich1): 

Der  Plan  einer  Luxusumsatzsteuer  ist  in  Deutschland  und  in 
Frankreich  ziemlich  gleichzeitig  aufgetaucht;  wohl  nicht  zufällig, 
sondern  aus  ähnlichen  Verhältnissen  entsprungen.  Da  er  in 
Frankreich  zuerst  gesetzliche  Gestalt  angenommen  hat,  soll  über 
die  französische  Steuer  zuerst  gesprochen  werden. 

Der  Stand  des  französischen  Steuersystems  und  die  Stellung- 
der  Parteien  zu  dessen  Entwicklung  und  zur  Kriegsfinanzpolitik 
haben  in  Frankreich  auf  die  Luxusumsatzsteuer  hingewirkt. 
Charakteristisch  für  die  französische  Steuerpolitik  vor  dem  Krieg 
war  der  Kampf  um  die  Einkommensteuer,  die  sonst  fast  überall 
schon  durchgedrungen  war.  Die  konservativ  gerichteten  Parteien,  vor 
allem  im  Senat,  hatten  hartnäckig  an  den  Ertragssteuern  als  einer 
nationalen  Errungenschaft  der  großen  Revolution  festgehalten. 
Die  radikale  Kammermehrheit  dagegen  hatte  gerade  1914  die 
Einkommensteuer  beschlossen,  d.  h.  die  Umwandlung  des  ganzen 
Systems  der  veranlagten  Steuern.  Dieser  Augenblick  der  be- 
ginnenden Reform  war  für  die  außerordentlich  gesteigerten  An- 
forderungen der  Kriegszeit  denkbar  ungünstig.  In  den  ersten 
Kriegsjahren  suchte  man  zunächst  alle  neuen  Steuern  zu  ver- 
meiden, um  das  Wirtschaftsleben  nicht  zu  überlasten,  das  schon 
sehr  geschwächt  war  durch  die  Besetzung  des  wichtigsten  Indu- 
striegebiets und  die  fast  völlige  Unterbindung  der  Ausfuhr.  Aber 
auch  nachdem  längst  die  Kriegsproduktion  alle  Hände  beschäftigte 
und  vielen  hohe  Einkommen  verschaffte,  sah  man  von  der  Ein- 
führung neuer  Steuern  möglichst  ab.  Die  Regierung  wollte  die 
vielumstrittene  heikle  Frage  des  Finanzproblems  vermeiden;  die 
Meinungen  über  die  einzuschlagenden  Wege  waren  zu  sehr  ge- 
teilt. Die  Reformparteien  forderten  die  Einführung  der  schon 
beschlossenen  Einkommensteuer,  die  Belastung  des  > erworbenen 
Reichtums c.     Die    Kinanzautoritäten,   vor   allem    Leroy    Beaulieu^ 


I)  Vgl.  z.  französischen  Steuer:  Kconomiste  franc^iis  19 1 5 — 1918.  Journal 
officiel  de  la  Rcpuhlique  francaise.  Gaston  Jize%  Les  Finances  de  Guerre  de  la 
France.     Paris    191 S.     L'Kurope  Nouvelle    1917,   1918,   1919. 
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sahen  darin  den  Ruin,  die  Unterbindung  der  Kapitalbildung,  der 
Grundlage  der  Wirtschaft.  Sie  warnten  vor  zu  hohen  veranlagten 
Steuern  und  vor  Experimenten  mit  neuen  Steuern  bei  dem  ver- 
ringerten Beamtenapparat. 

Der  Krieg  aber  dauerte  fort,  verschlang  ungeheure  Summen, 
die  zunächst  durch  schwebende,  später  durch  fundierte  Schulden 
aufgebracht  wurden.  Gerade  die  Anleihepolitik  machte  schließ- 
lich die  Bereitstellung  von  Steuereinnahmen  wenigstens  für  den 
Schuldendienst  notwendig,  und  diese  Notwendigkeit  überwog 
schließlich  alle  entgegenstehenden  Bedenken.  Die  Regierung  ver- 
suchte bei  der  Wahl  der  neuen  Steuern  einen  Mittelweg  zu  finden. 
Die  veranlagten  Steuern  wurden  in  der  Tat  reformiert ;  sie  konnten 
aber  um  so  weniger  mit  konfiskatorischen  Sätzen  beginnen,  und 
so  mußte  der  Mehrbedarf  in  erster  Linie  durch  Verbrauchssteuern 
gedeckt  werden.  Die  alten  eingebürgerten  Konsumsteuern  aber 
waren  schon  bis  zu  einem  solchen  Grad  angespannt,  daß  große 
Mehreinnahmen  aus  ihnen  nicht  mehr  erzielt  werden  konnten. 
So  begann  die  Suche  nach  neuen  Möglichkeiten  in  der  Ver- 
brauchsbesteuerung. 

Zwei  Gedanken  treten  bei  diesen  Bemühungen  besonders 
hervor.  Der  eine  hatte  zum  Ziel  den  Ausbau  des  Quittungsstem- 
pels, der  schon  seit  der  großen  Revolution  in  Frankreich  bestand, 
aber  keine  bedeutende  Rolle  im  Budget  gespielt  hatte;  er  sollte 
in  eine  Proportionalstempelsteuer  auf  schlechthin  alle  Zahlungen 
verwandelt  werden,  die  durch  die  Belastung  aller  Ausgaben  als 
»automatische  Einkommensteuer«  wirken  sollte.  Eine  Reihe  an- 
derer Vorschläge  zielte  auf  eine  hohe,  womöglich  progressive 
Belastung  gewisser  Luxusgegenstände,  von  Edelsteinen,  Kunst- 
werken, Parfüms,  Weinen  u.  a. 

Diese  beiden  Gedanken  griff  im  Juni  19 17  der  Finanzminister 
Thierry  auf  und  vereinigte  sie  in  dem  Entwurf  einer  Ausgaben- 
steuer. Sie  sollte  die  Vorzüge  der  beiden  Vorschläge,  die 
Einfachheit  und  Einträglichkeit  der  allgemeinen  Zahlungssteuer 
und  die  Gerechtigkeit  der  Luxussteuer  in  sich  vereinigen.  Viel- 
leicht aber  sind  durch  das  Kompromiß  eher  die  Mängel  beider 
Steuerarten  verstärkt  worden.  Thierry  hatte  vorgeschlagen :  Eine 
Steuer  von  1  pro  mille  von  der  Gesamtheit  aller  Umsätze  von 
Kaufleuten,  eine  Steuer  von  5  %  von  allen  Verkäufen  im  Klein- 
handel, von  der  nur  Lebensmittel  und  wichtige  Produktivgüter 
ausgenommen  sein  sollten;    diese   Kleinhandelssteuer    sollte    sich 
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erhöhen  auf  10%  beim  Verkauf  einer  Reihe  von  Luxuswaren, 
nämlich  feiner  Weine  und  Liqueure,  von  Kleidern  und  Schuhwerk 
nach  Maß,  Pelzen,  Fächern,  Federn,  Teppichen,  Keramiken,  von 
Glas  und  Porzellan,  Antiquitäten  und  Sammelgegenständen,  Kunst- 
werken, Juwelen  und  Edelmetallwaren,  Parfüms,   Grammophonen. 

Auf  diese  Ausgabensteuer  Thierrys  geht  die  Zahlungssteuer 
zurück,  die  Ende  191 7  ein  neuer  Finanzminister,  Klotz,  ausarbeitete 
und  schließlich  durchsetzte.  Im  Gegensatz  zum  T/iierryschen  Entwurf 
lag  jedoch  bei  Klotz  der  Nachdruck  auf  der  Luxussteuer.  Von  dieser 
letzteren  erwartete  er  jährlich  I  Milliarde  gegen  240  Millionen 
von  der  Zahlungssteuer.  Das  Gesetz,  wie  es  aus  den  Kammer- 
beratungen schließlich  hervorging,  behielt  von  einer  Zahlungs- 
steuer nur  einen  erweiterten  Quittungsstempel  von  2  pro  mille 
bei,  ohne  daß  Quittungszwang  eingeführt  wurde,  ferner  eine 
Detailverkaufssteuer  mit  dem  gleichen  niedrigen  Satz  und  be- 
schränkt auf  Zahlungen  über  150  Fr.  Dagegen  ist  der  Wirkungs- 
kreis der  Luxussteuer  erweitert;  sie  tritt  mit  dem  Anspruch  auf, 
den  gesamten  Luxusaufwand  zu  treffen. 

Diese  universale  Luxussteuer  geht  den  Grundgedanken 
nach  und  auch  in  Einzelheiten  ihrer  Ausgestaltung  auf  einen 
Vorschlag  zurück,  den  R.  Favareille  im  Januar  19 17  in  der  Revue 
politique  et  parlamentaire  veröffentlicht  hatte.  Favareille  wollte 
damit  einen  Weg  für  die  Finanzreform  weisen.  Die  Einkommen- 
steuer, argumentierte  er,  und  gab  damit  einer  in  Frankreich  viel 
verbreiteten  Meinung  Ausdruck,  trage  der  Eigenart  der  franzö- 
sischen Verhältnisse  nicht  Rechnung ;  sie  treffe  nur  die  ganz 
großen  Einkünfte  mit  Erfolg,  also  nur  die  kleine  Minderheit  der 
Reichen.  In  Frankreich  sei  der  Reichtum  demokratisiert ;  es  gebe 
nicht  so  viele  große  Einkommen  wie  in  England ;  daher  bringe 
die  Einkommensteuer  auch  nicht  so  hohe  Erträge  wie  dort. 
Dennoch  sei  Frankreich  reich;  das  zeige  sich  an  der  überaus 
zahlreichen  Kundschaft  der  Luxus-  und  Zerstreuungsgewerbe;  diese 
breiten  Schichten  der  Bevölkerung,  die  durch  ein  angenehmes 
Leben  ihre  Leistungsfähigkeit  beweisen,  müsse  der  französische 
Steuerpolitiker  heranzuziehen  verstehen ,  und  das  sei  möglich 
durch  Aufwandsteuern.  Im  Gegensatz  zu  den  schon  bestehenden 
systemlosen  Steuern  wollte  Favareille  die  Steuer  auf  alle  Luxus- 
gegenstände ausdehnen  und  sie  dadurch  gerechter  und  ergiebiger 
machen.  Um  den  ganzen  Umkreis  des  Luxus  zu  umfassen,  knüpfte 
er  an  die  Gewerbesteuerrolle  an  und  stellte  eine  Liste  von  Luxus- 
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gewerben  zusammen,  deren  Produkte  der  Steuer  unterliegen  soll- 
ten, wenn  sie  einen  bestimmten  Preis  überschritten.  Die  Steuer 
sollte  tarifierte  Steuer  sein,  anläßlich  des  Kaufs  eines  Luxus- 
gegenstandes erhoben  werden,  und  zwar  vom  Kaufmann  in  der 
Form  des  Quittungsstempels.  Alle  steuerpflichtigen  Verkäufe 
aber  sollten  folgerichtig  dem  Quittungszwang  unterworfen  werden. 

Diese  Luxusausgabensteuer  war  von  Klotz  vor  der  gleich- 
mäßigen Ausgabensteuer  bevorzugt  worden,  weil  gegen  die  letz- 
tere die  Sozialisten  schärfsten  Protest  eingelegt  hatten.  Trotzdem 
wurde  bei  den  Kammerberatungen  am  21.  Dezember  19 17  die 
Luxussteuer  gegen  die  sozialistischen  Stimmen  angenommen. 
Jene  waren  in  einer  heftigen  Oppositionsstimmung  infolge  der 
gleichzeitig  spielenden  Affäre  Caillaux  und  befürchteten  von  der 
Luxussteuer  eine  Schädigung  der  Industrie.  Dagegen  wurde  von 
den  Parteien  der  Rechten  der  Grundgedanke  der  Steuer  als  einer 
gerechten  Aufwandsteuer  begrüßt. 

Das  Luxussteuergesetz  vom  31.  Dezember  191 7  gab  zunächst 
nur  den  Rahmen ;  es  stellte  zwei  Arten  steuerpflichtiger  Vorgänge 
fest:  I.  Den  Detailverkauf  gewisser  Artikel,  die  durch  eine  aus 
Steuerbeamten  und  Vertretern  des  Handels  zusammengesetzte 
Kommission  erst  festgestellt  werden  sollten.  2.  Die  Beherbergung 
von  Personen  und  die  Verabreichung  von  Getränken  in  bestimm- 
ten Gaststätten,  die  im  Hinblick  auf  die  Kreise,  die  sie  besuchen, 
auf  die  Art  ihres  Betriebes,  sowie  auf  die  Höhe  der  Preise  und 
ihre  Bedeutung  an  dem  betreffenden  Ort  als  Luxusunternehmungen 
angesehen  werden  können.  Auch  die  Klassifizierung  der  Gast- 
stätten sollte  erst  durch  besondere  lokale  Kommissionen  vor- 
genommen werden.  Nur  die  qualifizierten  der  Luxussteuer  unter- 
worfenen Unternehmungen  sollten  in  Zukunft  das  Recht  haben, 
sich  die  Bezeichnung  »ersten  Ranges«  beizulegen. 

Im  ersten  Vierteljahr  19 18  entledigten  sich  die  Kommissionen 
ihrer  Aufgabe.  Die  Liste  der  Luxusgegenstände  wurde  noch  der 
Kammer  (7.  März)  und  dem  Senat  (22.  März)  vorgelegt.  Die 
Regierung  erließ  eine  Ausführungsverordnung  (23.  März).  So 
konnte  die  Luxussteuer  am   I.  April  191 8  in  Kraft  treten. 

In  der  Detailverkaufssteuer  ist  der  Versuch  gemacht,  nach 
Möglichkeit  alle  Luxusartikel  zu  erfassen.  Ueber  die  Schwierig- 
keit der  Subjektivität  und  Relativität  dessen,  was  als  Luxus  zu 
bezeichnen  ist,  suchte  die  Kommission  dadurch  hinwegzukommen, 
daß  sie  drei  Grundsätze  objektiver  Art  für  die  Zugehörigkeit  eines 
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Gegenstandes  zu  den  Luxusartikeln  annahm,  nämlich  1.  seine 
Natur,  d.  h.  seine  Bedeutung  für  die  Bedürfnisbefriedigung  nach 
seiner  allgemeinen  Beschaffenheit,  2.  seinen  Preis,  also  die  Kost- 
barkeit, 3.  seine  Bestimmung  im  Einzelfall.  Danach  wurde  nun 
klassifiziert  und  es  wurden  zwei  Listen  aufgestellt. 

Die  erste  Liste  A  enthält  in  26  Einzelpositionen  Artikel,  die 
ihrer  Natur  nach  immer  Luxus  sind  und  in  jedem  Fall  der  Steuer 
unterliegen  sollten :  Schmuck,  Uhren,  Kunstwerke,  Antiquitäten, 
Pelze,  Teppiche,  photographische  Apparate,  Billards,  Musikinstru- 
mente, Automobile,  ferner  seidene  Wäsche  und  Strumpfwaren, 
Parfümerien,  einige  Feinkostwaren,  Jagdartikel,  kurz  der  Luxus 
der  ganz  reichen  Leute. 

Die  zweite  Liste  B  enthält  Artikel,  die  nur  bei  verfeinerter 
Qualität  als  Luxus  gelten.  Zum  Teil  handelt  es  sich  um  Dinge, 
die  als  überflüssige  Kleinigkeiten  bezeichnet  werden  können, 
jedenfalls  nie  eigentliche  Bedarfsartikel  sein  können,  wie  imitierten 
Schmuck,  Keramiken,  Leckereien,  Spitzen,  Fächer,  Blumen,  Photo- 
graphien und  Reproduktionen  von  Kunstwerken,  Sportartikel, 
Spielzeug  u.  a.  Das  Hauptkontingent  aber  stellen  Gebrauchs- 
artikel, die  zu  einer  durchschnittlichen  Lebenshaltung  gehören, 
deren  verfeinerte  Ausstattung  und  häufige  Abwechslung  jedoch 
die  verbreitetste  Form  des  Luxus  darstellt;  nämlich  Kleider, 
Hüte,  Möbel,  Schuhe,  Handschuhe,  Bürsten,  .  Lampen,  Koffer, 
Regenschirme,  Seife,  Taschentücher  u.  a.  m.  Ueber  den  Luxus- 
charakter aller  dieser  Dinge  soll  der  Preis  entscheiden;  für  jede 
einzelne  Gruppe  wird  eine  Preisgrenze  gesetzt,  unterhalb  welcher 
die  betreffenden  Artikel  von  der  Luxussteuer  frei  bleiben;  wird 
die  Preisgrenze  überstiegen,  so  muß  vom  Gesamtpreis  die  Steuer 
entrichtet  werden. 

Es  wird  ein  Satz  von  10  %  gefordert  vom  Preis  der  Ware 
ohne  den  Steuerzuschlag.  Die  Steuerpflicht  tritt  ein,  wenn  ein 
steuerpflichtiger  Gegenstand  an  einen  Verbraucher  abgesetzt  wird, 
gleichgültig,  ob  durch  einen  Kaufmann  oder  einen  Privaten. 
Ebenso  ist  die  Einfuhr  steuerpflichtig,  wenn  die  Ware  für  einen 
Konsumenten  bestimmt  ist.  Die  Ausfuhr  bleibt  dagegen  steuer- 
frei. Die  Steuer  ist  zu  entrichten  anläßlich  der  Entrichtung  des 
Kaufpreises  und  soll  zu  Lasten  des  Erwerbers  gehen,  also  über- 
gewälzt werden. 

Das  Erhebungs-  und  Kontrollvcrfahren  macht  den  Kaufmann 
zum  eigentlichen  Einnehmer  der  Steuer;  die  Steuerbeamten  haben 
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nur  eine  Kontrollfunktion.  Jede  Zahlung  für  den  Verkauf  eines 
Luxusgegenstandes  ist  vom  Kaufmann  in  ein  Steuerbuch  einzu- 
tragen. Handelt  es  sich  um  eine  Lieferung  an  einen  andern 
Kaufmann,  so  muß  dessen  Name,  ein  Nachweis  seiner  Wieder- 
verkäufereigenschaft,  beigefügt  werden,  dann  kann  ihm  die  Ware 
steuerfrei  geliefert  werden. 

Die  Entrichtung  der  Steuer  durch  den  Kaufmann  kann  sich 
in  zwei  Formen  vollziehen ;  entweder  mittels  Stempelmarken  oder 
durch  Entrichtung  in  bar,  wenn  der  Kaufmann  direkt  mit  dem 
Steueramt  in  Abrechnung  treten  will.  Er  hat  dann  am  Ende 
jedes  Monats  einen  Auszug  aus  seinem  Steuerbuch  einzusenden 
und  zugleich  die  Steuer  zu  entrichten.  Um  eine  Kontrolle  zu 
ermöglichen,  haben  die  Beamten  das  Recht,  sich  die  Steuer- 
bücher vorlegen  zu  lassen,  die  Spezialbücher  sind,  und  von  der 
Gesamtgeschäftsgebarung  nichts  offenbaren.  Auf  Hinterziehung 
der  Steuer  sind  hohe  Geldstrafen  gelegt.  Der  Eifer  der  Ueber- 
wachungsbeamten  soll  dadurch  angeregt  werden,  daß  ihnen  1I10 
der  beigetriebenen  Summen  als  Prämie  zufällt. 

Die  Aufnahme  der  Luxussteuer  beim  Publikum  war  von  vorn- 
herein eine  sehr  ungünstige,  am  meisten  bei  den  Kaufleuten.  Sie 
sollten  als  Steuereinnehmer  fungieren,  fühlten  sich  aber  als  Steuer- 
träger und  klagten  über  ihre  Belastung  durch  die  Buchführungs- 
pflicht, vor  allem  aber  über  die  tatsächlichen  Schwierigkeiten  der 
Anwendung,  die  durch  die  Kompliziertheit  und  teilweise  Unklar- 
heit des  Gesetzes  erhöht  wurden.  Kaum  war  die  Steuer  in  Wirk- 
samkeit, da  begann  ein  wahrer  Feldzug  gegen  sie.  Unter  Füh- 
rung der  Handelskammern  wurden  Protestversammlungen  einbe- 
rufen ;  schon  im  Mai  1918  wurde  in  der  Kammer  ein  Antrag  auf 
Abschaffung  der  Steuer  eingebracht;  in  der  Presse  wurde  die 
Steuer  heftig  bekämpft;  Unternehmer  und  Arbeiter  der  Luxus- 
industrie fanden  sich  zusammen  in  diesem  Kampf.  Eine  große 
Rolle  spielte  bei  den  Angriffen  der  Hinweis  auf  den  geringen 
Ertrag,  der  in  der  Tat  weit  hinter  den  Erwartungen  des  Finanz- 
ministers zurückgeblieben  war.  Ein  großer  Teil  der  Schuld  daran 
trifft  wohl  freilich  gerade  die  Agitatoren  gegen  die  Steuer, 
daneben  die  Mängel  der  Kontrollmittel,  die  auch  der  Finanz- 
minister wiederholt  beklagte. 

Im  Oktober  191 8  wurde  in  der  Finanzkommission  der  Kam- 
mer der  Antrag  auf  Aufhebung  der  Steuer  erneuert.  Im  Namen 
der  Kauf  leute  Frankreichs  wurde  als  Ersatzsteuer  eine  allgemeine 
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Steuer  von  ganz  niedrigem  Satz  vorgeschlagen,  die  alle  Kaufleute, 
Industriellen  und  Bauern  von  ihrem  Jahresumsatz  auf  Grund  einer 
Deklaration  zu  entrichten  hätten.  Diese  auf  den  ersten  Blick 
blendende  Lösung  wurde  jedoch  scharf  bekämpft ;  es  wurde  auf 
ihre  Ungerechtigkeit  gegenüber  den  Verbrauchern  hingewiesen, 
die  ja  die  Steuer  tragen  sollten,  und  deren  Belastung  entsprechend 
ihrer  Leistungsfähigkeit  gefordert,  durch  einen  Zuschlag  zur  Ein- 
kommensteuer. Doch  gegen  alle  Belastung  des  »erworbenen 
Reichtums«  protestierte  wiederum  die  Gegenpartei.  Kurz,  die 
Parlamentarier,  die  sich  darüber  einig  waren,  daß  das  Experi- 
ment mit  der  Luxussteuer  mißglückt  sei,  konnten  sich  über  ihren 
Ersatz  nicht  verständigen,  und  so  blieb  die  Luxussteuer  bestehen. 

Doch  legte  Klotz  im  Januar  191 9  einen  Revisionsplan  vor. 
Nachdem  entgegen  dem  Sinn  der  Steuer  und  der  ursprünglichen 
Absicht  die  Verwendung  zu  beruflichen  und  ähnlichen  Zwecken 
im  Einzelfall  nicht  berücksichtigt  worden  war,  wurden  nun  einige 
Gegenstände  (photographische  Apparate ,  Fischnetze)  ganz  aus 
den  Listen  gestrichen,  da  man  Ausnahmen  im  Einzelfall  grund- 
sätzlich vermeiden  wollte.  Dagegen  wurden  aus  politischen  Grün- 
den Militärpersonen  von  der  Restaurantsteuer  befreit.  Ferner 
wurden  in  Anbetracht  der  steigenden  Preise  die  Preisgrenzen  der 
Liste  B  erhöht.  Die  grundsätzlich  wesentlichste  Aenderung  end- 
lich war  die,  daß  für  alle  Artikel  der  Liste  B  nicht  mehr  der 
volle  Preis  Grundlage  der  Steuerberechnung  sein  sollte,  sondern 
nur  noch  der  Ueberschuß  über  die  festgesetzten  Normalpreise. 

Trotz  dieses  Entgegenkommens  gegenüber  den  hauptsäch- 
lichsten Klagen  über  die  Ungerechtigkeit  der  Steuer  hörten  die 
Angriffe  nicht  auf.  Es  wurde  sogar  von  der  Kammer  ein  Antrag 
auf  Abschaffung  der  Steuer  im  März  1919  angenommen.  Der 
Senat  jedoch  hielt  die  Steuer  aufrecht  aus  den  gleichen  Gründen 
wie  wenige  Monate  vorher.  Angesichts  der  außerordentlichen 
Finanznot  konnte  eine  Einnahme  von  jährlich  100  Millionen  nicht 
entbehrt  werden  und  über  die  anderweitige  Aufbringung  dieser 
Summe  konnte  man  sich  nicht  einigen.  So  sind  es  rein  negative 
Momente,  die  die  Aufrechterhaltung  der  äußerst  unbeliebten  fran- 
zösischen Luxusumsatzsteuer  begründen.  Bei  der  Revision  des 
gesamten  französischen  Steuersystems  vom  25.  Juni  1920  wurde 
als  Ersatz  für  die  Luxussteuer  von  1917  eine  Steuer  von  1  %  auf 
alle  Umsätze  von  Kaufleuten  und  Industriellen  eingeführt,  in  die 
wiederum  die  Luxussteuer  von  10%  eingefügt  worden  ist;  diese 
Umsatzsteuer  soll  4 — 5  Milliarden  einbringen. 
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B.  Deutschland1). 

Der  wirtschaftlichen  Krise  des  Kriegsbeginns  war  in  Deutsch- 
land sehr  schnell  die  Umstellung  auf  die  Kriegsbedürfnisse  ge- 
folgt. Diese  hielten  die  ganze  Volkswirtschaft  jahrelang  in  fieber- 
hafter Tätigkeit,  schufen  Arbeitsgelegenheit,  hohe  Einkommen 
von  Arbeitern  und  Kaufleuten,  Fabrikanten,  allerdings  ohne  daß 
durch  alle  die  Arbeit  schließlich  produktive  Werte  geschaffen 
wurden,  vor  allem  wurden  die  aufgewendeten  Kapitalien  nicht 
reproduziert.  Immerhin  gelangten  durch  diese  blühende  Ver- 
brauchswirtschaft, wie  man  sie  bezeichnen  könnte,  eine  Schicht 
von  Leuten  zu  solchem  Wohlstand,  ja  Reichtum,  daß  nach  den 
anfänglichen  Einschränkungen  der  Luxusbedürfnisse  diese  sich 
etwa  1916  und  191 7  in  ganz  besonderem  Maße  hoben  und  ver- 
stärkten. Ein  besonderer  Anreiz  zum  Kauf  von  Luxusgütern  lag 
noch  in  den  Preissteigerungen,  die,  je  länger  der  Krieg  sich  hin- 
zog, um  so  mehr  als  dauernde  Erscheinung  empfunden  wurden. 
Kostbare  Sachgüter  erschienen  bei  der  fortschreitenden  Geldent- 
wertung —  der  natürlichen  Folge  dieser  auf  Staatsschulden  ge- 
gründeten Kreditwirtschaft  —  als  einzig  wertbeständiger  Besitz. 
Ueberdies  konnten  Luxusgüter  dem  Zugriff  des  Fiskus  leichter 
entzogen  werden;  die  Kriegsgewinnsteuer  in  der  Form  der  Ver- 
mögenszuwachssteuer wirkte  noch  besonders  auf  Konsumtion  hin. 

Während  man  anfangs  jene  Steigerung  der  Luxuskonsumtion 
als  ein  Symptom  von  Stärke  der  Wirtschaft  begrüßt  hatte,  mußte 
doch  die  Ansammlung  von  Kostbarkeiten  durch  eben  Reichge- 
wordene, denen  Geschmack  und  Maß  in  gleicher  Weise  fehlten, 
schließlich  Aergernis  in  der  Oeffentlichkeit  erregen,  und  es  wurde 
auch  dagegen  Stimmung  gemacht.  Diese  Bewegung  wurde  von 
den  politischen  Parteien  aufgegriffen  und  fand  ihren  parlamen- 
tarischen Niederschlag  im  März  191 7  in  einem  Antrag  zur  Ein- 
führung einer  Luxussteuer. 

Die  Anregung  wurde  jedoch  erst  weiter  verfolgt,  als  auch 
die  finanzpolitische  Lage  dieser  Strömung  entgegenkam.  Die 
deutsche  Kriegsfinanzpolitik,  gleichwie  die  Reichsfinanzpolitik  schon 
vor  dem  Krieg,  litt  unter  den  Schwierigkeiten  der  bundesstaatlichen 
Verfassung.  Die  Einzelstaaten  wollten  ihr  Privileg  auf  die  direkten 

1)  Zur  deutschen  Steuer  vgl.  Reichstagsdrucksachen  13.  Leg.  II.  Session 
Nr.  1461.  Stenogr.  Berichte  d.  Reichstags  13.  Legisl.  II.  Session  S.  4745  ff. 
Kommentare  z.  Umsatzsteuer,  vor  allem  von  J.  Popitz,  Drucksachen  der  Nationalvers. 
Nr.  676,   1753,   1839.     D.  Nationalvers.    130.— 133.  Sitz.  Dez.   1919, 
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Steuern  nicht  preisgeben,  und  so  war  das  Reich  auf  Verbrauchs- 
steuern angewiesen.  Gegen  deren  einseitigen  Ausbau  wurde 
schon  seit  längerer  Zeit  von  den  Parteien  der  Linken  Sturm  ge- 
laufen, weil  sie,  in  ihrer  Richtung  auf  den  Massenkonsum,  vor- 
züglich die.  minderbemittelten  Volksschichten  belasten.  Gerade 
die  Aufbringung  der  Kriegslasten  durch  die  breiten  Massen  des 
Volkes  in  erster  Linie  konnte  auf  die  Dauer  nicht  fortgesetzt 
werden,  und  so  mußten  die  Verteidiger  des  Systems  der  Ver- 
brauchssteuern diese  »sozialer«  zu  gestalten  suchen.  Das  Mittel 
dies  zu  erreichen  aber  sollte  die  Luxussteuer  sein. 

Nach  einem  ziemlich  mißglückten  Versuch  mit  einem  Waren- 
umsatzstempel war  191 8  eine  allgemeine  Verbrauchssteuer  von 
5  pro  mille  auf  alle  Umsätze  von  Waren  und  Leistungen  vorge- 
schlagen worden  ohne  Rücksicht  auf  deren  Entbehrlichkeit.  Gegen 
diese  Umsatzsteuer  mußten  in  besonderem  Maße  Vorwürfe  der 
Ungerechtigkeit  befürchtet  werden;  sie  sollte  darum  »veredelt« 
werden  durch  den  Einbau  einer  Detailverkaufssteuer  von  10  % 
auf  einige  Luxusgegenstände. 

Objekte  dieser  Luxussteuer  sind :  Edelmetallwaren,  Perlen, 
Edelsteine,  Taschenuhren,  Werke  der  Plastik,  Malerei  und  Gra- 
phik, Antiquitäten  und  Sammelgegenstände,  Pelzwerk,  Teppiche, 
photographische  Handapparate,  Handwaffen,  Billards,  Musikinstru- 
mente, Personenfahrzeuge. 

Alle  diese  Gegenstände  unterliegen  der  Luxussteuer  bei  Ge- 
legenheit ihrer  Lieferung  im  Kleinhandel,  d.  h.  beim  Verkaut  an 
den  Konsumenten,  ehe  sie  aus  der  Sphäre  der  Erwerbswirtschaften 
in  den  Haushalt  übergehen.  Dieser  Uebergang  kann  auch  er- 
folgen durch  Verkauf  bei  einer  Versteigerung  oder  durch  einen 
Privatmann,  oder  endlich  durch  die  Entnahme  eines  solchen 
Gegenstandes  aus  der  eigenen  Erwerbswirtschaft.  Der  letzte  Um- 
satz kann  auch  die  Form  der  Einfuhr  haben.  Alle  diese  Hand- 
lungen sind  Merkmale  der  Steuerpflicht.  Zum  Schutz  wertvoller 
Schätze  der  Kunst  und  Geschichte  vor  Abwanderung  ins  Aus- 
land wird  die  Abgabe  von  10  %  auch  erhoben  beim  Verbringen 
von  Kunst-  und  Kulturschätzen  ins  Ausland. 

Wird  der  Nachweis  erbracht,  daß  gewisse  Gegenstände  im 
öffentlichen  oder  im  beruflichen  Interesse  erworben  wurden,  so  wird 
dem  Erwerber  die  Steuer  erstattet,  wenn  er  einen  dahingehenden 
Antrag  stellt. 

Die  Grundlage  für  die  Bemessung  der  Steuer  ist  das  für  die 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswisiensch.     1921.     1/2  Q 
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Lieferung  des  Luxusgegenstandes  vereinnahmte  Entgelt,  also  sein 
Preis,  und  zwar  der  volle  Betrag,  den  der  Verkäufer  empfängt; 
auch  der  Betrag  der  Steuer  selbst  ist  dem  steuerbaren  Entgelt 
hinzuzurechnen.  Der  Steuersatz  beträgt  10  %  dieses  Entgelts: 
eigentlicher  Verkaufspreis  -f  Steuer ;  die  Ware  muß  daher  um 
H,i%  verteuert  werden. 

Das  Verfahren  bei  der  Entrichtung  der  Luxussteuer  ist  eine 
Art  von  Veranlagung  der  betreffenden  Kaufleute.  Diese  werden 
auf  Grund  von  Steuerrollen  in  bestimmten  Zeiträumen  zu  Er- 
klärungen über  ihren  Umsatz  aufgefordert ;  auf  Grund  der  ein- 
gehend zu  prüfenden  Erklärungen  wird  von  der  Steuerstelle  der 
Betrag  der  zu  leistenden  Steuer  festgesetzt  und  ein  Steuerbescheid 
erteilt,  dem  die  Zahlung  alsbald  zu  folgen  hat.  Zur  Ermöglichung 
einer  Nachprüfung  der  Erklärungen  der  steuerpflichtigen  Kauf- 
leute sind  diese  verpflichtet,  ein  besonderes  Steuerbuch  und  La- 
gerbuch zu  führen  und  alle  Verkäufe  bzw.  Bestände  an  steuer- 
pflichtigen Artikeln  einzutragen.  Ist  der  Erwerber  ein  Händler, 
der  die  Gegenstände  zur  Weiterveräußerung  erwirbt,  so  hat  er 
sich  durch  Vorlage  einer  behördlichen  Bescheinigung  als  solcher 
auszuweisen,  und  der  Verkäufer  hat  seinen  Namen  und  seine  Aus- 
weisnummer dem  Eintrag  im  Steuerbuch  hinzuzufügen.  Aehnliche 
Formalitäten  sind  zu  erfüllen  beim  Erwerb  steuerpflichtiger  Gegen- 
stände durch  öffentliche  Anstalten.  Den  Steuerbeamten  sind 
weitgehende  Befugnisse  zur  Ueberwachung  der  Geschäftsgeba- 
rung verliehen ;  sie  können  alle  einer  andern  Behörde  bekannten 
Tatsachen  heranziehen  und  von  dem  Steuerpflichtigen  selbst  wei- 
tere Auskünfte  fordern.  Sie  können  in  die  Geschäftsbücher  und 
Geschäftspapiere,  in  die  Korrespondenz  Einsicht  nehmen,  sogar 
von  dritten  Personen  die  Vorlage  von  Schriftstücken  fordern,  sie 
dürfen  die  Lager  besichtigen  und  Angestellte  uneidlich  als  Zeugen 
vernehmen.  Verweigert  ein  Steuerpflichtiger  die  geforderte  Aus- 
kunft, so  kann  seine  Steuerpflicht  auf  Grund  einer  Schätzung 
festgesetzt  werden. 

Sonderbestimmungen  gelten  für  die  gelegentliche  Veräuße- 
rung steuerpflichtiger  Gegenstände  durch  Private,  wobei  eine 
Quittung  auszustellen  und  zu  stempeln  ist,  sowie  für  die  Einfuhr, 
wo  grundsätzlich  der  Erwerber  steuerpflichtig  gemacht  werden 
mußte. 

Diese  deutsche  Luxussteuer  ist  am  i.  August  191 8  in  Kraft 
getreten,  doch  wurde    ihr    rückwirkende    Kraft    verliehen  für  die 
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Zeit  vom  5.  Mai  bis  31.  Juli  191 8,  für  welche  eine  Sicherungs- 
verordnung Rücklagen  vorgeschrieben  hatte. 

Diese  Luxussteuer  war  kaum  ein  Jahr  in  Wirksamkeit,  kaum 
lang  genug,  daß  man  ein  Urteil  über  ihre  Ergiebigkeit  und  ihre 
Wirkung  haben  konnte,  da  wurde  durch  die  Niederlegung  der 
Waffen  auch  die  Reichsfinanzverwaltung  vor  eine  ganz  neue  Lage 
gestellt.  Sie  mußte  die  Rückkehr  zur  ordentlichen  Budgetwirt- 
schaft anbahnen  und  daher  das  gesamte  Steuersystem  einer 
neuerlichen  tiefgreifenden  Umwandlung  unterwerfen,  um  die  er- 
forderlichen Mittel  auch  nur  annähernd  aufzubringen. 

Auch  die  Umsatzsteuer  wurde  so  auf  ihre  Ausbaufähigkeit 
geprüft,  und  man  hielt  sie  für  diejenige  Verbrauchsabgabe,  die 
am  meisten  geeignet  sei,  wirklich  große  Erträge  zu  liefern.  Das 
sollte  erreicht  werden  durch  eine  Erhöhung  des  Steuersatzes, 
durch  die  Hinzufügung  einer  allgemeinen  5°/0igen  Kleinhandels- 
steuer, mehrerer  io°/0iger  Sondersteuern  auf  gewisse  Leistungen 
und  den  grundsätzlichen  Ausbau  der  Luxussteuer,  ein  Plan,  der 
mit  dem  ersten  Entwurf  einer  Ausgabensteuer  des  französischen 
Ministers  Thierry  große  Aehnlichkeiten  aufweist.  Diese  umfas- 
sende Generalakzise  stieß  jedoch  bei  allen  Parteien  auf  den  hef- 
tigsten Widerstand,  vor  allem  gegen  die  allgemeine  Kleinhandels- 
steuer wurden  die  schwersten  Bedenken  volkswirtschaftlicher  und 
finanztechnischer  Natur  erhoben.  Beinahe  wäre  so  die  ganze 
Umsatzsteuer  zu  Fall  gebracht  worden,  doch  ein  Kompromiß  der 
Regierungsparteien  rettete  die  allgemeine  Umsatzsteuer  und  die 
Luxussteuer,  deren  Sätze  sogar  wegen  des  Ausfalls  der  Klein- 
handelssteuer erhöht  wurden,  sowie  die  Sondersteuern.  Doch  es 
wurden  auch  an  der  Luxussteuer  die  Grundzüge  von  den  Aus- 
schüssen der  Nationalversammlung  verändert,  sowohl  in  bezug 
auf  die  technische  Durchführung  der  Abgrenzung  der  zu  be- 
steuernden Artikel  gegen  freizulassende,  als  auch  in  bezug  auf 
die  soziale  und  wirtschaftliche  Reichweite  der  Steuer. 

Bei  der  Auswahl  der  Gegenstände  zeigt  der  Regierungsent- 
wurf im  Gegensatz  zu  dem  bisher  geltenden  Gesetz  die  Tendenz, 
alles  Entbehrliche  zu  erfassen,  was  nicht  zum  notwendigen 
Lebensbedarf  gehört,  also  die  Gesamtheit  der  Konsumgüter  zu 
scheiden  in  notwendige  und  überflüssige.  Diese  Abgrenzung 
sollte  versucht  werden,  indem  zunächst  eine  Reihe  von  Gegen- 
ständen in  einer  Liste  vereinigt  wurden,  die  in  jedem  Fall  als 
Luxus  anzusehen  sind.     Um  daneben  aber  auch  die  luxuriös  aus- 
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gestatteten  Gebrauchs  gegenstände  heranzuziehen,  wie  Kleider, 
Möbel,  sonstige  Gegenstände  der  Wohnungseinrichtung,  wurde 
eine  zweite  Gruppe  von  Gegenständen  zusammengestellt,  die  nur 
unter  gewissen  Voraussetzungen  der  Steuer  unterliegen  sollten. 
Diese  Voraussetzungen  waren  teils  solche  der  Ausstattung,  d.  h. 
des  Materials  oder  seiner  Bearbeitung,  teils  die  Ueberschreitung 
eines  Mindestpreises.  Die  Höhe  der  Grenzpreise  war  im  Gesetz- 
entwurf noch  nicht  enthalten,  und  das  hatte  seinen  guten  Grund 
in  der  ungemein  raschen  Aufwärtsbewegung  aller  Preise.  Diese 
Marktlage  ließ  Preisgrenzen  als  ein  ganz  untaugliches  Mittel  zur 
Abgrenzung  des  Luxus  erscheinen,  und  es  wurde  darum  ein 
anderer  Weg  eingeschlagen. 

Es  wurden  wiederum  zwei  Listen  aufgestellt,  von  denen  die 
erste  den  Kreis  aller  hauswirtschaftlichen  Güter  nach  Materia- 
lien gruppiert  (Gegenstände  aus  Metallen,  Ton,  Glas,  Hörn, 
Leder,  Holz,  Geflechten)  und  vom  Gesichtspunkt  ihrer  Aus- 
stattung auf  ihren  Luxuscharakter  hin  durchmustert.  Die 
zweite  Liste  stellt  darüber  hinaus  weitere  Voraussetzungen  auf, 
die  ebenfalls  die  Steuerpflicht  begründen,  und  zwar  vom  Gesichts- 
punkt des  Verwendungszwecks  (Schmucksachen,  Bilder, 
Luxuspapier,  photographische  Apparate,  Handwaffen,  Musikinstru- 
mente, Billards,  Fahrzeuge,  Kinderwagen,  Pelzwerk,  Fächer,  Feder- 
boas, Federn,  Gummimäntel,  Schönheitsmittel,  Geheimmittel, 
Stöcke,  Puppen,  Uhren,  Beleuchtungskörper,  Parkettböden,  Tep- 
piche, Wandbekleidungen,  Koffer,  Wäsche,  Oberbekleidung, 
Schleier,  Gamaschen,  Gardinen,  Decken,  Bänder,  Stickereien, 
Hüte,  Pralinen  u.  a.).  Innerhalb  der  einzelnen  Gruppen  wird  die 
Abgrenzung  wiederum  durchgeführt  durch  Merkmale  der  Bear- 
beitung des  Materials,  der  Größe,  vor  allem  der  Ausschmückung. 
Gegenüber  dem  Regierungsentwurf  wurde  der  Kreis  der  steuer- 
pflichtigen Artikel  begrenzt  auf  solche,  die  nur  dem  Bedürfnis- 
kreis der  höheren  Klassen  angehören.  Was  auch  der  kleine  Mann 
üblicherweise  kauft  an  Dingen,  die  nicht  eigentlich  seinem  Lebens- 
bedarf dienen,  dem  wurde  der  Luxuscharakter  abgesprochen,  und 
es  wurde  aus  der  Liste  gestrichen,  so  Schokolade  und  das  ge- 
wöhnliche Zuckerwerk,  die  meisten  Spielwaren,  Sportgeräte,  Christ- 
baumschmuck, Ansichtskarten,  Photographien  u.  a.  Diese  von 
den  Ausschüssen  der  Nationalversammlung  entworfenen  neuen 
Listen  sollen  durch  ein  Warenverzeichnis  ergänzt  werden,  das  die 
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Zugehörigkeit  einzelner  Gegenstände  zu  dieser  oder  jener  Gruppe 
klarstellt. 

Die  außerordentliche  Erweiterung  des  Kreises  der  steuer- 
pflichtigen Artikel  hätte  ebenso  große  der  steuerpflichtigen  Hand- 
lungen und  der  luxussteuerpflichtigen  Personen  nach  sich  ziehen 
müssen.  Um  das  zu  vermeiden,  sieht  das  neue  Gesetz  die  Luxus- 
steuer als  Hersteller  Steuer  vor.  Die  einheitliche  Umwand- 
lung in  die  Herstellersteuer  war  jedoch  nicht  möglich,  da  für 
eine  Anzahl  von  Luxusartikeln  die  Erhebung  beim  Hersteller 
gar  nicht  durchführbar  oder  untunlich  ist  (Antiquitäten,  Sammel- 
gegenstände, Blumen,  Pferde,  Kunstwerke,  Juwelierwaren).  In 
diesen  Fällen  wird  die  alte  Form  der  Kieinhandelssteuer  beibehalten. 

Das  Erhebungs-  und  Kontrollverfahren  ist  den  bisherigen 
Vorschriften  nachgebildet;  es  beruht  auf  periodischer  Umsatz- 
deklaration und  Buchkontrolle.  Der  Steuersatz  wurde  von  10% 
auf  15  °/0  erhöht. 

Das  ganze  Werk  der  Umsatz-  und  Luxussteuer  wurde  von 
seinen  Urhebern  selbst  als  ein  Provisorium  und  ein  notwendiges 
Uebel  bezeichnet,  nicht  nur  soweit  dies  von  jeder  Steuer  der 
Steuerzahler  empfinden  wird,  sondern  vom  Gesichtspunkt  der 
Wirkung  auf  die  wirtschaftliche  und  kulturelle  Entwicklung.  Wenn 
trotzdem  die  Steuer  von  der  Mehrheit  der  Nationalversammlung 
angenommen  worden  ist,  so  ist  das  nur  zu  erklären  aus  der  bit- 
teren Notwendigkeit,  dem  verschuldeten  Staat  die  Mittel  zu  seiner 
Wiederherstellung  zu  verschaffen  und  aus  der  Ueberzeugung  der 
betreffenden  Parteien,  daß  alle  andern  Wege  zu  diesem  Ziel  noch 
schwerere  Nachteile  mit  sich  bringen  müßten.  Klagen  und 
Protestversammlungen  gegen  die  Luxussteuer,  vor  allem  von 
Seiten  der  Künstlerschaft  und  des  Kunsthandwerks,  haben  trotz 
ihrer  fast  überall  anerkannten  Berechtigung  nichts  gegen  die 
Steuer  vermocht,  weil  die  Regierenden  in  der  großen  finanziellen 
Notlage  auf  keine  Einnahme  glauben  verzichten  zu  können. 

C.  England1). 

In  England  hatte  sich  die  Kriegskonjunktur  noch  schneller 
und  stärker  geltend  gemacht.     Dort  aber  wurde    sie    sofort    von 


1)  X.  englischen  Kntwurf  vgl.  Time»,  vor  allem  22.  April  1918.  Report  from 
the  Select  Committee  on  Luxury  Duty.  White  Paper  Nr.  ioi,  London  1918, 
1.  August. 
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den  führenden  Männern  als  eine  künstliche  Blüte  des  Wirtschafts- 
lebens erkannt  und  bekämpft.  Mit  der  Unterstützung  von  As- 
quith  und  Lloyd  George  wurde  ein  Feldzug  für  Sparsamkeit  er- 
öffnet :  der  knappe  Schiffsraum  sollte  nicht  durch  die  Einfuhr 
überflüssiger  Waren  noch  mehr  belastet,  die  Wechselkurse  nicht 
verschlechtert  werden ;  aber  man  erkannte  auch  schon  die  Ge- 
fahr für  die  Stimmung  der  unteren  Volksschichten,  die  aufreizende 
Wirkung  von  Luxus  und  Wohlleben,  wenn  man  auf  der  andern 
Seite  Opfer  forderte.  Darum  wurde  eine  Steuerpolitik  getrieben, 
die  die  Tendenz  zeigt,  dem  übermäßigen  Konsum  entgegenzu- 
wirken, oder  ihn  doch  für  den  Staat  heranzuziehen. 

Die  Regierung  wurde  darin  unterstützt,  ja  angetrieben  von 
den  freihändlerisch-liberal  gerichteten  Wirtschaftspolitikern  und 
vor  allem  durch  die  Tradition  der  früheren  englischen  Kriegs- 
steuerpolitik. Seit  den  napoleonischen  Kriegen  war  in  England 
stets  versucht  worden,  einen  möglichst  großen  Teil  der  Kriegs- 
kosten durch  sofortige  Anziehung  der  Steuerschraube  zu  decken. 
Gestützt  auf  diese  Tradition  war  es  den  englischen  Politikern 
leicht,  die  nominell  stark  gesteigerte  Steuerkraft  rechtzeitig  noch 
während  der  Hochkonjunktur  zu  erfassen. 

Trotzdem  die  Kriegssteuerpolitik  darauf  hinzielte,  ein  gewisses 
Gegengewicht  gegen  die  Vermögensverschiebungen  zu  schaffen, 
machte  sich  doch  auch  in  England  der  aufdringliche  Luxus  einer 
rasch  reich  gewordenen  Gesellschaftsschicht  breit  und  legte  den 
Gedanken  einer  besonderen  Luxussteuer  nahe.  Bonar  Law  hatte 
in  der  Tat  schon  191 7  den  Plan  gefaßt,  jenen  Aufwand  möglichst 
in  allen  seinen  Formen  zu  besteuern,  doch  widersprach  eine 
solche  Abgabe  in  steuertechnischer  Beziehung  den  Erfahrungen 
der  englischen  Finanzgeschichte  so  sehr,  daß  er  sofort  auf  prak- 
tische Einwendungen  stieß  und  den  Vorschlag  bis  zum  Budget 
von  191 8  vertagte.  Inzwischen  war  in  Frankreich  die  Steuer 
ausgearbeitet  und  eingeführt  worden,  und  Bonar  Law  konnte  auf 
ein  Vorbild  hinweisen. 

Der  Plan  wurde  jedoch  im  Parlament,  vor  allem  von  seiten 
der  Liberalen,  mit  großer  Skepsis  aufgenommen.  Man  zweifelte, 
ob  es  gelingen  werde,  eine  solche  große  Zahl  von  Artikeln  wirk- 
sam zu  erfassen.  Es  wurde  die  Ansicht  ausgesprochen,  daß  an 
Stelle  der  Luxussteuer  die  weitere  Erhöhung  der  Einkommen- 
steuer der  finanziell  sicherere  und  einträglichere  Weg  sein  werde, 
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auf  dem  sich  auch  die  gewünschte  wirtschaftliche  Wirkung,  die 
Beschränkung  der  Ausgaben  für  Luxusartikel,  erreichen  ließe. 

Der  Gesetzentwurf,  den  Bonar  Law  im  April  191 8  vorlegte, 
trug  den  Charakter  einer  Anregung;  es  waren  die  Objekte  der 
Luxussteuer  noch  nicht  bestimmt.  Es  sollte  eine  Detailverkaufs- 
steuer von  2  Pence  vom  Schilling,  also  1J6  des  Wertes  aller 
Luxuswaren  erhoben  werden.  Die  Steuer  sollte  an  die  Zahlung 
des  Kaufpreises  anknüpfen.  Als  Methode  der  Erhebung  war 
Stempelung  von  Quittungen  oder  subsidiär  Abrechnung  der  Kauf- 
leute mit  dem  Steueramt  vorgesehen.  Gegenstand  der  Steuer 
sollte  die  Gesamtheit  aller  Luxusartikel  und  bestimmte  Lieferun- 
gen von  Gaststätten  sein.  Die  Aufgabe,  das  Steuerobjekt  im 
einzelnen  zu  umschreiben,  sollte  einem  parlamentarischen  Ko- 
mitee übertragen  werden,  dessen  Bemühungen  für  die  Frage  der 
praktischen  Durchführung  der  Luxussteuer  von  großem  Interesse 
sind. 

Für  die  Auswahl  der  Steuerobjekte  sollte  das  französische 
Gesetz  zum  Vorbild  dienen,  das  überhaupt  dem  ganzen  Plan 
zugrunde  lag.  Wie  dort  sollten  daher  die  steuerpflichtigen  Artikel 
in  zwei  Gruppen  geteilt  werden,  in  Gegenstände,  die  ihrer  Natur 
nach  unter  allen  Umständen  Luxus  sind  und  andere,  die  nur  zu 
Luxusartikeln  werden  durch  besonders  feine  Qualität  und  Aus- 
stattung. Die  Gesamtheit  der  Konsumgüter  sollte  auf  ihren 
Luxuscharakter  geprüft  und  der  einen  oder  andern  Gruppe  ein- 
gereiht werden  ;  sie  wurden  zunächst  geschieden  in  Männerartikel, 
Frauenartikel,  Haushaltsartikel  und  Möbel,  Kunstgegenstände, 
Liebhabereien  und  ähnliches,  um  zu  einer  Arbeitsteilung  zu  ge- 
langen, bei  der  möglichst  Spezialkenntnisse  verwendet  werden 
könnten.  Es  wurden  Gutachten  von  Sachverständigen  einge- 
holt, vor  allem  von  Vertretern  von  Fachverbänden  und  gro- 
ßen Firmen.  Die  Anweisungen  über  die  Abgrenzung  gingen 
dahin,  Ausgaben  für  allgemein  übliche  Gebrauchsgegenstände, 
die  zu  einem  angenehmen  Leben  gehören,  steuerfrei  zu  lassen, 
wenn  sie  nicht  einen  gewissen  Preis  überschreiten.  Die  Preise 
aber  sollten  so  festgesetzt  werden,  daß  sparsame  Leute  in  allen 
ihren  Haushaltsausgaben  die  Steuer  vermeiden  könnten. 

Das  Ergebnis  der  Arbeiten  des  Komitees  war  der  Vor- 
schlag einer  Liste  des  »absoluten«  Luxus,  die  im  ganzen  der 
französischen  entspricht,  und  einer  Liste  des  »relativen«  Luxus, 
die  in  vielen  Einzelpositioncn  Kleidungsstücke,    Dinge   zum    per- 
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sönlichen  Gebrauch,  Möbel  und  andere  Ausstattungsgegenstände 
aufzählt  und  für  jeden  einzelnen  Artikel  einen  Normalpreis  fest- 
setzt. Eine  Liste  C  läßt  eine  Reihe  von  Befreiungen  wegen  des 
Verwendungszwecks  zu.  Ferner  werden  für  Mahlzeiten  und 
Unterkunft  in  Gaststätten  Normalpreise  festgesetzt,  die  für  die 
Steuerpflicht  maßgebend  sein  sollen. 

Die  Festsetzung  der  Normalpreise  hatte  die  größten  Schwie- 
rigkeiten gemacht.  Schließlich  hatte  man  sich  zu  dem  Ausweg 
entschlossen,  die  augenblicklich  bestehenden  Preise  für 
gute,  dauerhafte  Waren  mit  Hilfe  der  Sachverständigen  zu  er- 
mitteln und  alle  teuereren  Artikel  für  steuerpflichtig  zu  erklären. 
Da  solche  Durchschnittspreise  nicht  für  Gruppen  von  Bedarfs- 
artikeln einheitlich  festgesetzt  werden  konnten,  war  eine  Detaillie- 
rung notwendig.  Wie  weit  aber  sollte  eine  solche  Einzelaufzäh- 
lung gehen,  ohne  daß  man  zu  einer  endlosen  Liste  kam,  und 
ohne  andererseits  Artikel  von  ganz  verschiedenen  Durchschnitts- 
preisen zusammenzufassen  ? 

Diese  Schwierigkeiten  veranlaßten  das  Komitee  über  seine 
eigentliche  Aufgabe  hinauszugehen  und  Kritik  an  der  steuer- 
technischen Aufgabe,  die  ihm  gestellt  war,  zu  üben.  Der  Luxus- 
charakter könne  nicht  durch  Preisgrenzen  erfaßt  werden;  darum 
möge  man  von  vornherein  nicht  den  Anspruch  erheben,  eine 
Grenze  zwischen  vernünftigem  Aufwand  und  Luxusaufwand  ziehen 
zu  wollen.  Man  sollte  die  Steuer  vielmehr  nach  praktischen 
Gesichtspunkten  gestalten  und  einfach  eine  Reihe  von  Gegen- 
ständen belasten,  die  leicht  zu  definieren  wären,  wenn  man  nicht 
überhaupt  jene  ungünstige  Verbreiterung  der  Basis  der  Verbrauchs- 
besteuerung ablehne. 

Dieses  Ergebnis  der  Arbeit  des  Komitees  bedeutete  schon 
kein  gutes  Omen  für  das  weitere  Schicksal  der  Steuer.  In  der 
Tat  wurden  auch  in  der  Presse  ähnliche  kritische  Aeußerungen 
laut;  vor  allem  erregte  die  Belästigung  des  Geschäftsverkehrs  die 
Abneigung  der  Kauf  leute.  Infolge  dieser  Gegenströmungen  wurde 
zunächst  die  Klausel  über  die  Luxussteuer  aus  dem  Finanzgesetz 
gestrichen.  Es  kam  aber  auch  nicht  zu  der  Vorlage  eines  Spe- 
zialgesetzes über  die  Steuer.  Der  Krieg  war  inzwischen  beendet 
und  Politik  und  Wirtschaft  hatten  die  Umstellung  auf  den  Frie- 
denszustand zu  vollziehen.  In  dieser  Zeit  trat  der  Gedanke  der 
Luxussteuer  völlig  zurück  vor  der  Fülle  anderer  Probleme. 
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III.  Vergleich  und  Kritik. 

Eine  Kritik  der  dargestellten  Luxusumsatzsteuern  muß  sich 
in  erster  Linie  mit  den  Lösungen  des  Problems  befassen,  die 
sich  die  Aufgabe  gestellt  haben,  den  Luxusaufwand  als  Gesamt- 
erscheinung zu  erfassen,  und  zunächst  untersuchen,  ob  sie  dieses 
Ziel  erreicht  haben.  Eine  Definition  von  Luxus  zu  geben  ist  in 
keinem  der  Gesetze  versucht ;  das  Objekt  der  Steuer  ist  vielmehr 
kasuistisch  in  vielen  Einzelpositionen  umschrieben.  Aus  dieser 
Aufzählung  ist  zu  entnehmen,  was  unter  Luxus  verstanden  wer- 
den soll :  entbehrliche  Güter,  ohne  Zweifel,  aber  durchaus  nicht 
etwa  alle  entbehrliche  Konsumtion.  Es  sollen  nicht  die  tausend 
Dinge  als  Luxus  erklärt  werden,  die  zwar  zur  Erhaltung  des 
Lebens  durchaus  nicht  notwenig  sind,  aber  unter  den  heutigen 
Verhältnissen  auch  von  einem  sparsamen,  vernünftigen  Menschen 
angeschafft  werden  müssen.  Was  zu  einem  bescheidenen,  zivili- 
sierten Leben  noch  gehört,  davon  wird  freilich  jeder  seine  eigene 
Vorstellung  haben,  je  nach  Veranlagung  und  Geschmack.  Von 
solchen  subjektiven  Werturteilen  muß  sich  der  Gesetzgeber  mög- 
lichst fernhalten  und  muß  versuchen,  einen  Durchschnittsmenschen 
mit  Durchschnittsbedarf  zu  konstruieren  und  alles,  was  darüber 
hinausgeht,  als  extravagant  zu  besteuern.  Die  vorliegenden  Ge- 
setze gehen  aber  überhaupt  nicht  vom  Subjekt  aus,  sondern  vom 
Objekt,  den  Luxusartikeln  ;  sie  wollen  durch  Merkmale  des  Ob- 
jekts die  Ueberflüssigkeit  kennzeichnen.  Dies  muß  zu  Unvoll- 
kommenheiten  führen. 

Es  ist  in  den  Gesetzen  versucht,  den  Luxuscharakter  zu 
fassen  einerseits  durch  den  Verwendungszweck,  so  vor  allem  bei 
den  Artikeln  des  > absoluten  Luxus«,  anderseits  durch  Verfeine- 
rung des  Materials  und  der  Ausstattung  oder  durch  den  Preis, 
so  beim  •» relativen  Luxus«.  Aber  ein  höherer  Preis  kann  auch 
größere  Brauchbarkeit  bedeuten  und  sehr  oft  bedeutet  er  einfach 
Qualität  im  Sinne  eines  besseren  Geschmacks;  anderseits  liegt 
Luxus  am  häufigsten  nicht  in  der  Wahl  der  besseren  Qualität, 
vielmehr  in  der  Vielfältigkeit  der  Bedürfnisse  und  der  Quantität 
des  Bedarfs.  Gerade  der  Luxus  der  Qualität  ist  der  hochwertige, 
kulturwichtige,  und  es  müßte  jedem,  der  Einfluß  nehmen  kann 
auf  die  Art  der  Lebensführung  eines  Volkes,  daran  gelegen  sein, 
dahin  zu  wirken,  daß  der  entbehrliche  Aufwand  quantitativ 
beschränkt,  qualitativ  aber  gehoben  wird. 
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Gewiß  hat  Kostbarkeit  mit  Luxus  zu  tun,  insofern  von  der 
Allgemeinheit  das  als  Luxus  angesehen  wird,  was  nur  einer 
kleinen  Schicht  von  Reichen  zugänglich  ist,  und  das  sind  eben 
die  kostbaren  Dinge.  Bei  ihnen  wird  das  Verhältnis  von  Be- 
dürfnis und  Aufwand,  auf  das  eine  volkswirtschaftliche  Definition 
des  Luxus  sich  wird  aufbauen  müssen1),  am  schnellsten  eine 
Uebermäßigkeit  des  Aufwands  zeigen.  Man  muß  sich  nur  klar 
machen,  daß  man  auf  diese  Weise  nicht  zu  einer  Gerechtigkeit 
dem  Subjekt  gegenüber  gelangen  kann,  und  auf  diese  kommt  es 
doch  in  Steuerfragen  an,  um  so  mehr,  wenn  ein  erzieherischer, 
moralisierender  Unterton  mitschwingt,    wie   bei   der  Luxussteuer. 

Vergleicht  man  die  Luxusobjekte  der  einzelnen  Gesetze,  so 
zeigt  sich,  daß  die  Listen  des  »absoluten  Luxus«  der  französi- 
schen Steuer  und  des  englischen  Entwurfs  im  wesentlichen  mit 
der  deutschen  Auswahl  von  191 8  übereinstimmen;  sie  enthalten 
Kostbarkeiten,  die  in  erster  Linie  dem  Bedürfnis  dienen,  seltene 
und  wertvolle  Dinge  zu  besitzen:  Juwelen,  Kunstwerke,  Antiqui- 
täten, Pelze,  Teppiche. 

Der  leitende  Gesichtspunkt  bei  dieser  Auswahl  war  in  Deutsch- 
land ein  rein  steuertechnischer  gewesen.  Die  Absicht  ging  da- 
hin, möglichst  den  gesamten  Umsatz  der  einzelnen  steuerpflich- 
tigen Geschäfte  einheitlich  zu  belasten,  um  die  Deklaration  des 
Umsatzes  einfacher  zu  gestalten,  die  dem  Erhebungsverfahren 
zugrunde  liegt.  Vor  allem  aber  schien  eine  Kontrolle  durch 
Büchereinsicht  und  Lagernachschau  nur  dann  überhaupt  möglich, 
wenn  sie  sich  auf  eine  verhältnismäßig  kleine  Anzahl  von  Spezial- 
geschäften beschränken  konnte.  Es  hätte  nun  nahe  gelegen, 
eine  Steuer  vom  Umsatz  aller  Luxusspezialgeschäfte  zu  erheben ; 
man  hätte  dann  Feinkostgeschäfte,  Konditoreien,  kunstgewerb- 
liche Werkstätten,  Spezialgeschäfte  für  Spitzen,  feine  Lederwaren, 
Porzellan-  und  Glaswaren,  Hut-  und  Handschuhgeschäfte,  erst- 
klassige Konfektionshäuser,  die  Hauptsitze  des  Modeluxus  einbe- 
ziehen können,  die  so  unbesteuert  blieben,  weil  man  nicht  Kleider, 
Hüte,  Süßigkeiten  im  allgemeinen  als  Luxus  erklären  wollte. 
Man  scheute  aber  wohl  den  Vorwurf  einer  ungerechten  Sonder- 
gewerbesteuer und  die  heikle  Aufgabe  der  Kennzeichnung  solcher 
Luxusgeschäfte.  Wenn  man  die  Gesichtspunkte  für  die  Auswahl 
kennt,  wird  man  sich  nicht  mehr  allzusehr  wundern,  daß  191 8  in 

1)  Karl  Landauer,  Die  Theorien  der  Merkantilisten  u.  Physiokraten  über  die 
ökonomische  Bedeutung  des  Luxus.     München  191 5. 
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Deutschland  gerade  der  kulturell  bedeutsame  Luxus,  Kunstwerke, 
Musikinstrumente,  besteuert  wurde,  der  Modeluxus  dagegen 
frei  blieb. 

Im  Gegensatz  dazu  wollte  das  zweite  deutsche  Gesetz  von 
19 19,  gleichwie  das  französische  und  der  englische  Entwurf,  den 
gesamten  luxuriösen  Aufwand  gleichmäßig  erfassen,  schon  damit 
nicht  Gewohnheit  und  Mode  anderen  nicht  besteuerten  Ar- 
tikeln sich  hätten  zuwenden  können.  Diese  Absicht  konnte  je- 
doch in  keinem  Fall  verwirklicht  werden.  Einmal  knüpfte  die 
Steuer  lediglich  an  Sachgüter  an,  obgleich  es  auch  Luxusaus- 
gaben gibt  als  Entgelt  für  Nutzungen,  für  Dienst-  und  Werk- 
leistungen. Es  ist  zwar  nach  dieser  Richtung  ein  kleiner  Ver- 
such gemacht  worden  durch  die  Besteuerung  der  Gewährung  von 
Unterkunft  und  der  Darbietung  von  Mahlzeiten  in  Gaststätten, 
die  dem  Reiseluxus  gilt ;  doch  weist  dieser  Schritt  nur  auf  die 
große  Lücke  hin,  die  innerhalb  der  Luxusartikel  den  Speiseluxus  fast 
völlig  freiläßt.  Es  zeigt  sich  so,  wenn  man  genauer  zusieht,  daß  auch 
die  Reichweite  der  grundsätzlich  universalen  Luxussteuern  schließ- 
lich durch  steuertechnische  Gründe  und  nicht  durch  Gerechtig- 
keitsgrundsätze bestimmt  wird.  Ueber  den  Rahmen  der  ersten 
deutschen  Steuer  hinaus  erfassen  sie  allerdings  einen  großen  Kreis 
von  Waren,  die  vom  »absoluten  Luxus«  sich  teils  durch  ihre  ge- 
ringere Kostpieligkeit  unterscheiden,  mit  der  in  den  meisten  Fällen 
eine  entsprechend  weitere  Verbreitung  Hand  in  Hand  geht.  Andere 
Artikel,  und  zwar  die  wichtigsten  für  das  finanzielle  Ergebnis,  unter- 
scheiden sich  durch  die  Art  des  Bedürfnisses,  dem  sie  dienen,  durch 
den  Grad  ihrer  generellen  Notwendigkeit  von  ausgesprochenen 
Luxusgütern ;  ich  nenne  Kleider,  Schuhe,  Möbel  usw.,  die  ihrer 
Art  nach  unentbehrliche  Dinge  sind  und  nur  individuell  Luxus 
sein  können,  sei  es  durch  ihre  Ausstattung,  sei  es  infolge  ihrer 
Ueberzähligkeit. 

Will  man  die  verfeinerte  Ausstattung  von  Bedarfsartikeln 
kennzeichnen,  so  sind  zwei  Wege  möglich ;  die  Unterscheidung 
durch  äußere  Merkmale,  sei  es  der  Größe,  des  Materials,  seiner 
Bearbeitung,  oder  die  Unterscheidung  durch  das  allgemeine  Merk- 
mal des  Preises.  Dieser  ist  nur  ein  abgeleitetes  Merkmal  und 
er  bietet  keinen  Anhaltspunkt,  wo  die  Grenze  zu  setzen  ist;  darum 
wird  er  notwendig  als  willkürlich  empfunden.  Dafür  hat  die 
Preisgrenze  den  Vorzug  der  Einfachheit  und  Bestimmtheit.  Im 
deutschen  Gesetz  sind  Preisgrenzen  durchaus  vermieden,  und  neben 
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dem  Verwendungszweck  ist  von  der  Feinheit  des  Materials  und 
der  Ausstattung  die  Steuerpflicht  abhängig  gemacht.  Das  führte 
in  vielen  Fällen  zu  befriedigenden  Ergebnissen,  läßt  aber  die 
Qualitätsfeindlichkeit  der  Steuer  noch  schärfer  hervortreten.  Da 
und  dort,  wo  besondere  Merkmale  fehlen,  und  etwa  die  Größe 
als  solches  gelten  muß,  waren  Willkürlichkeiten  die  Folge.  Das 
französische  Gesetz  und  der  englische  Entwurf  haben  sich  zu- 
gunsten der  Preisgrenzen  entschieden  und  nahmen  damit  die 
Schwierigkeiten  auf  sich,  die  mit  der  raschen  Veränderung  der 
Preise  gerade  während  der  Krisenzeit  in  und  nach  dem  Krieg  in 
Verbindung  standen.  Es  mußte  eine  häufige  Revision  nötig  wer- 
den, die  jedesmal  Arbeit  und  Interessenkämpfe  mit  sich  zu  führen 
versprach. 

Das  Erhebungs-  und  Kontrollverfahren  scheint  bei  flüchtigem 
Zusehen  in  Deutschland  und  Frankreich  das  gleiche  zu  sein  (der 
englische  Entwurf  geht  hierin  noch  so  wenig  ins  Detail,  daß  von 
einem  Vergleich  abgesehen  werden  muß) ;  eine  genauere  Betrach- 
tung ergibt  jedoch  sehr  beträchtliche  Verschiedenheiten,  die  auf 
den  Erfolg  der  Steuer  von  ausschlaggebendem  Einfluß  sein  können. 
Die  französische  Steuer  ist  der  Erhebungsform  nach  grundsätzlich 
Stempelsteuer;  lediglich  für  Unternehmungen  mit  größerem  steuer- 
pflichtigem Umsatz  sollte  eine  Denaturierung  des  Stempels  mög- 
lich sein,  d.  h.  Entrichtung  der  Steuer  in  bar  am  Monatsende 
auf  Grund  einer  Deklarierung  des  steuerpflichtigen  Umsatzes.  Die 
Kontrollmöglichkeit  bei  diesem  System  beruhte  der  ursprünglichen 
Absicht  nach  auf  einer  Verbindung  des  Quittungszwangs  mit 
dem  Buchführungszwang  des  Kaufmanns :  es  sollte  jederzeit  mög- 
lich sein,  die  Uebereinstimmung  von  Quittung  und  Buchführung 
zu  prüfen  und  so  Hintergehungen  festzustellen.  Es  war  aber  in 
der  Kammer  der  Quittungszwang  aus  dem  Entwurf  gestrichen 
und  damit  die  Grundlage  der  Ueberwachungsmöglichkeit  durch- 
löchert worden.  Die  Regierung  versuchte  nun  den  Schwerpunkt 
der  Kontrolle  von  der  Quittung  in  die  Buchführung  zu  verlegen. 
Hier  stieß  sie  aber  auf  den  traditionellen  Widerstand  der  fran- 
zösischen Kaufleute,  die  sich  über  inquisitorische  Eingriffe  in 
ihre  Geschäftsgebarung  erregten.  Es  konnte  von  einer  Einsicht- 
nahme in  die  Geschäftsbücher,  in  die  Korrespondenz,  von  einer 
Besichtigung  des  Lagers  durch  Steuerbeamte,  keine  Rede  sein. 
Nur  soviel  wurde  zugestanden,  daß  alle  steuerpflichtigen  Ver- 
käufe   in    ein    fortlaufendes    Register    einzutragen    seien    und    in 
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dieses  der  Behörde  das  Recht  der  Einsichtnahme  zustehen  sollte; 
da  nur  ein  Teil  des  Geschäftsumsatzes  dort  eingetragen  werden 
muß,  bekommt  so  der  Beamte  keinen  weiteren  Einblick  in  die 
Gesamtlage  des  Unternehmens ;  es  fehlt  ihm  aber  auch  jede  Mög- 
lichkeit zu  prüfen,  ob  wirklich  alle  steuerpflichtigen  Verkäufe  in 
das  Register  eingetragen  wurden.  Eine  Ergänzung  der  Kontrolle 
durch  die  Mithaftung  des  Käufers  war  ausgeschlossen,  nachdem 
der  Quittungszwang  gefallen  war  und  der  Käufer  keine  Möglich- 
keit mehr  hatte,  sich  der  Entrichtung  der  Steuern  zu  versichern. 
Die  Folge  mußte  sein,  daß  die  Erträge  aus  der  Stempelung  von 
Quittungen  ganz  gering  blieben  und  die  Steuer  nur  da  einiger- 
maßen regelmäßig  einging,  wo  eine  Abrechnung  mit  dem  Steuer- 
amt Platz  griff.  Hier  machte  sich  nun  aber  ein  Widerspruch 
zwischen  dem  Kontrollverfahren  und  dem  Umfang  der  Steuer- 
pflicht geltend.  Hätte  man  von  Anfang  an  gewußt,  daß  der 
Nachdruck  der  Kontrolle  auf  die  Deklarationen  des  Umsatzes 
und  nicht  auf  die  Quittungen  zu  legen  sei,  so  hätte  man  bei  der 
Auswahl  der  steuerpflichtigen  Artikel  sich  bemühen  müssen,  die 
Zahl  der  deklarationspflichtigen  Unternehmungen  einigermaßen 
beschränkt  zu  halten;  jetzt  steht  man  einer  solchen  Zer- 
splitterung gegenüber,  daß  eine  Ueberwachung  ganz  unmög- 
lich ist,  denn  bei  dem  Umfang  der  steuerpflichtigen  Gegenstände 
wird  es  wenige  Detailgeschäfte  in  Frankreich  geben,  die  nicht 
gelegentlich  luxussteuerpflichtig  wären.  Das  Erhebungsverfahren 
der  französischen  Steuer  krankt  also  in  der  Tat  an  ungenügen- 
den Kontroilmöglichkeiten ,  wie  der  Finanzminister  selbst  be- 
klagte. 

In  Deutschland  hatte  man  von  vornherein  den  wesentlichsten 
Punkt  der  Kontrolle  in  der  Umsatzdeklaration  gesehen  und  hatte 
demgemäß  das  Hauptaugenmerk  auf  die  Luxusspezialgeschäfte 
gelenkt;  eine  Ueberwachung  der  Tausende  von  Detailgeschäften, 
die  Luxuswaren  neben  andern  Gebrauchsgegenständen  führen, 
hielt  man  gleich  für  ein  vergebliches  Experiment.  Man  hatte  nämlich 
in  dieser  Richtung  in  Deutschland  schon  schlechte  Erfahrungen 
gemacht  mit  dem  Warenumsatzstcmpel  von  1916,  bei  dem  ein 
ähnliches  Erhebungsverfahren  vorgesehen  war  wie  bei  der  fran- 
zösischen Zahlungs-  und  Luxussteuer  von  19 18.  Hier  wie  dort 
konnte  die  Steuer  vom  Kaufmann  wahlweise  in  Stempelform  ent- 
richtet werden  oder  durch  Abrechnung  mit  der  Steuerstelle  am 
Ende  des  Monats ;    in   diesem  Fall  war   zugleich  mit  der  Dekla- 
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ration  des  Monatsumsatzes  der  entsprechende  Steuerbetrag  zu 
entrichten.  Die  Steuerstelle  hatte  zwar  dann  noch  die  Möglich- 
keit nachträglicher  Prüfung  der  Steuerbücher;  in  den  meisten 
Fällen  aber  gaben  sich  die  Beamten  mit  den  abgelieferten  Sum- 
men zufrieden.  Darin  sahen  die  Praktiker  eine  Hauptursache  der 
finanziellen  Enttäuschung,  die  der  Warenumsatzstempel  gebracht 
hatte,  und  sie  suchten  bei  seinem  Ausbau  zur  Umsatzsteuer  die 
gleichen  Fehler  zu  vermeiden.  Die  Kontrolle  sollte  nämlich  nicht 
erst  einsetzen,  wenn  die  Zahlung  der  Steuer  schon  erfolgt  ist, 
sondern  ihr  vorangehen.  Die  eingehenden  Umsatzdeklarationen 
sollten  auf  Grund  alles  zugänglichen  Materials  sorgfältig  geprüft 
werden,  und  die  Zahlung  sollte  erst  nach  der  Erteilung  eines  for- 
mellen Steuerbescheids  erfolgen.  Vor  allem  aber  suchte  man 
einen  Ueberblick  zu  gewinnen  über  die  Steuerpflichtigen  selbst. 
Die  wahlweise  Entrichtung  der  Steuer  durch  Stempel  mußte  darum 
aufgegeben  und  allen  steuerpflichtigen  Kaufleuten  die  Anmeldung 
ihres  Unternehmens  zur  Pflicht  gemacht  werden.  Es  wurden  Listen 
der  Steuerpflichtigen  angelegt  und  der  regelmäßige  Eingang  der 
Deklarationen  und  der  Zahlungen  durch  Steuerrollen  überwacht. 
Die  Buchführungspflicht  der  Kaufleute  wurde  verschärft ;  es  sollte 
ein  Steuerbuch  geführt  werden  und  ein  besonderes  Lagerbuch, 
aus  dem  der  Bestand  an  steuerpflichtigen  Artikeln  jederzeit 
zu  ersehen  wäre.  Den  Beamten  wurden  weitgehende  Rechte 
verliehen  in  bezug  auf  die  Ueberwachung  der  gesamten 
Geschäftsgebarung.  Alle  diese  Maßnahmen  konnten  jedoch  nur 
einer  verhältnismäßig  beschränkten  Zahl  von  Steuerzahlern  gegen- 
über durchgeführt  werden,  wenn  man  nicht  ein  Heer  von  Be- 
amten anstellen  wollte.  Man  griff  daher  in  Deutschland  zuerst 
zu  der  Beschränkung  des  Umfangs  der  Steuer  auf  solche  Artikel, 
die  in  Spezialgeschäften  gehandelt  werden.  Als  man  aber  1919 
den  Kreis  der  Steuerobjekte  erweiterte,  ging  man  zur  Hersteller- 
steuer über.  Der  Hersteller  ist  in  der  Regel  Spezialist;  er  ver- 
kauft nur  wenige  gleichartige  Artikel  in  großen  Posten.  Ihm 
kann  eher  zugemutet  werden,  sich  mit  den  wenigen  ihn  betreffen- 
den Positionen  der  komplizierten  Steuerliste  auseinanderzusetzen 
und  seinen  luxussteuerpflichtigen  Umsatz  buchmäßig  auszuscheiden 
und  anzumelden.  So  wurde  durch  den  Uebergang  zur  Hersteller- 
steuer die  Verwaltungs-  und  Ueberwachungsarbeit  doch  in  Grenzen 
gehalten  trotz  der  weitgehenden  Ausdehnung  der  Steuerpflicht. 
Es  mußte  allerdings  dafür  der  Nachteil  in  Kauf  genommen  wer- 
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den,  daß  die  Steuer  bezahlt  werden  muß,  ehe  die  Ware  end- 
gültig Absatz  gefunden  hat,  daß  also  der  Produzent  und  die 
Kaufleute  mehr  Kapital  riskieren  und  festlegen  müssen. 

Wenn  man  die  Ergebnisse  nun  zusammenfaßt,  scheint  fol- 
gendes über  die  geeignete  Form  für  eine  Luxussteuer  zu  sagen 
zu  sein.  Will  man  wirklich  von  Gerechtigkeitsgesichtspunkten 
ausgehend  die  überflüssigen  Ausgaben  als  Merkmal 
und  Maßstab  der  Leistungsfähigkeit  treffen,  so  kann  nur  eine 
Personalsteuer  zum  Ziel  führen,  die  an  Deklarationen  der  Aus- 
gaben des  einzelnen  anknüpft.  Ob  eine  solche  Steuer  technisch 
durchführbar  wäre,  kann  hier  nicht  entschieden  werden ;  aus  den 
behandelten  Gesetzen  aber  geht  hervor,  daß  sich  mit  Notwendig- 
keit Widersprüche  und  Komplikationen  ergeben,  wenn  man  Ge- 
rechtigkeitsgesichtspunkte subjektiver  Art  durch  objektive  Merk- 
male zu  erfüllen  strebt,  wenn  man  durch  eine  Steuer  auf  ent- 
behrliche Gegenstände  eine  Aufwandsteuer  schaffen  will. 

Es  besteht  jedoch  auch  die  Möglichkeit,  nach  Analogie 
anderer  Steuern,  ohne  den  Anspruch  auf  die  Verwirklichung  be- 
stimmter Gerechtigkeitsforderungen,  eine  Steuer  auf  Luxusartikel 
zu  legen.  Das  ist  denkbar  in  der  Form  der  Veranlagung  der 
Besitzer  von  Luxusgegenständen,  wie  es  die  früheren  Luxus- 
steuern verwirklicht  haben,  oder  in  der  Form  einer  Gelegenheits- 
steuer, die  irgendwo  während  des  Produktions-  oder  Verteilungs- 
prozesses den  Gegenstand  erfaßt.  Die  besondere  Schwierigkeit 
andern  tarifierten  Steuern  gegenüber  liegt  darin,  daß  die  ein- 
zelnen Steuerobjekte  nicht  allgemein  genug  verbreitet  sind,  so 
daß  ein  nennenswerter  Ertrag  nur  zu  erzielen  ist,  wenn  man  eine 
größere  Anzahl  verschiedener  Artikel  trifft,  und  zwar  nach  Mög- 
lichkeit gewisse  Bedarfsgruppen  vollständig  erfaßt,  damit  nicht 
der  Konsum  sich  auf  unbesteuerte  Gruppen  ähnlicher  Art  ver- 
schieben kann.  Das  erschwert  die  steuertechnischc  Aufgabe 
außerordentlich,  denn  die  Definition  des  Steuerobjekts,  der  Tarif, 
das  Kontrollverfahren  können  nicht  wie  bei  andern  Verbrauchs- 
steuern auf  der  Einheitlichkeit  des  Materials  und  des  Produktions- 
prozesses sich  aufbauen.  Die  Mannigfaltigkeit  der  Materialien 
und  die  Verschiedenheit  der  Produktionsbedingungen  bedingen 
eine  Form  der  Kontrolle,  die  möglichst  allgemein  und  abstrakt 
vom  Gegenstand  der  Steuer  selbst  absieht,  und  sich  mehr  an 
das  Entgelt  hält,  gleichgültig,  ob  man  nun  die  Steuer  als  Her- 
stellersteuer, als  Groß-  oder  Kleinhandelssteucr  einrichtet.   Solche 
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Kontrollmethoden  sind  der  Stempel  oder  die  Buchkontrolle.  Der 
Stempel  wird  zu  wählen  sein,  wenn  jeder  einzelne  Kauf  als  Steuer- 
fall angesehen  wird;  er  ist  zu  ergänzen  und  zu  sichern  durch 
Quittungszwang,  so  daß  beide  Kontrahenten  haftbar  gemacht 
werden  können.  Eine  Denaturierung  des  Stempels  wäre  nicht 
ausgeschlossen,  wenn  der  Quittungszwang  und  damit  die  Kontroll- 
funktion des  Stempels  erhalten  bliebe.  Die  Buchkontrolle  kommt 
in  Betracht,  wenn  die  Steuer  auf  der  Umsatzdeklaration  sich  auf- 
baut, dann  muß  durch  eine  Katastrierung  eine  Uebersicht  über 
die  steuerpflichtigen  Unternehmungen  geschaffen  werden,  und  es 
würde  eine  große  Vereinfachung  bedeuten,  wenn  die  Steuerpflicht 
direkt  an  die  Unternehmungen,  nicht  an  bestimmte  Objekte  ge- 
knüpft würde,  zumal  nach  Möglichkeit  der  ganze  Geschäftsum- 
satz, sei  es  eines  Herstellers  oder  eines  Kleinhandelsgeschäfts, 
steuerpflichtig  zu  machen  ist.  Ebenso  wie  die  Kontrollmethode 
kann  die  Bemessung  des  Steuersatzes  nicht  eine  spezifische  sein ; 
auch  sie  muß  sich  von  der  Natur  des  Gegenstandes  loslösen  und 
an  das  allgemeinste,  allen  Waren  gemeinsame  Merkmal,  ihren 
Preis,  anknüpfen.  In  diesem  Sinn  muß  jede  tarifierte  Luxus- 
steuer, die  sich  auf  verschiedenartige  Gegenstände  erstreckt,  Um- 
satzsteuer sein  —  eine  Folge  eben  dieser  Verbreiterung  der  Basis 
der  Verbrauchsbesteuerung. 

Bei  der  Beurteilung  der  Luxusumsatzsteuern  von  191 8  und 
19 19  ist  noch  zu  bedenken,  daß  sie  einer  gewissen  Stimmung 
und  einer  besonderen  Lage  der  Volkswirtschaft  ihre  Entstehung 
verdanken.  Ein  zorniger,  nur  zu  berechtigter  Unwille  beherrschte 
die  Oeffentlichkeit  gegenüber  jenen,  die  aus  der  Kriegskonjunktur 
großen  Vorteil  gezogen  hatten,  und  sich  nicht  scheuten,  ihren 
neuen  Reichtum  durch  den  Kauf  von  Kostbarkeiten  zu  zeigen. 
Veranlagten  Steuern  mit  Selbstdeklaration  vermochten  die  Ge- 
wissenlosen unter  ihnen  nur  zu  leicht  zu  entgehen;  so  sollten  sie 
gefaßt  werden,  wo  sie  ihre  Leistungsfähigkeit  offenbarten.  Daß 
die  Luxusteuer  dieser  Forderung  entgegenkommen  wollte,  zeigt 
sich  schon  darin,  daß  sie  nicht  auf  den  Besitz,  sondern  auf  den 
Erwerb  von  Luxusartikeln  gelegt  wurde,  also  die  neuen  Reichen 
treffen  sollte. 

Je  mehr  die  Wirkungen  der  ungesunden  Kriegsfinanzwirt- 
schaft hervortraten,  —  die  ungeheure  Vermehrung  von  Renten- 
einkommen, aufgebaut  auf  tatsächlich  liquidierten  oder  Schein- 
kapitalien, die  steigende  Kaufkraft  breiter  Schichten  bei  abnehmen- 
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dem  Warenvorrat,  die  daraus  folgende  Geldentwertung  —  um  so 
mehr  wuchs  die  Neigung  zu  übermäßigem  Aufwand.  Es  lag 
nahe,  daß  gegen  solchen  Luxus  in  einer  Zeit  tatsächlicher  Ver- 
armung nach  einer  Maßregel  gesucht  wurde.  Ob  freilich  die 
Luxussteuer  das  geeignete  Mittel  war,  muß  bezweifelt  werden, 
immerhin  hätte  eine  wirksame  Luxussteuer  als  Kriegssteuer,  im 
rechten  Augenblick  der  beginnenden  Hochkonjunktur  aufgelegt, 
den  Sinn  haben  können,  dem  Staat  an  der  Betätigung  erhöhter 
Kaulkraft  gegenüber  Luxusartikeln  einen  Anteil  zu  sichern. 

Gegen  ein  prohibitives  Vorgehen  gegen  den  Luxus  sprechen 
freilich  gewichtige  kulturelle  und  volkswirtschaftliche  Interessen, 
die  der  Erziehung  zur  Qualität,  der  Künstlerschaft  einerseits,  die 
der  Luxusindustrien  und  des  Luxushandels  anderseits,  und  ge- 
rade Deutschland  und  Frankreich  hatten  besonderen  Grund,  diese 
Stimmen  nicht  zu  überhören. 

Etwaige  Nachteile  in  dieser  Richtung  müßten  jedenfalls  ge- 
rechtfertigt werden  durch  ein  bedeutendes  finanzielles  Ergebnis 
der  Steuer.  Aber  gerade  dies  ist  ihr  schwächster  Punkt.  Zu- 
verlässige Spezialziffern  über  die  Erträge  in  Deutschland  und 
Frankreich  sind  noch  nicht  bekannt,  doch  läßt  sich  soviel  mit 
Gewißheit  sagen,  daß  hier  wie  dort  die  Schätzungssummen 
bei  weitem  nicht  erreicht  wurden.  Der  absolut  genommen 
immerhin  nicht  unbeträchtliche  Ertrag  muß  aber  noch  in  Ver- 
gleich gesetzt  werden  mit  den  Kosten  der  Verwaltung  und  mit 
Minderungen  der  Erträgnisse  anderer  Steuern,  die  aus  etwaigen 
wirtschaftlichen  Nachteilen  entstehen.  Bei  den  Erhebungskosten 
ist  zu  bedenken,  daß  neben  dem  großen  Beamtenapparat,  den 
eine  wirksame  Ueberwachung  so  vieler  Unternehmungen  erfordert, 
auch  die  Verwaltungsarbeit  der  Kaufleute  als  unproduktive  Ar- 
beit zu  berücksichtigen  und  als  versteckter  Staatsbedarf  den  Er- 
hebungskosten hinzuzurechnen  ist.  Die  außerordentlich  große 
Zahl  steuerpflichtiger  Handlungen,  die  absolut  und  relativ  um  so 
größer  wird,  je  weiter  der  Kreis  des  steuerpflichtigen  Luxus  auf 
Gegenstände  von  geringerem  Wert  ausgedehnt  wird,  spricht  für 
die  Annahme  sehr  hoher  Verwaltungskosten.  Von  Industriellen 
und  Kaufleuten  ist  aufs  lebhafteste  über  Schädigung  durch  die 
Luxussteuer  geklagt  worden :  Abschreckung  der  Käufer,  Absatz- 
stockung, Arbeitslosigkeit  und  Kapitalverluste  und  als  Folge  ein 
starker  Rückgang  an  Einkommen-  und  Gewerbesteuern  wurden 
prophezeit.    In  Wirklichkeit  aber  hatte  die  Steuer  bei  den  außer- 
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ordentlichen  Konjunkturverhältnissen  während  der  Kriegs-  und 
Nachkriegszeit  nur  geringen  Einfluß.  Immerhin  ist  die  Gefahr 
einer  Schädigung  der  betreffenden  Industrien  um  so  größer,  je 
weniger  dringlich  das  Bedürfnis  ist,  dem  die  bestimmten  Artikel 
dienen,  da  der  Konsum  von  Luxusgegenständen  einem  geringen 
Druck  am  leichtesten  nachgeben  wird.  Wenn  man  die  Erhebungs- 
kosten und  den  Minderertrag  anderer  Steuern  in  Abzug  bringt, 
sind  so  die  Aussichten  auf  ein  günstiges  finanzielles  Ergebnis 
sehr  gering. 

Schließlich  muß  ein  Urteil  über  die  Luxusumsatzsteuer  sie 
noch  im  Zusammenhang  mit  dem  Steuersystem  betrachten,  dem 
sie  eingefügt  ist.  Wo  die  Belastung  des  Besitzes  vorwiegend 
durch  Vermögens-  und  Vermögenszuwachssteuern  verwirklicht  ist, 
die  die  Ersparnisse,  das  kapitalisierte  Einkommen  belasten,  die 
konsumierten  Einkünfte  dagegen  freilassen,  da  erscheint  die 
Luxusaufwandsteuer  geradezu  als  notwendige  Ergänzung.  Wo 
jedoch  eine  Einkommensteuer  mit  progressiven  Sätzen  besteht, 
sorgen  schon  die  hohen  Belastungen  der  großen  Einkommen  für 
eine  Minderung  des  Aufwands  und  für  den  entsprechenden  Bei- 
trag zu  den  Lasten  des  Staates. 

Im  ganzen  hat  die  Untersuchung  gezeigt,  daß  bei  der  Luxus- 
umsatzsteuer die  Forderungen  der  Gerechtigkeit  in  einem  beson- 
ders ungünstigen  Verhältnis  stehen  zur  praktischen  Durchführ- 
barkeit. Darum  wird  die  Steuer  wohl  nie  eine  große  Rolle  spielen> 
es  sei  denn,  daß  sie  auf  ganz  neue  Grundlagen  gestellt  wird. 
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UEBER  MATHEMATIK  UND  PROPORTIONAL- 
WAHL   IN    IHREN    GEGENSEITIGEN    BE- 
ZIEHUNGEN. 

Von 

HANS  CL.  NYBÖLLE  (Kopenhagen). 

Mit  drei  Figuren. 
I. 

Mit  lebhaftem  Interesse  habe  ich  die  in  dieser  Zeitschrift 
(3.  Heft,  Dezember  1919)  erschienene  Abhandlung  des  Herrn 
Dr.  Pölya  gelesen,  da  ich  mich  schon  seit  langem,  und  zwar 
in  ähnlicher  Weise  wie  dieser,  mit  gewissen  Problemen  be- 
schäftige, die  sich  auf  dem  Gebiete  der  Verhältniswahl-Theorien 
ergeben.  Dr.  P.  gelangt  allerdings  zu  Schlüssen,  die  nicht  in 
allen  Punkten,  und  besonders  nicht  in  einem  sehr  wesentlichen, 
mit  den  von  mir  erzielten  Ergebnissen  übereinstimmen.  Bevor 
ich  diese  Unterschiede  näher  erläutere,  möchte  ich  zunächst  gern 
den  hohen  Wert  hervorheben,  den  die  Fölyasche.  Abhandlung 
insofern  besitzt,  als  ihre  klare,  zumeist  elementare  Betrachtungs- 
weise einen  neuen  Kreis  von  Interessierten  in  Probleme  einzu- 
führen vermag,  die  von  Natur  äußerst  schwierig  sind.  Ganz 
allmählich  setzen  sich  die  Verhältniswahl-Theorien  in  der  Praxis 
durch,  indem  sie  sich  zugleich  mehr  und  mehr  von  rein  aka- 
demischen Diskussionen  loslösen,  um  Gemeingut  stets  wachsender 
interessierter  Kreise  zu  werden. 

Während  sich  die  Mathematik  in  Hinblick  auf  ihre  Ver- 
wendung auf  dem  Gebiete  der  Technik  schon  lange  mit  dem 
Wohl  und  Wehe  der  Menschheit  befaßt  hat,  ohne  daß  sie  den 
einzelnen  dazu  aufforderte,  über  die  dabei  angewandten  Methoden 
nachzudenken,  liegen  die  Verhältnisse  bezüglich  der  Wahlmethoden 
ganz  anders.  In  einem  Punkte  zwar  geht  es,  wie  Dr.  P.  klar 
hervorhebt,    wie    in    der  Technik :    gewisse  Fragen    erfordern  die 
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Hilfe  der  Mathematik;  doch  damit  hört  jede  Aehnlichkeit  auf. 
In  dem  Nicht-Mathematiker  kommt  z.  B.  kein  Zweifel  an  der 
Richtigkeit  einer  Brückenkonstruktion  auf,  wenn  die  Brücke  nur 
hält;  er  findet  jedoch  nie  einen  ebenso  überzeugenden  Beweis 
für  die  Brauchbarkeit  der  Wahlmethoden.  In  Wirklichkeit  kann 
auch  die  Mathematik  keine  solche  Bestätigung  geben;  immerhin 
aber  vermag  sie  schon  jetzt  zur  Beleuchtung  der  die  Verhältnis- 
wahl berührenden  Fragen  Beiträge  zu  liefern,  auf  die  man  keines- 
wegs verzichten  darf.  Zeit  ist  es,  möglichst  viele  Interessierte, 
nicht  nur  die  Leser  mathematischer  Zeitschriften,  mit  der  exakten 
Formulierung  der  Probleme  vertraut  zu  machen,  zu  denen  man 
Stellung  nehmen  muß. 

Die  Ausführungen  Dr.  Ps.  beweisen  zur  Genüge,  daß  man 
hier  recht  gut  vorwärts  kommt,  daß  sich  vor  allem  die  Diskussion 
stets  mehr  um  Fragen  dreht,  die  wirkliches  Interesse  haben. 
Was  die  mathematischen  Kenntnisse  der  Leser  anbetrifft,  so  hoffe 
ich,  mich  im  folgenden  innerhalb  der  bereits  durch  Dr.  P.  ge- 
zogenen Grenzen  gehalten  zu  haben. 

II. 

>Der  Grundgedanke  der  Proportionalwahl  ist  klar  und  be- 
stimmt.« Mit  diesem  Satze  beginnt  Dr.  P.  seine  Ausführungen. 
Zur  Erläuterung  folgt  dann  weiter:  »Zuerst  werden  die  Abge- 
ordneten unter  die  Wahlkreise  verteilt,  der  Bevölkerungszahl 
gemäß,  und  dann,  innerhalb  der  Wahlkreise,  unter  die  Parteien, 
der  Parteistärke  gemäß.«  Dieses  Beispiel  könnte  zwar  als  Para- 
digma dienen,  damit  kommt  man  aber  nicht  darüber  hinweg, 
daß  der  »Grundgedanke«  sowohl  unklar  wie  unbestimmt  ist; 
denn  sogar  in  diesem  Falle  zeigt  eine  sorgfältige  Analyse,  daß 
verschiedene  technische  Methoden  angewandt  werden  können, 
die  kein  gleiches  Resultat  ergeben,  und  zwar  gerade  deshalb, 
weil  das,  was  man  mit  Hilfe  der  Proportionalwahl  erreichen  will, 
keinen  prägnanten  Ausdruck  gefunden  hat.  Dr.  P.  führt  denn 
auch  ganz  richtig  aus,  daß  sich  unzählige  Systeme  finden, 
projektierte  wie  realisierte,  eine  Tatsache,  die  auf  alles  andere 
als  Klarheit  und  Bestimmtheit  deutet.  Ganz  entsprechend  hat 
die  Forderung  der  Proportionalität  nie  im  Positiven  ihre  Nach- 
drücklichkeit gezeigt  —  dies  bezeugt  die  bunte  Mannigfaltigkeit 
der  Systeme  —  sondern  vielmehr  wohl  im  Negativen :  in  der 
Unzufriedenheit  mit  älteren  Wahlsystemen.     Und  dieser  Negation 
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hat  es  gewöhnlich  nie  an  Klarheit  gefehlt,  da  ja  zur  Genüge 
Fälle  vorliegen,  in  denen  ein  jeder  auf  der  Stelle  das  Resultat 
als  ungerecht  einsieht.  Leider  aber  hat  die  Erkenntnis  zahlreicher 
Ungerechtigkeiten  nicht  genügt,  nun  umgekehrt  darüber  Klar- 
heit zu  verschaffen,  was  Gerechtigkeit  ist,  und  was  sie  fordern 
muß. 

Auch  in  anderer  Weise  wird  die  Behauptung  bestätigt,  daß 
die  Forderung  der  Proportionalität  weder  klar  noch  bestimmt  ist. 
Ein  Anfänger  wird  von  elementaren  Gesichtspunkten  aus  gewöhn- 
lich eine  spezielle  Form  der  Verhältniswahl  ins  Auge  fassen,  in 
der  Regel  eine  Methode,  die  vielleicht  mit  Fug  und  Recht  gegen 
konstatierte  Ungerechtigkeiten  ins  Feld  zieht;  oder  er  mag  tat- 
sächlich ein  Auge  haben  für  die  Zahl  der  Möglichkeiten,  und 
diese  Erkenntnis  bietet  ihm  zumeist  weit  größere  Schwierigkeiten 
als  die  speziellen  Probleme,  auf  die  er  späterhin  stoßen  wird, 
wenn  er  bis  dahin  nicht  vollends  seine  Kräfte  erschöpft,  um  sich 
in  dem  Labyrinth  aller  Möglichkeiten  zurechtzufinden.  Endlich 
kann  man  auch  durch  die  von  Dr.  P.  erörterte  Kontroversen- 
literatur nur  den  Eindruck  gewinnen,  daß  das  Bedürfnis  nach 
Proportionalität  zwar  groß  und  allgemein,  doch  anderseits 
äußerst  unbestimmt  definiert  ist,  eine  Tatsache,  die  Dr.  P.  zu 
verschiedenen  Erwägungen  und  manchen  wohlangebrachten  wie 
fruchtbaren  Bemerkungen  veranlaßt  hat. 

Damit  sich  der  Leser  in  den  zahlreichen  Verästelungen  der 
Verhältniswahlmethoden  zurechtfinden  kann,  damit  er  übersieht,. 
was  im  folgenden  erörtert  werden  soll,  versuche  ich  eine  Glie- 
derung der  entstehenden  Probleme.  Doch  behaupte  ich  keines- 
wegs, daß  diese  Systematisierung  vollständig  ist,  bin  mir  viel- 
mehr darüber  im  Klaren,  daß  eine  unter  anderem  Gesichtswinkel 
gegebene  Uebersicht  sehr  wohl  zweckdienlicher  sein  könnte;  für 
die  gegenwärtigen  Ausführungen  halte  ich  allerdings  meine  Ein- 
teilung für  ausreichend : 

A.  Bei  der  Kr  eis  wähl  werden  in  mehreren  (mindestens  zwei) 
Kreisen  von  ungefähr  gleicher  oder  von  ganz  verschiedener  Größe 
(die  Größe  nach  Volkszahl,  nach  Anzahl  der  Vertreter  oder  auf 
andere  Art  und  Weise  gemessen)  einer  oder  mehrere  Repräsen- 
tanten gewählt,  die  nach  der  Wahl  zu  einer  Versammlung  zu- 
sammentreten. Solche  Wahl  hat  nicht  allein  für  politische  Wahlen 
Interesse,  sondern  z.  B.  auch  für  Vereine,  die  sich  über  ein 
ganzes  Land  erstrecken  und  deren  Unterabteilungen  zu  Beratungen 
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Abgeordnete  entsenden.  Die  Kreise  brauchen  nicht  geographisch 
abgegrenzt  zu  werden;  sie  können  z.  B.  auch  nach  Berufsklassen 
eingeteilt  sein,  wie  es  bei  den  Arbeiterorganisationen  der 
Fall  ist. 

B.  Bei  der  Einzelkreiswahl  ist  das  endgültige  Ergebnis 
nicht  von  den  Wahlen  in  den  übrigen  Kreisen  abhängig ;  es  wird 
lediglich   durch   die  Stimmabgabe  der  eigenen  Wähler  bestimmt. 

Bei  dieser  Einteilung  ist  in  erster  Linie  eigentlich  nur  bezüg- 
lich der  unter  B.  genannten  Einzelkreiswahl  von  einer  Propor- 
tionalwahl die  Rede.  Es  steht  aber  nichts  im  Wege,  auch 
die  Möglichkeiten  einer  Verhältniswahl  zu  untersuchen,  wenn  die 
Wahlergebnisse  aus  mehreren  Kreisen  zusammengefaßt  werden. 
Doch  muß  man  dann  darüber  im  klaren  sein,  daß  die  Frage,  in 
welchem  Grade  eine  Versammlung,  deren  Mitglieder  speziell  aus 
Einzelkreisen  hervorgehen,  die  nur  einen  Repräsentanten  zu 
wählen  haben,  eine  verhältnismäßige  Repräsentation  aufweisen 
wird,  unter  die  Probleme  der  Verhältniswahlmethoden  fällt.  Bei 
diesen  sogenannten  Kreiswahlproblemen  findet  die  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung in  besonders  starkem  Maße  Anwendung.  Sind 
die  Kreise  nicht  so  eingerichtet,  oder  können  sie  nicht  so  ein- 
gerichtet werden,  daß  alle  Kreise  die  gleiche  Anzahl  Repräsen- 
tanten wählen,  so  entsteht  zugleich  die  Frage,  welche  Anzahl 
jedem  Kreise  zuzuteilen  ist.  Diese  Frage  kann,  wie  Dr.  P.  aus- 
führlich hervorhebt,  derart  formuliert  werden,  daß  sie  sich  nach 
denselben  Prinzipien  lösen  läßt  wie  die  Verteilung  der  Mandate 
bei  der  unter  B.  genannten  Einzelkreiswahl,  indem  das  ganze 
Land  die  Rolle  des  Kreises  übernimmt,  die  einzelnen  Kreise  in 
die  Stelle  der  Parteien  rücken.  Es  versteht  sich  jedoch  nicht 
von  selbst,  wie  Dr.  P.  zu  vermeinen  scheint,  daß  die  Einwohner- 
zahlen die  Stimmen  ersetzen  sollen;  wieviele  Mandate  einem 
Kreise  zugewiesen  werden  müssen,  könnte  auch  ganz  gut  von 
der  Wählerzahl  abhängig  gemacht  werden,  die  durchaus  nicht 
der  Volkszahl  vollends  proportional  ist.  Ich  erwähne  hier  nur, 
daß  in  Dänemark  lange  Jahre  hindurch  die  Forderung,  daß  die 
Kreise,  in  denen  ein  Abgeordneter  zu  wählen  ist,  nicht  allein 
nach  der  Volkszahl,  sondern  auch  nach  der  Bevölkerungsdichtig- 
keit zu  bestimmen  wären,  ein  politischer  Streitapfel  gewesen  ist. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  der  unter  B.  genannten  Einzel- 
kreiswahl zu ,  so  müssen  folgende  zwei  Arten  unterschieden 
werden : 
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1.  Die  Parteiwahl,  bei  welcher  nur  auf  Parteien  (Partei- 
listen) gestimmt  werden  kann,  und  wo  die  Aufgabe  in  erster 
Linie  darin  besteht,  nur  die  Anzahl  Mandate  zu  finden,  die  jeder 
Partei  zuzuweisen  ist,  während  erst  später  die  einzelnen  gewählten 
Personen  bestimmt  werden  müssen. 

2.  Die  Persone n wähl,  d.  h.  eine  Wahl,  bei  der  die  Wähler 
nicht  streng  an  eine  Partei  oder  Parteiliste  gebunden  sind,  son- 
dern frei  für  eine  oder  mehrere  beliebige  benannte  Personen 
stimmen  können. 

Damit  ist  die  Zahl  der  Fälle,  wo  es  sich  um  Proportional- 
wahl handeln  kann,  noch  nicht  erschöpft.  Oft  sind  Wahlsysteme 
mehr  oder  weniger  gemischt;  dies  gilt  besonders  von  der  soge- 
nannten indirekten  Wahl,  wenn  die  Wähler  Wahlmänner  be- 
stimmen ,  die  dann  die  definitive  Wahl  vornehmen.  Ferner 
möchte  ich  die  Methode  für  die  Wahl  zur  zweiten  Kammer  (Folke- 
ting)  des  dänischen  Reichstags  nennen,  welche  klar  und  deutlich 
eine  Proportionalität  erstrebt:  1 18  Abgeordnete  werden  durch  Ver- 
hältniswahl in  großen  Kreisen  bestimmt:  danach  nimmt  man  aus 
der  Reihe  der  übrig  bleibenden  Kandidaten  31  Repräsentanten 
heraus,  so  daß  das  149  Mitglieder  zählende  Folketing,  soweit  es 
unter  den  gegebenen  Verhältnissen  möglich  ist,  eine  der  Stimm- 
abgabe im  ganzen  Lande  entsprechende  Repräsentation  dar- 
stellt. 

In  der  bunten  Mannigfaltigkeit  der  Möglichkeiten  wird  man 
jedoch  am  leichtesten  der  unter  B.  1  genannten  Parteiwahl  als 
einer  Proportionalwahl  gewahr;  diese  recht  einfache  Art  wäre 
daher  zuerst  zu  untersuchen.  Wie  oben  bereits  betont,  kann  die 
Verteilung  einer  vorher  gegebenen  Anzahl  Mandate  auch  als  auf 
eine  Reihe  nicht  gleich  großer  Kreise  verteilt  gedacht  werden 
mit  Hilfe  einer  entsprechenden  Wahlmethode.  Da  solche  Metho- 
den sehr  spezieller  Natur  sind,  pflege  ich  selber  die  Bezeichnung 
»Verteilungsregeln«  zu  gebrauchen,  um  den  Gegensatz  zu  dem 
viel  allgemeineren  Ausdruck  » Proportional wahlmethodcnc  hervor- 
zuheben. 

Dr.  P.s  Ausführungen  handeln  im  wesentlichen  von  »Ver- 
teilungsregeln«, wenn  sie  auch  gelegentlich  das  Kreiswahlproblem 
berühren.  Ich  werde  mich  ebenfalls  zur  Hauptsache  den  Ver- 
teilungsregeln zuwenden ,  um  dann  in  einem  Schlußabschnitt 
solche  Bemerkungen  unterzubringen,  die  sich  diesem  Rahmen 
nicht  anpassen. 
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III. 

Das  bei  der  Aufstellung  einer  »Verteilungsregel«  auftauchende 
Problem  besteht  ja  darin,  eine  ganze  Zahl  (Anzahl  der  Mandate) 
in  soviele  andere  ganze  Zahlen  zu  teilen,  als  Parteien  vorhanden 
sind,  und  zwar  derart,  daß  die  Teile  ganz  oder  annähernd  pro- 
portional der  Zahl  der  abgegebenen  Stimmen  sind.  Von  dieser 
Fragestellung  aus  behandelt  Dr.  P.  das  Problem  der  Verteilungs- 
regeln (s.  insbesondere  S.  307).  Das  Wesentliche  ist  hier  die 
direkte  Forderung  der  Proportionalität;  dies  führt  weiterhin,  da 
eine  vollkommene  Proportionalität  im  allgemeinen  unerreichbar 
ist,  zu  der  (auch  von  Dr.  P.  durchgeführten)  Untersuchung,  welche 
Methode  die  beste  Annäherung  ergeben  wird.  Eine  solche  Unter- 
suchung läuft  darauf  hinaus,  die  Abweichungen  festzustellen 
zwischen  den  Resultaten  der  konkreten  Verteilungsregeln  und 
den  Bruchteilen,  zu  denen  man  unweigerlich  gelangt,  wenn  mit 
Hilfe  einfacher  Regeldetrie  die  Mandatzahlen  in  Teile  zerlegt 
werden,  die  genau  den  Stimmzahlen  entsprechen. 

Schon  der  Name  »Proportionalwahl«  weist  darauf  hin,  einen 
solchen  Ausgangspunkt  bei  der  streng  proportionalen,  doch 
gewöhnlich  »gebrochenen«  Verteilung  zu  wählen,  um  so  durch 
geeignete  Ergänzungen  zu  Verteilungsregeln  zu  gelangen.  Dr.  P. 
führt  selbst  ein  Beispiel  dafür  an,  wie  ein  »beliebiger  Gymnasiast <- 
gerade  von  dieser  Betrachtung  aus  auf  die  Methode  der  stärksten 
Bruchteile  gebracht  wird.  Zur  größeren  Klarheit  wird  es  hier 
doch  zweckmäßig  sein,  zwischen  zwei  Fällen  zu  unterscheiden, 
die  zuguterletzt  vielleicht  nicht  als  verschiedenartig  betrachtet 
werden  müssen,  jedoch  dem  »beliebigen  Gymnasiasten«  in  ver- 
schiedenem Grade  Schwierigkeiten  bereiten.  Diese  zwei  Fälle 
mögen  durch  folgende  Beispiele  beleuchtet  werden: 

1.  3  Parteien  mit  Stimmenzahlen: 

595  275  130 

sollen  10  Mandate   erhalten;    allgemeine  Regeldetrie    ergibt   hier 

5,95  2,75  1,30. 

Falls  der  »Gymnasiast«  mit  der  Methode  vertraut  ist,  die  man 
bei  einem  Zahlenergebnis  anwendet,  das  abzurunden,  doch 
sonst  keinerleiBedingungen  unterworfen  ist,  nämlich 
der  Abrundung  zur  nächstliegenden  ganzen  Zahl,  kann  er  hier 
die  Brüche  der  Mandatzahlen  einzeln  vornehmen;  die  Ver- 
teilung wäre  dann 

631; 
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da  diese  drei  Zahlen  zusammen  10  ergeben,  wird  er  höchst  be- 
friedigt sein,  und  wenn  er  nie  anderen  Stimmenkombinationen 
gegenübergestellt  würde,  müßte  er  der  Proportionalwahl  jegliche 
Schwierigkeit  absprechen. 

2.  Nimmt  man  dagegen  als  zweites  Beispiel  das  von  Dr.  P. 
in  dieser  Verbindung  angeführte:  Die  Stimmzahlen  seien 

595  253  152; 

einfache  Regeldetrie  ergibt 

5,95  2,53  1,52. 

Hier  kann  man  die  Brüche  nicht  einzeln  zur  nächstliegenden 
ganzen  Zahl  abrunden,  da  auch  jetzt  sich  nach  der  Abrundung 
die  Summe  10  ergeben  muß.  Möglicherweise  hat  Dr.  P.  mit 
der  Behauptung  recht,  daß  der  »Gymnasiast«  das  kleinste  Un- 
recht darin  findet,  die  größten  Bruchteile  zu  vollen  Zahlen  zu 
ergänzen;  er  käme  dann  (Methode  der  stärksten  Bruchteile)  zum 
Resultat : 

6  3  1. 

Doch  nur  vom  Gesichtspunkte  des  »Gymnasiasten«  aus  ist  man 
dazu  berechtigt,  diese  Methode  als  die  der  kleinsten  Ungerechtig- 
keiten zu  bezeichnen,  d.  h.  als  diejenige,  welche  die  beste  An- 
näherung ergibt.  Aber  bleiben  wir  ruhig  dabei,  daß  jeder  Außen- 
stehende den  vom  »Gymnasiasten«  eingeschlagenen  Weg,  die 
Methode  der  stärksten  Bruchteile,  benutzen  wird ;  dies  kommt  ja 
nämlich  daher,  daß  die  Revision  der  Brüche  der  Mandatzahlen  (Ab- 
rundung zu  ganzen  Zahlen)  einzelweise  und  nicht  geschlossen 
vorgenommen  wird.  In  Wirklichkeit  steht  der  »Gymnasiast« 
einer  ganz  neuen  Aufgabe  gegenüber,  die,  mit  Hilfe  einfacher 
Regeldetrie  gelöst,  ein  unbestimmtes  Resultat  ergibt,  bei 
deren  Lösung  vielmehr  ganz  neue  Prinzipien  zur  Anwendung  ge- 
langen. Dr.  P.  nennt  selbst  mehrere  dieser  Prinzipien :  einige 
führen  zu  einem  eigenen  Ergebnis,  andere  dagegen  zu  dem 
gleichen,  der  Methode  der  stärksten  Bruchteile.  Daß  der  sich 
vorwärtstastende  »Gymnasiast«  zu  dieser  Methode  gelangt,  ist 
verständlich  ;  sie  ist  jedoch  auf  alle  Fälle  mit  dem  Odium  der 
Willkür  behaftet,  und  Dr.  P.s  Behauptung,  daß  sie  das  kleinste 
Unrecht  im  Gefolge  habe,  ist  nicht  bewiesen. 

IV. 

Die    hier    durch    zwei  Beispiele  angedeutete  Unterscheidung 
zweier  Arten    von  Abstimmungsrcsultatcn    kann,    wo  es  sich  nur 
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um  3  Parteien  handelt,  leicht  durch  die  meines  Wissens  zuerst 
von  Dr.  P.  eingeführte  geometrische  Darstellungsweise  veran- 
schaulicht werden  (Abschnitt  V,  Seite  314).  Angenommen,  die 
3  Parteien  hätten  insgesamt  7  Mandate  zu  besetzen.  Man  teilt 
dann  jede  Seite  in  2  mal  7  =  14  gleich  große  Teile  und  hebt 
die  Teilungspunkte  der  ungleichen  Nummern  besonders  hervor. 
Indem  nun  durch  diese  Punkte  Linien  parallel  zu  den  Seiten  des 
Dreiecks  gezogen  werden,  zerfällt  das  Dreieck  teils  in  eine  Reihe 
ganzer  und  halber  Sechsecke,  teils  in  eine  Reihe  kleinerer  Dreiecke. 
Leicht  zu  beweisen  und  zum  mindesten  leicht  zu  überprüfen  ist 
dann  folgendes:  Wenn  der  Punkt,  dessen  Abstände  von  den 
Dreiecksseiten  sich  wie  die  3  Stimmzahlen  verhalten,  ins  Innere 
des  Sechsecks  fällt,  hat  man  einen  Fall,  wie  er  im  ersten  Bei- 
spiel veranschaulicht  wurde,  vor  sich,  wo  die  einzelne  Abrundung 
der  Brüche  der  3  Mandatzahlen  zur  nächstliegenden  ganzen  Zahl 
in  Hinblick  auf  die  Summe  der  3  abgerundeten  Zahlen  keinerlei 
Anlaß  zu  Widersprüchen  gibt.  Anderseits  aber  sind  die  durch 
die  Punkte  in  den  kleinen  Dreiecken  veranschaulichten  Stimm- 
zahlen gerade  diejenigen,  welche  zum  Nachdenken  Anlaß  geben 
darüber,  wie  die  Abrundung  vorzunehmen  ist,  damit  sie  die 
richtige  Summe  ergibt. 

Es  ist  dann  ferner  weder  schwer  zu  beweisen  noch  zu  über- 
prüfen, daß  eine  Stimmenverteilung,  die  durch  einen  Punkt,  der  ins 
Innere  eines  der  Sechsecke  fällt,  veranschaulicht  wird,  das  gleiche 
Resultat  ergibt,  sowohl  bei  der  Mandatverteilung  nach  der 
Methode  der  stärksten  Bruchteile,  wie  nach  der  St.  Lagueschen, 
doch  keineswegs  in  all  den  Fällen  der  Verteilung  der  Stimmen, 
die  durch  die  kleinen  Dreiecke  zur  Abbildung  gelangen.  Zerlegt 
man  nämlich  jedes  der  kleinen  Dreiecke,  indem  von  den  drei 
Ecken  aus  je  eine  Linie  zu  der  jeweils  gegenüberliegenden  Seite 
gezogen  wird  —  mögen  diese  Geraden  senkrecht  auf  die  Gegen- 
seite fallen  oder  mögen  sie  zugleich  durch  die  Scheitel1)  der  Winkel 
des  Grunddreiecks  verlaufen  — ,  werden  diese  Linien  sich  in  einem 
und    demselben    Punkte    schneiden    und    das    betrachtete    kleine 


1)  Durch  den  Scheitel  eines  der  kleinen  Dreiecke  können  natürlich  drei 
Geraden  —  nach  jeder  Winkelspitze  des  Grunddreiecks  — ,  gezogen  werden ; 
doch  nur  die  eine  hat  praktische  Bedeutung,  da  die  beiden  andern  nicht  ins 
Innere  des  kleinen  Dreiecks  fallen. 
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Dreieck  in  drei  Teile  teilen.  In  Figur  1  und  2  sind  die  kleinen 
Dreiecke  durch  punktierte  Linien  dargestellt,  und  sämtliche  klei- 
nen Dreiecke  sind  auf  die  beschriebene  doppelte  Weise  durch 
ausgezogene  Geraden  geteilt. 


Figur  1. 

Durch  diese  ausgezogenen  Geraden  wird  zugleich  das  große 
Grunddreieck  in  eine  Reihe  Sechsecke  von  den  von  Dr.  P.  in 
seiner  Abhandlung  (s.  Seite  315  u.  316)  festgelegten  Art  zerlegt  ; 
jeder  von  diesen  enthält  die  »Stimmenpunkte«,  die  zu  einer  glei- 
chen Mandatverteilung  führen.  Figur  1  stellt  wie  Dr.  P.s  Figur  3 
(S.  315)  die  Methode  der  größten  Brüche  und  Figur  2  die  St. 
Laguesche  dar.  Da  die  ausgezogenen  Sechsecke  in  beiden  Fällen 
von  den  punktierten  umschrieben  werden,  welche  die  »Stimmen- 
punktet enthalten,  bei  denen  die  einzelne  Abrundung  der  genauen, 
doch  gebrochenen  Mandatzahlen  zu  keinerlei  Widersprüchen  führt 
(vgl.  Beispiel  1),  geben  in  solchen  Fällen  beide  Methoden  ein 
und  dasselbe  Resultat.  Aus  Figur  I  und  2  geht  zugleich  hervor, 
daß  beide  Methoden  noch  in  einer  Anzahl  von  Fällen,  die  nicht 
ins  Innere  der  punktierten  Sechsecke    fallen,    zu   einem   gleichen 
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Ergebnis  führen  müssen;  aber  die  Figuren  zeigen  zugleich,  daß 
der  Unterschied  zwischen  der  Methode  der  größten  Brüche  und 
der  St.  Lagueschen  in  der  verschiedenen  Aufteilung  der  kleinen 
Dreiecke  besteht,  daß  beide  Methoden  auf  sehr  verschiedene 
Weise  bei  allen  erdenklichen  Stimmenkombinationen  die  Mandate 
verteilen.  Dr.  ^.s  Figur  4  (S.  316)  zeigt  deutlich,  wie  die 
d'Hondtsche  Verteilungsregel  wirkt,  daß  diese  Methode  nicht  wie 
die  der  größten  Brüche  und  wie  die  St.  Laguesche  die  Fälle  um- 


Figur  2. 

schreibt,  welche  durch  einzelne  Abrundung  gelöst  werden  können. 
Es  finden  sich  also  Stimmenkombinationen,  die,  ohne  daß  man 
dabei  zu  Widersprüchen  gelangt,  mit  Hilfe  einfacher  Regeldetrie 
behandelt  werden  können  bei  anschließender  einzelner  Abrundung 
der  gebrochenen  Mandatzahlen;  doch  führt  diese  Behandlungs- 
weise  zu  einem  anderen  Resultat  als  die  d'Hondtsche.  Vermut- 
lich muß  zuguterletzt  Dr.  P.s  Unwille  gegen  die  d'Hondtsche  Ver- 
teilungsregel auf  die  soeben  dargelegten  Verhältnisse  zurückge- 
führt werden;  die  große  Ungerechtigkeit  dieser  Verteilungsregel 
den  beiden  andern  Regeln  gegenüber  zu  beweisen,  scheint  jeden- 
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falls  die  Hauptaufgabe  der  P.schen  Abhandlung  zu  sein,  wenn 
auch  die  Beweisführung  auf  andere  Art  und  Weise  versucht  wird. 
Von  rein  mathematischen  Gesichtspunkten  aus  kann  ein  solcher 
Beweis  doch  kaum  geführt  werden  (vgl.  oben  Abschn.  I) ;  höchstens 
kann  davon  die  Rede  sein,  mit  mathematischen  Hilfsmitteln  Eigen- 
schaften nachzuweisen,  die  dann  als  Vorteile  oder  als  Nachteile 
ad  libitum  aufgefaßt  werden  können.  Was  nun  Dr.  P.  über  die 
dHondtsche.  Verteilungsregel  anführt,  ist  fürs  erste  nicht  er- 
schöpfend. Zweitens  ist  der  Ausdruck,  der  gegen  die  Unge- 
rechtigkeit der  Regel  ins  Feld  geführt  wird,  bei  weitem  nicht 
einwandfrei,  obzwar  er  eine  flüchtige  Aehnlichkeit  mit  wohlbe- 
kannten Tatsachen  aufweist.  Im  folgenden  werde  ich  diese  Aus- 
führungen näher  zu  beleuchten  versuchen. 

V. 

Der  von  Dr.  P.  beschrittene  Weg,  die  Unterlegenheit  der 
d'Hondtschen  Verteilungsregel  der  St.  Lagueschen  Regel  und  der 
Methode  der  größten  Brüche  gegenüber  zu  beweisen,  erhellt  aus 
folgender  Aufgabe  (s.  S.  317 — 321) :  »Wenn  sich  in  einem  Wahlkreis 
drei  Parteien  um  fünf  Sitze  bewerben,  wie  groß  ist  dann  der 
durchschnittliche  Gewinn  der  stärksten  Partei?«  Um  überhaupt 
diesen  Gewinn  bestimmen  zu  können,  muß  man  eine  bestimmte 
Häufigkeit  des  Auftretens  der  verschiedenen  Stimmenkombinatio- 
nen voraussetzen.  Mit  anderen  Worten,  man  muß  voraussetzen, 
mit  welcher  Wahrscheinlichkeit  zu  erwarten  ist,  daß  eine  be- 
vorstehende Stimmabgabe  in  einem  gegebenen  Punkt  des  Drei- 
ecks abgebildet  wird.  Ueber  die  Verteilung  dieser  Stimmkom- 
binationen hat  man,  soweit  mir  bekannt,  noch  keinerlei  Kennt- 
nis. Nun  hat  Dr.  P.  demgegenüber  stillschweigend  die  Voraus- 
setzung gemacht,  daß  jede  Stimmenkombination  dieselbe  Wahr- 
scheinlichkeit besitzt.  Man  kann  «also  das  Areal  der  Fläche, 
welche  die  zu  der  gegebenen  Mandatverteilung  führenden  »Stimm- 
punkte« enthält,  benutzen,  um  zu  der  vollen  Wahrscheinlichkeit 
zu  gelangen,  daß  eine  Stimmabgabe  zu  der  gegebenen  Mandat- 
verteilung führt.  Für  diese  Voraussetzung  kann  a  priori  eigent- 
lich nur  dies  sprechen,  daß  die  rein  praktische  Durchführung  der 
Aufgabe  möglichst  einfach  wird ;  gegen  sie  reden  die  Lehren  der 
Wahrscheinlichkeitsrechnung  ;  auch  die  Wahlstatistik,  auf  die  Dr.  P. 
sonst  so  fleißig  hinweist,    führt  eine  ganz    andere  Sprache.    Dies 
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wird  deutlich  aus  der  untenstehenden  Figur  3  hervorgehen,  die 
auf  einer  dänischen  Wahlstatistik  beruht,  welche  schon  lange  für 
die  gegenwärtigen  Betrachtungen  verarbeitet  gewesen  ist,  so  daß 
ich  darauf  verzichten  konnte,  neue  Berechnungen  auf  Grund  der 
Wahlstatistik  der  Schweiz  vorzunehmen.  Die  Figur  illustriert  das 
Resultat  der  Stimmabgabe  in  denjenigen  dänischen  Gemeinden,  in 
denen  anläßlich  der  allgemeinen  Kommunalrats  wahlen  im  Jahre  191 7 
gerade  drei  Listen  aufgestellt  waren.    Bei  diesen  Wahlen  findet  die 


Figur  3. 

d'Hondtsche  Verteilungsregel  Anwendung.  Jeder  Punkt  der  Figur 
ist  so  gesetzt,  daß  die  Abstände  von  den  Dreiecksseiten  den 
Stimmzahlen  der  drei  Parteien  proportional  sind ;  man  wird  dabei 
klar  sehen,  daß  die  Punkte  sich  bei  weitem  nicht  gleichmäßig 
über  die  ganze  Dreiecksfläche  verteilen.  Es  kann  demnach  keines- 
wegs richtig  sein,  daß  das  Hauptverdienst  des  Diagramms  darin 
besteht,  daß  es  die  aktuellen  Wahrscheinlichkeitsfragen  beant- 
worten kann  (S.  317).  Die  sich  hier  ergebende  Frage  ähnelt 
einer  andern,  der  man  so  oft  in  der  Wahrscheinlichkeitsrech- 
nung,   namentlich    bei  Problemen   geometrischer  Art,   begegnet: 
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wie  die  Wahrscheinlichkeit  zu  bestimmen  ist,  wenn  die  Anzahl 
gleich  möglicher  und  gleich  günstiger  Fälle  unendlich  groß  wird, 
was  gerade  dann  eintreten  kann,  wenn  man  die  Flächen  der 
Sechsecke  und  der  Grunddreiecke  als  günstige  und  mögliche  Fälle 
auffaßt1).  Die  einer  noch  so  großen  Anzahl  Stimmenkombinationen 
entsprechende  Punktmenge  kann  nämlich  nie  ein  Kontinuum  bil- 
den, es  sei  denn,  daß  man  die  bei  einer  einzelnen  Wahl  erzielte 
xAnzahl  Stimmen  als  ins  Unendliche  wachsend  annähme. 

Dr.  P.  hat  daher  durchaus  recht,  wenn  er  behauptet,  daß  bis 
heute  jeder  systematische  Ansatz  zur  Lösung  des  von  ihm  (S.  317) 
aufgestellten  Problems  fehlt;  und  seine  figürliche  Darstellung  ist 
zur  Lösung  fast  unentbehrlich,  doch  nicht  ganz  ausreichend.  Man 
kommt  nicht  hindurch,  ohne  zugleich  anzugeben,  wie  die  Ver- 
teilung der  Stimmpunkte  ausfallen  würde,  wenn  man  imstande 
wäre,  die  Anzahl  der  Punkte  ins  Unendliche  zu  vermehren.  Ge- 
rade daher  können  die  Resultate,  zu  denen  Dr.  P.  auf  S.  319 
gelangt,  keinerlei  Beweiskraft  in  der  Frage  der  Ungerechtigkeit 
der  cfHondtschen  Verteilungsregel  beanspruchen.  Daß  diese 
Resultate  ganz  übertriebene  Vorstellungen  von  der  Raffsucht,  mit 
der  die  cfHondtsche  Verteilungsregel  die  stärkste  Partei  ausstattet, 
ergeben  müssen,  geht  deutlich  aus  einer  Betrachtung  der  Figur  3 
hervor,  welche  zeigt,  daß  gerade  die  Stimmverteilung,  bei  der 
eine  einzelne  Partei  besonders  schwach  ist,  verhältnismäßig  selten 
in  die  Erscheinung  tritt. 

Wie  schön  die  von  Dr.  P.  eingeführte  figürliche  Betrachtungs- 
weise auch  die  hierher  gehörenden  Fragen  klärt,  speziell  den 
Unterschied  zwischen  den  verschiedenen  Verteilungsregeln,  so  hat 
sie  doch  die  Schattenseite,  daß  man  leicht  ihre  Bedeutung  über- 
schätzt, ja  daß  sie  zu  falschen  Schlüssen  Anlaß  geben  kann.  Mit 
dieser  Gefahr  müßte  man  sich  indessen  abfinden,  wenn  die  Be- 
trachtungsweise sich  auch  in  anderer  Hinsicht  als  fruchtbar  er- 
wiese. Man  steht  jedoch  der  traurigen  Tatsache  gegenüber,  daß 
der  Hauptvorteil  der  Methode  —  die  Anschaulichkeit  —  in  dem 
Augenblick  verloren  geht,  sobald  sie  Verwendung  finden  soll  in 
Fällen,  in  denen  4  oder  mehr  Parteien  auftreten.  Dr.  P.  macht 
hier  nun  geltend  (S.  320 — 321),  daß  man,  sobald  es  sich  um  4  Par- 
teien handelt,  ein  Tetraeder  im  Räume,  und  sobald  es  sich  um  mehr 
als  4  Parteien  handelt,  4  und  mehr  Räume  zur  Hilfe  nehmen  muß. 

1)  Vgl.  z.  B.  das  Bertrandsche  Paradoxon  und  das  Problem  der  Mengen- 
lehre in  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung. 
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Rein  theoretisch  steht  auch  nichts  im  Wege,  die  Betrachtung  auf 
eine  beliebige  Anzahl  Dimensionen  auszudehnen ;  denn  die  viel- 
dimensionale  Geometrie  ist  ebenso  faktisch  wie  die  zwei-  oder  drei- 
dimensionale, solange  es  sich  nur  um  Operationen  dreht,  die  sich 
unter  denselben  Formen  durchführen  lassen,  ganz  gleichgültig,  mit 
welcher  Anzahl  Koordinaten  gerechnet  wird.  Doch  hierum  handelt 
es  sich  gerade  nicht.  Ganz  im  Gegenteil  handelt  es  sich  um  ein 
Hilfsmittel,  das,  wie  Dr.  P.  S.  317  hervorhebt,  ermöglicht,  mit  einem 
Blick  bei  geometrischer  Anschauung  die  hierher  gehörenden  Pro- 
bleme zu  lösen.  Ist  von  3  Parteien  die  Rede,  so  ist  die  Be- 
trachtungsweise sogar  besonders  hübsch;  von  4  Parteien,  so 
werden  schon  erhebliche  Anforderungen  an  geometrisches  Vor- 
stellungsvermögen gestellt,  damit  die  Hilfsmittel  richtig  angewandt 
werden ;  von  noch  mehr  Parteien,  dann  verliert  das  Hilfsmittel  im 
physischen  Räume  ganz  und  gar  seine  Anschaulichkeit.  Schon 
lange  habe  ich  es  daher  für  nutzlos  angesehen,  hier  weiterzugehen, 
denn  nur  bei  rein  einleitenden  Erwägungen  habe  ich  das  Hilfs- 
mittel benutzen  können. 

VI. 

Zur  weiteren  Beleuchtung  der  Eigentümlichkeiten  der  d Hondt- 
schen  Verteilungsregel  werde  ich  nunmehr  einiges  ausführen,  was 
meines  Erachtens  ein  ganz  anderes  Licht  auf  die  Natur  des  Pro- 
blems wirft  als  die  oben  dargelegte  Betrachtungsweise.  Zu  einem 
abschließenden  Ergebnis  führen  sie  meines  Erachtens  zwar  nicht ; 
doch  dürfte  man  ein  solches,  wie  bereits  früher  betont,  kaum  mit 
nur  mathematischen  Mitteln  erzielen  können. 

Zunächst  sind  meine  Ausführungen  nichts  weiteres  als  eine 
Erweiterung  des  Bemoullischen  Satzes  in  der  Wahrscheinlich- 
keitsrechnung. In  einer  Urne  liegen  durcheinander  weiße  und  rote 
Kugeln  in  einem  solchen  Verhältnis,  daß  die  Wahrscheinlichkeit, 
eine  weiße  Kugel  zu  ziehen,  p,  eine  rote  zu  ziehen,  q  =  1  —  p 
ist.  Es  wäre  dann  bekannt,  daß  unter  allen  Ergebnissen,  die  bei 
s  Versuchen  möglich  sind,  dasjenige  am  wahrscheinlichsten  ist, 
bei  welchem  das  Verhältnis  der  Wiederholungszahlen  von  weiß 
und  rot,  m  :  n,  dem  Verhältnis  p  :  q  der  Wahrscheinlichkeiten 
gleich  oder  am  nächsten  ist.  Die  Zahlen  m  und  n,  welche  diese 
Eigenschaft  besitzen,  werden  durch  folgende  Gleichungen  bestimmt : 

<  5.  und  P  > 


m-f-i^n  m       n  + 

wo  m  -|-  n  =  s. 


Ueber  Mathematik  u.  Proportionalwahl  in  ihren  gegenseitigen  Beziehungen,      i  ß  i 

Genau  in  derselben  Weise  wird  bei  der  d'Hondtschen  Me- 
thode die  Anzahl  der  Mandate  bestimmt,  die  2  Parteien  zu- 
fallen, welche  mit  den  Stimmzahlen  p  und  q  oder  p  .  N  und  q  .  N 
sich  in  s  Mandate  teilen  sollen. 

Dieser  Satz  läßt  sich  leicht  derart  erweitern,  daß  er  nicht 
bloß  in  dem  hier  berührten  Falle  der  zwei  Farben,  sondern  auch 
für  Fälle  mit  einer  beliebigen  Anzahl  Farben  gilt.  Nehmen  wir 
an,  eine  Urne  enthalte  w  weiße,  r  rote,  g  grüne,  b  blaue  und 
s  schwarze  Kugeln,  und  man  ziehe  insgesamt  a  mal ;  welche 
Farbenkombination  hat  dann  größere  Wahrscheinlichkeit  hervor- 
zukommen als  andere  ?  Verteilt  man  (gemäß  der  oben  ange- 
wandten Methode)  nach  d Hondtschem  Schema  a  Mandate  unter 
die  5  Parteien  (Farben)  mit  Stimmenzahlen  gleich  (oder  pro- 
portional) zu  w,  r,  g,  b  und  s,  dann  erhält  man  das  wahrschein- 
lichste Ergebnis.  Ginge  daher  eine  Verhältniswahl  in  der  Weise 
vor  sich,  daß  die  Wähler  ihre  Stimme  abgäben  durch  das  Hinein- 
werfen einer  durch  ihre  Farbe  die  Partei  angebenden  Kugel  in 
eine  Urne,  und  stellte  man  nach  der  Abstimmung  fest,  wieviele 
Mandate  jeder  Partei  zufielen,  indem  man  so  viele  Kugeln  aus 
der  Urne  zöge,  als  Vertreter  zu  wählen  wären,  so  würde  das  Er- 
gebnis öfter  mit  dem  d'Hondtschen  Ergebnis  als  mit  irgendeinem 
andern  übereinstimmen. 

Indem  wir  nun  weitergehen,  muß  ich  zuerst  an  die  Be- 
trachtungen zu  Beginn  des  Abschnittes  III  erinnern,  wo  das 
Problem  einer  Verteilungsregel  formuliert  wurde;  ich  betonte 
hier,  daß  derjenige,  der  seinen  Ausgangspunkt  von  der  streng 
proportionalen  Verteilung  nimmt,  mit  seinen  Erwägungen  da- 
hin gelangt,  sich  mit  den  verschiedenen  Möglichkeiten  einer 
Abweichung  und  Annäherung  der  Verteilungsregeln  in  Hin- 
blick auf  die  exakte,  doch  nicht  brauchbare  Verteilung  zu 
befassen.  Wenn  nun  auch  im  Namen  Proportionalwahl  eine  Auf- 
forderung, diesen  Weg  zu  beschreiten,  zu  liegen  scheint,  so  läßt 
sich  doch  keineswegs  leugnen,  daß  die  Unmöglichkeit,  zu  genauer 
Proportionalität  zu  gelangen,  anderseits  eine  Aufforderung  dazu 
enthält,  auf  die  direkt  gestellte  Forderung  der  Proportionalität 
zu  verzichten  und  bezüglich  der  Verteilungsregeln  zu  einer  Ziel- 
setzung zu  gelangen,  die  insbesondere  /u  einer  eindeutigen  Lö- 
führen,  die  dann  später  den  Beweis  ermöglichen  muß,  daß 
chlich  indirekt  die  Forderung  der  Proportionalität  innegehalten 
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worden  ist,  —  in  verschiedenem  Grade,    der  Annäherung  zu  der 
genau  proportionalen  Verteilung  entsprechend. 

Ich  führe  nun  zunächst  ein  Beispiel  an,  welches  deshalb  lehr- 
reich ist,  weil  es  zu  keiner  Verteilungsregel  führt.  Diejenigen, 
die  sich  mit  Verhältniswahlen  beschäftigt  haben,  werden  wissen, 
daß  ein  Teil  der  Mandatinhaber  einer  gewählten  Versammlung 
sich  zu  einem  Mehrheitsblock  zusammenschließen  kann,  wenn 
auch  die  entsprechenden  Wähler  nicht  über  die  Hälfte  der  sämt- 
lichen abgegebenen  Stimmen  aufgebracht  haben  und  die  Ver- 
sammlung sogar  durch  Verhältniswahl  zustandegekommen  ist. 
Diese  Tatsache  könnte  zu  der  Untersuchung  Anlaß  geben,  inwie- 
weit es  möglich  ist,  eine  Verteilungsregel  aufzustellen,  bei  der 
solche  Fälle  ausgeschlossen  sind,  eventuell  zu  der  Untersuchung, 
inwieweit  es  möglich  wäre,  diese  Forderung  zum  alleinigen  In- 
halt einer  Verteilungsregel  zu  machen.  In  einigen  in  dänischer 
Sprache  erschienenen  Arbeiten  ist  ein  Verfasser  begeistert  für  eine 
solche  Regel  eingetreten,  ohne  darauf  aufmerksam  geworden  zu 
sein,  daß  man  Stimmverteilungen  gegenübergestellt  werden  kann, 
wo  es  nicht  möglich  ist  zu  verhindern,  daß  eine  Minderheit  unter 
den  Wählern  in  der  gewählten  Versammlung  das  Uebergewicht 
erhält.  Ein  Beispiel  möge  dies  beleuchten.  Es  sollen  7  Vertreter 
gewählt  werden ;  bei  der  Wahl  treten  5  Parteien,  A,  B,  C,  D 
und  E  auf  mit  folgenden  Stimmzahlen: 

A  B  C  D  E 

16  30  45  20  70. 
Im  ganzen  sind  181  Stimmen  abgegeben  worden.  Da  keine 
Partei  über  die  Hälfte,  wenigstens  91,  erhalten  hat,  kann  keine 
4  oder  mehr  Mandate,  sondern  höchstens  3  beanspruchen.  Kom- 
biniert man  nunmehr  je  2  und  2  Parteien,  so  gelangt  man  zu 
folgenden  10  möglichen  Kombinationen: 

1.  A  -f-  D  mit  36  Stimmen 

2.  A  4-  B  »     46 

3.  B  -\-  D  »      50         > 

4.  A   -j-  C  »     61 

5.  C  4-  D  >     65         » 

6.  B  4-  C     »     75 

7.  A  4-  E     »     86         > 

8.  D-fE     >     90         » 

9.  B  -j-  E      »    100        » 
10.  C  -j-  E     *    £I5        * 

Von  diesen  Kombinationen  dürfen  die  8  ersten  nicht  über 
3  Mandate  erhalten,  während  die  beiden  letzten  mindestens  4  be- 
anspruchen.    Es  soll  nun  untersucht  werden,  ob  die  größte  Partei 
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(E)  die  höchste  Mandatzahl  (3)  erhalten  kann,  die  einer  einzelnen 
Partei  zufällt.  Bekommt  E  3,  erlangen  A  und  D  keine  Mandate 
(infolge  Nr.  7  und  8) ;  doch  dann  müßten  B  und  C  zusammen  die 
übrigbleibenden  4  erhalten,  was  Nr.  6  widerspräche.  E  kann  also 
nicht  3  Mandate  '  bekommen.  Kann  E  2  Mandate  erlangen  ? 
Dann  müßte  B  zum  mindesten  2  (s.  Nr.  9)  und  C  ebenfalls  wenig- 
stens 2  (Nr.  10)  haben ;  doch  dann  erreichen  B  und  C  wiederum 
insgesamt  4,  was,  wie  oben,  Nr.  6  widerspricht. 

Schlimmer  noch  geht  es,  wenn  wir  E  ein  einziges  oder  kein 
Mandat  geben,  und  es  ist  damit  erwiesen,  daß  man,  welche  Ver- 
teilungsregel auch  immer  zugrunde  gelegt  werden  mag,  nie  ver- 
hindern kann,  daß  2  Parteien  durch  Zusammenschluß  das  Ueber- 
gewicht  innerhalb  einer  Repräsentation  erhalten,  selbst  wenn  sie 
nur  über  die  Minderzahl  aller  Stimmen  verfügen.  Kann  man  also 
keineswegs  in  allen  Fällen  solch  ungerechtes  Uebergewicht  ver- 
hindern, so  läßt  sich  doch  eine  andere  Verteilungsregel  ableiten, 
wenn  nach  folgenden  Grundsätzen  vorgegangen  wird : 

a)  Eine  Partei  darf  nicht  daraus  Nutzen  ziehen,  daß  ein  Teil 
der  Partei  keine  Stimme  abgibt. 

b)  Eine  Partei  darf  nicht  dabei  gewinnen,  daß  ein  Teil  der 
Partei  für  eine  fremde  Liste  stimmt. 

c)  Bei  der  Vereinigung  zweier  kleinerer  Parteien  zu  einer 
Partei  kann  keiner  der  Teile  verlieren  (bei  der  Teilung  kein 
Teil  gewinnen). 

d)  Bei  der  Vereinigung  zweier  Parteien  zu  einer  Partei  kann 
nicht  mehr  als  insgesamt  1  Sitz  gewonnen  werden  (bei  der  Zer- 
legung einer  Partei  in  zwei  Parteien  nicht  mehr  als  ein  Sitz  ver- 
loren gehen). 

Es  ist  notwendig,  doch  auch  ausreichend,  diese  Grundsätze 
innezuhalten,  um  zu  verhindern,  daß  einige  der  Wähler,  indem 
sie  ihre  Stimme  in  eigens  ausgeklügelter  Weise  verwenden,  das 
Wahlergebnis  zu  ihren  Gunsten  verrücken. 

Es  läßt  sich  nun  beweisen,  daß  nur  eine  einzige  Methode 
diesen  Erfordernissen  entspricht,  und  dies  ist  gerade  die  d Hondt- 
sche  Verteilungsregel 1).  Anstatt  näher  auf  den  ganz  elementaren 
Beweis  einzugehen,  werde  ich  ein  erklärendes  Beispiel   anführen. 


1)  A.  A\  Erlang:  Nyt  Tidsskrifl  for  Mntematik,   iS.  Jahrgang.  Abt.  B.  S.  82: 
l'roportionalwahl    nach    reinen  Parteilisten;    ferner  derselbe   im  Jahrlnuh   iler  Fort- 
itte  der  Mathematik,   Hand  38,   1907,  S.  288. 

II* 
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17  Vertreter  sollen  gewählt  werden  und  4  Parteien  treten 
mit  folgenden  Stimmzahlen  auf: 

A  B  C  D 

489  240  343  628 

Verteilt  man  diese  17  Mandate  nach  der  Methode  der  größ- 
ten Brüche,  ist  das  Ergebnis  folgende  Verteilung  : 
A  B  C  D 

5246  Mandate. 
Hätte  indes  die  Partei  A  vor  der  Wahl    sich   in    2  Parteien 
zerlegt,  A,  mit  144  und  A2    mit    den    übrigen    345  Stimmen,  so 
würde  die  Verteilung  nach  der  Methode  der  größten  Brüche    so 
ausfallen : 

Ax  A.  B  C  D 

24236, 
so  daß  also  die   beiden  A-Parteien  jetzt    6,    während    sie,    ohne 
sich  zu  trennen,  nur  5  Mandate  erhalten  würden. 

Demgegenüber  ergibt  die  d' ffondtsche  Verteilungsregel,  wenn 
A  geschlossen  auftritt, 

A  B  C  D 

5237  Mandate, 
während  die  Zerlegung  der  Partei  A  keine  weitere  Aenderung 
verursacht,  als  daß  die  beiden  Parteien  1  bzw.  4,  also  zusammen 
5,  wie  auch  oben,  erhalten.  Da  die  Voraussetzungen,  durch  die 
die  cFHondtscYiz  Regel  hier  definiert  ist,  sowohl  notwendig  wie 
ausreichend  sind,  hat  die  Mathematik  all  das  hergegeben,  was 
man  von  ihr  verlangen  kann,  indem  sie  erschöpfende  Auskunft 
über  den  Inhalt  der  Regel  gibt;  dies  ist  keine  Approximation; 
die  Regel  entspricht  genau  den  Voraussetzungen ;  und  zu  diesen 
muß  man  Stellung  nehmen. 

VII. 

Das  bisher  Ausgeführte  hat  lediglich  die  speziellen  Wahl- 
methoden berührt,  die  am  Schlüsse  des  Abschnittes  II  als  Ver- 
teilungsregeln bezeichnet  wurden.  Bevor  ich  zu  einigen  ab- 
schließenden Bemerkungen  über  das  Problem  der  Kreiswahl 
(s.  Abschnitt  II)  übergehe,  muß  ich  doch  noch  einige  mehr  all- 
gemeine Gesichtspunkte  hervorheben,  welche  die  Einzelkreis- 
wahlen, speziell  die  Verteilungsregeln,  betreffen. 

Die  Voraussetzung  dafür,  mit  Hilfe  einer  Verteilungsregel 
zu  einem  parteimäßigen  Wahlergebnis  zu  gelangen,  ist  die  scharfe 
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Unterscheidung  der  Parteien ;  doch  selbst  die  ausgezeichnetste 
Verteilungsregel  löst  das  Problem  der  Verhältniswahlmethoden 
nicht  vollkommen,  ob  auch  eine  scharfe  Trennung  der  Parteien 
vorliegt.  Die  Personalfragen  harren  noch  einer  Lösung,  sobald 
die  eigentlichen  Mandatzahlen  bestimmt  sind.  Eine  je  kleinere 
Rolle  die  Persönlichkeiten  spielen,  desto  größeres  Gewicht  kann 
auf  die  Verteilungsregeln  gelegt  werden.  Doch  daraus  folgt  aller- 
dings auch,  daß  das  Umgekehrte  stattfindet  und  daß  die  Ver- 
teilungsregeln in  den  allermeisten  Fällen  nicht  die  alleinigen  Fak- 
toren sind,  die  bei  einer  Beurteilung  einer  Wahlmethode  berück- 
sichtigt sein  wollen. 

Im  allgemeinen  bleibt  es  den  vorhandenen  Parteiorganisatio- 
nen überlassen,  sich  der  Personalfragen  anzunehmen.  Obzwar 
diese  Organisationen  auch  viele  andere  Aufgaben  haben,  so  spielt 
doch  die  soeben  formulierte  eine  besonders  große  Rolle ;  und  dächte 
man  sich  sowohl  die  Parteiorganisation,  wie  diese  ihre  vielleicht 
wichtigste  Aufgabe  fort,  so  ginge  daraus  mit  besonderer  Deut- 
lichkeit hervor,  daß  das  Wahlproblem  keineswegs  mit  der  An- 
gabe einer  Verteilungsregel  gelöst  ist.  Geringer  würden,  sollte 
man  meinen,  solche  Schwierigkeiten  dadurch,  daß  man  in  der 
Regel  nicht  auf  Parteien,  sondern  auf  Listen  stimmt,  welche  Per- 
sonen mit  Namen  aufführen;  dies  besagt  jedoch  weiter  nichts, 
als  daß  man  trotzdem  immer  die  Parteien  wählt,  welche  durch 
die  Listen  repräsentiert  werden  und  daß  die  Wahlmethode  sich 
nicht  im  geringsten  darum  kümmert,  auf  welche  Weise  die  Listen 
Zustandekommen  und  was  sie  in  Hinblick  auf  die  Personalfragen 
bedeuten. 

Die  Verhältniswahl  findet  indes  nicht  allein  bei  politischen 
Wahlen  Verwendung,  wo  die  Teilungslinien  im  allgemeinen  schärfer 
sind  als  bei  anderen  Wahlen  und  eine  verhältnismäßig  große 
Rolle  im  Vergleich  zu  den  Personalfragen  spielen.  Diese  Wahl- 
methode wird  auch  bei  einer  Reihe  anderer  Wahlen  größeren 
oder  geringeren  Umfangs  benutzt;  schon  in  der  Staats-  und 
Kommunalverwaltung  begegnet  man  solchen  Wahlen,  wo  die 
Personalfragen  den  Parteieinteilungen  gegenüber  sich  stark  be- 
merkbar machen,  um  nicht  von  Geschäftsführerwahlen  usw.  in 
Vereinen  zu  reden,  wo  die  Persönlichkeiten  vollends  im  Vorder- 
grunde stehen;  zwischen  dies«  n  Iwtirmen  liegen  Zwischenstadien, 
die  «benfalls  für   die  Verliältniswahlmethode    von  Interesse  sind. 

Erwägungen  über  diese  Fragen  lenken  zu  der  im  Abschnitt  II 
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genannten  Personalwahl  hinüber.  Da  die  hier  auftauchenden  Pro- 
bleme außerhalb  des  diesem  Aufsatze  gezogenen  Rahmens  liegen 
—  da  sie  über  die  von  Dr.  P.  angestellten  Betrachtungen  hinaus- 
führen — ,  möchte  ich  nicht  darauf  eingehen  l).  Wie  bekannt,  fin- 
den sich  wie  bei  den  Verteilungsregeln  mehrere  Methoden,  was 
die  Tendenz  entkräften  muß,  die,  wie  oben  erwähnt,  sich  an- 
scheinend durch  Dr.  P.s  Abhandlung  zieht  und  darauf  hinaus- 
läuft, daß  die  Aufgabe  der  Verhältniswahl  zuguterletzt  nur  darin 
besteht,  eine  Entscheidung  über  die  zu  benutzende  Verteilungs- 
regel zu  treffen. 

Es  ist  klar ,  daß  die  Mathematik  nicht  allein  in  allen 
Fällen  das  entscheidende  Wort  wird  sprechen  können.  Sie  wird 
dagegen,  wenn  die  Anforderungen,  die  man  an  eine  Methode 
stellt,  gegeben  sind,  entscheiden  können,  ob  diese  Forderungen 
zu  einer  Verhältniswahlmethode  führen,  um  dann  den  zu  be- 
schreitenden Weg  anzugeben,  welcher  dem  Inhalt  der  Definition 
entspricht.  Insbesondere  kann  man  nicht  verlangen,  daß  die 
Methode  der  kleinsten  Quadrate  die  Aufgabe  zu  lösen  imstande 
sein  muß.  Wenn  man  keine  exakte  verhältnismäßige  Repräsen- 
tation erreichen  kann  und  daher  eine  Verteilung  sucht,  die  dieser 
möglichst  nahe  kommt,  so  kann  dieses  Vorgehen  vielleicht  äußer- 
lich einer  Ausgleichungsaufgabe  soweit  ähneln,  daß  man  sich  dazu 
verleiten  läßt,  die  Methode  der  kleinsten  Quadrate  anzuwenden. 
Die  Frage  ist  nur  die,  ob  die  sich  ergebenden  Abweichungen 
ein  solches  Vorgehen  erlauben.  Das  Problem  ist  auf  alle  Fälle 
unklar,  was  schon  daraus  hervorgeht,  daß  die  »Fehler«,  welche 
man  auszugleichen  versucht,  zweifelhafter  Natur  sind;  man  kann 
nämlich,  wie  Dr.  P.,  dabei  zwei  verschiedene  Quadratsummen  als 
Minimum  hinstellen  und  erreicht,  daß  »die  mittleren  Fehler«  be- 
züglich des  einzelnen  Wählers  oder  der  Repräsentation  der  ein- 
zelnen Partei  so  klein  wie  möglich  werden.  Auf  diese  beiden 
Möglichkeiten  stößt  man  ebenfalls  unter  ganz  speziellen  Voraus- 
setzungen über  das  Gewicht,  das  bei  der  Ausgleichung  den 
Quadraten  der  einzelnen  Abweichungen  beizumessen  ist,  deren 
Summe  auf  ein  Minimum  gebracht  werden  muß.  Doch  es  könnten 
noch  so  viele  andere  Voraussetzungen  berücksichtigt  werden ;  die 


i)  Näheres  hierüber  s.  besonders  bei  T.  N.  Thiele,  Om  Flerfoldsvalg,  Oversigt 
over  De  Kongelige  Danske  Videnskabernes  Selskabs  Forhandlinger  Köbenhavn 
1895  S.  415  ff.  (Resume  en  Francais).  Vgl.  Jahrbuch  der  Fortschritte  der  Mathe- 
matik, Band  26,   1895,  S.  254. 
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Unbestimmtheit  des  Problems,  unter  dem  Gesichtswinkel  der  Aus- 
gleichungsrechnung betrachtet,  tritt  auf  diese  Weise  stark  in  die 
Erscheinung. 

Betrachtet  man  demgegenüber  die  Dinge  praktisch  und 
erklärt  man  diese  Zweifel  für  mathematische  Haarspaltereien, 
denen  keinerlei  Bedeutung  beizumessen  ist  —  ein  Standpunkt, 
von  dem  sich  doch  anscheinend  Dr.  P.  weit  entfernt  — ,  so  kann 
die  St.  Lag-uesche  Methode  selbstredend  von  diesen  Betrachtungen 
aus  als  diejenige  charakterisiert  werden,  die  ermöglicht,  daß  die 
Repräsentationsanteile  der  einzelnen  Wähler  So  weit  wie  möglich 
gleichwertig  werden,  was  allenfalls  annähernd  richtig  ist ;  ferner 
kann  man  diesen  Umstand  als  den  Inhalt  der  Methode  (und  etwas 
Aehnliches  gilt  für  die  Methode  der  größten  Brüche)  ansehen  und 
solche  Inhaltsangaben  bei  der  Wahl  zwischen  verschiedenen  vor- 
liegenden Methoden  benutzen.  Doch  befindet  man  sich  zu  gleicher 
Zeit  außerhalb  des  rein  theoretischen  Bereichs,  der  gerade  für 
die  Mathematik  und  für  die  Verhältniswahlmethode  in  Frage  kommt. 

VIII. 

Wenn  die  Repräsentanten  einer  Reihe  von  Kreisen  zu  einer 
Versammlung  zusammentreten,  entsteht  neben  den  bereits  be- 
rührten Problemen  ein  neues ;  es  ist  nämlich  zu  untersuchen,  wie 
die  Zusammensetzung  dieser  Versammlung  der  ganzen  Wähler- 
schaft entspricht.  Die  hier  vorzunehmende  mathematische  Ana- 
lyse kann  schwierig  genug  werden,  kann  jedoch  in  den  mir  be- 
kannten Fällen  (in  den  zwei  auf  Dänisch  vorliegenden  Arbeiten *)) 
der  Lösung  des  Problems  keine  wesentlichen  Hindernisse  in  den 
Weg  legen.  Die  Hauptschwierigkeiten  des  Kreiswahlproblems 
liegen  in  einem  ganz  anderen  Punkte :  in  der  passenden  Wahl 
der  Voraussetzungen  dafür,  auf  welche  Art  und  Weise  die  Wahl- 
resultate in  den  einzelnen  Kreisen  sich  gestalten  und  dabei  zu 
bestimmen,  in  welchem  Grade  die  Abweichungen  von  der  ver- 
hältnismäßigen Verteilung  als  sich  gegenseitig  aufhebend  ange- 
sprochen werden  können.  Hierdurch  wird  auch  diese  Frage  viel- 
seitig; denn  die  Kreiseinteilung  ist  eine  Maßnahme,  die  nicht 
ohne  ganz  spezielle  Gründe  eingeführt  zu  werden  braucht  (was 
Dr.    /'    gar  nicht  erwähnt    und    jedenfalls    wahrscheinlich    als  ein 

Lorenz:  Valgkredssystemer  og  Minoritetcrnc  und  T.  N.  Thiele.  Om 
Kredsvalgproblemet  in  N'yi  IHisskrift  for  Mathematik,  i.  Jahrgang  Abt.  B.  Köben- 
havn  1890.     Vgl.  Jahrbuch  der  Fortschritte  der  Mathematik,  Band  22,  1890  S.  232. 
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Etwas  betrachtet,  mit  dem  man  bei  der  Verteilung  der  Mandate 
auf  die  Kreise  nicht  zu  rechnen  hat).  Diese  Gründe  können  ver- 
schieden sein.  Die  Kreiseinteilung  kann  bei  der  politischen  Wahl 
einer  Nation  dazu  dienen,  den  einzelnen  Landesteilen  nicht  allein 
eine  parteimäßige  Repräsentation,  sondern  zugleich  eine  wirklich 
lokale  Repräsentation  zu  sichern.  Wie  oben  erwähnt,  braucht  die 
Kreiseinteilung  nicht  geographisch  zu  sein.  Sollen  für  einen  Ar- 
beiterkongreß die  verschiedenen  Fachorganisationen  repräsentiert 
werden,  müssen  Schmiede  Schmiede  wählen  usw. 

Mit  jedem  neuen  Motiv  zur  Kreiseinteilung  ändert  sich  die 
Art  der  Wahlergebnisse  in  den  einzelnen  Kreisen.  Und  sollen  die 
zur  Lösung  des  Kreiswahlproblems  notwendigen  Voraussetzungen 
auch  nur  einigermaßen  den  tatsächlichen  Verhältnissen  entspre- 
chen, so  liegt  hier  bereits  eine  erhebliche  Schwierigkeit  vor.  — 
Es  handelt  sich  hier  ja  nicht  um  die  Lösung  einer  beliebig  ge- 
stellten mathematischen  Aufgabe,  die,  für  sich  allein  betrachtet, 
recht  interessant  sein  kann,  ungeachtet  dessen,  daß  die  Voraus- 
setzungen nur  schlecht  der  Wirklichkeit  entsprechen.  Wenn  daher 
Dr.  P.  am  Schlüsse  seiner  Abhandlung  als  Beispiel  dafür,  wie 
falsch  die  d'Hondtsche  Methode  wirken  kann,  sich  ein  Land  in 
ioo  Kreise  eingeteilt  denkt,  in  welchen  dieselben  3  Parteien 
auftreten,  so  daß  eine  die  stärkste  in  allen  Kreisen  und  eine  die 
schwächste  in  allen  ist,  so  ist  diese  Voraussetzung  soweit  wie 
nur  irgend  möglich  vom  Boden  der  Wirklichkeit  entfernt,  wie  sie 
denn  auch  gar  wenig  zur  Beleuchtung  des  Charakters  des  Kreis- 
wahlproblems beiträgt.  Ich  kann  nur  finden,  daß  das  Beispiel 
für  die  besagte  Zielsetzung  wertlos  und  als  Wegweiser  im  Kreis- 
wahlproblem geradezu  irreführend  ist. 
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II.  MISZELLEN. 


Gesellschaft  und  Staat 

kurze  prinzipielle  Bestimmungen. 

Von 

Dr.  phil.  Eleutheropulos,  Prof.  an  der  Universität  Zürich. 

E  i  nl  eitung. 

Der  Begriff  der  »Gesellschaft«  neben  dem  des  Staates  tauchte 
eigentlich  ziemlich  früh  auf.  Aristoteles  kennt  beide,  unterscheidet 
beide  mehr  oder  weniger  voneinander,  und  nimmt  auch  ein  Ver- 
hältnis beider  zueinander  an;  der  Staat  wird  von  ihm  als  eine  Gesell- 
schaft (xotva>v£a)  aufgefaßt.  Aber  die  zwei  Begriffe  haben  sich  in  der 
Folgezeit  gleichsam  verloren;  denn  hat  auch  Rousseau  systematisch 
und  entschieden  die  Begriffe  Gesellschaft  und  Staat  ins  Auge  gefaßt 
(und  den  Staat  sogar  ganz  aus  dem  Gesellschaftsvertrag  abgeleitet), 
so  ist  die  Wissenschaft  doch  nie  bemüht  gewesen,  die  beiden  Begriffe 
nun  zum  Objekte  einer  eigenen  Untersuchung  zu  machen,  um  nicht 
willkürlich  über  beide  zu  sprechen. 

Eigentlich  erst  mit  der  französischen  Revolution  wurde  diese  Frage 
aufgeworfen,  indem  sie  Gesellschaft  und  Staat  scharf  als  verschiedene 
Größen  betonte.  In  Deutschland  versuchten  dann  L.  v.  Stein,  v.  Mohl, 
Treitschke  u.  a.  Staat  und  Gesellschaft  in  ihrem  Verhältnisse  zueinander 
zu  bestimmen.  Doch  auch  jetzt  kann  man  kaum  annehmen,  daß  das 
Problem  prinzipiell  gestellt  und  gelöst  wurde.  Es  ist  diesbezüglich 
charakteristisch,  was  E.  Gothein  in  seinem  Artikel  in  Handvv.  der 
Staatswissenschaften  sagt:  »da  aber  sehr  viele  gemeinsame  Interessen 
der  Menschen  über  die  Machtsphäre  des  einzelnen  Staates  hinaus- 
reicheo,  so  stellen  wir  auch  oft  den  »Staate  und  die  »Gesellschaft*  in 
einen  Gegensatz  zueinander,  —  es  scheint  dies  heute  der  Üblichste 
Gebrauch    zu    sein  — «.     Es    ist   nach  meiner  Auffassung  klar,   daß  in 

n  Worten  mit  dem  »da«  und  »so«  keine  Begründung  vorliegt  und 
die  Sache  wird  eben  dadurch  verschuldet,  daß  wir  uns  immer  noch 
nuht  über  den  Begriff  der  Gesellschaft  und  des  Staates  klar  ge- 
worden sind. 
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Die  folgenden  kurzen  prinzipiellen  Erörterungen  wollen  nur  als 
eine  eventuelle  Anregung  in  diesem  Sinne  aufgefaßt  sein. 

Erstes  Kapitel. 
Der  Begriff  »Gesellschaf t«. 

Sprachlich  wird  das  Wort  »Gesellschaft«  auf  zusammenseiende, 
zusammenlebende,  zusammengehörige  Menschen  angewandt.  E.  Gothein 
sagt:  »alle  möglichen  Formen  menschlichen  Gemeinschaftslebens  wer- 
den mit  diesem  Namen  ziemlich  übereinstimmend  in  allen  modernen 
Sprachen  bezeichnet«.  Wir  gelangen  nun  nach  meiner  Auffassung 
methodologisch  nur  dann  richtig  zum  Begriffe  der  Gesellschaft,  wenn 
wir  die  Verhältnisse  oder  die  Arten  des  Gemeinschaftslebens  alle 
zusammentragen,  klassifizieren,  analysieren  und  ihr  gemeinsames  Merk- 
mal entdecken.    Ich  deute  es  hier  an. 

Die  allgemeinste  Anwendung  des  Wortes  Gesellschaft  findet  wohl 
statt  in  dem  Ausdrucke  »menschliche  Gesellschaft« ;  aber  ähnliche  all- 
gemeine Ausdrücke  sind  auch  die  Bezeichnungen  »europäische«  und 
»abendländische  Gesellschaft«.  Bei  diesen  Ausdrücken  handelt  es  sich 
nun  sichtlich  im  ersten  Falle  um  den  Unterschied  zwischen  Mensch 
und  Tier  und  in  den  zwei  anderen  Fällen  zwischen  den  verschiedenen 
Menschen;  z.  B.  die  »abendländische  Gesellschaft«  wird  von  der 
»orientalischen«  unterschieden.  In  diesem  Falle  haben  wir  aber  meines 
Erachtens  zwei  Merkmale  des  Begriffs  der  Gesellschaft:  sie  bedeutet 
erstens  eine  Einheit  und  zweitens  einen  bestimmten  Zustand  dieser 
Einheit;  eine  Einheit:  wir  unterscheiden  eben  die  Menschen  alle 
von  den  Tieren,  bez.  enger  die  Europas  oder  noch  enger  die  West- 
europas von  der  Einheit  der  nicht  Europäer  bez.  nicht  Westeuropäer ; 
und  einen  bestimmten  Zustand:  das  ist  eben  das  Eigentümliche 
hier,  daß  nicht  spezielle  körperliche  oder  geistige  Merkmale  in  Betracht 
kommen,  sondern  allgemein  durch  die  Lebensführung,  die  Lebens- 
anschauung die  Gesellschaften  charakterisiert  werden;  die  »west- 
europäische Gesellschaft«  ist  in  der  Art,  wie  dieser  Ausdruck  gebraucht 
wird,  der  Inbegriff  eines  bestimmten  von  demjenigen  anderer  Gesell- 
schaften verschiedenen  Denkens,  Fühlens  und  Handelns ;  es  ist  zu  eng 
und  es  entspricht  auch  nicht  dem  Sprachgebrauch,  wenn  Gothein  hier 
den  Unterschied  durch  den  Begriff  der  Gemeinsamkeit  von  Interessen 
machen  will;  es  handelt  sich  um  ein  gemeinsames  Denken,  Fühlen 
und  Handeln;  es  ist  dann  allerdings  selbstverständlich,  daß  aus  dem 
besonderen  Denken,  Fühlen  und  Wollen  eben  sich  auch  besondere 
Interessen  ergeben.  Somit  ist  aber  der  nähere  Sinn  jener  zwei  Merk- 
male in  jenen  Ausdrücken:  »menschliche«  oder  »europäische  Gesell- 
schaft« usw.  auf  alle  Fälle  der:  Gesellschaft  will  hier  bedeuten:  eine 
Mehrheit  von   menschlichen  Individuen,    die  unter  der  Herrschaft  der 
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gleichen  Anschauungen  stehen,  die  also  durch  diese  in  ihrem  Ver- 
halten geregelt  werden.  In  der  Tat,  wir  sprechen  dann  in  der  gleichen 
Weise  auch  von  einer  »zivilisierten«,  von  »guter«  und  von  »christlicher 
Gesellschaft«. 

Doch  es  gibt  noch  eine  andere  Anwendung  des  Wortes  »Gesell- 
schaft« in  der  Sprache:  man  spricht  von  Gesellschaften,  deren  Sinn 
analytisch  betrachtet  die  Einheit  von  Menschen  mit  der  bestimmten 
Absicht  ist,  einen  Zweck  zu  realisieren;  das  ist  der  Sinn  z.  B.  einer 
Gesellschaft  zur  Verbreitung  des  Christentums  in  Japan,  oder  einer 
Gesellschaft  zur  Ausbeutung  der  Wasserkräfte  in  .  .  .  usw.  Hier 
zeigt  sich  also  genau  betrachtet  wiederum,  daß  zum  Begriffe  Einheit 
derjenige  eines  zu  verwirklichenden  Zweckes  hinzukommt;  d.  h.  eine 
Mehrzahl  von  Menschen  kommt  (ganz  gleich  ob  zeitlich,  örtlich  oder 
bloß  als  Bewußtseinsakt  betrachtet)  zusammen,  um  einen  Zweck  zu 
realisieren ;  dabei  ist  folgendes  selbstverständlich :  es  erwächst  aus 
diesem  Zwecke  für  die  Menschen,  die  sich  seinetwegen  vereinigen,  eine 
spezielle  Regelung  ihrer  Beziehungen  zueinander;  die  spezielle  Art  des 
Zweckes  ist  für  den  allgemeinen  Begriff  dabei  gleichgültig. 

Vergleichen  wir  nunmehr  diese  letzteren  »Gesellschaften«  mit  den 
erstgenannten,  so  zeigt  sich  ohne  weiteres  dies:  die  Gesellschaft  be- 
steht dort  bei  den  erstgenannten  Anwendungsfällen  des  Wortes  still- 
schweigend, ohne  das  Zutun  oder  die  Willenserklärung  des  Indi- 
viduums, als  die  Einheit  gleichgesinnter;  hier  bei  den  letzgenannten 
Anwendungsfällen  des  Wortes  »Gesellschaft«  (Gesellschaft  zur  Ver- 
breitung des  Christentums  usw.)  besteht  die  Gesellschaft  eigentlich 
nicht  ohne  weiteres,  sondern  sie  entsteht  und  zwar  durch  die  Willens- 
erklärung von  Individuen  mit  einem  bestimmten  Zwecke  zur  Verwirk- 
lichung desselben  in  ihrer  Einheit.  Jetzt  verstehen  wir  (natürlich 
formell)  also  auch  den  Unterschied  in  den  Ausdrücken  »bürgerliche 
Gesellschaft«  und  Sozialdemokratie;  die  letztere  trennt  sich  eben  von 
der  ersteren,  die  als  geschichtliches  Faktum  ohne  weiteres  besteht. 

Somit  gewinnen  wir  zweierlei:  erstens  daß  zum  Begriffe  Gesell- 
schaft der  Begriff  der  Organisation  gehört  und  zweitens  daß  es  ver- 
schiedene Arten  von  Gesellschaften  gibt. 

a)  Zum  Begriffe  Gesellschaft    gehört    der   der  Organisation,    d.  h. 

Ilschaft  ist  eine  organisierte  Einheit  von  einer  Mehrzahl  von 
<  hen.  Dies  ergab  sich  uns  aus  der  Analytik  der  Anwendungs- 
fülle des  Worl  Ilschaft  durch  die  Sprache,  die  ich  oben  be- 
handelte; denn  es  hat  sich  eben  gezeigt,  daß  die  Einheit  durch  das, 
was  sie  zur  Einheit  macht,  auch  notwendig  geregelt  wird.  Aber  es 
gibt  auch  faktisch  keinen  einzigen  Fall,  in  welchem  die  Sprache  von 
einer  ( iesellschaft  spricht,  und  in  dem  kerne  Regelung  der  Beziehungen 
vorlie               t  in  der  einfachsten  Gesellschaft,  z.  B.  beim  Zusammen- 
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kommen  von  mehreren  Individuen  zum  Zwecke  eines  Vergnügens, 
gibt  es  oder  entstehen  sofort  gewisse  Verhaltungsregeln,  gewöhn- 
lich die  Regeln  des  Anstandes.  So  ist  denn  bemerkenswert,  daß  die 
Sprache  das  Wort  Gesellschaft  nie  auf  einen  bloßen  Haufen,  auf  eine 
bloße  Ansammlung  anwendet.  Und  eine  bloße  Ansammlung  ist  eben 
auch  keine  Organisation,  noch  keine  Organisation. 

Nun  hat  man  in  den  Begriff  der  Gesellschaft  auch  den  der  »Dauer« 
(Spencer)  oder  der  »Nachahmung«  hineinbezogen.  Aber  das  ergibt 
sich  auf  keinen  Fall  aus  den  Tatsachen,  wie  ich  sie  bisher  behandelte. 
Wenn  die  »westeuropäische  Gesellschaft«  z.  B.  ebensogut  eine  Gesell- 
schaft genannt  wird,  wie  die  Vereinigung  einiger  junger  Leute,  um 
eine  oder  zwei  Stunden,  zehn  Minuten  sich  ein  Vergnügen  zu  leisten, 
so  müßte  man  wirklich  auf  eine  gar  merkwürdige  Weise  hier  von 
»Dauer«  sprechen.  Und  gegen  die  Nachahmung  (Tarde)  mache  ich 
zunächst  geltend,  daß  die  Sprache  zwischen  Affen  und  Menschen 
höchstens  ironisch  von  einer  »netten  Gesellschaft«  spricht.  Im  übrigen 
ist  das  Wort  »Nachahmung«  bei  Tarde,  der  es  eben  als  Bestandteil 
des  Gesellschaftsbegriffs  geltend  machen  möchte,  eigentlich  nur  Er- 
klärung der  Gleichheiten  und  Aehnlichkeiten  in  der  Gesellschaft,  die 
auch  anders  erklärt  werden  können. 

»Gesellschaft«  bedeutet  also  zunächst  nur  eine  organisierte 
Einheit.  Wir  müssen  also  in  diesem  Falle  allerdings  auch  umge- 
kehrt sagen  können,  daß  jede  organisierte  Einheit  eine  Gesellschaft 
ist.  Denn  es  gibt  eben  keine  organisierte  Einheit  von  Menschen,  die 
nicht  eine  Gesellschaft  genannt  wird,  Gesellschaft  genannt  werden 
kann.  Die  Begriffe  Gesellschaft  und  organisierte  Einheit  decken  sich 
also  vollkommen;  wir  denken  dabei  freilich  an  eine  organisierte  Ein- 
heit von  Menschen. 

b)  Es  gibt  allerdings,  wie  wir  oben  ermittelt  haben,  verschiedene 
Arten  von  Gesellschaften;  wir  sind  zu  dieser  Annahme  gezwungen 
worden,  indem  wir  z.  B.  die  Ausdrücke  »westeuropäische«,  »christliche 
Gesellschaft«  usw.  mit  dem  Ausdrucke  z.  B.  »Gesellschaft  zur  Ver- 
breitung des  Christentums  in  Japan«  usw.  miteinander  verglichen. 
Wir  haben  somit  zwei  Arten  von  Gesellschaften  ermittelt: 

i.  die  Gesellschaften,  die  stillschweigend  bestehen  und  deren 
Organisation  die  befolgten  Sitten,  Gebräuche  und  Anschauungen  sind; 
wir  können  wissenschaftlich  diese  Art  der  Gesellschaft  kurz  Gemein- 
schaft der  Anschauungen  nennen; 

2.  die  Gesellschaften,  welche  Vereinigungen  von  Menschen  zu 
bestimmten  Zwecken  sind,  die  also  erst  aus  der  Vereinigung  entstehen 
und  deren  Organisation  positiv  sich  erst  aus  dem  befolgten  Zwecke 
ergibt;  wir  können  wissenschaftlich  diese  Art  der  Gesellschaft  kurz 
mit  dem  üblichen  Ausdrucke  als  Unternehmungsgesellschaft 
bezeichnen. 
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Die  Frage  ist  dann  sofort  allerdings  die,  ob  in  diesen  zwei  Arten 
der  Gesellschaft  der  ganze  Begriff  der  Gesellschaft  erschöpft  sei.  Es 
gäbe  hier  ein  mögliches  Verfahren  um  diese  Frage  festzustellen,  näm- 
lich uns  alle  Möglichkeiten  einer  Organisation  von  mehreren  Menschen 
zu  denken  und  jenachdem  auch  Arten  der  Gesellschaft  zu  unter- 
scheiden; haben  wir  doch  positiv  angenommen,  daß  die  Begriffe 
Gesellschaft  und  organisierte  Einheit  von  Menschen  sich  decken. 
Doch  ich  betrete  diesen  in  der  Regel  undankbaren  Weg  nicht.  Ich 
stelle  das  Problem  vielmehr  positiv  auf,  indem  ich  nunmehr  auf  die 
große  organisierte  Einheit  von  Menschen,  den  Staat  aufmerksam  mache 
und  frage,  ob  der  Staat  auch  Gesellschaft  sei,  und  von  welcher  Art 
Gesellschaft  er  eventuell  sei.  Zur  Beantwortung  dieser  Frage  analysiere 
ich  nun,  wie  früher  die  Gesellschaftsausdrücke  überhaupt,  so  jetzt  den 
Staat  insbesondere,  natürlich  in  der  Richtung,  die  uns  hier  angeht, 
nämlich  als  Einheit  und  Organisation. 

Zweites  Kapitel. 
Das  Wesen  des  Staates. 

Folgende  Merkmale  haben  sich  mir  in  meiner  Soziologie  x)  als  die 
wesentlichen  in  der  menschlichen  Vereinigung,  die  Staat  genannt  wird, 
ergeben : 

a)  er  besteht  aus  Klassen  und  Ständen  oder  Parteien; 

b)  diese  Unterschiede  bestehen  wegen  der  Unterschiede  in  den 
Zwecken  der  Menschen,  der  Individuen;  Individuen  mit  den  gleichen 
Zwecken  verbinden  sich,  um  die  Durchführung  ihres  Zweckes  auf  Kosten 
des  Fremden  zu  unternehmen; 

c)  die  verschiedenen  Zwecke  versuchen  also  sich  durchzusetzen, 
und  es  findet  ein  Antagonismus  derselben  statt; 

d)  der  durchgedrungene  Zweck  organisiert,  bildet  das  Prinzip  der 
Organisation  der  Vereinigung,  die  Staat  genannt  wird; 

e)  im  Kampfe  der  Zwecke  kann  der  früher  durchgedrungene  Zweck 
umgestoßen  werden;  es  handelt  sich  also  um  eine  jeweilige  Organi- 
sation, die  aufgezwungen  wird. 

Nach  diesen  Wesensmerkmalen  des  Staates  —  zur  genauen  Er- 
klärung einiger  derselben  komme  ich  noch  zurück  —  ist  er  also  ein 
Verhältniszustand  von  beisammenseienden  Menschen  und  zwar  der 
Verhältniszustand,  der  durch  die  Gewalt  des  in  der  Bewegung  der 
ke  jeweilig  siegreichen  Zweckes  (Willens),  also  durch  einen  starken 
Willen,  entsteht «). 

1)  V^l.   meine   Soziologie  2.   Aufl. 

mcs  ist  der  Fall,  auch  wo  es  sich  !>ei  dei  ( >i;\inr  .iti>n  um  die  Durch- 
fühiung  eines  ethischen  Prinzips  handelt;  denn  auch  dieses  wird  als  Rechtsgesetz 
sowohl  bei  seiner  Aufstellung  wie  bei  seiner  Verwirklichung  aufgezwungen;  vgl. 
meine  Soziologie. 
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Das  ist  das  Wesen  des  Staates,  wie  er  uns  als  Tatsache  bekannt 
ist.  Wer  einen  einheitlichen  Willen  im  Staate  und  das  Gesetz,  die 
Ordnung,  als  die  Kundgebung  dieses  Willens  annimmt,  verwechselt 
seinen  Wunsch  bez.  eine  ethische  Forderung  (eine  philosophische  Auf- 
fassung von  einer  seinsollenden  Vereinigung  von  Menschen)  mit  den 
Tatsachen. 

In  der  Tatsache  des  Staates  sind  also  die  Zwecke,  die  ein  Starker 
(ein  Individuum  natürlich  mit  einer  positiven  Macht  ausgerüstet,  oder 
eine  Klasse,  Partei)  durchsetzt,  die  Ursache  der  Organisation,  die  Staat 
genannt  wird. 

Wollen  wir  diese  Organisationsart  genauer  kennen  lernen,  so 
müssen  wir  die  Zwecke  berücksichtigen,  welche  die  Organisation  hervor- 
bringen. Wir  müssen  dabei  notwendig  zweierlei  Zwecke  unterscheiden, 
Zwecke,  die  nach  außen  gekehrt  sind,  das  sind  die  Zwecke  eines 
Staates  gegenüber  anderen  Staaten,  und  Zwecke,  die  nach  innen  ge- 
kehrt sind,  das  sind  die  Zwecke,  die  sich  im  Staate  selbst  realisieren 
wollen. 

Ein  Zweck  nun  nach  außen  existiert  für  den  Staat  unmittelbar 
wegen  des  Daseinskampfes  gegen  fremde  Staaten.  Dieser  Zweck  be- 
steht zunächst  und  eigentlich  mit  dem  Bewußtsein  des  Eigen- 
unterschiedes; das  ist  später  das  Nationalitätsproblem.  Nichts- 
destoweniger büßt  dieser  ursprünglich  natürliche  Zweck  nach  außen 
mit  der  Entwicklung  und  Zuspitzung  der  sozialen  Verhältnisse  seine 
Allgemeingültigkeit  innerhalb  des  Verbandes.  Man  denke  hier  an  das 
Proletariat,  das  aus  ökonomischen  Gründen  in  seinem  Kampfe  gegen 
den  Kapitalismus  die  staatlichen  Grenzen,  die  staatlichen  Schranken 
durchbrechen  will  und  man  denke  übrigens  auch  an  die  extremen 
Anhänger  des  Gedankens  des  Kosmopolitismus.  In  diesem  Falle  ist 
also  der  ursprüngliche  natürlich  einheitliche  Zweck  nach  außen,  der 
sich  dann  als  Nationalismus  manifestierte,  doch  nicht  mehr  der  von 
allen  Mitgliedern  eines  staatlichen  Verbandes  ohne  weiteres  vertretene 
Zweck,  sondern  er  bildet  den  Zweck  nur  des  einen  Teils  der  Mit- 
glieder, der  ihn  gegebenenfalls  dem  anderen  Teile  aufzwingt.  Das 
mächtige  Gefühl  des  Nationalismus  kann  eben  geschwächt,  ja  selbst 
vielleicht  ausgerottet  werden  durch  noch  mächtigere  Gefühle  (Hunger 
und  Liebe)  und  durch  kalte  denkerische  Ueberlegung;  in  diesem  Falle 
wird  der  Selbsterhaltungszweck  des  Staates  nach  außen  nur  noch  zum 
Zwecke  der  kapitalistisch  Interessierten  und  der  noch  übriggebliebenen 
idealistischen  Nationalisten ,  die  gemeinsam  eventuell  jenen  Selbst- 
erhaltungszweck des  Staates  auch  den  übrigen  innerhalb  des  gleichen 
Staates  aufzwingen. 

Doch  vor  allem  nach  innen,  in  der  inneren  Organisation  des 
Staates,   zeigt  sich    der  Wille    des   Starken,    der    starke,    der   durchge- 
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drungene  Wille,  als  der  Organisator  und  sein  Zweck  als  das  Ordnungs- 
ais das  Organisationsprinzip.  Dieser  Zweck  als  das  Organisations- 
prinzip ist,  ob  es  direkt  zum  Bewußtsein  kommt  oder  nicht:  die  Dienst- 
barmachung  des  Schwachen  durch  den  Starken;  ist  doch  die  Organi- 
sation durch  den  Willensinhalt  des  Starken,  des  sich  durchsetzen- 
den Willens,  bedingt.  Die  Zwecke  des  Starken  können  allerdings 
sein  und  sind  auch  faktisch  sowohl  solche,  die  ihn  allein  (seine 
eigenen  Interessen)  betreffen,  als  auch  solche,  die  im  gleichen  Maße 
auch  die  anderen  betreffen,  auf  die  sie  als  die  Organisation  aufge- 
zwungen werden ;  dies  ist  bei  der  Durchführung  von  ethischen  Zwecken 
der  Fall;  aber  es  handelt  sich  im  Staate  als  Rechtsorganisation  eben 
immer  doch  nur  um  den  aufgezwungenen  Willen  des  Starken,  um  den 
Zwang  des  durchgedrungenen  (starken)  Willens.  Bei  der  Regelung 
von  materiellen  Lebensbedürfnissen  ist  das  Prinzip  der  Dienstbar- 
machung  nur  deutlicher,  und  nicht  nur  also  hier  allein  tätig. 

Doch  es  zeigt  sich  in  der  Entwicklung  des  Staates  auch  ein  neues 
Prinzip  der  Organisation.  Ich  habe  in  meiner  Soziologie  annehmen 
müssen,  daß  die  Entwicklung  in  einer  bestimmten  Richtung  geschieht 
und  ich  habe  diese  Richtung  dort  als  die  in  der  Entwicklung  sich 
nach  und  nach  realisierende  Tendenz  bestimmt,  den  Menschen  als 
Mensch  (jeden  neben  dem  anderen  als  volle  und  ebenbürtige  Person) 
geltend  zu  machen.  Mit  anderen  Worten :  mit  der  Entwicklung 
fällt  der  Gedanke  der  Ausbeutung  weg,  er  möchte  in  Wegfall  kommen, 
die  Entwicklung  zeigt  die  Tendenz,  diesen  Gedanken  abzuschaffen. 
Wenn  ich  diese  Tendenz  als  »Geltendmachung  des  Menschen  als 
Mensch«  formulierte,  so  geschah  es  aus  dem  Grunde,  daß  die  Ab- 
schaffung des  Ausbeutungsgedankens  nicht  bloß  von  unten  herauf  er- 
rungen wird,  sondern  auch  durch  ethisches  Entgegenkommen  und  aus 
dem  Sollenbewußtsein  heraus  auch  von  oben  (von  seiten  des  früheren 
Ausbeuters)  angestrebt  wird.  Ist  nun  die  Entwicklungstendenz  der 
Menschen  die,  daß  jeder  Mensch  als  Mensch  (als  ebenbürtige  und 
volle  Person  und  Persönlichkeit)  gelte,  so  ist  es  klar,  daß  im  Falle 
der  Verwirklichung  dieser  Tendenz  der  Staat  zu  einer  Institution  würde, 
in  der  zwar  jeder  vom  anderen  abhängt  aber  sich  selbst  dient  und 
sich  frei  entwickelt.  Bei  der  Verwirklichung  eines  solchen  Staates 
würden  wir  also  dann  es  mit  einer  Vereinigung  von  Menschen 
zu  tun  haben,  die  sich  auf  Grund  ihres  eigenen  Willens 
frei  organisieren. 

Drittes  Kapitel. 
her  Gcsellschaftschar  akter  des  Staates. 

Gewöhnlich  stellt  man  den  Staat  der  Gesellschaf)  gegenüber. 
Seit   der   ersten  Revolution   hatte   man   lieh    in    Frankreich   gewöhnt, 
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»societe«  für  die  staatsbürgerliche  Bevölkerung  zu  gebrauchen  im 
Gegensatz  zum  Staate  als  Inbegriff  für  den  König  mit  seinen  Beamten 
und  Soldaten  und  zur  Kompagnie  der  privatrechtlichen  Gesellschaft. 
In  Deutschland  hatte  L.  v.  Stein1)  die  Gesellschaft  als  den  Inbegriff 
der  materiellen  Interessen,  die  mit  dem  Besitz  zusammenhängen,  also 
als  das  Unpersönliche  dem  Staate  als  dem  Persönlichen  gegenüber- 
gestellt. R.  v.  Mohh)  hat  die  Gesellschaft  als  die  Einheit  von  Personen 
in  spezieller  Tätigkeit  (Wissenschaft,  Kunst,  Gewerbe,  Handel),  die 
auf  den  Staat  einwirken,  vom  Staate  getrennt,  und  den  Staat  als  das 
Allgemeine  aufgefaßt,  das  alle  Gesellschaften  (wie  auch  die  Stände 
und  Klassen)  in  sich  vereinigt. 

Für  mich,  nach  meinen  Ausführungen  ist  nun  aber  eine  solche 
Auffassung  von  Gesellschaft  und  Staat  nicht  aufrecht  zu  erhalten.  Wir 
haben  gefunden,  daß  Gesellschaft  zunächst  nur  eine  organisierte 
Einheit  von  Menschen  bedeutet.  So  fällt  zunächst  jede  Dis- 
kussion darüber,  ob  der  Staat  den  Staatsbürgern  gegenüberzustellen 
sei  und  ob  der  Staat  alle  Gesellschaften  in  sich  enthalte  oder  nicht, 
außer  Betracht.  Ist  Gesellschaft  eine  organisierte  Einheit  von  Men- 
schen, so  steht  zunächst  fest,  daß  auch  der  Staat  als  organi- 
sierte Einheit  eine  Gesellschaft  ist.  Die  Charakteristik, 
daß  die  Gesellschaft  die  Freiheit,  der  Staat  die  Ordnung  fordert,  ist, 
sollte  sie  auch  richtig  sein,  nicht  eine  Abgrenzung  der  Gesellschaft 
vom  Staate,  sondern  muß  als  Unterscheidung  des  Staates  als  Gesell- 
schaft von  anderen  Gesellschaften  aufgefaßt  werden.  So  kann  es  denn 
ein  innenstaatliches  Gesellschaftsleben  geben,  das  nicht  staatlich  ist 
und  das  auch  selbst  über  die  Grenzen  des  Staates  hinausgeht  (z.  B. 
irgend  eine  Gelehrtengesellschaft  oder  wirtschaftliche  Gesellschaft  usw.), 
und  es  ist  auch  möglich,  daß  der  bestehende  Staat  durch  Revolution 
oder  Okkupation  zusammenfällt  oder  suspendiert  wird,  während  die 
Einzelgesellschaften  in  ihm  weiter  bestehen  und  zusammenhalten3); 
denn  es  handelt  sich  eben 'nicht  um  einen  Gegensatz  zwischen  Staat 
und  Gesellschaft,  sondern  nur  um  die  Art  von  Gesellschaften,  die 
ineinander  sind. 

Ist  also  Gesellschaft  organisierte  Einheit  von  Menschen,  so  dreht 
sich  die  Frage  nur  darum,  nicht  ob  auch  der  Staat  eine  Gesellschaft 
sei,  sondern  zu  welcher  Art  Gesellschaft  er  gehöre.     Zu  diesem  Zwecke 


1)  v.  Stein,  Begriff  der  Gesellschaft;  vgl.  auch  sein:  System  der  Staatswissen- 
schaften 2.  B.  Gesellschaftslehre  1856  S.  34. 

.     2)  v.  Mohl,    Geschichte    und  Literatur  der  Staatswissenschaften   I.  B.  (1855) 
S.  86  f.  und  Enzyklopädie  der  Staatswissenschaften  2.  Aufl.   1872  S.  34. 

3)  Lexis  (in  Elsters  Wörterb.  der  Volkswirtschaft  II.  576)  stellt  dies  fest, 
ohne  es  aber  nach  meiner  Meinung  richtig  zu  erklären ;  vgl.  im  Texte  hier  die 
Erklärung. 
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müssen  wir  nun  das  charakteristische  Merkmal  des  Staates  als  Organi- 
sation ins  Auge  fassen  und  es  mit  den  Merkmalen  der  anderen  Gesell- 
schaftsarten vergleichen,  die  ich  oben  feststellte. 

Das  Charakteristische    in    der  Organisation    des  Staates   hat   sich 
uns  nun  als  der   folgende  Zustand    ergeben:    gewisse  Individuen 
(ein    Teil    der   Mitglieder)    werden    gezwungen    als    Organi- 
sation   die  Willensäußerung  an  de  r  er  Individuen  (des 
anderen  Teils   der  Mitgliederschaft)   anzuerkennen.     Das  ist  nun 
aber    ein   neuer  Charakter   zu    den   zwei  anderen,    die   wir   früher  als 
Charaktere    zweier    Gesellschaftsarten   unterschieden   haben.     Nämlich 
beim  Charakter  des  Staates  als  Organisation  handelt  es  sich  nicht  um 
die   stillschweigend    entstehende    und   vorhandene  Organisation 
durch   die  Gleichheit   der  Sitten    und   Gebräuche   und   Anschauungen, 
wie    das    in    der  Gesellschaftsform    der  Fall  ist,    die  ich  kurz  als  die 
Gemeinschaft  der  Anschauungen  unterschieden  habe.  Aber 
es  handelt  sich  beim  Charakter  des  Staates  als  Organisation  auch  nicht 
um    die   aus    einem    zu   realisierenden  Zwecke   sich  ergebende    frei- 
willige (mit  Willenskundgebung   geschehene)  Organisation  von  sich 
vereinigenden  Menschen,  wie  das  in  der  Gesellschaftsform  der  Fall  ist, 
die  ich  kurz    als  Unternehmungsgesellschaft   unterschieden 
habe.     Im  Staate   kommen  zwar    die  Menschen   nicht   erst  zusammen 
um  sich  zu  organisieren;  so  hat  der  Staat  diesbezüglich  eine  Aehnlich- 
keit   mit   der  Gesellschaft  als  Gemeinschaft  der  Anschauungen.     Aber 
im  Staate  ist  die  Organisation  nicht  einfach  stillschweigend  vorhanden, 
wie    in    der    Gemeinschaft   der   Anschauungen,    sondern    sie    entsteht, 
bewußt   angestrebt  und   bewußt  erzeugt.     So  ist  der  Staat  als  Organi- 
sation   diesbezüglich    den  Unternehmungsgesellschaften    ähnlich;    aber 
wiederum    ist   der    Staat    nicht   wie    irgendeine    Unternehmungsgesell- 
schaft mit  der  Absicht  entstanden,  um  einen  Zweck  zu  realisieren  und 
auch  seine  Organisation  ist  nicht  wie   die  irgendeiner  Unternehmungs- 
gesellschaft   freie   Willensvereinbarung    auf  Grund    des    angestrebten 
Zweckes :    die  Organisation    des  Staates    ist,    wie    ich  zeigte,    selbst 
bei  der  D  ur  ch  fü  hrun  g  e  thi  sc  her  Zwecke  ein  Gewaltakt. 

Wir  müssen  also  zu  den  zwei  Gesellschaftsformen:  der  Gemein- 
schaft der  Anschauungen  und  den  Unternehmungs- 
gesellschaften noch  eine  dritte  annehmen:  die  politische 
Gesellschaft,  den  Staat.  Der  Charakter  derselben  ist,  daß  die 
Einheit  von  Menschen  aus  den  Zwecken  eines  (jeweils)  mächtigeren 
Willens  heraus  organisiert  wird;  die  Organisation  dieser  Gesellschaft 
ergibt  sich  positiv  aus  den  Zwecken  des  mächtigeren  Willens,  der  den 

.icheren,  im  Kampfe  unterlegenen,  aufgezwungen  wird. 

Doch  die  Entwicklung  der  Organisation  des  Staates  zeigt,  wie  ich 
Mitfühlte,  auch  eine  neue  mögliche  Phase  der  Gesellschaft,  der  politi- 

ZritBchrift  für  die  ge§.  Staattwiiientch.     1931.     i/j  12 
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sehen  Gesellschaft.  Es  handelt  sich  um  die  Gesellschaftsform,  die  sich 
aus  der  Entwicklungsrichtung  »der  Mensch  soll  als  Mensch  gelten!« 
ergibt.  Nämlich:  einen  allgemeinen  Volkswillen,  der  sich  als  eine 
restlose  Einheit  auspricht,  gibt  es  eigentlich  nicht  und  es  wird  auch 
nie  einen  solchen  geben:  die  Menschen  sind  verschieden  und  haben 
verschiedene  Zwecke  und  es  wird  sich  selbst  innerhalb  eines  ideal 
ethischen  Staates  eine  fähigere  Minorität  oder  Majorität  geben,  die  die 
anderen  führt,  den  anderen  ihre  Aufgabe  vorschreibt.  Es  wird  also 
zwar  der  Zwangscharakter  der  politischen  Gesell- 
schaft ewig  sein.  Aber  die  Entwicklung  zeigt,  wie  wir  gesehen 
haben,  die  Tendenz  nach  Geltendmachung  des  Menschen  als  Mensch 
(Abschaffung  der  Ausbeutung  in  jedem  möglichen  Sinne).  Die  Ent- 
wicklung geht  also  nach  einer  Staatsform,  in  der  das  organisierende 
Gesetz  zwar  aufgezwungen  werden  wird,  aber  nicht  weil  die  einen  auf 
Kosten  der  anderen  leben  wollen,  sondern  weil  der  Minderwertigere 
geleitet  sein  muß,  um  seine  Aufgabe  zu  erfüllen. 

Die  politische  Gesellschaft  geht  also  in  der  Entwicklung  den  Weg 
zur  Verbindung  mit  der  Unternehmungsgesellschaft :  der  Staat 
möchte  zu  einer  wirklichen  Zweckvereinigung  aller 
Individuen  werden  und  die  Organisation  würde  sich  dann,  wie 
bei  den  Unternehmungsgesellschaften,  aus  dem  Zwecke  aller  ergeben, 
obschon  allerdings  aus  natürlichen,  soeben  erwähnten  Gründen  immer 
auf  dem  Wege  des  Zwanges. 

Wir  sind  schon  auf  dem  Wege  nach  diesem  Staate,  nach  dieser 
Form  der  politischen  Gesellschaft.  Was  dieser  Staat,  diese  politische 
Gesellschaft  sein  wird,  ob  Sozialdemokratie,  ob  Staatssozialismus  oder 
ob  der  ethische,  der  humane  Staat,  wie  ich  mir  ihn  denke,  das  ist 
eine  Frage,  die  uns  hier  nichts  angeht x); 


Zur  Geschichte  der  deutschen  Eisengießerei. 

Der  Verein  Deutscher  Eisengießereien  hat  am  8.  Oktober  1920 
seine  fünfzigste  Hauptversammlung  abgehalten.  Bei  dieser  Gelegenheit 
ist  eine  Geschichte  der  deutschen  Eisengießereien  erschienen2),  aus 
der  folgende  Tatsachen  festgestellt  zu  werden  verdienen. 

Prof.  Osann  beschreibt  die  technische  Entwicklung  des  Eisen- 
gießereiwesens in  den  letzten  hundert  Jahren,  Dr.-Ing.  Vogel  liefert 
einen  geschichtlichen  Beitrag  über  den  Ausdruck  Kupolofen,  und 
Dr.  Brandt  schildert  die  Geschichte  des  Vereins  Deutscher  Eisen- 
gießereien. 

1)  Vgl.  meine  Schrift:  Philosophie.     Allgemeine  Weltanschauung  1911. 

2)  Dr.  0.  Brandt,  Prof.  Osann,  Dr.-Ing.  Vogel,  Zur  Geschichte  der  deutschen 
Eisengießereien.     Düsseldorf,  L.  Schwann,  1920. 
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Die  Arbeit  von  Dr.  Brandt  gibt  nur  eine  knappe  Darstellung  des 
äußeren  Werdens  des  Vereins,  seine  Darstellung  gilt  vor  allem  den 
wirtschaftlichen  und  technischen  Fragen,  mit  denen  sich  der  Verein 
zu  beschäftigen  hatte  und  noch  hat,  und  so  ist  eine  Arbeit  entstanden, 
die  nichts  von  der  üblichen  Festschrift  an  sich  hat,  sondern  dauern- 
den Wert  für  die  Geschichte  des  Zweiges  der  Eisenindustrie  hat. 
Auch  viele  Eisenindustrielle  werden  erst  aus  dieser  Schrift  erfahren, 
welche  wirtschaftliche  Bedeutung  die  Eisengießerei  tatsächlich  hat. 
Mit  großer  Sorgfalt  wird  die  Vielgestaltigkeit  des  Gießereigewerbes 
und  seiner  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  herausgearbeitet,  aus  der  sich 
zugleich  die  Schwierigkeit  ergibt,  all  diese  verschiedenen  Interessen  in 
einem  Verein  zusammenzufassen  und  miteinander  auszugleichen. 

Es  wurden  1913  nicht  weniger  als  rund  3^2  Millionen  Tonnen 
Gußwaren  mit  einem  Handelswert  von  annähernd  693  Millionen  Mark 
in  etwa  1600  Gießereien  hergestellt.  Diese  Gießereien  sind  recht  ver- 
schiedener Art;  es  sind  darunter  wenige,  die  Eisen  aus  dem  Hochofen 
unmittelbar  vergießen,  andere,  die  zwar  das  Eisen  in  Kupolöfen  schmelzen, 
aber  zu  einem  Werke  gehören,  das  über  eigene  Hochöfen  verfügt.  Die 
weitaus  meisten  Werke  sind  reine  Kupolofengießereien. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  es,  daß  das  Gießereigewerbe  mit 
kleinen  und  großen  Betrieben  über  ganz  Deutschland  sehr  gleichmäßig 
verteilt  ist  und  sich  nicht,  wie  die  Roheisenerzeugung  und  Walzwerk- 
industrie, auf  einige  deutsche  Standorte  zusammendrängt.  Aus  dem 
Umstände,  daß  von  der  deutschen  Gußwarenerzeugung  fast  die  Hälfte 
(1913:  1,6  Millionen  Tonnen)  auf  Maschinenguß  entfiel,  geht  hervor, 
daß  die  Kraft  der  deutschen  Maschinenbauindustrie  zu  wesentlichen 
Teilen  auf  der  von  den  Eisengießereien  geleisteten  Vorarbeit  ruht. 

Ebenso  verschieden  wie  die  Stellung  der  Eisengießereien  in  der 
Industrie  ist  das  Arbeitsprogramm  der  einzelnen  Gießereien. 
Die  Gießerei  ist  bald  Halbzeug-,  bald  Fertigwarenindustrie,  bald  Lohn- 
betrieb (Zweiganstalt  einer  Maschinenfabrik),  bald  Kundengießerei  d.  h. 
Betrieb  für  die  Marktproduktion,  bald  beides.  Die  Gießerei  stellt 
Halbzeug  her  für  die  Maschinenindustrie  in  Gestalt  des  Maschinen- 
gusses, Fertigwaren  für  den  offenen  Markt  in  Gestalt  von  Röhren,  Oefen, 
Topfwaren,  Kanalisationsguß  usw.  Aber  auch  diese  Marktwaren  sind  nicht 
gleichartig.  Als  eigentliche  Massenartikel  können  nur  gelten:  die  Röhren, 
Oefen,  Fenster,  Säulen,  Bremsklötze,  Topfwaren  u.  dergl.  Viele  andere 
Waren,  die  auch  in  größeren  Mengen  gehen,  müssen  nach  bestimmten, 
im  einzelnen  Falle  wechselnden,  Massen  hergestellt  werden,  z.  B.  Kanali- 
nsteile, Reihenbestellungen  von  Maschinengußteilen  und  anderes 
mehr. 

Schließlich   ist  auch   daran  zu   erinnern,    daß   die  Eisengießereien 
recht  verschieden  groß  und  recht  verschieden   für  Spezialitäten   einge- 
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richtet  sind.  Neben  den  Eisengießereien  der  großen  Werke,  die  durch 
erste  Ingenieure  mit  sorgfältiger  Auswahl  und  peinlichster  Prüfung  der 
Rohstoffe  und  des  Gußergebnisses  Röhren,  Maschinenstücke,  Schiffs- 
teile und  dergleichen  aus  Grau-  und  Stahlguß  herstellen,  neben  dem 
Betrieb,  der  nur  Röhren,  nur  Oefen,  nur  Achsbüchsen  und  dergleichen 
erzeugt,  stehen  winzige,  von  früheren  Meistern  mit  wenigen  Arbeitern 
nach  alten  Erfahrungsgrundsätzen  betriebene,  aber  auch  hunderte  von 
größeren  Gießereien,  in  denen  man  nach  Herkommen  gattiert  und  kal- 
kuliert und  alles  gießt,  was  bestellt  wird. 

Sehr  eingehend  behandelt  die  Denkschrift  den  Streit  zwischen  den 
reinen  Eisengießereien  und  den  Hochofengießereien,  der  eine  Zeitlang 
die  Vereinsleitung  vor  eine  recht  schwierige  Vermittlertätigkeit  stellte, 
zur  Gründung  eines  Konkurrenzvereins  führte  und  auch  die  Stellung 
der  Gießereien  zu  den  Rohstoffverbänden  und  zur  Zollpolitik  ungünstig 
beeinflußte.  Bei  der  Schilderung  der  Stellung  des  Vereins  Deutscher 
Eisengießereien  zur  Wirtschaftspolitik  konnte  Dr.  Brandt  manche  inter- 
essante Erinnerung  auffrischen.  So  die  Erinnerung  daran,  daß  der 
Verein  den  Gesamtverband  deutscher  Metallindustrieller  gegründet  hat ; 
die  Erinnerung  an  die  ausgebreitete  soziale  Fürsorge  in  den  Gießereien 
schon  vor  Erlaß  der  sozialen  Gesetzgebung ;  die  Erinnerung  an  die  Zeit 
der  Kämpfe  um  die  Zollpolitik,  wo  in  der  Eisenenquetekommission 
nachgewiesen  wurde,  welch  starker  Wettbewerb  an  ausländischen  Guß- 
waren in  jener  Zeit  die  deutsche  Industrie  bedrückte,  der  es  erklärlich 
machte,  daß  die  Gießereien  sowohl  für  Roheisenzölle  wie  für  Gußwaren- 
zölle eintraten.  Die  Beziehungen  zwischen  den  Gießereien  und  den 
Rohstoffverbänden  wechselten  zwischen  schärfstem  Kampfe  und  freund- 
schaftlichem Einvernehmen.  Aber  der  Verein  suchte  doch  immer  so 
sehr  die  Fühlung  aufrechtzuhalten,  daß  auch  dies  für  eine  kleine 
Gruppe  von  Gießereien  Anlaß  zur  Gründung  des  oben  erwähnten  Kon- 
kurrenzvereines wurde. 

Sehr  lehrreich  sind  die  Mitteilungen  über  die  Arbeits-  und  Lohn- 
verhältnisse der  Gießereien  und  über  die  technischen  Arbeiten  des 
Vereins.  Aber  vielleicht  wird  der  Leser  mit  noch  größerer  Anteil- 
nahme die  Darstellung  über  die  Tätigkeit  der  Eisengießerei  im  Kriege 
lesen,  u.  W.  die  erste  vollständige  Schilderung  der  Kriegsarbeit  einer 
Industrie. 

Der  Verfasser  hat  die  Geschichte  des  Vereins  mit  den  Abbildungen 
einer  Reihe  von  Kunstgüssen  in  allen  Stilarten  schmücken  lassen,  um 
zu  zeigen,  welche  hohen  Kunstleistungen  die  Gießereien  in  alter  und 
neuer  Zeit  erzielt  haben. 

Geheimer  Bergrat  Osann  ist  einer  der  Wenigen,  welche  die  Guß- 
warenerzeugung unmittelbar  aus  dem  Holzkohlenhochofen  aus  eigener 
Anschauung  kennen;  jetzt   sind   die  Holzkohlenhochöfen  zum  größten 
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Teil  verschwunden.  Unmittelbarer  Guß  aus  dem  Kokshochofen  findet 
Anwendung  für  Erzeugung  von  Röhren,  Kokillen  und  auch  dünnwandiger 
Teile  unter  Hinzuschaltung  eines  Kupolofens,  eines  geheizten  Flach- 
herdmischers oder  eines  gasgeheizten  Flammofens.  Die  Entwicklung 
des  Gießereischachtofens  einschließlich  seiner  Winderzeuger  und  die 
Durchbildung  der  mechanischen  Beschickung  werden  ausführlich  er- 
läutert. Der  Flammofen  wird  in  Deutschland  fast  nur  noch  in  Walzen- 
gießereien  verwendet.  Gegen  den  Nachteil  im  Wirkungsgrad  hat  er 
dem  Kupolofen  gegenüber  den  Vorteil,  das  Einschmelzen  großer  Bruch- 
eisenstücke zu  gestatten  und  die  Aufnahme  von  Schwefel  aus  dem 
Brennstoffe  geringer  zu  halten.  Der  Aufsatz  streift  dann  das  Schmelzen 
im  Tiegelofen  und  elektrischen  Ofen  und  geht  über  auf  das  Roheisen, 
das  Gattieren  und  die  Beurteilung  des  Gußeisens.  Die  Anfertigung 
der  Gußformen  wird  in  ihren  Fortschritten  während  der  letzten  50 
Jahre  unter  den  Kapiteln :  Verbesserung  der  Formstoffe,  Beurteilung 
und  Prüfung  von  Formsand,  Trocknen  der  Formen,  Formmaschinen, 
Dauerformen  und  bleibende  Formen,  Gießfertigmachen  der  Form  und 
Gewinnung  der  Eisenteile  aus  dem  Altsande  und  Kehricht  behandelt. 
An  Sondererzeugnissen  erfährt  die  Entwicklung  der  Röhren-  und  Walzen- 
gießerei eine  längere  Darstellung.  Als  besondern  Fortschritt  der 
Gießereitechnik  in  den  letzten  drei  Jahrzehnten  werden  der  Stahlformguß 
und  der  schmiedbare  Guß  (Temperguß)  in  ihrer  technischen  Entwick- 
lung geschildert.  Das  Putzen,  Gießen,  Schweißen  und  Veredeln  des 
Gusses  zeigen  ebenfalls  erhebliche  Umwälzungen  im  Laufe  des  ver- 
flossenen Jahrhunderts.  Bei  der  Anlage  der  Gießereien  ist  in  den 
Hebe-  und  Fördervorrichtungen  durch  die  modernen  elektrischen  An- 
triebe Außerordentliches  geleistet.  Die  bauliche  Einrichtung  unsrer 
Gießereien  hat  im  allgemeinen  große  Fortschritte  gemacht  in  der  Er- 
kenntnis, daß  man  nur  mit  den  besten  Einrichtungen  gute  wirtschaft- 
liche Ergebnisse  erzielen  kann.  Dazu  kamen  die  Bestrebungen,  den 
Arbeiter  gesund  und  arbeitsfreudig  zu  erhalten. 

Ueber  die  Herkunft  der  Bezeichnung  >Kupolofen€  bietet  Otto 
Vogel,  Düsseldorf,  eine  interessante  Studie  in  der  Festschrift.  So  viel 
Kleinarbeit  in  der  Geschichte  des  Gießereiwesens  auch  schon  geleistet 
ist,  so  herrscht  noch  nicht  einmal  völlige  Klarheit  darüber,  ob  man 
»Kupolofen«  oder  richtiger  »Kuppelofen«  zu  schreiben  hat.  Mit  dem 
Wort  >Kupolofen«  bezeichnete  man  ursprünglich  einen  in  England  zum 
Schmelzen  von  Blei-  und  Kupfererzen  gebräuchlichen,  anfangs  des 
18.  Jahrhunderts  erfundenen  Windofen,  der  aber  ein  Flammofen  war. 
Seine  Verwendbarkeit  zum  Flüssigmachen  von  Roheisen  und  Brucheisen 
erkannte  man  bald.  Mit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  belegte  man  mit 
dem  Namen  Kupolofen  auch  die  noch  jetzt  in  unsern  Gießereien  ge- 
bräuchlichen   Schachtöfen,    was    zu    mancherlei    Unklarheiten    führte. 
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Worauf  diese  falsche  Namengebung  zurückzuführen  ist,  konnte  bisher 
nicht  festgestellt  werden.  Dipl.-Ing.  (7.  Lohse  führt  1919  bei  »Be- 
sprechung der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Eisengießerei«  das  die 
Gicht  überspannende  Gewölbe  als  Veranlassung  zur  Bezeichnung  des 
Schachtofens  mit  dem  Namen  »Kupolofen«  an.  Vogel  stimmt  hierin 
Lohse  bei  und  erblickt  in  dieser  Ableitung  eine  Stütze  für  die  Be- 
rechtigung der  Schreibweise  »Kuppelofen«  statt  »Kupolofen«.  Zahl- 
reiche  historisch   interessante   Abbildungen   erläutern   die  Darstellung. 


Die  Gewerkschaften  Deutschlands   in   den  Jahren    1914— 1920. 

Von 

H.  Fehlinger. 

Eine  gewerkschaftliche  Arbeiterbewegung,  deren  Zweck  Einfluß- 
nahme auf  die  Gestaltung  der  Arbeitsbedingungen  ist,  besteht  in 
Deutschland  seit  1868.  Damals  wurden  ungefähr  gleichzeitig  die  ersten 
sozialistisch  orientierten  Gewerkschaften  durch  Schweitzer  und  Fritzsche, 
sowie  auch  die  ersten  nichtsozialistischen  Gewerkschaften  durch  die 
freisinnigen  Parteimänner  Hirsch  und  Duncker  gegründet.  Erst  einige 
Jahre  nach  der  Aufhebung  des  Sozialistengesetzes  kamen  als  dritte 
Gruppe  die  christlichen  Gewerkschaften  hinzu.  Kurze  Zeit  waren  die 
Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereine  an  Mitgliederzahl  die  stärksten, 
doch  wurden  sie  bald  von  den  Organisationen  überholt,  die  nahe  Be- 
ziehungen zur  sozialistischen  Bewegung  unterhielten,  jedoch  als  Mit- 
glieder auch  NichtSozialisten  aufnahmen  und  späterhin  allgemein  als 
die  freien  Gewerkschaften  bekannt  wurden.  Die  Anhängerzahl  der 
christlichen  Gewerkschaften  übertraf  ebenfalls  schon  bald  nach  ihrem 
Aufkommen  jene  der  Hirsch-Dunckerschen  Gruppe.  Kurz  vor  dem 
Ausbruch  des  Weltkrieges,  Ende  Juni  1914,  betrug  die  Mitgliederzahl 
der  freien   Gewerkschaften  2510585,   aber  schon  im  Januar 

1915  war  der  Stand  um  fast  eine  Million  geringer  (1  511 672);  am 
31.  Dezember  desselben  Jahres  war  nur  noch  rund  eine  Million  Mit- 
glieder vorhanden  und  am  31.  Dezember  1916  wurde  der  niedrigste 
Stand  mit  949800  Mitgliedern  erreicht.  Bis  dahin  waren  um  1  560786 
Mitglieder  mehr  ausgeschieden  als  beigetreten.  Durch  Einberufung 
zum  Kriegsdienst  hatte  die  Mitgliederzahl  bis  einschließlich  Dezember 

1916  um  1  336  213  und  während  der  Kriegsdauer  überhaupt  um  1  412  837 
abgenommen.  Im  Laufe  der  Jahre  191 7.  und  191 8  überwog  der  Zu- 
strom wieder  den  Abgang.  Die  Gesamtzahl  der  Mitglieder  betrug 
Ende  1917  1276866,  Ende  September  1918  1  468  132  und  Ende  De- 
zember 1918  2866012.  Weit  ausgiebiger  als  jemals  aber  war  das 
Wachstum  der  Gewerkschaften  im  Jahre  191 9.  Die  Mitgliederzahl  der 
freien  Gewerkschaften  stieg  damals  auf  4677877  Ende  März,  5779291 
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Ende  Juni,  6562359  Ende  September  und  7328  132  Ende  Dezember. 
Im  Jahresdurchnitt  betrug  sie  5  479073  gegen  1  664991  im  Durchschnitt 
des  Jahres  1918.  Im  Jahre  1920  währte  die  Mitgliederzunahme  nur  bis  zum 
Ende  des  zweiten  Quartals;  damals  wurden  8 019  168  Mitglieder  gezählt, 
am  Schluß  des  dritten  Quartals  aber  nur  noch*  7  698  088,  wovon  1  694  840 
Frauen  waren  (Ende  1919  1  612  636).  Als  Ursache  des  neuerdings  ein- 
getretenen Mitgliederverlusts  mögen  in  Betracht  kommen  ein  Abflauen 
der  revolutionären  Begeisterung,  Enttäuschung  über  das  Ausbleiben 
der  erhofften  Sozialisierung  (über  deren  Natur  freilich  im  Kreise  der 
Arbeiter  selbst  recht  wenig  sichere  Vorstellungen  bestanden)  und  nicht 
zuletzt  die  gegen  die  Gewerkschaften  gerichtete  Agitation  des  Kommu- 
nismus, der  in  der  Wahl  der  Mittel  zur  Verdächtigung  der  Führer  der 
Gewerkschaften  und  der  gewerkschaftlichen  Aktionsmethoden  durchaus 
nicht  wählerisch  ist  und  dabei  leicht  Gehör  bei  jenen  findet,  die  noch 
nicht  zu  selbständigen  Ueberlegungen  gekommen  sind. 

Die  stärkste  Organisation  in  der  Gruppe  der  freien  Gewerkschaften 
ist  der  Deutsche  Metallarbeiterverband,  der  zu  Ende  des  3.  Quartals 
1920  1  677  336  Mitglieder  hatte.  Dann  kommt  der  Fabrikarbeiterver- 
band mit  665  225  Mitgliedern,  der  Landarbeiterverband  mit  624935 
(Ende  1919),  der  Transportarbeiterverband  mit  586  448  und  der  Textil- 
arbeiterverband mit  501  732  Mitgliedern.  Ueber  eine  Viertelmillion 
Mitglieder  haben  überdies  die  Verbände  der  Bauarbeiter,  Bergarbeiter, 
Eisenbahner,  Holzarbeiter,  der  Handels-  und  sonstigen  Angestellten, 
und  der  Gemeinde-  und  Staatsarbeiter. 

Die  Zahl  der  Arbeitseinstellungen  blieb  bis  zum  Kriegs- 
ende klein.  Die  freien  Gewerkschaften  waren  an  solchen  beteiligt: 
1914  in  1409  Fällen,  1915  in  66,  1916  in  142,  1917  in  193,  1918  in 
163,  1919  aber  in  3664  Fällen.  Die  Zahl  der  an  Streiks  und  Aus- 
sperrungen beteiligten  Arbeiter  ging  von  95  681  1914  auf  bloß  2221  im 
nächsten  Jahr  zurück;  1916  betrug  sie  14639,  1917  66  634,  1918  21  733, 
hingegen  im  ersten  Nachkriegsjahre  764460.  —  An  Lohnbewegungen 
ohne  Arbeitseinstellung  waren  beteiligt:  1914  266359,  I9I5  816246, 
1916  1450  194,  1917  2732341,  1918  2417924  und  1919  6  671  249  Per- 
sonen. Die  Durchführung  der  gesamten  Bewegungen  verursachte  1919 
den  beteiligten  Zentralverbänden  eine  Gesamtausgabe  von  38882  375  M. 
Davon  kommen  auf  die  Arbeitskämpfe  37  142  771  M.  Die  Angriflfs- 
streiks  erforderten  34819528  M.,  die  Abwehrstreiks  836  <H4  M.  und 
die  Aussperrungen  1  137  109  M.  Kosten.  Das  Jahr  1910  weist  mit 
18457769  M.  von  allen  früheren  Berichtsjahren  den  höchsten  Posten 
auf.  Die  durch  die  Bewegung  erzielten  Resultate  an  Lohnerhöhungen 
kOoneil  in  keinen  Vergleich  mit  jenen,  die  in  früheren  Jahren 
erreicht  wurden,  gestellt  werden.  Sie  haben  eine  enorme  Höhe  10 
genommen,  doch  haben  die  Summen  nicht  die  Bedeutung,  die  sie 
früher  besaßen.    Aber  trotaden  kann  man  sagen,  daß  das  Maß  an  er- 
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rungener  Lohnverbesserung  alles  bisher  Dagewesene  weit  überragt, 
selbst  dann,  wenn  unsere  Papiermark  nach  dem  Auslandswert  veran- 
schlagt wird.  Die  Lohnerrungenschaften  des  Jahres  1919  haben  auch 
insofern  eine  viel  weitergehende  Bedeutung,  als  der  an  den  Lohnver- 
besserungen beteiligte  Personenkreis  einen  gewaltigen  Umfang  hat. 
Durch  die  Bewegungen  wurden  für  insgesamt  7  257  036  Personen  Ver- 
besserungen der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  erzielt.  Es  erreichten 
797  825  Personen  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  von  zusammen 
6129465  Stunden,  6470960  Personen  eine  Lohnerhöhung  von  zusam- 
men 144337487  M.  pro  Woche  und  4  761  819  Personen  sonstige  Ver- 
besserungen der  Arbeitsbedingungen.  Im  Durchschnitt  kommt  auf 
jede  Person  eine  Arbeitsverkürzung  von  73/4  Stunden  und  eine  Lohn- 
erhöhung von  22,31  M.  pro  Woche. 

Zur  Vermeidung  von  Arbeitseinstellungen  wurden  in  der  Kriegs- 
zeit bald  Arbeitsgemeinschaften  zwischen  Gewerkschaften  und  Unter- 
nehmerorganisationen gebildet,  die  aber  zunächst  hauptsächlich  nur  in 
einer  Reihe  vorwiegend  handwerksmäßig  betriebener  Gewerbe  Bedeu- 
tung erlangten,  während  man  sich  in  der  Großindustrie  mit  Schlich- 
tungsausschüssen behalf,  um  Arbeitseinstellungen  möglichst  zu  vermei- 
den. Zu  einer  umfassenden  Arbeitsgemeinschaft  kam  es  erst 
bei  Kriegsende.  Diese  bezweckt  Vermeidung  von  Störungen  des  Wirt- 
schaftslebens durch  Streiks  und  Aussperrungen.  Im  Vertrag  über  die 
Arbeitsgemeinschaften  ist  ferner  bestimmt,  daß  die  Gewerkschaften  als 
berufene  Vertretungen  der  Arbeiter  anerkannt  werden.  Jede  Beschrän- 
kung der  Koalitionsfreiheit  wird  für  unstatthaft  erklärt.  Die  Werkvereine 
oder  »wirtschaftsfriedlichen  Vereine«  sind  aufzulösen  oder  sich  selbst  zu 
überlassen.  Die  Arbeitsbedingungen  sind  durch  Verträge  zwischen  den 
beteiligten  Parteien  zu  regeln,  ebenso  hat  gemeinsame  Regelung  des 
Arbeitsnachweises  stattzufinden.  Es  sind  Arbeiterausschüsse  in  allen 
Betrieben  einzusetzen.  Die  Arbeitszeit  beträgt  täglich  nicht  mehr  als 
8  Stunden. 

In  den  Gewerkschaften  selbst  findet  der  Gedanke  der  Arbeits- 
gemeinschaft zwischen  den  wirtschaftlichen  Organisationen  der  Arbeiter 
und  Unternehmer  viel  Gegnerschaft  und  es  ist  ganz  gut  möglich,  daß 
diese  Einrichtung  wieder  beseitigt  wird,  wenn  die  radikale  Opposition 
sich  zur  Mehrheit  auswächst.  Man  darf  gewiß  den  Nutzen  der  Ar- 
beitsgemeinschaft in  keiner  Hinsicht  überschätzen,  doch  ist  es  sicher, 
daß  sie  manches  Ersprießliche  für  die  Volkswirtschaft  wie  besonders 
für  die  Arbeiter  zu  leisten  vermag.  Die  gemeinsame  Behandlung  von 
Fragen  des  Arbeitsverhältnisses  ist  nicht  nur  möglich,  sondern  auch 
geboten,  so  daß  es  nicht  vielfach  wegen  nebensächlicher  Fragen  zur 
Arbeitseinstellung  und  Unterbrechung  der  Gütererzeugung  kommt,  die 
auch  des  Arbeiters  Lebensbedürfnisse  verteuert  und    damit   die  Kauf- 
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kraft  seines  Lohnes  senkt.  Abgesehen  davon  kommen  die  Arbeiter 
durch  häufige  Arbeitseinstellungen  nur  allzuleicht  in  Schulden. 

Die  christlichen  Gewerkschaften  verloren  absolut  und 
verhältnismäßig  weniger  Mitglieder  als  die  freien  Gewerkschaften.  Ihre 
durchschnittliche  Mitgliederzahl  war  1914  282  744  und  sie  erreichten  1916 
mit  174300  Mitgliedern  den  niedrigsten  Durchschnittsstand.  191 7  be- 
trug er  243865,  1918  404682  und  1919  1000770.  Dieser  Gruppe  ge- 
hörten im  letzgenannten  Jahre  26  Verbände  mit  9918  Ortsgruppen  an. 
An  der  Spitze  dieser  Verbändo  stand  Ende  1919,  ebenso  wie  bei  den 
freien  Organisationen,  der  Metallarbeiterverband  mit  210005  Mit- 
gliedern; ihm  folgte  der  Bergarbeiterverband  mit  152  216,  dann  der 
deutsche  Eisenbahnerverband  mit  95  000,  der  Textilarbeiterverband  mit 
94023,  der  Fabrikarbeiterverband  (nach  Anschluß  des  Keramarbeiter- 
verbandes)  mit  78  000  und  der  Landarbeiterverband  mit  7  7  523  Mitgliedern. 

Die  deutschen  Gewerkvereine  (Hirsch-Dunckerscher Rich- 
tung) haben  es  niemals  auf  eine  besonders  große  Mitgliederzahl  ge- 
bracht. Sie  betrug  schon  1906  118  508,  im  letzten  Vorkriegsjahre 
106  618,  1914  sank  sie  auf  77749,  1915  auf  61068,  1916  auf  57766, 
um  dann  auf  79  113  1917,  113  792  1918  und  189  831  1919  zu  steigen. 
Nicht  nur  überhaupt,  sondern  auch  im  Verhältnis,  haben  die  Hirsch- 
Dunckerschen  Vereine  am  wenigsten  Nutzen  aus  der  Stimmung  zu 
ziehen  vermocht,  welche  der  Zusammenbruch  und  die  politische  Um- 
wälzung hervorriefen. 

Die  folgende  Tabelle  bietet  eine  Uebersicht  der  Einnahmen,  Aus- 
gaben und  Vermögensbestände  der  freien,  christlichen  und  Hirsch- 
Dunckerschen  Gewerkschaften  in  den  Jahren  1918  und  1919: 


1918 

Jahres- 
einnahme 
M. 

Jahres- 
ausgabe 
M. 

Vermögens- 
bestand 
M. 

Allgem.  Deutscher 
Gewerksch.-Bund 

Hirsch-Duncker'- 
sche  Gewerksch. 

Christi.  Gewerksch. 

59  550  912 

2818635 
8725078 

41  460  676 

2200743 
6  284  432 

80776  316 

2926  162 
12444942 

Zusammen: 

71094625 

49  945  851 

96  147  420 

1919 

Jahres- 
einnahme 
M. 

Jahres-           Vermögens- 
ausgabe              bestand 
M.                       M. 

Alldem,   deutscher 
Gewerksch.-Bund 

Hirsch-Duncker- 
sche  Gewerksch. 

Christi.  Gewerksch. 

247  306  838 

5  5«0  989 
25614774 

201  408  709 

4  851  313 

•7  315 

133  180009 

2  955  650 
20  iöi  928 

Zusammen  : 

278432  601 

224  867  337 

156296269 
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Bei  den  Organisationen  des  Allgemeinen  Deutschen  Ge- 
werkschaftsbundes setzten  sich  die  Gesamtausgaben,  geordnet 
nach  fünf  Hauptgruppen,  aus  folgenden  Beträgen  zusammen : 


1918 

pro  Kopf 

1919 

pro  Kopf 

M. 

M. 

M. 

M. 

Unterstützungen 

16254582 

9,76 

44  942  793 

8,20 

Lohnbewegungen,  Streiks  und 

Aussperrungen 

474629 

0,29 

45  300  049 

8,27 

Bildungszwecke,  Verbandsorgan 

3281  946 

1,97 

15  609  812 

2,85 

Agitation,  Konferenzen,  Verbands- 

tage,   Kartelle,   Sekretariate  und 

Verbindungen 

7  468  683 

4.49 

36  207  447 

6,61 

Verwaltung 

14  181  879 

8,52 

59  348  608 

10,84 

Die  Gegenüberstellung  der  Ergebnisse  der  Jahre  191 8  und  19 19 
zeigt  die  Unmöglichkeit,  bei  den  gewaltigen  Zahlenunterschieden  ab- 
wägende Vergleiche  anstellen  zu  können.  Sie  kann  lediglich  die  in 
einem  Jahre  erfolgte  Umwertung  des  Geldbegriffes  vor  Augen  führen. 
Daß  die  Verwaltungskosten  19 19  alle  andern  Ausgabeposten  über- 
treffen, ist  auf  die  maßlose  Erhöhung  aller  dabei  in  Betracht  kommen- 
den Ausgaben  zurückzuführen.  Daneben  hat  aber  auch  der  gewaltige 
Zustrom  an  Mitgliedern  die  Verwaltungsausgaben  stark  gesteigert.  Die 
enorme  Ausgabe  von  45  300  049  M.  für  wirtschaftliche  Kämpfe  läßt  er- 
kennen, daß  diese  im  großen  Umfange  geführt  wurden. 

Beiden  christlichen  Gewerkschaften  trafen  von  den 
Gesamtausgaben  auf  Verwaltungskosten  1918  3125953  M.  und  1919 
10  583  656  M.,  auf  Kosten  von  Streiks,  Aussperrungen  und  Maßrege- 
lungen 1918  89455  M.  und  1919  1689658  M.,  auf  Rechtsschutz  und 
Unterstützungen  1918  1655026  M.  und  1919  2649442  M.  Die  deut- 
schen Gewerkvereine  Hirsch-Dunckerscher  Richtung 
gaben  aus:  Für  Streiks,  Aussperrungen  und  Maßregelungen  1918 
28406  M.  und  1919  889302  M.,  für  Rechtsschutz  und  Unterstützungen 
1918  in  936  M.  und  1919  466  911  M.  Die  auf  den  Kopf  entfallende 
durchschnittliche  Jahresausgabe  für  die  hauptsächlichen  Zwecke  ist  bei 
den  christlichen  Gewerkschaften,  sowie  bei  den  deutschen  Gewerk- 
vereinen ganz  bedeutend  geringer  als  bei  den  Organisationen  des  All- 
gemeinen Deutschen  Gewerkschaftsbundes. 

Kurz  nach  Kriegsausbruch  stiegen  die  Ausgaben  für  Arbeitslosen- 
und  Notfallunterstützung  erheblich ;  erstere  sanken  dann  bis  einschließ- 
lich 191 7  sehr  bedeutend  und  auch  1918  blieben  sie  noch  weit  hinter 
den  Beträgen  der  Vorkriegszeit  zurück.  Für  Arbeitslosen-  und  Reise- 
unterstützung wurden  1914  24,7  Mill.  Mark  ausgegeben,  1915  noch  ^,6 
Millionen  Mark,  1916  1,5  Mill.  Mark,  1917  0,7  Mill.  Mark,  iqi8  2,6 
Millionen  Mark  und  1919  27,6  Mill.  Mark.  Die  Notfallunterstützung 
sank  1915— 1918,  erforderte  aber  in  diesen  Jahren  und  auch  1919  stets 
höhere  Beträge  als  vor  dem  Krieg.     Die  Ausgaben  für  Krankenunter- 
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Stützung  waren  in  den  Kriegsjahren  verhältnismäßig  gering.  Am  be- 
deutendsten aber  war  der  Ausfall  an  Kosten  für  Streik-  und  verwandte 
Unterstützungen.  Diese  machten  191 3  16,6  Mill.  Mark  aus,  1914  nur 
noch  5,5  Mill.  Mark,  worauf  sie  bis  auf  203923  M.  1916  fielen;  im 
folgenden  Jahre  betrugen  sie  326510  M.,  1918  474629  M.,  1919  aber 
45,3  Mill.  Mark,  oder  fast  dreimal  so  viel  als  im  Jahre  1913.  Die  starke 
Steigerung  erklärt  sich  aus  den  außerordentlichen  Verhältnissen  des 
Jahres  1919  und  der  Hinaufsetzung  der  Unterstützungssätze. 

In  den  christlichen  Gewerkschaften  sind  die  Unter- 
stützungen weniger  von  Belang,  die  Unterstützungssätze  sind  meist 
niedriger  und  die  Bezugszeit  ist  kürzer  als  in  den  freien  Gewerkschaften. 
Die  Arbeitslosen-  und  Reiseunterstützung  beispielsweise  erforderte  1918 
nur  193  621  M.  und  1919  535651  M.,  oder  73  und  83  Pfennige  auf  das 
Mitglied  der  die  Arbeitslosenunterstützung  pflegenden  Verbände.  Bei 
■den  freien  Gewerkschaften  entfielen  auf  ein  Mitglied  im  Durchschnitt 
1918  1,65  M.  und  1919  5,61  M. 

Ueber  die  seit  Kriegsbeginn  in  den  deutschen  Gewerkschaften  aller 
Richtungen  aufgetretenen  Entwicklungstendenzen  unterrichtet  ausführ- 
lich Siegfried Nestriepke  im  2.  Bande1)  seines  Werkes  »Die  Gewerkschafts- 
bewegung« (Stuttgart  1921).  Der  Autor  verzeichnet  nicht  nur  die  Tat- 
sachen, sondern  er  nimmt  auch  Stellung  zu  den  vielen  umstrittenen  Proble- 
men, welche  der  gewerkschaftlichen  Arbeiterbewegung  in  der  jüngsten 
Zeit  erwuchsen,  ohne  sich  dabei  von  parteipolitischen  Motiven  leiten 
zu  lassen.  Bei  der  Behandlung  strittiger  Fragen  führt  er  stets  die 
Auffassungen  aller  beteiligten  Parteien  und  die  Beweggründe  an,  welche 
zu  den  abweichenden  Auffassungen  führten.  Der  Krieg  stellte  die  Ge- 
werkschaften vor  eine  Fülle  von  neuen  schwierigen  Aufgaben,  während 
er  zugleich  ihre  Bewegungsfreiheit  stark  einschränkte.  An  der  ent- 
schiedenen Vertretung  wirtschaftlicher  Forderungen  hinderte  sie  teils 
äußerer  Zwang,  teils  freiwilliger  Verzicht  auf  Fortsetzung  der  vor  dem 
Kriege  befolgten  Kampftaktik.  Nestriepke  zeigt,  wie  die  Kriegsver- 
hältnisse die  Organisations-  und  Verwaltungstätigkeit,  die  Agitation, 
die  Unterstützungseinrichtungen,  die  Streikbewegung,  sowie  die  Sozial- 
und  die  Parteipolitik  beeinflußten. 

Eine  der  am  meisten  bemerkenswerten  Erscheinungen,  die  der 
Krieg  auf  gewerkschaftlichem  Gebiete  mit  sich  brachte,  war  eine  Ab- 
schwächung  der  zwischen  den  verschiedenen  Richtungen  bestehenden 
Gegensätze  und  darauf  beruhend  ein  verhältnismäßig  häufiges  genuin 
sames  Vorgehen.  Die  Vorständekonferenz  der  freien  Gewerkschaften 
vom  November  1916  befaßte  sich  mit  der  Frage  des  Zusammengehens 
mit  andern  Richtungen,  ohne  daß  es  zu  einem  auf  die  Sache  bezüg- 
lichen Beschluß  gekommen  wäre. 

I)  Band   1   behandelt    die  Kntwicklung    der    freien  Gewerkschaften    vor    dem 

Weltkrieg 
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Der  Gedanke  einer  Fortführung  der  Beziehungen  zu  den  Gewerk- 
schaften anderer  Länder  wurde  auch  während  des  Krieges  festgehalten. 
Die  freien  Gewerkschaften  bemühten  sich,  >die  durch  ihre  politische 
Haltung  freilich  praktisch  stark  gefährdete  Gewerkschaftsinternationale 
auch  während  des  Krieges,  wenigstens  als  Idee,  durchzuhalten.  Die 
geringste  Trübung  erfuhren  die  Beziehungen  der  deutschen  Gewerk- 
schaften zu  den  skandinavischen  Staaten.  Wo  der  Krieg  den  Verkehr 
von  Volk  zu  Volk  unterband,  konnte  natürlich  von  einer  Fortführung 
der  alten  Verbindungen  nicht  mehr  die  Rede  sein.  Immerhin  blieben 
auch  mit  diesen  Ländern  die  deutschen  Gewerkschaften  und  die  in 
Deutschland  ansässigen  internationalen  Sekretäre  in  der  Regel  nicht 
ganz  ohne  Konnex.«  Doch  ging  das  vor  dem  Kriege  bestandene 
Zutrauen  der  fremdländischen  zu  den  deutschen  Gewerkschaftsführern 
in  dem  Maße  verloren ,  daß  es  zur  Verlegung  vieler  der  vordem 
mit  wenigen  Ausnahmen  in  Deutschland  befindlichen  internationalen 
Gewerkschaftssekretariate  nach  andern  Ländern  kam.  In  Deutschland, 
selbst  fand  die  Kriegspolitik  der  Generalkommission  der  freien  Ge- 
werkschaften und  der  Konferenzen  der  Verbandsvorstände  nur  in 
wenigen  Verbänden  eine  starke  Gegnerschaft.  Nestriepke  ist  dieser 
Politik  durchaus  abgeneigt.  Beachtenswert  sind  seine  Darlegungen 
über  die  freien  Gewerkschaften  kurz  nach  dem  politischen  Umsturz. 
Er  sagt  u.  a. :  »Die  breiten  Massen  waren  vielfach  geneigt,  das  Er- 
reichte und  Erreichbare  zu  überschätzen;  sie  sahen  den 
raschen  handgreiflichen  Erfolg  vom  9.  November  1918  und  über- 
sahen seine  Bedingtheit,  die  nicht  gleich  sichtbar  in  die  Augen  sprang. 
Sie  verkannten  die  Schwierigkeiten,  auf  dem  Boden  dieses  Erfolges 
nun  schon  eine  rein  proletarische,  sozialistische  Politik  zu  treiben. 
Nicht  einmal  die  Schwierigkeiten  einer  solchen  Politik  überhaupt  — 
ganz  abgesehen  von  der  unzureichenden  Macht  der  Sozialdemokratie 
—  wußten  sie  in  der  Regel  voll  zu  würdigen ;  vielleicht  war  in  ruhigeren 
Zeiten  zu  wenig  getan  worden,  um  Aufklärung  darüber  zu  schaffen, 
daß  selbst  nach  siegreicher  Revolution  die  Umgestaltung  der  Wirtschaft 
immer  nur  ein  langwieriger,  allmählich  fortschreitender  Prozeß  sein 
könne,  daß  eine  bankerotte  Wirtschaft  auch  für  Sozialisierungsmaß 
nahmen  das  denkbar  schlechteste  Objekt  sein  müsse,  daß  mit  Hand- 
streichen und  Davonjagung  der  Kapitalisten  noch  nichts  gewonnen 
wäre«  usw.  Die  Meinung  weiter  Kreise,  die  Gewerkschaften  seien  in 
Zukunft  als  überflüssig  zu  betrachten  und  durch  eine  Räteorganisation 
zu  ersetzen,  machte  bald  wieder  nüchternen  Auffassungen  Platz,  ob- 
zwar  die  Räteschwärmerei  noch  nicht  ganz  geschwunden  ist. 

Eine  Folge  des  politischen  Umschwunges  war  die  Beseitigung  aller 
Einschränkungen  der  Koalitionsfreiheit ;  doch  wurde  damit  ein  Zustand 
der  zeitweisen  Unterordnung  der  Gemeinschaftsinteressen  unter  die 
Interessen  kleiner  Volksmindeiheiten  geschaffen,  die  ohne  eigenes  Ver- 
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dienst  in  lebensnotwendigen  Betrieben  Beschäftigung  finden.  Dieser 
Zustand  ist  letzten  Endes  auch  für  die  Masse  der  Arbeiter  nachteilig, 
denn  er  gefährdet  sie  und  ihre  Angehörigen  ebenso  wie  andere  Men- 
schen in  Fällen  von  Verkehrs-,  Wasserversorgungs-,  Beleuchtungs-  und 
ähnlichen  Streiks.  Zutreffend  sagt  Ncstriepke'.  > Die  Allgemeinheit  kann 
wohl  verlangen,  daß  die  Lohnkämpfe  nicht  dazu  führen,  Leben  und 
Gesundheit  Unbeteiligter  zu  gefährden.  Und  wenn  trotz  weitgehender 
Einrichtungen  zur  Schlichtung  von  Differenzen  gerade  in  lebenswich- 
tigen Betrieben  auf  dem  Verhandlungswege,  wenn  trotz  angemessenen 
Entgegenkommens  an  die  Forderungen  der  Arbeiter  oder  Angestellten 
ein  Kampf  ausbricht,  der  Leben  und  Gesundheit  engerer  oder  weiterer 
Volkskreise  bedroht,  ein  Kampf,  bei  dem  die  Arbeiter  die  Fortführung 
auch  solcher  Arbeiten  ablehnen,  die  das  Lebensinteresse  der  Allge- 
meinheit erfordert,  so  kann  es  zur  Pflicht  der  Träger  der  öffentlichen 
Gewalt  als  Vertreter  der  Allgemeinheitsinteressen  werden,  von  sich 
aus  Maßnahmen  zu  treffen,  die,  ohne  den  Kampf  so  oder  so  zu  ent- 
scheiden, doch  seine  verhängnisvollen  Folgen  abwenden.« 

Trotz  des  uneingeschränkten  Streikrechtes  und  der  umfangreichen 
Ausstandsbewegung  konnten  die  Löhne  nicht  in  dem  Maße  hochgebracht 
werden  wie  die  Kosten  der  Lebenshaltung  und  die  Unternehmergewinne, 
welche  namentlich  in  den  Wirtschaftszweigen,  wo  der  Wettbewerb  großen- 
teils ausgeschaltet  ist,  überhaupt  und  verhältnismäßig  weit  über  die  Sätze 
der  Vorkriegszeit  hinausgehen  (Nestriepke  S.  108  f.).  Das  ist  ein  Be- 
weis dafür,  daß  die  üblichen  Methoden  der  Lohnfestsetzung  unzureichend 
sind  und  durch  andere  ergänzt  werden  müssen.  Das  innere  Gefüge 
der  freien  Gewerkschaften  erfuhr  nach  dem  Krieg  eine  Festigung  durch 
Schaffung  des  Allgemeinen  Deutschen  Gewerkschaftsbundes  an  Stelle  der 
losen  Verbindung  durch  die  Generalkommission.  Bemerkenswert  ist 
ferner  die  in  neuester  Zeit  besonders  stark  hervortretende  Konzentra- 
tionstendenz, nämlich  die  Neigung  zur  Zusammenfassung  der  Arbeiter 
immer  weiterer  Wirtschaftszweige  in  einem  und  demselben  Verband 
und  das  Streben,  die  Macht  der  Beamtenschaft  in  den  Gewerkschaften 
zu  verringern.  Seitdem  die  Errichtung  von  Betriebsräten  in  sicherer 
Aussicht  stand,  bemühten  sich  die  Gewerkschaften,  Wege  zu  finden, 
um  diese  Räte  mit  ihnen  in  engste  Verbindung  zu  bringen,  was  auch 
tatsächlich  gelang. 

Der  Aufgabenkreis,  den  sich  die  freien  Gewerkschaften  gezogen, 
erfuhr  namentlich  mit  den  vom  Nürnberger  Kongreß  angenommenen 
»Richtlinien«  eine  starke  Erweiterung.  Die  alten  und  neuen  Ziele 
dieser  Organisationsgruppe  hat  Ncstriepke  zusammengefaßt,  ebenso  die 
zur  Erreichung  dieser  Ziele  in  Betracht  kommenden  alten  und  neuen 
Mittel.  Recht  lesenswert  sind  auch  die  Ausführungen  über  die  radi- 
kale (linkssozialistische  und  kommunistische)  Opposition   in  den  freien 
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Gewerkschaften  und  das  neue  Aufblühen  der  gewerkschaftlichen  Inter- 
nationale. 

Im  zweiten  Abschnitt  von  Nestriepkes  Buch  (S.  255 — 362)  wird  die 
Entwicklung  der  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereine  und  der  christ- 
lichen Gewerkschaften  dargelegt.  Bezüglich  der  letzteren  verdient  ganz 
besonders  die  Tatsache  Beachtung,  daß  sie  auf  Seiten  der  kirchlichen 
Behörden  durchaus  nicht  uneingeschränkte  Förderung  und  Unterstüt- 
zung fanden.  Wenn  auch  der  Verfasser  in  den  Abschnitten  über  die 
Hirsch-Dunckerschen  und  christlichen  Gewerkschaften  recht  scharfe 
Kritik  übt,  so  muß  doch  zugegeben  werden,  daß  diese  wohlbegründet 
ist  und  daß  streng  vermieden  wird,  parteipolitisch-voreingenommene 
Darstellungen  zu  geben. 

In  den  letzten  Abschnitten  seines  Buches  gibt  Nestriepke  noch 
Aufschluß  über  die  syndikalistischen  und  kommunistischen  Arbeiter- 
organisationen, die  polnischen,  unabhängigen  und  »gelben«  Vereine, 
sowie  die  Angestelltenbewegung.  Den  syndikalistischen  Arbeiterorgani- 
sationen, die  zur  »Freien  Arbeiterunion  Deutschlands«  zusammen- 
geschlossen sind,  kam  die  Radikalisierung  der  Arbeiterschaft  und  deren 
Unzufriedenheit  mit  den  Gewerkschaftsleitungen  ebenso  zustatten  wie 
der  kommunistischen  »Allgemeinen  Arbeiter-Union«.  Die  Syndikalisten 
dürften  etwa  100 000  Mitglieder  umfassen.  »Zu  welcher  Stärke  die 
kommunistischen  Organisationen  gediehen,  läßt  sich  nicht  sagen.  Die 
Zahl  ihrer  Anhänger  dürfte  nicht  sehr  groß  sein.  Wohl  aber  hat  sich 
ihre  Wirksamkeit  wiederholt  unheilvoll  geltend  gemacht.  In  rücksichts- 
losem Radikalismus  haben  die  von  ihnen  hervorgerufenen  Kämpfe,  in 
der  Regel  begleitet  von  brutalem  Terrorismus,  das  Wirtschaftsleben 
mehrfach  in  ernste  Krisen  gebracht.«  In  jüngster  Zeit  wurde  von  Moskau 
aus  besonders  viel  Anstrengung  gemacht,  um  die  Gewerkschaftsbewe- 
gung in  den  Augen  der  nicht  selbst  denkenden  Arbeiter  in  Mißkredit 
zu  bringen  und  sie  zu  zerreißen ;  die  Erfolge,  die  dabei  erzielt  wurden,, 
sind  gering. 


Geschriebene  Zeitungen  in  der  Leipziger  Universitätsbibliothek. 

Von 
Dr.  Johannes  Kleinpaul. 

In  seiner  Schrift  »Die  Anfänge  der  deutschen  Zeitungspresse«,  welche 
im  Jahre  1879  a*s  Band  3  des  »Archiv  für  Geschichte  des  deutschen 
Buchhandels«  erschien,  beschäftigt  sich  Julius  Otto  Opel  einleitend 
auch  ziemlich  ausführlich  mit  »Geschriebenen  Zeitungen«,  die  lange 
Zeit  den  gedruckten  voran-  und  nebenher  gingen.  Er  sagt  da:  »Die 
erste  bedeutendere  handschriftliche  Zeitung,  ein  Wochenblatt,  welches 
auf  diesem  Wege  (nämlich  durch  die  regelmäßig  verkehrenden  Posten) 
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verbreitet  wurde,  können  wir  in  Nürnberg  nachweisen.  Dieselbe 
befindet  sich  in  einem  vom  Jahre  1587  bis  1591  reichenden  Exemplare 
in  der  Universitätsbibliothek  zu  Leipzig.«  —  Ein  reichliches  Dutzend 
Seiten  hat  er  den  beiden  Foliobänden,  einer  der  umfangreichsten  Samm- 
lungen geschriebener  Zeitungen,  die  auf  uns  gekommen  sind,  gewidmet 
und  manchen  dankenswerten  Aufschluß  darüber  gegeben.  Erschöpfend 
aber  hat  er  sie  trotz  allem  nicht  behandelt,  und  gerade  das  Wichtigste, 
das  er  bei  noch  eindringenderem  Studium  recht  wohl  daraus  hätte 
entnehmen  können,  ist  ihm  erstaunlicherweise  entgangen,  nämlich,  daß 
es  sich  dabei  in  Wirklichkeit  nicht  um  Nürnberger  Zeitungen  handelt. 

Angeregt  durch  eine  von  Prof.  Dr.  Karl  Bücher  vor  mehreren  Jahren 
im  Institut  für  Zeitungskunde  der  Universität  Leipzig 
abgehaltene  Uebung  wandte  ich  damals  schon  dieser  »Neuen  Nürn- 
berger Zeitungc  erneutes  Interesse  zu.  Die  Opels  Ausführungen  teils 
ergänzenden,  teils  berichtigenden  Ergebnisse  meiner  Studien  seien  im 
folgenden  mitgeteilt. 

Den  Grundstock  der  Sammlung  bilden  mehrere  Hundert  Zeitungen 
aus  Antorf  (Antwerpen),  Köln,  Rom  und  Venedig.  Den  Zeitungen  aus 
Antorf  und  Köln  sind  vielfach  noch  solche  aus  andern  Städten  —  auf 
demselben  Bogen  —  angefügt,  zahlreiche  weitere  aus  andern  Orten 
und  Ländern  sind  aber  auch  selbständig  behandelt.  Im  ganzen  sind 
außer  den  vier  genannten  Städten  noch  folgende  mit  Zeitungen  ver- 
treten :  je  1  aus  Baden,  Bergen  im  Hennegau,  Chalons,  Dinis,  Kon- 
stantinopel, Krakau,  Metz  und  Straßburg,  je  2  aus  Breslau  und  Mumpel- 
gart,  3  aus  Lissabon,  je  4  aus  Hamburg  und  Prag,  5  aus  Paris,  6  aus 
Genf,  10  aus  Lyon,  14  aus  Mittelburg  und  20  aus  Frankfurt  a.  M. 
Des  weiteren  enthält  die  Sammlung  noch  eine  Zeitung  »aus  Frank- 
reich« und  eine  Anzahl  Schriftsätze  verschiedener  Art,  die  ihrem  Wesen 
nach  ebenfalls  mit  zu  den  »Zeitungen«  im  damaligen  Sinne  gehören. 
Da  ist  ein  Preislied  und  ein  Schmählied  auf  den  Kurfürsten  Maximilian 
von  Polen,  beide  von  derselben  Hand  untereinander  auf  ein  Blatt  ge- 
schrieben, ferner  eine  »Copia,  was  sich  in  der  Schlesien  verlauffen«  vom 
24.  Januar  1588,  dann  ein  »Kurzer  Bericht«  über  einen  Sieg  über  die 
Türken,  ein  »Carmen  triumphale«  auf  die  Königin  Elisabeth  von  Eng- 
land und  ein  Mobilmachungsplan,  in  dem  Sachsen  die  erste  Stelle  ein- 
nimmt. 

Sehr  auffällig  ist,  daß  dieser  vielseitige  Nachrichtendienst  eigent- 
lich nur  im  ersten  Bande  anzutreffen  ist,  der  den  buchstäblichen  Titel 
führt:  »Ncüetzeittung  soüiel  dero  von  Nornbergk  von  dem  26.  Octobris 
Anno  etc.  87  bis  aufT  den  26.  Octob:  Anno  etc.  88  einkommeiu.  Der 
zweite  Band,  der  wieder  entsprechend  betitelt  ist,  weist  demgegenüber 
eine  viel  geringere  Mannigfaltigkeit  auf;  er  enthält  außer  Zeitungen 
aus  den  genannten  vier  Hauptorten  nur  noch  je  eine  aus  Dinifl 
und   Mumpelgart   und    mehrere    aus   Mittelburg    und    Frankfurt     Da/u 
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kommt  dann  noch  die  »Copia  eines  Sendschreibens,  welches  die  Königl. 
May.  inn  Frankreich  selbsten  in  französischer  Sprach  an  den  Hertzog 
von  Longueville  geschrieben«  über  einen  Sieg  der  Liga  vom  17.  März  1590. 

Besonders  viel  Mühe  hat  Opel  auf  Ermittelungen  über  zwei  Nürn- 
berger Kaufherren  verwandt,  denen  eine  Anzahl  Zeitungen  zugingen, 
ehe  sie  in  die  Sammlung  kamen.  22  Schriftsätze  tragen  die  Anschrift: 
»Den  Ernuesten  vnnd  fürnehmen  herrn  Reiner  Volckhart  vnnd  Florian 
van  den  Bruckh  zu  handen  Nuermberg«  oder  ähnlich,  und  er  kommt  zu 
dem  voreiligen  und  ganz  irrigen  Schluß:  »Dieser  Ort  aber,  in  welchem 
diese  Zeitungen  abgeschrieben  wurden,  ist  offenbar  Nürnberg,  und 
die  Namen,  welche  auf  den  Adressen  stehen,  bezeichnen  demnach  nicht 
die  Empfänger  der  Abschriften,  sondern  die  der  Originale.  Die  Herren 
Reiner  Volckhardt  und  Florian  van  der  Brück  haben 
diese  Mitteilungen  zuerst  empfangen  und  von  ihnen  sind  dieselben  dann 
weiter  verbreitet  worden.  So  hat  also  der  Titel  diese  Sammlung  mit 
Recht  als  eine  Nürnbergische  Zeitung  bezeichnen  können.« 

So  einfach  liegen  aber  die  Dinge  durchaus  nicht.  Wir  erfahren 
aus  der  Sammlung  nur,  daß  Zeitungen,  die  den  beiden  Nürnbergern 
von  irgendwoher  zugingen,  von  ihnen  —  unbekannt  wohin  —  in  der- 
selben Form  weitergegeben  wurden,  aber  es  ist  durch  nichts  erwiesen, 
daß  sie  solche  auch  vervielfältigten  und  weiterverbreiteten.  Hiergegen 
sprechen  ziemlich  deutlich  Opels  eigene  Ermittelungen,  denen  zufolge 
ihr  Geschäft  der  »Goldschmiedehandek  war.  Wie  ließ  sich  wohl  beides 
vereinigen  ? 

Der  Versand  ging  sehr  rasch.  Ein  solcher  Schriftsatz  (I,  78)  z.  B., 
der  den  beiden  Nürnberger  Kaufherren  zugegangen  war  und  von 
ihnen  weiter  verschickt  wurde  —  Zeitungen  aus  Rom  vom  27.  Februar 
und  aus  Venedig  vom  4.  März  1588  — ,  ist  laut  Empfangsvermerk  an 
einem  andern  Orte  schon  am  14.  März  präsentiert  worden. 

Opel  sagt  mit  aller  Bestimmtheit,  daß  dieser  Empfangsvermerk  — 
und  ebenso  alle  andern,  auch  die  Numerierung  sämtlicher  Sendungen, 
desgleichen  die  Aufschriften  der  Vorsatzblätter  der  beiden  ersten  Jahr- 
gänge: »Neüetzeittung  usw.«  —  die  Handschrift  des  Leipziger 
Ober-Schöppenschreibers  Ludwig  Trüb  sei;  daß  dieser 
es  war,  dem  die  beiden  Nürnberger  ihre  Zeitungen  zuschickten,  und 
nicht  nur  ihre;  er  meint  alle!  Nach  und  nach  die  ganze  Sammlung, 
deren  Entstehen  er  somit  auf  Trüb  zurückführt.  Letzteres  mag  viel- 
leicht richtig  sein.  Noch  richtiger,  nur  etwas  vorsichtiger  ausgedrückt, 
ist  wohl  die  Annahme ,  daß  die  Sammlung  in  der  Leipziger 
Schöppenstube  entstand  und  von  da  in  die  Leipziger  Uni- 
versitätsbibliothek kam,  die  leider  über  ihren  Erwerb  keinen 
Ausweis  mehr  besitzt. 

Indessen,  Opel  hat  auch  in  diesem  Punkte  zu  rasch  geurteilt. 
Wohl  findet  sich  auf  zwei  Stücken  der  Sammlung  —  Band  I,  342  und 
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Band  II,  229  —  die  Anschrift  Ludwig  Trübs,  aber  beide  Male  fehlt 
jeder  Hinweis,  daß  diese  Zeitungen  Trüb  von  den  Herren  V  o  1  c  k- 
h  a  r  d  t  und  van  der  Brück  aus  Nürnberg  zugingen !  Er  kann 
sie  auch  ganz  wo  anders  her  bekommen  haben.  Es  fehlt  also  zwischen 
beiden  Zeitungsempfängern  ■ —  in  Nürnberg  und  in  Leipzig  —  jede 
Brücke. 

Eine  solche  könnte  möglicherweise  ein  Zettel  sein,  auf  dem 
Hermann  Berte  ns,  der  sich  »Reiner  Volckhardts  Diener«  nennt 
(I,  171),  darum  bittet,  einen  beiliegenden  Brief  nach  Torgau  weiter 
zu  bestellen.  Opel  hat  diesen  Zettel  wohl  bemerkt,  aber  merkwürdiger- 
weise gar  nichts  weiter  damit  anzufangen  gewußt.  Zunächst  hätte  er  darin 
eine  Stütze  finden  können  für  seine  Annahme,  daß  Bertens'  Nürn- 
berger »Herren«  und  Ludwig  Trüb  miteinander  in  Verbindung 
standen.  Von  Leipzig  aus  ließ  sich  in  der  Tat  ein  Brief  besonders 
leicht  nach  Torgau  weiterschicken!  Aber  bedauerlicherweise  fehlt 
auf  dem  Zettel  die  Anschrift,  so  daß  auch  diese  »Brücke«  nur 
Vermutung  ist.     Indessen,  sie  mag  zutreffen! 

Hätte  Opel  sich  wenigstens  die  Handschrift  dieses  Zettels 
genauer  angesehen,  dann  hätte  er  wohl  etwas  weiter  kommen  können. 
Dann  hätte  sie  ihm  bekannt  vorkommen  können.  Gleich  die  hinter 
dem  Zettel  eingebundene  Zeitung  stammt  von  derselben  Hand 
und  so  viele  andere;  schon  auf  dem  vierten  Blatte  des  ersten  Bandes 
tritt  uns  diese  Handschrift  entgegen.  Wir  erkennen  aus  ihrem  häufigen 
Vorkommen,  daß  Hermann  Bertens  ein  Zeitungsschreiber  war, 
der  berufsmäßig  Zeitungen  verschiedenster  Herkunft  abschrieb  und 
so  auch  zu  der  Leipziger  Sammlung  viel  beitrug.  Also  hat  er  wohl 
Reiner  Volckhardt  oder  Florian  van  der  Brück  auch 
nur  mit  Zeitungen  bedient.  Da  er  ihnen  solche  regelmäßig  lie- 
ferte, mag  er  wohl  auch  um  ihre  sonstigen  Verhältnisse,  auswärtigen 
Beziehungen  gewußt  haben  und  so  einer  seiner  Sendungen  den  Brief 
beigelegt  haben,  mit  der  Bitte,  ihn  —  über  Leipzig  —  nach  Torgau 
weiter  zu  bestellen. 

Freilich  hat  auch  Opel  den  Handschriften  und  den  Wasserzeichen 
sein  Augenmerk  zugewandt,  aber  längst  nicht  genug.  Allerwichtigstes 
ist  ihm  entgangen.  Er  hat  zwar  bemerkt,  daß  die  Vorsatzblätter  der 
Sammlung  das  kursächsische  Wappen  als  Wasserzeichen  tragen  und 
mit  dieser  Beobachtung  seine  Vermutung,  daß  die  Sammlung  in  Leipzig 
entstand,  neben  anderem  gestützt,  aber  er  hat  nicht  bemerkt,  daß  auch 
einige  Zeitungen  —  aus  Prag  und  Polen  (I,  20 — 24),  aus  Paris 
(1,  41 — 42),  aus  Köln  (I,  259)  —  auf  solches  sächsisches  Kanzleipapicr 
geschrieben  sind,  und  daß  einige  derselben  (I,  20  und  41)  sogar  offen- 
sichtlich die  kraftvollen  Schriftzüge  zeigen,  die  er  für  die  Handschrift 
Ludwig  Trübs  hält. 

e  Entdeckung  bringt  uns  auf   die  weitere  Vermutung,  daß  man 

Zeitschrift  für  die  gei.  Staatawiisemch.    1931.     IjB.  J? 
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sich  auch  in  der  Leipziger  Schöppenstube  mit  der  Zeitungsschreiberei 
befaßte,  und  zwar  hier  nicht  nur  der  Ober-Schöppenschreiber  Ludwig 
Trüb,  sondern  wohl  auch  der  Schöppenschreiber  Abraham  Dreher 
und  vielleicht  noch  andere,  von  denen  die  eben  angeführten  Blätter 
auf  sächsischem  Kanzleipapier  weiterhin  gefüllt  sind.  Da  hätten  wir 
also  —  neben  Reiner  Volckhardt  und  Hermann  Bertens 
—  noch  eine  weitere  Quelle,  die  die  Sammlung  speiste.  Diese  letz- 
teren, in  Leipzig  abgeschriebenen  Zeitungen  können  versehentlich 
oder  absichtlich  mit  in  die  Sammlung  eingereiht  worden  sein,  da  man 
nun  einmal  in  der  Leipziger  Schöppenstube  an  dergleichen  Dingen 
Interesse  hatte.  Dafür  spricht  namentlich  Blatt  41  im  ersten  Bande  — 
von  Trübs  Hand  — ,  auf  dessen  Rückseite  sich  einige  lateinische  Verse 
finden,  die  er  sich  vermutlich  gern  aufbewahren  wollte.  Hinsichtlich 
der  letzteren  ist  auffällig,  daß  sie  z.  T.  viel  später,  auf  Blatt  192,  noch- 
mals wiederkehren;  das  erstemal  im  Februar  1588,  das  andere  Mal  im 
Januar  1589,  ein  Beweis,  wie  lange  solche  Merkwürdigkeiten  damals 
durch  die  Zeitungen  wanderten. 

Und  dann  nannte  ich  den  Leipziger  Schöppenschreiber  Abraham 
Dreher.  Dessen  Name  findet  sich  schon  eher  als  der  Trübs.  An 
ihn  hat  (I,  286)  Hans  Müller  in  Hamburg  ein  Schreiben  vom 
22.  Juli  1589  gerichtet,  das  Opel  ganz  und  gar  übersehen  hat.  Und 
doch  ist  es  ebenfalls  recht  wichtig.  Es  ist  das  einzige  in  der  ganzen 
Sammlung,  das  genau  angibt,  von  woher  es  kam  und  wohin  es  ging, 
wer  es  absandte  und  wer  es  empfing.  Es  beginnt  mit  einem  Gruße 
an  den  »Freund«  und  enthält  eine  »Zeitung*  über  ein  »erschreckliches 
Wetter,  das  den  schönsten  und  höchsten  Turm  von  Sankt  Nikolai 
ganz  und  gar  verbrannte«.  Von  derselben  Hand  ist  auch  schon  eine 
frühere  Zeitung  aus  Hamburg  (I,  143)  geschrieben.  Also  abermals 
eine  neue  Quelle!  Ein  Hamburger  Zeitungsschreiber,  der  zu  der 
Leipziger  Sammlung  beitrug. 

Ueber  eine  weitere  —  über  die  Herkunft  der  mit  »H.  Z.«  ge- 
siegelten Schriftsätze,  worauf  schon  Opel  aufmerksam  machte  —  ließ 
sich  bedauerlicherweise  nichts  ermitteln. 

Wie  erstaunte  ich  aber,  als  ich  bald  nach  Abschluß  dieser  Leip- 
ziger Studien  fast  alle  Wasserzeichen  und  eine  Anzahl  Hand- 
schriften der  Leipziger  Sammlung  —  mit  aller  Bestimmtheit  nament- 
lich die  Handschriften  von  Blatt  80  und  von  Blatt  100  und  in  im 
ersten  Bande  —  in  den  Fuggerzeitungen  der  österreichischen 
Staatsbibliothek  in  Wien  wiederfand.  Eine  sehr  bemerkenswerte 
Entdeckung!  Sie  gibt  über  die  Herkunft  eines  sehr  großen  Teiles  der 
Leipziger  Zeitungen  einen  ganz  neuen  Aufschluß.  Es  ist  unzweifelhaft, 
daß  der  weitaus  größte  Teil  derselben  aus  derselben  Quelle  stammt 
wie  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Fuggerzeitungen. 

Die    Bezeichnung    »Fuggerzeitungen«    leitet    sich    von    der 
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Annahme  ihres  ersten  Bearbeiters  Johann  Benedikt  Gentilotti 
von  Engelsbrunn  —  von  1705  bis  1723  Leiter  der  Wiener 
Hofbibliothek  —  her,  daß  alle  diese  ungefähr  20000  Zeitungen  >cla- 
rissimis  Fuggeris  ex  variis  orbis  partibus  perscriptae«  wären.  Diese 
Annahme  erweist  sich  aber  bei  genauerem  Studium  als  übertrieben. 
Nur  ein  Teil,  vielleicht  die  Hälfte  der  in  der  Fuggerschen  Sammlung  ent- 
haltenen Zeitungen,  ist  den  Fuggern  —  geschäftlich  oder  persönlich  — 
direkt  zugegangen.  Die  andern  hat  Philipp  Eduard  Fugger, 
dem  diese  Zeitungssammlung  ihr  Entstehen  verdankt,  von  Zeitungs- 
schreibern bezogen,  die  auch  andere  damit  versorgten.  Das  geht 
deutlich  aus  einem  Schreiben  des  Augsburger  Zeitungsschreibers  Jere- 
mias  Crasser  an  ihn  vom  Ende  Juli  1588  hervor,  in  dem  dieser 
eine  Anzahl  Persönlichkeiten  anführt,  die  er  in  gleicher  Weise  bediente 
und  sich  erbietet,  falls  es  gewünscht  würde,  noch  mehr  zu  nennen. 
Crasser  unterhielt  in  Augsburg  eine  große  Schreibstube,  in  der 
ein  paar  Dutzend  Schreiber  damit  beschäftigt  waren,  Zeitungen  ver- 
schiedenster Herkunft  handwerksmäßig  zu  vervielfältigen.  Er  hat  — 
gerade  in  den  Jahren,  aus  denen  die  Leipziger  Sammlung  stammt  — 
dem  Grafen  Philipp  Eduard  Fugger,  einem  der  beiden  da- 
maligen Inhaber  des  Fuggerschen  Geschäfts  in  Augsburg,  eine  Un- 
menge Zeitungen  geliefert,  wie  auch  später,  von  1595  ab,  sein  Nach- 
folger Jeremias  Schiffle.  Und  nicht  nur  das !  In  derselben 
Schreibstube  ließ  Philipp  Eduard  Fugger  allem  Anschein  nach 
auch  die  meisten  andern  Zeitungen,  namentlich  solche,  die  er  schon 
von  früher  her  aufbewahrt  haben  mochte,  von  denselben  Schreiber- 
händen in  eine  einheitliche  Form  bringen,  die  seinen  verwöhnten  An- 
sprüchen entsprach.  So  ist  diese  Augsburger  Schreibstube  recht  eigent- 
lich die  Wiege  der  Fuggerschen  Sammlung;  gerade  deshalb  aber  nicht 
genau  ersichtlich,  wie  viele  »aktuelle«  Zeitungen  Crasser  und 
Schiffle  dazu  beitrugen. 

Crasser  bediente  also  auf  dieselbe  Weise  auch  andere.  Die 
Namen  Reiner  Volckhardt  und  Florian  van  der  Brück 
in  Nürnberg  fehlen  in  der  Philipp  Eduard  Fugger  mitgeteilten 
Kundenliste,  was  aber  nicht  ausschließt,  daß  auch  diese  beiden  mit 
zu  seinen  Abnehmern  gehörten.  Ob  die  22  Zeitungen  der  Leipziger 
Sammlung,  die  deren  Anschrift  tragen,  von  Crasser  stammen,  läßt 
sich  nicht  ohne  weiteres  sagen.     Dazu  müßte  man  die    betr.  vier  Jahr- 

c-  der  Leipziger  und  der  Wiener  Sammlung  miteinander  vergleichen 
können;  ich  hatte  dazu  noch  keine  Gelegenheit.  So  viel  aber  ist 
sicher,  daß  sehr  viele  Schreiben  der  Leipziger  Sammlung  aus  derselben 
Schreibstube  hervorgingen  —  Crassers  Schreibstube  — ,  wie  etwa 
sehnmal  so  viele  der  Wiener  Sammlung.  So  war  also  Augsburg 
ein  weiterer  Ausgangsort,  der  die  Leipziger  Sammlung  speiste,  mag 
auch  vielleicht  keine  einzige  Zeitung    von    Augsburg    direkt    in 
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die  Leipziger  Schöppenstube  gelangt  sein,  sondern  immer 
über  Nürnberg.  Das  ist  vielleicht  der  Grund,  weshalb  sie  Trüb,  in 
Unkenntnis  ihrer  wirklichen  Herkunft,  Nürnberger  Zeitungen  nannte. 
So  stehen  also  diese  beiden  großen  Zeitungssammlungen  in  Wien 
und  in  Leipzig,  die  wichtigsten  und  umfangreichsten,  die  auf  uns  ge- 
kommen sind,  miteinander  in  engster  Zusammengehörigkeit.  Die  Wiener 
wird  man  mit  historischem  Recht  zur  Erinnerung  an  ihren  Urheber 
weiterhin  als  »Fuggerzeitungen«  bezeichnen.  Daß  die  Leipziger  Samm- 
lung nicht  mehr  mit  Recht  als  »Nürnberger  Zeitungen«  zu  bezeichnen 
ist,  dürfte  aus  vorstehenden  Ausführungen  deutlich  geworden  sein,  zu- 
mal sich  nicht  eine  einzige  wirkliche  »Nürnberger«  Zeitung  darin  findet. 
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Lowie,  Robert  H.y  Primitive  Society.  XIII  und  463  S.  New- York, 
Boni  &  Liveright,  1920. 

Vor  etwa  fünfzig  Jahren  hat  L.  H.  Morgan  seine  aufsehenerregenden 
Werke  über  Verwandtschaftssysteme  und  die  Organisation  der  Urgesell- 
schaft veröffentlicht  und  darin  seine  Auffassung  einer  bestimmten  Ge- 
setzen folgenden  gesellschaftlichen  Entwicklung  vertreten,  die  bei  allen 
Völkern  gleichgerichtet  sei;  nur  äußere  Verhältnisse  hätten  verhindert, 
daß  sie  alle  auch  gleichzeitig  dieselben  Stufen  erreichten.  In  dem 
vorliegenden  Buch,  das  auf  umfassenden  Quellenstudien  beruht,  legt 
Lowie  die  Unhaltbarkeit  der  Morganschen  Gesellschaftstheorien  kritisch 
dar.  Wohl  mögen  die  Kulturen  aller  Menschheitszweige  aus  einem 
gemeinsamen  Stamme  hervorgegangen  sein,  aber  sie  gingen  bald  ver- 
schiedene Wege  und  wurden  verschieden  geartet.  Neben  der  Differen- 
zierung spielt  gegenseitige  Entlehnung  ebenfalls  eine  große  Rolle. 
Die  heutigen  Einzelkulturen  erhielten  ihr  Gepräge  hauptsächlich  durch 
Entlehnungen  voneinander  infolge  zufälliger  Berührung.  Unsere  eigene 
Kultur  ist  in  höherem  Maße  als  jede  andere  ein  Komplex  entlehnter 
Güter.  Eine  einzigartige  Ereignisfolge  ließ  sie  entstehen  und  sie  kann 
nicht  den  Weg  für  andere  Kulturen  weisen.  Deshalb  darf  auch  nicht 
gesagt  werden,  daß  irgendein  Volk  diese  und  jene  Stadien  der  Ent- 
wicklung durchmachen  müsse,  ehe  es  dieses  oder  jenes  Ziel  erreicht. 
Wenn  vielfach  bei  räumlich  voneinander  weit  getrennten  Völkern  Kultur- 
güter beobachtet  werden,  die  sich  äußerlich  in  hohem  Maße  gleichen 
und  demselben  Zwecke  zu  dienen  scheinen,  so  mangelt  doch  zumeist 
jede  innere  Ucbereinstimmung.  Es  täuscht  z.  B.  die  Auswirkung  des 
Bedürfnisses  nach  gegenseitiger  Förderung  und  Zusammenschluß  mit 
gleichgesinnten  Genossen  bei  manchen  primitiven  Völkern  Vorbilder 
ganz  moderner  sozialer  Erscheinungen  vor,  wir  etwa  die  Gewerkschaften 
der  Samoaner  (S.  348),  aber  sie  haben  keinerlei  innere  Beziehung  zu 
den  europäischen  Berufsorganisationen. 

Ati  warnt  Lowie  davor,    tue    Unterschiede  in  den  C,  rund- 

lagen der  sozialen  Organisation  primitiver  und  hochkultivierter  Völker 
als    sehr    weitgehend    aufzufassen       Dafl    wäre    unrichtig,    denn    die   A!» 
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weichungen  betreffen  meist  bloß  Einzelheiten.  So  ist  z.  B.  der  Gegen- 
satz, der  in  bezug.  auf  persönliche  Freiheit  zwischen  den  sogenannten 
Wilden  und  den  modernen  Europäern  besteht,  durchaus  nicht  wesent- 
lich. Es  ist  richtig,  daß  in  den  Anfängen  der  gesellschaftlichen  Organi- 
sation das  Recht  der  Persönlichkeit  gering  geachtet  wird,  daß  die 
primitive  Gesellschaft  Abweichungen  des  persönlichen  Verhaltens  von 
den  festgelegten  Normen  übel  aufnimmt.  Aber  ebenso  herrscht  in 
unseren  modernen  europäischen  und  amerikanischen  Gemeinwesen  noch 
immer  das  autoritäre  Prinzip ,  obzwar  die  Geschichte  so  manchen 
Wandel  der  Autoritätsgrundlagen  berichtet.  Gegen  Sir  Henry  Maine 
wendet  Lowie  ein,  der  in  der  Regelung  des  Verhältnisses  der  Person 
zur  Gemeinschaft  mit  fortschreitender  Kultur  stattgehabte  Uebergang 
von  der  Bindung  durch  Abkunft  zur  Bindung  durch  Vertrag  sei 
mehr  von  formaler  als  sachlicher  Bedeutung.  Primitive  Gemeinschaften 
gestehen  der  Person  für  die  Einschränkungen  auf  einer  Seite  wieder 
Freiheiten  auf  anderer  Seite  zu,  die  wir  nicht  kennen.  Im  ganzen  aber 
scheint  doch,  nach  dem  Ermessen  des  Referenten,  die  Persönlichkeit, 
und  zwar  ihr  Leben  sowohl  wie  ihre  seelischen  Aeußerungen,  bei  den 
Naturvölkern  weit  geringer  eingeschätzt  zu  werden  als  bei  den  Hoch- 
kulturvölkern. 

Die  einzelnen  Abschnitte  von  Lowies  Buch  behandeln:  die  Ehe 
und  sonstige  Geschlechtsbeziehungen  (wobei  sich  der  Autor  mit  Recht 
gegen  einen  ursprünglichen  Sexualkommunismus  wendet);  die  Familie; 
die  Stellung  der  Frauen;  die  Verwandtschaftsbeziehungen;  die  Sippe; 
das  Eigentum;  die  Formen  der  Verbandsbildung;  die  soziale  Rang- 
ordnung; Regierung  und  Rechtsprechung.  In  einem  Schlußabschnitt 
überblickt  der  Autor  seine  wichtigsten  Ergebnisse.  —  Eine  Biblio- 
graphie von  8  Seiten  Umfang  und  ein  gutes  Schlagwortverzeichnis 
reihen  sich  an.  H.  Fehlinge r. 


*S  ehump  et  er ,  Joseph,  Zur  Soziologie  der  Imperialismen.  Tübingen, 
Mohr,  1919.     76  Seiten. 

Eine  der  geistreichsten  Betrachtungen,  die  bisher  über  das  viel- 
gestaltige Problem  des  Imperialismus  erschienen  sind.  Freilich  schöpft 
sie  es  nicht  aus,  und  auch  die  Gliederung  des  Ganzen  entbehrt  der 
eigentlichen  Systematik.  Man  hat  die  Empfindung,  daß  die  Fülle  der 
Ideen,  die  dem  Verfasser  zuströmen,  ihn  an  scharf  umrissenem  metho- 
dischem Aufbau  hindert. 

Seine  Hauptthese  ist,  daß  >o  b  j  e  k  1 1  o  s  e«  Tendenzen  zu  ge- 
waltsamer Expansion  ohne  bestimmte  zweckgebundene  Grenze 
in  der  Geschichte  der  Menschheit  eine  sehr  große  Rolle  spielen.  Diese 
rein  triebhaften  Neigungen  zu  Krieg  und  Eroberung  sind  schon  viel- 
fach die  Verwunderung  der  Historiker  gewesen.     Schumpeter  hätte  ein 
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Wort  Seeleys  anführen  können:    England    habe    die    halbe  Welt  wie  in 
einem  Anfluge  von  Geistesabwesenheit  erobert. 

Auf  der  Suche  nach  einer  Erklärung  für  dieses  kriegerische 
Funktionsbedürfnis,  die  natürlich  nicht  durch  den  Hinweis  auf 
irgendeinen  »Trieb«  gegeben  werden  könne,  weist  er  auf  die  Lebens- 
notwendigkeiten geschichtlicher  Lagen  hin,,  die  be- 
stimmte Völker  oder  Klassen  zu  Kriegern  prägten,  falls  sie  nicht  unter- 
gehen wollten.  Die  durch  solche  Lage  in  mehr  oder  weniger  ferner 
Vergangenheit  erworbenen  psychischen  Dispositionen  und  sozialen 
Strukturen  hätten  sich  dann  noch  lange  erhalten  und  hätten  fort- 
gewirkt, auch  nachdem  sie  ihren  Sinn  und  ihre  Funktion  der  Lebens- 
erhaltung verloren  hatten.  Dazu  kamen  unterstützende  Momente:  ein- 
mal die  innerpolitische  Interessenlage  herrschender  Schichten,  daneben 
die  Einflüsse  aller  jener,  die  individuell  (ob  nun  wirtschaftlich  oder 
sozial)  bei  kriegerischer  Politik  zu  gewinnen  hatten.  Beide  Gruppen 
von  Momenten  pflegen  von  andersgeartetem  Blattwerk  politischer 
Phraseologie  und  individualpsychischer  Motivation  überwuchert  zu 
werden. 

Diese  wesentlichen  Züge  sieht  Schumpeter  in  allen  Imperialismen, 
so  verschieden  sie  im  einzelnen  sein  mögen.  Es  handelt  sich  also  um 
einen  Atavismus,  um  Ueberbleibsel  früherer  Epochen,  die  in  jedem 
konkreten  sozialen  Zustande  eine  bedeutsame  Rolle  spielen.  Die  öko- 
nomische Geschichtsauffassung  müsse  damit  rechnen:  denn  die  Lebens- 
bedingungen der  Gegenwart  lassen  sich  durchaus  nicht  nur  aus  den 
gegenwärtigen  Produktionsverhältnissen  erklaren,  vielmehr  ist  dazu 
auch  eine  Berücksichtigung  der  Lebensbedingungen  der  jeweiligen  Ver- 
gangenheit notwendig. 

Allmählich  freilich  werden  solche  Ueberbleibsel  absorbiert.  Der 
Imperialismus  müsse  daher  —  falls  diese  Theorie  richtig  sei  —  an 
Intensität  verlieren,  einer  je  späteren  Phase  der  Geschichte 
des  betreffenden  Volkes  und  Kulturmilieus  er  angehört.  Die  jüngsten 
Beispiele  eines  unverkennbar  scharf  umrissenen  Imperialismus  biete 
der  absolute  Fürstenstaat  des  18.  Jahrhunderts,  und  dieser  Imperialis- 
mus sei  unverkennbar  »zivilisierter«  als  die  älteren  Imperialismen. 

Sieht  man  die  Dinge  so  an,  so  muß  man  den  imperialistischen 
Mächten  der  Gegenwart  das  Zeugnis  ausstellen,  daß  sie  eigentlich 
kaum  noch  imperialistisch  seien.  In  der  Tat  stellt  Schumpeter  diese 
Behauptung  auf.  Kr  behauptet,  England  habe  sich,  wie  gegen 
Spanien,   so    auch   gegen    Frankreich    zunächst   nur   gewehrt;    auch  im 

ihrhundert  habe  das  Volk  bei  den  Eroberungswünschen  nicht  mit- 
getan  (weshalb  abei  wurde  Walpole  gestürzt:  Weshalb  dran-  Pitt  QU! 
durch,  wenn  er  eine  kriegerische  Politik  betrieb?)  —  ja  selbst  die 
napoleonischcn  Kriege  bezeichnet  Schmpittr  nur  als  Inu-imezzoc I 
Ebenso  leugnet  er,   daß   in   den   Vereinigten   Staaten    der  Im- 
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perialismus  eine  Rolle  spiele.  Von  den  Philippinen  ist  daher  nicht  die 
Rede.  Auch  von  Kuba  und  von  der  Monroelehre  nicht.  Von  der 
>Kubanisierung«  Mittelamerikas,  von  dem  wachsenden  Widerstand  der 
ABC-Staaten,  von  der  bedenklichen  Rolle,  die  der  amerikanische 
Petroleum-  und  Bergwerkskapitalismus  in  Mexiko  spielte,  wird  nicht 
gesprochen,  ja  nicht  einmal  die  Eroberung  von  Texas,  von  Arizona, 
von  Kalifornien  erwähnt.  Ebenso  ist  von  den  Flibustierunternehmungen 
gegen  Nicaragua  und  anderen,  mit  Billigung,  wenn  nicht  Unterstützung 
der  Unionsregierung  unternommenen  Uebergriffen  gegen  fremde  Staaten 
nicht  die  Rede  (s.  S.  15  ff.  und  55  ff.). 

Einen  Volksimperialismus  erklärt  Schumpeter  heute  für 
u  n  m  ö  g  1  i  c  rT  (S.  67).  Auch  den  russischen  Imperialismus  deutet 
er  nur  als  Ausfluß  der  Fürstenmacht;  die  panslavistischen  Bestrebungen 
erwähnt  er  mit  keinem  Worte.  Auch  der  bolschewistische  Im- 
perialismus (die  von  Lenin  gepredigte  Weltrevolution  gehört  doch 
wohl  auch  zur  Soziologie  der  Imperialismen !)  wird  nicht  erwähnt. 

Schumpeter  bezeichnet  es  als  grundfalsch,  den  Imperialismus  eine 
notwendige  Phase  des  Kapitalismus  zu  nennen  oder  gar  von  einer 
Entwicklung  des  Kapitalismus  zum  Imperialismus  zu  sprechen.  Die 
Interessenlage  der  kapitalistischen  Wirtschaft  weise  durchaus  nicht 
eindeutig  in  der  Richtung  des  Imperialismus.  —  Gewiß  nicht.  Die  ver- 
söhnende oder  doch  ausgleichende  Macht  des  internationalen  Produk- 
tionskapitals (im  Gegensatz  zum  Spekulationskapital)  hätte  in  diesem 
Zusammenhang  genauerer  Behandlung  bedurft.  Aber  auf  diese  glättende 
Wirkung  des  Exportkapitalismus  geht  Schumpeter  kaum  ein.  Vielmehr 
betont  er  nach  ausführlichen  Darlegungen  über  die  Schädlichkeit  des 
Exportmonopolismus  den  Zwiespalt  in  den  Dispositionen  und  Interessen 
des  bourgeoisen  Teiles  der  modernen  Welt:  »Der 'Nationalismus  und 
der  Militarismus,  keine  Geschöpfe  des  Kapitalismus,  werden  kapitali- 
siert und  saugen  schließlich  ihre  beste  Kraft  aus  dem  Kapitalismus. 
Er  zieht  sie  in  seine  Kreise  und  erhält  sie  dadurch  —  schon  wirt- 
schaftlich, aber  auch  politisch  —  am  Leben.  Und  sie  beeinflussen 
ihrerseits  den  Kapitalismus,  bewirken  eine  Aberration  desselben  aus 
der  Bahn,  die  er  von  selbst  gegangen  wäre,  stützen  manche  seiner 
Interessen«  (S.  75).  Die  Bourgeoisie  aber  sei  gerade  infolge  ihrer 
kapitalistischen  Lebensformen  unkriegerisch  und  durch  ihre  kapitalistische 
Interessenlage  kriegerischen  Methoden  völlig  abgeneigt,  ein  Feind  des 
Berufssoldatentums. 

In  alledem  liegt  manche  Wahrheit  und  sehr  viel  Anregendes,  aber 
auch  mehr  denn  ein  Körnchen  Irrtum.  Wie  man  aber  diese  Probleme 
ansehen  mag  —  jedenfalls  ist  es  ein  Genuß,  den  geistreichen  Ge- 
dankengängen Schumpeters  zu  folgen.  Nur  um  eins  mag  gebeten  werden: 
um  die  Vermeidung  der  allzuvielen  unnötigen,  vielfach  ganz  ungewöhn- 
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liehen  Fremdworte  (Aberration,    Elektorat,  kompatibel,  pristin)    —  um 

von  österreichischen  Ausdrücken  wie  »Verumständung«  nicht  zu  reden. 

Leipzig.  Ernst  Schultz  e. 


Kle inp aul ,  Johannes,  Die  Fuggerzeitungen  lßÖ8 — iÖOß.  Preis- 
schrift der  Fürstlich  Jablonowskischen  Gesellschaft  zu  Leipzig  (Ab- 
handlungen aus  dem  Institut  für  Zeitungskunde  an  der  Universität 
Leipzig.  Herausgegeben  von  Karl  Bücher).  8°.  128  S.  Leipz.  1921. 
Verlag  von  Emmanuel  Reinicke. 
Der  Jablonowskischen  Gesellschaft  ist  es  zum  Verdienst  anzurechnen, 
daß  sie  die  Frage  der  Fuggerzeitungen  zum  Gegenstand  einer 
Preisaufgabe  gemacht  hat.  Seitdem  1854  Sichel  im  L'Athenaeum  fran- 
$ais  einen  Aufsatz  über  die  auf  der  österreichischen  Staatsbibliothek 
zu  Wien  liegende,  als  Fuggerzeitungen  bezeichnete  umfangreiche  Samm- 
lung von  Berichten  an  das  Haus  der  Fugger  in  Augsburg  veröffentlicht 
hatte,  wob  sich  um  diese  »Zeitungen«  eine  üppige  Legendenbildung: 
Ludwig  Salomon  spann  die  schon  reichlich  phantastischen  Angaben 
Sicheis  den  er  Sichel  nennt,  —  ob  er  damit  den  bekannten  Wiener  Histo- 
riker dieses  Namens  meinte  und  damit  vielleicht  den  Richtigen  traf,  ist  nicht 
auszumachen  —  weiter ;  er  nahm  sogar  eine  eigene  Redaktion  an  und  teilte 
Einzelheiten  mit,  bei  denen  wohl  der  Wunsch  der  Vater  des  Gedankens 
war,  einfach  Verhältnisse  der  Gegenwartsjournalistik  auf  die  Fugger- 
zeitungen zu  übertragen.  Diesen  Angaben  ist  dann  selbst  die  ernste 
Forschung  gefolgt.  Karl  Bücher  hatte  sich  diese  Ansicht  Sicheis  auch 
anfangs  zu  eigen  gemacht,  es  kamen  ihm  aber  Zweifel,  und  er  veranlaßte 
die  Fürstlich  Jablonowskische  Gesellschaft  zu  Leipzig,  die  Aufgabe  zu 
stellen,  die  »Fuggerzeitungen <  einmal  in  Wien  selbst  kritisch  zu  prüfen. 
Dieser  Aufgabe  widmete  sich  der  Verfasser  der  vorliegenden  Schrift 
mit  dem  Erfolge,  daß  er  die  bisherige  Auffassung  fast  in  allen  Punkten 
als  falsch  erweisen  konnte.  Er  stellte  fest,  daß  die  sogenannten  Fugger- 
zeitungen nichts  anderes  sind  als  Zeitungen,  die  dem  Hause  der  P\igger 
aus  aller  Herren  Ländern  zugeschickt  worden  sind.  Er  gibt  uns  zu- 
nächst eine  sorgfältige  Darstellung  des  heutigen  Zustandes  der  Samm- 
lung. Es  handelt  sich  um  einzelne  Berichte,  die  aus  bestimmten 
Sammelpunkten  (wie  Köln,  Antorf,  Rom,  Venedig)  stammten.  Durch  eine 
sorgfältige  Untersuchung  der  Wasserzeichen  des  benutzten  Papiers  und 
der  verschiedenen  Handschriften  kommt  der  Verfasser  /.u  der  Annahme, 
daß  der  größte  Teil  der  Fuggerzeitungen  nicht  aus  eingeschickten 
Zeitungen,  sondern  aus  Abschriften  besteht,  die  in  einer  großen  Schreib- 
stube gefertigt  sind.  Erst  spat  wurde  die  Masse  nach  dem  Datum  ge- 
ordnet, /u  Jahrgängen  vereinigt  und  gebunden.  Die  Tätigkeit  der 
Schreiber  der  Fuggerzeitungen  stellt  sich  also  als  eine  einfache  Kopisten- 
arbeit  dar.     Als  Ort,   wo   diese  Schreibstube   sich   befand,    darf  wohl 
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Augsburg  angenommen  werden.  Philipp  Eduard  Fugger  bezog  dort 
von  einem  gewissen  Crasser  und  dessen  Geschäftsnachfolger  Schiffte 
Zeitungen  und  ließ  in  deren  großen  Schreibstube  die  Sammlung  an- 
fertigen. Diese  beiden  Zeitungsschreiber  waren  also  im  heutigen  Sinne 
Verleger.  Als  die  Hauptlieferanten  der  neuen  Zeitungen  an  das  Haus 
Fugger  hat  Kleinpaul  einige  »Fuggersche  Diener«  (wir  würden  heute 
Vertreter  sagen)  ermittelt.  Diese  zeitungsähnlichen  Briefe  der  Agenten 
bilden  neben  den  gewerbsmäßig  in  Augsburg  hergestellten  handschrift- 
lichen Zeitungen  den  Hauptinhalt  der  Wiener  Sammlung. 

Dazu  kommen  als  sogenannte  »Originalrelationen«  die  italienischen 
Berichte  der  Agenten  Acconzayoccos  und  Hezös,  doch  glaubt  Klein- 
paul, daß  es  sich  auch  bei  diesen  doch  wieder  nur  um  Abschriften 
aus  Zeitungen  gehandelt  habe.  Wirklich  als  Originalrelationen  im 
strengsten  Sinne  anzusprechende  Berichte  finden  sich  nur  in  geringer 
Zahl  in  den  Fuggerzeitungen.  Als  deren  Verfasser  nennt  Kleinpaul  u.  a. 
den  »Kayserl.  Rom.  Maj.  Secretarius«  Sebastian  Westernacher.  Der 
Sammler  Philipp  Eduard  Fugger  plagte  seine  Freunde  förmlich  mit  der 
Bitte,  ihm  Neuigkeiten  zuzusenden;  diese  entsprachen  seinem  Wunsche, 
und  es  strömten  so  viele  bei  ihm  zusammen,  daß  er  sie  wohl  selbst  nicht 
alle  lesen  konnte.  Was  den  Kaufherrn  nun  eigentlich  veranlaßt  haben 
kann,  die  Zeitungen  zu  der  heute  vorliegenden  Sammlung  zu  vereinigen, 
läßt  sich  nicht  mehr  sicher  feststellen.  Wichtige  Aufschlüsse  für  die 
Frühgeschichte  der  Zeitung  bringt  der  Verfasser  dann  in  den  Ab- 
schnitten über  die  Beförderung  der  Blätter  und  den  Nachrichtendienst, 
über  die  Zeitungsschreiber  und  den  Inhalt  der  Fuggerzeitungen,  die 
der  Forschung  neue  Wege  weisen  können.  Dadurch,  daß  Kleinpaul 
im  letzten  Kapitel  die  überraschende  Tatsache  feststellt,  daß  auch  die 
von  Opel  untersuchte,  in  Leipzig  befindliche  Neue  Nürnberger  Zeitung 
von  1587/99  zu  den  Fuggerzeitungen  in  einer  engen  Beziehung  steht, 
gibt  er  Anlaß,  noch  nach  weiteren  verlorenen  Fuggerzeitungen  zu  suchen. 
Die  sorgfältige  Arbeit  stellt  somit  eine  wertvolle  Bereicherung  unserer 
Literatur  über  die  noch  recht  im  Dunkeln  liegenden  Anfänge  der  neu- 
zeitlichen Zeitung  dar.  Sie  zeigt  außerdem,  wie  notwendig  es  ist,  dem 
Zeitungswesen  mit  kritischem  Maßstab  zu  nahen,  damit  so  manche 
bislang  verbreitete  falsche  Ansicht   über  dies  Gebiet  berichtigt  werde. 

Münster  i.  W.  Karl  d'Ester. 


Günther ,    Adolf,    Rückkehr   zur   Weltwirtschaft.     Die  Organisation 

der   Weltwirtschaft    auf    sozialer    und    kontinentaler    Grundlage. 

München   und   Leipzig,    Duncker   u:   Humblot,    1920.     VIII    und 

148  S.     Preis  Mk.  8.—. 

Das  Buch  ist  eine  weitere  Fassung  der  Abhandlung,  mit  der  sich 

der    Verfasser    um    einen    vom   Handelsvertragsverein    in   Berlin   aus- 
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geschriebenen  Preis  beworben  hatte.  Das  Preisausschreiben  hatte  die 
Fragen  beantwortet  wissen  wollen :  Inwieweit  kann  die  weltwirtschaftliche 
Entwicklung  und  dadurch  ein  Zustand  friedlicher  Beziehungen  zwischen 
den  Völkern  durch  eine  weltwirtschaftliche  Organisation  gefördert 
werden?  Welche  Gebiete  weltwirtschaftlicher  Betätigung  würden  für 
eine  solche  Organisation  in  Frage  kommen?  Und  welche  Aufgaben 
im  einzelnen  wären  ihr  zu  stellen?  In  drei  Abschnitten  gruppiert  der 
Verfasser  die  19  Kapitel,  in  denen  er  dies  Thema  behandelt,  erst  die 
Ansätze  weltwirtschaftlicher  Organisation  vor  dem  Kriege,  ihre  Um- 
bildung aus  der  individual  veranlaßten  freien  zur  staatlich  gebundenen 
skizziert  (I  und  II),  dann  auf  die  Länder gruppen  hinweist,  mit  denen 
als  organischen  Bildungen  bei  der  künftigen  planmäßig  bewußten  Or- 
ganisation der  Weltwirtschaft  zu  rechnen  sein  würde  und  unter  denen 
sowohl  verfassungsmäßig  aneinander  gebundene  Massen  wie  das  bri- 
tische Weltreich  als  auch  vertraglich  geschaffene  Zollvereinigungen,  wie 
etwa  ein  Kontinentaleuropa  als  Glieder  der  Weltwirtschaft  in  Betracht 
kämen  (Teilwirtschaften,  III  und  IV).  Die  Gebiete  der  weltwirtschaft- 
lichen Organisation  erörtert  der  zweite  Abschnitt:  Bedarfsdeckung, 
Außenhandelssysteme,  Geldwährungs-  und  Kreditwesen,  sozialpolitische 
Mindestforderungen  gegenüber  der  weltwirtschaftlichen  Organisation, 
unter  denen  die  Aufrechterhaltung  und  Förderung  der  Waren  neben 
der  internationalen  Regelung  des  Arbeitsausschusses  (Gleichmaß  und 
Produktionskosten!)  der  Sozialversicherung,  sowie  des  Arbeitsmarktes 
betont  wird.  Auch  die  Güterverteilung  mit  allen  sozialpolitischen  Be- 
gleiterscheinungen (Lohnfestsetzungen,  Arbeitstarifverträge,  gewerbliche 
Rechtssprechung  u.  dgl.  wird  als  Gebiet  der  Betätigung  weltwirt- 
schaftlicher Organisation  und  Regulierung  behandelt.  Als  »Einzelauf- 
gaben der  weltwirtschaftlichen  Organisation«  werden  die  Organisation 
der  Statistik  und  des  Nachrichtendienstes,  die  Erziehung  zur  Weltwirt- 
schaft, die  Umstellung  der  Technik  und  ihrer  Ziele  vom  privatwirt- 
schaftlichen Rentabilitätsprinzip  auf  den  Gedanken  »höchster  Produk- 
tivität«, aber  auch  die  Gewinnung  weiterer  völkerrechtlicher  Unterlagen 
(Erweiterung  des  Kreises  völkerrechtlicher  Persönlichkeiten  durch  An- 
erkennung von  Verbänden,  Kartellen,  Genossenschaften  usw.)  im  dritten 
Abschnitte  erörtert.  Die  letzten  drei  Kapitel  sind  einer  Aufteilung  der 
»nächsten  weltwirtschaftlichen  Aufgaben  auf  Staatswirtschaften  und 
Staatenbünde«  (XVII),  auf  die  Privatwirtschaften  (XVIII),  endlich  auf 
eine  Internationale  Zentrale  der  Kulturstaaten  (XIX)  gewidmet. 

Es  ist  nicht  zu  bestreiten,  daß  in  dem  Buche  für  eine  große  Zahl 
von  volks-  und  sozialwirtschaftlichen  Zusammenhängen,  Erscheinungen 
und  Problemen,  ihre  Bedeutung  für  die  weltwirtschaftlichen  Beziehungen, 
sei  es  die  bisherigen,  sei  es  die  möglichen  zukünftigen,  ganz  zutreffend 
erfaßt  wird.  Die  Bedingtheit  einer  weltwirtschaftlichen  Organisation 
ist  in  der  Tat  außerordentlich  vielseitig.     Aber  weniger  wäre  eben  doch 
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mehr  gewesen.  Nur  da  und  dort  gelangt  die  Erörterung  zu  einer  be- 
freienden Deutlichkeit,  die  ein  etwas  plastisches  Bild  von  dem  gibt, 
was  sich  der  Verfasser  als  künftige  weltwirtschaftliche  Organisation 
denkt  und  davon,  wie  er  sich  die  Lösung  der  vielen  Aufgaben  vorstellt. 
Ich  will  den  Optimismus  des  Verfassers  nicht  verurteilen,  der  dazu 
gehört,  den  Abbau  der  einzelstaatlichen  Verkehrspolitik  mit  allen  ihren 
Kampfmaßnahmen  als  einen  Weg  zum  Ziele  zu  sehen,  an  völkerrecht- 
liche erfolgreiche  Bindungen  zugunsten  der  zukünftigen  Weltwirtschaft 
durch  internationale  Tariffestsetzungen  zu  glauben  oder  gar  eine  Be- 
seitigung der  Ricardoschen  Grundelemente  von  internationalen  Ab- 
kommen über  die  Ausgleichung  der  landwirtschaftlichen  Produktivitäts- 
spannungen zu  erwarten.  Im  Gegenteil,  solcher  Glaube  an  den  Sieg 
des  Vernünftigen  ist  erfreulich.  Es  kann  ja  wohl  auch  sein,  daß  die 
Gleichgültigkeit  sozialer  und  wirtschaftlicher  Interessen  der  großen 
Massen  die  Parteien  der  organisierten  Weltwirtschaftsgesellschaft  zu 
gewissen  Verständigungen  sozialpolitischer  und  gleichzeitig  ökonomischer 
Natur  drängen  wird.  Aber  es  dünkt  mich  so  unendlich  vieles  an  diesem 
zu  organisierenden  Weltwirtschaftsverband,  mit  oder  ohne  Teilwirt- 
schaften, mit  oder  ohne  internationale  Zentrale  der  Kulturstaaten 
höchst  problematisch,  so  daß  ich  wenigstens  eine  Beschleunigung  der 
Wiedergewinnung  weltwirtschaftlicher  Beziehungen,  ein  rascheres  An- 
einanderschweißen  der  Volkswirtschaften  durch  »planmäßige  Organi- 
sierung« nicht  zu  erhoffen  vermag.  Gewiß  handelt  es  sich  nicht  mehr 
bloß  um  jene  Aktivität  der  völkerrechtlichen  Persönlichkeiten,  durch 
die  das  nach  Weltwirtschaft  orientierte  Streben  der  Privatwirtschaften 
erfolgreich  gemacht  werden  kann,  und  es  ist  gewiß  kein  Utopismus, 
wenn  z.  B.  die  Auswanderungsverhältnisse  durch  Staatsverträge  auf 
eine  andre  Basis  als  die  Erwerbsinteressen  einer  Privatunternehmung 
gestellt  werden.  Aber  auf  der  andern  Seite  bewegt  sich  so  vieles 
gerade  von  dem,  was  für  den  Weltwirtschaftsverkehr  das  Wichtigste  ist, 
von  Handels-  und  Verkehrsgrundsätzen  an  der  Grenze  des  Utopischen, 
daß  Günther  selbst  zugeben  muß,  wie  nahe  seine  Vorschläge  an  das 
Traumhafte  herangehen  (z.  B.  S.  51). 

Das  Wertvollste  an  dem  Buche  ist  die  starke  Ueberzeugung  des 
Verfassers,  daß  nur  eine  solche  auf  weltwirtschaftlicher  Organisation 
abzielende  Politik  zu  dauernden  und  erfolgreichen  Gestaltungen  führen 
wird,  die  nach  den  Zielen  einer  vernünftigen  Sozialpolitik  orientiert  ist. 

Breslau.  Zwiedineck. 


Günther ,  Adolf,  Deutsche  u?id französische  Sozialpolitik.  Ein  Bei- 
trag zum  sozialpolitischen  Programm  des  Friedenskongresses  und 
des  Völkerbundes.  München  und  Leipzig,  Duncker  u.  Humblot, 
1919.     88  S.     Preis  Mk.  3.—. 
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Die  gedrängte,  für  weitere  Kreise  bestimmte  Vergleichung  der 
beiden  Staatskörper  weist  eine  Reihe  erheblicher  Verschiedenheiten 
schon  in  den  nationalen  Voraussetzungen  für  die  Sozialpolitik,  dann 
in  den  historischen  und  politischen  Grundlagen  (staatlicher  Bau,  Parla- 
mentarismus, Schule  und  Kultus)  nach,  aus  denen  sich  die  Verschieden- 
heit in  dem  Maße  sozialpolitischen  Wollens  wie  auch  eben  solcher 
Tatsachen  sehr  begreiflich  zu  folgern  sind.  An  der  sozialen  Steuer- 
politik, am  Arbeitsrecht,  Arbeiterschutz  und  der  Arbeiterversicherung 
wird  der  Unterschied  vor  allem  des  Tatsächlichen  aufgezeigt  mit  dem 
Ergebnisse  eines  im  großen  und  ganzen  beträchtlichen  Vorsprunges 
der  deutschen  sozialpolitischen  Arbeit.  Der  durch  Kriegstätigkeit  über 
die  Verhältnisse  (speziell  Nordfrankreichs)  gut  unterrichtete  Verfasser 
hat  Gelegenheit,  manche  feindliche  Unterstellung  mit  guten  Argumenten 
abzuwehren.  Zwiedineck. 


Beer ,  M.,  Der  britische  Sozialismus  der  Gegenwart.  48  S.  8°.  Stutt- 
gart, Dietz  1920. 
Die  kleine  Schrift  unterrichtet  klar  und  knapp  über  die  Entwick- 
lung der  sozialistischen  Bewegung  in  Großbritannien  während  des 
letzten  Jahrzehnts.  Sie  behandelt  vor  allem  die  Sozialrevolutionäre 
Gärung  in  ihren  wirtschaftlichen  und  politischen  Ursachen,  sowie  die 
sie  leitenden  geistigen  Einflüsse,  die  direkte  Aktion,  die  Massenstreik- 
bewegungen, den  Aufstieg  des  Gildensozialismus  und  die  Frage  der 
Wirtschaftsverstaatlichung  und  des  Mitbestimmungsrechtes  der  Arbeiter 
in  der  Betriebsführung.  Es  kann  gesagt  werden,  daß  die  heutige 
sozialistische  Bewegung  in  Großbritannien  nicht  auf  eine  unter  Leitung 
von  Staatsbeamten  stehende  Sozialisierung  abzielt,  sondern  vor  allem 
auf  das  eben  erwähnte  Mitbestimmungsrecht  und  eine  später  folgende 
Uebernahme  der  Produktion,  Distribution  und  der  gesellschaftlichen 
Dienstleistungen  durch  Organisationen  der  Arbeiter  (Gewerkschaften, 
Gilden).  In  weiteren  Kapiteln  werden  dargelegt  die  Arbeiterpolitik 
während  des  Krieges;  die  Umgestaltungen  der  kleinen  sozialistischen 
Parteien  (Kommunistische  Partei,  Nationalsozialistische  Partei  und  Un- 
abhängige Arbeiterpartei)  und  die  Umbildung  der  parlamentarischen 
Arbeiterpartei,  die  1918  eine  sozialistische  Endzielerklärung  annahm. 
Sachkenntnis,  wie  nicht  minder  Sachlichkeit,  zeichnen  die  Darstellung 
Beers  aus.  H.  F  e  h  1  i  n  g  e  r. 


Raue c ker ,  Dr.  Bruno,    Versittlichung  des  Arbeitslebens.     Wege  zur 
Wiedererweckung   der   Berufsfreude    und    Arbeitlust.     München- 
Leipzig,  Duncker  &  Humblot  1920.     40  S.     Preis  2  M. 
Der  Eindruck,  daß  das  Berufsleben  das  Menschentum  immer  mehr 

zu  unterdrücken,  zu  ersticken  droht,  ist  der  Ausgangspunkt  der  kleinen 
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Schrift.  Beruf  und  menschliche  Bildung  müssen  wieder  vereint  werden, 
sie  sind  in  engster  Wechselwirkung  auf  einander  angewiesen.  »Berufs- 
bildung und  Berufsversittlichung  sind  die  Voraussetzungen,  ja  der  Quell 
und  Kernpunkt  aller  wahrhaften  Bildung  überhaupt.«  Eine  Reihe  von 
Mitteln  empfiehlt  der  Verfasser,  diesem  Ziele  näher  zu  kommen.  Unter 
anderen:  einmal  richtige  Berufsberatung,  dann  > Wiedervereinigung 
arbeitstechnischer  Funktionen«,  wobei  er  an  die  möglichste  Vereinigung 
von  Produktionsprozessen  in  einer  Hand,  jedenfalls  engste  Arbeits- 
gemeinschaft des  Entwerfenden  mit  dem  Detaillierenden  denkt,  und 
besondere  Hoffnungen  auf  die  Innenkolonisation,  die  Rückwanderung 
aufs  Land  setzt,  drittens  die  Produktivgenossenschaften  und  gemein- 
nützigen Arbeitsgenossenschaften,  die  große  Aufträge  von  Bau-,  Erd- 
auch  Bergwerks-,  Meliorations-,  landwirtschaftliche  Saisonarbeit  u.  dgl. 
in  eigener  Regie  ausführen  und  zu  diesem  Zwecke  auch  durch  eine 
Werbetätigkeit  bei  den  Arbeitgebern  Arbeit  beschaffen ;  viertens 
Gewinnbeteiligung  und  diese  nicht  als  Mittel  zur  Erleichterung  sondern 
zur  Erhöhung  des  Arbeitslebens,  mit  ihr  zusammenhängend  Arbeits- 
gemeinschaften, wobei  nicht  übersehen  wird,  daß  der  Aufbau  und  die 
Aufgaben  der  Betriebsräte  für  die  Versittlichung  des  Arbeitslebens  sehr 
maßgebend  sein  können.  Alles  in  allem  eine  Reihe  guter  Beob- 
achtungen, aber  allzu  skizzenhaft  angedeutet  und  der  Leser  begreift 
nur  zu  gut,  wenn  der  Verf.  im  Vorwort  eine  gewisse  Unbefriedigtheit 
über  seine  Arbeit  äußert.  Sie  ist  ein  veröffentlichter  Vortrag  und  es 
gibt  viele  gute  Vorträge,  die  sich  zur  Veröffentlichung  doch  nicht 
eignen. 

Breslau.  Zwiedineck. 


Yule,  G.   U.,   The  Fall  of  the  Birth-Rate.   43  S.  g°-    Cambridge  1920. 
University  Press. 

Y  zeigt  unter  anderem,  daß  ein  auffallender  Zusammenhang  be- 
steht zwischen  der  Klassenschichtung  der  englischen  Bevölkerung  und 
der  Häufigkeit  der  Geburten;  die  Intelligenz  weist  die  niedrigsten 
Geburtenziffern  auf,  die  ungelernte  Arbeiterschaft  die  höchsten.  Dieser 
Unterschied  scheint  aber  nicht  stets  bestanden  zu  haben;  mindestens 
war  er  noch  im  dritten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts  recht  gering. 
Das  wird  auf  Grund  der  Schwankungen  der  Geburtenziffern  in  den 
nach  der  Wohlhabenheit  gruppierten  Londoner  Bezirken,  sowie  einer 
Statistik  T.  H.  C.  Stevetisons  bewiesen,  deren  wesentliche  Zahlen  Y. 
wiedergibt.  Werden  die  sozialen  Klassen  in  absteigender  Folge  mit  1 
bis  5  bezeichnet,  so  ergeben  sich  für  die  in  den  Jahren  1851 — 1861 
und  1896 — 1901  geschlossenen  Ehen  folgende  Abweichungen  von  der 
Durchschnittsfruchtbarkeit,  die  gleich  100  gesetzt  ist: 
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Jahrgänge   1851- 

-61 

Klasse 

Bruttofruchtbarkeit 

Nettofruchtbarkeit 

1                  2 
89                99 
91               102 

Jahrgänge   1896 — 

1901 

3 

IOI 

98 

4 
99 

98 

5 
103 

99 

Klasse 

Bruttofruchtbarkeit 

Nettofruchtbarkeit 

1                  2 

76                98 
81                92 

3 

99 
99 

4 

IOI 
IOI 

5 

114 
109 
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Die  Nettofruchtbarkeit  der  jüngeren  Ehen  wird  wohl  durch  weitere 
Sterblichkeit  bei  den  unteren  Klassen  noch  etwas  mehr  verringert 
werden  als  bei  den  Oberklassen.  Auch  innerhalb  der  Arbeiterschaft 
gibt  es  große  Unterschiede  der  Geburtenhäufigkeit,  die  aufgezeigt  wer- 
den. Andere  Zahlenreihen  deuten  darauf  hin,  daß  ein  Auf-  und  Absteigen 
der  Geburtenziffern  auch  dort  vorkommt,  wo  antikonzeptionelle  Mittel 
nicht  mitspielen.  Y.  ist  überhaupt  nicht  geneigt,  diesen  einen  nennens- 
werten Einfluß  auf  die  gegenwärtige  absinkende  Tendenz  der  Geburten- 
häufigkeit zuzuerkennen.  Eine  beachtenswerte  Uebereinstimmung  zeigten 
bis  1906  Sauerdecks  Preisindexziffern  und  die  englischen  Geburten- 
ziffern. H.  Fehlinger. 


Pape,   Grundriß  der  doppelten  Buchführung,  87  S.  8°.  Leipzig,  Gloeck- 
ner,  1920. 

Papes  Arbeit  besteht  aus  zwei  Teilen:  1.  Das  Wesen  der  kauf- 
männischen Unternehmung,  2.  Die  Buchführung. 

Der  erste  Teil  bietet  trotz  seiner  ausschließlich  volkswirtschaft- 
lichen Orientierung  eine  brauchbare  Grundlage  für  das  Verständnis  der 
Buchführung.  Insbesondere  sind  die  Beziehungen  des  Kapitals  der 
Unternehmung  zu  andern  Wirtschaften  (Hauswirtschaft  des  Unternehmers 
und  fremde  Unternehmung)  gut  durchdacht.  Wer  die  Umformung  des 
Kapitals  der  Unternehmung  durch  die  Geschäftsvorfälle  und  die  da- 
durch bedingte  Kapitalzunahme  oder  -Abnahme  scharf  verfolgt,  ver- 
schafft sich  zweifellos  eine  Warte,  von  der  aus  er  die  Vorgänge  in  der 
Buchführung  verstehen  lernt. 

Meisterhaft,  das  muß  man  sagen,  hat  Pape  die  Brücke  vom  1.  zum 
2.  Abschnitt  geschlagen.  Er  setzt  das  Bild  seiner  Kapitalströme  fort, 
in  die  er  die  Konten  gleich  Meßapparaten  einbaut,  und  ist  damit  so- 
fort in  der  Sache.  Von  einem  Konto  kann  nichts  ausgehen,  so  lange 
nichts  eingegangen  ist  (S.  18).  Das  ist  einer  seiner  wichtigsten  Grund- 
sätze. Es  ist  schade,  daß  Pape  gleich  zu  Anfang  mit  der  Ausnahme 
dieses  Satzes  so  schwer  ringen  muß:  denn  nach  seiner  Anschauung 
geht  bei  der  Geschäftseröffnung  vom  Kapitalkonto  aus,  ohne  daß  vor- 
her eingegangen  ist.  Ich  finde  hier  die  erste  schwache  Stelle  seines 
Systems.  Das  Geld  nämlich,  das  aus  der  Hauswirts«  hall  ausströmt, 
ist   für  diese  Geld    und    muß    in    der    betreffenden  Haushaltungsbuch- 
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führung  in  der  Kasse  in  Ausgang  gestellt  werden.  In  der  Unternehmung 
wird  dieses  Geld  Kapital  und  zwar  das  Kapital  der  Buchhaltung. 
Seinen  Einzug  hält  es  auf  dem  Kapitalkonto  und  zwar,  so  will  es 
Pape,  auf  der  Ausgangsseite  dieses  Kontos.  Erhalten  wir  dieselbe 
Geldeinlage  aus  einer  buchführenden  Unternehmung,  so  wird  der 
Kassenausgang  aus  dieser  noch  klarer. 

Nach  Pape  sind  alle  Konten  der  Buchführung  Konten  für  Kapital- 
werte, also  ihr  Konteninhalt  Kapital.  Mit  dieser  seiner  Auffassung 
über  Kapital  und  mit  seinen  Kapitalströmen  hat  sich  P.  festgelegt,  so 
daß  ihn  die  Grenze  zwischen  der  eigenen  und  der  fremden  Unter- 
nehmung offenbar  stört,  trotz  des  klaren  Satzes:  »Die  Grenze  der 
Unternehmung  trennt  die  Konten  der  Unternehmungsbuchführung  von 
den  Konten  oder  sonstigen  Aufzeichnungsformen  der  Buchhaltung  so- 
wohl der  Hauswirtschaft  des  Unternehmers  als  auch  aller  fremden  Wirt- 
schaften.« Pape  erkennt  die  Grenze  an,  nur  kennt  er  ihren  Verlauf 
nicht.  Nach  seiner  Theorie  der  Kapital  ströme  müßte  das  Kapital- 
konto der  Kapitalverbindung  zweier  oder  mehrerer  Wirtschaften 
dienen.  Aber  auch  Pape  muß  erkennen,  daß  eine  solche  Verbindung 
kontentechnisch  nicht  möglich  ist. 

Das  Kapitalkonto  gehört  mit  beiden  Seiten  in  die  Unternehmung, 
mit  der  Eingangsseite  aber  nicht  nur  deshalb,  damit  die  Barentnahme 
nach  Papeschtv  Auffassung  buchungsfähig  wird,  sondern  deshalb,  da- 
mit die  Unternehmung  für  ihre  Kapitalvorgänge  überhaupt  ein  Konto 
hat.  Und  auch  dieses  Konto  muß  wie  jedes  andere  zweiseitig  sein. 
Pape  stellt  es  auf  S.  22  bildlich  —  aber  auch  nur  bildlich,  sachlich 
meint  er  es  doch  anders  —  so  dar,  jedoch  nur  deshalb,  um  auch 
»seine«  Eingangsseite  des  Kapitalskontos  in  den  Raum  der  Unter- 
nehmung zu  bringen  und  damit  beide  Seiten  des  Kapitalkontos.  Mir 
will  scheinen,  als  ob  Pape  aus  seinen  graphischen  Darstellungen,  die 
doch  nur  Mittel  zur  Veranschaulichung  des  Grundsätzlichen  des  Buch- 
haltungssystems sein  sollen,  zu  viel  Grundsätzliches  ableitet,  also  Mittel 
und  Zweck  verwechselt. 

Nachdem  Pape  in  der  angegebenen  Weise  Klarheit  zu  schaffen 
versucht  hat,  setzt  er  auf  S.  22  mit  der  Personifikation  der  Konten 
ein,  um  den  Buchungssatz  zu  erklären.  Wer  so  weit  ausgeholt  hat  wie 
Pape,  der  sollte  sich  der  Krücken  der  Personifikation  nicht  mehr  bedienen. 
Den  wissenschaftlichen  Erklärungsversuchen  folgen  hier  Erklärungen, 
die  gegen  die  vorherigen  stark  abfallen.  Wer  mit  der  Aus-  und  Ein- 
gangsseite des  Kontos  operiert  hat,  dem  müssen  Soll  und  Haben  Rudi- 
mente bleiben,  die  nur  deshalb  erklärungsbedürftig  sind,  weil  sie  die 
Praxis  noch  fortschleppt.  In  seiner  Erklärung  des  Kreditoren-,  Schuld- 
wechsel-, Hypotheken-  und  Obligationenkontos  wendet  er  nun  inkonse- 
quenterweise Soll  und  Haben  an,  anstatt  wie  bisher  Eingang  und  Aus- 
gang- 
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Diese  Konten  bezeichnet  er  als  periphere  Konten,  »weil  man  sie 
sich  an  der  Grenze  oder  Peripherie  stehend  denken  kann«  (S.  31). 
Das  ist  eine  willkürliche  Annahme.  Pape  läßt  sich  bei  dieser  Bezeich- 
nung auch  hier  wieder  von  seiner  graphischen  Darstellung  leiten.  Ins 
Innere  dieser  Darstellung  gestellt,  könnten  sie  ebensogut  zentrale 
Konten  genannt  werden.  Eine  Berechtigung  hätte  diese  Bezeichnung  der 
vorgenannten  Konten  nur  dann,  wenn  ihr  Konteninhalt  dem  Umfor- 
mungsprozeß des  Kapitals  der  Unternehmung  nur  bis  an  den  Anfang 
folgte.  Das  ist  aber  nicht  der  Fall.  Gelder  für  Hypotheken  finden 
in  der  Kapitalform  der  Anlagen  ihre  Verwendung,  berühren  die  Unter- 
nehmung somit  nicht  nur  an  der  Peripherie.  Kreditoren  finden  ihren 
Gegenwert  in  den  Rohstoffen,  dringen  also  ebenfalls  tief  in  den  Um- 
formungsprozeß ein.  Eftekten,  die  gegen  Kassa  oder  Bankguthaben 
gekauft  wurden,  bleiben  in  diesem  Sinne  an  der  Peripherie  heften. 
In  den  folgenden  Abschnitten  zeigt  sich  P.  wieder  als  Meister  der  an- 
schaulichen Darstellung  durch  Skizzen  und  Kontengegenüberstellungen. 

Im  ganzen  ist  zu  sagen,  daß  Papes  Arbeit  aus  ungleichwertigen 
Teilen  besteht,  dem  Privatwirtschaftler  zwar  starke  Anregung  gibt, 
aber  zur  Einführung  in  die  Buchhaltung  am  besten  denen  dienen  wird, 
die  die  Buchungstechnik  schon  verstehen.  Dr.  Großmann. 
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DIE  GEWALT  UND  DIE  ORGANE  DES  STAATES 
UND  DES  VÖLKERBUNDES. 

Von 

Dr.  phil.,  jur.  et  scient.  polit.  G.  GROSCH. 
Einleitung: 
Die  Theorie  Montesquieus. 

Die  herrschende  Ansicht  ist1),  Montesquieu  habe  die  berühmte 
Theorie  von  %  der  »Separation  des  pouvoirs«  aus  der  englischen 
Verfassung  gewonnen ;  er  sei  mit  seiner  Lehre  allerdings  irre  ge- 
gangen, gleichwohl  habe  er  doch  immense  Wirkung  damit  erzielt.  Na- 
mentlich M.  von  Seydel  betont,  die  Lehre  von  jenem  beruhe  auf  einem 
fehlerhaften  Grundgedanken;  er  könne  sich  auf  die  Verfassung 
von  England  nicht  berufen,  denn  er  habe  diese  gründlich  miß- 
verstanden ;  freilich  obwohl  er  geirrt,  und  trotzdem  er  geirrt,  habe 
er  die  Entwicklung  der  Staatsrechtswissenschaft  und  der  Staats- 
verfassungen in  neue  Bahnen  geleitet. 

Ist  aber  die  Gewalt  des  Genius  wirklich  so  groß,  selbst  wenn 
er  irre  geht:  Liegt  nicht  der  Irrtum  vielleicht  aufseiten  derer, 
die  diesen  Genius  beurteilen,  ihn  also  falsch  beurteilen?  Muß  man 
nicht  in  Montesquieu  den  bewußten  Bahnbrecher  sehen,  der  das 
Vergangene  und  das  Vorhandene  nur  betrachtet,  um  neue  Wege 
für  den  Fortschritt  aufzufinden,  der  die  Vergangenheit  und  seine 
eigene  Gegenwart  nur  durchforscht,  um  die  Zukunft  zu  bestimmen? 

I)  Ich  verweise  auf  K.  von  Mohl,  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissen- 
schuften.  Erlangen  1855.  I,  S.  271  ff. ;  7.  C,  lUuntschli,  Allgemeine  Staatslehre. 
Stuttgart  1SS6,  S.  590  ff.;  0.  Mejcr^  Einleitung  in  das  Deutsche  Staatsrecht.  Frei- 
burg  i.  Br.  Q.  Tübingen  1884,  S.  10;  M.  von  Siydft,  Vorträge  aus  dem  allge- 
meinen Staatsrecht.  München  1903,  S.  10,  S.  31  ff.;  A.  /-'.s/min,  Kk-mcnts  <le  droit 
constitutionel.  Parti  1909,  S.  392  ff.;  G.  Jcllinek,  Allgemeine  Staatslehre.  Berlin 
'W.  S.  483  ff.,  S.  585  ff.,  woselbst  weitere  Literaturangeben, 

Zeitschrift  für  die  ges.  StaatswUiensch.     19a!.    3.  IjJ 


2i8  Dr.  G.  Grosch  : 

Er  sagt  selber1):  Si  je'  pouvois  faire  en  sorte  que  tout  le 
monde  eut  de  nouvelles  raisons  pour  aimer  ses  devoirs,  son  prince, 
sa  patrie,  ses  lois;  qu'on  put  mieux  sentir  son  bonheur  dans 
chaque  pays,  dans  chaque  gouvernement,  dans  chaque  poste, 
oü  Ton  se  trouve ;  si  je  pouvois  faire  en  sorte  que  ceux  qui  com- 
mandent  augmentassent  leurs  connoissances  sur  ce  qu'ils  doivent 
prescrire,  et  que  ceux  qui  obeissent,  trouvassent  un  nouveau  plaisir 
ä  obeir,  je  me  croirois  le  plus  heureux  des  mortels.  Wirken 
will  er;  und  er  hat  gewirkt.  Denn  wie  Montesqtiieu  den  Ausbau 
der  Schwurgerichte  und  die  Einrichtung  der  modernen  Volksver- 
tretung anregte,  so  ward  er  vor  allem  der  Urheber  aller  der  Ver- 
fassungen, die  die  Teilung  der  Gewalten  durchgeführt,  wurde  er 
durch  die  Aufstellung  seiner  Prinzipien  der  geistige  Vater  der 
konstitutionellen  Monarchie.  Er  bestimmt  in  der  Tat  das  Ver- 
fassungsleben bis  in  die  neuste  Zeit  herein.  Nicht  aus  Freude  an 
der  Theorie  allein  gibt  er  seine  Gedanken,  sondern  weil  er  mit 
seinem  Denken  die  Tat  veranlassen,  wie  ein  Künstler  Neues  ge- 
stalten,   der  Zukunft  Wege   weisen  will,    die  zur  Freiheit  führen. 

Die  englischen  Zustände  sind  ihm  Vorbild,  weil  er  hier  die 
meiste  Freiheit,  den  geringsten  Despotismus  vorfindet.  Er  haßt 
den  letztreh  genau  wie  Rousseau,  »seine  Absicht  ist,  ein  System 
von  Rechtsschutz  gegen  Willkür  des  Inhabers  der  Staatsgewalt  zu 
finden«2);  aber  er- ist  nicht  Republikaner  sans  phrase,  da  er  z.  B. 
in  den  italienischen  Republiken  einen  nicht  viel  geringeren  Des- 
potismus entdeckt,  als  in  der  Türkei.  Die  freiheitlichen  Bewe- 
gungen in  Frankreich  basieren  auf  dem  Montesquieuschen  Werke 
ebensosehr  wie  auf  dem  »Contrat  social«,  wenn  auch  dieser  beim 
Ausgang  des  XVIII.  Jahrhunderts  etwas  mehr  in  den  Vordergrund 
geschoben  wird;  und  Montesquieu  hat  dauernden,  bis  in  unsere 
Zeit  bestehenden  Einfluß  gewonnen,  größeren  und  vor  allem  wohl- 
tätigeren als  Rousseau,  weil  er  sich  von  den  Uebertreibungen 
dieses  Autodidakten  frei  gehalten  hat. 

Montesquieu?,  Diktion  hat  viel  von  der  eines  Aristoteles,  wie 
er  ja  noch  Renaissancemensch  reinsten  Blutes  ist.  Freilich  ist 
ihm  das  Studium  der  Antike  und  die  Beobachtung  seiner  Gegen- 
wart —  darin  hat  er  so  manches  mit  dem  so  wenig  anerkannten 
St.  Pierre  gemein  —  nur  ein  Mittel  zum  Zweck,  nämlich  die  Zu- 


i)  De  l'esprit  des  lois.  Preface. 
2)  R.  von  Mohl  a.  a.  O.  S.  272. 
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kunft  zu  bestimmen,  die  Menschheit  weiterzuführen;  und  das  ist 
ihm  gelungen. 

Erbringt  »esprit«  in  die  Gesetze  und  Verfassungen;  er  durch- 
leuchtet beides,  legt  die  kritische  Sonde  daran ;  und  nur  was  dann 
noch  —  immer  unter  dem  Hauptgesichtspunkt:  eines  freien 
Bürgers  im  freien  Staate  —  bestehen  kann,  das  läßt  er 
gelten  und  dekretiert  es  der  Zukunft.  Er  übermittelt  nicht 
etwa  nur  die  englischen  Institutionenden  Festlandstaaten;  er  wird 
für  diese  direkt  Gesetzgeber,  indem  er  tatsächlich  die  ganze  Ver- 
fassungslegislative des  nächsten  Jahrhunderts,  ja  bis  in  unsere  Zeit 
herein  bestimmt. 

Freiheit  will  er  schaffen,  freilich  die  Freiheit,  die  er  an- 
erkennt, die  nichts  gemein  hat  mit  krasser  Willkür:  La  liberte 
politique  ne  consiste  point  ä  faire  ce  que  l'on  veut.  Dans  un 
etat,  c'est-ä-dire  dans  une  societe  oü  il  y  a  des  lois,  la  liberte 
ne  peut  consister  qu'ä  pouvoir  faire  ce  que  l'on  doit  vouloir, 
et  ä  n'etre  point  contraint  de  faire  ce  que  Ton  ne  doit  pas 
vouloir.  La  liberte  est  le  droit  de  faire  tout  ce  que  les  lois  per- 
mettent.  La  liberte  politique  ne  se  trouve  que  dans  les  gouver- 
nements  moderes.  Pour  qu'on  ne  puisse  abuser  du  pouvoir,  il 
laut  que,  par  la  disposition  des  choses,  le  pouvoir  arrete 
le  pouvoir.  Une  Constitution  peut  etre  teile  que  personne  ne 
sera  contraint  de  faire  les  choses  aux  quelles  la  loi  ne  l'oblige 
pas,  et  de  ne  point  faire  celle  que  la  loi  lui  permet 1). 

Durch  gesetzlich  genau  begrenzte  Einschrän- 
kung Freiheit:  das  ist  das  Prinzip  Montesquieu*.  Das  gilt  mit 
Hinsicht  auf  den  einzelnen,  der  Freiheit  innerhalb  der  gesetzlichen 
Schranken  hat,  und  gilt  für  die  »puissance  legislative«  wie  für  die 
»puissance  executive«  die  gegenseitig  begrenzt,  deren  Kompetenzen 
genau  festzustellen  sind,  die  einander  beschränken,  und  die  gerade 
dadurch  den     etat  libre<-  ermöglichen. 

Es  gibt  in  jedem  Staate2)  drei  Gewalten  :  die  gesetzgebende 
Gewalt  und  zwei  Arten  von  vollziehender  Gewalt.  Das  gesamte 
Recht 3)  teilt  Montesquieu  ein  :  zwischen  den  Völkern  besteht  das 
Völkerrecht  (droit  des  gens),  zwischen  den  1  kuschenden  und  den 

rrschten   das  öffentliche  Recht  (droit  politique)  und  syrischen 

1)  XI,  chap.  3,  4. 

2)  Das  Folgendt   im   bertthnti  KX  betitelt:   De  la 

itution  de  l*Anglctcrrc. 

3)  I.  eh.  3. 
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den  Bürgern  untereinander  das  Privatrecht  (droit  civil).  Es  gibt 
nun  eine  vollziehende  Gewalt  mit  Bezug  auf  die  Sachen,  die  vom 
Völkerrecht  herrühren,  und  eine  solche  mit  Bezug  auf  die,  welche 
das  Zivilrecht  betreffen. 

Die  gesetzgebende  Gewalt  hat  der  Fürst  oder  der  Beamte 
(le  prince  ou  le  magistrat),  der  Gesetze  gibt,  die  für  einige  Zeit 
oder  für  immer  gelten  sollen,  und  der  die  Gesetze,  die  gegeben 
worden  sind,  wieder  ändert  oder  ganz  abschafft. 

Die  vollziehende  Gewalt  für  den  zwischenstaatlichen  Verkehr 
besteht  darin,  daß  Friede  geschlossen  oder  der  Krieg  erklärt  wird, 
daß  Gesandte  geschickt  oder  empfangen  werden,  daß  die  Sicher- 
heit nach  außen  gestetigt  und  Ueberfällen  zuvorgekommen  wird. 
Sie  ebenso,  wie  die  dritte,  hat  der  Fürst  oder  Beamte,  wie 
Montesquieu  es  ausdrückt. 

Was  diese  dritte  betrifft,  so  werden  von  ihr  aus  die  Ver- 
brechen bestraft,  oder  die  zivilen  Streitigkeiten  der  Privatpersonen 
entschieden.  Deshalb  kann  man  diese  die  richterliche,  die  andere 
aber  schlechthin  die  vollziehende  Gewalt  nennen. 

Montesquieu  unterscheidet  also  drei  Gewalten  im  Staate: 
die  gesetzgebende  (puissance  legislative),  die  vollziehende  für  den 
völkerrechtlichen  Verkehr  (puissance  executive)  und  die  richter- 
liche Gewalt  (puissance  de  juger).  Die  vollziehende  Gewalt  ist 
demnach  bei  Montesquieu  »die  nach  außen  gerichtete  Tätigkeit 
des  Staates.  Ein  klarer  Einblick  in  das  Wesen  der  damals  be- 
reits hochentwickelten  Verwaltung  ist  bei  ihm  nicht  zu  finden 
daher  auch  bei  ihm  die  ganze  Verwaltung  in  der  Ausführung  der 
Gesetze  aufgeht«  l).  Er  legt  allerdings  einmal  dar,  es  könne  durch 
eine  Verschwörung  gegen  den  Staat  oder  durch  irgendwelches  Ein- 
vernehmen mit  den  Feinden  vonseiten  der  Bürger  die  gesetz- 
gebende Gewalt  in  Gefahr  geraten,  und  dann  dürfe  für  eine  kurze, 
genau  bezeichnete  Zeit  der  vollziehenden  Gewalt  seitens  der  ge- 
setzgebenden erlaubt  werden,  die  verdächtigen  Bürger  zu  ver- 
haften; aber  das  steht  eben  mit  der  oben  bezeichneten  Aufgabe 
der  vollziehenden  Gewalt  —  die  Sicherheit  des  Staates  zu  gewähr- 
leisten —  im  innigsten  Zusammenhang. 

Was  nun  den  Fürsten,  bzw.  den  Beamten  (le  prince  ou  le 
magistrat)  betrifft,  von  dem  Montesqtäeii  anfänglich  redet,  so  ist 
das  nur  eine  vorläufige  Hilfsbezeichnung;  denn  er  führt  bald  des 


i)  G.  Jellinek  a.  a.  O.  S.  588. 
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näheren  aus,    wem    die   Gewalten    zustehen,    wie   beschaffen   die 
Träger  dieser  Gewalten  sein  sollen. 

Die  richterliche  Gewalt  darf  nicht  einem  Senat,  darf 
keiner  beständig  tagenden  Körperschaft  anvertraut  sein ;  sie  muß 
vielmehr  in  der  Hand  von  Personen  liegen,  die  nur  in  bestimmten 
Zeiten  des  Jahres  —  wie  in  Athen  —  aus  dem  Volkskörper  heraus- 
genommen werden ;  durch  Gesetz  muß  festgesetzt  sein,  wie  das 
Tribunal  gebildet  werden  soll ;  es  darf  nur  solange  Sitzungen  ab- 
halten, als  die  Notwendigkeit  es  erfordert.  Dadurch  wird  erreicht, 
daß  die  richterliche  Gewalt  mehr  unmerklich  wird,  denn  man  hat 
nicht  stete  Richter  vor  Augen.  Man  fürchtet  darum  das  Amt  und 
nicht  die  Beamten.  Es  soll  damit  auch  der  einzelne  nicht  dem 
ständigen  Kollegium  preisgegeben  sein;  bei  besonders  schweren 
Anklagen  soll  er  sich  sogar  seine  Richter  selber  wählen  oder  doch 
soviel  der  gesetzlich  vorgesehenen  zurückweisen  dürfen,  daß  die- 
jenigen, welche  bleiben,  als  von  seiner  Wahl  herrührend  angesehen 
werden  können. 

Mit  den  beiden  andern  Gewalten  liegt  es  anders.  Sie  er- 
strecken sich  —  Montesquieu  berücksichtigt  also  nicht  die  voll- 
ziehende Gewalt  in  unserem  heutigen  Sinne  —  nicht  auf  den  ein- 
zelnen Privatmann.  Denn  die  eine,  die  gesetzgebende  Gewalt  ist 
nur  der  allgemeine  Wille  des  Staates,  die  andere  ist  die  Voll- 
ziehung dieses  allgemeinen  Willens,  und  zwar  im  zwischen- 
staatlichen Verkehr.  Sie  können  darum  Beamten  oder  ständigen 
Körperschaften  anvertraut  sein. 

Die  gesetzgebende  Gewalt  weist  er  dem  Volke  in 
corpore  zu;  das  Volk  selber  soll  demnach  dieselbe  wahrnehmen. 
Doch  das  ist  in  großen  Staaten  unmöglich  und  ist  -  in  kleineren 
vielen  Mißlichkeiten  ausgesetzt.  Darum  muß  das  Volk,  da  es 
solches  nicht  selber  tun  kann,  es  durch  seine  Repräsentanten  vor- 
nehmen;  das  hat  dann  noch  den  großen  Vorteil,  daß  über  die 
betr.  Angelegenheiten  diskutiert  werden  kann ;  dazu  nämlich  ist 
das  Volk,  wenn  es  im  ganzen  die  gesetzgebende  Gewalt  ausübt, 
nicht  fähig,  was  einen  der  großen  Uebelständc  der  —  unmittel- 
baren —  Demokratie  bildet. 

Die   Repräsentation    des    Volkes,   die    sog.    Volks  vertre- 

geht    aus    Wahlen     hervor;    die    Repräsentanten    werden 

hlt      Das  aktive  Wahlrecht   sollen  grundsätzlich   alle  Bürger 

haben ;  nur  diejenigen  sollen  ausgenommen  sein,  die  sich  in  einem 
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solchen  Zustand  der  Erniedrigung  befinden,  daß  sie  ganz  augen- 
scheinlich keinen  freien  Willen  haben. 

Was  das  passive  Wahlrecht  anlangt,  so  wird  darüber  nur  so- 
viel bemerkt,  daß  die  Mitglieder  der  gesetzgebenden  Körper- 
schaft nicht  aus  der  ganzen  Nation  gezogen  zu  werden  brauchen ; 
aber  wohl  sollen  sich  die  Einwohner  in  jedem  Hauptort  (Heu 
principal,  er  erwähnt  gleich  darauf  die  »bourgs<,  engl,  »boroughs«) 
einen  Repräsentanten  wählen.  Das  hat  den  Vorteil,  daß  man  den 
Betreffenden  gut  beurteilen  kann,  da  man  den  Nachbar  kennt  und 
dazu  ein  jeder  fähig  ist,  nämlich  zu  wissen,  ob  derjenige,  den  er 
wählt,  aufgeklärter  ist  als  die  Mehrzahl  der  übrigen. 

Das  imperative  Mandat l)  wird  verworfen.  Die  Repräsen- 
tanten brauchen  von  denen,  die  sie  gewählt  haben,  weder  eine 
allgemeine  Instruktion  zu  empfangen,  noch  eine  besondere  über 
jede  Angelegenheit,  wie  dies  in  den  Städten  Deutschlands  in 
Uebung  ist.  Mittels  jenes  Mandats  wäre  allerdings  das  Wort  der 
Deputierten  mehr  der  Ausdruck  der  Stimme  der  Nation,  jedoch 
würde  das  zu  unendlichen  Weiterungen  führen;  bei  dringlichen 
Angelegenheiten  zumal  könnte  die  ganze  Kraft  der  Nation  durch 
eine  Laune  aufgehalten  werden. 

Die  gesetzgebende  Gewalt  soll  durch  zwei  Körperschaften 
ausgeübt  werden,  das  Zweikammersystem  hat  —  nach  Montes- 
quieu —  seine  gute  Berechtigung.  Es  ist  mithin -noch  ein  Teil 
des  gesetzgebenden  Körpers  notwendig,  der  nur  aus  Adligen 2) 
besteht.  Die  Angehörigen  eines  Staates  nämlich,  die  sich  durch 
ihre  Geburt,  ihren  Reichtum  oder  ihre  Ehrenstellungen  auszeichnen, 
dürfen  nicht  wie  die  große  Masse  behandelt  werden.  Denn  wenn 
sie  wie  alle  anderen  nur  eine  Stimme  haben,  dann  bedeutet  für 
sie  die  allgemeine  Freiheit  nur  Knechtschaft,  sie  werden  durch 
dieUeberzahl  unterdrückt,  da  die  Mehrzahl  der  Beschlüsse  gegen 
sie  sein  wird;  an  einer  Verteidigung  solcher  Freiheit  haben  sie 
darum  kein  Interesse.  Es  muß  vielmehr  der  Anteil,  den  sie  an 
der  Gesetzgebung  haben,  den  andern  Vorteilen  proportioneil  sein, 
wie  sie  dieselben  im  Staate  genießen.  Das  wird  dann  der  Fall  sein, 
wenn  sie  eine  Körperschaft  bilden,  die  das  Recht  hat,  die  Unter- 
nehmungen  des  Volkes   aufzuhalten,    wie  die  Repräsentation  des 


i)  Vgl.  P.  Laband,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches.  Tübingen  1901, 
S.  274  Anm.   1. 

2)  Ueber  die  Stellung  des  Adels  in  England  um  die  Wende  des  XVII.  zum 
XVIII.  Jahrh.  vgl.  R.  Gneist,   Engl.  Verfassungsgeschichte.     Berlin  1882,  S.  618  ff. 
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Volkes  ein  Recht  hat,  die  ihrigen  zu  hemmen.  Die  Mitgliedschaft 
dieser  ersten  Kammer  muß  erblich  sein ;  denn  nur  so  ist  es  mög- 
lich, daß  sie  ihre  Prärogative  bewahrt,  weil  diese,  an  sich  verhaßt, 
in  einem  freien  Staate  immer  gefährdet  sein  wird. 

Die  Körperschaft  der  Vornehmen  hat  eine  besondere  Auf- 
gabe :  sie  wird  sowohl  auf  den  andern  Teil  der  Legislative  als 
auch  auf  die  vollziehende  Gewalt  mäßigend  einwirken.  Aber 
freilich  könnte  eine  solche  erbliche  Macht  derart  instituiert  werden, 
daß  sie  lediglich  ihren  Sonderinteressen  folgt  und  die  des  Volkes 
vergißt.  Darum  darf  sie  in  manchen  Materien,  wie  bei  den  Ge- 
setzen, die  sich  mit  Erhebung  der  Steuern  befassen,  nur  durch 
ihre  Fähigkeit  zu  verhindern,  jedoch  nicht  durch  ihre  Fähigkeit 
zu  beschließen,  Anteil  an  der  Gesetzgebung  haben.  Fähigkeit  zu 
beschließen  ist  das  Recht,  selber  zu  befehlen  oder  selbständig 
abzuändern,  was  durch  einen  andern  befohlen  worden  ist,  bzw. 
werden  soll ;  Fähigkeit  zu  verhindern  ist  das  Recht,  eine  Reso- 
lution, die  von  irgendwelchem  andern  gefaßt  worden  ist,  hin- 
fällig zu  machen;  und  obwohl  derjenige,  der  die  Fähigkeit  zu  ver- 
hindern hat,  auch  das  Recht  besitzt  zu  billigen,  so  ist  doch  eine 
solche  Billigung  nichts  anderes,  als  eine  Erklärung  daß  er  von 
seiner  Fähigkeit  zu  verhindern  keinen  Gebrauch  machen  will. 
In  Budgetfragen  soll  also  die  Kammer  der  Vornehmen  des  Staates 
nur  die  Fähigkeit  haben,  die  Beschlüsse  der  zweiten  Kammer  für 
nichtig  zu  erklären,  abzulehnen,  aber  nicht  selbständige  Beschlüsse 
fassen  dürfen. 

So  wird  demnach  die  gesetzgebende  Gewalt  sowohl  der  Kam- 
mer der  Vornehmen  anvertraut,  als  auch  der  andern,  die  gewählt 
wird,  um  das  Volk  zu  repräsentieren ;  diese  beiden  tagen  getrennt, 
jede  hat  ihre  Versammlung  und  Beratung  für  sich,  und  sie  haben 
auch  getrennte  Ansichten  und  Interessen. 

Die  vollziehendeGewalt  —  im  Sinne  Montesquieu*  wohlver- 
standen —  muß  in  den  Händen  eines  Monarchen  sein.  Denn 
dieser  Teil  der  Regierung  hat  fast  immer  eine  plötzliche  Tätig- 
keit nötig  und  wird  darum  besser  durch  einen  einzigen  verwaltet, 
der  sofort  die  nötigen  Anordnungen  treffen  kann,  als  durch  mehrere, 
für  die  —  Montesquieu  sagt  es  allerdings  nicht  ausdrücklich,  aber 
das  ist  sein  Gedanke  —  das  Wort  gilt:  quot  capita,  tot  sensus. 
Dem  entgegen  wird  gerade  wegen  dieser  Tatsache  die  gesetz- 
gebende Gewalt  besser  durch  mehrere  ausgeübt  als  durch  einen 
einzigen.     Montesquieu  ist  also  Monarchist,  weist  dem   Monarch«,  n 
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die  vollziehende  Gewalt  —  in  seinem  Sinne —  zu.  Wenn  nämlich 
diese  Gewalt  einer  gewissen  Anzahl  von  Personen  anvertraut 
wird,  die  aus  der  gesetzgebenden  Körperschaft  herausgezogen 
werden  müssen,  dann  wären  die  beiden  Gewalten  vereinigt,  indem 
dieselben  Personen  manchmal,  ja  wahrscheinlich  sogar  immer  an 
der  einen  und  der  andern  Anteil  hätten.  Dann  würde  es  keine 
Freiheit  mehr  geben,  denn  diese  ist  nur  gewährleistet  durch  eine 
scharfe  Trennung  der  Gewalten. 

Mit  der  eben  wiedergegebenen  Darstellung  hat  Montesquieu 
die  englische  Verfassung  geschildert,  aber  doch  nicht  rein  deskrip- 
tiv; sondern  er  arbeitet  ihre  Prinzipien  heraus,  und  um  sie  zu 
erlangen,  zieht  er  auch  die  antiken  und  die  modernen  Verfas- 
sungen heran.  Den  »esprit«  derselben  überhaupt  sucht  er  zu  ge- 
winnen, um  eine  Verfassung  aufzufinden,  wie  sie  für  einen  freien 
Staat  am  besten  paßt  oder  einen  freien  Staat  am  ehesten  er- 
möglicht. Dabei  ist  eben  natürlich,  daß  er  seine  Theoreme  auf 
die  Verfassung  gründet,  die  für  seine  Zeit  jenem  Ideale  am  näch- 
sten kommt,  nämlich  die  englische.  So  gewinnt  er  die  Prinzipien, 
die  für  das  Wesen  und  che  Kompetenz  der  Gewalten  im  Staate 
durchschlagend  sind;  von  da  aus  geht  er  zu  ihrer  gegenseitigen 
Beschränkung  über,  schreitet  er  fort  zur  Trennung  der  Ge- 
walten. 

Montesquieu  konstatiert:  Dans  la  plupart  des  royaumes  de 
l'Europe  le  gouvernement  est  modere,  parce  que  le  prince,  qui 
a  les  deux  premiers  pouvoirs  (gesetzgebende  und  vollziehende) 
laisse  ä  ses  sujets  l'exercice  du  troisieme  (richterliche  Gewalt). 
Das  ist  auch  in  England  so,  und  wir  werden  noch  die  Ansicht 
Locken  über  diese  Sachlage  geben.  Gleichwohl  vertritt  Montesquieu 
strikte  die  Meinung,  es  dürfte  nicht  in  derselben  Person  oder  in 
demselben  Behördenkörper  die  gesetzgebende  mit  der  vollziehen- 
den Gewalt  vereinigt  sein;  denn  dann  gebe  es  keine  Freiheit,  da 
die  stete  Besorgnis  besteht,  daß  derselbe  Monarch  oder  derselbe 
Senat  tyrannische  Gesetze  erläßt,  um  sie  tyrannisch  zu  vollziehen. 

Es  gibt  ferner  keine  Freiheit,  wenn  die  richterliche  nicht  von 
den  beiden  eben  erwähnten  Gewalten  getrennt  ist;  wenn  sie  mit 
der  gesetzgebenden  vereinigt  wäre,  würde  die  Gewalt  über  Leben 
und  Freiheit  der  Bürger  willkürlich  sein,  denn  der  Richter  wäre 
zugleich  Gesetzgeber;  wäre  sie  mit  der  Exekutive  vereinigt, 
könnte  der  Richter  die  Macht  eines  Unterdrückers  haben.  Die 
Trennung    der    richterlichen    Gewalt    von    den     beiden     andern 
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hatte  im  allgemeinen  schon  damals  statt ;  es  ist  in  der  Folge  nur 
die  Unabhängigkeit  des  Richterstandes  stabiliert,  die  Kabinetts- 
justiz eliminiert  worden. 

Alles  jedoch,  legt  Montesquieu  endlich  dar,  wäre  verloren, 
wenn  derselbe  Mensch  oder  dieselbe  Körperschaft  der  Adligen 
oder  des  Volkes  diese  drei  Gewalten  ausüben  würde,  d.  h.  die, 
Gesetze  zu  geben,  die,  die  öffentlichen  Beschlüsse  durchzuführen, 
und  die,  über  die  Verbrechen  und  die  Streitigkeiten  der  Privat- 
leute zu  richten.  Das  ist  in  den  italienischen  Republiken  der 
Fall;  darum  findet  sich  hier  die  Freiheit  viel  weniger  vertreten 
als  in  den  Monarchien.  Derselbe  Behördenkörper  hat  dort  als 
Vollzieher  der  Gesetze  die  volle  Macht,  die  er  sich  als  Gesetz- 
geber beigelegt  hat;  er  kann  den  ganzen  Staat  durch  seine 
Generalverfügungen  verheeren;  und  er  kann,  da  er  die  richter- 
liche Gewalt  gleichfalls  hat,  jeden  Bürger  durch  Spezialurteil  ver- 
nichten. Die  ganze  Gewalt  ist  da  eine;  und  obwohl  es  dort  keinen 
äußerlichen  Pomp  gibt,  der  auf  einen  despotischen  Fürsten  schließen 
läßt,  fühlt  man  ihn  doch  zu  jeder  Zeit. 

Es  darf,  wird  nun  weiter  detailliert,  die  Volksvertretung  nicht 
gewählt  werden,  um  irgendwelchen  aktiven  Beschluß  zu  fassen 
—  was  ja  die  Sache  der  vollziehenden  Gewalt  ist  — ,  sondern 
nur,  um  Gesetze  zu  machen,  oder  um  zu  prüfen,  ob  man  die  gut 
ausführt,  die  sie  gegeben  hat;  das  kann  sie  sehr  gut  machen,  und 
nur  sie  kann  das  gut  machen.  Die  vollziehende  Gewalt  soll 
dagegen  in  der  Hand  eines  Monarchen  sein.  Wenn  es  nämlich 
keinen  solchen  gibt,  die  Exekutive  vielmehr  einer  gewissen  An- 
zahl von  Personen  anvertraut  wird,  die  aus  dem  gesetzgebenden 
Körper  herausgenommen  werden,  dann  würde  es  keine  Freiheit 
mehr  geben;  es  wären  die  beiden  Gewalten  vereinigt,  indem  die- 
selben Personen  an  beiden  beteiligt  wären.  Die  Legislative  darf 
keine  Macht  haben,  über  eine  Person  zu  richten;  folglich  darf  sie 
auch  nicht  über  die  Führung  dessen  richten,  der  vollzieht,  also  über 
den  Monarchen.  Dessen  Person  muß  heilig  sein;  es  ist  unbedingt 
notwendig  für  den  Staat,  daß  die  gesetzgebende  Körperschaft 
nicht  tyrannisch  wird ;  in  dem  Moment  nun,  wo  jener  angeklagt 
oder  abgeurteilt  würde,  gibt  es  keine  Freiheit  mehr.  Die  richter- 
liche Gewalt  darf  somit  nicht  vereinigt  sein  mit  irgendeinem  Teil 
der  legislativen;  diese  Regel  erleidet  nur  3  Ausnahmen,  die  aber 
gegründet  sind  auf  das  besondere!  Interesse  dessen,  der  abgeurteilt 
werden  soll.     Diese  Ausnahmen  —  es  handelt  sich  vor  allem  um 
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die    eine,    daß    der    Adlige    nur    von    Seinesgleichen    abgeurteilt 
werden  soll  —  durchbrechen  das  Prinzip  nicht. 

Dieses  Prinzip,  das  Montesquieu  aufstellt,  ist :  T  r  en  n  u  n  g  der 
Gewalten,  —  der  drei  Gewalten  Gesetzgebung,  Vollziehung  und 
Rechtsprechung,  woraufhin  eine  gegenseitige  Beschränkung  der- 
selben erfolgt.  Das  gewährleistet  dann  —  wir  brauchen  auf  die 
Kasuistik  Montesqaieus  nicht  weiter  einzugehen  —  die  Freiheit 
der  Gewalten  selber  und  verbürgt  die  Freiheit  der  einzelnen, 
ermöglicht  somit  den  freien  Staat. 

I. 
Gewalt,  Souveränität  und  Organe  des  Staates. 

»Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Rechtspflege  haben  nicht  vom 
einander  abgegrenzte  Gebiete,  sondern  sie  sind  lediglich  For- 
men, in  weichem  die  eine  und  unteilbare,  der  einheitlichen 
Persönlichkeit  des  Staates  entsprechende  Staatsgewalt  zur 
Erscheinung  kommt  und  wirksam  wird.  In  dem  heutigen  Staate 
wird  in  den  verschiedenen,  einander  über-  oder  auch  neben- 
geordneten Behörden  —  wir  sagen  besser:  Organen  —  die 
einheitliche  Staatsgewalt  tätig«  :  mit  diesen  Sätzen  be- 
kannte sich  P.  Lab  and1)  zu  einer  neuen  Theorie,  die 'diejenige 
von  der  Trennung  der  Gewalten  verwirft  und  die  Einheitlichkeit 
der  Staatsgewalt  in  den  Vordergrund  rückt.  Und  es  ist  bezeich- 
nend, daß  dies  geschieht  bei  Gelegenheit  der  Darstellung  des  — 
früheren  —  deutschen  Reichsstaatsrechts. 

Denn  die  deutsche  Reichsverfassung  vom  16.  April  1871  ist 
nicht  unter  dem  Banne  der  Anschauung  und  der  Thesen  Montes- 
quieus  festgesetzt  worden.  Sie  hatte  dadurch  ihr  Besonderes, 
daß  neue  Anschauungen  sich  regen  und  ihren  Niederschlag  be- 
wirken konnten.  Gewiß,  es  haben  auch  die  alten  Errungen- 
schaften nachgewirkt,  freilich  nur  so  weit,  als  sie  sich  als  brauch- 
bar erwiesen ;  weiter  hat  besonders  das  Verfassungswerk  der 
Paulskirche  von  1848/49  geradezu  die  Voraussetzung  abgegeben  für 
das,  was  später  zustande  kam;  was  man  im  Revolutionsjahr  1848 
für  Deutschland  plante,  das  hat  durchaus  abgefärbt  auf  die 
Reichsverfassung,  die  wir  nunmehr  auch  schon  als  »frühere« 
bezeichnen    müssen.     Sie    war   unter    dem    Einfluß  eines  nur  die 


1)  A.  a.  O.  I,  S.  250,  433;  vgl.  ebenda  H,  S.  163.  Ihm  schließt  sich  völlig 
an  G.  Anschütz  in:  Krit.  Studien  zur  Lehre  vom  Rechtssatz  und  formellen  Gesetz. 
Hall,  Diss.  Leipzig  189 1,  S.  58. 
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Gegenwart  berücksichtigenden  Staatsmannes,  nämlich  Bismarcks, 
festgestellt  worden. 

Für  diese  unter  seiner  Aegide  zustande  gekommenen  Ver- 
fassung paßt  daher  auch  die  alte  Theorie  nicht  mehr a) ;  und  gerade 
das  muß  die  Wissenschaft  vom  Staatsrecht  durchaus  berücksich- 
tigen; denn  sie  hat  der  vorausgeschrittenen  Verfassungslegislative 
zu  folgen,  bzw.  ihr  gerecht  zu  werden. 

Schon  Hegel-)  macht  die  Bemerkung,  mit  der  Selbständig- 
keit der  Gewalten,  der  exekutiven  und  der  gesetzgebenden  z.  B. 
also  der  vollständig  durchgeführten  Trennung  derselben  sei,  wie 
man  dies  auch  im  großen  gesehen  habe,  die  Zertrümmerung  des 
Staates  unmittelbar  gesetzt.  Oder,  insofern  sich  der  Staat  im 
wesentlichen  erhalte,  es  müsse  die  eine  Gewalt  die  andere  unter 
sich  bringen;  dadurch  werde  die  Einheit  des  Staates,  wie  sie 
auch  sonst  beschaffen  sei,  bewirkt,  und  so  allein  das  Wesentliche, 
das  Bestehen  des  Staates,  gerettet. 

Aehnlich  legt  R.  von  Mohlz)  dar,  die  Zersplitterung  der 
Staatsgewalt  in  drei  voneinander  getrennte  und  unabhängige 
Gewalten  löse  den  Organismus  des  Staates,  die  Einheit  in  der 
Vielheit,  auf  und  führe  praktisch  zur  Anarchie  und  zur  Zerrüttung ; 
namentlich  sei  eine  oberste  ausübende  Gewalt,  der  eine  gewalt- 
lose Gesetzgebung  Vorschriften  erteile,  geradezu  ein  Unding ;  so- 
dann biete  eine  Verteilung  unter  verschiedene  keine  Sicherheit 
gegen  schlechte  Anwendung  des  Zugeteilten,  mögen  jene  nun 
vereinzelt  bleiben  oder  gar  sich  zu  schädlichem  Zusammenwirken 
verabreden ;  endlich  und  hauptsächlich  werde  damit  der  Haupt- 
gedanke des  konstitutionellen  Staatsrechts,  »nämlich  die  genaue 
Feststellung  der  Untertanenrechte  und  die  Schützung  derselben 
durch  die  Beteiligten  selbst*,  gar  nicht  hervorgehoben. 

Die  Ansichten  beruhen  auf  denen  von  Fichte*),  wenigstens 
hat  er  zuerst  derartige  Gedanken  niedergelegt.  Er  sagt  ausdrück- 
lich :  die  Gewalten  (pouvoirs)  seien  die  Teile  einer  und 
derselben  öffentlichen  Gewalt;  über  die  Trennung 
derselben,  insbesondere,  daß  die  Legislative  von  der  Exekutive  ge- 

1)  Wie  etwa  für  die  Belgische  Verfassung  vom  7.  Febr.  1831  (Art.  29,  26,  30) 
und  die  nach  deren  Vorbild  gestaltete  Verfassungsm  künde  für  den  preuß.  Staat 
vom  31.  Jan.  18C0  (Art.  45,  62,  86). 

2)  Grundlinien  der  Philosophie  des  Rechts.    Berlin  1821,  §  272  Bade. 

3)  A.  a.  O.  S.  273  f. 

4)  Grundlinien  des  Naturrechts  nach  Prinzipien  dei  Wisscuschafislclm.-.  Jena 
und  Leipzig    1796,   S.    179  ff. 
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trennt  werden  müsse,    sei    viel    geredet    worden,    aber  in  diesem 
Satze  scheine  etwas  Unbestimmtes  zu  liegen. 

Fichte  ist  Anhänger  des  Naturrechts,  insbesondere  bekennt 
er  sich  zum  Staatsbürgervertrag.  Durch  die  Festsetzung  des 
gegenwärtigen  Willens  aller,  und  für  alle  Zeit,  werde  der  ge- 
äußerte Wille  Gesetz;  »der  gemeinsame  Wille  hat  sich  in 
einem  Zeitpunkte  wirklich  geäußert  und  ist  durch  den  auf  ihn 
geschlossenen  Bürgervertrag  allgemein  gesetzlich  geworden«.  Das 
Gesetz  ist  der  ursprüngliche  Wille  der  Gemeine,  die  sich  eine 
Konstitution  gibt,  die  G  e  s  e  t  z  g  e  b  u  n  g  ist  also  das  Recht 
der  Gesamtheit  und  bleibt  es.  Ihr  muß  ferner  das 
Recht  verbleiben,  die  Verwaltung  der  von  ihr  gegebenen 
Gesetze  zu  beaufsichtigen,  also  das  Recht  der  Aufsicht  und  Be- 
urteilung, wie  dieselben  verwaltet,  vollzogen  werden,  wofür  von 
Fichte  die  Bezeichnung  »Ephorat«  gewählt  wird.  Dieses  Ephorat 
soll  ausgeübt  werden  durch  besondre  Ephoren,  die  die  Gemeine 
als  solche  einberufen ;  und  sie  soll  über  deren  Vorbringen  als 
Instanz  entscheiden. 

Dagegen  soll  die  Gemeine,  d.  h.  also  die  Gesamtheit  der  Ver- 
gesellschafteten, nicht  zugleich  Richter  und  Partei  über  ihre  V  e  r- 
waltung  des  Rechts  sein.  Sie  kann  die  öffentliche  Ge- 
walt nicht  selbst  in  den  Händen  behalten,  denn  sie  müßte  sich 
sonst,  als  Partei,  vor  einen  höheren  Richterstuhl  stellen  lassen. 
Diese  Verwaltung  des  Rechts,  die  exekutive  Gewalt,  be- 
greift in  sich  die  richterliche  und  die  vollziehende 
Gewalt.  Die  Trennung  dieser  beiden  Gewal- 
ten ist  ganz  zwecklos  und  nur  scheinbar  mög- 
lich. Denn  entweder  muß  die  ausübende,  die  vollziehende  Ge- 
walt ohne  Widerrede  den  Ausspruch  der  richterlichen  ausführen, 
dann  liegt  die  unumschränkte  Gewalt  in  der  Hand  des  Richters 
selbst,  und  die  beiden  Gewalten  sind  nur  scheinbar  in  den 
Personen  getrennt;  oder  aber  die  ausübende  Gewalt  hat  das 
Recht  des  Einspruchs,  dann  ist  sie  selber  auch  zugleich  die 
richterliche  Gewalt,  sogar  in  der  letzten  Instanz,  und  die  beiden 
Gewalten  sind  abermals  nicht  getrennt. 

Also  die  Verwaltung  der  öffentlichen  Gewalt  muß  die  Ge- 
meine veräußern.  Sie  muß  dieselbe  auf  eine  oder  mehrere 
besondere  Personen  übertragen.  Im  ersten  Falle  haben  wir  die 
recht-  und  gesetzmäßige  Monarchie;  im  zweiten,  wo  es 
sich  um  einen  durch  die  Konstitution  organisierten  Körper  handelt, 
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die  Republik  ;  »oder  bestimmter,  es  ist,  da  einer  nie  alles  tun 
kann,  immer  ein  Korps,  welches  die  exekutive  Gewalt  in  den 
Händen  hat,  wobei  der  Unterschied  nur  der  ist,  daß,  wenn  die 
Einstimmigkeit  nicht  stattfindet,  der  Streit  entweder  durch  die 
Stimme  eines  immerwährenden  Präsidenten,  des  Monarchen, 
von  welcher  keine  Appellation  stattfindet,  oder  durch  eine  Kollektiv- 
stimme, etwa  durch  Stimmenmehrheit  entschieden  werde. 
Hier  ist  die  mystische,  oft  auch  wandelbare  Person  —  d.  h. 
diejenigen,  welche  durch  ihre  Zusammenstimmung  die  Stimmen- 
mehrheit bilden  und  den  Streit,  ohne  daß  weiter  appelliert  werden 
könne,  entscheiden,  sind  nicht  immer  dieselben  physischen 
Personen  —  der  immerwährende  Präsident.« 

Auf  jeden  Fall  aber,  mag  die  Verwaltung  der  öffentlichen 
Macht  nur  auf  eine  Person  oder  auf  mehrere  seitens  der  Gemeine 
übertragen  werden,  es  bleiben  ihr  jene  über  die. Anwendung  der 
Gewalt  verantwortlich,  denn  »eine  Verfassung,  wo  die  Verwalter 
der  öffentlichen  Macht  keine  Verantwortlichkeit  haben,  ist  eine 
Despotie«.  Da  sie  also  die  Verantwortung  tragen,  so  muß  man 
es  ihnen  von  Rechts  wegen  überlassen,  für  die  Mittel  der  Reali- 
sation des  Rechts  Sorge  zu  tragen.  Sie  haben  mithin  die 
exekutive,  d.  h.  die  richterliche  und  die  voll- 
ziehende Gewalt,  während  das  Gesetz  Wille  der 
Gemeine  ist  und  bleibt.  »Dieser  gemeinsame  Wille  — urteilt 
Fichte  —  muß  mit  einer  Macht,  und  zwar  mit  einer  Uebermacht, 
gec;en  die  die  Macht  jedes  einzelnen  unendlich  klein  sei,  versehen 
werden,  damit  er  über  sich  selbst  und  seine  Erhaltung  durch 
Z  w  a  n  g  halten  könne :  die  Staatsgewalt.  Es  liegt  in  ihr 
zweierlei:  das  Recht  zu  richten,  und  das  Recht,  die  gefällten 
Kechtsurteile  auszuführen,  potestas  judicialis  et  potestas  execu- 
tiva  in  sensu  strictiori,  welche  beide  zur  potestas  executiva  in 
sensu  latiori  gehören.«  Das  Hauptergebnis  also,  zu  dem  die 
Fic/tUschen  Deduktionen  hinführen,  ist  die  Ablehnung  der 
Trennung  der  Gewalten,  und  darauf  basieren   dann  die 

i  gegebenen  Darlegungen  Hegels  und  von  Monis. 

Bei  Gelegenheit  der  Konstruktion  des  Bundesstaates   bemerkt 
auch  G   WaitZ1))  der  Bundesstaat   müsse  so  wie  jeder  geordnete 
Staat  Organe  besitzen,  nämlich  Regierung  oder  Oberhaupt,  Volks- 
vertretung und  Gerichte.     »Es  sind  nicht  besondere  Gewalten 
welche    diese   repräsentieren,    sondern   der   Staat 

i)  Grundzlige  der  Politik.     Kiel  1862  S.  173. 
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als  Organismus  übt  seine  einheitliche  Gewalt 
durch  diese  verschiedenen  Organe  aus,  die  auch 
nebeneinander  in  Selbständigkeit  dazustehen  haben,  während 
das  Staatsleben  nur  durch  das  Zusammenwirken  derselben  mög- 
lich ist.«  — 

Die  Staatgewalt  hat  man  identifiziert  mit  Souveräni- 
tät, und  man  hat  erklärt x),  der  machtvoll  sich  äußernde,  höchste 
und  einheitliche  Wille  sei  die  Staatsgewalt ;  die  Staatsgewalt 
sei  die  höchste  Gewalt  im  Staate,  sie  ertrage  keine  andere  Ge- 
walt über  oder  neben  sich  ;  die  Staatsgewalt  sei  einig  und  un- 
teilbar, sei  ,suprema  potestas',  deshalb  nenne  man  sie  auch 
geradezu  Souveränität,  und  im  Deutschen  ganz  entsprechend : 
Staatshoheit. 

Ist  aber,  fragen  wir,  Souveränität  tatsächlich  gleichbedeutend 
mit  Staatsgewalt2)? 

Weder  dem  Altertum  noch  dem  Mittelalter  war  die  Idee  der 
Souveränität  bekannt.  Zu  der  Anerkennung  voneinander  unab- 
hängiger Staaten  kam  es  erst  im  späteren  Mittelalter,  nachdem 
das  nach  der  Weltmonarchie  strebende  deutsche  Kaisertum  zu- 
sammengebrochen war  und  das  Papsttum,  welches  das  Gottes- 
reich auf  Erden  verwirklichen  wollte,  mit  seinem  ebenfalls  welt- 
monarchischen Vorgehen  nicht  durchdringen  konnte. 

Bei  dem  Bestreben,  sich  vom  Papsttum  zu  emanzipieren, 
lernten  die  Staaten,  daß  sie  in  gleicher  Abhängigkeit  gestanden, 
daß  sie  darum  die  gleichen  Interessen  hatten ;  und  als  durch  das 
Vorgehen  Dr.  Martin  Luthers  die  Suprematie  des  Papstes  end- 
gültig gebrochen  war,  bestanden  gleichgeartete  Staaten  neben- 
einander, die  sich  als  gleichgeordnet  anerkennen  mußten. 

Frankreich  war  es,  das  hierbei  die  Führung  übernahm. 
Philipp  der  Schöne  nahm  den  Kampf  auf  mit  Bonifaz  VIII. 
Jenen  unterstützten  dabei  die  französichen  Legisten,  ebenso  Morsi- 
lius  von  Padua  und  seine  Gesinnungsfreunde.  Und  den  Staaten 
gelang  es,  ihre  Unabhängigkeit  von  der  höheren  Gewalt  —  Kaiser 


i)  M.  von  Seydel,  Staatsrecht!,  u.  politische  Abhandlungen.  Freiburg  i.  Br. 
u.  Leipzig  1893  S.  6.  Vgl.  0.  Mayer  in  Archiv  f.  öffentl  Recht  XVIII,  S.  348  f.; 
M.  von  Seydd  a.  a.  O.  S.  118:  >  Staat  und  Staatshoheit  (Souveränität)  sind  von 
einander  untrennbare  Dinge«. 

2)  Für  das  Folgende  vgl.  G.  Grosch,  Das  Völkerrecht  und  die  Weltfriedens- 
bewegung. Zeitschrift  f.  d.  ges.  Staatswissenschaft.  67.  Jahrgg.  1911  S.  201  f. 
S.  auch  R.   Treumann,  Die  Monarchomachen.     Leipzig  1895  S.  4. 
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oder  Papst  —  durchzusetzen;  so  bildete  sich  allmählich  der  Be- 
griff der  Souveränität l)  aus. 

Bezeichnenderweise  erhielt  dieser  Begriff  zuerst  seine  volle 
Bestimmtheit  in  Frankreich,  und  zwar  durch  Jean  Bodin.  ,Repu- 
blique;  —  sagt  er  —  ,est  un  droit  gouvernment  des  plusieurs 
mesnages  et  de  ce  qui  leur  est  commun  avec  puissance 
s  o  vi  v  e  r  a  i  n  e'  -).  Souveränität,  als  summa  potestas,  als  oberste 
Gewalt,  kennt  keine  höhere  Gewalt,  und  es  wird  »im  XV.  Jahr- 
hundert nur  das  keinen  Superior  anerkennende  Gemeinwesen  für 
eine  res  publica  im  vollen  Sinne  erklärt«  3).  Diese  Anschauung 
war  herrschend  bis  in  die  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts;  erst  von 
da  ab  beginnt  man,  veranlaßt  durch  die  politischen  Aenderungen 
im  Staate  und  zwischen  den  Staaten,  gegen  jene  Theorie  zu 
locken. 

R.  von  Mahl4)  ist  der  erste,  der  sich  dagegen  wendet,  daß 
das  Merkmal  der  Unabhängigkeit,  der  Souveränität  häufig  in  den 
Staatsbegriff  aufgenommen  werde,  was  aber  entweder  überflüssig 
oder  unrichtig  ist.  Es  ist  selbstverständlich,  daß  der  Staat  im 
Innern  die  zur  Erfüllung  seiner  Aufgabe  notwendige  Machtfülle 
hat,  was  überdies  durch  das  Merkmal  einer  zur  Durchführung 
bestimmten  Gesamtkraft  theoretisch  erledigt  ist.  Versteht  man 
jedoch  unter  Souveränität  vollständige  Unabhängigkeit  von  äußeren 
Einflüssen,  dann  ist  die  Behauptung,  Souveränität  sei  ein  Merk- 
mal jedes  Staates,  gehöre  zum  Staatsbegriff,  unrichtig,  denn  es 
gibt  »politische  Gestaltungen,  welche .  in  jeder  Beziehung  die 
Aufgabe  eines  Staates  erfüllen  und  die  Rechte  eines  solchen 
ausüben,  aber  doch  nicht  ganz  unabhängig  von  einer  außer  ihnen 
stehenden  Gewalt  sind ;  solchen  Verbindungen  ist  die  Bezeichnung 
als  Staaten  niemals  verweigert  worden«.  Weiter  spricht  noch 
ein  praktisches  Bedenken  gegen  die  Forderung,  jeder  Staat  müsse 
souverän  sein,  denn  es  würde  dadurch  »ein  für  allemal  die  Mög- 
lichkeit vernichtet,  dieStaateneiner  vor  geschrittenen 
Gesittung    zu  einer  höheren  Ges  amtein  richtung 

IJ  G.  Jellinek  S.  481:  »Souveränität  ist  die  Fähigkeit  ausschließlicher  recht- 
licher Selbstbestimmung«.     Vgl.  überhaupt  daselbst  S.  421  II. 

2)  Les  six  livres  de  la  Repuhlhpic  I,  1.  Dasselbe  lateinisch:  ,Rcs  publica 
est  familiarum  rcrunuiue  inter  ipsas  communium  summa  pote  State  ac  nttfoiM 
moderata  multitudo'. 

3)  G.  Jellinek  S.  431. 

4)  Enzyklopädie  der  Staatswissenschaften.     Tübingen  1872  S.  85  IV. 
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zu  vereinigen,  falls  diese  nicht  selbst  wieder  ein  Staat  wäre, 
was  doch  nicht  durchaus  notwendig  und  selbst  nicht  immer 
möglich  ist*. 

C.  F.  von  Gerber1)  hat  dem  dann  den  richtigen  Ausdruck 
und  die  notwendige  Bestimmtheit  gegeben,  denn  er  sagt:  *  Souve- 
ränität istnichtselbstStaatsgewalt,  sondern  bezeichnet 
nur  eine  Eigenschaft  der  vollkommenen  Staats- 
gewalt.« Nach  ihm  stellt  die  Staatsgewalt  den  sittlichen  Ge- 
samtwillen eines  Volkes  dar;  soll  die  Staatsgewalt  nun  ganz  ihrer 
Idee  entsprechen,  dann  darf  sie  die  Motive  ihres  Handelns  nicht 
von  einer  außer  ihr  stehenden  Macht  empfangen,  sondern  muß 
sie  lediglich  in  sich  finden,  muß  souverän  sein.  Souveränität 
ist  somit  Unabhängigkeit  einer  Staatsgewalt  von  einer  außer  ihr 
stehenden  höheren  Staatsgewalt,  ist,  wie  gesagt,  eine  Eigenschaft 
der  vollkommenen  Staatsgewalt,  aber  nicht  die  Staatsgewalt  selber. 
Darum  fließen  »die  Hoheitsrechte  nicht  aus  der  Souveränität, 
wie  die  Spezialbegriffe  aus  dem  Gesamtbegriff;  sie  sind  im  Gegen- 
teil ein  selbständiger  und  von  der  Souveränität  unabhängiger 
Begriff«  2). 

Der  Staatsbegriff  Bodins  ist  durch  die  moderne  Staats-  und 
Rechtsentwicklung  überholt  worden,  insbesondere  durch  die  Aus- 
bildung des  Bundesstaates,  auf  den  jener  Begriff  gar  nicht  paßt; 
er  ist  nur  für  eine  historische  Phase  geeignet  gewesen,  nämlich 
für  das  Nebeneinanderbestehen  von  einfachen  unabhängigen  Ein- 
heitsstaaten, kann  aber  keinen  Anspruch  erheben  auf  »allgemeine 
Gültigkeit  für  alle  Zeiten  und  Völker«  3). 

Und  ein  Aehnliches  gilt  von  der  Montesquüuschen  Theorie  der 
»Separation  des  pouvoirs«4).  So  große  historische  Bedeutung  diese 
gewonnen  hat.  die,  wie  wir  oben  dargetan  haben,  von  ihrem  Ur- 
heber direkt  beabsichtigt  war,  einen  so  hervorragenden  Platz  sie 
im  Staatsrecht  auch  erlangte,  und  so  sehr  sie  die  Staatsrechts- 
<vissenschaft  beeinflußt  hat:  unsere  Gegenwart  ist  über  sie  hin- 
weggeschritten.    Die  Theorie  von  der  Trennung  der  Gewalten  ist 


i)  Grundzüge   des  Systems    des  Deutschen  Staatsrechts.    Leipzig   1869,  S.  22 
u.  Anm.  5  daselbst. 

2)  C.  G.  Liebe,    Staatsrecht!.  Streitfragen.     Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatsw.  1882, 
S.  641. 

3)  G.  Meyer,    Staatsrechtl.  Erörterungen   über  die  deutsche  Reichsverfassung. 
Leipzig  1872,  S.  8. 

4)  Siehe  den  Anhang. 
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überholt,  diejenige  von  der  Einheitlichkeit  der  Staats- 
gewalt, die  in  bestimmten  Formen  sich  äußert,  ist  an 
ihre  Stelle  zu  setzen. 

Unter  Teilung,  Trennung  der  Gewalten,  darauf  muß  noch 
aufmerksam  gemacht  werden,  ist  nicht  zu  verstehen  die  Kompe- 
tenzabgrenzung zwischen  dem  Bundesstaat  und  seinen  Gliedstaaten ; 
auch  hier  redet  z.  B.  A.  de  Tocqueville1)  von  einem  »partage  de 
pouvoirs«.  Beide  Kategorien  haben  jedoch,  wenn  man  den  Bundes- 
staat als  Staat  anerkennt,  was  heute  wohl  allgemein  geschieht, 
je  eine  ungeteilte  Staatsgewalt  für  sich  und  zwar  ist  der  Bundes- 
staat souverän,  die  Gliedstaaten  sind  nichtsouverän. 

Trennung  der  Gewalten  ist  auch  nicht  die  Delegation  der 
Staatsgewalt  an  die  Selbstverwaltungskörper,  an  die  Korporationen 
und  Anstalten  des  öffentlichen  Rechts  seitens  des  Staates 2).  Hier 
ist  von  einer  Trennung  der  Gewalten  keine  Rede;  der  Staat  ist 
Inhaber  der  gesamten  Staatsgewalt  und  bleibt  es,  selbst  wenn  er 
Selbstverwaltungskörper,  überhaupt  juristische  Personen  des  öffent- 
lichen Rechts  konstituiert,  bezw.  solche  anerkennt.  Diese  üben 
allerdings  auch  die  Staatsgewalt,  aber  eben  die  Staats- 
gewalt; nur  nicht  kraft  eigenen  Rechts  —  das  tut  nur  der 
Staat  selber  — ,  sondern  als  vom  Staate  konstituierte  oder  an- 
erkannte juristische  Personen  des  öffentlichen  Rechts.  Ihnen  ist 
die  Staatsgewalt  vom  Staate  delegiert  worden,  kann  darum  auch 
von  diesem  durch  Gesetz  wieder  zurückgenommen  werden,  und 
zwar  d  i  e  Staatsgewalt,  ungeteilt  in  besondere  Gewalten. 

Für  unsere  Gegenwart  ist  darum  die  Theorie  Montesquieu* 
nicht  mehr  aufrecht  zu  erhalten.  Einmal  wird,  wie  wir  dargelegt 
haben,  die  Staatsgewalt  nunmehr  als  einheitlich  aufgefaßt  und  die 
Trennung  der  Gewalten  wird  verworfen ;  es  werden  nur  besondere 
Formen  anerkannt,  in  denen  diese  einheitliche  Staatsgewalt  in 
Erscheinung  tritt.  Weiter  aber  ist  eine  besondere  staatsrechtliche, 
überhaupt  juristische  Konstruktion  notwendig  mit  Hinsicht  auf  die 
Organe  des  Staates,  die  die  Staatsgewalt  a  1  s  der  Staat 
üben,  und  schließlich  auch  mit  I  linsicht  auf  die  Organe,  die  sich 
im  Hereich  des  Völkerrechts  herausgebildet  haben.    Dabei  müssen 

1)  De  la  <1<  moeratie  en  Aimn.]uc.  Hiuxelles  1835.  *i  S-  !94.  Vgl.  auch 
ü.   Maser  Ina   Archiv   f.   <"..   K.    XVIII,   S.   34°   Anm.  6. 

2)  Ich    verweise    nur    auf    <lie    treulichen   Ausführungen    von   //.   £##»«,   So« 

.  .,(,  Staat,  Gemeinde,  Selhstverwaltung.  Annalen  des  Deutschen  Reichs. 
Jahrgg.    1883  S.  283  IT.,  S.   305  ff. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Stvauwiatensch.     19JI.    3.  10 
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wir  ganz  naturgemäß  auf  den  sich  bildenden  Völker- 
bund eingehen.  Doch  zunächst  haben  wir  die  Organe  des  Staates 
zu  betrachten. 

Man  bekundet  nun  die  vulgäre  Anschauung,  wenn  man  be- 
hauptet1), die  juristische  Person  sei  eine  Fiktion;  für  das  Recht 
komme  nur  der  Mensch  als  persönliches  Wesen  in  Betracht, 
daher  auch  nur  dieser  als  willensfähiges  Wesen;  jeder  Wille2) 
sei  individuell  menschlicher  Wille,  denn  er  setze  einen  Menschen 
als  seinen  Urheber  voraus,  von  dieser  Verbindung  mit  seinem 
Urheber  könne  der  Wille  sich  nicht  loslösen ;  durch  die  Vereini- 
gung einer  Anzahl  Menschen  entstehe  kein  neuer  Mensch,  wes- 
halb auch  durch  die  Vereinigung  einer  Anzahl  von  Willen  kein 
neuer  Wille  entstehe;  »der  Staat  ist  nicht  Willenssubjekt,  Willens- 
subjekt ist  der  Herrscher« ;  die  juristische  Person,  eine  jener  Fik- 
tionen, deren  sich  die  Rechtsordnung  gleichsam  wie  einer  Ab- 
kürzung bediene,  führe  erst  (sie!)  innerhalb  der  Rechtsordnung 
ein  bloß  gedachtes  Dasein,  nimmermehr  aber  könne  sie  dazu  be- 
nützt werden,  die  Herrschaft  und  den  Staat,  welche  selbst  die 
Voraussetzung   einer  jeden  Rechtsordnung  sind,    zu  konstruieren. 

Aehnlich  hatte  schon  Fichte 3)  dargelegt,  daß  wollende  Wesen 
in  der  Sinnenwelt  für  uns  nur  Menschen  sind,  und  daß  die  physi- 
schen Personen  als  Verbundene  notwendig  selbst  Macht  haben, 
woraus  er  dann  deduziert,  damit  sei  der  gemeinsame  Wille  als 
Macht,  sich  selbst  zu  erhalten,  realisiert.  Aber  dieser  angenom- 
mene gemeinsame  Wille  physischer  Personen  ist  geradezu  »das 
Schulbeispiel  einer  Fiktion«  4). 

Das  Recht 5)  ist  keine  Welt  der  Handgreiflichkeit,  Rechts- 
subjektivität ist  erst  vom  Recht  an-  und  zuerkannt,  ist  nicht  gleich- 
bedeutend mit  physischer  Persönlichkeit.     Die  natürliche  Person, 


i)  M.  von  Seydel  a.  a.  O.  S.  109,  110,   117. 

2)  Vgl.  dazu  //.  Kelsen,  Grenzen  zwischen  juristischer  und  soziologischer 
Methode.     Tübingen  191 1,  S.   24  fr. 

3)  A.  a.  O.  S.  181,  184. 

4)  //.  Kelsen  S.  30 ;  vgl.  das.  das  Nähere. 

5)  Für  das  Folgende  s.  G.  Grosc/i,  Juristische  Personen.  Annalen  des  Deut- 
schen Reichs.  Jahrgg.  191 1,  S.  434fr".  Weiter  habe  ich  veröffentlicht:  »Organ- 
schaft und  Stellvertretung«  in  Schmollers,  Jahrbuch* Bd.  XXXIX,  S.  143  ff.  und  be- 
rücksichtigte die  Ergebnisse  dieser  Abhandlunghier  völlig,  um  so  mehr,  als  die 
hier  vorliegende,  die  ältere  ist,  die  Dissertation:  »Stellvertretung  und  Organschaft  * 
im  Anschluß  an  die  »Staatsgewalt  und  die  Organe  des  Staates«,  wie  die  Bezeich- 
nung ursprünglich  lautete,  entstanden  ist. 
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wennschon  sie  der  Typus  der  juristischen  Person  oder  des  Rechts- 
subjekts ist,  kommt  für  das  Recht  doch  nur  als  rechts-  und  hand- 
lungsfähig, als  juristische  Person  in  Betracht ;  sie  als  Rechtssub- 
jekt, und  die  »bloß«  juristische  Person  sind  rechtlich  gleichwertig, 
sind  eben  juristische  Personen,  Rechtssubjekte;  die  »bloß«  juristische 
Person  ist  sonach  keine  Fiktion,  sondern  hat  Realität  innerhalb 
der  Rechtsordnung,  ist  vollgültiges  Rechtssubjekt. 

Die  »bloß«  juristischen  Personen  nun  Hennen  rechtlich  tätig 
werden  nur  durch  ihre  Organe.  Das  Organ  hat  von  Rechts 
wegen  die  Zuständigkeit,  als  eine  »bloß«  juristische  Person  zu 
agieren,  während  der  Stellvertreter,  der  selbst  juristische  Person  ist, 
für  eine  andere  juristische  Person,  auch  einen  bloßen  Rechtsträger, 
rechtlich  wirksam  werden  kann.  Der  Unterschied  ist  somit  der, 
daß  der  Stellvertreter  seinen  Willen  an  Stelle  des  fremden,  das 
Organ  jedoch  seinen  Willen  als  den  eigenen  der  »bloß«  juristi- 
schen Person  gibt1).  Unter  O  r  g  a  n  ist  nicht  ein  wirklicher  Teil 
einer  Gesamtperson  zu  verstehen ;  wir  sind  im  Bereich  juristischer 
Abstraktionen,  und  hier  ist  Organ  nicht  ein  Teil  eines  wirklichen 
Organismus,  sondern  eine  —  juristische  —  Person,  oder  ein  Rechts- 
subjekt, das  a  1  s  eine  »bloß«  juristische  Person  innerhalb  gewisser, 
juristisch  begrenzter,  bezw.  festgesetzter  Zuständigkeit  rechtlich 
handlungsfähig  ist2).  In  ihrer  Eigenschaft  als  Organ  ist  sie  nicht 
selber  wieder  juristische  Person,  sondern  handelt  eben  als  die 
juristische  Person,  deren  Organ  sie  ist 3). 


1)  Ueber  den  Willen  des  Staates  vgl.  //.  Kelstit  S.  55  f.  G.  Jdlinek  sagt 
S.  526:  >Jedcr  Verband  bedarf  eines  einheitlichen  Willens.  Dieser  Wille  kann 
kein  andrer  sein  als  der  menschlicher  Individuen.  Ein  Individuum,  dessen  Wille 
als  Verbandswille  gilt,  ist,  soweit  diese  Beziehungen  auf  den  Verband  reichen,  als 
Willenswerkzeug  des  Verbandes,  als  Verbands  o  r  g  a  n  zu  belrachten.c 

2)  »Die  Entscheidung  der  Konstruktionsfrage,  ob  die  (>bloß«)  juristische 
l'erson  ein  handlungsfähiges  Wesen  sei  und  durch  ihre  Organe  sich  im  Verkehr 
betätigen,  oder  ob  sie  handlungsunfähig  sei  und  deshalb  einer  Vertretung  bedürfe, 
sollte  der   Wissenschaft  überlassen  bleiben  €  ;  so  die  Kommission  für  die  2.  Lesung 

Qtwurfl  eines  Bürgerliehen  Gesetzbuches;  Protokolle,  66.  Sitzung,  S.  1023. 
Ich  habe  die  Frage  im  enteren  Sinne  entschieden,  wie  nunmehr  auch  Schweiz. 
//.!:.  Art.  54:  »Die  juristischen  Personen  sind  handlungsfähig,  sobald  die  nach 
(iesetz  und   Statuten   hieifür  unentbehrlich  «;    Art.   55:   »Die 

Organe    sind    berufen,     dein  Willen    der    juristischen   l'<  Irncfc    zu  geben.« 

Erst  auf  Grand    dieser  Entscheidung  ist  es  möglich,    äs  echt  jaristi 

:i  später  mehr. 

3)  Vgl.  G.  Anuhütz,  Kiit.  Studien  S.  73;  bt*.  Btrnci  .\  Kritisch«  Studien 
über    den    Begriff    der   jur.    Person,    Arch.  f.  ü.  Recht,    Bd.   V,    S.    204  ff.;    auch 
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Organe  haben  nun  alle  »bloß«  juristische  Personen,  sowohl 
die  »bloß<  juristischen* Personen  des  Privatrechts,  die  Stiftung,  der 
rechtsfähige  Verein,  die  juristischen  Personen  des  Handelsrechts, 
als  auch  die  juristischen  Personen  des  öffentlichen  Rechts,  die 
öffentlichrechtlichen  Anstalten  und  die  Korporationen  des  öffent- 
lichen Rechts,  zu  denen,  allerdings  besonders  qualifiziert  durch 
seine  Selbstgesetzgebung,  auch  der  Staat  gehört. 

Juristische  Person  des  öffentlichen  Rechts  —  zunächst  ab- 
gesehen vom  Staate  —  und  öffentliches  Organ  unterscheiden  sich 
dadurch  voneinander,  daß  jene  öffentliche  Gewalt  übt  kraft  Dele- 
gation vom  Staate,  w  i  e  der  Staat  also,  dieses  indes  solche  üb't 
a  1  s  der  Staat  selber ;  jene  hat  für  ihren  Bereich  und  ihre  Kom- 
petenz Staatsgewalt,  also  einen  Teil  der  ganzen  ungetrennten 
Staatsgewalt,  die  der  Staat  ihr  delegiert  hat,  da  er  nicht  selber 
sie  vollständig  zu  üben  willens  oder  tähig  ist;  dieses  —  das 
Organ  —  übt   innerhalb   seiner   Zuständigkeit   d  i  e  Staatsgewalt. 

Deshalb  besteht  zwischen  den  Organen  des  Staates  und  den 
Organen  der  juristischen  Personen  des  öffentlichen  Rechts  kein 
besonderer  Unterschied :  sie  üben  die  Staatsgewalt 1). 

Zwischen  dem  Staate  und  den  —  übrigen  —  juristischen 
Personen  des  öffentlichen  Rechts  besteht  der  Unterschied,  daß 
die  letzteren  die  Staatsgewalt  nur  üben  kraft  des  vom  Staate 
delegierten  Rechts  2),  der  Staat  die  Staatsgewalt  aber  hat  und 
übt  kraft  eigenen  Rechts.  Die  Staatsgewalt  wird  also  vom 
Staate  delegiert,  wenn  und  soweit  er  sie  nicht  selber  verwalten 
will,  an  die  juristischen  Personen  des  öffentlichen  Rechts,  und 
zwar  nur  vom  Staate.  Eine  juristische  Person  des  öffentlichen 
Rechts  kann  darum  nicht  ihrerseits  Wieder   eine  juristische  Person 

K,  Kormann,  Grundzüge  eines  allgem.  Teiles  des  öffentlichen  Rechts  in :  Annalen 
des  Deutschen  Reichs,  Jahrgg.   191 1   S.  865  ff. 

1)  Vgl.  Bematzik  a.  a.  O.  S.  254  f.  J.  C.  Bluntschli,  Politik  als  Wissen- 
schaft, Stuttgart  1876,  S.  23:  >Die  öffentliche  Rechtsordnung  ist  die  Gesamtheit 
der  als  notwendig  und  erzwingbar  erkannten  Grundsätze,  welche  das  öffentliche 
Leben  regeln.  S  i  e  schafft  und  prägt  die  Organe  aus,  durch  welche  der  Staats- 
wille geäußert  wird,  und  die  Formen,  in  denen  das  Gemeinleben  sich  bewegt,  c 
P.  Laband  II,  S.  164:  > Staatsverwaltung  ist  das  staatliche  Handeln,  das  , Tun  und 
Lassen'  des  Staates  als  einer  handlungsfähigen  Person.«  Das  ist  also  nicht  meta- 
phorisch, sondern  juristisch  gesprochen.  K.  Kormann  a.  a.  O.  S.  865 :  »Staats- 
organe sind  Einrichtungen,  nicht  identisch  mit  den  Personen,  durch  die  sie  ge- 
bildet werden,  vielmehr  losgelöst  von  diesen,  daher  sich  selbst  gleichbleibend  trotz 
des  Wechsels  der  sie  bildenden  Personen,  objektiviert.« 

2)  Siehe  G.  Anschütz,  Krit.  Studien  S.  81  f. 
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des  öffentlichen  Rechts  konstituieren.  Solche  kann  nur  der  Staat 
mit  Hilfe  seines  Selbstgesetzgebungsrechts  schaffen;  ihm  allein 
steht  es  zu,  die  öffentlich-rechtliche  Persönlichkeit  zu  verleihen 
oder  anzuerkennen  J). 

Mit  den  Organen  steht  es  wesentlich  anders.  Ihre  Bestal- 
lung gebührt  den  juristischen  Personen  des  öffentlichen  Rechts 
ebensowohl  wie  dem  Staate  selbst;  nur  hat  der  Staat  ein  Ober- 
aufsichtsrecht darüber,  einmal  mit  Hinsicht  auf  die  gesamte  Organi- 
sation derselben,  die  er  gesetzlich  festlegt2),  und  dann  auf  die 
konkrete  Bestallung,  für  die  er  sich  teilweise  ein  Bestätigungsrecht 
vorbehalten  hat 3). 

Die  öffentliche  Gewalt,  auch  wenn  sie  an  juristische  Personen 
des  öffentlichen  Rechts  delegiert  und  von  deren  Organen  geübt 
wird,  ist  stets  Staatsgewalt.  Der  Einfachheit  halber  sehen  wir  hier 
von  der  delegierten  Gewalt  ab  und  betrachten  nur  die  Staatsgewalt, 
die  der  Staat  selber  verwaltet,  übt,  oder  wie  man  solches  be- 
zeichnen will. 

Träger  der  Staatsgewalt  ist  der  Staat  und  niemand  anders«  d) ; 
da  er  >bloß<  juristische  Person  ist,  üben  die  Organe  als  der 
Staat  die  Staatsgewalt,  und  zwar  handeln  alle  Organe  als  der 
Staat.  Doch  ist  damit  nicht  gesagt,  daß  nun  alle  Staatsorgane 
einander  völlig  gleichwertig  seien,  sondern  je  nach  ihrer  Kom- 
petenz sind  sie  selber  verschieden ;  der  Richter,  dem  die  Recht- 
sprechung zusteht,  ist  ein  anderes  und  wichtigeres  Organ  als  der 
Gerichtsvollzieher,  der  das  Urteil  vollstreckt;  ähnlich  verhält  es 
sich  mit  dem  Monarchen  und  den  Ministern  usw. 

Die  Organe  des  Staates  hat  man  eingeteilt  in  unmittel- 
bare und  mittelbare  Organe5). 

Die  unmittelbaren  Organe  charakterisieren  sich  dadurch,  daß 
■* niemand  da  ist,  dem  sie  kraft  ihrer  Organqualität  verpflichtet 
sind,    als  unmittelbar   dem  Staate  selbst«;.     Doch    wenn  man   als 

1)  11.  Triepel,  Die  Kompetenzen  des  Bundesstaats.  Tübingen  1908,  S.  257: 
»An  und  für  sich  kommt  die  Schaffung  von  —  öffentlichrechtl.  —  Korporationen 
jedem  Staate  zu.«     Vgl.  ebenda  S.  260,  285  f. 

2)  Als  Beispiele  führe  ich  nur  an:  Slädteordnung  für  die  6  östl.  preuß.  Pro- 
!    vom    30.  Mai     1853    und    Provinzialordnung    für    d.   Prov.   Ost-  und  West- 
Preußen  usw.  vom  29.  Juni   1875  (22>  März   '88 1). 

3)  S.  z.  B.  §  33  der  eben  gen.  Städteordnung. 
|)  Gr.   Jellinek  S.    548, 

5)   Vgl.     f.   d.  Folgende    (',.  jtLiuek    S.     $50  ff,       1'elici     Orgftttl     der    Selbst- 
et  J.  C.  liluntschli,  Politik  S.  91  f. 
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ferneres  Charakteristikum  anführt,  daß  ihre  Organstellung  unmittel- 
bar durch  die  Verfassung  selber  gegeben  sei,  so  kann  dasselbe 
von  manchen  mittelbaren  Organen  gesagt  werden,  z.  B.  von  den 
richterlichen  Behörden1).  Gleichwohl  steckt  ein  richtiger  Kern 
darin,  denn  die  Stellung  der  unmittelbaren  Organe  ist  stets  in 
der  Verfassung  niedergelegt2)  —  wenn  anders  eine  geschriebene 
vorhanden  ist  —  der  Wichtigkeit  der  unmittelbaren  Organe  wegen; 
doch  ist  das  für  die  Unmittelbarkeit  des  betr.  Organs  nicht  aus- 
schlaggebend. Weiter  hat  man  gesagt,  das  Wesen  eines  unmittel- 
baren Organs  äußere  sich  rechtlich  darin,  daß  es  niemals  der 
Befehlsgewalt  eines  andern  Organs  desselben  Verbandes  unter- 
stellt sein  könne,  daß  es  daher  in  bezug  auf  den  Inhalt  seiner 
Funktionen  ganz  selbständig  gestellt  ist.  Das  ist  richtig,  freilich 
nur  insoweit,  als  ihm  die  Verfassung  solches  einräumt.  Denn 
auch  das  unmittelbare  Organ  ist  rechtlich  eingeschränkt,  kann  nur 
innerhalb  der  Seh  ranken  tätig  werden,  die  eigens  seinetwegen 
von  der  Rechtsordnung  aufgerichtet  sind,  kann  nur  die  Kompetenz 
üben,  die  ihm  von  Staats  und  Rechts  wegen  zugewiesen  ist3). 

Was  den  Staat  von  allen  ihm  ähnlichen  Gebilden  unter- 
scheidet, das  ist  die  Selbstgesetzgebung;  der  Staat  schafft 
das  Recht,  oder  er  delegiert  die  Fähigkeit,  Recht  zu  setzen.  Die 
Selbstgesetzgebung,  worunter  auch  die  Anerkennung  des  Gewohn- 
heitsrechts zu  verstehen  ist,  ist  Sache  des  Staates ;  ihm  steht  die 
Setzung  von  Recht,  bei  Gewohnheitsrecht  die  Autorisation  des- 
selben zu.  Diese  eigentliche  Befugnis  des  Staates  üben  wiederum 
Organe  a  1  s  der  Staat,  und  zwar  sind  es  die  unmittelbaren 
Organe,  die  wir  eben  besprachen.  Sie  sind  deshalb  die  obersten 
Organe  und  haben  eine  ganz  besondere  rechtliche  Stellung,  weil 
sie  betraut  sind  mit  der  vornehmsten  Aufgabe  des  Staates,  der 
Selbstgesetzgebung ;  und  nach  ihrer  Beschaffenheit  und  Einrich- 
tung ist  die  Staatsform  zu  beurteilen  ;  »die  Staatsform  ist  somit 


i)  Belg.  Verfassung  Art.  30 :  Le  pouvoir  judiciaire  est  exerce  par  les  cours 
et  tribunaux;  Art.  26:  Le  pouvoir  legislatif  s'exerce  eollectivement  par  le  roi,  la 
chambre  des  representants  et  le  senat. 

2)  G.  Anschütz,  Krit.  Studien  S.  79:  >Es  besteht  bei  jeder  Verfassungs- 
gesetzgebung die  Absicht,  die  Kompetenz  der  obersten  Staatsorgane  fest- 
zustellen.« 

3)  Auch  für  den  absoluten  Monarchen,  der  das  einzige  unmittelbare  Organ 
seines  Staates  war,  bestanden  entschieden  solche  Schranken ;  er  war  nicht  ein 
anarchischer  Despot  wie  so  mancher  Häuptling  in  Afrika. 
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die  typische  Erscheinung  eines  Staates,  die  durch  die  verfassungs- 
mäßig bestimmte  Stellung  seiner  obersten  Organe  gegeben  ist«  1). 
Auf  die  beiden  heutigen  Staatsformen,  Monarchie  und  Republik, 
wollen  wir  hier  noch  nicht  näher  eingehen,  sondern  nur  hervor- 
heben, daß  auch  die  Volksvertretung  in  der  konstitutionellen 
Monarchie  unmittelbares  Organ  ist;  der  »Urheber  des  Gesetzes 
ist  der  Staat,  als  dessen  —  unmittelbare  —  Organe  sowohl  der 
Monarch  als  das  Parlament  fungieren«  2).  Beider  Stellung  ist  ver- 
fassungsmäßig festgesetzt,  ganz  wie  in  der  Republik  die  Kom- 
petenz der  unmittelbaren  Organe  und  diese  selber  verfassungs- 
mäßig bestimmt  sind3).  »Monarch  und  Parlament  sind  nicht  Ver- 
treter verschiedener  staatlicher  Interessen,  sondern  beide  sind  be- 
rufen, alle  diese  Interessen  nach  Möglichkeit  zum  Ausgleich  zu 
bringen«4).  — 

Auch  die  Wahrung  des  Rechts  und  die  Durchführung  des- 
selben ist  Aufgabe  des  Staates,  als  das  notwendige  Korrelat  seiner 
Selbstgesetzgebung,  weshalb  jene  Funktionen  geradezu  zu  dieser 
hinzugerechnet  werden  können.  Hier  sind  die  unmittelbaren  Organe 
gleichfalls  beteiligt;  jedoch  vornehmlich  werden  hierin  die  mittel- 
baren Organe  tätig,  handeln  diese  als  der  Staat,  deren  ausschließ- 
liche Kompetenz  demnach  in  der  Wahrnehmung  jener  beiden 
Funktionen  des  Staates  besteht;  zur  Setzung  von  Recht  sind  sie 
nur  befugt,  wenn  ihnen  solches  gesetzlich  delegiert  ist.     »Sie 

i)  R.  H.  von  Herrnrili,  Die  Staatsform  als  Gegenstand  der  Verfassungs- 
gesetzgebung und  Verfassungsänderung.  Wiener  staatswissenschaftliche  Studien. 
III.  Bd.  3.  Heft.  Tübingen  und  Leipzig  1901  S.  23.  Der  Begriff  der  ursprüng- 
lichen »Herrschergewalt«,  der  daselbst  aufgestellt  wird,  deckt  sich  im  allgemeinen 
mit  dem  der    »Selbstgesetzgebung«,  den  ich  geprägt  habe. 

2)  E.  Radnitzky,  Ueber  den  Anteil  des  Parlaments  an  Staatsgesetz  und 
Staatsvertrag.     Jahrb.  d.  öffentl.   Rechts,  V,  S.   53. 

3)  Darum  berechtigt  die  Polemik  G.  Jellineks  gegen  0.  von  Gierke  a.  a.  ü. 
S.  550  Anm.  1. 

4)  E.  Radnitzky  S.  54 ;  eben  als  Organ,  denn :  im  Wesen  des  Organs  liegt  die 
möglichste  Uebereinstimmung  der  Willensrichtung  des  Organs  mit  den  Zwecken 
der  juristischen  Person,  insbes.  des  Staates;  vgl.  R.  II.  von  Ilirmritt  S.  26,  der 
indessen  Anhänger  der  Organismustheorie  ist.  Ebenda  S.  47  führt  er  einwandfrei 
aus:   »Es    legt    die  Unmöglichkeit  eines  Zwanget  gegenüber  den  obersten  Organen 

intes  die  letzte  Garantie  für  die  Verwirklichung  der  Verfassung  in  die  tat- 
sächliche Handhabung  ihrer  Bestimmungen,  so  daß  der  Staat  die  Verfassung  straf- 
los verletzen  kann,  wenn  die  obersten  Organe  desselben  ihre  ver- 
fassungsmäßige Pflicht  zu  erfüllen  unterlassen.«  Freilich  hat  das  zur  Folge,  daß 
sich  das  Staatsvolk  ebenfalls  nicht  mehr  gebunden  fühlen  la.unht  und  die  obersten 
De  hinwegfegt. 
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sind  stets  einem  unmittelbaren  Organe  direkt  oder  indirekt  unter- 
geordnet und  verantwortlich.  Ihre  Tätigkeit  für  den  Verband  ist 
stets  eine  abgeleitete«  l). 

Die  Gewalt,  die  sie  üben,  ist  die  Staatsgewalt;  diese 
ist  ihnen  aber  nicht  delegiert,  wie  den  Selbstverwaltungskörpern, 
sondern  sie  üben  —  ganz  wie  die  Organe  der  letzteren  —  die 
Staatsgewalt  als  der  Staat  selb'er.  Obwohl,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  P.  Laband  sie  als  Apparate  oder  Instrumente  des 
Staates  bezeichnet,  und  direkt  sagt:  »Amtsgewalt  ist  nichts  ande- 
res als  Staatsgewalt«  2),  redet  er  doch  von  einer  Delegation  der 
Staatsgewalt,  die  z.  B.  in  der  Monarchie  vom  Monarchen  ausgehe. 
Die  Konsequenz  ist  die,  daß  er  den  Staat  durch  den  Beamten 
vertreten  werden  läßt 3).  Indes  der  Staat  wird  nicht  vertreten 
durch  den  Beamten,  sondern  der  Beamte  wie  jedes  Organ  wird 
rechtlich  tätig  a  1  s  der  Staat  selber.  Stellte  man  einen  rechts- 
philosophischen  Begriff  der  Vertretung  auf,  unter  dem 
alles  zu  subsumieren  wäre,  was  nicht  als  faktisches  Selbsthandeln 
angesehen  werden  kann,  dann  verwirrte  man  mit  dieser  Subsum- 
tion die  in  Frage  stehende  Materie ;  man  wird  allzu  leicht  Organ- 
schaft und  Stellvertretung,  die  juristisch  durchaus  verschieden  sind, 
durcheinander  bringen.  Der  genannte  Oberbegriff  ist  gar  nicht  not- 
wendig für  die  juristische  Konstruktion ;  es  läßt  sich  ganz  klar 
die  Stellung  und  Aufgabe  des  Organs,  das  Wesen  der  Organ- 
schaft auch  ohnedem  fassen. 

Die  Organe  sind  den  »bloß«  juristischen  Personen  von  Rechts 
wegen  zugewiesen,  zugeordnet,  damit  diese  rechtlich  tätig  werden  ; 
mittels  der  Organe  können  die  »bloß«  juristischen  Personen  wirksam 
werden,  dokumentieren  sonach  damit  ihre  Handlungsfähigkeit.    Die 


i)  G.  Jellinck  S.  543 ;  vgl.  bes.  Anm.  2  daselbst.  Siehe  auch  P.  Laband  I, 
S.  346. 

2)  I,  S.  339 ;  das  Folgende  S.  338,  343  f. 

3)  I,  S.  353 :  >Es  liegt  in  der  Anstellung  eines  Beamten  zugleich  die  Er- 
teilung der  Vollmacht,  das  Reich  innerhalb  seiner  Amtsbefugnisse  zu  vertreten  <  ; 
S.  436:  »Der  Beamte,  welcher  Hoheitsrechte  des  Staates  handhabt  und  mit  einer 
Vertretungsbefugnis  für  den  Staat  ausgestattet  ist«;  ähnlich  S.  483,  S.  490  : 
»Handhabung  der  Staatsgewalt  und  Vertretungsbefugnis  (die  Amtsgewalt)«; 
II,  S.  176:  »Der  Staat  wird  nur  durch  diejenigen  Verträge  verpflichtet,  welche  ein 
Bevollmächtigter  desselben  innerhalb  seiner  Stellvertretungs befugnis,  d.  h. 
ein  Beamter  des  Staates  innerhalb  seiner  Kompetenz  abgeschlossen  hat.  Dieses 
Prinzip  gilt  für  alle  juristischen  Personen.«  Vgl.  dagegen  P.  Laband  in  Archiv  f. 
civ.  Praxis  73.  Bd.  S.   188. 
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Organe  gehören  mithin  zu  den  >bloß«  juristischen  Personen,  die 
ohne  ihre  Organe  juristisch  überhaupt  nicht  vorhanden  sind.  Von 
einer  Vertretung  der  »bloß«  juristischen  Personen  durch  ihre 
Organe  kann  keine  Rede  sein;  die  Organe  der  juristischen  Per- 
sonen des  öffentlichen  Rechts  üben  die  Staatsgewalt  nicht  als 
Delegatare  derselben,  sondern  a  1  s  diese  juristischen  Personen 
des  öffentlichen  Rechts  selber. 

Das  gilt  im  speziellen  für  den  Staat  sowohl  mit  Hinsicht  auf 
die  Selbstgesetzgebung,  als  auch  auf  die  Wahrung  und  die  Durch- 
führung des  Rechts.  Diese  letzteren  Funktionen  übt  der  Staat 
in  den  Formen  der  Rechtspflege  und  Verwaltung ;  aber  eine  scharfe 
Trennung  dieser  beiden  Formen  findet  nicht  statt,  »gerade  wie 
die  Gesetzgebungsorgane  nicht  nur  Rechtssätze  produzieren,  so 
sind  auch  die  Verwaltungsorgane  nicht  nur  mit  Verwaltungsfunk- 
tionen im  eigentlichen  Sinne  betraut,  sondern  dienen  auch  den 
Zwecken  der  Rechtssetzung  (Rechtsverordnungen)  und  der  Recht- 
sprechung (administrative  Entscheidungen«  x). 

Die  .Staatsgewalt  ist  nach  moderner  Anschauung  einheitlich 
und  unteilbar ;  sie  wird  geübt  vom  Staate  selbst,  dessen  Gewalt 
sie  eben  darstellt,  oder  infolge  Delegation  seitens  des  Staates  an 
juristische  Personen  des  öffentlichen  Rechts  von  diesen  auf  Grund 
der  Delegation. 

Der  Staat  wie  diese  öffentlich-rechtlichen  Rechtssubjekte  üben 
—  als  »bloß<  juristische  Personen  —  die  Staatsgewalt  mittels  der 
( )rgane.  Die  Organe  vice  versa  handhaben  die  Staatsgewalt  a  1  s 
der  Staat  selber.  Das  gilt  sowohl  für  die  unmittelbaren 
Staatsorgane  als  auch  für  die  mittelbaren;  und  bei  diesen 
letzteren  ist  keine  Scheidung  zu  machen  zwischen  den  Organen 
des  Staates  (Staatsbeamten,  Staatsbehörden)  und  denen  der  übrigen 
juristischen  Personen  des  öffentlichen  Rechts;  aus  diesen  hebt 
man  zwar  die  sog.  mittelbaren  Staatsbeamten  hervor,  weil  die 
Stadtgemeinden  infolge  historischer  Reminiszenzen  noch  als  selb- 
ständiger gelten  wie  die  übrigen  juristischen  Personen  des  öffent- 
lichen Rechts,  namentlich  die  von  jüngerem  Gepräge.  Doch  juri- 
stisch sind  die  Rechtssubjekte  des  öffentlichen  Rechts  gleichge- 
ordnet und  gleichwertig,  leiten  sie  alle  ihre  Gewalt  vom  Staate 
her,  und  darum  ist  auch  kein  Unterschied  zu  machen  zwischen 
ihren  Organen  und  denen  des  Staates. 

.   Ansc/iüt-.  S.   53.       Denn:    >I)ic    .geseH^cbende'    und  .vollziehen. !■ 
walt  sind   nur  F.r.scheinun^sfonncn  der  einen  und  unteilbaren  Staatsgewaltc  (S.  58). 
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II. 

Staatsgewalt  und  Staatsorgane  im  neuen  Deutschen  Reich. 

Der  9.  November  1918,  der  sich  historisch  als  das  Dahin- 
sinken  von  sieben  Jahrhunderten  deutscher  Geschichte,  als  den 
Endpunkt  der  deutschen  Kleinstaaterei  und  Fürstentümelei  dar- 
stellt, bedeutet  staatsrechtlich  den  Uebergang  Deutschlands  von 
der  Monarchie  zur  Demokratie. 

»Niemals  kann  in  einem  großen  Volke  eine  einheitliche 
staatsrechtliche  Theorie  eine  allgemeine  Zustimmung  gewinnen. 
Alle  Politik  ist  ein  Handeln  und  Kämpfen  von  Kräften« *)  :  wir 
wollen  darum  hier  den  Streit  nicht  aufrollen,  brauchen  es  nicht, 
da  wir  uns  an  die  Tatsache  halten  können,  daß  nunmehr  die 
Demokratie  bei  uns  zur  Herrschaft  gelangt  ist.  Nicht  etwa 
auf  einen  Schlag  hin,  denn  seit  den  Befreiungskriegen  hat  das 
Ringen  eingesetzt,  und  das  verflossene  Deutsche  Reich  war  be- 
reits, trotzdem  sein  Begründer  Bismarck  durch  und  durch  Monarchist 
war,  staatsrechtlich  eine  Republik. 

Den  Beweis  hierfür  erbringt  die  Verfassungsbestimmung  2),  die 
besagte,  daß  das  Präsidium  des  Bundesstaates  dem  Könige 
von  Preußen  zustand,  welcher  als  solcher  den  Titel :  Deutscher 
Kaiser  führte.  Gewiß,  an  der  Verfassung  der  Gliedstaaten  war 
dadurch  nicht  gerüttelt  worden,  und  daher  hatte  ein  deutscher 
Staatsrechtslehrer,  0.  Mayer  nämlich,  erklärt,  die  Germania  trage 
keine  phrygische  Mütze,  sondern  einen  Kranz  von  Kronen  im 
Haar.  Aber  es  waren  auch  drei  Mauerkronen  darunter,  denn 
die  drei  Hansastädte,  Lübeck,  Bremen  und  Hamburg,  waren  voll- 
gültige Republiken.  Das  Problem  von  da  ab  war  nur,  auch  in 
den  anderen  Gliedstaaten  die  alte  monarchische  Gewalt  abzu- 
schaffen, so  daß  volle  Einigkeit  in  Deutschland  mit  Bezug  auf  die 
Verfassung  bestand.  Und  dieses  Problem  ist  durch  die  Revolu- 
tion vom  9.  November  191 8  gelöst  worden,  so  daß  nunmehr  auch 
jedes  der  Länder,  aus  denen  das  neue  Deutsche  Reich  besteht, 
eine  freistaatliche  Verfassung  haben  muß3). 

Daraus  dürfte  hervorgehen,  daß  der  Umschwung,  der  am 
9.  November  191 8  bei  uns  eintrat  und  dann  zur  Aufstellung  einer 


1)  Fr.    Naumann,    Demokratie    und    Kaisertum.    4.    Aufl.    Berlin-Schöneberg 
1905  S.  186. 

2)  Reichsverfassung  vom  16.  April  1871.     Art.   u,  Abs.  I. 

3)  Reichsverfassung  vom  11.  August  1919.     Art.   17. 
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neuen  Verfassung  führte,  keinen  Bruch  in  unserer  Entwicklung 
bedeutet,  sondern  die  Vollendung  eines  schon  lange  angebahnten 
innerpolitischen  Vorgangs.  Der  geschichtliche  Verlauf  in  Deutsch- 
land ist  nicht  etwa  abgebrochen  und  dann  vollständig  erneuert 
worden,  sondern  die  historische  Kontinuität  wurde  erhalten.  Man 
muß  darum  staatsrechtlich  eigentlich  von  dem  umgebildeten 
Deutschen  Reiche  reden,  und  auch  die  neue  Reichsverfassung 
stellt  sich  nur  als  Fortbildung  der  alten  dar.  Allerdings  sind 
viele  Bestimmungen  von  jener  wesentlich  verschieden  von  denen, 
die  in  der  Verfassung  vom  16.  April  1871  enthalten  waren,  weil 
diese  nur  ein  Kompromiß  im  großen  zwischen  Monarchie  und 
Demokratie  war,  die  neue  Reichsverfassung  aber  rein  die  Demo- 
kratie zur  Herrschaft  bringt ;  doch  im  Grunde  ist  die  neue  Reichs- 
verfassung der  Abschluß  des  Verfassungswerkes  des  deutschen 
Volkes,  das  mit  dem  versuchten  in  der  Paulskirche  in  Frankfurt  a.  M. 
begann,  1871  zu  einem  Notbau  führte  und  nunmehr  zustande  ge- 
bracht wurde. 

Unmittelbar  nach  der  Revolution,  am  23.  November  191 8, 
wurde  von  Berlin  aus  eine  vorläufige  Klarstellung  erlassen,  die 
mit  den  Worten  begann :  die  Revolution  habe  ein  neues  Staats- 
recht geschaffen,  für  die  erste  Uebergangszeit  finde  der  neue 
Rechtszustand  seinen  Ausdruck  in  einer  Vereinbarung  zwischen 
dem  Vollzugsrat  des  Arbeiter-  und  Soldatenrats  von  Groß- Berlin 
•und  dem  Rate  der  Volksbeauftragten,  und  es  folgten  dann  die 
Vorschriften,  nach  denen  die  —  vorläufigen  —  Gewalthaber  vor- 
gehen wollten.  Indes  schon  am  12.  November  desselben  Jahres 
hatte  der  Rat  der  Volksbeauftragten  in  einem  Aufruf  an  das 
Deutsche  Volk  eine  konstituierende  Nationalversammlung  und 
nähere  Bestimmungen  hierzu  versprochen  und  ein  Wahlrecht  für 
dieselbe  angeordnet.  Damit  hatte  man  wieder  die  Bahn  des  h  e  r- 
kö  mm  liehen  Staatsrechts  betreten. 

Konnte  man  darum  politisch  auch  von  einer  Revolution  reden, 
staatsrechtlich  läßt  sich  die  Aenderung  in  Deutschland  nicht  anders 
deuten  als  der  Uebergang  zur  reinen  Demokratie,  was  in  der 
Reichsverlassung  vom  n.  August  1919  seinen  Niederschlag  ge- 
funden hat.  Aber  auch  sonst  ist  die  neue  Reichsverfassung  als 
ein  Fortschritt  gegen  die  alte  anzusehen,  weil  sie  eben  nicht  die 
Rücksicht  auf  veraltete  Institutionen  nehmen  mußte  wie  die 
frühere.     Die  Nationalversammlung,  das  muß  ihr  zur  Ehre  erklärt 

N'n,  hat  gute  Arbeit  geleistet  und    hat    ein  Werk  geschaffen, 
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das  die  Errungenschaften  der  neuen  Staatsrechtslehre  voll  ver- 
wertet, und  das  weiter  eine  Kristallisation  der  in  Deutschland  nun 
einmal  zum"  Siege  gelangten  demokratischen  Ideen  dar- 
stellt. 

Die  Staatsgewalt  geht  vom  Volke  aus *)  :  in  dieser  lapidaren 
Xorm  ist  einmal  enthalten,  daß  das  neue  Deutsche  Reich  unter 
der  Herrschaft  des  Volkes  steht,  daß  die  Demokratie  nunmehr 
ohne  jede  Einschränkung  durch  monarchische  Institutionen  bei 
uns  gilt.  Weiter  aber  ist  damit  die  Streitfrage  abgetan,  die  wir 
oben  behandelten.  Die  gesamte,  einheitliche  und  unteilbare  Ge- 
walt geht  vom  Volke  aus ;  von  einer  Teilung  derselben  in  mehrere 
Gewalten  ist  keine  Rede.  Die  theoretischen  Ausführungen 
die  wir  oben  machten,  hatten  den  Zweck,  das  Verständ- 
nis gerade  dieser  Bestimmung  der  neuen  Verfassung  zu  er- 
leichtern. Die  Anhänger  der  alten  Theorie  von  der  Trennung 
der  Gewalten  werden  durch  diese  klare  Norm,  die  aus  der  fort- 
geschrittensten Verfassung  des  Erdballs  stammt,  wohl  nun  ver- 
anlaßt werden,  ihre  Anschauung  zu  revidieren. 

Eine  weitere  tiefgehende  Frage  hat  die  neue  Verfassung  be- 
antwortet, die  nämlich,  ob  das  Deutsche  Reich  ein  Einheitsstaat 
oder  eine  Bundesrepublik  sein  solle,  und  zwar  ist  zugunsten  der 
letzteren  entschieden  worden,  das  neue  Deutsche  Reich  also 
wiederum  ein  Bundesstaat  2). 

Der  Bundesstaat  und  seine  Gliedstaaten  3)  stehen  nicht  im 
Verhältnis  der  Nebenordnung  zueinander,  wie  man  das  von 
vornherein  für  Staaten  anzunehmen  geneigt  ist,  »der  Gesamtstaat 
stellt  sich  im  Verhältnis  zu  den  Einzelstaaten  als  eine  über- 
greifende Potenz  dar,  insofern  er  nicht  nur  berufen  ist,  die  ihm 
zur  unmittelbaren  Verwirklichung  überwiesenen  Aufgaben  als  ein 
Glied  des  Ganzen  zu  lösen,  sondern  zugleich  berufen  ist,  das 
Ganze  selbst  zu  wahren  und  fortzubilden« ;  die  Gliedstaaten  ihrer- 
seits, »den  Begriff  der  Selbstverwaltung  durchbrechend,  vollziehen 
nach  der  Weise  des    Staates,  d.  h.    zu  eignem  Rechte   und  nach 


i)  RV.  Art.  i. 

2)  Grundlegend  RV.  Art.  2  :  Das  Reichsgebiet  besteht  aus  den  Gebieten  der 
deutschen  Länder:  ferner  Art.    18  über  den  Ausbau  der  Gliederung. 

3)  Ich  muß  in  diesem  Zusammenhang  Ausführungen  wiederholen,  die  ich 
»iedergelegt  habe  in:  Juristische  Personen,  insbes.  der  Staat  als  juristische  Person. 
Annalen  des  Deutschen  Reichs.     Jahrgg.   191 1,  S.  512  ff. 
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eignen  Gesetzen  —  sie  haben  das  Selbst  gesetzgebungs- 
recht1) —  staatliche  Aufgaben«. 

Das  Ungewöhnliche  hierbei  ist,  daß  Staaten  im  Verhält- 
nis der  Ueber-  und  Unterordnung  stehen;  daß  der  Staat  nicht 
schlechthin  als  höchste  juristische  Person  im  öffentlichen  Recht 
steht;  daß  sich  innerhalb  eines  Staates  nicht  nur  juristische 
Personen  des  öffentlichen  Rechts  ohne,  sondern  auch  solche  m  i  t 
Selbstgesetzgebungsrecht  vorfinden;  daß  der  Gesamtstaat  nicht 
eine  —  juristische  —  Gesellschaft  der  Gliedstaaten,  ein  Rechts- 
verhältnis zwischen  ihnen  darstellt,  sondern  daß  sich  über  diesen 
Staaten  noch  eine  juristische  Person,  eben  der  Gesamtstaat  er- 
hebt;  daß  dieser  Zusammenschluß  der  Staaten  nicht  durch  Ver- 
trag bewirkt  ist,  sondern  daß  sie  durch  eine  Verfassung- 
gebunden sind,  eben  die  Verfassung  des  Gesamtstaates  ;  daß  bei 
dieser  Sachlage  die  Gliedstaaten  nicht  zu  bloßen  Selbstverwaltungs- 
körpern herabsinken,  sondern  daß  sie  Staaten  bleiben. 

Gesamtstaat  und  Gliedstaaten  haben  in  der  Tat  ihre  unan- 
fechtbare regelrechte  juristische  Stellung.  Daß  die  Rechtssphäre 
der  Gliedstaaten  weiter  geht  als  die  aller  anderen  juristischen 
Personen  innerhalb  des  Staates,  daß  sie  »auch  jenes  von  der 
Bundesverfassung  freigelassen  e  Gebiet  umfaßt,  auf  welchem 
der  Gliedstaat  nach  eignem,  durch  Bundesrecht  inhaltlich  nicht 
bestimmten  Beschluß  normsetzend  und  mit  eignem,  nicht  abge- 
leiteten ,imperium'  verwaltend  auftritt«,  das  ist  eine  weitere 
Differenzierung  im  Gebiete  des  Staatsrechts.  Die  Gliedstaaten 
sind  Staaten,  soweit  sie  Selbstgesetzgebungsrecht  besitzen, 
d.  h.  soweit  ihre  bundesstaatsfreie  Sphäre  reicht;  und  sie  sind 
Selbstverwaltungkörper,  insoweit  sie  dem  Gesamtstaate 
auf  Grund  der  Verfassung  subjiziert  sind. 

Für  den  Gesamtstaat  bestehen  gewisse  Schranken  für  die 
Kompetenzerweiterung  den  Gliedstaaten  gegenüber,  aber  er  be- 
sitzt entschieden  die  sog.  Kompetenzkompetenz,  d.  h.  das  Recht, 
seine  Zuständigkeit  zu  erweitern,  wenn  dies  im  allgemeinen  Inter- 
esse notwendig  ist.  Der  Bundesstaat  kann  dabei  den  Gliedstaaten 
nicht  den  Staatscharaktcr  entziehen,  ihnen  das  Selbstgesetz- 
gebungsrccht  nicht  völlig  nehmen  und  sie  zu  bloßen  Selbstver- 
waltungskörpern hcrabdrücken. 

1)  RV.  Art.  12:  Solange  und  soweit  das  Reich  von  seinem  Gesctzgcbungs- 
recht  keinen  Gebrauch  macht,  behalten  die  Liftdfl  «las  Recht  der  Gesetzgebung. 
Dies  gilt  nicht  für  die  ausschließliche  Gesetzgebung  des  Reiches. 
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Die  Gliedstaaten  sind  jedoch  nicht  schlechthin  ihm  neben- 
geordnete juristische  Personen,  obwohl  sie  Staaten  sind.  Inder 
bundesstaatsfreien  Sphäre,  gewiß,  da  sind  sie  es,  und  hier  ver- 
handeln sie  mit  dem  Gesamtstaate  auf  dem  Fuße  gleichen  Rechts  ; 
hier  greift  das  zwischenstaatliche  Recht  Platz,  hier  schließen  sie 
mit  dem  Bundesstaat  völkerrechtliche  Verträge  ab,  ja  nicht  nur 
mit  ihm,  sondern  auch  mit  fremden  Staaten;  nur  hat  der  Ge- 
samtstaat ein  Oberaufsichtsrecht  darüber,  damit  seine  Integrität 
dadurch  nicht  angetastet  wird1).  Soweit  aber  das  Selbstgesetzgebungs- 
recht des  Gesamtstaates  reicht,  stehen  sie  nicht  anders  zu  diesem 
als  die  übrigen  juristischen  Personen  des  öffentlichen  Rechts. 

Diese  Gestaltung  des  neuen  Deutschen  Reiches,  seine  Kon- 
stitustierung  als  eines  Bundesstaates,  aber  mit  entschiedener  Be- 
tonung der  Rechte  des  Gesamt  Staates  ,  ist  nicht  ohne  Wider- 
spruch erfolgt.  Den  einen  gingen  die  neuen  Bestimmungen  nicht 
weit  genug,   den  andern  wiederum  zu  weit. 

So  wurde  am  4.  Februar  1919  eine  Erklärung  des  Zentral- 
rates der  Arbeiter-  und  Soldatenräte  an  die  deutsche  National- 
versammlung in  Weimar  gerichtet,  in  der  ausgesprochen  war,  die 
politische  und  wirtschaftliche  Entwicklung  des  Deutschen  Reiches 
habe  schon  vor  der  Revolution  gebieterisch  gefordert,  das  Reich 
zu  einem  Einheitsstaat  umzugestalten;  darum  müßte  die 
schädliche  Wiederanstrebung  einzelstaatlicher  Hoheitsrechte,  die 
über  die  Geltendmachung  landsmannschaftlicher  Selbstverwaltung 
und  Kulturinteressen  hinausgingen,  aufs  entschiedenste  bekämpft 
werden  ;  es  seien  von  den  früheren  Bundes-,  den  jetzigen  Frei- 
staaten neuerdings  sehr  starke  Ansprüche  auf  einzelstaatliche 
Hoheitsrechte  in  der  neuen  Republik  und  zwar  nicht  nur  für  die 
vorläufige,  sondern  für  die  endgültige  Reichsverfassung  erhoben 
worden,  die  die  Entwicklung  zum  Einheitsstaat  ernstlich  zu  ge- 
fährden schienen,  und  die  eine  möglichst  rasche  Erholung  von 
den  Schlägen  des  Weltkrieges  und  des  wahrscheinlichen  Friedens- 
vertrags durch  einzelstaatliche  Zersplitterung  zu  verhindern 
drohten. 

Weiter  befaßten  sich  auch  noch  einmal  am  29.  März  1919 
Vertreter  der  süddeutschen  Regierungen  in  Stuttgart  mit  den  Be- 
schlüssen des  Verfassungsausschusses    in   Weimar   und    erklärten, 

1)  RV.  Art.  78:  In  Angelegenheiten,  deren  Regelung  der  Landesgesetz- 
gebung zusteht,  können  die  Länder  mit  auswärtigen  Staaten  Verträge  schließen; 
die  Verträge  bedürfen  der  Zustimmung  des  Reichs.     Vgl.  überhaupt  diesen  Artikel. 
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diese  seien  eine  Uebertreibung  des  Einheitsgedankens  und  eine 
ernste  Gefahr  für  die  Erhaltung  des  Eigenlebens  der  Gliedstaaten ; 
die  Beschlüsse  seien  in  der  Notwendigkeit,  eine  starke  Reichs- 
gewalt zu  schaffen,  in  keiner  Weise  begründet ;  sie  seien  vielmehr 
geeignet,  dieselbe  zu  untergraben,  da  sie  die  Kraft  der  Glied- 
staaten, aus  denen  das  Reich  besteht,  schwächten  und  ihre  freu- 
dige Mitarbeit  am  Wiederaufbau  des  Reiches  lähmten,  und  die 
gen.  Regierungen  stellten  gewisse  Punkte  auf,  deren  Erfüllung 
sie  forderten. 

Auch  nach  dem  Zustandekommen  des  Verfassungswerkes 
.haben  diese  extremen  Bestrebungen  sich  weiter  betätigt.  Ein- 
mal hat  vor  allem  die  preußische  Nationalversammlung  den  Beschluß 
gefaßt,  das  Reich  solle  zum  vollen  Einheitsstaat  ausgebaut  werden. 
Dem  entgegen  besteht  eine  föderalistische  Bewegung,  namentlich 
in  Bayern,  die  das  Reich  wieder  in  den  Deutschen  Bund  auflösen, 
ja  sogar  die  Rheinbundszeit  wieder  herbeiführen  will. 

Die  neue  Reichsverfassung  bewegt  sich  in  der  mittleren 
Linie  zwischen  diesen  beiden  Extremen,  und  darin  liegt  ihre 
Stärke.  Das  Reich  umfaßt  seine  Länder,  nicht  etwa,  um  sie  zu 
erdrücken,  nein,  gerade  um  ihre  volle  Entfaltung  zu  gewährleisten. 
Die  Gliederung  des  Reichs,  so  ist  ausdrücklich  normiert  wor- 
den !),  in  Länder  soll  der  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Höchst- 
leistung des  Volkes  dienen;  auf  diesen  Gebieten  also,  dem  der 
Wirtschaft  und  dem  der  Kultur,  sollen  die  Länder  unabhängig  vom 
Reiche  sein  und  ihren  Bevölkerungen  Höchstleistungen  ermöglichen. 
In  78  Thesen,  in  denen  ich  den  Aufbau  und  Ausbau  der 
großdeutschen  Republik  anregte  2),  habe  ich  gesagt : 

Nur  in  einem  einigen  Reich  ist  unsere  Stärke,  ruht  unser  Heil, 
und  das  einige  Reich,  das  die  Besten  unseres  Volkes  schon  über 
ein  Jahrhundert  ersehnt,  es  ist  die  großdeutsche  Republik.  Doch 
innerhalb  derselben  braucht  die  Stammesart  nicht  unterdrückt 
zu  werden,  es  sollen  sich  in  ehrlichem  Wetteifer  alle  Stämme 
kulturell  entwickeln  können.  Darum  Einteilung  des  Reichs  in 
Landschaften,  die  gemäß  der  Stammesart  ihrer  Bewohner  ge- 
bildet werden  sollen.  Diese  haben  eine,  Selbständigkeit  in  allen 
den  Beziehungen,  die  ihnen  von  Reichs  wegen  überlassen  sind. 
Die  Reichsverfassung  enthält    also  die  staatsrechtlichen  Vor- 

1)  RV.  Art.   18. 

2)  Als    politische  Aufklärungsschrift  Anfang  Dezember   1918    in  Stuttgart  er- 
schienen. 
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Schriften  hierzu,  und  sie  hat  auch  —  implicite  —  die  Frage  der 
Souveränität  gelöst.  Das  war  auch  schon  im  früheren  Deutschen 
Reiche  der  Fall  gewesen,  ja   bereits    im   Norddeutschen   Bund1). 

Die  norddeutschen  Staaten  hatten  durch  die  dazu  be- 
rufenen Organe  erklärt,  daß  sie  vom  i.  Juli  1867  ab  Staats- 
gewalten zweiter  Ordnung  sein  wollten,  und  hatten 
damit  die  Verpflichtung  durchgeführt,  die  sie  im  Vertrag  vom 
18.  August  1866  übernommen  hatten.  An  Stelle  ihres  vorläufigen 
Bündnisses,  das  völkerrechtlichen  Charakter  gehabt  hatte  und 
nach  dem  Vorbild  des  Deutschen  Bundes  —  von  18 15  bis  1866  — 
geschlossen  war,  gingen  sie  definitiv  eine  staatsrechtliche  Ver-. 
bindung  ein,  errichteten  sie  einen  Bundesstaat,  dem  später 
die  süddeutschen  Staaten  beitraten  2). 

Sie  ordneten  sich  der  neuen  Staatsgewalt  unter,  degradierten 
sich  gewissermaßen  zu  Staaten  zweiter  Ordnung  und  gaben  ihre 
Souveränität  auf.  Gewiß,  sie  blieben  Staaten,  aber  solche  zweiter 
Ordnung.  So  konnten  beispielsweise  Eisenbahnen3),  welche  im 
Interesse  der  Verteidigung  Deutschlands  oder  im  Interesse  des 
gemeinsamen  Verkehrs  für  notwendig  erachtet  wurden,  kraft  eines 
Reichsgesetzes  auch  gegen  den  Widerspruch  der  Bundesglieder, 
deren  Gebiet  die  Eisenbahnen  durchschneiden  sollten,  unbeschadet 
der  Landeshoheitsrechte,  angelegt  werden  von  Reichs  wegen. 
Die  Gliedstaaten  hatten  in  mancher  Beziehung  noch  das  Recht, 
völkerrechtliche  Verträge  abzuschließen4),  aber  die  volle  völker- 
rechtliche Rechts-  und  Handlungsfäkigkeit  besaßen  sie  nicht  mehr. 
Das  Reich  hatte  ein  Oberaufsichtsrecht  auch  über  ihren  völker- 
rechtlichen Verkehr,  damit  dieser  nicht  zum  Schaden  des  Gesamt- 
staates ausschlüge.  Denn  der  Kaiser 5)  hatte  das  Reich  völker- 
rechtlich zu  vertreten,  im  Namen  des  Reiches  Krieg  zu  erklären 
und   Frieden    zu  schließen,  Bündnisse    und    andere  Verträge    mit 


1)  Vgl.  für  das  Folgende  meine  kritische  Studie  :  Die  Gründung  des  Nord- 
deutschen Bundes  und  des  Deutschen  Reiches.  Archiv  des  öffentlichen  Rechts. 
29.  Band   1912.     Besonders  S.    133  ff. 

2)  Ebenda  S.    163  ff. 

3)  RV.  vom  16.  April  1871,  Art.  41  Abs.  I;  auch  Bayern  gegenüber  Art.  46, 
Abs.  HL 

4)  Z.  B.  ebenda  Art.  52  Abs.  III:  Ebenso  steht  dem  Reiche  die  Regelung 
des  Post-  und  Telegraphenverkehres  mit  dem  Auslande  zu,  ausgenommen  den 
«ignen  unmittelbaren  Verkehr  Bayern,  bzw.  Württembergs  mit  seinem  dem  Reiche 
nicht  angehörenden  Nachbarstaaten. 

5)  Art.   11. 
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fremden  Staaten  einzugehen,  Gesandte  zu  beglaubigen  und  zu 
empfangen. 

Die  historischen  Vorgänge  am  9.  November  191 8  haben  darin 
keine  Aenderung  gebracht1).  Es  sind  nicht  etwa  die  Glied- 
staaten wieder  souverän  geworden,  sondern  nur  die  Fürsten  haben 
abgedankt,  bzw.  sind  dazu  gezwungen  worden.  In  der  Donau- 
monarchie war  es  anders.  Diese  löste  sich  völlig  auf ;  es  bildeten 
sich  nach  dem  Wegfall  der  monarchischen  Spitze  neue  souver- 
äne Freistaaten:  Deutsch-Oesterreich,  Tschecho-Slowakei,  Ungarn, 
auch  Polen,  und  weite  Gebiete  des  bisherigen  Staates  wurden  ab- 
gesprengt. Auch  beim  Deutschen  Reiche  ist  das  letztere,  infolge 
des  in  Versailles  diktierten  Friedens,  der  Fall  gewesen,  hat  dieses 
also  eine  einschneidende  Staatsänderung  erfahren  in  völkerrecht- 
licher Beziehung. 

Dagegen  ist  die  Revolution  vom  9.  November  191 8  ein  in- 
terner Vorgang  gewesen ;  der  Uebergang  von  der  Monarchie  zur 
Demokratie  hat  Bedeutung  nur  für  das  deutsche  Staatsrecht ;  das 
Völkerrecht  ist  dadurch  nicht  berührt  worden,  da  auch  von  frem- 
den Staaten  keine  Einmischung  in  die  deutsche  Umbildung  statt- 
fand. Das  neue  Deutsche  Reich  ist  somit  Rechtsnachfolger  des 
verflossenen,  ja  hat  völkerrechtlich  betrachtet  keine  Aenderung 
seiner  früheren  Stellung  erfahren.  So  hat  auch  der  Reichspräsi- 
dent, was  unten  näher  dargelegt  werden  wird,  die  Befugnisse  des 
Deutschen  Kaisers  erhalten  in  den  zwischenstaatlichen  Beziehungen. 

Eine  Aenderung  hat  nur  insofern  stattgefunden,  als  die  frühe- 
ren Reservatrechte  der  deutschen  Gliedstaaten  aufgehoben  worden 
sind,  die  deutschen  Freistaaten,  wie  sie  sich  herausbilden  werden 
auf  Grund  des  Artikels  18  der  Reichsverfassung,  nunmehr  völlig 
gleichen  Rechts  und  nicht  mehr  souverän  sind.  Denn  die  Sou- 
veränität, das  geht  aus  der  ganzen  Verfassung,  auch  aus  ihrer 
Diktion  hervor,  besitzt  nur  das  Deutsche  Reich.  Die  Gliedstaaten 
werden  darum  nicht  berechtigt  sein,  ihre  Zulassung  zum  Völker- 
bünde zu  beantragen.  Die  staatsrechtliche  Lage  ist  somit  bei 
uns  derjenigen  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und  der 
Schweiz  gleich. 

Der  Uebergang  von  der  Monarchie  zur  Republik,  das  sei 
nochmals  betont,  ist  also  bei  uns  kein  Umsturz,  sondern  eine 
Fortbildung  gewesen,  der  bundesstaatlichc  Charakter  des  Deut- 
schen Reiches  ist  dabei  gewahrt  worden.     Das   hat  seinen    Aus- 

I)  Vgl.  die  Denkschrift  von   //.    Preuti  zum  Verfassungsentwurf. 
Zeitschrift  für  die  gei.  Staatawissenich.     1921.    3.  I  ~ 
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druck  gefunden  dadurch,  daß  die  Beamtenverfassung,  wie  sie 
früher  bestanden,  beibehalten  worden  ist,  und  die  neue  Reichs- 
verfassung normiert  deshalb1): 

Die  Staatsgewalt  wird  in  Reichsangelegenheiten  durch  die 
Organe  des  Reiches  auf  Grund  der  Reichsverfassung,  in  Landes- 
angelegenheiten durch  die  Organe  der  Länder  auf  Grund  der 
Landesverfassungen  ausgeübt. 

Es  ist  mir  eine  Genugtuung,  die  mir  manche  frühere  Mißach- 
tung ausgleicht,  womit  freilich  ein  Vorkämpfer  für  den  Fortschritt 
immer  zu  rechnen  hat,  daß  meine  Anschauung,  sogar  wörtlich, 
Eingang  in  die  neue  Reichsverfassung  gefunden  hat.  Das  Deut- 
sche Reich  wird  also  tätig  mittels  seiner  Organe ;  ebenso  agieren 
die  deutschen  Länder  mittels  ihrer  Organe ;  und  die  Organe  üben  die 
einheitliche  Staatsgewalt  als  ihr  Staat.  Alle  entgegenstehenden, 
meiner  oben  noch  einmal  aufgestellten  Ansicht  widerstrebenden 
Theorien  sind  damit  hinfällig  geworden. 

Hinfällig  eigentlich  auch  die  Einteilung  in  unmittelbare  und 
mittelbare  Organe,  die  eben  von  Hause  aus  nur  akademischen  Wert 
hat.  Doch  kann  man  sie  beibehalten,  um  die  Organe  herauszu- 
heben, die  mit  der  Selbstgesetzgebung  des  Staates  betraut  ^sind 
und  dadurch  eine  besondere  Wichtigkeit  für  das  Staatsleben  be- 
sitzen. 

Es  steht  also  die  neue  deutsche  Reichsverfassung  auf  der 
Höhe  der  Entwicklung.  Die  einheitliche  Staatsgewalt  des  Reichs 
und  der  Länder  wird  geübt  von  den  Organen  des  Staates,  und 
zwar  in  den  Formen  der  Gesetzgebung,  der  Verwaltung  und  der 
Rechtspflege;  für  diese  letzteren  sind  ebenso  erschöpfende  Vor- 
schriften gegeben,  wie  für  die  Art  und  die  Bestellung  der  Organe. 
So  kann  das  neue  Deutsche  Reich,  als  demokratische  Repu- 
blik, nach  schweren  Erschütterungen  einer  großen  Zukunft  ent- 
gegengehen, als  ein  wahrer  Kulturstaat,  wenn  nach  dem 
treftlichen  Rat  Montesquieus  verfahren  wird : 

»Eine  weise  Republik«,  sagt  er2),   »darf  nichts  unternehmen, 
was  sie  dem  guten  oder  dem  bösen  Geschick  preisgibt :  das    ein- 


i)  Art.  5.  Im  Verfassungsentwurf  lautete  der  §  2:  Alle  Staatsgewalt  liegt 
beim  Deutschen  Volke.  Sie  wird  in  den  Reichsangelegenheiten  durch  die  auf 
Grund  der  Reichsverfassung  bestehenden  Organe  ausgeübt,  in  den  Landesangelegen- 
heiten durch    die  deutschen  Freistaaten    nach  Maßgabe    ihrer  Landesverfassungen. 

2)  Betrachtungen  über  die  Ursachen  der  Größe  der  Römer  und  deren  Ver- 
fall.    Leipzig,  Philipp  Reclam  jun.,  S.  85. 
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zige   Gut,    nach    welchem   sie  streben  muß,    ist  die   stetige  Fort- 
dauer ihres  Zustandes.« 

III. 
Die  Organe  und  die  Gewalt  des  Völkerbundes. 

Das  Völkerrecht *)  ist  der  jüngste  Teil  der  Rechtsordnung,  darum 
ist  hier  noch  alles  im  Flusse,  wissenschaftlich  noch  manches  un- 
geklärt. Nur  dahin  neigte  schon  vor  dem  Kriege  die  allgemeine 
Anschauung,  daß  dem  Völkerrecht  der  Rechtscharakter  zuzubilligen 
ist,  und  während  des  Verlaufs  des  großen  Völkerringens  sind  die 
Verletzungen  des  Völkerrechts  als  solche  empfunden  und  gerügt 
oder  entschuldigt  worden. 

Das  Völkerrecht  ist  das  Recht  zwischen  den  Staaten  und 
regelt  die  gegenseitigen  Beziehungen  derselben,  sei  es  nun,  daß 
es  nach  der  Gewohnheit  geübt  wird  oder  auf  Grund  besonderer 
Vereinbarungen  zwischen  jenen.  Rechtssubjekte  des  Völ- 
kerrechts sind  somit  die  Staaten.  Jeder  Staat  tritt  mit  anderen 
ebenso  wie  er  konstituierten  juristischen  Wesenheiten  in  Verkehr; 
dadurch  entstehen  Beziehungen,  die  ursprünglich  rein  gewohnheits- 
rechtlich, mit  der  Zeit  aber  immer  mehr  durch  ausdrückliche  Ver- 
einbarungen zwischen  den  Beteiligten,  durch  die  völkerrecht- 
lichen Verträge  geordnet  worden  sind. 

Wie  intern,  so  tritt  der  Staat  auch  nach  außen  als  »bloß« 
juristische  Person  auf.  Er  vermag  darum  im  völkerrechtlichen 
Verkehr  nur  tätig  zu  werden  mittels  Organen.  Der  Staat  steht 
im  Bereich  des  Völkerrechts  oder  tritt  in  den  Kreis  desselben 
ein,  so  wie  er  ist.  Es  werden  ihm  deshalb  von  Völkerrechts  wegen 
nicht  bestimmte  Organe  vorgeschrieben,  sondern  er  hat  diese  schon, 
sonst  wäre  er  nicht  Staat.  Ohne  die  —  unmittelbaren  und  mittel- 
baren —  Organe  ist  ein  Staat  überhaupt  nicht  vorhanden ;  nur 
die  rechtlich  organisierte  Menschengemeinschaft  auf  abge- 
grenztem Gebiet  ist  juristische  Person  des  Völkerrechts,  ist  völker- 
rechtlich rechts-  und  handlungsfähig. 

Der  Staat  tritt  also  in  dem  Bereich  des  Völkerrechts  anderen 
ebenso  wie  er  organisierten  Gemeinwesen,  den  anderen  juristischen 
Personen    des  Völkerrechts    gegenüber ;    er    verkehrt    mit  diesen 

1)  Ich  gebe  zunächst  ältere  Ausführungen  wieder,  die  ich  vor  dem  Großen 
Kriege  gemacht  und  niedergelegt  habe,  vgl.  Organ m  -hafi  und  Stellvertretung  in 
Schmollers  Jahrbuch,  Band  XXXIX,  Heft  I,  S.  164  (T.  Natürlich  ändere  ich  das 
was  durch   die  Entwicklung  überholt   ist. 
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anderen  völkerrechtlichen  Rechtssubjekten,  und  zwar  agiert  er  auf 
Grund  Rechtes  mittels  der  Organe,  die  ihm  von  Hause  aus  an- 
gehören. Es  handeln  sonach  internstaatliche  Organe,  und 
zwar  als  ihr  Staat,  bei  den  auswärtigen  Beziehungen  und  Ver- 
wicklungen desselben.  Das  gilt  für  jeden  Staat,  der  als  volles 
Rechtssubjekt  der  Völkerrechtsgemeinschaft  anerkannt  ist. 

Wir  begnügen  uns  damit,  die  neue  Verfassung  des  Deutschen 
Reiches  —  vom  u.  August  19 19  heranzuziehen.  Diese  hat  als 
erste  von  allen  Verfassungen  ausdrücklich  festgesetzt1),  daß  die 
allgemein  anerkannten  Regeln  des  Völkerrechts  als  bindende  Be- 
standteile des  Deutschen  Reichs  gelten.  Was  hier  ausdrücklich 
für  das  Deutsche  Reich  anerkannt  ist,  mit  Bezug  auf  den  völker- 
rechtlichen Verkehr,  gilt  —  mutatis  mutandis  —  für  alle  Rechts- 
subjekte des  Völkerrechts. 

Die  deutsche  Reichsverfassung  nun  ordnet  an2),  daß  der  Reichs- 
präsident das  Reich  völkerrechtlich  vertritt,  die  Gesandten  be- 
glaubigt und  empfängt  und  im  Namen  des  Reichs  Bündnisse  und 
andere  Verträge  mit  auswärtigen  Mächten  abschließt ;  wenn  aber 
die  Bündnisse  und  Verträge  mit  fremden  Staaten  sich  auf  Gegen- 
stände der  Reichsgesetzgebung  beziehen,  so  bedürfen  sie  der  Zu- 
stimmung des  Reichstags.  Reichspräsident  und  Reichstag,  ferner 
der  Reichsrat  —  als  Vertretung  der  deutschen  Länder  bei 
der  Reichsgesetzgebung3)  —  treten  auch  in  Wirksamkeit  bei 
Kriegserklärungen  und  Friedensschlüssen,  denn  diese  müssen  nun- 
mehr durch  Reichsgesetz  erfolgen4).  Hier  ist  unter  Umständen 
sogar  das  ganze  deutsche  Volk  zur  Entscheidung  berufen,  wenn 
nämlich  der  Reichspräsident  ein  Gesetz  obiger  Art,  das  der  Reichs- 
tag beschlossen  hat,  binnen  einem  Monat  dem  Volksentscheid 
unterbreitet 5) ;  ähnlich  auch  bei  einem  Einspruch  seitens  des  Reichs- 
rates6). 

1)  RV.  Art.  4.  Die  deutsche  Reichsverfassung  geht  also  weiter  als  die  der 
Vereinigten  Staaten.  Vgl.  H.  Triepel,  Völkerrecht  und  Landesrecht.  Leipzig  1899 
(seit  1907  Tübingen).     S.  123  f.  u.  andern  Ortes  daselbst. 

2)  RV.  Art.  45  Abs.  I  u.  III. 

3)  Art.  60. 

4)  Art.  45  Abs.  II.  Vgl.  auch  Art.  78,  wo  namentlich  anerkannt  ist,  daß 
auch  die  deutschen  Länder,  eben  als  Staaten,  völkerrechtliche  Verträge  abschließen 
können ;  dies  selbstverständlich  unter  völliger  Wahrung  der  Rechte  des  Reichs ; 
denn  ebenda  Abs.  I:  »Die  Pflege  der  Beziehungen  zu  den  auswärtigen  Staaten  ist 
ausschließlich  Sache  des  Reichs.< 

5)  Art.  73  Abs.  I. 

6)  Art.  74. 
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Es  sind  demnach  die  unmittelbaren  Organe  des  Deutschen 
Reiches  —  Reichspräsident,  Reichstag  und  Reichsrat  —  gleich- 
zeitig völkerrechtliche  Organe,  ja  das  ganze  deutsche  Staatsvolk 
kann  unmittelbar  in  völkerrechtliche  Vorgänge  eingreifen  unter 
den  vorgesehenen  Bedingungen.  Sie  handeln  a  1  s  das  Deutsche 
Reich,  wenn  sie  in  der  angegebenen  Weise  völkerrechtlich  wirk- 
sam werden.  In  ähnlicher  Weise  können  auch  mittelbare 
Organe  eines  Staates  völkerrechtlich  agieren,  z.  B.  ein  Heer- 
führer im  Kriege,  der  einen  Waffenstillstand  abschließt,  oder  der 
Gouverneur  eines  besetzten  feindlichen  Gebiets  !),  der  von  Seiten 
des  okkupierenden  Staates  zur  Verwaltung  des  Gebiets  ein- 
gesetzt worden  ist.  Es  sind  das  also  internst aatli  che  Organe, 
die  im  völkerrechtlichen  Verkehr  a  1  s  der  Staat,  zu  dem  sie  ge- 
hören, rechtlich  tätig  werden. 

In  den  zwischenstaatlichen  Beziehungen  besteht  überhaupt 
kein  Zweifel,  »daß  die  juristische  Person  ein  handlungsfähiges 
Wesen  ist  und  sich  im  Verkehre  betätigen  kann«.  Im  Bereich 
des  Völkerrechts  kann  von  einer  bloßen  Vertretung  des  Staates 
keine  Rede  sein,  da  hier  nur  juristische  Personen,  eben  Staaten, 
als  Rechtssubjekte  in  Betracht  kommen,  es  gar  keine  anderen  Rechts- 
subjekte als  diese  »bloß«  juristischen  Personen  gibt. 

Im  Bereich  des  Völkerrechts  handelt  der  Staat  entschieden 
selber,  hier  ist  der  Staat  als  Rechtssubjekt  anerkannt,  und  nur 
der  Staat  hat  volle  juristische  Persönlichkeit  im  Völkerrecht,  er 
allein  ist  rechts-  und  handlungsfähig  im  Bezirk  desselben.  Und 
weiter:  als  »bloß  juristische  Person  handelt  der  Staat  mittels 
Organen;  die  Organe  —  vice  versa  — ,  die  auf  Grund  Rechtens 
völkerrechtlich  tätig  werden,  agieren  a  1  s  ihr  Staat. 

Es  sind  das  Organe,  die,  wie  wir  für  das  Deutsche  Reich 
verfolgt  haben,  durch  das  betreffende  Staatsrecht  bestimmt  sind. 
Deren  sind  es  also  einmal  internstaatliche;  ferner  gibt  es  aber 
noch  bestimmte,  ebenfalls  vom  betr.  Staat  festgesetzte  und  ab- 
gesandte auswärtige  Organe.  Bleiben  wir  wieder,  der  Ein- 
fachheit halber,  bei  der  neuen  deutschen  Reichsverfassung,  so  hat, 
wie  schon  oben  erwähnt,  der  Reichspräsident  die  deutschen  Ge- 
sandten zu  beglaubigen  und  die  fremden  zu  empfangen.  Da  ihm 
weiter  zusteht,  Bündnisse  und  andere  Verträge  mit  auswärtigen 
Mächten  einzugehen,  so  hat  er  alles  in  die  Wege  zu  leiten,    was 

1)  Vgl.  Abkommen  der  II.  Haager  Friedenskonferenz,  betr.  die  Gesetze  und 
Gebräuche  des  Landkrieges,  Anlage  Art.  42  IT. 
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zu  dem  Vertragsabschlüsse  gehört;  insbesondere  ernennt  er  die 
Bevollmächtigten  zur  Verhandlung  mit  denen  der  fremden  Staaten. 
Diese  Bevollmächtigten  unterscheiden  sich  von  den  Ge- 
sandten dadurch,  daß  sie  zum  Abschluß  eines  besonderen  völker- 
rechtlichen Vertrags  oder  zu  bestimmten  Verhandlungen  ge- 
schickt werden,  während  den  Gesandten  die  gewöhnliche  Regelung 
des  völkerrechtlichen  Verkehrs  obliegt. 

Da  diese  völkerrechtlichen  Organe  als  die  betreffenden 
Staaten  agieren,  denen  sie  angehören,  so  hat  immer  der  betr. 
Staat  selber  für  ihre  Handlungen  einzustehen,  denn  es  sind,  von 
Völkerrechts  wegen,  seine  Handlungen.  So  bemerkt  0.  von 
Gierke1),  im  Völkerrecht  sei  die  Verantwortlichkeit  der  Staaten 
als  solcher  für  die  völkerrechtswidrigen  Handlungen  ihrer  Organe 
allgemein  anerkannt ;  auch  herrsche  in  demselben  zweifellos  die 
Rechtsanschauung,  daß  dem  Verschulden  des  Staates  sowohl  eine 
Strafe  folgen,  als  auch  die  Verbindlichkeit  zum  Schadenersatz 
(Genugtuung,  Kriegskostenentschädigung  usw.)  entspringen  könne. 

In  der  Tat  ist  an  der  Deliktsfähigkeit  der  »bloß« 
juristischen  Person  —  eben  des  Staates  —  im  Bereich  des  Völ- 
kerrechts nicht  zu  zweifeln.  Eine  geradezu  klassische  Ausprägung 
hat  das  völkerrechtliche  Delikt  durch  F.  von  Lisst2)  gefunden, 
so  daß  wir  uns  damit  begnügen  können,  auf  seine  Thesen  zu 
verweisen3). 

Die  Ahndung  des  Delikts,  der  völkerrechtliche  Zwang 
wird  geübt  vonseiten  des  Staates  oder  der  Staaten  als  Rechts- 
organen. Die  Staaten  entscheiden,  jeder  für  sich,  im  konkreten 
Falle  selber  darüber,  ob  es  angebracht  ist,  den  Zwang  zur  An- 
wendung zu  bringen.  Ob  sie  als  Rechtsorgane  des  Völkerrechts 
fungieren  wollen,  das  ist  ihrem  eigenen  Ermessen  anheim- 
gegeben, eine  Tatsache,  auf  der  vornehmlich  der  prekäre  Charakter 
des  Völkerrechts  beruhte. 

Jede  Verletzung  eines  Staates,  jeder  Rechtsbruch  einer  völker- 
rechtlichen Vereinbarung,  jeder  Verstoß  gegen  das  Gewohnheits- 
völkerrecht konnte  bislang  nur  auf  diese  so  unvollkommene  Weise 
geahndet  werden.     Dabei   entscheidet  also    der  Verletzte,    eben- 


i)  Genossenschaftstheorie  S.  771  Anm.  3. 

2)  Das  Völkerrecht  systematisch  dargestellt.     Berlin  1910  S.  177  ff. 

3)  O.  von  Gurke  fährt  a.  a.  O.  fort:  »Es  sind  im  Völkerrechte  noch  nicht 
alle  Reste  einer  Anschauung  überwunden,  welche  den  Staat  auch  für  die  einzelnen 
und  die  einzelnen  für  den  Staat  verantwortlich  macht.« 
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falls  diskretionär,  darüber,  ob  eine  Verletzung  des  Völkerrechts 
vorliegt.  Wieder  ist  hierbei  auf  eine  Hauptschwäche  des  bisherigen 
Völkerrechts  hinzuweisen :  daß  der  Staat  als  Verletzter  selbst,  als 
Partei  also,  selber  stets  diskretionär  darüber  befindet,  daß  eine 
unabhängige  Instanz  zur  Entscheidung  des  Falles  nicht  vor- 
handen war.  Man  mußte  sich  bislang  damit  begnügen,  daß  der 
Staat  als    allgemeines  Rechtsorgan   für  das  Recht  sorgen  würde. 

Der  Staat  ist  also  allgemeines  Rechtsorgan1).  Er  hat  die 
Selbstgesetzgebung  inne,  ihm  steht  die  Schöpfung  des  Rechts, 
beim  Gewohnheitsrecht  die  Autorisation  desselben  zu,  und  er  ist 
mit  der  Wahrung  der  Rechtsordnung  und  ihrer  Durchführung 
betraut.  Das  gilt  für  jeden  Staat,  und  zwar  nicht  nur  nach  innen, 
sondern  ebenso  nach  außen.  Auch  das  Völkerrecht  ist  ein  Teil 
der  gesamten  Rechtsordnung,  der  Staat  mithin  allgemeines  Rechts- 
organ auch  in  diesem  Bezirk.  Die  Stellung  des  Staates  als  des 
allgemeinen  Rechtsorgans  hat  Geltung  sowohl  für  das  internstaat- 
liche wie  für  das  zwischenstaatliche  Recht. 

Doch  damit,  und  mit  unsern  obigen  Ausführungen  ist  durch- 
aus noch  nicht  erschöpft,  was  über  die  spezifisch  zwischenstaat- 
liche Organschaft  zu  sagen  ist.  Es  gibt  nämlich  im  Bereich  des 
Völkerrechts  Organe,  die  genuin  zwischenstaatliche 
sind,  an  deren  Einsetzung  zwar  die  Staaten  mitwirken,  eben  als 
d  i  e  Rechtssubjekte  des  Völkerrechts,  deren  Konstituierung  und 
Kompetenz  indes  nicht  durch  das  Staatsrecht,  sondern  durch  das 
Völkerrecht  geregelt  wird.  »Es  hat  die  Entwicklung  im  XIX. 
Jahrhundert  und  zwar  besonders  in  den  letzten  Jahrzehnten,  stän- 
dige Staatenvertretungen  hervorgerufen,  die  zur  Verwaltung  ab- 
gegrenzter gemeinsamer  Interessen  von  einer  größeren  oder  kleine- 
ren Staatengruppe  berufen,  mithin  kraft  internationalen 
Auftrags  als  wirklich  internationale  Aemter  erscheinen.  Die  Mit- 
glieder dieser  Organe  haben  daher  auch  nicht  einseitig  die 
Interessen  ihres  Heimatsstaates  nach  den  ihnen  erteilten  Instruk- 
tionen, sondern  die  gemeinsamen  Interessen  nach  freier  Ueber- 
einkunft  zu  vertreten  *  2). 

Die  oben  erwähnten  völkerrechtlichen  Organe,  die  intern- 
staatlichen wie  die  auswärtigen,  werden  durch  das  Staatsrecht 
bestimmt,  die  genuin  völkerrechtlichen  Organe  jedoch 

1)  Ich  verweise  auf  meinen  Beitrag  zur  Dogmatik  des  Völkerrechts:  Der 
Zwang  im  Völkerrecht.     Breslau  191 2  S.  82  f. 

2)  F.  von  /Jszt,  Völkerrecht  S.   136. 
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durch  das  Völkerrecht.  In  diesem  letzteren  Falle  ist  der  Staat 
nicht  mehr  Selbstherr.  Er  kann  von  sich  aus  festsetzen,  welche 
internen  Organe  völkerrechtlich  wirksam  werden,  und  welche  aus- 
wärtigen Organe  ihn  repräsentieren  sollen ;  das  ist  seine  Angelegen- 
heit, da  hat  ihm  kein  anderer  Staat  etwas  dreinzureden,  —  nur 
daß  schon  in  der  Absendung  von  Gesandten  und  Bevollmächtigten 
die  Unterwerfung  unter  die  Bestimmungen  des  völkerrechtlichen 
Gewohnheitsrechts  einbegriffen  ist.  Sowie  es  sich  aber  um  die 
Konstituierung  von  genuin  völkerrechtlichen  Organen  handelt,  ist 
es  für  den  Staat,  der  sich  dabei  beteiligt,  mit  der  einfachen  Selbst- 
herrlichkeit völlig  aus. 

Denn  in  diesem  Falle  wirken  die  Staaten  zusammen.  Gewiß: 
als  gleichberechtigte  Rechtssubjekte;  doch  sobald  sie  zur  Ueber- 
einstimmung  gelangt  und  die  Ratifikationen  ausgetauscht  sind, 
sind  diese  Rechtssubjekte  des  Völkerrechts  an  ihre  völkerrecht- 
lichen Vereinbarungen  gebunden  und  müssen  die  völkerrechtlichen 
Verträge  so  durchführen,  wie  sie  dieselben  abgeschlossen  haben. 
Das  gilt  also  mit  Hinsicht  auf  die  genuin  völkerrechtlichen  Organe, 
die  der  Staat  nicht  von  sich  aus  instituiert,  sondern  nur  in  Ge- 
meinschaft mit  anderen,  bzw.  den  anderen  Rechtssubjekten  des 
Völkerrechts. 

Darum  unterstehen  die  genuin  völkerrechtlichen  Organe  nicht 
dem  Staatsrecht,  sondern  rein  dem  Völkerrecht.  Bei  dieser  Art 
von  zwischenstaatlichen  Organen  handelt  es  sich  nicht  um  ver- 
schiedene Staatengemeinschaften,  für  die  sie  aufgestellt  werden, 
sondern  immer  um  die  Staatengemeinschaft,  innerhalb  deren  sich 
die  einzelnen  Rechtssubjekte  wieder  zu  besonderen  Zwecken  zu- 
sammenschließen können. 

Innerhalb  der  Völkerrechtsgemeinschaft  agieren  deren  juri- 
stische Personen,  die  Staaten;  diese  stehen  im  rechtlichen  Ver- 
kehr miteinander,  betätigen  sich  eben  als  rechts-  und  handlungs- 
fähig. Durch  besondere  völkerrechtliche  Verträge  konstituieren 
sie  besondere  genuin  völkerrechtliche  Organe,  die  also  auf  Grund 
Völkerrechts  eingesetzt  sind  und  auf  Grund  dieses  Rechts  tätig 
werden. 

Andererseits  ist  der  Staat,  der  einen  solchen,  ein  genuin 
völkerrechtliches  Organ  feststellenden  völkerrechtlichen  Vertrag 
mit  anderen  Staaten  eingegangen  ist  und  ihn  ratifiziert  hat,  an 
diesen  gebunden.  Er  ist  verpflichtet  zur  Durchführung  seiner 
Bestimmungen  und  zu  den  im  Interesse  der  Verwirklichung  zu 
ergreifenden  Schutzmaßnahmen. 
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An  genuin  völkerrechtlichen  Organen  nun  ist  kein  Mangel. 
Zum  wenigsten  ist  zu  sagen,  es  sind  so  viele  vorhanden,  daß  wir 
den  Begriff  derselben  aufrecht  erhalten  können.  Bei  der  Auf- 
zählung der  einzelnen  Organe  folgen  wir  zunächst  F.  von  Liszt  *),. 
der  diese  Verhältnisse,  wie  sie  bis  zum  Großen  Kriege  bestanden,, 
bei  uns  am  zutreffendsten  dargestellt  hat. 

Solche  genuin  völkerrechtlichen  Organe  sind  die  internationa- 
len Flußkommissionen,  und  zwar  die  Rheinschiffahrts-Zentral- 
kommission,  die  Donaukommission,  die  für  den  Kongo  vorgesehene 
Internationale  Kommission  und  die  nunmehr  wieder  beseitigte 
Kommission,  die  zur  Ueberwachung  des  Suezkanalvertrags  vom 
29.  Oktober  1888  eingesetzt  war.  Ihnen  lassen  sich  anreihen  die 
internationalen  Sanitätskommissionen  und  diejenigen  internatio- 
nalen Kommissionen,  die  die  Finanz  Verwaltung  einiger  über- 
schuldeter oder  diskreditierter  Staaten  zu  beaufsichtigen  haben. 
Ihnen  allen  ist  gemeinsam,  daß  sie  nicht  vom  Staate  ressortieren,. 
sondern  daß  sie  genuin  zwischenstaatlich  sind. 

Das  Gleiche  gilt  von  den  weiteren  völkerrechtlichen  Organen,, 
die  wir  der  Bedeutung  gemäß,  welche  sie  von  internationalen 
Verkehrs  und  Völkerrechts  wegen  haben,  aufzählen.  Da  sind 
einmal  die  verschiedenen  internationalen  Aemter,  »die  im  wesent- 
lichen auf  die  Aufgaben  einer  Kanzlei  beschränkt  sind  und  regel- 
mäßig für  die  Sammlung  und  die  Veröffentlichung  des  Materials 
für  Erteilung  von  Auskünften  sowie  für  die  Vermittlung  des  Ver- 
kehrs zwischen  den  Verbandsstaaten  zu  sorgen  haben,  deren 
Kosten  meist  durch  Matrikularbeiträge  der  beteiligten  Staaten 
bestritten  werden« 2). 

Bedeutungsvoller  als  diese  Aemter  waren  die  internationalen 
Gerichte,  und  zwar  die  »gemischten  Gerichte«  in  der  Türkei  und 
in  Aegypten,  die  aus  Einheimischen  und  Fremden  bestanden, 
die  indes  mehr  einen  Uebergang  darstellen,  nämlich  zu  den  rein 
internationalen  Gerichten.  Was  diese  anlangt,  so  können  wir 
davon  absehen,  die  unwichtigeren  einzeln  aufzuzählen 3),  und 
können  gleich  übergehen  zu  dem  Ständigen  Schiedshof 
und  zu  dem  geplanten  Internationalen  Prisenhof4). 
Der  Ständige  Schiedshof  ist    das  Allgemeine,    das   jeweilige 

1)  Ebenda  s.  135  fr. 

2)  Ebenda  S.   141. 

3)  Vgl.  ebenda  S.  146. 

4)  Siehe  den  Anhang  bei  F.  von  Liszt  sub  8  und  9. 
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Schiedsgericht,  das  gemäß  der  Haager  Bestimmungen  zusammen- 
tritt, das  Besondere ;  beides  vereint  bildet  das  genuin  völkerrecht- 
liche Organ.  Es  ist  nicht  etwa  der  Ständige  Schiedshof  nur  eine 
Liste  und  das  jeweils  zusammentretende  Schiedsgericht  erst  das 
Organ.  Das  Verhältnis  dieser  beiden  völkerrechtlichen  Institu- 
tionen zueinander  ist  das  gleiche  wie  das  des  Reichsgerichts  zu 
seinen  Zivil-  und  Strafsenaten. 

Das  Beste,  was  die  beiden  Haager  Friedenskonferenzen  ge- 
zeitigt haben,  ist  entschieden  die  Regelung  des  internationalen 
Schiedswesens.  Allerdings,  die  übergroßen  Hoffnungen,  die 
manche  daraus  geschöpft  haben,  als  werde  dadurch  künftig  jeder 
Krieg  überflüssig,  die  haben  sich  nicht  verwirklicht;  dazu  bedarf 
es  einer  ganz  anderen  Gestaltung  und  Ordnung  der  internatio- 
nalen Verhältnisse  überhaupt,  und  selbst  dann  wird  —  doch 
das  soll  hier  nur  angedeutet  werden  —  der  Polizeikrieg  immer 
noch  eine  Rolle  spielen.  Wichtig  ist  es  vor  allem  gewesen,  daß 
die  bis  dahin  gewissermaßen  vagierende  Schiedsgerichtsbarkeit 
in  eine  feste  Form  gebracht  wurde ;  damit  wurde  ein  neues 
genuin  völkerrechtliches  Organ  geschaffen.  Ein  solches  waren 
weiter  die  Haager  Friedenskonferenzen  selbst.  Wie  der  ständige 
Schiedshof  eine  neue  Erscheinung  im  Schiedswesen,  so  stellten 
die  Haager  Friedenskonferenzen  eine  ebensolche  im  zwischenstaat- 
lichen Vereinbarungswesen  dar.  Wir  haben  hier  den  Keim,  den 
ersten  Versuch  oder  wie  man  es  benennen  will,  zu  einem 
zwischenstaatlichen  Parlament,  das  für  die  Staaten- 
gemeinschaft noch  dieselbe  Bedeutung  erlangen  wird,  wie  das 
internstaatliche  für  den  betr.  Staat. 

Auf  der  zweiten  Haager  Friedenskonferenz  ist  eine  völker- 
rechtliche Vereinbarung  —  das  allerdings  noch  nicht  ratifizierte 
-Abkommen  über  die  Errichtung  eines  Internationalen  Prisenhofes« 
—  eingegangen  worden,  die  einen  weiteren  Fortschritt  des  Völker- 
rechts in  die  Wege  leitet,  die  zumal  ein  ganz  neues  genuin  völker- 
rechtliches Organ  schafft,  den  Internationalen  Pris  en- 
h  o  f.  Dieser  soll  die  Rekursinstanz  bilden  gegen  die  Entschei- 
dungen der  staatlichen  Prisengerichte,  denn  es  ist  normiert  worden  *) : 

Die  Prisengerichtsbarkeit  wird  zunächst  durch  die  Prisen- 
gerichte der  nehmenden  Kriegsmacht  ausgeübt. 

Die    Entscheidung      der     nationalen    Prisengerichte    können 


i)  In  dem  gen.  Abkommen  Art.  2,  Art.  3,  Art.  6. 
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Gegenstand    eines  Rekurses    an   den   Internationalen  Prisenhof 
sein  (folgen  die  Bestimmungen  hierüber). 

Ist  der  Internationale  Prisenhof  zuständig,  so  kann  die 
Gerichtsbarkeit  der  nationalen  Gerichte  in  höchstens  zwei 
Instanzen  ausgeübt  werden.  Die  Gesetzgebung  der  nehmen- 
den Kriegsmacht  hat  darüber  zu  entscheiden,  ob  der  Rekurs 
(schon)  nach  der  Entscheidung  in  erster  Instanz  oder  erst  nach 
der  Entscheidung  in  der  Berufungs-  oder  Revisionsinstanz 
zulässig  ist. 

Haben  die  nationalen  Gerichte  binnen  2  Jahren  nach  der 
Wegnahme  keine  endgültige  Entscheidung  gefällt,  so  kann  der 
Prisenhof  unmittelbar  angerufen  werden. 

Was  dann  die  Entscheidungen  des  Internationalen  Prisenhofes 
anlangt,  so  übernehmen  die  Vertragsmächte  die  Verpflichtung, 
sich  ihnen  nach  Treu  und  Glauben  zu  unterwerfen  und  ihnen  in 
möglichst  kurzer  Frist  nachzukommen  *). 

Dieser  —  vorerst  nur  geplante  —  Internationale  Prisenhof, 
der  aber  nunmehr  wohl  bald  Wirklichkeit  werden  dürfte,  ist  eine 
völlig  neue  Erscheinung  im  Völkerrecht.  Ueber  den  nationalen 
Prisengerichten 2)  ist  eine  internationale,  eine  direkt  überstaat- 
liche Berufungsinstanz  errichtet,  ist  das  Internationale  Ober- 
prisengericht als  ein  einfacher  Instanzenzug  von  der  nationalen 
auf  die  internationale  Gerichtsbarkeit,  als  ein  überstaatliches  Ge- 
richt konstituiert  worden.  Es  liegt  »in  diesem  Internationalen 
Oberprisengericht  eine  vollständige  Revolution  gegenüber  den 
bisherigen  Grundlagen  des  Völkerrechts.  Denn  diesem  Gerichts- 
hof kann,  wenn  man  nur  den  Wortlaut  der  Konvention  berück- 
sichtigt, der  Staat,  falls  seine  Ehre  und  seine  Lebensinteressen 
auf  dem  Spiele  stehen,  sich  nicht  etwa  entziehen,  wie  das  bei 
der  Schiedsgerichtsbarkeit,  mag  man  sie  gestalten,  wie  man  wolle, 
immer  der  Fall  sein  wird,  sondern  der  Staat  muß  in  allen  Fällen, 
wo  die  Konvention  das  Oberprisengericht  für  zuständig  erklärt, 
vor  diesem  internationalen  Forum  sich  stellen  und  Urteil  über 
sich  ergehen  lassen.« 

Dieser  durchaus  zutreffenden  Beurteilung  des  geplanten  Inter- 


1)  Ebenda  Art.  9. 

2)  Wir  stützen    uns  dabei    auf  das    Zeugnis   P/t.  Zorns  in:    Das  völkerrecht- 
liche Werk  der  beiden  Haager  Friedenskonferenzen.    Zeitschrift   für  Politik.  II.  Bd. 

S.  344. 
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nationalen  Prisenhofes  schließt  sich  F.  von  Liszt1)  an,  der  dar- 
legt, die  einzelnen  Staaten  hätten  es  in  der  Hand,  ob  sie  die 
genannte  Konvention  unterzeichnen  wollten  oder  nicht ;  sobald 
sie  indes  unterzeichnet  und  ratifiziert  hätten,  seien  sie  der  Ge- 
richtsbarkeit des  Prisenhofes  ohne  weiteres  unterworfen,  wäre  ihr 
,imperiunV  machtlos  gegenüber  dem  obersten  Gerichtshof  des 
Staatenverbandes.  Dieser  Prisenhof  ist  darum  »ein  ständiger, 
von  dem  Willen  der  Streitteile  durchaus  unabhängiger  Weltgerichts- 
hof. In  der  Tat  soll  nicht  geleugnet  werden,  daß  die  Einsetzung 
eines  ständigen  Gerichtshofes  mit  einer  von  dem  Willen  der 
Parteien  unabhängigen  Zuständigkeit  einen  Eingriff  in  die  staat- 
liche Souveränität,  mithin  eine  Verschiebung  der  Grundlagen  des 
Völkerrechts  enthält.« 

So  weit  war  die  Entwicklung  gediehen,  als  der  Große  Krieg 
ausbrach,  der  sie  indessen  nur  für  seine  Dauer  verzögern  konnte, 
aber  gerade  durch  sein  Wüten  sie  fördern  sollte.  Allerdings,  die 
eigentlichen  Friedensschlüsse,  die  ihn  beendeten,  sind  durchaus 
nicht  als  ein  Fortschritt  gegen  früher  anzusehen,  im  Gegenteil, 
und  die  Verfertiger  derselben  haben  sich  nicht  als  Staatsmänner, 
sondern  nur  als  beschränkte  Geister  erwiesen,  und  sie  haben  sich 
nur  widerwillig  zu  der  Konzession  bequemt,  die  Verfassung 
für  den  Völkerbund  in  die  Friedensinstrumente  mit  herein- 
zunehmen. 

Diese  Verfassung,  die  den  Beginn  des  Völkerbundes,  seinen 
Grundstein  gewissermaßen  darstellt,  bringt  neue  genuin  völker- 
rechtliche Organe.  Denn,  so  lautet  die  Bestimmung2),  der  Völker- 
bund übt  seine  durch  die  Satzung  bestimmte  Tätigkeit  durch  eine 
Bundesversammlung  und  durch  einen  Rat,  denen  ein 
ständiges    Sekretariat  beigegeben  ist,  aus. 

Die  Bundesversammlung3)  setzt  sich  zusammen  aus 
Vertretern  —  Representatives,  Representants  —  der  Bundesmit- 
glieder, und  zwar  kann  jedes  derselben  drei  Bevollmächtigte  ent- 
senden, hat  aber  nur  je  eine  Stimme.  Diese  Bundesversammlung 
hat  eine  gewisse  Aehnlichkeit  mit  dem  früheren  deutschen  Bundes- 
rat, ja,  mit  der  noch  früheren  Bundesversammlung  des  Deutschen 

i)  Das  Wesen  des  völkerrechtlichen  Staatenverbandes  und  der  Internationale 
Prisenhof.     Aus:  Festgabe  für  O.  von  Gierke.     Breslau  19 10  S.   11  ff. 

2)  Art.  2.  Der  ständige  internationale  Gerichtshof,  der  nach  Art.  14  geplant 
ist,  ist  nicht  ein  völlig  neues  genuin  völkerrechtliches  Organ,  da  wir  ihn  schon 
oben  angetroffen  haben. 

3)  Art.   3. 


Die  Gewalt  und  die  Organe  des  Staates  und  des  Völkerbundes.  26 1 

Bundes  in  Frankfurt  a.  M.,  ist  aber  natürlich  wieder  verschieden  von 
diesen  beiden  Institutionen,  und  zwar  durch  ihre  Kompetenz. 
Denn  sie  befindet  über  jede  Frage,  die  in  den  Tätigkeits- 
bereich des  Völkerbundes  fällt  oder  die  den  Weltfrieden 
berührt. 

Damit  ist  der  Bundesversammlung,  wenn  ihre  Zuständigkeit 
nicht  bloß  auf  dem  Papier  bleibt,  eine  immense  Bedeutung  ge- 
geben; sie  hat  damit  die  Stellung  erlangt,  die  den  unmittelbaren 
Organen  im  Innern  des  Staates  zusteht.  Es  kann  nun  hier  nicht 
unsere  Aufgabe  sein,  erschöpfend  die  Befugnisse  aufzuzählen, 
die  der  Bundesversammlung  auf  Grund  der  Völkerbundverfassung 
zustehen,  wir  können  uns  mit  der  soeben  angeführten  allgemeinen 
Vorschrift  begnügen.  Aus  ihr  geht  hervor,  daß  die  Bundes- 
versammlung auch  der  eigentliche  Träger  der  Gewalt  des 
Völkerbundes  ist,  über  die  noch  Näheres  später  angegeben 
wird. 

In  gewisser  Konkurrenz  mit  der  Bundesversammlung  steht 
der  Rat  des  Völkerbundes  1).  Auch  von  ihm  wird  gesagt,  daß 
er  über  jede  Frage  befindet,  die  in  den  Tätigkeitsbereich  des 
Bundes  fällt  oder  die  den  Weltfrieden  berührt.  Dieser  Rat  setzt 
sich  zusammen  aus  Vertretern  der  alliierten  und  assoziierten 
Haupt  mächte  und  den  Bevollmächtigten  von  vier  anderen 
Bundesmitgliedern ;  bis  zu  der  ersten  Bestimmung  durch  die 
Bundesversammlung  waren  die  Vertreter  Belgiens,  Brasiliens, 
Spaniens  und  Griechenlands  Mitglieder  des  Rates.  Dieser  letz- 
tere ist  sonach  ein  aristokratisch  konstituiertes  Organ,  während 
die  Bundesversammlung  auf  dem  demokratischen  Prinzip  der 
Gleichberechtigung  sämtlicher  Mitgliedstaaten  beruht;  die  Analogie 
z.  B.  im  englischen  Staatsleben  ist  das  Bestehen  des  ,house  of 
Lords'  und  des  ,house  of  Commons*  nebeneinander,  nur  daß 
hier  im  Völkerbund  für  die  beiden  Institutionen  völlig  die  näm- 
lichen Befugnisse  im  großen 2)  und  nur  im  einzelnen  gewisse 
Unterschiede  für  sie  festgesetzt  sind.  Das  ist  wohl  die  Haupt- 
schwäche der  Völkerbundsverfassung  und  wird,  das  kann  man  von 
vornherein  behaupten,  zuerst  wieder  abgeändert  werden,  und  zwar 
dadurch,  daß  der  Rat  mehr  mit  der  Exekutive,  die  Bundesver- 
sammlung aber  mit  der  Legislative  des  Völkerbundes  betraut 
werden  wird. 


Art.  4. 

Siehe  z.  B.  auch  Art.    15, 
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Das  ständige  Sekretariat1)  ist  eine  reine  Verwaltungs- 
behörde, der  Generalsekretär  des  Bundes  ist  ohne  weiteres  auch 
Generalsekretär  der  Bundesversammlung  und  des  Rates.  Die 
Sekretäre  und  das  Personal  des  Sekretariats  werden  mit  Zu- 
stimmung des  Rates  durch  den  Generalsekretär   ernannt. 

Der  Rat 2)  kann  ferner  mit  Zustimmung  der  Bundesversamm- 
lung andere  Bundesmitglieder  bestimmen,  die  von  da  ab  ständig 
im  Rate  vertreten  sind.  Er  kann  mit  der  gleichen  Zustimmung 
—  also  der  der  Bundesversammlung  —  die  Anzahl  der  Bundes- 
mitglieder, die  durch  die  Bundesversammlung  als  Vertreter  in 
den  Rat  gewählt  werden,  erhöhen.  Deren  sind  es  also  vorläufig 
vier  außer  denen  der  alliierten  und  assoziierten  Hauptmächte ;  und 
diese  vier  Mitglieder  werden  von  der  Bundesversammlung  künftig 
nach  freiem  Ermessen  und  zu  den  Zeiten,  die  sie  für  gut  befindet, 
bestimmt. 

Die  Ernennung  des  Generalsekretärs  nimmt  in  Zukunft  der 
Rat  mit  Zustimmung  der  Mehrheit  der  Bundesversammlung  vor. 
Der  Rat  selber  wird  ergänzt  oder  abgeändert  durch  die  Zustim- 
mung der  Mehrheit  der  Bundesversammlung.  Auf  die  Bundes- 
versammlung aber  haben  die  beiden  anderen  Organe  des  Völker- 
bundes keinen  Einfluß,  also  auch  der  Rat  nicht.  Das  berechtigt 
uns,  eine  gewisse  Rangordnung  unter  diesen  drei  Organen  zu 
konstatieren  ;  indem  nämlich  das  unabhängigste  Organ,  die  Bundes- 
versammlung, auf  die  Zusammensetzung  des  Rates,  und  beide 
auf  die  Bestellung  des  Generalsekretärs  Einfluß  haben,  erheben 
sie  sich  übereinander. 

Die  Bestimmung,  daß  im  Rate  die  Hauptmächte  vertreten 
sein  müssen,  tut  dem  keinen  Abbruch.  Sie  ist  nur  erlassen, 
damit  nicht  später  die  kleineren  Mächte,  die  ja  in  der  Bundes- 
versammlung die  Mehrheit  bilden  werden,  die  Großmächte  ein- 
fach majorisieren.  Die  Bundesversammlung  selbst  wird  aber,  ge- 
rade weil  sie  auf  dem  demokratischen  Prinzip  aufgebaut  ist,  und 
weil  sie  Einfluß  auf  die  Zusammensetzung  des  Rates  besitzt,  in 
der  Konkurrenz   mit    diesem    entschieden  den  Sieg  davontragen. 

Doch  das  ist  eine  Frage  der  Zukunft,  die  noch  gar  manches 
ändern  wird.  Wir  haben  uns  an  die  Bestimmungen  der  Völker- 
bundsverfassung, wie  sie  vorläufig  festgesetzt  ist,  zu  halten.  Und 
da  erhebt  sich  eine    andere  Frage  :  wie    ist   der  Völkerbund,  der 

i)  Art.  6. 

2)  Art.  4.  \ 
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eigene  Organe  hat,  mittels  deren  er  in  Tätigkeit  tritt,  die  also 
a  1  s  der  Völkerbund  agieren,  wie  ist  dieser  Völkerbund  juristisch 
aufzufassen?  Mit  der  Beantwortung  dieser  Frage  geben  wir  gleich- 
zeitig auch  die,  welche  Gewalt  der  Völkerbund  besitzt. 

Da  der  V  ölkerbund  zunächst  nur  eine  Anzahl  von 
Staaten  umfaßt,  so  muß  auch  noch  die  Frage  behandelt 
werden,  wie  die  Völkerrechtsgemeinschaft  juristisch 
aufzufassen  ist *),  da  diese,  wie  bis  zum  Großen  Kriege,  nun  auch 
nach  demselben  vorläufig  noch  fortbesteht. 

Die  Völkerrechtsgemeinschaft  ist  weder  die  ,civitas  maxima' 
eines  Wolff,  noch  bildet  sie  eine  Staatenrepublik  im  Sinne  Kants. 
Sie  ist,  wie  G.  Jellinek  darlegte,  eine  Gemeinschaft,  aber 
kein  Gemeinwesen.  Dieses  setzt  eine  organisierte, 
eine  Zwangsgemeinschaft  voraus,  die  einen  selbständigen  Willen 
über  dem  ihrer  Glieder  besitzt.  Die  Völkerrechtsgemeinschaft 
hat  aber  keine  von  der  ihrer  Glieder  getrennte  Persönlichkeit, 
sie  ist  lediglich  ein  Nebeneinander  gleichgearteter  juristischer 
Personen,  die  in  besonders  qualifizierten  Beziehungen  zueinander 
stehen. 

Diese  Beziehungen  sind  rechtlich  geregelt.  Freilich  »kennt 
die  Staatengemeinschaft  keine  Herrschergebote,  wohl  aber  Normen, 
welche  einerseits  ihre  Existenz  ermöglichen,  andrerseits  die  Grund- 
lage abgeben  für  ihre  Fortbildung,  daher  materiell  sich  als  Recht 
darstellen«  —  und  das  ist  das  zwischenstaatliche,  das  Völker- 
recht. 

Wie  nun  in  der  Gesellschaft  des  Privatrechts  Rechtssubjekte 
desselben  zusammengeschlossen  und  durch  besondere  Normen  ge- 
bunden sind,  ohne  daß  über  ihnen  eine  neue,  von  ihnen  ver- 
schiedene juristische  Person  entstände,  so  sind  in  analoger  Weise 
in  der  Völkerrechtsgemeinschaft  die  juristischen  Personen  des 
Völkerrechts,  die  Staaten,  zusammengeschlossen  und  sind  durch 
die  völkerrechtlichen  Normen  in  ihrem  gegenseitigen  Verhalten 
gebunden.  Diese  Analogie  vermag  uns  somit  die  Völkerrechts- 
gemeinschaft juristisch  zu  deuten:  sie  ist  eine  —  juristische  — 
Gesellschaft,  aber  keine  juristische  Person;  ein  Rechtsverhältnis, 
aber  kein  Rechtssubjekt. 

Der  Wille,    hat  man   ausgeführt,    der    seinen    verpflichtenden 


1)  Ich  gebe  das  Folgende  wiederum  nach  früheren  Ausführungen;  vgl.  Juri 

stische  Personen  in:  Annalen  des  Deutschen  Reichs.     Jahrgg.    19H   S.  519  ff. 
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Charakter  den  Normen  aufdrückt,  ist  ein  höherer  Wille  über  den 
einzelnen  Staaten,  eine  Autorität,  der  jene  unterworfen  sind,  eben 
die  Gemeinschaft  der  Staaten.  Jedoch  diese  verpersönlicht 
sich  nicht  zum  Rechtssubjekt,  jener  Wille  ist  nicht  der  einer  von 
den  Zusammengeschlossenen  verschiedenen  juristischen 
Person. 

Derartige  Gesellschaften  —  des  Völkerrechts  —  gibt  es  noch 
mehr  innerhalb  der  Völkerrechtsgemeinschaft.  So  ist  die  völker- 
rechtliche Verwaltungsgemeinschaft  ein  besonderes  Rechtsverhält- 
nis zwischen  zwei  oder  mehreren  Staaten.  Diese  erklären  durch 
ihre  Vereinbarung  »eine  ihre  öffentliche  Verwaltung  betreffende 
Angelegenheit  für  gemeinsam  und  verpflichten  sich,  sie  mit  ge- 
meinsamen Mitteln  zu  besorgen«.  Den  juristischen  Personen  des 
Völkerrechts  ist  es  überhaupt  unbenommen,  sich  gesellschaftlich 
—  im  technisch-juristischen  Sinne  —  zu  assoziieren.  Das  kann 
vorübergehend,  in  befristeten  Gesellschaften  geschehen;  es  kann 
eine  solche  Gesellschaft  ebenso  für  die  Dauer  gemeint  sein,  wie 
z.B.  der  Staatenbund. 

Die  Völkerrechtsgemeinschaft  ist  also  ihrerseits 
nicht  eine  juristische  Person,  sondern  eine  —  juristische  —  Ge- 
sellschaft der  Staaten.  Anders  liegt  die  Sache  mit  dem  Völker- 
bund, der  als  solcher  juristische  Persönlichkeit  besitzt.  In 
der  Erwägung,  so  lautet  die  Einleitung  zur  Völkerbundsverfassung, 
daß  es  zur  Förderung  der  Zusammenarbeit  unter  den  Nationen 
und  zur  Gewährleistung  des  internationalen  Friedens  und  der  inter- 
nationalen Sicherheit  wesentlich  ist,  unterziehen  sich  die  Vertrags- 
staaten bestimmten  Verpflichtungen,  nämlich : 

nicht  einfach  wie  bisher  zum  Kriege  zu  schreiten ; 
in  aller  Oeffentlichkeit  auf  Gerechtigkeit  und  Ehre  gegrün- 
dete internationale  Beziehungen  zu  unterhalten; 

die  Vorschriften  des  internationalen  Rechts,  die  fürderhin 
als  Richtschnur  für  das  tatsächliche  Verhalten  der  Regierungen 
anerkannt  sind,  genau  zu  beobachten; 

die  Gerechtigkeit    herrschen   zu  lassen  und  alle  Vertrags- 
verpflichtungen  in   den  gegenseitigen  Beziehungen  der  organi- 
sierten Völker  peinlich  zu  achten; 
zur  Ausführung  alles  dessen  nahmen  die  hohen  vertragschließen- 
den Teile  die  Satzung,  die  den  Völkerbund  errichtet,  an. 

Es  besteht  also  für  die  Staaten,  die  sich  vorerst  dem  Völker- 
bund anschließen,  ein  Verband,  der  über  ihnen  steht,  ein  Bund, 


Die  Gewalt  und  die  Organe  des  Staates  und  des  Völkerbundes.  265 

der  seine  durch  eine  ausdrückliche  Satzung  bestimmte  Tätigkeit 
durch  eine  Bundesversammlung  und  einen  Rat,  also  durch  be- 
sondere genuin  völkerrechtliche  Organe  ausüben  läßt,  und  zwar 
gemäß  einer  Verfassung,  einer  Satzung,  nach  der  die 
Mitglieder  des  neuen  Bundes  zu  handeln  verpflichtet  sind,  die 
zwingendes  Recht  für  sie  enthält. 

Gewiß,  die  Bundesmitglieder  können  nach  zweijähriger  Kün- 
digungsfrist aus  dem  Bunde  wieder  austreten,  vorausgesetzt,  daß 
sie  zu  dieser  Zeit  alle  ihre  internationalen  Verpflichtungen,  ein- 
schließlich derjenigen,  die  aus  der  Völkerbundssatzung  fließen, 
erfüllt  haben ;  solange  eben  der  Völkerbund  noch  nicht  alle  staat- 
lich organisierten  Völker  umfaßt,  mußte  diese  Möglichkeit  offen- 
gelassen werden.  Doch  sobald  ein  Staat  Mitglied  des  Völker- 
bundes ist,  hat  er  sein  Verhalten  nach  den  im  Eingang  zur  Ver- 
fassung aufgestellten,  oben  angeführten  Leitsätzen  einzurichten 
und  sich  den  Bedingungen  der  Verfassung  zu  unterwerfen. 

Da  in  Zukunft1)  nicht  nur  alle  Staaten,  die  es  wünschen, 
unter  bestimmten  Voraussetzungen,  sondern  auch  Dominien  und 
Kolonien  mit  voller  Selbstverwaltung  Bundesmitglieder  werden 
können,  so  wird  der  Völkerbund  nicht  nur  aus  s  ouveränen, 
nein,  entschieden  auch  aus  nicht  souveränen  Staaten  be- 
stehen. Damit  ist  also  definitiv  das  Erfordernis  der  Souveränität 
für  die  völkerrechtliche  Rechtssubjektivität  eines  Staates  gefallen, 
die  Bedeutung  der  Souveränität  somit  hinfällig  im  internationalen 
Leben.  Also  auch  hierin  ist  die  Entwicklung  entschieden  so  weit 
gediehen,  daß  die  obigen  Erwägungen  über  Souveränität,  die  aus 
der  Zeit  vor  dem  Großen  Kriege  stammen,  vollinhaltlich  aufrecht 
erhalten  werden  können. 

Denn  diese  völlig  neue  Institution  im  zwischenstaatlichen 
Recht,  die  bei  allen  ihren  gegenwärtigen  Mängeln  doch  einen 
großen  Fortschritt  gegen  früher  bedeutet,  sieht  >in  den  gegen- 
seitigen Beziehungen  der  organisierten  Völker«  von  der  Souverä- 
nität ab  und  verlangt  nur,  daß  ein  Volk  staatlich  organisiert  sei 
oder  volle  Selbstverwaltung  besitze,  um  als  Mitglied  zum  Völker- 
bund zugelassen  zu  werden.  Und  Mitgliedschaft  im  Völkerbunde, 
zumal  wenn  dieser  noch  den  unbedingt  nötigen  Ausbau  erfährt, 
bedeutet   in    Zukunft    Anerkennung    der   vollen   völkerrechtlichen 


I)  Art.    1    Abs.   II. 
Zeitschrift  für  die   get.  Staatswiuentch.     1931.     3.  l8 
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Rechts-  und  Handlungsfähigkeit,  der  vollkommnen  völkerrecht- 
lichen Rechtssubjektivität. 

Der  Völkerbund  ist  sonach  eine  eigne  Institution,  die  von 
seinen  Mitgliedern  verschieden  ist,  die  eine  eigne  Verfassung  und 
selbständige  Organe  besitzt;  mit  einem  Worte:  eine  neue  juri- 
stische Person  im  Bereich  des  Völkerrechts;  und  er  ist  mit  ,im- 
perium'  ausgestattet  über  seine  Mitglieder,  steht  sonach  über 
diesen. 

Es  wird  in  seiner  Verfassung  ausdrücklich  festgesetzt1),  daß 
jeder  Krieg  und  jede  Bedrohung  mit  Krieg,  mag  davon  un- 
mittelbar ein  Bundesmitglied  betroffen  werden  oder  nicht,  eine 
Angelegenheit  des  ganzen  Bundes  ist,  und  daß  dieser  die 
zum  wirksamen  Schutz  des  Völkerfriedens  geeigneten  Maßnahmen 
zu  ergreifen  hat.  Damit  ist  dem  Völkerbunde  eine  Gewalt  ein- 
geräumt, und  zwar  nicht  nur  gegen  seine  Mitglieder,  sondern  gegen 
alle  Staaten,  die  zum  Kriege  schreiten  wollen,  die  deutlich  zeigt, 
von  welcher  Bedeutung  der  Völkerbund  für  die  Menschheit  und 
ihre  Entwicklung  ist,  wenn  die  Bundesmitglieder  es  ernst  nehmen 
mit  dem,  dem  sie  sich  unterworfen  haben,  nämlich  mit  der  Ver- 
fassung des  Völkerbundes. 

Die  Gewalt  des  Völkerbundes  ist  ein  hei t  lieh;  sie  ist  so 
einheitlich,  daß  man  sich  gescheut  hat,  den  beiden  wichtigsten 
Organen  besondere,  von  einander  getrennte  Befugnisse  zu  erfeilen, 
die  Kompetenz  dieser  beiden  also  abzugrenzen.  Denn,  wie  wir 
gesehen  haben,  befindet  sowohl  die  Bundesversammlung  als  auch 
der  Rat  über  jede  Frage,  die  in  den  Tätigkeitsbereich  des  Bundes 
fällt  oder  die  den  Weltfrieden  berührt.  Mußte  auch  dagegen 
oben  eingewendet  werden,  daß  diese  Konkurrenz  der  beiden 
Hauptorgane  des  Völkerbundes  noch  beseitigt  werden,  daß  ihnen 
ihre  Zuständigkeit  noch  zugewiesen,  ihr  Tätigkeitsbereich  noch 
abgegrenzt  werden  muß,  einen  besseren  Beweis  für  die  Einheit- 
lichkeit der  Gewalt  des  Völkerbundes  hätten  wir 
gar  nicht  bekommen  können. 

So  tritt  also  der  Völkerbund  in  das  Licht  der  Geschichte 
ein  als  ein  mit  ,imperium'  über  seine  Mitglieder  ausgestatteter 
Verband.  Er  hat  eine  Verfassung,  nach  der  jene  zu  handeln  ver- 
pflichtet sind,  und  besitzt  eine  einheitliche  Gewalt,  die  eigne 
Organe  von  ihm  selber,    und  zwar  seine  beiden   wichtigsten,   die 


i)  Art.    ii  Abs.  I. 
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Bundesversammlung  und  der  Rat,  ausüben.  Steht  auch  der  Völker- 
bund erst  am  Beginn  seiner  Tätigkeit,  ist  auch  gar  manches  an 
ihm  noch  unvollkommen,  die  Institution  selber  ist  doch  ein  ge- 
waltiger Fortschritt  gegen  früher,  und  mit  der  weiteren  Entwick- 
lung der  Menschheit,  der  immer  innigeren  Verknüpfung  der  staat- 
lich organisierten  Völker  wird  auch  der  Völkerbund  nebst  seiner 
Verfassung  den  notwendigen  Ausbau,  ja,  wird  das  ganze  Gebiet 
des  Völkerrechts  eine  immer  bessere  Bearbeitung  und  Durch- 
gestaltung erfahren. 
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III. 
Die    dritte    Periode    1878— -1890. 

Im  Jahre  1878  wurde  0.  an  die  Spitze  der  Behörde  be- 
rufen, deren  Kollegium  er  sechzehn  Jahre  hindurch  angehört  hatte. 
5  2 jährig  trat  er  damit  in  den  reichen  Herbst  seines  Lebens  ein, 
der  ihm  alle  Früchte  trug,  wie  ein  Mann  seines  Alters  sie  sich 
nur  wünschen  mag:  Einflußreiches  Wirken  und  Schaffen  auf  dem 
Felde  seiner  Berufsarbeit,  in  glücklicher  Ehe  ungetrübte  Freude 
an  Kindern  und  Enkeln,  und  als  äußeren  Ertrag  seiner  Arbeit 
die  Ehren  und  Einnahmen  eines  hohen  Beamten.  Im  Jahre  1882 
wurde  er  zum  Wirklichen  Geheimen  Rat  mit  dem  Prädikat 
Exzellenz  ernannt,  eine  Auszeichnung,  die  damals  unter  den  Ver- 
waltungsbeamten außerhalb  des  Ministerkreises  noch  eine  Selten- 
heit war,  2  Universitäten  widmeten  ihm  das  Doktor-Diplom 
honoris  causa,  1884  wurde  er  zum  Mitglied  des  Staatsrates  er- 
nannt. Der  ihm  persönlich  geneigte  Kaiser  Wilhelm  I.  erwies 
ihm  gern  seine  Huld. 

Ueber  die  Vermögensverhältnisse  O.s  gibt  das 
Material  aus  diesem  Zeitraum  leider  keinen  Aufschluß.  Kurz 
vor  seiner  letzten  Ernennung  hatte  er  seine  Ersparnisse  in  einem 
Landgut  angelegt.  Ein  lang  gehegter  Wunsch  ging  damit  in  Er- 
füllung. Denn  so  sehr  0.  auch  seiner  ganzen  geistigen  Veran- 
lagung nach  zum  Juristen  geschaffen  schien,  so  wenig  hatte  ihn, 
wie  so  viele  seinesgleichen,  die  Berufstätigkeit  voll  befriedigen, 
noch  eine  glänzende  Laufbahn  das  tiefste  Verlangen  seiner  Seele 
stillen  können.  Immer  wieder  drängte  es  den  natürlich-einfachen 
Mann  aus    der  Kompliziertheit    großstädtischer  Verhältnisse,   aus 
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der  Einseitigkeit  rein  begrifflicher  Gedankenarbeit  hinaus  in  die 
freie  Natur,  wo  das  menschliche  Leben  noch  in  seinen  einfachen 
gesunden  Urformen  kreist.  Als  freier  Bauer  auf  der  eigenen 
Scholle  zu  stehen ,  deuchte  ihn  von  allen  Herrlichkeiten  der 
Welt  doch  die  größte. 

So  hatte  er  sich  denn  von  jeher  mit  landwirtschaftlichen  Fragen  in 
Theorie  und  Praxis  gern  beschäftigt,  und  als  sich  ihm  im  Jahre 
1877  die  Gelegenheit  bot,  ein  Landgut  mittlerer  Größe  (ca.  1500 
Morgen)  von  ungewöhnlichen  landschaftlichen  Reizen  billig  zu  er- 
stehen, entschloß  er  sich,  das  ersparte  Vermögen  hier  anzulegen. 
Alle  Ueberschüsse  der  Berliner  Wirtschaft  gingen  fortan  an  das  Gut, 
um  dort  zu  Bauten,  Reparaturen,  Meliorationen,  Aufforstungen, 
oder  auch  zur  Zinsendeckung  verwandt  zu  werden.  O.  war  über- 
zeugt, seine  Ersparnisse  auf  diese  Weise  sicher  anzulegen.  Er 
hatte  sich  sein  Urteil  über  die  Rentabilität  landwirtschaftlicher 
Betriebe  in  den  fünfziger  und  sechziger  Jahren  gebildet,  als  die 
Landwirtschaft  noch  ein  blühendes  Exportgewerbe  war,  und  der 
Uebergang  von  dem  hohen  Schutzzoll  zum  freien  Handel  ihr  er- 
weiterte Absatzmärkte  und  verbilligte  Geräte  verschaffte.  Daß 
es  mit  dieser  Konjunktur  für  immer  vorbei  war,  daß  statt  dessen 
die  Konkurrenz  des  billigen  überseeischen  Getreides  die  deutsche 
Landwirtschaft  in  den  schwersten  Kampf  ums  Dasein  verstricken 
mußte,  konnte  O.  theoretisch  kaum  verborgen  bleiben,  —  prak- 
tisch glaubte  er  das,  was  er  hoffte. 

Seit  dem  Kauf  des  Gutes  hört  die  Zinsanschreibung  in  den 
Berliner  Rechnungsbüchern  auf;  nur  vereinzelt  sind  kleine  Zins- 
einnahmen gebucht.  Wohl  aber  lassen  sich  die  Fehlbeträge  und 
Ueberschüsse  der  Berliner  Wirtschaft  wie  folgt  erfassen  : 


Jahr 

Fe 

hlbet 
M. 

rage 

Ueberschüsse 
M. 

1878 

800 



1879 

— 

582 

1880 

— 

3152 

1881 

— 

3752 

1882 

— 

4027 

1883 

— 

4729 

1884 

— 

4552 

1885 

— 

4707 

1886 

— 

5553 

1887 

1  — 

6428 

1888 

— 

4458 

1889 

— 

5995 

Sa.  47  935 

Bilanz : 

Summe 

der 

Ueberschüsse 

47  935  M- 

Fehlbeträge 

800  > 

47  »35  M. 
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Auf  Grund  dieser  Aufstellung  läßt  sich  das  theoretisch  zu 
ersparende  Vermögen  leicht  berechnen,  indem  man  Zins  und 
Zinseszins  der  obigen  Ersparnisse,  sowie  des  am  i.  Januar  1878 
vorhandenen  Vermögens  von  19800  M.  zu  4%  berechnet.  Dem- 
nach hätte  0.  bei  regulärer  Verzinsung  als  Ertrag  seiner  Arbeit 
und  der  kleinen  Erbschaft  von  6000  Mk.  ein  Vermögen  von  rund 
87000  M.  am  Ende  seiner  Laufbahn  besitzen  können. 

Die  Einnahmen  O.s  blieben  sich  in  diesem  Zeitraum 
annähernd  gleich.  Außer  seinem  Gehalt  von  21000  M.  nebst 
Wohnungsgeldzuschuß  von  1 500  M.  bezog  er  nur  noch  aus  einem 
Nebenamt  eine  Einnahme  von  700 — 800  M.  jährlich. 

Auch  die  Ausgaben  bildeten  in  dem  Zeitraum  von  1878 — 1889 
keine  aufsteigende  Linie  mehr,  so  daß  sich  die  Darstellung  zu- 
meist mit  der  Erfassung  des  Durchschnitts  aus  den  letzten  10 
Jahren  begnügen  kann;  die  Jahre  1878/79  werden  als  Ueber- 
gangsjahre  in  der  Regel  auszuschalten  sein. 

Eine  schöne  Dienstwohnung  stand  der  Familie  fortan  zur 
Verfügung.  Sie  umfaßte  in  zwei  Stockwerken  14  Zimmer,  meist 
hohe,  schöne  Räume,  und  reichliches  Zubehör;  auch  ein  Garten 
mit  geräumiger  Veranda  war  vorhanden.  0.  zahlte  für  die  Woh- 
nung 2250  M.  Miete  jährlich  an  den  Staat,  Die  Feuerung 
kostete  im  Durchschnitt 42 iM.,  die  Gasbeleuchtung  260  M. 
jährlich. 

Die  Ausstattung  einer  so  großen  Wohnung  mit  allem  Haus- 
rat für  eine  repräsentative  Geselligkeit  kostete  natürlich  große 
Opfer;  staatliches  Inventar  war  nicht  vorhanden.  Es  sind  diese 
Ausgaben  in  den  Tabellen  den  Repräsentationskosten  zugerechnet, 
sie  mögen  aber  hier  ihre  nähere  Behandlung  rinden.  Als  die  Haupt- 
posten der  Ausstattung  1878/79  sind  folgende  Summen  zu  nennen: 

M. 
Möbel,  Teppiche,  schwere  Vorhänge     3973 
Glas  und  Porzellan  861 

Silberne  Bestecke  649 

Gardinen  135 

Leinenzeug  106 

5724 

Reparaturen  und  die  beim  Umzug  üblichen  Tischlerarbeiten  sind 
nicht  eingerechnet  mit  Ausnahme  von  1 20  M.  für  die  Aufarbei- 
tung des  Klaviers. 

Man  würde  jedoch  irren,  wollte  man  meinen,  daß  mit  diesen 
Anschaffungen    eine    vollkommene   Umgestaltung    der   bisherigen 
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Ausstattung  verbunden  gewesen  wäre.  Es  wurden  vielmehr  nur  drei 
Zimmer  neu  möbliert :  ein  großes  saalartiges  Gesellschaftszimmer, 
ein  Vorzimmer  vor  dem  Arbeitsraum  des  Hausherrn,  sowie  ein 
größeres  Gastzimmer  für  2  Personen ;  außerdem  wurde  die  Ausstattung 
im  Wohnzimmer  der  Hausfrau  ergänzt,  das  auch  weiterhin  der 
bevorzugte  Raum  für  die  familiäre  Geselligkeit  war.  Im  übrigen 
blieb  die  Ausstattung  der  Wohnung  so,  wie  sie  früher  gewesen 
war.  Das  Wohnzimmer  des  Hausherrn,  wo  er  auch  den  Besuch 
höchster  Würdenträger  empfing,  behielt  die  einfachen  Gebrauchs- 
möbel der  früheren  Zeit :  offene  Büchergestelle  und  Aktenständer, 
das  Pult,  ein  Familiensofa  mit  ovalem  Sofatisch  und  ein  paar 
kleinere  Möbel.  Gegen  Ende  der  Periode  schenkte  die  Hausfrau 
ihrem  Gatten  noch  eine  Chaiselongue,  damit  er,  von  der  Arbeit 
ermüdet,  im  Liegen  lesen  könne ;  dagegen  waren  Sessel,  Polster- 
stühle oder  gar  Klubmöbel  im  Arbeitszimmer  des  Hausherrn  ein 
unbekannter  Luxus.  Ebenso  blieben  im  Eßzimmer  alle  die  Möbel 
der  früheren  einfachen  Zeit  unverändert  erhalten,  bereichert  einzig 
durch  einen  Anrichtetisch,  ein  kleines  zusammenlegbares  Gestell. 
Das  alte,  einst  von  dem  Maurermeister  ausgemusterte  Büffet 
schien  unseren  Freunden  auch  für  die  vornehmsten  Gäste  gut 
genug.  Und  für  das  Maß  von  Komfort,  das  in  den  Schlafzimmern 
herrschte,  ist  bezeichnend,  daß  das  Ehepaar  sich  erst  La  Jahre 
1881  anläßlich  des  Hochzeitstages  die  ersten  beiden  iNachttische 
für  je  21  M.  anschaffte  ;  sie  blieben  die  einzigen  im  ganzen 
Haushalt. 

Nachdem  die  neue  Wohnung  angemessen  ausgestattet  war, 
wurden  im  folgenden  Jahrzehnt  nur  ganz  vereinzelt  größere 
Anschaffungen  gemacht ;  der  Posten  > Mobiliaranschaffungen«  stand 
sogar  mit  einer  mittleren  Jahresausgabe  von  264  M.  bedeutend 
tiefer,  als  in  der  vorhergehenden  Periode  mit  451  M.  Auch 
für  die  heranwachsenden  Töchter  wurde  im  Lauf  des*  nächsten 
Jahrzehnts  kein  Möbel  neu  angeschafft.  Die  älteste  Tochter  über- 
nahm von  der  Mutter  einen  kleinen  Schreibtisch,  im  übrigen  be- 
hielten auch  die  erwachsenen  Mädchen  die  Ausstattung  des 
Kinderzimmers  mit  den  kleinen  Schränken  aus  Kiefernholz,  einem 
Kinder-  und  einem  größeren  Tischchen,  einer  Filzdecke  als  Fuß- 
teppich —  ohne  jedwedes  Polstermöbel.  Wohl  aber  wurde  ihnen 
bei  jeder  Gelegenheit  vorgehalten,  welch  arger  Luxus  das  eigene 
kleine  Wohnzimmer  sei. 

Auch  die  mittlere  Jahresausgabe   des  Hausherrn  für   K  1  e  i- 
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dung  senkte  sich  von  248  M.  in  den  Jahren  1863 — 1877  au^ 
225  M.  in  den  Jahren  1880— 1889.  Was  hätte  auch  dem  aufs 
Geistige  gerichteten  Manne  ferner  gelegen,  als  mit  eleganter  Klei- 
dung seine  amtliche  Würde  betonen  zu  wollen.  Daß  er  die  An- 
schaffung dieses  oder  jenes  vornehmen  Stückes  seiner  Stellung 
schulde ,  war  ein  Gesichtspunkt ,  der  für  ihn  nicht  vor- 
handen war.  Gute  Stoffe  und  tüchtige  Handwerkerarbeit  ge- 
währleisteten immer  die  Würde  der  äußeren  Erscheinung ;  darüber 
hinaus  kannte  er  auch  in  der  hohen  Stellung  keinen  Zwang  zu 
irgendwelchem  Aufwand  für  seine  Kleidung.  Er  ertrug  auch 
mit  heiterer  Laune  den  Spott  der  erwachsenen  Söhne,  die  über 
einzelne  seiner  Kleidungsstücke  die  vernichtende  Kritik  fällten  : 
Modell  Friedrich  Wilhelm  III.  Nicht  ganz  zu  Unrecht.  Denn 
vergleicht  man  das  Bild  des  jugendlichen  Bräutigams  mit  dem 
des  65jährigen  Mannes,  so  ist  die  Tracht  im  wesentlichen  un- 
verändert :  dieselbe  weit  ausgeschnittene  Weste,  dasselbe  Ober- 
hemd mit  den  breiten  Falten,  dieselben  Vatermörder,  dieselbe 
selbstgebundene  Krawatte,  dieselbe  Barttracht.  Seine  äußere  Er- 
scheinung der  Mode  entsprechend  zu  ändern,  wäre  ihm  eines 
reifen  Mannes  unwürdig  erschienen.  Er  blieb  denn  auch  den 
deutschen  Stoffen  treu,  die  er  von  jeher  getragen:  Tuch  und 
Buckskin.  Hätte  sich  das  deutsche  Volk  in  seiner  Gesamtheit 
den  gleichen  gesunden  Sinn  bewahrt,  —  wir  stünden  heut  nicht 
vor  der  Aufgabe ,  die  Edel  -  Schafzucht  aus  völligem  Verfall 
heraus  wieder  neu  zu  beleben.  Denn  nur  dadurch  konnte  der 
Sieg  der  billigen  überseeischen  Wolle  ein  so  vollständiger  werden, 
daß  der  deutsche  Mann  sich  der  englischen  Mode  unterwarf  und 
das  schöne  heimische  Tuch  mißachtete.  Die  deutsche  Schafzucht 
hätte,  wenn  auch  nicht  die  ganze,  so  doch  einen  großen  Teil 
der  ausländischen  Konkurrenz  bestanden,  wenn  ihre  Qualitäts- 
erzeugnisse auch  als  solche  von  dem  deutschen  Volke  gewertet 
worden  wären.  Welche  Möglichkeiten  der  deutschen  Tuch- 
industrie durch  das  Aufkommen  der  englischen  Kammgarnstoffe 
vernichtet  sind,  kann  hier  mit  wenigen  Worten  nicht  erläutert 
werden.  Der  folgende  Ueberblick  läßt  die  Ausgaben  des  Haus- 
herrn für  seine  Kleidung  im  einzelnen  erkennen  : 
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Ausgaben  für  Kleidung  des  Hausherrn  1880 — 1889. 

Kleidung  Ober-  VVäsche        Stiefel     Hüte        Hand" 

Jahr        insgesamt  kleidung        Wasche        btielel     ™*       schube 

M.  M.  M.  M.  M.  M. 

1880  195  115  23  16  8  20 

1881  196  53  n  93  —  15 

1882  309  183  75  3i  —  8 

1883  254  85  63  52  28  13 

1884  232  104  32  77  1  4 

1885  149  52  44  20  14 

1886  271  116  10  45  11  9 

1887  112  61  13  13  12  8 

1888  372  152  164  36  —  1 
1889 160 82 22 27 4 6 

Mittlerer    225        100        46      41      6      io 
Jahresverbrauch 

Die  genauere  Anschreibung  gestattet  auch  die  Erfassung 
einer  Anzahl  Preise.  Für  Kleiderstoffe  gab  der  Hausherr  durch- 
schnittlich jährlich  42  M.  aus,  für  Schneiderlöhne  57  M. 

Preise  für  Herrenstoffe. 

M. 

1879  Tuch  zum  Rock        39 

1880  Tuch,  Hose  und  Weste    ....     24,20 

1881  Tuch  und  Futter  zum  Rock  .     .     .     30,80 
1888  Tuch  zum  Anzug 43,5© 

1882  Buckskin,  Hose  und  Weste  .     .     .     15,75 

1882  Buckskin  zum  Rock 21 

1885  Buckskin  zum  Anzug 52 

1886  Buckskin,  Hose  und  Weste    ...  16 

1887  Buckskin,  Hose  und  Weste    ...  18 

1888  Buckskin,  Hose  und  Rock     ...  42 

1883  Stoff  für  Hose  und  Weste      ...  21 

Auch  dem  unbefangenen  Gemüt  der  Hausfrau,  die  sich  als 
jüngere  Frau  so  gern  geschmückt  hatte,  lag  es  fern,  durch  vor- 
nehme Kleidung  die  gesellschaftliche  Stellung  betonen  zu  wollen. 
Wohl  wurden  beim  Uebergang  in  die  neuen  Verhältnisse  einige 
größere  Anschaffungen  gemacht,  so  1879  ein  Wintermantel  für 
120  M.  und  Stoffe  zu  zwei  seidenen  Kleidern  für  167.50  M. ; 
in  dem  folgenden  Jahrzehnt  aber  blieben  ihre  Ausgaben  für  Klei- 
dung mit  286  M.  mittlerer  Jahresausgabe  auf  annähernd  der- 
selben Höhe,  wie  in  der  Zeit  von  I863 — 1877,  ja  im  Vergleich  zu  der 
mittleren  Jahresausgabe  von  301  M.  in  den  Jahren  1870 — 1877 
sank  die  Ausgabe  sogar.  Für  seidene  Stoffe  wurden  in  den  10 
Jahren  178  M.  ausgegeben  zu  zwei  Neuanschaffungen  und  einer 
Aufarbeitung.  Der  Preis  der  Stoffe  war  mit  65  Mk.  als  Höchst- 
betrag für  ein  Kleid  dank  der  verbesserten  Technik  erheblich 
billiger,  als  25  Jahre  früher.  Ueber  die  einzelnen  Posten  der 
Gruppe  berichtet  die  Tabelle : 
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Ausg 

aben für 

Kleidung 

der  Haus 

f  r  a  u 

1880— 

1889. 

Jahr 

Kleidung 
insgesamt 

Ober- 
kleidung 

Wäsche 

Stiefel 

Hüte 

Hand- 
schuhe 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

1880 

459 

284 

26 

53 

32 

15 

1881 

241 

79 

66 

16 

30 

21 

1882 

245 

95 

17 

35 

22 

17 

1883 

210 

129 

— 

22 

20 

2 

1884 

194 

70 

22 

11 

31 

13 

1885 

172 

78 

19 

13 

12 

9 

1886 

538 

35i 

34 

32 

11 

15 

1887 

271 

166 

10 

3i 

12 

9 

1888 

233 

"5 

3 

17 

7 

3 

1889 

296 

96 

76 

25 

6 

11 

Durchschnitt 

1     286 

146 

27 

26 

18 

11 

1880-89 

Von  Interesse  ist  die  Gegenüberstellung  der  Stoffpreise  und 
der  Löhne  aus  der  ersten  Berichtsperiode  1859 — 1861  (ohne  Krino- 
line)  mit  dem  Durchschnitt  der  letzten  5  Jahre  der  letzten  Be- 
richtsperiode. 

Mittlere  Jahresausgabe  für  Kleider  der  Hausfrau. 

Stoffe  Schneiderlöhne 

M.  M. 

1859—61  42  13 

1885—89  48  62 

Und  zwar  ließ  die  Hausfrau  von  den  sechziger  Jahren  ab 
bis  zum  Schluß  der  letzten  Berichtsperiode  bei  derselben  Schnei- 
derin arbeiten ;  es  handelt  sich  also  bei  der  Gegenüberstellung 
der  Löhne  um  Handwerkerleistungen  von  annähernd  gleicher 
Qualität.  Es  ist  einleuchtend,  daß  diese  Steigerung  der  Löhne 
den  Boden  für  die  Konfektion  ebnete,  die  anfangs  mittels  Lohn- 
drucks das  Handwerk  unterbot,  um  es  dann  durch  Arbeits- 
zerlegung und  Maschinenanwendung  technisch  zu  überflügeln. 

Die  Ausgaben  für  die  Bekleidung  der  Kinder  umfassen,  da 
1880  auch  der  letzte  Sohn  von  der  Schule  abging  und  die  Aus- 
gaben für  seine  Kleidung  fortan  den  Unterhaltsgeldern  zugerech- 
net sind,  seit  1881  nur  die  Ausgaben  für  die  beiden  Töchter. 
Sie  gliedern  sich  folgendermaßen:  (Siehe  Tabelle  S.  275). 

In  den  Ausgaben  für  Stiefel  ist  vielleicht  während  der  ersten 
Jahre  auch  die  Schuhmacherrechnung  des  jüngsten  Sohnes  ent- 
halten. 

Für  die  Töchter  wurde  regelmäßig,  im  Frühjahr  und  im 
Herbst,  aus  gutem  Stoff  bei  einer  tüchtigen  Schneiderin  je  ein  Ge- 
brauchskleid gemacht,  das  zuerst  ein  Jahr  als  Sonntagskleid,  und 
sodann  ein  bis  zwei  Jahre  als  Werktagskleid  diente.     Außer  der 
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Ausgaben  für  die  Kleidung  zweier  Töchter  1881 — 1888  *). 


Jahr 

Alter  der 
Töchter 

Kleidung 
insgesamt 

Ober- 
kleidung 

Wäsche 

Stiefel 

Hüte 

Hand- 
schuhe 

1. 

2. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

1881 

13 

9 

335 

210 

2 

62 

20 

8 

1882 

M 

10 

342 

192 

13 

100 

15 

5 

1883 

15 

11 

335 

148 

40 

100 

29 

4 

1884 

16 

12 

469 

279 

26 

100 

23 

4 

1885 

17 

13 

360 

187 

34 

71 

33 

11 

1886 

18 

14 

592 

348 

66 

114 

16 

23 

1887 

19 

15 

603 

387 

74 

62 

22 

3 

1888 

20 

16 

420 

202 

— 

99 

14 

5 

Zeit  wurde  wohl  ein  Tanzstundenkleid  oder  ein  Festkleid  gekauft. 
Aber  solche  Anschaffungen  hielten  sich  in  engen  Grenzen. 
Weiße  Batistkleider  bekamen  sie  während  ihrer  ganzen  Kind- 
heit nur  einmal,  zur  Hochzeit  ihres  ältesten  Bruders.  Einen 
Staat  heller  Kleider  für  die  jungen  Damen  unter  dem  Bügeleisen 
zu  halten,  entsprach  nicht  dem  Sinne  der  Mutter.  Die  mittlere 
Jahresausgabe  für  Kleiderstoffe  der  Töchter  betrug  1882 — 1885  67M., 
diejenige  für  Schneiderlöhne  84  M.  Erst  als  die  älteste  Tochter 
achtzehnjährig  in  die  Welt  hinaustrat,  und  das  kunstsinnige 
Mädchen,  gleich  der  Mutter  anmutig  und  voll  sprühenden  Lebens, 
sowohl  im  Kreise  der  bürgerlichen  Freundschaft,  als  auch  auf 
manch  einem  Fest  in  den  ersten  Häusern  der  Berliner  Beamten-, 
Finanz-  und  Industriewelt  eine  viel  bewunderte  Erscheinung  wurde, 
stieg  die  mittlere  Jahresausgabe  (1886 — 1888)  für  Kleiderstoffe  der 
beiden  Töchter  auf  109  M.,  die  Ausgabe  für  Schneiderlöhne 
auf  132  M.  Nur  ein  seidenes  Kleid  wurde  der  Tochter  während  ihrer 
ganzen  Jungmädchenzeit  gewidmet  und  zwar  als  Weihnachtsgeschenk ; 
im  übrigen  bestritt  sie  die  Kosten  der  Geselligkeit  mit  einfachen 
hellen  Batist-  und  Wollkleidern,  ohne  daß  ihre  gesellschaftlichen 
Erfolge  dadurch  Einbuße  erlitten  hätten. 

Die  Ausgaben  für  Nahrung  (ohne  repräsentative  Gesellig- 
keit), Beleuchtun  g  (außer  Gas)  und  Reinigung  stapden 
mit  einer  mittleren  Jahresausgabe  von  475  M.  für  eine  männ- 
liche Person  über  25  Jahren  und  408  M.  für  eine  weibliche  nur 
wenig  höher,  als  zu  Ausgang  der  vorigen  Periode.  Die  entspre- 
chenden Tagesausgaben  betrugen  1.30  M.  und  1.12  M.  In  diesen 
Zahlen  sind  auch  alle  Kosten  der  zwanglosen  Geselligkeit  ent- 
halten, ausgenommen  diejenigen   für  Wein.     War   schon    in    den 


1)  Das  Jahr  1889  ist  fortgelassen,    weil  die  älteste  Tochter  auf  ein  Klcidcr- 
und  Taschengeld  von  300  M.  jährlich  gestellt  wurde,  das  zwar  der  Gruppe  Kleidcr- 
btfl  zugerechnet  ist,  jedoch  nicht  spezialisiert  werden  kann. 
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früheren  Jahren  dank  der  geselligen  Talente  der  Hausfrau  viel 
Besuch  aus-  und  eingegangen,  so  entfaltete  sich  nunmehr  bei  den 
größeren  Einnahmen  und  den  erweiterten  Möglichkeiten  größerer 
Gesellschaftsräume  und  Gastzimmer  das  fröhliche  Treiben  eines 
zwanglosen  Verkehrs  aufs  lebhafteste.  Wer  aus  der  näheren 
Freundschaft  oder  Verwandtschaft  nach  Berlin  kam,  kehrte  in  dem 
gastfreien  Hause  ein.  Mehrfach  wurden  mittellose  Verwandte 
und  Bekannte  zu  einem  Studienaufenthalt  oder  ähnlichen  Zwek- 
ken  monatelang  aufgenommen.  Für  die  Söhne  und  Töchter  des 
Freundes-  und  Familienkreises,  die  ohne  eigenes  Heim  in  Berlin 
weilten,  wurde  Sonntags  stets  offene  Tafel  gehalten,  so  daß  sich 
oftmals  unverhofft  8,  10,  auch  12  Personen  zur  Mittagstafel  ver- 
einigten. Die  gewandte  Hausfrau  wußte  jederzeit  Rat.  Die 
durchschnittliche  Jahresausgabe  für  Wein  zu  den  Zwecken  dieser 
zwanglosen  Geselligkeit  —  alltags  wurde  kein  Tischwein  im 
Familienkreise  getrunken  —  berechnet  sich  nach  den  Buchungen 
des  Hausherrn  auf  89  M. ;  sie  war  in  Wirklichkeit  etwas  höher, 
da  0,  in  den  ersten  Jahren  dieser  Periode  die  meisten  Ausgaben 
für  Wein  unter  den  Repräsentationskosten  gebucht  und  erst  seit 
1884  einen  Teil  der  Weinkosten  der  Gruppe  Nahrung  zugerechnet 
hat. 

Eine  kleine  Zubuße  erfuhr  die  Berliner  Wirtschaft  durch 
Lieferungen  des  Gutes.  Sie  erstreckten  sich  aber  nicht  auf  die 
Dinge  des  täglichen  Bedarfs,  sondern  beschränkten  sich  auf  rohes 
und  eingemachtes  Obst,  sowie  Geflügel.  Mit  200  M.  jährlich 
sind  diese  Zubußen  schon  hoch  veranschlagt. 

Die  Ausgaben  für  repräsentative  Geselligkeit  —  in  unserer 
Aufstellung  den  Repräsentationskosten  zugerechnet  —  betrugen 
im  Durchschnitt  der  11  Jahre  1879 — 1889  jährlich  1225  M. ; 
davon  kamen  638  M.  auf  Essen  einschließlich  der  Bedienung 
und  ähnlicher  kleiner  Posten,  567  M.  auf  Weine,  20  M.  auf 
Zigarren.  Das  regelmäßigste  große  Festessen  war  des  Kaisers 
Geburtstagsdiner,  an  dem  alle  höheren  Beamten  der  Behörde, 
der  Bürovorsteher  und  einige  der  Behörde  nahestehende  Persön- 
lichkeiten, im  ganzen  einige  20  Personen,  teilnahmen.  Es 
kostete  230 — 280  M.  (hier  wie  im  folgenden  ohne  Weine). 
Außerdem  fand  meist  einmal  im  Jahr  ein  Diner  für  Herren 
und  Damen  statt,  dessen  Kosten  120—260  M.  betrugen.  Er- 
gänzend gab  man  je  nach  Bedarf  eine  oder  zwei  schlichtere 
Gesellschaften  jährlich,  meist  Abendgesellschaften,  deren  Kosten 
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zwischen  100  und  200  M.  schwankten.  So  wurden  1881  für 
eine  Abendgesellschaft  von  50  Personen  178  M.  ausgegeben. 
In  den  letzten  Jahren  nahm  die  Zahl  der  Gesellschaften  ab;  sie 
waren  dem  Hausherrn  immer  nur  eine  Pflicht,  der  sich  der  ältere 
Mann  gern  entzog,  obwohl  die  immer  bereite  Hausfrau  ihm  jed- 
wede daraus  entstehende  Unbequemlichkeit  oder  gar  Mühewaltung 
fernzuhalten  wußte.  Eine  außergewöhnliche  Steigerung  erfuhr 
die  amtliche  Geselligkeit,  wenn  alle  6  Jahre  eine  Körperschaft 
parlamentarischen  Charakters  tagte,  mit  der  O.  als  Leiter  seiner 
Behörde  zu  verhandeln  hatte.  Dann  wurden  die  Herren  teils 
zum  Diner,  teils  zu  großen,  bis  zu  120  Personen  umfassenden 
Routs  eingeladen.  Die  Kosten  dieser  außerordentlichen  Gesellig- 
keit betrugen  1879  bd  2  Diners  und  2  Routs  1275  M.  und  1885 
bei  einem  Diner  und  2  Routs  916  M.  Endlich  sind  in  den 
Ausgaben  für  repräsentative  Geselligkeit  auch  noch  die  Kosten 
zweier  jugendlicher  Gesellschaften  für  die  Jugend  des  Kollegen- 
kreises und  die  Freunde  und  Freundinnen  der  erwachsenen  Kinder 
enthalten.  1886  wurden  60  M.,  1888  96  M.  für  ein  derartiges 
Fest  ausgegeben  bei  einer  Personenzahl  von  etwa  50  Gästen. 

Die  Ausgaben  für  Erziehung,  schon  zu  Ausgang  des 
vorhergehenden  Zeitabschnittes  an  erster  Stelle  stehend,  blieben 
auch  jetzt  trotz  aller  repräsentativen  und  familiären  Geselligkeit 
mit  einer  mittleren  Jahresausgabe  von  3346  M.  die  weitaus 
größte  unter  allen  Ausgaben,  obwohl  der  älteste  Sohn  schon 
zwei  Monate  nach  seinem  Assessorexamen  im  Jahre  1879  eine 
mit  Diäten  vergütete  kommissarische  Beschäftigung  fand  und 
seither  keine  Unterhaltungsgelder  mehr  vom  Vater  bezog. 

Der  zweite  Sohn,  dessen  Berufsausbildung  bereits  1876  be- 
gonnen hatte,  widmete  sich  dem  Forstfach.  Die  Ausbildung  bis 
zum  ersten  Examen  dauerte  372  Jahre  und  umfaßte  ein  praktisches 
Jahr  beim  Oberförster,  dessen  Kosten  auf  1625  M.  anliefen,  und 
5  Semester  Akademie  in  Neustadt-Eberswalde  mit  einer  Gesamt- 
ausgabe von  4756  M.  Es  war  also  ein  teures  Studium,  sowohl 
durch  den  ständigen  Aufenthalt  außerhalb  des  Elternhauses,  als 
auch  durch  zahlreiche  Nebenausgaben,  insbesondere  für  Geräte 
und  Exkursionen.  So  bekam  der  junge  Forstmann  1876  ein 
Gewehr  für  222.50  M.,  1877  ein  Mikroskop  für  126  M.,  1879  eine 
Mineraliensammlung  für  75  M. ;  für  eine  akademische  Exkursion 
im  Jahre  1878  wurden  250  M.  ausgegeben.  Die  Kollegiengelder 
in  Neustadt- Eberswalde  betrugen  75 — 90  M.  im  Semester,  während 
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für  Wohnung,  Kost,  Kleidung  und  Taschenausgaben  vierteljährlich 
337,50  M.  ausgesetzt  waren.  Nach  bestandener  erster  Prüfung 
trat  der  Sohn  im  Herbst  1879  a^s  Einjährig-Freiwilliger  bei  dem 
Garde-Schützen-Bataillon,  damals  noch  in  Berlin,  ein;  das  Dienst- 
jahr kostete  2029  M.,  von  denen  1600  M.  auf  den  Lebensunter- 
halt, 213  M.  auf  Uniformen,  der  Rest  auf  Zuschüsse  zum  Manöver 
u.  dgl.  entfielen.  Es  folgten  3  Semester  Studium  an  der  Berliner 
Universität,  eine  Zugabe  zu  der  vorgeschriebenen  Berufsvorbe- 
reitung, die  der  Vater  wünschte.  Das  Feldmesserexamen,  sowie 
2  militärische  Uebungen  für  994  M.  (einschließlich  der  Uniformen) 
erledigte  der  Sohn  teils  während  dieser  drei  Semester,  teils 
unmittelbar  im  Anschluß  daran.  Im  Elternhause  wohnend,  bezog 
er  während  dieser  Studienzeit  150  M.  Kleider-  und  Taschengeld 
vierteljährlich.  Dann  wurde  die  Ausbildung  mit  einem  zweijährigen 
Aufenthalt  auf  verschiedenen  Oberförstereien  bei  einem  jährlichen 
Unterhaltsgeld  von  2000  M.  beendet.  Im  November  1884  legte 
der  Sohn  die  letzte  Prüfung  ab  und  bekam  bald  darauf  eine 
diätarische  Beschäftigung.  Fortan  trug  er  die  Last  seines  Unter- 
haltes im  wesentlichen  selbst;  doch  erhielt  er  vom  Vater  noch 
Zuschüsse,  die  sich  1885  — 1889  durchschnittlich  auf  519  M.  jährlich 
beliefen  und  ihm  die  Gründung  einer  Familie  ermöglichten.  Das 
gesamte  Studium  bis  zum  letzten  Examen  kostete  ohne  militärische 
Dienstleistungen  13739  M.;  mit  den  Ausgaben  von  3023  M.  für 
militärische  Dienstleistungen  stieg  der  Betrag  auf  16762  M.  Wir 
schließen  die  Darstellung  mit  derselben  zusammenfassenden  Auf- 
stellung der  Ausbildungskosten  wie  beim  ältesten  Sohne. 

Kosten  fürBerufsausbildung  undMilitärdienst  des    zweiten 
Sohnes  (Forstmann,). 
I.  Erziehungs-  3.  Aufenthalt  im 

Jahr  gelder  Elternhause 

M.  M. 

1876  1134  — 

1877  1778  — 

1878  2015  — 

1879  2020  —  N 

1880  1928  494 

1881  1721  1673 

1882  1712  617 

1883  2187 


1884         2267 


Sa.   1.   16762  Sa.  2.  2784 

Sa.   1  u.  2  :   19  546  M. 

Der  jüngste  Sohn    verließ   im  Herbst  1880,    durch  Krankheit 
und  einen  schweren  Unfall  zurückgehalten,  die  Schule  201/2Jährig. 
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Seine  Ausbildung  zum  Juristen  ging  in  allen  wesentlichen  Stücken 
derjenigen  des  ältesten  Bruders  so  genau  parallel,  daß  eine  Dar- 
stellung sich  erübrigt.  Die  2  Semester  in  Heidelberg,  die  Schweizer- 
reise, das  Dienstjahr  bei  einem  Berliner  Garde-Infanterieregiment 
—  das  alles  wiederholte  sich;  nur  das  Doktorexamen  fiel  fort; 
statt  dessen  fand  die  dritte  militärische  Uebung  während  der 
Ausbildungszeit  statt.  Auch  die  Höhe  des  Unterhaltsgeldes  blieb 
die  gleiche,  wie  beim  ältesten  Sohne;  doch  bekam  der  jüngere 
Sohn  häufigere  Zuschüsse,  auch  Kleider  wurden  hie  und  da  vom 
Vater  bezahlt,  so  daß  insgesamt  sich  der  Unterhalt  um  17%  teurer 
stellte,  als  bei  dem  älteren  Bruder.  Die  Prüfungen  wurden  ohne 
allen  Zeitverlust  absolviert;  es  fiel  dem  Vater  nicht  ein,  bei 
größeren  Einnahmen  den  jüngeren  Sohn  mit  geringeren  An- 
forderungen an  seinen  Fleiß  zu  verwöhnen. 

Einige  Preisnotierungen  und  eine  Gesamtübersicht  möchten 
noch  von  Interesse  sein.  Die  Immatrikulation  im  ersten  Berliner 
Semester  1880  kostete  18  M.;  für  Kollegiengelder  wurden  in  den 
ersten  5  Semestern  85 — in  M.,  im  letzten  41,25  M.  ausgegeben. 
Das  Dienstjahr  1884/85  kostete  1887  M.,  die  sich  ähnlich  wie  bei 
den  älteren  Brüdern  verteilten;  die  drei  Uebungen  nebst  Uni- 
formen nahmen  1574  M.  in  Anspruch;  die  Prüfungsgebühren  beim 
Assessorexamen  1889  betrugen  60  M. 

Kosten  für  Berufsausbildung  undMilitärdienst  des  3.  Sohnes. 

(Jurist). 
1.  Unterhalts-  2.  Aufenthalt  im  Summa 

gelder  Elternhause  1 — 2 

M.  M.  M. 


1880 

458 

446 

904 

1881 

1996 

461 

2457 

1882 

1204 

1266 

2470 

1883 

931 

1795 

2726 

1884 

1625 

544 

2169 

1885 

1309 

625 

1934 

1886 

1058 

1693 

2751 

1887 

1224 

1538 

2762 

1888 

1442 

1505 

2947 

1889 

539 

■S73 

1412 

Sa.   11  786  10  746  22  532 

Daß  die  mittlere  und  letzte  Zahlenreihe  aus  schon  früher 
angeführtem  Grunde  nur  einen  theoretischen  Wert  haben,  wird 
auch  durch  diese  Aufstellung  bestätigt.  Die  Jahre  des  Heidel- 
berger Aufenthaltes  und  des  Militärdienstes,  1881  und  1884/85, 
für  den  Vater  die  teuersten,  erscheinen  in  der  dritten  Kolonne 
als  die  niedrigsten. 
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Berechnet  man  mit  Hilfe  der  Quets  die  Kosten  für  die  Auf- 
bringung der  drei  Söhne  von  der  Geburt  an  bis  zum  Abiturienten- 
examen1), wobei  der  Mangel  an  Angaben  für  die  ersten  Lebens- 
jahre der  beiden  älteren  Söhne  ausgeglichen  werden  kann,  indem 
man  die  Unterhaltskosten  für  diese  wenigen  Jahre  den  ent- 
sprechenden Kosten  des  dritten  Sohnes  gleichsetzt,  so  ergibt  sich 
die  folgende  Zusammenstellung: 

Erziehungskosten  der  Söhne. 


1. 

Unterhalt     bis 

2. 
Unterhalts- 

3- 
Aufenthalt    im 

4« 

Summa  1—3: 

zum  Abitu- 

gelder während 

Elternhause 

Gesamtkosten  von 

rientenexamen 

der  Berufsaus- 

während     der 

derGeburt  bis  zum 

bildung 

Berufsaus- 

Schluß der  Berufs- 

M. 

M. 

bildung 
M. 

ausbildung 
M. 

1.  Sohn 

2.  Sohn 

3.  Sohn 

I37I3 
18580 
26  277 

10076 
16  762 
11  786 

9877 

2784 

10746 

33  666 
38126 

48809 

Sa.   135  691 

Die  Summe  aller  Ausgaben  während  der  31  Berichtsjahre 
betrug  415  321  M.;  Erziehung  und  Berufsausbildung  der  drei 
Söhne  nahmen  mithin  3i,8°/o  der  Gesamtausgabe  in  Anspruch2). 

Auf  welcher  Stufe  die  Lebenshaltung  der  Söhne  während 
der  ganzen  Zeit  stand,  erhellt  aus  der  vorangegangenen  ein- 
gehenden Behandlung  aller  Ausgaben.  Anfangs  einfach  gewöhnt, 
genossen  sie  während  der  letzten  2/3  der  gesamten  Berichtszeit 
das  Behagen  einer  auskömmlichen,  zuletzt  in  vieler  Beziehung 
patrizierhaft  vornehmen  bürgerlichen  Existenz.  Einen  feudalen 
oder  großkapitalistischen  Anstrich  trug  dagegen  ihr  Leben  in 
keiner  Weise.  Sie  traten  als  Studenten  nicht  in  Korps,  als 
Einjährig-Freiwillige  nicht  in  teure  Kavallerieregimenter  ein ;  sie 
trieben  keinen  kostspieligen  Sport,  sie  machten  keine  großen 
Reisen.  In  festumgrenzter  bürgerlicher  Sphäre  spielte  sich  ihr 
Leben  ab.  Man  kann  daher  mit  Recht  aus  der  obigen  Tabelle 
Schlußfolgerungen  allgemeiner  Art  über  die  Kosten  des  Studiums 
ableiten;  die  oben  berechneten  Kosten  stellen  für  die  betreffenden 
Berufe  in  den  betreffenden  Zeiträumen  zweifellos  ungefähr  den 
Durchschnitt  dessen  dar,  was  ein  junger  Mann  aus  angesehener 
bürgerlicher  Familie  verbrauchte,    wobei  dann  zu  berücksichtigen 


1)  Vgl.  Tabelle  S.  VI. 

2)  Die  mit  3606  M.  berechneten  Kosten  für  den  Unterhalt  der  beiden  ältesten 
Söhne  vor  1859  sind  bei  dieser  Prozentberechnung  ausgeschaltet. 
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wäre,  daß  sich  die  Schulzeit  des  ältesten  Sohnes  bei  überdurch- 
schnittlichen Leistungen  um  1  Jahr  gegen  die  normale  Dauer 
verkürzte,  während  sie  bei  dem  jüngeren  Juristen  infolge  ungünstiger 
Umstände  2  Jahre  über  die  normale  Zeit  hinaus  in  Anspruch 
nahm. 

Das  Schulgeld  der  zwei  Töchter  stieg  pro  Kind  von  45  M. 
vierteljährlich  in  den  Unterklassen  auf  54  M.  vierteljährlich  in 
den  Oberklassen.  Für  Klavierunterricht  der  beiden  Mädchen 
zahlte  der  Vater  jährlich  300  M.  Nach  dem  Abgang  von  der 
Schule  bekam  die  ältere  Tochter  Gesangunterricht,  die  Stunde 
zu  5  M.  Insgesamt  wurden  in  dem  musikalischen  Hause  von 
1867 — 1889,  ohne  daß  eine  berufliche  Ausbildung  in  der  Musik 
stattgefunden  hätte,  4806  M.  für  Musikstunden  ausgegeben. 

Die  Zukunft  der  Töchter  machte  dem  Hausvater  ernsteste  Sorge, 
denn  als  Menschenkenner  wußte  er,  daß  ihre  Aussichten  auf 
Versorgung  durch  eine  Heirat  bei  dem  Mangel  an  Vermögen 
keine  günstigen  waren.  Eine  Berufsausbildung  der  Mädchen 
wurde  damals  von  dem  überwiegenden  Teile  der  Standesgenossen 
als  nicht  standesgemäß  betrachtet;  schwerwiegender  noch  war, 
daß  sie  als  Emanzipiertheit  verpönt  war.  Aber  so  treu  0.  sonst 
an  der  Sitte  als  einem  heiligen  Erbteil  der  Väter  festhielt,  so 
wenig  ließ  er  sich  beirren,  wenn  es  sich  um  die  Zukunft  seiner 
Kinder  handelte.  In  der  Wahl  eines  Berufes  sah  er  das  einzige 
Mittel,  seine  Töchter  vor  äußerer  Not  und  seelischer  Verkümmerung 
zu  bewahren,  und  mit  der  ganzen  Schroffheit  seines  Wesens  hielt 
er  ihrer  sorglosen  Jugend  immer  wieder  diese  ernsten  Notwendig- 
keiten vor  Augen.  »Hübsch  seid  ihr  nicht,  Geld  habt  ihr  nicht, 
also  von  Heiraten  ist  keine  Rede.«  Es  gelang  ihm  nicht,  das 
überschäumende  Temperament  der  älteren  Tochter  in  die  Zwangs- 
jacke einer  Berufsausbildung  zu  pressen,  zumal  ein  energisches 
Durchgreifen  des  Vaters  sich  mit  Rücksicht  auf  eine  schwere, 
langnachwirkendeKrankheit  desheranwachsenden  Mädchens  verbot. 
Die  Gesamtkosten  ihrer  Aufbringung  in  den  2172  Lebensjahren 
von  ihrer  Geburt  bis  zum  Schluß  der  Rechnungsbücher  berechnen 
sich  auf  36756  M.,  während  die  Erziehung  und  Berufsausbildung 
des  ältesten  Sohnes  —  freilich  in  die  ältere  Zeit  mit  billigeren 
Preisen  fallend  —  nur  33666  M.  in  Anspruch  nahmen.  Und 
zwar  handelt  es  sich  bei  dem  Sohn  um  ein  Anlagekapital,  das 
ihm  in  der  Folgezeit  selbst  die  Einnahmen  eines  hohen  Beamten 
eintrug,  bei  der  Tochter  dagegen  zum  großen  Teil  um  Ausgaben 

Zeitschrift  für  die  rcs.  St.iattwissensch.     193:.     3.  IO, 
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unproduktiver  Natur  infolge  der  hohen  Lebenshaltung.  Die  ganze 
Tragik  in  dem  Schicksal  der  anspruchsvoll  gewöhnten,  berufslosen 
Töchter  vornehmer  Beamter  ohne  Vermögen  kommt  in  diesen 
Zahlen  zum  Ausdruck. 

Die  jüngere  Tochter  trat  1890  mit  17  Jahren  in  ein  Lehrerinnen- 
seminar ein.  Es  ist  bezeichnend  für  das  Maß  von  Einsicht,  mit  dem 
man  damals  in  diesen  Kreisen  weibliche  Berufsarbeit  beurteilte, 
selbst  in  einem  Falle,  wo  sie  durch  die  ökonomischen  Verhältnisse 
unbedingt  geboten  erschien,  daß  dieser  Schritt  von  vielen  Seiten  als 
Blaustrümpfigkeit  kritisiert  wurde,  zum  mindesten  als  eine  Sache, 
die  nicht  »ladylike«  sei.  Ueber  die  Kosten  ihrer  Berufsausbildung 
berichten  die  Rechnungsbücher  nicht  mehr. 

Die  ärztliche  Versorgung  der  Familie  lag  nach  wie  vor 
in  den  Händen  eines  Hausarztes  mit  einem  Jahreshonorar  von 
120  M.,  das  bei  schwerer  Krankheit  erhöht  wurde. 

Das  Dienstpersonal  des  Haushalts  bestand  aus  zwei 
Mädchen,  deren  Lohn  anfangs  12.50  M.  monatlich,  seit  1885 
15  M.  und  13.50  M.  betrug.  Doch  war  ihr  Einkommen  tatsächlich 
bedeutend  höher.  Außer  kleineren  Geschenken  zu  Geburtstagen  und 
Weihnachten  bekamen  die  Dienstboten  regelmäßig  jedes  Jahr  von  der 
Hausfrau  den  Stoff  zu  zwei  Kleidern,  eins  anläßlich  der  Sommer- 
reise, eins  zu  Weihnachten,  oder  andere  Kleidungsstücke  von 
gleichem  Wert.  Ihre  Steuern  bezahlte  der  Hausherr.  Bei  Krank- 
heiten wurden  sie,  sei  es  im  Hause,  sei  es  im  Krankenhause,  auf 
Kosten  ihres  Arbeitgebers  ärztlich  behandelt  und  verpflegt.  Zu  ihrem 
Vergnügen  standen  ihnen  häufig  Billets  für  Wohltätigkeitskonzerte 
und  andere  Wohltätigkeitsveranstaltungen  zur  Verfügung.  Ihre 
Bareinnahme  erhöhte  sich  durch  die  rege  Geselligkeit  sehr  be- 
deutend. Mußten  sie  zwar  bei  den  offiziellen  Festen  ihre  Trink- 
geldereinnahme mit  einigen  Dienern  teilen,  so  brachte  daneben 
doch  auch  die  kleine  Geselligkeit  häufig  Trinkgelder.  Die  Mädchen 
waren  daher  mit  ihrer  Stellung  zufrieden,  so  daß  während  der 
Berichtsperiode  kein  Wechsel  stattfand.  Als  dritte  Kraft  kam  in 
den  ersten  Jahren  eine  alte  Dienerin  hinzu,  die  jahrzehntelang  in 
der  Verwandtschaft  O.s  treu  gedient  hatte  und  nun  bei  freiem 
Aufenthalt  im  Hause  O.s  die  Zinsen  ihres  kleinen  Vermögens 
verbrauchte.  Sie  machte  sich  im  Haushalt  so  weit  nützlich,  als 
ihre  schwachen  Kräfte  es  erlaubten.  Endlich  bezog  noch  der 
amtliche  Portier  des  Hauses  von  0.  ein  regelmäßiges  Monats- 
gehalt von  15 — 18  M.  für  bestimmte  Dienstleistungen,  wie  Kohlen- 
tragen, Stiefelputzen  u.  dgl. 
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Die  Ausgaben  für  Bücher,  Zeitungen  usw.  standen  in 
den  ersten  drei  Jahren  mit  284  M.  mittlerer  Jahresausgabe  noch 
etwas  höher,  als  am  Schluß  der  vorigen  Periode ;  dann  aber 
senkten  sie  sich  langsam  auf  119  M.  in  den  letzten  drei  Jahren, 
—  das  geistige  Interesse  des  Hausherrn  begann  nachzulassen. 
Die  Zeitungen  und  Zeitschriften  blieben  im  wesentlichen  dieselben 
wie  früher. 

Ausgaben  für  Porto  und  Papier,  Steuern  und  Ver- 
sicherungsbeiträge sind  aus  der  nachfolgenden  Tabelle 
ersichtlich. 

Ausgaben  des  notwendigen  Bedarfs. 
Mittlere  Jahresausgaben   1880 — 1889. 

M      o/0  der  Gesamt- 


>e 

Erziehung 3346  17,48 

Nahrung,  Reinigung,  Beleuchtung  außer  Gas 2995  15,92 

Obdach 2372  12,62 

Steuern                1207  6,42 

Zukunftssicherung 681  3,64 

Bedienung 590  3,15 

Kleidung  der  Töchter  x) 432  2,33 

Feuerung 421  2,24 

Kleidung  der  Mutter 286  1,53 

Hausrat 264  1,43 

Gas 260  1,38 

Gesundheitspflege 247  1,33 

Kleidung  des  Vaters 225  1,19 

Bücher,  Zeitungen       174  0,91 

Porto,  Papier .  76 0,40 

Sa..  13  576  7L97 

Für  die  nun  folgenden  reinen  Luxusausgaben  genügt  nach 
der  früheren  ausführlichen  Behandlung  der  zusammenfassende 
Ueberblick  mit  einigen  erläuternden  Bemerkungen. 

Luxusausgaben. 

Mittlere  Jahresausgabe    1880— 18S9. 

M      u/o  der  Gesamt- 
ausgabe 

Repräsentation 1327  6,99 

Wohltätigkeit 103 1  5,43 

Geschenke 1013  5,35 

Reisen 1002  5,33 

Verkehrsmittel 54  29 

Tabak 282  1,50 

Vergnügungen   außer  dem  Hause 98  50 

Theater,  Konzerte,   Vorträge  u.  dgl .  25  13 

K  4832       25,52 

i)  Bei  der  Kleidung  der  Tochter  ist  aus  dem  S.  27s  aufführten  Grunde 
nur  der  Durchschnitt  der  Jahre    1881  — 1888  genommen. 
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Die  Ausgaben  für  Repräsentation  umfaßten  außer  den  < 
früher  schon  aufgeführten  Summen  für  die  Wohnungsausstattung 
zu  Beginn  der  Periode  und  für  Geselligkeit  noch  die  Kosten  der 
Ziviluniformen  des  Hausherrn,  die  Fuhrmannslöhne  und  Trink- 
gelder gelegentlich  amtlicher  Feste  und  Feiern,  die  Ehren- 
geschenke u.  dgl. 

Die  Sommerreise  ging  natürlich  nach  dem  eigenen  Land- 
gut. Und  wenn  auch  mit  der  Gutswirtschaft  über  den  Aufenthalt 
der  Familie  abgerechnet  wurde,  so  blieb  die  Ausgabe  doch  sehr 
viel  geringer,  als  sie  sich  bei  einem  sechswöchentlichen  oder  auch 
längeren  Aufenthalt  in  einer  Pension  oder  einem  Hotel  gestellt 
haben  würde.  Nach  Krankheiten  der  Töchter  wurde  der  Auf- 
enthalt auf  dem  Landgut  mehrfach  auf  Monate  ausgedehnt.  Der 
Hausherr  pflegte  außerdem  im  Frühjahr  allein  oder  mit  einem 
der  Kinder  dem  Gute  einen  Besuch  abzustatten.  Außer  diesem 
regelmäßigen  Aufenthalt  auf  dem  Gute  wurden  nur  vereinzelt 
Reisen  unternommen.  Die  Hausfrau  besuchte  1883  die  alte 
Freundschaft  im  Rheinlande,  eine  Reise,  die  205  M.  kostete. 
1889  wiederholte  sie  den  Besuch  mit  den  beiden  erwachsenen 
Töchtern,  wofür  292  M.  gebucht  sind.  Im  Jahre  1888  machte 
der  jüngste  Sohn  für  450  M.  eine  Badereise,  deren  Kosten  den 
Erziehungsgeldern  zugerechnet  sind. 

Die  mittlere  Jahresausgabe  für  Verkehrsmittel  blieb,  auch 
wenn  man  die  Fahrten  bei  repräsentativen  Gelegenheiten  und  die 
vom  Taschengeld  der  Hausfrau  bezahlten  Fahrten  ausnimmt,  mit 
60  M.  für  Vater,  Mutter  und  die  unerwachsenen  Kinder  sehr 
gering.  Die  Familie  machte  in  dieser  Beziehung  keinen  Auf- 
wand; insbesondere  wahrte  sich  0.  die  Freiheit,  auch  das  billigste 
Verkehrsmittel  zu  benutzen,  und  kletterte,  wenn  es  ihm  gelegen 
kam,  ungeniert  auf  das  Dach  des  Omnibus  —  zum  Entsetzen 
seiner  vornehmeren  Freunde.  Ihren  Spötteleien  wußte  er  mit 
der  Versicherung  zu  begegnen,  daß  er  sich  mit  Handwerksburschen 
und  Arbeitern  lehrreich  unterhalten  habe. 

Die  Ausgaben  für  Theater,  Konzerte,  Vorträge 
stiegen  erst  in  den  letzten  Jahren  höher,  als  0.  für  seine  Familie 
auf  2  Plätze  in  den  Symphoniekonzerten  der  Königlichen  Kapelle 
für  36  M.  jährlich  abonnierte. 

Mit  dem  1.  Jan.  1890  hören  die  uns  vorliegenden  Berichte 
auf,  weil  ein  neues  Buch  in  Benutzung  genommen  wurde,  das 
nicht    mehr    erhalten    ist.      1891     schied    0.    nach    45  72  jähriger 
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Tätigkeit  im  Staatsdienste  65 jährig  aus  dem  Amt;  2*/a  Jahre 
später  setzte  ein  leichter  Tod  seinem  reichen  Leben  unerwartet 
schnell  ein  Ziel. 

Tabelle  I. 
Vermögensaufstellung  1859 — 1877  *). 


Jahr 

Passiva 

A  et  i v  a 

Bilanz 

Stand  am 

1. 

2. 

3- 

4. 

31.  Dez. 

Wertpapiere 

Hypotheken 

Darlehn 

Sa.  1—3 

Thl. 

Thl. 

Thl. 

Thl. 

Thl. 

Thl. 

1859 

125 

20 

— 

— 

20 

—  105 

1860 

60 

— 

— 

— 

— 

—   60 

1861 

— 

— 

— 

—  , 

— 

— 

1862 

300 

— 

— 

— 

— 

—  300 

1863 

100 

200* 

— 

— 

— 

—  100 

1864 

100 

— 

— 

200 

+  100 

1865 

— 

400 

— 

— 

400 

-f  400 

1866 

— 

700 

— 

— 

700 

-f-  700 

1867 

— 

1000 

2000  2) 

— 

3000 

-j-  3000 

1868 

— 

2000 

2000 

— 

4000 

-|-  4000 

1869 

— 

— 

4500 

— 

4500 

4-  4500 

1870 

— 

400 

4500 

— 

4900 

+  4900 

1871 

— 

400 

4500 

— 

4900 

+  4900 

1872 

— 

1400 

4500 

— 

5900 

4-  5900 

1873 

— 

1800 

4500 

— 

6300 

+  °3oo 

1874 

— 

1800 

4500 

500 

6800 

4-  6800 

1875 

— 

1800 

4500 

700 

7000 

-j-  7000 

1876 

— 

1200 

4500 

900 

6600 

-\-   6600 

1877 

— 

1200 

4500 

900 

6600 

-f-  6600 

1)  Die    Zahlen    sind   z.  T.  nur    durch    Berechnung    auf    Grund    der    Zinsan- 
schreibung  gewonnen. 

2)  Eine  Erbschaft  von  seiten  eines  entfernten  Verwandten  des  Mannes. 
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Tabelle  III. 

B  i  1  a  n  z 

der  Einnahmen1)  un 

d  Ausgaben. 

w  ,      Einnahmen 
Jahr       M 

Ausgaben 
M. 

Ueberschüsse  -f- 

Fehlbeträge  — 

M. 

1859 

3420 

3  352 

+  68 

1860 

3  895 

3  936 

—  4i 

1861 

4  075 

4  008 

+  67 

1862 

6764 

7  7M 

—  95° 

1863 

6715 

6  775 

—  60 

1864 

7  452 

6  709 

+  743 

1865 

7663 

7236 

4~  427 

1866 

7840 

7  080 

+  76o 

1867 

9  587 

8416 

H-  1171 

1868 

12  067 

9  950 

+  2II7 

1869 

11  229 

9  299 

+  f930 

1870 

11  026 

9  444 

+  1582 

1871 

11  567 

10  616 

+  95i 

1872 

13  973 

11  089 

4-  2884 

1873 

14465 

12844 

4-  1621 

1874 

14485 

13566 

+  919 

1875 

15  531 

14094 

+  !437 

1876 

16  344 

15  642 

+  702 

1877 

15  446 

17048 

—  1602 

1878 

22  694 

2  3  494 

—  800 

1879 

24  840 

24258 

+  582 
+  3153 

1880 

24  225 

21  072 

1881 

23  568 

19816 

+  3752 

1882 

23  554 

»9  527 

+  4027 

1883 

23688 

18  959 

+  4729 

1884 

23580 

19  028 

+  4552 

1885 

23685 

18978 

4-  4707 

1886 

23619 

18066 

+  5553 

1887 

23  377 

16949 

4-  6428 

1888 

23  "5 

18657 

4-   4458 

1889 

23694 

17699 

+  5595 

Sa. 

477  183 
von  2000 

415  331 
Thl.  ist  den  Eini 

•-[-  61  862 

1)  Die  Erbschaft 

nahmen  nicht  zuger 

aber  ihre  Zinsen. 

wohl 
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Erläuterungen  zu  Tab.  IV  u.  V. 

Obwohl  einige  der  Ausgabeposten  bereits  im  Text  näher  bestimmt  sind,  er- 
schien es  zweckmäßig,  eine  kurze  Umschreibung  derjenigen  Gruppen,  deren  Be- 
deutung nicht  ohne  weiteres  gegeben  ist,  den  Tabellen  hinzuzufügen.  —  Die 
einzelnen  Posten  der  Tabellen  stimmen  nur  zum  Teil  mit  denen  der  Manuale 
überein,  da  die  Einteilung,  die  O.  angewandt  hat,  oft  für  die  Zwecke  unserer 
Untersuchung  nicht  geeignet  ist,  so  z.  B.  die  rein  subjektive  Bezeichnung  :  Luxus- 
ausgaben. 

Die  Kenner  der  einschlägigen  Literatur  werden  verstehen,  warum  das  ge- 
samte Material  in  möglichst  zahlreiche  Gruppen  zerlegt  ist :  Je  mehr  die  Angaben 
spezialisiert  sind,  um  so  leichter  lassen  sich  Vergleiche  mit  anderen  Aufstellungen 
ziehen. 

Obdach  =  Miete,  Reparaturen  an  der  Wohnung,  Wasser. 

Hausrat  umfaßt  neben  den  großen  Möbelanschaffungen  auch  die  kleinsten 
Geräte  und  Gegenstände  des  persönlichen  Bedarfs. 

Nahrung  konnte  von  den  Ausgaben  für  Seife  u.  dgl.,  Naturallohn  der 
Wasch-  und  Scheuerfrauen  nicht  getrennt  werden,  während  die  Ausgaben  für  Bar- 
löhne der  Hilfskräfte  den  Löhnen  zugerechnet  sind,  eine  Inkonsequenz,  die  mit 
jeder  schematischen  Aufstellung  dieser  Art  verbunden  zu  sein  pflegt. 

Kleidung  enthält  bis  1870  die  Kleider  aller  Kinder;  danach  scheiden  der 
Reihe  nach  die  auf  Sustentationsgelder  gestellten  Söhne  aus. 

Erziehung  enthält  allen  Unterricht,  Schulbücher  u.  dgl. ;  ferner  Ausgaben 
für  Taufe,  Konfirmation.  Von  dem  Zeitpunkt  an,  da  die  erwachsenen  Söhne 
Unterhaltsgelder  beziehen,  fallen  alle  Ausgaben  für  ihren  Bedarf  darunter,  so- 
fern sie  besonders  gebucht  sind. 

Gesundheitspflege  =  Ausgaben  für  Arzt ,  Medikamente  ,  Bäder, 
Hebamme. 

Verkehrsmittel  enthält  nicht  Droschken  bei  Reisen  und  repräsen- 
tativen Gelegenheiten.  —  Es  erscheint  natürlich  anfechtbar,  die  Ausgaben  für 
Verkehrsmittel  den  Luxusausgaben  zuzurechnen.  Bestimmend  für  diese  Anordnung 
war,  1.  daß  bei  dem  Umfang  des  damaligen  Berlin  und  der  Lage  der  Wohnungen 
zumeist  nahe  dem  Zentrum  (ausgenommen  die  vorletzte  Wohnung  im  äußeren 
Westen)  die  Mehrzahl  der  Wege  zu  Fuß  zurückgelegt  werden  konnte,  2.  die  Un- 
zuträglichkeit, Reisen  und  Verkehrsmittel  zu  trennen. 

Reisen.  Die  Dienstreisen  des  Hausherrn  sind  in  der  eisten  Periode  den 
Reisekosten  zugerechnet.  Seit  1863  sind  sie  in  den  Rechnungsbüchern  nur  mit 
dem  verbleibenden  Ueberschuß  der  Diäten  und  Reisekosten  gebucht  und  daher 
auch  in  unserer  Aufstellung  bei  den  Reiseausgaben  nicht  berücksichtigt,  ebenso- 
wenig die  Schulausfiüge ,  sowie  Ausflüge  und  Reisen  der  Unterhaltsgelder  be- 
ziehenden Söhne. 

Wohltätigkcii  =  Almosen,  Beiträge  für  gemeinnützige  Anstalten  und 
Vereine  ;  Geschenke  an  Verwandte  und  Freunde,  sofern  sie  den  Charakter  von 
Unterstützungen  tragen. 

Repräsentation,  ein  schwer  zu  umgrenzender  Posten,  denn  naturgemäß 
konnten  nicht  alle  unter  den  Begriff  Repräsentationskosten  fallenden  Ausgaben 
erfaßt  werden.  Der  vermehrte  Aufwand  für  Kleidung,  private  Geselligkeit  u.  a. 
mit    einem  Wort     die  Erhöhung    der    gesamten  Lebenshaltung,    wie    sie    durch  die 
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Stellung  eines  hohen  Beamten  bedingt  wird,  konnte  im  einzelnen  oft  nicht  erfaßt 
werden.  Gleichwohl  erschien  es,  um  ein  richtiges.  Gesamtbild  der  Ausgaben  zu 
erhalten,  geboten,  diese  Rubrik,  die  sich  seit  1878  auch  in  dem  Urmaterial  findet, 
aufrechtzuerhalten.  Sie  enthält  die  Ausgaben  für  die  amtliche  Geselligkeit 
(Gesellschaften  im  eigenen  Hause,  Trinkgelder  und  Fuhrlöhne  bei  Festen  außer- 
halb des  Hauses)  Ehrengeschenke  u.  dgl.  Auch  die  Uniformen  des  Hausherrn 
sind  eingerechnet,  während  die  Ausgaben  für  Gesellschaftskleidung  von  Frau  und 
Töchtern  bei  der  Rubrik  Kleidung  verbleiben  mußten. 

Sonstige  Ausgaben  enthält  mancherlei  kleinere,  in  den  aufgestellten 
Rubriken  nicht  unterzubringende  Ausgaben :  Gräberbegießen,  Lotterielose,  Photo- 
graphieren  u.  a. 

Nicht  nachgewiesene  Ausgaben  ==  von  dem  Hausherrn  als  Manko 
oder  unter  dem  Titel:  Insgemein  angeschrieben;  seit  1872  auch  120  M.  jährliches 
Taschengeld  der  Hausfrau. 

Erläuterungen  zu  Tab.  VI. 

Bei  der  Berechnung  der  auf  den  Kopf  des  einzelnen  Familiengliedes  ent- 
fallenden Ausgaben  ist  nach  folgenden  Gesichtspunkten  verfahren: 

Es  wäre  ein  sehr  unvollkommenes  Verfahren  gewesen,  die  Gesamtsumme  der 
jährlichen  Ausgabe  einfach  nach  der  Quetzahl  auf  die  einzelnen  Familienmit- 
glieder zu  verteilen.  Nicht  nur  bot  das  Material  für  einzelne  Rubriken  genauere 
Spezialisierung  (Kleider,  Erziehung  u.  a.)  sondern  es  lag  auch  in  der  Natur  ein- 
zelner Ausgabeposten,  daß  die  Familienglieder  an  ihnen  nicht  gleichmäßig  be- 
teiligt waren.  Das  galt  nicht  nur  für  Ausgaben  des  persönlichen  Bedarfs  e  i  n- 
z  ein  er  Familienglieder,  (Tabak,  Erziehung)  sondern  ebensosehr  für  eine  Reihe 
von  Ausgabegruppen,  die  der  Hausherr  in  seiner  Eigenschaft  als  Haushaltungs- 
vorstand, Beamter  und  Staatsbürger  zu  machen  hatte,  wie  Steuern,  Wohltätigkeits- 
ausgaben, Repräsentationsausgaben  u.  a. 

Auf  Grund  dieser  verwickelten  Sachlage  ist  folgendermaßen  verfahren : 

1.  Posten,  an  denen  alle  Familienglieder  gleichmäßig  oder  annähernd  gleich- 
mäßig beteiligt  waren,  ohne  daß  die  Höhe  ihres  Anteils  aus  dem  Urmaterial  durch- 
gehends  erkennbar  wäre  (einzelne  Notierungen  pro  Person  konnten  natürlich 
nicht  benutzt  werden)  sind  entsprechend  der  Quetzahl  auf  alle  im  Haushalt  an- 
anwesenden Familienglieder  verteilt.  Es  sind  dies  die  folgenden;  Obdach, 
Nahrung,  Reinigung,  Gas,  Feuerung,  Hausrat,  Löhne,  Arzt, 
Bücher,  Porto,  Theater,  Vergnügen,  Verkehrsmittel,  Sonstige 
und  Ungenannte  Ausgaben.  Der  Anteil  der  Dienstboten  an  diesen  Aus- 
gaben ist  nicht  gesondert  berechnet,  sondern  den  Familiengliedern  zugeteilt,  da  er  als 
Naturallohn  für  die  von  den  einzelnen  Familiengliedern  konsumierten  Dienste  er- 
scheint. Dagegen  sind  die  mittels  Quets  berechneten  Ausgaben  an  Nahrung  für 
den  Sohn  einer  befreundeten  Familie,  der  1868 — 1871  im  Hause  O.s  weilte  und  an 
einzelnen  kleinen  Mahlzeiten  teilnahm,  sowie  für  einen  in  den  Jahren  1876/77 
anwesenden  Pensionär  von  der  Gesamtausgabe  für  Nahrung  abgezogen  und  den 
Ausgaben  des  Haushaltungsvorstandes  als  Wohltätigkeits-  und  Erwerbsausgaben 
zugerechnet. 

2.  Kleidung  konnte  für  Vater  und  Mutter  während  der  ganzen  31  Berichts- 
jahre gesondert  berechnet  werden.  Zur  Feststellung  der  Ausgaben  für  die  Kinder 
wurde  der  im  Urmaterial   enthaltene  Posten:    »Kleidung    der  Kinder«  bis  1870  auf 
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alle  Kinder,  seit  1870  nur  auf  die  keine  Unterhaltsgelder  beziehenden  Kinder  ver- 
teilt, unter  Abzug  der  für  die  erwachsenen  Söhne  noch  unter  Kinderkleidung  an- 
geschriebenen Anschaffungen. 

3.  Erziehung  wurde  wie  Kleider  der  Kinder  berechnet. 

4.  Reisen  wurde  bis  1870  auf  alle  Familienglieder  verteilt,  fortan  auf  die 
Eltern  und  die  keine  Unterhaltsgelder  beziehenden  Kinder. 

5.  Tabak  wurde  dem  Hausherrn  zugerechnet,  ebenso  Geschenke  (an 
denen  je  länger  je  mehr  der  Anteil  der  Familie  zurücktrat)  Wohltätigkeit,. 
Steuern,  Schuldentilgung,  Repräsentation,  Zukunftssiche- 
rung, Ausgaben  für  eine  Vermögensverwaltung.  Daß  auch  diese; 
Gruppierung  anfechtbare  Stellen  hat,  sei  zugegeben- 
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ZUR  FRAGE  DER  PRESSREFORM. 

Von 

KARL  BÜCHER. 
I.  Einleitung. 

Als  ich  gegen  Ende  des  Winters  191 5  es  wagte,  über  Leistungen 
und  Haltung  der  deutschen  Zeitungen  während  des  Weltkrieges 
einen  leisen  Tadel  auszusprechen,  ist  mir  die  militärische  Zensur 
erschrocken  in  den  Arm  gefallen;  meine  Aeußerungen  durften 
nur  mit  erheblichen  Lücken  erscheinen1),  und  es  ergoß  sich  aus 
den  Reihen  der  Presse  eine  Flut  von  Schmähungen  und  Beschimp- 
fungen über  meine  Person,  die  diese  unter  die  bestverleumdeten 
Zeitgenossen  einzureihen  geeignet  schien.  Ich  habe  alles,  was 
gegen  mich  gesagt  und  getan  worden  war,  als  stiller  Beobachter 
gesammelt,  um  es  mit  Randbemerkungen  in  einer  zweiten  Schrift 
erscheinen  zu  lassen  und  dem  deutschen  Volke  eine  Probe  dessen 
zu  geben,  was  in  seiner  Presse  möglich  ist.  Aber  wieder  hat 
mich  die  Zensur  an  der  Ausgabe  gehindert,  und  mein  Verleger 
hat  erst  nach  zweijährigem  WTarten  und  Drängen  meine  Entgeg- 
nung erscheinen  lassen  dürfen,  nachdem  die  Zensur  nicht  nur 
vieles  aus  ihr  herausgestrichen  hatte,  was  ich  ungern  verlor,  son- 
dern auch  mich  noch  gezwungen  hatte,  die  so  entstandenen  Lücken 
mit  gleichgültigem  Texte  auszufüllen.  Wollte  ich  nicht  den  Ver- 
leger schädigen,  so  mußte  ich  mich  der  Gewalt  fügen,  und  so 
ist  meine  als  Entgegnung  gedachte  zweite  Schrift2)  verstümmelt 
und  reichlich  spät  unter  die  Menschen  gekommen,  dürfte  aber 
doch  noch  manchen  darüber  aufgeklärt  haben,  an  welchem  Punkte 
der  Entwicklung  unser  Zeitungswesen  angelangt  ist. 

Wenn  ich  nunmehr  mich   entschlossen  habe,    ein  drittes  Mal 


1)  In  der  Schrift:  Unssre  Sache  und  die  Tagespresse.     Tübingen  1915. 

2)  Die  deutsche  Tagespresse  und  die  Kritik.  Tübingen   1915.     Ausgegeben  im 
.April  1917. 
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über  das  Zeitungswesen  zu  schreiben,  so  gehorche  ich  der  Not, 
nicht  dem  eignen  Triebe.  Der  Zustand  unserer  Tagespresse  duldet 
kein  längeres  Zuwarten,  und  mein  Alter  mahnt  zur  Eile.  Ich 
rechne  aber  nicht  darauf,  die  Zustimmung  derjenigen  zu  finden, 
in  deren  Händen  jetzt  das  Schicksal  des  deutschen  Volkes  ist, 
oder  den  Beifall  derer,  die  in  der  Presse  tätig  sind,  bin  mir  viel- 
mehr bewußt,  daß,  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  die  erste- 
ren,  schon  aus  Furcht  vor  den  Zeitungen,  selbst  meinen  Worten 
keine  Beachtung  schenken  werden,  während  die  letzteren  im 
besten  Falle  das  beliebte  Verfahren  des  Totschweigens  auf  mich 
anwenden,  wahrscheinlich  aber  die  Hetze  von  191 5  wiederholen 
werden.  Zwar  beabsichtige  ich  nichts  zu  schreiben,  was  nicht 
jeder  Sachkundige  seit  langem  wüßte  und  keine  Maßnahmen  vor- 
zuschlagen, die  ich  nicht  als  unabweisbar  erkannt  hätte.  Aber 
es  kann  auch  nötig  werden,  Altbekanntes  und  Selbstverständliches 
von  neuem  festzustellen,  wenn  die  anerkannte  Unvernunft  des 
Bestehenden  an  sich  nicht  genügt,  seine  Existenz  zu  erschüttern. 
Daß  ein  Zustand  »zum  Himmel  schreit«  ist  nicht  ausreichend; 
das  Geschrei  muß  auch  auf  Erden  gehört  werden.  Und  auf  dieser 
sind  doch  weit  mehr  Menschen  am  Zeitungswesen  interessiert 
als  Staatslenker  und  Journalisten. 

Nicht  länger  zu  schweigen,  treibt  mich  mein  Gewissen.  Einst- 
weilen wird  man's  ja  uns  Alten  noch  zugute  halten  müssen,  daß 
wir  dem  folgen.  Was  ich  vorzuschlagen  habe,  nenne  ich  nicht 
Sozialisierung  der  Presse,  um  diesen  unendlich  gemißbrauch- 
ten Namen  nicht  noch  mehr  zu  verwirren.  Es  handelt  sich  auch 
gar  nicht  um  prinzipielle  Umwandlung  privatkapitalistischer  in 
gesellschaftliche  Produktion,  sondern  um  eine  reine  Zweckmäßig- 
keitsfrage, die  schon  der  alte  Staat  hätte  lösen  müssen,  wenn  ei- 
sern wahres  Heil  verstanden  hätte.  Sie  soll  allein  nach  Rück- 
sichten der  praktischen  Vernunft  behandelt  werden.  Die  Lösung, 
welche  ich  dafür  gefunden  zu  haben  glaube,  will  nur  einen  Weg 
zeigen,  der  mir  gangbar  erscheint.  Die  Zeit,  in  der  er  beschritten 
wird,  kann  ich  nicht  mehr  zu  erleben  hoffen,  würde  mich  aber 
glücklich  schätzen,  wenn  ich  etwas  dazu  beitragen  könnte,  ihr 
Herannahen  zu  beschleunigen. 

Die  deutsche  Sozialdemokratie  hat  ihre  Heiligen,  die  sie  mit 
größerer  Inbrunst  verehrt  als  irgendein  Volk  der  Erde  seine 
Religionsstifter.  An  derSpitse  stehen  Karl  Marx  und  Frudrich 
Engels y  deren  Weisheit  über  den  Kanal  zu  uns  herübergekommen 
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ist.  Sie  ist  so  dunkel  und  vieldeutig,  wie  im  Altertum  das  Del- 
phische Orakel,  und  darum  hat  sie  gerade  in  dem  Augenblicke 
versagt,  wo  der  Zukunftsstaat  endlich  gekommen  schien.  Dagegen 
hat  Ferdinayid  Lassalle  bei  der  Partei,  die  er  ins  Leben  gerufen 
hat,  wenig  Ansehen  mehr,  obwohl  ihm  niemand  im  Ernst  den 
Vorwurf  wird  machen  können,  etwas  gefordert  zu  haben,  was  er 
sich  nicht  klar  hatte  vorstellen  können.  Vielleicht  liegt  gerade 
darin  das  Geheimnis  seiner  Zurückdrängung  und  Ausschaltung. 
An  sein  ehernes  Lohngesetz  glaubt  heute  niemand  mehr,  und 
die  Produktiv-Assoziationen  mit  Staatshilfe,  welche  er  verlangt 
hatte,  sind  den  Seinen  »ein  Gelächter  und  ein  Aergernis«.  Aber 
das  Programm,  welches  er  für  die  Gestaltung  der  Tagespresse 
im  sozialdemokratischen  Staate  aufgestellt  hat,  steht  unerschüttert 
da.  Es  ist  so  klar  und  sicher,  daß  es  ihm  gegenüber  kaum  ein 
Ausweichen  geben  kann.  Ihn  da  verleugnen,  heißt  eines  der 
wichtigsten  Stücke  seines  Lebenswerkes  vernichten. 

Und  doch  haben  in  der  Zeit,  als  alle  Welt  erwartete,  daß 
nun  die  den  Arbeitern  gegebenen  Versprechungen  eingelöst  würden, 
nur  wenige  sich  seiner  erinnert.  Man  war  damals  in  nicht  ge- 
ringer Verlegenheit.  Denn  es  zeigte  sich,  daß  die  ganze  Partei 
völlig  unvorbereitet  vor  die  große  Aufgabe  gestellt  worden  war, 
die  ihrer  harrte.  Damals  hatte  man  in  Berlin  die  Sozialisierungs- 
kommission  eingesetzt,  von  der  man  die  Erleuchtung  erhoffte, 
und  diese  hatte  die  Entscheidung  abgegeben,  daß  man  die  Be- 
triebe so  weit  umwandeln  solle,  als  sie  reif  zur  Sozialisierung 
seien.  In  erster  Linie  sollten  dafür  in  Betracht  kommen  »jene 
Gebiete  der  Volkswirtschaft,  in  denen  sich  kapitalistisch-monopo- 
listische Herrschaftsverhältnisse  herausgebildet  hätten«.  Daß  dies 
aber  bei  der  Presse  der  Fall  sei,  hatte  niemand  früher  bemerkt, 
als  Lassalle,  und  er  hat  ihrer  an  so  vielen  Stellen  seiner  Schriften 
gedacht,  daß  auch  die  Armen  am  Geiste  es  nicht  hatten  über- 
sehen können.  Man  kann  sich  deshalb  nicht  wundern,  daß  sich 
Stimmen  erhoben,  welche  auf  die  Presse  als  einen  »zur  Sozialisie- 
rung reifen«   Wirtschaftzweig  hinwiesen. 

Es  wird  angebracht  sein,   den  Punkt  aufzusuchen,    von    dem 
Lassalle  ausgegangen  ist.     Im  »Arbeiter- Programm«,  das  den  »be- 
sonderen   Zusammenhang    der    gegenwärtigen   Geschichtsperiode 
mit  der  Idee  des  Arbeiterstandes«  darstellen  will,  steht  zu  lesen: 
»Vielleicht   kann   der  Gedanke,    das  Prinzip    der  untersten 
Klassen  der  Gesellschaft  zu  dem  herrschenden  Prinzip  des  Staates 
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und  der  Gesellschaft  zu  machen,  als  ein  sehr  gefährlicher  und 
unsittlicher  erscheinen,  als  ein  solcher,  der  Sittigung  und  Bildung 
dem  Untergange  in  ein  , modernes  Barbarentum' auszusetzen  droht. 
Und  es  wäre  gar  kein  Wunder,  wenn  dieser  Gedanke  heute 
so  erschiene ;  denn  auch  die  öffentliche  Meinung  (durch  Ver- 
mittlung der  Zeitungen)  empfängt  heutzutage  ihr  Gepräge  von 
dem  Prägstock  des  Kapitals  und  aus  den  Händen  der  privi- 
legierten großen  Bourgeoisie«. 

Und  drei  Seiten  vorher  heißt  es  in  derselben  Schrift: 

»Es  ist  von  Interesse  zu  sehen,  wie  früh  das  Bestreben  der 
großen  Bourgeoisie,  aus  der  Presse  ein  Privilegium  des  Kapitals 
zu  machen,  bereits  auftritt  und  in  welcher  naiven  unverhüllten 
Form.  Am  24.  Juli  1789,  wenige  Tage  nach  dem  Bastillesturm, 
also  schon  in  den  ersten  Tagen,  in  welchen  die  Bourgeoisie 
die  politische  Herrschaft  erorberte,  erließen  die  städtischen 
Repräsentanten  der  Gemeinde  von  Paris  einen  Beschluß,  durch 
welchen  sie  die  Drucker  für  verantwortlich  erklärten,  wenn  sie 
Broschüren  oder  Flugblätter  veröffentlichen  von  Schriftstellern 
sans  existence  connue.  Die  soeben  erst  erorberte  Preßfreiheit 
sollte  also  nur  für  Schriftsteller  von  »notorisch  bekannten  Existenz- 
mitteln« da  sein.  Das  Eigentum  erscheint  hier  als  Bedingung 
für  die  Preßfreiheit,  ja  eigentlich  sogar  für  die  Moralität  eines 
Schriftstellers.  Die  Naivität  der  ersten  Tage  der  Bourgeois- 
herrschaft spricht  nur  in  kindlich  offener  Weise  aus,  was  heut 
in  künstlicher  Form  durch  Kautionen  und  Stempelsteuer  er- 
reicht wird.« 

Seit  dem  April  1862,  wo  diese  Worte  gesprochen  wurden, 
sind  Kautionen  und  Stempelsteuer  gefallen;  aber  noch  immer  lebt 
in  der  Arbeiterklasse  die  Vorstellung,  daß  die  Zeitung  eine  außer- 
ordentlich vorgeschrittene  Form  der  kapitalistischen  Produktions- 
weise sei,  und  sie  hat  seit  der  Erfindung  der  Rotations-  und  der 
Setzmaschine  immer  größere  Berechtigung  erlangt.  Hat  doch 
das  Kapital  verstanden,  hier  die  geistige  Arbeit  zu  organisieren 
und  zu  seinem  Ausbeutungsobjekte  zu  machen.  Wie  hätte  man 
nicht  erwarten  sollen,  daß  an  dieser  Stelle  mit  der  Sozialisierung 
begonnen  werde! 

Aber  nicht  bloß  der  vorgeschrittene  kapitalistische  Charakter 
Tagespresse,   auch   die   sittlichen  und  kulturellen  Wirkui 
der  dermals  herrschenden  Preßzustände  verlangen  dringend  nach 
einer  Aenderung.     Denn   es   kann   nickt   dem  geringsten  Zweifel 
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unterliegen,  daß  diese  durch  die  geschäftlichen  Interessen  der  Zeitungs- 
unternehmer (Verleger)  bedingt  sind.  Geschäftlich  aber  ist  die 
Zeitung  ein  Erwerbsunternehmen,  das  Annoncenraum  herstellt  und 
verkauft,  der  nur  durch  einen  redaktionellen  Teil  absetzbar  ge- 
macht werden  kann.  Die  Redaktion  soll  ihrer  Natur  nach  die 
höchsten  Interessen  der  Menschheit  verfolgen1)  und  wird  dies  in  der 
Regel  auch  glauben.  Aber  kann  sie  auch,  was  sie  soll  ?  Ihre 
Kosten  können  nur  durch  den  Anzeigenteil  gedeckt  werden.  Alles, 
was  diesen  schädigen  könnte,  muß  darum  von  Haus  aus  von  der 
Behandlung  ausgeschlossen  werden.  Dieser  innere  Widerspruch, 
der  in  Deutschland  nur  durch  das  Bestehen  des  sog.  Abonnements 
leicht  verdeckt  wird,  ist  bei  Aufrechterhaltung  des  bestehenden 
Zustandes  nicht  zu  lösen. 

Das  ist  erst  allmählich  so  geworden.  Im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert, als  es  in  den  politischen  Zeitungen  noch  keine  Privat- 
anzeigen gaby  war  er  natürlich  noch  nicht  vorhanden.  Seitdem 
haben  sich  die  Dinge  gewaltig  geändert.  Die  Reklame  ist  ein 
notwendiger  Bestandteil  unserer  Wirtschaftsordnung  geworden  und 
die  Zeitungen  bilden  ihr  beliebtestes  Tummelfeld  2).  Mittel,  um  zu 
verhindern,  daß  sie  auch  auf  den  redaktionellen  Teil  ihre  Schatten 
wirft,  gibt  es  nicht. 

Daß  der  gegenwärtige  Zustand  des  Zeitungswesens  unbefrie- 
digend ist,  wird  nicht  heute  zum  ersten  Male  ausgesprochen. 
Wenn  man  aber  fragt,  wie  er  geändert  werden  soll,  so  stößt  man 
alsbald  auf  zwei  grundverschiedene  Meinungen.  Die  einen  quälen 
sich,  unter  Festhaltung  der  unnatürlichen  Verbindung  von  Text 
und  Anzeigen,  ihn  zu  bessern  oder  wenigstens  erträglich  zu  machen, 
die  andern  wollen  beide  vollständig  voneinander  trennen  und 
gehen  nur  darüber  auseinander,  was  an  die  Stelle  zu  setzen  wäre. 

II.  Preßreformer  der  Kriegszeit. 

Bereits  im  vierten  Kriegsmonat  hatte  W.  Fred  im  Verlage 
von  Georg  Müller  in  München  eine  Schrift  drucken  lassen,  die 
den  Titel  führte:  »Der  Krieg  und  die  Presse.  Eine  Anklage.« 
Er  hatte  dort  mit  reichen  Belegen  aus  deutschen  Zeitungen  ein 
Sündenregister  zusammengestellt.  Aber  die  Zensur  untersagte  ihm 
»jede  Art  der  Verbreitung,  insbesondere  im  Ausland«.     Sie  stellte 


1)  Vgl.  meine  Entstehung  der  Volkswirtschaft  I.  Sammlung,  S.  257  f. 

2)  Vgl.  meinen   Aufsatz   über    die    wirtschaftliche  Reklame   in  der  Zeitschrift 
für  die  ges.  Stw.  LXXlII  (1917),  S.  461  ff. 
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sich  also  schützend  vor  die  deutsche  Tagespresse ;  man  sollte 
nicht  einmal  von  ihr  reden  dürfen. 

So  hatte  die  Opposition  geschwiegen ;  was  dem  begegnete,  der 
das  Verbot  durchbrach,  habe  ich  an  eigner  Haut  erfahren.  Aber 
es  ist  nicht  deutsche  Sitte,  sich  mit  dem  ungenügenden  stillschwei- 
gend abzufinden,  und  wenn  man  die  Beschaffenheit  des  Bestehenden 
nicht  kritisch  beleuchten  darf,  so  überlegt  man  wenigstens,  wie 
es  besser  zu  machen  und  was  an  seine  Stelle  zu  setzen  wäre. 
Wie  sollte  man  auch  jemanden  hindern,  in  die  blaue  Luft  des 
Ideals  kühne  Luftschlösser  zu  bauen? 

Im  Novemberheft  der  Zeitschrift  »Die  Tat«  von  191 5  erschien 
ein  Aufsatz  von  Wilhelm  Feilinger,  der  den  Titel  führte  »Das 
Problem  der  Zeitung«.  In  diesem  führte  der  Verfasser  aus,  daß 
die  Redakteure  der  Tagespresse  sich  durchweg  in  schlechter  wirt- 
schaftlicher Lage  befänden  und  durch  strenge  Kündigungsklauseln 
vom  Verlage  abhängig  seien,  dessen  Interessen  sie  sich  fügen 
müßten.  Eine  Zeitung,  welche  rentieren  solle,  müsse  für  den  Ge- 
schmack der  Menge  eingerichtet  sein.  Das  Erwerbsinteresse  des 
Zeitungsunternehmers  führe  also  notwendig  zur  Sensationspresse. 
»Möglichst  viel  Stoff,  kritiklos  ausgewählt,  in  subjektiv  gefärbter 
Form  und  möglichst  aufgeputzt  wiedergegeben,  Vorliebe  für  Sen- 
sation und  Klatsch,  wenig  Gedankeninhalt,  von  Zeit  zu  Zeit,  um 
das  Gesicht  zu  wahren,  der  Beitrag  einer  Berühmtheit  —  das  ist 
so  ungefähr  das  Rezept,  nach  dem  immer  mehr  gearbeitet  wird.« 

Die  festgestellte  Entwicklungstendenz  zur  Sensationspresse  sei 
bei  der  großen  Einwirkung  der  Zeitungen  auf  die  Seele  des  Volkes 
und  auf  die  Geschicke  des  Landes  schon  verhängnisvoll  genug, 
um  so  mehr,  als  nirgends  in  den  bestehenden  Zuständen  Kräfte 
aufgezeigt  werden  könnten,  die  dieser  Richtung  entgegenwirkten. 
Das  Aergste  aber  sei  die  Käuflichkeit  der  Presse,  d.  b.  die  Tat- 
sache, daß  die  Zeitungsunternehmungen  gekauft  und  verkauft 
werden  könnten,  wie  andere  Gewerbebetriebe.  Die  große  geistige 
Macht,  die  eine  alteingeführte,  verbreitete  Zeitung  ausübt,  könne 
man  für  Geld  erwerben.  Das  heiße,  man  könne  die  öffentliche 
Meinung  ganzer  Bevölkerungskreise,  ja  eines  ganzen  Landes  be- 
einflussen, vielleicht  das  Schicksal  eines  Volkes  über  Krieg  und 
Frieden  entscheiden,  wenn  man  nur  genug  Geld  habe  und  sich 
nicht  scheue,  es.  für  den  Erwerb  öffentlicher  Meinung  auszugeben. 
Sogar  ausländisches  Kapital  könne  so  nach  und  nach  verschiedene 
Völker    aufeinanderhetzen,    indem    es    dii  <     unmerklich    in 
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seinem  Sinne  dirigiere.  Hier  liege  ein  großer  politischer  Wider- 
sinn vor,  den  der  Staat  in  seinem  eigenen  Interesse  beseitigen 
müsse. 

Abhilfe  sei  nur  dadurch  möglich,  daß  an  Stelle  der  kapitali- 
stischen Unternehmungsform  eine  andere  trete.  Aber  welche? 
Das  ist  die  schwere  Frage.  Von  anderer  Seite  war  vorgeschlagen 
worden,  die  Herausgabe  von  Zeitungen  durch  Private  überhaupt 
zu  verbieten.  Die  Presse  sollte  verstaatlicht  werden,  wie 
die  Eisenbahnen  verstaatlicht  worden  sind.  Es  bedarf  keiner 
langen  Auseinandersetzung,  daß  damit  die  ungeheure  Macht,  welche 
durch  die  Zeitungen  ausgeübt  werden  kann,  ganz  in  die  Hände 
der  jeweiligen  Regierung  gelegt  werden  würde.  Redakteure  und 
Journalisten  würden  Staatsbeamte  werden,  die  ihre  Meinungsäuße- 
rungen nach  den  Weisungen  der  obersten  Staatsgewalt  würden 
einrichten  müssen.  Es  ist  kein  Zweifel,  daß  damit  alle  Vorteile 
der  Preßfreiheit  mit  einem  Schlage  vernichtet  sein  würden  und 
daß  jede  freie  Meinungsäußerung  unterbunden  wäre.  Natürlich 
würde  eine  solche  Presse  auch  das  Vertrauen  des  Publikums  so- 
fort verlieren  und  ihm  diejenigen  Dienste  nicht  leisten  können, 
an  die  es  sich  bei  der  bisherigen  Organisation  gewöhnt  hat.  Das 
sieht  auch  Feilinger  ein  und  verwirft  darum  den  Gedanken  der 
Verstaaatlichung. 

Aber  er  will  den  gegenwärtigen  Zustand  beseitigen  und 
schlägt  deshalb  eine  radikale  Reform  vor,  welche  damit  beginnen 
soll,  daß  eine  strenge  Trennung  zwischen  politischen 
und  unpolitischen  Zeitungen  stattfinde.  Die  letzteren 
dürfen  nichts  Politisches  bringen  und  scheinen  auch  ferner  der 
Privatunternehmung  überlassen  bleiben  zu  sollen.  Die  politischen 
Zeitungen  aber  dürfen  niemals  einem  Privatunternehmer  gehören, 
sondern  nur  von  den  politischen  Parteien  herausgegeben 
werden.  Wenn  für  die  Haltung  der  Zeitungen  die  Parteien, 
denen  sie  gehören,  verantwortlich  würden,  so  würde  die  Zeitung 
mit  größerer  Vorsicht  und  Sorgfalt  redigiert  werden  als  bisher ; 
man  würde  nicht  mehr  blindlings  der  Volksleidenschaft  schmeicheln 
und  sie  aufstacheln.  An  die  Stelle  des  wüsten  Gehäcksels  hin- 
geworfener, unüberlegter  Sätze  würde  mehr  und  mehr  das  Be- 
streben nach  klarer  und  kurzer  Uebermittlung  von  Tatsachen 
treten;  es  würde  öfters  das  Bedürfnis  nach  aufklärender,  zusammen- 
hängender Darstellung  des  eingenommenen  Standpunktes  sich 
zeigen.    Denn  die  Partei  habe  ein  Interesse  daran,  die  politischen 
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Kenntnisse  und  das  Urteil  ihrer  Anhänger  zu  befestigen  und  da- 
durch ihren  inneren  Zusammenhang  zu  fördern. 

Ueber  die  innere  Organisation  dieser  ausschließlichen  politi- 
schen Parteipresse  hat  Feilinger  sich  nicht  näher  ausgesprochen. 
Er  redet  nur  von  einer  genossenschaftlichen  Form,  in  der  sie  zu 
erfolgen  habe,  denkt  sich  also  wohl,  daß  nach  dem  Muster  der 
sozialdemokratischen  Blätter  die  Zeitungen  an  jedem  Ort  einem 
Presseausschuß  unterstellt  werden  würden. 

Von  diesem  würden  nach  seinem  Plane  die  Redaktionen  ab- 
hängig sein,  von  ihm  »kontrolliert«  werden.  Es  ist  aber  klar,  daß 
damit  ihre  Lage  nur  wenig  gebessert  sein  würde.  Die  Aufsichts- 
kommission würde  das  Hauptgewicht  auf  eine  parteitreue  Haltung 
der  Zeitungen  legen.  Es  würde  alles,  was  die  Partei  in  gutes 
Licht  setzen  könnte,  besonders  bevorzugt,  was  ihr  schaden  könnte, 
unterdrückt  werden.  Die  eigene  Meinung  würde  dabei  so  wenig  zu 
Raum  kommen  wie  bei  einem  Privatverleger,  der  die  Wahrung 
seiner  Geschäftsinteressen  verlangt. 

Dazu  käme,  daß  der  Begriff  der  Partei  gar  nicht  feststeht. 
Sollten  bloß  die  politischen  Richtungen  Zeitungen  haben  dürfen, 
welche  im  Parlament  vertreten  sind,  so  würden  oft  solche  Parteien, 
welche  zwar  keine  Kandidaten  durchgebracht,  aber  doch  bei  der 
Wahl  im  ganzen  Tausende  von  Stimmen  erhalten  haben,  leer 
ausgehen.  Reiche  Parteien  würden  die  größten  und  gewinn- 
bringendsten Zeitungen  haben,  arme  dagegen  zurückstehen.  Die 
vielen,  die  sich  keiner  Partei  anschließen  könnten  oder  wollten, 
würden  unberücksichtigt  bleiben.  Die  Mittel,  welche  durch  die 
Zeitungen  aufkämen,  würden  in  die  Parteikassen  fließen  und  nicht 
zur  Hebung  des  Nachrichtendienstes  und  der  Mitarbeiterschaft 
der  Zeitungen  verwendet  werden. 

Wie  das  inzwischen  eingeführte  Verhältniswahlsystem,  so  ver- 
kennt das  Fe Hinget sehe  Projekt  vollständig,  daß  sich  die  Be- 
völkerung eines  Landes  nicht  restlos  auf  die  politischen  Parteien 
verteilen  läßt  und  daß  es  zahllose  Menschen  gibt,  welche  Zeitungen 
lesen  wollen,    ohne  sich  irgendeiner  Partei  anzuschließen.     Dem- 

iß  befindet  sich  unsre  Tagespresse  auch  nicht  in  den  Händen 
linsrer  Parteien.  In  dem  Handbuch  deutscher  Zeitungen,  welches 
wir  dem  Kriegspresseamt  verdanken,  hat  sich  fast  die  Hälfte  aller 
Blätter  (1420  von    im   ganzen   2938    oder  49,2%)  als    »parteilos« 

ichnet.  Da/u  kommen  214  Zeitungen,  die  als  ihre  Richtung 
»national«   angeben.     Zählt  man  diese  hin/u,  so  würden  nur  1274 
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(43,4%)  Parteizeitungen  übrig  bleiben.  Will  man  die  übrigen 
56,6%  der  Bevölkerung  künftig  ohne  Zeitungen  lassen? 

Stellt  man  nach  demselben  Handbuch  eine  Liste  der  Partei- 
zeitungen auf  und  vergleicht  sie  mit  der  Zahl  ihrer  Mitglieder  im 
alten  Reichstage  oder  der  neuen  Nationalversammlung,  so  über- 
zeugt man  sich  sofort,  daß  die  bestehenden  Zeitungen  außer- 
ordentlich ungleich  auf  die  verschiedenen  Parteien  verteilt  sind, 
Man  wird  damit  zu  der  Frage  gedrängt :  wie  sollen  denn  künftig 
die  Zeitungen  auf  die  einzelnen  Parteien  verteilt  werden  ?  Und 
wenn  einmal  eine  dieser  Parteien  bei  den  Wahlen  gänzlich  unter- 
läge? Sollte  sie  damit  das  Recht  auf  die  Herausgabe  einer 
Zeitung  verlieren  ?  Wie  man  sieht,  Schwierigkeiten  über  Schwierig- 
keiten! Und  nun  erheben  sich  gar  noch  Stimmen,  welche  das 
Privateigentum  an  den  Zeitungen  geradezu  für  einen  Hort  der 
Preßfreiheit  erklären  und  zu  glauben  scheinen,  daß  die  Unab- 
hängigkeit der  Redaktionen  noch  einzelnen  Verlegern  gegenüber 
leichter  aufrecht  zu  erhalten    sei    als  gegenüber  ganzen  Parteien. 

In  derselben  Zeit,  in  welcher  der  Aufsatz  Feilingers  erschien, 
hat  in  der  in  Zürich  beheimateten  Zeitschrift  »Internationale 
Rundschau1)«  der  Herausgeber  der  »Ethischen  Umschau«  Gustav 
Maier  »Die  Gefahren  der  modernen  Zeitungspresse«  besprochen. 
Das  Mittel  zur  Heilung  der  unleugbaren  Gebrechen  erblickt 
er  in  einer  Stärkung  der  Redaktion  und  Erhöhung  ihrer 
Widerstandskraft  gegenüber  den  Zeitungsverlegern.  Nach  seinem 
Vorschlag  soll  das  auf  dem  Wege  der  Berufsorganisationen  ge- 
schehen. Es  müßten  »Gremien«  gebildet  werden,  denen  in  erster 
Linie  folgende  Aufgaben  obliegen  würden: 

1.  die  Festsetzung  von  Normen  der  beruflichen  und  wissen- 
schaftlichen V  orbildungfür  die  verschiedenen  Preßfunktionen 
(allgemeine  und  Fachredakteure,  Reporter  usw.); 

2.  die  Regelung  des  Befähigungsnachweises  auf  Grund 
einer  solchen  vorgeschriebenen  Vorbildung  ; 

3.  die  Festlegung  gewisser  Normen  für  die  Berufstätig- 
keit  und  deren  Unabhängigkeit; 

4.  die  Jurisdiktion  in  beruflicher  Hinsicht  über  die 
bei  der  Presse  tätigen  Personen  (u.  a.  durch  Ehrengerichte); 

5.  die  Regelung  des  Invalidität s-  und  Unterstützungs- 
wesens,   das   eine  nicht  unwesentliche    Voraussetzung  für    die 


1)  Jhg.  I  (1915/16),  S.  384  ff. 
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Unabhängigkeit  bilde,  eine  Aufgabe,  die  in  freiwilligen  Vereins- 
organisationen nur  unvollkommen  gelöst  werden  könne. 

Wie  man  sieht,  ist  das  reichlich  unklar,  zumal  gar  nicht 
gesagt  wird,  wer  diese  »Gremiert«  bilden  soll  und  wie  sie  zu- 
sammengesetzt werden  sollen.  Deutet  man  diese  Punkte  ver- 
nünftig aus,  so  könnte  man  vielleicht  zu  dem  Schlüsse  kommen, 
daß  der  Staat  die  Normen  für  die  Vorbildung  festzusetzen  und 
Prüfungen  für  die  Zulassung  zum  Zeitungsdienst  vorzuschreiben 
habe.  Wer  die  Prüfung  nicht  bestanden  hätte,  würde  nicht  als 
Redakteur  oder  Journalist  beschäftigt  werden  dürfen. 

Das  ist  wahrlich  kein  neuer  Gedanke1).  Seine  Ausführung" 
würde  die  notwendige  Folge  haben,  daß  den  Verlegern  die  Aus- 
wahl unter  den  für  Redakteurposten  geeigneten  Personen  außer- 
ordentlich verengert  würde.  Diese  würden  darum  von  vornherein 
im  Zeitungsbetriebe  eine  gesicherte  Stellung  haben  und  für  ihren 
Gehalt  Anforderungen  stellen  können,  die  sie  unter  den  jetzigen 
Verhältnissen  nicht  durchzusetzen  vermögen.  Natürlich  würden 
die  Verleger  sich  nur  schwer  zu  einer  solchen  Aenderung  ver- 
stehen. Man  wird  kein  Berufsgebiet  ausfindig  machen  können, 
in  dem  eine  gleiche  Beschränkung  der  Auswahl  des  höheren  Ar- 
beitspersonals stattfände.  Selbst  in  den  größten  Industriebetrieben 
kann  der  Unternehmer  Männer  als  Ingenieure  anstellen,  die  ihre 
Ausbildung  nicht  auf  Technischen  Hochschulen  empfangen 
haben,  und  der  private  Waldbesitzer  ist  in  der  Auswahl  seines 
Forstpersonals  nicht  an  die  staatlichen  Prüfungsvorschriften  ge- 
bunden. 

Die  Mehrzahl  der  heute  in  den  Zeitungsredaktionen  beschäf- 
tigten Personen  ist  nicht  imstande,  eine  bestimmte  Vorbildung 
nachzuweisen.  Ihre  Bedürfnisse  erfordern  das  auch  vielfach  nicht. 
Die  Erlernung  des  Berufes  erfolgt  wie  bei  den  Handwerkern  in 
der  Praxis.  Sie  führt  vielfach  zu  einer  Vermischung  verschiedener 
Geschicklichkeiten,  und  es  gibt  nicht  wenig  » Zeitungsfachleute <, 
die  nur  nebenbei  Redakteure  sind2).  Bei  kleineren  Blättern  ist 
das  wohl  auch  gar  nicht  zu  umgehen.  Akademisch  gebildete 
Kräfte  wären  für  sie  zu  kostspielig.  Auch  die  sog.  Alleinredakteure, 
welche  den  gesamten  Inhalt  eines  periodischen  Blattes  zusammen- 
stellen, gehören  in  die  Kategorie  der  nicht  besonders  Vorgebil- 
deten.    Von  ihnen  abwärts  müßten  also  alle  jetzt  bei  derRedak- 

1)  Vgl.    Treitxchke,  Politik  (Vorlesungen)  I,  S.  177  f. 

2)  Vgl.  Zeitschrift  für  die  ges.  Staatsw.,  Bd.  LXXIII,  S.  225. 
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tionsarbeit  Beschäftigten  ausscheiden,  wenn  die  Anstellung  solcher 
Personen  verboten  werden  sollte,  welche  den  Befähigungsnach- 
weis nicht  geliefert  haben.  Dies  würde  die  lokale  Kleinpresse 
in  eine  sehr  gefährdete  Lage  bringen  und  gewiß  vielen  der  vor- 
handenen Zeitungen  das  Fortbestehen  unmöglich  machen. 

Dazu  kommt,  daß  Prüfungen  an  sich  noch  nicht  eine  gute 
Qualität  der  Preßleistungen  verbürgen.  Chinesisches  Mandarinen- 
tum  scheint  an  dieser  Stelle  gewiß  nicht  erstrebenswert.  Man  sollte 
sich  vielmehr  freuen,  im  Zeitungswesen  einen  Beruf  zu  besitzen, 
in  dem  die  Persönlichkeit  nach  ihren  Leistungen  gewertet  wird, 
und  in  dem  gut  beanlagte,  wenn  auch  nur  autodidaktisch  aus- 
gebildete Personen  es  zu  einer  geachteten  Stellung  bringen 
können. 

Die  Vorschläge  G.  Maiers  sind  denn  auch  weder  bei  der 
Redaktion  noch  bei  den  Lesern  der  Internationalen  Rundschau 
auf  Zustimmung  gestoßen,  und  erstere  hat  sich  infolgedessen 
veranlaßt  gesehen,  »die  abweichende  Lösung  des  Problems  zur 
Diskussion  zu  stellen«.  Das  hat  ihr  eine  Reihe  von  Aeußerungen1) 
eingetragen,  die  an  sich  die  aufgeworfene  Frage  zwar  wenig  ge- 
fördert haben,  aber  doch  vielleicht  nicht  unwichtig  sind,  weil  sie 
zeigen  können,  wie  verbreitet  die  Ueberzeugung  von  der  Unhalt- 
barkeit  der  bestehenden  Preßzustände  und  wie  groß  die  Ratlosig- 
keit ihnen  gegenüber  ist. 

Eine  dieser  Stimmen  empfiehlt  die  Sonderung  einer  unpoli- 
tischen und  einer  politischen  Presse  und  die  ausschließliche  Vor- 
behaltung der  letzteren  für  die  Parteien  nach  dem  Feilingerschen 
Vorschlage2),  während  die  erste  Entgegnung  beides  entschieden 
verwirft  und  von  der  Herausgabe  der  Zeitungen  durch  die  Par- 
teien noch  schlimmere  Uebelstände  befürchtet,  als  wir  sie  gegen- 
wärtig beklagen. 

Die  gleiche  Anschauung  vertreten  die  zweite  und  dritte  Ein- 
sendung, letztere  auch  noch  mit  dem  Wunsche  internationaler 
Vereinbarungen  zur  Verhinderung  der  Verbreitung  falscher  Nach- 
richten und  der  systematischen  Völkerverhetzung.  Ein  Chef- 
redakteur verbreitet  sich  über  die  Ursachen  der  deutschfeindlichen 
Stimmung  in  den  neutralen  Ländern  und  die  Verbesserung  der 
Auslandskorrespondenzen.     Kurz  es  wird  der  Sitz   des  Uebels  an 

i)  Jhg.  I,  S.  389.  483  ff-,  II,  S.  48  ff.  428  ff. 

2)  Nach  einer  redaktionellen  Note  S.  48  des  II.  Jhg.  der  Int.  Rundschau  ist  Fei- 
linger  der  Verfasser  auch  dieser  Einsendung. 
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allen  möglichen  Stellen  gesucht  und  der  Hebel  zur  Besserung 
bald  hier  bald  da  angelegt,  ohne  daß  ein  befriedigendes  Ergebnis 
erzielt  würde. 

III.  Der  wahre  Sitz  des  Uebels. 

Man  braucht  sich  über  den  Mißerfolg  nicht  zu  wundern,  den 
die  Umfrage  der  Internationalen  Rundschau  gehabt  hat.  Die 
Presse  ist  keine  sehr  einfache  Erscheinung,  und  man  kann  den 
Hebel  der  Reform  an  gar  vielen  Stellen  anzusetzen  versucht  sein. 
Selbst  der  Chefredakteur  der  »Kölnischen  Zeitung«  Ernst  Posse, 
der  sich  in  neuerer  Zeit  an  verschiedenen  Stellen  und  so  auch  wieder 
in  der  »Internationalen  Rundschau«  über  ihr  Wesen  hat  vernehmen 
lassen  *),  ist  bei  dem  Streben,  das  Bestehende  zu  rechtfertigen,  an 
dem  unrechten  Endpunkte  gelandet.  Er  erklärt  die  Zeitung  für 
ein  privatwirtschaftliches  Erwerbsunternehmen,  das  den  Zweck 
hat,  öffentliche  Interessen  zu  vertreten. 

Wäre  sie  das  aber  wirklich,  so  müßte  der  Leiter  dieses  Er- 
werbsunternehmens, der  Verleger,  doch  diesen  Zweck  verfolgen. 
Tut  er  das  aber  wirklich  ? 

Schon  äußerlich  zerfällt  heute  jede  Zeitung,  wie  wir  bereits 
gesehen  haben,  in  zwei  mehr  oder  weniger  voneinander  geschie- 
dene Teile,  den  redaktionellen  und  den  Anzeigenteil,  und  beide 
sind  in  ihrem  Wesen  dergestalt  einander  entgegengesetzt,  daß 
im  ersteren  allerdings  öffentliche,  im  letzteren  aber  private  Inter- 
essen verfolgt  werden.  Der  redaktionelle  Teil  ist  bloßes  Mittel 
zum  Zweck.  Dieser  besteht  allein  in  dem  Verkauf  von  Anzeigen- 
raum; nur  um  für  dieses  Geschäft  möglichst  viele  Abnehmer  zu 
gewinnen,  wendet  der  Verleger  auch  dem  redaktionellen  Teile 
seine  Aufmerksamkeit  zu  und  sucht  durch  Ausgaben  für  ihn  seine 
Beliebtheit  zu  vergrößern.  Denn  je  mehr  Abonnenten,  um  so 
mehr  Inserenten.  Sonst  aber  ist  der  redaktionelle  Teil  nur  ein 
lästiges  kostensteigerndes  Element  des  Betriebes  und  wird  nur 
deshalb  mitgeführt,  weil  ohne  ihn  Abonnenten  und  in  deren  Ge- 
folge Inserenten  überhaupt  nicht  zu  haben  wären.  »Oeffentliche 
Interessen«  werden  in  der  Zeitung  nur  gepflegt,  soweit  es  den 
Erwerbsabsichten  des  Verlegers  nicht  hinderlich  ist.  Das  liegt 
auf  der  Hand. 

Man  kann  darum  immerhin  das  Kostengesetz  der   Zeitungen 

1)  Vtfl.  seine  Schrift:  »Ueber  Wesen  und  Aufgabe  der  Presse«.  Tübingen  19 17 
und   tat,  Rundschau  II,  S.  53. 
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gelten  lassen1),  das  sich  so  erklärt,  daß  der  Verleger  durch  nie- 
deren Abonnementspreis  die  Zahl  seiner  Abnehmer  zu  vermehren 
sucht  und  demgemäß  einen  Teil  seiner  Inserateneinnahmen  dazu 
verwendet,  das  Defizit  zu  decken,  welches  zwischen  der  Einnahme 
aus  dem  Abonnement  und  den  Herstellungskosten  seines  Blattes 
bestehen  bleibt.  Ja  er  kann  diese  Herstellungskosten  noch  stei- 
gern, indem  er  den  Ueberschuß  aus  seinen  Insertionseinnahmen 
dazu  verwendet,  den  redaktionellen  Teil  zu  verbessern  und  seine 
Anziehungskraft  für  die  Leser  zu  vermehren.  Aber  er  wird  dies 
nur  tun,  weil  eine  Mehrausgabe  für  den  redaktionellen  Teil  sich 
durch  gesteigerte  Inserateneinnahmen  bezahlt  macht,  also  aus 
Egoismus,  und  er  würde  den  selbst  am  lautesten  auslachen,  der 
ihm  zutraut,  daß  er,  um  »öffentliche  Interessen«  zu  pflegen,  auf 
einen  Teil  seiner  Inserateneinkünfte  verzichte. 

Daß  der  Chefredakteur  eines  angesehenen  Blattes  diesen  Zu- 
sammenhang verkennt,  darf  man  ihm  nicht  übel  nehmen.  Es 
wird  vielen  der  besten  unter  den  Redakteuren  deutscher  Zeitungen 
gleich  ihm  ergehen;  ja  man  müßte  es  tief  beklagen,  wenn  es 
anders  wäre.  Sie  meinen,  daß  der  Zweck  freier  geistiger  Betäti- 
gung, den  sie  sich  vorgesetzt  haben,  auch  der  Zweck  der  ganzen 
Unternehmung  sei,  in  deren  Dienst  sie  stehen  und  wollen  nicht 
Wort  haben,  daß  sie  unter  einem  steten  Druck  sich  befinden, 
der  ein  freies  geistiges  Schaffen  einfach  unmöglich  macht.  Das 
große  Publikum  aber  hat  sich  im  Laufe  der  Zeit  an  den  beste- 
henden Zustand  gewöhnt  und  findet  sich  mit  ihm  ab,  so  gut  es 
vermag. 

Aber  von  den  in  der  Presse  Tätigen  kann  doch  nicht  jeder 
über  den  inneren  Zwiespalt,  von  dem  sie  nun  einmal  beherrscht 
ist,  leicht  hinwegkommen.  Dies  zeigt  die  Einsendung  eines  deut- 
schen Fachmannes  im  achten  Heft  des  IL  Jahrgangs  der 
»Intern.  Rundschau«.  Er  kommt  zu  dem  Schlüsse:  »Es  gilt  zu- 
nächst den  Boden  der  Presse  zu  entziehen,  auf  dem  sie  als  Ge- 
schäftsunternehmen wuchern  kann.  Das  ist  das  Inseratenwesen. 
Also  i.  Entziehung  des  Anzeigenteils  durch  ein  staatliches  Mono- 
pol für  Inserate.  Es  gilt  des  weiteren  der  Presse  den  Boden  zu  ent- 
ziehen, auf  dem  sie  als  Verbreiterin  von  Unwahrheiten  oder  Halbwahr- 
heiten wuchern  kann.  Also  2.  Entziehung  des  Nachrichtenmate- 
rials durch  ein  Nachrichtenvorkaufsrecht  des  Staates.« 

Es  wird  nicht    zu  leugnen   sein,    daß    der  Verfasser    an    der 

i)  Vgl.  meine  Abhandlung  in  der  »Kultur  der  Gegenwart«  I,  I,  S.  529. 
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richtigen  Stelle  den  Schnitt  vollziehen  will,  der  allein  zur 
Beseitigung  unserer  Preßmisere  führen  kann.  Denn  der  Inse- 
ratenteil bestimmt  unter  den  hergebrachten  Verhältnissen  un- 
bedingt die  Beschaffenheit  des  redaktionellen  Teils,  selbst  dann, 
wenn  die  Anzeigen  nicht  untermischt  mit  den  Artikeln  des  all- 
gemeinen Teiles  erscheinen  und  auch  da,  wo  nicht  lobende  Er- 
wähnungen im  redaktionellen  Teile  als  Nebenleistung  bei  der  Auf- 
gabe kostspieliger  Inserate  ausbedungen  und  gewährt  werden,  oder 
wo  reiche  Annonceneinnahmen  dort  als  Schweiggelder  wirken1). 
Immer  wird  der  Redakteur  als  Angestellter  des  Verlegers  die 
Verpflichtung  übernehmen  müssen,  nichts  zu  tun,  was  dessen  An- 
zeigengeschäft beeinträchtigen  könnte,  und  dies  kann  und  muß 
seine  Haltung  als  Vertreter  der  öffentlichen  Interessen  beeinflussen. 
Kommt  dazu  noch,  wie  gewöhnlich,  zwischen  Redaktionsarbeit 
und  Anzeigen  die  Einschiebung  eines  ersichtlich  auf  Täuschung 
der  Leser  berechneten  »Reklameteils«  oder  die  Verwendung  von 
Text  als  Anlockungsmittel  in  Anzeigenspalten,  so  hört  leicht  jede 
Scheidung  zwischen  öffentlichem  und  privatem  Interesse  im  Zei- 
tungsinhalt auf,  und  dieser  dient  bald  fast  unterschiedslos  dem 
Geschäftsgewinn  des  Verlegers. 

Sieht  darin  der  Fachmann  der  »Internationalen  Rundschau« 
vollkommen  klar,  so  gilt  nicht  das  gleiche  von  seinen  positiven 
Abhilfevorschlägen.  Er  will  die  Veröffentlichung  der  Inserate 
einem  staatlichen  Zentralnachrichtenblatt  für 
jedes  Land  vorbehalten,  das  auch  unter  Kontrolle  des  Parla- 
ments die  Herausgabe  aller  Tatsachenberichte  besorgen  soll.  Er 
übersieht  dabei  zwar  nicht  vollständig,  daß  die  Mehrzahl  der 
Zeitungsanzeigen  und  auch  ein  Teil  der  Tatsachenberichte  lokaler 
Natur  sind;  aber  er  meint  hier  damit  helfen  zu  können,  daß  er 
allenthalben  seinem  Zentralachrichtenblatt  Lokalbeilagen 
beigeben  will,  die  nach  gleichem  Grundsatze  redigiert  und  ver- 
waltet werden  sollen.  Den  übrig  bleibenden  privaten  Zeitungen, 
welchen  untersagt  ist,  Nachrichten  zu  bringen  und  Anzeigen  auf- 
zunehmen, sollen  die  mit  Namen  zu  zeichnenden  kritischen  und 
erläuternden  Betrachtungen  sowie  der  Unterhaltungsstoff  vorbehal- 
ten bleiben.  Sie  sind  nur  als  genossenschaftlich  organisierte 
Parteiblätter  zulässig.  Daneben  soll  die  »öffentliche  Mei- 
nung* noch  durch  ein  Sonderblatt  mit  Aufnahmezwang 
für  Einsendungen  zur  Geltung  gebracht  werden. 

I)  Vgl.   »Kultur  der  Gegenwart«   I,   i,  S.   528fr. 
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Man  muß  sich  diese  ungeheuerliche  Organisation  nur  vor- 
stellen, um  sogleich  ihre  Unmöglichkeit  zu  erkennen.  Das  Zentral- 
Nachrichtenblatt  mit  seinem  Nachrichtenmonopol  und  Insertions- 
zwang  würde  einen  Umfang  annehmen,  den  auch  der  zeitungs- 
hungrigste  Müßiggänger  nicht  mehr  würde  bewältigen  können, 
zumal  wenn  ihm  noch  Lokalbeilagen  zugefügt  würden.  Dazu 
alles  Zeitungsräsonnement  im  Dienste  der  politischen  Parteien  und 
schließlich  die  »öffentliche  Meinung«  in  bezahlten  und  unbezahl- 
ten Einsendungen! 

So  endet  auch  diese  mit  dem  richtigen  Ausgangspunkte  be- 
ginnende Erörterung  mit  Forderungen,  denen  niemand  wird  Er- 
füllung wünschen  können. 

Etwa  zu  derselben  Zeit  ist  Dr.  Heinz  Brainveiler1)  vom  finan- 
ziellen Standpunkt  zu  einem  ähnlichen  Ergebnis  gelangt.  Auch 
er  verlangt  ein  staatliches  Anzeigenmonopol  und  will  dieses  durch 
amtliche,  von  allem  sonstigen  Zeitungsinhalt  ausgeschlossene  An- 
zeigenblätter ausüben  lassen,  die  in  Städten  und  Kreisorten  er- 
scheinen sollen.  Aber  sein  Monopol  soll  sich  nur  auf  die  gewerb- 
lichen Anzeigen  (d.  h.  Arbeits-,  Waren-,  Wohnungs-  und  Geld- 
markt) erstrecken  sowie  auf  die  amtlichen  Bekanntmachungen, 
während  alle  anderen  Arten  von  Inseraten  (Familien-,  Theater-, 
Buchanzeigen  usw.)  den  Privatzeitungen  verbleiben  sollen.  Eben- 
so werden  die  Anzeigen  der  Fachpresse  sowie  sonstige  öffentliche 
Ankündigungen  (Plakate  u.  dgl.)  vom  Monopol  ausgenommen 
und  nur  mit  einer  5oprozentigen  Steuer  belastet. 

Der  Vorschlag  leidet  an  dem  großen  Gebrechen,  daß  er  nur 
einen  Teil  der  Inserate  den  Verlagsunternehmungen  entziehen 
will,  ohne  sich  weiter  darum  Sorge  zu  machen,  ob  die  Trennung 
praktisch  durchführbar  sein  würde  und  ob  nicht  die  Anzeigen, 
welche  aus  ihrem  seitherigen  Zusammenhang  gerissen  werden 
sollen,  dadurch  einen  Teil  ihres  Wertes  für  die  Inserenten  verlieren 
würden.  Nach  Brauweiler?,  Ansicht  sollen  die  amtlichen  Anzeige- 
blätter neben  ihren  Marktinseraten  nichts  publizieren  dürfen ;  ihr 
Bezugspreis  soll  auf  die  Herstellungskosten  beschränkt  sein.  Aber 
wer  wird  selbst  zu  diesem  Preise  ein  reines  Annoncenblatt  abon- 
nieren wollen? 


i)  In  einem  Artikel  »Für  ein  Anzeigenmonopol«  Deutscher  Wille,  Jhg.  19 16 
S.   538  ff. 
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IV.  Der  Lassallesche  Vorschlag. 

So  wird  man  nur  sagen  können,  daß  alle  während  des  Krieges 
hervorgetretenen  Aeußerungen  zur  Pressereform  unfruchtbar  ge- 
blieben sind.  Als  nun  der  Krieg  zu  Ende  ging  und  am  9.  Novem- 
ber 19 18  die  Sozialdemokratie  zur  Herrschaft  gelangte,  konnten 
alle,  die  mit  der  Geschichte  der  Partei  einigermaßen  vertraut 
waren,  die  zuversichtliche  Erwartung  hegen,  daß  die  S  o  z  i  a  1  i- 
sierung  des  Privatbetriebes  mit  der  Presse  beginnen  werde. 
Denn  so  unklar  auch  Wort  und  Begriff  der  Sozialisierung  im  All- 
gemeinen waren,  das  eine  wußte  man,  daß  Ferdinand  Lassalle 
schon  1863  nicht  den  geringsten  Zweifel  darüber  gelassen  hatte, 
was  im  Augenblicke,  wo  die  langersehnte  Wendung  der  Dinge 
eintrete,  mit  diesem  Zweige  des  Wirtschaftslebens  zu  geschehen 
habe.  In  seiner  zu  Barmen,  Solingen  und  Düsseldorf  gehaltenen 
und  unter  dem  Titel  :  »Die  Feste,  die  Presse  und  der  Frankfurter 
Abgeordnetentag«  veröffentlichen  Rede  stand  für  jedermann 
deutlich  in  Sperrschrift  zu  lesen: 

»In  einem  sozialdemokratischen  Staate 
muß  ein  Gesetz  gegeben  werden,  welches  jeder 
Zeitung  verbietet,  irgendeine  Annonce  zu 
bringen  und  diese  ausschließlich  und  allein 
den  vom  Staate  oder  von  den  Gemeinden  pub- 
lizierten   Amtsblättern    zuweist.« 

»Von  Stund  an  hören  die  Zeitungen  auf,  eine  lukrative  Geld- 
spekulation zu  sein.     Von  Stund  an  ziehen    sich    die    spekulie- 
renden Kapitalien  von  ihnen  zurück.     Von  Stund  an  verhungert 
das  stehende  Heer  der  Zeitungsschreiber  oder  wird  Stiefelputzer; 
das  ist  seine  Sache !     Von    Stund    an     hört   der    Zei- 
tungsschreiber   von    Metier     auf   und    an  seine 
Stelle    tritt    der  Zeitungsschreiber    von    Beruf. 
Von  Stund    an    existieren    nur    solche  Zeitungen    und    können 
nur  solche  Männer  Zeitungen  schreiben,  welche  ohne  Rücksicht 
auf    lukrative    Bereicherung  die  Mission  in  sich    fühlen,   für  die 
geistigen  Inseressen    und    das  Wohl    des  Volkes  zu  kämpfen.« 
Was  hier  in   gedrängter  Weise  zusammengefaßt  wird,   ist    in 
der    Rede     sowohl     historisch     als     auch     prinzipiell     begründet, 
und    zwar    mit    einer   Ausführlichkeit,    wie    es    sonst    in    solchen 
Volksreden    nicht    üblich    ist.      Am  Schlüsse  ruft    LassalU   noch 
einmal  emphatisch  aus: 
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Das  also  ist  die  nach  allen  Seiten  hin  heilsame  Maßregel, 
welche  im  sozialdemokratischen  Staate  eine  totale  Umwandlung 
der  Presse  in  ihrem  innersten  Wesen  hervorrufen  würde.  Ich 
habe  sie  Ihnen  entwickelt,  um  bei  Zeiten  die  Gemüter  des 
Volkes  darüber  zu  verständigen.  Verbreiten  Sie  das,  was  ich  Ihnen 
darüber  gesagt;  erheben  Sie  diese  Maßregel  zu  einer  Volks- 
tradition. Akkreditieren  Sie  sie  durch  das  tausendfältige  Echo 
Ihrer  Stimme;  erheben  Sie  sie  zu  einer  demokratischen  Forde- 
rung ersten  Ranges  (im  Original  gesperrt),  damit  nichts 
in  späterer  Zeit  ihrem  Verständnis  sich  wiedersetze !« 

Ist  es  nicht,  als  ob  Lassalle  geahnt  hätte,  daß  einmal  die 
Zeit  kommen  könne,  wo  man  sich  seiner  in  so  ungewöhnlicher 
Form  vorgetragenen  Forderung  nicht  gerne  werde  erinnern  wollen 
und  wo  der  Kern  seiner  Ausführungen  über  die  Presse  als 
die  Folge  einer  persönlichen  Verstimmung  gegen  die  bürgerlichen 
Zeitungen  von  seinen  eigenen  Parteigängern  würde  bezeichnet 
werden x)  ? 

Jedenfalls  ist  hier  festzustellen,  daß  in  keinem  Parteiprogramme 
die  auf  die  Presse  bezügliche  Forderung  Lassalles  von  den  Sozial- 
demokraten aufgenommen  worden  ist.  Aber  auch  in  keiner 
anderen  Partei  fanden  seine  Worte  Verständnis,  man  müßte  denn 
dahin  rechnen,  daß  L.  Windthorst  einmal  sein  Verlangen  sich  zu 
eigen  gemacht  hat,  freilich  ohne  dafür  im  Zentrum  selbst  An- 
hänger finden  zu  können.  Daß  die  Presse  selbst  den  Gedanken 
einfach  totschwieg,  wird  man  begreifen,  wenn  man  erwägt,  daß 
er  die  ökonomische  Grundlage  erschütterte,  auf  welcher  unsere 
Zeitungen  aufgebaut  sind. 

Erst  ein  Dutzend  Jahre  nach  Lassalles  Tod  erschien  eine 
kleine  Schrift  von  R.  Schmölder  unter  dem  Titel :  Das  Inseraten- 
wesen als  Staatsinstitut  (Leipzig  und  Köln  1879).  Diese  Schrift 
geht  von  der  nicht  gerade  unwahrscheinlichen  Auffassung  aus, 
-daß  das  Lassallesche  Projekt  an  eine  Einrichtung  anknüpfe,  welche 
im  Königreich  Preußen  über  ein  Jahrhundert  bestanden  hatte, 
nämlich  die  Intelligenzblätter  und  den  Insertion  s- 
z  w  a  ng.     Ob  das  richtig  ist,  kann  niemand  sagen. 

Mit  der  Einrichtung  selbst  aber  hat  es  seine  Richtigkeit. 
Sie  wurde  1727  von  Friedrich  Wilhelm  I.  ins  Leben  gerufen 
zugleich    mit    der  Begründung    eines    »Intelligenz-    und    Adress- 


:)  Vgl.  A.  Braun  in  den  Mitteilungen  der  Vereins-Arbeiterpresse  1919  Nr.  185. 
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Comptoirs«  in  der  Hauptstadt  Berlin.  Aehnliche  Anstalten  wurden 
dann  auch  in  den  verschiedenen  Provinzialstädten  geschaffen 
und  mit  ihnen  die  Herausgabe  von  Intelligenzblättern  verbunden, 
welche  ein  Monopol  auf  die  Veröffentlichung  von  Anzeigen  er- 
hielten. Die  Verwaltung  war  den  Postämtern  übertragen,  der 
Ertrag  sollte  an  das  Militärwaisenhaus  in  Potsdam  abgeführt 
werden.     Er  belief  sich  durchschnittlich 

in  den  Jahren         auf  Thaler 


1824— 1848 

31923 

1838— 1848 

34099 

1844— 1848 

41  890 

Man  kann  nicht  sagen,  daß  die  offiziellen  Intelligenzblätter  dem 
Bedürfnis  entsprechend  fortgeschritten  seien.  Es  ergibt  sich  das 
schon  aus  den  in  den  Provinziallandtagen  mehrfach  hervorge- 
tretenen Anträgen  auf  ihre  Vermehrung.  Außerdem  scheint  die 
Post  sich  der  Sache  nicht  genügend  angenommen  zu  haben.  So 
kam  es,  daß  die  politischen  Zeitungen  sich  des  Anzeigenwesens 
bemächtigen  konnten.  Das  Potsdamer  Militärwaisenhaus  war 
zufrieden,  wenn  sie  durch  eine  jährliche  Abgabe  sich  die 
Lizenz  dazu  erkauften.  Gegen  die  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts 
war  infolgedessen  das  private  Anzeigenwesen  in  Preußen  schon 
so  entwickelt,  daß  die  Regierung  1849  selbst  den  beiden  Kam- 
mern des  Landtags  den  Antrag  unterbreitete,  den  Intelligenzzwang 
und  die  amtliche  Herausgabe  der  Intelligenzblätter  aufzuheben 
und  das  Militärwaisenhaus  in  Potsdam  durch  Zuweisung  einer 
Jahresrente  von  40000  Thalern  aus  der  Staatskasse  zu  entschädigen. 
Infolgedessen  hörten  beide  Institutionen  vom  1.  Januar  1850  ab  auf. 
ScJimölder  untersucht  nun  in  welcher  Weise  das  Inseraten- 
wesen in  Preußen  sich  seit  dieser  Zeit  in  der  politischen  Privat- 
presse  entwickelt  hat  und  hebt  die  mancherlei  sich  daran  knüpfen- 
den Gebrechen,  namentlich  die  Beförderung  von  Schmutz  und  Schwin- 
del durch  die  Zeitungen  hervor.  Er  kommt  zu  dem  Schlüsse, 
daß  nur  durch  die  »Wiederaufnahme  des# Inseraten wesens  in  das 
Marktregal  »geholfen  werden  könne,  da  alle  anderen  Abhilfemittel, 
die  vorgeschlagen  worden  seien,  versagt  hätten.  Am  Schlüsse 
schlägt  er  einen  Gesetzentwurf  vor,  nach  dem 

eventuell  zur  Kompetenz  der  Intelligenzblätter  gehören  sollen 
alle  Inserate  über  Verträge,  welche  für  beide  Kontrahenten 
geschäftlicher  Natur  sind,  wie  die  Inserate  über  Kauf-  und 
Mietverträge,    desgleichen    alle  Inserate,   welche    nur  für    einen 
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Kontrahenten  diesen  geschäftlichen  Charakter  haben,  wie 
Theater-,  Konzert-  und  sonstige  Vergnügungsanzeigen.  Zur 
Kompetenz  der  politischen  Zeitungen  gehören  dagegen  von 
Inseraten  nur  diejenigen  über  Parteiversammlungen  und  Partei- 
schriften. Völlig  indifferenter  Natur  sollen  die  allgemeinen  Be- 
kanntmachungen des  Staates,  der  politischen  und  kirchlichen 
Gemeinden  sowie  der  Familien  und  Korporationen  sein,  der- 
gestalt, daß  diese  nach  Gutdünken  in  Blättern  der  einen  oder 
anderen  Richtung  erscheinen  können.  Kompetenzüberschrei- 
tungen der  politischen  Zeitungen  sollen  strafrechtlich  geahndet 
werden. 

Schniölder  denkt  sich  die  Intelligenzblätter  als  Kreis-  und 
Provinzialblätter,  außerdem  soll  ein  allgemeines  Blatt  in  Berlin 
erscheinen. 

Sein  Vorschlag  ist  zur  Zeit  seines  Erscheinens  von  der 
Zeitungspresse  natürlich  totgeschwiegen  oder  mit  Hohn  und  Spott 
behandelt  worden.  Seitdem  hat  die  Frage  zwar  nicht  geruht; 
es  hat  immer  einzelne  gegeben,  die  sich  gegen  die  unnatürliche 
Verbindung  des  Annoncenwesens  und  der  Vertretung  der  höch- 
sten Interessen  der  Menschheit  in  der  Zeitungspresse  gewendet 
haben.  So  Heinrich  von  Treitschke,  der  in  seinen  Berliner  Vor- 
lesungen über  Politik1)  sie  mit  kräftigen  Worten  abgelehnt  hat 
und  Eduard  von  Hartmann,  der  die  Aufhebung  der  Inseratenfrei- 
heit zugunsten  des  Inseratenmonopols  gefordert  hat2).  Erreicht 
haben  natürlich  beide  nichts. 

V.  Die  neueste  Entwicklung  des  Gedankens. 

Auch  ich  hatte  mehrfach  Veranlassung,  mich  zur  Sache  zu 
äußern.  Noch  in  der  2.  Auflage  der  Kultur  der  Gegenwart  hatte 
ich  mein  Schlußurteil  dahin  zusammengefaßt: 

»Es  wird  immer  als  ein  unerträglicher  innerer  Widerspruch 
empfunden  werden,  daß  in  dem  Tempel,  wo  Gerechtigkeit  und 
Freiheit  gepredigt  werden  sollen,  auch  Käufer  und  Verkäufer 
ihre  Tische  aufstellen,  und  daß  in  Fällen,  wo  das  Volk  den 
unbestechlichen  Priester  der  Wahrheit  zu  vernehmen  glaubt, 
nur  die  geschickt  verstellte  Stimme  des  bezahlten  Marktschreiers 
ihm  entgegentönt.  Man  kann  darum  immer  zugestehen,  daß 
ohne  die  reichen  Hilfsquellen  des  Annoncenteiles  die  großartige 

1)  Ausgabe  von  Comicelius  I,  S.   177. 

2)  Vgl.  Hartmann,   »Soziale  KernfrageiK   II,  S.  85. 
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Organisation    des    politischen    und    kommerziellen  Nachrichten- 
dienstes   nicht   hätte    geschaffen    werden    können,    daß   unsere 
Zeitungen    ohne   sie    weniger    reichhaltig,     weniger     belehrend, 
weniger  wohlfeil    und    darum    weniger  verbreitet    sein  würden. 
Um  dies  zu    begreifen,  genügt    ein   Blick    auf    die  französische 
Presse,  deren  Annoncenwesen  unentwickelt   geblieben  ist,    und 
deren    Informationsdienst    darum    auch    weit    hinter    dem     der 
annoncenreichen    englischen    und    deutschen    Presse    zurückge- 
blieben ist.     Trennen  läßt    sich    die  historisch   gewordene  Ver- 
bindung    von    öffentlicher    und    privater    Publizität     schwerlich 
wieder  ;  denn  sie  hat  den  Vorzug  ökonomischer  Zweckmäßigkeit- 
Und    in    einem    Aufsatze    über    die  Zukunft    der     deutschen 
Presse1)  hatte  ich  191 5  geschrieben:  »Vielleicht  wird  die  kommende 
Generation  dieses  Verkehrsinstitut  des  geschäftlichen  und  sozialen 
Lebens  ebenso  in  die  öffentliche  Obhut  nehmen  müssen,  wie  die 
jetzige    die  Verstaatlichung    der    Eisenbahnen    durchgeführt    hat. 
Die  Zeitungen  würden  dann  viel  teurer  werden,  als  sie  heute  sind ; 
aber  sicher    würde    auch    ihr  Inhalt    in    gründlicher   verarbeiteter 
und  darum  kürzerer  Form  den  Lesern  geboten  werden  müssen.« 
Dies  scheint  mir  unterm  7.  Januar   191 9    einen  Brief  des  da- 
maligen   bayerischen  Finanzministers  Prof.  Dr.  Jaffe   eingetragen 
zu  haben,  in    dem    mir  mitgeteilt    wurde,    daß    man    in  München 
mit    dem    Gedanken    eines    Inseratenmonopols    umgehe.     Gleich- 
zeitig wurde  ich  ersucht  »postwendend« (!)  Vorschläge  nach  dieser 
Richtung  hin  einzusenden,  womöglich  in  Form  eines   ausgearbei- 
teten Gesetzentwurfes. 

Ich  müßte  lügen,  wenn  ich  sagen  wollte,  daß  ich  besonders 
entzückt  über  diesen  Auftrag  gewesen  wäre.  Schließlich  habe 
ich  mich  aber  doch  an  den  Schreibtisch  gesetzt  und  das  Ver- 
langte in  kurzer  Zeit  entworfen,  freilich,  wie  ich  nicht  verhehlen 
kann,  mit  dem  stillen  Hintergedanken,  daß  die  Partei,  welche  um 
mein  Urteil  gebeten  hatte,  nicht  daran  denke,  das,  was  ich  ihr 
vorzuschlagen  hatte,  in  Wirklichkeit  auszuführen.  Und  wenn 
ein  Engel  vom  Himmel  käme,  den  Pelz  ZU  waschen,  ohne  ihn 
naß  zu  machen,  verstände  auch  er  nicht. 

Immerhin  schien  im  Anfang  die  Sache  sich  ganz  hoffnungs- 
reich anzulassen.  Verlautete  doch  in  den  Zeitungen,  daß  in  Wien 
und  in  München    die  Frage  der   Sozialisierung  der    Presse  eifrig 

i)   In    der    Sammlung     >Üei     Kampf    dff    deutschen    (icistes    im    Wtltl 
(Gotha,  J.  Perthes)  S.  181. 


3i6 


Karl  Bücher. 


diskutiert  werde.  Als  in  München  die  Räteregierung  herrschte, 
dekretierte  sie  einfach:  »Die  Presse  ist  sozialisiert;  die  Verleger 
werden  aufgefordert,  Vorschläge  für  die  Durchführung  dieses 
Beschlusses  zu  machen«. 

So  leicht  hatte  sichs  freilich  das  unter  dem  Vorsitze  des 
Dr.  0.  NeuratJi  errichtete  Zentralwirtschaftsamt  nicht  gemacht. 
Es  sollte  ja  auch  die  »Vollsozialisierung«  betreiben  und  hatte 
unter  der  Leitung  eines  Herrn  Wolf  gang  Schimann  im  April  19 19 
der  Presse  eine  Reihe  von  Kommissionssitzungen  gewidmet,  deren 
Beschlüsse  von  dem  damaligen  Leiter  in  einer  Broschüre  J)  ver- 
öffentlicht worden  sind.  Dieses  Schriftchen  zeigt,  daß  auch  in 
der  Preßkommission  »guter  Rat  teuer«  war,  nicht  aber  so  die 
Räte.  Denn  in  dem  in  der  genannten  Schrift  veröffentlichten 
Gesetzentwurf  über  die  Sozialisierung  der  Tagespresse  werden 
nicht  weniger  als  sechs  Arten  solcher  Räte  gefordert :  ein  Betriebs- 
rat, ein  Redakteurrat,  ein  Zeitungsfachrat,  ein  Zeitungsgildenrat 
ein  Arbeiter-  und  Bauernkontrollrat  und  ein  Oberster  Kontrollrat 
beim  Zentralwirtschaftsamt.  Eine  Vorstellung  darüber,  wie  die 
beabsichtigte  Sozialisierung  zu  denken  ist,  läßt  sich  beim  besten 
Willen  aus  der  Schrift   nicht  gewinnen. 

Es  sei  deshalb  auch  nur  eine  Besonderheit  erwähnt,  weil  sie 
unter  den  Mitteln  der  Preßreform  auch  sonst  in  jüngster  Zeit 
eine  Rolle  gespielt  hat.  Es  ist  das  der  B  e  r  ic  htigun  g  s  z  w  ang. 
Man  versteht  darunter  ein  Verfahren,  nach  welchem  Angehörige 
anderer  Parteien  und  Richtungen  ein  Recht  auf  Zeitungsraum 
bekommen.  Schumann  denkt  sich  das  so:  »Jedes  Verbandsblatt 
hat  täglich  einen  Raum  von  etwa  1  —  1V2  Spalten  von  sich  aus 
frei  zu  lassen.  Nehmen  wir  an,  »es  handle  sich  um  ein  sozialdemo- 
kratisches Blatt,  so  steht  dieser  Raum  am  Sonntag  der  U.  S.  P., 
am  Montag  dem  Zentrum,  am  Dienstag  den  Demokraten,  am 
Mittwoch  den  Kommunisten,  am  Donnerstag  den  Nationalliberalen 
usw.  zur  freien  Verfügung.  Eine  zweite  Woche  hindurch  könnte 
man  den  Raum  reservieren  für  Vertreter  des  Verbandes  der 
freien  Schriftsteller,  der  Bühnegenossenschaft,  der  dramatischen 
Autoren,  der  Fachräte  usw.  Nach  Ablauf  von  14  Tagen  begänne 
dann  die  Reihe  wieder  mit  der  U.  S.  P.  Genau  dasselbe 
wäre  aber  bei  allen  Blättern  der  Fall.  Ein  Zentrumsblatt  müßte 
S.  P.  D.,  U.  S.  P.,  K.  P.  D.,    Demokraten  usw.    ebenso  regelmäßig 

1)  Reform  und  Sozialisierung  der  Tagespresse  von  Wolfg,  Schumann  (183. 
Flugschrift  des  Dürerbundes). 
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und  in  proportional  gleichem  Umfang  zu  Worte  kommen  lassen, 
ein  demokratisches  ebenso  und  so  fort!« 

Man  erstaunt  über  die  Naivität  dieser  Darlegung  und  fragt 
sich,  ob  denn  wirklich  ein  vernünftiger  Mensch  glauben  dürfte, 
andere  bekehren  zu  können,  wenn  er  ihnen  die  Möglichkeit  gibt, 
Ansichten  kennen  zu  lernen,  die  den  eigenen  Meinungen  entgegen- 
gesetzt sind.  Jeder  will  in  dem  von  ihm  abonnierten  Blatte  lesen, 
was  ihm  am  meisten  gefällt.  Darnach  hat  er  doch  die  Zeitung 
ausgewählt,  die  er  hält.  Weiß  er,  daß  diese  Zeitung  zur  Auf- 
nahme gewisser  Einschaltungen  gezwungen  wird,  so  wird  ihn 
keine  Macht  der  Welt  dazu  bringen  können,  diese  Artikel  auch 
zu  lesen.  Dies  ebensowenig,  als  er  sich  zur  Beachtung  oder  gar 
Berücksichtigung  der  von  dem  Blatte  gebrachten  Annoncen  zwingen 
läßt.  Und  gar  erst  das  in  der  Broschüre  vorgeführte  Reihensystem  ! 
Man  fragt  sich  erstaunt,  was  denn  geschehen  solle,  wenn  einmal 
eine  Partei  gar  nichts  zu  sagen  hat  und  wer  in  ihrem  Namen 
reden,  bzw.  schreiben  soll.  Oder  es  fühlt  sich  wohl  jemand  ge- 
drungen, namens  seiner  Partei  auf  einen  Zeitungsartikel  zu  erwidern ; 
aber  seine  Partei  kommt  erst  in  14  Tagen  wieder  an  die  Reihe. 
Dann  aber  zu  antworten  widerspräche  allen  Rücksichten  der 
Aktualität. 

Man  sieht,  überall  Ungereimtheiten,  wo  man  den  Vorschlag 
auch  anfassen  mag.  Aber  es  ist  nicht  dabei  geblieben.  Auf  dem 
im  Juni  191 9  zu  Weimar  abgehaltenen  Parteitag  derSozial- 
demokratischen  Partei  Deutschlands  hatte  die 
Landesorganisation  Hamburg  folgenden  Antrag  gestellt: 

»Die  Fraktion  wird  beauftragt,  noch  vor  Inangriffnahme 
der  Sozialisierung  der  gesamten  Presse  einen  Gesetzentwurf  über 
ein  Anzeigenmonopol  einzubringen.  Dieses  Anzeigenmonopol, 
das  sowohl  im  Interesse  der  Reichsfinanzen  als  auch  einer 
allgemeinen  Gesundung  des  Zeitungswesens  dringend  nötig  er- 
scheint, ist  unter  engster  Fühlungnahme  mit  den  Fachorgani- 
sationen der  Arbeiterschaft  in  die  Wege  zu  leiten.« 

Der  Antrag  wurde  von  dem  Hamburgischen  Delegierten 
Begier  vertreten  und  hauptsächlich  aus  Parteirücksichten  empfoh- 
''!.').  «Nehmen  wir  den  bürgerlichen  Zeitungen  ihre  Anzeigenplan- 
tage«, sagte  er,  »dann  ist  einem  großen  Teil  der  Leser  mit  diesen 
Zettungen,  mit  denen  viel  Papier  ins  Haus  kommt,  nicht  mehr 
gedient,  weil  sie  sich  dann  dem  Inhalt  zuwenden  und  von  ihm 
\)  v^i    Protokoll  über  die  Verhandlungen,  S.  312  f. 
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kaum  befriedigt  sein  können.  Ganz  besonders  würde  die  groß- 
städtische Generalanzeigerpresse  nur  wenig  beachtet  werden.  .  .  . 
Die  Annahme  keines  Antrags  .  .  .  würde  ein  solches  Wutgeheul 
der  bürgerlichen  Presse  auslösen  wie  die  Annahme  dieses  An- 
trags. Das  ist  auch  erklärlich ;  denn  sie  träfe  die  bürgerliche 
Presse  an  der  empfindlichsten  Stelle,  am  Geldbeutel.« 

Man  kann  diese  Worte  nicht  ohne  Erstaunen  lesen.  War 
denn  dem  Antragsteller  völlig  unbekannt,  wie  sehr  auch  die 
sozialdemokratische  Presse  von  der  Ausbeutung  ihrer  Anzeigen- 
teile abhängig  geworden  ist  und  daß  sie  in  diesen  seit  November 
191 8  gewaltig  gewonnen  hatte.  Der  Preßreferent  der  Tagung 
hat  denn  auch  dem  Antrage  der  Hamburger  widersprochen.  Er 
ist  auch  schließlich  nicht  angenommen,  sondern  mit  anderen  dem 
Parteivorstande  überwiesen  worden,  was  wohl  mit  seinem  Begräb- 
nisse   gleichbedeutend  sein  wird. 

Seitdem  ist  es  stille  über  den  WTassern  der  sozialdemokra- 
tischen Partei  aller  Richtungen.  Dagegen  ist  noch  1919,  als  die 
Sozialisierungsprojekte  eine  Menge  von  Broschüren  und  Zeitungs- 
artikeln hervorriefen,  auch  eine  Flugschrift  unter  dem  Titel  »Sozia- 
lisierung der  Presse«  erschienen  und  scheint  das  Schicksal  aller 
Sozialisierungsliteratur  geteilt  zu  haben,  rasch  wieder  vergessen 
zu  werden.  Ihr  Verfasser  ist  Erich  Schairer,  der  schon  früher  mit 
Bestrebungen  zur  Kommunalisierung  des  Inseratenwesens,  insbeson- 
dere des  Arbeitsmarktes,  hervorgetreten  war1)  und  dem  wohl  die 
Kenntnis  des  deutschen  Zeitungswesens  nicht  wird  abgesprochen 
werden  können.  In  jener  Flugschrift  befürwortet  Schairer  die 
Wiedereinführung  des  staatlichen  Inseratenmonopols,  das  er  durch 
staatliche  Kreisblätter  ausgeübt  haben  möchte.  Diese  Amtsblätter 
sollen  die  alleinige  Befugnis  zur  Veröffentlichung  von  Inseraten 
haben,  die  Annahme  der  letzteren  aber  von  ihrem  volkswirtschaft- 
lichen Wert  und  ihrer  Wirkung  auf  die  Volkswirtschaft  abhängig 
machen  dürfen. 

Beide  Vorschläge  scheinen  mir  nicht  unbedenklich.  Die 
Kreisblätter  und  alle  ähnlichen  Erzeugnisse  der  offiziellen  Presse 
leiden,  wie  so  manche  Institution  des  alten  Regimes,  unter 
ihrer  Vergangenheit.  Als  Träger  der  Reaktion,  als  willenlose 
Werkzeuge  von  Landräten,  Regierungs-  und  Oberpräsidenten,  als 
Urbilder  politischer  Charakterlosigkeit  sind  sie  an  sich  schon  der 


;)  Zuerst  in  der  Zeilschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft  1915,  S.  556  ff. 
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Bevölkerung  verdächtig1).  Daß  der  Staat  sie  herausgeben  soll, 
öffnet  zudem  den  jeweiligen  Regierungseinflüssen  auf  die  öffent- 
liche Meinung  Tor  und  Tür.  Und  wohin  kann  es  noch  führen, 
wenn  den  Annahmestellen  der  mit  Inseratenmonopol  ausgestatteten 
Amtsblätter  die  diskretionäre  Befugnis  beigelegt  wird,  über  An- 
nahme oder  Ablehnung  einer  Privatanzeige  zu  entscheiden  ?  Das 
heißt  doch  nur:  man  unterstellt  die  Inserenten  einer  neuen  Art 
von  staatlicher  Zensur. 

Man  darf  sich  darum  nicht  wundern,  wenn  auch  die  Schairer- 
sche  Flugschrift  wie  eine  taube  Blüte  zu  Boden  gefallen  ist. 
Was  aber  soll  geschehen  ? 

VI.  Mein  Gesetzentwurf. 

Welche  Schicksale  der  von  mir  nach  München  gesandte  Ge- 
setzentwurf dort  gehabt  hat,  ist  mir  unbekannt  geblieben.  Vielleicht 
ist  er  in  den  Akten  des  Finanzministeriums  verschwunden  ;  viel- 
leicht hat  er  auch  der  bayerischen  Sozialisierungskommission  vor- 
gelegen und  ist  bei  ihr  unter  den  Tisch  gefallen.  Jedenfalls  ge- 
hört er  jetzt  wieder  mir,  da  er  zu  keinem  anderen  Gebrauche 
nütze  war;  und  da  ich  an  ihm  nicht  den  Bethlehemitischen  Kinder- 
mord vollzogen  sehen  möchte,  so  soll  er  an  dieser  Stelle  jeder- 
mann zugänglich  gemacht  werden,  der  an  seinem  Inhalt  Anteil 
nimmt.     Er  lautet2) : 

§  1.  In  jeder  Gemeinde  von  2500  Einwohnern  ist  von  der  Ge- 
meindebehörde ein  Gemeindeblatt  herauszugeben,  das  sämtlichen 
Haushaltungen  sofort  nach  dem  Erscheinen  jeder  Nummer  kosten- 
frei zugestellt  wird. 

§  2.    Das  Gemeindeblatt  erscheint  in  Gemeinden 
mit  2500 — 5000  Einwohnern    wöchentlich    mindestens   zweimal, 
„     5000 — 10000         ,,  ,,  ,,  viermal, 

über   10 000  Einwohner  täglich. 

§  3.  Dem  Gemeindeblatt  steht  ausschließlich  die  Veröffent- 
lichung von  staatlichen  und  kommunalenBekanntmachungen  sowie  der 
sämtlichen  Privatanzeigen  von  örtlicher  Bedeutung  zu.  Zeitungen, 
welche  im  Privatverlag  erscheinen,  ist  der  Abdruck  jeder  Art 
von  Anzeigen  untersagt. 

l)   Bezeichnend  dafür  ist  diu  Aeußei  I  lußrufercnten  auf  dem  Weimarer 

Parteitag,  Protokoll  S.  317. 

2)  Für  die  genaue  Uebereinstimmung  mit  dem  Ursprünglich«!  Wortlaut  bürge 
ich  nicht.  Kleine  Zusätze  und  Verbesserungen  sind  mehrfach  vorgenommen.  So- 
viel ich  sbei  sehen  kann,  berühren  sie  den   Hauptinhalt   nicht. 
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§  4.  Der  Preis  der  Anzeigen  ist  nach  Ortsgewohnheit  festzusetzen 
und  darf  die  Zeilenpreise  der  seither  am  Orte  erschienenen 
Zeitungen  nicht  übersteigen. 

§  5.  Außer  den  Anzeigen  enthält  jedes  Gemeindeblatt  einen 
textlichen  Teil,  der  sich  auf  die  Wiedergabe  der  neuesten  Nach- 
richten sowie  belehrende  und  unterhaltende  Artikel  zu  beschrän- 
ken hat.  Politische  Beeinflussung  bezweckende  Einschaltungen 
jeder  Art  sind  schlechthin  ausgeschlossen.  Dagegen  ist  die  Auf- 
nahme von  Ortsnachrichten  gestattet. 

Der  Inhalt  des  textlichen  Teiles  sowie  die  staatlichen  Be- 
kanntmachungen werden  den  Gemeinden  rechtzeitig  vor  dem 
Drucke  des  Blattes  in  Matern,  Platten  oder  Vordrucken  von  der 
Regierung  geliefert. 

Einsendungen  in  Gemeindeangelegenheiten  müssen  jederzeit 
entgegengenommen  und,  soweit  sie  nichts  strafbares  enthalten, 
in  der  nächsten  Nummer  veröffentlicht  werden. 

§  6.  Als  Anzeigen  von  örtlicher  Bedeutung  sind  ebensowohl 
Angebote  und  Nachfragen  über  Waren  und  Arbeit  als  sämtliche 
am  Orte  erscheinende  Familienanzeigen,  Bekanntmachungen  über 
alle  Arten  von  Aufführungen  und  Versammlungen  zu  betrachten. 

§  7.  Alle  von  Privaten  herausgegebenen  Amtsblätter  erlöschen 
mit  dem 

§  8.  Nicht  der  Gemeinde  Angehörige  können  das  Gemeinde- 
blatt nur  durch  die  Post  gegen  Zahlung  von  Abonnementsge- 
bühren beziehen,  die  den  Herstellungskosten  entsprechen  sollen. 
Auch  können  mehrere  kleine  Gemeinden  mit  Genehmigung  der 
Bezirksregierung  sich  untereinander  zur  Herausgabe  eines  Ge- 
meindeblattes verbinden. 

§  9.  Der  Abdruck  der  im  Gemeindeblatte  enthaltenen  amt- 
lichen Bekanntmachungen  und  Nachrichten  ist  anderen  Zeitungen 
nur  mit  Genehmigung  der  Gemeindebehörden  und  nur  gegen 
Zahlung  einer  angemessenen  Gebühr  gestattet. 

§  10.  Wer  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zuwiderhandelt, 
wird  mit  Geldbuße  bis  zu  .  .  .  Mark  und  im  Wiederholungsfalle 
mit  Gefängnis  nicht  unter  einem  Monat  bestraft. 

Der  Entwurf  will  also  ein  Inseratenmonopol  schaffen, 
dessen  Träger  aber  nicht  der  Staat,  sondern  die  Gemeinden 
sein  sollen.  Er  fußt  dabei  auf  der  Tatsache,  daß  die  bestehende 
deutsche  Presse  in  der  Richtung  der  Lokalpresse  entwickelt  ist. 
Es  gibt  nicht  wenige,  auf  ein  weites  Publikum  berechnete  haupt- 
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städtische  Zeitungen,  wie  die  französischen  Soublätter,  und  zu 
einer  Vertrustung,  wie  in  England,  ist  es  auch  nicht  gekommen. 
Durchweg  herrschen  die  örtlichen  Zeitungen  vor,  und  es  ist  nur 
da  eine  gewisse  Einheitlichkeit  des  allgemeinen  Inhalts  eingetreten, 
wo  die  sog.  Stereokorrespondenzen  zahlreiche  Blätter  von  gewissen 
Mittelpunkten  aus  mit  halbfertigem  Material  in  Vordruckzeitungen, 
Platten  oder  Matern  versorgen.  Etwa  ein  Drittel  aller  deutschen 
Zeitungen  bezog  1917  solches  Material,  ihre  Verleger  brauchten 
also  eine  eigene  Redaktion  nicht  zu  halten. 

Nur  der  Inseratenteil  wird  vollständig  am  Erscheinungsorte 
hergestellt  und  hier  nebst  etwaigen  Lokalnachrichten  dem  fertig 
bezogenen  Texte  zugefügt.  Dies  kann  aber  durch  einen  gewöhn- 
lichen Drucker  oder  eine  ähnliche  geringere  Arbeitskraft  besorgt 
werden.  Alle  geistige  Arbeit  wird  i.  d.  R.  in  der  Hauptstadt 
durch  eigene  Korrespondenzanstalten  geleistet.  Selbständig  ist 
nur  der  Inseratenteil,  und  wenn  die  Kraft,  die  ihn  umtreibt,  mög- 
lichst billig  von  auswärts  bezogen  wird,  so  kommt  das  allemal 
dem  Ertrag  zugute,  den  jeder  Unternehmer  auf  das  Höchstmaß 
zu  steigern  suchen  muß. 

Wie  sehr  die  Existenz  der  Zeitungen  von  ihrer  Annoncen- 
einnahme abhängig  geworden  ist,  hat  sich  während  des  Welt- 
krieges gezeigt,  als  viele  von  ihnen  wie  vergiftete  Fliegen  dahin- 
sanken,  weil  ihnen  die  Anzeigen  ausblieben.  Aber  der  Krieg  ist 
noch  in  anderer  Hinsicht  belehrend  geworden.  Als  im  Herbst 
19 17  Kohlennot  und  Papierknappheit  die  Regierung  bewogen 
hatten,  die  Zusammenlegung  von  Zeitungen  in  Anregung  zu 
bringen,  stieß  sie  sowohl  bei  den  Verlegern  als  auch  im  Reichs- 
tage auf  hartnäckigen  Widerstand.  Als  gar  der  damalige  Staats- 
sekretär des  Innern,  Helfferich,  die  Kontingentierung  des  Anzeigen- 
teils vorschlug,  fand  er  bei  den  Vereinen  der  Zeitungsverleger 
entschiedene  Ablehnung.  Die  Vereinheitlichung  ihres  redaktio- 
nellen Teiles  hatten  sie  sich  gern  gefallen  lassen;  als  aber  der 
Staat  seine  Hand  nach  ihrem  Eigensten,  dem  Anzeigenteil,  aus- 
streckte, war  niemand  bereit,  dem  Gemeinwohl  ein  Opfer  zu 
bringen;  jeder  dachte  nur  an  den  eigenen  Vorteil. 

Manche  stellen  das  gegenseitige  Verhältnis  des  Anzeigen- 
und  des  I  ■  Ktteiles  so  dar,  daß  durch  die  Inseratcneinnahnie 
die  Verleger  in  den  Stand  gesetzt  würden,  für  Materialbeschaffung 
und  Mitarbeit  im  redaktionellen  Teile  mehr  aufzuwenden,  als  sie 
sonst   tun    könnten.      In    den    Stand   gesetzt   —    schon;    aber    tun 
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sies  auch  wirklich?  Die  Erfahrungen  des  Krieges  sprechen  nicht 
dafür.  Die  Zeitungen  haben  in  dieser  Zeit,  neben  den  Wolffschen 
Telegrammen ,  die  täglich  gratis  ihnen  gelieferten  offiziösen 
Korrespondenzen  in  solchem  Umfange  benutzt,  daß  sie  darüber 
alles  Individuelle  verloren.  Schließlich  fand  man  in  ihnen  überall 
denselben  Inhalt,  und*  es  war  einerlei,  welches  Blatt  man  hielt 
und  las.  Natürlich  haben  die  Verleger  die  verminderte  Inseraten- 
einnahme zum  Vorwand  ihrer  Sparsamkeit  genommen. 

In  Nr.  518  der  »Augsburger  Neuesten  Nachrichten«  konnte 
man  1917  lesen  :  »Man  nehme  eine  Durchschnittstageszeitung 
einer  Großstadt  A,  vergleiche  sie,  abgesehen  vom  lokalen  und 
sportlichen  Teil  und  vielleicht  noch  dem  Feuilleton,  mit  einer 
Durchschnittstageszeitung  einer  modernen  Großstadt  B,  und  man 
wird  feststellen  müssen,  daß  die  Zeitung  der  Großstadt  A  ebenso 
auch  die  Zeitung  der  Großstadt  B  sein  könnte.  Die  Nachrichten 
sind  nahezu  dieselben,  die  Artikel  meist  ebenfalls  oder  wenigstens 
einander  gleichwertig,  und  die  eigene  Stellungnahme,  soweit  solche 
für  gut  befunden  wird  —  und  das  ist  selten  genug  —  ist  Durch- 
schnittsurteil. « 

Man  kann  diesem  Zeichen  der  Selbsterkenntnis  kaum  noch 
etwas  hinzufügen,  es  wäre  denn,  daß  die  Zeitungen  in  dem,  was 
sie  noch  Eigenes  haben,  der  Anzeigenveröffentlichung,  den  An- 
forderungen verständiger  Wirtschaft  keineswegs  entsprechen.  In 
den  meisten  Städten,  selbst  denjenigen,  welche  ihrer  Einwohner- 
zahl nach  zu  den  Kleinstädten  gehören,  erscheinen  mehrere  Zei- 
tungen zugleich.  Will  nun  jemand  den  Bewohnern  ein  Angebot 
oder  eine  Nachfrage  zur  Kenntnis  bringen,  eine  Geburt  oder 
einen  Todesfall  anzeigen,  eine  Wohnung  mieten,  so  ist  er,  wenn 
er  alle,  auf  die  es  ihm  ankommt,  erreichen  will,  genötigt,  ein 
halb  Dutzend  oder  mehr  Zeitungen  in  Nahrung  zu  setzen.  Man 
begreift  kaum,  wie  man  sich  so  lange  diese  enorme  Verteuerung 
eines  der  dringendsten  Kulturbedürfnisse  hat  gefallen  lassen  kön- 
nen, versteht  aber  auch,  daß  diejenigen,  welche  von  diesem  Zu- 
stand Vorteil  ziehen,  ihn  nicht  geändert  haben  wollen. 

Das  sind  nicht  bloß  die  Generalanzeiger  und  ähnliche  un- 
politische Blätter,  sondern  auch  die  Parteizeitungen  jeder 
Richtung.  Die  sozialdemokratische  Presse  aller  Schattierungen 
ist  davon  nicht  ausgenommen.  Ja  vor  einigen  Jahren  hat  in 
Sachsen  ein  Nötigungsprozeß  gezeigt,  daß  einer  ihrer  Verleger 
Mittel  zur  Erlangung  von  Inseraten  angewandt  hatte,  welche  die 
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eigene  Parteipresse  als  Ausartungen  des  Kapitalismus  zu  brand- 
marken pflegte. 

Entsprechend  der  Natur  der  deutschen  Tagespresse  trägt  die 
große  Mehrzahl  der  Zeitungsinserate  lokalen  Charakter. 
Sie  wollen  auf  das  Publikum  des  Erscheinungsortes  wirken,  genau 
wie  die  Plakate  an  den  Litfaßsäulen  oder  in  den  Straßenbahn- 
wagen. Nur  ganz  wenige  stark  verbreitete  Zeitungen  bringen 
heute  Anzeigen,  die  auf  einen  weiteren  Kreis  berechnet  sind. 
Diese  Anzeigen  sollen  für  die  Zukunft  nicht  unmöglich  gemacht 
werden ;  aber  der  gesamten  politischen  Presse  ist  die  Aufnahme 
jeder  Art  von  Anzeigen  untersagt.  Solche  Anzeigen  müssen 
künftig  in  der  Fachpresse  erscheinen,  die  in  der  seitherigen  Weise 
weiter  bestehen  bleibt *).  Auch  Kursbücher,  Reiseführer  u.  dgl. 
sind  ihnen  nicht  verschlossen.  Doch  wäre  anzunehmen,  daß 
überall,  wo  solche  Anzeigen  erscheinen  dürfen,  der  Staat  durch 
eine  kräftige  Steuer  am  Ertrage  des  Annoncengeschäftes  beteiligt 
wird.  Wer  über  den  einzelnen  Ort  hinausgehende  Wünsche  hat, 
mag  in  mehreren  Gemeindezeitungen  inserieren. 

Der  Entwurf  macht  die  Verpflichtung  zur  Ausgabe  eines 
Gemeindeblattes  abhängig  von  der  Einwohnerzahl  und  be- 
stimmt darnach  auch  die  Häufigkeit  des  Erscheinens.  Man  kann 
vielleicht  im  Zweifel  sein,  ob  die  Zahl  von  2500  Einwohnern 
richtig  als  Untergrenze  gewählt  ist.  Ich  würde  nichts  dagegen 
einzuwenden  haben,  wenn  bis  auf  2000  Einwohner  herabgegangen 
würde.  Immer  werden  kleinere  Orte  unberücksichtigt  bleiben 
müssen,  an  denen  auch  jetzt  keine  Zeitung  erscheinen  kann. 
Aber  für  sie  wird  durch  g  8  gesorgt:  sie  können  entweder  das 
Gemeindeblatt  des  nächsten  größeren  Nachbarortes  um  die  Her- 
stellungskosten beziehen,  oder  es  können  sich  mehrere  kleine 
Gemeinden  zur  Herausgabe  eines  gemeinsamen  Blattes  unter- 
einander  verbinden. 

Auf  alle  Fälle  sichert  die  kostenfreie  Zustellung  der  Gemeinde- 
blätter an  alle  Haushaltungen  denselben  eine  Verbreitung,  wie 
MC  bei  den  bestehenden  Einrichtungen  niemals  erzielt  werden 
kann,  und  dieser  Umstand  muß  dem  gesamten  Anzeigenwesen  in 
hohem  Maße  zugute  kommen.  Da  für  jede  Gemeinde  nur  ein 
Gemeindeblatt  erscheint,  so  wird  mit  einem  Schlage  die  Unwirt- 
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zu  beschränken,    halte   ich   nicht   für  erfurdcilich. 


324 


Karl  Bücher  : 


Schädlichkeit  des  gegenwärtigen  Zustandes  beseitigt.  Die  Fest- 
setzung der  Annoncenpreise  nach  der  Ortsgewohnheit  verhütet 
von  vornherein  eine  den  Inserenten  schädliche  Belastung. 

Freilich  kann  diesen  mit  reinen  Anzeigenblättern  wenig 
gedient  sein.  Solche  könnten  wohl  an  alle  Welt  verteilt  werden ; 
aber  wer  würde  sie  lesen  wollen?  Schon  die  alten  Intelligenz- 
blätter haben  ohne  einen  belehrenden  und  unterhaltenden  Teil 
nicht  bestehen  können,  und  die  Stadtbehörden,  welche  in  neuerer 
Zeit  mit  der  Herausgabe  offizieller  kommunaler  Blätter  vorge- 
gangen sind,  haben  die  Erfahrung  gemacht,  daß  mit  Anzeigen 
allein  ein  lohnender  Geschäftsbetrieb  nicht  möglich  ist. 

Darum  ist  in  §  5  vorgeschrieben,  daß  jedes  Gemeindeblatt 
außer  Privatanzeigen  sowie  staatlichen  und  kommunalen  Bekannt- 
machungen einen  textlichen  Teil  enthalten  muß.  Dieser  setzt 
sich  zusammen  aus  Nachrichten,  bei  denen  vorzugsweise  an  die 
Nachrichten  der  Telegraphenbureaux  gedacht  ist  und  Stücken 
belehrenden  und  unterhaltenden  Inhalts.  Es  erschien  zweckmäßig, 
für  alle  neuen  Nachrichten,  die  durch  die  offiziöse  Telegraphen- 
agentur geliefert  werden,  ein  Monopol  zu  schaffen,  das  ihre 
Veröffentlichung  ausschließlich  den  Gemeindeblättern  vorbehält. 
Dadurch  würde  die  gesamte  freie  Tagespresse  der  Notwendigkeit 
überhoben,  diese  Nachrichten  auch  ihrerseits  zu  bringen.  Es 
würde  zwar  nicht  ausgeschlossen  sein,  daß  sie,  wie  seither  schon 
manche  größeren  Zeitungen,  sich  > Privattelegramme«  verschaffte 
und  ihre  Korrespondenten  in  den  auswärtigen  Hauptstädten 
hielte.  In  der  Hauptsache  aber  würden  die  in  Privatverlagen 
erscheinenden  Zeitungen  auf  Erörterungen  über  schwebende  poli- 
tische Fragen  beschränkt  sein  und  sich  dem  Zuschnitt  von  Zeit- 
schriften nähern.  In  Beziehung  auf  belehrenden  und  unterhalten- 
den Inhalt  sowie  auf  das  Lokale  könnte  man  sie  ruhig  mit  den 
Gemeindeblättern  konkurrieren  lassen.  Diese  letzteren  aber  wür- 
den ein  Mittel  zur  Verbreitung  nützlicher  Kenntnisse  und  guter 
Erzeugnisse  der  schönen  Literatur  bilden,  wie  es  wirksamer  gar 
nicht  gedacht  werden  könnte. 

Natürlich  würde  der  Staat  für  diesen  Zweck  ein  einheitliches 
Korrespondenzbureau  unterhalten  müssen,  und  dieses 
würde  (§  5,  2)  nach  dem  Muster  der  bestehenden  Stereokorre- 
spondenzen zu  arbeiten  haben.  Bei  ihm  würden  gleichzeitig  alle 
staatlichen  Bekanntmachungen  zusammenlaufen.  Zur  Verminde- 
rung der  Herstellungskosten  ist  in  §  5,  2  vorgeschrieben,  daß  der 
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gesamte  textliche  Teil  täglich  an  sämtliche  Gemeindezeitungen 
in  Matern,  Platten  oder  Vordrucken  geliefert  werden 
muß.  Es  sollen  also  diejenigen  technischen  Einrichtungen  benutzt 
werden,  welche  schon  gegenwärtig  von  der  ganzen  Kleinpresse 
angewendet  werden.  Da  die  Gemeindezeitungen  je  ihr  eigenes 
Verbreitungsgebiet  haben  und  nicht  einander  Konkurrenz  bereiten 
können,  so  liegt  darin  keinerlei  Bedenken.  Im  Gegenteil  wird  die 
jetzt  schon  vorhandene  Gleichartigkeit  des  Inhaltes  durch  das 
ganze  Land  hin  auch  wirklich  hergestellt  und  damit  ein  Mittel 
gewonnen,  um  nützliche  Kenntnisse  und  gute  belletristische  Aus- 
arbeitungen allen  Landeseinwohnern  zugänglich  zu  machen. 

Matern  sind  Papierabdrucke  eines  fertiggestellten  Satzes,  die 
am  Empfangsorte  mit  Metall  ausgegossen  werden.  Platten  sind 
die  bereits  fertiggestellten  Gußstücke,  welche  von  den  Empfängern 
unmittelbar  in  den  am  Orte  hergestellten  Satz  der  lokalen  Nach- 
richten und  Inserate  eingefügt  werden.  Vordruckzeitungen  sind 
einseitig  bedruckte  Blätter,  deren  Rückseiten  am  Erscheinungsorte 
noch  diesen  Sondersatz  aufnehmen  können.  Es  muß  also  bei 
ihnen  von  der  Zentrale  auch  noch  das  nötige  Zeitungspapier 
mitgeliefert  werden.  Den  Gemeinden  bleibt  es  freigestellt,  welche 
von  den  drei  Bezugsarten  des  Textteiles  sie  wählen  wollen. 

So  viel  aber  dürfte  aus  dem  Gesagten  hervorgehen,  daß  die 
Zentralanstalt,  da  sie  für  alle  Gemeindezeitungen  eines  ganzen 
Landes  arbeitet,  sich  auf  einer  Höhe  der  Auswahl  und  der 
Redaktion  des  ihnen  gelieferten  Materials  würde  halten  können,  * 
wie  sie  bei  den  schwachen  Mitteln  eines  einzelnen  Blattes 
nie  möglich  sein  würde.  Da  sie  auf  Nachrichten,  sowie  beleh- 
renden und  unterhaltenden  Text  beschränkt  ist,  so  ist  schon  da- 
durch jede  Möglichkeit  der  politischen  Beeinflussung  ausgeschlossen, 
die  durch  §  5,  1  noch  besonders  verboten  ist.  Man  kann  also 
gegen  den  Plan  nicht  einwenden,  daß  er  in  die  Hände  der 
jeweiligen  Regierung  eine  Macht  lege,  die  leicht  mißbraucht 
werden  könnte. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  die  Gemeindeblätter  auch  zur 
Verbreitung  offizieller  Bekanntmachungen  benützt 
werden  müssen.  Soweit  sie  staatlicher  Natur  sind,  werden  sie 
durch  die  Zentralstelle  vermittelt ;  kommunale  Bekanntmachungen 
werden  jedesmal  am  Erscheinungsorte  aufgegeben  und  dort  wie 
Inserate  und  örtliche  Nachrichten  hergestellt.  Vielleicht  könnte 
man  darin    einen  Mangel  der  ganzen  Einrichtung  erblicken,    daß 
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die  Behandlung  der  lokalen  Angelegenheiten  ganz  in 
die  Hände  der  Gemeindebehörden  gelegt  und  damit  eine  freie 
Erörterung  von  Fragen  der  Gemeindepolitik  ausgeschlossen  wird. 
Aber  eine  solche  pflegt  auch  bei  den  derzeitigen  Einrichtungen 
nur  selten  möglich  zu  sein,  und  überdies  ist  daran  gedacht  wor- 
den, für  alle  Einsendungen  in  Gemeindeangelegenheiten  einen 
Aufnahmezwan  g  vorzuschreiben,  wie  er  im  dritten  Absätze 
des  fünften  Paragraphen  vorgesehen  ist.  Denn  es  ist  der 
höchste  Wert  darauf  zu  legen,  daß  die  öffentlichen  Angelegen- 
heiten des  Erscheinungsortes  voll  zur  Aussprache  gelangen  und 
in  ihnen  niemanden  das  Wort  abgeschnitten  werden  kann. 

Vielleicht  wird  es  Verwunderung  erregen,  daß  nach  §  9  des  Ent- 
wurfs der  Abdruck  von  amtlichen  Bekanntmachungen 
anderen  Zeitungen  nur  gegen  Zahlung  einer  angemessenen 
Gebühr  gestattet  werden  soll.  Es  liegt  darin  geradezu  eine 
Umkehr  des  gegenwärtigen  Verhältnisses,  nach  dem  solche  Be- 
kanntmachungen von  den  Behörden  nur  gegen  Zahlung  von 
Insertionsgebühren  in  die  Zeitungen  gebracht  werden  können. 
Aber  es  dürfte  auf  der  Hand  liegen,  daß  solche  Bekanntmachungen 
i.  d.  R.  Angelegenheiten  öffentlichen  Interesses  sind,  und  es  ist 
ein  Zeichen  ungesunder  Entwicklung,  daß  Staat  und  Gemeinde 
es  nicht  einmal  verstanden  haben,  ihren  eigenen  Verlautbarungen 
ebenso  freie  Publizität  zu  sichern,  wie  sie  sich  die  freie  Beförde- 
rung   der  Briefpost   in    den   Eisenbahnzügen   vorbehalten   haben. 

Natürlich  fließen  sämtliche  Erträgnisse  des  Inseraten- 
monopols in  die  Gemeindekasse,  und  es  darf  damit  gerechnet 
werden,  daß  diese  daran  eine  neue  Einnahmequelle  ge- 
winnt, die  ihr  nur  willkommen  sein  kann.  Diese  kann  aber 
die  Inseratenveröffentlichung  abgeben,  auch  wenn  die  Gemeinde- 
blätter kostenfrei  an  alle  Haushaltungen  geliefert  werden.  Sie 
sollen  ein  öffentliches  Institut  sein,  ebenso  wie  Straßenbahnen, 
Gasanstalten,  Elektrizitätswerke.  Daß  die  Inseratenvermittlung 
zur  Quelle  von  Privateinkünften  hat  werden  können,  ist  ein  Miß- 
brauch, der  niemals  hätte  geduldet  werden  sollen  und  den  man 
voraussichtlich  später  nicht  mehr  begreifen  wird. 

Was  die  bestehende  Privatpresse  betrifft,  so  wird  sie, 
soweit  sie  fortbestehen  bleibt,  von  dem  Drucke  der  mit  dem 
Inseratenteile  verknüpften  Verlegerinteressen  befreit  sein.  Was 
das  für  die  Arbeit  der  Redaktion  bedeutet,  hat  schon  Lassalle 
ausgesprochen.     Allerdings  werden  ihr  gewisse  Stoffgruppen  ver- 
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schlössen  sein.  Aber  in  Beziehung  auf  ihren  belehrenden  und 
unterhaltenden  Inhalt  sowie  auf  Lokales  wird  sie  mit  den  Ge- 
meindeblättern konkurrieren  können  und  in  Hinsicht  des  Politi- 
schen die  Erörterung  an  die  Stelle  der  bloßen  Nachrichtenmit- 
teilung treten  lassen  müssen.  Natürlich  werden  die  Zeitungen 
bedeutend  teurer  werden  als  gegenwärtig,  da  ihre  gesamten 
Herstellungskosten  durch  die  Bezieher  aufgebracht  werden  müssen. 
Und  dieser  werden  notwendig  viel  weniger  sein  als  heute.  Wahr- 
scheinlich wird  ein  großer  Teil  der  Bevölkerung  sich  mit  der 
Lektüre  der  Gemeindeblätter  begnügen,  da  ihr  gesamtes  Neuig- 
keits-,  Belehrungs-  und  Unterhaltungsbedürfnis  durch  sie  voll- 
ständig gedeckt  sein  wird.  Aber  ist  dies  ein  Schaden?  Nichts- 
ist in  unserer  modernen  Lebensgestaltung  so  unwirtschaftlich  als 
die  ungeheure  Zeitverwüstung  durch  unfruchtbare  Zeitungs- 
lektüre. Oeffentliche  Meinung  wird  immer  noch  ihren  Ausdruck 
in  periodischen  Druckschriften  finden  können,  unbeirrt  von  Rück- 
sichten, die  heute  ihre  Trübung  herbeiführen. 

Der  Gesetzentwurf  will  einen  gangbaren  Weg  zur  Gesundung 
zeigen  und  sich  von  den  Nachteilen  anderer  Reformvorschläge 
frei  halten.  Er  ist  so  aufgestellt,  wie  er  praktisch  durchführbar 
erschien  und  sucht  Illusionen  jeder  Art  auszuschließen.  Mit  den 
im  Anhange  abgedruckten  Maßnahmen  der  russischen  Sowjet- 
regierung hat  er  nichts  zu  tun.  Aber  es  erschien  doch  wünschens- 
wert, mitzuteilen,  wie  sie  die  Lösung  des  überall  vorhandenen 
Problems  versucht  hat,  wenn  auch  ihr  Weg  für  uns  in  Deutsch- 
land nicht  gangbar  ist.  Es  ist  eine  einfache  Klugheitsregel  für 
den  Politiker,  wo  sich  Eingriffe  der  Gesetzgebung  nicht  vermeiden 
lassen,  möglichst  wenig  an  dem  Hergebrachten  zu  ändern  und 
nur  da  einzuschreiten,  wo  sich  durchaus  nicht  anders  zum  Ziele 
kommen  läßt,  hier  aber  auch  kräftig  durchzugreifen. 

Der  Weg,  welcher  hier  vorgeschlagen  wird,  würde  von  dem 
gegenwärtigen  Zustande  nicht  so  weit  abliegen,  als  es  vielleicht 
auf  den  ersten  Blick  den  Anschein  hat.  Die  Anzeigen  werden 
nicht  nackt  und  bloß  aus  dem  seitherigen  Verbände  heraus- 
genommen, sondern  es  wird  ihnen  so  viel  von  dem  Texte  der 
alten  Zeitungen  mitgegeben,  als  notwendig  ist,  um  ihnen  einen 
genügenden  Leserkreis  zu  sichern.  Und  dieser  Leserkreis  wird 
viel  größer  sein,  als  es  im  Durchschnitt  J>ei  dm  heutigen  Zeitungen 
der  Fall  ist.  Es  wird  also  die  Wirkungskraft  der  Privatanzeigen 
nicht  unwesentlich   verstärkt.     Die  Inserenten  erhalten  mehr  für  ihl 
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Daß  zu  gleicher  Zeit  die  aus  einer  Verkehrseinrichtung 
fließende  Einnahme  den  öffentlichen  Kassen  zugeführt  wird,  dürfte 
kaum  noch  der  Rechtfertigung  bedürfen.  Der  Verkehr  ist  eine 
Schöpfung  der  Gesellschaft,  und  es  ist  selbstverständlich,  daß  er 
dieser  in  immer  höherem  Grade  dienstbar  gemacht  werden  muß. 
Privatinteressen  haben  in  ihm  auf  Berücksichtigung  keinen  An- 
spruch. Daß  diese  Erkenntnis  bereits  vor  zweihundert  Jahren  in 
Deutschland  öffentlich  zur  Anerkennung  gelangt  ist,  dann  aber 
wieder  vollständig  hat  verloren  gehen  können,  ist  eine  der  merk- 
würdigsten Erscheinungen  unserer  Kulturgeschichte.  Und  doch 
dürfte  geringes  Nachdenken  genügen,  um  zu  finden,  daß  die 
geplanten  Gemeindeblätter  nichts  weiter  sein  würden  als  eine 
zeitgemäße  Erneuerung  der  Intelligenz-  und  Adreß-Comptoire  des 
XVIII.  Jahrhunderts  1).  Wie  diese  sind  sie  öffentliche  Anstalten 
zur  Pflege  des  Gemeinwohls.  In  solche  aber  muß  unser  hoch- 
entwickeltes Inseratenwesen  ausmünden.  Vor  Zeiten  hielt  jede 
Gemeinde  einen  öffentlichen  Bediensteten,  der  alle  die  Bevölke- 
rung angehenden  Bekanntmachungen  ausrief;  nunmehr  ist  es 
ihre  Aufgabe,  durch  den  Druck  bekannt  zu  geben,  was  irgend 
auf  Veröffentlichung  Anspruch  hat. 

Dem  Gewinn  gegenüber,  der  für  die  Allgemeinheit  aus  dieser 
Gestaltung  der  Dinge  entspringen  würde ,  können  die  Privat- 
interessen einiger  Zeitungsverleger  nicht  in  Frage  kommen.  Daß 
aber  ein  solcher  Gewinn  in  Aussicht  stünde,  kann  kaum  noch 
einem  Zweifel  unterliegen.  Die  Inserenten  würden  erst  jetzt  volle 
Oeffentlichkeit  ihrer  Anzeigen  erzielen,  wo  sie  seither  mit  einem 
Teile  derselben  sich  begnügen  mußten.  Die  Gemeinde  gewänne 
über  ein  Gebiet  die  Herrschaft,  das  ihr  zugehört  wie  die  öffent- 
liche Straße  oder  die  Wasserleitung.  Dem  Staate  wäre  die 
Möglichkeit  geboten,  für  die  Information  und  die  Belehrung  der 
Bevölkerung  das  Höchste  zu  leisten,  und  diese  selbst  würde  er- 
leichtert aufatmen,  wenn  sie  von  dem  Drucke  der  Sensations- 
und Geschäftspresse  befreit  wäre.  Was  es  in  der  Welt  Neues 
gibt,  würde  auch  dem  ärmsten  Haushalte  Tag  für  Tag  mitge- 
teilt; dazu  würden  ihn  die  Annoncen  fortgesetzt  mit  allem  be- 
kannt machen,  was  ihm  wirtschaftlich  nützlich  werden  kann,  und 
auch  seine  Neugier  bezüglich  der  örtlichen  Vorkommnisse  bliebe 

i)  Vgl.  darüber  meinen  Artikel  über  das  Intelligenzwesen  in  Bd.  LXXV  der 
.Zeitschrift  für  die  ges.  Staats  Wissenschaft  (1920). 
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nicht  unbefriedigt.  Die  Schwierigkeiten,  welche  sich  der  Ueber- 
nahme  eines  neuen  Verwaltungszweiges  durch  die  Gemeinde  ent- 
gegenzustellen pflegen,  sind  auf  ein  Mindestmaß  eingeschränkt. 
Daß  aber  auch  das,  was  von  der  heutigen  Zeitungspresse  übrig 
bliebe,  eine  ganz  neue  Grundlage  gewönne,  liegt  auf  der  Hand. 
Befreit  von  dem  Drucke  der  Geschäftsinteressen  des  Verlegers 
würden  die  Redaktionen  ihre  Ueberzeugung  vertreten  und  kein 
anderes  Ziel  verfolgen,  als  dem  Gemeinwohl  zu  dienen.  Wo 
solche  Wirkungen  in  Aussicht  stehen,  können  kleine  Uebergangs- 
schwierigkeiten,  die  sich  wie  bei  allem  Menschenwerk  auch  hier 
einstellen  werden,  kaum  ernstlich  in  Betracht  kommen. 
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Anhang. 
Russisches   Gesetz   vom   8.  N  o  v  e  m  b  e  r    i  9  1  7. 

1.  Der  Druck  von  Anzeigen  gegen  Entgelt  in  periodisch 
erscheinenden  Presseveröffentlichungen,  Sammelschriften  und  Pla- 
katen sowie  die  Aufgabe  und  Annahme  von  Anzeigen  durch  Kioske, 
Bureaux  und  ähnliche  Unternehmungen  bilden  ein  Staatsmonopol. 

2.  Anzeigen  dürfen  nur  Presseorgane  der  Arbeiter-  und  Bauern- 
regierung und  die  der  örtlichen  Räte  der  Arbeiter-,  Soldaten-  und 
Bauerndeputierten  drucken.  Für  den  Druck  von  Anzeigen  werden 
die  Presseorgane,  die  darauf  kein  Recht  besitzen,  geschlossen. 

3.  Die  Inhaber  von  Zeitungen  und  Anzeigenbureaux  sowie  alle 
Angestellten  in  Bureaux,  Expeditionen  und  wasfür  Unternehmungen 
ähnlicher  Art  es  auch  sein  mögen,  sind  verpflichtet,  auf  ihren 
Posten  zu  verharren,  bis  die  Uebergabe  an  den  Staat  zu  Händen 
der  oben  bezeichneten  Organe  erfolgen  wird,  hierbei  für  volle 
Ordnung  des  Geschäftes,  für  Aufrechterhaltung  des  Fortgangs 
des  Unternehmens,  für  Weitergabe  privater  Anzeigen  und  der  für 
Inserate  eingenommenen  Geldbeträge  an  die  Presseorgane  der  Räte 
wie   auch    für  Abrechnung   unter  Beifügung   der  Belege    haftend. 

4.  Die  Leiter  der  Organe  und  Unternehmungen,  welche 
Anzeigen  gegen  Entgelt  unterbringen,  die  Angestellten  und  Ar- 
beiter dieser  Unternehmungen  sind  verpflichtet,  sich  unverzüglich 
zu  vereinigen,  um  zunächst  Stadtverbände  und  alsdann  einen 
Allrussischen  Verband  zur  Organisation  des  Geschäftes  der  An- 
nahme und  Unterbringung  von  privaten  Anzeigen  bei  den  Presse- 
organen der  Räte  zu  gründen. 

5.  Wer  sich  der  Hinterziehung  von  Dokumenten  oder  Geld- 
beträgen sowie  der  Sabotage  gegen  die  in  §§  3  und  4  bezeich- 
neten Maßnahmen  schuldig  macht,  wird  mit  Konfiskation  des 
gesamten  Eigentums   und  Gefängnis   bis  zu  drei  Jahren  bestraft. 

6.  Entgeltliche  Veröffentlichung  von  Anzeigen  in  privaten 
Presseorganen  in  Form  und  Berichten,  Reklameartikeln  oder  in 
einer  andern  versteckten  Form  zieht  die  gleiche  Bestrafung  (§5) 
nach  sich. 

7.  Die  Unternehmungen  für  die  Anzeigenannahme  werden 
unter  Auszahlung  einer  zeitweiligen  staatlichen  Unterstützung  an 
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deren  Inhaber  im  Falle  ihrer  Bedürftigkeit  durch  den  Staat  kon- 
fisziert. Kleinbesitzern,  Teilnehmern  und  Aktionären  konfiszierter 
Unternehmungen  werden  ihre  Einlagen  voll  erstattet. 

8.  Alle  Organe,  Kontore,  Expeditionen  und  Unternehmungen, 
die  entgeltliche  Anzeigen  annehmen,  sind  verpflichtet,  unver- 
züglich den  Räten  der  Arbeiter-  und  Soldatendeputierten  genaue 
Angaben  über  ihren  Befindungsort  vorzulegen  und  unter  der 
Gefahr  der  in  §  5  bezeichneten  Strafen  zur  Uebergabe  der  Ge- 
schäfte und  Anzeigen  zu  schreiten. 

Verordnung  der  Kommission  für  Presseangelegenheiten. 

(Zeitung  der  Provisorischen  Arbeiter-  und  Bauernregierung 

Nr.  14  vom   18.  November  1917.) 

Ueber  die  Inkraftsetzung  des  Dekrets  über  das 
S  t  a  a  t  s  mo  n  o  p  o  1    für    Anzeigen. 

Es  wird  zur  allgemeinen  Kenntnis  gebracht,  daß  das  am 
8.  November  191 7  in  Nr.  6  der  Zeitung  der  Provisorischen  Ar- 
beiter- und  Bauernregierung  veröffentlichte  Dekret  über  die  Ein- 
führung des  Staatsmonopols  für  Anzeigen  am  22.  November 
gesetzlich  in  Kraft  tritt. 

Vom  22.  November  191 7  an  dürfen  keine  periodisch  erschei- 
nenden Presseveröffentlichungen  noch  Sammelschriften,  Plakate 
und  dergleichen  mehr  Anzeigen  drucken. 

Die  in  Kontoren  der  Presseorgane  aufgegebenen  Inserate 
sowie  Anzeigen,  die  in  den  Spezialbureaux  für  Reklame  aufgegeben 
werden,  müssen  unverzüglich  mitsamt  den  für  dieselben  entrichteten 
Geldsummen  im  Kontor  der  Zeitung  der  Provisorischen  Arbeiter- 
und Bauernregierung  aufgeliefert  werden. 

Die  Eigentümer  von  periodisch  erscheinenden  Presseorganen 
und  Sammelwerken  sind  verpflichtet,  je  zehn  Exemplare  ihrer 
Ausgaben  an  das  Kontor  der  Zeitung  der  Provisorischen  Arbeiter- 
und Bauernregierung  einzusenden. 

Die  Inhaber  von  Presseorganen  und  Annoncenbureaux  sind 
verpflichtet,  an  jedem  1.  und  15.  des  Monats  dem  Kontor  der 
Zeitung  der  Provisorischen  Arbeiter-  und  Bauernregierung  Ab- 
rechnung unter  Beifügung  von  Belegen  einzureichen. 

Für  die  Nichterfüllung  dieser  Bestimmungen  unterliegen  die 
Schuldigen  der  im  Dekret  über  die  Einführung  des  Staatsmonpols 
für  Anzeigen  bezeichneten  Bestrafung. 
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DIE  CHARAKTERISTISCHEN  MERKMALE  DER 
NEUEN  KAPITALERTRAGSTEUER. 

Von 

Dr.  K.  H.  MAIER  (Hamburg). 

Es  ist  ein  alter  Grundsatz  der  deutschen  Steüerlehre  und 
Steuerpraxis,  daß  das  Einkommen  aus  Besitz  steuerlich  stärker 
zu  belasten  ist  als  das  Einkommen  aus  Arbeit.  Diese  Forde- 
rung wurde  in  der  Weise  verwirklicht,  daß  Besitz-  und  Arbeits- 
einkommen von  gleicher  Höhe  zwar  dieselbe  Einkommen- 
steuer zu  entrichten  hatten,  aber  das  Besitzeinkommen  daneben 
noch  mit  einer  Ergänzungssteuer  belegt  wurde,  die  teils 
nach  dem  Vermögen  (Vermögenssteuer),  teils  nach  dem  Ertrage  des 
Vermögens  (Ertragssteuern,  nämlich  Grund-  und  Gebäudesteuer, 
Gewerbesteuer  und  Kapitalrentensteuer),  bemessen .  wurde.  Der 
innere  Grund  einer  Vorausbelastung  des  Besitzeinkommens  liegt 
darin,  daß  es  leistungsfähiger  ist  als  das  Arbeitseinkommen,  da 
der  Besitzer  von  Vermögen  nicht  in  gleichem  Maße  wie  der  auf 
reines  Arbeitseinkommen  Angewiesene  auf  Ersparnisse  und  Rück- 
lagen für  sich  und  seine  Angehörigen  Bedacht  zu  nehmen  hat. 
Ein  Fabrikbesitzer  mit  einem  Jahreseinkommen  von  Mk.  iooooo 
ist  leistungsfähiger  als  ein  vermögensloser  Arzt  mit  gleichem 
Einkommen  aus  der  ärztlichen  Praxis.  Eine  weitere  Rechtferti- 
gung der  Vorausbelastung  des  Besitzeinkommens  liegt  in  dem 
besonderen  Interesse,  das  der  Inhaber  des  Besitzes  am  Staat  und 
seinen  Einrichtungen  hat.  Denn  während  das  reine  Arbeitsein- 
kommen keines  Vermögensschutzes  des  Staates  bedarf,  sind  Grund- 
besitz, Gewerbebetrieb  und  Geldkapital  in  hervorragendem  Maß 
auf  diesen  Schutz  angewiesen. 

Diesen  Erwägungen  hat  auch  die  neue  Reichssteuergesetz- 
gebung Rechnung  getragen.  Sie  belegt  jedes  Einkommen  ohne 
Rücksicht    auf    die    Quelle,     aus     der    es     entspringt,     mit     der 
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Einkommensteuer  (bei  den  juristischen  Personen  Körperschafts- 
steuer genannt).  Das  Besitzeinkommen  wird  außerdem  noch 
durch  Ertragssteuern  belastet,  nämlich  durch  die  Grund-  und 
Gebäudesteuer,  die  Gewerbesteuer  und  die  Kapitalertragssteuer. 
Die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  sollen  dabei  nach  dem 
Landessteuergesetze  den  Ländern  und  Gemeinden  überlassen 
bleiben,  während  das  Reich  sich  einstweilen  damit  begnügt  hat, 
die  Kapitalertragssteuer  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen.  Maß- 
gebend für  diese  Zuweisung  der  Ertragssteuern  an  verschiedene 
Steuergläubiger  war  der  Gedanke,  daß  der  Grund-  und  Gebäude- 
besitz sowie  der  Gewerbebetrieb  mit  dem  Lande  und  der  Ge- 
meinde, in  denen  sie  liegen  oder  betrieben  werden,  enger  ver- 
bunden sind  als  mit  dem  Reiche,  während  der  Kapitalbesitz  in 
überwiegendem  Umfange  mit  dem  Wohl  und  Wehe  des  Reiches 
verknüpft  ist.  Von  den  Ertragssteuern  wird  daher  nur  die  im 
folgenden  zu  behandelnde  Kapitalertragssteuer  als  Reichssteuer 
erhoben. 

DieseKapitalertragssteuerhat  einengrund- 
sätzlich  anderen  Charakter  als  die  bisher  in 
Deutschland  vom  Kapitalertrage  erhobenen 
Steuern.  Die  fiskalische  Absicht,  möglichst  hohe  Beträge  aus 
der  Steuer  herauszuziehen,  hat  das  Wesen  der  Steuer  derart  ver- 
ändert, daß  sie  mit  den  früheren  Steuern  vom  Kapitalertrag  in 
der  Hauptsache  nur  noch  den  Namen  gemein  hat. 

Die  wichtigste  Neuerung,  die  das  neue  Kapitalertragssteuer- 
gesetz eingeführt  hat,  ist  die  Erfassung  der  Steuer  an  der  Quelle. 
Dieses  Prinzip  des  Schöpfens  an  der  Quelle  ist 
das  Merkmal,  das  der  neuen  Kapitalertragssteuer  das  charakte- 
ristische Gepräge  verleiht.  Aus  ihm  ergeben  sich  die  übrigen 
Merkmale,  welche  die  neue  Steuer  grundsätzlich  von  den  frühe- 
ren landesrechtlichen  Kapitalertragssteuern  unterscheiden.  Sie  sind 
gewissermaßen  nur  die  Ausstrahlungen  des  Quellenprinzips.  In 
bewußter  Anlehnung  an  die  englische  Gesetzgebung  schreibt  das 
Gesetz  vor,  daß  der  Schuldner  der  Kapitalerträge  die  Steuer 
für  Rechnung  des  Gläubigers  zu  entrichten  hat.  Der  Hypotheken- 
schuldner, der  Schuldner  eines  Darlehens,  die  Bank,  die  Spar- 
kasse, die  Dividende  ausschüttende  Aktiengesellschaft  sind  also 
Organe  der  Steuerverwaltung  geworden  und  als  solche  verpach- 
tet, die  Steuer  an  das  Reich  KU  entrichten,  und  berechtigt,  sie 
bei   Bezahlung  der  Zinsen  usw.    abzuziehen.       Das  I  >uellenprinzip 
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ist  zweifelsohne  geeignet,  höhere  Steuererträge  zu  bringen,  als 
die  bisher  in  Deutschland  üblich  gewesene  Steuerpraxis  der  Ver- 
anlagung des  Steuerpflichtigen.  Denn  derjenige,  der  die  Steuer 
nach  gesetzlicher  Vorschrift  für  einen  andern  zahlt,  hat  kein 
Interesse,  die  Steuer  zu  hinterziehen,  während  bei  der  gesunkenen 
Steuermoral  in  Deutschland  allerdings  in  erheblichem  Umfange 
damit  zu  rechnen  ist,  daß  bei  direkter  Veranlagung  der  Fiskus 
einen  beträchtlichen  Teil  der  Steuern  nicht  erhalten  würde.  Der 
Grundsatz  des  Schöpfens  an  der  Quelle  hat  daher  zunächst  etwas 
Bestechendes  an  sich.  So  sehr  er  aber  auch  die  Interessen  des 
Fiskus  wahrt  und  schützt,  so  sehr  ist  das  Prinzip  geeignet,  be- 
rechtigte Interessen  der  Steuerzahler  zu  beeinträchtigen.  Diese 
Beeinträchtigung  erfolgt  in  der  Tat  in  bedeutsamer  Weise  nach 
zwei  Richtungen.  Das  die  Erhebung  der  Steuer  betreffende 
Quellenprinzip,  also  ein  Grundsatz  von  zunächst  nur  formaler 
Bedeutung,  hat  nämlich  die  materielle  Ausgestaltung  der  Steuer 
tiefgreifend  beeinflußt.  Wir  können  also  hier  die  interessante 
Beobachtung  machen,  daß  ein  Formalprinzip  bedeutungsvolle 
materielle  Wirkungen  zur  Folge  hat. 

Die  Einwirkung  des  Quellenprinzips  zeigt  sich  zunächst  in 
folgendem  :  Nach  dem  bisherigen  Landessteuerrechte  war  der 
Steuerpflichtige  berechtigt,  von  dem  ihm  zufließenden  Kapital- 
ertrage (Aktivzinsen,  Aktivdividenden)  die  von  ihm  zu  entrich- 
tenden Zinsen  und  Renten  (Passivzinsen,  Passivrenten)  abzuziehen, 
so  daß  nur  der  nach  Abzug  der  passiven  Kapitalerträge  verblei- 
bende Rest  der  aktiven  Kapitalerträge  der  Besteuerung  unter- 
worfen war.  Diese  Besteuerungsart  setzte  voraus,  daß  nicht  die 
e  i  nz  e  In  e  n  Kapitalanlagen,  sondern  die  Gesamtheit  der 
einer  Person  zufließenden  Zinsen  und  Dividenden  der  Be- 
steuerung unterworfen  war.  Dieser  Abzug  der  Passivzinsen  und 
Passivrenten  entsprach  dem  obersten  steuerlichen  Grundsatze  der 
Gerechtigkeit,  da  ein  innerer  Grund  für  die  Besteuerung  nicht 
vorhanden  ist,  wenn  und  soweit  die  sich  in  einem  aktiven  Kapi- 
talvermögen offenbarende  Leistungsfähigkeit  durch  ein  gegenüber- 
stehendes Passivvermögen  wieder  aufgehoben  wird.  Man  wird 
nicht  behaupten  dürfen,  daß  es  den  Anforderungen  der  Gerech- 
tigkeit entspricht,  wenn  der  Besitzer  eines  Kapitals  von  Mk.  200000 
für  die  Zinsen  aus  diesem  Kapital  Ertragssteuer  zu  bezahlen  hat, 
obwohl  er  Mk.  300000  Schulden  hat  und  für  diesen  Betrag  einen 
höheren    Zinsbetrag    zu    entrichten    hat,     als    er     selbst    bezieht. 
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Es  leuchtet  ein,  daß  in  diesem  Falle  der  Kapitalbesitzer,  der 
aus  den  Mk.  200000  einen  Zinsbetrag  von  z.  B.  Mk.  8000  bezieht, 
nicht  leistungsfähiger  ist,  als  ein  gleich  hohes  schuldenfreies 
Arbeitseinkommen,  so  daß  es  nicht  gerechtfertigt  erscheint,  bei 
ihm  eine  die  allgemeine  Einkommenssteuer  ergänzende  Voraus- 
belastung mit  einer  besonderen  Steuer  (Kapitalertragssteuer)  ein- 
treten zu  lassen.  Das  frühere  Landessteuerrecht  hat  daher  die 
Abzugsfähigkeit  der  Passivzinsen  als  selbstverständlichen  Grund- 
satz angesehen. 

Es  ist  nun  ein  wichtiges  materielles  Merk- 
mal des  neuen  Reichskapitalertragssteuerge- 
setzes,  daß  es  den  Abzug  der  Schuldzinsen 
nicht  gestattet.  In  dem  angeführten  Beispiel  muß  daher 
der  Kapitalbesitzer  die  Kapitalertragssteuer  bezahlen.  Dies  ist 
die  unmittelbare  Folge  des  Prinzips  des  Schöpfens  an  der  Quelle. 
Denn  den  Gegenstand  der  Besteuerung  bildet  nach  dem  neuen 
Rechte  nicht  die  Gesamtheit  der  Erträge,  sondern  die  einzelnen 
Kapitalanlagen,  deren  Betrag  gleich  an  der  Quelle  erfaßt  wird. 
Wenn  der  Schuldner  die  Steuer  vorschußweise  entrichten  muß, 
ist  ein  Abzug  der  Passivzinsen  schon  technisch  unmöglich,  da 
der  Schuldner  die  steuerliche  Leistungsfähigkeit  seines  Gläubigers 
nicht  kennen  und  beurteilen  kann.  Eine  so  gestaltete  Steuer 
wird  natürlich  weit  höhere  Erträge  bringen,  als  die  alten  Steuer- 
systeme es  vermochten.  Aber  die  mangelnde  Berechtigung  zum 
Abzüge  der  Passivzinsen  hat  zur  Folge,  daß  die  Steuer  in  weiten 
Bevölkerungsschichten  als  eine  ungerechte  Steuer  empfunden 
wird.  Außerdem  ist  es  sehr  zweifelhaft,  ob  das  Ergebnis  eines 
geringeren  Steuerertrages,  den  die  Gestattung  des  Schuldzinsen- 
abzuges mit  sich  bringt,  nicht  doch  automatisch  dadurch  eintreten 
wird,  daß  die  Steuerpflichtigen  bestrebt  sein  werden,  die  Schulden 
mit  den  zur  Verfügung  stehenden  Kapitalanlagen  heimzuzahlen. 
Es  ist  doch  sehr  naheliegend,  daß,  um  auf  das  obige  Beispiel 
zurückzukommen,  der  Kapitalbesitzer  die  Schuld  mindestens  teil- 
weise, z.  B.  in  Höhe  von  Mk.  100000,  zurückzuzahlen  bestrebt 
sein  wird,  um  dadurch  Steuer  zu  sparen.  Es  ist  also  damit  zu 
rechnen,  daß  sich  die  Tendenz  bemerkbar  machen  wird,  für  die 
Kapitalertragssteuer  nur  die  Ueberschüsse  des  aktiven  über  das 
passive  Kapitalvermögen  übrigzulassen. 

Die    zweite    bedeutsame    Folge   des    Quellen- 
prinzips   ist    das  Fehlen    einer    Progression.     Die 
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früheren  Landessteuergesetze,  nach  denen  die  Gesamtheit  der  in 
der  Hand  des  Steuerpflichtigen  zusammenfließenden  Kapitalerträge 
den  Gegenstand  der  Steuer  bildeten,  waren  in  der  Lage,  einen 
der  geringeren  oder  größeren  Leistungsfähigkeit  angepaßten  ver- 
schiedenen, also  progressiven  Steuerfuß  anzuwenden.  Da  nach 
dem  Kapitalertragssteuergesetze  die  einzelne  Kapitalanlage  be- 
steuert wird,  ist  eine  Berücksichtigung  des  verschiedenen  Grades 
der  Leistungsfähigkeit  im  Steuerfuße  nicht  mehr  möglich.  Daraus 
erklärt  es  sich,  daß  die  Höhe  der  Steuer  gleichmäßig  10%  beträgt, 
so  daß  der  Millionenertrag  mit  dem  gleichen  Maße  gemessen 
wird,  wie  die  Bezüge  des  kleinen  Rentners.  Auch  diese  Tatsache 
wird  als  Ungerechtigkeit  empfunden.  Die  steuerliche  Leistungs- 
fähigkeit steigt  mit  der  Höhe  des  Kapitalertrages  nicht  nur  ab- 
solut, sondern  auch  relativ.  Die  Gerechtigkeit,  das  oberste 
Prinzip  auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens,  verlangt  daher, 
daß  der  Steuerfuß  mit  der  Höhe  des  Ertrags  fortschreitet 
(Progression  des  Steuerfußes).  Nach  dem  Kapitalertrags- 
steuergesetz ist  er  jedoch  eine  konstante  Größe.  Kleine 
mittlere  und  hohe  Erträge  werden  daher  gleichmäßig  prozentual 
besteuert.  Angenommen,  daß  A  für  einen  Kapitalertrag  von 
Mk.  iooo  Mk.  ioo  Steuer  entrichtet;  B  für  einen  solchen  von 
Mk.  5000  Mk.  500  und  C  für  einen  solchen  von  Mk.  10  000  Mk.  1000, 
so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daß  die  gebrachten  Opfer  von  A, 
B  und  C  nicht  als  gleichmäßig  empfunden  werden.  A  wird  die 
Steuerbelastung  weit  drückender  empfinden,  als  B  oder  gar  als  C. 

Da  als  direkte  Steuern  diejenigen  zu  betrachten  sind, 
die  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Zensiten  erhoben  werden,  die 
Leistungsfähigkeit  aber  nur  dann  entsprechend  berücksichtigt 
wird,  wenn  die  Steuer  progressiv  ist,  kann  nicht  anders  geurteilt 
werden,  als  daß  die  heutige  Kapitalertragssteuer 
als  direkte  Steuer  vom  Einkommen  nicht  ange- 
sprochen werden  darf.  Allerdings  ist  sie  auch  keine  in- 
direkte Steuer,  da  die  Leistungsfähigkeit  wenigstens  nicht  grund- 
sätzlich unbeachtet  bleibt.  Denn  durch  die  Anwendung  des 
gleichmäßig  prozentualen  Steuerfußes  findet  eine  solche  Berück- 
sichtigung statt.  Aber  sie  ist  eben  nicht  genügend.  Die  Kapital- 
ertragssteuer ist  daher  in  der  Gestalt,  die  ihr  das  neue  Gesetz 
gegeben  hat,  eine  reine  Ertragssteuer,  die  sich  auf  der  Grenz- 
linie zwischen  direkten  und  indirekten  Steuern  befindet. 

Die    beiden    geschilderten   Mängel    von    grundsätzlicher   Be- 
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deutung  (kein  Schuldzinsenabzug,  keine  Progression)  werden  in 
der  Praxis  naturgemäß  große  Härten  nach  sich  ziehen.  Um 
wenigstens  einigermaßen  ein  Gegengewicht  dagegen  zu  schaffen, 
wurde  in  das  Einkommensteuergesetz  die  Bestimmung  aufgenom- 
men, daß  die  (mindestens  Mk.  5  betragende)  Kapitalertragssteuer 
auf  die  Einkommensteuer  in  bestimmten  Grenzen  angerechnet 
wird,  wenn  der  Steuerpflichtige  60  Jahre  alt  ist,  oder  erwerbs- 
unfähig oder  nicht  bloß  vorübergehend  behindert  ist,  seinen 
Lebensunterhalt  durch  eigenen  Erwerb  zu  bestreiten  und  wenn 
das  Einkommen  sich  hauptsächlich  aus  Kapitaleinkommen  zu- 
sammensetzt. Ob  diese  Vorschrift  des  Einkommensteuergesetzes 
geeignet  ist,  die  grundsätzlichen  Mängel  der  Kapitalertragssteuer 
in  erheblicherem  Umfang  auszugleichen,  muß  die  Praxis  erweisen. 
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II.  MISZELLEN. 


Staatslehren  bei  Kant. 

Von 
Wilh.  Dreecken. 

Bei  einer  Betrachtung  der  staatsphilosophischen  Theoreme  Immanuel 
Kants  wollen  wir  zunächst  feststellen,  inwiefern  andere  Denker  sowie 
die  damaligen  Zeitumstände  den  Philosophen  auf  diesem  Gebiete  be- 
einflußt haben  mögen. 

Den  größten  Einfluß  auf  Kants  politische^  Ansichten  hatten  die 
Schriften  Jean  Jacques  Rousseau1  s\  er  war  wie  dieser,  wie  Hobbes,  John 
Locke,  Pufendorf,  Anhänger  der  Theorie  vom  »contrat  social«.  Neben 
Rousseau,  hat  auf  Kant  Montesquieu 's  »Esprit  des  lois«  großen  Eindruck 
gemacht,  z.  B.  in  der  Annahme  der  »drei  Gewalten«  läßt  sich  dies  er- 
kennen, worauf  wir  unten  näher  eingehen.  —  Der  einsame  Gelehrte, 
der  im  letzten  Winkel  mitteleuropäischer  Kultur  sein  Leben  verbrachte, 
nahm  an  den  weltbewegenden  Vorgängen  seiner  Zeit  höchsten  Anteil; 
mit  Interesse  verfolgte  er  die  Phasen  der  französischen  Revolution. 
Wie  uns  Schubert  in  der  Biographie  seiner  und  Rosenkranz,  Kantaus- 
gabe (Bd.  XI.  pag.  612)  mitteilt,  vermied  er  jedoch  »jede  Annäherung 
mit  den  französischen  Schriftstellern  und  Staatsmännern,  welche  durch 
die  Ereignisse  der  Revolution  ihren  Namen  weltbekannt  gemacht 
hatten«.  Der  Abbe  Sieyes  hatte  ihm  die  Anknüpfung  einer  Korrespondenz 
angeboten,  was  Kant  jedoch  ablehnte.  Kant  war  in  politicis  überhaupt 
äußerst  vorsichtig.  Er  hat  es  tunlichst  vermieden,  in  seinen  Schriften 
mit  der  Regierung  in  Gegensatz  zu  treten ;  wie  er  einmal  an  Schiller 
schreibt  (30.  III.  1795),  seien  Staats-  und  Religionsmaterien  jetzt  einer 
gewissen  Handelssperre  unterworfen«.  Und  doch  mußte  Kant  sich 
soweit  mißverstanden  sehen,  daß  er  für  einen  Aufrührer  gehalten  wurde-, 
ihm  wurde  vorgeworfen,  durch  seine  Lehren  die  französische  Revolution 
heraufbeschworen  zu  haben,  wogegen  ihn  der  Würzburger  Professor 
Reuß  mit  warmen  Worten  verteidigte.  —  Ueber  sein  Verhältnis  zu 
Rousseau,  oder  vielmehr  über  den  methodischen  Unterschied  zwischen 
ihnen  beiden,  sagt  Kant  (Werke  ed.  Rosenkranz-Schubert,  Bd.  XI  S.  226): 
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»Rousseau  verfährt  synthetisch  und  fängt  vom  natürlichen  Menschen  an, 
ich  verfahre  analytisch  und  fange  vom  gesitteten  an«. 

Indem  wir  nun  die  politischen  Lehren  Kants  mit  dessen  eigenen 
Worten  wiedergeben,  wollen  wir  zunächst  den  Satz  zitieren,  in  dem 
Kantsich.  zu  der  Idee  des  contrat  social  bekennt;  in  den  »Metaphysischen 
Anfangsgründen  der  Rechtslehre«  (ed.  Königsberg  1797)  sagt  der  Philo- 
soph: »Der  Akt,  wodurch  sich  das  Volk  selbst  zu  einem  Staate  kon- 
stituiert, eigentlich  aber  nur  die  Idee  desselben,  nach  der  Rechtmäßigkeit 
desselben  allein  gedacht  werden  kann,  ist  der  ursprüngliche 
Kontrakt  .  .  .  .  «  (pag.  168).  Den  Staat  definiert  Kant  (S.  164) 
als  >die  Vereinigung  einer  Menge  von  Menschen  unter  Rechtsgesetzen«. 
Er  spricht  die  gesetzgebende  Gewalt  ausdrücklich  nur  dem  Volke 
zu  (S.  165).  Staatsbürger  (cives)  sind  die  Glieder  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  (societas  civilis) ;  Freiheit,  Gleichheit  und  Selbständigkeit 
sind  die  Attribute  aller  Staatsbürger. 

Die  Trägerin  der  Staatsgewalt  ist  nach  ihm  die  »trias  politica« 
(»Rechtslehre«,  S.  165);  hier  können  wir  wohl  mit  Schubert  den 
Afantesqm'at' sehen  Einfluß  vermuten.  Diese  trias  hat  nach  Kant  in  »die 
Herrsche  r  gewalt  (Souveränität)  in  der  Person  des  Gesetzgebers,  die 
vollziehende  Gewalt  in  der  des  Regierers  (zufolge  dem  Gesetz ) 
und  die  rechtsprechende  Gewalt  (als  Zuerkennung  des  Seinen 
eines  jeden  nach  dem  Gesetz)  in  der  Person  des  Richters«  zu  zer- 
fallen (»potestas  legislatoria,  rectoria  et  judiciaria«). 

Als  Staatsformen  unterscheidet  Kant  (»Rechtslehre«,  S.  208)  die 
autokratische,  die  aristokratische  und  die  demokratische,  nämlich  in- 
sofern, daß  entweder  »Einer  im  Staate  über  alle  gebietet,  oder 
daß  E  i  n  i  g  e,  die  einander  gleich  sind,  vereinigt  über  alle  anderen, 
oder  daß  Alle  zusammen  über  einen  jeden,  mithin  auch  über  sich 
selbst  gebieten«.  In  der  Abhandlung  »Zum  ewigen  Frieden«  behandelt 
Kant  diese  Theorie  noch  ausführlicher,  indem  er  dort  noch  zwischen 
der  forma  imperii  (Autokratie,  Aristokratie,  Demokratie)  und  der  forma 
regiminis  (republikanische  und  despotische  Regierungsart)  unterscheidet. 
Die  A'rt///'sche  Bezeichnung  »Republik«  haben  wir  etwas  anders  zu  ver- 
stehen, als  die  heutige  Auffassung  es  will:  mit  Republik  bezeichnet 
Kant  d  i  e  Staatsform,  in  der  die  gesetzgebende  und  die  ausübende  Gewalt 
in  verschiedenen  Händen  liegt,  während  die  Despotie  beide  in  der- 
selben Hand  vereinigt  hält.  Woraus  wir  ersehen,  daß  nach  Kant  also 
auch  die  reine  Demokratie  despotisch  sein  kann.  —  Als  »wahre  Repu- 
blik« bezeichnet  Kant  (»Rechtslehre«  S.  213)  ein  »repräsentatives  System 

Volkes,  um  im  Namen  desselben  durch  alle  Staatsbürger  vereinigt, 
Vermittelst  ihrer  Abgeordneten  (Deputierten)  ihre  Rechte  zu  besorgen 

Daß  diese  Rechte  in  einem  niehtrepublikanisehen  Staate,  oder  a  UC  h 

in  einei  Republik,  so  schlecht  besoi  ten,  ist  nach  Kants  Meinung 

Schuld    der  Juristen,   Über    die    er    sehr    s<  harfc,     absprechende   Urteile 
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fällt;  ihnen,  den  »echten  Juristen  vom  Handwerke«,  fehlt  die  »anthro- 
pologische Beobachtung«  (»Zum  ewigen  Frieden«,  ed.  Kehrbach  S.  42); 
sie  tragen  die  Schuld,  daß  notwendige  staatliche  Reformen  auf 
sich  warten  lassen.  Hierzu  äußert  sich  der  Philosoph  auch  noch  an 
anderer  Stelle,  in  der  »Kritik  der  reinen  Vernunft«  (Philosophische 
Bibliothek  S.  320);  er  sagt  hier:  »Es  ist  ein  alter  Wunsch,  der,  wer 
weiß  wie  spät,  vielleicht  einmal  in  Erfüllung  gehen  wird,  daß  man  doch 
einmal,  statt  der  endlosen  Mannigfaltigkeit  bürgerlicher  Gesetze  ihre 
Prinzipien  aufsuchen  möge ;  denn  darin  kann  allein  das  Geheimnis  be- 
stehen, die  Gesetzgebung,  wie  man  sagt,  zu  simplifizieren.«  Bei  der  Ge- 
setzgebung unterscheidet  Kant  eine  ethische  und  eine  nur  juridische 
(»Rechtslehre«  S.  XIV):  Wenn  die  Gesetzgebung  eine  Handlung  zur 
Pflicht,  und  diese  Pflicht  zur  Triebfeder  macht,  ist  sie  ethisch; 
läßt  sie  jedoch  noch  andere  Triebfedern  zu,  so  ist  sie  juridisch. 
Anzustreben  ist  also  die  ethische  Gesetzgebung.  Nebenbei  bemerkt, 
vergißt  Kant  hier,  daß  alle  Gesetzgebung  eigentlich  in  V  e  r  boten  be- 
steht, und  nicht,  oder  nur  zu  ganz  kleinem  Teile,  in  G  e  boten.  —  Daß 
Ka?it  überhaupt  zwischen  Legalität  und  Moralität  eine  scharfe  Grenze 
zieht,  ist  allbekannt;  um  das  Verhältnis  zwischen  beiden  ganz  kurz  zu 
definieren,  sei  gesagt,  daß  eine  Handlung,  die  der  Pflicht  gemäß  ist, 
legal  ist,  doch  nur  d  i  e  Handlung,  die  aus  Pflicht,  allein  um  der 
Pflicht  willen,  geschieht,  moralisch  genannt  werden  kann.  — 

Wenn  nun  die  durch  Gesetze  festgelegte  Staatsverfassung  gerechten 
Ansprüchen  nicht  mehr  genügen  kann,  so  gibt  es  zu  deren  Aenderung 
zwei  Wege:  den  der  Reform  (die  von  oben  ausgeht)  und  den  der  Re- 
volution (die  von  unten  ausgeht).  Den  letzteren  Weg  verwirft  Kant'. 
eine  Revolution  nennt  er  (im  »Streite  der  Fakultäten«,  ed.  Kehrbach, 
S.  107)  »jederzeit  ungerecht«  ;  doch  spricht  er  an  anderer  Stelle  (»Ueber 
den  Gemeinspruch :  das  mag  in  der  Theorie  richtig  sein,  taugt  aber 
nicht  für  die  Praxis«)  dem  Volke  das  Recht  zu,  »bei  einer  groben,  aber(r) 
von  ihm  selbst  dafür  beurteilten  Verletzung«  von  seiten  des  Staatsober- 
hauptes, vom  Gesellschaftsvertrage  zurückzutreten.  Daß  dieser  Rücktritt 
nicht  ohne  Gewalt  vor  sich  gehen  kann,  sieht  Kant  wohl  ein ;  daher 
sagt  er  (»Zum  ewigen  Frieden«  S.  40):  »Wenn  auch  durch  den  Unge- 
stüm einer  von  der  schlechten  Verfassung  erzeugten  Revolution  unrecht- 
mäßiger Weise  eine  gesetzmäßigere  errungen  wäre,  so  würde  es  doch 
auch  alsdann  nicht  mehr  für  erlaubt  gehalten  werden  müssen,  das  Volk 
wieder  auf  die  alte  zurückzuführen  .  .  .  «  Die  Aufrührer  jedoch  zu  be- 
strafen, ist  zweifellos  das  Recht  des  Staatsoberhauptes ;  das  Strafrecht 
selbst  definiert  Kant  (»Rechtslehre«  S.  175).  als  das  »Recht  des  Befehls- 
habers gegen  den  Unterwürfigen,  ihn  wegen  seines  Verbrechens  mit  einem 
Schmerz  zu  belegen«.  Hier  finden  wir  also  die  noch  ganz  rudimentäre 
Auffassung  der  Strafe  als  Vergeltung,  über  die  wir  einen  Kant  erhaben 
denken  möchten. 
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Will  Kant  die  Vergeltung  innerhalb  des  Staates  bestehen 
lassen,  so  wendet  er  sich  in  der  »Rechtslehre«  gegen  internationale 
Vergeltung,  wie  gegen  andere  Arten  von  Kriegen ;  er  verwirft  das  bellum 
punitivum,  aber  auch  den  Ausrottungskrieg  (bellum  internecinum)  und 
den  Unterjochungskrieg  (bellum  subjugatorium).  Hiermit  kommen  wir 
zu  der  am  meisten  ausgearbeiteten  Staatslehre  des  Philosophen,  wie 
wir  sie  in  der  Abhandlung  »Zum  ewigen  Frieden«  finden.  In  dieser, 
schon  oben  öfter  zitierten  Schrift,  deren  Ideen,  aber  nicht  deren  Titel 
als  Programm  die  modernen  [Pazifisten  wohl  anerkennen  möchten,  gibt 
Kant  in  ihrem  ersten  Abschnitt  sechs  Präliminarartikel,  im  zweiten  drei 
Definitivartikel,  deren  hervorragendster  lautet:  Das  Völkerrecht  soll 
auf  einen  Förderalismus  freier  Staaten  gegründet  sein«.  Indem  Kant 
weiter  auf  das  Staatsrecht,  das  Völkerrecht  und  das  Weltbürgerrecht 
eingeht,  zeigt  er,  erstens,  daß  die  Bildung  eines  Staates  naturnotwendig 
ist  (am  angemessensten  für  den  Menschen  wäre  die  Republik,  doch 
ist  sie  außerordentlich  schwer  zu  bilden  und  aufrecht  zu  erhalten) ; 
zweitens,  daß  die  Idee  des  Völkerrechts  nur  bei  gesonderter  Exi- 
stenz der  verschiedenen  Staaten  möglich  ist  (diese  Coexistenz  läßt 
allerdings  Kriege  zu) ;  drittens  führt  uns  Kant  als  Hauptfaktor  des  Welt- 
bürgerrechts den  Handel  vor,  dessen  Bestehen  und  Blühen  den  Krieg 
ausschließt.  Jede  Stufe  ist  die  Vorbedingung  der  nächsten.  —  Weiter- 
hin stellt  er  die  Forderung  auf,  daß  die  einen  Krieg  beabsichtigenden 
Staaten  »die  Maximen  der  Philosophen  über  die  Bedingungen  der  Mög- 
lichkeit des  öffentlichen  Friedens«  zu  Rate  ziehen  sollen  (»Zum  ewigen 
Frieden«  S.  35).  In  der  »Rechtslehre«  fordert  Kant  einen  Staatenverein, 
der  ebenso  durch  Vertrag  zustande  kommen  kann,  wie  die  Gesell- 
schaft. Der  »permanente  Staatenkongreß«  wäre  die  Form  dieses  Vereins. 
Das  »ius  cosmopoliticum«  ist  das  Verkehrsrecht  der  Staaten  unter- 
einander. Hier  bringt  Kant  sein  schwerstes  und  treffendstes  Geschütz 
zur  Wiederlegung  der  Annahme,  daß  Kriege  nicht  nur  unvermeidlich 
sondern  sogar  nötig  wären :  den  kategorischen  Imperativ  ;  das  unwider- 
stehliche Veto  der  moralischen  praktischen  Vernunft  lautet :  »Es  soll 
kein  Krieg  sein,  weder  der,  welcher  zwischen  mir  und  dir  im 
Naturzustande,  noch  zwischen  uns  als  Staaten,  die,  obzwar  innerlich  im 
gesetzlichen,  doch  äußerlich  (im  Verhältnis  gegeneinander)  im  gesetz- 
losen  Zustande  sind  ;  denn  das  i  s  t  n  i  c  h  t  d  i  e  A  r  t,  wie  jeder- 
mann sein  Recht  suchen  soll«  (»Rechtslehre«,  S.  233). 

Auf  politische  Verhältnisse  weiß  Kant  das  Wort  des  Evangeliums 
in  ganz  praktischem  Sinne  treffend  anzuwenden;  et  sagt  (»Zum  ewigen 
Frieden«  S.  37):  »Die  Politik  sagt:  seid  klug  wie  die  Schlangen,  die 
Moral  setzt  (als  einschränkende  Bedingung)  hinzu :  und  ohne  Falsch 
wie  die  Tauben«;  er  kann  sich  »zwar  einen  moralischen  Politiker,  d.  i. 
einen  der  dir  Prinzipien  der  Staatsklugheit  so  nimmt,  daß  sie  mit  der 
Moral  zusammen  bestehen   können,  aber  nicht   einen  politischen  Mora- 
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listen  denken,  der  sich  eine  Moral  so  schmiedet,  wie  es  der  Vorteil 
des  Staatsmannes  sich  zuträglich  findet«  (»Zum  ewigen  Frieden« 
S.  39)- 

Indem  wir  der,  zum  Schlüsse  der  Einleitung  erwähnten,  methodischen 
Maxime  Kanfs  in  dieser  Darstellung  folgen,  kommen  wir  jetzt  endlich 
d  a  zu,  was  der  Philosoph  über  den  natürlichen  Menschen  und  sein 
Recht  gesagt  hat.  Es  ist  nur  wenig.  In  der  »Rechtslehre«  spricht 
Kant  dem  Menschen  ein  angeborenes  Recht  zu  (S.  XIV),  und  es  ist 
nur  »ein  einziges.  Freiheit  (Unabhängigkeit  von  eines  andern 
nötigender  Willkür),  sofern  sie  mit  jedes* anderen  Freiheit  nach  einem 
allgemeinen  Gesetz  zusammen  bestehen  kann,  ist  dieses  einzige,  ur- 
sprüngliche, jedemMenschen kraft  seiner  Menschheitzustehende  Recht«. — 
Grund  und  Boden  war  nach  Kant  ursprünglich  allgemeines  Eigentum 
aller  Menschen ;  doch  haben  sie  durch  den  Staatsvertrag  dies  a  1 1- 
gemeine  Recht  aufgehoben.  »Die  erste  Besitznehmung  hat  einen 
Rechtsgrund  (titulus  possessionis)  für  sich,  welcher  der  ursprünglich 
gemeinsame    Besitz    ist    und    der  Satz:    wohl    dem,    der    im   Besitz    ist 

(beati  possidentes) ist  ein  Grundsatz    des   natürlichen  Rechts« 

(»Rechtslehre«  S.  66).  In  der  Abhandlung  »Zum  ewigen  Frieden«  tritt 
Kant  dafür  ein  (S.  49),  daß  »das  Recht  der  Menschen  heilig  ge- 
halten werden  muß,  der  herrschenden  Gewalt  mag  es  auch  noch  so 
große  Aufopferung  kosten« ! 

Aus  den  im  obigen  zitierten  Sätzen  des  Philosophen  können  wir 
die  Behauptung  ableiten,  daß  Kant  durch  und  durch  optimistisch  ge- 
sinnt war;  er  glaubte  an  die  Verbesserungsfähigkeit  der  Welt,  an  den 
Sieg  der  Idee.  Er  sagt  selbst:  »Es  ist  ein  nicht  bloß  gut  gemeinter 
und  in  praktischer  Absicht  empfehlenswürdiger,  sondern  allen  Ungläubigen 
zum  Trotz  auch  für  die  strenge  Theorie  haltbarer  Satz :  daß  das  mensch- 
liche Geschlecht  im  Fortschreiten  zum  Bessern  immer  gewesen  sei, 
und  so  fernerhin  fortgehen  werde,  welches,  wenn  man  nicht  bloß  auf 
das  sieht,  was  in  irgend  einem  Volke  geschehen  kann,  sondern  auch 
auf  die  Verbreitung  über  alle  Völker  der  Erde,  die  nach  und  nach  dar- 
an Teil  nehmen  dürften,  die  Aussicht  in  eine  unabsehbare  Zukunft 
eröffnet«  (Werke  ed.  Rosenkranz-Schubert,  Bd.  X,  S.  351).  Diesem 
Glauben  verleiht  Kant  auch  in  der  Schrift  »Ueber  den  Gemeinspruch« 
beredten  Ausdruck.  Er  will  »die  Geschichte  der  Menschengattung  im 
Großen  als  die  Vollziehung  eines  verborgenen  Plans  der  Natur,  ansehen, 
um  eine  innerlich  —  und  zu  diesem  Zweck  auch  äußerlich  —  vollkommene 
Staatsverfassung  zustande  zu  bringen,  als  den  einzigen  Zustand,  in 
welchem  sie  alle  ihre  Anlagen  in  der  Menschheit  völlig  entwickeln 
kann«  (Werke  ed.  Rosenkranz-Schubert,  Bd.  VII  1,  S.  329).  —  Doch 
um  dem  angestrebten  Ziele  nahe  zu  kommen,  bedarf  es. der  Herrschaft 
der  Ordnung;  und  in  diesem  Sinne  verdeutscht  Kant  den  Satz:  »Fiat 
justitia,  pereat  mundus«,  indem  er  sagt  (»Zum  ewigen  Frieden«  S.  47): 
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»Es  herrsche  Gerechtigkeit,  die  Schelme  in  der  Welt  mögen  auch  ins- 
gesamt darüber  zugrunde  gehen«. 


Montesquieus  Vorgänger  und  Nachfolger. 

Von 
Dr.  G.  G  r  o  s  eh. 

Es  ist  von  R.von  Mohl1)  darauf  hingewiesen  worden,  daß  Montesquieu 
seine  Theorie  aufstellte  unter  dem  Einfluß  von  Vorgängern.  Schon 
Aristoteles  macht  die  gelegentliche  Bemerkung2),  unter  Verfassung 
sei  die  Anordnung  der  Aemter  zu  verstehen,  der  Regierungsgewalten, 
und  er  führt  des  näheren  dazu  aus 3):  bei  jeder  Verfassung  hat  ein  weiser 
Gesetzgeber  vornehmlich  drei  Stücke  in  Erwägung  zu  ziehen ;  von  ihnen 
hängt  der  gute  Zustand  des  Staates  ab,  und  weiter  bestimmt  sich  nach 
ihrem  Unterschied  der  der  Verfassungen  überhaupt ;  die  höchste,  eben  die 
Staatsgewalt  besteht  in  der  Beratung  über  Krieg  und  Frieden,  über 
Schließung  und  Authebung  eines  Bündnisses,  über  Gesetze,  über  Todes- 
strafe, Verbannung  und  Einziehung  des  Vermögens  und  über  die  Rechen- 
schaftsablegung  wegen  der  Aemterverwaltung.  Jene  drei  Stücke  nun 
sind:  die  Beratung  über  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  (xö  ßooXtuö- 
jisvov  Tcepl  töv  xoivffiv);  zweitens  die  über  die  Magistraturen  (xö  reepi  xag 
äp/.äs),  wobei  zu  berücksichtigen  ist,  wie  viele  nötig  sind,  wie  sie  be- 
schaffen sein  sollen,  und  wie  die  Wahl  zu  ihnen  stattfinden  soll;  und 
drittens  die  richterliche  Gewalt  (xö  8ixdc£ov). 

Aristoteles  gewinnt  seine  Begriffe  von  dem  griechischen  Stadtstaat, 
(der  RöXtc),  der,  allerdings  ein  Staat,  aber  doch  im  allgemeinen  zu  dem 
der  beginnenden  Neuzeit  in  vollem  Gegensatze  steht,  so  daß  wir 
unsere  gebräuchliche  Terminologie  nur  schwer  anwenden  können.  Wir 
können  etwa  sagen,  daß  nach  Aristoteles  die  höchste,  die  Staats- 
gewalt in  drei  Stücken  geübt  wird :  nämlich  einmal  durch  die 
gemeinsame  Beratung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  ;  dann  durch 
die  Obrigkeiten,  die  gewählten  Beamten  also,  deren  Zahl,  Art  und 
Kompetenz  festgestellt  werden  muß ;  und  durch  die  Richter. 

Mit  John  Locke,  einem  weiteren  direkten  Vorgänger  Montesquieu* 
verhält  es  sich  anders.     Er  behandelt  den  modernen  Staat,  der  in  seiner 


i)  A.  :i.  o.  s.  272. 

2)  Politik*  [V.Bttch,  III,  3.    Ueber  Jlerodot  fgl  A  7  a.  a.  O. ;  über 

Dioiys    von  Halikarnaß    und    ThukyJuics    siehe  //.  Grotii    de  jure  belli  ac    pacis  K 
3,  6. 

.7.   Buch  XI,    1. 
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Zeit  bereits  zum  Durchbruch  gelangt  ist1);  und  so  können  wir  seine 
Theoreme  genauer  aufzeichnen2). 

Er  kennt  drei  Gewalten  im  Staate :  die  gesetzgebende 
Gewalt,  die  das  Recht  hat  zu  bestimmen,  wie  der  Zwang  (force)  des 
Staates  angewendet  werden  soll,  um  die  Gemeinschaft  und  ihre  Mitglieder 
zu  erhalten;  weiter  eine  ständige  Gewalt,  die  auf  die  Vollziehung 
der  erlassenen  und  in  Kraft  befindlichen  Gesetze  sieht,  die  exekutive 
Gewalt;  und  eine  dritte  Gewalt  über  Krieg  und  Frieden,  über  Bünd- 
nisse und  Allianzen  und  alle  die  Abmachungen,  die  mit  Personen  und 
Gemeinschaften  außerhalb  des  Staates  getroffen  werden,  die  man  die 
föderative  Gewalt  benennen  kann. 

Die  höchste  Gewalt  im  Staate  hat  das  Volk  selber.  In  dem 
Streite3),  ob  der  Fürst  oder  ob  das  Volk  die  Souveränität  hat,  entscheidet 
Locke,  im  Gegensatz  zu  Thomas  Hobbes,  zugunsten  des  Volkes ;  denn : 
there  remains  still  in  the  people  a  supreme  power  to  remove  or 
alter  the  legislative,  when  they  find  the  legislative  act  contrary 
to  the  trust  reposed  in  them.  Es  behält  also  immer  das  Volk  eine 
höchste  Gewalt  zurück,  mittels  deren  es  sich  sichern  kann  gegen  An- 
griffe und  Ränke  selbst  der  gesetzgebenden  Gewalt,  wenn  diese  einmal  so 
schlecht  oder  töricht  sein  sollte,  Pläne  gegen  die  Freiheiten  und  das 
Eigentum  der  Staatsangehörigen  zu  schmieden:  And  thus  the  Com- 
munity may  be  said  in  this  respect  to  be  always  the  supreme 
power,  but  not  as  considered  under  any  form  of  government,  because 
this  power  of  the  people  can  never  take  place  tili  the  government  be 
dissolved. 

Das  ist  ein  Ausnahmezustand,  und  nur  bei  diesem  kommt  demnach 
die  oberste  Gewalt  des  Volkes  selber  zum  Vorschein;  sonst  ist  die 
höchste  Gewalt  des  ,commonwealth'  die  legislative4);  ihr  sind  die 
andern  Gewalten  untergeordnet5). 

Was  das  Verhältnis  dieser  drei  Gewalten  zu  einander  anlangt,  so 
kommt  es  am  häufigsten  vor,  daß  die  legislative  und  die  exekutive  Gewalt 
getrennt  werden.  In  manchen  Staaten  tagt  die  Legislative  nicht  ständig, 
und  mit  der  exekutiven  Gewalt  —  im  Sinne  Lockes  also  der  Vollziehung 
der  Gesetze  —  ist  eine  einzelne  Person  bekleidet,  die  gleichzeitig  Anteil 


i)  Vgl.    G.  Grosch,    Das  Völkerrecht    und    die    Weltfriedensbewegung.     Zeit- 
schr.  f.  d.  ges.  Staatswissenschaft.     67.  Jahrg.  S.  201  ff. 

2)  Niedergelegt  in:    Two  treatises  on  government.     II,  §§   143  ff.     Works,  9 
vols.  London   1824.     Vol.  IV,  S.  424  ff. 

3)  Vgl.  bes.  0.  Gierke,  Joh.  Althusius.     1902,  S.   123  ff. 

4)  In  all  cases,  whilst  the  government  subsists,  the  legislation  is  the  supreme 
power. 

5)  The  federative  power  and  the  executive  being  both  ministerial  and  subor- 
-dinate  to  the  legislative,  which  in  a  constituted  Commonwealth  is  the  supreme. 
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an   der   legislativen    besitzt,  wobei   sonach   gesetzgebende   und  vollzie- 
hende  Gewalt   nicht   getrennt  sind. 

Dann  kann  man  diesen  einzelnen,  —  d.  i.  den  Monarchen  —  eben- 
alls  höchste  Gewalt  —  oder  Souverän  —  benennen.  Er  hat  zwar  in 
sich  selber  nicht  alle  höchste  Gewalt,  die  ja  die  der  Gesetzgebung  ist ; 
aber  er  hat  für  sich  die  höchste  Vollziehung  (the  supreme  execution); 
von  ihm  leiten  alle  oder  fast  alle  unteren  Behörden  ihre  verschiedene 
untergeordnete  Gewalt  ab:  having  also  no  legislative  superiour  to 
him,  there  being  110  law  to  be  made  without  his  consent  (liberum  veto !), 
which  cannot  be  expected  should  ever  subject  him  to  the  other  part 
of  the  legislative,  he  is  properly  enough,  in  this  sense  supreme.  Die 
Legislative  braucht  durchaus  nicht  notwendig  eine  dauernde,  stetig 
tagende  zu  sein,  ja,  das  ist  für  sie  nicht  einmal  angebracht,  weil  nicht 
immer  ein  Bedürfnis  nach  neuen  Gesetzen  vorhanden  ist.  Wohl  aber 
ist  ein  solches  nach  Vollziehung  der  gegebenen  Gesetze  stets  da,  darum 
muß  die  exekutive  Gewalt  immer  vorhanden  sein.  Ihr  ist  auch  die  Auf- 
gabe zuzuweisen,  die  Legislative  zusammenzuberufen ;  das  gibt  jener 
keinen  Vorrang  (superiority)  vor  dieser,  sondern  es  ist  eine  für  die 
Sicherheit  des  Volkes  ihr  überwiesene  Befugnis.  Die  exekutive  Gewalt 
hat  weiter  eine  Prärogative ;  es  wird  ihr  eine  Macht  zugestanden,  nach 
ihrem  Gutdünken  viele  Dinge  zu  tun,  für  die  das  Gesetz  keine  direkten 
Vorschriften  gibt,  ja  unter  Umständen  sogar  gegen  das  Gesetz :  This 
power  to  act  aecording  to  discretion,  for  the  public  good,  without  the 
prescription  of  the  law,  and  sometimes  even  against  the  law,  is  that 
which  is  called  prerogative.  Wird  mit  dieser  Prärogative  Mißbrauch 
getrieben,  dann  gibt  es  zwischen  der  Gewalt,  die  sie  inne  hat,  und 
dem  Volke  keinen  Richter  auf  Erden,  dann  bleibt  dem  Volke  nur  die 
Möglichkeit,  die  Entscheidung  des  Himmels  anzurufen. 

Im  allgemeinen  ist  die  exekutive  Gewalt  nicht  gefährlich,  denn  die 
Legislative  hat  stets  die  Möglichkeit,  ihr  die  Gewalt  abzunehmen,  so- 
bald sie  Ursache  dazu  findet,  und  kann  jede  schlechte  Verwaltung 
fadministration),  die  im  Widerspruch  zu  den  Gesetzen  geführt  wird, 
bestrafen. 

Was  von  der  exekutiven  gesagt  worden  ist,  das  gilt  auch  von  dw 
förderativen  Gewalt.     Jene    hat   die  Vollziehung   der  Gesetze   der  Ge- 
meinschaft innerhalb  dieser  selbst,  die  zweite  hat  die  Sicherheil  und 
die  Interessen  der  Gemeinschaft  nach  außen  wahrzunehmen,  allen  denen 
q  welchen  die  Gesellschaft  Nutzen  oder  Schaden  erwarten 
kann.     Diese  beiden   Gewalten  sind  somit  tatsächlich  voneinander  Ver- 
den, gleichwohl  fast  immer  in  derselben  Hand  vereinigt1). 
Locke  unterscheidet  demnach  begrifflich  drei  Gewalten;  sber  von 

i)  These  IWO  |>owers,   executive  aml  feilri 
in  thei  jret  they  are  alv.  |    tmit<  d. 
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einer  prinzipiellen  Trennung  derselben  ist  bei  ihm  keine  Rede.  Er  gerade 
gewinnt  seine  Theorien  aus  dem  englischen  Vcrfassungsleben,  das  in 
seiner  Zeit  nach  den  revolutionären  Stürmen x)  wieder  zur  Ruhe  ge- 
kommen ist  und  die  Ausgestaltung  aufweist,  die  er  darstellt.  Montesquieu 
j  hat  somit  das  Prinzip  von  der  Trennung  der  Gewalten  nicht 
aus  der  englischen  Verfassung  herausdestilliert2);  es  ist  überhaupt  in 
seiner  Gegenwart  noch  nicht  verwirklicht,  sondern  es  ist  ein  politisches 
Prinzip,  dessen  Realisation  erst  in  Zukunft  erfolgen  soll.  Es  geschah 
ja  in  der  Tat  auch  bedeutend  später,  daß  »der  konstitutionelle  Staat 
in  seinem  Sinne  aufgefaßt  und  in  diesem  Sinne  denn  auch  der  Inhalt 
vielfacher  Grundgesetze  für  wirkliche  Staaten  entworfen  y wurde« 3). 
Zunächst  hatte  ein  anderer  Autor  mehr  Erfolg  und  veranlaßte  Versuche, 
das  Verfassungswesen  nach  seinen  Theoremen  auszugestalten,  nämlich 
Rousseau  mit  seinem  ,Contrat  social'. 

Ihm  ist  und  bleibt  die  Gesamtheit  der  Vergesellschafteten,  ,cette 
personne  publique  qui  se  forme  ainsi  par  l'union  de  toutes  les  autres'4), 
der  Souverän  ;  und  die  Souveränität,  ,n'etant  que  l'exercice  de  la  volonte 
generale'  5),  ist  unteilbar :  car  la  volonte  est  generale  ou  eile  n'est  pas ; 
eile  est  celle  du  peuple  ou  seulement  d'une  partie.  Mais  nos  politiques, 
ne  pouvant  diviser  la  souverainete  dans  son  principe,  la  divisent  dans 
son  objet;  ils  la  divisent  en  force  et  en  volonte  ;  en  puissance  legislative 
et  en  puissance  executive ;  en  droits  d'impöts,  de  justice  et  de  guerrc  ; 
en  administration  Interieure  et  en  pouvoir  de  traiter  avec  l'etranger: 
tantöt  ils  confondent  toutes  ces  parties,  et  tantöt  ils  les  separent6). 

Dem  entgegen  vertritt  Rousseau  die  Ansicht7),  jede  Handlung  hat 
zwei  Ursachen,  die  zusammentreffen  müssen,  um  sie  hervorzubringen, 
eine  geistige,  nämlich  den  Willen,  welcher  die  Tat  beschließt,  und  dann 
eine  physische,  nämlich  die  Gewalt  (puissance),  die  sie  ausführt.  ,Le 
corps  politique  a  les  memes  mobiles ;  on  y  distingue  de  meme  la  force 
et  la  volonte :  celle-ci  sous  le  nom  de  puissance  legislative, 
l'aütre  sous  le  nom  de  puissance  executive'.  Ohne  ihr  Zusam- 
menwirken geschieht  im  Staate  nichts,  ja  darf  nichts  geschehen. 

Die  gesetzgebende  Gewalt  gehört  dem  Volke,  und  nur 
ihm;  das  Volk   ist  der  Souverän,  darum  hat   es   den  höchsten  Willen. 


i)  Ich  begnüge  mich  damit  zu  verweisen  auf  R.  Gneist,  Das  englische  Ver- 
waltungsrecht.    Berlin   1883,  I,  S.  51  ff. 

2)  Darum  hinfällig  der  Vorwurf  von  i?.  von  Mohl  S.  274:  »Es  ist  die  An- 
führung der  englischen  Verfassung  als  ein  Beispiel  solcher  Dreiteilung  im  klarsten 
Widerspruch  mit  den  Tatsachen  c. 

3)  R.  von  Mohl,  S.  275. 

4)  I,  eh.  6. 

5)  II,  eh.  1. 

6)  II,  eh.  2. 

7)  III,  eh.   1. 
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Mit  der  vollziehenden  Gewalt,  steht  es  anders,  nämlich:  Lapuissance 
executive  ne  peut  appartenir  ä  la  generalite  comme  legislatrice  ou 
souveraine,  parce  que  cette  puissance  ne  consiste  qu'en  des  actes 
particuliers  qui  ne  sont  point  du  ressort  de  la  loi ;  ni  par  consequent 
de  celui  ö!u  souverain,  dont  tous  les  actes  ne  peuvent  etre  que  des  lois. 

Die  öffentliche  Gewalt  (la  force  publique)  braucht  einen  besonderen 
Agenten,  der  sie  in  sich  vereinigt  und  sie  in  Tätigkeit  setzt  gemäß  der 
Anleitung  des  allgemeinen  Willens,  der  gesetzgebenden  Gewalt ;  dieser 
>Agent«  ist  die  Regierung  (le  gouvernement),  die  man  oft  mit  dem 
wirklichen  Souverän  verwechselt,  die  in  der  Tat  jedoch  nur  sein  Diener 
ist.  Sie  ist  eingesetzt  zwischen  den  Untertanen  und  dem  Souverän, 
also  der  Gesamtheit,  und  beauftragt  mit  der  Vollziehung  der  Gesetze 
und  der  Aufrechterhaltung  sowohl  der  bürgerlichen  als  der  politischen 
Freiheit.  Die  Glieder  der  Regierung  heißen  Behörden  oder  Könige; 
sie  haben  lediglich  einen  Auftrag,  ein  Amt,  wodurch  sie  als  schlichte 
Beamtete  des  Souveräns,  also  in  seinem  Namen  die  Macht  (pouvoir)  aus- 
üben, weil  er  sie  damit  beauftragt  hat;  der  Souverän,  d.i.  das  Volk, 
kann  nach  seinem  Wohlgefallen  das  beschränken,  abändern  oder  zurück- 
nehmen ;  eine  etwaige  Entfremdung  dieses  Rechts  ist  inkompatibel  mit 
der  Natur  des  sozialen  Körpers  und  ist  dem  Zweck  der  Vergesellschaftung 
entgegengesetzt.  Regierung  oder  höchste  Verwaltung  ist  demnach  die 
gesetzmäßige  Ausübung  der  vollziehenden  Gewalt  und  Fürst  oder  Be- 
amter der  Mensch  oder  die  Behörde,  die  bezw.  der  mit  dieser  Verwaltung 
beauftragt  ist. 

Der  Abbe  Sieyes  —  wie  ja  die  französische  Revolution  so  recht 
im  Banne  Rousseaus  steht,  den  Th.  Carlyle  als  ihren  Vater  bezeichnet 
hat  —  wandelt  völlig  in  den  Bahnen  seines  Meisters.  Er  geriert  sich 
als  Gegner  der  Uebertragung  von  englischen  Institutionen  auf  Frankreich, 
da  die  beiden  Staaten  von  einander  verschieden  seien  J) ;  so  verwirft 
er  insbesondere  die  Kaste  der  Adligen2).  Das  Volk  (la  nation),  führt 
er  aus 3),  existiert  vor  allem  anderen,  ist  der  Ursprung  von  allem ;  sein 
Wille  ist  stets  gesetzlich ;  es  ist  das  Gesetz  selber.  Aus  seinem  Willen 
emanieren  die  positiven  Gesetze;  dazu  gehören  in  erster  Linie  die 
konstitutionellen  Gesetze,  die  wieder  in  zwei  Abteilungen  zerfallen:  die 
einen  regeln  die  Organisation  und  die  Funktionen  der  gesetzgeben- 
den Körperschaft;  die  andern  bestimmen  die  Organisation  und  die 
Funktionen  «Irr  verschiedenen  h  a  n  d  e  1  n  d  e  n  —  d.  i.  der  vollziehenden 
—  Körperschaften.     Man  nennt  sie  die  Grundgesetze,  weil  die  Körper- 


1)  Qu'<jst  (.:  .|iie  lc  tieis  Oiat  -      Herausgegeben   von   /♦".  Koppel.      Drcsilrn  1S75. 
}§  VI  u.  VII. 

2)  Ch.   I  :    D'ftbord   il    n'cst  j»as  possible,  dnns  le  nombre    de  toules  l< 
mentaires  d'ttne   naiion,   de   tiouver  i  la  caste  dei   QObl«  . 

h,  V. 
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schaften,  die  auf  Grund  derselben  vorhanden  sind  und  tätig  werden, 
nicht  daran  rütteln  dürfen;  sie  bleiben  aber  abhängig  von  dem  allge- 
meinen Willen  (volonte  nationale),  dem  Willen  des  Volkes. 

Demgemäß  giebt  es  zwei  Arten  von  Gewalt  (pouvoir) :  den  ,pouvoir 
constituant'  und  den  , pouvoir  constitue'  oder  , pouvoir  delegue'. 
Diesen  haben  die  Behörden,  jenen  hat  das  Volk  selber;  darum  rühren 
her  und  hängen  ab  alle  Teile  der  Regierung  letzten  Grundes  vom  Volke: 
La  n  a  t  i  o  n  est  tout  ce  qu'elle  peut-etre,  par  cela  seul  qu'elle  est ; 
il  nc  depend  point  de  sa  volonte  de  s'attribuer  plus  ou  moins  de  droits 
qu'elle  n'en  a.  Legouvernement  n'exerce  un  pouvoir  reel  qu'autant 
qu'il  est  Constitutionen ;  il  n'est  legal  qu'autant  est  fidele  aux  lois  qui 
lui  ont  ete  imposees.  La  volonte  nationale,  au  contraire,  n'a  be- 
soin  que  de  sa  realite  pour  etre  toujours  legale  celle  est  l'origine  de 
toute  legalite. 

Auf  dem  Boden  der  Montesquieu*  schtn  Anschauung  steht  dagegen 
Kant.  Der  große  Dogmatiker  hat  geradezu  die  Formel  für  jene  geprägt 
nämlich1):  »Ein  jeder  Staat  enthält  drei  Gewalten  in  sich,  d.  i.  den 
allgemein  vereinigten  Willen  in  dreifacher  Person  (trias  politica): 
die  Herrschergewalt  (Souveränität)  in  der  des  Gesetzgebers;  die  voll- 
ziehende Gewalt,  in  der  des  Regierers  (zufolge  dem  Gesetz) ;  und  die 
rechtsprechende  Gewalt  (als  Zuerkennen  des  Seinen  eines  jeden  nach 
dem  Gesetz),  in  der  Person  des  Richters  (potestas  legislatoria,  rectoria 
et  judiciaria).« 

Diese  rückhaltlose  Anerkennung  der  Montesquieu 'sehen  Theorien 
geschah  nicht  nur  von  Kant,  sondern  allgemein2).  Auf  das  Zeitalter 
der  Aufklärung  folgte  das  Jahrhundert  des  Fortschritts ;  auf  verfassungs- 
legislativem Wege  geschah  die  Durchbildung  der  konstitutionellen  Mon- 
archie, die  ganz  auf  der  Grundlage  der  eingangs  von  uns  gegebenen 
Darstellung  Montesquieu 'scher  Anschauung  vorgenommen  wurde.  Da 
das  XIX.  Jahrhundert  in  dieser  Hinsicht  eine  recht  lebhafte  Bewegung 
aufweist,  so  läßt  sich  der  große  Einfluß,  den  jener  ausübte,  leicht 
ermessen.  Seine  Prinzipien  bildeten  die  Bausteine  bei  der  Aufrichtung 
neuer  Verfassungen,  von  denen  namentlich  die  belgische  jene  fast  voll- 
kommen zu  verwirklichen  strebte.  Ebenso  war  die  Wissenschaft  im 
Banne  dieser  Theoreme,  zum  Teil  bis  in  die  neueste  Zeit  herein. 

So  ist  es  besonders  noch  O.  Mayer3),  der  »die  vielverkannte 
Trennung  der  Gewalten,  die  wir  nach  dem  französischen  Vor- 
bild übernommen  und  aller  Verwahrungen  ungeachtet    in  tatsächlicher 


i)  Metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre.     Königsberg   1797  §  45. 

2)  Vgl.  z.  B.  G.  W.  F.  Hegel,  Grundlinien  der  Philosophie  des  Rechts.  Ber- 
lin 182 1,  §  269.  Weitere  Literatur  bei  den  eingangs  zitierten  Autoren,  namentlich 
bei  R.  von  Mohl  S.  273  Anm.    I. 

3)  Deutsches  Verwaltungsrecht.     Leipzig  1895.  I,  S.  68  ff. 
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Geltung  und  Uebung  haben«,  in  Ehren  hält.  Besonders  um  das  Verhältnis 
konstruieren  zu  können,  in  dem  Bund  und  Einzelstaat  zum  Staatsan- 
gehörigen stehen1),  kann  nach  ihm  nur  die  Formel  von  der  Trennung 
der  Gewalten  die  richtige  Anschauung  geben2). 

Diese  Gewalten,  argumentiert  O.  Mayer  —  wir  geben  seine  Ansicht 
möglichst  mit  seinen  eigenen  Worten  —  sind  nicht  verschiedene  Tätigkeits- 
gebiete oder  Geschäftszweige  des  Staates,  auch  nicht  Summen  von 
Befugnisssen,  sondern  Stücke  derStaatsgewalt,  Wirkungskräfte 
wie  diese,  jede  ausgestattet  gegenüber  den  andern  mit  besonderen  recht- 
lichen Eigenschaften.  Diese  Gewalten,  einmal  gestaltet,  wurden  jede 
nach  ihrer  rechtlichen  Natur  in  mancherlei  Weise  nebeneinander  tätig. 
Sie  sind  heutzutage  feststehende  Bestandteile  der  Begriffe  »gesetzge- 
bende und  vollziehendeGewalt«.  Damit  eine  Trennung  dieser  Gewalten  be- 
stehe, ist  erforderlich,  daß  der  menschliche  Wille,  welcher  die  eine  davon 
trägt,  nicht  zugleich  auch  der  Träger  der  andern  sei ;  die  getrennten  Gewalten 
müssen  demnach  auch  getrennte  Träger  haben.  Freilich,  für  die  Wahrung 
des  Grundsatzes  ist  eine  so  plumpe  Auseinanderhaltung  (sie  !)  durchaus 
nicht  nötig.  Spätere  Verfassungen  haben  den  ,chef  du  pouvoir  exc- 
cutif,  namentlich  wenn  er  sich  König  oder  Kaiser  nannte,  unbedenklich 
einen  maßgebenden  Anteil  auch  an  dem  Zustandekommen  des  Gesetzes 
zugewiesen.  Es  genügt,  daß  neben  seinem  Willen  noch  ein  anderer 
Wille,  der  der  Volksvertretung,  dabei  wirksam  werde,  dann  ist  die 
Trennung  der  Gewalten  da ;  gesestzgebende  und  vollziehende  Gewalt 
sollen  nur  nicht  lediglich  auf  dem  gleichen  Willen  ruhn.  Alle 
unsere  Verfassungen  haben  dem  Fürsten  eine  Volksvertretung  zur  Seite 
gestellt,  deren  Zustimmung  notwendig  ist,  wenn  das  Gesetz  zustande 
kommen  soll.  Man  mag  die  Mitwirkung  der  Volksvertretung  noch 
so  gering  anschlagen,  immer  ist  das,  was  als  Gesetz  schließlich 
herauskommt,  nicht  das  Erzeugnis  des  Willens  des  Fürsten  allein, 
sondern  zugleich  eines  andern  Willens,  ohne  den  es  nicht  entstehen 
konnte.  Das  genügt  aber  vollständig  für  den  richtig  verstandenen  Be- 
griff der  Trennung  der  Gewalten. 

In  dieser  Ausprägung  hat  die  in  Frage  stehende  Theorie  den 
vollen  Beifall  eines  anderen  Staatsrechtslehrers  gefunden.    G.  AnsckiU**) 

ij  Ebenso  '}'.  />'.  Westerkampt  Ueber  die  Rdchsvertassung,  Hannover  1873. 
S.  91:  >Die  bundesstaatliche  Entwicklung  wird  uns  zu  einer  Trennung  der  Gewalten 
mhren«.  Kr  ist  durchaus  Anhänger  dieser  Theorie,  1.  ebenda  S.  89  fr".  Vgl.  auch 
K.  //.  von  Hermritt,  Die  Staatsform  all  Gegenstand  der  Verfassungsgesetsgebung 
und  \  sndening.    Tübingen  1901,  S.  47. 

2)  Vgl.  0.  Mayer  a.  a.  C).  II.   S.   462  ff.,   und  11.1  Archiv  f.  öfl'entl.  Recht    Will, 
0   Aiim.  6, 

3)  Die  gegenwärtigen  Theorien  ;esetsgebenden  G 

Tübingen    und   Leipzig    1901,    S.    10   Aum     1       l  «Im  1    ./.  Arndt    ebenda.     In    einer 
früheren  A1  lieh:  Kritl  •  i  Lehre  vom  K.  nd  f-umcllen 
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nämlich  erklärt  es  als  ein  großes  Verdienst  von  O.  Mayer,  daß  er 
»gegen  die  seit  langer  Zeit  in  der  deutschen  Staatsrechtswissenschaft  allge- 
mein und  hartnäckig  herrschende  Ablehnung  des  Prinzips  der  Trennung  der 
Gewalten  eine  einsame,  aber  in  ebenso  eindringlichen  wie  überzeugen- 
den Worten  redende  Stimme  erhoben  hat«.  Er  selber  ist  der  Meinung, 
daß  wir  die  Gewaltenteilung  haben;  denn  die  preußische  Verfassungs- 
urkunde bringe  dieses  Prinzip  scharf  und  genau  zum  Ausdruck;  und 
das  Prinzip  der  Gewaltenteilung  spiele,  vielfacher  Anfechtung  zum  Trotz, 
in  der  Ordnung  des  modernen  Rechts-  und  Verfassungsstaates  die  Rolle 
eines  alles  tragenden  konstruktiven  Grundprinzips. 

Wir  geben  ohne  weiteres  zu,  daß  die  frühere  preußische  Verfassung,  die 
direkt  nach  der  belgischen  gestaltet  wurde,  auf  jenem  Prinzip  ruhte. 
Ist  aber  dasselbe  der  Fall  gewesen  bei  einer  andern,  sicherlich  nicht 
minder  wichtigen  Verfassung,  nämlich  der  des  früheren  deutschen 
Reiches?  Bestand  da  noch  in  voller  Kraft  das  Prinzip  der  Trennung 
der  Gewalten  »als  ein  alles  tragendes  konstruktives  Grundprinzip«? 
Ja,  läßt  es  sich,  bei  Berücksichtigung  der  modernen  Entwicklung,  über- 
haupt wissenschaftlich  aufrecht  erhalten?  Ist  nicht  vielmehr  die  soeben 
gerügte  Ablehnung  völlig  gerechtfertigt? 

Diese  Fragen,  die  ich  schon  seit  langem  aufgeworfen,  habe  ich 
nunmehr  oben  nach  meinem  Wissen  beantwortet,  und  zwar,  darauf  lege 
ich  besonderen  Wert,  gerade  auf  Grund  der  neuesten  verfassungsrecht- 
lichen Ergebnisse,  nämlich  der  neuen  Verfassung  des  Deutschen  Reiches 
und  der  des  Völkerbundes.  Und  beide  Verfassungen,  wennschon  sie  auch 
mit  den  Unvollkommenheiten  behaftet  sind ,  die  nun  einmal  allem 
Menschenwerk  anhaften,  sind  doch  ein  großer  Fortschritt,  —  was  ich 
noch  einmal  betonen  möchte,  —  gegen  früher ;  nur  muß  die  eine  Vor- 
aussetzung dabei  beachtet  werden:  daß  sie  nämlich  in  dem  Geiste  an- 
gewendet werden,  in  dem  ihre  Vorkämpfer  sie  erstrebt,  errungen,  ja 
erzwungen  haben. 


Der  Staatsrat  in  der  neuen  preußischen  Verfassung. 

Von 
Kuno  Waltemath. 

Die  neue  preußische  Verfassung  hat  uns  eine  Art  Oberhaus,  den 
Staatsrat  gebracht.  Wenn  auch  seine  Befugnisse  sehr  begrenzt  sind, 
immer  bedeutet  er  eine  Schwächung  der  Macht  des  Landtages,  dessen 
Alleinherrschaft  auf  gesetzmäßige  Weise  behindert  wird.  Dadurch  ist 
in  Preußen  eine  Frage  gelöst  worden,  die  immer  heiß  umstritten  war. 


Gesetz,  redet  er  S.  39  von  der  »staatsrechtlich  längst  überwundenen  politischen 
Theorie  von  der  Gewaltenteilung« ;  siehe  ebenda  S.  2  und  8. 
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Von  den  Unabhängigen  Sozialdemokraten  und  den  Kommunisten  zu 
schweigen,  konnten  anfänglich  auch  die  gemäßigten  Sozialdemokraten 
sich  nicht  mit  dem  Gedanken  befreunden,  das  Parlament  in  seinem 
Einfluß  auf  den  Staat  mit  Schranken  zu  umgeben.  Sie  gingen  von  der 
Anschauung  aus,  daß  der  Volkswille  uneingeschränkt  zum  Ausdruck 
kommen  müsse,  und  daß  sein  Instrument  der  Landtag  sei,  dem  nichts 
in  den  Weg  kommen  dürfe.  Es  ist  die  Meinung,  von  der  sich  die 
Jakobiner  der  großen  französischen  Revolution  leiten  ließen,  die  über- 
haupt in  so  vielen  Zügen  den  modernen  Sozialdemokraten  gleichen. 
Die  Verfassung,  die  sie  Frankreich  gaben,  ließ  das  Wollen  des  Volkes 
ungeschminkt  sich  aussprechen,  d.  h.  theoretisch.  Schrankenlos  war  die 
Wirkungskraft  des  Konvents,  aber  damit  nicht  des  Volkes.  Die  war, 
wie  im  heutigen  Rußland,  gefesselt  oder  beiseite  geschoben,  an  ihrcr 
Stelle  waltete  eine  kleine  Clique  von  einem  Handvoll  von  Fanatikern, 
gefolgt  von  einer  Schar  von  blinden  Gläubigen,  von  Gelegenheits- 
politikern, von  jener  Sorte,  die  immer  da  ist,  wo  die  Macht  winkt  und  von 
offenkundigen  Betrügern  und  Banditen,  die  das  Land  knechteten  und  ihm 
sich  aufzwangen.  In  der  Verfassung  war  für  eine  zweite  Kammer  kein 
Raum.  Die  schrecklichen  Erfahrungen,  die  man  mit  dem  Absolutismus 
des  Konvents  gemacht  hat,  waren  Frankreich  immer  eine  Lehre.  Die 
zahlreichen  Verfassungen,  die  sich  dieser  Staat  seit  der  ersten  Republik 
gab,  konnten  ohne  ein  Oberhaus  nicht  auskommen,  auch  nicht  die  Ver- 
fassung der  dritten  Republik.  So  sehr  die  dritte  Republik  in  den 
Traditionen  der  Revolution  lebt,  sie  mit  einer  Gloriole  gerne  umgibt, 
die  durch  die  historischen  Tatsachen  nicht  bestätigt  wird,  in  diesem 
Punkte  hat  sie  die  Traditionen  verleugnet  und  ist  lieber  den  Wegen  ge- 
folgt, die  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  gegangen  sind. 

Die  Macher  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  waren 
im  Gegensatz  zu  den  Jakobinern,  die  von  einer  fest  fixierten  Theorie 
aus  die  Welt  aufbauen  wollten,  praktische  Angelsachsen,  keine  Theore- 
tiker. Sie  wußten,  daß  die  große  Menge  zu  sehr  mit  der  Sorge  des 
Alltags  ringen  muß,  um  die  Pflichten  der  Bürger  in  ihrer  Totalität  erfüllen 
zu  können.  Sic  wußten,  daß  die  große  Menge  die  Politik  nach  diesen 
Sorgen  mißt,  sich  von  ihnen  bestimmen  läßt  und  höhere  Gesichtspunkte 
gerne  vergißt.  Die  tiefere  Erkenntnis  der  Politik  kommt  dabei  zu  kurz. 
Auch  lassen  die  Plackereien  und  Mühen  des  Lebens,  von  denen  jeder 
sein  Päckchen  tragen  muß,  nur  bei  ganz  politisch  Interessierten  —  und 
deren  sind  nicht  allzu  viele  —  ein  schärferes  Eindringen  in  die 
politischen  Fragen  zu;  die  große  Menge  begnügt  sich  mit  oberflächlicher 
ling  der  großen  Fragen,  weiß  nur  in  den  Sachen  Bescheid,  die 
in  die  engen  Kreise  des  Berufes  hineinfallen.  Deshalb  hielten  die 
amerikanischen  Gesetzgeber  ein  zweites  Parlament,  (U-n  Bundessenat, 
für  notwendig,  um  ein  Gegengewicht  gegen  «las  Repräsentantenhaus, das 
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kleinen  Sorgen  sich  beherrschen  und  von  ihnen  sich  die  politische  Richtung 
bestimmen  lassen.  Sie  hielten  da  eine  Körperschaft  für  angebracht, 
die  dadurch,  daß  sie  aus  einer  indirekten  Wahl  hervorgeht,  von  den 
Augenblicksstimmungen  der  Bürger  unabhängiger  ist,  sich  mehr  von 
großen  Gesichtspunkten  geleitet  sieht.  Der  Bundessenat  wird  von  den 
Parlamenten  der  Einzelstaaten  gewählt,  also  aus  einem  Kreise  von 
politisch  Erfahreneren  heraus,  als  es  die  Gesamtheit  der  Wähler  ist;  aus 
einer  Schicht  also,  die  ihre  Meinung  nicht  nur  unter  den  Mühen  des 
Alltags  bildet,  sondern  von  höherer  Warte  aus  urteilt.  Der  amerika- 
nische Staatsrechtslehrer  Hall  sagt  geradezu,  daß  den  Urhebern  der 
Verfassung  der  Gedanke  vorgeschwebt  hat,  ein  Gebilde  gegen  die 
Möglichkeit  einer  Massenherrschaft  zu  schaffen,  eine  Stätte  der  aristokra- 
tischen Auslese,  eine  Repräsentation  der  politischen  Staatsweisheit,  der 
führenden  Intelligenz,  eine  Versammlung  von  Männern,  die  schon  länger 
im  politischen  Leben  stehen  und  ein  Kapital  politischer  Erfahrung  in 
sich  gesammelt  haben.  Im  übrigen  war  der  Bundessenat  eine  Institution, 
die  den  bundesstaatlichen  Charakter  der  Republik  zum  Ausdruck  brachte. 
Man  wollte  die  partikularistische  und  die  auf  den  Einheitsstaat  hin- 
drängende Richtung  versöhnen,  indem  neben  der  Einheitsgewalt  der 
Bundesstaat  geschaffen  ward.  Man  wollte  den  Einzelstaaten  eine  sichere 
Stellung  in  der  Verfassung  geben,  damit  sie  gegen  den  Einfluß  der 
zentralen  Mächte  ihre  föderalen  Interessen  in  die  Wagschale  werfen 
könnten. 

Die  amerikanische  Verfassung  ist  Muster  aller  Verfassungen  der 
formalen  Demokratien  geworden.  Und  bemerkenswert  ist,  daß  man 
die  Institution  eines  Senates  nicht  nur  überall  wiederkehren,  sondern 
daß  man  ihn  immer  aus  den  Wahlen  von  partikularen  Korporationen 
hervorgehen  läßt.  Auch  Gegner  der  formalen  Demokratie  sind  von  dem 
amerikanischen  Beispiel  verlockt  worden,  wenn  es  sich  darum  handelte, 
die  Oberhäuser  in  den  unterschiedlichen  Monarchien  zu  reformieren. 
In  England  sahen  Reformer  des  Oberhauses  dessen  Erwählung  von 
den  Grafschaftsräten  und  den  Räten  der  großen  Städte  vor.  Treitschke 
schlug  1872  bereits  in  den  »Preußischen  Jahrbüchern«  vor,  nachdem 
er  eine  bittere  Kritik  an  das  Herrenhaus  geknüpft,  um  ihm  neues  Leben 
einzublasen  und  es  zu  einem  gewichtigen  Faktor  zu  machen,  es  aus 
den  Provinziallandtagen  hervorgehen  zu  lassen.  Er  pries  diese  als 
hohe  Schule  der  Selbstverwaltung,  als  eine  Versammlung  von 
Männern,  die  im  Dienste  der  Selbstverwaltung  in  ihren  Kreisen  ein 
hohes  Maß  von  politischer  und  praktischer  Kenntnis  der  öffentlichen 
Angelegenheiten  erworben  hätten.  Sie  im  Herrenhaus  zu  verwerten, 
würde  dem  Vaterland  einen  hohen  Dienst  erweisen  und  das  Herren- 
haus in  der  allgemeinen  Meinung  emporheben.  Es  sieht  wie  eine  An- 
knüpfung an  Treitschkes  Vorschläge  aus,  wenn  die  Verfassung  den 
Staatsrat  von  den  Provinziallandtagen  wählen  läßt. 
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Der  Staatsrat  soll  in  den  Augen  seiner  Urheber  vor  allen  Dingen 
als  Prellbock  gegen  eine  zu  große  Bewilligungsfreudigkeit  des  Land- 
tages wirken,  soll  das  oberste  Kontrollorgan  der  Finanzgebarung  des 
Staates  sein.  Im  Staatsrat  hat  die  politische  Betrachtung  sub  specie  aeterni 
Richtschnur  des  Handelns  zu  sein.  Er  ist  als  die  Konzentration  politischer  Er- 
fahrung gedacht,  besonders  in  den  heute  so  unendlich  wichtigen  geldlichen 
Angelegenheiten ;  als  ein  Haus  von  Männern,  die  keine  Stimmungsmenschen 
sind,  nicht  nur  den  parteilichen  Rücksichten  folgen.  Daß  der  Staats- 
rat von  den  Provinziallandtagen  erkoren  werden  soll,  wird  als  ein 
glücklicher  Gedanke  gepriesen,  weil  so  die  zentrifugalen,  auf  die  Auto- 
nomie der  Provinzen  hinarbeitenden  Strömungen  mit  den  zentralistischen 
Neigungen  vermählt  würden. 

Diese  Hoffnungen  würden  sich  vielleicht  erfüllen,  wenn  nicht 
zugleich  die  Gesetzgebung  daran  arbeitete,  den  Provinzen  erweiterte 
Befugnisse  zu  geben,  ihnen  eine  selbständigere  und  zugleich  ungleich 
machtvollere  Stellung  zu  verleihen,  als  ihnen  bis  jetzt  zuteil  geworden 
ist.  Man  will  ihnen  Anteil  an  der  Obhut  und  der  Pflege  der  Schule  über- 
weisen, die  Regelung  des  Ausgleiches  zwischen  Staat  und  Kirche,  wichtige 
'Feile  der  Verwaltung,  vermehrte  Selbstverwaltung  sowie  Einflußnahme 
auf  die  Auswahl  der  hohen  provinziellen  Beamten,  wie  der  Oberpräsi- 
denten und  schließlich  das  Recht  der  Kreise,  die  Landräte  selbst  zu 
wählen.  Was  verbleibt  nun  dem  preußischen  Lande  r  Die  Regelung 
der  Justizverwaltung,  die  Polizei,  Pflege  von  Landwirtschaft  und  Hand- 
werk, die  Verwaltung  der  ihm  gehörenden  Domänen  und  Bergwerke, 
die  Verwaltung  und  Ausnutzung  der  ihm  zustehenden  Steuerquellen. 
Dabei  hat  das  letztere  Recht  wenig  zu  bedeuten,  da  das  Reich  die 
Normen  vorschreibt,  nach  denen  die  Länder  sich  zu  richten  haben. 
Auch  die  Polizei  droht  den  Händen  der  Länder  zu  entgleiten,  die 
Polizei,  deren  Besitz  doch  immer  als  Haupterfordernis  eines  selbständigen 
Staates  galt.  Mit  80  %  der  Kosten  beteiligt  sich  das  Reich  an  der 
zu  schaffenden  Polizeitruppe,  in  die  die  Schutzmannschaften  eingegliedert 
werden  sollen.  Da  wird  das  Reich  ganz  sicherlich  auch  am  meisten 
dabei  zu  sagen  haben,  wenn  auch  de  jure  die  Polizei  Landessache  bleibt. 
Jedem  muß  sich  die  Frage  aufdrängen:  ist  denn  das,  was  Preußen  an 
rungstätigkeit  zustehen  wird,  so  gewichtig,  daß  sich  die  Aufrecht- 
erhaltung der  Existenz  Preußens  auf  die  Dauer  verbürget  läßt?  Geht 
nicht  alles  darauf  hin,  diese  allgemach  zu  untergraben?  Die  wichtigste 
Funktion,  die  man  den  Ländern  gelassen  hat,  die  Sorge  um  die  Kultur« 
aufgaben  droht  den  Händen  der  preußischen  Regierung  eu  entgleiten.  Sic 
bat  jetztschon  viel  von  ihrer  Bedeutung  verloren,  weil  das  Reich  die  ol 
Schulgesetzgebung  an  sich  gezogen  hat.  Lud  diese  Kulturaufgaben 
lind  doch  is  heute,  nachdem  das  Reich  sonst  alles  wesentliche 
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machen.  Nachdem  man  den  Staatsrat  kreiert  hat,  als  ein  Spiegelbild 
der  Sondereigentümlichkeiten  der  verschiedenen  Landesteile,  die  Schule 
und  Kirche  zu  den  Obliegenheiten,  auf  die  die  Provinzen  Einfluß  haben, 
erklärt,  wird  alle  Liebe  den  Provinzen  sich  zuwenden,  das  Interesse  für 
den  Gesamtstaat  erkalten.  Preußen  wird  zu  einem  Wesen  ohne  Kraft  und 
Blut.  Beide  Ingredienzien  sind  dem  Reiche  und  den  Provinzen  zugeflossen. 
Es  wird  zu  dem,  was  die  alten  Griechen  die  Amphiktyonie  nannten.  I  )as 
war  ein  loser  Bund  von  zwölf  Stämmen,  der  weiter  nichts  bezweckte  als 
Schutz  und  Erhaltung  der  Delphischen  und  Anthelischen  Heiligtümer 
und  der  Feier  der  Pythischen  Spiele  und  die  Bewahrung  gewisser 
völkerrechtlicher  Bestimmungen.  Auf  zwei  Jahresversammlungen  in  den 
Heiligtümern  von  Delphi  und  Anthela  wurden  die  darauf  bezüglichen 
Angelegenheiten  entschieden,  Streitigkeiten  geschlichtet  und  Verbrechen 
gesühnt.  Preußen  wird  ein  loser  Bund  von  zwölf  »Provinzen«  benamsten 
Stammesländern.  Der  deutsche  Boden  genießt  dann  den  Vorzug,  zwei 
Gebilde  in  sich  zu  bergen,  die  bundesstaatlichen  Charakter  haben:  das 
Reich  und  Preußen.  De  facto  ist  Preußen  auch  kein  Einheitsstaat 
mehr,  sondern  ein  Bundesstaat,  mit  dem  Unterschiede  vom  Reiche,  das 
ihm  keine  Zentripetalkraft  mehr  geblieben  ist.  Der  Staatsrat,  als  ein 
Mittel  in  die  Verfassung  eingefügt,  den  Staatsorganismus  auf  eine  ge- 
sichertere Grundlage  zu  bringen,  ihn  mit  Zentripetalkräften  auszustatten, 
kann  leicht  das  Symbol  eines  Werdeganges  werden,  der  nicht  mit  den 
Erwartungen  der  Befürworter  dieser  Körperschaft  übereinstimmt.  Er 
kann  lediglich  solchen  Werdegang  verschleiern,  ein  Preußen  vortäuschen, 
das  nicht  mehr  vorhanden  ist.  Nur  Eins  vermag  ihn  aufzuhalten,  eine 
erneute  völlige  Umwälzung  der  Verhältnisse,  eine  Wandelung  des  Geistes 
im  deutschen  Volke,  der  jetzt  der  Föderalisierung,  der  Absonderung 
so  geneigt  ist.  Dann,  aber  nur  dann,  wird  der  Staatsrat  die  Aufgaben 
durchführen  können,  die  seine  Schöpfer  ihm  gestellt  haben. 

Zur  englischen  Agrarpolitik  in  Irland. 

Gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  fingen  in  Irland  die  Gutsbesitzer 
an,  fern  von  ihren  Gütern  zu  leben  (absenteism),  und  da  ihre  Ausgaben 
wuchsen,  so  ließen  sie  durch  ihre  Verwalter  höhere  Renten  eintreiben. 
Gleichzeitig  begann  die  Bevölkerung  sich  schnell  zu  vermehren.  Von 
etwas  über  vier  Millionen  im  Jahre  1792  stieg  die  Bevölkerung  in  ganz 
Irland  in  einem  halben  Jahrhundert  auf  ungefähr  8  1/z  Millionen,  und 
am  stärksten  war  die  Wirkung  dieses  Wachstums  im  Westen  zu  fühlen. 
Es  traten  verschiedene  Hungersnöte  ein,  die  ihren  Höhepunkt  in  der 
Zeit  von  1845 — 1848  erreichten,  welche  die  Bevölkerung  beträchtlich 
verminderte.  Die  Auswanderung,  die  von  der  Regierung  und  von 
Menschenfreunden  begünstigt  wurde,  ließ  sie  noch  mehr  zusammen- 
schmelzen.    Daneben   trat    eine   ungünstige  Zusammensetzung    der  Be- 
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völkerung  ein,  da  die  jungen  und  kräftigen  Leute  auswanderten,  während 
eine  wertlose  Masse  von  Alten  und  Hilflosen  zurückblieb. 

Das  Sinken  der  Preise  für  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  zog  den 
Westen  von  Irland  gleich  anderen  Teilen  des  Landes  in  Mitleidenschaft. 
Ebenso  wurde  er  ergriffen  von  dem  Kampf  zwischen  Gutsbesitzern  und  Päch- 
tern, der  zum  Erlaß  jener  Landgesetze  führte,  deren  Ziel  zuerst  war,  ange- 
messene Pachtpreise  festzusetzen,  und  die  später  den  Pächtern  mit 
Hilfe  von  Staatsdarlehen  den  Erwerb  ihrer  Güter   ermöglichen   sollten. 

Im  Jahre  1890,  als  der  Kampf  seinen  Höhepunkt  erreichte,  besuchte 
Arthur  Balfour  als  erster  Sekretär  von  Irland  den  Westen,  um  die  Lage 
des  Volkes  kennen  zu  lernen.  Als  Ergebnis  seines  Besuches  wurde  das 
Amt  für  übervölkerte  Distrikte  (Congested  Districts  Board) 
errichtet,  das  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  sogenannten  über- 
völkerten Distrikte  fördern  sollte.  Diese  Distrikte  sind  nicht  übervöl- 
kert in  dem  Sinne,  daß  die  Bevölkerung  zu  dicht  wäre,  sondern  in  dem 
Sinne,  daß  die  Einwohner  außergewöhnlich  arm  sind  und  sich  kaum  die 
nötigen  Mittel  zum  Lebensunterhalt  beschaffen  können. 

Ein  Bericht  über  die  Tätigkeit  des  Congested  Districts  Board  von 
dem  Chief  Clerk  dieses  Amtes  F.  S.  Sheridan  ist  in  der  vom  Internatio- 
nalen Landwirtschaftsinstitut  herausgegebenen  Internationalen  Agraröko- 
nomischen  Rundschau  erschienen.  Danach  besteht  das  Amt  aus  14  Mit- 
gliedern. Sein  Einkommen,  das  zuerst  41  250  Pfund  St.  im  Jahre  betrug, 
ist  auf  250  000  Pfund  St.  jährlich  erhöht  worden.  Auch  das  als  »über- 
völkert« erklärte  und  diesem  Amte  unterstellte  Gebiet  ist  bedeutend 
ausgedehnt  worden ;  es  beträgt  jetzt  7  662  370  Acres  (3  065  000  ha)  gegen 
3  806  569  Acres  (1  522  000  ha)  im  Jahre  1891. 

Die  wichtigste  Tätigkeit  des  Amtes  besteht  im  Ankauf  von  Gütern 
zum  Zwecke  des  Wiederverkaufs  an  die  Pächter,  nachdem  es  die  Stellen 
neu  eingeteilt  und  womöglich  vergrößert  hat.  Bis  zum  31.  März  1914 
hattedasAmtGütermiteinerGesamtflächevon2  581  157  Acres  (103200  ha), 
worauf  68  264  Pächter  saßen,  zu  einem  geschätzten  Preise  von  10  064  205 
Pfund  St.  angekauft.  Die  Neueinteilung  und  der  Wiederverkauf  der 
Stellen  haben  nicht  gleichen  Schritt  mit  dem  Erwerb  der  Güter  ge- 
halten, und  bis  zu  dem  gleichen  Datum  sind  nur  340  152  Acres 
(136000  ha)  an  12868  Pächter  zu  einem  Preise  von  1  739147  Pfund 
verkauft  worden.  In  Zukunft  soll  der  Verkauf  jedoch  schneller  er- 
folgen. 

Bei  det  Neuordnung  der  Besitzungen  will  das  Amt  sich  nicht  nur 
bemühen,  die  Stellen  so  zu  vergrößern,  daß  sie  ausreichen,  um  dem 
Inhaber  seinen  Lebensunterhalt  zu  gewähren,  sondern  in  vielen  Fällen 
muß  es  das  Land  ganz  neu  verteilen.  Infolge  der  häufigen  Teilung  der 
Stellen  kommt  es  oft  vor,  daß  ein  Pächter  30  oder  40  zerstreute  Pai 
Kellen  bewirtschaftet,  die  zusammen  nur  wenige  Acres  ausmachen.  In 
lolchen  Fällen  zerlegt  das  Amt  unter  richtiger  Abwägung  aller  [nter- 
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essen  soweit  wie  möglich  die  ganze  Besitzung  in  neue  zusammenhängende 
Stellen. 

Aber  das  Amt  begnügt  sich  nicht  damit,  das  Land  neu  zu  ver- 
teilen ;  es  gewährt  auch  Vorschüsse  für  den  Ankauf  von  Vieh  und  für 
die  Verbesserung  von  Wohn-  und  Wirtschaftsgebäuden.  Es  hat  427  112 
Pfund  St.  aufgewendet,  um  1956  neue  Häuser  auf  den  angekauften 
Besitzungen  zu  errichten  und  durch  Gewährung  von  Darlehen  den  Bau 
von  1523  neuen  Häusern  und  die  Verbesserung  von  2880  alten  Häusern 
seitens  seiner  eigenen  Pächter  zu  unterstützen.  Die  Bemühungen  des 
Amtes  für  die  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  beschränken 
sich  auch  nicht  auf  die  Pächter  des  Amtes  allein.  Es  gewährt  Zuschüsse, 
die  sich  jetzt  auf  20  000  Pfund  St.  jährlich  belaufen,  an  Landwirte  fin- 
den Bau  oder  die  Verbesserung  von  Wohnungen  unter  der  Bedingung, 
daß  der  Empfänger  selbst  soviel  eigenes  Kapital  oder  eigene  Arbeit 
aufwendet,  daß  das  errichtete  Haus  oder  die  durchgeführte  Verbesserung 
einen  Kapitalweit  von  dem  drei-  oder  vierfachen  Betrage  des  gewähr- 
ten Zuschusses  hat.  Unter  diesem  System  sind  11 16  Häuser  neu  ge- 
baut und  27 151  Häuser  verbessert  worden.  Das  Amt  hat  auch  Darlehen 
an  Pächter  gewährt,  die  ihre  Stellen  zum  Eigentum  erworben  hatten, 
um  ihnen  zu  ermöglichen,  245  neue  Häuser  zu  errichten  und  156  Ver- 
besserungen auszuführen.  Dieses  Verfahren,  besonders  die  Gewährung 
unentgeltlicher  Zuschüsse,  ist  kritisiert  worden ;  aber  auf  jeden  Fall  hat 
es  eine  sehr  bemerkenswerte  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse 
in  den  übervölkerten  Gegenden  zur  Folge  gehabt. 

Das  Amt  für  die  übervölkerten  Gegenden  hat  sich  auch  um  die 
Verbesserung  des  Viehstandes  in  den  übervölkerten. Distrikten  bemüht; 
aber  diese  Aufgabe  ist  jetzt  vom  Landwirtschaftsministerium  über- 
nommen worden. 

Das  Amt  ist  weiter  noch  auf  zahlreichen  anderen  Gebieten  tätig. 
Es  hat  viele  technische  Anlagen  ausgeführt  wie  den  Bau  von  Dämmen 
sowie  von  Wegen  und  Brücken.  Seit  seiner  Errichtung  hat  es  09  596 
Pfund  St.  für  Anlagen  an  der  See  und  76994  Pfund  St.  für  Anlagen 
verschiedener  Art  auf  dem  Lande  aufgewendet.  Die  Anlagen  an  der 
See  dienen  hauptsächlich  zur  Entwickelung  der  Fischerei.  Diese  ist 
auch  gefördert  worden  durch  die  Verbesserung  der  Verkehrsmittel, 
durch  Organisierung  des  Verkaufs  von  frischen  Fischen  und  Einführung 
der  Fischkonservierungsindustrien,  durch  Gewährung  von  Darlehen  an 
die  Fischer  für  die  Anschaffung  von  Booten  und  Geräten,  sowie  durch 
technische  Belehrung  in  der  Fischerei  und  den  damit  zusammenhängenden 
Erwerbszweigen.  Frauen  und  Mädchen .  ist  Beschäftigung  verschafft 
worden  durch  Einführung  und  Förderung  von  hausindustriellen  Tätig- 
keiten wie  Spinnen,  Stricken,  Sticken  und  Klöppeln,  und  ferner  werden 
zu  ihrem  Nutzen  von  Wanderlehrern  Lehrkurse  über  Hauswirtschaft 
abgehalten. 
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In  bezug  auf  das  Ergebnis  der  Tätigkeit  des  Amtes  soll  kein  Zweifel 
bestehen,  daß  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  der  über- 
völkerten Distrikte  dadurch  erheblich  verbessert  worden  sind  und  daß 
die  frühere  Hoffnungslosigkeit  einem  neuen  Geiste  der  Unternehmungs- 
lust Platz  gemacht  hat.  So  versichert  wenigstens  Sheridan;  es  wäre  gut, 
wenn  er  Recht  hätte. 


Zur  Statistik  der  Privatversicherung. 

Dem  Jahrgang  191 6  der  Statistik,  die  das  Reichsaufsichtsamt  für 
Privatversicherung  regelmäßig  über  das  private  Versicherungswesen 
herausgibt,  sind  folgende  allgemeine  Angaben  zu  entnehmen:  Bei  der  Le- 
bensversicherung waren  Ende  1916  (1915)  in  Kraft  in  der  großen  Ver- 
sicherung auf  den  Todesfall  2636198  (2680444)  Verträge  über  13  192 
(13269)  Millionen  Mark,  in  der  Versicherung  auf  den  Lebensfall  351  344 
(375  255)  Verträge  über  606  (640)  Millionen  Mark,  in  der  Rentenversicherung 
71  382  (72  742)  Verträge  über  31  (31)  Millionen  Mark  Jahresrente,  in  der 
Volksversicherung  7886466  (7914962)  Verträge  über  1537  (1536)  Mil- 
lionen. Als  Zeitungsabonnenten  fanden  im  Umfange  der  Aufsicht  des  Amtes 
1738234  (1587372)  Personen  mit  146  (133)  Millionen  Mark  Versiche- 
rungsschutz; in  der  sonstigen  kleinen  Versicherung  endlich  liefen 
745193  (760444)  Verträge  über  410  (413)  Millionen  Mark.  Abgesehen 
von  dem  Zugang  in  der  Zeitungsabonnentenversicherung  und  der  ge- 
ringen Steigerung  der  Versicherten-Summen  in  der  Volksversicherung 
zeigt  sich  also  ein  Rückgang  des  Bestandes,  der  in  der  Todesfallver- 
sicherung seine  alleinige  Ursache  im  Kriege  hat. 

In  der  Unfallversicherung  hat  die  Zahl  der  Versicherungen  im 
Jahre  1916  um  fast  5  vom  Hundert  zugenommen,  während  im  Jahre 
vorher  eine  Abnahme  von  fast  15  v.  H.  eingetreten  war;  bei  der  Haft- 
pflichtversicherung ist  die  Zahl  der  Versicherungen  im  Jahre  1916  um 
1,0  v.  H.  zurückgegangen  gegenüber  einem  Abgange  von  2,3  v.  H.  im  Jahre 
vorher.  In  der  landwirtschaftlichen  Versicherung  beliefen  sich  die  ge- 
samten versicherten  Werte  bei  der  Viehversicherung  auf  1082  (848)  und 
bei  der  Hagelversicherung  auf  4005  (3620)  Millionen  Mark. 

Die  bis  zum  Ausbruche  des  Krieges  im  großen  und  ganzen  gleichmäßige 
Entwicklung  des  Geschäfts  der  deutschen  Feuerversicherung  s- 
gescllsc  haften  hatte  1914  besonders  auch  dadurch  eine  Steigerung 
erfahren,  daß  infolge  der  Haftung-  und  Uebergangsveürägc,  die /wischen 
den  bei  uns  bis  dahin  tätigen  englischen  und  französischen  Gesell- 
schaften und  deutschen  Unternehmungen  vereinbart  wurden,  zahlreiche 
isländischen  Gesellschaften  laufende  Versicherungen  auf  deutsche 

llschaften   Übergingen.    Der  Versicherungsbestand   der  deutschen 

rnehmungen  stellte  sich  Ende  1914  bei  der  Zahl  der  Versiche- 
rn um  4,6  v.  II.  und  bei  den  Versicherungssummen  um  5.9  v.  H 
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höher  als  Ende  191 3  und  hatte  damit  ein  wenig  mehr  zugenommen 
als  in  den  vorhergehenden  Friedensjahren.  1915  ist  der  Zugang  wieder 
erheblich  geringer  geworden.  Er  stellt  sich  nur  noch  auf  1,5  v.  H. 
bei  den  Scheinen  und  auf  0,5  v.  H.  bei  den  Summen.  Im  Jahre  1916 
haben  die  Scheine  um  2,1  v.  H.  abgenommen,  während  die  Summen  um 
4,6  v.  H.  gestiegen  sind.  Im  ganzen  liefen  am  Ende  des  Berichtsjahrs 
1916  bei  den  deutschen  privaten  Unternehmungnn  12889702  Feuer- 
versicherungen über  170237  Millionen  Mark,  wovon  17237  Millionen 
auf  Rückversicherungen  entfielen. 

Ueber  den  Umfang  des  Geldverkehrs  zwischen  den  Versicherten 
und  den  Gesellschaften  läßt  sich  folgendes  sagen:  In  der  Lebensver- 
sicherung sind  von  den  Versicherten  an  die  deutschen  Unternehmungen 
als  Beiträge  und  Ausfertigungsgebühren  im  Jahre  1916  (1915)  fällig  ge- 
worden: in  der  Volksversicherung  118  (119)  Millionen  und  in  der  großen 
Versicherung  606  (603)  Millionen ;  dagegen  sind  für  eingetretene  Ver- 
sicherungsfälle und  für  vorzeitig  aufgelöste  Versicherungen  in  der  Volks- 
versicherung ohne  die  mit  den  Summen  ausgezahlten  Gewinnanteile 
68  (62)  Millionen  Mark  und  in  der  großen  Versicherung  427  (463)  Mil- 
lionen Mark  bar  an  die  Versicherten  zurückgeflossen  und  außerdem 
25  (30)  und  205  (177)  Millionen  Mark,  überwiegend  aus  den  Beitragseinnah- 
men, den  Prämienreserven  zugeführt,  d.h.  zurDeckungderausden  künftigen 
Beiträgen  nicht  zu  bestreitenden  Versicherungsleistungen  zurückgestellt 
worden.  In  der  Unfall-  und  Haftpflichtversicherung  haben  die  deutschen 
Gesellschaften  im  unmittelbaren  Geschäft  insgesamt  80  (81)  Millionen 
an  Beiträgen  und  Ausfertigungsgebühren  eingenommen  und  42  (42) 
Millionen  für  Schäden  des  Berichtsjahrs  und  für  vorzeitig  aufgelöste 
Versicherungen  zu  zahlen  gehabt;  dazu  kommen  die  nicht  näher  an- 
gegebenen Zuführungen  zu  den  Prämienreserven.  Aus  der  Feuerver- 
sicherung (einschließlich  der  Versicherung  mittelbarer  Schäden)  endlich 
haben  die  deutschen  privaten  Unternehmungen  im  unmittelbaren  Ge- 
schäft an  Beiträgen  262  (248)  Millionen  eingenommen;  dagegen  sind 
den  Versicherten  für  Schäden  11 1  (121)  Millionen  Mark  zugeflossen. 
Bei  den  deutschen  Rückversicherungsgesellschaften  haben  sich  die  Bei- 
träge für  eigene  Rechnung  auf  324  (310)  und  die  Schadenzahlungen 
auf  169  (171)  Millionen  belaufen. 

Sehr  ausführlich  werden  in  der  amtlichen  Statistik  die  Bilanzen 
der  deutschen  Gesellschaften  behandelt.  Im  ganzen  kommen  in  Betracht 
120  Aktiengesellschaften  mit  680,39  Millionen  Mark  Aktienkapital,  wo- 
von 178,33  Millionen  eingezahlt  sind,  und  92  Gegenseitigkeitsvereine 
mit  einem  Garantiekapitale  von  2,97  Millionen  mit  1,60  Millionen  Ein- 
zahlung. Die  gesetzlichen  Rücklagen  beliefen  sich  Ende  1916  auf  ins- 
gesamt 204,47  Millionen.  Als  gebunden  anzusehende  Reserven  (weil 
sie  als  rechnungsmäßige  Deckung  für  die  teils  bereits  entstandenen, 
teils  voraussichtlich  in  Zukunft  noch  entstehenden  Ansprüche  der  Ver- 
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sicherten  aus  geleisteten  Beiträgen  dienen)  waren  vorhanden  6071,92 
Millionen  Prämienreserven  und  Prämienüberträge,  612,82  Millionen  Ge- 
winnriicklagen  und  418,95  Millionen  Schadenrücklagen.  An  sonstigen 
Sonderrücklagen  weisen  die  Bilanzen  390,93  Millionen  Mark  aus.  Von 
den  Prämienreserven  und  den  Gewinnrücklagen  kommt  naturgemäß  der 
größte  Teil    mit  5527,  und  601   Millionen   auf  die  Lebensversicherung. 

Unter  den  insgesamt  9161  Millionen  Mark  betragenden  Vermögens- 
werten spielen  die  Kapitalanlagen  mit  7726  Millionen  die  Hauptrolle, 
danach  kommen  die  Forderungen  mit  804  Millionen.  Zu  den  Kapital- 
anlagen sind  nur  die  meist  für  längere  Zeit  fest  vergebenen  Werte, 
nämlich  Grundbesitz,  Hypotheken,  Wertpapiere,  Darlehen  an  öffent- 
liche Körperschaften,  auf  Wertpapiere  oder  auf  Versicherungen  und 
endlich  Wechsel  gezählt.  Von  den  gesamten  Anlagen  kommen  6530 
Millionen  auf  die  Lebensversicherungsunternehmungen,  552  auf  die 
Feuer-,  296  auf  die  Unfall-  und  Haftpflicht-  und  288  auf  die  Rückver- 
sicherungsgesellschaften. Es  entfallen  von  den  Anlagen  2,4  v.  H.  auf 
Grundbesitz,  68,6  v.  H.  auf  Hypotheken,  5,9  v.  H.  auf  Darlehen  an 
öffentliche  Körperschaften,  15,7  v.  H.  auf  Wertpapiere,  0,1  v.  H.  auf 
Darlehen  auf  Wertpapiere,  7,0  v.  H.  auf  Darlehen  aui  Versicherungen  und 
0,3  v.  H.  auf  Wechsel  und  sonstiges.  Diese  Verteilung  gilt  für  die 
Gesamtheit,  bei  den  verschiedenen  Geschäftszweigen  ist  sie  zum  Teil 
stark  abweichend,  namentlich  hinsichtlich  des  Hypotheken-  und  Wert- 
papierbestandes. So  haben  die  Lebensversicherungs-Aktiengesellschaften 
75,8  v.  H.  in  Hypotheken  und  nur  8,9  v.  H.  in  Wertpapieren,  dagegen 
die  Rückversicherungsgesellschaften  20,4  v.  H.  in  Hypotheken  und 
73,0  v.  H.  in  Wertpapieren  angelegt.  Von  den  Forderungen,  zu  denen 
auch  die  Guthaben  bei  Bankhäusern  gerechnet  sind,  fallen  314  Millionen 
auf  die  Lebensversicherungs-,  249  Millionen  auf  die  Rückversicherungs 
und  153  Millionen  auf  die  Feuerversicherungsgesellschaften. 

Diese  großen  Vermögen  haben  natürlich  auch  große  Erträge  ge- 
bracht. Es  sind  nämlich  tatsächlich  vereinnahmt  worden  an  Zinsen 
337»58  Millionen  und  an  Mieten  6,12  Millionen;  einem  Kursgewinne 
von  3,94  Millionen  steht  ein  Kursverlust  von  16,04  Millionen  und  dem 
sonstigen  Gewinne  (vornehmlich  Hypothekenprovisionen)  von  3,64  der 
sonstige  Verlust  von  0,37  Millionen  gegenüber.  Der  Reinertrag  hat  sich 
auf  334,87  Millionen  Mark  gestellt. 

Der  gesamte  Gewinn  aller  212  Unternehmungen  hat  nach  den 
Bilanzen  293,32  Millionen  Mark  betragen.  Das  mag  auf  den  ersten 
Blick  sehr  viel  erscheinen ;  allein  der  Haupttcil  davon  (186,16  Millionen 
Mark)  kommt  auf  die  Lebensversichcriingsgesrllsehalten  und  fallt  hier- 
von wieder,  auch  bei  den  Aktiengesellschaften,  vorwiegend  (154,90 
Millionen)  den   Versicherten  unmittelbar  EU,  die  für    ihre  ( leuinnbetei- 

ligung  über  den  Bedarf  der  eigentlichen  Versicherung  erheblich  hinaus- 

nde  Beiträge  zahlen.      Von  dem  Gewinne  aller  I  ,ehensvetsiehei  nngs 
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Unternehmungen  sind  den  Versicherten  83,2  v.  H.  und  den  Aktionären 
und  Garanten  4,3  v.  H.  zugewiesen  worden. 


Zur  Lohnstatistik. 

Das  Statistische  Reichsamt  teilt  in  »Wirtschaft  und  Recht«,  Jhg.  1, 
Heft  4,  über  die  Ergebnisse  seiner  Gehaltserhebung  folgendes  mit. 

Im  Gegensatz  zur  Lohnstatistik1)  ist  die  amtliche  Gehaltserhebung 
vom  Februar  1920  nicht  zu  Durchschnittsgehältern  für  bestimmte  Berufs- 
arten, sondern  zu  einer  Gehaltsklassenstatistik  für  die  vier 
Hauptgruppen  der  Angestellten  (kaufmännische  Angestellte  —  technische 
Angestellte  —  Betriebsbeamte,  Werkmeister  und  ähnliche  Angestellte 
—  Bureauangestellte)  verarbeitet  worden.  In  die  Erhebung  wurden 
alle  versicherungspflichtigen  Angestellten  der  erfaßten  Betriebe  einbe- 
zogen. Am  zahlreichsten  ist  die  Gruppe  der  kaufmännischen  An- 
gestellten, auf  die  118  565  Personen  oder  45  v.  H.  der  überhaupt 
erfaßten  262521  Angestellten  entfallen.  Ueber  die  Gehaltsverhältnisse 
dieser  Gruppe  im  Februar  1920  gibt  die  nachstehende  Uebersicht 
Auskunft. 

Faßt  man  sämtliche  Altersstufen  der  männlichen  und  weiblichen 
kaufmännischen  Angestellten  in  allen  Gewerbegruppen  zusammen,  so 
war  im  Februar  1920  die  Gehaltsklasse  von  751  bis  1000  M.  mit  rund  einem 
Fünftel  aller  Fälle  am  stärksten  vertreten.  An  zweiter  Stelle  kommt  die 
Gehaltsklasse  von  601  bis  750  M.  mit  18,6  v.  H.,  an  dritter  die  Klasse  von 
401  —  500  M.  mit  14,3  v.  H.  Es  folgen  dann  13,2  v.  H.  der  Angestellten 
wiederum  mit  einem  geringeren  Monatsgehalt  von  301  bis  400  M.  und 
erst  an  fünfter  Stelle  12,9  v.  H.  der  Angestellten  mit  einem  Monats- 
gehalt von  501  bis  600  M.  Der  Rest  verteilt  sich  auf  13,2  v.  H.  der 
Angestellten  mit  einem  Monatsgehalt  bis  300  M.  und  7,7  v.  H.  mit 
einem  solchen  über  1000  M. 

In  den  einzelnen  Gewerbegruppen  fällt  die  besonders  günstige 
Lage  der  Angestellten  der  chemischen  Industrie  auf.  Hier  hat 
fast  die  Hälfte  aller  Angestellten  ein  Monatsgehalt  über  750  M.,  dar- 
unter ein  Drittel  ein  solches  von  751  bis  1000  M.  und  mehr  als  16  v.  H. 
ein  solches  über  1000  M.  In  der  Textilindustrie  entfällt  rund 
ein  Drittel  aller  Angestellten  auf  die  beiden  höchsten  Gehaltsklassen 
über  750  M.,  in  der  Lederindustrie  sind  es  nur  31,5  v.  H.,  in 
der  Eisen-  und  Metallindustrie  29,9  v.  H.  im  Transport- 
und  Verkehrsgewerbe  28,3  v.  H.  Am  ungünstigsten  schneidet 
der  Handel  ab,  der  im  Februar  1920  infolge  fortbestehender  Zwangs- 
wirtschaft und  Blockade  noch  ganz  darniederlag.  Hier  fällt  über  ein 
Fünftel    aller  Angestellteu    auf  die   Gehaltsklasse  von  301   bis  400  M., 

1)  Vgl.  Wirtschaft  und  Statistik,  Nr.   1   S.  29  ff. 
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ein  weiteres  Fünftel  auf  die  beiden  untersten  Gehaltsklassen  bis  300  M. ; 
nur  13,8  v.  H.  der  Angestellten  haben  die  durchschnittlich  am  stärksten 
vertretene  Gehaltsstufe  von  751  bis  1000  M.  erreicht.  Wenig  günstig 
sind  auch  die  Gehaltsverhältnisse  in  der  Nahrung s-  und  Genuß- 
mittelindustrie, wo  fast  die  Hälfte  aller  Angestellten  auf  die  drei 
untersten  Gehaltsklassen  bis  400  M.  entfällt  und  11,5  v.  H.  in  der  Ge- 
haltsklasse von  751  bis  1000  Mk.  liegen.  Auch  das  stark  darnieder- 
liegende Baugewerbe  weist  vorwiegend  ungünstige  Gehaltsverhält- 
nisse auf.  Hier  liegt  die  Hälfte  aller  Fälle  in  den  Grenzen  von  401 
bis  750  M.,  und  zwar  ist  die  Gehaltsklasse  von  601  bis  750  M.  mit 
19,2  v.  H.  am  stärksten  besetzt.  Mehr  als  ein  Viertel  aller  Angestellten 
(28,7  v.  H.)  haben  weniger  als  400  und  nur  19,5  v.  H.  mehr  als 
750  M.  bezogen. 

Große  Abweichungen  vom  allgemeinen  Durchschnitt  weisen  die 
Gehälter  der  weiblichen  Angestellten  auf.  Mehr  als  ein  Viertel 
derselben  hatte  im  Februar  1920  durchschnittlich  in  allen  Gewerbe- 
gruppen ein  Monatsgehalt  von  301  bis  400  M. ;  weitere  22,5  v.  H.  be- 
zogen ein  solches  von  401  bis  500  M.  Die  Untergrenze  bis  250  M. 
kommt  in  18,2  v.  H.  aller  Fälle  und  die  Obergrenze  von  mehr  als 
1000  M.  nur  in  0,3  v.  H.  aller  Fälle  vor.  Die  erheblich  ungünstigere 
Lage  der  weiblichen  Angestellten  konnte  den  Gesamtdurchschnitt  nicht 
stärker  beeinflussen,  weil  von  der  Gesamtzahl  der  überhaupt  erfaßten 
kaufmännischen  Angestellten  rund  zwei  Drittel  männlich  und  nur  ein 
Drittel  weiblich  waren. 

Diese  zwei  Drittel  der  männlichen  Angestellten  entscheiden 
die  Besetzung  der  einzelnen  Gehaltsklassen.  Ihre  günstigere  Lage  gegen- 
über den  weiblichen  Angestellten  äußerte  sich  vor  allem  darin,  daß 
mehr  als  die  Hälfte  aller  Fälle  auf  die  beiden  Gehaltsklassen  von  601 
bis  750  und  751  bis  looo  M.  entfiel.  Die  Untergrenze  bis  250  M.  ist 
im  scharfen  Gegensatz  zu  den  weiblichen  Angestellten  nur  gauz  schwach 
mit  2,2  v.  H.  und  die  Obergrenze  über  1000  M.  immerhin  mit  11,4 
v.  H.  aller  Fälle  vertreten. 

In  der  Altersstufe  über  30  Jahre,  auf  die  40  v.  H.  aller  über- 
haupt erfaßten  kaufmännischen  Angestellten  und  59  v.  H.  der  erfaßten 
männlichen  Angestellten  entfallen,  herrschte  ein  Monatsgehalt  von  751 
bis  1000  M.  mit  40,6  v.  H.  aller  Fälle  bei  weitem  vor.  Mehr  als  ein  Viertel 
aller  Angestellten  dieser  Altersstufe  fällt  auf  die  Gehaltsklasse  von  601 
bis  750  M.  und  fast  ein  Fünftel  auf  die  höchste  Gehaltsklasse  über 
1000  M.  Dabei  sind,  wie  bemerkt,  nur  solche  Angestellte  erfaßt,  die 
der  Versicherungspflicht  unterliegen.  In  der  Altersstufe  über  20  bis  30 
Jahre  ist  die  Gehaltsklasse  von  601  bis  750  M.  mit  32,5  v.  H.  und  die 
davorstehende  von  501  bis  600  M.  mit  23,4  v.  H.  am  stärksten  besetzt. 
Beide  Gehaltsklassen  zusammen  umfassen  die  Hälfte  aller  Fälle.  Die 
Altersstufe  bis  zu  20  Jahren  hat  in  37,7  v.  H.  aller  Fälle  einen  Monats- 


Miszellen. 


363 


gehalt  von  301  bis  400  M.  erzielt.  Rund  ein  Fünftel  aller  Fälle  liegt 
in  der  Untergrenze  bis  250  M.  Die  weiblichen  Angestellten  sind 
im  Gegensatz  zu  den  männlichen  in  der  höchsten  Altersstufe  über  30 
Jahre  am  schwächsten  vertreten.  Die  am  häufigsten  vorkommende 
Altersstufe  von  20  bis  30  Jahren  weist  in  60,8  v.  H.  aller  Fälle  Monats- 
gehälter von  301  bis  500  M.  auf.  Die  weiblichen  Angestellten  unter 
20  Jahren  hatten  fast  in  der  Hälfte  aller  Fälle  (46,5  v.  H.  ein  Monats- 
gehalt unter  250  M. 

Die  Erhebung  hat,  wie  gesagt,  die  Gehälter  vom  Februar  1920  er- 
mittelt. Um  sich  ein  Bild  darüber  zu  machen,  in  welchem  Maße  die 
Durchschnittsgehälter  von  der  Friedenszeit  bis  zum  Februar  1920  und 
von  diesem  Zeitpunkt  ab  bis  Anfang  Januar  192 1  gestiegen  sind,  mußten 
zunächst  aus  der  Gehaltsklassenstatistik  Durchschnittsgehälter  für  den 
Februar  1920  berechnet  werden.  Die  Ergebnisse  wurden  rückblickend 
mit  der  für  191 3  vorliegenden  Auszählung  der  Aufnahmekarten  bei  der 
Reichsversicherungsanstalt  für  Angestellte *)  verglichen,  die  freilich  die 
einzelnen  Gruppen  der  Angestellten  nicht  unterscheidet.  Ferner  ist  die 
neueste  Gehaltsentwicklung  bis  Anfang  Januar  192 1  auf  Grund  der 
Tarifverträge  annähernd  festgestellt  worden,  wobei  typische  Industrie- 
städte als  maßgebend  angenommen  wurden  und  die  Gehälter  aus  dem 
Durchschnitt  der  für  diese  Orte  bestehenden  Tarifverträge  berechnet 
worden  sind.  Als  Grundlage  wurde  dabei  die  annähernd  in  der  Mitte 
liegende  Tarifgruppe  2  genommen,  die  alle  Angestellten  umfaßt,  welche 
eine  »qualifizierte«  Tätigkeit  ausüben,  also  Korrespondenten,  Buchhalter, 
Stenotypisten  usw.,  kurz  die  Mehrzahl  der  kaufmännischen  Angestellten. 

Gehaltssteigerung  der  kaufm.  Angestellten   191 3 — 192 1. 


Monatliches  Durchschnittsgehalt 

Geschlecht 
und  Alter 

1913 
M. 

Febr.  1920 
M. 

Steigerung 

1913 — 20 

(1913  =  100) 

Jan.   192 1 
M. 

Steigerung 

191 3  -21 

(1913  =  100) 

Männlich 

bis  20  Jahre 
über  20—30        » 
über  30        » 

77,2» 
143,06 
200,77 

334,13 
589,68 
805,83 

432 
412 
401 

687,60 

916,86 

1205,20 

890 
640 
600 

Männliche  überhaupt 

161,73 

698,98             432            1070,97 

662 

Weiblich 

Ins  20  Jahre 
über  20 — 30       » 
über  30        » 

56,11 
89,11 

112,67 

265,98 
41 8,84 
511,50 

473 
469 
454 

605,80 

855," 

1047,40 

1076 
960 

930 

Weibliche  überhaupt 

83,6« 

393,>o 

473 

821,60    | 

989 

Setzt   man    die   durchschnittlichen  Monatsgehälter   der   kaufmänni- 
schen Angestellten   im  Jahre   1913  gleich   100,  so  liegt   bis   zum  Februar 


1)  Die  A!  .iiis-   and   PamiHenverhiltnifM    dei    bei    der   Reichsvei- 

sicherungsanstalt  für  Angestellte  Vei  Hfl    1914. 

24* 
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1920  bei  den  männlichen  Angestellten  eine  Steigerung  auf  das  4V3 fache 
und  bei  den  weiblichen  eine  solche  auf  das  43/*  fache  vor.  Bis  Anfang 
Januar  192 1  haben  sich  diese  Sätze  auf  das  62/3  fache  bei  den  männlichen 
und  auf  nahezu  das  zehnfache  bei  den  weiblichen  Angestellten  erhöht. 
Im  Laufe  des  vergangenen  Jahres  haben  sich  also  die  Gehaltsverhält- 
nisse weiter  zugunsten  der  weiblichen  und  der  jugendlichen  Angestellten 
verschoben;  während  der  Steigerungssatz  bis  Anfang  1920  bei  den 
weiblichen  Angestellten  nur  um  41  Punkte  höher  war  als  bei  den  männ- 
lichen, betrug  der  Unterschied  Anfang  1921  327  Punkte.  Ebenso  ist  die 
Gehaltssteigerung  der  jugendlichen  Angestellten  (bis  zu  20  Jahren),  die 
zu  Anfang  1920  nur  um  31  bzw.  19  Punkte  über  diejenige  der  Erwach- 
senen über  30  Jahre  hinausging,  Anfang  1921  um  290  bzw.  146  Punkte 
größer  als  bei  den  über  30  jährigen.  In  dieser  allgemeinen  Richtung 
stimmt  die  Gehaltsentwicklung  mit  der  Lohnentwicklung  überein.  Ver- 
gleicht man  aber  die  Steigerungssätze  an  sich,  so  zeigen  sich  die  größten 
Unterschiede.  Von  1913  bis  Februar  1920  steht  einer  durchschnittlichen 
Gehaltssteigerung  auf  das  4^2  fache  eine  Lohnsteigerung  auf  das  6-  bis 
8  fache  gegenüber. 

Zugleich  versendet  das  Statistische  Amt  der  Stadt  Breslau  nach- 
stehende Ausführungen  über  die  Bezüge  der  Beamten,  Angestellten  und 
Arbeiter  der  Stadt1). 

Die  Gehalts-  und  Lohnstatistik,  welche  zuerst  im  Juli  1919  aufge- 
stellt worden  ist,  sollte  eigentlich  schon  im  Sommer  1920  wiederholt 
werden.  Aber  die  Arbeitertarif  fragen  waren  damals  gerade  im  Flusse 
und  sind  es,  wie  bekannt,  den  ganzen  Herbst  hindurch  geblieben. 
Ebenso  zog  sich  die  Durchführung  der  vorjährigen  Besoldungsgesetze 
z.  T.  monatelang  hin.  Zu  etwas  festem  sind  wir  ja  auch  heute  noch 
nicht  gelangt.  An  der  endgültigen  Einstufung  der  städtischen  Beamten 
wird  noch  gearbeitet  und  die  Sätze  des  Lohntarifs  der  städtischen  Ar- 
beiterschaft, nach  monatelangen  Verhandlungen  am  12.  November  1920 
endlich  zustande  gekommen,  sind  bereits  Anfang  Januar  1920  weiter 
aufgebessert  worden.  Aber  auf  eine  solche  abschließende  Regelung 
ist  auch  nicht  gewartet  worden.  '  Die  Statistik  mußte  nur  einen  Moment 
abpassen,  in  dem  zeitweilig  alle  Verhältnisse  klar  lagen  und  nicht  neue 
Anordnungen  eintreten  konnten,  die,  mitten  in  die  Erhebung  fallend, 
die  Ausfüller  der  Zählblätter  verwirrten.  Das  ist  auch  diesmal  besser 
als  1919  gelungen.  Die  Beschlüsse  der  städtischen  Behörden  um  die 
Jahreswende  über  die  neueste  Lohnerhöhung  gelten  freilich  rückwirkend 
vom  1,  Dezember  1920  ab,  aber  bei  der  Aufstellung  der  Zählunterlagen 
haben  sie  nur  wenig  gestört.  Da  sie  nicht  berücksichtigt  wurden,  sind 
unsere  Zahlen  für  die  Arbeiter  freilich  heute  schon  veraltet. 


)  Für  das  Vorjahr  vgl.  Breslauer  Statistik,  Band  36,  Seite  II   100  und  118. 
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Gesamtzahl 
1.  Dez.   1920 


Beamte1): 

Männliche  Oberbeamte  164 

>           mittl.  Beamte  1  203 

»           Unterbeamte  717 

Beamtinnen  49 

Angestellte:  Männliche  1  628 

Weibliche  1  204 

Arbeiter2):  männl.  Handwerker       1  mit  Ausnahme  d.  Fahrdienstes       1*382 
»  >       angelernte  Arb.l  der  Straßenbahn,  der  Hospitäler       1873 

»                   »       ungelernte      »    J  u.  d.  Theaters  1  757 

>  »       Arbeiter  Fahrdienst  d.  Straßenbahn  1  591 
»                   »              »         in  Hospitälern  199 

>  »       •*       »          im  Theater  49 
»                   »              »         überhaupt  6851 

Arbeiterinnen  1  323 

Lehrkräfte  in  fester  Stellung: 

Männl.  an  höh.  u.  mittl.  Anstalten  akad.  gebildet  198 

»         »       »       »        »               >          sem.          >  151 

»         »  Volksschulen  896 

>  »  Fach-  und  Fortbildungsschulen  73 
Weibl.  an  höh.  u.  mittl.  Anstalten  akad.  gebildet  20 

>  >       »       >       »               >         sem.           >  110 

>  »  Volksschulen  645 
»         »  Fach-  und  Fortbildungsschulen  32 

Vertretungslehrkräfte  3): 

Männliche  106 

Weibliche  282 

im  Dienste  der  Stadt  15  652 


1)  Die  Gliederung  in  obere,  mittlere  und  untere  Beamte  ist  für  1920  an  der 
Hand  der  Urlaubsordnung  gemacht,  und  auch  die  Zahlen  für  19 19  sind  ent- 
sprechend umgearbeitet  worden.  Wie  ersichtlich  weichen  die  neuen  Mittel  für 
dieses  Jahr  nicht  allzu  wesentlich  von  den  in  der  Breslauer  Statistik,  Band  37, 
Seite  II  112  veröffentlichten  ab.  Darum  konnten  die  alten  Zahlen  für  1914  un- 
verändert hier  eingesetzt  werden,  obschon  bei  ihnen  die  Gliederung  der  Beamten 
auf  ihrer  Einstufung  in  die  alte  Besoldungsordnung  beruht.  Zu  den  Oberbeamten 
sind  jedesmal  auch  die  Magistratsmitglieder  gerechnet  worden. 

2)  Die  männliche  Arbeiterschaft  ist  so  gruppiert  worden,  daß  sich  die  Zahlen 
von  1920  an  frühere  Auszählungen  tunlichst  anschließen.  Nach  den  Gruppen  des 
neuen  Tarifs  lassen  sich  alle  männlichen  Arbeiter  mit  Ausnahme  derer  des  Fahr- 
dienstes der  Straßenbahn  wie  folgt  ordnen: 

Tarifgr.       I      (Handwerker  usw.) 

>  IIa  (Angelernte  mit  besonders  schwerer  Arbeit  usw.) 
»  IIb  (Sonstige  Angelernte) 

>  III  a  (Ungelernte  Schwerarbeiter) 

>  III  b  (Sonstige  ungelernte  Arbeite!  . 

3)  Akademisch  gebildete  I  ohne    die  Lehrer    an  Fort-  J6100 
Seminarisch          »          |  bildungs-  und  Fachschulen    ,(J'9  I4067 
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Mittlere 

Jahresbezüge  (M.) 

Steigerung  der 

Jahresbezüge 

s  von  ioc 

Juni  191 4 

Juli  1919 

1  Dez.  192c 

)       .  seit  191 

4 

seit  1919 

5883 

10958 

25227 

429 

230 

3017 

7  655 

18325 

607 

239 

1932 

6802 

15  192 

786 

223 

1621 

5  719 

13  750 

848 

240 



5  424 

14  460 

— 

267 

— 

3720 

11  088 

— 

298 

1430 

54i8 

12  007 

840 

222 

1394 

5  174 

11  944 

857 

231 

1149 

4  732 

11  185 

973 

236 

1430 

5658 

12  631 

883 

223 

1290 

4878 

11  976 

928 

246 

— 

5018 

11  466 

— 

228 

1336 

5070 

11  981 

897 

236 

624 

3  260 

6365 

1020 

195 

6842 

12074 

24859 

363 

206 

4322 

9  200 

21  138 

489 

230 

3579 

6  995 

18  990 

53i 

271 

4850 

9  95° 

24  208 

499 

243 

— 

7  833 

22  000 

— 

281 

2700 

6680 

18  143 

672 

272 

2181 

4492 

15  I3i 

694 

337 

— 

6030 

17  333 

— 

287 



5  75o 

8640 

— 

150 

— 

3667 

8  436 

— 

230 

Anzahl 

Dezember  1920 
Mittl.  Jahresbezüge 

(M.) 

1512 

12  007 

827 

11  929 

1116 

11  970 

747 

11  227 

1058 

11  154 

1929  r 

5840 
6  492 

Die  geringe  Steigerung  bei  den  Vertretungslehrkräften  in  den  letzten 
anderthalb  Jahren  erklärt  sich  daraus,  daß  bei  den  Volksschulen  die 
Regelung  ihrer  Vergütungen  heute  noch  nicht  abgeschlossen  ist.  Hohe 
Steigerungszahlen  seit  19 19  haben  die  Angestellten,  die  weiblichen  Lehr- 
kräfte und  im  allgemeinen  die  Volksschulen,  diese  aber  nur  deswegen, 
weil  ihre  Aufbesserungen  z.  Z.  der  Vorjahrserhebung  hinter  den  andern 
zurückgeblieben  waren. 

Bei  den  Angestellten  und  Arbeitern  ist  zu  beachten,  daß  sich  ihr 
Bestand  in  den  letzten  anderthalb  Jahren  sehr  verschoben  hat.  Viele 
Ledige  sind  entlassen  worden,  während  sich  die  Zahl  der  Familien- 
väter vergrößert  hat.  Ein  Teil  der  Aufbesserung  besonders  bei  den 
männlichen  Angestellten  entfällt  also  darauf,  daß  jetzt  mehr  Familien- 
zulagen zu  berücksichtigen  waren. 
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Verheiratete  und  Verwitwete  mit  Kindern 

Ledige          o            I  2             3  4  u.  mehr     Se. 

Männl.  Angestellte   1920                481           452       309  180         97  89       1628 

Weibl.            »               >                    927           129         89  43          10  6       1204 

gegen  1919  mehr  fmännl.           —  15      -\-  23  -f-  72  +  84  -(-  62  -{-    134     -J-  22 

in  %             \weibl.            —  16      —     8   —   11  -{—   10  -[-  25  —       —  16 


Männl.  Arbeiter   1920 
Weibl. 

882 
685 

2091     1498     1161       689 
313       154         83         50 

530 

38 

6851 
1323 

gegen   191 9  mehr  fmännl. 
in  %             \weibl. 

—  33 

—  35 

-  8  +   17  +  19  +  14 

—  37  —  22  —   41  —   15 

+      5 
—     27 

—  2 

—  35 

Da  die  Tarifsätze,  welche  seit  April  1919  in  Kraft  waren,  erst  im 
Januar  1920  erhöht  sind,  kann  man  im  allgemeinen  annehmen,  daß  die 
Zahlen  vom  Juli  1919  auch  im  Oktober  dieses  Jahres  noch  galten,  als 
die  Statistik  der  Haushaltungsrechnungen  einsetzte.  Nach  dieser  haben 
sich  nun  von  da  an  bis  zum  November  1920  die  Ausgaben  für  Lebens- 
mittel von  100  auf  251%  gesteigert,  also  stärker  als  die  Löhne. 

Ebenso  ergibt  sich  auch  unmittelbar  aus  den  Haushaltungsbüchern, 
daß  die  Ausgabenquote,  die  auf  Lebensmittel  verwendet  wurde,  wenig- 
stens bis  zum  Sommer  1920  meist  immer  größer  geworden  ist.  Und 
zwar  gilt  das  für  alle  Stände: 

Lebensmittelausgaben  in  %  aller  Ausgaben 


Oktob.— 

Jan. — 

April — 

Juli— Sep- 

Dez.  19 

März  20 

Juni  20 

tember  20 

Oberbeamte 

41 

43 

46 

43 

Volksschullehrer 

41 

4i 

50 

50 

Mittlere  Beamte 

47 

46 

55 

53 

Angestellte 

45 

51 

55 

58 

Unterbeamte 

49 

51 

61 

56 

Handwerker 

55 

56 

64 

64 

An-  u.  ungelernte 

Arbeiter 

60 

58 

66 

7i 

Andererseits  ist  die  Quote,  die  für  Bekleidung,  Wäsche  und  Schuh- 
werk verwandt  wird,  gefallen: 

Bekleidungsausgaben  in  %  aller  Ausgaben 
Oktob.— 
Dez.  19 
Oberbeamte  17 

Volksschullehrer  20 

Mittlere  Beamte  17 

Angestellte  17 

Unterbeamte  22 

Handwerker  16 

Arbeiter  13 

Daß  die  Erscheinung  sich  mehr  oder  weniger  bei  allen  Ständen 
zeigt,  macht  den  Einwand  unmöglich,  es  handle  sich  nur  um  Zu- 
fälligkeiten. 

Die  Zahlen  sind  aber  auch  nicht  BO  beunruhigend,  wie  es  auf  den 
cheinen  konnte.    Im  vorigen  WioteT  sind  \  ich- Ausgaben 


Jan. — 

April — 

Juli 

— Sep- 

März  20 

Juni  20 

tember  20 

*5 

10 

11 

22 

14 

12 

21 

II 

9 

'5 

II 

7 

22 

1 1 

13 

14 

9 

9 

12 

8 

7 
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für  Bekleidung  usw.,  die  jahrelang  unterblieben  waren,  nachgeholt  worden, 
und  nachher  hat  ein  Käuferstreik  eingesetzt;  wenigstens  eine  gewisse 
Zurückhaltung  im  Kaufen  von  allem,  was  zur  Ausstattung  gehört,  in 
Hoffnung  auf  günstigere  Zeiten.  An  und  für  sich  ist  die  Quote  der  Be- 
kleidungsausgaben, auf  die  der  Arbeiter  schließlich  gekommen  ist,  nicht 
auffallend  niedrig.  Nach  den  Haushaltimgsrechnungen,  die  wir  1907 
gesammelt  hatten,  betrug  sie  bei  ihnen  auch  nur  9,7%. 

Immerhin  bleibt  es  zweifellos  sehr  hoch,  wenn  die  Quote  der  Lebens- 
mittelausgaben bei  Arbeitern  stellenweise  bis  zu  70%  ansteigt.  Nach 
jener  Erhebung  von  1907  waren  es  nur  51%.  Aber  es  kann  wohl  auch 
nicht  das  nächste  Ziel  sein,  zu  dieser  Zahl  wieder  zurückzukehren. 
Wir  waren  1907  ein  reiches  Volk  und  sind  heute  ein  armes.  Das  muß  sich 
dauernd  in  unserer  Ausgabewirtschaft  zeigen.  Und  es  zeigt  sich  ebenso 
auch  bei  allen  oben  angeführten  Ständen,  wiewohl  wir  für  sie  nicht  so 
präzise  Vergleichszahlen  für  1907  geben  können. 

Jedenfalls  kann  sich  der  Arbeiter  bei  diesen  hohen  Lebensmittel- 
ausgaben heute  ausreichend  ernähren.  Für  den  Betrag,  der  dabei  auf 
einen  erwachsenen  Mann  entfällt,  konnte  er  sich  nach  unserer  Schätzung 
im  November  1920  3066  Wärmeeinheiten  kaufen  und  3000  gelten  in  der 
Regel  als  die  wissenschaftlich  geforderte  Norm. 

Dieses  große  Anwachsen  der  Lebensmittelausgaben  wäre  übrigens 
nicht  möglich  gewesen,  wenn  nicht  ein  anderer  wichtiger  Posten  im 
Haushalt  immer  mehr  an  Gewicht  verloren  hätte,  nämlich  die  Wohnungs- 
miete. Nach  einer  Statistik  aus  dem  Jahre  1900,  die  auf  sehr  umfang- 
reichen Unterlagen  beruht,  verwandte  ein  Arbeiter  mit  etwa  1300  M. 
Jahreseinkommen  (Mittelsatz  für  städtische  Arbeiter  1914  nach  obiger 
Tabelle)  auf  Miete  etwa  20%  seines  Einkommens.  Wenn  man  dagegen 
heute  eine  Wohnung  von  2  Zimmern  mit  heller  Küche  mit  550  M. 
jährlich  berechnet,  so  macht  das  nur  4,6%  des  jetzigen  mittleren  Lohn- 
einkommens eines  städtischen  Arbeiters  aus,  und  die  meisten  Arbeiter 
haben  noch  kleinere  Wohnungen,  oft  nur  ein  Zimmer  mit  Küche. 
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Bei  der  entsetzlichen  Existenznot,  der  das  wissenschaftliche  Schrift- 
tum Deutschlands  durch  den  Weltkrieg  und  seine  Nachwirkungen  an- 
heimgefallen ist,  wird  das  Bestehen  von  Publikationsanstalten,  welche 
für  bestimmte  Gattungen  von  Schriften  die  Kosten  aufbringen,  immer 
größere  Bedeutung  erlangen.  Solche  Anstalten  sind  die  meist  schon 
länger  bestehenden  Historischen  Kommissionen,  welche  für  einzelne 
Landschaften  oder  Städte  geschichtliche  Arbeiten  nach  dem  Muster 
Her  alten  Akademien  veröffentlichen.  In  der  Regel  bedienen  sich  diese 
Kommissionen  zur  Erreichung  ihres  Zweckes  der  bestehenden  buch- 
händlcrischen  Organisation  und  dies  hat  meist  ihre  Veröffentlichungen 
in  einer  Weise  verteuert,  daß  sie  schon  vor  dem  Kriege  nur  sehr  wenig 
Abnehmer  finden  konnten  und  in  Zukunft  außer  bei  ihren  Mitgliedern, 
die  sie  umsonst  haben,  kaum  noch  werden  Verbreitung  finden  können. 
Sieht  man  die  langen  Reihen  ihrer  Publikationen  für  sich  an,  so  möchte 
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man  leicht  zu  dem  Glauben  kommen  können,  daß  die  Landes-  und 
Ortsgeschichte  in  Deutschland  ein  Zeitalter  der  Blüte  genieße,  wie  es 
ihr  nie  zuvor  zuteil  geworden  ist.  Fragt  man  aber  nach  den  wissen- 
schaftlichen Wirkungen,  welche  von  da  ausgegangen  sind,  so  erkennt 
man  bald  mit  Befremden,  daß  die  dicken  auf  Kosten  solcher  Kommis- 
sionen erschienenen  Bände  kaum  öffentlicher  sind  als  die  Archive,  aus 
denen  die  meisten  von  ihnen  geschöpft  sind.  Die  wirklichen  Inter- 
essenten können  sie  nicht  kaufen,  und  auf  den  Universitätsbibliotheken, 
die  sie  allenfalls  anschaffen,  verstauben  sie. 

Das  ist  ein  recht  bedauernswerter  Zustand,  und  es  ziemt  sich,  dar- 
über nachzudenken,  wie  er  gebessert  werden  könnte.  Schon  vor  jetzt 
beinahe  zwei  Jahrzehnten  habe  ich  darauf  hingewiesen,  daß  die  in  Deutsch- 
land bestehenden  Gesellschaften  der  Wissenschaft  ihren  Zweck  als  Pu- 
blikationsanstalten sehr  schlecht  erfüllen,  indem  sie  ihre  Veröffentlich- 
ungen zu  Preisen  verkaufen  lassen,  bei  denen  sie  mit  Ausschluß  der 
Oeffentlichkeit  erscheinen1).  Mit  den  historischen  Kommissionen  ver- 
hält es  sich  ebenso.  Sie  sind  von  Haus  aus  als  Publikationsanstalten  ge- 
dacht und  sollen  deshalb  dafür  sorgen,  daß,  was  sie  in  den  Druck 
bringen,  auch  unter  die  Menschen  kommt.  Was  sie  bei  den  jetzigen 
Vertriebseinrichtungen  von  den  Verlegern  ihrer  Werke  herausgezahlt 
bekommen,  ist  kaum  der  Rede  wert.  Jedenfalls  ist  es  eine  ganz  falsche 
Meinung,  wenn  sie  aus  dieser  Quelle  einen  irgendwie  nennenswerten  Zu- 
schuß zu  ihren  Kosten  gewinnen  zu  können  hoffen. 

In  England  und  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  hat  man 
längst  eingesehen,  daß  die  wissenschaftliche  Literatur  nur  ausnahms- 
weise den  Gegenstand  eines  privaten  Geschäfts  bilden  kann  und  Uni- 
versity  Presses  gegründet,  in  denen  in  der  Regel  die  wissenschaftlichen 
Monographien  hergestellt  werden  und  zum  Vertrieb  gelangen.  Viel- 
leicht wird  in  Deutschland  uns  bald  die  Not  dazu  treiben,  den  gleichen 
Weg  zu  beschreiten.  Das  jetzige  System  der  wissenschaftlichen  Bücher- 
produktion ist  für  Autoren  und  Publikum  nicht  länger  erträglich.  Von 
den  ersteren  gelangt  nur  selten  noch  einer  dazu,  sein  wissenschaftliches 
Geistesprodukt  ohne  eigene  materielle  Opfer  gedruckt  zu  sehen,  und 
das  Publikum  darbt  an  literarischer  Erkenntnis.  Aber  schon  ehe  es 
dazu  kommt,  könnten  die  Historischen  Kommissionen  mit  einem  guten 
Beispiel  vorausgehen.  Was  kann  sie  hindern,  die  von  ihnen  ausgehende 
Bücherproduktion  in  die  eigenen  Hände  zu  nehmen  und  den  Vertrieb 
so  zu  organisieren,  daß  jeder  ernsthafte  Interessent  ihre  Publikationen 
erwerben  kann?  Eine  Zentralstelle  könnte  den  Vertrieb  in  die  Hände 
nehmen.  Sie  dürfte  aber  nicht  bloß  dem  Sortimentsbuchhandel,  sondern 
müßte  jedem  Privaten  zu   den  gleichen  Bedingungen    zugänglich   sein. 


i)  In  meiner  Denkschrift :   »Der  deutsche  Buchhandel  und  die  Wissenschaft < 
(3.  A.),  S.  273  f. 
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Im  ganzen  aber  müßte  der  Grundsatz  festgehalten  werden,  daß  den 
Erwerbern  bloß  die  Herstellungskosten  der  betreffenden  Werke  abge- 
fordert werden  dürfen.  Haben  wir  doch  an  den  englischen  Blaubüchern 
und  vielen  nordamerikanischen  Reports  das  Beispiel,  wie  öffentliche 
Stellen  ihre  Drucksachen  zur  Verbreitung  bringen  können.* 

Vielleicht  geben  die  an  der  Spitze  genannten  Veröffentlichungen  der 
Frankfurter  Historischen  Kommission  in  dieser  Hinsicht  noch  am  wenig- 
sten Anlaß  zu  Ausstellungen.  Bei  ihrer  wahrhaft  glänzenden  typographi- 
schen Ausstattung  sind  vielmehr  ihre  Preise  noch  mäßig  zu  nennen, 
und  ich  würde  um  ihretwillen  diesen  Gedanken  sicher  nicht  Raum 
gegeben  haben.  Aber  ich  habe  seit  vielen  Jahren  Veranlassung,  das 
Publikationswesen  deutscher  Historischer  Kommissionen  aus  der  Nähe 
zu  beobachten  und  möchte  die  hier  gebotene  Gelegenheit  nicht  vor- 
übergehen lassen,  ohne  einige  Ergebnisse  meiner  Erfahrungen  öffentlich 
auszusprechen. 

Wenn  irgendwo  eine  Historische  Kommission  gegründet  worden  ist, 
so  pflegen  ihre  Mitglieder  mit  großem  Eifer  an  die  Beschaffung  des 
erforderlichen  Publikationsmaterials  zu  gehen.  Vielleicht  hat  ein  phan- 
tasiereicher Mann  sich  schon  vorher  eine  Reihe  von  Aufgaben  ausge- 
dacht, welche  für  die  Landes-  oder  Ortsgeschichte  noch  gelöst  werden 
könnten.  Für  sie  sucht  man  nun  die  Bearbeiter  zu  gewinnen.  Das  ist 
selbst  in  einem  Lande  mit  Ueberproduktion  an  geistigen  Kräften  nicht 
leicht.  Man  muß  einen  geeigneten  jungen  Gelehrten  auf  ein  bestimmtes 
Thema  hetzen  ;  aber  der  Mann  entbehrt  von  vornherein,  was  zum  Gelingen 
jeder  geistigen  Arbeit  nötig  ist,  »daß  er  im  inneren  Herzen  spüret,  was 
er  erschafft  mit  seiner  Hand«.  Man  muß  ihm  Taggelder  zahlen  oder 
ihn  auf  längere  Zeit  gegen  Jahresgehalt  in  den  Dienst  der  Kommission 
nehmen.  Und  dann  soll  er  druckfähiges  Manuskript  abliefern;  die 
Leute  werden  ungeduldig  und  fragen  von  Zeit  zu  Zeit,  wann  er  endlich 
fertig  sein  wird.  Entzieht  er  sich  dann  nicht  aus  Ueberdruß  seinen 
Verpflichtungen,  so  wird  das,  was  schließlich  zur  Ablieferung  und  zum 
Drucke  gelangt,  doch  nur  selten  dem  Ideal  einer  wissenschaftlichen  Ar- 
beit entsprechen,  die  Freiheit  der  Wahl  und  des  geistigen  Schaffens 
verlangt. 

Am  bequemsten  kann  man  vielleicht  den  übernommenen  Verpflich- 
tungen noch  genügen,  wenn  man  archivalisches  Rohmaterial  zu  einer 
reinen  Urkundenpublikation  zusammenstellt.  Es  gibt  immer  Leute, 
welche  meinen,  daß  sich  auf  diesem  Wege  am  leichtesten  literarischer 
Rühm  erwerben  läßt,  und  so  sind  gerade  unter  den  Veröffentlichungen 
historischer  Kommissionen  dicke  Bände  von  Urkunden  und  Akten  er- 
><  hienen  (sie   können  diplomatisch    durchaus    einwandfrei    sein),    denn 

atlicher  Inhalt  sich  bei  gehöriget  Verarbeitung  auf  wenige  Seiten 

[e  haben  zusammendrängen  lassen.  Die  Koinmissionssrhiiften  sollen 
«lorh  nicht  gedruckte  Archive  sein 
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Aber  die  Sache  kann  auch  anders  verlaufen.  Es  finden  sich  überall 
fleißige  Dilettanten,  die  gern  gedruckt  sehen,  was  sie  zusammengebracht 
haben,  insbesondere  solche,  die  ihre  schätzbare  Tätigkeit  landes-  oder 
ortsgeschichtlichen  Studien  zugewendet  haben.  Natürlich  drängen  sie 
sich  an  die  Mitglieder  der  Kommission  heran,  und  wenn  in  dieser 
nicht  gerade  ein  Mann  allerspeziellster  Sachkunde  vorhanden  ist,  so 
wird  leicht  ein  Werk  schon  aus  dem  Grunde  angenommen,  weil  sein 
Gegenstand  in  das  Bereich  der  Kommissionszwecke  fällt  und  diese  ge- 
rade Mittel  verfügbar  hat. 

So  haben  die  Historischen  Kommissionen  auch  ihre  Gefahren  und 
wenn  ich  sie  hier  offen  ausspreche,  so  verkenne  ich  nicht,  daß  in  ihren 
Schriften  auch  Werke  erschienen  sind,  welche  der  Wissenschaft  zur 
Ehre  und  Zierde  gereichen.  Aber  es  muß  einmal  dem  Wahne  wider- 
sprochen werden,  daß  die  Aufnahme  einer  Publikation  in  die  Schrift- 
reihe einer  Kommission  an  sich  schon  ein  Qualitätsurteil  bilde,  wo  dann 
die  Kritik  zu  schweigen  habe,  und  in  diesem  Sinne  möchte  ich  auch 
meine  Bemerkungen  über  die  an  der  Spitze  genannten  Bände  der 
Historischen  Kommission  in  Frankfurt  a.  m.  aufgefaßt  haben. 

Am  schwersten  ist  eine  gerechte  Beurteilung  der  beiden  auf  Grund 
des  Schnapperschen  Nachlasses  bearbeiteten  Bände  über  die  Lebens- 
haltung in  Frankfurt  während  des  17.  und  18.  Jahrhun- 
derts. Der  Titel  ist  mißverständlich  :  es  liegt  nicht  eine  von  Dr-  Bräuer 
bloß  herausgegebene  Arbeit  des  Dr.  Schnapper- Arndt  vor,  sondern 
eine  Arbeit  des  Dr.  Brauer,  in  welcher  Stücke  aus  dem  Nachlasse 
Schnappers,  verwertet  sind.  Nur  insofern  als  ohne  diesen  die  mühselige 
Arbeit  des  Dr.  Bräuer  überhaupt  nicht  entstanden  wäre,  konnte  der 
Name  Schnapper  auf  den  Titel  dieses  Buches  kommen. 

Ueber  den  Mann  habe  ich  mich  1906  im  Jahrgang  LXII  dieser 
Zeitschrift  geäußert  und  dort  hervorgehoben,  daß  sein  Leben  lang  sein 
ganzes  wissenschaftliches  Interesse  einem  eng  begrenzten  Ziele,  den 
Haushaltungsbudgets  zugewendet  blieb.  Dieses  Interesse  hatte 
ihn  auch  auf  das  Frankfurter  Stadtarchiv  geführt,  und  er  hatte  dort 
allerlei  zusammengerafft,  wovon  er  annahm,  daß  es  zu  dem  Gegenstande 
seines  Lieblingsstudiums  in  Beziehung  gesetzt  werden  könnte.  Archiv- 
studien sind  mühsam,  und  Schnapper  war  mit  ihnen  zu  keinem  Abchluß 
gelangt,  was  niemanden  wundernehmen  wird,  der  den  Mann  und  seine 
Arbeitsweise  gekannt  hat.  Ich  möchte  ihm  gewiß  nicht  unrecht  tun , 
ich  denke,  mein  eben  erwähnter  Aufsatz  beweist  es.  Aber  die  Art, 
wie  man  ihn  nach  seinem  Tode  in  Frankfurt  zu  einem  großen  Gelehrten 
emporzuschrauben  sucht,  fordert  schärfsten  Protest  heraus.  Als  vor 
einigen  Jahren  in  dieser  Stadt  eine  Hausindustrieausstellung  stattfand, 
schrieb  mir  ein  jetzt  verstorbener  Freund  voller  Entrüstung,  in  den  Räumen 
dieser  Ausstellung  sei  an  einer  in  die  Augen  fallenden  Stelle  das  Bild- 
nis Gottlieb  Schnappers   ausgehängt,    an  welchem   angeschrieben   stehe, 
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er  sei  der  Begründer  des  Studiums  der  Hausindustrie 
in  Deutschland  gewesen.  Ich  darf  annehmen,  daß  gegen  diese  grobe 
Unwahrheit  Schnapper  selbst  entschieden  sich  verwahrt  haben  würde; 
aber  ich  kann  doch  nicht  unerwähnt  lassen,  daß  Bräuer  in  seinem 
Vorwort  dieselbe  Lobtrompete  bläst,  die  ich  schon  1906  Hern  Leon 
Zeitlin  hatte  vom  Munde  nehmen  müssen.  Mit  sochen  Mitteln  kann 
wissenschaftliche  Größe  doch  wahrlich  nicht  gemacht  werden,  und  kaufen 
läßt  sie  sich  auch  nicht.  Solche  Reklame,  auch  wenn  sie  für  einen 
Toten  gemacht  wird,  kann  nimmermehr  zu  Ehren  det-Wissenschaft 
ausschlagen. 

Wenn  man  den  Titel  der  beiden  Bände  zuerst  erblickt,  so  fühlt 
man  sich  zum  Nachdenken  über  das  eigentliche  Gebiet  der  Geschichts- 
forschung versucht.  Man  ist  nicht  gewohnt,  dergleichen  in  der  Serie 
von  Veröffentlichungen  einer  Historischen  Kommission  zu  suchen  oder 
zu  finden,  die  sich  auf  das  Bereich  der  öffentlichen  Interessen  zu  be- 
schränken pflegen.  Aber  warum  sollte  es  nicht  erlaubt  sein,  ihr  For- 
schungsgebiet zu  erweitern?  Reicht  doch  wenigstens  das  Dilettanten- 
Interesse  bis  zu  den  Pantoffeln  Lavaters  und  der  Perücke  Gleims  hinab. 
Blättert  man  dann  aber  weiter  und  sucht  die  Inhaltsverzeichnisse  durch, 
so  erkennt  man  bald,  daß  es  sich  um  dasselbe  handelt,  was  man  im 
18.  Jahrhundert  bürgerliche  Merkwürdigkeiten  nannte,  während  man 
es  im  19.  Jahrhundert  unter  dem  weiten  Mantel  der  Kulturgeschichte 
barg.  Das  20  Jahrhundert  wählt  dafür  einen  Namen  aus  dem  Gebiete 
der  Nationalökonomie,  seiner  Lieblingswissenschaft.  Lebenshaltung 
ist  alles,  was  zur  Konsumtion  gehört,  und  was  ließe  sich  nicht  unter 
diesen  Hauptnenner  bringen  ?  Aber  es  muß  doch  ausgesprochen  werden, 
daß  dieses  Gebiet  auch  seither  schon  in  der  Frankfurter  Geschichte 
nicht  brach  gelegen  hat.  Der  alte  Archivar  Kriegk  hat  schon  vor 
fünfzig  Jahren  zwei  Sammlungen  veröffentlicht,  denen  er  den  Titel  gab : 
»Deutsches  Bürgertum  im  Mittelalter«  und  die  fast  ausschließlich  ähn- 
liches Material  enthalten.  Kommt  noch  dazu,  daß  dieses  Material  von 
ihm  in  sehr  interessanter  Weise  verarbeitet  ist,  so  begreift  man,  daß 
diese  Bücher  gern  gelesen  und  viel  benutzt  worden  sind  und  noch 
werden.  Freilich  die  Alten  brachten  solchen  Stoff  unter  andere  Ge- 
sichtspunkte, und  diese  genügen  den  Modernen  nicht  mehr,  so  einheit- 
lich sie  auch  sein  mochten. 

Aber  auf  den  Namen  soll  es  nicht  ankommen.  Wichtiger  ist  der 
Inhalt  der  beiden  Bände.  Bei  der  Besprechung  desselben  muß  man 
den  IL  Band  vor  dem  ersten  ins  Auge  fassen,  wie  er  denn  auch  er- 
sichtlich vor  diesem  gedruckt  war.  Kr  enthält  in  der  Hauptsache 
den  Abdruck  dreier  Frankfurter  Ausgabenbücher  aus  dem  17.  and 
18.  Jahrhundert  und  verschiedenes  ähnliches  Material,  ein  Testament, 
zwei  Nachlaßverzeichnisse,  Mitteilungen  aus  einem  Briefwechsel  nebst 
verschiedenen    Tabellen,    zu   denen    die   modernen    Budgetstudien    das 
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Muster  lieferten.  Bräuer  rechnet  in  seiner  Vorrede  zum  I.  Bande  »die 
Entdeckung  und  erstmalige  Verwertung«  dieser  Quellengruppe  Schnapper 
zum  hohen  Verdienste  an.  Aber  zu  entdecken  war  damals  überhaupt 
nichts  mehr,  als  ihm  diese  Sachen  in  die  Hände  fielen.  Ich  erinnere 
mich,  daß  in  den  siebenziger  Jahren  der  Herausgeber  der  Frankfurter 
Chroniken  Dr.  R.  Froning  bei  meinen  Vorstudien  zur  »Bevölkerung 
von  Frankfurt  im  XIV.  und  XV.  Jh.«  mir  aus  einem  Privatarchiv 
ein  Ausgabenbuch  aus  dieser  Zeit  zubrachte.  Die  Nachlaßinventare  hat 
schon  Kriegk  fleißig  benutzt,  und  Fr.  Bothe  hat  1908  aus  ihnen  ein 
eigenes  Buch  veröffentlicht. 

Eine  Quellenpublikation  liegt  in  dem  üblichen  Sinne  nicht  vor. 
Bräuer  hat  die  Ausgabenbücher  nicht  in  ihrer  urkundlichen  Form  son- 
dern in  bereits  verarbeiteter  Gestalt  veröffentlicht,  indem  er  Bedarfs- 
gruppen unterschieden  hat,  in  denen  die  Ausgaben  für  den  gleichen  Zweck 
aus  einer  Reihe  von  Jahren  .untereinandergesetzt  sind.  Aber  ist  denn 
nicht  gerade  die  zeitliche  Aufeinanderfolge  der  Ausgaben  von  verschie- 
dener Art  auch  ein  wichtiges  Charakteristikum  des  Haushalts,  das  der 
Nationalökonom  beachten  muß  ?  Natürlich  gibt  Bräuer  im  Eingange  auch 
über  seine  Quellen  und  Editions-Grundsätze  Aufschluß  und  zeigt,  daß 
ähnliches  Material  sonst  schon  vielfach  veröffentlicht  ist.  Das  Ganze 
ist  sicher  eine  sehr  mühevolle  Arbeit,  und  es  ist  peinlich,  daran  Aus- 
stellungen zu  machen.  Der  Verfasser  hat  ehrlich  mit  dem  Stoffe  gerungen, 
dessen  Schwierigkeiten  nicht  verkannt  werden  können ;  überwältigt  sind 
sie  nicht. 

Was  vor  allem  gegen  die  stattgehabte  Benutzung  eingewendet  werden 
muß,  ist  das,  daß  diese  Ausgabenbücher  keine  Haushaltungsbücher 
sind,  wie  Bräuer  sie  nennt.  Sie  enthalten  —  immer  ihre  gar  nicht  zu 
erweisende  Vollständigkeit  vorausgesetzt  —  nicht  bloß  die  Ausgaben 
für  die  Haushaltung,  sondern  die  sämtlichen  Geldausgaben  derer,  die 
sie  geführt  haben,  einerlei  für  welche  Zwecke.  So  kehrt  in  dem  Aus- 
gabenbuch des  Joh.  Max.  zum  Jungen  alljährlich  eine  Summe  von  180  fl. 
als  Hauszins  für  die  Frau  von  Rehlingen  oder  Rehlingern  wieder,  die 
an  Herni  Mattheus  Heyden  entrichtet  wird.  Sie  wird  unter  der  Rubrik 
»Wohnhaus  und  Gärten«  gebucht,  ist  aber  doch  sicher  kein  Aufwand 
des  Schreibers  für  seinen  Haushalt.  Ebenso  sind  alle  Jahre  Hunderte 
von  Gulden  als  Ausgaben  für  seine  Zinshäuser  verbucht.  Das  ist  ein 
Aufwand,  der  natürlich  dem  Erwerb,  nicht  dem  Konsum  dient.  Das  gilt 
auch  von  den  Ausgaben  für  Aecker,  Wiesen,  Weinberg.  Von  dem  Müller 
in  Hausen  werden  zwei  Schweine  gekauft,  die  im  Hause  geschlachtet 
werden  sollen.  Sie  kosten  24  fl.  Aber  sie  werden  vorher  noch  neun 
Wochen  im  Hause  gemästet.  Ihr  Futter  ist  natürlich  nicht  in  Rechnung 
gestellt.  Das  wird  vom  Kornhaufen  auf  dem  Speicher  oder  sonst- 
woher  aus  der  eigenen  Wirtschaft  genommen  sein,  gehört  aber  doch 
auch  zum  Aufwand  für  den  Haushalt.     Der  Mann  hat  Gärten,  aus  denen 
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natürlich  Gemüse  für  seine  Küche  entnommen  wird,  dafür  steht  selbst- 
verständlich im  Ausgabenbuch  kein  Posten.  Ebenso  bei  dem  Eigen- 
gewächs des  selbstbewirtschafteten  Weinbergs.  Joh.  Max.  zum  Jungen 
bewirtschaftet  seine  Wiesen  in  der  Frankfurter  Gemarkung  selbst  und 
verbucht  allerlei  Auslagen  für  Dung,  Mähen,  Heueinfahren  usw.  Seine 
Aecker  hat  er  verpachtet,  aber  er  zahlt  Trinkgelder  an  die  Pächter, 
welche  ihm  den  Naturalpacht  abliefern,  Schutzlohn  usw.  Das  alles 
sind  doch  Werbungskosten  seines  Einkommens,  keine  Haushaltungs- 
kosten. 

Wenn  schon  das  beste  der  drei  Ausgabenbücher  solche  Unstim- 
migkeiten aufweist,  welche  Anstände  würden  sich  erst  ergeben,  wenn 
die  einzelnen  Posten  des  unordentlich  geführten  Kaibschen  und  des 
UfTenbachschen  Buches  auf  ihren  ökonomischen  Charakter  geprüft 
würden  ?  Und  all  das  stellt  sich  schließlich  in  den  Zahlen  sauberer 
Tabellen  dar,  deren  Ausrechnung  den  Verfasser  sicherlich  unendliche 
Mühe  gekostet  hat  und  die  eine  Genauigkeit  vortäuschen,  welche  der 
Natur  der  Dinge  nach  nicht  vorhanden  sein  kann.  Man  bedauert  die 
nutzlos  vertanene  Arbeit  und  bewundert  die  unendliche  Geduld  des  Ver- 
fassers, der  doch  alle  diese  Dinge  sich  selber  hat  sagen  können.  Es 
jammert  einen  das  schöne  Imperialfolio-Papier  und  der  schöne  Druck ; 
wie  nötig  könnten  wir  beides  sonst  brauchen ! 

Nicht  viel  besser  steht  es  um  den  ersten  Band,  der  aus  Stücken 
der  von  Sch?iapper  hinterlassenen  Manuskripte  und  Brätterschen  Ausar- 
beitungen besteht.  Gleich  am  Anfang  findet  man  Vorbemerkungen 
über  Theorie  und  Methode  —  eine  etwas  diffuse  Gelehrsamkeit,  deren 
Drucklegung  als  Pietätsakt  gewertet  werden  muß.  Dann  folgt  unter 
der  wenig  einleuchtenden  Ueberschrift  »Das  wirtschaftliche  und 
geistige  Leben«  zunächst  Biographisches  über  die  Ausgabenbuchführer 
Joh.  Max.  zum  Jungen,  J.  B.  Kaib  und  N.  von  Uffenbach  und  einiges 
über  ihr  Vermögen  nebst  Notizen  über  Frankfurter  Einkommenverhält- 
nisse, allem  Anschein  nach  auch  nachgelassene  Stücke.  Unter  der 
Hauptüberschrift  »Kapitalanlagen«  findet  man  Wertpapiere,  Zinshäuser 
undKirchenstuhlvorrechte  —  Notizen,  wie  sie  wohl  einmal  ein  archivalisch 
arbeitender  Mann  zu  seinem  eignen  Gebrauche  sich  macht,  aber  doch 
nichts  Abgeschlossenes,  zum  Druck  Geeignetes.  Und  an  Widersprüchen 
fehlt  es  auch  nicht.  Da  beginnt  ein  Kapitel :  »Wettpapiere  mit  fester 
Verzinsung  gab  es  im  Mittelalter  nicht.«  %  Dann  wird  der  Rentkauf 
richtig  erklärt.  Aber  darauf  ist  von  der  Verzinsung  der  städtischen 
Wiederkaufgülten  und  von  verzinslichen  Rechoeibriefeo  die  Rede,  und 
man  ersieht  aus  den  weiteren  Mitteilungen,  daß  Gültbriefe  einen  Gegen- 
stand des  Verkehrs  bildeten.  Wo  bleibt  nun  da  der  Unterschied?  Wit 
viel  nützlicher  wäre  es  gewesen  und  schließlich  doch  auch  wohl  notwendig, 
daß  eine  Frankfurter  Patrizierwirtschaft  aus  dem  17.  Jahrhundert  als 
Ganzes  geschildert  und  dabei  hervorgehoben  worden  «rare,  daß  in  iln 
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immer  auch  noch  ein  Stück  eigenen  Landwirtschaftsbetriebes  enthalten 
zu  sein  pflegte.  Endlich  folgt  unter  dem  Titel  »Ausgaben«  eine  große 
Reihe  von  Essays  über  die  verschiedenen  Kcnsumtionsgebiete,  soweit 
ich  sehe,  eine  Arbeit  Bräuers.  Musivisch  ist  hier  alles  zusammenge- 
stellt, was  der  Verfasser  über  Nahrungs-  und  Genußmittel,  Häuser-  und 
Wohnungsverhältnisse,  Hausrat,  Heizung,  Beleuchtung,  Bedienung,  Ge- 
sinde, Bekleidung,  geistige  Bildung,  Gesundheitspflege,  Vergnügen,  Luxus, 
Steuern,  Beerdigungswesen  insbesondere  aus  Frankfurt  a.  M.  hat  auftreiben 
können  —  eine  Reihe  von  Arbeiten  im  Stile  des  Kriegkschen  Bürgertums, 
nur  weniger  anregend.  Man  hat  das  seither  für  Kulturgeschichte  gehalten 
und  erfährt  nun  mit  einigem  Erstaunen,  daß  es  zur  Wirtschaftsgeschichte 
gehört,  bzw.  zur  Erläuterung  einer  historischen  Konsumstatistik.  Man 
wird  auch  die  Ausführungen  über  alte  Kleiderordnungen,  Zucker-, 
Kaffee-,  Tee-  und  Tabaksgenuß,  Ofenformen,  Dienstboten,  Lateinschulen 
und  Universitätswesen,  Bücher  und  Zeitungen,  Wirtshäuser  und  vieles 
andere  ganz  gern  lesen,  schließlich  auch  noch  einige  Beilagen  über 
die  Korn-  und  Mehlbestände  städtischer  Magazine,  Sendgerichtsstrafen 
und  dgl.  sich  gefallen  lassen.  Aber  gegen  die  Preisangaben  aus  den 
Ausgabenregistern  am  Schlüsse  sträubt  sich  alles  in  uns.  Der  lokalhisto- 
rische Dilettantismus  ist  ja  immer  gern  auf  dieses  Kapitel  verfallen. 
Aber  als  Bestandteil  einer  Veröffentlichung  der  Historischen  Kommission 
denkt  man  sich  doch  alles  andere  eher  als  solchen  kulturhistorischen 
Mischmasch,  und  wenn  diesem  allen  noch  zwei  Literaturübersichten 
vorgesetzt  sind,  die  der  Straßenwind  zusammengeweht  zu  haben  scheint 
und  in  denen  man  gerade  das  nicht  findet,  was  in  ihnen  stehen  müßte, 
während  alltägliches  Handwerkszeug  (z.  B.  die  Wörterbücher  von  Weigernd, 
Schindler,  Sachs-  Vilatte)  einen  breiten  Raum  einnimmt,  so  stellt  man  seuf- 
zend die  beiden  Bände  auf  das  Bücherbrett  zurück,  tief  herabgestimmt 
darüber,  daß  ein  achtungswerter  Gelehrter  an  eine  solche  Aufgabe  eine 
Reihe  von  Jahren  gesetzt  hat.  Der  Wissenschaft  können  solche  Werke 
schwerlich  dienen.  Denn  diese  -verlangt  Konzentration,  Vertiefung, 
geistige  Herrschalt  über  disparate  Erscheinungen,  die  sie  methodisch 
zu  ordnen  und  auf  ihre  Verursachung  zu  untersuchen  hat.  Sie  hat  an 
bloßen  Kuriositäten  kein  Interesse.  Ob  der  Stoff  überhaupt  wissen- 
schaftlich zu  bewältigen  war,  kann  zweifelhaft  erscheinen.  Aber  für  die 
soziale  Kleinmalerei,  in  der  die  Stärke  Gottlieb  Schnappers  lag,  war  er 
wie  geschaffen.  Schnapper*  war  eine  besondere  Art  von  literarischem 
Feinschmecker;  ihn  nachträglich  zum  »bahnbrechenden«  Gelehrten  zu 
machen,  wird  schwerlich  gelingen.  Die  Pietät  in  allen  Ehren;  aber 
sie  findet  ihre  Grenze  an  dem  Interesse  der  Lebenden. 

Die  VI.  Veröffentlichung  der  Frankfurter  Historischen  Kommission 
ist  von  mir  selbst  angeregt  worden  und  wird  an  dieser  Stelle  nur  des- 
halb erwähnt,  weil  sie  wie  die  beiden  andern  in  das  Bereich  der 
Wirtschaftsgeschichte    fällt.     Ihr  Titel   ist   leider   dahin   mißverstanden 
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worden,  als  ob  ich  neben  Dr.  Benno  Schmidt  auch  an  der  Samm- 
lung und  Herausgabe  der  Z  u  n  f  t  Urkunden  beteiligt  wäre.  Sammler 
und  Herausgeber  ist  allein  mein  damaliger  Assistent  Dr.  B.  Schmidt, 
den  ich  nur  bezüglich  der  Auswahl  der  aufzunehmenden  Urkunden  be- 
raten habe,  der  aber  alles  —  auch  Einleitung  und  Register  —  selbständig 
durchgeführt  hat.  Meine  Mitwirkung  fällt  ausschließlich  auf  den  II.  Teil, 
die  A  m  t  s  Urkunden,  für  die  ich  allein  verantwortlich  bin. 

Wenn  in   der   Sammlung   der   Zun  f  t  urku  n  d.e  n,   die   von   ver- 
schiedenen   Seiten    dringend   begehrt   worden  war,    nicht  bloß,  wie    in 
andern  ähnlichen  Sammlungen,  die  eigentlichen  Handwerks  Ordnungen 
sondern   auch   andere  Schriftstücke,  die   sachliche  Aufklärungen  boten 
(Eingaben,  Beschwerden,    u.  dgl.)  zum  Abdrucke  gelangt  sind,  so  liegt 
darin  allein   schon   eine    namentlich   für  Betriebsstudien    sehr  willkom- 
mene   Bereicherung,   und    es    darf  ruhig   behauptet   werden,   daß    für 
keine  zweite  Stadt  Deutschlands  das  Material  zur  mittelalterlichen  Ge- 
werbegeschichte in  ähnlicher  Vollständigkeit  vorliegt.     Eröffnet  wird  der 
urkundliche   Teil   mit    einem  Abschnitt    »Handwerker  insgemein«,   der 
eine  Reihe  von  Ratsverordnungen  aus  dem  Mittelalter  umfaßt,  die  sich 
auf  alle  Gewerbezweige  zugleich  beziehen.     Dann  folgen  die  Ordnungen 
der    einzelnen   Handwerke,   welche   zunftmäßig   organisiert   waren,    im 
ganzen    38.     Sie   lagen    für   alle   größeren   Handwerkszweige    in    einer 
Reihe  von  Fassungen  vor,  die,  soweit  sie  nicht  bloße  Wiederholungen 
boten,  sämtlich  aufgenommen  wurden  und  nunmehr  ein  Studienmaterial 
bieten,  wie  es   sich   kaum   in  einer   andern   Sammlung   ähnlich   findet. 
Zeitlich  umfassen  diese  Ordnungen  den  ganzen  Zeitraum  von  1352  bis 
161 2.     Das   letztgenannte  Jahr    als  Endpunkt  zu  wählen   empfahl   sich 
dadurch,  daß  in  ihm  die   bürgerlichen  Unruhen  begannen,  welche   die 
eigentliche   Zunftgesetzgebung   zu  Fall   brachten    und   in   welchen   von 
den  Handwerkern  ihre  Ordnungen  und  Akten  hatten  abgeliefert  werden 
müssen.    Als  ich  meine  eignen  Studien  auf  dem  Frankfurter  Stadtarchiv 
begann,  fand  ich  dieses  unschätzbare  Material  fast  noch  unberührt  in  Bündeln 
zusammengeschnürt,  sowie  es  s.  Z.  an  die  Stadt   gekommen  war.     Na- 
türlich hatte  der  Rat  auch  seine  eignen'  Handwerksakten ;  die  Mehrzahl 
der  Ordnungen    war   in  die  großen  Handwerkerbücher  von  1355,   1377 
und    aus    dem   15.    und   16.  Jahrhundert    zusammengeschrieben  worden. 
und  es  fanden  sich  überdies  noch  an  anderen  Stellen    besondere  Aus 
Fertigungen  vor,  so  daß  der  Herausgeber  eine  ganz  gewaltige  Stoffmenge 
zu  bewältigen   hatte.     Daß   er   die  wenigen   bereits   anderwärts  vorher 
gedruckten  Ordnungen  von    der  Aufnahme    nicht   ausschloß,  wird    nur 
Billigung    finden  können.     Der  Herausgeber    hat    in    seiner     Einleitung 
IC  Quellen  ausführlich   Bericht  erstattet. 
Außerdem  hat  er  aber  seiner  Sammlung  der  eigentlichen  Zunft 
Urkunden    noch    zwei    Bestandteile    hinzugefügt,    die    weit    über    die 
stadtische      Handwerkerpolitik      hinausführen  ;      die      G  e  s  e  1  1  e  n  o  r  d 
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n  ungen,  d.  h.  die  Statuten  von  17  Gesellenbruderschaften,  von  denen 
d%e  meisten  leider  erst  aus  dem  16.  Jahrhundert  sind  und  die  Bundes- 
briefe, d.h.  schriftliche  Vereinbarungen  der  Handwerker  aus  einer 
Mehrzahl  benachbarter  Städte,  in  denen  gemeinsame  Angelegenheiten, 
namentlich  Gesellenschwierigkeiten  einheitlich  geregelt  sind.  Es  sind 
ihrer  nicht  weniger  als  23  erhalten,  nämlich  je  4  der  Bäcker-  und  Schneider- 
zünfte, 3  der  Weißgerber,  je  2  der  Hutmacher,  Lohgerber,  Schmiede 
und  Holzschuhmacher  und  je  1  der  Sattler,  Keßler,  Steinmetzen  und 
Pergamenter.  Bei  einigen  Stücken  kann  man  zwar  Zweifeln,  ob  eigent- 
liche Bundesbriefe  vorliegen;  alle  zusammen  aber  bieten  ein  Studien- 
material, wie  es  vorher  nirgends  zu  finden  war  und  zur  Verwertung 
einladen  muß. 

Bei  der  Wiedergabe  dieses  Riesenmaterials  sind  die  bei  Urkunden- 
publikationen üblichen  Grundsätze  eingehalten,  und  es  sind  dadurch 
überall  lesbare  Texte  erhalten  worden.  Vorausgeschickt  ist  im  I.  Bande 
eine  fast  100  Seiten  umfassende  Einleitung,  in  welcher  über  die  Quellen 
der  Publikation,  Stärke  und  Zusammensetzung  der  Zünfte,  die  obrig- 
keitliche Handwerkerpolitik  sowie  über  die  inneren  Einrichtungen  der 
Handwerkerverbände  auf  Grund  der  Urkunden  gewissenhaft  berichtet 
wird  —  ein  Ergebnis  großen  Fleißes,  in  dem  das  Gemeinsame  der  Ur- 
kunden zusammengefaßt,  diese  aber  keineswegs  erschöpfend  ausgebeutet 
werden  konnten  und  sollten.  Dem  II.  Bande  ist  ein  Sachregister  angefügt, 
das  die  Sammlung  der  Benützung  aufschließt,  wenn  es  auch  in  der  An- 
führung von  Francofurtensien  nicht  überall  die  nötige  Sachkunde  er- 
kennen läßt.  Auch  im  Texte  bemerkt  man  hie  und  da  einen  Lese- 
fehler, den  man  gern  vermieden  gesehen  hätte;  selbst  falsche  Datie- 
rungen kommen  vor.  Die  Konsonanthäufungen  in  den  späteren  Ur- 
kunden sind  stehen  geblieben.  Es  ist  somit  die  philologische  Klein- 
arbeit, die  jedem  Herausgeber  obliegt,  nicht  immer  geleistet.  Im 
ganzen  dürfte  aber  das  zweibändige  Werk  die  heute  an  eine  solche 
Urkundensammlung  zu  stellenden  Anforderungen  erfüllen  und  ihrem 
Herausgeber  ein  nicht  zu  unterschätzendes  Verdienst  um  die  Frankfurter 
Wirtschaftsgeschichte  sichern. 

Der  IL  Teil  dieser  Veröffentlichung  umfaßt  die  von  mir  selbst  be- 
sorgte und  herausgegebene  Sammlung  der  Amts  Urkunden,  in 
welcher  alles  urkundliche  Material  vereinigt  ist,  das  ich  über  das 
mittelalterliche  Beamtenwesen  der  hervorragenden  Reichsstadt  habe 
auffinden  können.  Eine  ähnliche  Sammlung  besteht  noch  für  keine  andere 
deutsche  Stadt  und  kein  Territorium.  Die  Auffassung  des  Beamtenwesens 
mittelalterlicher  Städte  bewegte  sich  seither  in  Anschauungen,  die  man 
sich  auf  Grund  moderner  Analogien  gebildet  hatte,  die  aber  himmel- 
weit von  der  Wirklichkeit  entfernt  waren.  Diese  Unklarheit  mit  einem 
Schlage  beseitigt  zu  haben,  ist  ein  Verdienst,  das  für  die  Publikation 
in  Anspruch  genommen  werden  darf. 
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Daß  die  Sammlung  der  Amtsurkunden  an  diejenige  der  Zunftur- 
urkunden  unmittelbar  angeschlossen  worden  ist,  hatte  seinen  Grund 
darin,  daß  das  ganze  städtische  Berufswesen  im  Mittelalter  nach  den 
gleichen  Grundsätzen  geregelt  war.  Diese  Regelung  führte  nicht  überall 
zu  den  gleichen  äußeren  Formen,  ergab  aber  doch  in  allem  Wesentlichen 
eine  innere  Uebereinstimmung,  die  in  dem  erhaltenen  Urkundenmaterial 
noch  deutlich  zu  erkennen  ist.  Allerdings  ist  die  Regelung  des  Beamten- 
wesens keine  ganz  einheitliche.  Es  sind  in  ihr  vielmehr  zwei  Perioden  deut- 
lich zu  unterscheiden,  die  der  alten  Naturalwirtschaft  und  die  der 
beginnenden  Geldwirtschaft.  Die  erstere  ließ  sich  in  den  Ueberresten 
der  alten  kaiserlichen  Verwaltung,  wie  sie  im  Schultheißenamt,  dem 
Schöffengericht,  den  Aemtern  der  Richter,  des  Stöckers  und  des  Züch- 
tigers fortbestand,  noch  deutlich  erkennen ;  die  zweite  war  in  den  amt- 
lichen Organen  der  autonomen  Gemeindeverwaltung  gegeben.  Der 
erhaltene  Urkundenbestand  ist  demgemäß  in  zwei  Gruppen  zerlegt; 
deren  erste  das  Reichsgericht  mit  seinen  Anhängseln  umfaßt,  während 
die  zweite  die  gesamte  städtische  Verwaltung  enthält.  Diese  letztere 
ist  wieder  in  14  einzelne  Zweige  zerlegt:  oberste  Behörden,  Bauwesen, 
öffentliche  Gesundheitspflege,  Kriegswesen,  Land-  und  Forstwirtschaft, 
städtische  Gewerbebetriebe,  Zöllner,  Wächter  und  Pförtner,  Unterkäufer, 
Messer,  Wieger,  Träger  und  Fuhrleute,  Weinhandel  und  Weinschank,  Markt* 
und  Sicherheitspolizei,  Verwaltung  der  Dörfer  und  Schlösser.  So  wird 
das  ganze  öffentliche  Leben  der  Stadt  mit  seinen  amtlichen  Organen 
vorgeführt  und  ein  Bild  von  großer  Reichhaltigkeit  gewonnen. 

Die  in  diesen  Abschnitten  abgedruckten  Urkunden  haben  aus  sehr 
verschiedenen  Quellen,  über  welche  in  der  Einleitung  berichtet  wird, 
zusammengebracht  werden  müssen.  Die  meisten  sind  keine  eigentlichen 
Ordnungen,  sondern  Eidesformeln,  Dienstanweisungen,  Verträge  und  ähn- 
liche Aufzeichnungen,  aus  welchen  die  Gestaltung  der  Aemter  erst  er- 
schlossen werden  kann.  Der  Abdruck  erhebt  auf  diplomatische  Genauig- 
keit Anspruch.  Varianten  und  Erklärungen  schwieriger  Ausdrücke  sind 
in  Anmerkungen  beigefügt.  In  einer  ausführlichen  Einleitung  ist  über  die 
beiden  Seiten  der  städtischen  Beamten  Verwaltung,  die  Eigentümlich- 
keiten des  Amtes  und  das  BesoldungswcM  n  Aufschluß  gegeben.  Ein 
eingehendes  Sachregister  am  Schlüsse  sucht  die  Benützung  der  Urkunden 
zu  erleichtern.  Beigefügt  ist  außerdem  ein  Orts-  und  Personenregister 
eine  Zeittafel  der  Urkunden  sowie  eine  Uebersicht  über  die  Frank- 
furter Maße  und  Gewichte. 

Was  die  beiden  Sammlungen  der  Zunft-  und  der  AmtSOrdnUB 
im  sich  in  Anspruch  nehmen  dürfen,  ist  ihre  innere  Geschlossenheit 
und  ihre  Beschränkung  auf  bestimm!  begrenzte  Berufsgebiete.  Füt 
ic  aber  <i.<s  ganze  üw  die  moderne  Forschung  in  Betracht 
kommende  Material  und  schließen  es  für  diese  auf.  Mehr  konnte  von  Ihnen 
nicht  verlangt  werden  als  bi  Quellenpublikationen  in  sein.    Daß 
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die  Forschung  nicht  auch  andere  Quellcngruppen  heranziehen  könne. 
wenn  sie  ihr  dienen  können,  soll  damit  aber  nicht  gesagt  sein. 

VII.  Ueber  die  Notwendigkeit  und  Rätlichkeit  des  umfangreichen 
Bandes  von  Friedrich  Bothe  kann  man  verschiedener  Ansicht  sein.  Es 
handelt  sich  um  eine  Sammlung  von  Belegstücken  zu  einer  noch 
fehlenden  Darstellung,  deren  Erscheinen  unter  den  jetzigen  Verhältnissen 
der  deutschen  Bücherproduktion  so  bald  nicht  zu  erwarten  ist.  Wie 
bei  den  früheren  Büchern  des  gleichen  Verfassers  sind  Abdrucke  von 
Archivalien  mit  allerlei  aus  der  gleichen  Quelle  stammenden  statistischen 
Aufstellungen  verbunden,  nur  daß  den  früheren  Veröffentlichungen 
dieser  Art  wenigstens  ein  erläuternder  Text  beigegeben  war,  den  man 
sich  hier  erst  selbst  bilden  muß.  Anleitung  dazu  rindet  man  in  dem 
für  diese  Art  des  Buchgewerbes  nicht  uninteressanten  Vorwort,  und  es 
muß  wohl  auf  dieses  mit  einigen  Worten  eingegangen  werden. 

In  Frankfurt  a.  M.  haben  1612 — 1616  bürgerliche  Unruhen  stattgefun- 
den, ein  Kampf  der  Bürgerschaft  mit  dem  im  Rate  vereinigten  Patriziat, 
den  man  seither  stets  als  einen  verspäteten  Ableger  der  Zunftkämpfe  zu 
betrachten  pflegte.  Bothe  will  ihn  dagegen  als  Folge  einer  »Industria- 
lisierung« der  Stadt,  die  im  16.  Jahrhundert  stattgefunden  hätte 
und  als  »Höhepunkt  einer  wirtschaftlichen  Krise«  ange- 
sehen wissen  und  hat  diese  Ansichten  schon  1906  in  einer  besonderen 
Schrift:  »Beiträge  zur  Wirtschafts-  und  Sozialgeschichte  der  Reichsstadt 
Frankfurt«  vertreten.  Diese  Zeitschrift  hat  damals  eine  Besprechung  der 
Schrift  nicht  gebracht,  die  mir  in  der  Hauptsache  verfehlt  erschien;  aber 
es  ist  dem  Verfasser  dann  von  anderer  Seite  gesagt  worden,  daß  seine 
Beweisführung  lückenhaft  sei  und  seine  Darstellung  widerspruchsvoll 
(Histor.  Vierteljahrsschrift  1906  S.  395  ff.).  Nun  scheint  er  das  damals 
Mißlungene  auf  breiterer  Grundlage  nochmals  versuchen  zu  wollen.  Aber 
es  muß  ihm  auch  diesmal  ausgesprochen  werden,  daß  sein  Versuch 
wenigstens  mit  dem  von  ihm  vorgebrachten  Beweismaterial  nicht  durch- 
geführt werden  kann.  Ich  habe  das  im  einzelnen  in  einer  ausführlichen 
Besprechung  des  Literaturblatts  der  »Frankfurter  Zeitung«  gezeigt  und 
will  nicht  auf  schon  Gesagtes  zurückkommen;  aber  ich  muß  doch  an 
dieser  Stelle  Verwahrung  einlegen  gegen  eine  Benützung  wirtschafts- 
geschichtlichen Materials  zu  derartigen  haltlosen  Phantastereien.  Jede 
Wirtschaftsperiode  will  aus  sich  selbst  verstanden  werden,  und  auf  kundige 
Leser  kann  es  nicht  den  geringsten  Eindruck  machen,  wenn  Ereignisse 
des  angehenden  siebenzehnten  Jahrhunderts  zur  Illustrierung  revolutio- 
närer Vorgänge  der  Gegenwart  benutzt  werden  sollen. 

Die  allgemeine  Geldentwertung  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  soll 
in  der  Stadt  Frankfurt  durch  die  angebliche  Industrialisierung  gefördert 
worden  sein;  es  wird  von  einer  »Spannung«  geredet,  die  »zwischen 
den  kapitalistischen  Unternehmern  und  den  Arbeitern  der  in  der  Stadt 
heimisch  gewordenen  Industrie«  stattgefunden   habe.     Nun   zeigen    die 
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in  dem  Bande  abgedruckten  Eingaben,  daß  die  Verleger  und  die  Arbeiter 
in  der  sie  allein  beschäftigenden  Frage  der  Belastung  der  Posamen- 
tierer mit  städtischen  Abgaben  an  einem  Strange  ziehen.  Wo  bleibt 
da  die  »Spannung«  r  Allerdings  war  mit  den  eingewanderten  Nieder- 
ländern auch  deren  Verlagsindustrie,  die  Seidenbearbeitung,  insbe- 
sondere die  Posamentiererei  in  die  sonst  ganz  mittelalterliche  Stadt- 
wirtschaft Frankfurts  gekommen  und  hatte  Ableger  sogar  in  der 
dörflichen  Umgegend  getrieben.  Ein  Hilfsgewerbe,  das  manche  Posa- 
mentierer selbst  nebenbei  betrieben,  war  die  Seidenfärberei.  Die  scheint 
nun  Bothe  zu  einer  eignen  Großindustrie  aufbauschen  zu  wollen,  indem 
er  das  das  Verzeichnis  der  Färbkessel  mitteilt,  das  der  Rat  1592  aus 
steuerlichen  Gründen  hatte  aufstellen  lassen:  im  ganzen  108  Kessel 
bei  38  namentlich  genannten  Färbern.  Die  Betriebe  waren  also  Klein- 
betriebe und  hatten  im  Durchschnitt  nicht  mehr  als  3  Kessel.  Ein 
anderes  Verzeichnis,  das  ohne  weiteres  in  das  Jahr  1612  verwiesen  ist, 
führt  nur  76  Kessel  an.  Aber  was  läßt  sich  aus  diesen  Zahlen  schließen, 
wenn  einer  der  Befragten  versichert,  er  habe  nur  einen  kleinen  Kessel, 
den    man    auf   den    Küchenherd    stelle,    wenn    gefärbt    werden   soller 

Ein  drittes  Beispiel  der  Industrialisierung  findet  Bothe  in  der  Edel- 
steinindustrie und  teilt  als  einzigen  Beleg  für  diese  Ansicht  eine  Ord- 
nung der  Diamant-  und  Rubinschleifer,  Perlenlöcherer  und  Maler  mit, 
die  der  Rat  1613  erlassen  hatte,  als  allen  Bürgern  geboten  worden  war, 
sich  in  Zünften  und  Gesellschaften  zusammenzuschließen.  Sie  war  auf 
eine  mit  68  Namen  unterzeichnete  Eingabe  erlassen  worden ;  aber  die 
Bittsteller  selbst  gaben  die  Zahl  der  Berufsgenossen  nur  auf  »über 
etlich  und  fünfzig«  an.  Es  müssen  sich  also  der  neuen  Gesellschaft  auch 
Nichtberufsgcnossen  angeschlossen  haben.  Wenn  man  unter  den  Unter- 
zeichnern viele  schon  am  Namen  als  Niederländer  erkennt  und  von 
Bothe  selbst  (Beiträge  S.  150)  erfährt,  daß  allein  in  der  Zeit  von  1601  bis 
1610  nicht  weniger  als  33  Diamant-  und  Rubinschleifer  in  das  Bürger- 
recht aufgenommen  waren,  während  eine  von  ihm  für  1587  aufgestellte 
Berufsstatistik  im  ganzen  nur  3  Angehörige  dieser  Berufsarten  ergeben 
hatte,  so  bleibt  denn  doch  nichts  übrig  als  der  Schluß,  daß  hier  zu 
Anfang  des  17.  Jahrhunderts  eine  zweite  fremde  Hausindustrie  -  al> 
(Olche  erweist  sie  die  Ordnung  —  sich  ansiedelte.  Ihre  Verleger  waren, 
nach  dem  Steuervermögen  zu  urteilen,  die  1587  als  Juweliere  bezeich- 
neten Personen  (durchweg  Welsche),  und  wenn  von  diesen  1613 
ttbei  fünfzig  Hausindustriebetriebe  beschäftigt  wurden,  so  müßte  daraus 
für  die  Zeit  des  Fcttmilehaufstandes  eher  auf  eine  Blute  des  Frank- 
furter Gewerbes  als  auf  eine   Krise  geschlossen  werden. 

Uebrigens  kommt   d  ellschaft  der   Rubinschneider,  soweit 

Ich  feststellen  kann,  nur  kurze  Zeil  in  d<  t  Frankfurter  Geschichte 
\oi,  und  die  Posamenterie,  welche  1587  noch  tos  Meister  geaählt 
hatte,  sank  m  [8.  Jahrhunderts  ersichtlich  su  einem  bloßen 
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Handwerk  herunter.  Gerade  in  der  Zeit  des  Merkantilismus,  in  welcher  aller- 
wärts  die  Manufakturen  und  Fabriken  von  Fürsten  und  Städten  mit  künst- 
lichen Mitteln  emporgezogen  wurden,  hat  Frankfurt  es  nicht  einmal 
fertiggebracht,  die  aus  dem  Ausland  von  selbst  herbeigekommenen  An- 
sätze zu  einer  Industrieentw-icklung  sich  zu  erhalten.  Uebrigens  müßte 
sich  doch  auch  in  den  sehr  redseligen  Aktenstücken  aus  der  Zeit  von 
1612  bis  1614,  deren  in  dem  Buche  eine  große  Zahl  ganz  unnötiger- 
weise abgedruckt  ist,  von  jener  industriellen  Krise  etwas  finden.  In 
der  Tat  sind  beide  Hausindustrien  an  einer  Stelle  (S.  405)  genannt, 
die  merkwürdigerweise  in  dem  angehängten  Register  gar  nicht  berück- 
sichtigt ist.  Aber  diese  Erwähnung  zeigt,  daß  die  Bürgerschaft  sich 
über  ihren  Gewerbebetrieb  gar  nicht  beschwert  hatte.  Nur  Friedrich  Bothe 
weiß,  daß  sie  eine  Krise  herbeigeführt  hatten. 

Der  ganze  Band  ist  ohne  die  Darstellung,  deren  Belege  er  enthalten 
soll,  überhaupt  nicht  zu  brauchen,  womit  aber  nicht  gesagt  werden  soll, 
daß  ich  meine,  diese  Darstellung  werde  die  Wahrheit  über  den 
Fettmilch-Aufstand  endlich  ans  Licht  bringen.  Daß  der  Band  über- 
haupt 1920  hat  erscheinen  können,  mag  in  den  Zeitverhältnissen  seine 
Erklärung  finden.  Wenn  ich  ihn  mit  tiefem  Mißtrauen  aufnehme,  so 
liegt  das  daran,  daß  man  durch  das  Vorwort  zu  dem  Verdacht  veran- 
laßt wird,  man  erhalte  tendenziös  vorgerichtetes  Material.  Wer  in  der 
Wissenschaft  mit  Advokatenabsichten  an  einen  Stoff  herangeht,  wird 
allemal  danebengreifen.  So  kann  ich  zu  der  isolierten  Herausgabe 
dieses  Bandes  keinen  Grund  erblicken,  so  gern  ich  auch  die  große 
Arbeitsleistung  anerkenne,  welche  in  ihm  steckt.  Er  hätte  zurückge- 
halten werden  sollen,  bis  der  Text,  den  er  erläutern  soll,  miterschei- 
nen konnte. 

Es  tut  mir  herzlich  leid,  daß  ich  über  die  II.  und  VII.  Veröffentlichung 
der  Historischen  Kommission  zu  Frankfurt  a.  M.  nicht  zu  einem  so 
günstigen  Urteil  habe  gelangen  können,  wie  ich  wünsche,  daß  es 
meinem  eignen  in  der  gleichen  Schriftenreihe  erschienenen  Beitrage  zu- 
teil werde.  Vielleicht  sieht  man  sich  die  Nachbarn  etwas  schärfer  an, 
welche  einem  das  Schicksal  beschert,  als  diejenigen,  welche  man  sich 
selbst  hat  wählen  können.  Unerwähnt  aber  darf  ich  doch  nicht  lassen, 
daß  die  Nummern  III — VI  und  VIII  der  Serie  (Schwemer  und  Hohen- 
emser)  dem  Gebiete  der  politischen  Geschichte  angehören,  das  zu  ähn- 
lichen Beanstandungen  keinen  Anlaß  bietet.  Vielleicht  ist  es  für  die 
seitherige  Ausgestaltung  der  Veröffentlichungen  nicht  ganz  günstig  ge- 
wesen, daß  Nr.  I  der  Sammlung  Jungs  Buch  über  das  Stadtarchiv, 
seine  Bestände  und  seine  Geschichte  bildet,  Dadurch  scheint  der  Glaube 
erweckt  worden  zu  sein,  es  genüge  archivalisches  Material  ohne  innere 
Einheit  und  wissenschaftliche  Durchdringung  an  sich  schon,  um  einen 
Freibrief  zur  Einreihung  in  die  Erforscher  der  Stadtgeschichte  zu  verleihen. 

Bad  Liebenstein  im  August  1921.  Karl  Bücher. 
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Finnland  im  Anfang  des  20.  Jahrhunderts.  Herausgegeben  im  Auftrage 
des  Ministeriums  der  auswärtigen  Angelegenheiten.  XV  und 
672  S.  102  Abb.  und  1  Karte.  Helsingfors  1919,  Finnische  Litc- 
raturgesellschaft. 

Das  vorliegende  Werk  besteht  im  wesentlichen  aus  Artikeln  des 
eben  zum  Abschluß  gekommenen  Lexikons  »Tietosanakirja«.  Es  ent- 
hält viel  Tatsachenmaterial  über  die  Landesnatur,  das  Volk,  das  Wirt- 
schaftsleben, die  sozialen  Fragen,  die  geistige  Kultur,  das  Staatsleben 
und  die  Geschichte  Finnlands.  Ein  ausführliches  Register  und  ein 
geographisches  Namensverzeichnis  ermöglichen  die  Verwendung  als 
Nachschlagewerk.  Die  Mitarbeiterliste  umfaßt  die  Namen  von  57  fin- 
nischen Gelehrten,  Volkswirten  und  Verwaltungsbeamten,  doch  wurde 
unterlassen,  die  einzelnen  Artikel  mit  den  Namen  der  Verfasser  zu 
zeichnen.  Das  Deutsch  des  Buches  ist  nicht  gerade  durchweg  sehr  gut ; 
doch  wird  dieser  Mangel  durch  innere  Reichhaltigkeit  aufgewogen.  Von 
Schönfärberei,  wie  man  ihr  sonst  manchesmal  in  amtlichen  Veröffent- 
lichungen begegnet,  die  für  das  Ausland  bestimmt  sind,  ist  nichts  zu 
merken.  Die  einzelnen  Gegenstände  sind  ungleich  ausführlich  behandelt. 
Stiefmütterlich  bedacht  sind  die  Arbeiterbewegung  (S.  420  bis  423)  und 
die  politischen  Parteien  (S.  423  bis  424).  Außer  der  Sozialdemokratie, 
die  im  Reichstag  80  von  den  100  Mandaten  innehat,  bestehen:  eine 
Partei  der  Kleinbauern  (Maalaisliitts),  die  in  manchen  Fragen  der  Sozial- 
reform eine  entschiedene  Haltung  einnimmt,  die  nationale  Fortschritts- 
partei, die  nationale  Sammlungspartei,  die  schwedische  Volkspartei,  und 
der  christliche  Arbeiterbund  (2  Mandate),  der  praktisch  bedeutungslos 
ist.  Recht  ausführlich  gehalten  sind  die  Aufsätze  über  das  Wirtschafts- 
leben (S.  118  bis  393).  Sie  lassen  auch  erkennen,  daß  Finnland  die 
Möglichkeit  eines  bedeutenden  Aufschwungs  besitzt  und  in  der  Welt- 
wirtschaft eine  erheblich  größere  Rolle  spielen  könnte  als  bisher. 
Weit  fortgeschritten  ist  das  Unterrichtswesen  (S.  425  bis  465).  Im  Ab- 
schnitt »Literatur'  ist  eine  entsprechende  Würdigung  der  Tagespresse 
zu  vermissen.  IL  F  e  h  1  i  n  g e  r. 


Kraus  Herbert:  Vom  Wesen  des  Völkerbundes.  $3  S.,  Berlin  1920. 
Verlagsgesellschaft  für  Politik  und  Geschichte. 
In  den  ersten  Abschnitten  sucht  Prof.  Kraus,  der  an  den  Versailler 
1"  riedcnsverhandlungen  teilnahm,  Klarheit  über  die  Begriffe  Völkerbund 
und  Staatenbund  zu  schaffen,  in  den  beiden  folgenden  Abschnitten 
befaßt  er  sich  speziell  mit  der  durch  die  Pariser  Friedenskonferenz  zur 
politischen  Wirklichkeit  gemachten  Völkerbundsorganisation.  Die 
g  r  u  0  d  s  a  t  z  I  1  <  h  c   Begriffsstimmung  gehl   dahin,  der  Völkerbund    sei 

ein  besonders  gearteter  Staatenbund  (denn  rechtlich  erheblicher  Volks- 
wille Staatswille),    eine    stan.lige   Organisation    innerhalb    der 
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unorganisierten  Völkerrechtsgemeinschaft  auf  Grundlage  rechtlicher 
Gleichstellung  der  Beteiligten,  ohne  Beschränkung  ihrer  innerstaatlichen 
Selbständigkeit.  Seine  Aufgaben  sind  Förderung  von  Interessenten- 
gemeinschaften, der  verschiedene  Zweckverbände  dienen,  und  Abbau 
der  nationalen  Gegensätze.  In  dem  weltumfassenden  Charakter  und 
diesen  Zielen  liegt  die  Besonderheit  des  Völkerbundes  gegenüber 
andern  Staatsverbänden,  die  Machterhaltung  und  -erweiterung  be- 
schränkter Sonderverbindungen  erstreben.  Die  in  Paris  geschaffene 
»League  of  Nations«  besitzt  das  Merkmal  weltumfassenden  Charakters, 
da  die  Zulassung  der  noch  fernstehenden  Staaten  vorgesehen  ist.  Durch 
Bevorzugung  einzelner  Staaten  gewinnt  sie  jedoch  das  Gesicht  einer 
politischen  Oligarchie.  Noch  schwerer  fällt  ins  Gewicht,  daß  sie  »in 
hervorragendem  Maße  als  Instrument  der  Sieger  zur  Durchführung  der 
Friedensverträge«  in  Betracht  kommt.  (In  den  Satzungen  des  Bundes 
ist  allerdings  hiervon  nicht  die  Rede).  Der  Verfasser  deckt  die 
juristisch-technischen  und  politischen  Mängel  des  Völkerbundsstatuts 
auf  und  er  wendet  sich  auch  in  durchaus  berechtigter  Weise  gegen 
dessen  Verbindung  mit  den  Friedensverträgen.      H.  F  e  h  1  i  n  g  e  r. 


Volckmann,  Erwin,  Alte  Gewerbe  und  Gewerbegassen.  Deutsche 
Berufs-,  Handwerks-  und  Wirtschaftsgeschichte  älterer  Zeit.  Würz- 
burg, Gebr.  Memminger,  192 1.  354  S.  8°.  M.  30. — . 
Der  Verfasser  hat  sich  bereits  durch  einige  kulturgeschichtliche 
Arbeiten  verdient  gemacht  und  ist  besonders  der  Entstehung  der  Straßen- 
namen nachgegangen.  In  dem  vorliegenden  umfassenden  Werke  sucht 
er  die  Geschichte  der  älteren  Arbeitsteilung  vorzugsweise  für  die  ver- 
schiedenen Gewerbezweige  aufzuhellen,  indem  er  sich  im  wesentlichen 
auf  die  Erscheinungen  des  Mittelalters  beschränkt,  diese  aber  in  allen 
deutschen  Städten  aufsucht,  aus  denen  Nachweisungen  über  die  Berufs- 
gliederung zu  beschaffen  waren.  Es  ist  nur  zu  billigen,  wenn  er  zur  Er- 
läuterung auch  die  alten  gewerblichen  Straßennamen  heranzieht  und  man 
wird  sich  auch  damit  abfinden  können,  daß  er  die  Beamtenbenennungen 
und  sog.  gelehrten  Berufsarten  von  seinen  Untersuchungen  ausgeschlossen 
hat,  ohne  freilich  verkennen  zu  dürfen,  daß  die  ersteren  sich  doch  mit 
dem  Gewerbe  recht  nahe  berühren.  Der  Stoff  ist  nach  großen  Gewerbe- 
gruppen gegliedert,  so  wie  ich  sie  in  meiner  »Bevölkerung  von  Frankfurt 
a.  M.  im  XIV.  und  XV.  Jahrhundert«  nach  der  Systematik  der  deutschen 
Berufszählungen  aufgestellt  hatte.  Es  wird  sich  nicht  leugnen  lassen, 
daß  durch  Heranziehung  verschiedener  Gegenden  und  Städte  manche 
Zusammenhänge  aufgeklärt  und  Einzelheiten  erläutert  werden  können, 
die  sonst  verborgen  bleiben  würden;  aber  im  ganzen  wird  man  doch 
zugeben  müssen,  daß  die  Entwicklung  in  verschiedenen  Teilen  Deutsch- 
lands nicht  die   gleiche  gewesen  zu   sein  braucht  und   daß   hinter  ver- 
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schiedenen  Namen  auch  verschiedene  Tatsachen  sich  verbergen  können. 
Wer  sich  einmal  gründlicher  mit  den  Verhältnissen  des  Mittelalters  be- 
schäftigt hat,  wird  die  Hoffnung  aufgeben,  durch  Zusammenschweißen 
der  Nachrichten  aus  Konstanz  oder  Straßburg  mit  denen  aus  Frankfurt, 
Dortmund,  Hamburg,  Lübeck  etc.,  eine  einheitliche  Entwicklung  kon- 
struieren zu  können,  die  für  jede  andere  Stadt  zu  gelten  hätte.  Immer- 
hin wird  das  Buch  bei  Untersuchungen  über  die  mittelalterliche  Berufs- 
gliederung einer  einzelnen  Stadt,  wie  sie  in  meinem  Frankfurter  Berufs- 
wörterbuch angestellt  sind,  mit  gebührender  Vorsicht  nachgeschlagen 
werden  können.  Das  ausführliche  Sachregister,  welches  dem  Buche 
beigegeben  ist,  ladet  zu  einer  solchen  Benützung  ein  5  Vollständigkeit 
ist  aber,  wie  ich  mich  beim  Aufsuchen  bestimmter  Stichwörter  überzeugt 
habe,  in  ihm  nicht  erzielt  worden.  Man  kann  ja  den  Fleiß  des  Ver- 
fassers bewundern,  der  eine  Unzahl  von  Einzelheiten  in  seinem  Texte 
berücksichtigt  hat,  wird  aber  trotzdem  nicht  übersehen  können,  daß 
Vollständigkeit  nicht  überall  erzielt  ist.  Auch  die  Angabe  der  Quellen, 
welche  in  dem  Vorwort  verheißen  wird,  ist  eine  keineswegs  vollständige, 
und  oft  vermißt  man  sie  gerade  da,  wo  man  sie  am  meisten  braucht.  Hier 
und  da  würde  die  Herbeiziehung  der  Technologie,  die  für  den  behan- 
delten Zeitraum  allerdings  im  Argen  liegt,  wünschenswert  gewesen  sein. 
Dagegen  hätte  man  dem  Verfasser  nicht  gram  sein  können,  wenn  er  es 
abgelehnt  hätte,  sich  auf  das  gefährliche  Gebiet  der  Etymologie  zu  be- 
geben, auf  dem  so  schwer  Lorbeeren  zu  holen  sind.  Wie  sehr  man 
darin  abirren  kann,  zeigt  gleich  auf  der  zweiten  Seite  das  Beispiel  des 
Hackers  (in  Frankfurter  Urkunden  immer  hecker  geschrieben),  dessen 
Namen  der  Verfasser  von  der  bekannten  Pflugform  des  Haken  ableiten 
will,  während  sein  Zusammenhang  mit  dem  Substantiv  Hacke  oder  dem 
Zeitwort  hacken  nicht  dem  geringsten  Zweifel  unterliegen  kann.  Bei 
dem  Sammelcharakter  des  Buches  ist  daraus  kein  allzugroßer  Schaden 
entsprungen,  daß  der  Verfasser  zwei  verschiedenen  Kreisen,  volkswirt- 
schaftlichen Fachleuten  und  allgemein  Gebildeten  hat  genügen  wollen; 
dergleichen  Verheißungen  sind  immer  nur  zu  erfüllen,  wenn  jemand 
Meister  des  Stils  und  der  Sache  zugleich  ist.  Das  kurze  Schlußwort, 
in  welchem  der  Verfasser  sich  über  das  Handwerk  im  allgemeinen 
ausspricht,  hätte  ebensowohl  entbehrt  werden  können,  wie  der  mit  der 
Logik  auf  etwas  gespanntem  Fuße  stehende  Neben titel.     Btl  c  h  er, 

0 sterriethy  Albert:   Gewerblicher  Rechtsschutz  (unlauterer  Wett- 
bewerb) und  Urheberrecht  im  Friedensvertrag  von  Versailles.    (4. 
Veröffentlichung  a.  d.  Kommentar  zum  Friedensvertrag,  herausge- 
geben von  IV.  Sc hüc hing,  Wl  und  80  S.  Berlin  1930.   Vahlen- 
elmann  M.  15. — . 
Während   frühere  Friedensverträge  keine  oder  nur   gani  knappe 
libei  die  Regelun  werblichen  Rechtsschutzes  und 
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des  Urheberrechtes  enthielten,  weist  der  Vsrsailler  Vertrag  eine  ganze 
Reihe  von  Bestimmungen  über  diese  Stoffe  auf.  Sie  sollen  dazu  dienen, 
den  gegenseitigen  Schutz  der  Patente,  Muster,  Warenzeichen,  den 
Schutz  gegen  unlauteren  Wettbewerb  und  den  Schutz  der  Schrift-,  Ton- 
und  Kunstwerke  wieder  einzurichten  und  damit  dem  künftigen  zwischen- 
staatlichen Geschäftsverkehr  eine  gesicherte  Grundlage  zu  geben.  Ueber- 
dies  versuchen  diese  Bestimmungen,  dem  wirtschaftlichen  Nach- 
k  r  i  e  g  eine  Rechtsgrundlage  zu  gebe»  und  zwar  die  Aufrechterhaltung 
aller  in  feindlichen  Ländern  gegen  deutsche  Schutzrechte  verfügten 
Kriegsmaßnahmen,  ohne  Recht  des  Einspruches  und  ohne  Anspruch 
auf  Entschädigung,  während  die  deutschen  entsprechenden  Kriegsmaß- 
nahmen unter  Gewährung  eines  Schadensersatzanspruches  aufgehoben 
werden.  Dem  gleichen  Zweck  dient  ferner  der  Vorbehalt  des  künftigen 
Erlasses  von  kriegswirtschaftlichen  Zwangslizenzen  und  Beschränkungen 
für  die  im  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  Friedens  bestehenden 
deutschen  Schutzrechte,  während  Deutschland  ein  entsprechendes  Recht 
nicht  gewährt  wird ;  die  Verwendung  der  den  Deutschen  aus  Kriegs- 
maßnahmen und  älteren  Verwertungsverträgen  gezahlten  Beträge  zum 
Ausgleich  der  deutschen  Kriegsschuld ;  endlich  die  Ausschaltung  der 
deutschen  Gerichtsbarkeit  in  Rechtsstreiten  über  die  Erneuerung  alter 
Lizenzverträge.  Zutreffend  sagt  O.,  in  welchem  Maße  die  Nachkriegs- 
bestimmungen zur  Anwendung  gelangen  werden,  wird  von  der  Richtung 
der  allgemeinen  und  wirtschaftlichen  Politik  der  einzelnen  alliierten 
und  assoziierten  Länder  und  von  ihrer  Einschätzung  des  Wertes  und 
Wesens  des  gewerblichen  und  geistigen  Rechtsschutzes  abhängen. 

Die  Artikel  306  bis  311,  sowie  274  und  275  des  Friedensvertrages 
sind  in  dem  Kommentar  in  französischer,  englischer  und  deutscher 
Sprache  wiedergegeben;  sie  werden  im  einzelnen  erläutert  und  kritisch 
gewürdigt.  Auf  Abweichungen  zwischen  dem  französischen  und  eng- 
lischen Text  wird  stets  hingewiesen,  ebenso  auf  Mängel  der  amtlichen 
deutschen  Uebersetzung.  Die  den  Gegenstand  des  Kommentars  betreffen- 
den Bestimmungen  anderer  Abschnitte  sind  im  Anhang  mit  abgedruckt. 
O.  erinnert  daran,  daß  der  Friedensvertrag  im  wesentlichen  ohne  Mit- 
wirkung Deutschlands  zustandegekommen  ist,  daß  er  infolgedessen 
vielfach  Bestimmungen  aufweist,  die  in  sachlicher  und  technischer  Be- 
ziehung deutschrechtlichen  Anschauungen  nicht  entsprechen,  daß  die 
Anwendung  des  Vertrages  auf  deutscher  Seite  unter  dem  Zwang  der 
Siegerstellung  unserer  Vertragsgegner  steht,  und  daß  es  für  die  Aus- 
legung des  Vertrages  bei  den  alliierten  und  assoziierten  Mächten  noch 
an  Anhaltspunkten  dafür  fehlt,  in  welchem  Geiste  die  Rechtsprechung 
unserer  bisherigen  Gegner  ihre  Richtung  erhalten  wird. 

H.  F  e  h  1  i  nge  r. 


Literatur.  387 

Richard  Ker schagel:  Die  Währungstrennung  in  den  National- 
staaten. Wien,  Manz'sche  Verlagsbuchhandlung,  1920.  56  S.  8°. 
Artikel  206  des  Friedensvertrages  von  St.  Germain  verpflichtet  die 
Nachfolgestaaten  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  innerhalb 
zweier  Monate  nach  Inkraftsetzung  des  Vertrags  die  auf  ihrem  Gebiete 
befindlichen  österr.-ung.  Noten  abzustempeln  und  sie  im  Verlauf  von 
zwölf  Monaten  durch  neues  Geld  zu  ersetzen.  Welche  Maßnahmen  in 
Durchführung  dieser  Verpflichtung  getroffen  wurden  und  welche  Folgen 
sich  einstellten,  legt  K.  auf  Grund  amtlicher  und  privater  Mitteilungen 
dar.  Ausblicke  in  die  Zukunft  gibt  er  ebenfalls.  Zum  Schluß  werden 
die  Vorschriften  über  die  Liquidation  der  österr. -ungarischen  Bank  er- 
örtert; sie  bezeugen  —  wie  so  viele  andere  Teile  der  Friedensverträge 
— ,  daß  ihre  Urheber  nicht  die  richtige  Kenntnis  der  Verhältnisse  be- 
saßen, was  nun  zu  schweren  Unzuträglichkeiten  führt. 

H.  F  e  h  1  i  n  ff  e  r. 


Sitzler,  Fr.:  Die  Schlichtung  von  Arbeitsstreitigkeiten.  Berlin  1921, 
Vahlen.  170  S.  8°.  M.  15.—. 
Früher  hatten  die  Gewerbegerichte,  Kaufmannsgerichte,  Berggerichte 
usw.  neben  ihrer  rechtsprechenden  Tätigkeit  die  Aufgabe  der  Schlich- 
tung von  Arbeitsstreitigkeiten  zugewiesen,  doch  war  ihr  Erfolg  zumeist 
ein  bescheidener  und  sie  wurden  völlig  zurückgedrängt  durch  die 
Schlichtungsausschüsse,  die  während  des  Krieges  auf  Grund  des  Hilfs- 
dienstgesetzes geschaffen  wurden.  Sie  blieben  nach  Beseitigung  jenes 
Gesetzes  bestehen  und  die  Verordnung  vom  23.  Dezember  1918  (betr 
Tarifverträge,  Arbeiter-  und  Angestelltenausschüsse  und  Schlichtung  von 
Arbeitsstreitigkeiten)  löste  sie  aus  ihrer  Einordnung  in  die  militärische 
Organisation,  auch  wurde  das  Reichsarbeitsmmisterium  zur  Zentral- 
stelle für  das  Schlichtungswesen  gemacht.  Die  auf  das  Schlichtungs- 
wesen bezüglichen  Abschnitte  der  Verordnung  vom  23.  Dezember  1918 
sind  in  vorliegender  Schrift  abgedruckt  und  paragraphenweise  mit  Er- 
läuterungen versehen,  ebenso  die  Verordnung  vom  12.  Februar,  be- 
treffend die  Einstellung  und  Entlassung  von  Arbeitern,  und  andere  auf 
das  Schlichtungswesen  bezügliche  Bestimmungen.  Beigegeben  sind 
Verzeichnisse  der  Schlichtungsausschüsse  und  der  in  Angelegenheiten 
der  wirtschaftlichen  Demobilmachung  zuständigen  Landesbehörden. 
Eine  kurze  Uebersicht  des  Hauptinhalts  der  geltenden  Schlichtung?* 
Vorschriften  gibt  die  Einleitung  des  nützlichen  kleinen  Buches. 

H.  F  c  h  1  i  n  g  e  r. 


Brück  E.i  Die-  Behandlung  der  Versicherungsverträge  im  Friedens- 
vertrag zu  Versailles.  XII  und  43  S.  S".  Berlin  1020.  Yahlen- 
Engelmann. 


^X8  Literatur. 

Die  vorliegende  Bearbeitung  der  Bestimmungen  des  Friedensvertrages 
über  die  Privat- Versicherungsverträge  von  Professor  Brück  in  Ham- 
burg ist  die  sechste  Veröffentlichung  aus  dem  Kommentar  zum  Friedens- 
vertrag, der  gegenwärtig  von  einer  großen  Anzahl  führender  Männer  der 
Theorie  und  Praxis  vorbereitet  wird;  sie  bezieht  sich  auf  die  An- 
lagen 8  bis  24  des  Art.  303.  Die  verschiedenen  Versicherungszweige 
(Feuerversicherung,  Lebensversicherung,  Seeversicherung,  Rückversiche- 
rung), sind  in  dem  Vertrage  getrennt  behandelt,  und  es  scheint,  wie 
B.  zutreffend  sagt,  daß  auf  die  Gestaltung  der  verschiedenen  Bestim- 
mungen offensichtlich  England,  daneben  aber  auch  Frankreich  und 
Belgien  maßgebenden  Einfluß  ausgeübt  haben.  Manche  Bestimmungen 
wiederholen  sich;  auch  an  Widersprüchen  und  Mehrdeutigkeiten  mangelt 
es  nicht,  weshalb  die  möglichst  einwandfreie  Auslegung  des  Textes 
eine  schwierige  Aufgabe  bedeutet,  die  B.  dennoch  mustergültig  gelöst 
hat.  See-  und  Rückversicherungsverträge  sind  grundsätzlich  aufgelöst, 
Lebens-  und  Feuerversicherungsverträge  jedoch  werden  mit  gewissen 
Einschränkungen  aufrechterhalten.  Bemerkenswert  ist,  daß  der  Gel- 
tungsbereich der  in  Rede  stehenden  Vorschriften,  sich  auf  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  Brasilien  und  Japan  nicht  erstreckt. 

Fe  hlin  ger. 

Statistisches  Jahrbuch  für  den  Freistaat  Sachsen.  44.  Ausgabe  191S/1920. 
Herausgegeben   vom   Sachs.    Statistischen   Landesamt.     Dresden, 
G.  Heinrich,  1921.     480  S.  8°.  M.  5.—. 
Das  Statistische  Jahrbuch   für  Sachsen  wächst   sich   allmählich  zu 
einer   geordneten   Zusammenfassung    des    gesamten    bei    den   obersten 
Landesbehörden    zusammenlaufenden    Zahlenmaterials    aus.     Die    vor- 
liegende 44.  Ausgabe  ist  um  mehr  als  40  %  stärker  als  die  vorhergehende. 
Es  erklärt  sich  das  zum  Teil  daraus,   daß  die  Zahlen  nicht,  wie  früher 
gewöhnlich,  ein  einzelnes  Jahr,  sondern  infolge  der  längeren  Unterbrechung 
seines  Erscheinens  die  vier  Jahre  1915  —  1918,  vereinzelt  auch  1919  und 
IQ20  umfassen.     Zum  Teil  ist  es  auch  eine  Folge  der  Aufnahme  einer 
Reihe   von    neuen  Tabellen,   die  sich   auf  früher  nicht  behandelte  Ge- 
genstände  beziehen.     Angenehm   ist    ein   beigefügtes    Sachregister   für 
die  letzten  9  Ausgaben  (1907 — 1916).  — r. 


Otto  Hühners  geographisch- statistische  Tabellen  aller  Länder  der  Erde. 
Fortgeführt  und  ausgestattet  von  Dr.  Franz  von  Juraschek  66.  Jhrg. ; 
neu  bearbeitet  von  J.  v.  Juraschek  und  Prof.  Dr.  H.  R.  von  Schul- 
lern. Wien,  L.  W.  Seidel  cS«:  Sohn,  1921.  158  S.  qu.  8°.  kart. 
M.  15.-. 
Die  Neubearbeitung  dieses   vielgebrauchten  Hilfsmittels   stellt   ein 

Kunststück  dar,  um  das  schwerlich  jemand  die  beiden  Herausgeber  be- 
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neiden  wird.  Die  Tabellen  sind  im  Dezember  1920  abgeschlossen; 
definitive  Ziffern-Ergebnisse  waren  für  diesen  Zeitpunkt  infolge  der  be- 
kannten Verhältnisse  nicht  überall  erlangbar.  Nicht  selten  mußten  die 
alten  Daten  der  Vorkriegszeit  benutzt  werden,  obwohl  die  Heraus- 
geber sich  sagen  mußten,  daß  sie  den  Tatsachen  nicht  mehr  entsprechen, 
und  es  blieb  nichts  anderes  übrig,  als  solche  Fälle  typographisch  zu 
kennzeichnen.  Man  wird  trotz  dieser  Schwierigkeiten  nicht  verkennen 
dürfen,  daß  das  Werkchen  mit  großem  Fleiß  und  aller  nur  möglichen 
Sorgfalt  bearbeitet  ist.  Was  den  Stoff  betrifft,  so  war  dieser  von 
dem  früheren  Herausgeber  bereits  dermaßen  bereichert  und  erweitert 
worden,  daß  seine  Einreihung  in  Tabellenform  nicht  eben  leicht  war 
uns  daß  die  Uebersichtlichkeit  darunter  litt.  Man  darf  sich  wohl  fragen, 
ob  die  Festhaltung  dieses  Systems  geboten  und  ob  nicht  eine  Beschnei- 
dung des  Inhalts  leichtere  Benutzbarkeit  ergeben  haben  würde.  Die 
internationalen  Uebersichten  in  der  II.  Abteilung  hätten  u.  E.  wohl  ent- 
behrt werden  können,  da  sie  den  Interessenten  sonst  bequem  zur  Ver- 
fügung stehen.  — r. 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


DER    ENGLISCHE    UEBERSEEKAUFMANN    IM 
ZEITALTER  DER  ENTDECKUNGEN. 

Von 

H.  F.  CROHN-WOLFGANG,  Berlin. 

Nur  die  Geschichte  Roms  bietet  ein  Gegenstück  für  die 
großartige  Folgerichtigkeit,  mit  der  die  englische  Nation  unter 
dem  Zepter  Elisabeths  ihre  nationale  Aufgabe  erkannte  und  sie 
in  die  Wirklichkeit  umsetzte.  Die  staatenbildende  Tendenz  bei- 
der Nationen  wird  bei  beiden  geschichtlichen  Vorgängen  mit 
gleicher  Klarheit  sichtbar.  Aber  während  Rom  Ring  an  Ring 
seinem  Stamme  zufügte,  in  stetem  Kampfe  mit  seinen  Nachbarn 
Stadt  um  Stadt  eroberte  und  seiner  Herrschaft  unterwarf,  konnte 
England,  von  äußeren  Feinden  durch  das  umgebende  Meer  geschützt, 
während  eines  Zeitraums  von  fast  hundert  Jahren  seine  inneren  Kräfte 
pflegen  und  sammeln,  ehe  es,  wie  jemand,  dem  plötzlich  das  Bewußt- 
sein seiner  Stärke  aufgeht,  sich  aufreckte  und  den  Kampf  begann 
um  jene  überseeischen  Gebiete,  die  noch  heute  das  Rückgrat 
seines  Weltreiches  sind.  Nach  langen  Bürgerkriegen  und  inneren 
Kämpfen  waren  die  Tudors  gegen  Ausgang  des  15.  Jahrhunderts 
zur  Herrschaft  gelangt;  sie  brachen  die  Macht  der  großen  Adligen, 
und  um  die  Lage  nach  außen  hin  zu  sichern,  gaben  sie  dem 
Volk  eine  militärische  Organisation  und  Erziehung;  zugleich  be- 
lebten sie  durch  eine  zielbewußte  Wirtschaftspolitik  die  inneren 
Kräfte  der  Nation  aufs  neue ;  in  dem  neu  gehobenen  Mittel- 
stand fand  ihr  Thron  seine  stärkste  Stütze.  Ihr  hausväterliches 
kräfteansammelndes  Regiment  schuf  die  Vorbedingungen,  die 
Grundlagen  für  den  nationalen  Aufschwung,  der  —  nach  einem 
kurzen  Fieberzustand  der  Nation  unter  Eduard  VI.  und  Mary  — 
sich  unter  Elisabeth  vollzog.     Im  Innern  war  Ruhe,  Ordnung  und 
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Wohlstand  eingezogen  und  eine  auf  der  eigenen  Kraft  beruhende 
Duldsamkeit  gegenüber  den  geistigen  Strömungen  und  Konflikten, 
unter  denen  die  Menschheit  litt.  Die  Industrie  entwickelte  sich 
mächtig;  nachdem  durch  strenge  Verordnungen  den  unsauberen 
Praktiken  der  Stoffabrikanten  Einhalt  gesetzt  worden  war1),  er- 
warben die  englischen  Stoffe  sich  schnell  Weltberühmtheit,  so  daß 
die  Ausfuhr  von  unverarbeiteter  Wolle,  durch  Jahrhunderte  die 
Grundlage  der  englischen  Volkswirtschaft,  bald  gänzlich  auf- 
hörte. Feinindustrien,  die  bis  dahin  das  Monopol  kontinentaler 
Staaten  waren,  wie  die  Herstellung  von  Glas,  von  Leder-  und 
Eisenwaren,  kamen  auf  und  gelangten  schnell  zur  Blüte.  Im 
Mittelpunkt  des  Lebens  der  Nation,  alles  überstrahlend  und  alle 
besten  Kräfte  an  sich  ziehend,  stand  der  Hof  der  >radiant 
Queen«.  Glänzend  war  auch  der  Adel,  der  sie  umgab,  reich, 
gebildet,  mit  fast  vatikanischer  Gewandtheit  für  Politik  und  In- 
trigue,  zugleich  aber  durchaus  militärisch,  »wholly  soldier«.  Der 
militärische  Geist  lebte  auch  im  Volk,  von  dem  jeder  körperlich 
Fähige  eine  soldatische  Ausbildung  erhielt,  die  seinem  militäri- 
schen Range  entsprechende  Ausrüstung  in  seinem  Hause  auf- 
bewahrte und  jederzeit  bereit  war  unter  Waffen  zu  treten2). 
Diese  Nation  nun  hatte  der  überseeischen  Expansion  fremder 
Staaten  mit  Gleichmut  zugeschaut,  hatte  gesehen,  wie  Spanien 
Amerika  erörterte,  wie  die  Niederlande  die  Indien  ausbeuteten, 
wie  Venedig  und  die  Hansestädte  die  Meere  mit  Schiffen  be- 
völkerten und  den  Welthandel  an  sich  zogen. 

Nunmehr,  unter  dem  Ansporn,  den  der  Glanz  des  Hofes 
jedem  Verdienst  gab,  und  im  Vollgefühl  seiner  physischen  und 
ökonomischen  Stärke,  erwachte  auch  beim  Engländer  das  Ver- 
langen nach  Betätigung  in  der  neu  gewonnenen  Welt  und  nach 
einem  Anteil  an  ihren  Schätzen.  Zunächst  geschieht  es  vorsichtig 
fühlend,  vereinzelt  rüstet  ein  unternehmender  Mann  ein  Schiff  nach 
unbekannten  Gegenden  aus.  Denn  sogleich  ist  das  meerbeherr- 
schende Spanien  auf  den  neuen  Mitbewerber  aufmerksam  ge- 
worden und  bereit,  das,  was  bisher  seine  Domäne  war,  zu  ver- 
teidigen und  den  Eindringling  zu  vertreiben.  Aber  der  militärische 
Geist  der  Naiion  ist  erwacht.  Wagt  es  die  Königin  noch  nicht 
öffentlich,  ihre  Kräfte  Spanien  entgegenzustellen,  so  nehmen  ihre 
Untertanen  ihr  Recht   in    die  eigene  Hand.     Die   Piraterie  blüht. 

i)  Vgl.  Macpherson,  Annais  of  Commerce,  Bd.  II,  S.   105. 

2)  J.  A.  Fronde,  History  of  England,  London   1858,  Bd.   I,  S.  60. 
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»Jeder  Adlige  an  der  Küste  hat  seinen  ominösen  Kreuzer,  wie 
sich  der  moderne  Gentleman  eine  Jacht  hält«  *).  Aus  dem  glei- 
chen martialischen,  nach  militärischen  Ehren  strebenden  Geist 
heraus  wurden  auch  die  Forschungsfahrten  unternommen,  die 
dieser  Zeit  den  Namen  des  »Zeitalters  der  Entdeckungen«  ge- 
geben haben.  Gewiß  ist  es  schwer,  wenn  nicht  unmöglich,  das 
Streben  nach  Gewinn  auszuscheiden  bei  den  Unternehmungen 
der  Hawkins,  Raleigh,  Gilbert,  Drake,  Davis,  die  ihr  eigenes  Ver- 
mögen bis  zum  letzten  Pfennig  gewagt  und  ihren  persönlichen 
Kredit  bis  aufs  Letzte  gedehnt  hatten,  um  ihre  Schiffe  unter 
Segel  zu  bringen,  mit  der  Aussicht,  daß  sie  ruiniert  sein  würden, 
wenn  ihre  Reise  nicht  auch  pekuniär  das  erhoffte  Ergebnis  zei- 
tigte. Aber  nicht  nur  wurden  sie  selbst  geleitet  von  einem  Geist, 
der  durchaus  der  eines  Eroberers,  durchaus  militärisch,  war, 
sondern  die  Klasse,  von  der  sie  im  Lande  die  meiste  Unter- 
stützung erhielten,  war  die  militärische,  die  Nobilität,  und 
nicht  der  Kaufmannsstand.  Im  einzelnen  wird  die  Rolle,  die  der 
Adel  in  der  imperialistischen  Ausbreitung  der  Nation  und  im 
Außenhandel  spielte,  an  anderer  Stelle  zu  schildern  sein.  Für 
jetzt  muß  dieses  festgestellt  werden :  die  Ausdehnung  der  engli- 
schen Weltgeltung  unter  Elisabeth,  die  zur  Schlacht,  gegen  die 
Armada  und  über  sie  zur  Begründung  des  heutigen  Weltreiches 
führte,  hatte  ihre  Ursache  nicht  in  wirtschaftlichen  Dingen,  war 
nicht  kommerzieller  Natur,  nicht  ein  Kampf  für  notwendige  Lebens- 
luft und  Ernährungsmöglichkeit  des  Menschen,  sondern  sie  war 
die  Aeußerung  des  bewußt  imperialistischen  Dranges  eines  mili- 
tärisch erzogenen,  von  kriegerischen  Edelleuten  geführten  Volkes. 
Auch  hierin  gleicht  sie  und  sie  allein  dem  römischen  Vor- 
erlebnis. 

Wie  dem  Troß  der  Legion  der  römische  Bankier  und  Händler 
folgte,  so  kam  im  Schlepptau  des  englischen  Admirals  der  Kauf- 
mann. Unter  dem  Schutze  der  Schiffskanonen  setzte  der  Kauf- 
mann an  Land,  um  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  die  Erfolge  aus- 
zuwerten, die  das  Militär  erzielt  hatte.  Aber  auch  in  den  Län- 
dern, die  nicht  wirtschaftliches  Neuland  waren,  die  vielmehr  be- 
reits im  Getriebe  des  internationalen  Handels  standen,  hat  der 
»Adventurer«  seinem  Lande  große  Dienste  geleistet;  in  der  Ge- 
schichte der  Herrschaft  Elisabeths,  der  Periode  des  größten 
nationalen  Aufschwunges  Englands   und    der   Begründung   seiner 

l)  Ders.  Bd.  VII,  S.  438. 
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heutigen  Welthandelsmacht,  gebührt  dem  Ueberseekaufmann  ein 
sichtbarer  Platz.  Es  ist  daher  an  der  Zeit,  seine  Person  und 
sein  Wirken  dem  Dunkel  zu  entziehen,  in  das  er  seither  ge- 
taucht ist. 

Alle  Anzeichen  deuten  darauf  hin,  daß  der  englische  Ex- 
porthandelsstand bereits  zu  Zeiten  Elisabeths  ein  gleich  abge- 
schlossenes Gewerbe  darstellte  wie  heutzutage.  Diese  Tendenz 
zur  »Gilden«-Bildung  erklärt  sich  daraus,  daß  die  persönlichen 
Qualifikationen,  über  die  der  Exportkaufmann,  der  Fernhändler, 
als  notwendige  Voraussetzung  für  die  Ausübung  seines  Berufes 
verfügen  muß,  damals  im  wesentlichen  die  gleichen  waren  wie 
heute.  Hierzu  gehören  vor  allem  Kenntnis  fremder  Völker,  ihrer 
Sprache,  Sitten,  Handelsgebräuche,  die  Fähigkeit,  sich  dem 
fremdländischen  Kunden  anzupassen  und  sein  Vertrauen  zu  ge- 
winnen; es  gehören  dazu  ein  Streben  nach  der  Ferne,  Unter- 
nehmungslust, die  sich  auch  dort  nicht  abschrecken  läßt,  wo 
weite  Meere  und  Länder  den  Kaufmann  von  dem  Orte  trennen, 
in  dem  er  sein  Geld  anlegen  soll.  Das  letzte  ist  vielleicht  die 
wichtigste  Eigenschaft;  den  meisten,  die  kaufmännischen  Wage- 
mut besitzen,  wenn  sie  sich  in  räumlich  engem  Kreise  betätigen, 
versagt  ihre  Unternehmungslust,  wenn  sie  ihr  Geld  an  einem 
fernen  Ort  arbeiten  lassen  sollen,  an  dem  sie  die  jeweils  nach 
den  Zeitereignissen  sich  verändernde  Lage  ihres  Unternehmens 
nicht  selbst  beobachten  und  überwachen  können.  Aus  diesem 
Grunde  sind  auch  selten  Ladenbesitzer,  d.  h.  Kaufleute,  die  ihre 
Betätigung  auf  den  engsten  räumlichen  Wirkungskreis  begrenzt 
haben,  erfolgreiche  Exporteure.  So  erzählt  Wkeeler1)  bereits, 
daß  er  viele  kenne,  die  »leaping  from  their  shops  and  retailing 
wherein  they  were  brought  up  and  gathering  great  wealth«  ver- 
suchten, überseeischen  Handel  zu  treiben  und  dabei  innerhalb 
weniger  Jahre  arme  Leute  geworden  seien.  Neben  persönlichen 
Eigenschaften  wird  für  den  Fernhandel  auch  eine  größere  Kapital- 
kraft als  für  den  Binnen-  und  Lokalhandel  erforderlich  sein,  da 
sich  die  Ware,  d.  h.  das  gebundene  Kapital,  nur  langsam  um- 
setzen kann.  Zu  Zeiten  Elisabeths  vergingen  zwischen  der  Zeit 
der  Verschiffung  einer  Ware  und  des  Einganges  ihrer  Bezahlung 
im  überseeischen  Verkehr  im  Durchschnitt  wohl  2  Jahre. 

Der  Fernhändler  wird  also  infolge  der  größeren  Anforde- 
rungen, die  an  ihn  gestellt  werden,  stets  nur  eine  dünne  Ueber- 

i)  John   Wheeler,  A  Treatise  of  Commerce,  London  1601,  S.   54. 
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Schicht  der  gesamten  Kaufmannschaft  ausmachen  können.  Aus 
dieser  Sonderstellung  erwächst  ein  Solidaritätsgefühl  innerhalb 
seines  Standes,  das  mit  dazu  beiträgt,  Kastenbildung,  Oligarchie 
und  Aussonderung  zu  schaffen. 

Betrachtet  man  das  Exporthandelsgewerbe  so  als  ein  ein- 
heitliches, abgeschlossenes  Gefüge  innerhalb  des  Kaufmannsstandes, 
oder  —  unter  erweitertem  Blickpunkt  —  innerhalb  des  Staates, 
so  ist  zur  Beurteilung  seiner  Bedeutung  und  seines  Einflusses  zu- 
nächst notwendig,  seinen  zahlenmäßigen  Umfang,  mit  anderen 
Worten  die  Anzahl  der  Exporthandlungen  oder  Fernhändler  fest- 
zustellen. W/iee/er1)  schreibt  über  die  adventurers:  »This  Com- 
pany consists  of  a  great  number  of  wealthy  and  well  experienced 
merchants  dwelling  in  divers  great  cities«  und  an  einer  anderen 
Stelle  sagt  er  direkt,  es  gäbe  »3500  freemen  of  the  Company«, 
»von  denen«,  so  fährt  er  jedoch  fort,  »ein  sehr  großer  Teil  nicht 
den  Handel  als  einzige  Nahrungsquelle  betreiben,  sondern  die 
ihren  Lebensunterhalt  auf  andere  Weise  verdienen«.  Malynes2) 
schrieb  30  Jahre  später,  daß  im  Beginn  der  Herrschaft  von  James  L 
die  Merchants-adventurers  ungefähr  3000 — 4000  Mitglieder  ge- 
habt hätten. 

Diese  Ziffern  haben  nun  sämtliche  neueren  Autoren  als 
stichhaltig  für  den  Umfang  des  Exporthandelsgewerbes  unter 
Elisabeth  angesehen,  ja  Macpherson  geht  darüber  noch  weit  hin- 
aus, indem  er  behauptet,  daß  unter  Elisabeth  die  Adventurers 
nur  ungefähr  die  größere  Hälfte  aller  »reichen  Exportkaufleute« 
einschlössen.  Der  Hinweis  von  Wheeler,  daß  der  größere  Teil 
der  Mitglieder  nicht  den  Handel  als  einzige  Erwerbsquelle  be- 
trieben, wird  meist  übersehen,  in  keinem  einzigen  Falle  aber 
richtig  ausgewertet.  Da  nun  die  irrtümliche  Interpretation  der 
W/tee/erschen  Zahl  ein  falsches  —  nämlich  ein  ins  Große  ver- 
zerrtes —  Bild  gibt,  soll  nachstehend  versucht  werden,  die  richtige 
Deutung  zu  finden. 

Die  Bedeutung  des  Wortes  Merchant  ist  heute  im  engli- 
schen Sprachgebrauch  eine  ziemlich  einheitliche.  Man  versteht 
darunter  den  Handeltreibenden,  bei  dem  Art  und  Ausdehnung 
seines  Geschäfts  eine  gewisse  Weitheit  des  Gesichtskreises  vor- 
aussetzt, im  Gegensatz  zum  kleineren  shopkeeper  (Krämer)  oder 
pedlar  (Hausierer).     Meist  wird  der  Begriff  merchant  angewandt 

1)  a.  a.  O.  S.  57. 

2)  Zitiert  bei  Macpherson  a.  a.  O. 
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für  Kaufleute,  die  Geschäfte  en  gros  machen,  bei  dem  Inhaber 
eines  Detailgeschäftes  würde  eine  gewisse  Größe  seines  Betriebes 
vorausgesetzt  werden.  Daß  man  hier  und  da  auch  von  einem 
Krämer  als  merchant  spricht,  ist  eine  Sprachkorruption.  Jeden- 
falls aber  schließt  der  Sprachgebrauch  im  allgemeinen  das  Mo- 
ment der  Selbständigkeit,  des  Arbeitens  als  eigener  Herr,  ein. 
Der  Angestellte  des  Kaufmanns  heißt  in  der  Regel:  clerk,  mer- 
chants-clerk,  oder  man  sagt,  »he  is  in  an  office«.  —  Der  Expor- 
teur wird  entweder  nur  merchant  genannt,  oder  shipping-mer- 
chant,  shipper,  foreign  merchant  o.  ä. 

Gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  hatte  der  Begriff  »mer- 
chant« noch  nicht  seine  heutige  Entgültigkeit  gefunden.  Nach 
Wheeler1)  ist  ein  Kaufmann  jemand,  der  einen  >honest  .  .  .  trade 
emptionis,  venditionis  et  Permutationis«  betreibt;  nach  Malynes2) 
wurden  unter  Eduard  III.  »all  the  kings  subjects,  that  would 
bring  their  goods  to  the  staple  und  trade,  according  to  the  laws 
and  ordinances  thereof,  admitted  to  be  merchants.« 

Daß  aber  der  Begriff  noch  schwankend  war,  ergibt  sich  aus 
der   Tatsache,    daß    die    Eastland    Companie,    zu    der   satzungs- 
mäßig   nur  Kaufleute    zugelassen   wurden,    sich    gezwungen    sah, 
um  sich  des  Andrängens  unbefugter  Personen  zu  erwehren,  durch 
Statut  festzusetzen,  wer  als  »merchant«  im  Sinne  ihrer  Satzungen, 
d.  h.  allerdings   im  begrenzten  Sinne    des  Exportkaufmanns,    an- 
zusehen sei.   Ihr  Statutenbuch  gibt  hierüber  folgende  Auskunft3) : 
»An  order Defyneinge  aMerchante.  The  Opinion  of  the  Learned 
who  is  to  be  esteemed  a  merchant  according  to  the  intent  of  the 
charter  is    that  none  be  admitted  unless  he   were  a   merchant 
that  is  such  a  one  that  has  of  some  good  countenance  not  less 
than  3  Years  traded  at  home  and  abroad  beyond  the  seas  mer- 
chantlike  wherefore   it   is    ordained    for   the  avoiding  of  divers 
inconveniences  that  may  ensue  by  admitting  into  the  Company 
others  than  shall  thus  be  esteemed  capable  of  their  freedom  .  . 
that  none  be  esteemed  or  reputed  to  be  a  Merchant  that  shall 
be  admitted  to  the  freedom  .  .  but  such  have  traded  Merchan- 
dises  by  crossing  the  seas.« 


i)  a.  a.  O.  S.   ioi  u.  f. 

2)  G.  Malynes,    >Lex    mercatoria    or    the  Ancient  Law  Merchant«.     London 
1629  u.  1636. 

3)  M.  Seilers,   Acts    and  Ordinances   of  the  Eastland  Comp.,    London  1906, 

s.  3. 
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Von  modernen  Autoren  hat  sich  Groß1)  mit  dieser  Frage 
beschäftigt;  er  hat  die  Wandlungen,  denen  das  Wort  merchant 
begrifflich  unterzogen  war,  im  Gleichlauf  mit  den  geschichtlichen 
Phasen  des  Handelsstandes  abgegrenzt.  Beide  Definitionen  haben 
gemeinsam,  daß  sie  unter  »merchant«  den  selbständigen  Kauf- 
mann verstehen;  in  den  Statuten  wird  dies  ausgedrückt  durch 
die  Worte  »of  some  good  countenance«,  bei  Groß  durch  >an 
extensive  dealer«.  Die  Eastland  Companie  beabsichtigte  aller- 
dings nicht,  eine  objektive  Erklärung  des  Begriffs  »merchant«  zu 
geben,  sondern  es  lag  in  ihrem  Interesse,  die  durch  den  Sprach- 
gebrauch geschaffene  Unklarheit  zu  beseitigen  und  eine  ihren 
Zwecken  dienliche  einseitige  Deutung  des  Wortes  festzusetzen. 
Beide  Auslegungen  sind  insofern  mangelhaft,  als  tatsächlich  im 
16.  Jahrhundert  nicht  nur  der  selbständige  sondern  auch  der  mit 
Gehalt  in  einem  Handelsunternehmen  angestellte  Kaufmann  »mer- 
chant« genannt  wurde.  Hierfür  können  vielfache  Beweise  er- 
bracht werden,  es  genügt  jedoch,  die  folgende  Stelle  aus  einem 
Bericht  von  Anthony  Marlowe  an  die  East  India  Companie2) 
vom  22.  6.  1608  aus  Socrota  anzuführen  : 

»As  for  the  merchants  they   all  expected  sea  wages3)    were 
to  be  paid  them  in  the  country  but  repairing  together  to  the 
General  about  it  were  by  him  satisfied  to  the  contrary.« 
Es  ergibt    sich    aus    dem  Vorgehenden  deutlich,    daß   > mer- 
chant« auch    der   bezahlte  kaufmännische  Angestellte  eines  selb- 
ständigen  Kaufmanns    oder    Handelsunternehmens    sein    konnte. 
Daneben   wurde    das  Wort   auch   mit  Verbindungen   angewandt, 
die    eine    Gradbezeichnung    oder   Spezialtätigkeit    bedeuten.     So 

1)  Charles  Groß,  The  Gild  Merchant,  Oxford  1890,  Bd.  I,  S.  57.  Die  Stelle 
lautet  wie  folgt:  »There  appear  to  be  3  stages  in  the  history  of  the  word 
»merchant«.  At  first  it  embraced  all  who,  in  their  trade,  were  in  any  way  con- 
cerned  with  buying  and  selling,  including  petty  shopkeepers  and  many  handy- 
craftsmen.  During  the  15^  Century  it  applied  preeminently  to  all  who  made  a 
business  of  buying  for  resale-retailers  as  well  as  wholesalers-manual  craftsmen  not 
being  included.  It  then  came  to  have  its  present  signincation  of  an  extensive 
dealer.  In  conception  the  old  Gild  Merchant  represents  the  first  stage ;  the 
Companies  of  Merchants  the  second ;  the  Staplers  and  Merchants  Adventurcrs  the 
third.c 

2)  »Letters  received  by  the  East  India  Company«,  herausgegeben  von 
Danvers,  London   1896,  Brief  Nr.  3. 

3)  Sea-wages  =  Löhne,  die  während  der  Seereise  gezahlt  wurden.  Diese 
waren  natürlich  erheblich  niedriger  als  die  Gehälter,  die  die  Angestellten  während 
des  Landaufenthaltes  bezogen. 
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nennt  Cabot1)  in  seinen  Instruktionen  für  die  erste  Flottensendung 
der  Russian  Companie  den  kaufmännischen  Leiter  der  Expedition 
»Cape-merchant«  (Cape-caput-chief) ;  ob  der  Cape-merchant  ein 
Hauptaktionär  war  und  somit  als  selbständiger  Unternehmer  mit- 
ging, oder  ob  er  als  bezahlter  Beamter  der  Gesellschaft  das 
Unternehmen  leitete,  läßt  sich  nicht  feststellen ;  dem  ersten  durch 
königlichen  Charter  ernannten  Verwaltungsrat  der  Gesellschaft 
gehörte  er  jedenfalls  nicht  an2).  Dagegen  war  Rieh.  Cocks, 
Cape-merchant  der  Englischen  Factorei  in  Japan  in  den  Jahren 
1615 — 1622,  bezahlter  Direktor  des  Unternehmens.  Weiterhin 
wandte  man  das  Wort  »merchant«  an  für  Tätigkeitsgebiete,  die 
zwar  materiell  mit  der  Tätigkeit  von  Kaufleuten  sich  decken, 
die  aber  im  Gegensatz  stehen  zu  dem,  was  den  Begriff  heute 
zuvörderst  voraussetzt,  nämlich  das  Arbeiten  für  den  eigenen 
Verdienst  in  frei  ausgeübtem  Beruf.  So  bestand  das  Staatsamt 
eines  »Kings-Merchant«,  d.  h.  eines  Bevollmächtigten  der  könig- 
lichen Finanzverwaltung  in  Antwerpen,  das  u.  a.  auch  Thomas 
Gresham  inne  hatte ;  der  Inhaber  dieser  Stelle  war  ein  fest  be- 
soldeter Beamter,  allerdings  stand  es  ihm  frei,  nebenher  für 
eigene  Rechnung  Geschäfte  zu  machen.  Schließlich  ist  zu  er- 
wähnen, daß  Raleigh  in  seiner  Denkschrift 3)  an  James  I.  die 
Schaffung  eines  »State-merchant«  vorschlägt,  dem  weitgehende 
Befugnisse  für  die  Regelung  des  Außenhandels  nach  nationalen 
Grundsätzen  zu  übertragen  seien,  der  also  das  Amt  eines  heutigen 
Handelsministers  innehaben  sollte.  Die  Tatsache,  daß  man  den 
Ausdruck  merchant  auch  für  beamtete  Tätigkeit  anwandte,  zeigt, 
daß  der  Begriff  des  Kaufmanns  damals  noch  nicht  seine  heutige 
Ausschließlichkeit  angenommen  hatte. 

Diese  Feststellung   darf    nicht   außer    acht   gelassen   werden 


1)  Richard  Hakluyt>  The  prineipal  navigations,  voyages,  traffiques  and  dis- 
coveries  of  the  English  nation,  London  1598,  Bd.  I,  S.  226. 

2)  Im  Gegensatz  zu  dem  Cape-merchant  werden  die  anderen  Kaufleute,  die 
die  Reise  mitmachten,  petty-merchants  genannt.  Von  ihnen  heißt  es  in  den 
Instruktionen:  >any  of  the  petty  merchants  to  show  his  reckoning  to  the  cape- 
merchant  when  they  or  any  of  them  shall  be  required  and  no  communication  or 
truck  (Tausch)  to  be  made  by  any  of  the  petty  merchants  without  the  assent 
above  saidc  ;  offenbar  waren  es  also  kaufmännische  Angestellte,  Verkäufer,  die 
die  mitgebrachten  Waren  an  die  Eingeborenen  zu  verhandeln  hatten. 

3)  Observations  touching  trade  and  commerce  .  .  .  presented  to  king  James. 
By  Sir  Walter  Raleigh.  (»The  life  of  Sir  Walter  Raleigh«  by  Oldys  &  Birch, 
Oxford   1829). 
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bei  der  kritischen  Würdigung  der  wenigen  zeitgenössischen  An- 
gaben, dis  uns  einen  Schluß  auf  die  zahlenmäßige  Bedeutung  des 
Exporthandelsgewerbes  gestatten.  Zunächst  lassen  sich  aus  der 
Mitgliedzahl  der  Livery  Companies  zu  dieser  Zeit  Schlüsse  auf 
die  zahlenmäßige  Bedeutung  des  Großhandels  im  allgemeinen 
ziehen  1).  Die  Livery  Companies  waren  etwa  im  13.  Jahrhundert  ent- 
standen; ursprünglich  waren  es  Vereinigungen  von  Gewerbe- 
treibenden, gegründet  zu  sozialen  Zwecken  und  zur  Wahrnehmung 
ihrer  Berufsinteressen.  Eduard  III.  hatte  diese  Handelsbrüder- 
schaften, da  er  in  ihnen  den  wichtigsten  Faktor  für  das  kommer- 
zielle Leben  der  Nation  sah,  mit  großen  Privilegien  ausgestattet, 
die  ihnen  Monopolstellungen  in  ihrem  Berufszweige  sicherten. 
Sie  hatten  allmählich  das  'Stadtregiment  an  sich  gerissen;  nur 
aus  ihrer  Mitte  wurden  die  Bürgermeister  (Mayors)  und 
Stadträte  (Aldermen)  gewählt.  Ihr  Einfluß  in  der  Stadtverwal- 
tung verblieb  ihnen  auch,  während  ihnen  ihre  Handelsmonopol- 
rechte mehr  und  mehr  strittig  gemacht  wurden,  mit  deren  Ver- 
lust sie  an  wirtschaftlicher  Geltung  einbüßten  und  allmählich  nur 
noch  sozialen  Charakter  trugen.  Heinrich  VII.  »der  wünschte, 
zwischen  dem  Feudaladel  und  dessen  Hörigen  die  Handelsklasse 
einzuschalten,  um  dadurch  seinen  Thron,  der  häufig  in  früheren 
Fehden  ins  Wanken  geraten  war,  zu  befestigen,  sah  in  den 
Brüderschaften  ein  geeignetes  Werkzeug  für  seine  Zwecke«.  — 
Er  wurde  daher  selbst  —  und  mit  ihm  eine  Anzahl  seiner  Höf- 
linge —  Mitglied,  und  festigte  die  Brüderschaften  dadurch,  daß  er 
ihre  Freibriefe  erneuerte.  Aus  der  Klasse  der  Kaufleute  war  ein 
jeder,  der  soziale  oder  kommerzielle  Geltung  erwünschte,  Angehöri- 
ger einer  dieser  Livery  Companies,  ohne  daß  er  natürlich  darum  das 
nominelle  Gewerbe  seiner  Brüderschaft  betrieb.  Die  12  großen 
Livery  Companies  —  es  gab  noch  eine  größere  Anzahl  kleinerer, 
doch  die  hatten  wenig  Einfluß  auf  die  Munizipalverwaltung  — 
waren  die  der  Mercers,  Grocers,  Drapers,  Fishmongers,  Gold- 
smiths, Skinners,  Merchant  taylors,  Haberdashers,  Salters,  Iron- 
mongers,  Vintners,  Clothworkers.  Ueber  die  Zahl  ihrer  Ange- 
hörigen ist  uns  folgendes  bekannt:  1537  hatten  die  Mercers  53 
vollgültige  Mitglieder;  ungefähr  1605  zählten  die  Grocers  59  Mit- 
glieder;  1537  die  Drapers  yy}  darunter  mehrere  der  bekanntesten 


1)  Für  die   Einzelheiten  veiweise  ich  auf  Wm.  Herbert,    »The  history  of  the 
weife  great  livery  Companies  of  London«,  London   1837. 
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Exporteure  und  Gründer  der  Muscovite  Company;  das  Verzeichnis 
der  Fishmongers  nennt  1537  109 —  zur  gleichen  Zeit  das  der 
Merchant  taylors  97  Personen,  unter  ihnen  ebenfalls  einige  Grün- 
der der  russischen  Gesellschaft.  Diese  erstaunlich  geringen  Ziffern 
deuten  auf  eine  viel  kleinere  ziffernmäßige  Ausdehnung  des  Han- 
delsstandes in  der  Aera  Elisabeth  hin,  als  man  anzunehmen  ge- 
neigt wäre.  Es  mag  auch  gesagt  werden,  daß  um  1700,  also 
nach  einem  Jahrhundert  der  vielleicht  stärksten  Handelsexpansion, 
die  England  erlebt  hat,  die  Mitgliederzahl  fast  bei  allen  Com- 
panies  auf  das  3— 4 fache  gestiegen  war. 

Was  nun  das  Ueberseehandelsgewerbe  im  besonderen  an- 
langt, so  bestehen  gegenwärtig  in  England  bei  40  Millionen  Ein- 
wohnern, das  in  viel  größerem  Maße  der  industrielle  und  kommer- 
zielle Mittelpunkt  der  Erde  ist  als  dies  im  16.  Jahrhundert  der 
Fall  war,  ungefähr  4000  Exporthandelsfirmen,  was  unter  Berück- 
sichtigung von  Associationsverhältnissen  und  Einrechnung  der 
Direktoren  von  Gesellschaften  ungefähr  6000  selbständige  kauf- 
männische Existenzen  ergibt.  Nach  einem  zur  Zeit  der  Armada 
genommenen  Zensus  hatte  England  gegen  5  Millionen  Einwohner, 
so  daß  selbst  wenn  die  Ausfuhrintensität  die  gleiche  gewesen 
wäre  wie  heute,  die  Rohstofferzeugung  und  Industrie  des  Landes 
keine  genügend  breite  Basis  für  3500  Exportkaufleute  hätte  bilden 
können.  Tatsächlich  aber  waren  die  Betätigungsmöglichkeiten 
des  Exporteurs  unter  Elisabeth  verhältnismäßig  kleiner  als  sie 
es  heute  sind,  da  die  Industrialisierung  des  Landes  sogar  im 
Verhältnis  zu  anderen  Staaten,  z.  B.  den  Niederlanden,  gering 
war,  und  der  Hauptausfuhrartikel,  nämlich  wollene  Stoffe,  nicht 
nur  gegen  starke  ausländische  Konkurrenz  zu  kämpfen  hatte, 
sondern  in  großem  Umfange  auch  an  dem  Hauptstapelplatz  durch 
niederländische  und  italienische  oder  deutsche  Kaufleute  erworben 
und  dann  von  diesen  erst  an  den  eigentlichen  Bestimmungsort 
gesandt  wurden,  wodurch  dem  englischen  Exporteur  der  Haupt- 
verdienst entging,  er  sich  vielmehr  gleichsam  mit  einem  Zwischen- 
handelsgewinn begnügen  mußte.  An  den  Nahrungsquellen,  die 
das  Land  dem  Exporteur  bot,  schöpften  ferner  auch  die  fremden 
Kaufleute,  die  in  London  sich  angesiedelt  hatten;  so  gab  es  in 
London  eine  beträchtliche  Anzahl  von  Niederländern  (Wkee/ers 
Behauptung,  daß  allein  ihre  Zahl  100  betragen  habe,  ist  gewiß 
übertrieben),  ferner  machten  die  Deutschen  des  Stahlhofs  den 
einheimischen  Kaufleuten  starke  Konkurrenz  und   schließlich  die 
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Italiener  aus  den  oberitalienischen  Hafenstädten,  oder  Lombarden, 
wie  man  sie  kurz  nannte  . 

Die  Adventurers  führten,  wie  wir  von  Wheeler *)  wissen, 
jährlich  100  000  Stück  Tuch  im  Werte  von  I  Million  £  aus.  In 
ihren  Händen  lag,  wie  Malynes  berichtet 2),  der  größte  Teil  der 
Ausfuhr  von  Wolle  und  Wollfabrikaten,  seitdem  die  Staplers 
infolge  der  Bemühungen  der  Regierung  und  interessierter  Kreise 
die  in  England  gewonnene  Wolle  nicht  als  Rohmaterial,  sondern 
als  Fertigfabrikat  zu  exportieren,  jede  Bedeutung  verloren  hatten. 
Ein  Exporteur,  der  auch  nur  einige  Geltung  erlangen  wollte 
—  es  sei  denn,  daß  er  ein  »straggler«  war  und  rechtswidrigen 
Handel  trieb,  —  konnte  unmöglich  dem  Verband  der  Merchant- 
Adventurers  fern  bleiben,  um  so  mehr,  als  ihn  seine  Mitgliedschaft 
ja  nicht  hinderte,  auch  den  anderen  Außenhandelsgesellschaften 
anzugehören  oder  selbständig  nach  den  nicht  durch  Charter  ver- 
schlossenen, also  freien  Ueberseegebieten  auszuführen,  Uebersee- 
kaufleute,  die  außerhalb  der  Adventurers  standen,  können  also 
als  unwichtig  unberücksichtigt  bleiben.  Hätten  sich  nun  in  den 
Umsatz  von  1  Million  Pfund  3000  Kauf  leute  teilen  müssen,  so 
wäre  auf  jeden  von  ihnen  nur  durchschnittlich  350  Pfund  ge- 
kommen; rechnet  man  hierzu  noch  20%  Umsatz  in  anderen 
Waren  und  ferner,  daß  jeder  Kaufmann  im  Werte  seines  Aus- 
fuhrumsatzes auch  ausländische  Waren  einführte,  so  ergäbe  dies 
einen  durchschnittlichen  jährlichen  Geschäftsumsatz  von  800 
bis  850  Pfund,  was  durchaus  ungenügend  als  Existenzgrundlage 
für  den  einzelnen  gewesen  wäre.  Daß  aber  im  allgemeinen  zu 
jener  Zeit  das  überseeische  Geschäft  nur  als  eine  Nebenbeschäf- 
tigung betrieben  wurde ,  ist  unwahrscheinlich ,  denn  der  aus- 
ländische Handel  erforderte  damals  wahrscheinlich  eine  noch 
stärkere  Spezialisierung  und  setzte  mehr  Sonderkenntnisse  voraus 
als  heutzutage.  Deutlich  beweist  dies  die  lange  Lehrzeit  von  sie- 
ben Jahren,  die  der  zukünftige  Exportkaufmann  durchmachen  mußte, 
ehe    er  Mitglied   einer  Handelsgesellschaft  werden  konnte;    auch 

1)  a.  a.  o.  S.  21. 

2)  Afa/yties,  Maintainance  of  Free  Trade,  1622  (zitiert  bei  Groß):  > All  the 
trade  of  the  Merchants  of  the  Staple,  of  the  Merchants  Strangers  and  of  all 
othcr  Knglish  Merchants  concerning  the  Exportation  of  all  the  Commodities  of 
Wool  into  those  countries  where  the  same  are  especi  ally  to  be  vented,  is  in  the 
power  of  the  merchants  adventurers  only.«  Zu  Elisabeths  /eilen  war  allerdings 
die  Macht  der  Adventurers  noch  nicht  so  groß,  immerhin  dürfte  durch  sie  85% 
aller  Wolle  und  Wollfahrikate  ausgeführt  worden  sein. 
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wird  in  zeitgenössischen  Schriften  der  Exporteur  immer  als  solcher, 
nicht  als  Händler  im  weiteren  Sinne  erwähnt *). 

Doch  prüfen  wir  weiter,  welche  Bewandtnis  es  mit  den 
3500  Adventurers  hatte,  von  denen  Wheeler  berichtet.  Daß  sie 
nicht  sämtlich  Exportkaufleute  sein  konnten,  ist  offensichtlich, 
und  Wheeler  sagt  es  ja  auch  selbst,  wenngleich  man  dieser  Ein- 
schränkung so  wenig  Beachtung  geschenkt  hat.  Einen  Fingerzeig 
erhalten  wir  aus  den  folgenden  Satzungen  der  Adventurers2). 
Für  die  Zulassung  zum  Freeman  wurde  eine  der  folgenden  vier 
Voraussetzungen  verlangt,  nämlich:  Ableistung  einer  langen  Lehr- 
zeit (meist  7 — 8  Jahre)  bei  einem  Adventurer;  Erbschaft  der 
Mitgliedschaft,  doch  konnte  vor  dem  20.  Lebensjahre  von  dem 
Erbrechte  kein  Gebrauch  gemacht  werden;  Erwerb  der  Mitglied- 
schaft durch  Zahlung  eines  Beitrittsgeldes,  das  damals  nicht 
geringer  als  200  Pfund  Strl.  war;  schließlich  Wahl  als  Ehren- 
mitglied. Es  sind  also  hier  4  Kategorien  aufgestellt ;  eine  Unter- 
suchung, in  welchen  Beziehungen  jede  von  ihnen  zu  dem  Export- 
handelsgewerbe stand,  dürfte  die  Frage,  die  uns  beschäftigt,  lösen. 
Ein  Lehrling  hatte  also  nach  7 — 8jähriger  Dienstzeit  bei  eirtem 
Adventurer  Aussicht  darauf,  als  Freeman,  d.  h.  Mitglied  in  die 
Korporation  aufgenommen  zu  werden.  Daraus  folgt  aber  nicht, 
daß  er  nun  eine  selbständige  Existenz  als  Exporteur  erlangt 
hatte,  sondern  er  konnte  —  obgleich  Freeman  —  dennoch  An- 
gestellter eines  anderen  Freeman  sein;  hierzu  war  er  in  jedem 
Fall  gezwungen,  wenn  er  kein  eigenes  Kapital  hatte,  denn  ein 
mittelloser  junger  Kaufmann  konnte  nur  als  seltenen  Glücksfall 
darauf  rechnen,  Geschäftskapital  geliehen  zu  erhalten.  Während 
nun  aber  für  die  Korporation  im  allgemeinen  kein  Anreiz  bestehen 
konnte,  neue  Mitglieder  durch  »redemption«  zu  schaffen,  da  jeder 
neu  hinzugelassene  ein  Konkurrent  der  alten  Mitglieder  wurde, 
hatten    die    letzteren  ein  großes  Interesse  daran,    daß  ihre  Lehr- 


1)  Vgl.  z.  B.  :  >The  diary  of  Henry  Machyn«,  Camden  Soc.,  London  1848  : 
.  .  Sir  George  Barnes,  knight,  latemayor  and  haberdasher,  &  the  chief  merchant 
of  Muscovia  .  .  Master  Hussey,  squire,  &  a  great  merchant  of  the  Muscavia  & 
other  places  .  .  a  great  merchant-venturer  &  of  Muscovia  and  Haberdasher  .  . 
Master  Machyll,  alderman,  .  .  .   Clothworker  and  Merchant  of  Muscovia. 

2)  W.  E.  Lingelbach ,  The  merchant  adventurers  of  England,  their  laws  and 
ordinances,  1902.  Das  von  Lingelbach  zum  ersten  Male  veröffentlichte  Manuskript 
»The  lawes,  Gustomes,  Ordinances  of  the  fellowship  of  Merchants  Adventurers  of 
the  Realm  of  England,  collected  and  digested  into  Order  by  John  Wheeler, 
Secretary  of  the  Said  fellowship,  A.D.  1608«  befindet  sich  im  britischen  Museum. 
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linge    nach    vollendeter    Lehrzeit    in    die    Genossenschaft   aufge- 
nommen wurden. 

Wahrscheinlich  in  der  Mitte  der  Regierungszeit  Elisabeths 
war  nämlich  innerhalb  der  Genossenschaft  der  sogenannte  »stint« 
eingeführt  worden  l).  Das  bedeutet,  daß  jedem  Mitgliede  eine 
jährliche  Höchstmenge  an  Stoffen  eingeräumt  war,  die  er  expor- 
tieren durfte.  Diese  Menge  richtete  sich  je  nach  der  Länge  der 
Mitgliedschaft.  Sie  betrug  für  das  erste  bis  zum  dritten  Jahr 
400  Stück  Stoff  und  stieg  bis  zum  Höchstmaß  von  1000  Stück 
nach  20jähriger  Zugehörigkeit  zum  Verband.  Theoretisch  nun 
stand  jedem  Adventurer  der  Verkauf  von  Stoffen  innerhalb  der 
angeführten  Grenzen  frei.  Jedoch  bestanden  für  solche  Mit- 
glieder, die  nicht  selbständige  Kaufleute,  sondern  kaufmännische 
Angestellte  waren,  '  Ausnahmebestimmungen;  ihnen  war  es  nur 
mit  besonderer  Genehmigung  ihrer  Dienstherren  erlaubt,  Waren 
zu  kaufen  oder  zu  verkaufen.  Es  ist  also  naheliegend,  daß  der 
selbständige  Adventurer  einen  Vorteil  darin  hatte,  Mitglieder  der 
Korporation  als  Angestellte  zu  beschäftigen,  da  er  dadurch  sich 
die  ihnen  zustehende  StofTquote  sichern  konnte.  Wahrscheinlich 
hiermit  im  Zusammenhang  stehend  und  um  einer  allzu  großen 
Ausnutzung  dieser  Möglichkeit  vorzubeugen,  wurde  ein  Statut 
erlassen,  das  die  Zahl  der  Lehrlinge,  die  mit  Anwartschaft  auf 
spätere  Zulassung,  d.  h.  als  eingeschriebene  Lehrlinge  von  einem 
Adventurer  angestellt  werden  durften ,  auf  höchstens  drei  be- 
schränkte. Diese  Beschränkung  war  auch  nötig,  um  eine  Ueber- 
produktion  von  kaufmännischem  Personal  zu  verhindern  2). 


1)  Vgl.  Lingelbach,  a.  a.  O.  S.  67  u.  f. 

2)  Eine  solche  hatte  tatsächlich  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  statt- 
gefunden. Es  waren  so  viele  Lehrlinge  ausgebildet  worden,  daß  die  Lehrherren 
ihnen  keine  bezahlten  Anstellungen  geben  konnten.  Um  ihren  Lebensunterhalt  zu 
verdienen,  blieb  den  jungen  Leuten  daher  nichts  übrig,  als  zu  versuchen,  auf 
eigene  Rechnung  Geschäfte  zu  machen.  StofFabrikanten,  Clothmakers  aus  der 
Provinz  fanden  sich,  die  ihnen  Warenkredite  einräumten.  Da  sie  auf  alle  Weise 
die  Geschäfte  an  sich  zu  reißen  suchten,  verdarben  sie  den  allbestehenden  Kinnen 
das  Geschäft  derart,  daß  diese  sich  mehr  und  mehr  vom  Handel  zurückzogen  und 
ihre  Kapitalien  anders  verwerteten.  Natürlich  dauerte  diese  wilde  Jagd  nicht 
lange.  Mangel  an  Kapital,  Erfahrung  und  Verbindungen  zwang  die  Neulinge  bald 
dazu,  die  Waffen  zu  strecken;  > they  run  away  into  sanetuaries  and  other  places« 
ohne  ihre  Schulden  zu  bezahlen,  und  jedermann,  sowohl  der  Fabrikant  wie  der 
legitime  Händler  war  geschädigt.  I)ic  alten  Kaufleutc  aber  zogen  eine  Lehrt 
hieraus,    wie    das  Statut    zeigt.     (Vgl.   Rick,    Pauli,     »3    volkswirtschaftliche   Denk* 

schriften  aus  der  Zeit  Heinrich  VIII.  von  England«,  GtKÜngen  1878.) 
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Daß  man,  wenn  man  Korporierte  anstellte,  nicht  immer  nur 
seinem  freien  Willen  folgte  und  nach  eigenem  Ermessen  handelte, 
geht  aus  einem  Statut  der  Adventurers  von  Newcastle  hervor1), 
das  vorschrieb,  daß  man  im  Auslande  keinen  Beamten  beschäf- 
tigen dürfe,  »der  nicht  Mitglied  der  Korporation  sei,  mit  Aus- 
nahme von  Lehrlingen  und  Söhnen  von  Mitgliedern«.  Es  ist 
also  nachgewiesen,  daß  von  den  3500  Freemen  ein  Teil  nicht 
selbständige  Ueberseekaufleute,  sondern  Angestellte  —  und  zwar 
recht  schlecht  besoldete  —  waren. 

Neben  diesen  gab  es  noch  eine  andere  Kategorie  von 
Adventurers,  die  nicht  zum  Exporthandelsgewerbe  gehörten;  ich 
will  sie  als  »nicht-tätige  Adventurers«  bezeichnen.  Wir  haben 
nur  wenig  Nachrichten  über  sie,  in  den  Ordinances  ist  ihrer 
unserer  Kenntnis  nach  nur  einmal  Erwähnung  getan 2)  :  »kein 
Mitglied  .  .  das  nicht  selbst  entweder  als  Detaillist  oder  Grossist 
Handel  treibt  .  .  soll  einen  oder  mehr  Lehrlinge  annehmen 
dürfen.«  Wheelerz)  sagt  von  ihnen:  »they  use  not  the  trade  for 
that  it  suffices  for  all«  und  daß  ihre  Anzahl  »sehr  groß«  sei. 
Trotz  dieser  mangelhaften  Nachrichten  läßt  sich  aus  den  Ueber- 
lieferungen  ihre  Stellung  und  ihre  Funktion  innerhalb  der  Korpora- 
tion wohl  erkennen.  Sie  setzten  sich  zusammen  aus  den  ver- 
schiedensten Kreisen  der  Bevölkerung,  aus  Landwirten  und  Hand- 
werkern, die  die  Mitgliedschaft  durch  Erbschaft  erworben  hatten,, 
und  aus  ehemaligen  eingeschriebenen  Kaufmannslehrlingen,  die 
nach  Ableistung  ihrer  Lehrzeit  und  Aufnahme  in  den  Verband 
der  Adventurers  sich  einem  anderen  Berufe  zugewandt  hatten,, 
da  sie  aus  Mangel  an  eigenem  Vermögen  im  Exporthandel  kein 
Fortkommen  sahen.  Bei  allen  vertrat  die  Korporation  wahr- 
scheinlich die  Rolle  der  Börse  von  heutzutage,  indem  sie  ihnen 
die  Möglichkeit  gewährte,  sich  mit  ihrer  Stoffquote  an  dem 
»adventure«  eines  der  korporierten  Fernhändler  zu  beteiligen,, 
ungefähr  so,  wie  sie  heute  ihr  verfügbares  Kapital  in  einer 
Industrie- Aktie  anlegen  würden,  ohne  dadurch  etwa  Einfluß  auf  die 
Geschäftsführung  des  Aktienunternehmens  zu  gewinnen.  Wollten 
sie    aber   garnichts    wagen,    so    war  ihre  Mitgliedschaft  trotzdem 


1)  »Extracts  from  the  records  of  the  Merchant  Adventurers  of  Newcastle-on- 
Tyne«  (herausgegeben  von  Dendy,  London  1895)  S.  72. 

2)  Lingelbach  a.  a.  O.  S.  38. 

3)  a.  a.  O. 
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eine  Einnahmequelle  für  sie,  denn  sie  konnten  ihre  Stoffquote 
einem  Adventurer  gegen  Entschädigung  abtreten. 

Eine  dritte  Kategorie  von  freemen,  die  nicht  zu  den  selb- 
ständigen kaufmännischen  Existenzen  gehörten,  waren  die  Ehren- 
mitglieder. Dieser  Ehre  teilhaftig  wurden  neben  einigen  Edel- 
leuten,  von  denen  die  Gesellschaft  eine  Förderung  erwartete, 
meist  die  königlichen  Gesandten  und  Agenten  sowie  die  Ge- 
sandten fremder  Fürsten.  Eine  Liste  der  Ehrenmitglieder  aus 
dieser  Zeit  ist  erhalten,  sie  enthält  die  Namen  von  etwa  60  Per- 
sonen, also  eine  unerhebliche  Zahl. 

Desto  größer  war  in  der  Korporation  das  Element  der  An- 
gestellten und  der  »nicht-tätigen  Adventurers«,  worüber  uns  in 
Ermangelung  von  Quellenangaben  folgende  theoretische  Be- 
rechnung ein  Bild  gibt.  Nach  dem  bereits  erwähnten  Statut l) 
durfte  nur  der  handeltreibende  Adventurer  Lehrlinge  halten,  und 
zwar  je  nach  der  Länge  seiner  Zugehörigkeit  zu  der  Korporation : 
während  der  ersten  7  Jahre  einen  eingeschriebenen  Lehrling, 
nach  dem  7.  Jpis  zum  20  Jahre  höchstens  zwei  und  nach  dem 
20.  Jahre  höchstens  drei  Lehrlinge.  Er  bildete  also  während 
einer  25jährigen  Berufszeit  ungefähr  6  korporationsfähige  Lehr- 
linge aus.  Wie  auch  heute  nur  der  geringste  Teil  der  Lehrlinge 
des  Außenhandelsgewerbes  in  der  Lage  ist,  sich  eine  selbständige 
Existenz  in  diesem  Beruf  zu  gründen,  waren  auch  damals  die 
meisten  von  ihnen  gezwungen,  abhängige  Stellungen  anzunehmen, 
um  so  mehr  als  es  damals  schwerer  als  heute  für  den  Mittel- 
losen war,  sich  Betriebskapital  zu  leihen  und  Warenkredit  zu  er- 
halten. Nehmen  wir  an,  daß  jeder  Zehnte  sich  aus  eigener 
Kraft  oder  mit  fremder  Hilfe  auf  eigene  Füße  stellen  konnte 
und  ferner,  daß  das  fluktuierende  Element  der  Neu-Etablierungen 
ungefähr  gleich  groß  war  wie  die  stabile  Masse  der  altbestehen- 
den Firmen,  so  würde  ein  Fünftel  aller  freemen,  d.  h.  aller  Mit- 
glieder der  Korporation  der  Merchant  Adventurers  aus  selb- 
ständigen Existenzen  bestanden  haben.  Da  aber  das  fluktuierende 
Element  meist  größer  ist  als  das  stabile,  so  wird  auch  diese 
Verhältniszahl  noch  zu  groß  sein,  und  es  dürfte  reichlich  be- 
messen erscheinen,  wenn  von  den  3500  Freemen,  die  Whiflit 
uns  überliefert,  3 — 400  selbständige  Exporteure  waren. 

Wir  können  diese  Ziffer  nachprüfen,  indem  wir  das  heutige 
Verhältnis  der  selbständigen  Exporteure  zu  der  Gesamteinwohner- 

i)  I.ittgelbach  a.  a.  O.  S.  38  u.  P, 
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zahl  Englands  als  Grundlage  nehmen;  dies  beträgt  6000  zu 
40  Millionen,  d.  i.  I  :  6500 ;  die  gleiche  Verhältniszahl  für  das  England 
Elisabeths  angewandt,  würde  ein  Exporthandelsgewerbe  von  un- 
gefähr 750  selbständigen  Existenzen  ergeben.  Hierbei  muß  aber, 
wie  schon  früher  angedeutet  wurde,  die  geringere  Industriali- 
sierung Englands  zu  jener  Zeit  in  Erwägung  gezogen  werden 
und  ferner,  daß  das  Land  noch  nicht  Haupthandelsmarkt-  und 
Vermittlungsplatz  von  Europa  war;  es  konnte  also  auch  dem 
Verhältnis  nach  nur  einer  geringeren  Anzahl  von  Fernhändlern 
eine  Existenzbasis  bieten;  hieraus  erhellt,  daß  die  oben  errechnete 
Ziffer  nicht  zu  niedrig  ausgefallen  ist. 

Wichtig  ist  ferner  für  die  Beurteilung  des  Kaufmanns  die 
soziale  Klasse,  aus  der  sich  sein  Stand  rekrutiert.  Die  Grund- 
begriffe von  Treu  und  Glauben,  von  Ehre,  Recht  und  Unrecht, 
haben  sich  weder  im  Laufe  der  Geschichte  wesentlich  geändert, 
noch  sind  sie  zu  irgendeiner  Zeit  Sondereigentum  einer  Nation 
oder  eines  Erdteils  gewesen,  sondern  dasselbe  gilt  zu  seiner  Zeit 
als  gut  oder  schlecht  bei  allen  Völkern,  deren  Zivilisation  gleich- 
geartet ist,  »Noblesse  oblige«  gilt  im  Norden  wie  im  Süden,  bei 
den  blonden  Völkern  wie  bei  den  Franzosen  oder  Rumänen. 

Gleichwohl  ist  es  eine  bekannte  Erfahrungsregel,  daß  es  von 
Bedeutung  für  das  Auftreten  und  Geschäftsgebaren  der  Kaufleute 
gegenüber  Fremden  ist,  ob  ihr  Stand  in  ihrem  Heimatlande  viel 
gilt  oder  gering  eingeschätzt  wird. 

In  Ländern,  in  denen  der  Handelsstand  geachtet  wird,  setzt 
er  sich  aus  wohlangesehenen,  auf  einem  höheren  Niveau  erzogenen 
Individuen  zusammen,  wo  er  wenig,  gilt,  wie  in  Beamten- 
und  Militärstaaten,  werden  sich  zu  ihm  nur  die  geringeren,  ja 
auch  minderwertige  Elemente  drängen. 

Ueber  die  Klasse,  aus  der  sich  die  Adventurers  rekrutierten, 
haben  wir  nur  magere,  und  verschiedenartige  Kunde.  Allgemein 
berufen  sich  neuere  Schriftsteller,  wie  Cunni7tgham1)  und  Lingel- 

i)  Cunningham  ,  The  growth  of  English  industrie  and  commerce  in  modern 
times.  Cambridge  1903.  Cunningham  schreibt:  »Eine  große  Anzahl  der  Londoner 
Lehrlinge  kam  aus  den  Häusern  der  Landaristokratie  und  weil  sie  so  vielfach 
Kinder  von  Gentlemen  und  von  Personen  aus  gutem  Stande  waren,  gingen  sie  in 
teuren  Kleidern  einher  und  trugen  Waffen.«  Die  Klage  über  die  Verschwendungs- 
sucht der  Lehrlinge  war  sehr  alt;  bereits  im  Jahre  1554  hatten  die  Adventurers 
von  Newcastle  eine  Verordnung  erlassen,  die  sich  mit  dieser  Frage  beschäftigt. 
Im  Jahre   1603  findet  sich  eine  strenge  Vorschrift  der  Adventurers,  die  den  Lehr- 


Verlag  Don  3.  (L  03.  9ttof)r  CPaul  6tebcch)  in  Tübingen. 

i  i  i  i  i  i  i  i  i  i  i  i  ii  i  ii  i    iii  i  i  i  i  i  ii  ■■  i  i  ■■•■>■'■  ■iiii'iii'iiiii!iii!i>iii<ni<iiiiiiitiiiiiiiaiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiii 

Dr.  Hermann  2Het)er 

3)as  poItfifd)e  6d)riffooefen 

im 

Seutfcfyen  auswärtigen  ©tenft 

Gin  CeÜfaöen 
3um  Q3erffänönis  biplomafifdjer  Dokumente 

8.    1920.    m.  5.40. 

3nf)alls überfielt:  I.  3)ie  Drganifation  be§  beutfdjen  aus- 
wärtigen 2)ienfte3  im  allgemeinen.  5)a§  auswärtige  2lmt  unb  bic  beutfdjen 
auswärtigen  SJlijjionen  unb  Stonfulate.  —  II.  3)ie  allgemeine  Organisation 
beS  politifdjen  (3d)riftWefenS  im  2)ienftbereid)  beS  9tuSW artigen  StmtS. 
—  IIL  ©runbbegriffe  beS  Politiken  unb  biplomatifdjen  (3d)riftwefenS.  — 

IV.  @d)riftlid)e  SBerrjanblungSformen  im  SSerfeljr  mit  fremben  9fläd)ten.  — 

V.  $ie  Beteiligung  beS  (Staatsoberhauptes  an  bem  politiferjen  ©djrift- 
wefen  beS  auswärtigen  SMenfteS.  —  VI.  2)ie  Wirten  ber  SSeförbcning 
politijcf>biplomatifd)er  'Sofumentc. 

2lus  93ejpreci)ungen: 

Dr.  Hermann  Getier  fjat  in  öorliegenber  (5d)rift  ein  füc  Weitcftc  Streife 
bebeutfamcS  unb  t)od)intereffanteS  2Berfd)eu  crfdjeinen  laffen.  3n  fu^er, 
wifjcnfdjaftlid)  prä^ijer  'Dacftcllung  werben  bic  Crganijation  beS  beut- 
jdjen  auswärtigen  5)icnfteS  —  an  bem  \a  burd)  bie  llmtoälsung  wenig 

•  i  1 1 1 1  ■  i  in  iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiini iiiniiiii  im  n  iniin  i  n ii  ii  um  ii  iii  ii  iii  ii  ■■  iii  ii  im  iii  ii iiiiiiiiiiiini 

Q3crlag5*3:cucruit953Ufcl)Iag  ab  1.  3anuar  1922  bei  SBerhen 

mit  3af)res3al)l  bis  1917:  400%,  mit  3al)res3al)l  1918  unb  1919:  300<>/0, 

mit  3af)res3al)l  1920:   100%, 

mit  3at)rc53at)l  1921,  1922  unb  mit  greifen  mit  *  Hein  Gufcfjlag. 
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Ver<  hlag 

ab  15.  n      I 


r 


9tfet)er,  <Da$  poltttfd>e  3d>rtffrt)efen. 


21  us  Q3efprecf)ungen  ferner: 

geänbert  Würbe  — ,  bie  ©runfcbegriffe  beS  biplomatifdjen  imb  Politiken 
<Sd)riftwefen3,  fowie  bie  biülomatifd)eu  internationalen  $8erljanbluug§- 
unb  JBerteljrSformen  bargelegt.  %n  einer  3cit,  wo  bie  greife  täglid)  bon 
^oten,  9£otenau£taufd)  unb  SSertjanblungen  beridjtet,  !ann  bie  fu^e,  flare 
(Sdjrift  nnr  jebermann  aufs  wäimfte  empfohlen  werben. 

33  a  b  i  f  d)  e  r  $eobad)ter  bom  8.  Wtai  20. 

2)a£  93ud)  liefert  gang  allgemein  eine  in  biefer  9Xrt  burd)au£  neue, 
berbienftbolle  (Sinfüljrung  in  eine  quellenmäßige  93efd)äftigung  mit  neuefter 
auswärtiger  ^ßolitif  überhaupt  unb  fommt  bamit  aud)  einem  bringenden 
23ebürfniffe  be§  &iftori!er§  entgegen. 

&  i  ft  o  r  i  f  d)  e  3  e  i  t  f  d)  r  i  f  t.    S3b.  123.    &eft  1. 

3>te  ©djrift  ift  in  erfter  Sinie  für  weitere  Greife  Bestimmt;  fie  null 
ben  3e^un9^efer  5um  tidjtigen  $erftänbni§  außenpolitifcfyer  ®o!umente 
anleiten  unb  il)m  ben  Süd  fdjärfen  aud)  für  il)re  $einT)eiten  unb  burdjauS 
nid)t  unWefentlid)en  Kleinigkeiten.  2lber  aud)  ber  $ad)l)iftorifer  U)irb 
baS  S8ud)  als  Wertbollen,  auf  einbringenber  ©ad)fenntniS  beruljenben 
Beitrag  §ur  mobernen  Slftenlunbe  mit  lebhaftem  2)anf  entgegennehmen 
unb  bei  ber  fritifcfyen  Verwertung  biblomatifdjer  (Sdjriftftüde  mit  duften 
5u  9?ate  gießen.  §  i  ft  o  r  i  f  d)  e  S  3  a  f)  r  b  u  d).    S8b.  40. 

•ättan  famt  fagen,  baß  biefe  Arbeit  einem  Wirflidjen  Sftotftanb  abhilft. 
3)enn  bie  formale  (Seite  außenpoütifdjer  SBegriffSbilbung  lag  bei  unS  he* 
fonberS  im  Slrgen.  Sßenn  baS  beutfcfye  Sßolf,  bem  man  fo  gern  bie  angeneh- 
men 93egleiterfd)einungen  feiner  Sttünbigfeit  bor  fingen  füljrt,  erft  einmal 
baS  SSerpflidjtenbe,  $8erantwortungSfcl)Were  feiner  neuen  «Stellung  erfannt 
t)at,  wirb  eS  fid)  naä)  9tüftäeug  umfeljen.  9tter)erS  S3üd)lein  liefert  eS  iljm 
an  feinem  Seile  in  juberläffig^gebiegener  51rt;  eS  Wirb  baju  beitragen,  bie 
,/3)iJplomatenfprad)e"  aud)  in  ted)nifd)*inftitutioneller  Söegieljung  weiteren 
Greifen  berftänblid)  §u  machen,  ©in  forgfältigeS  SRegifter  erleichtert  bie 
Orientierung  in  ben  einzelnen  2lbf  dritten. 

$reußtfd)e3af)rbüd)er.   SRai^cft  1920. 

2luS  einem  ber  intereffanteften  lleinen  SBüdjer  erfährt  man  bie  ©e* 
pflog  enteilen,  bie  im  beutfdjen  auswärtigen  9lmt  bei  ber  2lbfaffung  bon 
biülomatifdjen  S3erid)ten,  ©rlaffen  unb  -Koten  fjerrfcfyen  .  .  .  %a§>  bulgäre 
unb  meift  fentimentale  $efd)Wä£  über  auswärtige  $olitit  !ann  im  beutfdjen 
Sßolf  nur  überWunben  werben,  wenn  fid)  reale  Kenntniffe  über  fragen  beS 
SluSlanbeS  unb  ber  naturgemäßen  £ed)nif  beS  auswärtigen  3)ienfteS  ber* 
breiten.  3)afür  leiftet  baS  33üd)lein  üon  ^ermann  9fe)er  gute  S)ienftc. 

3)  e  u  t  f  d)  e  allgemeine  3eitung  bom  7.  %uni  1920.— 
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«erlag  Dem  3.  <£.  03.  <JR  o  t)  r  (<£au[  Giebech)  in  Tübingen. 
Dr.  Hermann  2Het)er 

granhrdcfjs  ßatupf 
um  toe  5Rad)f  in  5er  QBelt 

8.  1918.    m.  2.—. 

2Ius  Q3efpred)ungen : 

Dr.  ^ermann  20?erjer  jdn'lbert  „$ranfreid)§  Stampf  um  bie  9ftad)t  in 
ber  SBclt"  in  groar  tnappen,  aber  tmffenfdjaftiid)  tootjtbegrünbeten  tmb 
getoiffenfjaft  abgezogenen  Darlegungen  öon  frül)mittelalterlid)en  geilen 
an  bi$  gur  ©egeutuart.  Da§  93üd)lein  i ft  burd)  bie  23ertoenbung  ber  neueften 
fran5öjifd)eu  Slrieg§literatur  ausgezeichnet.  ©§  getoäfjrt  einen  guten  Heber* 
blid.  £  i  t  e  r  a  r  i  j  d)  e  3  Bentralbiatt  1918  £.  44. 

%n  fnapper,  Itarer  unb  ftreng  fad)Hd)er  SSeife  gibt  ber  $crfaffer  eine 
Darstellung  üon  beut  Kampfe  granlreicf)§  um  bie  (Geltung  in  ber  SBelt 
burd)  bie  3aWunbe;te  tjinburd)  .... 

Die  teueren  <5  p  r  a  d)  e  u.    23anb  26,  $eft  7/8. 

93efonbcr3  anertennenStuert  ift  ba%  SSeftreben  be§  S3erfaffer§,  5tt)ifct)en 
ben  iemeUigcn  politifdjen  ®ampfid)riftcn  unb  ben  eigentlidjen  Bieten  ber 
franaöjifdjcn  $olitif  gu  unterjdjeibcu. 

StugSburger  ^oftjettung  bom  16.  £)ttober  1919. 

SSir  empfehlen  biefe  fnappe  (5cr>rift  jebem,  ber  fid)  auf  ©runb  ge* 
fct)id)tHdr)en  SBtffcnS  ein  5öilb  öon  ben  politischen  Vorgängen  in  ©uropa 
im  legten  ^rtaujenb  machen  hüll,  auf§  angelegentlid)fte  aur  Scftüre. 

Ulm  et  Rettung  üom  2.  Stuguft  18. 


Q3erlags=3:cueriiitQS(utfcl)lag  ab  1.  Sanitär  1922  bei  QBerken 
mit  3a()re53al)I  bis  1917:  400%,   mit  3af)res3af)l  1918  unb  1919:  300  %, 
mit  3al)re53al)l  1920:    100%, 
•  mit  3ai)rc53at)l  1921,  1922  unb  mit  greifen  m     *  ftetn  3ufd)tag. 


<8erlag  oon  3.  S.  <8.  9Kol)r  C^Jaul  Giebech)  in  Tübingen. 


Archiv  des  öffentlichen  Rechts 

Begründet  von 
Paul  Laband  und  Felix  Stoerk 

Herausgegeben  von 

Robert  Piloty,  Albrecht  Mendelssohn  Bartholdy, 
Heinrich  Triepel,   Otto  Koellreutter 

42.  Band.     1922. 
Abonnementspreis  M.  80. — ,    Preis  eines  einzelnen  Heftes  M.  30. — . 

Das  „Archiv  des  öffentlichen  Rechts*  will  zu  der  Lösung  der 
neuen  großen  Aufgaben,  vor  die  die  staatliche  und  politische  Neu- 
gestaltung die  Staatsrechtswissenschaft  gestellt  hat,  beitragen.  Dies  soll 
zunächst  wie  bisher  geschehen  durch  die  Veröffentlichung  wertvoller 
Abhandlungen  aus  allen  Gebieten  des  Staatsrechts.  Daneben  erscheint 
aber  gerade  heute  die  eingehende  Würdigung  der  staatsrechtlichen 
Praxis  besonders  wichtig.  Der  Befriedigung  dieses  Bedürfnisses  soll  die 
zweite  neue  Abteilung  des  Archivs  dienen,  die  der  Behandlung  wichtiger 
und  aktueller  Fragen  „Aus  der  Praxis  des  Staatsrechts*  gewidmet  ist. 
Die  Literaturabteilung  bringt  ausführliche  Besprechungen  der  wichtigsten 
Neuerscheinungen  auf  allen  Gebieten  des  öffentlichen  Rechts. 

Das  „Archiv  des  öffentlichen  Rechts"  erscheint  in  jährlich 
2  Bänden  zu  je  3  Heften.  Alle  2  Monate  erscheint  ein  Heft  im 
Umfang  von  8  Bogen. 
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Archiv  des  öffentlichen  Rechts  Band  42,  Heft  lu.  ff. 

betrag  anbei  —  5urd)  2tad)naf)me 

Ort  unb  3«t:                                                    9tame: 

1922.  II.  4500.  5Jr.  18. 


S)rwf  toon  §.  S,a\xp\>  \v  in  Xü&inßen. 
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back x),  auf  Wheeler,  zum  Beweise  dafür,  daß  der  Nachwuchs  des 
Adventurers  aus  den  Kreisen  der  Aristokratie,  des  begüterten 
Landbesitzes  und  der  wohlhabenden  bürgerlichen  Kreise  stammte. 
Wheeler  2)  bemerkte  über  die  Satzungen  der  Adventurers,  daß  die 
»Ordinances  contain  all  kind  of  good  discipline,  instructions  and 
rules  to  bring  up  youth  in  and  to  keep  them  in  order  so  that 
the  merchants  Adventurers  .  .  .  send  their  young  men,  sons  and 
servants  or  apprentices,  who  for  the  most  part  are  Gentlemens 
sonnes,  or  mens  children  of  good  means  or  quality  to  the  mart 
towns  beyond  the  seas  there  to  learn  good  fashions  and  to  gain 
experience  and  knowledge«.  Während  also  zweifellos  die  er- 
wähnte Theorie  durch  den  Wheelersehen  Bericht  gedeckt  wird, 
steht  sie  im  Wiederspruch  zu  anderen  zeitgenössischen  Beweis- 
stücken. 

In  den  von  Pauli  unter  dem  Titel  »Volkswirtschaftliche 
Denkschriften«3)  herausgegebenen  3  Pamphleten  oder  Predigten, 
wird  den  Adventurers  wieder  und  wieder  vorgeworfen,  daß  sie 
»emporgestiegen  seien  aus  Söhnen  armer  Leute,  geboren  um  ihren 
Lebensunterhalt  durch  harte  körperliche  Arbeit  zu  verdienen«. 
Dem  Verfasser  —  so  scheint  es  dem  Leser  —  macht  nichts  die 
Adventurers  so  widerwärtig,  als  die  Tatsache,  daß  sie  geringer 
Leute  Kinder  seien,  die  sich  ihren  Reichtum  neu  erworben  hätten, 
und  durch  nichts  glaubt  er  sie  bei  seinen  Hörern  mehr  herab- 
setzen zu  können,  als  dadurch,  daß  er  ihnen  diesen  Vorwurf 
immer  und  immer  wieder  ins  Gesicht  schleudert. 

Nun  waren  zwar  seit  dem  Erscheinen  der  Schriften  oder 
Predigten  (nach  Pauli  im  Jahre  1535,  J536)  bis  zur  Veröffent- 
lichung   des    Wheelersehen    Buches    gegen    70   Jahre    vergangen, 


lingen  den  ungehörigen  Luxus  verbietet,  und  ihnen  ihre  Kleidung  bis  ins  einzelne 
vorschreibt.  Was  jedoch  den  Erlaß  James  I  v.  J.  1611  anlangt,  auf  dem  Cutntittg- 
ham  fußt,  so  kann  aus  ihm  gewiß  nicht  geschlossen  werden,  daß  die  Extravaganz 
und  Waffenliebe  der  Lehrlinge  auf  ihre  aristokratische  Abstammung  zurückzuführen 
ist;  denn  besagter  Erlaß  stellt  die  Lehrlinge  in  eine  Linie  mit  »maid  servants« 
und  >woman  servants«,  d.  h.  weiblichen  Dienstboten  (Herbert  I  S.  166);  hieraus 
geht  klar  hervor,  daß  die  Lehrlinge  als  alles  angesehen  wurden,  nur  nicht  als 
>gentlemens  sons«. 

1)  Lingelbach,    »The    internal    Organisation    of  the  Merchant  Adventurers  of 
England   (Philadelphia   1903)  S.   24/25. 

2)  Wheeler  a.  a.  O.  S.  24. 

3)  Rieh.  Pauli ,     »3  Volkswirtschaftliche    Denkschriften    aus    der    Zeit  Hein- 
rich VIII.  von  England«.     Göitingen  1878. 
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aber  in  dieser  Zeitspanne  waren  grundlegende  Veränderungen 
nicht  vor  sich  gegangen.  Damit  der  Leser  sich  selber  ein  Urteil 
bilden  möge,  sei  mit  wenigen  Zügen  gezeichnet,  wie  der  geringere 
Exporteur  in  jener  Zeit  sein  Geschäft  betrieb.  Wheeler  berichtet 
über  englische  »Straggling  merchants«,  sie  hätten  in  Narva  das  gut- 
gehende Geschäft  ihrer  Landsleute  mit  englischen  Stoffen  da- 
durch verdorben,  daß  sie  durch  die  Stadt  liefen,  mit  ihren  Stoffen 
auf  den  Armen,  und  sie  eilen  weise  verkauften.  In  den  Ordinances 
der  Merchant- Adventurers 2)  heißt  es:  »niemand  dürfe  in  der 
Straße  stehen,  um  das  Kommen  und  Gehen  eines  Stofthändlers 
oder  Dekorateurs  zu  beobachten  mit  der  Absicht  ihn  in  seinen 
Lagerraum  zu  locken ;  niemand  dürfe  einen  anderen  (Adventurer) 
beim  Handel  stören,  sei  es  beim  Ein-  oder  Verkauf.«  Die  East- 
land  Companie  malt  das  gleiche  Bild  noch  viel  ausführlicher,  es 
heißt  in  ihren  Ordinances2):  »es  wird  bestimmt:  wenn  ein  Bruder 
im  Geschäft  des  Handelns,  Kaufens  oder  Verkaufens  mit  einem 
Fremden  oder  Kaufmann  in  seinem  Packhause,  Lagerhause  oder 
anderswo  begriffen  ist,  so  ist  es  jedem  anderen  Bruder  verboten, 
hinzuzukommen,  um  besagten  Kaufmann  oder  Fremden  fortzu- 
führen oder  fortzulocken  (allure)  oder  ihn  beim  Aermel  zu  ziehen 
oder  ihn  vom  anderen  (Bruder)  wegzuziehen,  oder  sich  die  Waren 
anzusehen,  die  vor  ihnen  liegen  zum  Kauf  oder  Verkauf«  .  .  .  bei  einer 
Strafe  von  20  Doli,  falls  es  in  geschlossenem  Gebäude  geschieht, 
und  5  Doli., falls  »auf  der  offenen  Straße,  auf  Märkten  oder  anderswo«. 
Es  entrollt  sich  hier  vor  unseren  Augen  in  saftigen  Farben  ein 
Bild,  wie  der  englische  Exportkaufmann  seinen  Lebensunterhalt 
erwarb.  Wir  sehen  ihn  seine  Stoffe  mit  eigener  Hand  von  Haus 
zu  Haus  tragen  und  sie  ellenweise  losschlagen,  Er  holt  sich 
seine  Kunden,  wo  er  kann, «steht  vielleicht  stundenlang  an  Straßen- 
ecken, um  zu  'warten,  bis  ein  vermeintlicher  Käufer,  ein  Stoff- 
händler,  Tapezierer  oder  Schneider,  aus  seinem  Hause  nach  der 
Wirtsstube  geht,  um  ihn  auf  dem  Wege  anzusprechen;  sieht  er 
einen  Konkurrenten  mit  einem  Kunden  auf  der  Straße  oder  dem 
Markt,  so  geht  er  auf  sie  zu,  ob  nicht  für  ihn  etwas  abfalle,  ob 
er  nicht  seinem  »Bruder«  den  Profit  wegschnappen,  er  dem  Kun- 
den durch  Aermelzupfen  oder  Gebärden  verständlich  machen 
könne,  daß  man  bei  ihm  besser  und  billiger  kaufe  ;  ja  er  scheut 
sich  auch  nicht  in  das  Geschäftshaus  seines  »Bruders«  zu  gehen, 

1)  Lingelbach,  Laws  and  Ordinances  S.  90  u.  f. 

2)  Seilers  a.  a.  O.  S.  28. 
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wenn  er  vermutet,  daß  dort  ein  Käufer  sich  aufhält,  den  er  für 
sich  gewinnen  könne.  Selbstverständlich  werden  Männer  wie 
Sir  Thomas  Gresham,  Sir  Ww.  Chester,  Sir  Wvv.  Winter,  es  nicht 
nötig  gehabt  haben,  auf  eine  solche  Weise  ihr  Geld  zu  verdienen, 
aber  die  Anzahl  der  reichen  Kaufleute  großen  Stils  war  ebenso 
beschränkt  im  Verhältnis  zur  Gesamtzahl  wie  heute,  und  es  ist 
nicht  von  den  Spitzen,  sondern  von  der  »großen  Masse«  die 
Rede.  Ist  es  daher  wahrscheinlich,  daß  die  stolze  Aristokratie 
Elisabeths  ihre  Söhne  zu  einem  Beruf  hätte  ausbilden  lassen,  in 
dem  sie  die  persönliche  Würde  so  sehr  zurücksetzen  mußten? 
Man  denke  sich,  ein  Sohn  von  Falstaff  wäre  zu  einem  Adven- 
turer  in  die  Lehre  gegeben  worden.  Nach  beendeter  Lehrzeit 
wäre  er  mit  geborgtem  Kapital  auf  eigene  Rechnung  Export- 
kaufmann geworden.  Er  hätte  in  der  geschilderten  Weise  seinen 
Kunden,  den  Schneidern,  Tapezierern,  Händlern  auflauern  und 
ihnen  zudienern  müssen.  Ist  es  denkbar,  daß  Falstaff  seinen 
Sohn  für  einen  solchen  Beruf  hätte  bestimmen  können,  Falstaff, 
der  arm,  verkommen  und  von  seinesgleichen  verachtet,  dennoch 
sich  nannte 

>Jack  Falstaff  with  my  familiars;  John  with  my  brothers 
and  sisters;  and  Sir  John  with  all  Europe« *). 

Daß  hier  und  da  ein  ärmerer  Squire  seinen  jüngeren  Sohn 
in  einem  wohlangesehenen  Geschäftshause  unterbrachte,  ist  ge- 
wiß vorgekommen,  hat  es  sich  doch  auch  schon  vor  der  Revo- 
lution bei  uns  ereignet,  daß  Prinzensöhne  Banklehrlinge  wurden, 
aber  ebensowenig  wie  solche  Einzelfälle  für  die  soziale  Schich- 
tung des  deutschen  Kaufmannsstandes  merkliche  Bedeutung  hatten, 
haben  sie  das  Niveau  der  Adventurers  unter  Elisabeth  bestimmt. 
Daß  der  Adel,  und  zwar  mit  Einschluß  der  höchsten  Aristokratie 
sich  in  ausgedehntem  Maße  in  überseeische  Geschäfte  einließ, 
liegt  in  einer  ganz  anderen  Richtung  und  hat  nichts  mit  der 
sozialen  Zusammensetzung  des  Exportkaufmannstandes  zu  tun. 
Wenn  der  Herzog  von  Norfolk  oder  Graf  Essex  Schiffsladungen 
englischer  Fabrikate  nach  fernen  Erdteilen  sandten2),  sie  durch 
ihre  Faktoren  und  Kommissionäre  dort  verkaufen  und  Kolonial- 
produkte dafür  einhandeln  ließen,  so  geschah  dies  gewiß  der 
großen  Profite  wegen,    die    sie    dabei    verdienten;    dennoch  wird 


1)  Shakespeare,  Henry  IV,  II.  Teil,  Act  II. 

2)  Malynes,  Law  Merchant  S.  200. 
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niemand  diese  Nobeln  den  beruflichen  Merchants-Adventurers  zu- 
rechnen, die  kauften,  verkauften  und  tauschten  »after  the  manner 
of  merchants«  x).  Daß  auch  die  Zeitgenossen  die  Klassen  scharf 
schieden,  dafür  liegen  genügend  Beweise  vor.  Als  Sir  Walter 
Raleigh  im  Jahre  1603  vor  dem  Gericht,  das  ihn  zum  Tode  ver- 
urteilte, gefragt  wurde,  ob  er  Rechtswissenschaft  studiert  habe, 
lehnte  er  dies  weit  von  sich  ab  und  erklärte,  seine  Erziehung  sei 
gewesen:  »Wholly  gentleman,  wholly  soldier«2).  Und  als  un- 
gefähr um  die  gleiche  Zeit  die  neu  gegründete  East  India  Com- 
panie  von  einflußreicher  Seite  gedrängt  wurde,  ihren  Handels- 
flotten Befehlshaber  aus  den  Kreisen  der  Aristokratie  zu  geben, 
da  erklärte  sie  ihre  feste  Absicht  »not  to  employ  any  gentleman 
in  any  place  of  charge  or  commandment«,  lieber  würden  sie  die 
geplante  Reise  aufgeben,  denn  sie  wünschten,  nur  »to  sort  their 
business  with  men  of  their  own  quality« 3).  Schließlich  aber 
widerlegt  Wheeler  sich  selbst.  Denn  wenige  Seiten  vor  der  oben 
bezeichneten  Stelle  zieht  er  dagegen  zu  Felde4)  »daß  man  in  den 
oberen  Klassen  dem  Kaufmannsberuf  so  geringe  Wertschätzung 
zeige  und  sich  schäme,  Kaufmann  genannt  zu  werden,  während 
doch  dieser  Beruf,  richtig  gehandhabt,  durchaus  ehrenhaft  sei 
und  ausgeübt  werden  könnte  nicht  nur  von  dem  dritten  Stand, 
wie  man  ihn  nenne,  sondern  auch  von  der  Aristokratie.«  Als 
Beweis  hierfür  weist  er  auf  Venedig,  Florenz  und  Genua  hin, 
begnügt  sich  aber  nicht  hiermit,  sondern  zieht  auch  Solon,  Thaies 
Milesius  herbei  und  Hippocrates,  die  alle  Kaufleute  gewesen 
seien.  Es  geht  klar  aus  diesen  Aeußerungen  hervor,  daß  die 
Adventurers  dem  dritten  Stande  angehörten.  Die  Bemerkung 
Wheelers,  daß  die  Korporation  der  Adventurers  eine  gute  Schule 
für  die  Söhne  der  Aristokratie  sei,  darf  nicht  als  objektive  Fest- 
stellung einer  Tatsache  betrachtet  werden  sondern  als  eine  An- 
preisung der  Korporation  an  die  oberen  Klassen,  die  das  Parla- 
ment beherrschten,  und  an  die,  wie  er  ausdrücklich  im  Vorwort 
sagt,  seine  Schrift  gerichtet  ist. 

Hier  sei  folgende  allgemeine  Bemerkung  gestattet: 
Die  W/iee/ersche  Schrift  ist  eine  der  wenigen  zeitgenössischen 
Quellen,  die  für  die  Beurteilung  des  englischen  Handels  aus  der 

1)  Wheeler  a.  a.  O. 

2)  Encyclopadia  Britannica,  Cambridge   1910. 

3)  Cunningham  a.  a.  O.  S.  70. 

4)  Wheeler  a.  a.  O.  S.  7  u.  f. 
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Zeit  Elisabeths  uns  überkommen  sind.  In  dieser  Eigenschaft  ist 
sie  allerdings  von  großer  Bedeutung.  Es  ist  jedoch  unberechtigt 
sie  als  eine  objektive  Nachrichtenvermittlung  aufzufassen,  als 
welche  sie  bereits  von  den  Fachschriftstellern  des  17.  Jahrhunderts 
bis  hinab  auf  unsere  Zeit  behandelt  wird.  Sie  ist  vielmehr  eine 
durchaus  subjektiv  gefärbte  Tendenzschrift.  Die  Korporation  der 
Merchant-Adventurers  war  damals  das  Ziel  heftigster  Angriffe, 
teils,  weil  sich  überhaupt  die  öffentliche  Meinung  gegen  Mono- 
pole und  Handelsprivilegien  richtete,  teils  weil  man  der  Korpo- 
ration vorwarf,  daß  sie  den  Handelsverkehr  künstlich  zugunsten 
weniger  Individuen  beschränke ;  tatsächlich  hatte  ein  streng 
oligarchisches  Regime  weniger  Großkaufleute  die  ganze  Macht 
an  sich  gerissen  und  beutete  sie  zum  eigenen  Gewinn  aus. 
Um  diese  Angriffe  abzuwehren,  erschien  die  Schrift;  ihr  Zweck 
war,  einerseits  darzutun,  daß  die  Satzungen  der  Korporation 
jedem  ihrer  Mitglieder  eine  gerechte  Behandlung  verbürgen 
und  Bevorzugung  der  Reichen  zugunsten  der  Aermeren  aus- 
schließen, und  anderseits  nachzuweisen,  daß  der  Außenhandel 
der  Nation  besser  in  den  Händen  von  privilegierten  Gesellschaften 
ruhe  als  ungebunden  sei,  oder,  wie  es  auf  dem  Titelblatt  heißt: 
»written  principally  for  the  better  information  of  those  who  doubt 
of  the  necessariness  of  the  said  societie  in  the  State  of  the  Re- 
alme  of  England.«  Die  Klasse,  an  die  sich  der  Verfasser  wendet, 
ist  die  besitzende,  nämlich  der  Hofadel,  die  Agrarier  und  der 
Handelsstand,  die  das  Parlament  beherrschten  und  das  letzte 
Wort  in  dem  Interessenkampf  zu  sprechen  haben  würden 1). 
Konnte  er  sie  überzeugen,  sie  zu  seiner  Ansicht  bekehren,  so 
hatte  er  seinen  Zweck  erreicht ;  an  objektiver  Wahrheit  war  ihm 
nichts  gelegen.  Seine  Schrift  enthält  daher  vielerlei  Widersprüche 
und  seine  Tatsachenberichte  müssen  mit  Vorsicht  beurteilt  _und 
verwendet  werden;  sie  sind,  wo  immer  es  dem  Autor  zweckent- 
sprechend schien,  tendenziös  gefärbt,  und  in  Verfolgung  seines 
Zieles  läßt  er  es  bis  zur  absurden  Uebertreibung  kommen.  Oppo- 
sition gegen  die  Merchants-Adventurers  ist  ihm  gleichbedeutend 
mit  Landesverrat,  denn  nur  die  Korporation  könne  die  wahren 
Interessen  der  Nation  im  auswärtigen  I  Iandel  wahrnehmen;  stragg- 
lers,  d.  h.  nicht  einer  Korporation  angehörige  Kaufleute  verfolgen 

1)  Wheeler  a.  a.  O.  S.  112:  »  .  .  .  especially  of  those  in  honorable  and 
eminent  places,  for  whose  information  principally  I  underlook  this  labour,  humbly 
praying  that  it  may  be  well  aeeepted.« 
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nur  egoistisches  Gewinnstreben  und  seien  Schädiger  des  Gesamt- 
wohls. Der  Gedanke,  daß  er  die  gegnerische,  die  freihändlerische, 
Anschauung  doch  auch  schließlich  widerlegen  müßte,  kommt  ihm 
gar  nicht.  Eine  seiner  Hauptthesen,  daß  der  Handel  der  Adven- 
turers  kein  Monopol  sei,  ist  völlig  unhaltbar.  Wie  die  Korpo- 
ration nur  auf  Grund  des  ihm  von  der  Krone  verliehenen  Monopol- 
Handelsprivilegs  bestehen  konnte,  war  auch  ihre  Politik  durch- 
aus monopolistisch,  trustmäßig.  Wheeler  greift  ja  deshalb  die 
Stragglers  mit  solcher  Vehemenz  an,  weil  sie  die  Monopolpolitik 
der  Gesellschaft  durchkreuzten.  Hier,  wie  an  vielen  anderen 
Stellen  verwickelt  sich  Wheeler  in  unentwirrbare  Widersprüche. 
Es  ist  merkwürdig,  daß  man  trotz  ihrer  ausgeprägten  und 
offensichtlichen  Einseitigkeit  und  Tendenzhaftigkeit  Wheelers  Schrift 
stets  als  richtunggebende  Quelle  benutzt  hat,  während  man  der 
Denkschrift  von  Sir  Walter  Raleigh,  »Observations  touching  trade 
and  Commerce  with  the  Hollanders  and  other  nations«,  die  einige 
Jahre  später  erschien,  fast  allgemein  die  Objektivität  oder  Quellen- 
würdigkeit abgesprochen  hat,  weil  sie  tendenziös  gefärbt  sei  und 
persönlichen  Zwecken  des  Autors  gedient  haben  solle.  Auch 
mir  erscheinen  Raleighs  Angaben  zum  Teil  von  zweifelhaftem 
Wert,  und  zwar  deshalb,  weil  er  bei  dem  Stande  der  damaligen 
Nachrichtenvermittlung  keine  verläßlichen  Unterlagen  für  viele 
der  von  ihm  angeführten  statistischen  Zahlen  des  internationalen 
Verkehrs  gehabt  haben  kann.  Wenn  ich  aber  die  persönlichen 
Beweggründe  gegen  einander  abwäge,  die  die  beiden  Autoren 
zu  der  Abfassung  ihrer  Schriften  führten,  so  kann  für  mich 
kein  Zweifel  darüber  herrschen,  welcher  von  beiden  ich  größeren 
Wertais wahrheitsgetreueTatsachenübermittelung zumesse.  Wheeler ■, 
der  Sekretär  der  Korporation,  verfolgte  ein  durchaus  egoistisches 
Ziel,  ja  schrieb  vielleicht  auf  Anordnung  und  nach  den  Instruk- 
tionen des  Verwaltungsrates,  der  ihn  besoldete.  Bei  Sir  Walter 
Raleigh  dagegen  sind  egoistische  Motive  für  die  Abfassung  der 
Schrift  nicht  nachzuweisen ;  sie  trägt  durchaus  den  Stempel  einer 
Denkschrift,  wie  sie  einer  der  ersten  Staatsmänner  seiner  Zeit 
seinem  Könige  überreichen  würde,  um  seine  politischen  Ideen 
diesem  zu  übermitteln.  Ihr  Verfasser  war  einer  der  größten 
Patrioten,  die  die  britische  Erde  gezeugt  hat;  sein  ganzes  Leben  war 
ein  Kampf  für  imperialistische  Ziele  und  er  hat  dem  kommerziellen 
und  kolonialen  Aufstieg  seines  Landes  schließlich  Hab  und  Gut 
und  Freiheit  geopfert.    Noch  auf  den  Stufen  zum  Schaffot  waren 
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seine  Gedanken    bei    seinem  Vaterlande,    bei    dessen  Größe  und 
Weltmachtstellung. 

Ich  habe  von  Wheelers  Schrift  nur  dann  Gebrauch  gemacht, 
wenn  er  offensichtlich  damals  allgemein  bekannte  Tatsachen 
wiedergibt  oder  statistische  Angaben  bringt,  die  ihm  als  Sekretär 
der  Korporation  bekannt  sein  mußten,  ohne  daß  sie  seinen  tenden- 
ziösen Zwecken  hätten  dienen  können. 

Daß  wir  nun  unter  den  Adventurers  mannigfache  Schich- 
tungen des  Bürgerstandes  vertreten  finden,  bedarf  kaum  der  Er- 
wähnung. Auf  der  Spitze  der  Stufenleiter  standen  die  Kaufmanns- 
familien, die  bereits  seit  Generationen  im  Besitz  großer  Ver- 
mögen waren,  diese  teilweise  in  Landbesitz  angelegt  hatten  und 
im  Begriffe  waren,  mit  den  Familien  der  Squires,  des  alten  Grund- 
besitzes, zu  verschmelzen.  Zu  diesen  Kreisen  gehörten  die  Gre- 
shams.  Ferner  rekrutierten  sich  die  Adventurers  aus  den  Kreisen 
der  städtischen  Bourgeoisie,  den  mehr  oder  minder  bemittelten 
Fabrikanten,  Kaufleuten  und  Gewerbetreibenden,  und  schließlich 
auch  aus  den  ärmeren  bürgerlichen  Schichten;  aus  letzteren 
stammten  die  Angestellten.  Von  alters  her  hatte  jedoch  die 
Korporation  Wert  darauf  gelegt,  daß  niemand  Zutritt  zu  ihr  er- 
halte, dessen  Herkunft  nicht  eine  gewisse  Wohlanständigkeit  ver- 
bürge. So  wird  in  Newcastle  durch  Statut  vom  14.  November 
1 5  5 4 1)  verboten,  Lehrlinge  anzustellen,  die  aus  den  berüchtigten 
Orten  Tyndalt  und  Riddesdale,  stammen,  da  ihnen  durch  Anlage 
und  Erziehung  »honest  conversatyon«  d.  h.  würdiges  Benehmen 
abgehe:  sie  werden  in  eine  Linie  gestellt  mit  »Bastarden  und 
niedrig  Geborenen« ;  kurz,  mit  wenigen  Worten  wird  das  Bild  des  in 
schlechter  Umgebung  aufgewachsenen  Proletarierkindes  gezeichnet; 
für  ein  solches  war  kein  Raum  in  der  Korporation,  in  der  schon 
die  Söhne  der  Minderbemittelten  als  Eindringlinge  galten. 

Gleich  weit  entfernt  von  den  oberen  wie  von  den  Proletarier- 
schichten stammte  das  Gros  der  Exportkaufleute  aus  den  Kreisen 
der  Bourgeoisie.  Zu  jener  Zeit  schieden  sich  die  einzelnen  Klassen 
auch  durch  ihre  äußeren  Lebensformen  stärker  voneinander  als 
heutzutage.  Geistige  Bildung,  Umgangsformen  und  die  Haltung, 
die  das  Bewußtsein  seiner  Geltung  dem  Menschen  verleiht,  die 
Geste,  waren  der  Sonderbesitz  der  Aristokratie.  Der  Glanz  des 
königlichen    Hofes    fand    seinen    Widerschein    in    der    erhöhten 

i)  Dnuiy  a.   a.  O.  S.  27. 
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Lebenshaltung  des  englischen  Edelmannes,  die  große  Form  der 
Renaissance  gelangte  bei  ihm  zu  später  und  letztmaliger  Aeuße- 
rung.  In  scharfem  Gegensatz  zu  diesem  Glanz,  dieser  Würde 
und  Bildung  steht  die  robuste,  prunklose  und  engherzige  Gestalt 
des  englischen  Bürgers  dieser  Zeit.  Die  bildenden  verfeinernden 
Kräfte  der  Renaissance  haben  ihn  nicht  mehr  erreichen  können. 
Das  Grandentum,  die  fürstliche  Haltung  des  venezianischen  Groß- 
kaufmanns sich  als  Muster  zu  nehmen,  ihr  nachzustreben,  kam 
dem  englischen  Merchant  nicht  in  den  Sinn.  Der  größte  von 
ihnen,  Sir  Thomas  Gresham *),  der  als  der  reichste  Commoner 
Englands  starb,  blieb  doch  in  allen  seinen  Aeußerungen  ein 
Handelsmann;  in  demselben  Memorial,  welches  er  bei  der  Thron- 
besteigung Marys  dem  Ministerrat  unterbreitet  und  in  dem  er 
unter  Hervorhebung  seiner  eigenen  großen  Verdienste  um  die 
Hebung  des  Kredits  der  englischen  Krone  ein  großzügiges  Wirt- 
schaftsprogramm entwickelt,  beklagt  er  sich  über  den  Verlust 
seines  Silberzeugs  und  seiner  Haushaltungsstücke  und  bittet,  daß 
die  Königin  ihn  schadlos  halten  wolle ;  und  wenn  er  heute  den 
ganzen  Heeresbedarf  des  Staates,  Pulver  und  Waffen,  beschafft, 
so  schickt  er  in  dem  nächsten  Schiff  als  gehorsamer  Diener  des 
Ministers  Bausteine  für  dessen  Haus,  und  wenn  er  die  erste  große 
Kaufmannsbörse  in  der  City  baut  und  mit  seinem  Wappen  weithin 
sichtbar  schmücken  läßt,  so  ist  dies  nicht  ein  Merkmal  herren- 
hafter  Munificenz  sondern  es  erweist  sich  als  eine  lukrative  Kapitals- 
anlage ;  er  vermietet  die  darin  befindlichen  Kaufmannsläden,  deren 
Mietspreise  er  von  Jahr  zu  Jahr  skrupellos  steigert. 

Das  Bildungsniveau  des  Kaufmanns  war  gering ;  es  war  etwas 
Außergewöhnliches  und  erregte  Aufsehen,  als  Greshams  Vater, 
der  doch  selbst  Lordmajor  war  und  in  hoher  Gunst  beim  König 
stand,  seinen  Sohn  Thomas  auf  die  Universität  sandte;  dies  war, 
wie  sein  Biograph  bemerkt,  »nicht  im  Einklang  mit  den  Gewohn- 
heiten der  Handelskreise  jener  Zeit«  2). 

Der  bourgeoise  Charakter  des  Adventurers  wird  ferner  auf- 
gezeigt durch  die  Tatsache,  daß  nicht  nur  in  den  Statuten  der 
Merchants  Adventurers  von  London  und  von  Newcastle  sondern 
auch    in    denen    der    kleineren    und    viel    exklusiveren    Eastland 


i)  Für  die  angeführten  Einzelheiten  vergleiche:  5.  W.  Burgon:  The  life  and 
times  of  Sir  Thomas  Gresham,  London  1839.  Ferner:  The  life  of  Sir  Thomas 
Gresham  (Verfasser  ungenannt)  London   1845. 

2)  Burgon  a.  a.  O.  S.  40. 
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Company  einen  gewichtigen  Platz  einnehmen  die  Verordnungen 
über  das  persönliche  Betragen  der  Mitglieder  vor  Gericht  und 
gegenüber  ihren  Brethren  1).  Harte  Geldstrafen  werden  angedroht 
für  >reviling«,  >undecent  speeches«,  »wordes  of  reproach«  (nur 
erlaubt  gegenüber  Lehrlingen  und  Angestellten)  »dishonest,  foul 
or  unseemly  language  or  gesture  in  time  of  court«.  Hätte  das 
aristokratische  Element  in  den  Korporationen  Platz  gehabt,  so 
wären  ähnliche  Satzungen  zwecklos  gewesen,  denn  von  einem 
Edelmann  erwartete  man  in  jener  Zeit  nicht,  daß  er  sich  durch 
eine  Geldstrafe  davon  abhalten  lassen  würde,  seinem  Temperament 
die  Zügel  schießen  zu  lassen ;  war  aber  ein  beleidigendes  Wort 
gefallen,  so  konnte  damals  kein  Geld  die  Beleidigung  sühnen, 
sondern  nur  das  Schwert.  —  Daß  die  erwähnten  Verordnungen 
gegenüber  den  Adventurers  am  Platze  und  zweckdienlich  waren, 
beweist  der  häufige  Gebrauch,  der  von  ihnen  gemacht  wurde ; 
wir  finden  die  Protokolle  angefüllt  mit  Verurteilungen  wegen 
unflätiger  Sprache  gegenüber  Beamten  und  Mitgliedern  der 
Korporation  und  die  protokollierten  Redewendungen  lassen  auf 
alles  andere  als  geistige  Bildung  und  gerundete  Umgangsformen 
schließen. 

Ueber  die  Lebenshaltung  der  Adventurers  lassen  sich  nur 
wenig  Nachrichten  aus  den  zeitgenössischen  Aufzeichnungen  zu- 
sammenstellen. 

Von  Gresham  wissen  wir,  daß  er  mehrere  Schlösser  und  Stadt- 
häuser sein  Eigen  nannte.  Die  Greshams  und  eine  Anzahl  der 
anderen  großen  Adventurers-Familien,  die  Locke,  Judde,  Ger- 
rards,  gehörten  zu  jener  Klasse  von  Kaufleuten,  die  schon  unter 
den  Tudors  begonnen  hatten,  ihre  im  Handel  erworbenen  Ver- 
mögen in  Landbesitz  anzulegen,  und  diese  festere  Verwurzelung 
mit  dem  Boden,  dies  Zurücklehnen  auf  ein  Schloß  oder  Rittergut, 
hatte  ihre  Lebensführung  auf  eine  erhöhte  Stufe  gebracht.  Aus 
den  zeitgenössischen  Aufzeichnungen  läßt  sich  dies  wohl  erkennen. 
Die  Träger  dieser  Namen  besaßen  bedeutende  Stadt-Etablisse- 
ments, sie  bauten  oder  restaurierten  Kirchen  und  Kapellen2),  die 
sie  mit  ihren  Wappen  und  Bildnissen  schmückten,  sie  machten 
freigiebige  Stiftungen  für  Arme,  und  wenn  sie  starben,  wurden  sie 
mit  einem  nicht  unbedeutenden  Pomp  unter  Beteiligung  ihrer  Mit- 


1)  Seilers  a.  a.  O. 

2)  Für  Einzelheiten  vgl.  John  Stow,  »Survey«,  edited  by  Mosley. 
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bürger,  Kollegen  und  »Bretbren«  begraben1).  Aber  es  sind  doch 
nur  recht  wenig  Namen,  die  überhaupt  in  den  Chroniken  er- 
wähnt werden  und  bei  denen  wir  diese  würdigen  äußeren  Lebens- 
bedingungen nachweisen  oder  uns  vorstellen  können,  das  Gros  der 
Adventurers  hat  keinerlei  Spuren  ihrer  privaten  Existenz  zurück- 
gelassen und  wir  müssen  annehmen,  daß  sie  in  bürgerlicher  Enge 
lebten.  Auch  bei  öffentlichen  Funktionen,  bei  denen  wahrschein- 
lich nur  die  reichsten  Adventurers  mitwirkten,  war  die  Zahl  der 
Teilnehmer  immer  eine  begrenzte.  Es  sind  uns  nur  wenig  Ge- 
legenheiten überkommen,  bei  denen  die  Adventurers  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Ueberseekäufleute  öffentlich  in  Erscheinung  traten, 
während  im  allgemeinen  die  repräsentativen  Pflichten  der  Muni- 
zipalbehörden der  City  und  der  Livery  Companies  zahlreich  und 
bedeutend  waren,  gemäß  der  wichtigen  Rolle,  die  die  City  von 
London  damals  schon  im  nationalen  Leben  Englands  spielte. 
Beim  Tode  Eduard  VI  ließ  der  Herzog  von  Northumberland  zur 
Entgegennahme  der  Königsproklamation  den  Lord-Major  von  Lon- 
don mit  6  Ratsherren  und  12  Bürgern  von  hauptsächlicher  Be- 
deutung zu  sich  kommen,  von  letzteren  gehörten  6  der  Korpo- 
ration der  Adventurers  und  6  den  »Staplers«  an2).  Diese  Aus- 
wahl läßt  sich  als  politische  Berechnung  verstehen,  denn  dem 
Vater  der  Lady  Jane  mußte  vor  allem  daran  liegen,  die  Unter- 
stützung der  City  für  den  usurpierten  Thron  seiner  Tochter  zu 
gewinnen  und  die  Exportkaufleute  waren  jedenfalls  die  reichsten 
und  daher  ihm  am  wichtigsten  als  Kreditgeber  für  alle  kommen- 
den kriegerischen  Unternehmungen.  Dies  ist  die  einzige,  mir  be- 
kannte hochpolitische  Begebenheit,  bei  der  die  Adventurers  offi- 
ziell in  Erscheinung  traten,  in  den  übrigen  uns  berichteten  Fällen 
handelte  es  sich  um  Empfänge  von  Fürstlichkeiten  oder  fremden 
Gesandten,  die  nach  England  kamen,  um  Handelsverträge  mit  der 
Regierung  Elisabeths  abzuschließen;  als  z.  B.  im  Jahre  1556  der 
Abgesandte  des  Zaren  in  London  einzog,  empfingen  ihn  *8o  Mit- 
glieder der  Russian  Company,  alle  mit  goldenen  Ketten  um  den 
Hals  und  in  festlicher  Kleidung« 3).  Wheeler,  der  beweisen  möchte, 
daß  seine  Korporation  keine  Kosten  scheue,  wenn  es  gelte,  den 
Staat  auch  nach  außen  hin  zu  repräsentieren,  kann  doch  nur  von 


1)  Henry  Machyn  a.  a.  O. 

2)  Life  of  Sir  Thomas  Gresham. 

3)  Hakluyt  a.  a.  O.  S.  287. 
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zwei  Gelegenheiten  berichten1),  bei  denen  die  Adventurers  »have 
spent  and  laid  out  great  sums  of  money  this  way«;  das  erste  Mal 
war  es  im  Jahre  1549  und  das  zweite  Mal  32  Jahre  später,  in 
beiden  Fällen  aber  handelt  es  sich  um  Festlichkeiten,  die  sich 
in  Antwerpen  zutrugen ;  in  ihrer  Heimat,  in  England,  tritt  die  für 
das  Wirtschaftsleben  so  wichtige  Korporation  sonst  nicht  in  Er- 
scheinung, und  um  dieses  zu  erklären,  müssen  wir  untersuchen, 
welche  gesellschaftliche  Stellung  der  Kaufmann  jener  Zeit  inne 
hatte,  welches  Ansehen  er  genoß.  Neuere  Autoren  lieben  es,  ihm 
eine  bedeutende  soziale  Geltung  beizulegen,  haben  uns  aufgefor- 
dert »to  look  for  the  Members  of  the  Society  (the  Adventurers) 
among  the  leading  men  of  the  Nation«2).  Für  diese  Auffassung, 
die  auch  Burgon  vertritt,  habe  ich  keine  zeitgenössischen  Belege 
finden  können,  alles  deutet  vielmehr  darauf  hin,  daß  der  Kauf- 
mann weder  ein  beliebtes  noch  ein  geachtetes  Glied  der  Gesell- 
schaft war. 

Die  reichen  Kaufleute,  die  ihren  neu  erworbenen  Landbesitz 
wie  ein  geschäftliches  Unternehmen  bewirtschafteten  und  ausbeu- 
teten, wurden  nicht  nur  von  den  »County  people«  als  Eindring- 
linge angesehen,  auch  im  Volk  waren  sie,  die  Störenfriede  der 
alten  Ordnung,  herzlich  verhaßt  und  man  sah  auf  sie  mit  Gering- 
schätzung und  Wut  wie  auf  »poisonous  mushrooms«  3).  So  groß 
war  die  Abneigung  gegen  sie,  daß  Eduard  VI  in  sein  Tagebuch 
schrieb  »I  think  this  country  can  bear  no  merchant  to  have  more 
land  than  IOO  L«  4),  wenngleich  er  sich  dadurch  nicht  behindern 
ließ,  seinem  diensteifrigen  und  nützlichen  Finanzagenten  Gresham 
aus  den  eingezogenen  Kirchengütern  Ländereien  zu  schenken, 
deren  jährlicher  Reinertrag  das  Mehrfache  der  erwähnten  Summe 
betrug.  Dieser  Fall  muß  erwähnt  werden,  da  er  vereinzelt  da- 
steht, im  allgemeinen  erfuhren  die  Kaufleute  von  der  Regierung 
wenig  Gunstbezeugungen  und  noch  weniger  Rücksichtnahme ;  be- 
sonders von  den  Adventurers  verlangte  sie  rücksichtslos  jedes 
finanzielle  oder  persönliche  Opfer,  wenn  es  galt  den  Säckel  der 
Krone  zu  füllen  oder  der  auswärtigen  Politik  Vorschub  zu  leisten. 

Als  Heinrich  VIII  aus  Gründen  der  Politik  eine  Ilandels- 
expedition    unter  Sebastian  Cabot    ausrüsten    wollte,    ließ    er  die 


1)  Wheeler  a.  a.  O.  S.   109  u.  f. 

2)  I.irt«tll>ach,   >Organisationc   S.  24/25. 

3)  /Youde  a.  a.  O.  Bd.  VIII. 

4)  Life  of  Sir  Thomas  Gresham,  S.  62. 
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Livery  Companies  auffordern,  sich  daran  als  Adventurers  zu  be- 
teiligen; da  ihnen  das  Unternehmen  als  eine  schlechte  Speku- 
lation erschien  und  sie  für  ihr  Geld  fürchteten,  versuchten  sie  mit 
allerlei  praktischen  Gründen  sich  dem  Wunsche  des  Königs  zu 
entziehen,  bis  ihnen  die  diktatorische  Mitteilung  zuteil  wurde,  daß 
der  König  »would  have  no  nay«  1).  Zahllos  noch  bis  in  die  spä- 
teren Jahre  Elisabeths  sind  die  Erlasse,  die  den  Kaufleuten  vor- 
schrieben, Schiffe  auszurüsten,  sich  an  Expeditionen  mit  Kapital 
zu  beteiligen  oder  der  Krone  Gelder  vorzuschießen,  am  drastischsten 
wohl  der  Befehl  an  die  Ironmongers  im  Jahre  1575,  der  Königin 
190  L  zu  borgen2)  »and  if  you  have  not  so  much  in  Store  then 
you  must  borrow  the  same  at  interest  at  the  only  cost  and  loss 
of  your  hall«,  aber  wagt  es  nicht,  dem  Befehle  zu  widerstehen 
»as  you  will  answer  for  the  contrary  at  your  peril«.  Keiner  aber 
war  rücksichtsloser  oder  zeigte  eine  geringere  Wertschätzung  seiner 
Standesgenossen  als  Sir  Thomas  Gresham.  Um  der  Königin  Geld 
zu  verschaffen,  läßt  er  die  mit  Stoffen  beladenen  fahrbereiten 
Flotten  der  Adventurers  im  Hafen  zurückhalten,  bis  die  Eigen- 
tümer die  geforderten  Summen  gezahlt  hätten  ;  unter  Bedrohung 
ihrer  persönlichen  Sicherheit  verbietet  er  ihnen  Geschäfte  zu  machen» 
deren  Wirkung  auf  den  Geldmarkt  seinen  finanzpolitischen  Plänen 
zuwider  laufen  könnte;  er  schreibt  an  den  Kabinettsrat3)  »and  as 
for  our  own  merchants,  I  have  put  them  in  such  a  fear  that  they 
dare  not  meddle  by  giving  them  to  understand  that  I  would  ad- 
vertise  your  honours  if  they  should  be  the  occasion  thereof«. 
Er  rät  dem  Minister,  sich  durch  keine  Beschwörungen  der  Kauf- 
leute erweichen  zu  lassen  »whereby  you  may  keep  them  in  fear 
and  in  good  order  for  otherwise  if  they  get  the  bridle  you  shall 
never  rule  them«,  denn  seine  Meinung  von  ihnen  ist  nicht  hoch: 
»as  the  merchants  be  one  of  the  best  members  of  our  Common- 
wealth so  they  be  the  very  worst  if  their  doings  be  not  looked 
into  in  time  and  themselves  forced  to  keep  good  order.«  Daß 
der  erste  Kaufmann  seiner  Zeit  in  diesem  Tone  über  die  eigenen 
Berufsgenossen  spricht  und  urteilt,  dürfte  ein  Beweis  dafür  sein, 
daß  sein  Stand  bei  der  Nation  weder  gesellschaftliche  Achtung 
genoß  noch  Rückhalt  bei  ihr  finden  konnte.  Wenn  immer  der 
Adventurer   mit  der  herrschenden  Klasse  oder  der  Regierung  in 

1)  Herbert  a.  a.  O.  Bd.   1  S.  411. 

2)  Herbert  a.  a.  O.  Bd.   1  S.  151. 

3)  Burgon  a.  a.  O.  S.  99. 
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Berührung  kommt,  wird  er  als  ein  notwendiges  Uebel  behandelt, 
man  sieht  in  ihm  das  Werkzeug,  das  unentbehrlich  ist  zur  Ver- 
wertung und  Nutzbarmachung  der  natürlichen  Reichtümer  des 
Landes,  dem  gegenüber  man  sich  aber  nicht  gebunden  fühlt  durch 
gesellschaftliche  Rücksichten,  wie  man  sie  dem  Adel  und  den 
oberen  Klassen  schuldet,  noch  durch  Achtung  vor  Zahl  und 
Klassengefühl,  die  sich  der  Plebs  im  Notfalle  auf  den  Barrikaden 
verschafft. 

Wie  unverhohlen  man  den  Kaufmann  nur  als  Werkzeug  be- 
trachtet, kann  aus  folgendem  ersehen  werden.  Als  im  Jahre  1597 
der  Gesandte  des  Königs  von  Polen  nach  England  kommt,  um 
strittige  Handelsfragen  beizulegen,  wird  er  wie  gewöhnlich  von 
den  Eastland  Adventurers  empfangen  und  gastlich  bewirtet.  Als 
die  Verhandlungen  aber  einen  der  Königin  nicht  erwünschten 
Verlauf  nehmen,  befiehlt  Elisabeth  den  Mitgliedern  der  Gesell- 
schaft, jeden  zeremoniellen  Verkehr  mit  dem  Gesandten  und  alle 
Dedikationen  und  sonstige  Aufmerksamkeiten  einzustellen,  »until 
you  shall  receive  further  instructions  from  us«  l).  Der  Königin 
scheint  es  dabei  gar  nicht  in  den  Sinn  zu  kommen,  daß  die  Kauf- 
leute gewiß  nur  ungern  ihre  Beziehungen  zu  dem  Gesandten  ab- 
brechen würden  und  daß  man  sie  wohl  hören  müßte,  bevor  man 
ihnen  etwas  befehle,  was  für  manche  von  ihnen  wirtschaftlichen 
Ruin  bedeutete. 

Daß  der  Kaufmann  selbst  ein  geringes  Standesbewußt- 
sein besaß,  zeigt  sich  deutlich,  wenn  immer  er  in  Beziehungen 
zum  Edelmann  tritt.  Dann  ist  seine  Haltung  demütig,  eilfertig 
sucht  er  die  Wünsche  seines  hohen  Freundes  zu  befriedigen, 
häufig  sogar  ist  er  ihm  zu  Willen,  auch  wenn  dadurch  seine 
eigenen  Absichten  durchkreuzt  oder  seine  Interessen  geschädigt 
werden.  Häufig  zum  Beispiel  geschieht  es  unter  Elisabeth, 
daß  die  Handelsgesellschaften  von  großen  Herren  angegangen 
werden,  diesen  oder  jenen  ihrer  Protögees  in  frei  werdende  Stellen 
zu  setzen ;  solchem  Wunsche  wird  in  der  Regel  nicht  nur  statt- 
gegeben, sondern  es  ereignet  sich  auch,  daß  eine  bereits  ge- 
troffene Wahl  rückgängig  gemacht  wird,  um  den  Nominierten  des 
Edelmannes  annehmen  zu  können,  dessen  Wünschen  entgegen- 
zutreten der  Handelsmann  nicht  wagte2).  Erst  im  nächsten  Jahr- 
hundert,   als   der   Einfluß   des  Kaufmannsstandes    bedeutend    ge- 

1)  Seilers  a.  a.  O.  S.  XXXVIII. 

2)  Vgl.  Herbert  a.  a.  O.  Bd.   1. 
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wachsen  und  sein  Standesgefühl  in  gleichem  Maße  gestiegen  war, 
geschah  es,  daß  solche  Wünsche  auch  abgeschlagen  wurden,  sogar 
wenn  sie  —  wie  es  nicht  selten  sich  ereignete  —  von  Prinzen 
oder  dem  Könige  selbst  kamen. 

Zeitgenössische  Zeugnisse  dafür,  daß  die  soziale  Geltung  des 
Kaufmannes  gering  war,  besitzen  wir  in  den  bereits  oben  mit- 
geteilten Aeußerungen  Wheelers  und  des  Verfassers  der  »Volks- 
wirtschaftlichen Denkschriften«.  In  späterer  Zeit  noch  schreibt 
ein  Autor:  »I  know  it  has  been  a  received  notion  by  many 
persons  that  it  is  below  the  Charakter  of  a  gentleman  to 
become  a  merchant  or  tradesman«1)  und  gleiche  Anschauungen 
finden  wir  in  den  historischen  Romanen  Thackerays,  der  wie  wohl 
kein  zweiter  Engländer  nach  Shakespeare  das  Temperament  und 
die  Geistesrichtung  seiner  Landsleute  erfaßt  und  in  vollendeten 
Schilderungen  festgehalten  hat. 

Wie  unbedeutend  die  gesellschaftliche  Stellung  des  englischen 
Kaufmannes  und  die  Rolle,  die  er  im  sozialen  Leben  der  Nation 
spielte,  gewesen  sein  muß,  läßt  sich  am  besten  aus  dem  Um- 
stand schließen,  daß  Shakespeare,  der  wie  niemals  ein  Dichter  vor 
oder  nach  ihm  ein  lückenloses  Bild  seiner  Nation  und  aller  ihrer 
sozialen  Schichtungen  gemalt  hat,  bei  keiner  Gelegenheit,  auch 
nicht  einmal  unter  den  Statisten,  einen  englischen  Kaufmann  auf- 
treten läßt.  Denn  Antonio  ist  ein  venezianischer  Adliger,  eine 
Renaissance-Gestalt  in  Erscheinung,  Lebensform  und  Art,  und 
kein  englischer  Bourgeois  hätte  dem  Dichter  auch  nur  unbewußt 
als  dessen  Urgestalt  vorschweben  können. 


i)  Joshua  Gee\  The  trade  and  navigation  of  Great  Britain,  Glasgow  1750. 
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SIERUNG. 

Von 

KARL  BÜCHER. 

Seit  einiger  Zeit  werden  in  der  Oeffentlichkeit  als  Mittel 
unfehlbaren  wirtschaftlichen  Emporkommens  drei  Maßregeln  an- 
gepriesen, die  sich  in  die  nicht  eben  schönen  Schlagwörter 
Spezialisierung,  Normalisierung  und  Typisierung 
einkleiden.  Unter  Spezialisierung  soll  die  Zerlegung  eines  indu- 
striellen Produktionsgebietes  in  seine  einfachsten  Bestandteile 
verstanden  werden,  unter  Normalisierung  die  Vereinheitlichung 
der  Ausführungsformen  und  Abmessungen,  unter  Typisierung  die 
Bildung  einer  beschränkten  Zahl  stehender  Sorten  von  Erzeug- 
nissen. Während  also  die  Typisierung  den  Konsum  an  bestimmte 
Gebrauchsgestaltungen  (Typen)  binden  will,  schreibt  die  Normali- 
sierung diesen  einheitliche  Maße  und  Formen  vor,  und  die  Speziali- 
sierung sorgt  dafür,  daß  die  Zahl  der  in  einem  Betriebe  ange- 
fertigten Güter  so  klein  als  möglich  gegriffen  wird.  Alle  drei 
Maßnahmen  faßt  man  wohl  auch  unter  einem  nicht  minder  un- 
schönen Schlagworte  zusammen:  Standardisierung,  und 
deutet  damit  an,  daß  man  ein  Land  mit  englischer  Umgangs- 
sprache sich  zum  Muster  nehmen  zu  sollen  glaubt,  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika. 

Man  wird  sich  vielleicht  vergeblich  darüber  besinnen,  wie 
diese  Worte  in  ehrlichem  Deutsch  zu  lauten  hätten.  Auch  wird 
man  ihre  Urbilder  schwerlich  in  einem  englischen  Wörterbuche 
finden.  Es  liegen  einfach  hybride  Wortbildungen  vor,  die  so 
gerne  zu  der  Endung  -ieren  oder  -ierung  greifen,  und  man 
hat  vielleicht  Grund  zu  bedauern,  daß  die  deutsche  Sprache 
diese  Art  von  Ausländerei  so  sehr  erleichtert.  Aber  es  bleibt 
uns    nichts    anderes    übrig    als    uns    in    die    stattgehabte    Verge- 
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waltigung  zu  finden  und  der  Sache,  um  die  es  sich  handelt,  so 
viel  Gutes  abzugewinnen,  als  wir  vermögen.  Der  Verpflichtung, 
sie  näher  zu  betrachten,  wird  man  sich  nicht  entziehen  dürfen, 
nachdem  sie  mit  lauten  Tamtamschlägen  auf  alle  Straßen  hinaus- 
gerufen sind. 

Ich  selbst  habe  dazu  besondere  Veranlassung,  nachdem  ich 
1910  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staats  Wissenschaft  das 
Gesetz  der  Massenproduktion  zu  entwickeln  und  zu  begründen 
versucht  habe  x).  Es  wurde  damals  festgestellt,  daß  die  vervoll- 
kommneten Verfahrungsweisen  der  modernen  Industrie,  wenn  sie 
auf  die  Herstellung  einzelner  Exemplare  angewendet  werden, 
teurer  sind  als  das  alte  handwerksmäßige  Verfahren,  daß  aber 
bei  einer  gewissen  Anzahl  von  Exemplaren  (an  der  Nutzschwelle) 
die  Produktionskosten  unter  dieses  sinken  und  sich  mit  der  Zu- 
nahme der  Masse  weiter  vermindern,  bis  sie  an  der  Nutzhöhe 
der  Massenproduktion  den  niedrigsten  Stand  erreichen.  In  der 
Nationalökonomie  hat  dieser  Nachweis  wenig  Beachtung  gefun- 
den; dagegen  hat  die  Technik  ihn  alsbald  anerkannt  und  in 
zahlreichen  Fällen  seine  praktische  Anwendung  und  Anwendbar- 
keit gezeigt.  Vereinzelt  wurde  auch  schon  damals  die  Forderung 
nach  Aufstellung  von  Typen  und  Normen  erhoben,  in  der  An- 
nahme, daß  diese -zur  Förderung  der  Massenproduktion  beitragen 
müßten. 

Wenn  jetzt  die  gleiche  Forderung  im  größten  Umfang  ge- 
stellt und  noch  um  das  Verlangen  der  Spezialisierung  erweitert 
wird,  so  wird  als  unausbleibliche  Wirkung  dieser  Maßnahmen 
stets  die  Verbilligung  der  Produktion  vorausgesetzt.  Man  ver- 
spricht als  notwendige  Folgen :  Verminderung  des  Anlage-  und 
Betriebskapitals,  Vereinfachung  des  Betriebs,  Beschleunigung  der 
Fabrikation,  Verkleinerung  der  Lager,  bessere  Bedingungen  des 
RohstofTeinkaufs,  und  es  kann  ja  auch  kaum  einem  Zweifel  unter- 
liegen, daß  die  empfohlenen  Auskunftsmittel  der  Anwendung 
des  Gesetzes  der  Massenproduktion  mehr  Raum  bieten  würden, 
als  größere  Vielseitigkeit  der  Unternehmungen  und  Mannigfaltig- 
keit der  Produkte  gestatten  würden.  Gerade  darin  meint  man, 
liege  ein  Moment  der  Schwäche  der  deutschen  Industrie,  daß  in 
ihr  die  Einzelanfertigung  vorherrsche.  Sie  wolle  jeden  Sonder- 
wunsch  ihrer   Abnehmer  erfüllen   und  gelange  dadurch  zu  einer 


1)  Abgedruckt  in  meiner  Entstehung  der  Volkswirtschaft  II.  Sammlung. 
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Vielgestaltigkeit  ihrer  Produktionsaufgaben,  die  eine  Verschwen- 
dung von  Zeit,  Arbeit  und  Material  nach  sich  ziehe. 

Man  braucht  nicht  gerade,  wie  es  in  einer  vom  Bund  der 
Erneuerung  preisgekrönten  Schrift x)  geschieht,  das  Beispiel  der 
Maschinenfabrik  zu  wählen,  die  Dampfmaschinen,  Nähmaschinen, 
Automobilmotoren  herstellt;  denn  Unternehmungen  dieses  Um- 
fanges  dürften  seither  schon  zu  den  Seltenheiten  gehört  haben. 
Firmen  dagegen,  die  Werkzeugmaschinen  verschiedener  Art  er- 
zeugen, werden  vorhanden  sein,  und  es  unterliegt  keinem  Zweifel, 
daß,  wenn  sie  beispielsweise  allein  Spinnmaschinen  herstellen, 
ihre  Produktion  sich  erheblich  verbilligen  Wird,  vorausgesetzt, 
daß  sie  genügenden  Absatz  für  sie  finden.  Während  früher  bei 
jeder  Bestellung  neue  Werkzeichnungen,  neue  Gußformen,  über- 
haupt neue  Metall-  und  Holzteile  nötig  wurden,  und  das  Erzeugnis 
immer  wieder  einem  anderen  Zwecke  anzupassen  war,  bewegt 
sich  nunmehr  die  Fabrikation  immer  in  demselben  engen  Geleise, 
die  Werkzeuge  passen  sich  ihr  an,  und  die  Arbeitskräfte  erlangen 
eine  an  sich  schon  produktionsfördernde  Uebung.  Der  ganze 
Betrieb  wird  einfacher  und  übersichtlicher,  und  dies  um  so  mehr, 
je  mehr  er  sich  die  Vorteile  der  Massenfabrikation  zu  eigen 
machen  kann. 

Dies  soll  ihm  durch  die  Einführung  der  gleichen  Typen  und 
Normen  sowohl  für  die  ganzen  Erzeugnisse  wie  für  ihre  einzelnen 
Teile  erleichtert  werden,  die  für  alle  Betriebe  desselben  Gewerbe- 
zweiges die  gleichen  sein  würden.  Welche  Bequemlichkeit  daraus 
für  den  Verbraucher  entspringen  würde,  ist  leicht  einzusehen. 
Er  erhält  überall  das  gleiche  Fabrikat,  und  wenn  später  eine 
Reparatur  nötig  wird,  welche  die  Auswechselung  einzelner  Teile 
erfordert,  so  kann  er  sicher  sein,  in  jeder  Unternehmung,  an  die 
er  sich  wenden  mag,  die  notwendigen  Stücke  in  den  passenden 
Abmessungen  und  Formen  vorrätig  zu  finden.  In  der  Fabrikation 
würde  die  Erfindung  von  Spezialmaschinen  nicht  lange  auf  sich 
warten  lassen,  und  ihrer  Einstellung  in  den  Betrieb  träte  nicht 
die  Gefahr  mangelnder  Ausnutzung  hindernd  entgegen.  Die  An- 
nahme der  gleichen  Fabrikationstypen  in  allen  Produktionsbe- 
trieben weist  dem  I  landel  bestimmte  Bahnen  an ;  er  kann  sich 
diejenige    Bezugsquelle    aussuchen,    welche    ihm    die    günstigsten 


l)  Spezialisierung,  Normalis'u ihfflgi  Typisieruny  von  Diplomingenieur  M.  hrenen- 
berg.     Merlin   1921. 

Zeitschrift  für  die  ges.  StaattwUicnsch.     1931.     4.  2«) 
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Bedingungen  stellt,  sicher,  überall  die  gleiche  Ware  zu  finden. 
Diese  Ware  würde  nur  eine  Reihenfolge  von  Nummern  aufweisen, 
etwa  so,  wie  wir  sie  bei  Kragen  oder  Schuhwerk  gewohnt  sind. 
Ein  Zug  der  Einheitlichkeit  würde  durch  das  ganze  menschliche 
Leben  gehen;  er  würde  die  Gütererzeugung  ebenso  beherrschen 
wie  den  Handel  und  den  Güterverbrauch;  jedes  Abirren,  jede 
Störung  durch  individuelle  Neigungen  wäre  ausgeschlossen. 

Man  überschaut  den  geplanten  Zustand  besser,  wenn  man 
die  beabsichtigten  Maßnahmen  in  der  Reihenfolge  Spezialbetriebe, 
Fabrikationstypen  in  jedem  und  endlich  Zusammensetzung  der 
Fabrikate  aus  gleichgeformten  und  gleichgroßen  Bestandteilen 
nebeneinander  stellt.  Der  Normenbildung  scheint  dabei  der 
größere  Wert  beigelegt  zu  werden.  Ein  Normenausschuß 
ist  aufgestellt  worden,  innerhalb  dessen  erste  Firmen  und  Be- 
hörden vertreten  sind  und  Fachgelehrte  mit  Praktikern  zusammen- 
wirken sollen.  Die  Arbeit  ist  außerordentlich  umfangreich,  und 
erfordert  für  die  einzelnen  Verbrauchsgebiete  wieder  Unteraus- 
schüsse. Beispielsweise  soll  der  Ausschuß  für  Bauwesen  Normen 
für  Balkendecken,  Türen,  Fensterrahmen,  Fensterscheiben,  Tür- 
schlösser, Türgriffe,  Treppen,  Dachrinnen,  Abfallrinnen,  Einstemm- 
bänder für  Fenster  und  Türen,  Dachziegel  usw.  aufstellen.  »Das 
bisherige  wüste  Durcheinander  der  Größenabmessungen  und  Arten 
der  Teile  für  den  Häuserbau  wird  beseitigt.  Bisher  hat  jeder 
Architekt  beliebige  Abmessungen  der  Fensterrahmen  gewählt. 
Jetzt  soll  er  sich  an  die  Normen  halten.  Dadurch  sind  z.  B.  die 
Fensterfabriken  in  der  Lage,  ihre  Fensterrahmen  in  Massen  und 
auf  Vorrat  zu  arbeiten.  *  Bisher  konnten  sie  das  nicht,  weil  sie 
nicht  wußten,  ob  sie  sie  auch  verkaufen  würden,  da  jeder  Architekt 
andere  Abmessungen  liebte.  Werden  jetzt  nur  noch  normale 
Fensterrahmen  in  die  Häuser  eingebaut,  so  benutzen  alle  die- 
selben Abmessungen,  der  Fabrikant  braucht  also  nicht  auf  Auf- 
träge zu  warten  und  kann  alle  Vorteile  der  Massenfabrikation 
ausnutzen.  Der  Verbraucher,  also  in  diesem  Falle  der  Häuser- 
bauer, kann  seine  Fensterrahmen  sofort  vom  Lager  des  Fabri- 
kanten beziehen  und  braucht  nicht  auf  die  Fertigstellung  der 
Rahmen  zu  warten.  Da  alle  Teile,  die  sich  normalisieren  lassen, 
auch  genormt  werden  sollen,  kann  der  Häuserbau  bedeutend 
schneller  erfolgen.  Da  die  Fabriken  infolge  der  Massenfabrikation 
billiger  liefern  können,  wird  der  Häuserbau  auch  billiger  und  als 
Folge  davon  die  Mieten.« 
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.  .  .  »Bekanntlich  empfindet  es  jede  Hausfrau  als  überaus 
lästig  und  unbequem,  daß  Gardinen,  Portieren,  Stangen  für  fast 
jedes  Fenster  verschieden  sein  müssen :  dadurch  ist  es  ihr  oft 
unmöglich,  bei  Umzügen  die  alten  Gardinen  weiter  zu  verwenden 
oder  sie  von  einem  Zimmer  in  ein  anderes  zu  übertragen.  Durch 
die  Normalisierung  der  Fensterrahmen  sind  die  Gardinenfabriken 
in  der  Lage,  einheitliche  Größen  von  Gardinen  herzustellen;  sie 
können  also  auch  durch  die  Massenfabrikation  schneller  und 
billiger  liefern.  Die  bestimmte  Abmessung  der  Gardinengröße 
bedingt  wiederum  normalisierte  Abmessung  der  Webmaschinen, 
wodurch  auch  diese  wieder  in  größern  Mengen  hergestellt  wer- 
den können.  Ferner  bewirkt  die  Fensterrahmennormalisierung 
eine  Normalisierung  der  Fensterscheiben,  wodurch  sich  auch  für 
die  Fensterscheibenfabriken  dieselben  Wirkungen  wie  für  die 
Gardinenfabriken  ergeben.« 

Der  Feuilleton- Artikel  der  »Kölnischen  Zeitung«,  dem  diese 
Ausführungen  entnommen  sind,  führt  des  weiteren  aus,  daß  wegen 
der  verschiedenen  Typen,  in  denen  Fenster,  Türen  usw.  herge- 
stellt werden,  dem  Architekten  noch  genügend  Spielraum  zur 
Betätigung  seines  Kunstgeschmackes  im  Häuserbau  bleibe  und 
daß  die  ganze  Industrie  ein  weitverzweigtes,  engversponnenes  Netz 
von  Normalien  darbiete.  Viele  Normungen  bildeten  den  Gegen- 
stand ganz  neuer  Studien  oder  ergäben  neue  Gesichtspunkte  für 
wissenschaftliche  Betrachtungen.  Es  gälte,  »der  herrschenden 
Wirtschaftsanarchie  ein  Ende  zu  machen,  und  zwar  ohne  jedes 
behördliche  Dazwischentreten,  allein  aus  der  allmählichen  Ent- 
wicklung heraus.  < 

Man  kann  das  nicht  ohne  Anerkennung  für  die  Begeisterungs- 
fähigkeit des  Technikers  lesen,  der  es  geschrieben  hat;  aber  es 
fallen  einem  unwillkürlich  dabei  die  jahrzehntelang  fortgesetzten 
Versuche  zur  Einführung  einer  einheitlichen  Garnnumerierung  ein, 
die  doch  ersichtlich  auf  gleicher  Linie  lag,  und  man  fragt  sich, 
ob  denn  die  zu  erwartenden  Folgen  solcher  Bestrebungen  überall 
erfreulich  sein  würden  und  ob  im  Ernste  zu  erwarten  stünde,  daß 
die  Industrie  sich  freiwillig  den  Standardisierungsplänen  an- 
schließen würde.  Befinden  wir  uns  wirklich  in  einem  Zustande 
der  Wirtschaftsanarchie? 

Man  wird  gut  tun,  si-ch  dabei  auf  den  entwicklungsgeschicht- 
lichcn  Standpunkt  zu  Stellen.  Das  Handwerk  des  Mittelalters 
hat  in   der  Berufsteil  imischen  Fortbildung 
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und  zur  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  gesucht l) ;  die  modernen 
Betriebsformen  des  Gewerbes  sollen  in  der  Standardisierung  das 
Mittel  zur  Steigerung  ihres  Gewinnes  finden.  Man  denkt  sich 
dabei  den  Großbetrieb  als  allein  herrschend  und  kümmert  sich 
um  das  doch  bei  weitem  nicht  ganz  erloschene  Kleingewerbe 
nicht.  Jener  würde  bei  einer  allseitig  durchgeführten  Speziali- 
sierung doch  nur  so  vorgestellt  werden  können,  daß  überall 
Riesenbetriebe  mit  monopolistischer  Beherrschung  des  Marktes 
die  Gütererzeugung  in  den  Händen  haben  würden,  denen  Handel 
und  Verbrauch  sich  anzupassen  hätten.  Denn  je  enger  das 
Produktionsgebiet  eines  jeden  würde,  um  so  mehr  würde  sich 
sein  Absatzgebiet  erweitern  müssen,  wenn  wirklich  die  Vorteile 
der  Massenproduktion  ausgenutzt  werden  sollten. 

Gehen  nun  aber  in  der  Tat  die  geplanten  Maßnahmen  von 
zutreffenden  Voraussetzungen  aus,  und  kann  der  Zustand,  den 
sie  herbeiführen  wollen,  als  erstrebenswert  bezeichnet  werden? 
Es  bedarf  keiner  langen  Ueberlegung,  um  beide  Fragen  zu  ver- 
neinen. 

Daß  die  Entwicklung  der  deutschen  Industrie  von  selbst  sich 
in  der  Richtung  steigender  Spezialisierung  vollziehen  werde,  ist 
eine  Annahme,  die  in  den  seitherigen  Erfahrungen  keine  Bestäti- 
gung finden  dürfte.  Jede  Spezialisierung  erfordert  höhere  Ver- 
triebskosten, größere  Aufwendungen  zur  Erlangung  von  Absatz, 
Reklame,  Aussendung  von  Geschäftsreisenden,  Bestellung  von 
Vertretern.  Unter  Umständen  macht  sie  den  Fabrikationsbetrieb 
völlig  vom  Handel  abhängig.  Der  Konsum  verlangt  Auswahl. 
Findet  er  solche  nicht  beim  Fabrikanten,  so  ist  ein  kommerzielles 
Zwischenglied  notwendig,  das  die  Erzeugnisse  verschiedener  Spe- 
zialisten vereinigt  und  ausbietet.  Und  auf  der  anderen  Seite  will 
der  Fabrikant  die  massenweise  bei  ihm  nach  bestimmten  Typen 
erzeugten  Waren  absetzen,  um  Mittel  zum  Weiterbetrieb  zu  er- 
langen. Der  Grossist  schiebt  sich  als  notwendiger  Kreditgeber 
zwischen  ihn  und  den  Detaillisten,  der  allein  noch  Fühlung  mit 
den  letzten  Verbrauchern  hat. 

In  den  Beziehungen,  welche  beim  konzentrierten  Betrieb  — 
so  wollen  wir  das  Gegenstück  der  von  den  Spezialfanatikern, 
Normengebern  und  Typenfreunden  erstrebten  Welt  nennen  — 
zwischen  Verbrauch  und  Fabrikation  sich  bilden,  liegt  eine  stete 
Anregung,  den  Bedürfnissen  immer  vollkommener  zu  entsprechen, 

i)  Entstehung  der  Volkswirtschaft  I,  S.  412. 
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Verbesserungen,  Umgestaltungen  an  den  Fabrikaten  vorzuneh- 
men. Man  muß  die  große  Rolle,  welche  die  Neuheiten  auf  der 
Leipziger  Mustermesse  spielen,  kennen  gelernt  haben,  um  ihre 
Bedeutung  zu  begreifen.  Wenn  ein  Artikel  »einschlägt«,  so  gibt 
das  Aussicht  auf  Aufträge  und  Beschäftigung,  welche  die  alther- 
gebrachten Warensorten  nicht  mehr  zu  schaffen  vermochten.  Eine 
durchspezialisierte,  typisierte  und  genormte  Welt  wäre  eine  er- 
starrte Welt,  die  in  den  gleichen  Warensorten  sich  bewegen  und 
des  anregenden  Triebes  zum  Fortschritte  entbehren  müßte.  Sie 
würde  einen  Konsumentenstand  voraussetzen,  der  über  Gegebenes 
nicht  hinauskommen  könnte.  Sind  wir  schon  in  unserer  gewerb- 
lichen Entwicklung  so  weit  fortgeschritten,  um  einen  Abschluß 
machen  und  das  Erreichte  für  alle  Zukunft  in  Formen,  Ab- 
messungen und  Warensorten  festlegen  zu  können? 

Der  ganze  Plan  setzt  voraus,  daß  die  deutsche  Industrie  in 
allen  ihren  Fabrikaten  bereits  einen  solchen  Grad  der  Vollkommen- 
heit erreicht  hätte,  daß  an  ihre  weitere  Entwicklung  nicht  ge- 
dacht werden  könnte  und  daß  man  ihr  für  alle  Zukunft  die  Bahnen 
vorschreiben  könnte,  in  denen  sie  sich  zu  halten  hätte.  Man 
bildet  sich  ein,  »auf  wissenschaftlichem  Wege«  überall  die  denk- 
bar besten  Formen  und  Gestaltungen  ermitteln  zu  können,  deren 
Einhaltung  ihr  vorgeschrieben  werden  soll.  Der  »Wissenschaft« 
traut  man  ja  heute  alles  Mögliche  und  Unmögliche  zu,  und  es 
ist  fast  rührend  zu  sehen,  mit  welcher  Glaubensseligkeit  nament- 
lich die  Arbeiterklasse  ihr  entgegenkommt.  Wo  niemand  mehr 
helfen  kann,  erwartet  man  gewiß  von  ihr  die  Rettung;  in  ihrem 
Namen  stellt  man  Forderungen  auf,  die  wie  unumstößliche  Glau- 
benssätze verteidigt  werden.  Aber  auf  diesem  Wege  ist  die  von 
der  Industrie  geschaffene  Güterwelt  niemals  geworden,  sondern 
auf  dem  Wege  der  Empirie,  den  sie  auch  in  Zukunft  nicht  wird 
verlassen  können. 

Das  letzte  Menschenalter  war  in  der  Industrie  durch  die  Be- 
triebsvereinigung, die  Errichtung  gemischter  Werke  gekennzeichnet, 
d.  h.  durch  die  Aufnahme  von  Vorstadien,  Nebenprodukten,  Aus- 
arbeitungen in  die  Betriebe,  die  dadurch  von  Hilfsindustrien  und  der 
Erzeugung  von  I  lalbfabrikaten  unabhängig  wurden.  Soll  diese  ganze 
Entwicklung  nunmehr  umgedreht,  sollen  die  kombinierten,  leistungs- 
fähigen Unternehmungen  in  ihre  einzelnen  Bestandteile  aus  Inter- 
esse einer  billigeren  Spezialisation  aufgelöst  werden?  Soll  eine 
chinesische  Welt,  in  der  es  keinen  Fortschritt  mehr  gibt,  an  die 
Stelle  gesetzt  werden? 
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Während  der  Kriegszeit  hat  man  sich  kaum  über  etwas  so 
sehr  gewundert  als  über  die  Leichtigkeit,  mit  der  die  Umstellung 
der  Betriebe  für  ganz  neue  und  eigenartige  Verhältnisse  sich 
vollzog.  Möglich  war  dies  aber  nur  bei  einer  vielseitig  vorgebil- 
deten Arbeiterschaft  und  einer  entwickelten  Anpassungsfähigkeit 
von  Betriebsleitern  und  Unternehmern.  Die  durchgeführte  Speziali- 
sation mit  ihrem  Gefolge  von  Typen  und  Normen  würde  aller- 
dings die  Arbeitszerlegung  im  weitesten  Umfange  anzuwenden 
erlauben ;  aber  sie  würde  damit  einseitige  Uebung  und  schablo- 
nenhaftes Arbeiten  zum  herrschenden  Prinzip  erheben  und  die 
ausführenden  Kräfte  zu  abgerichteten  Tieren  erniedrigen,  die  ge- 
dankenlos in  gegebenen  Geleisen  sich  bewegen  müßten.  Die 
Initiative  der  Unternehmer  würde  einschlafen. 

Dies  alles  unter  der  Voraussetzung,  daß  es  wirklich  möglich 
wäre,  das  neue  System  auf  dem  Wege  der  Freiwilligkeit  in  Auf- 
nahme zu  bringen.  Theoretisch  ist  es  ja  leicht  auszurechnen, 
wie  viel  an  Arbeit  und  Material  gespart  werden,  an  wie  viel 
Stellen  noch  das  Gesetz  der  Massenproduktion  wirksam  werden 
könnte;  aber  in  der  Praxis  stellen  sich  so  große  Hindernisse  dem 
Gelingen  entgegen,  daß  nicht  daran  zu  denken  ist,  es  werde  die 
Industrie  aus  eigenem  Antriebe  den  ihr  gewiesenen  Weg  be- 
schreiten. Allein  das  Bestehen  des  Umsatzsteuergesetzes  müßte 
sie  daran  hindern.  Denn  dieses  kann  der  Neigung  zur  Betriebs- 
vereinigung nur  Vorschub  leisten,  auf  die  jetzt  geradezu  ein  Preis 
gesetzt  ist. 

An  Spezialisierungen,  oft  recht  weitgehender  Art,  hat  es 
schon  seither  in  der  deutschen  Industrie  nicht  gefehlt.  Alle  ver- 
langen ein  sehr  großes  Absatzgebiet,  das  sich  bei  einzelnen  über 
das  ganze  Deutsche  Reich  erstreckt,  ja  die  Grenzen  desselben 
erheblich  überschritten  hat  und  den  Ueberschuß  der  Produktion 
zum  Teil  an  das  Ausland  abzugeben  nötigt.  Manche  dieser  Be- 
triebe haben  so  ein  tatsächliches  Monopol  erlangt  oder  sie  streben 
doch  darnach.  Die  Prioritätsrente,  die  sie  infolgedessen  genießen, 
bleibt  ihnen  um  so  sicherer,  je  schwerer  es  für  einen  zweiten 
Unternehmer  wird,  ihnen  Konkurrenz  zu  bieten.  Die  meisten  aber 
leiden  unter  den  Schwierigkeiten,  welche  mit  der  Bedarfssamm- 
lung so  weiter  Gebiete  verbunden  sind;  nur  wenige  können  sie 
ohne  kommerzielle  Zwischenglieder  überwinden.  Normen  und 
Typen  haben  sich  bei  ihnen  fast  von  selbst  eingestellt;  sind  sie 
doch  darauf  angewiesen,  alle  Mittel  anzuwenden,  die  zur  Herab- 
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setzung  ihrer  Erzeugungskosten  führen  können.  Ihre  Zahl  wird 
sich  allmählich  vermehren,  und  es  ist  wünschenswert,  daß  dies 
langsam  und  mit  Vorsicht  geschieht.  Künstlich  eine  größere 
Zahl  von  Unternehmungen  auf  diese  Bahn  zu  drängen,  wäre  nicht 
ungefährlich. 

Sozialisierungsgedanken  haben  wohl  zunächst  der  gegenwärtig 
entstandenen  Bewegung  vorgearbeitet.  Man  hat  geglaubt,  das 
alsbald  auf  den  Sand  geratene  Schiff  dadurch  wieder  flott- 
bekommen zu  können,  daß  man  unter  Zuhilferufung  des  Ameri- 
kanismus  den  Genossen  vorrechnete,  wie  viel  durch  Spezialisie- 
rung, Typenbildung  und  Normalisierung  die  Arbeiterschaft  an 
Kraftaufwendung  ersparen,  wie  viel  fester  der  Achtstundentag 
durch  diese  Maßnahmen  begründet  werden  könnte.  Das  Bedürf- 
nis, zu  zeigen,  wie  viel  besser  gemeinwirtschaftlicher  Betrieb  die 
auf  den  Schultern  des  Privatkapitalismus  erstandene  Industrie  zu 
organisieren  vermöchte,  hat  zur  Reklame  für  die  Spezialisierung 
Anlaß  gegeben. 

Aber  zunächst  sind  die  Erfolge  doch  nicht  die  erwarteten. 
Die  fortgesetzte  Steigerung  der  Löhne  in  Verbindung  mit  der 
künstlichen  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  die  wilden  Streikbewe- 
gungen haben  geradezu  wie  eine  Prämie  für  den  Kleinbetrieb 
gewirkt.  Die  großen  Unternehmungen  kommen  ins  Wanken,  da 
sie  die  riesenhaft  gewachsenen  Herstellungskosten  nicht  mehr  zu 
bestreiten  imstande  sind.  Ihr  Beschäftigungsgrad  wird  unregel- 
mäßig ;  eine  Zeitlang  helfen  sie  sich  noch  mit  verkürzter  Arbeits- 
zeit oder  suchen  Aufträge  für  das  Ausland,  denen  die  tief  ge- 
sunkene deutsche  Valuta  Vorschub  leistet.  Kein  Wunder,  daß 
unter  solchen  Umständen  der  Kleinbetrieb  wieder  Boden  gewinnt, 
der  all  jenen  Beschränkungen  nicht  unterworfen  ist,  welche  die 
Arbeiterschaft  sich  selbst  auferlegt  hat.  Natürlich  leistet  das  zu- 
gleich auch  der  Spezialisierung  Vorschub ;  denn  bei  ungenügen- 
dem Kapital  ist  nur  auf  diesem  Wege  ein  selbständiger  Betrieb 
aufzurichten.  Aber  diese  Spezialisierung  sieht  ganz  anders  aus, 
als  man  sie  erträumt  hatte.  Nicht  wenige  Riesenbetriebe  ver- 
sorgen den  Markt,  sondern  es  bildet  sich  eine  Art  von  Schmutz- 
konkurrenz, deren  Existenz  auf  der  Ausnutzung  von  Vorteilen 
beruht,  die  dem  Großbetrieb  versagt  sind.  Und  diese  Konkur- 
renz ist  zu  einer  Spezialisierung  allerengster  Art  gezwungen. 
Wenn  sie  die  großen  Betriebe  unterbietet,  so  ist  dies  nicht  eine 
Folge  geringerer  Produktionskosten,  sondern  ein  Ergebnis  stärkerer 
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Ausnutzung  der  persönlichen  Befähigung.  Dennoch  wird  eine 
Mehrzahl  solcher  Kleinbetriebe  der  Großindustrie,  die  sie  von 
allen  Seiten  benagt,  das  Leben  sauer  genug  machen  können, 
vielleicht  sie  gar  verhindern,  eine  sonst  mögliche  Ausnutzung  der 
Massenproduktion  ins  Werk  zu  setzen. 

Das  Gesetz  der  Massenproduktion  ist  so  einfach,  seine  Vor- 
teile sind  so  einleuchtend,  daß  schwer  zu  denken  ist,  die  Industrie 
werde  es  an  den  Stellen  unausgenutzt  lassen,  an  denen  seine  An- 
wendung möglich  ist.  Auf  künstlichem  Wege  sein  Anwendungs- 
gebiet zu  erweitern,  liegt  kein  Bedürfnis  vor.  Kommt  dazu,  daß 
dieser  Weg  zu  einer  Einschnürung  des  ganzen  Verbrauchs  in  die 
spanischen  Stiefeln  von  Typen  und  Normen  führen  würde,  so 
bleibt  denn  doch  zu  erwägen,  ob  der  Zustand  des  Zwangs  und 
der  Bevormundung,  der  im  Interesse  billigstmöglicher  Produktion 
geschaffen  werden  soll,  für  den  Verbrauch  ein  erstrebenswertes 
Ziel  bedeuten  könne.  Die  mechanische  Schuhfabrikation  hat  uns 
daran  gewöhnen  können,  unser  Fußbekleidungsbedürfnis  einem 
Nummernsystem  unterzuordnen,  das  sie  geschaffen  hat.  Sollen 
wir  künftig  unsern  ganzen  so  unendlich  mannigfaltigen  Bedarf 
von  der  Türe  und  Fensterscheibe  bis  zum  Küchentisch  und  Koch- 
topf mit  Rücksicht  auf  eine  anerkannte  Sortenzahl  zuschneiden? 
Den  Menschen  der  Zukunft,  der  typisch  gekleidet  ist,  typisch  wohnt 
und  ißt  und  trinkt,  wird  man  sich  schwer  als  ein  freies  Wesen  vor- 
zustellen vermögen.  Und  die  Industrie  der  Zukunft,  die  sich  in 
nach  der  Schnur  gezogenen  Linien  bewegen  soll,  wird  auch  nicht 
als  ein  Ideal  erscheinen  können,  in  dessen  Verwirklichung  die 
Menschen  Befriedigung  finden,  die  in  ihr  ihre  Kräfte  betätigen. 
Sie  wird  einfach  der  Verknöcherung  verfallen  und  ein  kräftiges 
inneres  Leben  nicht  mehr  entwickeln  können. 

Wie  weit  das  Emporkommen  der  deutschen  Industrie  wäh- 
rend des  letzten  Menschenalters  ihrem  überlieferten  Arbeitssystem 
zu  verdanken  ist,  mag  dahingestellt  bleiben.  Unter  allen  Um- 
ständen kann  als  sicher  gelten,  daß  in  der  Zukunft  mit  der  Durch- 
führung von  Spezialisierung,  Normalisierung  und  Typisierung  ein 
Sinken  der  gewerblichen  Arbeitsgeschicklichkeit  und 
Anpassungsfähigkeit  unvermeidlich  sein  würde.  Das 
Gesichtsfeld  der  Arbeiter  würde  verengert,  die  Arbeitszerlegung 
aber  erweitert  werden;  immer  mehr  würde  der  beruflich  aus- 
gebildete Mensch  durch  den  bloß  angelernten  ersetzt  werden. 
Schließlich  würde   die  ganze  industrielle  Arbeiterschaft  aus  Teil- 
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arbeitern  bestehen,  von  denen  jeder  in  den  reglementierten  Pro- 
duktionsprozeß an  der  Stelle  eingefügt  wäre,  wo  er  mit  dem 
größten  Vorteil  verwendet  werden  könnte. 

Auch  der  Unternehmer  würde  dabei  schwerlich  auf  die 
Dauer  sich  günstiger  stellen.  Er  würde  von  den  Folgen  der 
Krisen  stärker  und  empfindlicher  getroffen  als  der  Inhaber  eines 
Betriebes,  der  imstande  ist,  wenn  der  Absatz  eines  Erzeugnisses 
stockt,  zu  andern  zu  greifen,  für  welche  die  Konjunkturen  gün- 
stiger liegen.  Wie  man  sich  immer  die  Durchführung  der  emp- 
fohlenen Maßnahmen  vorstellen  mag,  ohne  Beschränkung  der 
Entschlußfähigkeit  der  Betriebsleiter  ist  sie  gar  nicht  denkbar. 
Ob  der  erweiterte  Spielraum,  welcher  der  Kartellierung  durch 
Einführung  von  Typen  und  Normen  geboten  würde,  dafür  einen 
Ersatz  würde  geben  können,  ist  doch  sehr  die  Frage. 

Unter  diesen  Umständen  dürfte  kaum  zu  erwarten  sein,  daß 
die  Industrie  aus  eignem  Entschlüsse  die  Fesseln  wird  auf  sich 
nehmen  wollen,  in  die  man  sie  schmieden  will.  Was  im  Augen- 
blicke einzelnen  vielleicht  als  Wohltat  erscheinen  könnte,  würde 
für  die  Gesamtheit  sicher  im  Laufe  der  Entwicklung  zum  Hemm- 
schuh werden,  oder  vielmehr  es  würde  jede  Fortentwicklung  auf- 
hören. Ein  Zustand,  wie  er  in  der  letzten  Zeit  des  Zunftwesens 
bestanden  hat,  würde  eintreten  und  wie  damals  würde  jedermann 
nach  Wiederlösung  der  jetzt  so  viel  gepriesenen  Bindungen 
schreien. 

Fragt  man  weiter,  wie  sich  die  Konsumenten  bei  der 
Neuerung  befinden  würden,  so  würde  ihnen  die  freie  Gestaltung 
ihres  Bedarfs,  an  die  sie  sich  gewöhnt  haben,  zweifellos  abge- 
schnitten sein.  Jeder  einzelne  pflegt  eine  Vielheit  von  Gütern 
zu  gebrauchen  und  zu  verbrauchen  und  in  der  Zusammensetzung 
und  Auswahl  dieser  Gütermenge  individuelles  Bedürfnis  und  indi- 
viduellen Geschmack  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Wenn  der  Maler 
ein  Stilleben  darstellt,  so  muß  er  damit  rechnen,  daß  die  an  sich 
toten  Gegenstände,  die  er  dem  Gebrauchsvermögen  eines  Indi- 
viduums entnimmt,  darin  ihren  geistigen  Vereinigungspunkt  finden, 
daß  sie  einer  bestimmten  Person  Dienste  leisten  und  für  ihre 
Zwecke  ausgewählt  sind.  Dieses  persönliche  Wesen,  das  der 
sonst  toten  Außenwelt  Leben  einhaucht,  würde  einem  schemati- 
schen Einerlei  Platz  machen  müssen,  bei  dem  jeder  in  die  Ver- 
brauchst ubrik  "bestimmter  Typen  und  Normen  eingeschachtelt 
wäre.     Das  Individuelle  würde  verloren  gehen. 
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Unsre  wirtschaftliche  Entwicklung  zeigte  dann  ein  eigentüm- 
liches Bild.  Sie  begänne  mit  dem  Haus-  und  Lohnwerk,  bei  dem 
der  Konsument  über  Art  und  Umfang  der  gewerblichen  Produk- 
tion allein  bestimmt,  ginge  dann  zum  Handwerk  über,  bei  dem 
er  immer  noch  maßgebenden  Einfluß  auf  sie  ausübt,  der  ihm 
auch  beim  Verlags-  und  Fabriksystem  nicht  völlig  hat  entzogen 
werden  können,  mögen  sie  ihn  immerhin  erheblich  abgeschwächt 
haben.  Mit  der  allseitigen  Einführung  von  Typen  und  Normen 
wäre  er  völlig  ausgeschaltet.  Es  wäre  ihm  allein  noch  die  Mög- 
lichkeit geblieben,  zwischen  einer  bald  größeren  bald  geringeren 
Zahl  gegebener  Gestaltungen  zu  wählen.  Ob  dieser  Nachteil 
durch  die  zu  erwartende  Verbilligung  der  Fabrikate  ausgeglichen 
werden  könnte,  ist  doch  sehr  die  Frage. 

Nur  der  Handel  würde  gewinnen.  Er  würde  sein  Wir- 
kungsfeld bedeutend  ausgedehnt  sehen  und  eine  Macht  über  die 
Industrie  in  allen  ihren  Verzweigungen  gewinnen,  die  zu  groß 
wäre,  um  nicht  mißbraucht  zu  werden.  Gerade  diesen  Bevölke- 
rungsteil aber  zu  vergrößern,  würde  schwerlich  dem  Interesse  der 
Gesamtheit  entsprechen.  Denn  bei  aller  Anerkennung  seiner 
Nützlichkeit  kann  doch  nie  übersehen  werden,  daß  er  auf  Kosten 
der  anderen  lebt,  indem  er  einerseits  den  Fabrikationsgewinn 
der  Industrie  schmälert,  anderseits  die  Aufwendungen  der  Ver- 
braucher steigert.  Dieser  mit  dem  System  notwendig  ver- 
bundene Handelsgewinn  darf  doch  über  der  dadurch  herbeizu- 
führenden Herabdrückung  der  Herstellungskosten  nicht  übersehen 
werden. 

Ueberhaupt  hat  die  ganze  Bewegung  die  wahren  Ursachen 
des  amerikanischen  Typen-  und  Normenwesens  völlig  verkannt. 
Als  in  den  Vereinigten  Staaten  die  industrielle  Entwicklung  rasch 
und  stürmisch  einsetzte,  brauchte  sie  Massen  von  Arbeitern,  die 
ihr  nicht,  wie  in  Deutschland,  ein  ausgebildetes  Handwerk  beruf- 
lich vorgeschult  hatte.  Um  ihre  Kräfte  verwenden  zu  können, 
mußten  sie  »angelernt«  werden  und  um  dies  zu  können,  mußte 
man  die  Arbeitsaufgaben  so  viel  als  möglich  vereinfachen.  Es 
liegt  also  der  Anwendung  von  Typen  und  Normen  durch  die 
nordamerikanische  Industrie  der  gleiche  Gedanke  zugrunde  wie 
dem  später  aufgekommenen  Taylor-System  und,  wie  dieses,  soll 
sie  nun  auf  das  ganz  anders  entwickelte  Deutschland  einfach 
übertragen  und  womöglich  noch  verallgemeinert  werden.  Durch- 
zusetzen   wäre    ein    solches    Beginnen    nur    auf   dem    Wege    des 
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Zwanges,  der  staatlichen  Vorschrift,  welche  von  jeher  die  letzte 
Zuflucht  aller  Fanatiker  gebildet  hat.  Daß  auf  diese  Weise  eine 
Entwicklung  nur  gestört  werden  würde,  die  auf  Grund  geschicht- 
lich gegebener  Tatsachen  von  selbst  geworden  ist  und  auch  in 
Zukunft  ruhig  den  Kräften  überlassen  werden  kann,  die  sie  her- 
beigeführt haben,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen.  Die  Wunder- 
doktoren sind  nirgends  gefährlicher  als  in  der  Wirtschaft,  und  sie 
finden  um  so  mehr  Gläubige,  je  geringer  die  Zahl  der  Menschen 
ist,  welche  die  Zusammenhänge  durchschauen.  So  wird  man  sich 
auch  darauf  gefaßt  machen  müssen,  daß  die  Schlagwörter  Speziali- 
sierung, Normalisierung,  Typisierung  noch  eine  gute  Weile  im 
Kurse  bleiben  werden.  Darum  mag  es  vielleicht  nicht  nutzlos 
sein,  wenn  hier  versucht  worden  ist,  sie  auf  ihren  wahren  Wert 
zurückzuführen. 
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ZUR  GESCHICHTE  DER  BERUFSSTANDISCHEN 
SELBSTVERWALTUNG  IN  DEUTSCHLAND. 

Von 

Dr.  FRITZ  SCHNEIDER,  Sorau  N./L. 

Unter  Selbstverwaltung  im  Gegensatz  zu  Amtsverwaltung 
verstehe  ich  die  demokratische  Verwaltung  gemeinsamer  Ange- 
legenheiten durch  die  Beteiligten  unter  Aufsicht  der  allgemeinen 
Staats-Amtsverwaltung.  Berufsständische  Selbstverwaltung x)  im 
Gegensatz  zu  sog.  kommunaler  (lokaler  oder  regionaler)  Selbst- 
verwaltung ist  die  Selbstverwaltung  gemeinsamer  Berufs-  oder 
Fachangelegenheiten.  Sie  stellt  sich  als  Arbeitsgemeinschaft  dar 
gegenüber  der  allgemeinen  Wohn-  und  Verkehrsgemeinschaft. 
Die  Geschichte  zeigt,  daß  noch  ein  dritter  Unterschied  gemacht 
werden  muß:  beide  vorstehend  bezeichneten  Grundarten  der 
Selbstverwaltung  werden  vielfach  teils  ersetzt  teils  gekreuzt  von 
der  geburts-,  besitz-  und  machtständischen  Selbstverwaltung. 
Meist  streben  auch  berufsständische  und  kommunale  Selbstver- 
waltung ihre  Umwandlung  in  machtständische  an. 

Ich  beabsichtige  hier  nicht  eine  selbständige  historische  Dar- 
stellung wissenschaftlicher  Art,  sondern  will  lediglich  die  Ergeb- 
nisse der  sozialgeschichtlichen  Forschung  unter  dem  Gesichts- 
punkt der  berufsständischen  Selbstverwaltung  kurz  zusammen- 
stellen und  prüfen,  welche  Folgerungen  sich  daraus  ziehen  lassen. 
Auch  beschränke  ich  mich  darauf,  die  Betrachtung  bis  zum  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  zu  führen,  da  dann  eine  neue  Entwicklung 
einsetzt,  welche  besonderer  Bearbeitung  bedarf2). 


i)  Vgl.  des  Veif.  Schrift  »Berufsständische  Selbstverwaltung«  ,  Stuttgart, 
J.  Heß,   1920. 

2)  Einstweilen  verweise  ich  auf  die  systematische  Uebersicht  der  Selbstver- 
waltung des  19.  Jahrhunderts  in  meinem  Aufsatz  »Zur  Kritik  der  Selbstverwaltung 
in  Preußen«,  Zeitschrift  »Recht  und  Wirtschaft«,   1913/14. 
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I. 

Die  altgermanische  Zeit  der  Sippen-  und  Stammesverfassung 
hat  nur  Geburtsstände  entwickelt,  Berufsstände  kamen  erst  in  der 
fränkischen  Zeit  zur  Geltung  und  begannen  sofort,  sich  mehr 
oder  weniger  einesteils  in  Besitz-  und  Machtstände  (Herren,  Adel, 
Geistlichkeit),  andernteils  in  Kommunalstände  (Bauern,  Kaufleute, 
Handwerker)  umzuwandeln.  Immerhin  erhielt  sich  bei  Kaufleuten 
und  Handwerkern  das  berufsständische  Element  der  Selbstver- 
waltung gemeinsamer  Angelegenheiten  der  Berufsarbeit  über- 
wiegend, teilweise  beim  Handwerk  sogar  fast  rein,  und  obwohl 
im  Mittelalter  Grundherrschaft,  Klerus,  Städte  und  Bauern  schein- 
bar als  Berufsstände  auftraten,  war  doch  das  machtständische 
Streben  ausschlaggebend.  Es  handelte  sich  dabei  nicht  um  Fach- 
und  Arbeitsfragen,  sondern  um  Angelegenheiten  der  Landes-  und 
Gebietshoheit,  der  Finanzen  und  der  militärischen  Organisation. 
Das  war  die  Entwicklung  zu  den  Kommunal-  und  den  Land- 
ständen, welche  schließlich  in  Konstitution  und  Parlamentarismus 
mündete. 

Schon  der  Umstand,  daß  sich  die  Landstände  des  spätem 
Mittelalters  nicht  als  Land-  und  als  Stadtschaft  bildeten,  sondern 
erstere  von  Anfang  an  in  Herren-,,  Ritter-  und  Bauernstand  zer- 
fiel, läßt  das  Ueberwiegen  des  macht-  über  das  berufsständische 
Element  erkennen.  Erst  der  Absolutismus  der  neueren  Zeit 
setzte  dem  das  ganze  Mittelalter  erfüllenden  Machtringen  der 
Stände  einen  gewissen  Damm  und  ließ  das  kommunalständische 
Element  mehr  in  den  Vordergrund  treten,  während  das  rein 
berufsständische  (im  Sinn  der  Arbeits-  oder  Fachgemeinschaft) 
nur  mühsam  sein  Dasein  fristete  (Zünfte  und  Universitäten). 

Es  kann  zwar  nicht  geleugnet  werden,  daß  die  berufsständische 
Verwaltungstätigkeit  der  ländlichen,  gemeinfreien  Verbände 
erheblich  war,  sie  zeigte  sich  jedoch  nicht  von  maßgebendem 
Einfluß  auf  die  Entwicklung  der  agrarsozialen  Verhältnisse.  Den 
Ausschlag  gaben  vielmehr  die  Fragen  des  Besitzes,  der  Herr- 
schaftsverhältnisse und  der  kommunalen  Lokalverwaltung.  Die 
berufsständische  Ordnung  beschränkt  sich  auf  gemeinsame  Nutzung 
von  Wald,  Weide,  Wasser,  Festsetzung  der  Bestellungsart  und 
-zeit  der  Felder,  Ausfuhrverbote,  gegenseitige  Unterstützung  usw. 
Die  ursprünglich  demokratisch  gewählten  Vorstände  hatten  das 
Amt  des  Führers  im  Kampf  und  des  Richters  im  Frieden.    Diese 
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Tatsache  allein  beweist,  daß  die  freie  Landgemeinde  in  erster 
Linie  machtständischer  Natur  war.  An  dieser  Stelle  setzte  ja 
dann  auch  der  Verfall  ein,  indem  das  demokratische  Vorstands- 
amt sich  allmählich  mit  Hilfe  von  Erblichkeit  und  Besitzmacht 
oder  durch  Besetzung  mit  Beamten  von  Herren  und  Rittern  in 
eine  Obrigkeit  verwandelte.  Die  12  Artikel  der  Bauern  im  Auf- 
stande von  1525  zeigen  bereits,  daß  es  keineswegs  Interessen 
berufsständischer  Selbstverwaltung  waren,  von  welcher  die  Bauern 
geleitet  wurden.  Als  dann  in  der  Zeit  des  Absolutismus  die 
endgültige  Zerlegung  des  Gemeinbesitzes  in  Privatbesitz  begann, 
zerstörte  die  besitzständische  Gruppierung  den  berufsständischen 
Zusammenhang  gründlich.  Soweit  sich  gleichwohl  Reste  der  alten 
Landgemeinde  erhalten  haben,  sind  es  aber  schließlich  berufsstän- 
dische gewesen  :  Holz-,  Jagd-,  Weide-,  Wasser-  und  ähnliche  Zweck- 
genossenschaften, welche  dann  im  19.  Jahrhundert  wieder  Grund- 
lage von  zerstreuten  Selbstverwaltungseinrichtungen  wurden.  Eine 
organische  berufsständische  Selbstverwaltung  der  Landwirtschaft 
kam  jedoch  unabhängig  hiervon  erst  durch  Errichtung  der  Land- 
wirtschaftskammern nach  dem  Vorgang  der  Handelskammern  zu- 
stande. 

Die  Kirche  ist,  seitdem  sie  380  zur  Staatskirche  erhoben 
worden,  stets  bürokratisch  gewesen  und  hat  entweder  ihrerseits 
den  Staat  beherrscht  oder  ist  von  ihm  beherrscht  worden.  Sie 
war  immer  geleitet  von  machtständischen  Gesichtspunkten  und 
stellte  die  berufsständischen  in  die  zweite  Linie.  Die  staatlich 
anerkannte  Gewissensherrschaft  der  Kirche  hat  ihr  von  Anfang 
an  einen  diktatorischen  Charakter  verliehen  und  die  Ansätze  zu 
genossenschaftlicher  Selbstverwaltung  nicht  emporwachsen  lassen. 
Erst  mit  der  Wende  des  18.  Jahrhunderts  änderte  sich  diese  Lage 
etwas,  und  allmählich  entstand  eine  sogenannte  kirchliche  Selbst- 
verwaltung, welche  allerdings  nur  das  Zerrbild  einer  solchen  dar- 
stellt. Auch  die  öffentlich  anerkannten,  unter  Schutz  und  Auf- 
sicht, von  Kirche  und  Staat  stehenden  Mönchs-  und  Ritterorden 
bildeten  keine  berufsständische  Selbstverwaltung,  da  sie  streng 
bürokratisch-zentralistisch  organisiert  waren. 

W^ie  mit  der  Kirche  steht  es  mit  der  Schule.  Eine  be- 
rufsständische Schulselbstverwaltung  hat  es  nie  gegeben.  Soweit 
nicht  Kirche  und  Orden  Schulen  verwalteten,  wurden  diese  von 
Städten,  Fürsten  und  Herren,  auch  Gesellschaften  unterhalten  und 
schließlich  Gegenstand  bürokratischer  Staatsverwaltung.     Erst  im 
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Anfang  des  19.  Jahrhunderts  wurden  Schulgemeinden  nach  dem 
Muster  der  Kirchengemeinden  gebildet  und  zwar  lediglich  als 
Träger  der  Schullasten,  denen  ein  sachlicher  Einfluß  auf  den 
Schulbetrieb  nicht  eingeräumt  wurde.  Auch  hier  also  nur  ein 
Zerrbild  (berufsständischer)  Selbstverwaltung. 

IL 

Vorbild  aller  berufsständischen  Selbstverwaltung  ist  die 
mittelalterliche  Zunft.  Obwohl  ich  weit  entfernt  bin, 
einen  Beitrag  zur  Geschichte  und  Charakteristik  des  Zunftwesens 
in  Deutschland  liefern  zu  wollen,  muß  es  mir  doch  gestattet  sein, 
die  Gilden  und  Innungen  im  Rahmen  dieses  kurzen  Aufsatzes  in 
bezug  auf  Entfaltung  und  Niedergang  des  berufsständischen  Ele- 
ments besonders  zu  behandeln,  da  an  keinem  andern  Bilde  alle 
typischen  Erscheinungen  beobachtet  werden  können. 

Die  Zünfte  bildeten  bis  zur  Entstehung  der  Universitäten  die 
einzige  berufsständische  Selbstverwaltung  i.  e.  S.,  sie  hatten  eine 
demokratische  Organisation  mit  gewähltem  Vorstand,  parlamen- 
tarischer Verfassung,  gemeinsamer  Kassenverwaltung.  Sie  regelten 
ihre  Berufsangelegenheiten  aus  eigener  Macht  und  bildeten  die 
geschlossene  Einigung  eines  Arbeitsstandes.  Sie  entwickelten  sich 
von  Anfang  an  als  Organisationen  des  Handels  und  des  Hand- 
werks in  Trennung  von  und  im  Gegensatz  zu  der  ländlichen  Ge- 
meinde und  haben  sich,  wenn  auch  nicht  in  allen  Fällen,  als  Be- 
gründer, so  doch  als  Träger  des  Städtewesens  gezeigt.  Der  Händler 
ging  voran,  und  die  kaufmännischen  Gilden  sind  wohl  älter  als  die 
Städte,  sie  haben  sich,  zuerst  und  in  besonderem  Maße  die  Vor- 
teile der  Stadtgemeinde  zunutze  gemacht  und  sind  den  Hand- 
werksinnungen auch  hinsichtlich  der  Beteiligung  an  der  Stadt- 
verwaltung vorangegangen.  Die  Städte  sind  gewerbliche  Sied- 
lungen im  Gegensatz  zur  Landgemeinde,  und  nur  der  Einfluß  der 
Geschlechter. hat  die  völlige  Vermischung  des  berufsständischen 
und  des  kommunalen  Elements  in  der  Stadtverwaltung  verhindert. 
Immerhin  wachsen  Organisation  und  Macht  der  Städte  einer- 
seits und  der  Zünfte  anderseits  Hand  in  Hand,  und  wie  es 
zunächst  den  kaufmännischen  Gilden,  später  auch  den  Innungen 
allmählich  gelingt,  in  der  Stadtverwaltung  selbst  Fuß  zu  fassen, 
so  erreichen  die  Städte  gerade  durch  den  überwiegenden  Einfluß 
dieses  berufsständischen  Elements  zur  Zeit  der  Hansen  den  höch- 
sten Grad  von  Blüte  und  Macht.     Aber  eben  das  Zerfließen  der 
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Grenzen  zwischen  berufsständischer  und  kommunaler  Verwaltung, 
die  Umwandlung  zugleich  zum  machtständischen  Charakter,  legt 
in  das  Zunftwesen  den  Keim  des  Verfalls.  Sie  erstarren  im  konser- 
vativen Streben  der  Machterhaltung  (»ich  liege  und  besitze!«) 
und  verlieren  dabei  die  demokratische  Grundlage  ständiger  Kraft- 
erneuerung aus  dem  berufsständischen  Wirtschaftsleben. 

Die  Gilden  des  Handels  entstanden  bereits  in  der  fränkischen 
Zeit  als  Genossenschaften  zum  gemeinsamen  Schutze  der  kauf- 
männischen Berufstätigkeit  gegen  äußere  Gefahr.  Aus  der  Schutz- 
gemeinschaft wurde  bald  eine  weitgehende  Berufsgenossenschaft. 
Ihre  wichtigste  Aufgabe  war  die  Regelung  des  örtlichen  Handels, 
die  Sorge  für  Markt,  Lagerplätze,  Verkehrswege,  Maß,  Gewicht 
und  Münze.  Zugleich  aber  widmete  die  Gilde  wie  alle  mittel- 
alterlichen Organisationen  ihre  Aufmerksamkeit  dem  außerberuf- 
lichen und  Gemütsleben,  sie  regelte  Gottesdienst  und  Feste,  ge- 
selligen Verkehr,  Erziehung  des  Berufsnachwuchses  und  Unter- 
stützung bei  Krankheit,  Tod  und  anderem  Unglück.  Die  Gilde 
ließ  sich  die  Ausbildung  der  kaufmännischen  Usancen  und  den 
Schutz  der  Genossen  im  Ausland  angelegen  sein  und  suchte  all- 
mählich' Teilnahme  an  den  Markt-  und  Ortshoheitsrechten  der 
Landesgewalt  sowie  an  der  Rechtsprechung  und  an  der  Stadt- 
verwaltung zu  erlangen. 

Ob  und  wie  die  Innungen  der  Handwerker  aus  den  Gilden 
oder  aus  besonderen  genossenschaftlichen  Organisationen  hervor- 
gegangen sind,  bleibt  dunkel.  Im  Mittelalter  traten  sie  jedenfalls 
selbständig  auf  und  bilden  ebenso  wie  die  Gilden  berufsständische 
Schutz-,  Verwaltungs-  und  Lebensgemeinschaften.  Wenn  die 
mittelalterliche  Kultur  im  allgemeinen  hauptsächlich  auf  den 
Städten  ruhte,  so  die  städtische  im  besondern  auf  der  gewerb- 
lichen, deren  Träger  die  Zünfte  (Gilden  und  Innungen)  waren. 
Die  berufsständische  Selbstverwaltung  dieser  Art  war  die  mittel- 
alterliche Form  der  germanischen  Gemeinfreiheit  und.hütete  deren 
heilige  Idee  des  sozialen  Lebens :  einer  für  alle  und  alle  für 
einen!  Bevor  der  Verfall  des  Zunftwesens  begann,  diente  seine 
Organisation  und  Verwaltung  der  Förderung  und  Erhaltung  eines 
möglichst  gleichmäßigen  gewerblichen  Wohlstands,  und  das  ist 
das  charakteristische  Merkmal  der  mittelalterlichen  Städteblüte 
vom   14.  bis  zum   16.  Jahrhundert. 

So  sehr  verschieden  örtlich  und  zeitlich  die  Entwicklung  der 
Zünfte  sich  gestaltete,    hat    sich    doch   ein  ziemlich    einheitliches 
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Bild  ihrer  Organisation  und  Verwaltung  ergeben.  Die  Mitglied- 
schaft war  von  der  Erfüllung  gewisser  persönlicher  und  sachlicher 
Bedingungen  abhängig :  ehrlicher  Abstammung,  Unbescholtenheit, 
Fachbefähigung,  Vermögen  u.  a.  m.  Jedes  Mitglied  war  zur 
strikten  Befolgung  der  Zunftsatzungen  und  zur  Uebernahme  von 
Zunftämtern  verpflichtet.  Neben  dem  Vorsteher-  und  den  sonstigen 
Aemtern  von  Mitgliedern  gab  es  solche,  die  angestellten  Berufs- 
beamten oder  auch  Mitgliedern  der  städtischen  Verwaltung  über- 
tragen wurden.  Die  Amtsgewalt  der  Zunftämter  war  eine  weit- 
gehende, sie  umfaßte  auch  Sittenpolizei  und  ein  über  das  Ord- 
nungsstrafrecht erheblich  hinausgreifendes  allgemeines  Strafrecht. 
Die  Zunftverwaltung  unterlag  der  Aufsicht  der  städtischen  Ver- 
waltung, und  die  Zunftgerichtsbarkeit  war  als  Teil  der  städtischen 
konstruiert  (Berufung  an  den  Rat).  Diese  höhere  Stufe  der 
Zunftselbstverwaltung  war  allerdings  wohl  nur  dort  anzutreffen, 
wo  es  den  Zünften  gelungen  war,  nachhaltig  in  den  Rat  einzu- 
dringen. 

Eintrittsgelder,  Beiträge  und  Strafgelder  waren  die  Finanz- 
grundlagen der  Zünfte,  sie  bildeten  das  selbstverständliche  Kor- 
relat der  vorher  skizzierten  Verwaltungsfunktionen,  welche  sich 
mit  der  Zeit  zu  einem  weitverzweigten,  minutiösen  System  aus- 
gebildet hatten.  Die  Zunftregeln  waren  im  Mittelalter  das,  was 
heute  Gesetze  und  Verordnungen  auf  gewerblichem  Gebiet  sind, 
und  die  Zunftpolizei  war  die  heutige  Gewerbepolizei.  Darüber- 
hinaus griffen  die  Aufgaben  des  Zunftwesens,  wie  schon  erwähnt, 
auch  auf  die  Gebiete  der  öffentlichen  Ordnung,  Sicherheit  und 
Gesundheit,  der  Moral  und  des  Verkehrs,  des  Feuerschutzes,  des 
Wach-  und  Kriegsdienstes  über.  Auch  genossenschaftlicher  Unter- 
stützung und  Wohltätigkeit  sowie  andern  Aufgaben,  welche  wir 
gewohnt  sind,  privaten  Organisationen  zu  überlassen,  unterzogen 
sich  die  Zünfte.  Alles  in  allem  genommen,  kann  kein  Zweifel 
darüber  bestehen,  daß  es  die  Gemeinsamkeit  berufsständischer 
Arbeit  war,  welche  das  lebendige  Prinzip  der  Zunftorganisation 
bildete  und  die  Zünfte  befähigte,  die  Städte  zu  jener  außerordent- 
lichen gewerblichen  und  kulturellen  Blüte  des  Mittelalters  zu 
führen. 

<:n  Ausgang  des  Mittelalters  begann  dann  die  Abschlie- 
ßung  der  Zünfte  vor  unerwünschtem  Zuwachs  mittels  hoher  Un- 
kosten, übermäßiger  Wartezeit  usw.  Wie  die  Innungen  zum 
Zunftzwang,    so    gelangten    die   Gilden    zum    Stapel-  und   Markt- 
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monopol,  und  beide  nutzten  ihre  Machtstellung  teils  unmittelbar 
teils  mit  Hilfe  der  Stadtverwaltungen  rücksichtslos  aus  zu  konser- 
vativem Abschluß  gegen  die  neuen  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Strömungen,  welche  sich  aus  wachsender  Bevölkerung  und  steigen- 
der Kultur  ergaben.  Die  gleichartige  Entwicklung  vollzog  sich 
innerhalb  der  Zunftorganisation,  indem  ähnlich  wie  bei  den  Land- 
gemeinden, die  Vorstandsämter  allmählich  sozusagen  erblich  wur- 
den. Wer  von  der  Macht  ißt,  stirbt  an  ihr.  Die  Verquickung 
der  berufsständischen  Zunftverwaltung  mit  der  politischen  Stadt- 
verwaltung —  und  dies  trifft  im  besondern  Maße  für  die  Stellung 
der  Kaufmannsgilden  in  den  Hansestädten  zu  —  führte  dazu, 
daß  das  Machtgefühl  und  Machtstreben  der  Zünfte  übermäßig 
wurde  und  sich  in  Zurücksetzung  der  berufsständischen  Interessen 
gegen    die  Besitzinteressen  äußerte.     Damit  begann    der  Verfall. 

Denn  als  auf  diesem  Wege  der  Boden  der  Arbeitsgemein- 
schaft verlassen  wurde,  begann  sofort  der  Gegensatz  zwischen 
den  besitzenden  Unternehmern  und  den  besitzlosen  Gesellen,  Ar- 
beitern und  Bönhasen  sich  kräftig  fühlbar  zu  machen.  Dieses 
Proletariat  organisierte  sich  gewerkschaftlich  wie  die  Arbeiter- 
schaft im  19.  Jahrhundert  und  machte,  wie  diese,  die  Politik  des 
Streiks.  Unter  diesen  Umständen  war  die  berufsständische  Selbst- 
verwaltung zur  Machtlosigkeit  verurteilt  und  fiel  in  der  Zeit  der 
absoluten  Fürstenherrschaft  dem  merkantilistischen  Polizeigeist 
zum  Opfer.  Die  Gewerbepolitik  wurde  Sache  der  Regierung  und 
das  bevormundete  Zunftwesen  eins  der  Werkzeuge  zur  Durch- 
führung gewerbepolizeilicher  Anordnungen  der  Staatsbehörden. 
Die  kümmerlichen  Rechte  der  Zunftorganisation,  welche  den  ab- 
soluten Staat  und  die  Einführung  der  Gewerbefreiheit  im  Beginn 
des  19.  Jahrhunderts  überlebten,  dienten  später  wieder  als  Grund- 
lagen zum  Neubau  der  Handwerksselbstverwaltung. 

Der  Handel  vermochte  schneller  und  besser  das  Zwangskleid 
der  Gilde  zu  sprengen  und  schuf  sich  neue  lebenskräftige  Organi- 
sationen durch  Errichtung  von  Börsen  und  Handelskam- 
mern. Schon  seit  dem  17.  Jahrhundert  wurden  aus  eigener 
Initiative  und  aus  Beiträgen  der  Kaufleute  Börsen  als  Selbst- 
verwaltungsorgane errichtet.  Nicht  viel  später  als  die  Börsen 
entstanden  neben  ihnen  und  den  Gilden  Handelskammern,  zuerst 
in  der  Regel  als  Deputierte,  Aelteste  oder  Vorsteher  der  Kauf- 
mannschaft. Ihre  Tätigkeit  bestand  in  erster  Linie  in  der  Inter- 
essenvertretung   gegenüber    Stadt-    und    Staatsverwaltung    durch 
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Anträge  und  Gutachten,  daneben  auch  in  Errichtung  und  Ver- 
waltung praktischer  Handels-  und  Verkehrsinstitute.  Die  allmäh- 
liche Umwandlung,  Ausgestaltung  und  systematische  Errichtung 
von  Handelskammern  im  heutigen  Sinn  gesetzlich  berufener  Selbst- 
verwaltung begann  jedoch  erst  mit  dem  19.  Jahrhundert,  aus- 
gehend vom  linksrheinischen  Gebiet  unter  napoleonischer  Ver- 
waltung. 

Eine  berufsständische  Bildungsselbstverwaltung  neben  den 
vorbesprochenen  Wirtschaftsorganisationen  ist  die  Universität. 
Diese  Einrichtung  übernahm  das  Deutsche  Reich  im  14.  Jahr- 
hundert von  andern  Ländern  wie  Italien,  England,  Frankreich 
und  Spanien.  Universitas  ist  die  Arbeitsgemeinschaft  der  den 
Studien  Gewidmeten.  Obwohl  päpstliche  und  später  kaiserliche 
Stiftungsbriefe  die  Grundlage  der  Universitäten  waren,  bildeten 
diese  doch  Selbstverwaltungen  auf  Grund  selbstbeschlossener 
Statuten,  nutzten  ihre  Privilegien  nach  eigenem  Ermessen,  ver- 
liehen selbst  die  wissenschaftlichen  Grade  und  hatten  eigene 
Kirche  und  eigene  Gerichtsbarkeit,  zu  welcher  das  studentische 
Leben  Anlaß  gab.  Die  erforderlichen  Geldmittel  flössen  aus  den 
Stiftungen  der  Kirche,  der  Landesfürsten,  der  Städte  und  aus 
freien  Spenden.  Während  die  Universität  in  den  ersten  Zeiten 
eine  von  der  Ortsgemeinde  losgelöste  Sondergemeinde  berufs- 
ständischen Eigenrechts  bildete  und  Lehrer  wie  Schüler  zu  voller 
Verwaltungsgemeinschaft  zusammenfaßte,  wandelte  sich  das  Bild 
der  Organisation  allmählich  wie  bei  Landgemeinde  "und  Zunft  zu 
mehr  aristokratischen  Formen  und  zu  stärkerem  Einfluß  der 
Landesfürsten. 

Maßgebende  Instanz  der  Universitätsverwaltung  war  der  Senat, 
welcher  auch  den  jährlich  wechselnden  Rektor  wählte.  Der  Senat 
bestand  aus  den  Lehrern  ;  nach  und  nach  schieden  jedoch  die 
anderen  Grade  aus,  bis  das  Senatsrecht  lediglich  den  ordentlichen 
Professoren  vorbehalten  blieb.  Als  Vertreter  der  Patronatsinter- 
essen  des  Landesherrn  und  später  zur  Durchführung  der  Aut- 
sichtsfunktionen  desselben  befand  sich  der  Kanzler  oder  der  Kurator 
an  der  Universität.  Die  landesherrliche  Gewalt  griff  im  Lauf  der 
absolutistischen  Zeit  immer  schärfer  ein  bis  zur  Ernennung  sowie 
Amtsentsetzung  von  Professoren.  Die  Universitäten  wandelten 
sich  in  dieser  Zeit  aus  reinen  Selbstverwaltungen  mehr  zu  Staats- 
anstalten sowohl  in  finanzieller  als  auch  in  verwaltungsrechtliclu  1 
Beziehung   und    bildeten  zugleich    einen    vielfach  zahlreichen  IV- 
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amtenkörper  aus :  neben  Rektor  und  Dekanen  standen  Syndikus, 
Quästor,  Sekretär  und  Pedelle.  Die  akademische  Gerichtsbarkeit 
schwand  bis  auf  kleine  Reste. 

III. 

Der  altgermanische  Geist  'der  Lebensgemeinschaft  und  Ar- 
beits- oder  Berufsgenossenschaft  trat  im  Lauf  des  Mittelalters  in- 
folge der  um  sich  greifenden  Tausch-  und  Marktwirtschaft  mehr 
und  mehr  hinter  dem  wachsenden  Individualismus  zurück.  Macht- 
und  Besitzinteressen  drängten  sich  allmählich  in  den  Vordergrund, 
und  so  war  auch  der  Boden  für  die  Verdrängung  des  germani- 
schen durch  das  römische  Recht  bereitet.  Das  Eigentum  wurde 
stärker  als  die  Arbeit,  Besitz  wurde  aus  sittlicher  Verpflichtung 
zum  Machtmittel  und  die  freie  Verbundenheit  der  Genossen 
wurde  zur  Zwangsgebundenheit  der  Beherrschten.  Dieser  Zerfall 
der  Volksgemeinschaft  in  kämpfende  und  ringende  Stände  führte 
mit  Notwendigkeit  zur  absoluten  Fürstenherrschaft,  welche  an 
Stelle  der  Selbstverwaltung  das  Polizeiregiment  setzte.  Aller- 
dings vollendete  so  der  absolute  Staat  zugleich  die  von  den 
berufsständischen  Selbstverwaltungen  begonnene  Entwicklung  aus 
der  einfachen  Agrargenossenschaft  zur  immer  mehr  verzweigten 
Gliederung  gewerblicher  und  geistiger  Arbeitsteilung  eines  größeren 
Staatsverbandes.  Zu  dieser  zusammenfassenden  Nationalorgani- 
sation waren  weder  die  Berufsstände  noch  die  Landstände  fähig. 
Aber  gerade*  diese  Tatsache  beweist  auch,  daß  eine  organische 
Staatsverwaltung  sich  zugleich  auf  regionale  und  berufsständische 
Selbstverwaltung  stützen  muß,  daß  weder  diese  beiden  gegen- 
und  durcheinander  arbeiten  bzw.  miteinander  ringen  dürfen  noch 
etwa  jede  von  ihnen  über  Verwaltung  hinaus  auch  nach  Regie- 
rung streben  oder  die  Regierung  sich  deren  Funktionen  an- 
maßen darf,    wenn   ein   starker,    freier  Volksstaat    bestehen    soll. 

Der  geschichtliche  Rückblick  scheint  mir  deutlich  genug  zu 
zeigen,  daß  unsere  heutige  Staatskultur  sich  auf  der  Wirksamkeit 
der  drei  Organisationen :  zentraler  Regierung,  regionaler  und  be- 
rufsständischer Selbstverwaltung  aufbaut,  sowie  daß  eine  gesicherte 
Staatsentwicklung  nur  in  gleichlaufender,  gemeinsamer  Tätigkeit 
dieser  drei  Verwaltungsarten  erfolgen  kann.  Das  setzt  voraus, 
daß  eine  genaue  Arbeitsteilung,  eine  ehrliche  und  dem  Wesen 
jeder  der  drei  Organisationsformen  entsprechende  Selbstbeschrän- 
kung Platz  greift.     Das    germanische  Altertum   konnte   ohne  be- 
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rufsständische  Organisation  auskommen,  weil  es  in  örtlich  ge- 
schlossener Land-  und  Hauswirtschaft  lebte.  Die  gewerbliche 
Arbeitsteilung  fügte  dann  der  lokalen  Kommunalverwaltung  die 
berufsständische  hinzu,  und  aus  dem  Ringen  beider  miteinander 
und  mit  den  um  sich  greifenden  politischen  und  wirtschaftlichen 
Tendenzen  zwischenörtlicher  und  zwischenstaatlicher  Verbin- 
dungen erwuchs  die  Notwendigkeit  übergeordneter,  nationaler 
Zentralgewalt. 

Das  19.  Jahrhundert  hat  begonnen,  die  neuen  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Verhältnisse  national  geschlossener,  aber  im 
Verkehr  miteinander  tausendfach  verbundener  Staaten  in  neue 
Formen  der  drei  Verwaltungsgrundarten  zu  fügen.  Es  war  eine 
Zeit  wirren  und  wilden  Ringens  von  Besitz-  und  Machtinteressen 
mit  Berufs-  und  Arbeits-  sowie  kommunalen  Ortsinteressen.  Die 
Zentralgewalt  und  die  Wohnungsgemeinschaft  hatten  die  Ober- 
hand, während  die  Berufsgemeinschaften  nur  geringe  öffentliche 
Beachtung  und  Anerkennung  fanden.  Mit  der  Revolution  ist 
vermutlich  die  Wendung  eingetreten,  welche  die  Arbeit  in  ihr 
Recht  einsetzen  und  die  drei  sozialen  Staatsorganisationsbildner 
ausbalancieren  wird.  Der  Bauplan  des  modernen  Staats  wird 
einfach  und  klar,  wenn  (wie  in  meiner  eingangs  zitierten  Schrift 
näher  angedeutet)  die  praktische  Verwaltung  der  Selbstverwaltung 
übertragen  und  die  Regierung  auf  die  ihr  natürliche  Stellung  der 
Aufsicht  und  politischen  Leitung  beschränkt  wird;  wenn  ferner 
die  Selbstverwaltung  nicht  mit  der  Regierung  vermengt  wird, 
beide  Arten  der  Selbstverwaltung  aber  in  genauer  Aufgabenteilung 
voneinander  abgegrenzt  werden.  Die  vorwiegend  fachlichen  An- 
gelegenheiten gehören  der  berufsständischen,  die  überwiegend 
allgemeinen  örtlichen  und  regionalen  Aufgaben  der  kommunalen 
Selbstverwaltung,  —  und  über  allen  steht  als  leitende  Idee  die 
soziale  Arbeitsgemeinschaft  aller  Stände  und  Organisationen. 
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INDEXZIFFERN  IM  INLAND  UND  IM  AUSLAND. 

Von 

Direktor  P.  WEIGEL,  Leipzig. 

I. 

Nach  dem  Vorbild  der  Tagespresse  schreiben  manche  Autoren 
—  gewöhnlich  sind  es  solche  in  jüngerem  Alter  —  ihre  Bücher 
im  (lucus  a  non  lucendo  ?)  sogenannten  pluralis  modestatis. 
Diese  Schreibform  wirkt  bei  Büchern  unter  allen  Umständen  ge- 
ziert, sie  verrät  also  stets  Mangel  an  Stilgefühl.  Meist  aber 
verrät  sie  zugleich  noch  etwas  anderes  und  bedenklicheres, 
nämlich  den  Mangel  an  scharfem  und  klarem  Denken  des  Ver- 
fassers. Denn  für  die  Tagespresse  mag  es  Gründe  geben,  anstatt 
ich  glaube,  ich  habe  erfahren  usw.  zu  schreiben:  wir  glauben, 
wir  haben  erfahren.  Das  Herkommen  und  die  Fiktion,  daß  nicht 
ein  einzelner,  sondern  die  gesamte  Redaktion  oder  auch  die 
Partei  zum  Leser  spreche,  sind  z.  B.  solche  Gründe.  Aber  bei 
Aufsätzen,  die  nicht  anonym  sind,  und  bei  Büchern  hat  die 
Wirform  offenbar  nicht  den  geringsten  Sinn.  Der  klardenkende 
Schriftsteller  bedient  sich  deshalb  der  Ichform  oder  er  schreibt 
unpersönlich,  wenn  das  »Ich«  den  Eindruck  der  Unbescheiden- 
heit  befürchten  läßt. 

Das  Hofmannsche  Buch  !),  das  im  pluralis  modestatis  ge- 
schrieben ist  —  nur  ausnahmsweise  nennt  sich  der  Verfasser 
»Schreiber  dieser  Zeilen«  oder  er  zitiert  sich  selbst  als  Regierungs- 
rat Dr.  Hofmann  (S.  61  unten)  —  bildet  ein  Musterbeispiel  für 
diesen  Erfahrungssatz.  Es  ist  von  der  ersten  bis  zur  letzten  Seite 
voll  von  Ungenauigkeiten,  schiefen  und  direkt  falschen  Urteilen 
und  Widersprüchen,  die  letzten  Endes  sämtlich  darauf  zurück- 
zuführen sind,  daß  der  Verfasser  weder  das,  was  er  aus  anderen 
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Quellen  mitteilt,  noch  das,  was  er  aus  sich  selbst  schöpft,  scharf 
und  klar  durchdacht  hat.  Das  gilt  selbst  da,  wo  es  sich  um  ganz 
einfache  Dinge  handelt,  die  eigentlich  wissenschaftliche  Denk- 
arbeit gar  nicht  erfordern.  Einige  aufs  Geradewohl  herausge- 
griffene Beispiele  mögen  dafür  als  Beleg  dienen. 

Im  Vorwort  sagt  der  Verfasser,  daß  er  sich  bei  seinen  Dar- 
legungen mit  Rücksicht  auf  die  Druckkosten  notgedrungen  eine 
gewisse  Beschränkung  habe  auferlegen  müssen.  Dieser  Satz  ist, 
wie  sich  schon  bei  verhältnismäßig  oberflächlicher  Beschäftigung 
mit  dem  Inhalte  des  Buches  leicht  erkennen  läßt,  durchaus  un- 
zutreffend. Es  mag  sein,  daß  der  Verfasser  manches  wegge- 
lassen hat,  was  er  gern  noch  aufgenommen  hätte,  aber  mit  der 
Rücksicht  auf  die  Druckkosten  läßt  sich  diese  Beschränkung 
nicht  begründen.  Denn  ganze  Seiten  lange  Abschnitte  des  Buches, 
so  wie  es  jetzt  ist,  sind  völlig  überflüssig,  weil  ihr  Inhalt  nicht 
zur  Sache  gehört,  oder  weil  er  aus  nichts  als  gänzlich  ungerecht- 
fertigten Wiederholungen  von  Dingen  besteht,  die  schon  an 
anderer  Stelle  behandelt  sind.  Besonders  deutlich  beweist  das 
der  Abschnitt  18,  in  dem  sich  Dr.  Hofmann  mit  seinen  eigenen, 
den  Mannheimer  Indexziffern,  beschäftigt.  Er  verfährt  dabei  so, 
daß  'er  zunächst  die  Entstehung  und  das  Wesen  der  Ziffern 
schildert  (S.  39 — 41)  und  dann  (S.  42)  die  von  ihm  berechneten 
Zahlen  von  Anfang  an  bis  Juni  192 1  zu  einer  Tabelle  zusammen- 
gefaßt mitteilt.  Außerdem  aber  druckt  er  noch  6  Zeitungsartikel 
ab,  die  er  seinerzeit  in  der  Mannheimer  Tagespresse  hat  er- 
scheinen lassen,  und  in  denen  zwar  die  vorhergehenden  Aus- 
führungen in  mancher  Hinsicht  ergänzt  werden,  die  aber  sonst 
durchaus  nichts  Neues  zur  Sache  enthalten,  sondern  nur  Wieder- 
holungen darstellen  und  sehr  viel  Unwesentliches  mitteilen. 
Manche  meist  ganz  nebensächliche  Dinge  erfährt  man  auf  diese 
Weise  siebenmal  fast  genau  mit  denselben  Worten;  und  statt 
2  Tabellen,  die  vollständig  genügt  hätten,  um  das  in  den  Artikeln 
enthaltene  wesentliche  Zahlenmaterial  darzustellen,  gibt  der  Ver- 
fasser 8,  die  vielfach  dieselben  Zahlen  in  genau  derselben  Form 
enthalten.  Fast  1V2  Druckseiten  verwendet  überdies  Dr.  Hof- 
mann dazu,  einen  Vorwurf  der  Parteinahme  für  die  Arbeitgeber 
zurückzuweisen,  der  in  einer  Zeitung  gegen  ihn  erhoben  worden 
war,  durchaus  überflüssigerweise,  da  sich  der  Vorwurf,  wie  unten 
noch  EU  zeigen  sein  wird,  überhaupt  nicht  gegen  die  Indexziffern, 
sondern  gegen  eine  —  zudem  mißverstandene  —  Textbemerkun- 
Dr.  Ilofmanns  richtete. 
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Aehnlich  steht  es  mit  dem  übrigen  Inhalt  der  Schrift.  Nach 
einem  »Allgemeines«  überschriebenen  Abschnitt  behandelt  Dr.  Hof- 
mann in  je  einem  besonderen  Kapitel  44  verschiedene  Index- 
ziffern des  In-  und  Auslandes.  Er  beginnt  mit  den  Indexziffern 
einiger  privater  Statistiker,  läßt  dann  die  der  städtestatistischen 
Aemter,  weiter  die  einzelner  Zeitungen  und  Zeitschriften  und  die 
des  Statistischen  Reichsamtes  folgen  und  schließt  mit  einer  Reihe 
ausländischer  Indexziffern ;  innerhalb  der  einzelnen  Gruppen  hat 
er  nach  dem  Alphabet  geordnet.  Die  einzelnen  Kapitel,  die 
also  ohne  jede  Rücksicht  auf  innere  Zusammenhänge  nach  rein 
äußerlichen  Merkmalen  mechanisch  aneinandergereiht  sind,  be- 
stehen gewöhnlich  aus  einigen  kurzen,  durchgängig  recht  ober- 
flächlichen Bemerkungen  des  Verfassers  über  den  Gegenstand 
des  Kapitels  und  außerdem  aus  einem  mehr  oder  weniger  um- 
fangreichen Abdruck  von  Aeußerungen  der  Urheber  der  Zahlen 
oder  auch  Dritter  aus  Zeitungen  oder  anderen  Schriften.  Ebenso 
bilden  den  größten  Teil  des  letzten  »Schlußbemerkungen«  über- 
schriebenen Abschnittes  zwei  wörtlich  den  Münchner  Neuesten 
Nachrichten  und  dem  Berner  Bund  entnommene  Artikel. 

Soweit  wie  bei  den  von  ihm  selbst  herrührenden  Artikeln 
über  die  Mannheimer  Indexziffern  geht  nun  allerdings  Dr.  'Hof- 
mann bei  den  anderen  Abdrücken  im  allgemeinen  nicht.  Aber 
die  Mühe,  das  Unwesentliche  auszuscheiden,  hat  er  sich  auch  da 
nicht  gemacht,  und  daß  es  bei  dieser  Behandlung  des  Stoffes 
ohne  Wiederholungen  in  großem  Umfange  nicht  abgehen  konnte, 
liegt  ja  auf  der  Hand. 

Dr.  Hofmann  hat  also,  wie  man  sieht,  sehr  stark  mit  der 
Schere  gearbeitet.  Wäre  er,  wie  es  selbstverständlich  bei  einer 
solchen  Untersuchung  hätte  geschehen  müssen,  wissenschaftlich 
zu  Werke  gegangen  und  hätte  er  das  Material  systematisch  be- 
handelt, so  hätte  er  ohne  Frage  gut  und  gern  mit  der  Hälfte 
des  Raumes  auskommen  können,  den  er  tatsächlich  ausgefüllt 
hat.  Allein  bei  den  Mannheimer  Indexziffern  wären  leicht 
6 — 8  Druckseiten  zu  sparen  gewesen,  und  das  für  diese  Arbeit 
Wesentliche  aus  dem  6  Druckseiten  umfassenden  Artikel  des 
Berner  Bundes  hätte  sich  in  wenigen  Zeilen  wiedergeben  lassen. 
Die  Darstellung  hätte  dabei  zudem  nur  gewinnen  können  und 
nichts  von  dem,  was  jetzt  »mit  Rücksicht  auf  die  hohen  Druck- 
kosten« weggelassen  worden  ist,  hätte  unerwähnt  zu  bleiben 
brauchen. 
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Der  Vorwurf  der  Parteinahme  für  die  Arbeitgeber,  von  dem 
schon  die  Rede  war,  lautete  wie  folgt  (S.  45) : 

»Aus  Angestelltenkreisen  wird  uns  geschrieben :  In  den 
hiesigen  Tageszeitungen  erscheinen  die  vom  städtischen  Preis- 
prüfungsamt errechneten  Mannheimer  Indexziffern.  Der 
Schlußsatz  der  letzten  Veröffentlichung  hat  bei  den  Arbeitnehmern 
berechtigten  Unwillen  ausgelöst.  Geradezu  unverständlich  ist 
es,  wie  eine  Amtsstelle  in  einer  Weise,  wie  dies  am  Schlüsse 
dieses  Artikels  geschieht,  den  Unternehmern  geradezu  einen 
Abbau  der  Löhne  und  Gehälter  nahelegen  kann  und 
zwar  nur  deshalb,  weil  in  den  letzten  Wochen  einige  Bedarfs- 
artikel etwas  im  Preise  gesunken  sind.  Hat  vielleicht  die  städtische 
Preisprüfungsstelle  in  einer  Zeit,  als  die  Preise  dauernd  im  Stei- 
gen waren,  auch  die  Bemerkung  an  ihre  jeweiligen  Veröffent- 
lichungen geknüpft,  man  möge  bei  Lohnverhandlungen  darauf 
Rücksicht  nehmen  ?  Wer  gibt  denn  die  Gewähr  dafür,  daß  nicht 
in  einigen  Wochen  die  Kurve  der  Preisbewegung  wieder  eine 
andere  Richtung  einschlägt?  Von  einer  amtlichen  Stelle  darf 
erwartet  werden,  daß  sie  bei  diesen  Bekanntmachungen  neutral 
bleibt  und  in  Zukunft  solche  Schlußbemerkungen  unterläßt.« 

Auf  diesen  Vorwurf  kommt  Dr.  Hofmann,  obwohl  er  ihm, 
wie  schon  erwähnt,  bereits  S.  46  fast  1V2  Seite  gewidmet  hat, 
im  Schlußwort  nochmals  zurück.  Er  sagt  dazu  S.  III:  »Wie 
wir  oben  aus  »Angestelltenkreisen«  vernommen  haben,  verhalten 
sich  die  Arbeitnehmer  einer  sinkenden  Indexziffer  gegenüber  aus 
Angst  vor  dem  Lohnabbau  allerdings  recht  feindlich.« 

Und  ferner  auf  der  nächsten  Seite:  »Wie  stellen  sich  nun 
aber  die  Arbeitnehmer  zu  sinkenden  Indexziffern?  Haben  wir 
nicht  oben  aus  »Angestelltenkreisen«  vernommen,  daß  die  sinken- 
den Mannheimer  Indexziffern  »bei  den  Arbeitnehmern  berechtigten 
Unwillen  ausgelöst«  haben,  weil  diese  befürchteten,  die  Gehälter 
könnten  automatisch  —  selbsttätig  —  angepaßt,  also  herabge- 
setzt werden  ?« 

Man  sieht,  ganz  unnütze  Wiederholungen  auch  hier,  außer- 
dem aber,  wie  ohne  weiteres  klar  ist,  grobe  Verstöße  gegen  die 
elementarste  Logik,  an  denen  es  auch  sonst  in  dem  Buche  nicht 
fehlt. 

Vergeblich  sucht  man  in  der  ganzen  Abhandlung  nach  dem 
für  eine  »kritische  Studie«  selbstverständlich  Wichtigsten,  nämlich 
nach   einer  klaren  und  eindeutigen  Auskunft   darüber,    was  denn 
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nun  eigentlich  Indexziffern  sind  und  was  sie  sollen.  Allerdings 
nennt  Dr.  Hofmann  im  Vorwort  die  Indexziffern  die  Gradmesser 
für  das  Steigen  und  Fallen  des  Preisstandes  und  der  Lebens- 
haltungskosten; und  den  Abschnitt  »Allgemeines«  beginnt  er  mit 
der  Bemerkung,  daß  das  lateinische  Wort  Index  seinem  Inhalt 
nach  soviel  wie  »anzeigen,  verzeichnen,  messen«  (!)  bedeute. 
Ferner  sagt  er  wiederholt,  Indexziffer  sei  soviel  wie  Meßziffer, 
und  endlich  bezeichnet  er  S.  70  die  Generalindexziffern  als  die 
statistischen  Mittelwerte  (!).  Allein  das  alles  sind  natürlich  keine 
wirklichen  Definitionen,  mit  denen  irgend  etwas  anzufangen  wäre. 
Direkt  falsch  ist  es  aber,  wenn  Dr.  Hofmann  S.  I  weiter  aus- 
führt: »Indexziffern  sind  vornehmlich  eine  Funktion  der  Preis- 
statistik; die  Preise,  die  Preisbewegungen,  die  Preisniveaus,  die 
Teuerungen,  die  Kosten  der  Lebenshaltung  und  deren  Kehrseite 
—  die  Kaufkraft  des  Geldes  —  sollen  verzeichnet  bzw.  gemessen 
werden;  und  die  Indexziffern  sollen  Grad  und  Ausmaß  der  evtl. 
Veränderung  anzeigen«.  Denn  danach  wäre  natürlich  jede  preis- 
statistische Feststellung  eine  Indexziffer.  Keinem  Menschen  fällt 
es  aber  ein,  von  Indexziffern  zu  reden,  wenn  etwa  statistisch  er- 
mittelt worden  ist,  daß  im  Jahre  191 3  ein  Pfund  Rindfleisch  1  M. 
gekostet  hat,  während  es  192 1  14  M.  kostete,  obwohl  doch  nicht 
bestritten  werden  kann,  daß  diese  beiden  Zahlen  Preise,  eine 
Preisbewegung,  ein  Preisniveau,  die  Teuerung  und  ihre  Kehr- 
seite —  die  Kaufkraft  des  Geldes  —  »verzeichnen,  bzw.  messen« 
und  Grad  und  Ausmaß  der  Veränderung  anzeigen.  Auch  der 
folgende  Satz:  »Die  Indexziffern  sind  demnach  (!)  in  erster  Linie 
Verhältniszahlen,  die  Bewegung,  die  Tendenz  soll  ermittelt  wer- 
den«, ist  deshalb  nicht  zutreffend,  denn  auch  die  Bewegung,  die 
Tendenz  soll  selbstverständlich  schlechthin  jede  preisstatistische 
Zahl  ermitteln.  Der  Satz  ist  aber  außerdem  insofern  falsch,  als 
er  behauptet,  daß  »demnach«  die  Indexziffern  in  erster  Linie 
Verhältniszahlen  seien,  da  ja  gar  nicht  die  Rede  davon  sein 
kann,  daß  das,  was  eben  als  die  Aufgabe  der  Indexziffern  be- 
zeichnet worden  ist,  nur  Relativzahlen  zu  leisten  vermöchten  und 
daß  nur  mit  ihrer  Hilfe  die  Bewegung,  die  Tendenz  ermittelt 
werden  könnte.  Das  gibt  Dr.  Hofmann  auch  selbst  wenige  Zeilen 
später  zu,  wo  er  sagt,  daß  »das  Nebeneinanderstellen  bestimmter 
absoluter  Zahlen  gleichfalls  eine  Vorstellung  über  die  Bewegung 
der  Kosten  der  Lebenshaltung  zu  vermitteln  vermag.«  Außer- 
dem   stellt    er    im  Lauf   der  ferneren  Darstellung  wiederholt  mit 
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aller  Deutlichkeit  fest,  daß  auch  die  Relativzahlen  keinesfalls 
mehr  zu  leisten  vermögen,  als  eine  Vorstellung  über  die  Be- 
wegung der  Kosten  der  Lebenshaltung  zu  vermitteln.  So  heißt 
es,  um  nur  eine  der  vielen  hier  in  Frage  kommenden  Stellen  des 
Buches  anzuführen  S.  43 :  »Besonders  sei  darauf  hingewiesen,  daß 
alle  Indexziffern  nur  den  jeweiligen  Stand  des  allgemeinen 
Preisniveaus  einigermaßen  anzeigen;  bei  Lohn  Verhand- 
lungen können  sie  in  bedingtem  Maße  als  Anhalt  dienen,  denn 
sie  vermitteln  immerhin  ein  ungefähres  Bild  bezüglich  der  Tendenz 
der  Preisbewegung.« 

Der  Satz,  daß  Indexziffern  in  erster  Linie  Verhältniszahlen 
seien,  ist  nur  dann  richtig,  wenn  er  —  was  aber  der  Zusammen- 
hang nicht  ergibt  —  sagen  soll,  daß  die  meisten  der  Zahlen,  die 
unter  dem  Namen  Indexziffern  in  Theorie  und  Praxis  auftreten, 
Verhältniszahlen  sind.  In  Deutschland  z.  B.  bezeichnete  bisher 
nur  Calwer  absolute  Zahlen  als  Indexziffern,  und  ebenso  ist  im 
Auslande  bisher  nur  in  Italien  und  auch  da  erst  seit  einiger 
Zeit,  die  Bezeichnung  Indexziffer  in  diesem  Sinne  verwendet 
worden.  (Vgl.  dazu  die  Monatsberichte  des  römischen  Arbeits- 
amtes.) Alle  anderen  Zahlen,  die  als  Indexziffern  bezeichnet 
werden,  sind  Verhältniszahlen.  Doch  beweist  diese  Tatsache 
allein  natürlich  noch  nicht,  daß  Relativzahlen  den  Zweck  der 
Indexziffern  besser  erfüllen  als  Grundzahlen.  Vielmehr  wäre  hier 
eben  zu  prüfen  gewesen,  ob  der  Sprachgebrauch  richtig  ist  oder 
nicht.     Darüber   wird   später  noch  ein  Wort  zu  sagen  sein. 

Nicht  besser  ist  es  mit  den  sonstigen  Ausführungen  Dr.  Hof- 
manns über  die  Indexziffern  im  allgemeinen  bestellt.  S.  2  sagt 
er  z.  B.  : 

*  Es  gibt  einfache  und  gewogene  Indexziffern ;  auch 
eine  Kombination  ist  möglich.  Bei  der  ersteren  Methode  werden 
für  bestimmte  Zeitabschnitte  die  Preise  einer  gewissen  Anzahl 
Lebensbedürfnisse  einfach  addiert ;  die  Summe  des  Ausgangs- 
zeitpunktes wird  gleich  ioo  gesetzt,  und  hernach  werden  die 
übrigen  Verhältniszahlen  auf  dieser  Basis  aufgebaut  (vgl.  Eulen- 
burg und  Schott) ;  in  dieser  Weise  werden  z.  B.  die  Großhandels- 
indexziffern  des  englischen  ,Economist'  und  der  »Frankfurter 
Zeitung'  berechnet.« 

Daran  ist  zunächst  vollständig  falsch  die  Behauptung,  daß 
die  Großhandclsindexziffcrn  des  Economist  und  der  Frankfurter 
Zeituncr  >in  dieser  Weise«  berechnet  wären.     Denn  wie  sich  aus 
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den  Abschnitten  24  und  31,  in  denen  diese  Zahlen  behandelt 
sind,  zweifelsfrei  ergibt,  wird  in  beiden  Fällen  so  verfahren,  daß 
zunächst  die  Reihen  der  Preise  für  jeden  einzelnen  Artikel 
koordiniert,  dann  die  Koordinationszahlen  für  die  einzelnen  Zeit- 
abschnitte addiert  und  schließlich  bei  den  Ziffern  der  Frank- 
furter Zeitung  aus  den  Summen  noch  die  Durchschnitte  be- 
rechnet werden,  während  der  Economist  die  Summen  selbst  als 
Indexziffern  bezeichnet.  Selbstverständlich  ist  das  etwas  ganz 
anderes,  als  das,  was  Dr.  Hofmann  behauptet  hat. 

Sodann  ist  ohne  weiteres  klar,  daß  zum  mindesten  Leser, 
denen  die  Begriffe  gewogen  und  ungewogen  nicht  ohnehin  ge- 
läufig sind,  aus  den  Dr.  Hofmannschen  Worten  nicht  ersehen 
können,  was  nun  eigentlich  einfache  und  gewogene  Indexziffern 
sind ,  und  schon  gar  nicht  ist  zu  erkennen ,  welcher  Art  die 
Kombination  sein  soll,  die  Dr.  Hofmann  für  möglich  hält.  Auch 
die  folgenden  Darlegungen  geben  darüber  keine  Auskunft. 

Dazu  kommt,  daß  Dr.  Hofmann  bei  der  Behandlung  der 
einzelnen  Indexzifferarten  als  einfache  Indexziffern  öfter  etwas 
ganz  anderes  bezeichnet  als  die  ungewogenen.  Nicht  selten 
(Beispiele  SS.  20,  25,  30,  32,  44,  59)  nennt  er  nämlich  die  Koordi- 
nationszahlen der  Preise  einer  einzelnen  Ware  —  die  Einzel- 
indices,  wie  er  auch  manchmal  sagt  —  einfache  Indexziffern, 
während  dagegen  wiederum  für  einfache  Indexziffern  auch  wieder- 
holt die  Bezeichnung  ungewogene  Indexziffern  angewendet  wird. 
Davon  abgesehen  ist  wiederholt  die  Rede  von  Kleinhandelsindex- 
ziffern, Lebenshaltungsindexziffern,  nominellen  Indexziffern,  ele- 
mentaren Indexziffern,  Indexziffern  im  engeren  und  im  weiteren 
Sinne,  Gruppenindexziffern,  Generalindexziffern,  ohne  daß  der 
Inhalt  dieser  Begriffe  klar  festgelegt  und  ohne  daß  im  einzelnen 
streng  an  diesen  Unterscheidungen  festgehalten  würde.  Dieselbe 
Begriffsverwirrung  herrscht  heute,  wie  zuzugeben  ist,  ganz  allge- 
mein. Aber  selbstverständlich  wäre  es  Aufgabe  der  »kritischen« 
Untersuchung  gewesen,  hier  wenigstens  den  Versuch  einer  Klar- 
legung zu  machen,  wenn  der  Zweck  der  Schrift  erreicht  werden 
sollte.  Ueber  die  Generalindexziffern  sagt  allerdings  Dr.  Hof- 
mann S.  3,  »daß  bei  ihnen  eine  Verschmelzung  von  Reihen  vor- 
genommen und  außerdem  die  Koordinätionsmethode  angewendet 
werde«.  Man  vermag  dadurch  zu  erkennen,  fährt  er  nach  Eulen- 
burg fort,  ob  »trotz  der  Vielheit  der  einzelnen  Preise  in  deren 
ganzer  Bewegung    ein    gemeinsamer  Zug    vorhanden  ist«.     Aber 
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damit  ist  natürlich  gar  nichts  anzufangen,  da  ja,  wie  das  Dr.  Hof- 
mannsche  Buch  selbst  oft  genug  erkennen  läßt,  die  Reihenver- 
schmelzung und  die  Koordinationsmethode  auch  bei  anderen 
Indexziffern,  die  nicht  als  Generalindexziffern  bezeichnet  werden, 
angewendet  werden. 

Schließlich  noch  einige  Worte  zu  den  kritischen  Bemerkungen, 
die  Dr.  Hofmann  im  einzelnen  und  im  allgemeinen  über  die 
Indexziffern  macht,  obwohl  man  sich  auf  Grund  der  vorstehenden 
Darlegungen  schon  ein  Bild  davon  wird  machen  können,  wie 
diese  Kritik  ausgefallen  ist.  Sie  haftet  überall  an  der  Oberfläche 
und  besteht  zum  großen  Teil  aus  völlig  inhaltlosen  Redensarten, 
wie  z.  B.  den  folgenden  Sätzen: 

S.  66:    » Diese  Methode  —  die  Züricher  —  als   solche   muß 

zweifellos  als  sehr  vorteilhaft  bezeichnet  werden ;  da  aber , 

so  sind  auch  diese  Indexziffern  nicht  als  ausreichend  zu  be- 
zeichnen. Wir  möchten  jedoch  noch  anfügen,  daß  dessenunge- 
achtet diese  Arbeiten  des  Züricher  Statistischen  Amtes  als  äußerst 
verdienstvoll  angesprochen  werden  müssen.« 

S.  69:  »Mit  diesen  Ausführungen  wollen  wir  aber  die  Index- 
ziffern der  Frankfurter  Zeitung  keineswegs  in  ihrer  Bedeutung 
schmälern.  Im  Gegenteil,  wir  freuen  uns  über  dieses  mutige 
Vorgehen  der  Frankfurter  Zeitung.  Wir  begrüßen  die  Berechnung 
von  Großhandelsindexziffern ,  möchten  aber  doch  andererseits 
vor  einer  Ueberschätzung  warnen.« 

S.  78 :  »Nach  alledem  können  wir  —  leider  —  auch  diese 
schweizerischen  Großhandelsindexziffern  nicht  als  einwandfrei  be- 
zeichnen. Der  mutige  Versuch  des  Herrn  Dr.  Lorenz  soll  damit 
in  seiner  Bedeutung  aber  keineswegs  geschmälert  werden.  Sämt- 
liche Schwierigkeiten  zu  überwinden,  ist  eben  auf  diesem  Ge- 
biete schlechterdings  unmöglich.« 

Ueber  den  Wert  und  die  Bedeutung  der  Indexziffern  im 
allgemeinen  heißt  es  im  Schlußkapitel,  daß  keiner  der  einge- 
schlagenen Wege  zu  einer  idealen  Lösung  führt,  daß  vielmehr 
bei  allen  Indexziffern  Fehle  rqu  el  len  vorhanden  sind,  die  sich 
nicht  beseitigen  lassen ;  ferner,  daß  es  auch  Indexziffern  nicht 
gibt,  die  als  »einigermaßen  einwandfrei«  bezeichnet  werden 
konnten,    daß   alle    bisherigen  Preis-    und  Kosten meßziffern  den 

vurl"  Ober  sich  ergehen  lassen  müssen,  sie  seien  —  mehr 
oder    weniger  —   fiktiv,    konstruiert,    schematisch,    abstrakt   usw. 

Trotzdem   führe   aber   1    B   die   Gegenüberstellung   inländischer 
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und  ausländischer  Indexziffern  doch  zu  einem  gewissen  Ergebnis. 
So  könne  man  daraus  ersehen,  daß  in  Deutschland  die  Teuerung 
weit  größer  sei  als  in  anderen  Staaten  und  ferner,  daß  seit  Juni 
192 1  die  Preise  zum  Teil  sehr  wesentlich  zurückgegangen  seien. 
Deshalb  sei  »andererseits«  auch  die  allenthalben  wegwerfende 
Verurteilung  der  Indexziffern  als  solche  nicht  berechtigt.  Weder 
allzugroßer  Optimismus  noch  verneinender  Pessimismus  sei  hier 
—  wie  bei  so  vielen  anderen  Gebieten  —  angebracht.  Die  Be- 
rechnung von  Indexziffern  könne  nicht  als  Zahlenspielerei 
irgendwelcher  überspannter  Statistiker  bezeichnet  werden;  dies 
gehe  schon  daraus  hervor,  daß  man  sich  ihrer  in  fast  allen 
Staaten  der  Welt  bediene. 

Natürlich  ist  mit  allen  diesen  unbestimmten  und  dehnbaren 
Einerseits -andererseits -Urteilen  niemandem  irgendwie  gedient. 
Namentlich  der  Laie,  dessen  Aufklärung  über  Wesen  und  Zweck 
der  Indexziffern  sich  Dr.  Hofmann  gerade  mit  zur  Hauptaufgabe 
gemacht  hat  —  nach  dem  Vorwort  — ,  wird  auf  Grund  dieser 
»Kritik«  den  Indexziffern  im  allgemeinen  und  im  einzelnen  eher 
noch  ratloser  gegenüberstehen,  als  bisher.  Denn  er  kann  danach, 
und  wenn  er  sich  noch  so  viel  Mühe  geben  sollte,  kaum  zu  einem 
anderen  Urteil  kommen  als  zu  dem,  daß  zwar  jeder  Bearbeiter 
von  Indexziffern  für  sich  den  Stein  der  Weisen  auf  diesem  Ge- 
biete gefunden  zu  haben  glaubt,  daß  aber  tatsächlich  letzten 
Endes  trotz  der  ausdrücklichen  Verwahrung  Dr.  Hofmanns  da- 
gegen, alle  die  Ziffern  gleich  viel  oder  richtiger  gleich  wenig 
wert  sind.  Die  Gefahr  des  zunehmenden  Mißbrauchs  falsch  ver- 
standener Indexziffern,  die  es,  wie  die  Erfahrung  tagtäglich  lehrt, 
vor  allem  zu  bannen  gilt,  wird  jedenfalls  durch  Dr.  Hofmanns 
Schrift  nicht  beseitigt,  sondern  eher  vergrößert. 

Die  »Indexziffern  im  Inland  und  im  Ausland«  sind  demnach 
keineswegs  das,  wofür  sie  Dr.  Hofmann  ausgibt,  nämlich  »eine 
kritische  Studie«.  Das  Buch  stellt  vielmehr  nichts  dar,  als  eine 
kritiklose  Kompilation ;  es  ist  bestenfalls  eine  Materialsammlung 
mit  einigen  Erläuterungen,  Aber  auch  als  Materialsammlung  hat 
die  Arbeit  nur  geringen  Wert,  weil  es  der  Verfasser  selbst  an 
der  dazu  immerhin  notwendigen  kritischen  Vertiefung  in  die 
Sache  hat  fehlen  lassen,  und  weil  er  deshalb  durchaus  nicht 
alles  das  Material  zusammengetragen  hat,  was  zu  einer  wirklich 
erschöpfenden  und  zutreffenden  Beurteilung  der  Zahlen  im  ein- 
zelnen  und    insgesamt   erforderlich  ist.     Es  handelt  sich  deshalb 
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alles  in  allem  um  eins  der  völlig  überflüssigen  literarischen 
Produkte,  deren  Erscheinen  offenbar  auch  die  wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten,  unter  denen  das  Buchgewerbe  jetzt  zu  leiden 
hat,  nicht  hindern  können,  wenn  es  sich  um  einen  Artikel  handelt,, 
der  gerade  »gefragt«  ist.  Der  Wissenschaft  wird  durch  solche 
Bücher  selbstverständlich  kein  Dienst  erwiesen,  und  im  beson- 
deren der  Statistik  erwächst  daraus  nur  Schaden,  da  danach 
ihre  Arbeit  und  ihre  Ergebnisse  in  völlig  falschem  Lichte  er- 
scheinen müssen.  Hierin  mag  die  Rechtfertigung  dafür  liegen, 
daß  die  vorstehenden  Ausführungen  trotz  aller  Beschränkung  auf 
einige  wenige  Beispiele  doch  breiter  gehalten  sind,  als  es  dem 
Wert  und  der  Bedeutung  des  Gegenstandes  als  solchem  ent- 
sprechen würde. 

II. 

Der  Hauptgrund  dafür,  daß  es  Dr.  Hofmann  nicht  gelungen 
ist,  zu  einer  wirklich  kritischen  Würdigung  der  Indexziffern  ins- 
gesamt und  der  einzelnen  Indexziffern  zu  kommen,  ist,  wie  schon 
angedeutet  worden  ist,  darin  zu  suchen,  daß  er  es  unterlassen 
hat,  sich  selbst  ein  klares  Bild  über  das  Wesen  und  den  Zweck 
dieser  Zahlen  zu  machen.  In  der  Tat  ist  das  bei  dem  Wirrwarr, 
den  ein  lässiger  Sprachgebrauch  und  allerhand  an  der  Oberfläche 
haftende  Urteile  in  Theorie  und  Praxis  auf  diesem  Gebiete  an- 
gerichtet haben,  keine  gerade  leichte  Aufgabe.  Aber  unlösbar 
ist  sie  deshalb  keineswegs,  wie  ich  in  einem  Aufsatz  über  Index- 
ziffern, der  im  Augustheft  der  Conradschen  Jahrbücher  (Bd.  117 
wS.    128  ff.)  erschienen  ist,  nachgewiesen  habe. 

Unter  Indexziffern  sind  danach  —  wegen  der  Einzel- 
heiten muß  ich  hier  auf  die  Abhandlung  selbst  verweisen  — 
gegenwärtig  zu  verstehen:  die  durch  sog.  Reihenver- 
schmelzung gewonnenen  statistischen  Zahlen,  die 
einen  zusammengefaßten  prägnanten  Ausdruck  Un- 
gewisse Gesamterscheinungen  bilden,  deren  Kenn- 
zeichnung und  Beurteilung  auf  Grund  der  Einzeler- 
scheinungen, die  dabei  berücksichtigt  werden 
müßten,  überhaupt  nicht  oder  nur  sehr  schwer  mög- 
lich sind.  Das  wichtigste  Beispiel  bilden  die  Teuerungsindex- 
zahlen, von  denen  deshalb  hier,  ebenso  wie  bei  Dr.  Hofmann, 
allein  die   Rede  sein  soll. 

Betrachtet  man  an  der  I  Iand  dieser  Begriffsbestimmung,  über 
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die  in  der,  Literatur,  soweit  sie  sich  ernsthaft  mit  der  Frage  be- 
faßt hat,  kaum  ein  Streit  besteht,  die  Zahlen,  die  unter  dem 
Namen  Indexziffern  auftreten,  so  ergibt  sich  folgendes : 

Theorie  und  Praxis  kennen,  dafür  bildet  auch  die  Dr.  Hof- 
mannsche  Zusammenstellung  einen  einwandfreien  Beleg,  vier 
ihrem  Wesen  nach  völlig  verschiedene  Arten  solcher  Zahlen, 
nämlich 

i.  die  Koordinations^ahlen,  die  aus  den  zeitlichen  Preisreihen 
einzelner  Waren  in  der  Art  gewonnen  werden,  daß  der  Preis 
eines  bestimmten  Zeitpunktes  oder  der  Durchschnitt  aus  den 
Preisen  für  mehrere  Zeitpunkte  gleich  ioo  gesetzt  und  danach 
die  Preise  für  die  übrigen  Zeitpunkte  umgerechnet  werden ; 

2.  die  Ziffern,  die  dadurch  gewonnen  werden,  daß  mehrere 
solche  Einzelkoordinationsreihen  nebeneinandergestellt  und  die 
Zahlen  für  die  gleichen  Zeitpunkte  addiert  oder  auch  —  was 
grundsätzlich  auf  dasselbe  hinausläuft  —  aus  den  Summen,  die 
so  entstehen,  noch  die  Durchschnitte  berechnet  werden; 

3.  absolute  Zahlen,  die  man  erhält,  wenn  man  mehrere  zeit- 
liche Reihen  von  Preisen  nebeneinanderstellt  und  dann  die  Preise 
für  die  gleichen  Zeitabschnitte  addiert  (Cahuer)\ 

4.  endlich  die  Koordinationszahlen  der  nach  dem  Verfahren 
unter  3  errechneten  Summen  (Schott)  v). 

Ohne  weiteres  zu  ersehen  ist,  daß  die  unter  1.  erwähnten 
Koordinationszahlen  keine  Indexziffern  sind.  Denn  sie  kommen 
weder  durch  Reihenverschmelzung  zustande  noch  bilden  sie  den 
Ausdruck    für   eine  Gesamterscheinung,   wie   etwa  die  Teuerung. 

Die  Zahlen  unter  Nr.  2 — 4  sind  dagegen  sämtlich  solche, 
die  im  Wege  der  Reihenverschmelzung  zustande  kommen.    Trotz- 

i)  In  jüngster  Zeit  hat  allerdings  Schott  im  Gegensatz  zu  seiner  »Statistik« 
auch  andere  Zahlen  als  Indexziffern  bezeichnet  und  damit  eine  fünfte  Art  solcher 
Zahlen  geschaffen.  In  Nr.  1  der  Vierteljahrshefte  deutscher  Städte  (S.  49)  stellt 
er  nämlich  die  Durchschnittslöhne,  die  er  für  einen  bestimmten  Zeitpunkt  für  ver- 
schiedene Städte  errechnet  hat,  nebeneinander.  Er  setzt  dann  den  Mannheimer 
Lohn  gleich  100,  rechnet  die  übrigen  Zahlen  darnach  um  und  bezeichnet  die 
Verhältniszahlen,  die  er  so  erhält,  als. »Indexziffern«.  Hier  werden  also  Zahlen 
als  »Indexziffern«  angesprochen,  die  bisher  in  der  Statistik  wohl  allgemein  zur 
Klasse  der  Beziehungszahlen  gerechnet  worden  sind  und  die  sich  von  allen  sonstigen 
»Indexziffern«  dadurch  grundsätzlich  unterscheiden,  daß  sie  nicht  die  zeitliche 
Entwicklung  zum  Gegenstand  haben.  Weiter  soll  jdarauf  hier  nicht  eingegangen 
werden,  zumal  kaum  anzunehmen  ist,  daß  das  Beispiel  Nachahmer  finden  wird 
trotz  der,  wie  es  scheint,  dauernd  wachsenden  Beliebtheit,  der  sich  der  Name 
Indexziffer  zu  erfreuen  hat. 
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dem  sind  aber  auch  die  Verhältniszahlen  unter  Nr.  2  und  unter 
Nr.  4  keine  Indexziffern.  Denn  die  unter  Nr.  2  erwähnten  Ziffern 
sind  nicht  der  Ausdruck  einer  Gesamterscheinung,  selbst  wenn 
es  etwa  auf  nichts  anderes  abgesehen  sein  sollte,  als  auf  die 
Feststellung  der  Stärke  der  Veränderung  einer  Gesamterscheinung. 
Vielmehr  kennzeichnen  diese  Zahlen  immer  nur  die  durchschnitt- 
liche Stärke  der  Veränderungen  der  verschiedenen  Einzelerschei- 
nungen ,  die  bei  der  Berechnung  berücksichtigt  worden  sind. 
Und  die  unter  Nr.  4  erwähnten  Koordinationszahlen  sind  zwar 
der  Ausdruck  der  Stärke  der  Veränderung  einer  Gesamterschei- 
nung, aber  auch  nur  das  ;  über  den  Umfang  und  die  sonstige 
Beschaffenheit  einer  solchen  Erscheinung  an  sich,  also  abgesehen 
von  der  Stärke  der  Veränderungen,  die  sie  im  Laufe  der  Zeit 
erlitten  hat,  sagen  auch  diese  Zahlen  nichts.  Gerade  darauf  aber 
kommt  es  heutzutage  in  den  Fällen,  in  denen  Indexziffern  ge- 
braucht werden,  sehr  häufig  an.  Daß  diese  Zahlen  keine  Index- 
ziffern sind,  beruht  also  auf  ihrem  Wesen.  Als  Verhältniszahlen, 
insbesondere  als  Koordinationszahlen  können  sie  nicht  der  Aus- 
druck der  Tatsachen  sein,  um  deren  Feststellung  es  sich  bei  der 
Indexziffer-Berechnung  handelt,  sie  sind  stets  nur  reine  Demon- 
strations-  und  Anschauungsmittel,  d.  h.  Zahlen,  mit  deren  Hilfe 
durch  absolute  Zahlen  ermittelte  Tatsachen  besonders  deutlich 
vor  Augen  geführt  werden. 

Daran  kann  alles  das,  was  die  sehr  zahlreichen  Anhänger 
der  Relativzahlen  zur  Begründung  ihres  Standpunktes  anführen, 
natürlich  nichts  ändern,  um  so  weniger,  als  es  auch  sonst  nicht 
stichhaltig  ist. 

Einer  der  Gründe,  die  z.  B.  Dr.  Hofmann  ebenso  wie  Dr.  Elsas 
bestimmt  haben,  reine  Verhältniszahlen  als  »Indexziffern«  zu  be- 
rechnen, ist,  wie  sich  aus  seinen  auch  insofern  nicht  völlig  klaren 
Darlegungen  immerhin  erkennen  läßt ,  in  der  Auffassung  zu 
suchen,  daß  nur  auf  diese  Weise  zu  einem  hinreichend  zuver- 
lässigen Budget  zu  kommen  sei.  Lege  man  den  Berechnungen, 
so  meint  er,  die  absoluten  Lebenshaltungskosten  zugrunde,  so 
müsse  man  mit  sehr  vielen  rein  subjektiven  Annahmen,  Schätzungen 
usw.  arbeiten,  was  zur  Folge  habe,  daß  die  ganze  Berechnung 
schließlich  im  wesentlichen  Konstruktion  sei.  Das  werde  bei 
Relativzahlcn  vermieden,  man  stehe  dabei  auf  realerer  Grund- 
lage, namentlich  wenn  man,  wie  er  es  tut,  von  bestimmten 
statistisch  ermittelten  Verhältniszahlen  ausgehe. 
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Allein  diese  Annahme  trifft  nicht  zu,  wie  die  Ausführungen 
Dr.  Hofmanns  selbst  ergeben.  Sie  lassen  nämlich  bei  näherem 
Zusehen  leicht  erkennen,  daß  auch  den  relativen  Berechnungen 
Annahmen  und  Schätzungen  in  großem  Umfange  zugrunde  liegen, 
alles  in  allem  wahrscheinlich  sogar  mehr  als  das  bei  absoluten 
Zahlen  der  Fall  ist.  Der  Unterschied  besteht  nur  darin,  daß  das 
Relativbudget  im  einzelnen  nicht  ohne  weiteres  erkennen  läßt, 
ob  eine  Annahme  vorliegt,  während  das  beim  absoluten  Budget 
leicht  möglich  ist.  Wer  seinen  Berechnungen  absolute  Zahlen 
zugrunde  legt,  muß  sich  ganz  selbstverständlich  über  jeden  ein- 
zelnen Ansatz  selbst  genau  Rechenschaft  ablegen  und  ihn  be- 
gründen, während  dagegen  die  Ansätze  des  Relativbudgets  auf 
allgemeinen  Annahmen  beruhen,  deren  Tragweite  im  einzelnen 
der  Bearbeiter  sicher  gewöhnlich  nicht  untersucht,  und  die  jeden- 
falls der  Leser  auf  ihre  Richtigkeit  nicht  nachprüfen  kann. 

Ferner  meint  Dr.  Hofmann,  daß  mit  den  absoluten  Zahlen 
bei  solchen  Berechnungen  mehr  Unheil  angerichtet  werden  könne, 
als  mit  Relativzahlen,  »die  in  gewisser  Hinsicht  (!)  denselben 
Zweck  erfüllen«.  Auch  diese  Auffassung  ist  vollkommen  ver- 
fehlt, wie  die  Praxis  tagtäglich  beweist.  Gerade  die  relativen 
»Indexziffern«  werden  ständig  falsch  verwendet,  und  das  ist  auch 
gar  nicht  zu  verwundern.  Die  Gefahr,  die  alle  solche  schlag- 
wortartigen Zahlenausdrücke  bergen,  ist  die  der  unberechtigten 
Verallgemeinerung,  der  Verwendung  der  nur  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  gültigen  Ziffern  in  Fällen,  in  denen  diese  Vor- 
aussetzungen nicht  gegeben  sind.  Selbstverständlich  ist  aber 
diese  Gefahr  bei  reinen  Relativberechnungen  viel  größer  als  bei 
absoluten  Zahlen,  aus  denen  sich  die  Voraussetzungen,  unter 
denen  sie  gelten,  wenigstens  bei  entsprechend  gutem  Willen 
immerhin  erkennen  lassen,  während  das  bei  den  Relativzahlen 
meist  nicht  der  Fall  ist.  Nur  dann  ist  diese  Möglichkeit  gegeben, 
wenn  wenigstens  die  Berechnungsunterlagen,  die  absoluten  Zahlen, 
auf  denen  —  was  manche  Anhänger  der  Relativzahlen,  wie  z.  B. 
Dr.  Elsas  und  auch  Dr.  Hofmann,  scheinbar  ganz  vergessen  — 
die  Relativzahlen  natürlich  unter  allen  Umständen  beruhen,  voll- 
ständig mitgeteilt  werden.  Das  geschieht  aber  sehr  oft  nicht. 
Trotz  der  oben  bereits  gekennzeichneten  Ausführlichkeit,  mit  der 
z.  B.  Dr.  Hofmann  seine  eigenen,  die  Mannheimer,  Indexziffern 
in  seiner  Schrift  behandelt,  versagen  seine  Zitate  gerade  in  dieser 
Beziehung  fast  gänzlich.     So  erfährt  man  wohl,  daß  die  Grupper- 
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Indexziffer  für  Nahrungsmittel  aus  den  Preisen  von  38  Nahrungs- 
mitteln errechnet  worden  ist,  aber  in  welcher  Weise  dabei  vor- 
gegangen worden  ist,  ist  nicht  zu  ersehen.  Ferner  gibt  Dr.  Hof- 
mann wohl  Gruppenindexziffern  für  11  verschiedene  Arten  von 
Bedarfsgegenständen,  aber  wie  er  diese  Ziffern  zur  Bildung  der 
Gruppenindizes,  die  als  Unterlage  für  die  Berechnung  des  General- 
index dienen,  verwendet  hat,  ist  nicht  mitgeteilt,  usw.  Selbst 
der  in  diesen  Dingen  bewanderte  Fachmann  vermag  sich  deshalb 
kein  völlig  klares  Bild  über  das  Wesen  und  die  wirkliche  Be- 
deutung der  Mannheimer  Indexziffern  zu  machen,  geschweige 
denn  der  Hauptkonsument  der  Indexzahlen,  der  selbstverständ- 
lich als  Arbeitgeber  oder  Arbeitnehmer  nicht  ohne  weiteres  zu 
den  Fachmännern  gehört. 

Allerdings  hebt  Dr.  Hofmann  öfter  ausdrücklich  hervor,  daß 
seine  Indexziffern  nur  sehr  beschränkte  Bedeutung  haben,  und 
daß  sie  nur  mit  Vorsicht  zu  verwenden  sind,  und  das  tun  auch 
die  anderen  Bearbeiter  solcher  Zahlen.  Aber  solche  Warnungen 
können  schon  deshalb  nur  geringen  Erfolg  haben,  weil  sie  streng 
genommen  lediglich  als  protestatio  facto  contraria  empfunden 
werden  können.  Es  ist  ja  schlechterdings  nicht  einzusehen, 
welchen  Sinn  hier  die  Relativzahlen  überhaupt  haben  sollen, 
wenn  damit  nicht  allgemeinere  Urteile  ausgesprochen  werden  als 
mit  absoluten  Zahlen.  Ergibt  sich  deshalb  aus  den  »Indexziffern«, 
daß  sich  die  Lebenshaltungskosten  innerhalb  eines  bestimmten 
Zeitraumes  um  das  zehnfache  vermehrt  haben,  so  heißt  das  für 
die  Interessenten,  daß  ein  Einkommen  von  1200  M.  am  Anfang 
des  Zeitraumes  am  Ende  auf  12000  M.,  ein  Einkommen  von 
3600  M.  auf  36  000  M.  erhöht  werden  muß  oder  wenigstens  *  an- 
nähernd« in  diesem  Umfange.  Die  Erkenntnis,  daß  auch  die 
Relativzahlen  in  Wirklichkeit  immer  ein  Budget  von  ganz  be- 
stimmtem Umfange  zur  Grundlage  haben  und  nur  für  gleiche 
Verhältnisse  gelten  können,  ist  von  den  Laien  kaum  zu  ver- 
langen, und  das  um  so  weniger,  als  sich  die  Bearbeiter  der 
Zahlen  offenbar  selbst  nicht  immer  dieser  Tatsache  bewußt  sind. 
Bei  Dr.  Hofmann  z.  B.  handelt  es  sich  um  ein  Arbeiterbudget, 
das  mit  einer  monatlichen  Friedenseinnahme  von  etwa  100  bis 
130  M.  zu  bestreiten  war.  Nur  für  ein  solches  Budget  können 
leine  »Meßziffern«  im  besten  Falle  Geltung  beanspruchen.  Das 
sagt  aber  Di.  Ilofmann  nirgends,  wenigstens  nicht  mit  klaren 
Worten.     Ebenso  liegt  der  Fall  bei  Dr.  Elsa 
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In  Wirklichkeit  liegt  also  die  Sache  gerade  umgekehrt,  wie 
Dr.  Hofmann  annimmt:  das  größere  Unheil  können  hier 
relative  Berechnungen  anrichten,  und  sie  haben  es  ange- 
richtet, wie  leicht  zu  erkennen  ist.  Nichts  kann  das  besser  be- 
weisen als  die  Relativzahlen  Dr.  Hofmanns  selbst,  die  als  solche 
—  wenigstens  zu  einem  Teil  —  eine  durchaus  unzulässige  Ver- 
wendung relativer  Berechnungen  darstellen.  Diese  Tatsache  ist 
so  charakteristisch,  daß  es  sich  lohnt,  darauf  noch  etwas  näher 
einzugehen,  zumal  es  sich  dabei  um  ein  Verfahren  handelt,  das, 
bisher  wenigstens,  außer  Dr.  Hofmann  niemand  angewendet  hat. 

Die  Berechnungsweise  Dr.  Hofmanns  deckt  sich  zunächst  im 
wesentlichen  vollständig  mit  der  von  Dr.  Elsas.  Ebenso  wie 
jener  hat  er,  wenn  auch  auf  Grund  anderer  Unterlagen,  sog. 
Gruppenindexziffern  für  Nahrung,  Kleidung,  Wohnung,  Heizung 
und  Beleuchtung  und  Sonstiges  berechnet,  indem  er  die  Preise 
für  den  Juli  19 14  gleich  100  gesetzt  und  darnach  die  Preise  für 
den  2.  Januar  1920,  den  1.  April  1920  usw.  umgerechnet  hat. 
Immer  wie  Dr.  Elsas  hat  er  dann  die  Zahlen  weiter  reduziert 
(Juli  1914  =  1)  und  sie  nach  der  Bedeutung  der  einzelnen 
Gruppen  mit  52  (Nahrung),  11,2  (Kleidung),  17  (Wohnung),  4,3 
(Heizung  und  Beleuchtung)  und  10  (Sonstiges)  multipliziert.  Die 
Summen  der  5  Produkte,  die  schließlich  gezogen  worden  sind, 
bilden  die  Indexziffern  für  jeden  Zeitpunkt,  die  also,  wie  oben 
bereits  dargelegt  wurde,  zwar  nicht  die  Stärke  der  Veränderung 
des  Gesamtbudgets  seit  dem  Juli  19 14,  immerhin  aber  doch 
die  durchschnittliche  Stärke  der  Veränderungen  der  Einzelposten, 
aus  denen  sich  das  Budget  zusammensetzt,  zum  Ausdruck 
bringen. 

Nun  hat  aber  Dr.  Hofmann  weiter  die  Notwendigkeit  emp- 
funden, auch  die  prozentuale  Steigerung  der  Lebenshaltungskosten 
seit  dem  2.  Januar  1920,  dem  I.  April  1920,  kurz  seit  jedem 
Termin  zu  berechnen,  für  den  er  zunächst  die  Steigerung  seit 
Juli  191 4  festgestellt  hatte.  Er  hat  deshalb  weitere  Indexziffern 
berechnet  und  zwar  so,  daß  er  einfach  die  ersten  Indexziffern, 
die  sich  bei  der  Berechnung  mit  dem  Ausgangspunkt  Juli  1914 
ergeben  hatten,  der  Reihe  nach  gleich  100  gesetzt  und  dement- 
sprechend die  folgenden  Ziffern  umgerechnet  hat. 

Ein  kurzer  Auszug  aus  der  Tabelle,  die  er  Seite  42  mitge- 
teilt hat,  mag  das  Verfahren  anschaulicher  machen: 
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Juli  2.  Januar         1.  März  I.  Juli 

1914  1920  1921  1921 


763,8 

1277,9 

1239,7 

100 

167,5 

162,3 

100 

96,9 

Anstatt  also,  wie  es  selbstverständlich  einzig  hätte  geschehen 
können,  zunächst  wiederum  die  Preise  für  die  einzelnen  Termine 
auf  1  zu  reduzieren  und  sie  dann,  mit  den  entsprechenden  Ge- 
wichten versehen,  zu  einer  Gesamtsumme  zu  vereinen,  relativiert 
Dr.  Hofmann  einfach  die  Relativzahlen  noch  einmal  und  gewinnt 
so  die  neuen  Indexziffern,  die  er  brauchte.  Und  er  verliert  nicht 
allein  kein  Wort  darüber,  daß  diese  neuen  Indexziffern  grund- 
sätzlich vollkommen  verschieden  von  den  Ziffern  sind,  die  er 
zunächst  berechnet  hatte,  sondern  er  stellt  außerdem  die  unter 
sich  natürlich  durchaus  unvergleichbaren  Zahlen  in  einer  Tabelle 
zusammen,  ohne  Rücksicht  darauf,  daß  die  Zahlen  der  zweiten 
und  folgenden  Zeilen  noch  viel  weniger  den  Ausdruck  der 
prozentualen  Steigerung  der  gesamten  Lebenshaltungskosten  dar- 
stellen, als  die  der  ersten  Zeile.  Leider  ist  es,  da  wie  gesagt 
Dr.  Hofmann  die  Berechnungsunterlagen  nicht  vollständig  mitge- 
teilt hat,  nicht  möglich,  die  richtigen  Zahlen  zu  berechnen  und 
dadurch  den  Nachweis  zu  führen,  wie  wertlos  alle  diese  Rech- 
nereien sind.  Aber  für  jeden,  der  sich  etwas  eingehender  in  die 
Sache  vertieft,  wird  ja  ohnehin  klar  sein,  daß  es  sich  hier  tat- 
sächlich um  nichts  als  um  Zahlenspielerei,  nicht  aber  um  statisti- 
sche Werte  handelt.  Wenn  deshalb  Dr.  Hofmann  ausdrücklich 
hervorhebt,  daß  ihm  über  seine  Mannheimer  Indexziffern  viel 
Schmeichelhaftes  zu  Ohren  gekommen  sei,  so  stellt  er  damit 
lediglich  denen  ein  recht  schlechtes  Zeugnis  aus,  die  ihm  diese 
Schmeicheleien  gesagt  haben.  Zu  einem  praktisch  brauchbaren 
Ausdruck  der  Teuerung  werden  aber  seine  Indexziffern  dadurch 
noch  nicht,  das  werden  selbst  die  unbedingtesten  Verfechter  der 
Relativzahlen  nicht  ernstlich  bestreiten  wollen.  Begreiflich  macht 
diese  wie  gesagt  ganz  individuelle  Leistung  Dr.  Hofmanns  auf 
diesem  Gebiete  nur  eins,  nämlich  die  —  sagen  wir  —  Kühnheit, 
mit  der  er  S.  123  über  Irving  Fisher,  dessen  Untersuchungen 
über  die  Indexziffern  turmhoch  über  seinen  stehen,  schreibt: 
>Wir  haben  schon  im  Jahre  191 3  zu  diesem  —  theoretisch  wohl 
geistreichen  —  Vorschlag  (der  Wertstabilisierung  des  Dollars) 
bemerkt :  Die  Botschaft  hör  ich  wohl,  allein  mir  fehlt  der  Glaube.  * 
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Es  bleibt  demnach  nur  noch  die  Frage  offen,  ob  die  oben 
unter  Nr.  3  erwähnten  absoluten  Zahlen  als  Indexziffern  anzu- 
sprechen sind,  und  diese  Frage  ist  zu  bejahen.  Diese  Zahlen 
entsprechen  allen  den  Erfordernissen,  die  in  der  Begriffsbe- 
stimmung bezeichnet  sind.  Sie  sind  der  erschöpfende  und  unmiß- 
verständliche Ausdruck  der  im  einzelnen  Falle  in  Frage  kommen- 
den Gesamterscheinung.  Sie  sind  ebenso  der  Ausdruck  für  die 
Größe  der  Erscheinung  selbst,  wie  für  ihre  Entwicklung  und 
deren  Stärke,  was  alles  für  die  anderen,  herkömmlich  als  Index- 
ziffern bezeichneten  Zahlen  nur  mit  mehr  oder  weniger  großen 
Einschränkungen  zutrifft.  Nur  die  von  Calwer,  Kuczynski,  Silber- 
gleit, dem  Statistischen  Reichsamt  usw.  berechneten  absoluten 
Zahlen  sind  also  wahre  Indexziffern,  obwohl  sie  sich,  abgesehen 
von  den  Calwerschen,  nicht  als  solche  bezeichnen.  Das  Statistische 
Reichsamt  hat  dafür,  wie  bekannt  ist,  den  Namen  Teuerungs- 
zahlen eingeführt,  womit  es  bei  der  Unklarheit,  die  in  der  Ver- 
wendung des  Namens  »Indexziffer«  besteht,  sicher  nur  gut  getan 
hat.  Leider  ist  aber  das  Statistische  Reichsamt  nicht  konsequent 
geblieben.  Die  Bezeichnung  »Reichsindexziffer«,  die  überflüssig 
und  sachlich  nicht  zutreffend  ist,  wäre  sonst  sicher  nicht  einge- 
führt worden.  Die  Reichsindexziffer  ist  nämlich  in  Wirklichkeit 
nichts  anderes  als  das,  was  das  Statistische  Reichsamt  in  seinen 
Zusammenstellungen  der  Teuerungszahlen  als  die  Verhältniszahlen 
—  nämlich  die  Koordinationszahlen  der  Teuerungszahlen  —  be- 
zeichnet; der  Unterschied  besteht  lediglich  darin,  daß  die  Teue- 
rungszahlen, auf  denen  die  Reichsindexziffer  beruht,  einen  Durch- 
schnitt aus  den  Zahlen  einer  Reihe  verschiedener  Orte  darstellen, 
während  sonst  die  Teuerungszahlen  und  die  entsprechenden  Ver- 
hältniszahlen für  einen  einzigen  bestimmten  Ort  gelten. 

III. 

Die  Teuerungszahlen  des  Reiches,  Prof.  Silbergleits,  Kuczynskis, 
das  Existenzminimum  der  Oesterreichischen  Zentralkommission, 
die  Indexziffern  Richard  Calwers  usw.,  kurz  alle  die  absoluten 
Zahlen,  die  nach  dem  Vorstehenden  allein  wahre  Indexziffern 
sind,  unterscheiden  sich  voneinander,  wie  unschwer  zu  erkennen 
ist,  dadurch,  daß  jeder  der  Berechnungen  ein  anderes  Budget 
zugrunde  liegt.  Während  z.  B.  die  Oesterreichische  Zentral- 
kommission und  ebenso  auch  Kuczynski  ein  sogenanntes  Voll- 
budget zusammengestellt  haben,  d.  h.  ein  Budget,  das  grundsätz- 
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lieh  alle  Bedürfnisse  einer  bestimmten  Familie  umfaßt,  berück- 
sichtigen die  Reichsteuerungszahlen  nur  Nahrung,  Wohnung  und 
Heizung  und  Beleuchtung  und  zwar  für  eine  fünfköpfige  Familie, 
Calwer  beschränkt  sich  auf  den  Nahrungsbedarf  einer  vierköpfigen 
Familie  usw.  Ferner  sind  auch  sonst  die  einzelnen  Bedarfs- 
gegenstände in  den  Berechnungen  in  verschiedener  Menge  ange- 
setzt und  endlich  bestehen  Abweichungen  in  den  Grundsätzen, 
nach  denen  die  Preise  für  die  Bedarfsgegenstände  festgestellt 
werden.  Mit  anderen  Worten :  die  Einzelreihen,  die  verschmolzen 
werden,  um  den  Ausdruck  für  die  Gesamterscheinung  zu  ge- 
winnen, sind  bei  den  verschiedenen  Indexziffern  der  Zahl  und 
der  Art  nach  nicht  gleich,  was  natürlich  zur  Folge  hat,  daß  auch 
die  Ergebnisse  der  Berechnungen  nicht  miteinander  überein- 
stimmen. 

Der  Grund  für  die  Verschiedenheit  der  Berechnungsunter- 
lagen ist,  abgesehen  von  einer  gewissen  Neigung  zur  Eigen- 
brötelei, die  mitunter  wohl  mit  am  Werke  sein  mag,  darin  zu 
suchen,  daß  sich  zwar  theoretisch  unzweideutig  sagen  läßt,  wie 
ein  Budget  beschaffen  sein  muß,  das  zu  einer  richtigen  Index- 
ziffer der  Lebenshaltungskosten  führt,  daß  sich  aber  praktisch 
ein  solches  Budget  nicht  bilden  läßt.  Ohne  weiteres  ist  klar : 
Bei  der  Berechnung  wären  an  sich  alle  die  Waren  usw.  zu 
berücksichtigen,  die  tatsächlich  für  die  Bedürfnisbefriedigung  der 
Bevölkerung  oder  wenigstens  einer  bestimmten  Klasse  der  Be- 
völkerung erforderlich  sind,  und  jede  einzelne  in  der  Menge,  die 
zur  Deckung  des  Bedarfs  gebraucht  wird;  ebenso  selbstverständ- 
lich können  einzig  und  allein  die  Preise  in  Frage  kommen,  die 
für  die  Waren  tatsächlich  bezahlt  werden  müssen.  Allein  es  ist 
eben  praktisch  nicht  möglich,  die  Bedarfsmengen  und  die  Preise 
völlig  einwandfrei  festzustellen,  bisher  wenigstens  haben  alle  die 
umfangreichen  und  z.  T.  überaus  scharfsinnigen  Bemühungen  der 
Haushalt-  und  der  Preisstatistik  noch  nicht  zum  Ziele  geführt, 
wie  jedem  Fachgenossen  hinlänglich  bekannt  ist.  Es  fehlte  des- 
halb überall  da,  wo  sich  das  Bedürfnis  nach  Indexziffernberech- 
nungen  herausstellte,  und  das  war  nach  dem  Kriege  augen- 
scheinlich sehr  vielfach  der  Fall,  an  hinreichend  zuverlässigen 
Unterlagen  für  die  Aufstellung  eines  entsprechenden  Bud 
Wohl  oder  übel  mußte  man  mit  allerhand  Schätzungen,  Fiktionen, 
Annahmen  und  Kompromissen  arbeiten ;  kurz  man  mußte  Budgets 
verwenden,    die   mehr  oder  weniger  als  konstruiert  anzusprechen 
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sind,  obwohl  man  selbstverständlich  überall  bestrebt  war,  soweit 
als  irgend  möglich  zu  einem  Ergebnis  zu  kommen,  das  den  vom 
theoretischen  Standpunkt  zu  stellenden  Anforderungen  entsprach. 
Da  aber  weiter  die  Unterlagen,  die  den  einzelnen  Bearbeitungen 
zur  Verfügung  standen,  der  Art  und  dem  Umfang  nach  verschie- 
den waren,  und  da  außerdem  überall  mancherlei  persönliche  Er- 
fahrungen und  subjektive  Anschauungen  ganz  selbstverständlich 
ihren  Einfluß  übten,  so  ergab  sich  ganz  von  selbst  an  jedem 
Orte  eine  andere  Konstruktion  mit  besonderen  Indexziffern. 

Der  Umstand,  daß  die  den  Berechnungen  zugrunde  liegen- 
den Budgets  Konstruktionen  sind,  beeinträchtigt  —  das  hat  die 
Erfahrung  gelehrt  —  den  Wert  der  Indexziffern  nicht.  Die 
Zahlen,  die  sich  auf  diese  Weise  ergeben,  sind  ebenso  verwend- 
bar, wie  es  die  sein  würden,  die  ohne  jede  Abstraktion  zustande 
gekommen  wären.  Dagegen  sind  aber  natürlich  die  Indexziffern 
je  nach  der  Art  und  dem  Umfang  der  Konstruktion  des  Budgets, 
auf  der  sie  beruhen,  verschieden  zu  beurteilen  und  insoweit  ist 
deshalb  eine  kritische  Würdigung  der  Zahlen  notwendig.  Da 
ergibt  sich  nun  sogleich,  daß  hier  grundsätzliche  Erwägungen 
nicht  zum  Ziele  führen.  Man  kann  zwar  sagen,  daß  selbstver- 
ständlich die  Konstruktion  als  die  beste  anzusprechen  ist,  die 
dem  oben  gekennzeichneten  theoretischen  Idealbudget  am  nächsten 
kommt.  Aber  damit  ist  kaum  etwas  gewonnen,  da  zum  mindesten 
über  eine  große  Zahl  von  Einzelfragen,  die  bei  der  Zusammen- 
stellung eines  Budgets  auftauchen,  stets  Meinungsverschieden- 
heiten bestehen  können  und  werden,  solange  mit  Annahmen  ge- 
arbeitet werden  muß.  Gegen  jedes  Budget  können  deshalb  sach- 
liche Einwendungen  erhoben  werden,  denen  die  Berechtigung 
nicht  abzusprechen  ist,  und  niemand  wird  zu  entscheiden  ver- 
mögen, wieweit  sich  die  einzelnen  Budgets  im  ganzen  dem  Grade 
der  Anfechtbarkeit  nach  unterscheiden.  Insbesondere  wird  keinem 
der  Bearbeiter  die  Behauptung  zu  widerlegen  sein,  daß  seine 
Konstruktion  den  von  ihm  verfolgten  Zwecken  am  besten  ent- 
spreche. 

Eine  Wertung  der  verschiedenen  Indexziffernberechnungen 
ist  demnach  nur  möglich,  wenn  es  dafür  andere  Kriterien  gibt, 
als  die  eben  bezeichneten,  und  das  ist  in  der  Tat  der  Fall. 
Reine  Zweckmäßigkeitserwägungen,  also*  rein  praktische  Gründe 
führen  verhältnismäßig  leicht  zu  dem  Ergebnis,  daß  tatsächlich 
eine  der  verschiedenen  Berechnungsarten  vor  allen  anderen  un- 
zweifelhaft den  Vorzug  verdient. 
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So  zahlreich  die  Indexziffern  nach  dem  Kriege  auftauchten 
und  so  stark  sie  sich  in  der  Zwischenzeit  vermehrt  haben,  so 
genügen  sie  doch  nicht  dem  Bedürfnis  nach  solchen  Berechnungen, 
das  sich  infolge  der  sprunghaften  Steigerung  der  Preise  aller 
Bedarfsartikel  herausgestellt  hat.  Denn  es  gab  und  gibt  noch 
jetzt  immerhin  eine  große  Anzahl  von  Orten,  in  denen  sich  keine 
Stelle  gefunden  hat,  die  Indexziffern  berechnet,  in  denen  aber 
das  Bedürfnis  darnach  ebenfalls  besteht;  und  ferner  hat  sich 
seither  immer  mehr  die  Notwendigkeit  ergeben,  die  Teuerung 
örtlich  zu  vergleichen.  Für  beide  Zwecke  sind  die  meisten  der 
Berechnungen  überhaupt  nicht  oder  nur  mit  großen  Einschrän- 
kungen brauchbar,  da  sie  auf  Unterlagen  beruhen,  die  allge- 
meinere Geltung  nicht  beanspruchen  können  und  da  sie  außer- 
dem methodisch  nicht  gleichartig  sind. 

Aber  nicht  allein  das.  Die  Vielheit  der  Berechnungsarten 
hat  sogar  zur  Folge  gehabt,  daß  der  Zweck  der  Indexziffern 
auch  in  den  Fällen,  in  denen  die  zur  Verfügung  stehenden  Zahlen 
an  sich  genügen  würden,  überhaupt  nicht  oder  wenigstens  nur 
zum  Teil  erreicht,  daß  je  länger  je  mehr  der  Erfolg  der  statisti- 
schen Arbeit  auf  diesem  Gebiete  in  Frage  gestellt  wird. 

Das  ist  leicht  zu  erkennen :  Indexziffern  sind  Ausdrücke  von 
Tatsachen  ;  aber  wie  bei  allen  auf  Berechnung  beruhenden  statisti- 
schen Werten  haben  die  Tatsachen,  deren  Ausdruck  sie  bilden, 
stets  einen  mehr  oder  weniger  starken  formalen  Einschlag,  es 
handelt  sich  um  teilweise  rein  rechnerische  Größen.  Zum  richtigen 
Verständnis  der  Indexziffern,  insbesondere  zur  klaren  Erkenntnis 
ihrer  Tragweite  bedarf  es  deshalb  unbedingt  des  Vertrautseins 
mit  den  Elementen,  aus  denen  sie  gebildet  sind,  und  mit  der 
Art  und  Weise  der  Berechnung.  Wer  die  Zahlen  verwendet, 
ohne  sich  die  Mühe  der  zum  Erwerb  dieser  Kenntnisse  erforder- 
lichen Vorarbeit  zu  machen,  wird  gewöhnlich  auf  den  Holzweg 
geraten.  Darüber  die  Konsumenten  der  Indexziffern,  die  ja  zum 
großen  Teil  Laien  in  der  Statistik  sind,  entsprechend  aufzuklären 
und  ihnen  das  nötige  Material  dazu  zur  Verfügung  zu  stellen, 
ist  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  Stellen,  die  solche  Zahlen 
berechnen  und  verbreiten.  Viele  verfahren  auch  demgemäß, 
allerdings  —   wie  z.   B.   Dr.   Ilofmanns    Buch    besonders    deutlich 

t  —  durchaus  nicht  alle  so,  wie  es  geschehen  müßte. 

Allein  der  Erfolg  aller  diesef  Belehrungen  ist  nur  sehr  gering 
und    das    kann    ernstlich   nicht  wundernehmen.     Denn  selbst  bei 
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bestem  Willen  ist  es  eben  bei  der  Masse  verschiedener  Arten 
von  Berechnungen,  die  vorliegt,  tatsächlich  unmöglich,  daß  alle, 
die  in  die  Lage  kommen,  Indexziffern  zu  verwenden,  vorher  das 
ganze  Material  entsprechend  durchstudieren.  Dazu  ist  kaum  der 
in  diesen  Dingen  bewanderte  Fachmann  mehr  imstande  *),  vom 
Laien  ganz  zu  schweigen,  für  den  die  Aufgabe  natürlich  noch 
wesentlich  umfangreicher  und  schwieriger  ist.  Mehr  als  eine 
oberflächliche  Orientierung  wird  da  auch  dann  selten  in  Frage 
kommen,  wenn  man  sich  auf  die  wirklichen  Indexziffern,  also  die 
Berechnungen  absoluter  Zahlen  beschränkt.  Sie  führt  aber  natür- 
lich nicht  zum  Ziel,  sondern  höchstens  zur  Verwirrung  und  erst 
recht  zu  Ratlosigkeit  gegenüber  der  Fülle  der  Gesichte,  deren 
jedes  mit  dem  Anspruch  auftritt,  das  einzig  wahre  zu  sein. 

Die  selbstverständliche  Folge  davon  ist,  daß  die  Indexziffern 
sehr  häufig  in  einer  Weise  verwendet  werden,  die  alles  andere 
als  durch  ihre  Natur  und  ihre  Bedeutung  gerechtfertigt  ist,  auch 
solche,  deren  Autoren  nicht  direkt  dazu  herausfordern,  wie  das 
z.  B.  Dr.  M.  Elsas  in  Frankfurt  a.  M.  tut.  Völlig  unzulässige 
Verallgemeinerungen  und  örtliche  Vergleiche  sind  an  der  Tages- 
ordnung trotz  aller  Warnungen  davor,  und  immer  und  immer 
wieder  werden  die  Ergebnisse  der  verschiedenen  Berechnungen 
gegeneinander  ausgespielt,  wenn  das  den  Absichten  förderlich 
scheint,  die  man  gerade  verfolgt,  mögen  die  einzelnen  Zahlen 
auch  noch  so  ungeeignet  zu  solcher  Gegenüberstellung  sein.  So 
waren,  um  nur  ein  Beispiel  aus  der  Tagespresse  anzuführen,  die 
ebenso  wie  die  Presse  der  Interessenvertretungen  (der  Gewerk- 
schaften, Arbeitgeberverbände  usw.)  voll  ist  von  Belegen  hierfür, 
vor  einiger  Zeit  im  volkswirtschaftlichen  Teil  einer  großen  Zeitung 


i)  Einen  sehr  bezeichnenden  Beleg  hierfür  bildet  eine  Kritik  der  Indexziffern 
der  Frankfurter  Zeitung  von  Dr.  Hermberg,  Kiel,  die  kürzlich  in  Nr.  7/8  des  Jahr- 
ganges 192 1  des  Deutschen  Statistischen  Zentralblattes  erschienen  ist  (Sp.  104  ff.). 
Dr.  Hermberg  hat  da  nachgewiesen,  daß  die  mit  besonders  großem  Geschrei  in 
die  Welt  gesetzten  Berechnungen  der  Frankfurter  Zeitung  so  viele  grobe  Fehler 
aller  Art  enthalten,  daß  sie  tatsächlich  alles  andere  sind,  als  wirklich  brauchbar. 
Allein  trotz  der  offenbar  besonders  eingehenden  Sachkenntnis  Dr.  Hermbergs  ist 
er  doch  nicht  imstande  gewesen,  das  ganze  Berechnungsgebäude  so  zu  durch- 
leuchten, wie  es  zum  vollen  Verständnis  der  Bedeutung  der  Zahlen  erforderlich 
wäre,  weil  dazu  eben  überhaupt  die  Möglichkeit  fehlt.  Davon  abgesehen  aber 
zeigen  seine  Darlegungen  mit  aller  Deutlichkeit,  welche  gewaltige  Arbeit  schon  die 
kritische  Beleuchtung  eines  einzigen  derartigen  Systems  erfordert,  geschweige  denn 
die  aller  im  einzelnen  Falle  in  Frage  kommenden. 
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die  durchaus  unvergleichbaren  Indexziffern  Calwers,,  die  Groß- 
handelsindexziffern des  Reichs  und  die  Teuerungszahlen  der 
deutschen  Gemeinden  einander  gegenübergestellt,  um  zu  zeigen, 
daß  die  Teuerungszahlen  zu  niedrig  seien,  und  allen  Ernstes  be- 
hauptete der  Verfasser  des  Artikels,  der  sich  selbst  als  Fach- 
mann ausgab,  die  Teuerungszahlen  würden  vom  reichsstatistischen 
Amt  zum  Schaden  der  Arbeitnehmer  aller  Art  absichtlich  zu 
niedrig  berechnet,  um  die  Entente  über  den  Wert  der  Mark  im 
Inland  zu  täuschen.  Daß  diese  offenbare  Torheit,  die  kritiklos 
von  vielen  Verbandszeitschriften  übernommen  worden  ist,  zahl- 
reiche Gläubige  gefunden  hat,  ist  bei  der  Unkenntnis  über  das 
Wesen  der  Indexziffern,  die  natürlich  bei  den  Lesern  solcher 
Aufsätze  eher  noch  größer  ist  als  bei  den  Verfassern,  nicht  zu 
bezweifeln  und  dasselbe  gilt  selbstverständlich  auch  für  die 
sonstigen  Behauptungen,  die  sich  auf  falsch  verwendete  Index- 
ziffern stützen.  In  der  Tat  wird  also  trotz  der  großen  Mühe  und 
Arbeit,  die  aufgewendet  wird,  mit  den  Indexziffern  sehr  häufig, 
wahrscheinlich  sogar  meist,  das  Gegenteil  von  dem  erreicht,  was 
sie  leisten  wollen  und  sollen.  Anstatt  zur  Erkenntnis  der  tat- 
sächlichen Verhältnisse  auf  dem  Gebiete  der  Teuerung  führen 
sie  zu  durchaus  falschen  Vorstellungen  bei  denen,  für  die  sie 
bestimmt  sind,  natürlich  zum  Schaden  aller  Beteiligten.  Und 
das  ist,  wie  ebenfalls  aus  dem  Vorstehenden  zu  ersehen  ist, 
mindestens  zu  einem  wesentlichen  Teil  lediglich  die  Folge  der 
Vielheit  der  Berechnungen,  der  die  Interessenten  nicht  Herr  zu 
werden  vermögen. 

Wirklich  zweckentsprechende  Indexziffern  sind  demnach  nur 
Zahlen,  die  allgemeine  Bedeutung  und  Verwendbarkeit  für  sich 
in  Anspruch  nehmen  können,  Zahlen  also,  die  überall  auf  Grund 
gleichartiger  Unterlagen  nach  den  gleichen  Grundsätzen  berechnet 
werden.  Alle  Berechnungen,  die  diesen  Erfordernissen  nicht  ent- 
sprechen, vermögen  die  Uebelstände,  die  sich  herausgebildet 
haben,  nicht  zu  beseitigen,  selbst  wenn  sie  —  womit  sie  alle  ihre 
Daseinsberechtigung  begründen  —  im  einzelnen  und  im  ganzen, 
rein  sachlich  genommen,  besser  als  alle  anderen  sein  sollten ; 
ihre  Ergebnisse  sind  nicht  Indexziffern,  wie  sie  die  Praxis  braucht. 
Darnach  kann  aber  nicht  weiter  zweifelhaft  sein,  daß  von  allen 
den  Berechnungen  dieser  Art,  die  vorliegen,  allein  die  Teue- 
rungszahlen der  deutschen  Gemeinden,  die  nach 
den    Vorschriften     des    Statistischen    Reichsamtes 
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gegenwärtig  in  rund  600  Orten  festgestellt  werden,  als 
die  Indexziffern  schlechthin  in  Frage  kommen  können 
und  daß  sich  daran  auch,  schon  aus  leicht  verständlichen  Grün- 
den organisatorischer  Natur,  schwerlich  etwas  ändern  wird. 

Allerdings  wird  die  sachliche  Eignung  gerade  der  Teuerungs- 
zahlen sehr  stark  angezweifelt  und  eben  damit  häufig  die  Not- 
wendigkeit besonderer  Berechnungen  begründet.  Doch  sind  diese 
Zweifel  sicher  nur  mit  großen  Einschränkungen  gerechtfertigt 
schon  deshalb,  weil  sie  mindestens  teilweise  auf  Mißverständ- 
nissen beruhen.  Dafür  bildet  Dr.  Hofmann  einen  schlagenden 
Beweis.  Er  kritisiert  ebenso  wie  der  von  ihm  zitierte  Volkswirt 
der  Karlsruher  Landeszeitung  —  man  geht  wohl  nicht  fehl,  wenn 
man  vermutet,  daß  er  dieser  Volkswirt  selbst  ist  —  die  Teue- 
rungszahlen ziemlich  scharf.  Allein  seine  Kritik  büßt  auch  in 
diesem  Falle  ihre  Ueberzeugungskraft  fast  ganz  dadurch  ein,  daß 
sie  auf  offenbar  mangelhafter  Sachkenntnis  beruht.  Wenn  es  z.  B. 
S.  89  heißt:  »es  wäre  angebracht  gewesen,  wenn  das  Statistische 
Reichsamt  seine  Reichsindexziffern  ausdrücklich  als  Mindest- 
ziffern charakterisiert  hätte  usw.«,  so  weiß  jeder,  der  das  Wesen 
dieser  Zahlen  wirklich  erfaßt  hat,  daß  das  nicht  richtig  ist. 
Mindestziffern  wollen  die  Zahlen  trotz  der  Beschränkung  auf  be- 
stimmte Bedarfsgegenstände  gerade  nicht  sein  und  sie  sind  es 
auch  nicht. 

Die  sachlichen  Bedenken  gegen  die  Teuerungszahlen  ent- 
behren insoweit  nicht  ganz  der  Begründung,  als  sie  sich  gegen 
die  Beschränkung  des  Budgets  auf  Nahrung,  Wohnung  und 
Heizung  und  Beleuchtung  und  gegen  die  Festsetzung  der  Preise 
richten.  Dadurch,  daß  wichtige  Bedarfsgegenstände,  insbesondere 
Kleidung,  Kulturbedürfnisse,  Abgaben  usw.  nicht  berücksichtigt 
werden,  ist  ohne  Zweifel  der  Wert  der  Teuerungszahlen  in  Frage 
gestellt.  Und  die  Vorschrift,  daß  den  Berechnungen  die  häufig- 
sten Preise  der  marktgängigsten  Waren  zugrunde  zu  legen  sind, 
die  die  einzelnen  Gemeinden  zusammen  mit  Vertretern  der  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  und  ferner  mit  Vertretern  der  Ausschüsse 
für  Konsumenteninteressen,  soweit  solche  Ausschüsse  bestehen, 
zu  ermitteln  haben,  ist  sicher  vom  streng  statistischen  Stand- 
punkt anfechtbar,  da  sie  mindestens  für  alle  die  Orte,  in  denen 
es  an  in  solchen  Dingen  erfahrenen  statistischen  Aemtern  fehlt, 
kaum  die  genügende  Gewähr  dafür  bietet,  daß  methodisch  richtig 
verfahren  und  stets  der  richtige  Preis  festgestellt  wird. 
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Doch  darf,  wie  die  Erfahrung  gelehrt  hat,  die  Bedeutung 
der  Mängel,  die  den  Teuerungszahlen  insoweit  anhaften,  nicht 
zu  hoch  angeschlagen  werden,  zumal  es  sich  dabei  schließlich 
im  wesentlichen  um  leicht  erklärliche  und  schwerlich  zu  ver- 
meidende Kinderkrankheiten  handelt.  Es  war  statistisches  Neu- 
land, das  es  hier  zu  bearbeiten  galt,  und  es  war  darum  nur 
natürlich,  daß  die  Früchte  nicht  sogleich  voll  befriedigten.  Zu- 
dem erschwerten  besondere  Umstände,  wie  z.  B.  die  Zwangswirt- 
schaft und  die  damit  zusammenhängende  Bedarfsdeckung  durch 
die  öffentlichen  Körperschaften  die  Arbeit  ungemein.  Schon  die 
Feststellung  des  beschränkten  Budgets  für  alle  Gemeinden 
mit  mehr  als  ioooo  Einwohnern  war  deshalb  eine  überaus 
schwierige  Aufgabe,  und  wer  die  Hindernisse  kennt,  die  sich  der 
Bildung  eines  allgemein  verwendbaren  Vollbudgets  entgegen- 
stellen, wird  nicht  bezweifeln,  daß  das  reichsstatistische  Amt 
tatsächlich  gezwungen  war,  zunächst  wenigstens  darauf  zu 
verzichten,  wenn  es  in  der  kurzen  Zeit,  die  ihm  zur  Verfügung 
stand,  zu  einem  praktisch  immerhin  brauchbaren  Ergebnis  kommen 
wollte.  Die  auch  vom  Statistischen  Reichsamt  als  grundsätzlich 
einzig  richtig  anerkannte  Bildung  eines  Vollbudgets  mußte  für 
spätere  Zeit  vorbehalten  bleiben.  Dasselbe  gilt  wegen  der  Preis- 
festsetzung, sogar  in  erhöhtem  Maße.  Denn  es  ist  so  gut  wie 
ausgeschlossen,  daß  es  je  gelingen  wird,  überall  Einrichtungen 
ins  Leben  zu  rufen,  die  eine  allen  Anforderungen  genügende 
Preisstatistik  zustande  bringen  würden.  Auch  insoweit  blieb  des- 
halb nichts  übrig,  als  einen  Weg  einzuschlagen,  auf  dem  dem 
Ziele  wenigstens  möglichst  nahe  zu  kommen  war,  wenn  man 
nicht  überhaupt  auf  das  Unternehmen  verzichten  wollte. 

Der  » mutige  Versuch«  des  reichsstatistischen  Amtes  —  um 
einmal  mit  Dr.  Hofmann  zu  reden,  obwohl  er  wahrscheinlich 
anderer  Meinung  ist  —  hat  Erfolg  gehabt.  Die  Teuerungszahlen 
waren  zwar  zunächst  im  wesentlichen  nur  ein  Mittel  zur  Dar- 
stellung der  zeitlichen  Entwicklung  und  auch  das  nicht  ohne 
Einschränkung,  aber  von  Monat  zu  Monat  sind  sie  besser  und 
zuverlässiger  und  damit  brauchbarer  geworden,  wie  ernstlich  nicht 
bestritten  werden  kann.  Das  hat  seinen  Grund  zum  guten  Teil 
darin,  daß  die  Zwangswirtschaft  mit  ihren  Anhängseln  bis  auf 
einen  geringen  Rest  verschwunden  ist,  vor  allem  aber  darin,  daß 
man  bei  allen  beteiligten  Stellen  je  länger  je  mehr  Erfahrungen 
gesammelt   hat,    ohne  die  nun  einmal  eine  solche  Aufgabe  nicht 
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zu  lösen  ist.  Namentlich  wird  das  für  die  Feststellung  der  Preise 
der  einzelnen  Bedarfsgegenstände  zu  gelten  haben.  Das  Surrogat 
für  die  wirklich  statistische  Erhebung,  zu  dem  man  notgedrungen 
seine  Zuflucht  nehmen  mußte,  die  Ermittelung  der  Preise  mit 
Hilfe  sozusagen  kontradiktorischer  Verhandlungen  zwischen  ein- 
ander entgegengesetzt  interessierten  Kreisen  hat  sich  bewährt. 
In  Leipzig  jedenfalls  und  in  einer  Reihe  von  Vororten,  für  die 
das  statistische  Amt  der  Stadt  Leipzig  die  Teuerungszahlen  mit 
berechnet,  arbeiten  die  Ausschüsse,  seit  sie  bestehen,  in  jeder 
Beziehung  einwandfrei.  Es  besteht  kein  Grund  zu  der  Annahme, 
daß  bessere  und  vor  allem  praktisch  brauchbarere  Ergebnisse 
erzielt  werden  würden,  wenn  streng  statistisch  verfahren  werden 
könnte.  Insbesondere  hat  sich  bei  den  Ausschußarbeiten  niemals 
eine  unsachliche  Tendenz  bemerkbar  gemacht,  geschweige  denn 
durchgesetzt,  wie  ausdrücklich  hervorgehoben  werden  mag,  weil 
vielfach  behauptet  wird,  daß  solche  Tendenzen  mit  Rücksicht 
auf  die  Ortsklasseneinteilung  der  Besoldungsordnung  nicht  eben 
selten  wirksam  seien.  Auch  Dr.  Hofmann  schreibt  S.  87  :  >In 
neuerer  Zeit  mußte  die  höchst  bedauerliche  Tatsache  festgestellt 
werden,  daß  verschiedene  Gemeinden  —  vermutlich  mit  vollem 
Bewußtsein  —  nicht  mehr  mit  der  nötigen  Gewissenhaftig- 
keit die  Preise  ermitteln:  statt  daß  sie  —  wie  vorgeschrieben  — 
die  häufigsten  Preise  in  das  Erhebungsformular  einsetzen, 
tragen  sie  die  jeweils  —  allenthalben  vereinzelt  vorkommenden  — 
höchsten  Preise  ein.«  Allein  wer  die  Tatsache  festgestellt  hat 
und  wo  sie  festgestellt  worden  ist,  gibt  er  nicht  an  und  außer- 
dem sagt  er  in  der  Schlußbemerkung  (S.  123)  etwas  ganz  anderes 
darüber,  nämlich:  »Auch  können  wir  die  Empfindung  nicht  unter- 
drücken, daß  manchmal  absichtlich  höhere  Preise  eingesetzt  wer- 
den, damit  die  fragliche  Gemeinde  in  eine  höhere  Ortsklasse  ein- 
gereiht werde.« 

In  Wirklichkeit  mag  da,  wo  die  Preise  ohne  Mitwirkung  von 
Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmervertretern  festgestellt  werden,  was 
trotz  der  Vorschrift  tatsächlich  der  Fall  ist,  vereinzelt  das 
Bestreben  dahin  gegangen  sein,  die  Teuerungszahlen  der  Wahr- 
heit zuwider  hochzutreiben.  Aber  es  ist  nicht  wahrscheinlich, 
daß  das  mehr  als  einen  vorübergehenden  Erfolg  gehabt  hat. 
Denn  die  Teuerungszahlen  als  solche  werden  ja  von  den  Ge- 
meinden nicht  selbst,  sondern  von  den  statistischen  Zentralstellen 
berechnet,    denen    die   Unterlagen    zu    übermitteln    sind.      Diese 
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Stellen  aber  sind  ohne  Frage  je  länger  je  mehr  in  der  Lage  ge- 
wesen, derartige  Täuschungsversuche  zu  vereiteln  ;  nachdem  eine 
größere  Menge  von  Teuerungszahlen  berechnet  worden  war,  bot 
das  für  den  Statistiker  kaum  große  Schwierigkeiten. 

Doch  auch  die  Unvollständigkeit  des  Budgets  hat  die  Ver- 
wendbarkeit der  Teuerungszahlen  nicht  in  dem  Maße  beein- 
trächtigt, wie  das  öfter  angenommen  wird.  Richtig  verstanden, 
sind  die  auf  dem  Teilbudget  aufgebauten  Teuerungszahlen  in  den 
meisten  Fällen  hinreichend,  in  denen  Indexziffern  gebraucht  wer- 
den. Das  beweist  z.  B.  die  Untersuchung  Dr.  Ffützes  über 
Teuerungszahlen  und  Statistik  der  Lebensmittelpreise  usw.  im  66. 
und  67.  Jahrg.  der  Zeitschrift  des  Sächsischen  Statistischen  Landes- 
amtes (S.  443  ff.).  Es  liegt  sicher  zum  großen  Teil  an  dem 
Wirrwarr,  den  die  vielen  Sonderberechnungen  —  unbeabsichtigt 
natürlich  —  in  der  Indexziffernfrage  angerichtet  haben,  wenn  die 
Teuerungszahlen  auch  jetzt  noch  öfter  als  ungeeignet  angesehen 
werden,  wo  sie  vollständig  genügen  würden.  Im  übrigen  ist  das 
reichsstatistische  Amt,  wie  bekannt  ist,  damit  beschäftigt,  ein 
Vollbudget  aufzustellen.  Wenn  es  sich  dabei  die  insoweit  selbst- 
verständlich besonders  umfangreichen  Erfahrungen  der  städte- 
statistischen Aemter  zunutze  machen  wird,  was  seine  Vertreter 
auf  der  Konferenz  der  Vorstände  dieser  Aemter  in  Halle  (Sep- 
tember 192 1)  in  Aussicht  gestellt  haben,  so  läßt  sich  erwarten, 
daß  die  Arbeit  zum  Ziele  führen  und  daß  damit  auch  dieser 
Mangel  der  Teuerungszahlen,  der  es  natürlich  immerhin  bleibt, 
in  absehbarer  Zeit  behoben  sein  wird. 

Zu  den  Ergebnissen  der  Hofmannschen  Untersuchung  ge- 
hören unter  anderem  die  Sätze  (S.  109):  »Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer suchen  an  Hand  der  tatsächlichen  Preisgestaltung  ihre 
Forderungen  durchzusetzen ;  und  die  Schlichtungsausschüsse  wün- 
schen begreiflicherweise  einen  —  von  unparteiischer  Seite  er- 
mittelten —  einzigen  Zahlenausdruck;  mit  der  Behauptung  und 
dem  Nachweise,  daß  dieser  oder  jener  Artikel  teuerer  oder 
billiger  wurde,  ist  nicht  viel  anzufangen.  Die  Indexziffer  bietet 
nun  einen  Anhalt  für  den  gewünschten  statistischen  Mittel- 
wert. —  Zwecks  Prüfung  der  ungefähren  Richtigkeit  dieses 
Durchschnittes  ist  es  hierbei  nur  zu  begrüßen,  wenn  möglichst 
viele  Indcxzifferberechnungcn  mit  den  verschiedensten 
Methoden  durchgeführt  werden;  so  sollten  bald  gewogene, 
bald  ungewogene  Meßziffern  berechnet  werden,  bald  Großhandels-, 
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bald  Kleinhandels-,  bald  Lebenshaltungsindexziffern;  allenthalben 
sind  absolute  Berechnungen  erwünscht  (Calwer,  Kuczynski, 
Lübstorff,  Silbergleit),  bisweilen  kann  die  rechnerische  Durch- 
führung mehr  auf  die  relativen  Bewegungserscheinungen  ein- 
gestellt sein.  Je  mehr  Berechnungen,  um  so  größer  die  Wahr- 
scheinlichkeit; auch  die  entsprechenden  graphischen 
Darstellungen  sind  höchst  willkommen. « 

Diese  wie  gewöhnlich  überaus  schwülstigen  und  offenbar 
nicht  durchdachten  Ausführungen  Dr.  Hofmanns  können  zweierlei 
bedeuten.  Entweder  soll  damit  gesagt  sein,  daß  möglichst  viele 
methodisch  verschiedene  Berechnungen  die  Möglichkeit  bieten, 
durch  irgendeine  Kombination  einen  Wert  herauszudestillieren, 
der  dann  als  der  wahrscheinlichste  angesprochen  werden  könnte, 
also  etwa  einen  Mittelwert  aus  den  Mittelwerten  zu  berechnen; 
oder  sie  sollen  heißen:  je  mehr  Berechnungen  verschiedener  Art 
angestellt  werden,  um  so  eher  wird  es  gelingen,  die  bisher  noch 
nicht  entdeckte  allein  richtige  Methode  ausfindig  zu  machen. 

Allein  mag  die  eine  oder  die  andere  Deutung  der  Meinung 
Dr.  Hofmanns  entsprechen,  keine  von  beiden  ist  zutreffend.  Das 
ergibt  sich  für  die  erste  ohne  weiteres  aus  folgenden  Erwägungen : 
Selbst  wenn  eine  Kombination  vieler  solcher,  auf  verschiedene 
Weise  berechneten  Zahlen  zu  einer  einzigen  denkbar  wäre  —  was 
aber  natürlich  nicht  der  Fall  ist  — ,  so  würde  das  Verfahren 
schon  deshalb  ausgeschlossen  sein,  weil  es  zur  Voraussetzung 
hätte,  daß  solche  verschiedene  Berechnungen  für  alle  einzelnen 
Gebiete  durchgeführt  würden,  für  die  Indexziffern  gebraucht  wer- 
den, was  selbstverständlich  nicht  möglich  ist.  Die  Unhaltbarkeit 
der  Auffassung,  die  sich  nach  der  anderen  Deutung  ergeben 
würde,  zeigen  die  Darlegungen,  die  hier  gegeben  worden  sind. 
Nur  eine  einzige  Art  von  Zahlen  gibt  es,  die  eine  allen  Bedürf- 
nissen entsprechende  Beurteilung  der  Veränderung  der  Lebens- 
haltungskosten, worauf  es  allein  ankommt,  ihrem  Wesen  nach 
zulassen,  die  also  als  Indexziffern  schlechthin  angesprochen  wer- 
den können,  das  sind  die  durch  Verschmelzung  absoluter  Zahlen- 
reihen gewonnenen  absoluten  Zahlen;  und  von  den  verschiedenen 
Indexziffern,  die  so  zustande  kommen,  verdienen  aus  praktischen 
Gründen  die  Teuerungszahlen  der  deutschen  Gemeinden  unbe- 
dingt den  Vorzug.  Darüber  besteht,  nachdem  die  Erfahrungen 
einer  längeren  Zeit  vorliegen,  nunmehr  hinlängliche  Klarheit  und 
es  ist  deshalb  jetzt  nicht  mehr  die  Losung:   möglichst  viele  Be- 
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rechnungen  nach  verschiedenem  System,  sondern  Konzentrierung 
aller  Kräfte  auf  die  möglichst  einwandfreie  Feststellung  dieser 
Teuerungszahlen.  Soweit  die  Auffassung  besteht,  daß  ohne  das 
Vollbudget,  das  für  die  Teuerungszahlen  bisher  noch  nicht  vor- 
handen ist,  nicht  auszukommen  sei,  braucht  die  Aufstellung  eines 
solchen  Budgets  deshalb  nicht  zu  unterbleiben.  Aber  das  sollte 
dann  im  Interesse  der  Gesamtaufgabe,  deren  Lösung  hier  der 
Statistik  obliegt,  stets  so  geschehen,  daß  zu  der  allgemeinen 
Teuerungszahl  eine  Ergänzungszahl  berechnet  wird,  nicht  aber 
eine  besondere  Gesamtzahl.  Nur  wenn  sich  alle  die  Stellen,  die 
jetzt  Sonderberechnungen  der  einen  oder  anderen  Art  anstellen, 
entschließen  so  zu  verfahren  —  und  es  ist  nicht  zu  bezweifeln, 
daß  sie  das  können  ohne  Schädigung  der  besonderen  Zwecke, 
die  sie  etwa  verfolgen  — ,  wird  es  gelingen,  den  nachgerade  un- 
erträglich gewordenen  Zuständen,  die  sich  herausgebildet  haben, 
ein  Ende  zu  machen.  Es  werden  überall  wirklich  brauchbare 
Indexziffern  zustande  kommen  und  die  Zahlen  werden  —  was 
das  wichtigste  ist  —  überall  so  verstanden  und  verwendet  wer- 
den können,  wie  es  notwendig  ist,  wenn  sie  ihren  Zweck  erfüllen 
sollen.  Denn  erst  dann  wird  es  auch  möglich  sein,  alle  Konsu- 
menten dieser  Zahlen  über  deren  Wesen  und  Bedeutung  wirklich 
sachgemäß  und  mit  Aussicht  auf  Erfolg  zu  unterrichten,  wozu 
Dr.  Hofmann,  wie  die  Dinge  jetzt  liegen,  höchst  wahrscheinlich 
nicht  imstande  gewesen  wäre,  selbst  wenn  er  das  gesamte  Problem 
richtiger  erfaßt  hätte,  als  es  tatsächlich  der  Fall  ist. 
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EIN  PREUSSISCHER  BEAMTENHAUSHALT 

1859 — 1890. 

Von 

GERTRUD  HERMES. 

IV. 

Der  Versuch,  aus  der  vorstehenden  Einzelschilderung  allge- 
meine Ergebnisse  zu  gewinnen,  muß  auf  die  erste  Periode  be- 
schränkt werden.  Hier  bietet  der  Etat  des  preußischen  Abgeord- 
netenhauses eine  sichere  Handhabe,  um  die  allgemeine  Bedeutung 
des  einzelnen  Falles  zu  ermessen. 

Zuvor  jedoch  fordert  die  Frage  eine  Erledigung :  Inwieweit 
entsprechen  die  Preise  der  rheinischen  Provinzialhauptstadt  denen 
in  anderen  Gegenden  Preußens  oder  etwaigen  Durchschnitts- 
preisen für  den  preußischen  Staat?  Unanfechtbare  Maßstäbe  zur 
Beantwortung  dieser  Frage  werden  heute  kaum  herzustellen  sein, 
zumal  damals  die  örtliche  Verschiedenheit  der  Preise  bei  den 
gering  entwickelten  Verkehrsverhältnissen  sehr  viel  größer  war, 
als  gegenwärtig.  Jedenfalls  würde  die  dazu  nötige  Untersuchung 
weit  über  den  Rahmen  dieser  Abhandlung  hinausgehen.  Einen 
Anhalt  bieten  die  Mitteilungen  Dietericis  über  die  Preise  der 
wichtigsten  Nahrungsmittel  im  preußischen  Staat1).  Setzt  man 
auf  Grund  der  von  Dieter ici  mitgeteilten  Preise  für  Weizen,  Rog- 
gen, Gerste,  Hafer,  Kartoffeln,  den  Durchschnitt  dieser  Preise 
für  die  Jahre  1857 — 59  im  ganzen  preußischen  Staat  auf  100,  so 
betrug  derselbe  Durchschnitt  in  der  Rheinprovinz  1 14.  Man 
wird  vielleicht  nicht  allzustark  fehlgreifen,  wenn  man  dieses  Zahlen- 
verhältnis auch  auf  die  Preise  der  anderen  Lebensbedürfnisse 
überträgt.  Dann  kommt  man  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Kauf- 
kraft   der    O.schen    Einnahmen    sich    für    den    Durchschnitt    des 


1)  Dieter  ici,  Mitteilungen  des  statistischen  Bureaus  in  Berlin. 
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preußischen  Staates  um  etwa  1/8  erhöht,  für  die  billigsten  Pro- 
vinzen noch  um  einen  bedeutend  höheren  Bruchteil.  Den  durch- 
schnittlichen Jahreseinnahmen  O.s  in  den  Jahren  1859 — J86i  von 
3800  M.  hätte  demnach  für  den  preußischen  Staat  eine  Jahres- 
einnahme von  etwa  3300  M.  oder  1100  Thl.  entsprochen.  Der 
Etat  des  preußischen  Staates,  der  den  nachfolgenden  Unter- 
suchungen zugrunde  gelegt  ist,  kennt  eine  Abstufung  der  Gehälter 
nach  Provinzen  nicht ;  nur  ganz  vereinzelt  ist  für  Berlin  und 
wenige  andere  Orte  eine  Erhöhung  der  Gehälter  verzeichnet. 

Dank  der  weitgehenden  Spezialisierung  des  Etats  kann  man 
ein  genaues  Bild  von  den  Gehältern  des  damaligen  preußischen 
Beamtentums  entwerfen.  Wir  beginnen  mit  den  Staatsbehörden 
in  Berlin. 

Jahresgehälter  der  höheren  preußischen  Ministerial- 
beamten  (Zivilverwaltung)   1859. 

Thl.      Thl. 

Der  Minister  für  auswärtige  Angelegenheiten,  Gehalt 10  oco 

Repräsentationszulagen 6  000 

Außerdem  freie   Dienstwohnung  *) 
Die  7  anderen  Staatsminister 10  000 

Außerdem  meist  freie  Dienstwohnung 

3  Unterstaatssekretäre 4000 — 4500 

10  Ministerialdirektoren2) 3000 — 4000 

102  vortragende  Räte,  davon 

a)  3  mit  erhöhtem  Gehalt 3000 — 4500 

b)  93  mit  dem  Normalgehalt 2000 — 2800 

Von  diesen  93  beziehen  8  aus  Nebenämtern  etatsmäßige  Ein- 
nahmen von   170 — 400  Thl. 

c)  6,  meist  technische 1000 — 1S00 

Es  war  ein  kleiner  Kreis  von  etwa  120  Männern,  in  deren 
Händen  damals  die  Zivilverwaltung  des  preußischen  Staates  bei 
einer  Seelenzahl  von  rund  22  Millionen  lag.  Die  große  Mehrzahl 
dieser  Beamten  (85)  war  auf  ein  Gehalt  von  2000— 2800  Thl.  an- 
gewiesen. Was  bedeutete  diese  Einnahme,  gemessen  an  der  Ein- 
nahme des  Rat  (9.?  Wie  wir  sahen,  waren  durchschnittlich  im 
Gebiet  des  preußischen  Staates  etwa  1100  Thl.  erforderlich,  um 
einen  Haushalt  auf  dem  Fuß  des  von  0.  geführten  zu  unter- 
halten. Das  mochte  für  eine  Familie  mit  jungen  Kindern  an- 
gehen ;  sobald  aber  eine  größere  Kinderschar  heranwuchs,  stiegen 

1)  Dienstwohnungen,  für  die  Entschädigung  geleistet  werden  mußte,  sind 
unberücksichtigt  gcl.licl  • 

2)  D  .rium  für  huxlw  iit-chaftliche  Angelegenheiten  ist  die  Zentral- 
verwaltung der  Domänen  und  Forsten  zugerechnet,  obwohl  sie  damals  noch  nicht 
damit  verbunden  war. 

32* 


48o 


Gertrud  Hermes 


nicht  nur  die  allgemeinen  Kosten  des  Haushalts  höher,  sondern 
es  wuchsen  sich  auch  die  Erziehungsausgaben  l)  zu  einem  be- 
deutenden Posten  aus.  Setzt  man  den  Bedarf  der  Familie  eines 
jüngeren  vortragenden  Rates  dem  von  vier  erwachsenen  männ- 
lichen Personen  gleich,  so  betrugen  die  Lebenskosten  ohne  die 
Ausgaben  für  Erziehung,  nach  dem  Durchnitt  für  den  preußischen 
Staat  berechnet,  bei  einem  Aufwand,  wie  Rat  0.  ihn  machte, 
4600  M.,  denen  eine  Einnahme  von  6000  M.  gegenüberstand.  Die 
Familie  des  älteren  vortragenden  Rates,  6  erwachsenen  Personen 
gleichgesetzt,  verbrauchte  bei  gleicher  Lebenshaltung  jährlich 
7000  M.  und  verfügte  über  eine  Einnahme  von  höchstens  8400  M. 
Es  blieben  also  für  die  speziellen  Erziehungskosten  der  Söhne 
und  Töchter  jährlich  ca.  1400  M.  übrig.  So  ergibt  sich  aus 
diesen  Zahlen  mit  Sicherheit,  daß  die  Lebenshaltung  jenes  engen, 
den  preußischen  Staat  regierenden  Kreises  nur  dann  erheblich 
über  die  des  Rat  0.  hinausgehen  konnte,  wenn  Einnahmen  aus 
eigenem  Vermögen  das  Gehalt  des  Hausherrn  ergänzten.  Wie 
0.  selbst  als  Mitglied  einer  Zentralbehörde  in  dem  folgenden 
Jahrzehnt  nie  daran  gedacht  hat,  äußeren  Aufwand  mit  Rück- 
sicht auf  seine  Stellung  zu  machen,  so  haben  auch  jene  geheim- 
rätlichen  Kreise,  sofern  sie  nicht  von  Haus  aus  Vermögen  be- 
saßen, sich  mit  einem  bescheidenen  bürgerlichen  Zuschnitt  des 
Lebens  begnügen  müssen.  Es  war  die  Ehre  ihrer  einflußreichen 
Stellung,  die  sie  für  ihre  Arbeit  entschädigte. 

Um  so  bedeutendere  Einnahmen  hatten  die  wenigen  hohen 
und  höchsten  Spitzen  der  preußischen  Zivilverwaltung.  Kamen 
die  zehn  Ministerialdirektoren  des  damaligen  preußischen  Staates 
bereits  auf  das  doppelte  des  Anfangsgehaltes  eines  vortragenden 
Rates,  so  begann  hier  offenbar  die  Möglichkeit  bedeutenderer 
repräsentativer  Ausgaben,  die  sich  bei  den  drei  Unterstaatssekretären 
weiterhin  steigerte.  In  weitem  Abstand  aber  von  allen  übrigen 
Beamten  thronten  die  Minister  mit  einer  Jahreseinnahme  von 
10  000  Thl.  neben  freier  Dienstwohnung. 

In  Ergänzung  der  obigen  Tabelle  über  die  Gehälter  der 
höheren  Ministerialbeamten  seien  die  Besoldungsverhältnisse  der 
höheren  Beamten  in  den  übrigen  bedeutenderen  Berliner  Zentral- 
staatsbehörden, sowie  einiger  staatlicher  Institute  dargestellt,  ohne 

1)  Erziehungsausgaben  hier  und  im  folgenden  im  engeren  Sinne  :  Stundengelder, 
Kollegiengelder,  Bücher  usw. ;  dagegen  ist  der  Lebensunterhalt  studierender  Söhne 
den  Lebenskosten  der  Familie  zugerechnet. 


Ein  preußischer  Beamtenhaushalt  1859 — 1890.  .     481 

daß  die  Ergebnisse  dieser  folgenden  Tabelle  der  näheren  Beleuch- 
tung bedürften;  sie  belegt  nur,  was. ohnehin  anzunehmen  war,  daß 
jene  bürgerlich  einfachen  Geheimratskreise  im  Vergleich  zu  an- 
deren Kategorien  höherer  Beamter   recht  günstig   gestellt  waren. 

Jahresgehälter   der  höheren  Beamten  in  kleineren  Zentral- 
verwaltungsbehörden,    staatlichen    Provinzial-     und    Orts- 
behörden, staatlichen  Instituten  1859. 

Gehalt  Gehalt  der 

d.  Chefs  Räte 

Thl.  Thl. 

1.  Generalpostamt 4000  2000 — 2800 

2.  Generaltelegraphendirektion 2000  1200— 1600 

3.  Evangelischer  Oberkirchenrat 4500  2000 — 2600 

4.  Konsistorium  für  die  Provinz  Brandenburg 4100  ?    —1600 

5.  Revisionskollegium  f.  Landeskultursachen 3500  1600 — 2000 

6.  Staatsschuldenverwaltung 3500  1400 — 1500 

7.  Münze 2400  2000 

8.  Seehandlung        3600  1600 — 2200 

9.  Polizeipräsidium 3600  1000 — 2100 

Wir  ergänzen  die  Darstellung  der  Besoldungsverhältnisse  der 
höheren  Verwaltungsbeamten  durch  eine  Darstellung  der  Ge- 
hälter der  in  Berlin  angestellten  Richter. 

Jahresgehälter  der  in  Berlin  beschäftigten  Richter  1859. 

Obertribunal  Thl.      Thl. 

Der  Präsident      '. 6000 

5  Vizepräsidenten 35°° 

48  Obertribunalsräte 2000 — 2800 

Der  Generalstaatsanwalt        35°° 

3  Oberstaatsanwälte 2000 — 2800 

Kammergericht 

Der  Präsident .    4*0° 

Vizepräsidenten  und  Direktoren 2000 

Kammergerichtsräte 1000 — 1800 

Oberstaatsanwalt 2000 

Staatsanwälte 800— 1000 

Stadtgerichte 

Präsidenten  und  Direktoren 1800— 25CO 

Stadtrichter 600 — 1500 

Staatsanwälte 1000— 1500 

Staatsanwaltsgehilfen 700 

Demnach  waren  die  Berliner  Richter  sehr  viel  ungünstiger 
gestellt,  als  die  Mitglieder  der  Verwaltungsbehörden.  Nur  die 
wenigen  Posten  an  der  Spitze  des  Obertribunals  und  des  Kammer- 
gerichts waren  mit  einem  hohen  Gehalt  verbunden ;  schon  die 
Kammergerichtsräte  blieben,  obwohl  ältere  Richter,  mit  Gehältern 
von  1000 — 1800  Thl.  toi  ein«   Gehaltsstufe,   die   bei   mehreren 
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heranwachsenden  Kindern  einen  sehr  viel  bescheideneren  Zuschnitt 
des  Lebens  bedingte,  als  Rat  0.  ihn  sich  gestatten  konnte.  Die 
Stadtrichter  endlich  mit  ihrem  Anfangsgehalt  von  600  Thl.  konnten 
mit  ihrer  Lebenshaltung  über  das  Niveau  derjenigen  eines  Klein- 
bürgers nicht  erheblich  hinausgehen,  —  anders  gewandt:  Bei 
einer  Reihe  von  Bedürfnissen  geistiger  Art,  deren  Befriedigung 
durch  die  berufliche  Tätigkeit  des  Hausherrn  bedingt  war,  mußte 
die  Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse  eine  sehr  viel  ein- 
fachere sein,  als  Rat  0.  sie  sich  gestatten  konnte.  Von  irgend- 
welchen Repräsentationsausgaben  mit  Rücksicht  auf  die  Stellung 
des  Hausherrn  konnte  hier  keine  Rede  mehr  sein1). 

Die  Bürobeamten  (im  weiteren  Sinne  des  Wortes,  also  Büro, 
Kanzlei,  Kalkulatur,  Expedition  usw.)  in  den  großen  Berliner  Zen- 
tralbehörden bezogen  zumeist  500  Thl.  Anfangsgehalt;  in  den 
kleineren  Berliner  Behörden  kamen  auch  400  Thl.  vor.  Für 
die  älteren  Bürobeamten  in  leitenden  Stellungen  stiegen  die  Ge- 
hälter bis  zu  1500  Thl.  Vereinzelt  kamen  auch  noch  höhere 
Gehälter  vor ;  in  den  kleineren  Behörden  dagegen  überschritten 
die  Gehälter  der  obersten  Subalternbeamten  meist  1200  Thl.  nicht. 

Die  unterste  Klasse  des  Zivilbeamtentums:  Boten,  Kanzlei- 
diener usw.  erhielten  in  den  großen  Berliner  Zentralbehörden 
zumeist  ein  Jahresgehalt  von  250—300  Thl.;  die  Berliner  Schutz- 
leute blieben  mit  216 — 240  Thl.  ein  Stück  dahinter  zurück,  ebenso 
die  Boten  und  Diener  kleinerer  staatlicher  Behörden  und  Institute 
in  Berlin,  deren  Gehälter  bis  auf  208  Th.  hinuntergingen.  Die  Löhne 
der  vom  Staat  beschäftigten  Arbeiter  sind  im  Etat  nur  mit  Pau- 
schalsummen angesetzt;  eine  Ausnahme  machen  4  Berliner  Ar- 
beiter der  metallographischen  Presse  der  Post.  Ihr  Lohn  beträgt 
180—260  Thl. 

Gehälter    von    höheren  Verwaltungsbeamten    und    Richtern 
außerhalb  Berlins  1859  2). 

Thl.      Thl. 

8  Oberpräsidenten         6oo° 

25  Regierungspräsidenten  und  Vizepräsidenten 2500—3500 

268  Oberregierungs-  und  Regierungsräte 1000 — 1600 

1)  Leider  konnten  die  Gehälter  der  Lehrer  an  höheren  und  Elementar- 
schulen nicht  ebenfalls  aufgeführt  werden.  Weder  der  Etat  des  preußischen  Staates 
noch  derjenige  der  Stadt  Berlin  spezialisiert  die  Ausgabe  für  Lehrergehälter  soweit, 
daß  das  einzelne  Gehalt  angegeben  wird;  zu  Feststellungen  auf  Grund  archivali- 
scher  Quellen  fehlte  mir  die  Gelegenheit. 

2)  Die  Beamten  der  Eisenbahnverwaltung  sind  fortgelassen,  weil  Preußen 
damals  ganz  überwiegend  Privatbahnen  hatte. 
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Zulagen  für  die  Oberregierungsräte  als  Stellvertreter  des  Präsidenten 

und  als  Abteilungsdirigenten,  zusammen 23  000 

26  Regierungs-  und  Medizinalräte 800 — 1200 

326  Landräte 800 — 1200 

Außerdem  Administrationsgelder 

24  Oberforstbeamte  bei  den  Regierungen 1300 — 1900 

Außerdem  Dienstaufwandsentschädigung 

57  Forstinspektoren 900 — 1200 

Außerdem  Dienstaufwandsentschädigung 

25  Forstassessoren : 400  —  800 

8  Provinzial-Steuerdirektoren 3000 

52  Oberregierungs-  und  Regierungsräte  der  Provinzialsteuervexwaltung      1000 — 1600 
Den   10  Oberregierungsräten  Stellvertretungszulagen  ä 300 

26  Oberpostdirektoren 1500 — 2000 

24  Posträte 900 — 1200 

26  Postinspektoren 900 — 1000 

4  Oberbergamtsdirektoren 2500 

16  Oberbergräte 1000 — 1600 

10  Bergamtsdirektoren 1200 — 1400 

10  Bergamtsjustiziarien 800  — 1000 

14  Polizeipräsidenten  und  Direktoren 1200 — 1800 

24  Polizeiräte,   Abteilungsdirigenten  und  Assessoren 600 — 1200 

1  Konsistorialpräsident  (Stettin) 35oo 

2  Konsistorialdirektoren 1500 — 3000 

17  Konsistorialräte 500 — 1600 

8  Justiziarien 1000 — 1400 

Präsidenten   und  Direktoren   bei    den  Obergerichten x)  (einschließlich 

Wohnungsgeld) 2000 — 4100 

Appellationsgerichtsräte 1000 — 1600 

Oberstaatsanwälte 1400 — 1800 

Stadtgerichtspräsidenten,  Direktoren,  Kreisgerichtsdirektoren      .     .     .  1200 — 2000 

Stadt-  und  Kreisrichter 600 — 1300 

Staatsanwälte 800 — 1200 

Staatsanwaltsgehilfen 600 — 700 

Schon  ein  flüchtiger  Blick  auf  diese  Zusammenstellung  läßt 
erkennen,  daß  das  Gehalt  des  Rat  0.,  wie  zu  erwarten  stand, 
dem  Anfangsgehalt  der  meisten  höheren  Beamten  von  gleichem 
Rang  entsprach.  Man  muß  sich  also  alle  jene  Regierungsräte, 
Oberbergräte,  Medizinalräte,  Justiziare  an  Provinzialbehörden  usw., 
sofern  sie  junge  Beamte  waren  und  kein  eigenes  Vermögen  hatten, 
in  einem  Hausstand  von  der  Einfachheit  des  Rat  0.  vorstellen; 
während  die  jüngeren  Richter  ein  großes  Stück  dahinter  zurück- 
bleiben mußten.  Hatten  die  älteren  Verwaltungsbeamten  und 
Richter  höhere  Kinnahmen,  so  galt  es,  damit  die  Erziehungs- 
kosten der  heranwachsenden  Kinder,   das  Studium  der  Sohne  zu 

1)  Ohne  das  Departement  Köln. 
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bestreiten.  Auch  hier  können  also  nur  die  obersten  Spitzen  sich 
einen  vornehmeren  Lebenszuschnitt  gestattet  haben.  Mochte 
auch  öfters  das  Vorhandensein  eigenen  Vermögens  die  wirtschaft- 
liche Lage  einer  Beamtenfamilie  erleichtern,  so  war  doch  anderer- 
seits die  Laufbahn  O.s  eine  so  ungewöhnlich  günstige,  daß  damit 
ein  gewisser  Ausgleich  gegenüber  den  begüterten  Familien  ge- 
geben war.  Die  Einnahmen,  in  die  0.  mit  32  Jahren  eintrat, 
erreichten  andere  Beamte  häufig  erst  mit  doppeltem  Dienstalter. 
Endlich  noch  folgende  Aufstellung  über  die  Gehälter  von 
Subalternen  der  Provinz : 

Thl.    Thl. 

524  Bürobeamte  in  den  Oberpräsidien  und  Regierungen 500 — 1000 

331   Kreissekretäre 500 — 800 

89  Büro  und  Kanzleibeamte  in  den  Polizeipräsidien 350 — 700 

329  Kreisboten 200—250 

Als  Ergebnis  der  vorstehenden  Uebersicht  über  die  Ge- 
hälter der  preußischen  Staatsbeamten  erscheint  zunächst  die  Tat- 
sache, daß  das  Besoldungswesen  des  damaligen  preußischen 
Staates  einen  stark  aristokratischen  Charakter  trug.  Schon  inner- 
halb des  höheren  Beamtentums  waren  starke  Gegensätze  vor- 
handen. Minister  und  Kammergerichtspräsident  einerseits,  vor- 
tragender Rat  und  Kammergerichtsrat  anderseits  waren  durch  eine 
tiefe  Kluft  getrennt.  Sehr  viel  stärker  noch  tritt  der  Gegensatz 
hervor,  wenn  man  die  Gehälter  der  untersten  Beamtenklassen 
in  Betracht  zieht.  Es  kommen  dann  in  den  Zahlen  Gegensätze 
der  Lebenshaltung  zum  Ausdruck,  die  für  die  Begriffe  auch  der 
Vorkriegszeit  kaum  noch  vorstellbar  sind.  Wenn  Rat  0.  mit 
1200  Thl.  eine  schlicht-bürgerliche  Existenz  führte  —  wie  ver- 
mochte dann  der  Berliner  Schutzmann  mit  216  Thl.  auch  nur 
das  nackte  Leben  zu  fristen?  Oder  welche  harte  Gegensätze  lagen 
nicht  in  der  Tatsache  beschlossen,  daß  der  Minister  rund  50  mal 
soviel  Gehalt  bezog  als  die  Beamten  auf  der  untersten  Staffel 
der  langen  Skala?  Ein  Blick  in  die  Besoldungsverhältnisse  nicht 
nur  der  Gegenwart,  sondern  auch  der  Jahre  vor  dem  Kriege, 
macht  deutlich,  in  wie  hohem  Maße  das  staatliche  Besoldungs- 
wesen Preußens  im  Lauf  der  letzten  zwei  Menschenalter  demo- 
kratisiert ist. 

Sodann  gibt  das  Zahlenmaterial  des  Etats  auf  die  eingangs 
gestellte  Frage  nach  der  Lebenshaltung  des  höheren  preußischen 
Beamtentums  zu  Ausgang  der  fünfziger  Jahre  eine  klare  Antwort. 


Ein  preußischer  Beamtenhaushalt  1859 — 1890.  485 

Das  Gesamtbild  ist  das  einer  materiell-anspruchslosen,  bürgerlich- 
einfachen Gesellschaft. 

Die  Repräsentation  bleibt  den  wenigen  hohen  Herren  vor- 
behalten, deren  große  Einnahmen  bedeutende  Ausgaben  gestatten ; 
in  weitem  Abstand  von  ihnen  lebt  die  Masse  der  höheren  preußi- 
schen Verwaltungsbeamten  und  der  preußischen  Richter  in  be- 
scheidenen Einkommensverhältnissen.  Sie  können  sich  weder 
regelmäßige  Reisen  gestatten,  noch  ausgedehntere  Geselligkeit. 
Die  Arbeitskraft  der  Hausfrau  wird  in  nützlicher  Tätigkeit, 
nicht  zur  Befriedigung  von  Standesansprüchen  verbraucht.  Strenge 
Sparsamkeit  allein  ermöglicht  es,  den  geistigen  Ansprüchen,  die 
der  Beruf  stellt,  zu  genügen,  und  den  Söhnen  die  Ausbildung  zu 
geben,  die  ein  Verbleiben  im  Stande  des  Vaters  ermöglicht. 
Rat  0.  mit  seiner  straffen  Wirtschaftsführung  ist  keine  Ausnahme- 
erscheinung; er  ist  einer  von  vielen.  Gleich  ihm  hat  ein  ganzes 
Geschlecht  wissenschaftlich  vorgebildeter  Diener  des  Staates  bei 
fast  kleinbürgerlicher  Schlichtheit  des  materiellen  Lebens  seiner 
Berufspflicht  Genüge  getan. 

Die  volle  Bedeutung  der  zusammengestellten  Zahlen  erscheint 
jedoch  erst,  wenn  man  sich  vergegenwärtigt  —  was  freilich  zahlen- 
mäßig nicht  zu  belegen  ist  —  daß  jenes  altpreußische  Beamten- 
tum von  einer  künstlichen  Beschränkung  der  Kinderzahl  nichts, 
oder  kaum  etwas  gewußt  hat.  Ungezählte  preußische  Beamte 
sind  Zeit  ihres  Lebens  über  die  Einnahmen  des  Rat  0.  aus  der 
ersten  Periode  nicht  erheblich  hinausgekommen  und  haben  den- 
noch eine  größere  Kinderschar  aufgezogen,  haben  ihre  Söhne 
studieren  lassen  und  den  Töchtern  eine  kleine  Aussteuer  zu- 
sammengespart. 
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II.  MISZELLEN. 


Kritik  der  Proportionalwahlsysteme. 

von 

Karl  Jordan. 

i.  Herr  G.  Polya  veröffentlichte  im  Vorjahre1)  eine  höchstinter- 
essante Untersuchung  der  Proportionalwahlsysteme  mit  Berücksichtigung 
wahrscheinlichkeitstheoretischer  Betrachtungen.  Obwohl  seine  Unter- 
suchungen vom  mathematischen  Standpunkte  unanfechtbar  sind,  so 
läßt  sich  doch  aus  sachlichen  Gründen  manches  einwenden. 

Der  Zweck  der  Proportionalsysteme  ist  offenbar :  die  Sitze  im  Par- 
lament unter  den  Parteien  möglichst  proportional  den 
Parteistärken  im  Lande  zu  verteilen.  Daß  das  Land  aus  prakti- 
schen Gründen  in  Wahlkreise  geteilt  ist,  spielt  hier  eine  sekundäre 
Rolle.  Das  System  soll  eben  so  beschaffen  sein,  daß  diese  Einteilung 
möglichst  wenig  störend  auf  das  Gesamtresultat  wirkt. 

Die  Proportionalsysteme  können  in  zwei  Hauptklassen  geteilt  werden. 
In  die  erste  gehören  die  Systeme,  bei  welchen  die  Sitze  zuerst  unter 
den  Wahlkreisen  verteilt  werden,  und  dann  innerhalb  der  einzelnen 
Wahlkreise  unter  den  verschiedenen  Parteien.  In  die  zweite  gehören 
die  Systeme,  in  welchen  die  Mandate  zuerst  unter  den  Parteien  ver- 
teilt werden,  und  dann  erst  die  von  einer  Partei  erhaltenen  Mandate 
unter  den  verschiedenen  Wahlkreislisten  derselben  Partei. 

2.  Wen  Polya  hat  nur  die  erste  Klasse  dieser  Systeme  untersucht2). 
Um  die  Anzahl  der  Sitze  zu  bestimmen,  die  jedem  Wahlkreis  zukommen, 
müssen  wir  in  erster  Linie,  um  grobe  Verstöße  gegen  die  Proportio- 
nalität im  Gesamtresultate  zu  vermeiden,  die  Zahl  der  Stimmberech- 
tigten  in  jedem  Wahlkreise  kennen,  was   häufige  Volkszählungen  not- 

1)  Zeitschrift  für  gesamte  St:  ^chaft  1919  p.  297. 

2)  Polya  1.  c.  S.  308.  »Der  Grundgedanke  der  l'ropoitiunahvahl  ist  klar 
und  bestimmt.  Zuerst  werden  die  Abgeordneten  unter  die  Wahlkrei  l  \<iuilt,  der 
Bevölkerungszahl  gemäß,  und  dann,  innerhalb  der  Wahlkreise,  unter  die  Parteien 
der  Parteistärke  gemäß.« 
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wendig  macht.  Wir  werden  z.  B.  einen  Sitz  pro  20000  Stimmberech- 
tigte gewähren;  da  aber  die  Zahl  der  Stimmberechtigten  durch  20000 
dividiert  keine  ganze  Zahl  liefert,  und  wir  doch  ganze  Sitze  verteilen 
wollen,  so  werden  wir,  wie  wir  auch  verfahren  in  jedem  Wahlkreise 
einen  Fehler  begehen.  Wenn  wir  dann  innerhalb  der  Wahlkreise  die 
Mandate  unter  den  Parteien  verteilen,  werden  wir  wieder  gezwungen 
sein,  jeder  Partei  und  in  jedem  Wahlkreise,  positives  oder  negatives 
Unrecht  zu  tun.  Diese  Fehler  werden  naturgemäß  das  Endresultat 
beeinflussen.  Bekanntlich  wird  das  letztere  bei  den  meisten  Systemen 
schon  durch  die  bloße  geometrische  Einteilung  der  Bezirke  beeinflußt, 
was  hauptsächlich  durch  die  ungleiche  Größe  der  Kreise  und  die  un- 
gleiche Verteilung  der  Parteien  verursacht  wird. 

Die  Hoffnung,  daß  die  Fehler,  die  wir  in  den  einzelnen  Wahlkreisen 
begangen  haben,  sich  im  Gesamtresultate  ausgleichen  werden,  kann  bei- 
den Systemen,  die  »systematische«  Fehler  machen,  z.  B.  die  in  jedem 
Bezirke  die  stärkste  Partei  begünstigen  (System  d' Hon  dt)  im  allgemeinen 
nicht  erfüllt  werden.  Im  Gegenteil,  die  Fehler  werden  bei  einer  Partei 
nahezu  alle  dieselben  Vorzeichen  haben,  und  das  Gesamtresultat  wird 
sich  von  der  idealen  Proportionalität  weit  entfernen,  wie  es  die  tatsäch- 
lichen Resultate  in  Belgien  oft  genug  gezeigt  haben. 

Aber  selbst  bei  den  Systemen,  deren  Fehler  keine  systematischen 
sind,  darf  man  für  die  Ausgleichung  keine  allzugroße  Hoffnungen  hegen. 
Der  Einfluß  der  Einteilung  in  Bezirke  wird  immer  noch  fühlbar    sein. 

Bei  den  Systemen  der  zweiten  Klasse  kann  man  zwei  ver- 
schiedene Wege  einschlagen: 

A.  Die  Zahl  der  Abgeordneten  für  das  ganze  Land  ist 
vorausbestimmt.  Man  berechnet  nach  der  Wahl  den  Wahlquotienten, 
das  heißt  die  Zahl  der  Stimmen,  denen  ein  Sitz  zukommt.  Nun  verteilt 
man  diese  unter  den  Parteien;  jede  Partei  bekommt  in  erster  Linie  so 
viele  Mandate  als  das  Resultat  der  Division,  der  auf  die  Partei  ab- 
gegebenen Stimmen  durch  den  Wahlquotienten  ganze  Einheiten  ent- 
hält. In  zweiter  Linie  wird  über  die  noch  disponiblen  Mandate  das 
gewählte  Verteilungsystem  verfügen.  In  diesem  Falle  wird  der  Fehler 
im  Gesamtresultate  für  jede  Partei  kleiner  sein  als  ein  ganzes  Mandat, 
so  daß  das  gewählte  Verteilungssystem  keine  Wichtigkeit  mehr  hat. 

Die  von  einer  Partei  auf  diesem  Wege  erhaltenen  Sitze  müssen 
noch  unter  den  verschiedenen  Kreislisten  derselben  Partei  verteilt 
werden.  Die  Zahl  der  Sitze  pro  Bezirk  ist  bei  diesem  Verfahren  a  priori 
nicht  vollkommen  bestimmt ;  würde  eine  Partei  z.  B.  in  einem  Bezirke 
5,45  Sitze  erhalten,  so  wird  durch  das  gewählte  Verteilungsystem  und 
durch  die  in  anderen  Bezirken  erzielten  Resultate  derselben  Partei 
bedingt,  ob  sie  in  diesem  Bezirke  5  oder  6  Mandate  erhält.  Der  even- 
tuelle Verlust   der  Partei   von  0,45   Sitze   in  dem   betrachteten  Bezirk 
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wird    natürlich    in    einem     anderen    Bezirk    derselben    Partei    zugute 
kommen. 

3.  Das  gewählte  Verteilungsgesetz  ist  hier  nicht  ganz  unwichtig,  da 
ein  Bezirk,  wenn  in  demselben  mehrere  Parteien  auftreten,  auf  diesem 
Wege  mehrere  Mandate,  zugunsten  der  entsprechenden  Parteien  in  an- 
deren Bezirken,  einbüßen  kann,  was  aus  eventuellen  lokalen  Interessen 
doch  einige  Bedeutung  haben  kann.  Das  d'&ondtsche  System  würde 
z.  B.  die  größeren  Bezirke  begünstigen.  Allerdings  wird  ja  ein  einzelner 
Wahlkreis  allein  im  Parlament,  wie  man  auch  entscheiden  mag,  keinen 
merklichen  Einfluß  haben. 

B.  Der  W  a  h  1  q  u  o  t  i  e  n  t  ist  durch  das  Gesetz  vorausbestimmt. 
(System  du  nombre  unique.)  Die  Anzahl  der  Abgeordneten  im~Lande 
ist  dann  von  der  Zahl  der  abgegebener  Stimmen  abhängig.  Man  verfährt 
im  übrigen  wie  unter  A.  Die  Vorteile  der  Methode  B  gegenüber  der 
früheren  sind  erstens  die  noch  größere  Einfachheit,  zweitens  der  Um- 
stand, daß  die  in  erster  Linie  resultierenden  Mandate  für  jede  Partei 
und  in  jedem  Bezirk  unabhängig  vom  Gesamtresultate  sind. 

4.  Wir  haben  gesehen,  daß  die  Zahl  der  einer  Partei  nach  dem 
Proportionalprinzip  zukommenden  Mandate  im  allgemeinen  keine  ganze 
Zahl  ist,  daß,  wenn  man  trotzdem  ganzzahlige  Mandate  verleihen  will, 
man  bei  irgendeinem  Verteilungssystem  einen  Fehler  begehen  muß. 

Um  die  Verteilungssysteme  vergleichen  zu  können  ist  es  vor  allem 
notwendig,  genau  zu  definieren,  was  man  unter  >Fehler«  verstehen 
will.  Auf  die  Gleichwertigkeit  der  Stimmen  sich  stützend,  wollen 
St.  Lagne  und  Polya J)  als  Fehler  das  an  dem  einzelnen  Wähler 
begangene  Unrecht  betrachten. 

St.  Lagu'e  hat  außerdem  noch  den  Fall  betrachtet,  in  welchem 
man,  sich  auf  die  Gleichwertigkeit  der  Mandate  im  Parlament  stützend, 
die  Differenz  zwischen  der  Zahl  der  Stimmen  pro  Mandat  einer 
Partei  und  der  durch  das  Gesetz  bestimmten  Zahl  der  Stimmen  pro 
Mandat,  als  Fehler  ansieht.  Er  hält  aber  diese  Definition  für  weniger 
berechtigt  als  die  erste2). 

Eine  dritte  Auffassung  des  Fehlers  ist  durch  die  Forderung  der 
gleichen  Behandlung  der  Parteien  gegeben ;  in  diesem  Falle  wird  das 
in  Mandaten  ausgedrückte  Unrecht,  welches  man  an  einer  Partei 
begangen  hat,  als  Fehler  definiert.  St.  Lagui'3)  und  Polya  halten  diese 
Auffassung  für  ganz  unberechtigt. 

1)  St.  Lagne,  La  reprisentation  proportionnelle  et  la  methode  des  moindres 
carr£s.     Annales    de    l'Ecole   Normale  SupOricure     1910.     T.  27.  p.  529.  - 

1.  c.  S.  308. 

2)  St.  Lague  1.  c.  p.  535.  >liicn  que  cela  semble  beaueoup  moins  legitime, 
on  peut  cherchcr  cc   qol  se  passe   pour  les  errcurs  commises  sur   chaque  «.'In  .  .  .  .< 

3)  .SV.  Lague  1.  c.  p.  537.  »Cette  nouvelle  fac,on  de  traiter  la  qotttioo  nous 
semble  inacccptablc,  car  on  ne  doit  pas  traiter  de  l.i  m<  im-  HMfit&fl  im  pftrti 
comp«  'ecteur  et  BD  pruii  compose"  de  30000  ei 
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Sind  die  einzelnen  Fehler  einmal  definiert,  so  muß  man  noch  eine 
Methode  wählen,  um  aus  denselben  durch  eine  Kombination  den  Ge- 
samt fehler«  des  Verteilungssystems  zu  berechnen.  Dieser  letztere 
wird  demnach  sowohl  von  der  Definition  der  Fehler  als  auch  von  der 
gewählten  Kombinationsmethode  abhängen.  Bei  physikalischen  Mes- 
sungen betrachtet  man  z.  B.  als  die  beste  Lösung  diejenige,  bei  welcher 
die  Summe  der  Quadrate  der  einzelnen  Fehler  ein  Minimum  ist. 

Alle  diese  Definitionen  der  Fehler  sind  vom  mathematischen  Stand- 
punkte aus  gleichberechtigt;  vom  sachlichen  Standpunkte  aus  muß 
man  sie  deshalb  unterscheiden,  weil  im  allgemeinen  die  angewandten 
Kombinationsmethoden,  je  nach  der  benützten  Fehlerdefinition,  auf  an- 
dere und  andere  »beste«  Verteilungssysteme  führen;  wir  müssen  dem- 
nach die  vom  sachlichen  Standpunkte  plausibelste  Definition  der  Fehler 
suchen. 

Führen  wir  diese  Betrachtungen  an  Polyas  Beispiel  aus.  Sei  die 
Zahl  der  abgegebenen  Stimmen  ioooo,  die  Zahl  der  Mandate  io,  dem- 
nach der  Wahlquotient  0,001. 

B  C 

2530  1520 

2,53  LS* 

2  1 

2  2 

3  1 

Folglich  hat  das  d'JIondtsche  System  der  Partei  A  einen  ungerech- 
ten Gewinn  von  1,05  Mandaten  verliehen,  diese  Zahl  ist  demnach  der 
Fehler  nach  der  dritten  Auffassung.  Aus  dieser  Zahl  können  wir  den 
ungerechten  Gewinn  der  Partei  A  pro  Wähler  berechnen,  wir  werden 
0,000  176  Mandate  finden;  diese  Zahl  ist  der  Fehler  nach  der  ersten 
Auffassung.  Wenn  wir  die  Zahl  der  Stimmen  der  Partei  A  pro  Mandat 
berechnen,  so  finden  wir  850  anstatt  der  1000  Stimmen  entsprechend  dem 
Wahlquotienten.  Der  Fehler  der  Partei  A  nach  der  zweiten  Auffassung 
wird  demnach  durch  150  Stimmen  ausgedrückt. 

Nach  einer  vierten,  natürlich  ebenso  willkürlichen  Definition  des 
Fehlers,  bei  welcher  man  aber  sowohl  von  der  gleichen  Behandlung 
der  einzelnen  Stimmen  und  der  Parteien  ausgeht,  kann  man  sagen, 
daß  wir  nach  dem  d' Hündischen  Verfahren  die  Stimmen  von  530  Wählern 
der  Partei  B,  und  die  Stimmen  von  520  Wählern  der  Partei  C,  gegen 
ihre  Absicht  der  Partei  A  überliefert  haben.  Wir  haben  also  im  ganzen 
1050  Wählern  Unrecht  getan.  Bei  der  St.  .Lagueschen  Methode  würde 
diese  Zahl  530,  bei  der  Hareschen  Methode,  oder  Methode  der  stärk- 
sten Brüche,  520  ausmachen.  Die  letzte  Methode  ist  also  bei  dieser 
Definition  des  Fehlers  in  diesem  Beispiel  die  beste  von  den  dreien. 
Es  läßt  sich  aber  leicht  zeigen,  daß  unter  allen  möglichen  Verteilungs- 


Parteien 

A 

Zahl  d.  abgeg.  Stimmen 

595o 

Mandate  n.  d.  Proportionalität 

5.95 

»                    d*  Hundt 

7 

»                    St.  Lagu'e 

6 

»                    Hare 

6 
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methoden  bei  dieser  Fehlerauffassung  im  allgemeinen  das 
System  der  stärksten  Brüche  am  besten  ist. 

5.  Aus  Polyas  Arbeit  sehen  wir,  daß,  wenn  wir  die  erste  Auffas- 
sung der  an  den  Wählern  begangenen  Fehler  annehmen,  wir  je  nach 
der  gewählten  Fehlerkombinationsmethode  auf  andere  und  andere  beste 
Systeme  geführt  werden.  Es  sei  hier  nur  erwähnt,  daß,  wenn  wir  die 
Summe  der  absoluten  Werte  der  Fehler  möglichst  klein  machen  wollen, 
wir  wieder  zur  Methode  der  stärksten  Brüche  geführt  werden. 

Es  ist  leicht  einzusehen,  daß  die  Summe  der  absoluten  Werte  der 
an  den  Wählern,  begangenen  Fehler  gleich  der  Summe  der  absoluten 
Werte  der  an  den  Parteien  begangenen  Fehler  sein  muß ;  demnach  führen 
die  beiden  angeführten  Auffassungen  in  diesem  Falle  zu  demselben 
Resultate. 

Auch  die  zweite  Definition  des  Fehlers  führt,  im  Falle  man  die 
Summe  der  absoluten  Werte  dieser  Fehler  minder  zu  machen  sucht,  zu 
der  Methode  der  stärksten  Brüche. 

Wenn  wir  aber  die  Fehler  nach  der  dritten  Definition  durch  das 
an  den  Parteien  begangene  Unrecht  definieren,  so  können  wir  die 
Fehlerkombinationsmethoden  fast  ganz  beliebig  wählen1)  der  erhaltene 
> Gesamtfehler«  wird  immer  bei  der  Verteilungsmethode  nach  den  stärk- 
sten Brüchen  ein  Minimum  sein. 

Angesichts  dieser  übereinstimmenden  Resultate  meint  Polya:  »Man 
bedauert  fast,  daß  in  unserem  Falle  unsachlich  ist,  auf  die  Fehler  an- 
kommen zu  lassen,  die  an  den  Parteien  begangen  worden  sind.  Wenn 
nicht  die  gleichmäßige  Berücksichtigung  der  Wähler,  sondern  die  der 
Parteien  maßgegend  wäre,  so  könnte  man  kaum  eine  andere  Methode 
vorschlagen  als  die  der  stärksten  Bruchteile.« 

Abgesehen  davon,  daß  man,  wie  hier  angedeutet  wurde,  die  gleich- 
mäßige Berücksichtigung  der  Wähler  so  deuten  kann ,  daß  auch 
die  Parteien  gleichmäßig  berücksichtigt  werden,  scheint  es  mir,  daß 
eben  aus  sachlichen  Gründen  die  zweite  Auffassung  wenigstens  ebenso 
berechtigt  ist  als  die  erste. 

Vom  Standpunkte  der  Fehlertheorie  kann  man  die  Verteilung 
der  Mandate  als  grobe  Messungen  betrachten ;  die  begangenen  Fehler 
werden  dann  naturgemäß  durch  die  Differenz  der  zugeteilten  und 
der  berechneten  Zahl  der  Mandate  ausgedrückt,  und  nicht  durch  die 
von  der  Zahl    der   zugeteilten  Mandate    irgendv/ie   anders   abgeleiteten 


1)  Wenn    wir    die    gewählte    Fehlcrkombinationsmethode    durch  2  f(xj)    dar- 

i 
stellen,    wo  Xj  das  an    der    Partei  Pj    begangene     Unrecht     in     Mandaten     ausge- 
drückt,   so    sind    streng  genommen  f(x)  =   f(— x)  und  für  x  >  o  noch   J\  f(x)  >o 
und  A2f(x)^°  hinreichende  Bedingungen,  daß  2  f(xj)  im  Falle  des  Vertcilungs- 

i 

Systems  nach  der  Methode  der  stärksten  Brüche  ein  Minimum 
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Größe.  Z.  B.  laut  dem  Gesetz  soll  einer  Partei  pro  20000  Stimmen 
ein  Sitz  zugeteilt  werden;  wenn  wir  mehr  oder  weniger  zuteilen,  so 
begehen  wir  einen  Fehler,  und  zwar  in  erster  Linie  gegenüber  der 
Partei;  diese  Auffassung  erscheint  als  selbstverständlich,  dagegen  die 
Auffassung,  daß  jedem  Wähler  Vsoooo  Sitz  zukommt,  scheint  eher  eine 
Abstraktion  zu  sein.  Im  Parlament  selbst  entscheidet  eine  Differenz 
der  Zahl  der  Mandate  der  Parteien,  und  nicht  eine  andere  Funktion 
derselben;  die  Mandate  werden  dort  als  gleichwertig  betrachtet,  wie 
groß  auch  der  Quotient  —  die  Zahl  der  Mandate  einer  Partei  durch 
die  Zahl  der  auf  der  Partei  abgegebenen  Stimmen  —  sein  mag. 
Man  ist  demnach  berechtigt,  und  mir  scheint  es  auch  am  natürlichsten, 
den  in  Mandaten  ausgedrückten  Fehler,  welcher  an  den  Parteien  be- 
gangen worden  ist,  als  ausschlaggebend  für  die  Güte  des  angewandten 
Systems  zu  betrachten. 

6.  Zusammenfassend  können  wir  demnach  festsetzen,  daß  man,  um 
annehmbar  proportionelle  Gesamtresultate  zu  erhalten,  am  besten  zu- 
erst die  Mandate  unter  den  verschiedenen  Parteien,  und  dann  erst  die 
von  einer  Partei  erhaltenen  Mandate  unter  den  verschiedenen  Kreislisten 
derselben  Partei  verteilt. 

Bei  dieser  Methode  hat  das  angewandte  Verteilungsverfahren  fast 
gar  keine  Wichtigkeit.  Trotzdem  sind  wir  gezwungen  ein  Verteilungs- 
system zu  wählen.  Nach  dem,  was  wir  hier  gesehen  haben,  tun  wir  am 
besten,  wenn  wir  die  Methode  der  stärksten  Bruchteile  anwenden. 
Tatsächlich  liefert  diese  Methode  die  »besten«  Resultate:  erstens  bei 
allen  der  hier  angeführten  vier  Definitionen  der  Fehler,  wenn  man  als 
bestes  System  dasjenige  bezeichnet,  bei  welchem  die  Summe  der  ab- 
soluten Werte  der  definierten  Fehler  Minimum  ist.  Zweitens  liefert 
sie  die  »beste  n«  Resultate,  wenn  wir  die  dritte  Definition  der  Fehler 
annehmen,  fast  bei  allermöglichen  Fehlerkombinationsmethoden.  Keine 
der  anderen  Verteilungsverfahren  zeigt  so  eine  Uebereinstimmung. 

Wenn  man  aber  den  viel  ungünstigeren  Weg  einschlägt  und  zu- 
erst die  Mandate  unter  den  verschiedenen  Wahlkreisen  verteilt  und 
dann  erst  die  einem  Wahlkreise  zukommenden  Mandate  innerhalb  des 
Wahlkreises  unter  den  einzelnen  Parteien,  so  gewinnt  die  Verteilungs- 
methode eine  große  Wichtigkeit,  da  durch  ein  unrichtiges  Verfahren 
eine  Minorität  des  Landes  leicht  die  Majorität  im  Parlamente  erlangen 
kann,  was,  ob  gut  oder  schlecht,  den  größten  Einfluß  auf  das  Schicksal 
des  Landes,  auf  das  wohl  von  Millionen  haben  kann.  In  diesem  Falle 
sollte  man  unbedingt  die  Verteilungsmethode  der  stärksten  Bruchteile 
anwenden  1). 


i)  Bei  dieser  Methode,  die  man  auch  als  die  Haresche  oder  Massausche 
oder  auch  als  die  schweizerische  Methode  nennt,  verfährt  man  folgender- 
maßen: Zuerst  bestimmt  man,  wenn   die  Zahl  der  zu  wählenden  Abgeordneten  ge- 
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Der  Achtstundentag  und  die  Arbeitsleistung. 

Daß  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  günstig  auf  die  Arbeitsleistung 
einzuwirken  imstande  ist,  hat  schon  I876  L.  Brentano  in  seiner  Schrift 
»Ueber  das  Verhältnis  von  Arbeitslohn  und  Arbeitszeit  zur  Arbeits- 
leistung« dargetan,  und  seitdem  galten  in  der  Theorie  die  von  ihm 
vorgetragenen  Gründe  als  feststehend.  Auch  einzelne  Praktiker  haben 
sich  ihnen  angeschlossen  und  das  Material  über  die  Frage  durch  Er- 
fahrungen, die  sie  bei  mäßiger  Verkürzung  der  Arbeitsdauer  machten, 
bereichert.  Man  durfte  deshalb  auf  die  Ergebnisse  der  durch  den  Aus- 
gang des  Weltkrieges  herbeigeführten  Beschränkung  der  täglichen  Arbeits- 
zeit auf  je  acht  Stunden  gespannt  sein,  da  sie  ein  Experiment  von  einer 
Ausdehnung  darstellte,  wie  es  noch  nie  in  der  Welt  vorher  dagewesen 
ist.  Allerdings  wurde  das  Experiment  nicht  überall  unter  günstigen 
Verhältnissen  ausgeführt.  Es  fiel  in  eine  Zeit  stark  verminderter  Arbeits- 
lust und  geschwächten  Verantwortlichkeitsgefühls.  Um  so  dankens- 
werter ist  es,  wenn  nun  aus  verschiedenen  Ländern  Daten  über  die 
bis  jetzt  gemachten  Erfahrungen  gesammelt  und  einander  gegenüber- 
gestellt werden.  Eine  solche  Zusammenstellung  findet  sich  in  Nr.  679  a 
der  »Köln.  Ztg.«  vom  9.  Oktober  192 1.  Vergleichbare  Daten  bietet 
sie  leider  nicht,  wohl  aber  eine  Reihe  von  Tatsachen,  die  für  d>  Be- 
urteilung der  zur  Erfüllung  einer  der  bekanntesten  Arbeiterforderungen 
ergriffenen  Maßnahme  nicht  unwichtig  sind.  Wir  geben  darum  den 
Artikel  des  rheinischen  Blattes  nachstehend  im  Wortlaute  wieder. 

»In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  sind  vor 
kurzem  in  436  Betrieben  eingehende  Untersuchungen  über  die  Wir- 
kungen des  Achtstundentags  angestellt  worden.  Bei  der  überwiegen- 
den Mehrzahl  aller  Betriebe,  nämlich  bei  fast  88  v.  H.,  ist  die  Produk- 
tion zurückgegangen;  bei  8  v.  H.  der  Betriebe  blieb  sie  gleich,  bei 
4  v.  H.  erhöhte  sie  sich.  Bei  40  v.  H.  der  Betriebe,  die  einen  Pro- 
duktionsrückgang aufwiesen,  entsprach  dieser  dem  Grad  der  Arbeitszeit- 
verkürzung, bei  den  übrigen  60  v.  H.  war  die  Leistungsminderung  zum 
überwiegenden  Teile  kleiner  als  im  Verhältnis  zum  Stundenverlust. 
In  den  seltenen  Fällen,  in  denen  die  Produktion  gleichzeitig  mit  dcr 
Arbeitszeitverkürzung  stieg,  war  der  Erfolg  in  der  Regel  auf  die  Ein- 
führung neuer  Arbeitsmethoden  zurückzuführen.     In  den  Industrien,  in 


geben  ist,  den  Wahlquotienten ;  oder  wenn  der  Wahlquotient  gegeben  ist,  die 
Gesamtzahl  der  zu  wählenden  Abgeordneten.  Dann  dividiert  man  die  Zahlen  der 
auf  den  verschiedenen  Parteien  abgegebenen  Stimmen  durch  den  Wahlquotienten 
jeder  Partei  gibt  man  in  erster  Linie  so  viel  Mandate  als  das  Resultat  der  Division 
der  auf  die  Partei  abgegebenen  Stimmen  durch  den  Wahlquotientcn,  gan. 
heiten  enthält.  Von  den  noch  disponiblen  Mandaten  erhalten  in  zweiter  I.nm 
die  Parteien,  welche  bei  der  obigen  Division  die  grüßten  Reste  aufweisen,  noch  je 
ein  Mandat. 
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denen  das  Arbeitsprodukt  so  gut  wie  ausschließlich  durch  das  Tempo 
der  Maschinen  bestimmt  wird,  konnte  die  Arbeitszeitverkürzung  fast 
nirgends  ausgeglichen  werden. 

In  F  r  a  n  k  r  e  i  c  h  ist  infolge  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  die 
arbeitstägliche  Leistung  der  Bergarbeiter  von  721  Einheiten    im  Jahre 

191 2  auf  448  im  Jahre  1920  zurückgegangen.  Die  Abnahme  der  Lei- 
stungen in  den  französischen  Eisenbahnwerkstätten  wird  auf  25  bis 
30  v.  H.  beziffert. 

In  England  wird  der  Ausfall  der  Förderung  infolge  der  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  auf  rund  45  Millionen  Tonnen  jährlich  geschätzt. 
Da  auch  in  andern  Gewerben  eine  ähnliche  Verringerung  der  Lei- 
stung und  in  Verbindung  damit  überall  eine  Verteuerung  der  Pro- 
duktion festzustellen  war,  erklärte  kürzlich  der  englische  Arbeitsminister 
im  Unterhaus,  daß  der  Achtstundentag  für  England  nicht  tauge. 

In  den  Ni  ederlanden  hat  die  Verkürzung  der  wöchentlichen 
Arbeitszeit  von  50  auf  45  Stunden  eine  Verringerung  der  Produktion 
um  mindestens  15  v.  H.  zur  Folge  gehabt.  Die  Hoffnung,  daß  die 
verkürzte  Arbeitszeit  zu  einer  Erhöhung  oder  doch  wenigstens  zu  einem 
Gleichbleiben  der  Leistung  führen  würde,  ist  nicht  erfüllt  worden. 

In  Schweden  hat  die  durch  das  Achtstundentaggesetz  einge- 
führte Verkürzung  der  Arbeitszeit  zu  einer  Steigerung  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Arbeiterschaft  nicht  geführt.  Eine  Vermehrung  der  Pro- 
duktion war  nur  in  den  Betrieben  zu  verzeichnen,  in  denen  die  Zahl 
der  Belegschaft  erheblich  erhöht  wurde.  In  Verbindung  mit  dem  recht 
beträchtlichen  Rückgang  der  Erzeugung  stand  eine  allgemeine  Steige- 
rung der  Produktionskosten. 

In  Norwegen  haben  genaue  Berechnungen  über  die  Folgen  der 
Einführung  des  Achtstundentags  in  der  Seeschiffahrt  zu  dem  Ergebnis 
geführt,  daß  die  Kosten  den  Wert  der  norwegischen  Handelsflotte  vor 
dem  Kriege  um  ungefähr  15  v.  H.  übersteigen  würden. 

Bei  den  preußischen  Staatseisenbahnen   entfielen   im  Oktober 

1913  auf  einen  Kopf  Zugbegleitpersonal  33280  Kilometer,  Ende  1920 
dagegen  nur  17  143.  Dagegen  stieg  die  Kopfzahl  von  64  590  auf  85  575. 
Im  Bergbau  des  Ruhrreviers  wurden  im  Juli  1913  arbeitstäglich  376000 
Tonnen  gefördert,  im  Juli  1920  dagegen  nur  299000  Tonnen,  obwohl 
in  derselben  Zeit  die  Belegschaft  sehr  erheblich  vermehrt  wurde.  Aller- 
dings hat  hier  die  Zahl  der  produktiv  tätigen  Bergleute  (Hauer  und 
Lehrhauer)  im  Vergleich  zu  der  Zahl  der  Gesamtbelegschaft  eine 
wesentliche  Verminderung  erfahren,  und  zwar  (nach  Angaben  des  Ge- 
werkvereins christlicher  Bergarbeiter)  von  50,8  auf  42,6  v.  H.  Die 
Produktionsverteuerung  scheint  also  hier  auf  die  verhältnismäßig  zu 
starke  Zahl  der  Uebertagarbeiter  zurückzuführen  zu  sein.« 

Nach    einer  Mitteilung   aus    Thüringen    will    man    dort   beob- 
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achtet  haben,  daß  gerade  die  tüchtigsten  Fabrikarbeiter  aus  ihren 
Stellungen  austreten  um  einen  selbständigen  Kleinbetrieb  zu  beginnen, 
in  dem  sie  ihre  tägliche  Arbeitszeit  beliebig  lange  ausdehnen  und  aus- 
nützen könnten.  Ja  man  stellt  für  die  Zukunft  eine  Auflösung  der 
Großbetriebe  in  Alleinbetriebe  in  Aussicht  und  hält  es  nicht  für  un- 
möglich, daß  die  Inhaber  dieser  ihren  früheren  Arbeitgebern  Konkurrenz 
bieten  könnten.  Also  eine  Rückbildung,  wie  sie  bei  Einführung  des 
Achtstundentags  wohl  für  unmöglich  angesehen  worden  ist. 


Der  Mannheimer  Konsumverein  1866 — 1875. 

Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  deutschen  Konsumvereinsbewegung. 

Von 

Dr.    Emil   Hofmann,    Regierungsrat    im    Badischen   Statistischen 
Landesamt,  Karlsruhe. 

Im  Jahre  1866  wurde  in  Mannheim  ein  Konsumverein  gegrün- 
det, der  indessen  nur  zehn  Jahre  —  bis  1875  —  am  Leben  blieb; 
und  wie  in  andern  Städten  die  Konsumvereine  allenthalben  lebens- 
fähiger waren,  so  ist  dort  auch  die  Gründung  bisweilen  älteren  Datums. 
Als  einziges  Beispiel  vom  Ausland  möge  nur  erwähnt  sein,  daß  der 
Sozialist  Treichler  bereits  im  Jahre  1852  in  Zürich  einen  Konsum- 
verein ins  Leben  rief,  um  die  notwendigsten  Lebensbedürfnisse  ankaufen 
und  ohne  Aufschlag  an  die  Mitglieder  abgeben  zu  lassen. 

Aber  auch  in  Deutschland  war  schon  in  den  50er  Jahren  die  Ge- 
nossenschaftsidee in  die  Tat  umgesetzt  worden.  Zu  den  ältesten  deut- 
schen Konsumvereinen  gehört  der  zu  Beginn  des  Jahres  1859  gegrün- 
dete Konsumverein  in  Heidelberg.  Dr.  Pickford  verfaßte  damals 
eine  in  1000  Exemplaren  gedruckte  und  an  die  Bürgerschaft  verteilte 
Einladung,  in  welcher  er  das  Wesen,  die  Bedeutung  und  die  Grund- 
lagen der  Konsumvereine  auseinandersetzte;  hienach  machte  sich  der 
Verein  zur  Aufgabe,  die  in  den  Haushaltungen  nötigsten  Verbrauchs- 
artikel im  großen  einzukaufen,  und  den  Mitgliedern  unter  Ausschaltung 
des  Zwischenhandels  zu  möglichst  niedrigen  Preisen  zuzuführen.  Der 
Heidelberger  Gewerbeverein,  dem  Dr.  Pickford  darüber  berichtete,  wai- 
der Ansicht,  daß  vorderhand  jede  Spekulation  ausgeschlossen  sein  und 
der  Ankauf  sich  nur  auf  solche  Artikel  erstrecken  sollte,  welche  keinen 
großen  Preisschwankungen  unterworfen  seien,  wie  Kohlen,  Holz,  Kar- 
toffeln, Kaifee,  Zucker  und  Reis.  Am  28.  Januar  1859  konstituierte 
sich  der  Heidelberger  Konsumverein  endgültig,  und  Anfang  Februar 
zählte  er  bereits  über   100  Mitglieder  :  die  Leitung  Würde   in   die  Hände 

von  neun  Herren  gelegt:  Hofgerichtsdirektor  a.  D.  Christ,  Dr.  Schmitz, 

mermeistcr  I'.latz,   Ki  cnbalmkassier  Schlcuning,  Advokat  Küchlet, 
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Dr.  Walz,  Kupferdrucker  Mays,  Seifensieder  Maier  und  Schuhmacher 
Ostermaier. 

Am  4.  Februar  1859  fand  die  erste  Generalversammlung  statt,  in 
welcher  Direktor  Christ  die  Grundzüge  darlegte,  zufolge  denen  ein 
solcher  Verein  nach  seiner  Meinung  nur  existieren  könne.  Er  hob 
dabei  besonders  hervor,  daß  der  Konsumverein  auf  solche  Waren  sich 
beschränken  müsse,  die  keine  »kaufmännischen  Artikel«  seien,  weil 
diese  vom  Kaufmann  ebenso  billig  geliefert  werden  könnten,  wie  vom 
Konsumverein.  Dann  sollten  die  Waren  nicht  aufgestapelt,  mit  ihnen 
nicht  spekuliert,  sondern  immer  nur  soviel  beigeschafft  werden,  als  die 
Mitglieder  für  ihren  Bedarf  bestellt  haben.  Solidarische  Haftbarkeit 
hielt  er  für  überflüssig.  Ueber  diese  von  dem  früheren  Plane  abweichen- 
den Ansichten  entspann  sich  eine  lange  und  lebhafte  Debatte.  Von 
der  Mehrheit  wurden  indessen  diese  Anschauungen  geteilt  mit  Ausnahme 
bezüglich  der  solidarischen  Haftbarkeit,  deren  Beibehaltung  für  not- 
wendig erachtet  wurde.  Hierauf  schritt  man  zur  Besprechung  der 
Statuten,  die  mit  wenigen  Aenderungen  so  angenommen  wurden,  wie 
sie  im  Gewerbeverein  beraten  worden  waren. 

Dem  gegenüber  beschloß  indessen  der  Heidelberger  Konsumverein 
am  3.  März  1859  zu  der  ursprünglichen  Fassung  zurückzukehren,  wofür 
in  erster  Linie  Dr.  Pickford  lebhaft  in  die  Schranken  trat.  Anfang 
April  wurden  alsdann  an  die  Mitglieder  die  Satzungen  verteilt,  in  denen 
als  Zweck  angegeben  war,  Waren  im  großen  einzukaufen  und  zu  mög- 
lichst billigen  Preisen  an  die  Mitglieder  abzugeben.     - 

Zu  Beginn  des  Jahres  1865  wurde  in  Freiburg  i.  B.  ein  »Lebens- 
bedürfnisverein« gegründet  und  um  die  Mitte  des  gleichen  Jahres  ein 
solcher  in  Karlsruhe;  ebenso  wurde  in  diesem  Jahre  in  Pforz- 
heim ein  »Verbraucherverein«  errichtet. 

Und  nun  Mannheim.  Die  im  Jahre  1865  gegründete  »Gesell- 
schaft zur  Beförderung  gemeinnütziger  Zwecke«  lud  ihre  Mitglieder  zu 
einer  Versammlung  auf  Samstag  den  10.  Februar  1866  ein.  In  dieser 
hielt  Ingenieur  Wolff  einen  Vortrag  über  »Konsumverein  und  Genossen- 
schaftswesen«. Entsprechend  seinem  Antrag  wurde  der  Beschluß  ge- 
faßt, die  Genossenschaften  als  gemeinnützig  und  segenbringend  anzu- 
erkennen und  für  dieselben  zu  wirken.  Vorerst  solle  ein  Konsum- 
verein gegründet  werden;  die  Vorbereitungsarbeiten  wurden  einer 
Kommission  übertragen,  bestehend  aus  den  Herren  Wolff,  Schirges, 
Schenk,  Sauler,  Dr.  Herz,  Eichelsdörfer  und  Duffing. 

Auf  10.  März  wurde  eine  weitere  Sitzung  einberufen,  um  die  Be- 
richterstattung der  Kommission  zur  Gründung  eines  Konsumvereins 
entgegenzunehmen  und  über  die  Vorlage  des  Statutenentwurfs  zu  be- 
raten; nach  dem  Vortrag  von  Dr.  Herz  wurde  alsdann  die  Errichtung 
eines  Konsumvereins  in  Mannheim  beschlossen.     In  den  Sitzungen  am 
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17.  März,  4.  April,  11.  April,  5.  Mai  wurde  weiterhin  über  Statuten, 
Vorstand,  Beitrittserklärungen  usw.  verhandelt.  In  der  Generalver- 
sammlung am  11.  April  erläuterte  B.  Kahn  den  Zweck  des  Vereins, 
seinen  Mitgliedern  gute  und  billige  Lebensmittel  zu  verschaffen,  wobei 
er  bemerkte,  daß  nach  dem  bekannten  Satze  »Eintracht  macht  stark« 
von  dieser  Vereinigung  Gutes  zu  erwarten  sei ;  als  abschreckendes 
Beispiel  wies  er  auf  die  Zersplitterung  im  politischen  Leben  Deutsch- 
lands hin.  Ferner  wurde  mitgeteilt,  daß  der  Verein  bereits  130  Mit- 
glieder zähle.  In  den  Verwaltungsrat  wurden  gewählt  die  Herren 
Duffing,  Eichelsdörfer,  Dr.  Herz,  Hieronimus,  Kahn,  Kulimann,  Löwen- 
thal, Sauler,  Schäfer,  Schuh,  Seibach  und  Walther. 

Dieser  Verwaltungsrat  hat  alsbald  bei  Mannheimer  Bäckern,  Metz- 
gern, Spezerei-,  Viktualien-,  Kurzwaren-  und  Kohlenhändlern  Umfragen 
vorgenommen,  wobei  von  verschiedenen  Verkäufern  bezüglich  der 
Lieferungen  für  den  Verein  bedeutende  Preisermäßigungen  in  Aussicht 
gestellt  wurden. 

Die  Mitgliederzahl  stieg  Mitte  April  auf  300  und  Ende  April  auf 
400. 

Mit  einer  Anzahlung  von  nur  30  Kreuzer  auf  die  Einlage  von 
fl.  10  konnte  jedermann  Mitglied  des  Vereins  werden ;  insbesondere 
wurden  die  Arbeiter  mehrmals  zum  Eintritt  aufgefordert. 

Die  Generalversammlung  am  16.  Mai  eröffnete  der  Vorsitzende 
Kahn  mit  einem  »Rückblick  auf  die  trüben,  politischen  Zeiten«.  Er 
erwähnte  ferner  die  durch  manche  Geschäftsleute  dem  Konsumverein 
in  den  Weg  gelegten  Hindernisse,  die  aber  schließlich  die  Erreichung 
des  gestellten  Zieles  nicht  aufhalten  würden.  Die  Genossenschaften 
könnten  das  vollbringen,  was  dem  einzelnen  nicht  möglich  sei.  Ver- 
träge seien  inzwischen  abgeschlossen  worden  mit  4  Spezereihändlern, 
2  Bäckern,  2  Metzgern,  1  Kohlenhändler  und  1  Kurzwarenhändler. 
Die  Marken  seien  zu  haben  bei  den  Herren  Duffing,  Haak  und  Schäfer, 
bei  ersterem  auch  die  »Einlagebüchlein«. 

Nachdem  nun  mit  verschiedenen  Händlern  Lieferungsverträge  ab- 
geschlossen und  die  Geldmarken  von  Nürnberg  angekommen  waren, 
begann  am  20.  Mai  1866  die  praktische  Wirksamkeit. 

Die  Zahl  der  Lieferanten  und  Mitglieder  stieg  weiterhin;  am  S.Juni 
gab  der  Verwaltungsrat  den  Mitgliedern  bekannt,  daß  eine  Metz- 
gerei hinzugekommen  sei,  die  drei  Sorten  Fleisch  zu  12,  14  und  15 
Kreuzer  vertragsmäßig  abgebe.  Die  Kontrolle  über  sämtliche  Liefe- 
rungen wurde  drei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrats  übertragen  ;  Herr 
Duffing  hatte  die  Bureauarbeiten  Übernommen. 

Doch  machten  sich  alsbald  hemmende  Tendenzen  geltend.  Ein 
Teil  der  Mannheimer  Geschäftsleute  stand  von  Anfang  an  dieser  Organi- 
sation feindselig  gegenüber;  auf  20.  August  1866  hatten  bereits  wieder 


498 


Miszellen. 


3  Spezereihändler  ihre  Verträge  gekündigt.  Hierauf  beschloß  der 
Verein  in  seiner  Generalversammlung  vom  18.  August  zu  dem  System 
der  eigenen  Läden  überzugehen. 

In  D  2,  i  wurde  ein  Laden  gemietet,  der  am  28.  August  eröffnet 
wurde;  auch  Nichtmitglieder  konnten  dort  Ware  beziehen.  Das  erste 
Vierteljahr  brachte  —  trotz  der  Ungunst  der  Zeitverhältnisse  —  einen 
Umsatz  von  fl.  3000.17  kr.,  wobei  ein  Reingewinn  von  fl.  162  verblieb. 

Im  September  wurde  frische,  fettreiche  Butter  in  Ballen  zu  25  kr. 
—  72  Pfg.  —  per  Pfund  verkauft;  ferner  wurden  Ruhrkohlen  der  Zent- 
ner zu  28  kr.  —  81  Pfg.  —  frei  vors  Haus  geliefert.  Weiter  wurden 
angeboten :  Schwarzwälder  Kirschwasser,  Kerzen,  Schwing-  und  Kunst- 
mehl, Hülsenfrüchte,  Nudeln,  Maccaroni,  Zigarren,  Tabake,  Punsch- 
essenzen usw. 

Im  Monat  November  1866  betrug  der  Umsatz  fl.  141 7.  Im  Dezem- 
ber erhöhte  sich  derselbe  auf  fl.  1724.  Für  die  Zeit  vom  19.  August 
bis  Dezember  einschließlich  belief  sich  der  Umsatz  auf  fl.  6392.59  kr., 
wobei  ein  Reingewinn  von  fl.  297.7  kr.  erzielt  wurde. 

Von  dem  Umsatz  entfielen  auf  die  5  Metzger  fl.  1567.58  kr.,  auf 
die  3  Bäcker  fl.  876.37  kr.,  auf  den  Kurzwarenhändler  fl.  506.26  kr.,  auf 
den  Manufakturwarenhändler  fl.  42  und  auf  den  Spezereiwarenhändler 
fl.  30.51  kr. 

Bezüglich  der  Zahl  der  Mitglieder  war  indessen  ein  empfindlicher 
Rückschlag  eingetreten;  in  der  Generalversammlung  am  20.  Januar  1867 
wurde  mitgeteilt,  daß  die  Zahl  der  Mitglieder  am  31.  Dezember  1866 
133  betragen  hätte,  während  der  Verein  im  April  1866  300  Mitglieder 
hatte.  Wie  in  dieser  Versammlung  weiter  bekannt  gegeben  wurde, 
konnte  an  die  Mitglieder  für  die  vergangenen  Monate  4V2  v.  H.  Divi- 
dende —  vom  Umsätze  —  verteilt  werden;  10  v.  H.  des  Gewinns 
wurden  dem  Reservekonto  gutgeschrieben,  und  5  v.  H.  für  Arbeiter- 
bildungszwecke bereitgestellt.  Die  Warenanschaffungen  für  das  Laden- 
geschäft beliefen  sich  auf  fl.  4725.40  kr. 

Ferner  hatte  in  der  Versammlung  Herr  Duffmg,  der  übrigens  auch 
Mitglied  des  am  23.  April  1861  gegründeten  Arbeiterfortbildungsvereins 
war,  auf  die  mancherlei  Schwierigkeiten  hingewiesen,  welche  sich  dem 
Verein  entgegenstellten ;  trotzdem  sei  indessen  der  Verein  vorwärts 
gekommen. 

Das  Jahr  1867  brachte  dann  einen  gewaltigen  Aufschwung;  zunächst 
hinsichtlich  der  Mitgliederzahl,  die  am  1.  Juli  174  betrug.  Dann  vor 
allem  bezüglich  des  Umsatzes;  dies  zeigen  folgende  Zahlen:  Februar 
fl.  1378.29  kl-.,  März  fl.  1637.57  kr.,  April  fl.  1793.10  kr.,  Mai  fl.  2059.36  kr. 
(Ladenverkauf  fl.  1070.43  kr.,  Markenumsatz  bei  den  Lieferanten 
fl.  988.53  kr.),  Juni  fl.  2267.3  kr»  Juli  fl-  2841.10  kr.  (fl.'  1474.54  kr- 
undfl.  1366.16  kr.),  August  fl.  2918.53  kr.  (fl.  1684.12  kr.  und  fl.  1234.41^.), 
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September  fl.  3059.8  kr.  (fl.  1321.21  kr.  und  fl.  1237.47  kr.),  Oktober 
fl.  377543  kr.  (fl.  2342.44  kr.  und  fl.  1432.59  kr.),  November  fl.  3520.24  kr. 
(fl.  2244.41  kr.  und  fl.  1275.43  kr.). 

Bis  Anfang  Oktober  wurden  378  Anteilscheine  zu  fl.  5  begeben, 
die  ein  Betriebskapital  von  fl.  1890  darstellten. 

Ferner  wurden  verschiedene  Waren  neu  aufgenommen ;  Ende  Januar 
wurde  Petroleum  der  Schoppen  zu  6  kr.  —  17  Pfg.  —  angeboten ; 
im  April  türkische  Zwetschgen,  Schokoladen,  grüner  und  schwarzer 
Tee,  Spirituosen ;  im  Mai  Limburger,  Emmentaler  Käse  und  Zigarren ; 
im  Juni  wurden  Schreibmaterialien  und  Limonaden  neu  beigelegt;  im 
November  wurde  die  Flasche  Markgräfler  zu  12,  16  und  24  Kreuzer 
abgegeben,  und  schließlich  konnten  im  Dezember  1867  außerdem  im 
Konsumvereinsladen  gekauft  werden:  Zucker,  Gewürze,  Mandeln,  Rosinen, 
Korinthen,  Haselnüsse,  Citronen,  Citronat,  Orangeat,  Kakao,  Weißwein 
zu  12,  16,  20,  24,  39  und  42  Kreuzer  die  Flasche,  Rotwein  zu  30  kr. 
—  86  Pfg.  —  die  Flasche,  Bordeaux  zu  36  kr.  —  1.03  M.  —  die 
Flasche,  deutscher  Champagner  zu  fl.  1.45  kr.  —  3.60  M.  —  und  fran- 
zösischer Champagner  zu  fl.  2.42  kr.  —  4.62  M.  —  die  Flasche. 

Der  größere  Umsatz  brachte  auch  einen  größeren  Gewinn,  so  daß 
an  die  Mitglieder  5°/o  Dividende  verteilt  werden  konnten. 

Am  Ostermontag  fand  in  Stuttgart  eine  Versammlung  von  Ver- 
tretern süddeutscher  Konsumvereine  statt,  um  über  verschiedene 
Fragen,  wie  gemeinsame  Bezugsquellen,  Erfahrungen  im  Vereinswesen 
usw.  zu  beraten;  von  Mannheim  nahm  Herr  Duffing  an  den  Bespre- 
chungen teil. 

Der  rege  Zuspruch  zu  dem  eigenen  Laden  —  im  März  1867  von 
D  2,1  nach  F  3,12  verlegt  —  hat  den  Verwaltungsrat  des  Konsum- 
vereins Ende  1867  veranlaßt,  die  nötigen  Schritte  zur  Errichtung  einer 
zweiten  Verkaufsstelle  zu  unternehmen.  Die  Eröffnung  dieser  erfolgte 
alsdann  am  25.  April  1868  in  P  3,12  —  Anfang  Juli  1872  wurde  nach 
O  3,8  umgezogen. 

Im  übrigen  brachte  das  Jahr  1868  einen  weiteren  Aufschwung. 
So  erhöhte  sich  der  Gesamtumsatz  von  fl.  4021.28  kr.  im  Januar  auf 
fl.  4173.25  kr.  im  März,  auf  fl.  4635.8  kr.  im  Mai  und  auf  fl.  6173.24  kl-. 
im  Dezember;  das  bedeutet  eine  Steigerung  in  diesem  Jahre  um  mehr 
als  50°/o.  Im  März  entfielen  von  dem  Umsatz  fl.  2397.22  kr.  auf  den 
eigenen  Laden  und  fl.  1776.3  kr.  auf  den  Markenumsatz  bei  den 
Vercinslieferanten ;  für  den  Monat  Mai  lauten  die  entsprechenden 
Zahlen  fl.  2614.55  kr-  Dzw<   &•  -020.13  kr. 

Mit  Genugtuung  konnte  ferner  in  dir  halbjährlichen  Generalversamm- 
lung am  25.  Juli  der  Vorsitzende  des  Vcrwaltungsratcs,  Ch.  H.  Duffing, 
mitteilen,  daß  die  Mitglicdcrzahl  am  1.  Juli  1868  287  betragen  habe. 
Außerdem  wurde  in  dieser  Versammlung  verkündet,  daß  sich  der  Ge- 
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samtumsatz  im  Jahre  1866/67  auf  A-  i8888.2i  kr.  und  im  Jahr  1867/68 
auf  fl.  45954.3  kr.  belaufen  habe;  der  letztere  verteile  sich  folgender- 
maßen:fl.  27  303.16  kr.  auf  die  zwei  eigenen  Spezereiläden,  fl.  7464-53^. 
auf  die  Metzger,  fl.  7288.43  kr.  auf  die  Bäcker,  fl.  2467.40  kr.  auf 
die  Kurzwarenhändler,  fl.  871.17  kr.  auf  die  Holz-  und  Kohlenhändler, 
fl.  154  auf  die  Manufakturisten  usw. 

Zu  den  Lieferanten  des  Vereins  gehörten  damals  7  Bäcker,  5  Metz- 
ger, 2  Holz-  und  Kohlenhändler  und  1  Glas-  und  Porzellanhändler. 
Im  Laufe  des  Jahres  kamen  noch  weitere  Lieferanten,  insbesondere 
auch  ein  Schuhhändler  hinzu;  anderseits  wurden  auch  verschiedene 
Verträge  gekündigt. 

Doch  scheinen  diese  Vereinslieferanten  die  Verträge  allenthalben 
nicht  eingehalten  zu  haben;  wenigstens  wurden  die  Mitglieder  des 
Vereins  mehrmals  ersucht,  vertragswidrige  Handlungen,  wie  insbeson- 
dere das  Fordern  höherer  Preise,  sofort  auf  dem  Verwaltungsbüro  G  7, 
32  zur  Anzeige  zu  bringen. 

An  die  Mitglieder  wurden  für  das  2.  Halbjahr  1867  6  v.  H.  des 
Umsatzes,  für  das  1.  Halbjahr  1868  5V2  v.  H.  und  für  das  2.  Halbjahr 
6  v.  H.  zurückbezahlt. 

Ueberhaupt  brachte  das  2.  Halbjahr  1868  weitere  erfreuliche 
Ergebnisse.  Die  Mitgliederzahl  stieg  von  287  am  1.  Juli  auf  357  am 
31.  Dezember.  Für  diese  sechs  Monate  belief  sich  der  Geschäftsverkehr 
auf  fl.  13  253.27  kr.  bei  den  Lieferanten,  auf  fl.  18569.27  kr.  in  den 
beiden eigenenLäden,  zusammen  auf  fl.  31  782.54  kr.,  wovon  fl.  4713.36  kr. 
auf  Nichtmitglieder  entfielen.  Von  dem  Nettogewinn  —  nach  Ab- 
zug der  allgemeinen  Unkosten,  Zinsen  und  Amortisation  —  von  fl.  191 5 
wurden  10  v.  H.  dem  Reservefond  überwiesen,  5  v.  H.  zu  Arbeiterbildungs- 
zwecken verwendet  und  die  übrigen  85  v.  H.  als  Dividende  —  mit  6  °/o 
vom  Umsatz  —  an  die  Mitglieder  zurückgezahlt. 

Zu  dem  zweiten  Verbandstag  deutscher  Konsumvereine,  der  am 
13.  April  1868  in  Augsburg  stattfand,  war  Herr  Duffing  als  Vertreter 
des  Mannheimer  Vereins  entsandt  worden.  Dort  wurde  u.  a.  die  Frage 
des  gemeinschaftlichen  Warenbezugs  besprochen,  und  alsdann  be- 
schlossen, daß  sich  die  einzelnen  Vereine  ohne  Rücksicht  auf  die 
staatlichen  Grenzen  je  um  einen  größeren  Handelsplatz  als  Unterver- 
bände gruppieren  sollten.  Als  solche  Plätze  wurden  bezüglich  Süd- 
deutschland Mannheim,  Heilbronn,  Stuttgart,  Basel  usw.  bezeichnet. 
Für  Mannheim  wurde  die  Gründung  einer  Zentralstelle  in  Aus- 
sicht genommen ;  Herr  Duffing  erhielt  den  Auftrag,  ein  diesbezügliches 
Statut  auszuarbeiten. 

Im  Jahre  1869  waren  drei  Ereignisse  von  besonderer  Bedeutung :  die 
Erwerbung  eines  eigenen  Hauses,  die  Tagung  der  süddeutschen  Kon- 
sumvereine in  Mannheim,  und  die  Errichtung  einer  Einkaufsgenossen- 
schaft in  Mannheim. 
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Da  das  Gebäude  F  3,  12,  in  dem  sich  der  Laden  Nr.  1  befand, 
infolge  Verkaufs  seitens  des  Eigentümers  in  andere  Hände  überzugehen 
drohte,  wurde  auf  1.  März  eine  außerordentliche  Generalversammlung 
einberufen.  Die  Versammlung  gab  alsdann  zu  dem  Ankauf  dieses 
Hauses  um  fl.  12000  ihre  Zustimmung. 

Zu  dem  III.  süddeutschen  Verbandstag  am  16.  und  17.  Mai  in  Mann- 
heim hatten  sich  37  Vertreteter  eingefunden,  und  zwar  waren  folgende 
Vereine  vertreten :  Freiburg,  Karlsruhe,  Lörrach,  Pforzheim,  Immenstadt, 
Kempten,  München,  Regensburg,  Darmstadt,  Bietigheim,  Ehningen, 
Eßlingen,  Schwäbisch  Hall,  Göppingen,  Cannstatt,  Schramberg,  Stutt- 
gart, Ulm  und  Mannheim. 

Die  Tagesordnung  war  folgende:  1.  Einrichtung  eines  gemein- 
schaftlichen Warenbezugs;  2.  Genossenschaftsgesetz;  3.  Kalenderjahr 
als  Geschäftsjahr ;  4.  Gewinnung  des  Arbeiterstandes  für  die  Lebens- 
bedürfnisvereine ;  5.  Besoldung  und  Kontrolle  der  Vereinsbeamten ; 
6.  Geschäftsordnung  und  Buchführung. 

Zunächst  berichtete  der  Vorsitzende,  Herr  Dr.  Pfeiffer,  Vorstand 
des  Stuttgarter  Konsumvereins  über  das  abgelaufene  Geschäftsjahr,  in 
dem  der  nunmehr  63  Vereine  umfassende  Verband  erheblich  an  Be- 
deutung und  Umfang  zugenommen  habe;  im  vorletzten  Jahre  habe  der 
Umsatz  fl.  800000  betragen,  im  vergangenen  Jahre  aber  l*/a  Millionen. 
Alsdann  wurde  Stuttgart  mit  überwiegender  Majorität  wiederum  zum 
Vorort  gewählt. 

Ueber  die  Genossenschaftsgesetzgebung  referierte  Dr.  Herz-Mann- 
heim. Die  von  ihm  vorgeschlagene  Resolution  wurde  mit  allen  gegen 
eine  Stimme  angenommen:  »In  denjenigen  Staaten,  "welche  ein  Genossen- 
schaftsgesetz noch  nicht  besitzen,  haben  die  Konsumvereine  mit  allen 
Kräften  für  das  baldige  Zustandekommen  eines  solchen  tätig  zu  sein. 
Als  Genossenschaftsgesetz  für  diese  Staaten  ist  das  des  norddeutschen 
Bundes  zu  adoptieren,  jedoch  mit  Weglassung  der  polizeilichen  Be- 
stimmungen der  §§27  und  35,  und  mit  der  Abänderung,  daß  den  Ge- 
nossenschaften freigestellt  wird,  die  solidarische  oder  beschränkte  Haft- 
barkeit ihrer  Mitglieder  in  ihren  Statuten  festzusetzen.  Für  die  Ge- 
nossenschaften mit  beschränkter  Haftbarkeit  sind  die  erforderlichen 
besonderen  Bestimmungen  in  das  Gesetz  aufzunehmen.« 

Den  Zwang  der  solidarischen  Haftbarkeit  hielt  der  Referent  nicht 
für  gerechtfertigt,  weil  auch  bei  beschränkter  Haftbarkeit  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  eine  vollständige  Sicherung  der  Gläubiger 
möglich  sei. 

Der  Vorstand  des  Mannheimer  Vereins,  Duffihg,  berichtete  über 
*  Gemeinschaftlichen  Warenbezug«.  In  einem  Rückblick  auf  die  Be- 
strebungen einzelner  Vereine,   die    seit   dem  letzten   Verband 

mit  dieser  Frage  beschäftigten,  unterzog  er  die  verschiedenen  Vor- 
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schlage  einer  eingehenden  Kritik.  Als  die  Frage  erstmals  auf  der 
Tagesordnung  des  Verbandstages  gestanden,  habe  man  in  Kreisen, 
welchen  man  ein  größeres  Verständnis  für  die  genossenschaftlichen 
Bestrebungen  hätte  zutrauen  sollen,  ein  mitleidiges  Lächeln  dafür  ge- 
habt. Das  sei  jetzt  anders  geworden.  Er  kam  zu  dem  Ergebnis,  daß 
nur  durch  Gründung  einer  Zentralstelle  bzw.  einer  Einkaufsgenossen- 
schaft die  Vorteile  erreicht  werden  könnten,  welche  in  einem  gemein- 
schaftlichen Warenbezüge  gesucht  werden  würden ;  alles  andere  seien 
Halbheiten,  die  im  volkswirtschaftlichen  Leben  ebensowenig  taugten 
wie  im  politischen.  Für  die  süddeutschen  Vereine  wäre  dieses  Problem 
allerdings  schwieriger,  als  für  die  norddeutschen,  deren  privatrechtliche 
Stellung  durch  ein  Genossenschaftsgesetz  geregelt  sei.  Der  Referent 
verlas  alsdann  einen  diesbezüglichen  Statutenentwurf,  welcher  die  Bil- 
dung einer  solchen  Zentralstelle  in  Mannheim  vorsah.  Zum  Schlüsse 
wurde  folgende  Resolution  angenommen:  »Der  III.  Verbandstag  er- 
kennt die  Nützlichkeit  einer  Verbindung  aller  Vereine  zum  Zweck 
eines  gemeinschaftlichen  Waren einkaufs  an ;  er  hält  die  Gründung  einer 
Zentralstelle  in  Mannheim  für  ausführbar  und  beauftragt  demgemäß 
eine  Kommission,  bestehend  aus  fünf  Vereinen,  mit  dem  Entwurf  der 
Statuten  und  den  weiteren  zum  Inslebentreten  der  Zentralstelle  erforder- 
lichen Schritten.  Dieser  Kommission  haben  die  Vereine  innerhalb 
sechs  Wochen  etwaige  Vorschläge  zu  machen«. 

In  diese  Kommission  wurden  die  Vereine  von  Mannheim,  Stutt- 
gart, Eßlingen,  München  und  Karlsruhe  gewählt  und  diesen  das  Recht 
der  Kooptation  zuerkannt. 

Herr  A.  Leitz-Mannheim  bemerkte  zu  dem  Thema  »Das  Kalender- 
jahr als  Geschäftsjahr«,  die  Verschiedenheit  des  für  die  Jahresabschlüsse 
gewählten  Termins  —  i.  Januar,  i.  Juli  —  sei  nicht  zu  empfehlen. 
Sein  Antrag,  den  Konsumvereinen  als  Geschäftsjahr  das  Kalenderjahr 
zu  empfehlen,  wurde  angenommen. 

Ueber  den  weiteren  Gegenstand  der  Tagesordnung  »Gewinnung 
des  Arbeiterstandes  für  die  Konsumvereine«  sollte  Herr  Thorade  aus 
Oldenburg  einen  Vortrag  halten.  Da  aber  der  Referent  verhindert 
war,  dem  Verbandstag  beizuwohnen,  hatte  an  dessen  Stelle  Herr 
Aschbach  aus  Freiburg  es  übernommen,  die  Verhandlungen  hierüber 
einzuleiten.  Die  Schwierigkeit  liege  vorzugsweise  darin,  daß  die  Ar- 
beiter sich  nicht  leicht  des  Kaufs  auf  Kredit  entwöhnen  könnten,  und 
deshalb  den  Konsumvereinen  nicht  beitreten  wollten,  bei  welchen 
Barzahlung  verlangt  werden  müsse.  Wegen  vorgerückter  Zeit  konnte 
eine  erschöpfende  Erörterung  dieser  Frage  indessen  nicht  stattfinden, 
wie  auch  aus  demselben  Grunde  die  übrigen  Gegenstände  der  Tages- 
ordnung nicht  erledigt  wurden. 

Im  September  1869  wurde  alsdann  in  Mannheim  eine  Einkaufs- 
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genossenschaft  gegründet,  die  bis  Ende  November  bereits  einen 
Umsatz  von  fl.  40  000  aufzuweisen  hatte.  Diese  Genossenschaft  hat 
jedoch,  wie  wir  gleich  vorwegnehmen  wollen,  den  Mannheimer  Kon- 
sumverein nicht  lange  überlebt. 

Der  Gesamtumsatz  des  Mannheimer  Konsumvereins  stieg  im  Jahre 
I869  wieder  um  ein  Beträchtliches;  während  derselbe  im  Dezember 
1868  fl.  6173.24  kr.  betrug,  stellte  er  sich  im  Dezember  1869  auf 
fl.  8285.18  kr.,  für  das  ganze  Jahr  belief  er  sich  auf  fl.  79528.16  kr. 

An  die  Mitglieder  wurden  vom  Reingewinn  sowohl  im  1.  wie  im 
2.  Halbjahr  je  6V2  v.  H.  des  jeweiligen  Umsatzes  zurückvergütet. 

Während  der  einzelnen  Monate  waren  die  Umsätze  folgende:  Fe- 
bruar fl.  5159.22  kr.  (fl.  3131.54  kr.  in  den  eigenen  Läden,  fl.  2027. 28kr. 
bei  den  Lieferanten),  Märzfl.  6759.55  kr.  (fl.  3521.5  kr.  und  fl.  3238.50  kr.), 
April  fl.  6259.3  kr.  (fl.  3037.29  kr.  und  fl.  3221.34  kr.),  Juni  fl.  6202.57  kr. 
(fl.  3229.7  kr.  und  fl.  2973.50  kr.),  September  fl.  5551.41  kr.,  Oktober 
fl.  6797.51kl-.  (fl.  3491.21  kr.  und  fl.  3306.30  kr.),  Novembern1.  7057.27  kr. 
usw. 

Die  Mitgliederzahl,  welche  am  31.  Dezember  1868  357  betragen 
hatte,  erhöhte  sich  bis  zum  1.  Juli  1869  auf  413,  und  bis  Ende  des 
Jahres  I869  auf  439. 

Ferner  hat  sich  der  Verein  baldigst  darum  bemüht,  seinen  Mit- 
gliedern Kohlen  zu  einem  annehmbaren  Preise  zu  verschaffen.  So 
wurden  im  August  1869  die  Mitglieder  davon  benachrichtigt,  daß 
wieder  eine  Schiffsladung  bester  Ruhrkohlen  (Hausbrand)  eintreffe; 
der  Zentner  koste  frei  vors  Haus  22  Kreuzer  —  das  sind  umgerechnet 
64  Pfennig. 

Weiter  machte  der  Vereinslieferant  Wetzel  im  gleichen  Monat 
bekannt,  daß  er  den  Zentner  Buchenholz  gesägt  und  gehackt  um  48  kr. 
und  Tannenholz  gesägt  und  gehackt  zu  54  kr.  abgeben  würde. 

Eine  außerordentliche  Generalversammlung  beschloß  am  29.  Novem- 
ber den  §  15  der  Statuten  dahin  abzuändern,  daß  in  Zukunft  statt  5% 
des  Reingewinns  nur  noch  2°/o  zu  Arbeiterbildungszwecken  verwendet 
werden  dürfen,  und  statt  der  bisherigen  io°/o  nunmehr  i3°/o  dem 
Reservefond  zu  überweisen;  hiedurch  sollte  eine  raschere  Heimzahlum; 
der  Hausschuld  ermöglicht  werden. 

Schließlich  ist  Ende  des  Jahres  1869  an  die  badische  2.  Kammer 
folgende  Petition  abgegangen:  »Bitte  der  badischen  Konsumvereine, 
das  Gesetz  die  privatrechtliche  Stellung  der  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
^enossenschaften  betreffend :  Die  unterzeichneten  Konsumvereine 
Badens  hatten  unterm  21.  Juni  d.  J.  an  das  Großherzogliche  St 
ministerium  die  lütte  gerichtet:  Hochdassclbe  wolle  dem  Landtage  ein 
Genoosenschaftsgesetz  vorlegen,  welche*  /war  im  allgemeinen  mit  dem 
für    den    norddeutschen    Band    erlassenen    übereinstimmt,    sich    jedoch 
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darin  von  dem  letzteren  unterscheidet,  daß  es  weder  die  polizeilichen 
Bestimmungen  der  §§27  und  35  enthält,  noch  die  obligatorische  Soli- 
darhaft  der  Genossenschafter  für  die  Schulden  der  Genossenschaft 
statuiert.  Da  diese  Petition  seitens  der  Großherzogl.  Staatsregierung 
eine  entsprechende  Berücksichtigung  nicht  gefunden  hat,  so  sehen  wir 
uns  nunmehr  genötigt,  uns  an  eine  hohe  Kammer  mit  dem  ergebend- 
sten  Gesuche  zu  wenden:  Dieselbe  möge  den  ihr  vorgelegten  Gesetz- 
entwurf, die  privatrechtliche  Stellung  der  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften betr.,  in  der  Weise  abändern,  daß  1.  der  §  35  des- 
selben gestrichen,  2.  den  Genossenschaften  freigestellt  wird,  die  soli- 
darische oder  beschränkte  Haftbarkeit  der  Mitglieder  in  ihren  Statuten 
festzusetzen,  für  die  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftbarkeit  aber 
die  erforderlichen  besonderen  Bestimmungen  in  das  Gesetz  aufgenom- 
men werden.  Paragraph  35  des  Entwurfs  faßt  den  Fall  ins  Auge,  daß 
eine  Genossenschaft  auf  Grund  des  §  4  des  Gesetzes  über  Vereins- 
und Versammlungsrecht  vom  Großherzoglichen  Ministerium  des  Innern 
verboten  wird.  Dieser  Fall  darf  und  kann  aber  unseres  Erachtens  gar 
nicht  als  möglich  vorausgesetzt  werden,  da  die  privatrechtliche  Existenz 
der  Genossenschaft  einer  lediglich  dem  Gebiete  des  Privatrechts  an- 
gehörigen  Gesellschaftsform  niemals  durch  eine  Maßregel  der  Ver- 
waltungsbehörde vernichtet  werden  kann.  Die  entgegenstehende  An- 
sicht der  Motive  der  Großherzoglichen  Staatsregierung  (s.  auch  Puchelt, 
ergänzendes  Gesetz  zu  §  4  des  Gesetzes  über  Vereins-  und  Versamm- 
lungsrecht a.  E.),  welche  zwischen  denjenigen  Vereinigungen  (Gesell- 
schaften), die  ausschließlich  die  vermögensrechtlichen  Interessen  der 
einzelnen  Mitglieder  fördern  wollen,  und  denjenigen  Vereinen,  welche 
nicht  oder  nicht  lediglich  die  privatrechtlichen  Beziehungen  der  Einzel- 
glieder umfassen,  nicht  unterscheidet,  und  nicht  allein  die  letzteren, 
sondern  auch  die  ersteren  dem  Vereinsgesetze  unterstellen  will,  dürfte 
sich  kaum  aus  Wesen  und  Zweck  dieses  letzteren  Gesetzes  rechtfertigen 
lassen.  Was  die  vorgeschlagene  Abänderung  hinsichtlich  der  Haftbar- 
keit der  Genossenschafter  angeht,  so  erlauben  wir  uns  hier  lediglich 
auf  unsere  in  einem  Abdruck  abgeschlossene  Petition  an  Großherzogl. 
Staatsministerium  Bezug  zu  nehmen.  Wir  glauben  den  dort  nieder- 
gelegten Anschauungen,  welche  von  dem  Referenten  des  deutschen 
Juristentags  in  der  Genossenschaftsgesetzgebungsfrage  im  wesentlichen 
geteilt  wurden  (vgl.  Zeitschrift  für  badische  Verwaltung  und  Verwal- 
tungspflege 1869  Nr.  21)  und  die  Billigung  des  Juristentages  selbst 
insofern  gefunden  haben,  als  dieser,  unter  Jacques  aus  Wien,  die 
Bildung  von  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftbarkeit  für  prinzi- 
piell zulässig  erklärte,  auch  gegenüber  den  Ausführungen  der  Motive 
ein  weiteres  nicht  hinzufügen  zu  sollen«. 

Im  Jahre  1870   ging  es  weiter  vorwärts.     Der  Gesamtumsatz  stieg 
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auf  fl.  92  398.54  kr.  Ebenso  nahm  die  Zahl  der  Mitglieder  zu ;  sie  be- 
trug am  1.  März  463,  am  1.  Juli  474  und  am  31.  Dezember  470.  Als 
Dividende  wurden  wie  im  Vorjahre  an  die  Mitglieder  6V2  v.  H.  aus- 
bezahlt. In  den  einzelnen  Monaten  wurden  folgende  Summen  um- 
gesetzt: Januar  fl.  6453.26  kr.,  Februar  fl.  6609.34  kr.  (fl.  3410.16  kr. 
und  fl.  3199. 18  kr.),  März  fl.  7648.42  kr.  (fl.  3879.43  kr.  und  fl.  3768.59  kr.), 
April  fl.  7799.26  kr.  (fl.  3680.25  kr.  und  fl.  4119.1  kr.),  Mai  fl.  7581.51  kr. 
(fl.  3628.52  kr.  und  3928.25  kr.),  Juni  fl.  8104.56  kr.,  Juli  fl.  8885.40  kr. 
(fl.  5957.15  kr.  und  fl.  2928.25  kr.),  November  fl.  6803.30  kr.  (fl.  3682.24  kr. 
und  fl.  3121.6  kr.),  Dezember  fl.  8028.34  kr.  (fl.  5008.2  kr.  und 
fl.  3074.32  kr.). 

Bemerkenswert  ist,  daß  der  Juliumsatz  die  Höhe  von  fl.  8885.40  kr. 
erreichte;  dies  war  in  erster  Linie  auf  die  allgemeine  »Verproviantie- 
rung« infolge  des  Kriegsausbruchs  zuzückzuführen ;  von  den  fl.  8885.40  kr. 
wurden  fl.  5957.15  kr.  in  den  beiden  eigenen  Läden  umgesetzt, 
während  fl.  2928.25  kr.  auf  den  Verkehr  mit  den  Lieferanten  entfallen. 

In  der  Generalversammlung  am  15.  August  wurde  beschlossen, 
von  dem  im  ersten  Halbjahr  erzielten  Reingewinn  fl.  8*-i9  kr.  den  Hinter- 
bliebenen der  auf  dem  Schlachtfelde  gefallenen  deutschen  Krieger  zur 
Verfügung  zu  stellen. 

Für  die  Weihnachtsfeiertage  dieses  Kriegsjahres  bot  die  Verwal- 
tung des  Vereins  folgende  Waren  an :  Feine  ungarische  Mehle,  rein 
gemahlene  Gewürze,  gemahlene  Melis,  neue  Mandeln,  Rosinen,  Corin- 
then,  frische  Messinen,  Citronen,  Citronat,  Orangeat,  verschiedene 
Sorten  Schokoladen,  feinste  Havanna,  Honig,  frische  Maronen,  Hasel- 
nüsse, türkische  Pflaumen,  acht  neap.  Maccaroni,  nebst  allen  Sorten 
Nudeln  und  Suppenteige,  ferner  Markgräfler  Weine,  weiße  und  rote, 
die  Flasche  zu  12,  16,  20,  24  und  30  Kreuzer,  alten  Malaga,  abgelager- 
tes Kirschenwasser,  feinsten  Arrac  und  Rum,  verschiedene  Sorten 
Punschessenzen  und  Liköre  aller  Art. 

Das  Jahr  1871  brachte  eine  Stockung.  Der  Gesamtumsatz  erhöhte 
sich  nur  wenig,  von  fl.  92  398.54  kr.  auf  fl.  93  192.16  kr. 

Die  Umsätze  in  den  einzelnen  Monaten  waren  folgende:  Januar 
fl.  7142.11  kr.,  Februar  fl.  6827.9  kr.  (hiervon  fl.  3336.15  kr.  bei  den 
Vereinslieferanten),  März  fl.  7780.14  kr.  (hievon  fl.  3839.32  kr.  bei  den 
Vereinslieferanten),  September  fl.  6148.24  kr.  (bzw.  fl.  37348  kr.),  Okto- 
ber fl.  7221.12  kr.  (bzw.  fl.  3506.58  kr.),  November  fl.  75S3-52  kr-  (l)/w- 
fl.  3281.8  kr.)  und  Dezember  fl.  8262.15  kr.  (bzw.  fl.  3722.10  kr.). 

Die  Zahl  der  Vereinsmitglicder  anderseits  nahm  ab;  sie  betrug 
am  1.  Juli  451,  am  31.  Dezember  457.  Weiter  mußte  die  Dividende 
von  ö'/a  auf  6  v.  H.  herabgesetzt  werden. 

Die  für  den  31.  Dezember  1871  aufgestellte  Bilanz  hat  folgende! 
Aussehen: 
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Konsumverein  Mannheim 

eingetragene  Genossenschaft 

Bilanz 

abgeschlossen  pro  31.  Dezember  1871. 

Aktiva. 

Kassa-Konto  (Barbestand) fl.   1861-21.  kr. 

Waren-Konto  (Warenvorräte) »    9609.36    > 

Wein-Konto  (vorrätiger  Wein) »      281.20    > 

Utensilien-Konto »    1392.49    » 

Einkaufs-Genossenschaft  (Einlage) »    3000. —    > 

Aktien-Konto >     1400. —    » 

Diverse  Debitoren >      453.16    > 

Gewinn-  und  Verlust-Konto  (neue  Rechnung) >         14.21* 

fl.  18012.43  kr. 
Passiva. 

Konto  für  Geschäftseinlagen rl.  6344.23  kr. 

»         »     Spareinlagen »  3876.48    » 

Reservefonds-Konto »  2456.45    » 

Konto  für  Bildungszwecke >  55.36    » 

Zinsen-Konto       . >  195.57    > 

Guthaben  der  Markenkasse        »  1250. —    » 

Kautionen  in  bar »  825. —    » 

Verteilungs-Konto 

unerhobene  Gewinne  fl.     192.16 

Gewinn  pro  II.  Semester  187 1     »    2377.40 »  2569.56    > 

Diverse  Kreditoren >  438.18    > 

fl.  18012.43  kr. 

Am  12.  Februar  beschloß  der  Konsumverein,  sich  dem  Reichs- 
gesetz betreffs  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  zu  unterstellen, 
und  danach  seine  Statuten  zu  ändern. 

In  der  ordentlichen  halbjährlichen  Generalversammlung  am  1 7.  August 
wurde  über  den  Anschluß  an  den  allgemeinen  deutschen  Genossen- 
schaftsverband lange  diskutiert;  die  Mehrheit  der  Anwesenden  war  für 
den  Anschluß. 

Bezüglich  des  neuen  Maß-  und  Gewichtssystems,  das  am  1.  Juli 
1871  eingeführt  wurde,  hat  der  Konsumverein  seinen  Mitgliedern  einen 
»praktischen  Wegweiser«  in  die  Hand  gegeben. 

Im  Jahre  1872  machte  der  Mannheimer  Konsumverein  einen  ver- 
hängnisvollen Schritt.  In  der  Generalversammlung  vom  17.  Februar 
stellte  der  Verwaltungsrat  den  Antrag,  in  den  Neckargärten  einen  Platz 
zu  erwerben,  um  dort  ein  eigenes  Haus  zu  erstellen;  nach  einer  leb- 
haften Diskussion  wurde  der  Antrag  mit  allen  gegen  eine  Stimme  an- 
genommen. In  der  am  11.  Mai  abgehaltenen  Generalversammlung 
wurde  alsdann  der  Bau  eines  dreistöckigen  Hauses  auf  dem  jenseits 
des  Neckars  —  in  dem  neuen  Stadtteile  —  angekauften  Terrain  be- 
schlossen und  der  Verwaltungsrat  ermächtigt,  das  voraussichtliche  Bau- 
kapital in  der  Höhe  von  40000  fl.  zu  beschaffen. 

In  der  Versammlung  am  17.  Februar  war  mitgeteilt  worden,  daß 
der  Mannheimer  Konsumverein  während  seines  fünfjährigen  Bestehens, 
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außer  der  Bewilligung  von  5  v.  H.  Zinsen  auf  die  Geschäftseinlagen, 
fl.  19  306.13  kr.  als  Reingewinn  an  seine  Mitglieder  verteilt,  fl.  2456.45  kr. 
in  Reserve  gestellt  und  fl.  636.25  kr.  für  Bildungszwecke  verwendet 
habe. 

Im  Mai  forderte  der  Konsumverein  zur  Deckung  des  Kohlenbe- 
darfs seiner  Mitglieder  Angebote  bezüglich  20  000  Zentner  Ruhrer 
Fettschrot  ein. 

Am  14.  Juli  1872  fand  in  Mannheim  im  Saale  der  Casino-Gesell- 
schaft  der  VI.  Verbandstag  süddeutscher  Konsumvereine  statt. 
Vertreten  waren  die  Vereine  Stuttgart,  München,  Eßlingen,  Pforzheim, 
Karlsruhe,  Waldshut,  Ulm,  Lörrach,  Schramberg,  Darmstadt  und  Mann- 
heim. Der  Vorsitzende  des  Mannheimer  Vereins  Ch.  Duffing  eröffnete  die 
Versammlung  mit  der  Mitteilung,  daß  sich  die  am  13.  abgehaltene 
Vorversammlung  dahin  geeinigt  habe,  Dr.  Pfeiffer-Stuttgart  zum  Vor- 
sitzenden, Duffing  zu  dessen  Stellvertreter,  Pröbst-München  und  Sauler  - 
Mannheim  zu  Schriftführern  zu  ernennen;  die  Versammlung  erklärte 
sich  hiermit  einverstanden,  worauf  Dr.  Pfeiffer- Stuttgart  den  Vorsitz 
übernahm. 

Alsdann  referierte  Dr.  Pfeiffer  über  die  Tätigkeit  des  Vororts 
Stuttgart  im  letzten  Jahre,  und  drückte  den  Wunsch  aus,  daß  sich  der 
Verkehr  des  Vorortes  mit  den  einzelnen  Vereinen  immer  reger 
gestalte;  dem  Verbände  würden  jetzt  55  Vereine  angehören.  Eh- 
mann  -  Mannheim  berichtete  namens  der  Prüfungskommission  über 
die  Abrechnung  des  Verbandes  für  das  Jahr  1871. 

Die  aufgestellte  Rechnung  wurde  für  richtig  befunden  und  hienach 
beschlossen,  dem  Vorort  Stuttgart  Entlastung  zu  erteilen  und  die  Bei- 
träge der  Vereine  an  den  Vorort  auf  7  Kreuzer  von  je  fl.  1000  des 
Umsatzes  festzusetzen. 

Für  die  umsichtige  Leitung  der  Verbandsangelegenheiten  wurde 
seitens  des  Herrn  Duffing  Herrn  Dr.  Pfeiffer  lebhafter  Dank  ausge- 
sprochen; die  Versammlung  stimmte  durch  Erheben  von  den  Sitzen 
zu.  Duffing  gab  dann  Auskunft  über  die  Tätigkeit  der  Einkaufs- 
Genossenschaft  deutscher  Konsumvereine.  Der  Gesamtumsatz  im 
Jahre  1871  belaufe  sich  auf  fl.  161086.39  kr.,  hievon  entfielen  auf 
23  Vereine  als  ordentliche  Mitglieder  fl.  r27  187.50  kr.  und  auf 
19  Vereine  als  außerordentliche  Mitglieder  fl.  33898.49  kr.  Von  dem 
Reingewinn  von  fl.  1822.47  kr.  seien  i27»v.  II.  zugunsten  des  Reserve- 
fonds abgeschrieben  und  der  Rest  mit  fl.  1594.56  kr.  als  Superdividendc 
unter  die  ordentlichen  Mitglieder  der  Genossenschaft   verteilt  worden. 

Bezüglich  der  Konstituierung  der  süddeutschen  Konsumvereine 
als  Unterverband  des  Allgemeinen  Verbandes  der  auf  Selbsthilfe  be- 
ruhenden deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossentchaften  würde 
«las  Statut  des  sächsischen  Verbandes  als  vorbildlich  bezeichnet. 
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Hierauf  folgte  eine  Besprechung  hinsichtlich  der  Schriftleitung 
der  »Blätter  für  Genossenschaftswesen«,  die  den  Konsumvereinen  zu 
wenig  Beachtung  schenke;  die  einzelnen  Fragen  würden  zu  doktrinär 
behandelt.  Die  Versammlung  einigte  sich  dahin,  die  einzelnen  Vereine 
sollten  ihre  Wünsche  und  Beschwerden  dem  Vorort  zur  Kenntnis 
bringen,  der  alsdann  die  Interessen  der  Konsumvereine  gegenüber  der 
Redaktion  der  »Blätter  für  Genossenschaftswesen«  verträte. 

Als  Vorort  wurde  nunmehr  entsprechend  dem  Vorschlag  Dr.  Pfeiffers 
München  gewählt. 

Der  nächste  Gegenstand  war  der  Antrag  auf  Auflösung  der  bis- 
herigen Einkaufs-Genossenschaft  deutscher  Konsumvereine  zum  Zwecke 
der  Umwandlung  derselben  in  eine  »Waren-Einkaufsgenossenschaft  auf 
Aktien  gegründet«.  Dr.  Pfeiffer  machte  hierzu  bekannt,  daß  die  Mehr- 
zahl der  Vereine,  welche  bisher  der  Einkaufs-Genossenschaft  ange- 
hörten, ihre  Zustimmung  zur  Auflösung  bereits  ausgesprochen  hätten 
und  dies  mit  dem  Bemerken,  daß  sie  mit  ihren  seitherigen  Anteilen 
der  neu  zu  gründenden  Aktiengesellschaft  beitreten  würden,  Zufolge 
der  namentlichen  Abstimmung  würde  die  Auflösung  einstimmig  beschlossen 
und  ferner  bestimmt,  den  von  der  Einkaufs-Genossenschaft  ange- 
sammelten Reservefond  im  Betrage  von  fl.  596  dem  neuen  Aktien- 
unternehmen ebenfalls  als  Reservefond  zu  überweisen;  doch  soll  den- 
jenigen Vereinen,  die  dem  neuen  Unternehmen  nicht  beizutreten  ge- 
denken, vorbehalten  sein,  den  auf  sie  entfallenden  Anteil  zu  bean- 
spruchen. 

Bei  der  Beratung  des  Statuts  der  »W  aren-Einkaufs-Gesell- 
schaft  in  Mannheim«  wird  ausgesprochen,  der  Zweck  der  Gesell- 
schaft sei,  den  als  Aktionären  beteiligten  Konsumvereinen  ihren  Be- 
darf an  Verbrauchsartikeln  aller  Art  durch  Einkauf  im  großen  zu  den 
billigsten  Tagespreisen  zu  beschaffen,  indessen  soll  auch  der  Verkauf 
im  großen  an  Nichtaktionäre ,  sowohl  Konsumvereine  wie  Private, 
gestattet  sein.  Das  Grundkapital  soll  zunächst  20  000  Taler  betragen, 
200  Aktien  im  Nennwerte  von  je  100  Talern,  —  der  Mannheimer 
Konsumverein  beteiligte  sich  mit  16  Aktien  zu  je  100  Talern.  Der 
Aufsichtsrat  erhielt  die  Befugnis,  das  Aktienkapital  bis  auf  40000  Taler 
zu  erhöhen;  eine  weitere  Erhöhung  bis  zu  100 000  Talern  soll  durch 
eine  einfache  Mehrheit  der  Generalversammlung  beschlossen  werden 
können. 

Zu  einer  eingehenden  Debatte  führte  der  §  16  des  Statutenent- 
wurfs, welcher  über  die  Verteilung  des  Reingewinns  handelte. 

Der  anwesende  Notar  Issel  verlas  hierauf  den  Gründungsvertrag; 
nach  erfolgter  Gutheißung  wurde  derselbe  unterzeichnet. 

Damit  war  die  Tagesordnung  des  VI.  Verbandstages  süddeutscher 
Konsumvereine    erschöpft.      In    seinem    Schlußwort   sprach   der   Vor- 
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sitzende,  Dr.  Pfeiffer,  den  Vereinen  des  Verbandes  seinen  Dank  aus 
für  die  bisherige  Unterstützung  des  Vorortes  Stuttgart.  Hierauf  er- 
widerte Pröbst-München  mit  einem  Dank  an  Herrn  Dr.  Pfeiffer  für 
die  umsichtige  Leitung  der  Verhandlungen. 

Der  Gesamtumsatz  des  Mannheimer  Konsumvereins  betrug  im 
Jahre  1872  fl.  102  661.47  kr->  das  sind  fl.  9469.31  kr.  mehr  als  im  ver- 
gangenen Jahre. 

Im  ersten  Halbjahr  belief  sich  der  Geschäftsumsatz  im  Marken- 
verkehr bei  den  Lieferanten  auf  fl.  22  891.2  kr.,  in  den  beiden  eigenen 
Läden  auf  fl.  22  130.44  kr.,  zusammen  auf  fl.  45021.46  kr.  Der  Brutto- 
gewinn betrug  fl.  5185-59  kr.;  nach  Abzug  der  Geschäftsunkosten, 
Zinsen  und  Amortisation  verblieb  ein  Reingewinn  von  fl.  2801.36  kr. 
Von  diesen  wurden  13  v.  H.  dem  Reservefond  zugeführt,  welcher  damit 
die  Höhe  von  fl.  2822.57  kr.  erreichte,  2  v.  H.  zu  Bildungszwecken 
verwendet  (der  Mannheimer  Arbeiterfortbildungsverein  erhielt  fl.  40 
und  der  Mannheimer  Gewerbeverein  fl.  16.2  kr.),  der  Rest  von  fl.  2375 
wurde  an  die  Mitglieder  verteilt,  was  einer  Dividende  von  5V2  v.  H. 
entsprach. 

Das  zweite  Halbjahr  1872  brachte  einen  Geschäftsumsatz  von 
fl.  57640.1  kr.  Der  Bruttogewinn  von  fl.  5899.3  kr.  ergab  nach  Abzug 
der  Geschäftsunkosten,  Zinsen  und  Abschreibungen  einen  Reingewinn 
von  fl.  3126.31  kr.,  wovon  13  v.  H.  mit  fl.  406.25  kr.  dem  Reserve- 
fonds einverleibt,  2  v.  H.  mit  fl.  62.32  kr.  zu  Arbeiterbildungszwecken 
verwendet,  und  85  v.  H.  mit  fl.  2640.3  kr.  als  Dividende  —  mit  5  v.  H.  — 
an  die  Mitglieder  verteilt  wurden.  Diese  verhältnismäßig  geringe 
Dividende  soll,  so  wurde  wenigstens  in  der  Generalversammlung  am 
19.  Februar  1873  behauptet,  auf  die  hohen  Preise  der  beiden  Haupt- 
artikel, Zucker  und  Kaffee,  zurückzuführen  sein.  Bezüglich  der  für 
Bildungszwecke  ausgesetzten  fl.  62.32  kr.  wurde  beschlossen,  solche 
zu  2/s  dem  Arbeiterbildungsverein,  zu  V3  der  Gewerbeschule  zur  Unter- 
stützung unbemittelter  aber  befähigter  Schüler  zu  überweisen. 

Die  Mitgliederzahl  stieg  auf  510  am  1.  Juli  und  auf  531  am 
31.  Dezember  1872. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1872  war  der  Konsumverein  aufgefordert 
worden,  sich  mit  dem  Gedanken  der  Gründung  einer  eigenen 
Schlächterei  vertraut  zu  machen.  Dabei  wurde  auf  das  Vor- 
gehen des  Stuttgarter  Vereins  hingewiesen,  der  überdies  schon  seit 
längerer  Zeit  eine  eigene  Bäckerei  mit  gutem  Erfolg  betreibe.  Nach 
Einrichtung  einer  solchen  Genossenschafts -Schlächterei  hätten  die 
Stuttgarter  Metzger  den  Preis  für  1  Pfund  Ochsenfleisch  von  22  auf 
20  Kreuzer  herabgesetzt  und  nach  Eröffnung  der  Läden  sei  eine  aber- 
malige Herabsetzung  um  2  Kreuzer  erfolgt.  Die  Mannheimer  Bevölke- 
rung wäre  dankbar  dafür,   wenn    durch    ein  gleiches  Unternehmen  die 
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Mannheimer  außerordentlich  hohen  Fleischpreise  um  ebenfalls  4  Kreuzer 
per  Pfund  herabgedrückt  werden  könnten. 

Der  Mannheimer  Konsumverein  kam  indessen  diesem  Wunsche  nicht 
nach ;  anderseits  aber  wandte  er  sich  an  die  Mannheimer  Metzger,  um 
mit  einigen  derselben  weitere  Lieferungsverträge  abzuschließen. 

Ende  des  Jahres  1872  machte  die  Verwaltung  des  Vereins  be- 
kannt, daß  ihr  eine  bedeutende  Korbflechterei  (»Produktivgesellschaft«) 
den  Verkauf  von  Körben,  Taschen  usw.  von  den  gewöhnlichen  bis  zu 
den  feinsten  Sorten  übertragen  habe. 

Ferner  wurde  im  Dezember  1872  an  jedermann  im  Magazin,  G  7,32, 
amerikanisches  Ochsenfleisch  (gesalzen)  zum  Preise  von  12  kr.  —  das 
sind  35  Pfennig  —  für  das  Pfund  abgegeben,  ebenso  Mocca-Kaffee 
zum  Preise  von  48  kr.  —  1,37  M.  —  das  Pfund. 

Nachstehend  geben  wir  die  auf  31.  Dezember  1872  aufgestellte 
Bilanz  des  Mannheimer  Konsumvereins  wieder: 


Aktiva. 

Passiva. 

Kassa-Konto  (Barbestand) 

fl.     190.17  kr, 

,  Konto   für  Geschäftsein- 

Waren-Konto (Warenvor- 

lagen                                  fl. 

5482.05 

kr, 

räte) 

»    938l-~    » 

Konto  für  Spareinlagen       » 

7605.54 

• 

Wein-Konto       (vorrätiger 

Reservefonds-Konto             » 

3233.22 

> 

Wein) 

»     385.06   » 

Zinsen-Konto                         » 

226.35 

» 

Utensilien-Konto 

»    1586.51    » 

Konto  für  Bildungszwecke  » 

62.32 

> 

Bau-Konto 

„    7632.44    » 

Guthaben  der  Markenkasse   * 

1250.— 

> 

Aktien-Konto 

»   4150. —   » 

Kautionen  in  bar                   » 

'¥300.— 

> 

Diverse  Debitoren 

»     404.43    » 

Verteilungs-Konto, unerho- 

bene  Gewinne  fl.  218.23 

Gewinn  pro    II.  Semester 

1872                fl.   2646.03  » 

2864.26 

» 

Gewinn-  u.  Verlust-Konto 

(neue  Rechnung)               » 

11. 31 

> 

Diverse  Kreditoren               > 

1694.16 

» 

fl.  23730.41   kr. 


fl.  23730.41  kr. 


Die  Bilanz  der  »Waren-Einkaufs-Gesellschaft«  —  der  früheren 
Einkaufsgenossenschaft,  die  gleichfalls  von  Herrn  Ch.  Duffing  geleitet 
wurde  —  lieferte  für  die  Zeit  vom  1.  September  bis  31.  Dezember 
1872  ein  überaus  günstiges  Ergebnis ;  der  Reingewinn  betrug  fl.  3753.18  kr. 
Da  der  rasche  Aufschwung  eine  Vermehrung  der  Betriebsmittel  er- 
heischte, beschloß  der  Aufsichtsrat  die  Erhöhung  des  Grundkapitals 
von  20  000  auf  40  000  Taler. 

Im  Jahre  1873  ging  die  Mitgliederzahl  wiederum,  allerdings  zum 
letzten  Male,  in  die  Höhe;  am  1.  Juli  hatte  der  Verein  558  Mitglieder, 
am  31.  Dezember  562;  im  Laufe  des  Jahres  waren  93  Personen  ein- 
und  62  ausgetreten. 

Desgleichen  stieg  der  Umsatz  im  1.  Halbjahr  auf  fl.  51  090.58  kr., 
im  zweiten  auf  fl.  62749.8  kr.;  der  Gesamtumsatz  betrug  hienach 
fl.  113  840.6  kr.,  und  zwar  kommen  hievon  fl.  59364.49  kr.  auf  den 
Umsatz   in    den    eigenen  Läden   und  fl.  54475.17  kr.  auf   den  Umsatz 
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bei  den  Lieferanten.  Der  Reingewinn  belief  sich  im  1.  Halbjahre  auf 
fl.  3071.16  kr.,  im  2.  Halbjahre  auf  fl.  3769.46  kr.,  also  zusammen  auf 
fl.  6841.2  kr.  Von  diesen  wurden  13  v.  H.  dem  Reservefond  über- 
wiesen, 2  v.  H.  für  Arbeiterbildungszwecke  zur  Verfügung  gestellt, 
während  den  Mitgliedern  5^2  v.  H.  ihres  Umsatzes  zurückbezahlt 
wurden. 

Bemerkenswert  ist,  daß  der  Mannheimer  Konsumverein  am  28.  De- 
zember 1873  den  dritten  Laden  eröffnete,  und  zwar  in  dem  dem 
Konsumverein  selbst  gehörenden  Neubau  ZE  1,  4.  In  diesem  suchte 
übrigens  der  Verein  Ende  1873  im  1.  Stock  einen  Laden  mit  Wohnung 
zu  vermieten,  im  2.  Stock  zwei  abgeschlossene,  große  Wohnungen  und 
im  3.  Stock  drei  abgeschlossene  Wohnungen  mit  je  4  Zimmern  und 
Zubehör. 

Im  Jahre  1874  ging  es  mit  dem  Mannheimer  Konsumverein  ab- 
wärts. Einmal  sank  die  Mitgliederzahl  bis  zum  1.  Juli  auf  553  und 
bis  zum  31.  Dezember  auf  532.  Ferner  ging  der  Gesamtumsatz  um 
fl.  1857. 1  kr.  gegenüber  dem  Vorjahr  zurück;  er  betrug  fl.  in  983.5  kr. 
Auf  das  erste  Halbjahr  entfielen  hievon  fl.  62  982.34,  auf  das  zweite 
fl.  49000.31  kr.  In  den  drei  eigenen  Läden  wurden  für  fl.  50  502.6  kr. 
Waren  verkauft,  hiezu  kommen  noch  fl.  5826.49  kr.  als  Erlös  aus  dem 
Kohlenverkauf;  die  Lieferanten  hatten  einen  Umsatz  von  fl.  55654.10  kr. 
aufzuweisen.  Die  ersten  sechs  Monate  des  Jahres  erbrachten  noch 
einen  Reingewinn  von  fl.  2754.35  kr.;  davon  kamen  2341.24  kr.  zur 
Verteilung  einer  Dividende  von  5  v.  H.  an  die  Mitglieder;  fl.  358.6  kr. 
wurden  dem  Reservefond  überwiesen;  fl.  33  erhielt  der  Arbeiterfort- 
bildungsverein und  fl.  22  wurden  dem  Gewerbe-Hauptlehrer  Meyerhuber 
zur  Verwendung  für  arme,  fleißige  Schüler  der  Gewerbeschule  über- 
geben. 

Das  zweite  Halbjahr  1874  dagegen  zeigt  ein  recht  unfreundliches 
Bild.  Der  Bruttogewinn  belief  sich  auf  fl.  5504.43  kr.;  hievon  gingen 
ab:  Geschäftsunkosten,  Abschreibungen  und  Zinsen  fl.  3932.35  kr., 
Minderertrag  des  eig  e  n  en  Hause  s  üb  er  d  em  Nee  k  a  r 
fl.  1076.56  kr.,  so  daß  nur  noch  ein  Reingewinn  von  fl.  495.12  kr.  ver- 
blieb. Von  diesen  wurden  13  v.  H.  mit  fl.  64.22  kr.  dem  Reserve- 
konto zugeschrieben,  das  damit  eine  Höhe  von  fl.  4660.59  kr.  erreichte, 
2  v.  H.  mit  fl.  9.54  kr.  zu  Bildungszwecken  verwandt,  und  85  v.  H. 
mit  fl.  420.56  kr.  an  die  Mitglieder  verteilt.  Hienach  mußten  sich 
diesmal  die  Mitglieder  mit  1  v.  H.  Dividende  zufrieden  geben;  schuld 
daran  war  in  erster  Linie  der  Hausbau. 

Weiteres  möge  nachstehender  auf  31.  Dezember  1874  aufgestellten 
Bilanz  entnommen  werden: 
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Aktiva. 

Passiva. 

Immobilien-Konto : 

Hypotheken-Konto: 

a)  das  Haus  F  3,   12     fl.  j 

[3  000. —  kr. 

a)  Hypothek  auf  das  Haus 
F  3,   12      fl.  6000. — 

b)  das  Haus  Z  E  1,  4  in 

b)  Hypothek  auf  das  Haus 

dem  neuen  Stadtteil    > 

57  940.35  > 

Z  E   1,  4       fl.  39000  fl. 

45000. —  kr. 

Utensilien-Konto                     » 

3440.31  » 

Hausaktien-Konto                    > 

9  608.20  > 

Aktien-Konto                         » 

4  55°-—  * 

Konto  für  Geschäftsanteile  » 

7  317.53  » 

Wein-Konto       (vorrätiger 

>          >    Spareinlagen        ■» 

15  165.53  » 

Wein)                                  » 

5  198.15» 

Reservefond-Konto                 » 

4  660.59  •» 

Waren-Konto         (Waren- 

Konto für  Bildungszwecke    » 

9.54  » 

vorräte)                               > 

10750.54  » 

Marken  in  Umlauf                  > 

606.45  » 

Kassa-Konto  (Barbestand)   » 

1  258.06  > 

Kautionen  in  bar                    » 

964.28  » 

Gewinn-  u.  Verlust-Konto   » 

7.12  > 

Verteilungs-Konto : 

Diverse  Debitoren                 » 

31.15» 

Unerhobene  Gewinne 

fl.  781.41   kr. 
Gewinn    pro    II    Semester 

1874              fl.  428.08  kr.   » 

1  209.49  > 

Zinsen-Konto 

567.10  » 

Diverse  Kreditoren                 » 
fl. 

11  065.37  » 

fl.  96  176.48  kr. 

96  176.48  kr. 

Die  außerordentliche  Generalversammlung  am  7.  März  1874  hatte 
beschlossen,  den  Betrag  der  Anteilscheine  von  fl.  10  auf  30  Reichs- 
mark zu  erhöhen,  ferner  weitere  100  Stück  Aktien  zu  100  M.  für  den 
Hausbau  auszugeben. 

In  der  Oeffentlichkeit  wurde  im  Verlauf  des  Jahres  1874  wieder 
einmal  —  wie  schon  früher  so  oft  —  die  Frage  diskutiert,  warum  in 
Mannheim  die  Lebensmittelpreise  im  Vergleich  zu  andern  Städten  so 
hoch  seien  und  gleichzeitig  wurden  Mittel  zur  Abstellung  vorgeschlagen, 
wie  Revision  der  Marktordnung,  Verkaufsbeschränkung,  Einführung  von 
Taxen,  Errichtung  von  Freibänken  usw.  Von  anderer  Seite  wurde 
jedoch  darauf  hingewiesen,  daß  die  Selbsthilfe  am  besten  dem  Uebel 
zu  steuern  vermöchte,  das  Genossenschaftswesen  hätte  schon  manchen 
Krebsschaden  beseitigt.  So  wüßten  die  Mitglieder  des  Konsumvereins 
dessen  Nutzen  richtig  zu  würdigen.  Wenn  aber  trotzdem  der  Verein 
bis  jetzt  nicht  die  Ausdehnung  hätte  erreichen  können,  deren  sich 
solche  Vereine  in  andern  Städten  erfreuten,  sei  dies  wohl  dem  Mangel 
an  Verständnis  für  dergleichen  genossenschaftliche  Institutionen,  viel- 
leicht auch  dem  Indifferentismus  eines  größeren  Teiles  der  Bewohner 
Mannheims  zuzuschreiben.  Hätte  der  Mannheimer  Konsumverein  1200 
bis  1 500  Mitglieder,  so  wäre  er  eher  in  der  Lage,  die  Errichtung  einer 
Genossenschafts-Bäckerei  und  -Schlächterei  in  ernste  Erwägung  zu 
ziehen. 

Im  Jahre  1875  wurde  der  Mannheimer  Konsumverein  zu  Grabe 
getragen. 

Auf  17.  April  wurden  die  Mitglieder  vom  Verwaltungsrat  zu  einer 
außerordentlichen  Generalversammlung  eingeladen  unter  Mitteilung  der 
nachstehenden    inhaltsschweren    Tagesordnung:     1.    Bericht   des    Ver- 
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waltungsrats  über  die  gegenwärtige  Geschäftslage  des  Vereins;  2.  An- 
trag des  Verwaltungsrates  a)  auf  Aufhebung  des  Verkaufslokals  Nr.  2, 
b)  auf  Kapitalaufnahme ;  3.  Ersatzwahl  des  Verwaltungsrates. 

Angefügt  war  noch,  daß  auch  alle  diejenigen  Genossenschafter 
eingeladen  seien,  die  ihren  Austritt  nicht  schon  vor  zwei  Jahren  an- 
gezeigt hätten. 

Die  damaligen  und  die  früheren  Mitglieder  verstanden  begreif- 
licherweise diese  Bitte  und  erschienen  in  großer  Anzahl. 

In  derselben  warf  der  Vorsitzende  des  Verwaltungsrats ,  Herr 
Duffing,  zunächst  einen  Rückblick  auf  die  Entstehung  und  die 
Entwicklung  des  im  Jahre  1866  gegründeten  Vereins,  und  er- 
läuterte daran  anschließend  dessen  seitherige  Erfolge  und  die 
Gründe  für  den  Hausbau  jenseits  des  Neckars.  Die  schlechten  Zeit- 
verhältnisse hätten  aber  einen  Strich  durch  die  Rechnung  gemacht. 
Der  unzulängliche  Ertrag  des  Hauses  hätte  die  Dividende  bedeutend 
geschmälert,  was  wiederum  einen  starken  Austritt  von  Mitgliedern 
zur  Folge  gehabt  hätte.  Hienach  müsse  wegen  der  solidarischen  Haft- 
barkeit im  Interesse  der  verbleibenden  Mitglieder  die  Frage  beant- 
wortet werden,  ob  der  Verein  fortbestehen  solle  oder  nicht.  Herr 
Duffing  sprach  alsdann  gegen  eine  sofortige  Auflösung,  da  hiebei 
voraussichtlich  durch  Mindererlös  an  Liegenschaften  und  Mobiliar  ein 
Verlust  von  etwa  fl.  15000  eintreten  würde.  In  der  darauf  folgenden 
lebhaften  Diskussion  wurden  Gründe  für  und  gegen  die  Auflösung  bzw. 
Liquidation  geltend  gemacht.  Schließlich  wurde  eine  Einigung  dahin 
erzielt,  daß  eine  Kommission  von  acht  Mitgliedern  in  Gemeinschaft 
mit  dem  Verwaltungsrat  die  Lage  des  Vereins  genau  prüfen  und  einer 
später  einzuberufenden  Versammlung  Vorschläge  machen  solle. 

Am  8.  Mai  wurde  über  diese  in  Anwesenheit  des  Direktors  des 
Verbandes  der  süddeutschen  Konsumvereine,  Herrn  Probst  aus  Mün- 
chen, beraten,  der  die  Erhaltung  des  Vereins  warm  empfahl.  Nach 
längerer  Debatte  wurde  der  Vorschlag  angenommen,  zur  Deckung  der 
Verbindlichkeiten  ein  5  prozentiges  Anlehen  im  Betrage  von  40  000  M. 
aufzunehmen,  womöglich  aus  den  Reihen  der  Vereinsmitglieder  selbst. 

In  den  nächsten  Wochen  wurden  die  Mitglieder  mehrmals  er- 
sucht, den  Verein  nachdrücklichst  zu  unterstützen. 

Mitte  Mai  wandte  sich  der  Verein  mit  folgender  Bitte  an  sie: 

>An  die  Mitglieder  des  Konsumvereins  ergeht  hiermit  die  dringende  Auf- 
forderung, den  Besuch  der  Verkaufslokale  auch  vor  der  vollzogenen  Reorgani- 
sation der  Verwaltung  in  keiner  Weise  zu  vernachlässigen,  vielmehr  zur  Hebung 
des  Geschäftsverkehrs  nach  Kräften  beizutragen  und  etwaige  Mängel  in  bezug  aut 
Bedienung  usw.,  sowohl  in  den  eigenen  Läden,  wie  auch  bei  den  Lieferanten 
ungesäumt  zur  Kenntnis  der  unterzeichneten  Stelle  zu  bringen,  damit  Abhilfe  er- 
folgen kann.  Der  Verwaltungsrtt 
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Anfang  Juni  machte  der  Verwaltungsrat  folgendes  bekannt:  »Wir 
machen  unsere  Mitglieder,  wie  Freunde  des  Vereins  darauf  aufmerksam, 
daß  in  unseren  drei  Verkaufslokalen  neue  Preislisten  mit  wesent- 
lichen Preisänderungen  aufgehängt  sind,  die  nicht  ohne  Einfluß  auf 
erhöhte  Frequenz  der  Verkaufslokale  bleiben  können«,  ferner:  »Wir 
können  unsern  Mitgliedern  und  Freunden  des  Vereins  unsere  ver- 
schiedenen Sorten  Cafe,  insbesondere  einen  kräftigen,  wohlschmeckenden 
Java-Speck-Cafe  zu  M.  1,37  per  V2  Kg.  oder  Pfund  aufs  Beste  emp- 
fehlen und  hoffen  auf  zahlreichen  Besuch  unserer  drei  Verkaufslokale«. 

Aber  alle  diese  Bemühungen  vermochten  das  Schicksal  des  Vereins 
nicht  aufzuhalten.  Statt  der  nötigen  40000  M.  wurden  nur  12  400  M. 
aufgebracht,  und  zwar  von  97  Zeichnern,  worunter  10  Nichtmitglieder 
waren.  Weiter  traten  im  Mai  und  Juni  80  Mitglieder  aus  dem  Verein 
aus;  dabei  waren  schon  in  der  Versammlung  am  8.  Mai  70  Austritte 
gemeldet  worden. 

Zufolge  dieser  traurigen  Vorgänge  wurde  in  der  außerordentlichen 
Generalversammlung  am  23.  Juni  1875  beschlossen,  den  Konkurs 
beim  groß h.  Amtsgericht  anzumelden.  Herr  Duffing  bedauerte 
begreiflicherweise  im  Interesse  der  Konsumenten  das  Auf  hören  des  Mann- 
heimer Konsumvereins  und  stellte  zwei  Anträge;  einmal,  Schritte  bezüglich 
der  Offenhaltung  des  Ladens  Nr.  1  zu  unternehmen,  um  den  Verkauf 
der  vorhandenen  Waren  ohne  größere  Verluste  zu  bewerkstelligen ;  zum 
andern,  daß  zur  Erzielung  eines  möglichst  hohen  Preises  für  das  Haus 
über  dem  Neckar  Vereinigungen  ins  Leben  gerufen  werden  sollten ; 
die  Anträge  wurden  genehmigt.  Herr  Heinsheimer  legte  ausführlich  die 
juristischen  und  finanziellen  Folgen  der  Ganterklärung  dar  und  wünschte, 
daß  zur  Entlastung  der  unbemittelten  Mitglieder  von  deren  Ver- 
folgung Abstand  genommen  werden  solle,  was  Zustimmung  fand.  Ferner 
machte  Herr  Heinsheimer  die  Mitteilung,  daß  die  Durchsicht  der  Aus- 
trittserklärungen ergeben  habe,  daß  nicht  577  sondern  716  Mitglieder 
noch  mitverantwortlich  seien,  so  daß  sich  die  bis  jetzt  auf  etwa  120  M.  pro 
Mitglied  geschätzte  Beitragsquote  etwas  verringern  werde. 

Am  1.  Juli  machte  der  »Konsumverein  in  Liquiditation«  bekannt, 
daß  mit  Ermächtigung  des  großh.  Amtsgerichts  die  Verkaufslokale 
F  3,  12  und  Z  E  1,  4  bis  zum  gänzlichen  Ausverkauf  der  Warenvor- 
räte offen  bleiben;  der  Verkauf  finde  zu  wesentlich  ermäßigten  Preisen 
statt,  wie  den  neu  ausgehängten  Preislisten  zu  entnehmen  sei. 

Unterm  26.  Juli  1875  erschien  die  öffentliche  Bekanntmachung  be- 
züglich des  Konkurses. 

Ein  Unglück  kommt  selten  allein.  Auch  die  andere  unter  der 
Leitung  von  Herrn  Duffing  stehende  Genossenschaft,  die  Waren-Einkaufs- 
Gesellschaft,  brach  im  gleichen  Jahre  zusammen.  Im  Jahre  1874  hatte  die- 
selbe einen  Verlust  von  16  139  M.,  der  vorzugsweise  auf  den  erheblichen 
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Preisrückgang   einiger  wichtiger  Verbrauchsgegenstände   zurückgeführt 
wurde;  im    ersten  Halbjahr    1875   kam   ein   neuer   von   9056  M.  hinzu. 

So  hatte  Herr  D  u  f  f  i  n  g  an  der  Wiege  und  an  der  Bahre  zweier  Ein- 
richtungen gestanden,  von  denen  er  sich  so  viel  versprach  und  die  mit 
helfen  sollten  an  der  Besserung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  an 
der  Lösung  der  sozialen  Frage,  an  der  Befreiung  der  arbeitenden 
Klassen. 

Während  nun  aber  die  Waren-Einkaufs-Gesellschaft  in  der  zweiten 
Hälfte  des  Jahres  1875  selig  entschlief,  konnte  der  Konsumverein  noch 
lange  nicht  zur  Ruhe  kommen.  So  wurden  die  Mitglieder  des  früheren 
Konsumvereins  auf  19.  Januar  1878  zu  einer  Versammlung  mit  folgen- 
der Tagesordnung  eingeladen:  1.  Bericht  über  den  Stand  der  Gant- 
angelegenheit und  über  deren  wahrscheinlichen  Ausfall;  2.  Vorschläge 
über  eine  raschere  Erledigung  des  Gantverfahrens. 

Nach  den  bei  dieser  Besprechung  gegebenen  Aufschlüssen  wurde 
das  Haus  über  dem  Neckar  seinerzeit  um  100 000  M.  erbaut;  der  in 
der  Versteigerung  erzielte  Preis  dafür  betrug  42  000  M.,  so  daß  58000  M. 
daran  verloren  gegangen  waren.  Die  zu  zahlenden  Passiven  betrugen 
133530  M.,  denen  87130  M.  Aktiven  gegenüberstanden;  durch  die 
Mitglieder  mußten  also  noch  46400  M.  aufgebracht  werden.  Hierzu 
kamen  noch  die  inzwischen  entstandenen  Kosten,  die  Zinsen  der 
Passiven,  zurückbezahlte  Kautionen  usw.,  mit  zusammen  13  133  M.  Somit 
betrug  das  Defizit  rund  60000  M.;  hiefür  hatten  etwa  700  Mitglieder 
einzutreten,  so  daß  auf  ein  Mitglied  etwa  90  M.  entfielen.  Da  indessen 
nicht  alle  Mitglieder  diese  Summe  aufzubringen  vermochten,  so  werde 
sich  der  auf  die  zahlungsfähigen  Mitglieder  entfallende  Betrag  wohl 
auf  etwa  175  M.  belaufen. 

Ferner  wurde  von  der  Versammlung  beschlossen,  beim  Amts- 
gericht auf  Abschluß  des  Gantverfahrens  zu  drängen. 

Am  25.  Oktober  1878  versammelten  sich  die  208  ihre  Mitgliedschaft 
bestreitenden  und  deshalb  die  Zahlung  ihres  Anteils  verweigernden 
>Mitgliederc.  Herr  Anwalt  Dr.  Rosenfeld  beleuchtete  dabei  vom  juri- 
stischen Standpunkt  aus  die  Frage,  wer  eigentlich  nach  den  Bestimmungen 
des  Genossenschaftsgesetzes  als  Mitglied  des  Konsumvereins  zu  be- 
trachten sei  ;  er  legte  dar,  daß  viele  als  Mitglieder  angesehene  Personen 
solche  im  Sinne  der  Gesetze  nicht  seien,  z.  B.  dann,  wenn  der  Beitritt 
nicht  durch  eigene  Unterschrift  erklärt  worden  sei ,  ferner  in  den- 
jenigen Fällen,  in  denen  Ehefrauen  ohne  Ermächtigung  seitens  der 
Ehemänner  dem  Vereine  beigetreten  seien,  usw.  Eine  strittige  Frage 
wäre,  ob  die  aus  dem  alten  Verein  —  mit  dem  Markensystem  —  in 
den  neuen  Konsumverein  —  als  Genossenschaft  —  ohne  deren 
spezielle  Einwilligung  übernommenen  Mitglieder,  welche  den  V< 
von  da  ab   auch  nicht  mehr  benutzten,    haftbar  seien.     Ebenso    nahm 
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Herr  Anwalt  Dr.  Stadecker  zu  diesen  Fragen  Stellung.  Beide  Redner 
sprachen  sich  für  die  Führung  eines  Prozesses  aus  und  alsdann  wurde 
beschlossen,  daß  sich  die  dem  Einspruch  gegen  den  Verteilungsplan 
anschließenden  »Mitglieder«  bei  einem  der  beiden  Rechtsanwälte  inner- 
halb von  14  Tagen  zu  melden  hätten.  Gegen  ihre  Mitgenossen  haben 
hiernach  37  Genossenschafter  Klagen  angestrengt,  von  denen  die  Mehr- 
zahl am  6.  Juli  1881  beim  Landgericht  ein  obsiegendes  Urteil  erlangte. 

Das  Amtsgericht  Mannheim  hat  alsdann  im  Jahre  1882  gestützt 
auf  den  zweiten  Verteilungsplan,  den  Mitgliedern  die  Aufforderung  zu- 
gehen lassen,  innerhalb  von  14  Tagen  je  134  M.  einzuzahlen. 

Damit  haben  wir  Entstehung,  Entwicklung  und  Untergang  des 
einstigen  vielversprechenden  Mannheimer  Konsumvereins  dargestellt. 
Er  hatte  seine  Kräfte  überschätzt;   der  Hausbau   brachte   ihn   zu  Fall. 

Im  Jahre  1900  aber  erstand  er  wieder,  nahm  einen  glänzenden 
Aufstieg,  und  heute  steht  er  mächtiger  da  denn  je.  Auch  die  Groß- 
einkaufsgesellschaft ist  —  im  Jahre  1894  — -  zu  neuem  blühenderem 
Leben  erweckt  worden,  aber  nicht  mehr  in  Mannheim,  sondern  in 
Hamburg;  im  Jahre  1902  wurde  indessen  in  Mannheim  eine  Filiale 
errichtet. 


Die  Wirtschaftsgrundlagen  Westpatagoniens. 

Von 
H.  F  e  hlin  g  e  r. 

Patagonien,  das  Land  im  äußersten  Süden  Amerikas,  ist  bisher 
noch  größtenteils  unbesiedelt  und  wirtschaftlich  ungenutzt.  Größere 
europäische  Ansiedlungen  sind  lediglich  an  einigen  Stellen  der  atlan- 
tischen Küste,  am  Rio  Negro  und  Rio  Chubut,  sowie  an  der  Magel- 
lanstraße  entstanden.  Im  westlichen  Teil  Patagoniens  sind  die  ein- 
zigen Siedelungen  von  Bedeutung  jene  am  Nahuelhuapi-See  und  im 
Valle  Dieziseis  de  Octubre  am  oberen  Futaleufufluß.  Diese  letzteren 
Kolonien  wurden  in  den  Achtziger  Jahren  von  Waleser  Bauern  ge- 
gründet, die  zuerst  am  Chubutfluß  ansässig  gewesen  waren.  Die  Grün- 
der der  Niederlassungen  am  Nahuelhuapi-See  waren  Deutsch-Chilenen 
aus  der  Gegend  vom  Llauquihue-See  und  von  Puerto  Moutt. 

Westpatagonien,  das  gegenüber  dem  östlichen  Patagonien  den 
Vorzug  guter  Bewässerung  und  Bewaldung  hat,  scheint  nach  der  Dar- 
stellung, die  Hans  Steffen  in  seinem  eben  erschienenen  Werk  über 
dieses  Gebiet  gibt1),  im  allgemeinen  verhältnismäßig  gute  Aussichten 
für  die  künftige  wirtschaftliche  Entwickelung  zu  haben,  namentlich  in 


1)  Hans  Steffen:    »Westpatagonien«      2  Bände    mit  32  Lichtdrucktafeln  und 
[3  Karten.     Berlin  19 19.     Dietrich  Reimer. 
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seinem  nördlichen  Teil,  während  südlich  vom  46.  Breitengrade  das 
Land  zumeist  unwirtlich  ist.  Zwar  ist  die  ganze  Zone  von  PuntaAre- 
nas  an  der  Magell  an  Straße  nordwärts  bis  zum  Argentinosee  von  Far- 
men bedeckt,  auf  welchen  gedeihliche  Schafzucht  und  mit  dieser  ver- 
bundene Industrien  betrieben  werden  und  auch  am  Ultima-Experanza- 
kanal  ist  gutes  Weideland,  aber  davon  abgesehen  ist  das  Land  südlich 
vom  46.  Breitengrad  ein  arg  vernachläßigtes  Stiefkind  der  Natur:  die 
Küsten  sind  unwirtlich,  das  Innere  ist  in  weiter  Erstreckung  von  Eis 
bedeckt  und  im  Osten  von  öden  vulkanischen  Tafelbergen  eingenommen. 

In  den  Steppengebieten  östlich  der  Anden  sind  die  Bedingungen 
für  menschliche  Besiedelung  recht  verschieden.  Steffen,  dem  wir  hier 
folgen,  schreibt:  In  den  geschützten  Niederungen  und  auf  den  breiten 
Bodenflächen  der  in  das  Tafelland  eingesenkten  oft  trockenen  Täler 
dehnen  sich  zum  Teil  prächtige  Weideflächen  aus,  die  wegen  des  an- 
geblich höheren  Nährgehalts  ihrer  Gräser  zumeist  von  den  Farmern 
mehr  geschätzt  werden  als  die  Wiesen  der  westlichen  Täler.  Dazu 
gehören  beispielsweise  die  Ländereien,  welche  sich  vom  Nahuelhuapi- 
See  südwärts  längs  dem  oberen  Chubut  und  Tecka  hinziehen  ;  hier 
betreibt  seit  Anfang  der  neunziger  Jahre  eine  anglo-argentinische  Gesell- 
schaft Viehzucht  in  großem  Maßstabe.  Später  haben  sich  viehzüch- 
tende Einzelsiedler  auch  weiter  südlich  in  den  Pampas  niedergelassen, 
doch  ist   es  nirgends   zur  Anlage  einer  größeren  Ortschaft  gekommen. 

Die  besten  Aussichten  auf  wirtschaftliche  Entwicklung  hat  das 
Uebergangsgebiet  von  den  Anden  zur  Steppe,  die  verhältnismäßig 
schmale  subandine  Region.  Steffen  beschreibt  ausführlich  die 
einzelnen  Landschaften  innerhalb  dieser  Region  die  für  die  Besiedlung 
zunächst  in  Betracht  kommen.  Am  Nahuelhuapi-See,  wo  bereits  eine 
Anzahl  von  Niederlassungen  entstanden  sind,  ist  gegenwärtig  die  Aus- 
beutung der  Holzvorräte  der  Wälder,  besonders  der  Cedernbestände, 
die  wichtigste  Erwerbsquelle  der  Kolonisten,  die  dabei  allerdings  recht 
unrationell  zu  Werke  gehen.  Steffen  meint,  daß  in  dieser  Gegend 
»Ackerbau  in  größerem  Maßstabe  kaum  je  in  Frage  kommen  wird, 
obwohl  der  Boden  an  manchen  Stellen  dafür  geeignet  ist  und  auch 
schon  befriedigende  Ergebnisse  im  Anbau  von  Getreide,  gewissen  Ge- 
müsesorten und  Obst  erzielt  worden  sind.  Im  allgemeinen  sind  aber  doch 
die  ebenen  Bodenflächen  von  größerer  Ausdehnung,  die  sich  nur  um 
den  Ostzipfel  des  Sees  herumlagern,  von  minderwertiger  Qualität;  teils 
wurden  sie  von  groben  glazialen  Gerollen  überschüttet,  teils  liegen 
sumpfige  Niederungen  in  ihnen.  Auch  die  verhältnismäßig  freie,  hohe, 
den  unaufhörlich  vom  See  herüberwehenden  Winden  ausgesetzte  Lage, 
der  Wintcrschnce  und  die  frühen  Nachtfröste  kommen  als  ungünstige 
Faktoren  fiir  einen  größeren  landwirtschaftlichen  Betrieb  in  Betracht. 
Dagegen  findet  die  Viehzucht,    besonders  Rinder-,   Pferde-  und  Schaf- 
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zucht,  vorteilhafte  Bedingungen.«  Die  in  raschem  Aufblühen  begriffene 
Ortschaft  San  Carlos  de  Bariloche  (auf  argentinischem  Gebiet)  ist  der 
Mittelpunkt  einer  Gruppe  kleinerer  Siedelungen;  sie  hat  Automobil- 
verbindung mit  Neuquen  (zum  Anschluß  an  die  Eisenbahn  nach  Bahia 
Bianca  an  der  Ostküste)  und  mit  Maquinchao,  von  wo  der  Verkehr 
nach  San  Antonio  weitergeht.  San  Carlos  wird  voraussichtlich  zu  einem 
wichtigen  Verkehrszentrum  werden,  besonders  wenn  die  Bahnverbin- 
dungen mit  der  Ostküste  und  den  Hauptorten  des  Territoriums  Neuquen 
verwirklicht  werden. 

Weiter  im  Süden  haben  die  Täler  des  Puelo-  und  des  Manso- 
flusses  Aussichten  auf  befriedigende  Entwicklung.  Das  Klima  ist 
weniger  feucht  als  im  Innern  des  Gebirges  und  an  der  Küste,  aber  im 
Sommer  vorkommende  Nachtfröste  beeinträchtigen  die  Bodenkultur. 
Immerhin  haben  in  tieferen,  geschützten  Lagen  die  Kolonisten  mit  Er- 
folg Weizen,  Kohl,  andere  Gemüse  und  Obstbäume  gezogen.  Sie 
führen  sogar  manchmal  einen  Teil  ihrer  Bodenerzeugnisse  nach  den 
Schaffarmen  im  Chubuttal  aus.  Ihre  Hauptbeschäftigung  ist  die  Rinder- 
zucht.    Viel  lebendes  Großvieh  wird  nach  Chile  verhandelt. 

Als  meistbegünstigt  unter  den  westpatagonischen  Andentälern  gel- 
ten jene  des  Yelc  h  o-Fut  ale  uf  u  und  des  P  al  ena-Ca'rre  nleufu 
(430  und  44°  südl.  Breite.)  Diese  Gebiete  enthalten  viele  geräumige 
Flächen  ebenen  oder  fast  ebenen  Landes,  breite  Talauen  und  kessel- 
artige Ausweitungen  der  Täler,  sowohl  an  den  Küsten,  wie  im  Gebirgs- 
innern  und  in  der  subandinen  Region  des  Ostens.  Das  ebene  Land 
an  der  Küste  und  am  Unterlauf  der  Flüsse  ist  fast  durchweg  mit  ge- 
schlossenem Urwald  bedekt,  dessen  Unterholz,  besonders  Quilarohr, 
für  die  Rinder-  und  Pferdezucht  nutzbar  zu  machen  ist.  Der  Getreide- 
bau ist  an  der  Küste  und  im  Gebirge  wegen  der  allzugroßen  Nieder- 
schlagsmengen nur  an  wenigen  Orten  möglich.  Auch  darf  der  Boden- 
wert in  den  küstennahen  Talebenen  deshalb  nicht  besonders  hoch  ver- 
anschlagt werden,  weil  die  meisten  derselben  mit  vulkanischen  Aus- 
wurfstoffen überschüttet  sind.  Die  Bedingungen  für  den  Anbau  sind 
weiter  talaufwärts  besser,  mehr  wegen  der  größeren  Gunst  des  Klimas 
als  wegen  der  Bodenqualität.  An  der  Westseite  des  Gebirges  hat  sich 
bisher  das  wirtschaftliche  Hauptinteresse  der  Ausbeutung  des  Waldes 
zugewendet.  Die  für  die  Gewinnung  von  Bauholz  wichtigsten  Bäume 
sind  Fitzroya  patagonica,  sowie  Libocedrus  chilensis  und  Libocedrus 
tetragona;  außerdem  enthalten  die  Wälder  noch  manche  für  Eisenbahn- 
schwellen, Möbel,  Faßbinderei  usw.  verwendbare  Holzarten.  Das  Cor- 
covadotal  am  oberen  Carrenleufu  bevölkern  große  Rinderherden, 
Pferde  und  Schafe  und  ein  Gehöft  reiht  sich  an  das  andere.  Außer 
Viehzucht  wird  auch  in  beschränktem  Maße  Feldbau  betrieben.  Ge- 
müse und  Obst  kommen   ebenfalls   gut    fort.     Die  Siedler   sind   meist 
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Abkömmlinge  von  Engländern,  Walesern,  Nordamerikanern  und  Deut- 
schen. 

Im  Valle  Dieziseis  de  Octubre  (Futaleufufluß)  sind  die 
Voraussetzungen  wirtschaftlicher  Ausnutzung  dort  am  besten,  wo  sich 
die  Berglehnen  zu  weiten  Hochpampas  verflachen,  die  nach  Südosten 
stufenförmig  zu  der  Niederung  von  Esguel  abfallen.  Das  untere  becken- 
artig erweiterte  Esgueltal  enthält  vorzügliches  Weide-  und  Kulturland 
und  hier  hat  auch  bereits  eine  ansehnliche  Zahl  von  Siedlern  Fuß  ge- 
faßt. Noch  ausgedehnter  ist  die  eigentliche  Dieziseis  de  Octubre- 
Kolonie,  die  sich  in  der  Niederung  des  unteren  Corintostales  zu  beiden 
Seiten  des  Flusses  bis  zu  dessen  Mündung  in  den  Fütaleufu  hinzieht. 
Es  sind  noch  keine  geschlossenen  Ortschaften  entstanden,  sondern  die 
Farmen  sind  ziemlich  regellos  zerstreut.  Die  Großviehzucht  überwiegt, 
»Ackerbau  und  Gartenwirtschaft  treten  noch  zurück,  wenn  auch  nicht 
mehr  so  stark  wie  in  der  ersten  Zeit  der  Kolonie.  Bemerkenwert  ist 
ein  gewisser  Gegensatz,  der  sich  zwischen  den  Walesern  der  eigent- 
lichen 16.  Oktoberkolonie  und  den  in  der  Region  der  Wasserscheide 
oder  östlich  derselben  auf  den  Hochpampas  angesiedelten  Farmern, 
meist  echten  Argentinern,  Chilenen,  Uruguayern  usw.  herausgebildet 
hat.  Diese  letzteren  stehen  jenen  ungefähr  mit  denselben  Gefühlen 
gegenüber  wie  im  südlichen  Chile  die  nationalen  Kolonisten  den  Deut- 
schen oder  Abkömmlingen  von  Deutschen.  Strenges  Festhalten  an 
eigener  Sprache,  Sitten  und  Gottesdienst,  Zusammenschluß  der  Fami- 
lien gegen  Einheiraten  Fremder  und  eine  gewisse  traditionell  begrün- 
dete Ueberlegenheit  der  Kultur  geben  den  Walesern  eine  nicht  überall 
gern  gesehene  Ausnahmestellung.«  Doch  weiß  man  in  den  offiziellen 
Kreisen  der  argentinischen  Republik  die  überlegenen  Eigenschaften 
dieses  Volkes  zu  schätzen  und  man  läßt  deshalb  den  Kolonisten  die 
weitestgehende  Unterstützung  angedeihen. 

Im  oberen  C  i  s  n  e  s  t  a  1  findet  man  »große  Strecken  des  besten 
Weidelandes  abwechselnd  mit  steinigen  Geröllflächen,  auf  denen  kaum 
ein  paar  kümmerliche  Pampagräser  gedeihen,  und  sumpfigen  hochmoor- 
artigem Gelände,  von  Wasserlachen  durchsetzt.  Zu  Ackerbauzwecken 
dürften  weder  der  Boden  noch  das  Klima  besonders  geeignet  sein, 
wohl  aber  kann  Viehzucht  in  größerem  Maßstabe  betrieben  werden, 
wie  dies  gegenwärtig  auch  durch  eine  hauptsächlich  Schafe  züchtende 
chilenische  Landgesellschaft  tatsächlich  geschieht.  Die  Weideflächen 
der  Talgründe  und  besonders  der  Lomas  (gerundete  breite  Höhen- 
rücken) und  Bergflanken  sind  von  vielen  kleinen  Waldparzellcn  unter- 
brochen, die  dem  Vieh  Schutz  gegen  Kälte  und  Schnee  bieten.  Wasser 
ist  liberreich  vorhanden. <  Nach  Steffens  Erfahrungen  ist  anzunehmen, 
daß  die  tiefliegenden  Ländereien  der  subandinen  Täler  ein  weit  besseres 
Feld  für  Kolonisation,    namentlich  für  Kleinsiedlung,   abgeben    als   die 
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dem  Winterschnee  und  eisigen  Südoststürmen  schutzlos  preisgegebene 
Steppentafel  weiter  im  Osten. 

Im  unteren  A  i  s  e  n  t  a  1  e  ist  der  wirtschaftliche  Wert  der  Lände- 
reien nicht  besonders  hoch  zu  veranschlagen,  obzwar  der  Wald  einige 
gute  Nutzhölzer  enthält  und  die  ausgedehnten  Quiladickichte  reichliche 
Futtervorräte  für  Großvieh  darbieten.  Das  am  meisten  begünstigte 
Seitental  des  Aisengebietes  ist  das  Coihaiketal,  das  gute  Weidever- 
hältnisse aufweist,  besonders  in  den  oberen  Talabschnitten,  wo  die 
Terrassen  der  Gehänge  und  teilweise  auch  die  Niederungen  weit  und 
breit  von  vorzüglichem  Futtergras  bedeckt  sind.  Doch  beeinträchtigt 
der  Winterschnee  die  Brauchbarkeit  des  Tales  stark.  Die'  Durchfeuch- 
tung der  meist  weichen  Böden  durch  Regen  und  Schnee  ist  in  den 
Buchenwäldern  wie  auf  den  offenen  Pampaflächen  ganz  außerordentlich 
und  bringt  auf  geeigneten  Halden  ein  breiartiges  Zerfließen  des  Bodens 
und  in  den  kleinen  Senken  und  Mulden  Morast-  und  Sumpfbildungen 
hervor,  die  das  Gelände  auf  Monate  ungangbar  machen. 

Im  Bereich  der  Landenge  von  Ofqui  gibt  es  wohl  ebene  Land- 
striche, ihre  Ausnutzuug  zu  Kulturzwecken  wird  jedoch  durch  die 
häufigen  Flußanschwellungen  und  Ueberschwemmungen  infolge  der  ge- 
waltigen Regengüsse  erschwert,  die  sich  hier  zu  allen  Jahreszeiten  über 
das  Küstengelände  entladen. 

Das  geräumige  Tal  des  Bakerflusses  im  südlichen  Pata- 
gonien weist  weite  Strecken  tiefliegender  Ueberschwemmungsgebiete 
auf,  unfruchtbare  Geröll-  und  Landflächen,  Sumpfmoore  und  felsige 
Gehänge.  Der  Vorrat  an  nutzbaren  Hölzern  ist  gering.  Die  lange 
Dauer  der  Schneebedeckung  macht  das  Tal  für  Anbauzwecke  völlig 
ungeeignet.  Außer  einigen  Häuschen  am  Hafen  Pto.  Bajo  Pisagua  und 
an  verschiedenen  Halteplätzen  des  Flußweges  ist  hier  keine  Siedlung 
entstanden.  Die  Trockenlegung  der  Sümpfe,  die  zur  Gewinnung  von 
Weideland  erforderlich  ist,  hat  kaum  begonnen.  —  Am  Cochrane-  und 
Saltofluß  (Nebenflüssen  des  Bakerflusses)  ist  hingegen  Ueberfluß  an 
trefflicher  Bergweide  vorhanden.  Die  Hochwaldparzellen  enthalten 
gutes  Bauholz  und  würden  Tieren  Schutz  gegen  die  Unbilden  der 
Witterung  bieten,  wenn  die  Viehzucht  hier  Eingang  fände.  Die  Boden- 
qualität ist  gut,  aber  an  den .  Anbau  von  Feldfrüchten  ist  dennoch 
kaum  zu  denken,  weil  scharfe  Fröste  schon  früh  im  Jahre  eintreten. 
Sogar  im  Hochsommer  sinkt  des  Thermometer  unter  Null  und  es 
wurde  morgens  starke  Reifbildung  beobachtet. 

Südlich  vom  Bakerfluß  bis  zum  Montt-Golf  bietet  sich  vom  Westen 
infolge  des  Vorstoßens  der  Gletscher  bis  an  die  Fjorde  und  Täler 
nirgends  ein  praktischer  Zugang  nach  dem  Innern  Patagoniens.  Erst 
der  Montt-Golf  und  der  Kanal  von  Ultima  Esperanza  bilden  wieder 
einen  tief  landeinwärts  reichenden  Wasserweg.    An  dem  eben  genannten 
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Kanal  haben  deutsche  Kulturpioniere  in  den  neunziger  Jahren  Nieder- 
lassungen gegründet,  die  sich  in  bemerkenswerter  Weise  aufschwangen. 
Aber  nach  Erledigung  der  chilenisch-argentinischen  Grenzstreitigkeiten 
ließ  die  chilenische  Regierung  die  ihr  zugewiesenen  Ländereien  im 
Innern  des  Magellan-Territoriums,  und  auch  das  Gebiet  von  Ultima 
Esperanza  parzellieren  und  größtenteils  meistbietend  verkaufen.  Das 
Land  kam  damit  in  den  Besitz  einiger  weniger  kapitalkräftiger  Gesell- 
schaften, die  seitdem  die  Schaftzucht  in  den  Formen  des  modernen 
Großbetriebes  sowie  auch  verschiedene  damit  verbundene  Industrien 
(Talg-  und  Konservenfabriken,  Gefrierfleischanstalten)  eingerichtet 
haben.  Der  größte  Teil  des  westlichen  Hinterlandes  von  Ultima  Es- 
peranza, ein  Gebiet  zusammenhängender  oder  von  einzelnen  Streifen 
Graslandes  unterbrochenen  Wälder,  ist  aber  von  der  Kolonisation  fast 
noch  unberührt.  Nach  Süden  hat  dieses  Gebiet  Verkehrswege  zu 
Lande  bis  nach  der  Stadt  Punta  Arenas,  in  deren  weiterer  Umgebung 
gleichfalls  der  Großbetrieb  der  Schafzucht  herrscht. 
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Klick  eil ',  Dr.  Zotkar,  Der  Schweigebefehl.  I,  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr 
(Paul  Siebeck),  1920.  158  S.,  8°.  Preis  15,60  Mk.  und  Teuerungs- 
zuschlag. 
Die  allgemeinste  Rechtsnorm,  die  theoretisch  konstruierbar  ist, 
würde  den  Rechtsgenossen  gebieten  müssen,  das  der  Gemeinschaft 
Förderliche  zu  tun.  Aber  schon  die  Notwendigkeit,  zu  bestimmen, 
wann  diese  Verpflichtung  eintritt  (stets  oder  nur  in  generell  bestimmten 
Sonderfällen),  führt  zu  Spezialisierungen  dieser  allgemeinsten  Norm. 
Die  Rechtsordnung  will  nicht,  wie  die  ethische  Ordnung,  die  gesamte 
Persönlichkeit  des  Menschen  erfassen  und  allen  ihren  Bestrebungen 
richtunggebend  werden,  sondern  nur  die  Forderungen,  die  jeweils  als 
im  Interesse  der  Gemeinschaft  besonders  dringlich  erkannt  sind,  durch- 
setzen, und  zwar  mittels  genereller  Anordnungen,  denen  auch  die- 
jenigen Rechtsgenossen  zu  folgen  verpflichtet  sind,  die  ihre  Notwendig- 
keit oder  Zweckmäßigkeit  im  speziellen  Falle  oder  auch  generell  nicht 
erkennen.  Eben  dieser  autoritative  Charakter  der  Rechtsordnung,  der 
auch  im  freiesten  Staate  in  die  Erscheinung  treten  muß,  ist  es,  der 
dazu  führen  muß,  daß  unnötige  Bindungen  der  Individualität  durch 
Rechtsnormen  vermieden  werden  müssen.  Sofern  eine  Rechtsgemein- 
schaft ihre  Spezialzwecke,  die  zwischen  jenem  allgemeinsten  Zwecke 
der  Förderung  der  Gemeinschaft  und  der  individuellen  Freiheit  ver- 
mitteln, aufgestellt  hat,  muß  sie  zu  weiteren  Spezialisierungen  schreiten. 
Ohne  speziellere  Normen  würden  die  Rechtsgenossen  zum  Teil  nicht 
die  besten  Wege  erkennen,  auf  denen  jene  allgemeineren  Zwecke 
am  ehesten  erreicht  werden  können,  zum  Teil  würden  sie  sich  bös- 
willig ihren  Verpflichtungen  zu  entziehen  in  der  Lage  sein,  ohne  als 
Rechtsungehorsame  zu  erscheinen,  da  jene  allgemeineren  Zwecke  auf 
sehr  verschiedene  Weise  gefördert  werden  können  und  die  Rechts- 
genossen im  konkreten  Falle  einen  Weg  wählen  könnten,  der  wohl 
generell  dazu  geeignet  erscheinen  könnte,  von  dem  ihnen  aber  im 
konkreten  Falle  bekannt  ist,  daß  er  nicht  zum  Ziele  führt.  Auch  in 
andern  Fällen  wäre  die  Feststellung  des  bewußten  Rechtsgehorsams 
beim  Fehlen  speziellerer  Norm  sehr  schwierig.  Diese  spezielleren 
Normen  sind  also  in  Beziehung  auf  jene  allgemeineren  Normen  in  ge- 
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wissem  Sinne  als  Verfahrensnormen  anzusehen.  —  Auch  die  Vermitt- 
lung von  Kenntnissen  aller  Art  ist  ein  allgemeiner  Zweck,  den  sich 
die  Rechtsgemeinschaften  gesetzt  haben.  Aber  auch  dieser  allgemeine 
Zweck  ist  begrenzt  durch  die  Notwendigkeit,  speziellere  Normen  über 
die  Fälle  der  rechtlich  gebotenen  Kenntnisvermittlung  aufzustellen,  da 
nicht  einmal  ethisch  jeder  verbunden  ist,  stets  und  überall  allen  das 
zu  offenbaren,  was  er  als  wahr  erkannt  hat.  Aber  auch  die  Wege  für 
eine  den  Interessen  der  Rechtsgemeinschaft  entsprechende  Kenntnis- 
vermittlung müssen  mit  Rücksicht  auf  in  dieser  Beziehung  bestehende 
Unkenntnisse  und  Böswilligkeiten  unter  den  Rechtsverpflichteten  durch 
speziellere  Normen  gezeigt  werden.  Es  müssen  nicht  nur  Normen  über 
die  in  dieser  Beziehung  bestehenden  positiven  Wahrheitsmitteilungs- 
pflichten,  z.  B.  der  Eltern  bei  der  Erziehung  der  Kinder,  der  Inhaber 
der  Schulämter  usw.,  sondern  auch  unter  Begrenzung  des  Zweckes  der 
allgemeinen  Kenntnisvermittlung  Schweigepflichtnormen  auferlegt  wer- 
den, die  diesen  Zweck  in  die  notwendige  Uebereinstimmung  mit  den 
sonstigen  Zwecken  der  Rechtsgemeinschaft  bringen.  Daher  dürfen  die 
Eltern  nicht  durch  eine  ungeeignete,  zu  intensiv  sexuelle  Aufklärung 
ihre  Kinder  in  Gefahr  bringen,  auf  Abwege  zu  geraten,  dürfen  Straf- 
vollstreckungsorgane  nicht  vorzeitig  ihre  zum  Zwecke  der  Ergreifung 
eines  Verbrechers  getroffenen  Maßnahmen  offenbaren,  so  daß  ihm  die 
Flucht  erleichtert  werden  könnte,  dürfen  Eisenbahnverwaltungsorgane 
nicht  ein  neues  Eisenbahnprojekt  zu  früh  veröffentlichen,  damit  nicht 
Spekulationskäufe  hinsichtlich  des  in  Frage  kommenden  Geländes  vor- 
kommen. Alle  diese  generellen  Schweigepflichten  beruhen  im  Grunde 
auf  Normen,  die  das  Verfahren  zur  Erreichung  der  allgemeineren 
Rechtszwecke  regeln.  Zu  ihnen  gehört  auch  §  175  Abs.  2  des  Ge- 
richtsverfassungsgesetzes, nach  welchem  bei  nicht  öffentlichen  Gerichts- 
verhandlungen allen  Anwesenden  ein  besonderer  Schweigebefehl  auf- 
erlegt werden  kann,  dessen  Verletzung  in  Artikel  II  des  Gesetzes, 
betreffend  die  unter  Ausschluß  der  Oeffentlichkeit  stattfindenden  Ge- 
richtsverhandlungen, vom  5.  April  1888  unter  Strafe  gestellt  ist.  Hier 
handelt  es  sich  um  Schweigepflichten,  die  durch  eine  besonders  darauf 
gerichtete  Rechtszweckerklärung  eines  Organs  in  jedem  konkreten  Falle 
besonders  entstehen.  Käckell  hat  in  seiner  sehr  interessanten  Mono- 
graphie nach  Erörterung  der  geschichtlichen  und  rechtlichen  Grund- 
lagen die  Voraussetzungen  für  den  Erlaß  des  Schweigebefehls,  den 
Befehlenden,  den  Befehlsempfänger,  den  Gegenstand,  den  Erlaß,  die 
Aenderungcn  und  das  Ende  des  Befehls  in  einer  Weise  erörtert,  die 
mannigfache  Anregungen  auch  für  die  allgemeine  Betrachtung  anderer 
Rechtspflichten  gibt.  Das  Werk  ist  daher  für  die  nähere  Umgrenzung 
der  Rechtspflichten  im  allgemeinen  in  Theorie  und  Praxis  von  Wert 
und  verdient  besonders  das  Interesse  der  wissenschat'tli<  h  tatigen  Juristen. 
Wenn   er   allerdings  den  Schweigebefehl  als  Rechtssatz  im  materiellen 
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Sinne  auffaßt,  so  verkennt  er,  daß  der  Rechtssatz  oder  die  Rechtsnorm 
begrifflich  generelle  Regelungen  enthalten,  während  es  sich  hier  um 
die  Regelung  eines  konkreten  oder  speziellen  Tatbestandes  durch  eine 
Anordnung  handelt.  Die  Auffassung  von  den  Individualgesetzen  (z.  B. 
Etatgesetzen)  auch  als  materieller  Rechtsnormen  darf  als  im  allgemeinen 
aufgegeben  und  vor  allem  als  nicht  zutreffende  bezeichnet  werden. 
Wenn  auch  manche  Einzelergebnisse  der  Arbeit  nicht  ganz  zweifelsfrei 
sein  dürften,  so  ist  doch  das  Bestreben  des  Verfassers,  aus  einer 
Spezialfrage  allgemein  gültige  Grundsätze  abzuleiten,  sehr  anzuerkennen. 
Solche  theoretische  Arbeit  müßte  in  viel  weiterem  Umfange  geleistet 
weiden  als  es  tatsächlich  geschieht.  Dann  würden  die  Rechtsnormen 
so  gefaßt  werden  können,  daß  die  nachgerade  unübersehbare  Zahl  der 
Streit-  und  Zweifelsfragen  sich  erheblich  verminderte  und  nicht  nur 
der  Jurist,  der  heute  Mühe  hat,  in  dem  Wirrwarr  der  Spezialnormen 
nicht  die  allgemeinen  Gesichtspunkte  zu  verlieren,  sondern  auch  der  Laie 
mit  größerem  Erfolge   rechtswissenschaftliche  Studien  treiben  können. 

Regierungsrat  Dr.  Beyer   in  Lübeck. 
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Nawias ky,  Dr.  Hans,  Der  Bundesstaat  als  Rechtsbegrijf.  Tübingen, 
J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck)  1920.  254  S.  8°.  Preis  M  24.— 
und  Teuerungszuschlag. 
In  einer  Zeit  wie  der  gegenwärtigen,  in  der  grundlegende  Aende- 
rungen  der  gesamten  staatlichen  Rechtsordnung  erfolgen,  ist  es  ver- 
dienstlich, wenn  die  Rechtsforscher  möglichst  scharf  umrissene  Rechts- 
begriffe als  die  ruhenden  Pole  in  der  Erscheinungen  Flucht  aufstellen, 
an  denen  die  Rechtspolitiker,  die  heute  besonders  zahlreich  sind,  sich 
schulen  können.  Solche  wissenschaftliche  Arbeit  wird  die  praktische 
politische  Tätigkeit  wesentlich  vereinfachen  und  fördern  können.  Be- 
sonders gilt  dies  von  den  Umwälzungen  auf  dem  Verfassungsgebiete. 
Die  Frage,  wann  gewaltsame,  gegen  eine  bestehende  Verfassung  ver- 
stoßende Mächte  ihrerseits  rechtlichen  Charakter  erlangt  haben  und 
Rechtsgehorsam  erheischen,  wird  hoffentlich  nur  noch  mit  Beziehung 
auf  vergangene  Vorgänge  unter  Zugrundelegung  klarer  Rechtsgrund- 
begriffe zu  untersuchen  sein.  Dagegen  wird  z.  B.  für  das  deutsche 
Verfassungsrecht,  und  zwar  wegen  der  starken  Konzentration  wesent- 
licher früher  bundesstaatlicher  Kompetenzen  beim  Reiche  wohl  in  nicht 
zu  ferner  Zeit,  die  Frage  nach  den  Unterschieden  zwischen  dem  Bundes- 
und Einheitsstaat  mit  mannigfachen  politischen  Konsequenzen  aktuell 
werden,  soweit  sie  es  nicht  schon  geworden  ist.  Nawiasky  versucht  es, 
in  seinem  Werke  einen  aus  dem  allgemeinen  Rechts-  und  Staatsbegriffe 
abgeleiteten  Bundesstaatsbegriff  aufzustellen.  Seine  Erörterungen  über 
den  Staatsbegriff  bringen  die  zahlreichen  Kontroversen  über  die  Be- 
standteile dieses  Begriffes  nicht  zu  abschließender  Klärung,  was  aller- 
dings  auch   nicht   der  Zweck  der  Arbeit  ist.     Wenn  er  die  Ueberord- 
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nung  des  Staatswülens  über  andere  ausschließlich  auf  den  Willen  des 
Uebergeordneten  basiert  und  darin  das  unterscheidende  Merkmal  der 
Staatsgewalt  gegenüber  andern  rechtlichen  Gewalten  sehen  will,  so  ist 
dagegen  einzuwenden,  daß  jede  rechtliche  Autorität  ihren  Bestand  aus 
ihrem  eigenen  Willen  herleitet,  und  daß  es  nicht  angängig  ist,  die 
diesem  Willen  Unterworfenen,  welche  gleichfalls  einen  Begriffsbestand- 
teil der  Rechtsgemeinschaft  bilden,  in  solchen  Gegensatz  zur  rechtlichen 
Autorität  der  Rechtsgemeinschaft  zu  setzen.  Man  kann  aus  den  Aus- 
führungen Nawiaskys  keine  scharfen  begrifflichen  Unterschiede  des  Staa- 
tes gegen  andre  Rechtsgemeinschaften  entnehmen.  Das  Staatsgebiet, 
welches  doch  z.  B.  gegenüber  wandernden  Volksstämmen  oder  kirch- 
lichen Rechtsgemeinschaften  einen  wesentlichen  Begriffsbestandteil  des 
Staates  bilden  dürfte,  will  der  Verfasser  aus  dem  Staatsbegriffe  elimi- 
nieren. Anderseits  geht  er  auf  die  besonders  für  den  Bundesstats- 
begriff  wesentliche  Frage  des  Umfanges  und  der  Art  der  staatlichen 
Rechtskompetenzen,  die  bei  den  nach  herkömmlicher  Definition  als 
Staaten  bezeichneten  Rechtsgemeinschaften  stets  einen  gewissen  Mindest- 
umfang besitzen,  nicht  ein.  Zu  diesem  Punkte  bitte  ich,  auf  meine 
eingehenden  Darlegungen  in  meiner  »Einführung  in  die  Probleme  des 
staatlichen  Rechts«  (Danzig,  Westpr.  Verlag)  verweisen  zu  dürfen.  Der 
grundlegende  Unterschied  in  der  Auffassung  des  Verfassers  gegenüber 
der  herrschenden  Lehre  ist  der,  daß  er  beim  Bundesstaat  eine  begriffs- 
notwendige Gleichordnung  der  Herrschaft  des  Bundes  und  der  Glieder 
annimmt,  weil  auch  die  Herrschaft  jedes  der  Glieder  des  Bundesstaates 
ursprünglich  unabgeleitet  sein  müsse.  Es  ist  aber  nicht  schlüssig  er- 
wiesen, daß  der  Staat  nicht  auch  andern  Rechtsautoritäten  gehorsams- 
pflichtig sein  könne.  Wie  er  sich  der  Autorität  der  Völkerrechtsgemein- 
schaft beugt,  so  kann  er  auch  der  Autorität  eines  ihm  übergeordneten 
Staates,  besonders,  wenn  er  an  dessen  Willensbildung  aktiv  beteiligt  ist, 
unterworfen  sein.  Diese  übergeordnete  Autorität  darf  nur  keine  so 
weitgehenden  Rechtskompetenzen  in  bezug  auf  den  ihr  gehorsam- 
pflichtigen Staat  haben,  daß  dessen  begriffsmäßiger  eigener  Mindest- 
kompetenzumfang  nicht  mehr  vorhanden  ist.  Gliedstaaten  eines  Bundes- 
staates, die  diesen  Kompetenzumfang  verloren  haben,  büßen  ihre  staat- 
liche Eigenschaft  ein,  womit  auch  der  Bundesstaat  als  solcher  sein 
Ende  erreicht  hat.  Auch  der  Verfasser  ist  der  Meinung,  daß  das 
Wesentliche  bei  der  Begriffsbestimmung  der  Kompetenzumfang  einer- 
seits des  Bundesstaates,  anderseits  des  Gliedstaates  sei.  Aber  wegen 
der  von  ihm  aus  der  Ursprünglichkeit  der  Staatsgewalt  gefolgerten 
Koordination  der  Bundesstaats-  und  Gliedstaatsgewalt  sieht  er  in  den 
Gliedstaaten  die  Träger  rechtlicher  Herrschaften,  von  denen  ein  be- 
stimmter Ausschnitt  eine  besondere,  Ihnen  gemeinsame  Herrschaft 
des  Bundesstaates  bildet  Da  aber  der  Gliedstaat  dieser  Herrschaft, 
wenn   er   auch   an   ihr   beteiligt   ist,    unterworfen   ist,  scluint  doch  die 
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zum  Nachweise  der  Koordination  verwandte  Beweisführung  nicht 
schlüssig  zu  sein.  Die  Ueberordnung  der  bundesstaatlichen  Autorität 
über  die  der  Gliedstaaten  muß  zwar  einen  solchen  Umfang  haben,  daß 
man  die  bundesstaatliche  Autorität  eben  als  staatliche  bezeichnen  kann, 
wobei  es  hierfür  unerheblich  ist,  ob  sie  die  Angehörigen  der  Glied- 
staaten unmittelbar  erfaßt,  insofern  also  die  Gliedstaaten  zur  Unter- 
lassung von  entgegenwirkenden  Maßnahmen  anhält,  oder  sich  an  diese 
Angehörigen  der  Gliedstaaten  durch  das  Mittel  der  Gliedstaaten  wendet. 
Die  bundesstaatliche  Autorität  kann  aber  innerhalb  der  genannten 
Grenzen  von  sehr  verschiedenem  Umfange  sein.  Eliminiert  sie  die 
Autorität  der  Gliedstaaten  in  weiterem  Umfange  als  es  deren  Staats- 
eigenschaft zuläßt,  so  werden  sie  reine  Selbstverwaltungskörper,  evtl. 
fallen  sie  ganz  fort.  Immerhin  verdienen  die  ohne  die  erwähnte  Fol- 
gerung des  Autors  betrachteten  Ausführungen  des  Verfassers  über  die 
Ursprünglichkeit  der  Staatsgewalt,  besonders  gegenwärtig,  wo  die  Ver- 
tragstheorie für  die  Entstehung  und  das  Wirken  des  Staates  den  Ver- 
trag zwar  nicht  als  historische,  aber  doch  als  begriffliche  Grundlage 
für  das  Wirken  der  staatlichen  Rechtsautorität  hinstellen  will,  größte 
Beachtung.  Für  den  Rechtsforscher  sind  von  besonderem  Werte  die 
fein  durchgearbeiteten  Ausführungen  über  die  bundesstaatlichen  Rechts- 
verhältnisse im  Beharrungszustande  und  in  der  Bewegung  und  auch 
die  zahlreiche  moderne  Probleme  berührenden  Ausführungen  über  das 
Ende  des  Staates.  Regierungsrat  Dr.  Beyer  in  Lübeck. 


Jöhlinger ,  Dr.  Otto,  Zeitungswesen  und  Hochschulstudium.  Jena, 
Gustav  Fischer,  1919.  179  S.  8°. 
Der  Verfasser  erzählt  in  der  Vorrede,  daß  er  191 8  beim  preußi- 
schen Kultusministerium  den  Antrag  auf  Behandlung  des  Zeitungs- 
wesens an  der  Berliner  Universität  gestellt  habe,  daß  aber  dieses  den 
Gegenstand  an  das  Orientalische  Seminar  verwiesen  habe.  Man  wird 
schwerlich  annehmen  dürfen,  daß  das  Ministerium  damit  dem  Orien- 
talismus in  der  Presse  habe  ein  Kompliment  machen  wollen  und  wird 
sich  auch  den  Kopf  nicht  darüber  zerbrechen,  warum  der  Verfasser 
die  »Einführung«  zu  den  Vorlesungen  an  jenem  Seminar  über  »Das 
Zeitungswesen  in  Deutschland  und  dem  Ausland«  in  Gestalt  eines  Buches 
hat  erscheinen  lassen.  Auf  dem  Titelblatt  nennt  er  sich  »leitender 
Redakteur  der  volkswirtschaftlichen  Abteilung  der  Deutschen  Allge- 
meinen Zeitung«,  und  in  der  Tat  muß  es  wohl  ein  solcher  sein,  der 
ein  gegen  200  Seiten  starkes  Buch  ohne  Inhaltsübersicht  und  Einteilung 
in  Abschnitte  herausgibt.  Dergleichen  kann  nur  ein  Journalist,  der  mit 
der  Schere  arbeitet.  Eine  systematische  Darstellung  darf  man  also 
nicht  erwarten.  Auch  nicht  eine  Erörterung  der  Stellung  des  Zeitungs- 
wesens  im  Universitätsunterricht,   es   müßten   denn   die  flüchtigen  Be- 
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merkungen  über  die  Bedeutung  jenes  für  die  allgemeine  Bildung  dahin 
gerechnet  werden.  Sonst  enthält  das  Buch  nur  Ausführungen  über  die 
Stellungnahme  des  Verfassers  zu  den  wichtigsten  Streitfragen  der  Presse. 
Beim  Durchblättern  mag  es  zunächst  scheinen,  als  habe  der  Verfasser 
lediglich  die  zahlreichen  durch  den  Druck  herausgehobenen  Zitate 
textlich  verbunden.  Die  Beziehungen,  die  Bismarck,  Treitschke,  Lassalle, 
Schaffte,  Bücher  und  andere  zur  Presse  gehabt  und  wie  sie  über  die 
Zeitung  geurteilt  haben,  wird  in  journalistischer  Form  erzählt.  Von 
Goethe  bis  Scheidemann,  der  sich  als  »Veteran  der  Presse«  vorstellt, 
erhält  der  Neuling  in  journalistischen  Dingen  mancherlei  Aufschluß. 
Der  Leser  erfährt,  daß  der  Kabinettchef  des  Reichspräsidenten  ein 
früherer  Journalist  ist  und  daß  der  Pressechef  des  Reichskanzlers  Ul- 
rich Rauscher  heißt.  Aber  dies  gehört  in  das  Buch  ebenso  hinein  wie 
die  Mitteilungen  aus  dem  Reisetagebuch  des  journalistischen  Tibet- 
reisenden Brunhuber  und  die  Zitate  aus  Sven  Hedin  über  den  verdienst- 
vollen journalistischen  Lehrer  und  Schriftsteller.  Es  ist  eben  in  jeder 
Hinsicht  ein  Journalistenbuch,  und  als  solches  wird  es  seinen  Zweck, 
eine  erste  flüchtige  Bekanntschaft  mit  dem  heutigen  Zeitungswesen  zu 
vermitteln,  wohl  erfüllen. 

Besonderes  Interesse  verdient  das  Unterrichtsprogramm  O.  Jöh- 
lifigers.  Manches  Stichhaltige  ist  hier  gesagt.  Für  Journalisten  kommen 
seine  Vorlesungen  erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht.  Ihr  Hauptzweck 
(vielleicht  nicht  ganz  deutlich  umschrieben)  ist:  den  Leser  mit  den 
notwendigen  Wissenschaften  und  dem  technischen  Rüstzeug  zu  versehen, 
damit  er  die  Zeitung  mehr  als  bisher  mit  Verständnis  und  Kritik  zu 
lesen  verstehe.  Daneben  soll  dem  Studenten  »in  erster  Linie«  ein  Ein- 
blick in  die  Technik  der  Presse  und  ihre  Organisation  gegeben  werden. 
Mangel  an  Vielseitigkeit  läßt  sich  dem  von  O.  Jöhlinger  skizzierten 
Unterrichtsplan  nicht  vorwerfen.  Vorträge  ausländischer  Journalisten 
über  die  Presse  ihrer  Länder  wird  so  leicht  eine  andere  Universität 
nicht  bieten  können.  Anderswo  wird  man  sich  damit  behelfen  müssen, 
die  ausländische  Presse  an  der  Hand  des  Zeitungsmaterials  und  der 
wissenschaftltchen  Literatur  zu  studieren. 

Solange  durch  solche  Veranstaltungen  die  wissenschaftliche  Arbeit 
nicht  zu  kurz  kommt,  solange  die  akademische  Unterrichtsanstalt  auf 
diesem  Wege  nicht  zu  einer  Organisation  für  Veranstaltung  von  Unter- 
haltung wird,  braucht  gegen  dieses  System  keine  grundsätzliche  Ein- 
wendung erhoben  zu  werden.  Immerhin  kann  die  Vermutung  geäußert 
werden,  daß  solche  Darbietungen  weniger  für  Lernende  als  für  gelernte 
journalistische  Interessenten  geeignet  sind  und  demzufolge  weniger  in 
die  Hochschule  als  in  die  Fortbildungskurse  gehören.  Vor  zwei  Jahr- 
zehnten, als  an  eine  —  von  Sachkundigen  unlängst  als  panoptikumaiti^ 
chnete  —  Ausgestaltung  deutscher  Hochschulen  in  dieser  Richtung 
noch  nicht  zu  denken  war,  hat  ein  10  gediegener  Journalist  wie  Jacobi- 
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Hannover    den    Studierenden   der   Zeitungskunde    empfohlen,   bei  der 
Wahl   des  Studienortes   zunächst   nicht   Berlin,   sondern  aus  Gründen 
der  wissenschaftlichen  Ausbildung  der  Kleinstadtuniversität  —  damals 
Heidelberg  —  den  Vorzug  zu  geben.     Von  den  Ausführungen  Jöhlingers 
über  Parlament  und  Presse   wie   von  den  Bemerkungen  über  die  Stel 
lung  der  Journalisten  in  der  Gesellschaft,  ihre  Organisation,  über  Ano 
nymität,  Anstand   und   guten  Ton   in   der  Presse,  über  die  Wahrheits 
liebe   der  Presse   und   manches   andere   wird   jeder   Zeitungsleser   mi 
Interesse  Kenntnis  nehmen,  ebenso  von  der  vielbeschriebenen  Korrup 
tion  der  ausländischen  Presse  und  von  dem  von  O.  Jöhlinger  vertretenen 
»Standpunkt,   daß  wir   in   Deutschland   eine  anständige   und  qualitativ 
nicht  gering  einzuschätzende  Presse  haben  ......    An  der  Besserung 

der  Pressezustände  sollen  der  Leserkreis,  die  Verleger  und  die  Jour- 
nalisten in  gleicher  Weise  mitarbeiten.  Der  Leserkreis  soll  das  Gute 
vom  Schlechten  unterscheiden,  der  Verleger  soll  sich  nicht  als  Geld- 
verdiener betrachten,  den  Journalisten  ist  —  nach  Schiller  —  »der 
Menschheit  Würde«  in  die  Hand  gegeben.  Leider  wird  dieser  Vor- 
schlag zur  »Selbsthilfe«  wenig  fruchten;  denn  der  Leserkreis,  die  Masse, 
will  und  muß  Sensation  haben,  der  Verleger  will  und  muß  Geld  ver- 
dienen, der  Journalist  muß  —  ob  er  will  oder  nicht  —  der  Organi- 
sation des  Unternehmens  sich  einfügen.  Ihm  dient  er  zunächst.  Aus- 
nahmen gibt  es,  bekanntlich  werden  nicht  alle  derartigen  Unternehmungen 
rein  erwerbswirtschaftlich  betrieben.  Für  die  wissenschaftliche  Betrach- 
tung des  Zeitungswesens  ist  aber  das  Sensationsbedürfnis  der  Masse 
ebenso  schlechthin  eine  gegebene  Tatsache  wie  der  erwerbswirtschaft- 
liche Charakter  der  Zeitungsunternehmung  oder  die  dem  entsprechende 
wirtschaftliche  und  rechtliche  Stellung  des  Journalisten  innerhalb  oder 
außerhalb  der  Unternehmung.  Von  der  wissenschaftlichen 
Zeitungskunde  wird  man  nicht  erwarten  dürfen,  daß  sie  mit  dergleichen 
ebenso  ethischen  wie  billigen  Rezepten  Zeitungspolitik  macht.  Ihre 
Aufgabe  ist,  das  Tatsächliche  zu  erkennen,  zu  verstehen  und  allerdings 
auch  auszusprechen.  Dazu  gehört  sogar  für  den  freien  Gelehrten  ein 
nicht  alltäglicher  Mut.  Das  Buch  schließt  mit  dem  erwähnten  ideali- 
stischen Wunsche,  der  vielleicht  ein  frommer  Wunsch  bleiben  wird. 
Dieser  Schluß  bezeichnet  in  zutreffender  Form  die  Grenzen,  die  der 
praktische  Journalist  als  akademischer  Lehrer  so  leicht  nicht  über- 
schreiten wird.  Der  Verfasser  wiederholt  an  unzähligen  Stellen  die 
Absicht,  über  dieses  und  jenes  noch  ausführlicher  zu  sprechen.  Er 
wird  wohl  die  so  ausgestellten  Wechsel  einlösen.  Ob  aber  die  Zeitungs- 
kunde mit  der  vorliegenden  Probe  das  akademische  Bürgerrecht  ge- 
wonnen hat,  mag  bezweifelt  werden.  W.  Schöne. 
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Leder  er,  Prof.  Dr.  Emil,  Deutschlands  Wiederaufbau  und  weltwirt- 
schaftliche Neueingliederung  durch  Sozialisierung.  Tübingen,  J.  C.  B. 
Mohr  (Paul  Siebeck).  120  S.  8°.  Preis  M.  7.— und  Teuerungszuschlag. 

Das  Buch  hält  mehr  und  weniger  als-  der  Titel  verspricht.  Es  bietet 
keine  systematische  Erörterung  des  Wiederaufbaus  Deutschlands,  noch 
weniger  eine  solche  der  Beziehungen  seiner  Sozialisierung  zur  Welt- 
wirtschaft. Vielmehr  erörtert  es  die  Schicksale  der  deutschen  Volks- 
wirtschaft im  Kriege  und  während  des  Zusammenbruchs,  geht  nur  auf 
15  Seiten  in  großen  Umrissen  auf  die  sozialistische  und  kapitalistische 
Lösung  des  Problems  der  Neueingliederung  Deutschlands  in  die 
Weltwirtschaft  ein  und  widmet  zum  Schlüsse  36  Seiten  dem  Abdruck 
einer  im  Juni  1919  verfaßten  Studie  über  Wiederherstellung  des  Staats- 
haushaltes und  Wiederaufbau  der  Volkswirtschaft  nebst  Sozialisie- 
rung in  Oesterreich. 

Vortrefflich  sind  Lederers  Ausführungen  über  die  Volkswirtschaft 
im  Kriege  und  die  ökonomische  Umschichtung  während  dieser  Zeit; 
nicht  minder  auch  seine  Darlegungen  über  die  Schicksale  der  Valuta, 
sowie  ihren  Zusammenhang  mit  der  Inlandpreisbildung.  Was  er  von 
der  Ueberspannung  der  wirtschaftlichen  Kräfte  der  Völker  in  Industrie- 
staaten im  Gegensatz  zu  Agrarstaaten  oder  über  die  Förderung  und 
Ausgestaltung  der  Produktivkräfte  durch  den  Hochkapitalismus  sagt, 
ist  ausgezeichnet.  Auch  sonst  finden  sich  fein  durchgearbeitete  und 
gut  formulierte  Gedanken;  wobei  nur  hie  und  da  ein  österreichischer 
Ausdruck  stört,  den  die  übrige  Welt  nur  mit  Hilfe  eines  Lexikons  ver- 
steht (z.  B.  S.  81   »instradieren«). 

Um  so  merkwürdiger  berühren  uns  Auslassungen,  bei  denen  der 
Politiker  den  Gelehrten  zurückgedrängt  hat.  So  ist  S.  44  von  der 
»vernichtenden«  Niederlage  Deutschlands  im  Felde  die  Rede.  S.  49 
heißt  es:  »Der  moralische  Zusammenbruch  der  besitzenden  und  herr- 
schenden Klassen  hatte  die  Position  der  Arbeiterschaft  ins  Ungemes- 
sene gesteigert,  ja  ihr  die  Herrschaft  geradezu  aufgedrängt.«  —  Der 
Verfasser  scheut  sogar  (S.  46)  nicht  vor  der  Behauptung  zurück,  das 
»Streikfieber«  (die  Gänsefüßchen  rühren  von  ihm  her,  weil  er  die  Dinge 
anders  sieht)  der  Revolutionsmonate  habe  wesentliche  Produktions- 
minderungen nicht  zur  Folge  gehabt ;  für  ein  wissenschaftliches  Buch 
eine  erstaunliche  Behauptung. 

Interessant  ist  die  kapitalistische  Einstellung  dieses  sozialistisch 
orientierten  Autors.  Die  Durchsetzung  sozialistischer  Ideen  in  den 
heute  siegreichen  Ländern,  so  betont  er,  werde  keineswegs  mit  Sicher- 
heit dazu  führen,  den  kapitalistischen  Druck  der  verarmten  fremden 
Länder  zu  mildern.  »Ein  englischer  Sozialismus  z.  B.  —  übrigens 
ebenso  ein  deutscher  —  würde  die  Besit/titel  an  ausländischen  Werten, 
welche   seine   Kapitalisten    besitzen,   enteignen,   aber   nicht  preisgeben 
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können.  Denn  die  Verfügung  über  Naturkräfte  und  vorgetane  Arbeit 
entscheidet  ja  mit  über  den  Ertrag  der  gesellschaftlichen  Arbeit  und 
damit  über  die  zur  Verfügung  stehenden  Gütermengen.  Der  Sozialis- 
mus würde  nicht  ohne  weiteres  auf  dieses  Erbe  des  Kapitalismus  ver- 
zichten.« Seite  73  und  in  der  Einleitung  stellt  L.  die  Behauptung  auf, 
in  der  heutigen  Situation  liege  für  unsere  Gegner  der  Zwang,  den 
»vollen  Sieg«  auszunützen ;  für  Deutschland  der  Zwang,  seine  Undurch- 
führbarkeit  zu  erweisen. 

Leipzig.  Ernst   Schultz  e. 


Wingendorf,  Rolf,  Die  Vernichtung  der  deutschen  Presse  in  Polen. 
Danzig-Langfuhr,  Brückenverlag,  1921.  42  S.  8°. 
Nicht  ohne  tiefe  Bewegung  kann  man  diese  Darstellung  des  Ver- 
nichtungskrieges lesen,  welchen  die  polnische  Verwaltung  in  den  ab- 
getretenen Gebieten  gegen  die  deutsche  Presse  führt.  Wegen  der 
angeblichen  Intoleranz  der  Deutschen  gegen  die  Polen  sind  Posen  und 
Westpreußen  dem  Deutschen  Reiche  genommen  worden;  was  aber  jetzt 
von  polnischer  Seite  geschieht,  um  den  Deutschen  die  gewohnten  Träger 
ihrer  Kultur  zu  entziehen  und  sie  wurzellos  den  neuen  Einflüssen  preis- 
zugeben, schreit  geradezu  zum  Himmel.  Der  Verfasser  gibt  eine  aus- 
führliche Liste  der  wegen  Ankaufs  der  Druckereien  durch  polnische 
Gesellschaften  oder  wirtschaftlicher  Bedrängnis  eingegangenen  deutschen 
Zeitungen  und  schildert  in  jedem  Falle  die  Umstände  ihres  Erliegens, 
behandelt  dann  die  Verbote,  die  Zensurmaßnahmen,  die  Erschwerung 
der  StorTbeschaffung  und  die  Hindernisse  der  Einfuhr  von  Zeitungen 
aus  dem  Reiche,  um  schließlich  in  einer  statistischen  Uebersicht  das 
Ergebnis  zu  ziehen.  In  Westpreußen  ist  die  Zahl  der  deutschen  Zei- 
tungen seit  1913  um  mehr  als  die  Hälfte  gesunken  und  die  Zahl  ihrer 
Abonnenten  beträgt  nur  etwa  ein  Fünftel  des  früheren  Bestandes.  Ein- 
gegangen sind  in  Polen  22  deutsche  Zeitungen,  von  denen  die  Hälfte 
durch  polnische  Unternehmer  aufgekauft  war.  Auch  unter  den  noch 
verbliebenen  geben  sich  manche  als  Werkzeuge  der  Polonisierung  her. 
Wenn  schließlich  der  Verfasser  den  Völkerbund  zum  Schützer  des  Rechts 
der  Deutschen  aufruft,  so  kann  man  solche  Hoffnungsseligkeit  wohl 
verstehen,  schwerlich  aber  teilen.  — r. 


Kommentar  zum  Reichsheimstättengesetz  vom  10.  Mai  1920  nebst  Muster- 
beispielen  für  die  wichtigsten  in  Frage  kommenden  Rechtsge- 
schäfte  von   Dr.  Bruno    Beyer.    Lübeck,   Fr.  Meyer   ü.  Co., 
1921.     36  S.     8°- 
Die   kleine   Schrift   enthält,   was    aus  dem  Titel   nicht  zu  ersehen 

ist,  einen  Abdruck  des  Textes  des  Heimstättengesetzes  nebst  ausführ- 
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liehen  erläuternden  Anmerkungen,  die  den  Paragraphen  folgen  und  am 
Schlüsse  den  vom  Reichsarbeitsministerium  herausgegebenen  Entwurf 
eines  Heimstättenvertrags.  Der  Kommentar  ist  sachgemäß  und  gibt 
über  Bedeutung  und  Tragweite  der  einzelnen  Bestimmungen  in  einer 
Weise  Aufschluß,  die  nicht  bloß  den  Juristen  befriedigen  wird.  Ver- 
missen kann  man  eine  Einleitung,  die  über  die  Geschichte  des  Ge- 
dankens der  Heimstätte  und  die  anderwärts  gemachten  Versuche  zur 
Lösung  der  ihr  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  die  nötigen  Nach- 
weisungen zu  bringen  gehabt  hätte.  Auch  würde  eine  kritische  Behand- 
lung des  durch  das  vorliegende  deutsche  Gesetz  gemachten  Lösungs- 
versuches nicht  ganz  unnütz  gewesen  sein.  — r. 


Bücherei  für  Bilanz  und  Steuern.  Herausgegeben  von  Prof.  Dr.  Groß- 
mann, Leipzig.  Im  Industrieverlag  von  Spaeth  u.  Linde,  Berlin, 
o.  J.     6  Bde. 

Unter  den  von  dieser  Sammlung  bis  jetzt  vorliegenden  sechs  Bändchen 
rühren  die  ersten  drei  vom  Herausgeber  her,  der  das  von  der  Handels- 
hochschule zu  Leipzig  1920  begründete  Steuerinstitut  leitet.  Sie  sind 
betitelt:  Bd.  1,  Einführung  in  das  System  der  Buchhaltung  als  Grund- 
lage der  Bilanz  (128  Seiten,  Preis  geb.  M.  8.25); 

Bd.  2,  Grundlagen  der  Bilanzlehre  mit  Hinweisen  auf  das  Steuer- 
recht (118  Seiten,  Preis  geb.  M.  8.80); 

Bd.  3,  Abschreibung  und  Steuer  unter  besonderer  Berücksichtigung 
der  neuen  Abschreibungsfragen  (181  Seiten,  Preis  geb.  M.  18. — ). 

Alle  drei  Schriften  hängen  insofern  innerlich  zusammen,  als  sie 
von  der  Bilanz  ausgehen  und  diese  in  den  Mittelpunkt  der  Erörterungen 
stellen,  wenn  dies  auch  nicht  so  ausschließlich  geschieht,  wie  es  mein 
früh  verstorbener  Schüler  Osbahr  in  seinem  Werke :  »Die  Bilanz  vom  Stand- 
punkt der  Unternehmung«  getan  hat.  Auch  zielen  die  drei  Arbeiten 
auf  den  gemeinsamen  Zweck  hin,  die  Bilanz  in  Zusammenhang  mit  der 
Steuer  zu  bringen,  was  in  dieser  Vollständigkeit  meines  Wissens  hier 
zum  erstenmal  versucht  wird. 

#  Wie  schon  der  Titel  besagt,  liefert  der  erste  Band  eine  allgemeine 
Einführung  in  die  doppelte  Buchhaltung  im  Zusammenhang  mit  der 
Bilanz,  insoweit  dies  zum  Verständnis  der  späteren  Ausführungen  nötig 
erscheint.  Es  wird  zwar  schon  hier  von  der  Bilanz  ausgegangen,  aber 
auch  die  kontenmäßige  Darstellung  der  Geschäfte  erläutert  und  ins- 
besondere auf  die  Gegensätzlichkeit  zwischen  Vermögenskonten  (Aktiva) 
und  Kapitalkonten  (Passiva)  Wert  gelegt. 

Bd.  2  ist  dann  ausschließlich  der  Bilanz  gewidmet,  wobei  zunächst 
zur  Klarmachung   des   Begriffs    und   des   Inhalts   der  Bilanz  eine  recht 
ausgewählte   Reihe  von  Bilftmbeispielen   mit  den  dazu  ge- 
rn-   \\\m\  Verlustkonten    aus   der   Praxis,   wenn  DÖtifi    mit 
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kurzen  Erläuterungen,  vorgeführt  wird.  Die  Beispiele  sind  absichtlich 
einer  Zeit  entnommen ,  in  der  die  Inflation  noch  nicht  eingesetzt 
hatte,  da  es  sich  zunächst  um  eine  allgemeine  Einführung  handelte,  bei 
der  Komplikationen  zu  vermeiden  waren.  Weitere  Abschnitte  sind  der 
Einteilung  der  Bilanzen  nach  verschiedenen  Gesichtspunkten,  wie  nach 
den  Zwecken,  Geschäftszweigen,  betriebswirtschaftlichen  Anlässen  usw., 
gewidmet.  Auch  die  Betriebsbilanz  nach  dem  Betriebsrätegesetz  vom 
4.  Februar  1920  und  5.  Februar  1921  wird  kurz  besprochen;  ausführ- 
licher hat  sie  Großmann  in  einer  vorausgegangenen,  im  gleichen  Ver- 
lage erschienenen  Arbeit  behandelt. 

Vom  betriebswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  ist  der  dritte  Band 
der  weitaus  wichtigere,  der  fast  ganz  den  Abschreibungen  in  der  Bilanz 
im  Zusammenhang  mit  der  Steuer  gewidmet  ist.  Unter  sorgfältiger 
Benutzung  der  besonders  reichen  Literatur  über  Abschreibungen  in 
Büchern  und  Zeitschriften  werden  die  verschiedenen  Methoden  der 
Abschreibung  mit  zahlreichen  Beispielen  aus  der  Praxis  der  Aktien- 
gesellschaften und  mit  Buchungsbeispielen  beschrieben,  erläutert  und 
kritisiert.  Die  wichtigsten  Bilanz-  und  Steuerfragen  der  jüngsten  Zeit, 
wie  Zulässigkeit  der  Abschreibung  von  Anlagewerten  auf  eine  Mark, 
Einfluß  der  Valutaentwertung  auf  die  Bilanz,  Steuerfreiheit  der  Er- 
neuerungsfonds, Zulässigkeit  einer  Gesamtabschreibung  usw.,  werden 
unter  Berücksichtigung  der  Steuergesetze,  deren  Ausführungsverord- 
nungen und  den  Entscheidungen  des  Reichsfinanzhofes  erörtert  und 
die  Ergebnisse  am  Schlüsse  der  einzelnen  Abschnitte  kurz  zusammen- 
gefaßt. 

Obgleich  der  Verfasser  von  vornherein  betont,  daß  die  Bilanz  die 
doppelte  Aufgabe  habe,  den  Vermögensstand  in  einem  gegebenen  Zeit- 
punkte festzustellen  (statische  Bilanz)  und  zugleich  die  Grundlage  für 
die  Erfolgsrechnung  zu  bieten  (dynamische  Bilanz),  so  bringt  es  der 
Zweck  seiner  Arbeit  doch  mit  sich,  daß  er  die  letztere  Aufgabe  in  den 
Vordergrund  stellen  muß,  also  mehr  dem  Prinzip  der  dynamischen 
Bilanz  zuneigt,  wie  es  von  Prof.  Schmalenbach  in  seiner  Zeitschrift  und 
neuerdings  in  Buchform l)  dargestellt  ist.  Die  hohen  Wiederbeschaf- 
fungskosten, die  sich  für  die  Betriebe  aus  der  fortschreitenden  Mark- 
entwertung ergeben,  haben  den  Verfasser  veranlaßt,  den  Vorgang 
der  Abschreibung  mit  dem  der  Erneuerung  zu  vergleichen.  Dabei 
mußte  sich  ergeben,  daß  es  nur  auf  dem  Wege  der  Erneuerung 
heute  möglich  ist,  die  Wiederanschaffungsbeträge  für  die  Betriebsanlagen 
bereitzustellen.  Prof.  Schmidt  hat  in  seiner  neuesten  Arbeit 2)  den  Ge- 
danken der  Reproduktionskosten  vertieft  und  vorgeschlagen,  daß  nicht 
der  Anschaffungs-,   sondern   der  Reproduktionswert  bilanziert  werden 

J)  Grundlagen  dynamischer  Bilanzlehre,  Leipzig,   1920. 

2)  Die  organische  Bilanz  im  Rahmen  der  Wirtschaft,  Leipzig,  1921. 
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muß,  wenn  der  steuerpflichtige  Umsatzgewinn  von  dem  Vermögens- 
zuwachs, der  nach  Schmidt  steuerfrei  zu  bleiben  hat,  geschieden  wer- 
den soll. 

In  Band  4  behandelt  Dr.  Sommerfeld,  Professor  an  der  Handels- 
hochschule in  Mannheim,  »Die  Wertansätze  in  der  Inventur«  (102  S., 
Preis  geb.  M.  12. — ).  Wertansätze  in  der  Inventur  und  solche  in  der 
Bilanz  decken  sich  und  insofern  behandelt  diese  Arbeit  das  gleiche 
Thema  wie  Band  3,  wenn  es  sich  um  Abschreibungen  handelt.  Auch 
der  Einfluß  der  Geldentwertung  auf  die  Schätzung  der  Inventurgegen- 
stände und  die  Bewertung  des  Unternehmens  als  Wertganzes  sind  be- 
reits im  vorausgehenden  Bande  behandelt.  Sommerfeld  dehnt  aber  seine 
Untersuchung  auf  alle  Bewertungsfragen  aus,  beschränkt  sich  also 
nicht  auf  Abschreibungen,  so  daß  seine  Arbeit  als  eine  Ergänzung  zu 
Bd.  3  angesehen  werden  kann.  Die  Beispiele  sind  recht  gut  gewählt, 
die  ganze  Darstellung  ist  bei  großer  Gedrängtheit  doch  klar  und  ein- 
fach. Einige  Druckfehler  in  Zahlen  und  Ausdrücken  könnten  bei  spä- 
teren Auflagen  vermieden  werden. 

In  Band  5  hat  Dr.  Findeisen,  Professor  an  der  Handelshochschule 
zu  Nürnberg,  die  »Umsatzsteuer  und  Buchführung«  (92  S.,  Preis  geb. 
M.  10. — )  in  lehrreicher,  für  die  Praxis  recht  nützlicher  Weise  behandelt. 
Die  verschiedenen  Methoden  der  Umsatzsteuerbuchführung  werden  in 
dieser  kleinen  Arbeit  geschickt  beschrieben  und  an  treffenden  Bei- 
spielen erläutert.  Man  ersieht  hieraus,  daß  die  Sache  doch  nicht  so 
ganz  einfach  ist  und  daß  das  Studium  des  Büchleins  den  Umsatzsteuer- 
pflichtigen recht  gute  Dienste  leisten  kann. 

In  Band  6  behandelt  Hofrat  Prof.  R.  Stern  die  »Bilanzdelikte« 
(86  S.,  Preis  geb.  M.  12. — ).  In  guter  Auswahl  und  möglichst  syste- 
matisch werden  aus  der  Strafpraxis  der  letzten  Jahre  eine  Reihe  von 
Inventur-  und  Bilanzdelikten  beschrieben  und  erläutert.  Eine  Zusammen- 
stellung der  am  häufigsten  vorkommenden  Bilanzunwahrheiten  und  der 
wichtigsten  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  über 
Bilanzdelikte  macht  die  Arbeit  besonders  wertvoll,  die  jedem  Leiter 
und  Buchhalter  einer  kaufmännischen  Unternehmung  zum  Studium 
zu  empfehlen  ist. 

Zusammenfassend  kann  gesagt  werden,  daß  die  bis  jetzt  erschienenen 
Bändchen  der  Sammlung  erkennen  lassen,  daß  diese  sowohl  für  die 
Lehrbedürfnisse  der  Handelshochschulen,  als  auch  insbesondere  zur 
Information  für  die  Geschäfts-  und  Steuerpraxis  recht  gute  Dienste 
leisten  wird.  Prof.  Dr.  Adler. 


Zizek,    Franz.     Grundriß  der  Statistik.     München,   Duncker   und    Ilum- 
blot  192 1. 
Nach  der  Bemerkung  im  Vorwort  hat  der  Verfasser  sich  die  Auf- 
gabe gestellt,   das  Gesamtgebiet  der  Statistik,  die   Theorie  und  den 
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praktischen  oder  besonderen  Teil,  einheitlich  darzustellen.  Die  »engste 
Wechselseitigkeit  zwischen  allgemeinem  und  besonderem  Teil«  sollte 
als  bestehende  »wirkliche  Einheit«  zum  Ausdruck  kommen.  Ein  solches 
Ziel  konnte  sich  nur  näherungsweise  verwirklichen  lassen.  Um  es  voll- 
kommen durchzuführen,  dazu  würde  eine  viel  weitergehende  Durch- 
bildung der  Theorie  der  Statistik  gehören,  als  bisher  tatsächlich  er- 
reicht ist.  Solange  viele  grundlegende  Fragen  der  Theorie  völlig  un- 
geklärt sind,  kann  schwerlich  erwartet  werden,  daß  eine  einheitliche 
Darstellung  der  Theorie  und  ihrer  praktischen  Anwendung  in  dem  an- 
gestrebten Maße  möglich  sein  werde.  Das  kommt  beim  Durchblättern 
des  neuen  Werkes  mit  aller  Deutlichkeit  zum  Bewußtsein.  So  vieles 
im  einzelnen  erreicht  und,  wie  nicht  anders  zu  erwarten  war,  muster- 
haft zur  Darstellung  gekommen  ist:  als  Gesamtwerk  kann  das  Gebotene 
bei  dem  heutigen  Stande  der  Theorie  und  gemessen  an  dem  Ziele 
des  Verf.,  nicht  restlos  befriedigen.  Auch  die  Geschichte  der 
Statistik  besteht  noch  immer  allzusehr  aus  der  Summe  der  verschie- 
densten Lehrmeinungen,  als  daß  die  Entwicklung  der  Hauptprobleme 
kätte  zur  Geltung  kommen  können.  Vor  mehr  als  zwanzig  Jahren 
hatte  Joh.  Richard  Mucke  in  Dorpat,  der  Verfasser  ebenso  gewagter 
wie  interessanter  ethnographischer  Studien,  den  Versuch  unternom- 
men, mit  der  ihm  eigenen  hahnebüchenen  Grobheit  seine  Auffassung  über 
das  »Prinzip  der  Statistik«  zum  Vortrag  zu  bringen.  Manch  förder- 
liche Bemerkung  über  das  Wesen  der  Statistik  ist  dort  —  allerdings 
neben  allzukühnen  Behauptungen  —  zu  finden.  Mehr  in  bezug  auf 
die  Form  als  auf  den  Inhalt  hat  ihn  damals  G.  von  Mayr  geistreich 
als  »Prinzipienreiter«  abgefertigt.  Aber  die  Sache  selbst  war  damit 
nicht  erledigt.  Was  Ferdinand  Tönnies  in  seinem  Aufsatz  über  die 
191 7  erschienene  »Moralstatistik«  schrieb,  bewegte  sich 'in  denselben 
zuletzt  von  Wappäus  und  Mucke  vertretenen  Gedankengängen.  An 
diesen  Grundproblemen  geht  Zizek  zu  zaghaft  vorüber.  Er  ist  sicht- 
lich bemüht,  eine  vermittelnde  Stellung  einzunehmen.  Damit  ver- 
zichtet er  auf  manche  Erkenntnisse,  ebenso  auf  die  Abrundung  und 
Geschlossenheit  der  Darstellung,  die  er  gerade  als  Ziel  aufgestellt 
hatte.  Unter  dem  »Wesen«  der  Statistik  wird  offenbar  ihre  »Auf- 
gabe« verstanden,  oder  es  werden  die  verschiedenen  Bedeutungen  des 
Wortes  Statistik  erläutert.  Der  allgemeinen  Methodenlehre  wird  im 
zweiten  Teil  des  Werks  eine  materielle  Statistik  und  spezielle  Metho- 
denlehre gegenübergestellt.  Diese  spezielle  Methodenlehre  ist  nach 
Z.  >in .  unzählige  Teilfragen«  zersplittert.  Die  Zusammenfassung  bleibt 
also  rein  äußerlich,  redaktionell.  In  den  Einzelheiten  oft  vorzüglich, 
muß  das  Ganze  —  notwendigerweise,  wie  oben  angedeutet  —  manche 
Wünsche  unerfüllt  lassen.  —  Mit  ungeteilter  Freude  wird  dagegen  die 
Mehrheit  der  Studierenden  das  neue  Lehrbuch  begrüßen.  Nicht  des- 
halb,  weil  manche  wichtige  Abschnitte    der  materiellen  Statistik  kaum 
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zwei  Seiten  ausfüllen,  sondern  deshalb,  weil  es  dem  Verfasser  tatsäch- 
lich in  hohem  Maße  gelungen  ist,  den  umfangreichen  und  spröden 
Stoff  übersichtlich  und  durchsichtig  zur  Darstellung  zu  bringen. 

W.  Schöne. 


Below,  G eorg  von,  Probleme  der  Wirtschaftsgeschichte.  Eine  Ein- 
führung in  das  Studium  der  Wirtschaftsgeschichte.  Tübingen, 
J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck)  1920.  711  S.  8°.  M.  45.—,  geb. 
M.  60.—. 

Die  Stärke  des  Verfassers  liegt  im  Verneinen,  und  wenn  er 
jetzt  die  Aufsätze,  in  welchen  er  diese  Stärke  betätigt  hat,  zu  einer 
Sammlung  vereinigt,  so  folgt  er  der  Neigung,  die  im  vorgeschrittenen 
Lebensalter  Männer  der  Wissenschaft  leicht  ergreift,  ein  Stück  LebensT 
werk  im  Ueberblick  zu  zeigen.  Es  kann  auch  ganz  nützlich  sein,  wenn 
dem  nachfolgenden  Geschlechte  vor  Augen  gestellt  wird,  an  wieviel 
Punkten  über  die  Ergebnisse  der  wirtschaftswissenschaftlichen  Forschung 
die  ätzende  Flüssigkeit  der  Kritik  ausgegossen  worden  ist  und  wie 
vielem,  das  andere  für  ausgemacht  hielten,  durch  einen  Geschichts- 
forscher vom  Range  v.  Belows  widersprochen  worden  ist.  Aber  den 
Eindruck  positiver  Leistung  kann  solches  Widersprechen  doch  nicht 
hervorrufen.  Einwendungen  werden  noch  dadurch  nicht  wahr,  daß 
man  sie  mit  neuen  Belegen  wiederholt  oder  Kataloge  von  Eideshelfern 
aufstellt,  die  man  gefunden  hat,  und  was  vor  zwanzig  Jahren  aktuell 
war,  kann  es  heute  nicht  mehr  sein.  Die  neuen  Zusätze  müssen  zudem 
als  Treppenwitze  erscheinen,  die  in  der  Kritik  so  wenig  angebracht 
sind,  wie  in  der  Politik.  Werden  schließlich  alle  diese  Polemiken  unter 
dem  hochtönenden,  aber  doch  gegenwärtig  unendlich  gemißbrauchten 
Namen  Probleme  zusammengefaßt,  so  fragt  man  erstaunt,  wer  denn 
diese  Dinge  für  Probleme  hält.  Denn  daß  der  Verfasser  unter  diesem 
Ausdruck  wissenschaftliche  Aufgaben  verstanden  wissen  wollte,  deren 
Lösung  noch  nicht  gelungen  ist,  scheint  einfach  durch  die  immer  wieder- 
kehrende Versicherung  ausgeschlossen,  daß  er  dieses  oder  jenes  »be- 
wiesen« habe.  Eine  >Einführung  in  das  Studium«,  wie  der  Nebentitel 
sagt,  liegt  auf  keinen  Fall  vor.  Kinder  müssen  mit  Milch  ernährt 
werden,  nicht  mit  Pfeffer. 

Seit  einem  Menschenalter  ist  in  Deutschland  kaum  ein  größerer 
Beitrag  zur  Wirtschaftsgeschichte  erschienen,  dem  nicht  G.  von  B 
in  einem  Aufsatze  widersprochen  hätte.  G.  Schmoller,  K.  Lamprecht  % 
W.  Sombart,  K.  Bücher  und  manchem  anderen  ist  gesagt  worden,  daß 
sie  sich  nicht  einfallen  lassen  sollten,  eine  eigene  Meinung  haben  zu 
dürfen:  ein  anderer  wisse  das  alles  besser.  Die  Kritik  war  hier  zu 
einer  Art  Jagdsport  geworden,  der  das  Wild  zur  Strecke  brachte,  wo 
es  sich  zeigte,  um  dann  Halali  zu  blasen.  Es  brauchten  nicht  etwa 
grundlegende  Dinge   zu   sein,   die  den  Eifer   entfachten.    Der  positive 
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Wert  einer  Gesamtleistung  kam  oft  gar  nicht  in  Frage.  Ja  es  konnte 
so  scheinen,  als  ob  fremde  Schriften  nur  gelesen  worden  seien,  um 
irgendeinen  schwachen  Punkt,  eine  den  Verfassern  selbst  als  neben- 
sächlich erschienene  Frage  herauszufinden,  an  die  sich  ein  Widerspruch 
anknüpfen  ließe  und  diesen  dann  maßlos  zu  übertreiben.  Die  Wirkung 
blieb  allemal  dieselbe.  Das  große  Publikum  sagte  sich:  »Das  Buch  ist 
bestritten  worden;  es  muß  nicht  viel  daran  sein.«  Einzelne  der  so 
Angegriffenen  haben  sich  gewehrt;  aber  auf  ihre  Repliken  folgten  noch 
längere  Dupliken,  die  ihnen  den  Streit  gar  bald  verleideten.  Andere 
haben  sich  im  Bewußtsein  ihrer  ehrlichen  Arbeit  darauf  verlassen,  daß 
das  Wahre  sich  schließlich  von  selbst  durchsetzen  werde,  und  daß  ein 
Widerspruch  noch  lange  nicht  Widerlegung  bedeute,  selbst  wenn  er 
durch  die  Zahl  der  Nachläufer  sich  verhundertfache.  Kam  dergleichen 
zu  oft,  so  haben  sie  sich  wohl  auch  mit  einer  bekannten  Goetheschen 
Strophe  getröstet,  die  ich  hier  nicht  wiederholen  will,  weil  sie  miß- 
deutet werden  könnte. 

Geschadet  hat  diese  Art  der  Bekämpfung  den  angegriffenen  Büchern 
wohl  kaum.  Das  am  meisten  angefochtene  Buch,  die  Büchersche  »Ent- 
stehung der  Volkswirtschaft«  hat  bis  jetzt  fünfzehn  Auflagen  erlebt; 
von  der  zweiten  Bearbeitung  von  Sombarts  »Modernem  Kapitalismus« 
sind  bereits  drei  starke  Bände  erschienen,  und  ob  Schmoller  und  Lam~ 
preckt  auch  nur  einen  ihrer  Anhänger  verloren  haben,  ist  sehr  zu  be- 
zweifeln. Angesichts  eines  derartigen  Verlaufs  ist  kaum  zu  begreifen, 
wie  der  Verfasser  hat  auf  den  Gedanken  kommen  können,  seine  alten 
Polemiken  nicht  nur  wieder  auszugraben,  sondern  noch  zu  vervollstän- 
digen und  zu  verstärken.  Die  Angegriffenen  selbst  werden  s.  Z.  wohl 
alles,  was  gegen  sie  vorgebracht  worden  war,  gewissenhaft  geprüft  und, 
wo  dazu  Anlaß  war,  sich  vielleicht  auch  gebessert  haben.  Wen  sollte 
die  Sache  weiter  angehen?  Vielleicht  denjenigen  allein,  der  zur  Natur- 
geschichte des  deutschen  Professorentums  Material  sammelt.  Ein  solcher 
kann  allerdings  in  dem  Buche  auf  seine  Rechnung  kommen. 

Mit  Stolz  wird  schon  im  dritten  Satze  des  Vorworts  hervorgehoben, 
daß  dem  Verfasser  für  die  Auffassung,  die  er  in  seinen  wirtschafts- 
geschichtlichen Abhandlungen  vertreten  habe,  die  Zustimmung  der 
überwiegenden  Mehrzahl  der  Forscher  zuteil  geworden  sei. 
Und  wer  möchte  daran  zweifefn,  wenn  er  bald  in  den  Anmerkungen, 
bald  im  Texte  all  die  Schildknappen  verzeichnet  findet,  die  einmal  in 
das  gleiche  Hörn  gestoßen  haben?  Daß  die  Namen  in  einem  solchen 
Falle  nicht  bloß  gezählt,  sondern  auch  gewogen  werden  müssen  und 
daß  es  immer  Menschen  gibt,  die  einem  solchen,  von  dem  man  glaubt, 
er  liege  am  Boden,  gern  den  Eselsfußtritt  versetzen,  braucht  ja  keine 
weitere  Rolle  zu  spielen.     Die  Masse  muß  es  bringen. 

Der  alte  Stadtbibliothekar  Haueisen  in  Frankfurt  a.  M.  hat  einmal 
gesagt,   die  Wissenschaft   bestehe   darin,    daß    immer   aus   zehn 
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Büchern  ein  elftes  gemacht  werde.  An  diesen  Ausspruch  wurde  ich 
lebhaft  erinnert,  als  ich  las,  mit  welchem  Bienenfleiße  G.  v.  Below 
den  Schriftstellern  der  Vergangenheit  nachgegraben  hat,  die  eine  be- 
stimmte Ansicht  ausgesprochen  hatten.  Die  Unterstellung  war  immer 
die:  der  A  hat's  vom  B,  der  B  vom  C,  der  C  vom  D.  Woher's  der 
aber  hatte,  weiß  man  noch  nicht.  Vermutlich  hatte  er's  aber  auch 
nicht  aus  sich.  Jedenfalls  sind  die  andern  alle  unselbständig.  Zwar 
wird  nicht  ausgesprochen,  daß  sie  gestohlen  und  die  Quelle  ihrer  Weis- 
heit arglistig  verstopft  haben.  Aber  der  Leser  wird  doch  geflissentlich 
unter  diesem  Eindruck  gehalten.  Gleich  als  ob  nicht  mehrere  zu  ver- 
schiedener oder  auch  zu  gleicher  Zeit  denselben  Gedanken  gehabt  haben 
könnten.  Ist  die  Wissenschaft  überhaupt  etwas  wert,  so  muß  metho- 
disches Verfahren  von  verschiedenen,  auf  dieselbe  Sache  angewandt, 
immer  auch  das  gleiche  Ergebnis  haben.  Den  Wert  des  Ergebnisses 
kann  diese  Uebereinstimmung  doch  bloß  erhöhen.  Die  Hauptsache 
bleibt,  ob  etwas  richtig  ist,  nicht  wem  ein  Registratur  der  Wissen- 
schaft die  Priorität  zuerkennt.  Zuweilen  geht  es  selbst  nicht  ohne 
Verdächtigung  ab.  »Sollte  ihm  (Schmoller)  Rodbertus  wirklich  unbekannt 
gewesen  sein?«  wird  S.  154  Anm.  1  gefragt.  Künftig  wird  sich  jeder- 
mann hüten  müssen,  noch  einen  gescheiten  Gedanken  zu  haben.  Man 
könnte  den,  der  so  gegen  die  Regeln  der  Zunft  verstößt,  am  Ende 
des  Plagiats  bezichtigen.  Man  dürfte  sich  nicht  besonders  wundern, 
wenn  jemanden  die  Wissenschaft  wie  eine  große  Schuttablagerungs- 
stätte erschiene,  in  der  auf  hoher  Stange  eine  Warnungstafel  aufgestellt 
ist  mit  der  Aufschrift:  »Eigene  Gedanken  dürfen  hier  nicht  abgeladen 
werden;  wenn  sie  neu  sind,  wird  die  Strafe  verdoppelt.« 

Die  sieben  schon  früher  veröffentlichten  Abhandlungen,  welche  das 
Buch  enthält,  sind  sämtlich  vom  Verfasser  erweitert  und  vervollstän- 
digt. Neue  Gedanken  sind  dadurch  nicht  hineingekommen ;  ja  der 
Nationalökonom,  der  gern  aus  ihm  lernen  möchte,  wundert  sich  über 
seine  Dürftigkeit  an  wissenschaftlich  belangreichen  Gesichtspunkten 
und  Feststellungen.  Man  lese  nur  Bclows  Ausführungen  über  den  Be- 
griff des  Kapitalismus.  Welcher  Nationalökonom  könnte  darin 
eine  wirkliche  Aufschließung  des  an  sich  ja  so  einfachen  Begriffes 
finden?  Ueberall  gewiß  viel  Scharfsinn  und  eine  umfangreiche  Gelehr» 
samkeit.  Kommen  wir  aber  durch  diese  Gaben  auch  nur  einen  kleinen 
Schritt  weiter?  Nirgends  ein  wirkliches  Eindringen  in  die  Sache. 
Der  Verfasser  scheint  diese  Armut  an  positivem  Gehalt  selbst  empfun- 
den zu  haben  und  hat  darum  seiner  Sammlung  der  kritischen  Ab- 
handlungen zwei  »ganz  neue«,  anscheinend  positive  hinzugefügt  (11 
und  IX).  Die  eine  betitelt  sich:  »Die  älteste  deutsche  Steuer«  und 
handelt  von  der  Bede.  Wer  noch  nichts  von  der  Sache  weiß,  wird 
sie  in  der  begreiflichen  Erwartung  lesen,  nun  zu  erfahren,  was  denn 
eigentlich  die  Bede  für  eine  Steuer    gewesen  sei.     Aber   diese    El 
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tung  wird  nirgends  erfüllt.  Man  bekommt  allerlei  über  das  Aufkommen 
und  den  Rechtsgrund  der  Bede,  ihre  Verbreitung,  ihren  Reallastcharak- 
ter, ihre  spätere  Geschichte  zu  hören;  ihr  ökonomisches  Wesen  aber 
bleibt  im  Dunkeln.  Die  andere  will  »die  Haupttatsachen  der  älteren 
deutschen  Agrargeschichte«  geben.  Man  beginnt  zu  lesen  und 
findet  gleich  auf  der  zweiten  Seite  die  Belehrung,  Gewann,  die  be- 
kannte Feldabteilung,  kommt  »von  gewinnen,  d.  h.  für  den  Anbau  ge- 
winnen, urbar  machen«.  Wer  sich  je  mit  der  älteren  Flurverfassung 
beschäftigt  hat,  weiß,  daß  das  Wort  vom  Wenden  des  Pfluges  seinen 
Namen  hat,  und  wenn  er  es  nicht  wüßte-,  so  könnten  ihn  die  Neben- 
formen Gewand,  Gewende  darüber  belehren.  Auch  das  Aufschlagen 
des  erstbesten  deutschen  Wörterbuchs  würde  das  Richtige  geboten 
haben.  Liest  man  trotzdem  ruhig  weiter,  so  findet  man  wohl  eine 
Fülle  von  Einzelheiten  aus  der  älteren  deutschen  Agrargeschichte ;  aber 
zu  einem  Gesamtbilde  der  Verhältnisse  gelangt  man  dadurch  nicht. 
Es  fehlt  eben  zusammenhängendes  Denken  und  die  Gabe  anschaulicher 
konkreter  Darstellung.  Die  beiden  neuen  Abhandlungen  können  also 
das  Ganze  nicht  retten. 

G.  von  Below  ist  ein  kritisches  Genie;  aber  es  ist  keine  wohl- 
wollende Kritik,  die  sich  der  Errungenschaften  fremder  Forschung  freut, 
sondern  ein  Besserwissen  im  Kleinen,  das  nur  mäkeln  kann.  Ich 
habe  deshalb,  als  dieser  Zeitschrift  ein  Rezenzionsexemplar  zuging, 
anfangs  die  Besprechung  rundweg  abgelehnt,  wozu  ich  schon  dadurch 
berechtigt  war,  daß  das  Buch  nach  Ausweis  des  Registers  an  mehr 
als  sechzig  Stellen  sich  mit  meiner  Person  beschäftigt.  Ich  war  also 
Partei,  und  die  Welt  darüber  zu  belehren,  wie  oft  ich  mißverstanden 
oder  zu  Unrecht  behandelt  worden  sei,  konnte  mir  nicht  einfallen. 
Wie  richtig  ich  empfunden  hatte,  zeigte  alsbald  eine  ausführliche  Be- 
sprechung aus  der  Feder  W.  Sombarts  {Schmollers  Jahrbuch,  Jhg.  44, 
S.  1021  — 1039).  Sombart  hatte  das  Buch  als  Ganzes  gewürdigt,  aber 
auch  die  gegen  ihn  persönlich  gerichteten  Stellen  desselben  kritisch 
behandelt.  Was  geschehen  mußte,  geschah.  Schon  ihm  nächsten 
Hefte  der  gleichen  Zeitschrift  (Jhg.  45,  S.  237 — 261)  erschien  eine  Ent- 
gegnung G.  v.  Belows,  überschrieben  »Die  wirtschaftsgeschichtliche 
Auffassung  W.  Sombarts«,  in  der  auf  der  anderthalbfachen  Seitenzahl 
diesem  zu  Gemüte  geführt  war,  wo  und  wie  oft  er  Unrecht  habe.  Zwar 
hätte  der  Verfasser  sich  selbst  sagen  können,  daß  seine  langatmigen 
Rechthabereien  gegen  die  temperamentvollen  Aeußerungen  Sombarts 
stark  abfallen  müßten.  Aber  der  Anticriticus  gehört  nun  einmal  zu 
den  typischen  Erscheinungen  der  deutschen  Fachzeitschriften,  und  es 
ist  doch  auch  zu  süß,  das  letzte  Wort  zu  behalten.  In  der  Regel  ge- 
winnt die  Wissenschaft  aus  einer  solchen  Professorenzänkerei,  bei  der 
keiner  den  andern  auch  nur  zu  verstehen  sucht  und  jeder  Teil  seinem 
Widerpart  möglichst    viel  Unangenehmes    sagt,    nicht  das   Geringste. 
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Angesichts  der  wahnsinnigen  Papierteuerung,  unter  der  wir  leiden,  muß 
man  sich  fragen,  ob  die  drei  Bogen  schönen  Druckpapiers,  die  auf  so 
fruchtlose  Dinge  verwendet  worden  sind,  nicht  an  anderer  Stelle  nütz- 
licher gewesen  sein  würden. 

G.  von  Below  nimmt  aber  nicht  bloß  das  Richteramt  über  die  Leben- 
den, sondern  auch  das  über  die  Toten  für  sich  in  Anspruch,  und  das 
ist  es  schließlich  auch  gewesen,  was  mir  trotz  aller  Abneigung  noch  die 
Feder  in  die  Hand  gedrückt  hat.  Ich  will  nicht  viel  dazu  sagen,  daß 
in  dem  Buche  die  teilweise  unerfreulichen  Angriffe  auf  Schmoller  und 
Lamprecht  wiederholt  werden.  Ich  habe  beide  im  Leben  gekannt  und 
sie  auch  wissen  lassen,  daß  ich  in  manchem  nicht  einer  Meinung 
mit  ihnen  sei.  Auch  heute  würde  ich  es  im  Einzelfalle  nicht  verschwei- 
gen, wo  etwas  darauf  ankäme.  Aber  im  ganzen  überwiegt  bei  mir 
das  Gefühl  pietätvoller  Dankbarkeit,  und  ich  meine,  daß  die  gesamte 
Wissenschaft  der  Wirtschaftsgeschichte  ihnen  schuldig  ist,  ihr  Andenken 
in  Ehren  zu  halten.  Sie  haben  beide  unsere  Erkenntnis  gefördert, 
jeder  in  seiner  Art.  Das  sind  wir  als  akademische  Lehrer  auch  ver- 
pflichtet der  Jugend  einzuprägen.  Es  verrät  eine  grenzenlose  Ueber- 
schätzung  dieser  querelies  allemandes,  wenn  heute,  wo  sie  sich  nicht 
mehr  wehren  können,  eine  vor  einem  Menschenalter  gegen  sie  geführte 
Polemik  »in  vermehrter  und  verbesserter  Auflage«  herausgegeben  wird. 

Aber  ich  habe  noch  eine  besondere  Veranlassung,  ja  geradezu  die 
Pflicht,  hier  zu  reden.  Vor  anderthalb  Menschenaltern  habe  ich  das 
Buch  des  Lütticher  Professors  Emile  de  Laveleye }  De  la  proprietd  et 
de  ses  formes  primitives  ins  Deutsche  übersetzt  und  um  fünf  eigene 
Kapitel  nebst  kleinen  Zusätzen  vermehrt.  Das  Ganze  ist  1879  unter 
dem  Titel  »Das  Ureigentum«  bei  F.  A.  Brockhaus  in  Leipzig  er- 
schienen. E.  de  Laveleye  hatte  den  Titel  selbst  vorgeschrieben,  und  ich 
hatte  mir  ihn  nach  einigen  Bedenken  gefallen  lassen,  weil  in  ihm  unsere 
beiderseitige  Ueberzeugung  zum  Ausdruck  gebracht  war,  daß  das  in 
einer  großen  Zahl  von  Beispielen  aus  den  verschiedensten  Ländern 
der  Erde  in  dem  Buche  geschilderte  Kollektiveigentum  an  Grund  und 
Boden  die  ursprüngliche  Rechtsform  des  Eigentums  überhaupt  gewesen 
sei.  Ja  der  belgische  Gelehrte,  der  einer  der  edelsten  Menschen  war, 
die  mir  in  meinem  Leben  begegnet  sind,  hatte  gemeint,  daß  die  Rück- 
kehr zu  den  alten  Grundeigentumsformen  die  Kolonialvölker  vielleicht 
in  Zukunft  vor  den  schlimmen  sozialen  Gegensätzen  bewahren  könnte, 
welche  die  Kulturvölker  mit  dem  Untergang  bedrohten.  E.  dt  Laveleye 
ist  1895  gestorben;  sein  »Ureigentum«  ist  mit  seinem  Tode  mein 
Eigentum  geworden,  und  wer  es  antastet,  muß  wissen,  daß  er  es  mit 
m  i  r  zu  tun  hat.  Gewiß  will  ich  damit  nicht  die  Vcrantwortun 
jedes  etwa  in  ihm  zu  findende  historische  oder  ethnographische  Ver- 
schen auf  mich  nehmen.  Deren  wird  das  Buch  bei  seinem  umfassenden 
Charakter  genug  enthalten.     Trotzdem  halte  ic  h  es  für  eine  der  ernste- 
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sten  und  gründlichsten  Arbeiten  der  französischen  Literatur  und  habe 
darum  s.  Z.  gern  die  Aufgabe  übernommen,  es  zu  erweitern  und  einem 
größeren  deutschen  Leserkreise  zu  vermitteln. 

Nun  trägt  gleich  der  erste  Abschnitt  des  Belowschen  Buches  die 
etwas  nach  Sensation  riechende  Ueberschrift :  »Das  kurze  Leben 
einer  vielgenannten  Theorie«  und  den  Untertitel :  »Die  Lehre 
vom  Ureigentum.«  Der  Inhalt  ist  kurz  gesagt  der,  daß  der  ursprüng- 
liche Charakter  der  Laveleyeschen  Theorie  dadurch  hinfällig  geworden 
sei,  daß  der  russische  Mir,  den  Laveleye  an  die  Spitze  seiner  Beispiele 
gestellt  hatte,  nach  Keußlers  Ansicht  erst  im  16.  Jahrhundert  unter 
dem  Drucke  der  Leibeigenschaft  und  der  Kopfsteuer  entstanden  sei 
und  daß  die  Trierischen  Gehöferschaften  und  die  Siegenschen  Hauberge 
nicht  Reste  der  altdeutschen  Agrarverfassung  sondern  jüngere  Bildungen 
seien.  Neu  sind  diese  Entdeckungen  nicht.  E.  de  Laveleye  hat  die 
Ansicht  Keußlers  gekannt  und  berücksichtigt,  und  ich  selbst  habe  in 
der  Darstellung  der  Gehöferschaften  auf  die  Schrift  des  Landrats  von 
Brießen,  der  bei  von  Below  zu  einer  agrargeschichtlichen  Autorität 
aufgestiegen  ist,  *S.  96  ausdrücklich  zitiert.  Wir  haben  also  beide  nichts 
verschwiegen.  Und  nun  soll  unser  Buch  durch  die  gleichen  Tatsachen 
hinfällig  geworden  sein.  Man  sollte  meinen,  um  die  Nichtigkeit  unserer 
Auffassung  darzutun,  müßte  man  doch  erst  beweisen,  daß  dem  Mir  oder 
den  Gehöferschaften  früher  individuelles  Grundeigentum  vorausgegangen 
sei.  Aber  nein,  darnach  wird  nicht  gefragt ;  es  wird  einfach  dem  Leser 
zugemutet  zu  glauben,  im  Argrarrecht  laufe  bisweilen  auch  das  Wasser 
den  Berg  hinauf.  Nebenbei  ist  noch  viel  die  Rede  von  dem  geringen 
Erkenntniswert  der  vergleichenden  Methode  und  von  Analogie- 
schlüssen und  deren  wissenschaftlicher  Bedeutungslosigkeit. 

Man  liest  das  alles  mit  einem  gewissen  Unbehagen,  und  es  sollte 
mich  nicht  wundern,  wenn  jemand  auf  die  Vermutung  käme,  daß  die 
vergleichende  Methode  deshalb  verurteilt  sei,  weil  Lamprecht  sie  ein- 
mal empfohlen  hat.  Daß  dies  in  einem  Lande  geschieht,  welches  auf 
die  Errungenschaften  seiner  vergleichenden  Sprachwissen- 
schaft stolz  ist  und  Wissenschaften  aufweist  wie  die  vorzugsweise 
mit  der  vergleichenden  Methode  arbeitende  Ethnographie,  die 
vergleichende  Religionswissenschaft,  die  vergleichende  Rechts- 
geschichte, daß  es  in  einem  Zusammenhange  geschieht,  in  welchem 
Männer  wie  E.  de  Laveleye  und  H.  S.  Maine,  die  in  ihren  Ländern 
hohe  wissenschaftliche  Verehrung  genießen,  in  die  Hölle  der  Verdamm- 
nis hinabgestoßen  werden,  kann  das  Ansehen  der  deutschen  Wissen- 
schaft im  Auslande  wahrlich  nicht  heben.  Wollen  wir  nicht  bei  den 
Völkern,  die  sich  mit  Vorliebe  der  vergleichenden  Methode  bedienen, 
in  den  Ruf  der  Rückständigkeit  und  engherzigen  Verzopftheit  geraten, 
so  muß  dagegen  energisch  Einsprache  erhoben  werden. 

Das  Laveleyesche  Ureigentum  ist  durch  die  Anfechtung  von  Belows 
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in  keiner  Weise  erschüttert.  Hat  er  nicht  gesehen,  daß  in  dem  Buche 
alle  Beispiele  primitiver  Eigentumsformen  dargestellt  werden  sollten 
und  daß  darum  die  südslavische  Zadruga  in  ihm  ebensogut  Platz  finden 
konnte  wie  die  mittelalterlichen  Hausgemeinschaften  Frankreichs,  die 
holländische  Erbpacht  und  der  italienische  Teilbau,  so  hat  er  das  Buch, 
das  bloß  zeigen  wollte,  was  außer  dem  Individualeigentum  sich  irgendwo 
als  möglich  und  als  wirklich  erwiesen  hatte,  überhaupt  nicht  verstanden. 
In  Zukunft  wird  man  sich  in  Deutschland  doch  etwas  mehr  Rücksicht 
in  bezug  auf  die  wissenschaftlichen  Leistungen  anderer  Völker  aufer- 
legen, vor  allem  aber  sie  zuerst  zu  verstehen  suchen  müssen,  ehe  man 
über  sie  aburteilt.  Eine  Theorie,  auf  die  in  Deutschland  Männer  wie 
G.  Haussen,  H.  von  Sybel,  G.  L.  von  Maurer,  W.  Jtoscher,  von  Haxt- 
hausen,  Brunner  gestoßen  waren,  wird  dadurch  gewiß  nicht  weniger 
wert,  daß  Engländer  und  Belgier  sie  aussprechen  oder  daß  die  Sozia- 
listen sich  ihrer  bemächtigen  uud  kann  auch  nicht  dadurch  diskredi- 
tiert werden. 

E.  de  Laveleye  hatte  für  diese  Art  von  Kritik  vielleicht  den  Fehler, 
wirklich  etwas  von  der  Landwirtschaft  zu  verstehen  und  ein  matter- 
of-fact-man  zu  sein.  Nicht  nur ,  daß  er  ein  eigenes  Buch  über  die 
belgische  Landwirtschaft  geschrieben  hatte,  er  pflegte  auch  überall  durch 
den  Augenschein  seine  Ansichten  zu  bilden  und  zu  berichtigen,  und  ich 
erinnere  mich  noch  mit  Freuden  der  gemeinsamen  Ausflüge  in  badische 
und  schweizerische  Landgemeinden,  in  denen  wir  Aufschlüsse  über  das 
Allmendwesen  suchten.  Wie  könnten  wir  bei  so  perversen  Neigungen 
den  Anforderungen  deutscher  Buchgelehrsamkeit  genügen? 

Dennoch  will  ich  auch  über  die  so  geschmähte  vergleichende 
Methode  noch  ein  bescheidenes  Wort  sagen.  Ich  bekenne  mich 
der  Sünde  schuldig,  viel  nach  ihr  gearbeitet  zu  haben.  Mein  Buch 
»Arbeit  und  Rhythmus«  ist  fast  ganz  auf  sie  aufgebaut.  Ich  bin  auch 
heute  noch  der  ketzerischen  Ansicht,  daß  die  vergleichende  Methode, 
wo  sie  anwendbar  ist,  zuverlässigere  Resultate  liefert  als  die  dafür 
empfohlene  Methode  der  isolierten  Einzelforschung.  Gewiß  weiß  jeder, 
der  jene  anwendet,  daß  sich  mit  ihr  nur  grobe  Tatsachen  feststellen 
lassen,  aber  doch  Tatsachen,  die  auf  keinem  andern  Wege  ermittelt 
werden  können.  Und  sie  sind  in  der  Regel  auch  sicher  genug,  daß 
andere  sich  darauf  stellen  und  weiterforschen  können.  Kommen  sie 
dabei  auf  anderem  Wege  zu  besseren  Ergebnissen,  so  wird  die  sich 
jeder  gern  gefallen  lassen.  Nur  Ergebnisse  müssen  es  sein,  nicht  jener 
wissenschaftliche  Nihilismus,  der  bloß  Nein  sagen  kann. 

Mit  diesen  Bemerkungen   über   einen   typischen  Einzelfall  will  ich 
Besprechung   schließen.     Ich  habe  nicht  die  Zeit,   um  die  »Ver- 
vollständigung« aer  Übrigen  Auflätze  und  die  »Verstärkung  der  Beweise« 
in  ihnen  (Vorwort)  zu  untersuchen  und  müßte  dabei  die  dem  Vcr: 
so  unsympathische,  vergleichende  Methode  anwenden.  Aber  die  Höflich- 
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keit  gebietet  doch,  daß  ich  mich  über  eine  Stelle  der  Vorrede  äußere, 
die  mich  persönlich  angeht.  G.  von  Below  wünscht  darnach  sein  Buch 
als  Parallele  zu  meiner  »Entstehung  der  Volkswirtschaft«  angesehen 
zu  wissen  und  erklärt,  daß  es  nicht  seine  Absicht  sei,  diese  aus  dem 
Feld  zu  schlagen.  Schade  !  Das  hätte  aber  seine  Absicht  sein  müssen. 
Ich  warte  schon  lange  darauf,  daß  ein  anderer  kommt  und  etwas  Bes- 
seres an  die  Stelle  setzt,  an  der  mein  Buch  seit  nun  bald  dreißig  Jahren 
steht.     Es  ist  wirklich  zu  alt  geworden. 

K.  Bücher. 
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Groß  8.     1921.     M.  50.—,  geb.  M.  62.—. 

Die  „Wirtschaftsethik  der  Weltreligionen "  ist  es,  -welche  diese  drei 
Bände  zur  Darstellung  bringen.  Eine  großgedachte  Arbeit,  bei  der' man  immer 
wieder  von  neuem  die  Weite  des  Blicks  und  die  Schärfe  des  Urteils  bewun- 
dert, mit  welcher  der  Verf.  aus  einem  ungeheuren  Stoff  eine  Fülle  uns  über- 
raschender Ergebnisse  herausgearbeitet  hat.  Wie  die  Religion  auf  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  eines  Volkes  einwirkt,  wie  stark  sie  das  Leben  und 
Denken  beeinflußt,  welche  Anschauungen  sie  bildet,  welche  eigentümlichen 
Erscheinungen  sie  hervorruft,  das  kennen  zu  lernen,  ist  hochinteressant. 
Für  gewöhnlich  ist  das  ja  ein  Gebiet,  das  den  meisten  fremd  bleibt,  dessen 
Kenntnis  auch  notwendig  ist,  um  die  Geschichte  zu  verstehen  und  das  Wesen 
und  die  Bedeutung  der  Religion  zu  beurteilen.  Wir  werden  daher  dankbar 
sein,  daß  wir  hier  von  so  kundiger  Hand  geführt  werden. 

Jenaische  Zeitung,  16.  7.  1921. 

Zu  den  angegebenen  Preisen  der  angezeigten  ältere»  Werke  treten  Verlagsteuerungszuschläge, 

über  die  die  Buchhandlungen  und  der  Verlag  gern  Auskunft  erteilen. 

Auf  die  mit  *  bezeichneten  Preise,  die  bei  Erhöhung  des  Verlagsteuerungszuschlags  entsprechend 

erhöht  werden,    wird  kein  Zuschlag  erhoben. 
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